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Die Hausinduſtrie im Deutſchen Reiche 
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Dr. Wilhelm Stieda, 
Kaiſerl. Regierungsrath in Berlin. 


— — 


Schon vor mehr als zehn Jahren hatte die ſtatiſtiſche Kommiſſion des 
Zollvereins gelegentlich der Ausarbeitung von Erhebungsformularen fir die 
Volks- und Gewerbezählung auch die Ermittelung der jog. Hausinduftrie in 
Anregung gebracht. Diejelbe jollte durch zwei an die Inhaber gewerblicher 
Etablifjements gerichtete Fragen erfaßt werden, von welchen die eine lautete: 
„Welche Arten von Waaren oder Gegenjtänden, bezw. twelche Arbeiten Ihres 
Gewerbebetriebs laſſen Sie hauptjächlic außerhalb Ihrer Gefchäftsräume (Werf- 
jtätten, Fabriklokale, Arbeits: und Baupläße 2c.) von felbjtändigen und un— 
jelbjtändiger Arbeitern in deren Behauſung machen“ und die andere „Wie viel 
Perſonen bejchäftigen Sie (im Jafalle) zur Zeit der Aufnahme außerhalb 
Ihrer Geichäftsräume (Werkjtätten, Fabrikräume, Baupläge u. ſ. w.) und 
zwar a) in der Gemeinde Ihres Gejchäftsfißes, b) in anderen Gemeinden ?“ 
wobei noch die Selbſtändigkeit und das Geſchlecht der Arbeiter erfragt 
werden jollte. ') 

Offenbar wäre die auf diefe Weile erlangte Auskunft eine ungenaue 
gewejen. Es war zu fürchten, daß der Nachdrud, mit welchem das Arbeiten 
außerhalb der Gejchäftsräume als Kennzeichen der Hausinduftrie betont war, 
irre leitete und auch Gewerbe, welche der Natur der Sade nad) nicht in 
Werkftätten ausgeübt werden, wie 3. B. Stubenmalerei, Maurerei, Dad): 
deckerei u. a. m. hierauf geantwortet hätten, obwohl durch die in Klammern 
itehende Erklärung „außerhalb der Bau- und Arbeitspläße‘‘ dem Mißverſtändniß 
ein Niegel vorgefchoben war. Eine größere Fehlerquelle aber lag unftreitig 
in der zweiten Frage, bei welcher nicht berüdfichtigt wurde, daß ein Hausindu- 
ftrieller für mehrere Unternehmer thätig jein könne. Vorausgeſetzt, daß alle 
Geſchäftsinhaber die Antwort richtig ertheilt hätten, wäre die Zahl der haus— 
indujtriellen Arbeiter eine zu große geworden. Doppelzählungen ließen ſich 
bei diejer Frageſtellung nicht vermeiden, wozu der Umftand fich gejellt, daß bei 
der eigenthümlichen Art der hausinduftriellen Betriebsform der Gejchäftsinhaber 
oft gar nicht in der Lage ift, die von ihm bejchäftigte Arbeiterzahl genau an- 
zugeben. Er verhandelt mit den Hausimduftriellen häufig nicht jelbjt, ſondern 
durch eine Mittelsperjon, den Faktor, dem er eine bejtimmte Leitung über: 
trägt, ohne fich zu vergewiljern, wie viele von ihm mit der Löſung der Auf: 
gabe betraut werden. 


N) Siehe: Preufiihe Statiftil. B. 40, ©. 17, 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1884. 1 


2 W. Stieda: Die Hausinduftrie im Deutſchen Reiche. 


Waren es Ddiefe Gründe, war es der Wunjch ein jchon ohnehin fompli- 
zirtes Formular zu vereinfachen, genug, als die erite Gewerbezählung im 
Deutjchen Reihe im Jahre 1875 vor fich ging, jtrich man beide Fragen und 
die ganze Hausinduftrie blieb unberüdjichtigt. Ein Staat indeß beruhigte ſich 
dabei nicht. Bon der großen Wichtigkeit, welche der Unterſcheidung der in 
gejchlojjenen Etablifjements, (Fabriken) bejchäftigten Arbeitern von den Haus: 
industrie Arbeitern innewohnt, durchdrungen, hielt der Leiter der amtlichen 
Statiftif Preußens es für jeine Pflicht, den Verſuch zu machen, diejelbe in 
den preußifchen Erhebungsformularen durchzuführen. In einem Bericht des 
Direktors des königlichen jtatiftiichen Bureaus an den Minijter des Innern vom 
24. Juni 1875 wurde die Anficht ausgejprocdhen, daß der „menjchenreichite 
Theil der jog. Fabrifinduftrie in Preußen Hausinduftrie“ *) jei und demgemäß 
befürwortet, die Erfundigung über diejelbe nicht außer Acht zu laſſen. Es 
empfahl ji” aber damals nicht, bezüglich der gewerbeitatiftiichen Erheb— 
ungen über die Bejchlüjie des Bundesraths Hinauszugehen und jo entjchied der 
Minifter, daß von den die Hausinduftrie betreffenden Fragen abzujehen jei. 
(Erlaß vom 16. Juli 1875.°) 

Troß alledem fam e3 Ende Dezember des Jahres 1875 doch zu einer 
Enquete über die preußiiche Hausinduftrie. ES ftellte jich nämlich, als das 
gewerbeftatiftiiche Material einzugehen begann, ein empfindlicher Nachtheil 
heraus. Weil auf der Gewerbefarte nur nach der Zahl der innerhalb der 
Arbeitsräume u. j. w. bejchäftigten Arbeitnehmer gefragt war, famen die großen 
Hausinduftries-Unternehmungen oder Firmen nicht recht zur Geltung, während 
man über den Sit derjelben allerdings orientirt wurde. Diejem Uebeljtande 
abzuhelfen wandte fich der Direktor der amtlichen Statiftif Preußens mit einem 
Rundjchreiben an die Jämmtlichen Handelsfammern und kaufmännischen Korpo— 
rationen der preußiichen Monarchie und erjuchte diejelben, zwei ausführlich 
gehaltene Fragebogen mit je 12 Fragen, von welchen der eine fich auf Die 
hausindujstriellen Arbeiter, der andere auf die Hausinduſtrie-Unternehmungen 
bezog, zu beantiworten. 

Auf diefen Fragebogen wurden unter Hausinduftrie diejenige gewerbliche 
Unternehmungs= oder Betriebsform verjtanden, bei welcher ein Handlungshaus 
von jelbjtändigen oder auch unjelbjtändigen, aber in ihren eigenen Behaufungen 
arbeitenden Gewerbetreibenden Waaren oder Theile von Waaren nad) beſtimm— 
ten VBorjchriften oder Muftern gegen Stücdbezablung fertigen läßt und in der 
Negel auch den Rohſtoff zu Diefen Waaren oder Waarentheilen Liefert. In 
dem Rundſchreiben war betont, wie hochwichtig die erbetenen Aufichlüfje jeien. 

Der Löblihen Abficht entſprach die Ausführung leider nur jehr unvoll: 
fommen. Bon den circa 1400 ausgejandten Erhebungsformularen blieb ein 
anjehnlicher Theil unbeantiwortet. Gerade aus den gewerbreichjten, Dicht mit 
Hausinduftrie bejegten Gegenden erfolgte die Antwort, daß Die verlangte 
Erforihung eine viel zu umfangreiche Arbeit jet, als daß ſie bei dem Mangel 
an geeigneten Kräften ſo ohne Weiteres unternommen werden könnte. Andere 
hatten freilich in ausreichender Weiſe geantwortet, aber bei der ungleich— 
mäßigen Behandlung der Angelegenheit in den verſchiedenen Kreiſen und 
Provinzen konnte das eingelaufene Material nur bis zu einem gewiſſen Grade 
Werth beanſpruchen und unterblieb die Verarbeitung desſelben vollſtändig. 


) Preuß. Statiſtik. B. 39, 2. Hälfte ©. 28. 
) Preuß. Statiſtik. B. 39, 2. Hälfte ©. 30. 
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Die Ergebnijie der Gewerbeitatiftif in Preußen, fofern fie die Arten der Er: 
mwerbsthätigfeit betrafen, welche das Gebiet der hausinduftriellen Thätigkeit 
gewilier Bevölkerungsgruppen oder Familienglieder bilden, 3. B. Nesjtriderei- 
und Filetarbeiten, Weißnäherei, Tapijjeriearbeiten, Weberei u. a. blieben dafür 
nach der Erflärung des preußijchen ſtatiſtiſchen Bureaus ſelbſt freilich ungenauer 
als die der anderen Bartien.?) 

Seitdem iſt das Intereſſe für die Hausinduftrie ein jehr reges ge- 
worden. Es jejlelte den Nationalöfonomen nicht nur die Art der Betriebs: 
form, deren vorausfichtlicher Play in der zukünftigen Gejtaltung der Pro— 
dDuftionsweile das Nachdenken erivedte, es wandte auch angefichtS der modernen 
Arbeiterjchuß-Gejeßgebung der Sozialpolitifer jein Augenmerk auf die haus: 
industriellen PBerjönlichkeiten jelbjt, die bisher von jeder jchügenden Maß— 
regel unbetroffen geblieben waren. Der Reichstag beſchloß im Jahre 1878, 
die Regierung zu erjuchen, über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in der 
— eine Enquete zu veranſtalten und mehrere Privatperſonen, junge 

elebrte und Praftifer, bemühten ſich durch eingehende lofale Unterfuchungen 
der Zuftände am Niederrhein, im Taunus, in Thüringen, im ſächſiſchen Voigt— 
lande u. ſ. mw. die Vorjtellungen von Wejen und Bedeutung der Hausinduftrie 
im Deutichen Reiche zu Elären. Schließlich hat, im höchſten Grade zeitgemäß, 
die Berufszählung des Jahres 1882 erwünſchte Belehrung über den Stand 
der Hausinduftrie gebracht. Diejelbe ift, wie es nicht anders jein konnte, 
lediglich ziffermäßig ausgefallen; über die Befonderheiten der Hausinduftrie 
läßt jid) nad) wie vor Nichts in Erfahrung bringen und kann auch kaum 
früher etwas geboten werden, bevor eine pezielle Erhebung derſelben ge: 
widmet wird. Ein bedeutender Fortſchritt ift gleichwohl unverkennbar und 
es muß als eines der vielen Berdienjte der Berufszählung hervorgehoben 
twerden, daß wir durch jie zum erſten Male ein annähernd genaues Bild von 
der Ausdehnung der Hansinduftrie, jowohl in Bezug auf die Gewerbe, in 
denen fie üblich it, als in Bezug auf die Dertlichkeiten, an denen ſie vor: 
fommt, erhalten, 

Die Berufszählung hat die Hausinduftrie in doppelter Weije zu ermitteln 
ſich angelegen jein laſſen. Sie hat einmal bei der an jede Perſon gerichteten 
Trage nach der Stellung im Beruf, ſowohl im Haupt: wie im Nebenberuf, 
erforicht, ob die betreffende PVerfönlichkeit in der eigenen Wohnung für ein 
fremdes Geſchäft, zu Hauſe für fremde Rechnung arbeitet, und weiter auf der 
Sewerbefarte dem Gejchäftsinhaber die Frage vorgelegt, ob er „auch Berjonen 
in deren eigener Wohnung (in Hausinduftrie)“ bejchäftige, wobei angegeben 
werden joll: Zahl umd Gejchlecht derjelben, jowie ob fie unmittelbar vom 
Etabliſſement aus bejchäftigt find oder nicht, endlich ob fie Gehilfen und 
Mitarbeiter haben und wie viele. Auf diefe Weife iſt die Klippe von 1871 
glücklich umjchifft worden. Wenn aucd etwa Die Fallung „zu Haufe für 
fremde Rechnung‘ manchen Handwerker, der auf Beitellung zu arbeiten pflegt, 
dazu verleitet haben fünnte, ſich als einen Hausinduftriellen auszugeben, jo ijt 
doch durch die Doppelfrage eine Kontrole geichaffen worden, die ſpäter jeden 
Zweifel an der Zuverläffigfeit der Erhebung bejeitigen wird. Die Zahl der 
hausinduftriellen Arbeituehmer iſt einmal direkt ermittelt, indem Jedem die 
Darauf bezügliche Frage vorgelegt wurde und fie wird auf anderem Wege noch) 
einmal durch die Befragung Derer erlangt, von welchen Ddiejelben ihre Arbeit 

) Preuß. Statifti. B. 39, 2. Hälfte S. 120. 
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erhalten. Die Zahlen, von welchen zunächſt nur die erjteren veröffentlicht 
find, werden fich jpäter ergänzen und gegenjeitig fontroliren. 

Hierbei darf nicht überjehen werden, daß nur die Hausinduftrie im engeren 
Sinne gemeint ift. Diejenigen Kleinbetriebe, die, gleichfalls zu Haufe, eigenes 
Material zum Berfauf an ein Gejchäft verarbeiten, wie es 3. B. die Korb: 
flechterei und Nageljchmiederei in einigen eljaßslothringifchen Gemeinden thun, 
find zum Handwerk gerechnet worden. In der That bilden fie wohl eine 
Mittelftufe zwischen diefem und der Hausinduftrie. Sie fertigen feine Kunden- 
arbeit an, wie das erjtere, find aber auch nicht für fremde Nechnung thätig 
wie das legtere. Mit dem Handwerk haben fie gemeinjam, daß fie auf Vor: 
rath zu arbeiten pflegen; der Hausinduftrie nähern fie ſich infofern, als fie 
nicht direft an die Konjumenten abjegen. Dieje Unterjchiede genau auseinander 
zu halten hätte bei der Berufszählung die größten Schwierigkeiten bereitet und 
daher ift der Begriff der Hausinduftrie wohl mit Necht enger gefaßt worden. 

Die Hausinduftrie im Deutfchen Reiche, wie fie uns von der Berufszähl- 
ung nach den vorläufigen Beröffentlichungen vorgeführt wird, iſt eine Betriebs: 
form, die im MWejentlichen nur in einer der fünf großen Berufsgruppen, 
welche die Neichsitatiftif annimmt, vorfommt, nämlid in der Gruppe: 
„Bergbau und Hüttenwejen, Induſtrie und Bauweſen.“ Wereinzelt ftößt 
man auf fie auch in der Berufsgruppe: „Landwirthſchaft, IThierzucht und 
Gärtnerei,‘ nämlich ſechs Mal, und zwar in der Kunſt- und Handels: 
gärtnerei. Dieje Fälle künnen bier füglich unerörtert bleiben. In der In— 
duftriegruppe werden 339,595 Hausinduftrielle aufgeführt,") d. 5. 5,3 Pro: 
zent der Erwerbsthätigen der ganzen Gruppe oder 15,4 Prozent der jelb- 
ftändigen Erwerbsthätigen. Mit den Arbeitern und Gehilfen der Induſtrie 
verglichen, fämen auf je 100 derjelben 8,3 Hausinduftrielle. Unter den 
339,595 Berjonen find nur die jelbjtändigen Hausinduftriellen verstanden. Die 
Bahl der von ihnen wieder abhängigen Hilfsperjonen bleibt zunächit unbekannt 
und es wird daher fraglich, welche der drei genannten Nelativzahlen die an: 
Ichaulichite ift; gegenüber der Zahl aller Erwerbsthätigen ſowie gegenüber der 
Zahl der Gehilfen und Arbeiter fällt die Zahl der Hausindujtriellen offenbar 
zu niedrig aus; mit der Zahl der ſelbſtändigen Gewerbtreibenden (Geſchäfts— 
Inhaber, Xeiter u. j. w.) läßt fich die Zahl der Hausinduftriellen nicht recht 
vergleichen, injfofern als das was die erjteren charafterifirt, nämlich die wirth— 
ichaftliche Selbjtändigfeit, den leßteren fehlt, da fie ja für Nechnung eines 
Geichäfts arbeiten. Die Hausinduftriellen find eigentlich nicht mehr als dis— 
locirte Fabrifarbeiter. Man fünnte fie auch als außerhalb der Werkſtatt ihres 
Meifters arbeitende Handwerfsgehilfen anſehen, doch ift notorisch der leßtere 
Fall ein wenig häufiger. In der Negel arbeiten fie für eine Fabrik oder fauf- 
männisches Gejchäft und mit Necht jagt Profeſſor Yeris von dem hausinduftriellen 
Meifter: „jo lange ihm der Rohſtoff nur von einem anderen Unternehmer 
zur Verarbeitung übergeben wird, gehört das Produft in feiner Herſtellungs— 
phafe ihm felbjt, er verkauft alfo nur Arbeit und nicht eine materielle Waare. ?) 
An dieſer wie mir fcheint zutreffenden Charakteriſtik des Hausinduftriellen, 
foll im weiteren Verlaufe dieſer Betrachtungen feitgehalten und der Haus: 
induftrielle mit den Arbeitern und Gehilfen in der Induſtrie verglichen werden. 


1) Es find zu vergleichen von den Monatsheften zur Statijtif des Deutſchen Reichs 
Juni: und Juli⸗Heft. Die im Aprilheft 1883 angegebene vorläufige Zahl von 323,973 
Hausinduftriellen ijt durch die fpätere Beröffentlihung in jene obengenannte berichtigt worden. 

2, Schönberg's Handbuch der politiichen Defonomie ©. 1028. 
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In der Gruppe „Bergbau und Hüttenweſen, Induſtrie und YBaumejen‘ 
findet fich die Hausinduftrie namentlich in der Textilinduftrie und Bekleidungs— 
le vertreten, weniger im der Holzindustrie und Malerei, Bildhauerei 
u. ſ. w. Die Zahl der Beichäftigten in den einzelnen Branchen ergibt ſich 
aus hal Tabelle. 

Während alſo in der gefammten Induſtrie neben je 100 Gehilfen und 
Arbeitern acht Hausinduftrielle thätig find, kommen in den Berufsklaſſen, die 
überhaupt den hausinduftriellen Betrieb anwenden, durchichnittlich auf je 100 
Gebilfen und Arbeiter zwölf Hausindujtrielle. Diefen Durhichnitt übertreffen 
die Textile und Belleidungsinduftrie bedeutend, die andern Branchen dagegen 
haben jich dieſe Betriebsform noch jehr wenig angeeignet. 








Zahl ber Auf 100 Gehil⸗ 











. r * — ſen u. Arbeiter 
Berujsflajien Sehilfen und Daus fommen Haus⸗ 
Arbeiter indujtriellen indujtrielle 
1, 2. 3, 4, 

Fazertilinimitte . . > 2 20. 500,268 205,619 41,! 

2 Beläidungsimduitrie . . 2 2 2... 465,764 100,260 21,> 

> Dalzinduitrie (Kork, Stroh, Dorn x.) . 288,906 13,676 4,’ 

4. Malerei. Bildhanerei und Verwandtes . 14,785 431 2,? 

>. Metallindritrie mit Ausnahme des Eiſens 54,271 1008 1,? 

6 ende 5 en 308,949 5021 1, 

ineindutriee 194,399 3228 1,? 

8. Bapiers-und Pederinduitrie . . 156,405 2224 1,* 

9. Andujtrie der Nahrungs umd Genußmittei 425,316 5678 1,' 

10. Andufitrie der ‚Steine und Erden . . . 284 815 1984 0, 

1l. Bolngeaphiice Semerbe ». 2 2 2... 58,359 | 322 0, 

12. Ebene Indufttie  . » > 2 0202. 43,416 110 0 

13. Anduitrie der Leuchtitoffe, Seiten, retten 22,166 34 0,? 

Summa | 2,818,569 339,595 | 12 


Es ijt num aber die Hausinduftrie eine Erwerbsart, die ganz gut neben: 
jächlich betrieben werden fann, von Perjonen, die gar feinen eigentlichen Beruf 
haben, den weiblichen Familienangehörigen, Rentiers u. j. w. ſowie von Per: 
jonen, die einen Beruf allerdings haben, aber von dieſem nicht voll in An: 
ſpruch genommen werden. Solche Perjonen, die der Hausindujtrie alſo im 
Nebenberufe obliegen, gibt es im ganzen Reiche 31,043, die ih im Weſent— 
lihen ähnlich auf die einzelnen Berufsklaſſen vertheilen, wie diejenigen Indi— 
viduen, die ausschließlich oder hauptſächlich Hausinduftrie treiben. Dieje Zahlen 
können indeß mit den obenangeführten nicht jummirt werden, weil fie nicht, wie 
jene, Perſonen bedeuten, jondern Fälle angeben, in welchen Hausindujtrie als 
Nebenberuf ausgeübt wird. Auch bei diefer Thätigfeit dürfte es vorfommen, 
dag eine Perſon mehreren Gewerben obliegt, die aladann nach der Veran— 
lagung der Reichsjtatiftit jo oft geführt wird, als fie Nebenberufen nachgeht. 

Hat aus diefem Grunde die Zahl der Hausinduftriellen im Nebenberufe weiter 
zu verfolgen für die gefammte Industrie geringeres Intereſſe, Jo verdient dafür 
der Nebenberuf der Hausinduftriellen um fo mehr Beachtung. Bon ſämmt— 
lichen Hausinduſtriellen haben 21 Proz.) einen Nebenberuf, während von 

) Dieje Berbältnifgablen find nadı den im April-Hefte enthaltenen Angaben berednet 
—— da nach dieſer Seite noch keine Berichtigungen vorliegen. 
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ſämmtlichen Gebilfen und Arbeitern in der Induſtrie 18,4 Proz. zugleich in 
einem anderen Berufe thätig find. Dieſer Nebenberuf befteht faſt ausschließlich 
in Landwirtbichaft, jet es in jelbjtändigem Betriebe derjelben oder in der Stellung 
als Gehilfe, Taglöhner u. ſ. w. Bon allen Hausindustriellen mit Nebenberuf haben 
92 Proz. denfelben in der Landwirtbichaft, von allen Gebilfen und Arbeitern der 
Induſtrie 95 Proz. Immerhin machen insbejondere die jelbjtändigen Landwirthe 
im Nebenberuf nur einen geringen Bruchteil aller Hausinduftriellen bezw. 
Fabrifarbeiter aus. Bon jämmtlichen Hausindujtriellen find 16,9 Proz, von 
ſämmtlichen Arbeitern und Gebilfen 13,5 Proz. gleichzeitig jelbjtändige Yand- 
wirthe. Es gebt hieraus hervor, daß wenn auch urjprünglich die Hausinduftrie 
vielfach eine Bejchäftigung des Landbewohners in müßigen Stunden war, ſich 
diefer Zuftand gegenwärtig jehr verändert hat. Noch nicht der fünfte Theil 
aller Hausinduftriellen ergeht ſich gleichzeitig in landwirtbichaftlicher Arbeit 
und der Vorzug, den die Hausarbeit in dieſer Hinficht vor der Fabrifarbeit 
voraus haben joll, nämlich den Wechjel mit einer gleichlam als Erholung 
betrachteten Beſchäftigung, jcheint hiernach nicht jehr bedeutend 

Nähme man den Fabrikarbeiter ganz allein gegenüber dem Hausindujtriellen, 
jo dürfte jogar, voransgejegt, daß die bei der Berufszählung gemachten Anz 
gaben über die Yandwirtbichaft im Nebenberuf fich mit der Wirklichkeit deden, 
die Situation des erjteren Die umftreitig beijere jein. Denn unter den vier 
Millionen Gehilfen und Arbeitern der Induſtrie, die wir mit den Hausindu— 
itriellen verglichen haben, find etwa — nach Analogie der 1875er Gewerbe: 
itatiftif -— */, Gebilfen aus Slleinbetrieben, ’/, Fabrifarbeiter (Arbeiter in 
Betrieben mit mehr als fünf Gehilfen). Da nun erfahrungsmäßig Handwerks: 
gejellen und Lehrlinge höchſt jelten jelbjtändige Yandwirthe oder ſonſtige Acer: 
arbeiter jind, fo fällt der bei weitem größte Theil der Yandwirthe im Neben: 
beruf auf den eigentlichen Fabrifarbeiter und es wiirde ſich herausitellen, daß 
relativ viel mehr yabrifarbeiter über ein Kleines Grundſtück, das fie regelmäßig 
bebauen, verfügen, als Hausinduftrielle. Ich betone dies, weil als einer der 
Bortheile der hausinduftriellen Betriebsform jehr mit Necht die Abwechjelung 
mit gejunder landwirtbichaftlicher Arbeit hervorgehoben wird.) Man jieht 
wie relativ jelten die Möglichkeit dazu geboten ift. 

In einer Branche jedoch, nämlich in den: Hauptgewerben der Textil: 
industrie, ift die Lage des Hausinduftriellen in Bezug auf die woblthätige 
Verbindung jeiner Hauptbeichäftigung mit der Yandwirtbichaft eine ungleich 
günftigere als die des Fabrikarbeiters. Die Berufsjtatiftif gejtattet bei der 
Spinnerei, Weberei, Striderei und Wirferei, Häfelei und Stickerei den ganzen 
Gegenſatz zwiſchen den hausinduftriellen und Fabrifarbeiten bervorzufehren, 
indem Dieje vier Zweige, je nachdem ob fie im Hausbetrieb oder Fabrik: 
betrieb ausgeübt werden, getrennt aufgeführt find. Darnach ergibt jich, daß 
während von allen Hausinduftriellen 26,4 Proz. Yandwirthichaft im Neben- 
berufe treiben, von allen Fabrifarbeitern nur 3,3 Prog. dies thun, und während 
von allen Hausinduftriellen 24 Proz. jelbjtändige Yandwirthe find, von allen 
sabrifarbeitern erſt 7,2 Proz. ein Stück Yand befigen oder gepachtet haben. In 
der Weberei tritt diefer Gegenſatz, wie die folgende Tabelle ausweift, noch greller 
hervor. Unverkennbar hat fich gerade hier der Zufammenhang mit der Bes 


) 3. B. Schönberg, Handbuch d. polit. Det. ©. 795, der es freilih nur von der länd— 
lihen Hausindujtrie behauptet, die indeß wohl die überwiegende Form jein dirite. 
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Hausindu⸗ Fabrik— 
ftrielle | arbeiter 












Hausindur Fabrik— 
itrielle arbeiter 
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nit jelbitändiger 
Landwirthſchaft im 
Nebenberufe 


mit Landwirthſchaft 
im Nebenberuf 









Hausindus Fabrik: 
itriellen arbeiter 








1. Spinnerei, Hechelei, 
Haſpelei, Spulerei, 
Zwirnerei, Wattenbe: 
bereitung 
Weberei, einschl. Band: 
weberei (ausgenommen 
Metall-⸗, Gummi und 
Roßhaarweberei 
3. Strickerei und Wirkerei 
Strumpfwaarenfabri— 








8,463 ı 108,655 1,040 1,5783 790 6,697 
















122,706 ı 180,405 | 41, 3281 17,599 | 37,466 15,060 


fation) 3,992 503 3,700 446 
4. Hüktelei, Sticerei, Spi⸗ 
tzenfabrikation 1,397 sh 19 74 
























Summa | 177,800 ı 309,450] 47,810 25,860 42,675 22,277 
Ron 100 on 100 
Hausindu-⸗ Fabrik Hausindus Fabrik— 
Gewerbe ſtriellen arbeitern ſtriellen arbeitern 


treiben Yandwirtbicait im find jelbitändige Landwirthe 
Nebenberufe im Nebenberufe 





1. Spinnerei, Hechelei. Has— 

pelei, Spulerei, Zwirnerei, | 

Rattenbereitung . 12,? | 7 9,3 | 6,! 
2. Weberei, einihliehl. Band- | 

weberei (ausgen ommen Me— | 

tall-, Gummi- und Roß— | 





haar:Weberei) - . . » 33° 9,8 30,> 8, 
3. Striderei und Wirterei 
(Strumpfimwaarenfabritation) 14,? 3! 13,’ 8 
4. Häkelei, Sticerei, Spigen: 
fabrifation . : 2... 7,' | 1? 8,? 1,? 
Summa 26,9 8, 24 7° 


Ichäftigung, aus welcher jich die hausinduftrielle Weberei, Spinnerei u. ſ. w. 
entwickelt haben dürfte), am längjten erhalten. 

Jene Berufsklaſſen, von welchen oben die Nede war, ericheinen aber 
nur als Nothbehelf, um einen kürzeren Ausdruck für die Bedeutimg der Haug: 
industrie in einer Neibe verwandter Gewerbe zu haben. innerhalb der einzelnen 
Zweige, welche die betreffende Klaſſe bilden, erjcheint die Hansinduftrie bald 
mehr bald minder hervorragend. Während beilpielsweile in der Tertilinduftrie 


— 


i) Roſcher, Nation. des Handels- und Gewerbefleißes S. 541 und 542 Anm. 3. 
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die Zubereitung von Spinnſtoffen, ſowie die Seilerei und Reepſchlägerei ver— 
hältnißmäßig ſelten ſich der Leiſtungen der Hausinduſtriellen bedienen, gibt es 
in derſelben Klaſſe Zweige wie die Häkelei und Stickerei, Strickerei und 
Wirkerei u. a. m., fiir welche der hausinduſtrielle Betrieb geradezu Lebensfrage 
iſt. Ein gleiches Verhältniß zeigt fich in der Holzindustrie, wo die Tijchlerei 
faſt ohne Hausinduftrie ift, die Holz- und Strohflechterei dagegen von fait 
ebenjoviel Hausinduftriellen wie Handwerksgehilfen und Fabrikarbeitern aus: 
geübt wird. Es erjcheint daher von Intereſſe diejenigen Gewerbe herauszu— 
greifen, in denen die Hausinduftrie eine bemerfenswerthe Rolle fpielt. Die: 
jelben find in der nachfolgenden Ueberſicht zufammengeftellt. 








= | ; Auf je 100 Ge⸗ 
Zahl | Zahl hilfen und Ar— 


Gewerbe der Hausindu: | der Arbeiter beiter (Sp. 3) 
itriellen | und Gehilfen | fommen Haus- 
induftrielle 
1, 2. 3. 4. 















1. Hätelei, Stiderei, Spigenfabritation 20,065 8,557 234,5 
2. GStriderei, ®irterei . . 27,547 28,307 97,’ 
3. Weberei und — von votz Stroh, 

Binien.. . . 4,879 5,076 96,' 
4. Näherinnen . . — — 48,924 53,467 91,5 
5. Bojamentenfabrifation i 11,178 16,910 66 
6. Weberei, einichliehlich Bandweberei 


(auägenommen Metall, Gummi und 

Roßhaar-Weberei) . . 128,849 258,502 49,* 
7. Berfertigung von Hofenträgern, Kra⸗ 

vatten, Handſchuhen, Korſetts und 


Krinolinen . 5,516 | 11,246 49 
8. Gummi- und Haarflechterei und Be | 

berei . 298 | 769 38, 
9, Herftellung fertiger leider und Waſche 

Konfektion) . . 5,167 21,347 24? 
10, —— von mufitaiichen Inftrr 

menten . 2,183 9,120 23,’ 
11. Schneiderei . . 22,835 123,568 18,5 
12, Verfertigung von groben, glatten do: | 

waaren und Holzitiften J 1,450 8485 | 17,! 
13. Korbmaderei . 1,737 11,773 14,’ 


I 
| 
14. Bleicherei, Färberei, Druderei, Appre- | 

tur von Spinniftoffen, Sarnen, — 


Zeugen aller Art . . 7,993 56,649 14,! 
15. Pußmacherei, Berfertigung von fünit- 

lihen Blumen und Federnſchmuck .. 2,349 17,647 13,3 
16. Drechſelei, Berfertigung von Dreh: und | 

Schnipwaaren, Korkichneiderei . . 3,182 25,865 123,3 
17. gu Senjen= und Mefferfchmiede, | 

erfertigung von eijernen ee | 12,' 

und Stahlfedern . . Bar 3,686 | 30,394 
18. Verfertigung von Stiften, Nägeln, | 

Schrauben, Nieten, Ketten x. . . 1,002 | 11,666 8, 
19. Spinnerei, Hechelei, Haſpelei, Sputeri | 

Zwirnerei, Wattenfabritation aus 9014 113,280 | 8 
20. Wäfcherinnen, Plätterinnen . . . . 1,478 | 17,508 | 8,' 
21. Tabadjabrifation . . BI 5,678 7,926 7,? 
22. Schubmaderei > > 2 2 2 2 0. 12,360 | 183,470 7 


un 
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Aus dieſen Zahlen zu folgern, welche Gewerbe für den hausinduſtriellen 
Betrieb beſonders geeignet erſcheinen, hat indeß ſein Mißliches, da man bei 
dem Mangel an Zahlen aus früheren Jahren, die zum Vergleich herangezogen 
werden fünnten, nicht jicher ijt, ob jich in den gegenwärtigen ein Niedergang 
oder ein Aufſchwung dieſer Betriebsform dofumentirt. Beiſpielsweiſe jcheint 
die verhältnigmäßig geringe Betheiligung der Hausindujtrie an der Verfertigung 
von Stiften, Nägeln, Schrauben u. j. w. wie an der Spinnerei den ausfichts- 
[ofen Konkurrenztampf der Handarbeit gegen die Majchine anzudeuten; Die 
jog. Konfektionsbranche dagegen dürfte auf dem beiten Wege fein je mehr und 
mehr hausinduftrielle Arbeiter zu bejchäftigen, als fie es zur Zeit bereits thut. 
Andererjeit würden bei noch weitergehender Spezialifirung der Reichsſtatiſtik 
Induſtriezweige zum Vorſchein fommen, die fajt ausschließlich oder größten- 
theils auf den Hausinduftriebetrieb gegründet find, wie z. B. die anjehnliche 
Spielwaarenbrandhe, die jeßt je nach dem Stoffe, welchen jie verarbeitet, 
verjchiedenen Induſtrien zugezählt ift, die Borzellanmalerei u. a. m. 

Im Allgemeinen — von weſentlichem Einfluß auf das Gedeihen der 
Hausinduſtrie zu ſein: 1. der Umſtand, ob die Frauenhand dabei Verwendung 
finden kann, ſo in der — Stickerei, Näherei, Verfertigung von Hand⸗ 
ſchuhen, Hoſenträgern, von Putz und fünftlichen Blumen u. dgl. m.; 2. eine 
einfache Technik der Verfertigung, die mit wenigen und nicht foftfpieligen 
Werkzeugen operirt, jo in der Korbmacherei, Verfertigung grober glatter 
Holzwaaren, Gummi» umd SHaarflechterei. Die größere oder geringere 
Wohlfeilheit des Rohſtoffes hat dabei in der Negel keinen Einfluß, da die 
Hausinduftriellen denjelben geliefert befommen; 3. künftlerifcher Sinn oder 
befondere Fähigkeiten zur Ausführung der Arbeit, jo in der SHolzichnigerei, 
der Verfertigung von mufifalischen Inſtrumenten, der Spigenflöppelei; 4. leichte 
und bequeme Transportfähigfeit der Produkte, um den Abjaß in den größten 
Entfernungen vom Produftionsorte machen zu fünnen. 

Auf die Wichtigkeit, welche das weibliche Gefchlecht für die Entwidelung 
der Hausindujtrie hat, wurde eben hingewieſen. Es iſt nicht unintereſſant 
ſich dieſelbe zahlenmäßig zu vergegenwärtigen. Während in der geſammten 
Induſtrie von 100 Erwerbsthätigen nur 17,6 weiblichen Geſchlechts ſind, 
trifft man unter den Hausinduſtriellen 48,4 Proz Frauen, und unter denjenigen 
Perſonen, welche der Hausinduſtrie im Nebenberufe obliegen, überwiegen die 
weiblichen ſogar; fie machen bei dieſen 51,9 Proz. aller aus. 

In einzelnen Induſtriezweigen tritt das Uebergewicht der Frauenarbeit 
noch mehr hervor. Abgeiehen von den Gewerben, welche als weibliche Be- 
Ihäftigungen überhaupt fich charakterifiren, wie Spinnerei, Hechelei, Häfelei, 
Stiderei, Bojamentenfabrifation, Näherei u. a. m. find z. B. in der Holz: 
und Strobflechterei unter 100 Hausinduftriellen 88,9 Berfonen weiblichen 
Geſchlechts, in der Bleicherei und Färberei 93,8 Proz. Auch in Gewerben, 
bei denen die hausinduftrielle Betriebsform feine Rolle jpielt, wie bei der 
Berfertigung von Bürjten, Pinfeln, Kämmen und in der Metallindustrie (mit 
Ausnahme des Eijens) finden fich je 57, beziehungsw. 51,3 Proz. Frauen 
unter den Hausinduſtriellen. Letzteres erflärt jich wohl ingbejondere durch 
Verwendung der fleineren und relativ geſchickteren Frauenhand in der Bijouterie- 
waaren⸗Fabrikation. 

Zeigt in Bezug auf das Geſchlecht der Arbeiter die Hausinduſtrie nicht 
geringe Abweichung von Handwerk und Großinduſtrie, ſo läßt ſie eine ähn— 
liche Verſchiedenheit auch in Bezug auf den Familienſtand derſelben erkennen. 
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Bon allen Gehilfen und Wrbeitern in der Induſtrie find 59 Proz. ledig, 
38,6 Proz. verheiratet und 2,4 Proz. verwittwet; unter den Hausinduftriellen 
dagegen finden fich 40 Bros. Yedige, 47 Proz. Verheiratete und 13 Proz. 
Verwittwete. Es betheiligen ſich hiemit an der Hausinduftrie relativ mehr 
Berheiratete und Verwittwete als an der andern gewerblichen Arbeit, ja bei 
den Wittiven ijt jogar die abjolute Zahl größer. Unter 339,595 Hausindu= 
jtriellen gibt es 34,928 Wittwen; unter 4,096,131 Arbeitern und Gehilfen 
nur 33,637. Dieſe Erjcheinung erklärt ſich Leicht : die Wittwe, Die wegen 
unmündiger Kinder oder durch höheres Alter an’s Haus gebumden ift, findet doch 
noch manche Freiſtunde, in der fie fich gewerblich bejchäftigen kann und manche 
Hantirung, die fie in Bequemlichkeit daheim zu leiften vermag, während jie 
die regelmäßige Arbeitszeit in der Fabrik, die jtrengere ſchwerere Beſchäftigung 
daſelbſt ohne Erholungspauſen nicht einzuhalten im Stande ift. 

Demgemäß find auch die Altersverbältniffe der Hausinduftriellen und 
gabrifarbeiter, bezw. Handwerfergehilfen nicht in Uebereinjtimmung. Die 
Fabrik, reſp. das Handwerk braucht junge, tüchtige Kräfte, die Hausindujtrie 
kann fich theilweife mit Schon abgenußten begnügen. Eine in der Fabrik nicht 
mehr verwendbare Berjünlichkeit fann noch in gewilien Branchen einen erträg— 
lichen Hausinduftriellen abgegeben. So ericheint denn die nachitehend hervor: 
tretende Differenz in den thatjächlichen Anforderungen jeder der Induſtrien 
begründet. 











jtanden im Alter von 











Ron je 100 unter 20 | 20-40 | 40-60 60 und mehr 
Jahre n 
l, Arbeitern und Gehilfen . . 28 * | 514 17,* 


2. Hausinduſtriellen . . .. 11? | 45° | 31,% 11,8 


Die über 40 Jahre alten Berjonen find in der Hausinduftrie relativ 
häufiger vertreten als in der übrigen Induſtrie. Sogar die über 70 Jahre 
alten Perſonen, die man in der Regel als unproduftive zu bezeichnen pflegt, 
finden in der Hausinduftrie noch die Möglichkeit des Erwerbs. Unter 100 
Hausinduftriellen find 2,68 über 70 Jahre alte Perfonen, unter LOO Arbeitern 
und Gehilfen nur 0 ‚48. Bon größtem Intereſſe iſt der Vergleich der in der 
Hausinduftrie jowie der jonjtigen Induſtrie bejchäftigten Kinder. Die Zahl 
der unter 15 Fahre alten Hausinduftriellen fällt relativ und abjolut geringer 
aus als die der in Fabriken bejchäftigten Kinder entiprechenden Alters Bon 
100 Hausinduftriellen jtanden 1,3 im Alter von unter 15 Jahren (4449), 
von 100 Arbeitern und Gebilfen 3,4 (138,397). Daß bei der in der Haus: 
indujtrie weitreichenden Arbeitstheilung eine überaus große Zabl Kinder Ver: 
wendung findet, ift eine befannte Thatjache und oft ſchon haben die Fabrik— 
injpeftoren über bierbei zu Tage getretene Uebelftände geklagt. Es drängt fich 
daher die VBermuthung auf, daß mancher Familienvater die Ermwerbsthätigfeit 
feiner Kinder verichwiegen haben könnte. WBielleicht ſtecken unter den 138,397 
Kindern in der Kategorie „Arbeiter und Gehilfen“ einige Hansinduftrielle, da 
Kinder wohl in der Negel von ihren Eltern gleichham als deren Gebilfen 
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hausinduftriell bejchäftigt fein dürften, während die 4449 Kinder nur die 
Zahl der jelbftändigen Hausinduftriellen von weniger als 15 Jahren find. 

Die Hausinduftrie, wie wir fie in den vorjtehenden Ausführungen haben 
fennen lernen, erjcheint mithin als eine eigenthümliche Betriebsform unter 
nicht wenigen und nicht gering wiegenden Abweichungen gegenüber der Art, 
mie die Induſtrie ſonſt aufzutreten pflegt. Was die Berufszählung über fie 
mittbeilt, ijt jehr anregend, reicht aber wohl nicht vollftändig aus, um ſich 
ein Urtheil über die Bedeutung der Hausinduftrie zu bilden. 

Noch eine Reihe von Fragen, die alle zur Klärung über diefe merkwürdige 
Unternehmungsform beitragen würden, bleiben unbeantwortet, weil naturgemäß 
die Berufsitatistif auf fie unmöglich eingehen konnte. So z. B. ob die Arbeit: 
nehmer in der Regel blos für einen HausinduftriesUnternehmer oder für mehrere 
zugleich thätig find, ob jie das Nohmaterial, Werkzeuge u. j. w. geliefert 
befommen, ob fie mit dem Unternehmer direft oder mit Hilfe von Zwijchen: 
perfonen verfehren, ’) von welchem Alter an Kinder zur Theilnahme an der 
Arbeit herangezogen zu werden pflegen, ob der betreffende Induſtriezweig 
wejentlich für den Erport liefert, ob einheimijche oder ausländiſche Rohſtoffe 
verarbeitet werden u. dgl. m. Derartige Spezielle Auskunft fünnte nur eine 
ausschließlich mit der Hausinduftrie fich befafiende Erhebung geben. Nachdem 
die Berufsitatijtif die äußern Umriſſe aufgejtellt und ermittelt hat, wo namentlich 
Hausinduftrie vorkommt, in welchen Staaten und Gegenden, welche Daten 
jpäter zur Veröffentlichung gelangen, it die Ausführung eines jolchen Bor: 
babens wejentlich erleichtert. Möchte die Neichsregierung recht bald diejelbe 
beichließen. 





) Eine darauf bezügliche Frage war übrigens auf dem Gewerbefragebogen der Berufs— 
zählung geſtellt und ſomit die Aufklürung hierüber wohl noch zu erwarten. 





Die Reichs Unfallverſicherung.) 
Grundzüge des Geſetzentwurfes über die Unfallverſicherung der 


Arbeiter nebſt Begründung. 
(Januar 1884.) 


— — 


A. Entwurf. 
I. Allgemeine Veſtimmungen. 


$ 1. Die Unfallverfiherung erftredt fih auf alle in Bergwerken, Salinen, 
Aufbereitungsanftalten, Steinbrüchen, Gräbereien (Gruben), Fabriken und Hütten— 
werfen beichäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, auf legtere jedody nur, ſofern 
ihr Arbeitsverdienitt 2000 Mark nicht überfteigt. Betriebsbeamte mit einem 
2000 Mark überfteigenden Arbeitöverdienft können auf Grund ftatutarifcher Be: 
ftimmung (8 12) gegen Unfälle verfichert werben. Für Arbeiter und Betriebs: 
beamte, welde nad Maßgabe dieſes Geſetzes verlichert find, und für ihre Hinter: 
bliebenen tritt das Haftpflichtgefeg vom 7. Juni 1871 außer Kraft. 

Als Fabriken gelten insbejondere diejenigen Betriebe, in welden die Bear: 
beitung oder Verarbeitung von Gegenitänden gewerbsmäßig ausgeführt wird, und 
in welchen zu dieſem Zweck entweder mindeitend drei zu verfichernde Perjonen 
unter gleichzeitiger Verwendung von Dampfkeffeln oder durch elementare Kraft 
bewegten Triebwerken oder ohne eine ſolche mindeltens zehn zu verjichernde Perſonen 
regelmäßig beichäftigt werden. Welche Betriebe außerdem als Fabriken im Sinne 
diejes Geleges anzujehen find, emticheidet dad Neichs-Verfiherungsamt ($ 44). 
Tür Betriebe, welche mit einer Unfallgefahr ‚nicht verbunden find, fann durch Be: 
ihluß des Bundesrath3 die Verfiherungspflidt ausgeichloffen werben. 

8 2. Auf Beamte, welche in Betrieböverwaltungen des Neid, eines 
Bundesitaated oder eine Kommunalverbandes mit feiten Gehalt und Penſions— 
berechtigung angeltellt find, findet das Infallverficherungsgeieg feine Anwendung. 
Wird jolhen Beamten und deren Dinterbliebenen bei Unfällen in Folge geleglicher 
oder ſtatutariſcher Beſtimmung eine Penfion oder eine Entihädigung gewährt, 
welche hinter dem nad) Maßgabe dieſes Gejeges ſich ergebenden Entſchädigungs— 
betrage nicht zurücdbleibt, jo fteht denjelben ein mweitergehender Aniprud aus dem 
Unfall auf Grund des Haftpflichtgeleged® vom 7. Juni 1871 nicht zu. 

$ 3. Gegenjtand der Verfiherung ift der nah Maßgabe der nachſtehenden 
Beitimmungen zu bemeflende Erſatz des Schadens, welcher durd eine Körperver— 
legung oder durch Tödtung entiteht. Der Schadenerjat befteht 

a) im alle ber Verlegung : 

1, In den Koſten des Heilverfahrens vom Beginn der 14. Woche nad) 

Eintritt des Unfalls ab; 


) Bgl. „Annalen“ 1881 ©. 97 ff, 1883 ©. 323 fi. 


Grundzüge des Gejegentiwurfes nebſt Begründung. 13 


2. In einer bei völliger Grwerbsunfähigfeit 66*/, Proz., bei theilweifer 
Srwerbsunfähigfeit höchſtens 50 Proz. des durdfchnittlichen Arbeits: 
verdienftes betragenden Jahresrente, wobei der 4 Mark täglich über: 
fteigende Betrag nur mit einem Dritttheil zur Anrechnung fommt; 

im Falle der Tödtung: 

1. In einem Paufchquantum zum Erſatz der Beerdigungstoften. Dasſelbe 
beiteht in dem Zwanzigfachen des durchichnittlichen täglichen Arbeits: 
verdienites; 

2. In der Gewährung einer Jahreörente von 20 Broz. des durchichnittlichen 
Arbeitsverdienftes des Beritorbenen an die Wittwe und von 10 Proz. 
an jebes hinterbliebene Kind bis zum zurüdgelegten 15. Lebensjahre, 
bezw. von 15 Proz., wenn das Kind auch mutterlos ift, wobei jedoch 
die Nenten zujammen 50 Proz. des NArbeitsverdienftes nicht überiteigen 
dürfen. 

3. In der Gewährung einer Jahresrente von 20 Proz. des Arbeitäver: 
dienftes des Verftorbenen an bedürftige Aizendenten. Im alle ihrer 
Wiederverheiratung erhält die Wittiwe den dreifachen Betrag ihrer Jahres— 
rente als Abfindung. Als Mrbeitsverdienit gilt der vom Verletzten 
während des legten Jahres bezogene Lohn mit der Maßgabe, daß bei 
Feſtſetzung der Entichädigung der von der höheren Verwaltungsbehörde 
nah Anhörung der Gemeindebehörbe für die Arbeiterklaffe, welcher der 
Beichädigte angehört, ermittelte durchichnittliche Tagelohn zu Grunde zu 
legen iſt, falls dieler den Betrag des von dem Beichädigten bezogenen 
durchichnittlichen Tagelohns überfteigt. In gleicher Weile ift diejer von 
der höheren Verwaltungsbehörde feitgeiegte Tagelohn der Entichädigung 
zu Grunde zu legen, wenn der Verletzte in dem Betriebe nicht ein volles 
Jahr, von dem Unfall zurüdgerechnet, beichäftigt war. Bei Perjonen 
welche wegen noch nicht beendigter Ausbildung feinen oder einen geringeren 
Lohn beziehen, gilt als Jahresverdienit das Dreihundertfache des von 
der höheren Verwaltungsbehörde nah Anhörung der Gemeindebehörde 
feitzufegenden ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter. Dem 
Berlegten fteht ein Anſpruch auf Entichädigung nicht au, wenn er den 
Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat. Die Aniprüche der Hinterbliebenen 
werden hiedurch nicht berührt. 

8 4. An Stelle der vorerwähnten Leiftungen fann bis zum beendigten 
Heilverfahren freie Kur und Verpflegung in einem Stranfenhaufe gewährt werden, 
und zwar: 

a) für Verunglücdte, welche verheiratet find ober bei einem Angehörigen 
ihrer Familie wohnen, wenn die Art der Verlegung Anforderungen an 
die Behandlung oder Verpflegung ftellt, welchen in der Familie nicht 
genügt werden fann. 

b) für fonftige Verunglüdte in allen Fällen. Für die Zeit der Verpflegung 
des Verunglüdten in dem Stranfenhaufe haben deſſen Ehefrau, Rinder und 
Afzendenten denielben Anipruch auf Entihädigung, welcher nad) Ziffer 
3b 2 den Hinterbliebenen eines Verunglüdten zufteht. 

8 5. Die Verfiherung erfolgt auf Gegenfeitigfeit durch die Unternehmer 
der unter 1 fallenden Betriebe, welche zu diefem Zwed in Berufsgenoflenichaften 
vereinigt werden. Jede Berufsgenoffenichaft eritredt fich in der Negel über das 
ganze Reihögebiet und umfaht alle Betriebe derjenigen Induftriezweige, für welche 
diefelbe errichtet ift. Betriebsanlagen, welche weientliche Beitandtheile verjchieben- 


o 
— 
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artiger Induſtriezweige umfallen, find derjenigen Berufsgenofienichaft zuzutheilen, 
welcher der Hauptbetrieb angehört. Die Berufsgenoflenichaften haben die Rechte 
juriſtiſcher Perſonen. 

86. Die Mittel zur Deckung der von den Berufsgenoſſenſchaften zu 
leiitenden Entichädigungsbeträge und der VBerwaltungsfoiten werden durd Beiträge 
aufgebracht, welche auf die Mitglieder nah Maßgabe der in ihren Betrieben von 
den Verficherten verdienten Löhne und Gehälter, jowie der ftatutenmäßigen Ges 
fahrentarife (5 13d) jährlich umgelegt werden. Wird eine Genofjenichaft 
dauernd leiltungsunfähig, jo gehen ihre Verpflichtungen auf das Neich über. 
Darüber, ob diejer Fall vorliegt, enticheidet der Bundesrath. 


II, Bildung der Berufs-Genofenfchaften. 


$ 7. Zum Zwed der Grmittelung jämmtlicher verfiherungspflichtiger Be: 
triebe find die Unternehmer binnen einer im Gefeg zu beſtimmenden Friſt ver: 
pflichtet, dielelben unter Angabe des Gegenitandes und der Art des Betriebes, 
jowie der Zahl der durchſchnittlich darin beichäftigten Perjonen bei der unteren 
Verwaltungsbehörde anzumelden. Für die nicht angemeldeten Betriebe hat die 
untere Verwaltungsbehörde die Angaben nad ihrer Kenntniß der Verhältnifle zu 
beihaffen. Gin nad den Gruppen, Klaſſen und Ordnungen der Reichsberufs— 
ſtatiſtik geordnetes Verzeichniß ſämmtlicher unter Ziffer 1 fallenden Betriebe ihres 
Bezirks ift von der unteren Berwaltungsbehörde der oberen Verwaltungsbehörde 
und von dieſer nach ftattgefundener Reviſion dem Neichsverfiherungsamt einzu: 
reichen. 

$ 8 Die Bildung der Berufsgenoflenichaften erfolgt auf dem Wege der 

Vereinbarung der Betriebsunternehmer unter Zustimmung des Bundesrath. Die 
Zuftimmung des Bundesraths kann veriagt werben: 

a) wenn die Anzahl der Betriebe, für welche die Berufsgenoſſenſchaft ge: 
bildet werden joll, oder die Anzahl der in denjelben beichäftigten Arbeiter 
zu gering ift, um die dauernde Yeiftungsfähigfeit der Berufsgenoſſen— 
Ihaft in Bezug auf die bei der Unfallverficherung ihr obliegenden Pflichten 
zu gewährleiiten; 

b) wenn Betriebe von der Aufnahme in die Berufsgenoffenihaft ausge: 
ichlofien werden follen, welche wegen ihrer geringen Zahl oder wegen 
der geringen Zahl der in ihnen beihäftigten Arbeiter eine eigene leiſtungs— 
fähige Berufögenoffenihaft zu bilden außer Stande find und aud einer 
anderen Berufsgenoflenihaft zweckmäßig nicht zugetheilt werden fünnen. 

$ 9. Die Beihlußfaffung über die Bildung der Berufögenoflenichaften 

erfolgt durch die zu diefem Zwed zu einer Generalverfammlung zu berufenden 
Berriebsgenoffen mit Stimmenmehrheit. In derielben hat jeder Ilnternehmer oder 
Vertreter eines Betriebes, in welchem nicht mehr als 20 Berjonen beichäftigt 
werden, eine, darüber hinaus bis zu 200 für je 20 und von 200 an für je 
100 mehr beichäftigte Perſonen eine weitere Stimme. Abweiende können ſich 
durch ftimmberechtigte Berufsgenoſſen vertreten laljen. Anträge auf Einberufung 
der Generalverlammlung find an das Reichsverſicherungsamt ($ 44) zu richten. 
Denielben iſt ſeitens des NReichöverfiherungsamts, fofern nicht der Fall unter 
Ziffer 8a vorliegt, jtattzugeben, wenn diejelben innerhalb der durch das Geſetz 
feſtzuſetzenden Friſt und mindeſtens von dem zehnten Theil der Betriebsunter: 
nehmer derjenigen Induſtriezweige, für welche die Bildung der Berufsgenoſſen— 
ihaft beantragt wird, oder von folchen Betriebsunternehmern, die mindeſtens den 
fünften Theil der in diefen Induftriezweigen vorhandenen Arbeiter beichäftigen, 
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geitellt worden find. Findet dad Neichöverficherungsamt bei der Prüfung von 
Anträgen auf Einberufung der Generalverfammlung, daß der unter Ziffer Sb vor: 
geiehene Fall vorliegt, jo hat dasjelbe die Unternehmer der dabei in Betracht 
kommenden Betriebe zum Zwed der Beichlußfallung über die Abgrenzung der 
Berufögenoflenichaft zu der Generalverlammlung mit einzuladen. 


$ 10. Auf Grund der unter 7 erwähnten Werzeichniffe werben bie 
Betrieböunternehmer nad) Makgabe der Beltimmungen unter Ziffer 9 von dem 
Neichsverfiherungsamt zur Generalverianmlung unter Angabe der ihnen zu— 
ftehenden Stimmenzahl einzeln eingeladen. Die Generalverfammlung findet in 
Gegenwart eines Vertreters des Neichsverliherungsamts ſtatt. Derjelbe er: 
öffnet die Verſammlung, welche unter jeiner Leitung aus ihrer Mitte einen Vor: 
ftand wählt. Der Boritand übernimmt die Leitung der Werhandlungen, bei 
welchen der Vertreter des Neichsverficherungsamts jederzeit zu hören ift. Die 
Generalverjammlung hat über den auf Bildung der Berufsgenoflenichaft gerichteten 
Antrag, welcher zu ihrer Einberufung Anlaß gegeben hat, jowie über die aus 
ihrer Mitte dazu etwa geitellten Abänderungsanträge Beihluß zu fallen. Ueber 
die Verhandlungen ift ein Protofoll aufzunehmen. Dasielbe iſt durch den Mor: 
ftand dem Neichöverfiherungsamt einzureichen, welches dasjelbe dem Bundesrath 
behufs der nad) 8 8 erforderlichen Beſchlußfaſſung vorlegt. 

$ 11. Für diejenigen Amduftriezweige, für welche innerhalb der im Geiek 
feitzuriegenden Frift Anträge auf Ginberufung der Generalverſammlung zur frei: 
willigen Bildung einer Berufsgenoflenichaft nicht geitellt worden iind, werben 
die Berufögenofienichaften durch den Bundesrath nah Anhörung von Bertretern 
der betheiligten Induftriezweige gebildet. Ebenſo find durd den Bundesrath die 
Berufsgenoflenichaften für Diejenigen Anduftrieziweige zu bilden, für welche auf 
Grund von Beſchlüſſen der Generalverfammlung innerhalb der geießlich vorge: 
fchriebenen Friit vom Bundesrath genehmigte Genoifenichaften nicht zu Stande 
fonmıen. 

$ 12. Die Berufögenofjenichaften regeln ihre innere Berwaltung, jowie 
ihre Geihäftsordnung durch ein von der Generalverfammlung ihrer Mitglieder 
(Genoſſenſchaftsverſammlung) zu beichliegendes Statut. Das Genoſſenſchafts— 
ftatut bedarf zır jeiner Gültigkeit der Genenmigung des Neichöverjicherungsamts. 
Bis zum Zuftandefonmen eines gültigen Genoſſenſchaftsſtatuts finden die Vor: 
jchriften unter $ 9 und 10, ſoweit Sich Ddielelben auf dad Stimmrecht der 
Genoflenihaftsmitglieder, auf die Einladung bderielben und auf die Betheiligung 
eines Vertreters des Neichsverliherungsamts an den Verhandlungen beziehen, auch 
auf die Genoflenichaftsverfammlungen Anwendung. 

8 13. Das Genoflenichaftsftatut muß außer dem Namen und dem Sitze 
der Genoflenichaft die Bezeichnung der Induſtriezweige enthalten, für welche die 
Genoſſenſchaft errichtet worden ift. Dasjelbe mu außerdem Beitimmung treffen: 

a) über die Bildung des Genoflenichaftsporitandes und über den Umfang 

der Befugniſſe desielben ; 

b) über die Berufung der Genoflenichaftöveriammlung, jowie über die 

Formen der Beſchlußfaſſung derjelben ; 
e) über das Stimmreht der Berufsgenoſſen in der Genoflenichaftsver: 
jammlung. 
Das Statut kann die für die erite Generalverfammlung vorgeichriebene 
Abitufung des Stimmrecht ($ 9) abändern, auch beitinmen, daß 
die Genofjenichaftsverfammlung aus einer von den Berufögenofien ge: 
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wählten Vertretung, insbeſondere auch aus Abgeordneten der etiva ge: 
bildeten Genoſſenſchaftsſektionen beftehen Toll; 
über den Maßſtab für die Vertheilung der Genoflenichaftslaften. 

Jede Genofienichaft hat für die einzelnen Induftrieziveige und Betriebs: 
arten je nad dem Grade der mit denfelben verbundenen Unfallgefahr 
entiprechende Gefahrenklaſſen zu bilden und nach denſelben die Höhe der 
zu leitenden Beiträge abzuftufen. Außer der nach Gefahrenklafien zu 
bemeifenden Höhe der Unfallgefahr müflen für die Vertheilung der Ge: 
noflenichaft3laften die Löhne und Gehalte der verficherten Perſonen maß— 
gebend jein. Die Eintheilung in Gefahrentlaffen und die Feſtſtellung 
des Verhältniſſes derfelben zu einander (ber Gefahrentarif) find nad 
Ablauf von längſtens zwei Jahren und fodann mindeſtens von fünf 
zu fünf Jahren einer Reviſion zu unterziehen. Die Ergebniſſe derfelben 
find der Genoflenihaftsverfammlung zur Beihlußfaffung vorzulegen. 
Die von derjelben hierüber gefaßten Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung 
des Neichöverfiherungsamtes. Löhne und Gehalte, welche den Betrag 
von durdhichnittli 4 Mark für den Arbeitstag überfteigen, dürfen über 
dieſen Betrag hinaus bei der Bertheilung der Genofjenichaftslaften nur 
mit einem Dritttheil (vgl. $ 3 Lit. a Nr. 2) in Anrechnung ge 
bracht werben. 

e) über dad von den Organen der Genoflenichaft bei der Einſchätzung der 
Betriebe in die Gefahrenklafien (Gefahrentarif) zu beobachtende Verfahren. 

Segen die Einſchätzung fteht die Berufung an das Reichöverfiherungs: 
amt offen; 

f) wenn die Genoſſenſchaft in Sektionen getheilt werben joll, über die Ab: 
grenzung, Organifation und Zuftändigfeit der Sektionen, ſowie über 
die Zuftändigfeit der örtlichen Genoflenfchaftsorgane (Vertrauensmänner); 

g) über die von den Genoflenichaftsmitgliedern alljährlich zu bewirkende 
Einjendung von Arbeiter- und Lohnnachweiſungen für die Yivede der 
Umlageberechnungen, und über die Art der Hebung der Mitgliederbeiträge; 

h) über die Folgen von Betriebseinitellungen bezüglih der Zugehörigfeit 
zur Genoſſenſchaft; 

i) über die Aufftellung der Jahresrechnung, ſowie über deren Prüfung 
und Abnahme; 

k) über die Ausübung der der Genoſſenſchaft zuftehenden Befugniſſe zum 
Erlaſſe von PVorichriften behufd der Imfallverhütung und zur Ueber— 
wachung der Betriebe. 

Beichlüffe der Genoſſenſchaftsverſammlung, welche die Abänderung 
oder Ergänzung des Statuts betreffen, bedürfen der Genehmigung des 
Neihöverfiherungsamts. Durd das Statut kann für den Wall der 
Bildung von Sektionen beitimmt werden, daß die zu leiltenden Ent: 
ihädigungen bis zu 50 Prozent berjelben von der Sektion getragen 
werben müſſen, in deren Bezirk die Unfälle eingetreten find. 

$ 14. Sommt innerhalb einer feftzuiegenden Frift ein von den Reichsver— 

fiherungsamte genehmigtes Statut nicht zu Stande, jo wird dasfelbe auf den 
Vorſchlag des NReichöverfiherungsants vom Bundesrath erlaffen. So lange bie 
Mahl der geſetzlichen Organe einer Genoflenichaft ordnungsmäßig nicht vollzogen 
ift, oder jo lange diefe Organe die Erfüllung ihrer gejfeglichen oder ftatutariichen 
Obliegenheiten verweigern, hat das Neichsverfiherungsamt die legteren auf Stoften 
der Genoffenihaft wahrzunehmen. 


d 
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8 15. Die Mitglieder der Vorſtände der Berufsgenoſſenſchaften und der 
Sektionen, Towie die Vertrauensmänner verwalten ihr Amt als unentgeltliches 
Ehrenamt. Baare Auslagen werden ihnen eriegt. 

$ 16. Nach erfolgtem Abſchluſſe der Organilation der Berufsgenoſſen— 
Ihaften find Menderungen in dem Beltande der legteren unter nachitehenden Bor: 
ausſetzungen zuläflig: 

a) Die Vereinigung mehrerer Genoflenichaften erfolgt auf übereinitimmenden 

Beichluß der betheiligten Genoflenichaftsverfammlungen. Zum Inkraft— 
treten der Bereinigung ift die Genehmigung des Reichöverfiherungsamts 
erforderlich. 
Die Ausiheidung einzelner Induſtriezweige aus einer Genoflenichaft und 
die Zutheilung derielben zu einer anderen Genoflenichaft ift auf Beſchluß 
der beiden betheiligten Genoffenichaftsverfammlungen mit Genehmigung 
des Neichsverfiherungsamts zuläffig, ſofern durch dieſe Ausicheidung 
die Leiftungsfähigfeit der erfteren Genoflenihaft in Bezug auf die ihr 
obliegenden Pflichten nicht gefährdet wird. 

ce) Wird in den Fällen zu a und b die Vereinigung mehrerer Genoſſen— 
Ichaften oder die Ausſcheidung einzelner AInduftriezweige aus einer Ges 
nofjenihaft und die Zutheilung derielben zu einer anderen Genoflenichaft 
auf Grund eines Genoffenichaftsbeichlufles beantragt, dagegen von ber 
anderen betheiligten Genoſſenſchaft abgelehnt, fo enticheidet auf Anrufen 
der Bundesrat. 

d) Wollen die IInternehmer einzelner Jnduftriezweige aus der Genoſſenſchaft 
welcher fie angehören, ausicheiden, um eine beiondere Genoflenichaft zu 
bilden, fo haben fie dieß bei der Genoſſenſchaft zu beantragen. Ueber 
den Antrag hat die Genoflenichaftsverfammlung zu beichließen. Der 
Beihluß der Iegteren ift dem Bundesrathe vorzulegen, welcher nad An— 
börung des Reichöverfiherungsamts darüber enticheidet, ob nad) Maßgabe 
der Beltimmungen unter $ 8 dem Antrage ftattzugeben ift oder nicht. 

e) Wird eine Berufsgenofienichaft dauernd leiſtungsunfähig ($ 6), fo 
fönnen die derielben angehörigen Betrieb3unternehmer durch den Bundes» 
rath anderen Genoſſenſchaften nach deren Anhörung zugetheilt werden. 

8 17. Werden Genoijenihaften mit einander vereinigt, fo gehen mit dem 
Zeitpunkte, zu welchem die Veränderung in Wirkſamkeit tritt, alle Rechte und 
Pflichten der betheiligten einzelnen Genoſſenſchaften auf die neugebildete Genoſſen— 
ſchaft über. 

Wenn einzelne Induftrieziweige aus einer Genoflenichaft ausicheiden und 
einer anderen Genoflenichaft angeichloflen werden, jo find von dem Eintritte dieſer 
Veränderung ab die Entihädigungsaniprüce, welche gegen die eritere Genoffen- 
fhaft aus den in Betrieben der ausfcheidenden Induſtriezweige eingetretenen Un— 
fällen ertvachien find, von der Genoſſenſchaft zu befriedigen, welcher die Induſtrie— 
zweige nunmehr angeichloflen find. Sceiden einzelne Induſtriezweige aus einer 
Genofjenihaft unter Bildung einer neuen Genoifenihaft aus, jo find von dem 
Zeitpunfte der Ausscheidung ab die Entihädigungsaniprühe, melde gegen bie 
erftere Genoſſenſchaft aus den in Betrieben jener Induſtriezweige eingetretenen 
Unfällen erwachſen find, von der neugebildeten Genoſſenſchaft zu befriedigen. In: 
foweit zufolge des Ausſcheidens von Induſtriezweigen Entihädigungsanfprüde 
auf andere Genoſſenſchaften übergehen, haben die letzteren Aniprud auf einen 
entjprechenden Theil des Vermögens derjenigen Genoflenichaft, aus welder bie 
Ausſcheidung ſtattfindet. 
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Die vorftehenden Beltimmungen können durch übereinftimmenden Beichluß 
der betheiligten Genofjenichaftsverfammlungen mit Genehmigung des Bundesraths 
abgeändert oder ergänzt werden. Streitigfeiten, welche in Betreff der Vermögens: 
auseinanderjegung zwischen den betheiligten Genofienichaftenentftehen, werden mangels 
Veritändigung bderjelben über eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung auf Anrufen 
einer der betheiligten Genofjenihaften von dem Reichsverſicherungsamt entichieben. 

8 18. BBereinbarungen von Berufögenofjenichaften, wonach biejelben bie 
von ihnen zu leiftenden Entihädigungäbeträge ganz oder zum Theil gemeinfam 
tragen, find zuläſſig. Beſchlüſſe der betheiligten Genoflenichaftsverfammlungen, 
durc welche derartige Vereinbarungen getroffen werben, bedürfen ber Genehmigung 
des Bundesraths. Ueber die Vertheilung des auf eine jede Berufögenoflenichaft 
entfallenden Antheil® an der gemeinfam zu tragenden Entihädigung unter die 
Mitglieder der Genoſſenſchaft enticheidet die Genoflenihaftsverfammlung. Mangels 
einer anderweitigen Beitimmung erfolgt die Umlage dieſes Betrages in gleicher 
Meife, wie die von ber Genofienihaft nad Maßgabe des Statuts zu leiftenden 
Entihädigungäbeträge (8 6). 

$ 19. Zu anderen als durch das Geſetz vorbezeichneten Zwecken dürfen 
weder Beiträge von den Mitgliedern ber Genoflenjchaft erhoben werden, noch 
Verwendungen aus dem Vermögen der Genojlenichaft erfolgen. 


111. Mitgliedfchaft des einzelnen Betriebes; Betriebsveränderungen. 


8 20. Mitglied der Genofienihaft ift jeder Unternehmer eines Betriebes 
derjenigen Induſtriezweige, für welche die Genoffenihaft errichtet ift. Die Mit- 
gliedichaft beginnt für die Unternehmer der zur Zeit des Anfrafttretend des Ge- 
ſetzes verficherungspflichtigen Betriebe mit diefem Zeitpuntte, für die Unternehmer 
ſpäter entitehender oder veriicherungspflichtig werdender Betriebe mit dem Zeit: 
punfte der Gröffnung, bezw. des Beginnes der Verficherungspflicht derfelben. 
Die Unternehmer jolcher Betriebe haben dieſelben innerhalb einer im Geſetze zu 
beftimmmenden Friſt anzumelden ($ 7). 

8 21. Auf Grund der dem Neichöverjiherungsamte eingefandten Verzeichniſſe 
der verliherungspflichtigen Betriebe ($ 7) und der jpäter erfolgenden Anz 
meldungen werben von ben Genofjenichaftsvorftänden Genoffenichafätatafter geführt. 
Die Aufnahme der einzelnen Genoſſen in das Statafter erfolgt nad vorgängiger 
Prüfung ihrer Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft. Den in das Satafter aufge 
nommenen Genofjen werden vom Genofjenichaftsporftande Mitgliedicheine ertheilt. 

$ 22. Jeder Betriebsunternehmer iſt verpflichtet, Nenderungen feines Bes 
triebes, welche für die Zugehörigfeit zu einer Genoflenichaft von Bedeutung find, 
dem Genofjenihaftsporitande anzuzeigen. 


IV. Arbeiterausfhüffe und Sciedsgerichte. 


$ 23. Zum Zweck der Wahl von Beiligern zum Sciedögeriht (8 26), 
der Mitwirkung bei der Unterfuhung von Unfällen (8 29) und der Begut- 
ahtung der zur Verhütung von Unfällen zu erlaffenden Vorfchriften ($ 42) 
wird für jede Genoflenihaft und, fofern die Genoffenichaft in Sektionen getheilt 
ift, für jede Sektion ein Arbeiterausichuß errichtet. Die Vermehrung der Arbeiter: 
ausihüffe fann auf Antrag der Intereffenten durh Beichluß des Bundesraths 
angeordnet werden. 

8 24. Der Nrbeiterausihuß beiteht aus Vertretern derjenigen Orts- und 
Fabrikkrankenkaſſen, ſowie derjenigen Knappſchaftskaſſen, welchen die in den Be- 
trieben der Genoflenichaftsmitglieder beihäftigten verficherten Perjonen angehören. 
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Die Wahl erfolgt durch die Vorftände der bezeichneten Kaſſen unter Ausichluß der 
denjelben angehörenden Vertreter der Arbeitgeber. Der Arbeiterausihuß joll aus 
mindeitend neun und höchſtens achtzehn Mitgliedern und ebenjo vielen Stellver: 
tretern beitehen, mwelce auf vier Jahre zu wählen find. Innerhalb diefer Grenzen 
beitimmt das Neichäverfiherungsamt oder, fofern die Genoſſenſchaft in Sektionen 
getheilt it, die höhere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die Sektion ihren 
Sit hat, mittelft eines NRegulativs die Anzahl der Mitglieder und deren Wer: 
theilung auf örtlich oder nad; Induftriezweigen abzugrenzende Theile der Ge: 
nofienihaft oder Sektion. In den Falle des 8 23 Abſatz 2 beftinmt ber 
Bundesrath die höhere VBerwaltungsbehörde, welhe das Negulativ zu erlaſſen 
bat. Die Ausichußmitglieder erhalten aus der Genoſſenſchaftskaſſe Eriag für 
nothwendige baare Auslagen und entgangenen Arbeitsverdienit. 

8 25. Durh das in $ 24 bezeichnete Negulativ kann der Arbeiter: 
ausſchuß nach örtlicher Begrenzung und nad) Induftrieziweigen in Sektionen ge— 
theilt werden. Die Ausſchüſſe und deren Sektionen wählen ihren Worfigenden 
aus der Mitte ihrer Mitglieder. Sie fallen ihre Beichlüffe unter Yeitung des 
Vorſitzenden nah Stimmenmehrheit. Die näheren VBorfchriften über die Wahl 
und Geihäftsführung der Ausſchüſſe werben im übrigen durch das Negulativ 
beitinnmt, welches jo lange in Straft bleibt, bis Menderungen desjelben vom Ar: 
beiterausichuffe beichlofien und von dem NReichöverficherungsamt, beziehungsweile 
der höheren VBerwaltungsbehörde ($ 24 Abſatz 3) genehmigt werden. 

8 26. Für jeden Bezirk, für welchen ein Mrbeiterausfhuß gebildet ift 
($ 23), wird ein Sciedögericht errichtet. Jedes Schiedsgericht beiteht aus 
einem Ständigen Borfigenden und aus vier Beiligern. Der Borfigende und ein 
Stellvertreter desielben werden aus der Zahl der öffentlichen Beamten von ber 
Zentralbehörbe des Landes, in welchem der Sit des Schiedsgerichts belegen ift, 
ernannt. Zwei Beiliger und vier Stellvertreter berjelben werben von der Genoſſen— 
fchaft ober, ſofern die Genofjenichaft in Sektionen getheilt ift, von der betheiligten 
Sektion aus den nicht dem Vorſtande der Genofienichaft oder dem Vorſtande der 
Sektion angehörenden ftimmberechtigten Mitgliedern der Genoflenichaft gewählt. 
Die anderen beiden Beiliter nebft vier Stellvertretern werden von Arbeiteraus: 
ſchuſſe ($ 23) aus der Zahl der Berficherten gewählt. Die Wahl der Bei: 
figer und Stellvertreter erfolgt auf vier Jahre. Die Wahl der von den Ber: 
fiherten zu wählenden Beijiger und Stellvertreter ift durch das nach Vorichrift des 
8 24 zu erlalfende Negulativ zu regeln. Diejelben erhalten aus der Genoſſenſchafts— 
kaſſe Erjag für die durch ihre chiedsrichterlichen Obliegenheiten ihnen erwachſenden 
baaren Auslagen, ſowie für den ihnen dadurch entgangenen Arbeitsverdienft. 

8 27. Das Schiedögeriht iſt mur beichlußfähig, wenn außer dem Bor: 
figenden eine gleiche Anzahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und zwar 
mindeitens je einer als Beifiger mitwirken. Die Enticheidungen des Schiedsge— 
richtes erfolgen nah Stimmenmehrheit. Im Uebrigen wird dad Verfahren vor 
dem Sciedbögericht durch Ffaiferliche Verordnung mit Zultimmung des Bundes— 
raths geregelt. 


V. Feſtſtellung und Auszahlung der Entfchädigungen. 


$ 28. Bon jedem in einem verficherten Betriebe vorfonmenden Unfall, durd) 
welchen eine in demjelben beichäftigte Perjon getödtet wird oder einei Körperver- 
legung erleidet, welche eine Arbeitsunfähigfeit von mehr al3 drei Tagen oder ben 
Tod zur Folge hat, ilt von dem Betrieböunternehmer bei der Polizeibehörde 
fchriftlihe Anzeige zu eritatten. 
2* 
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$ 29. Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durd welchen eine verficherte 
Perſon getödtet wird oder eine Störperverlegung erleidet, welche vorausfichtlic 
den Tod oder eine Erwerbsunfähigfeit von mehr als dreizehn Wochen zur Folge 
haben wird, ift von der PRolizeibehörde ſobald wie möglich einer Unterfuhung zu 
unterziehen, durch welche feitzuitellen find: 

a) die Veranlaflung und Art des Unfalls, 

b) die getödteten oder verlegten Perjonen, 

c) die Art der vorgefommenen Verlegung, 

d) der Verbleib der verlegten Perſonen, 

e) die Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten Perionen, welche nad 
8 3 einen Entihädigungsanipruch erheben können. 

Die betheiligte Genoſſenſchaft, der zuftändige Arbeiterausichuß und der Be- 
trieböunternehmer können durch einen Vertreter, der Betriebsunternehmer aud in 
Perſon an den Unterfuhungsverhandlungen theilnehmen. Zu dem Ende ilt ihnen 
von der Einleitung der letteren rechtzeitig Kenntniß zu geben. Außerdem find, 
foweit tbunlich, die fonftigen Betheiligten und auf Antrag und Koften der Genoſſen— 
ſchaft Sachverſtändige zuzuziehen. Iſt die Genoſſenſchaft in Sektionen eingetheilt 
ober find von der Genoflenichaft Vertrauensmänner beftellt, fo ift die Mittheilung 
von der Einleitung der Unterfuhung an den Sektionsvorſtand, bezw. an den Ber: 
trauendmann zu richten. Iſt der Arbeiterausihuß in Sektionen eingetheilt 
(8 25), fo ift die Anzeige an den betreffenden Seftionsvorfigenden zu richten. 

$ 30. Die Feititelung der Entihädigungen für die durch Unfall verlegten 
Verſicherten und für die Hinterbliebenen der durch Unfall getödteten Verſicherten 
erfolgt 

A. fofern die Genofjenihaft in Sektionen eingetheilt ift, durch die Vorftände 

ber Seftionen, wenn es ſich handelt 

a) um den Erſatz der Koſten des Heilverfahrens, 

b) um die für die Dauer einer vorausfichtlid vorübergehenden Erwerbs— 

unfähigfeit zu gewährende Rente, 

ce) um den Griag der Beerdigungskoſten; 

B. in allen übrigen Fällen durch die Vorftände der Genoflenichaften. 

Das Genoſſenſchaftsſtatut fann beftimmen, daß die Feſtſtellung der Ent: 
Ihädigungen durch bejondere Ausſchüſſe der Vorftände der Genoflenihaften, bezw. 
ber Sektionen oder im Falle der Lit. A. durch Örtliche Beauftragte derjelben 
Bertrauendmänner) zu bewirfen iſt. 

Bor der Feſtſtellung der Entihädigung ift den Betheiligten Gelegenheit zu 
geben, binnen achttägiger Friſt fich über die Unterlagen, auf welche diejelbe ge— 
gründet werden joll, zu äußern. 

$ 31. Gegen die Beicheide ber Vorftände (Vertrauensmänner — 8 30 —) 
durch welche Entſchädigungsanſprüche abgelehnt oder Entihädigungen feitgeitellt 
werden, findet die Berufung auf ſchiedsrichterliche Enticheidung ftatt. Die 
Berufung ift bei Vermeidung des Ausichluffes binnen zwei Wochen nach der 
Zuftellung des Beicheides bei dem Vorfigenden des Sciedögeriht3 ($ 26) zu 
erheben. Diejelbe hat keine aufichiebende Wirkung. 

$ 32. Die Enticheidung des Schiedsgerichts ilt dem Berufenben und dem 
Vorſtande (Vertrauensmanne), welcher den angefochtenen Beſcheid erlafien hat, 
zuzuftellen, 

Gegen die Enticheidung fteht in den Fällen der $ 30 Lit. B. beiden Parteien 
binnen einer Friſt von vier Wochen der Rekurs an das Reichsverſicherungs-Amt 
zu. Derjelbe hat feine aufichiebende Wirkung. 
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$ 33. Tritt in den Berhältniffen, welche für die ‘Feititellung der Ent: 
ihädigung maßgebend waren, eine weſentliche Weränderung ein, fo fanı eine 
anderweitige Feititellung derielben auf Antrag oder von Amtswegen erfolgen. 

$ 34. Die Stoften des Heilverfahren und die Koſten der Beerdigung (8 3) 
find innerhalb acht Tagen nad ihrer Feſtſtellung zu zahlen. 

Die Entihädigungsrenten der Verletzten und der Hinterbliebenen der Getödteten 
find in monatlihen Raten im Voraus zu zahlen. 

S 35. Die Berechtigung zum Bezug der Entihädigungsrenten ruht, jolange 
der Berechtigte nicht im Inlande wohnt. Iſt der Berechtigte ein Ausländer, und 
verläßt berielbe dauernd das Neichögebiet, fo fann er für feinen Entihädigungs: 
anipruch mit dem dreifachen Betrage der Jahresrente abgefunden werben. 

$ 36. Die dem Gntihädigungsberechtigten kraft des Unfallverſicherungs— 
geieges zuftehenden Forderungen fünnen mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, 
noh auf Dritte übertragen, noch für andere ald die in $ 749 Abſatz 4 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Forderungen der Ehefrau und ehelichen Stinder 
und die des eriagberechtigten Armenverbandes gepfändet werden. 

$ 37. Die Auszahlung der auf Grund des Unfallverficherungsgeieges zu 
leiitenden Entihädigungen wird auf Anmweilung der Genojjenichaftsporitände vor— 
ſchußweiſe durd die Poftverwaltungen, und zwar in der Pegel durch dasjenige 
Poſtamt, in deſſen Bezirk der Entihädiqungsberechhtigte zur Zeit des Unfalls 
feinen Wohnſitz hatte, bewirkt. Verlegt der Entihädigungsberechtigte feinen 
MWohnfig, jo hat er die Ueberweiſung der Auszahlung der ihm zuftehenden Rente 
an das Poſtamt feines neuen Wohnortes bei dem Genofjenichaftsvoritande, von 
weldem die Zahlungsanweifung erlaflen worden iſt, zu beantragen. 

8 38. Binnen aht Wochen nad) Ablauf jedes NRechnungsjahres haben die 
Zentralpoftbehörden den einzelnen Genoflenichaftsvoritänden Nachmweifungen der 
auf Anweifung derſelben geleifteten Entihädigungszahlungen zuzuftellen und gleich 
zeitig die Poſtkaſſe zu bezeichnen, an welche die zu eritattenden Beträge einzu: 
zahlen find. 

8 39. Die von ben Zentralpoftverwaltungen zur Gritattung liquidirten 
Beträge find von den Genoilenichaftsvoritänden gleichzeitig mit den Verwaltungs: 
foften nad dem durch das Statut feitgeitellten Vertheilungsmaßſtabe auf Die 
Genoſſenſchaftsmitglieder umzulegen und von ihnen einzuziehen. 

Für Genofienihaftämitglieder, welche mit der rechtzeitigen Einſendung der 
Arbeiter: und Lohn-Nachweiſungen im Rückſtande find, erfolgt die Feititellung der 
legteren durch den Genoſſenſchaftsvorſtand. Die Mitglieder der Genoflenichaften 
fönnen gegen die Feſtſtellung ihrer Beiträge binnen zwei Wochen nad erhaltener 
Zahlungsdaufforderung, unbeichadet der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung, 
Widerfpruc bei dem Genoflenihaftsverbande erheben. Wird demfelben entweder 
überhaupt nicht, oder nicht in dem beantragten Umfange Folge gegeben, jo fteht 
ihnen innerhalb zwei Wochen nad der Zuftellung der Enticheidung des Genojien- 
Ihaftövoritandes die Beichwerde an das Neichöverfiherungsamt zu. 

$ 40. NRüdjtändige Beiträge werben in berielben Weile beigetrieben, wie 
Gemeindeabgaben. Uneinbringliche Beiträge fallen der Gejammtheit der Berufs: 
genoffen zur Laft und find bei dem Iimlageverfahren des nädjiten Rechnungs: 
jahres zu berüdfichtigen. 

8 41. Die Genoffenichaftövorftände haben die von Zentralpoftbehörden li— 
quidirten Beträge, abzüglich der Ausfälle, innerhalb drei Monaten nad Empfang 
der Liquidationen an die ihnen bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. Die Aus- 
fälle find bei der nächſten Abrechnung zu deden. Gegen Genojlenichaften, welche 
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mit der Erftattung der Beträge im Rüditande bleiben, ift auf Antrag der Zentral: 
poftbehörden von dem Neichöverficherungsamt dad Zwangsbeitreibungsverfahren 
einzuleiten und durchzuführen. 


VI. Unfallverhütung. Ueberwachung der Betriebe durch die Genoflenfcaft. 


8 42. Die Genofjenihaften find befugt, für den Umfang der Genoſſen— 
ichaften oder für beitimmte Induſtriezweige oder VBetriebsarten oder beitimmt abzu— 
grenzende Bezirke Vorſchriften zu erlaflen : 

a) über die von den Mitgliedern zur Verhütung von Unfällen in ihren 
Betrieben zu treffenden Cinrichtungen unter Bedrohung der Zuwider— 
handelnden mit der Einſchätzung ihrer Betriebe in eine höhere Gefahren- 
klaſſe; 

b) über das in den Betrieben von den Verſicherten zur Verhütung von Un— 
fällen zu beobachtende Verhalten unter Bedrohung der Zuwiderhandelnden 
mit Geldſtrafen bis zu 6 Mark. Dieſe Geldſtrafen ſind von der Orts— 
polizeibehörde feſtzuſetzen und an diejenige Krankenkaſſe abzuführen, 
welcher der beſtrafte Verſicherte angehört. 

Derartige Vorſchriften bedürfen der Genehmigung des Bundesraths. Vor 
der Einholung der Genehmigung ſind die Vorſchriften den betheiligten Arbeiter— 
Ausſchüſſen (53 23) zur gutachtlichen Erklärung mitzutheilen. Fir die Herſtellung 
der vorgeſchriebenen Einrichtungen (Lit. A) iſt den Mitgliedern eine angemeſſene 
Frift zu bewilligen. 

Die von den Behörden zur Verhütung von Unfällen zu erlaflenden Anords 
ungen find vorher ben betheiligten Genoflenichaften und, infofern fie die Arbeiter 
binden follen, auch den betheiligten Arbeiterausſchüſſen zur Begutachtung mitzus 
theilen; die Genoffenichaften und Arbeiterausichüffe find befugt, Anträge auf Erlaß 
derartiger Anordnungen zu Stellen. 

$ 43. Die Genojlenichaften find befugt, durch Beauftragte die Berolgung 
der zur Verhütung von Unfällen erlaffenen Borichriften (8 42) zu überwachen, 
von den Einrichtungen der Betriebe, ſoweit fie für die Zugehörigkeit zur Genoſſen— 
ichaft oder für die Einihäßung in den Gefahrentarif von Bedeutung find, 
Ktenntniß zu nehmen und behufs Prüfung der von den Betrieböunternehmern 
eingereichten Arbeiter- und Lohn-Nachweiſungen die Geichäftsbücher und Yiiten 
einzufehen, aus welden die Zahl der beichäftigten Arbeiter und Beamten und die 
Beträge der verdienten Löhne und Gehalte erjichtlich werden. 

Die einer Genoflenichaft angehörenden Betriebdunternehmer find verpflichtet, 
ben alö ſolchen legitimirten Beauftragten der betheiligten Genoſſenſchaft auf Erfor— 
bern den Zutritt zu ihren Betrieböftellen während der Betriebszeit zu geftatten 
und die bezeichneten Bücher und Lilten an Ort und Stelle zur Einficht vorzulegen. 
Sie fünnen hiezu auf Antrag der Beauftragten von der unteren Berwaltungss 
behörde durch Gelditrafen im Betrage bis zu 500 Mark angehalten werben. 

Die Beauftragten, ſowie die Mitglieder der Voritände der Genoflenichaften, 
haben über die Thatſachen, welche durch die Ueberwachung und Stontrole der 
Betriebe zu ihrer Kenntniß gelangen, VBerichiwiegenheit zu beobadıten. Die Beauf: 
tragten der Genofienihaften find hierauf von der unteren Verwaltungsbehörde 
ihre MWohnortes zu verpflichten. Die durch die Ueberwachung und Stontrole 
entitehenden stoften gehören zu den NVerwaltungstoften der Genoſſenſchaft. So weit 
diejelben in baaren Auslagen beitehen, können fie durch den Voritand der Genoilen- 
ihaft dem Betriebsunternehmer auferlegt werden, wenn derſelbe durch Nichterfüll- 
ung der ihm obliegenden Verpflichtungen zu ihrer Aufwendung Anlaß gegeben hat. 
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Gegen die Auferlegung der Koſten findet die Beſchwerde an das Reichsverſicherungs— 
amt ftatt. Die Beitreibung berjelben erfolgt in derielben Weile wie die ber 
Gemeindeabgaben. 


VII Das Weidhsverfiherungsamt. 


8 44. Die Genofjenichaften unterliegen in Bezug auf die Befolgung des 
Unfallverficherungsgejeges der Beaufſichtigung des Neichsverfiherungsamtes. Das 
Reihöverficherungsamt hat feinen Sitz in Berlin. Es beiteht aus mindeitens 
drei ftändigen Mitgliedern, einschließlich des WVorfigenden, und aus act nicht: 
tändigen Mitgliedern. Der Borligende und die übrigen ftändigen Mitglieder 
werben auf Vorſchlag des Bundesraths vom Kaiſer auf Yebenszeit ernannt. Von 
den nicht Ständigen Mitgliedern werden vier vom Bundesrath aus feiner Mitte 
und je zwei mittelit ichriftlicher Abftimmung von den Genoflenichaftsvorftänden 
und den Arbeiter-Ausichüfjen gewählt. Die Amtsdauer der nichtitändigen Mit: 
glieder währt vier Jahre. Das Stimmenverhältniß der einzelnen Genoflenichafts- 
vorjtände und Arbeiterausſchüſſe bei der Wahl der nichtitändigen Mitglieder 
beitimmt der Bunbesrath unter Berückſichtigung der Zahl der verficherten Perſonen. 
Die nichtitändigen Mitglieder erhalten, wenn jie in Berlin wohnen, für die 
Theilnahme an den Arbeiten und Sisungen des Reichöverfiherungsamtes eine zu 
firirende Entihädigung, wenn fie außerhalb Berlins wohnen außer Tagegeldern 
die Kojten der Hin= und Rückreiſe nach den für die vortragenden Räthe der oberiten 
Keichsbehörden geltenden Sätzen. (Berordnung vom 21. Juni 1875, Reichsgeſetzbl. 
©. 249.) 
Die Koften des Neich3verficherungsantes und feiner Verwaltung trägt das 
Reih. Der Geſchäftsgang desielben wird vom Bundesrathb mit der Mahgabe 
geregelt, dab die Beihlußfaflung desielben durch die Amweienheit von mindeitens 
fünf Mitgliedern (einichließlich des Worfigenden), unter denen fich je ein Vertreter 
der Genoslenichaftsporftände und der Arbeiterausſchüſſe befinden müſſen, bedingt iſt, 
wenn es fich handelt 
a) um die Vorbereitung der Beſchlußfaſſung des Bundesraths bei der Be: 
jtimmung, welche Betriebe mit einer Unfallgefahr nicht verbunden und 
deßhalb nicht verfiherungspflichtig find (8 1), bei der Genehmigung bon 
Veränderungen des Beitandes der Genoſſenſchaften ($ 16.d) bei der Gr: 
richtung von Arbeiterausihüflen ($ 23) und bei der Genehmigung bon 
Borichriften zur Verhütung von Unfällen ($ 42); 

b) um die Entjcheidung vermögensrechtlicher Streitigfeiten bei Veränder— 
ungen des Beitandes der Senofjenichaften (8 16); 

ce) um die Enticheidung auf Nekurie gegen die Enticheidungen der Schieds— 
gerichte (8 32). 

So lange die Wahl der Xertreter der Genoflenichaftsporitände und der 
Arbeiterausichüife nicht zu Stande gefommen ift, genügt die Anweſenheit von Fünf 
anderen Mitgliedern (einschließlich des Vorſitzenden). 

8 45. Die Aufficht des Neichsverlicherungsamts über den Geichäftsbetrieb 
der Genoſſenſchaften hat ſich auf die Beobahtung der geieglichen und ftatutaris 
ihen Borichriften zu eritreden. Das Neichöverfiherungsamt ift befugt, jederzeit 
eine Prüfung der Geihäftsführung der Genoflenichaften vorzunehmen. Die Vor— 
ftandsmitglieder und Beamten der Genoflenichaften find auf Erfordern des Reichs— 
verfiherungsamts zur Vorlegung ihrer Bücher, Belege und ihrer auf den Inhalt 
der Bücher bezüglichen Korrefpondenzen, ſowie der auf die Feitiegung der Ent: 
ihädigungen und SJahresbeiträge bezüglihen Schriftftüde an die Beauftragten 
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des Neichöverfiherungsamt3 oder an das letztere felbit verpflichtet. Dieſelben 
fönnen hiezu durch Ordnungsftrafen bis zu 1000 Mark angehalten werben, 

Das Neichöverfiherungsamt enticheidet, unbejchadet der Rechte Dritter, über 
Streitigkeiten, welche jich auf die Nechte und Pflichten der Inhaber der Genoffen- 
fchaftsämter, auf die Auslegung der Statuten uud die Gültigkeit der vollzogenen 
Wahlen beziehen. Dasſelbe kann die Inhaber der Genoflenichaftsämter zur Be: 
folgung der geleglichen und ftatutariihen Vorſchriften durch Ordnnungsitrafen bis 
zu 1000 Mark anhalten, und gegen die Beauftragten, jowie die Mitglieder der 
Vorstände, welde das Gebot der Verjchtviegenheit verlegen ($ 43), Ordnungs— 
ftrafen bis zu gleicher Höhe verhängen. 


VIII Schluß- und Strafbelimmungen. 


$ 46. Die nad Maßgabe des Infallverficherungsgeieges verficherten Perſonen 
und deren Hinterbliebene fünnen gegen den Betriebdunternehmer, in deſſen Betrieb 
die eriteren beichäftigt waren, einen Anſpruch auf Erjag des in Folge eines Un— 
fall3 erlittenen Schadens nur dann geltend machen, wenn die durch ihn oder im 
Falle feiner Handlungsunfähigfeit durch feinen gefeglichen Vertreter erfolgte vor: 
fägliche Herbeiführung des Unfalls durch ftrafgerichtliches Erfenntniß feitgeftellt 
worden iſt. Im diefem Falle beihräntt fich der Anipruch auf den Betrag, um 
welchen die den Berechtigten nad den beftehenden geſetzlichen Vorſchriften gebüh— 
rende Entihädigung diejenige itberfteigt, auf welche fie nach dem lnfallverficher: 
ungsgelege Auſpruch haben. 

8 47. Der Betrieböunternehmer ift verpflichtet, alle Aufwendungen zu er: 
ftatten, welche in Folge des Unfalls auf Grund des Unfallverſicherungsgeſetzes 
oder des Geſetzes, betreffend die Srankenverficherung der Arbeiter, vom 15. Juni 
1883 (Reichs-Geſetzbl. ©. 73), von den Genoſſenſchaften, Krankenkaſſen oder 
Gemeinden zu machen find, wenn die durch ihn oder im Falle feiner Handlungs— 
unfähigfeit durd feinen geleßlichen Vertreter erfolgte vorjägliche Herbeiführung 
des Unfalls durch ftrafgerichtliche® Erkenntniß feitgeftellt worden ift. 

$ 48. Die Haftung eine® Dritten, welcher den Unfall vorſätzlich herbei- 
geführt oder durch Verſchulden veruriaht hat, beitimmt ſich nach den beitehenden 
geleglihen Norichriften. Jedoch geht die Forderung der Entſchädigungsberechtigten 
an den Dritten auf die Genoſſenſchaft inſoweit über, als die Verpflichtung der 
legteren zur Entihädigung durch das Unfallverſicherungsgeſetz begründet ift. 

8 49. Den Betrieböunternehmern ift unterjagt, die Anwendung der Be: 
ftinmungen des Infallverfiherungsgeleges zu ihrem Vortheil durch Verträge 
(mittelft Reglement oder befonderer Uebereinfunft) im Voraus auszujchließen oder 
zu befchränfen. PVertragäbeftimmungen, welche dieſem Verbote zumwiderlaufen, haben 
feine rechtliche Wirkung. 

$ 50. Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den im Vollzuge des 
Unfallverfiherungsgeleges® an fie ergehenden Erſuchen der Genoſſenſchafts- (und 
Sektions-) Vorftände und der Schiedägerichte, ſowie des Reichs-Verſicherungs— 
amts, zu entfprechen. Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der Genoſſen— 
Ichaften unter einander ob. 

8 51. Vetriebsunternehmer haften bei Meidung von Gelditrafen bis zu 
1000 M. für die thatlähliche Nichtigkeit der von ihnen einzureichenden Arbeiter: 
und Lohnnahweifungen, fowie für die rechtzeitige Anzeige von Unfällen und 
folchen Betriebseröffnungen und Aenderungen, deren Anmeldung vorgeichrieben ift. 
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8 52. Die Beitimmungen der Abjchnitte II., III., IV., VII, fowie die 
auf dieſe Abjichnitte bezüglichen Strafbeftimmungen, treten ſofort in Kraft. Im 
Uebrigen wird der Beitpunft, mit welchem das Geſetz in Kraft tritt, mit Zuſtimm— 
ung des Bundesrath3 durch faiferlihe Verorduung beitimmt. 


B. Begründung. 


Zu $ ı. 

Den Ausgangspunkt für die auf die gelegliche Regelung der Arbeiter-Unfall— 
verjicherung gerichteten VBeitrebungen bildet $ 2 des Haftpflichtgeleges vom 7. Juni 
1871. Aus der Unzulänglichkeit und aus der ungünftigen Wirkung desielben 
auf die Beziehungen zwiichen Arbeitern und Arbeitgebern iſt das Bedürfniß der 
Unfallverfiherung erwachſen. Demgemäß handelt es ſich zunächſt darum, für den 
Kreis der unter $ 2 bes Haftpflichtgeleges fallenden Arbeiter eine beſſere Fürſorge 
im Falle eines Betriebsunfalles geſetzlich ſicherzuſtellen. Die Vorlage beichräntt 
fih daher, um nicht durch die an fich wünjchenswerthe Ausdehnung auf die wei- 
teren Arbeiterkreife die Schwierigfeiten zu vermehren, vorläufig auf die Arbeiter 
in den biöher haftpflichtigen Betrieben, wobei die Ausdehnung der Unfall: 
Berfiherung auch auf weitere Kreiſe der arbeitenden Bevölkerung vorbehalten 
bleibt. Neben der obligatorischen Unfallverficherung iſt für bie Betriebsbeamten 
mit einem 2000 Mark überfteigenden Arbeitsverdienft die fafultative Unfallver— 
fiherung in der Abficht vorgelehen, die erbitternden Streitigkeiten zwifchen ihnen 
und den Betrieböunternehmern über die Anwendung des Haftpflichtgejeges bei 
eintretenden Unfällen nad) Möglichkeit einzufchränfen. Das legtere wird daher 
für alle Arbeiter und Betriebsbeamten außer Kraft zu jeten fein, welchen auf 
Grund der durd das neue Geſetz zu regelnden Unfallverfiherung, mag ihnen die: 
felbe obligatorifc) oder fafultativ zu Gute kommen, eine entiprechende Entſchä— 
digung gewährt wird. Die genauere Beftimmung des Begriffs „Fabrik“, welche 
im Haftpflichtgeleg unterlaffen worden ift, ericheint zur Befeitigung der vielen 
Zweifel, welche der Mangel einer folchen Begriffsbeitimmung bei der Anwendung 
jenes Geſetzes hervorgerufen hat, geboten. Die Abgrenzung zwiſchen Fabrik und 
Handwerf beruht auf dem Umfang des Betriebs, für welchen nad) dem Vorgang 
anderer Geſetzgebungen die Zahl der beihäftigten Arbeiter al3 Maßſtab genommen 
ift. Diele ilt, je nachdem gleichzeitig Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft 
bewegte Triebwerke zur Verwendung fommen oder nicht, veridhieden normirt 
worden. Die angegebene Definition fann und will den Begriff „Fabrik“ nicht 
erihöpfen. Die zahlreichen Verſuche, welche in den Gejeßgebungen verichiedener 
Länder biöher in diefer Richtung gemacht worden find, haben, wie in den Mo: 
tiven zu der öfterreichiichen Gewerbeordnungsnovelle vom 15. März 1883 zutref- 
fend nachgewieſen wird, an ber Vielgeftaltigfeit des praktiichen Lebens ihre Schranfe 
gefunden. Darin liegt aber fein ausreichender Grund, um überhaupt darauf zu 
verzichten, für die VBeurtheilung der frage, ob ein gewerblicher Betrieb als Fabrik 
zu betradhten jei oder nicht, wenigitend einen geieglichen Anhalt zu gewinnen. 
Es wird damit nicht ausgeichloffen, daß in konkreten Fällen aud darüber hinaus 
einzelne Betriebe als Fabriken fich darftellen können und folgeweile unter die für 
dieje geltenden Normen gebracht werden müffen. lm nach dieſer Richtung hin 
den Anforderungen des praftiichen Lebens jederzeit gerecht werben zu können, 
bietet fih ber Weg dar, der für die Ausführung des Geſetzes zu jchaffenden 
Reichsbehörde (Reichöverfiherungsamt, vergl. $ 44) die Befugniß beizulegen, 
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auch andere Betriebe, die ſich als Fabriken darftellen, ala folche zu bezeichnen und 
fie damit unter die Vorichriften des Unfallverſicherungsgeſetzes zu ftellen. Mit 
Rückſicht indeilen darauf, daß unter den Begriff „Fabrik“ andererjeit3 aud) Betriebe 
fallen fönnen, mit welchen eine Unfallgefahr überhaupt nicht verbunden ift, ericheint 
im Intereſſe der Billigfeit eine Beitimmung geboten, durch welche für derartige 
Betriebe der Berſicherungszwang ausgeichloffen werden fann. Die Enticheidung 
hierüber wird zweckmäßig dem Bundesrath vorzubehalten fein. 


Zu 8 2, 


Da die Penſionsberechtigung der in Betrieböverwaltungen des Neiches, eines 
Bundesftaat3 oder eines Kommunalverbandes feſt angeitellten Beamten bei ſelbſt— 
verjchuldeten Unfällen wohl ohne Ausnahme erit nad) einer beitimmten Reihe von 
Dienftjahren eintritt, mithin vor Ablauf dieſer Friſt diefe Beamten bei jolchen 
Unfällen nicht günſtiger ftehen als die Arbeiter, fo ilt das Bedürfniß zur Für— 
forge für diefelben auf dem Wege der linfallverficherung um jo weniger unbedingt 
zu verneinen, als nicht in allen Staaten ihre Relikten einen geieglichen Anipruch 
auf Wittwenpenfion und Stindererziehungsgelder haben. Gleihwohl wird von der 
obligatoriichen Heranziehung derielben zur Unfallverfiherung abzujehen fein, um 
eine unerwünjchte Rückwirkung auf die Geleggebung der Bundesitaaten zu ver: 
meiden, Die Ausdehnung der Beltimmungen des Infaliverfiherungzgeieges auf 
die genannten Beamten ift vielmehr der Landesgeleggebung und ber ftatutariichen 
Regelung zu überlafien. Soweit dieie Ausdehnung erfolgt und die Entihädigung 
der Beamten und deren Hinterbliebenen nad dem Maße des Unfallverſicherungs— 
geſetzes ftattfindet, iſt es beredhtigt und nothwendig, auch ihnen gegenüber die 
Beitimmungen des Haftpflichtgeieged außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 


3u 8 3. 

Die Grundſätze für den Umfang und die Bemeſſung der bei Unfällen zu 
gewährenden Entichädigung find im Allgemeinen der legten Geſetzesvorlage ent— 
nommen. In Mebereinitimmung mit derielben joll die Unteritüßung der durch 
Unfall Verlegten während der eriten 13 Wochen von der Unfallverjicherung aus: 
geichieden und den Krankenkaſſen übermwiejen werden. Nachdem durch das Kranken— 
verſicherungsgeſetz die Verpflichtung der Gemeindefrantenverficherung und der Kranken— 
fallen zur Gewährung von tranfenunterftügungen bis zum Ablauf der 13. Woche 
für alle nah $ 1 zu verfichernden Perſonen allgemein feſtgeſetzt worden it, 
liegt ein Bedürfniß zur Fürforge für dieſelben im Wege der Unfallverficherung 
während der angegebenen Zeit nicht vor. Ebenjowenig ift die Wiedererftattung 
der von der Gemeindefranfenverfiherung und den Krankenkaſſen an die durch Un— 
fall verlegten WVerlicherten gewährten Unterſtützungen über die Beltimmungen des 
Ktranfenverfiherungsgeieges hinaus in Ausficht genommen. An der Belaftung der 
Krankenkaſſen mit diefen Ausgaben muß vielmehr ein durch die Niüdjichten der 
Billigkeit gebotener Ausgleich dafür gefunden werden, daß von einer Deranziehung 
ber verficherten Berjonen zu den Koſten der nfallverfiherung völlig abgeiehen 
worden ift. Wenn auch für die VBetrieböbeamten mit einem 2000 Mark über: 
jteigenden Arbeitöverdienft die fakultative Unfallverfiherung exit mit Ablauf der 
13. Woche Play greifen ſoll, obwohl die Stranfenverfiherung ſich auf dielelben 
nicht eritredt, jo beruht diejes auf der Erwägung, daß tiefe Beamten im Allge: 
meinen fih in der Lage befinden, die often der Strantenpflege für dieſe Zeit aus 
eigenen Mitteln beitreiten zu können, ohne dadurch einer Gefährdung ihrer wirth— 
Ihaftlihen Eriftenz auögejegt zu fein. Im Gegeniaß zu der legten Geſetzesvor— 
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lage ioll der 4 Mark täglich überfteigende Lohnbetrag nicht ganz außer Anſatz 
bleiben, jonbern mit einem Dritttheil in Anrechnung fommen. Dieje Menderung 
ericheint nothwendig, um dem beſſer geftellten Arbeitern und Betriebsbeamten, ins— 
beiondere in dem Fall der Ausdehnung der Unfallverfiherung auf die Beamten 
mit einem 2000 Mark überfteigenden Arbeitsverdienft, einen ihrer bisherigen 
wirthichaftlichen Lage mehr entiprechenden Unterhalt zu fichern. 

Ferner erfcheint zur Beleitigung von Härten in denjenigen Fällen, in denen 
z. B. wegen mangelnden Abſatzes eine vorübergehende Einichränfung der Arbeits: 
zeit und jomit des Arbeitsverdienites für einzelne Arbeiter eintritt, die Feſtſetzung 
eined der Schabdenäregulirung zu Grunde zu Legenden Minimallohniates geboten. 
Als folder wird in Webereinftimmung mit den Vorichriften des Krankenverſiche— 
rungsgeſetzes der durch die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Ge: 
meindebehörde für die einzelnen Arbeiterflafien feitzuiegende ortsübliche Tagelohn 
anzunehmen fein, deifen Normirung auf Grund genauer Ermittelungen durch eine 
Stelle erfolgt, welche die maßgebenden Berhältniffe vollitändig zu überjehen in 
der Lage ilt. Da nicht ſowohl die Zerftörung und Schmälerung der in Auge 
übung begriffenen Grwerbsthätigfeit, als vielmehr die Vernichtung und Beein- 
trähtigung der Erwerbsfähigfeit die Grundlage für die Höhe der zu gewährenden 
Unfallentihädigung bildet, jo ift es gerechtfertigt, nicht nur den thatſächlich bezo— 
genen Lohn, fondern auch den unter normalen Verhältnifien mindeitend zu erlans 
genden Arbeitöverdienit, welcher eben in dem ortsüblichen durchichnittlichen Tage: 
lohn beiteht, in Berückſichtigung zu ziehen. Diefe Erwägung läßt es auch noth— 
wendig ericeinen, für diejenigen Perionen, welche wegen noch nicht beendigter 
Ausbildung feinen oder einen geringeren Lohn beziehen, beiondere Fürjorge zu 
treffen. Erſcheint es gerechtfertigt, einen Entihädigungsanipruch nicht anzuerkennen, 
wenn der Verletzte den Unfall vorfäglich jelbit herbeigeführt hat, jo wird doch 
auch in dieſem Falle den Hinterbliebenen desſelben die Entichädigung nicht verlagt 
werden dürfen. Es empfiehlt ſich, die MWiederverheiratung einer Wittwe, deren 
Ehemann durd einen Unfall getödtet worden ift, dadurch zu erleichtern, daß ihr, 
falls fie zur anderweiten Che jchreitet, eine Abfindung gewährt wird. In lieber: 
einitimmung mit der früheren Gelegvorlage iſt dafür der dreifache Betrag ber 
Rente vorgeiehen worden, welche fie nach den Tode ded Mannes bezogen hatte. 


Zu 8 4. 


Mehr noch wie für Krankheitsfälle im Allgemeinen beiteht für Unfälle das 
Bedürfniß, die nachtheiligen Folgen derielben durch eine ziwedentiprechende Arzt: 
liche Behandlung des PVerunglüdten nad) Möglichkeit zu beieitigen und feine 
Wiederherftellung zu fördern. Aus dieſem Grunde ericheint eine ähnliche Beſtim— 
mung, wie joldhe in 8 7 des Geſetzes, betreffend die Stranfenverficherung der 
Arbeiter, enthalten it, auch für die Infallverfiherung unentbehrlih. Soweit der 
Berunglüdte Angehörige hat, denen ein Entihädigungsaniprudh im Falle feines 
Todes zuftehen würde, wird denfelben die für dieſen Fall feitgefegte Entihädigung 
auch für die Zeit der Verpflegung des PVerunglüdten in dem Krankenhauſe zu 
gewähren fein. 


3u 85. 

Als Träger der Unfallverfiherung empfehlen ſich Berufsgenojlenichaften mit 
obligatoriichem Beitritt, denn in der Gemeinſamkeit des Berufs wurzelt die Ge: 
meinichaft der ſozialen Intereſſen und Pflichten. Bei der Infallverficherung aber 
handelt e3 fih in erfter Linie um die Erfüllung einer fozialen Pflicht, welche 
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unbedingt fichergeitellt werden muß. Der Verſuch, dieſe Sicheritellung auf dem 
Mege der privatrechtlichen Haftpflicht zu erreihen, hat nit zu befriedigenden 
Ergebniſſen geführt. Die hiebei gelammelten Erfahrungen nöthigen vielmehr zu 
ber Ueberzeugung, daß die wirthichaftliche Sicherung der Arbeiter gegen die Folgen 
der Betrieb3unfälle in genügendem Make nur daburd herbeigeführt werden kann, 
daß die Fürlorgepfliht aus dem Gebiete des Privatrechts und des Civilprozeſſes 
herausgehoben wird in den Bereich der öffentlichen rechtlichen Berpflichtung. 

Aber aud ein bloß polizeilicher Zwang vermag die auf dieſem Gebiete 
liegenden Aufgaben mit Erfolg nicht zu löſen. Dazu bedarf es vielmehr einer 
Organifation der betheiligten Berufskreiſe zum Zmede einer felbitthätigen Mit: 
wirkung bei der Erfüllung der Aufgaben. Die gefammte Entwidelung unjeres 
öffentlichen Lebens weilt für diefe Organifation auf die genoſſenſchaftliche Form 
hin. Da es fih um die öffentlich rechtliche Sicherftelung einer allgemeinen 
fozialen Berpflihtung handelt, jo ift für die Bildung der Genoflenfchaften eine 
Zwangspflicht nicht zu vermeiden. Dagegen liegt es im Begriffe der Genofien- 
ichaft, daß den Berufsgenoſſen hinfichtlih der Art und Weile, wie fie die ihnen 
obliegende gemeinjame Aufgabe löjen wollen, jede mit jener Sicherftellung irgend 
verträgliche Freiheit der Entichließung gewährt wird. Dem Begriff und Welen 
der Berufsgenoſſenſchaft entipricht e3, daß in ihr nur folche gewerbliche Betriebe 
bereinigt werben, welche auf wirthichaftlicyem Gebiete im Allgemeinen gleiche oder 
verwandte Intereffen und Vorbedingungen des Betriebes haben. Bildet die Ges 
meinfamfeit der wichtigeren Interefjen die Grundlage der Berufögenoffenichaften, 
jo ift damit im Allgemeinen die territoriale Abgrenzung derjelben nad Verwal: 
tungäbezirfen oder Staatögebieten ausgeſchloſſen und ihre Ausdehnung auf das 
ganze Neichögebiet alö die Regel gegeben. Die Berufsgenofienihaften jollen bie 
Nechte juriſtiſcher Perſonen befigen. Sie fünnen demgemäß unter ihrem Namen 
Rechte erwerben und Berbindlichkeiten eingehen, fowie vor Gericht lagen und 
verklagt werden. 


Zu $ ©. 


Die Koften der Unfallverfiherung Tollen ausfchlieglih von den Berufs 
genoffenichaften getragen und mittelft Umlagen bergeftalt aufgebracht werden, daß 
immer nur der wirkliche Jahresbedarf auf die Berufsgenoſſen umgelegt wird. 

Diejes einfache Syitem empfiehlt fih um fo mehr, ald es fih nad ben 
Grundgedanken des Geſetzes um große, dauernde, mit gefeglichem Beitrittszwange 
auögeftattete Genoſſenſchaften handelt. Der Eintritt der Zahlungsunfähigkeit einer 
Berufsgenoffenichaft ift nach der vorgejehenen Organijation nahezu ausgeſchloſſen. 
Iſt dieſes richtig, jo liegt fein ausreichender Grund vor, die Berufögenofien- 
Ihaften mit der fomplizirten Rechnungsführung und Kaffenverwaltung zu belaften, 
welche unvermeidlich jein würde, wenn man das Spitem der Privatverſicherungs— 
geiellichaften, nämlich die fofortige Erhebung der nad verficherungstechnifchen 
Grundfägen für die Dedung der eintretenden Entſchädigungsfälle nothmendigen 
Ktapitalreferven zur Anwendung bringen wollte. 

Die in der früheren Vorlage vorgejehenen Zuſchüſſe des Neiches find im 
Fortfall gekommen. Wenn auch in neuerer Zeit die Auffafjung immer mehr 
Boden zu gewinnen jcheint, welde in der ausschließlichen Uebernahme der dur 
Betriebsunfälle herbeigeführten Schäden durch die Arbeitgeber die Befriedigung 
einer gerechten Forderung erblidt, fo findet diefe Lebernahme der often der Unfall 
verjicherung durch die Betriebsunternehmer doch in dem Vermögen berjelben ihre 
natürliche und nothwendige Grenze. Es würde weder ber Billigfeit und dem 
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allgemeinen Rechtsbewußtſein, noch den wirthichaftlichen Intereflen der Geſammtheit 
entiprechen, die Betrieböunternehmer zur Einftellung ihrer Produktion zu nöthigen, 
wenn an der Hand der praftiichen Erfahrungen es jich herausitellt, daß in Folge 
ber ihnen dur die Unfallverſicherung auferlegten Laſten ihre Leiſtungs- und ihre 
Konturrenzfähigfeit gefährdet wird. In dieſem Falle einzutreten ift und bleibt die 
Pflicht des Neiches. Wenngleich bei dem vorgelehenen IImlageverfahren eine lleber: 
bürdung ber Induſtrie mindeitens für eine Reihe von Jahren nicht zu befürchten iſt, 
fo hat gleihwohl von der Anerkennung dieler Verpflichtung im Gefege nicht abge: 
fehen werben fönnen. Für den Fall, daß die Erfahrung die Nothwendigfeit einer 
Beihilfe an die Hand geben jollte, muß die Gewährung einer jolchen ins Auge 
gefaßt werden. Aber auch ſchon jest muB Diele eventuelle Garantie des Neiches 
in fo fern im Gefeg zum Ausdrud kommen, als für den Fall des Eintritts der 
dauernden Yeiltungsunfähigfeit einer Genoflenichaft die derielben obliegenden Ver— 
pflihtungen mangels eines anderen geeigneten Subjeft3 auf das Neich zu über: 
tragen fein werden. 


Zu 87. 


Die Anmeldung der verfiherungspflichtigen Betriebe ift nothiwendig, um das 
für die Bildung und bie vorläufige Abgrenzung der Berufsgenofjenichaften erfor: 
derlihe Material zu erlangen. Für die definitive Zugehörigkeit der einzelnen 
Betriebe zu einer Berufsgenoflenihaft ift diefe Anmeldung micht enticheidend 
($ 21). 


Zu 88. 


Aufgabe des Geſetzes ift, die Bildung von Berufsgenofjenichaften zu fichern, 
melde in ihrer Abgrenzung zur nachhaltigen Erfüllung der ihnen obliegenden 
Pflihten und zur Ausübung der damit verbundenen Nechte befähigt find. So 
weit diefed Ziel auf dem Wege ber freien Vereinbarung der Berufsgenoſſen zu 
erreichen ift, Liegt fein Grund zu einer behördlichen Feltiegung und Abgrenzung 
der Berufögenoilenichaften vor. Um eine Garantie für das Zuftandefommen von 
Berufsgenoflenichaften zu gewinnen, die fich der Erfüllung ihrer Aufgaben dauernd 
gewachſen zeigen, bedarf e3 einer Jnftanz, von deren Genehmigung die Bildung 
der einzelnen Genofjenihaften abhängig zu machen ift. Als diefe Inſtanz ift 
ber Bundesrath in Aussicht genommen. Die Genehmigung an die Bedingung 
zu fnüpfen, daß die zu bildenden Berufsgenoffenichaften eine beftimmte Anzahl 
von Betrieben oder eine gewiſſe Anzahl von in benjelben beichäftigten Arbeitern 
umfaſſen, ericheint nicht wohl angängig, da dieſe Faktoren allein die Leiftungss 
fähigkeit einer Berufsgenoſſenſchaft nicht bedingen, dieſelbe vielmehr auch von 
anderen Momenten, insbejondere von der wirthichaftlichen Lage der betreffenden 
Induftrieziveige, wejentlich abhängt. In diefer Beziehung bindende Normen auf: 
zuftellen, ericheint de&halb faum möglich. Diefelben dürften um fo entbehrlicher 
fein, alö nad den Erfahrungen, welche auf dem Gebiete der freiwilligen Vereins: 
bildung zum Zwecke der Förderung und der Vertretung der gemeinjamen Intereſſen 
gewiffer Induftriezweige gemacht worden find, mit Grund vertraut werden darf, 
daß auch bei der Bildung berufsgenoffenichaftlicher Verbände zum Zwecke der 
Uebernahme der Unfallverfiherung eine zu große Zeriplitterung nicht zu fürchten 
it, dab vielmehr das Beitreben, dieſe Laften auf möglichit breite Schultern zu 
legen, im eigenen Intereſſe der Betheiligten zur Herftellung leiftungsfähiger Be— 
rufsgenofienihaften führen wird. 
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3u 89. 


Bei Anträgen auf Bildung freiwilliger Berufsgenoſſenſchaften wird eine 
Garantie dafür geboten werben müflen, daß diejelben vorausfichtlich den Intentionen 
der Majorität der Berufsgenoſſen entiprehen. Aus dieſem Grunde erfcheint Die 
Borichrift, daB die Anträge durd eine größere Zahl von Berufögenoflen unter: 
ftügt fein müffen, wobei die Anzahl der von denjelben beichäftigten Arbeiter anz 
gemefien zu berüdjichtigen ift, geboten. Die in $ 9 vorgeichlagene Abmeſſung 
der den Unternehmern oder Vertretern eines Betriebes einzuräumenden Stimmen: 
zahl iſt nothwendig, um von vornherein ein richtiges, ben Intereflen der Betriebs— 
unternehmer an der Infallverficherung entiprechendes Verhältniß bei den Abſtim— 
mungen über die Bildung der Genojlenichaften zu fihern. Gleichzeitig empfiehlt 
es fich, die Abftimmung in den Generalverjammlungen durch Bevollmächtigte zu 
geltatten, und zwar nicht allein im Intereſſe der Gejchäftsvereinfahung, Tondern 
auch namentlih, um zu ermöglichen, daß bei Interefjenkollifionen die verichiedenen 
Geſichtspunkte im Verhältniß ihrer Bedeutung ohne übermäßige Opfer an Zeit 
und Geld zur Geltung kommen. Die Einwirkung des Neichöverfiherungsamts 
auf die Abgrenzung der Berufögenoflenichaften bereits in dieſem Stadium zu 
geftatten, empfiehlt ji) aus Zweckmäßigkeitsgründen, um erfolgloie Generalver: 
ſammlungen zu vermeiden. 


3u 8 10. 


Durch die Einladungsichreiben, in welchen die Zahl der Stimmen, zu deren 
Führung der Einzelne berechtigt ift, angegeben werden ſoll, wird die unentbehr: 
liche Legitimation für die in der Generalverſammlung Erjicheinenden in geeignetiter 
Weiſe beichafft. Hat die Generalveriammlung auch zunächſt nur den Zweck, den 
Betriebsunternehmern Gelegenheit zu geben, über die beantragte Bildung der 
Berufsgenofienichaft Beihluß zu fallen, jo ergibt fih doch aus der Natur der 
Sadıe, daß in derjelben Anträge auf anderweitige Abgrenzung der Berufsgenoſ— 
jenichaft — Vereinigung mit einer anderen Berufsgenoſſenſchaft, Ausscheidung 
einzelner Induftrieziweige und Zutheilung derielben an eine andere Berufögenoiien- 
haft, Uebernahme einzelner Induftrieziweige aus einer anderen Berufsgenoifen: 
ſchaft — geitellt werden fünnen, und dab dergleichen Anträge zur VBerathung und 
Abſtimmung zu bringen find. Die Generalverfammlungen bieten jomit die beite 
Gelegenheit, über die Wünſche und die Bebürfnifie der einzelnen Induſtriezweige 
bezüglich der Abgrenzung der Berufsgenofienichaften eingehende und vollitändige 
Information zu erhalten. Aus diefem Grunde empfiehlt es fi, zu derſelben 
einen Vertreter des Neichöverfiherungsamts zuzuziehen, deſſen Aufgabe (abgejehen 
von der Eröffnung und Leitung der Verhandlungen bis zur Wahl des Vorftandes) 
vorzugsweije darin beftehen wird, fir eine möglichit vollftändige Aeußerung ber 
Wünſche der Betheiligten auch für den Fall, daß die Prinzipalanträge ſeitens des 
Bundesrath3 nicht genehmigt werden follten, ſowie für eine zmwedentiprechende 
Abftimmung, 3. B. nad) Induftriezweigen, Sorge zu tragen. Zur Erreichung 
diejes Zweckes wird dem Vertreter des Neichöverjiherungsamts das Recht, jeder: 
zeit in der Generalverjammlung gehört zu werden, einzuräumen fein. Der Ent: 
wurf geht überall von dem Beitreben aus, die eventuelle Richtigitellung der erften 
Genoffenichaftsbildung fo viel wie möglich zu erleichtern. Es ift dieß um fo 
nöthiger, als der dauernde Beitand der zu bildenden Genoſſenſchaften weſentlich 
von den erſt zu machenden Erfahrungen wird abhängig fein müſſen. 
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Zu $ 11. 

Die Bildung der Berufsgenofienichaften joll nur infoweit durd Anordnung 
des Bundesraths erfolgen, als diejelbe nicht innerhalb einer feitzujegenden Friſt 
auf dem Mege der freien Vereinbarung der Berufsgenoffen zu Stande kommt. 
Diefer Fall kann eintreten, wenn entweder Anträge auf Bildung von Beruföge- 
nofjenichaften für einzelne Induftriezweige überhaupt nicht geftellt worden find, 
oder diefe Anträge nicht die Zuftimmung der betheiligten Betriebdunternehmer 
ober, wenn biefelben nicht die Genehmigung des Bundesrathd gefunden haben. 
Um auch in dielen Fällen den MWünfchen der Intereſſenten nach Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, Toll bie Bildung der Genofjenihaften durh den Bundes: 
rath, und zwar in dem zuerit bezeichneten Falle, unter Zuziehung von Ber: 
tretern der betheiligten Induſtriezweige erfolgen. Die Auswahl diejer Der: 
treter wird dent Bunbesrath überlafien werden können, weil die Induſtriezweige 
in der Lage fein werden, durch Anträge auf Einberufung der Generalverfammlung 
eine unmittelbare Geltendmahung ihrer Wünfche und Intereflen herbeizuführen. 


3u 8 12. 

Was die Organifation der Berufsgenoffenichaften und ihre Verwaltung, die 
Zuſammenſetzung des Borftandes und die Abgrenzung jeiner Befugniſſe, die Art 
der Abftimmung in der Generalverfammlung u. ſ. w. anlangt, fo wird an dem 
Grundſatz, die behörblihe Einmiſchung nur infoweit eintreten zu laffen, als diejes 
zur Grreihung der weientlihen Zwede der Unfallverficherung erforderlich ift, feit- 
zuhalten jein. In diefer Beziehung ericheint im allgemeinen die dem Reichsver— 
ficherungsamt vorbehaltene Genehmigung der Statuten zur Wahrung der ftaat- 
lichen Intereſſen ausreichend. Da aber die vom Bundesrath genehmigte oder 
Mangels zur Genehmigung geeigneter Generalverfammlungsbeichlüffe durch den 
Bundesrath gebildete Genoflenichaft zunächit noch der eigenen Organe, jowie ber 
ftatutarifchen Normen für die Form ihrer Verwaltung ermangelt, jo empfiehlt 
es fi, bis zum Zuftandefommen des Statut die unter $ 9 und 10 für die 
erite Generalverjammlung gegebenen Borfchriften auch für die Genoſſenſchaftsver— 
fammlungen gelten zu laffen. Dadurch fällt die Anitiative für die behufs Auf: 
ftellung des Statuts zu berufende Genoflenichaftsverfammlung dem Reichsver— 
fiherungsamt zu, deffen Kommiſſär auf dieje Weile zugleich die Möglichkeit erhält, 
bei den PBerhandlungen über dad Statut berathend, aufflärend und ausgleichend 
mitzuwirken. 

Zu 8 13. 

Die hier über den nothwendigen und zum Theil auch über den fafultativen 
Inhalt des Statuts vorgefehenen Beltimmungen werden durch die grundlegende 
Wichtigkeit des Statut für die geſammte innere Verwaltung der Genoflenichaft 
bedingt. Im Einzelnen wird hiezu noch folgendes bemerkt: Zu Lit. a. Im In— 
tereiie der Geichäftsvereinfahung wird es ſich empfehlen, und bei geographiichen 
Entfernungen nicht jelten nothwendig fein, die Beichlußfaffung des Borftandes 
der Berufögenofjenihaft und der Sektionen in eiligen Fällen durch schriftliche 
Abitimmung feiner Mitglieder zu gejtatten und dieß im Statut ausdrüdlid her: 
vorzuheben. Zu Lit. d. Der Maßſtab für die Vertheilung der Genoſſenſchafts— 
laften iſt als die bedeutſamſte Aufgabe zu bezeichnen, deren Löſung durd das 
Statut den Berufögenoffen anvertraut werden joll. Dabei werden indeſſen im 
Intereſſe einer möglichit gerechten Vertheilung gewiſſe geiegliche Normen nicht ent— 
behrt werden fünnen. Da nämlich die Unfallgefahr nicht bloß in den einzelnen 
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Induſtriezweigen, jondern auc innerhalb derjelben je nach der größeren oder ge— 
ringeren Vollkommenheit der Betriebseinrichtungen eine verichiedene ift, jo entipricht 
es der Billigfeit, dat dieſer Verfchiedenheit auch binfichtlich der Yeiltungen der 
einzelnen Betriebe zu den Koſten der Unfallverficherung Nehnung getragen wird. 
Zu dieſem Behufe wird den Berufsgenoffenichaften die Aufitellung von Gefahren: 
tarifen vorzufchreiben jein, in deren einzelnen Klaſſen die Beiträge nad) dem Maße 
der Unfallgefahr verichieden abgeituft werden. Hiebei wirb fih eine möglichit 
Iharfe Abgrenzung der Klaſſen, inöbefondere nach äußerlich erkennbaren Merkmalen 
empfehlen, um den Mitgliedern der Berufsgenoffenichaft eine gewiſſe Kontrole 
über die Richtigkeit der Veranlagung der einzelnen Betriebe zu denjelben zu er: 
leihtern. Um die Eleinen und weniger gefährlichen Betriebe vor einer zu ftarfen 
Heranziehung zu den Stoften der Unfallverfiherung im Verhältniß zu den größeren 
und gefährlicheren Betrieben zu ſchützen, ift die Feſtſtellung des Tarifs dur das 
Statut und damit zugleich die Genehmigung desjelben durch das Neichöverficherungs: 
amt vorgejehen. Hiedurch wird der den Eleineren Betrieben durch die Beſtimmung 
in $ 12 bezüglich der ihnen bis zum AZuftandefommen des Statut in der Ge- 
noſſenſchaftsverſammlung zuftehenden Stimmenzahl bereits gegen eine Majorifirung 
gewährte Schuß nicht unerheblich verftärtt. Die Beitimmung, dab das Statut 
zu jeiner Gültigkeit der Genehmigung des Neichöverfiherungsamts bedarf, ver- 
hindert zugleich, daß die Abficht des Geſetzes dadurch vereitelt wird, daß feitens 
der Berufsgenoſſenſchaft ein Gefahrentarif überhaupt nicht aufgeftellt wird, was 
die Erhebung gleicher Beiträge für alle Inbuftriezweige und Betriebsarten zur 
Folge haben würde. Mit Nüdficht darauf, daß die Erfahrungen über den Um— 
fang der Unfallgefahr in ben einzelnen Induftriezweigen und Betriebsarten noch 
nicht abgeichloffen find und niemals abfolut fein werden, ift die periodiiche Re— 
pifion der vorgenommenen Eintheilung und der nad) Gefahrenflafien zu bewirfenden 
Abitufung der Beiträge vorgefehen. Selbitveritändlich werden die Beichlüffe der 
Genoffenichaftöverfammlungen über die Verwerthung der Ergebnifle diefer Revifionen 
im Statut gleichfalls der behördlichen Genehmigung zu unterwerfen fein. Zu Lit. f. 
Die räumliche Ausdehnung der Berufögenoffenihaften kann im Intereffe der Ges 
ihäftsvereinfahung eine Gintheilung derfelben in Sektionen wünſchenswerth er: 
ſcheinen laſſen; es wird dann Sache des Genoffenichaftsftatuts fein, bie Abgrenzung 
der Befugniffe der Sektionen gegenüber dem Vorftand und der Generalverfammlung 
der Genofjenihaft zu regeln. Die Entſcheidung darüber, ob eine Eintheilung 
der Berufögenofjenihaft in Sektionen nothwendig oder ob das Inſtitut der 
Vertrauensmänner ald Erjaß der Sektionen oder neben denſelben einzuführen ift, 
fann ebenfalls dem Genofjenfchaftsitatut vorbehalten bleiben. Die Einführung 
des Inſtituts der Vertrauensmänner wird fich empfehlen, wenn die Betriebe wenig 
fonzentrirt find und ſich über weite Gebiete erftreden, weil dann die Sektionen 
zu groß fein würden, um die Anknüpfung und Aufrechterhaltung periönlicher 
Beziehungen zwiſchen dem Sektionsvorſtand und den Betrieböunternehmern der 
ganzen Sektion zu ermöglichen. Da die Bezirke der Vertrauendmänner ungleich 
enger begrenzt werben können, fo würde durch die Einſetzung derielben erheblich 
an Koſten geipart werden. Den Vertrauensmännern würde bie Kontrole über die 
Schutzmaßregeln in den Fabrifen und die Mitwirkung bei ber YFeititellung ber 
Unfälle übertragen werden können; außerdem würde denſelben in denjenigen Fällen 
in denen Sektionen nicht gebildet find, in denen fie alſo bireft unter dem Vor— 
ftande der Berufsgenoſſenſchaft fungiren, die vorläufige Fürforge für die Verun— 
glüdten und deren Hinterbliebene zur Pfliht gemacht werden können. Ueber bie 
Abgrenzung der Bezirke der Vertrauendmänner, fowie über die Wahl berielben 
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und ihrer Stellvertreter, wird ebenfalls das Genoſſenſchaftsſtatut Beſtimmung zu 
treffen haben. 

Mit Rüdfiht darauf, dab im einzelnen Induftriezweigen, 3. B. bei dem 
Bergbau, die IInfallgefahr in Folge der Verichiedenheit der Produktionsbedingungen 
nah den örtlichen Gebieten eine jehr verfchiedene ift, wird die llebertragung eines 
Theiles des Riſiko's auf die Sektionen geboten oder doc; räthlich ericheinen. Die 
GEnticheidung hierüber foll die Berufögenoffenichaft mittelft des Statutö, vorbe— 
haltlich der Genehmigung des Neichöverfiherungsamts, treffen können. Die Er: 
theilung dieſer Genehmigung wird von der Leiftungsfähigfeit der Sektionen in 
Bezug auf die ihnen daraus erwachſenden Lajten und von der Verſchiedenheit der 
Gefahr abhängen. Durch di;, Mebertragung eines Theild des Riſiko's auf die 
Sektionen wird das Intereſſe derielben an einer ſparſamen und gewilfenhaften 
Verwaltung, ſowie an der Verhütung von Unfällen, und demgemäß an der forg- 
ſamen Beauffihtigung der Betriebsanlagen zu dieſem Zwed gefördert. Träger 
der Berficherung bleiben aber auch in dielen Fällen die Berufsgenofjenichaften. 
Sie haften auch für die Quote, welche den einzelnen Sektionen etwa auferlegt 
wird. Nichtsdeftoweniger empfiehlt es fich, für dieſe Quote von vornherein eine 
beftimmte Grenze vorzufehen, um eine übermäßige Belaftung der Sektionen ſchon 
durh das Geſetz zu verhindern. 


3u 8 14. 

Die behördliche Feſtſetzung des Statut3 und ein Gingreifen in die ben Ge: 
noffenichaft3organen obliegende Thätigfeit Toll Tediglich für den Fall Platz greifen, 
wenn die ntereflenten ihre Mitwirkung bei der zur Durchführung der Unfall: 
verjiherung nothmwendigen Organijation ganz verweigern, alio wenn auf dem 
Wege der freiwilligen Vereinbarung ein von dem Neichöverfiherungsamt ge 
nehmigte3 Statut nicht zu Stande kommt, oder wenn die Wahl der geietlichen 
Organe einer Genoffenihaft nicht erfolgt, oder wenn diefe Organe die ihnen ge: 
ſetzlich und nah dem Genojjenichaftsftatut obliegenden Aufgaben nicht erfüllen. 
Der Erlaß eines Statut3 ift für diefen Fall mit Rückſicht auf die Wichtigkeit 
desielben dem Bundesrathe vorbehalten worden, welchem durch das Neichäver- 
fiherungsamt entfprechende Vorſchläge zu machen find. 


3u8$ 15. 

Den allgemeinen Grundjägen der Selbitverwaltung entiprechend, wird die 
Zubilligung einer Entihädigung an die Vorftandsmitglieder und die Vertrauens- 
männer ber Berufsgenofjenichaft für die Verwaltung ihres Amts auszuschließen 
und denfelben nur Anſpruch auf Erſatz der baaren Auslagen zu gewähren fein. 
Soweit Beamte zur Beſorgung der Geichäfte der Berufsgenoffenihaft angeftellt 
werben müſſen, (Sefretäre, Staffenführer), wird benfelben felbitverftändlic eine 
Entihädigung gewährt werden können. 


Zu 8 16. 

Mit Rückſicht darauf, daß die bisherigen Erfahrungen auf dieſem Gebiete 
nicht ausreichen, um als Grundlage dauernder unabänderlicher Einrichtungen dienen 
zu können, empfiehlt es ſich nicht, die Beweglichkeit in der Abgrenzung der Be— 
rufsgenoſſenſchaften zu beſchränken. Im Gegentheil erfordert das Intereſſe der 
betheiligten Kreiſe, daß die durch die Erfahrungen ſich als nothwendig ergebenden 
Aenderungen in dem Beſtande der Berufsgenoſſenſchaften in möglich einfacher 
Weile bewirkt werden können. Aus dieſem Grunde wird die Enticheidung hierüber 
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ebenfalld in erfter Reihe den Intereffenten felbft zu überlafjen und die behördliche 
Genehmigung, beziehungsweife Anordnung, auf diejenigen Fälle zu beichränfen 
fein, in denen entweder eine Verftändigung derfelben nicht erzielt wird ober Für: 
ſorge dafür zu treffen ift, daß bei den beabjichtigten Veränderungen die Interefien 
der bei deuſelben Betheiligten angemeifen gewahrt werden. Hiedurch iſt zugleich 
die Möglichkeit geboten, Wünfchen der Betriebsunternehmer, welche bei der eriten 
Bildung der Berufsgenoffenichaften feine Berüdfichtigung gefunden haben, Rechnung 
zu tragen. Dementiprechend foll die Genehmigung neuer Berufsgenoflenichaften 
dem Bundesrathe, die Genehmigung der jonftigen Veränderungen dem Reichsver— 
fiherungsamte vorbehalten bleiben. Dieje Genehmigung aud für den unter lit. a 
porgejehenen Fall vorzufchreiben, empfiehlt ſich jchon deßhalb, weil durch Beſtands— 
Veränderungen der beitehenden Genoflenjchaften eine erneute Prüfung des Statuts 
erforderlih werden wird. In dem unter e vorgefehenen alle, deilen Eintritt 
zwar unwahrſcheinlich, aber doch immerhin nicht völlig unmöglich ift, können bie 
ben anderweit unterzubringenden Betrieben bereits obliegenden Verpflichtungen den: 
jenigen Genofienfchaften, welchen diefe Betriebe nunmehr zugemwieien werden, nicht 
auferlegt werben. Der Eintritt diefer Betriebe muß vielmehr frei von Laften er— 
folgen. Nah 8 6 foll in diefem Falle das Neich dieje Laften, für welde ein 
leiftungsfähiges anderweites® Subjekt nicht mehr vorhanden ift, übernehmen. 


3u 8 17. 


Die hier vorgejehenen Beftimmungen über die rechtlichen Wirkungen ber dar: 
gelegten Veränderungen in bem Beftande der Berufsgenoſſenſchaften ergeben ſich 
aus der Natur der Verhältniſſe. Dadurch, daß die Abänderung und die Ergänzung 
derjelben der Beihlußfaffung der betheiligten Genofjenihaftsverfammlungen, jowie 
der Genehmigung des Neichöverfiherungsamts vorbehalten bleibt, ift auch hier 
eineötheild der Selbitverwaltung ein möglichſt weiter Spielraum gelaflen, andern 
theils aber das öffentliche Intereffe an der Leiftungsfähigkeit der Berufsgenoſſen— 
ihaften ausreichend gewahrt. 


Zus 18. 

Da es vorkommen fann, daß gewiſſe Inbuftriezweige, deren Vereinigung in 
einer Berufögenofjenihaft mit Rückſicht auf die Verichiebenheit ihrer Intereſſen 
und der von ihnen zu verfolgenden Ziele nicht hat erfolgen können, die gemein: 
fame lebernahme der Unfallgefahr oder eines Theils derſelben, als in ihrem 
beiderfeitigen Intereffe liegend, wünschen, ſo follen derartige Vereinbarungen, bie 
das Weſen ber berufögenofjenichaftlihen Gliederung der Induftriezweige nicht be: 
rühren, vielmehr ausfchließlih unter den Gefihtspunft der Rückverſicherung fallen, 
zuläffig fein. Auf diefe Weife wird die Vertheilung bes Riſiko's auf meitere 
und engere Verbände, auf welche vielfah in Intereſſenkreiſen Werth gelegt worden 
ift, ermöglicht. Das Gefeg wird darüber Beſtimmung zu treffen haben, daß bie 
Einnahmen und Ausgaben der Genofjenihaft von allen ben Zwecken berjelben 
fremden Bereinnahmungen und Verausgabungen getrennt feitzuftellen und zu ver: 
rechnen find, und daß verfügbare Gelder nur in öffentlichen Sparkaflen, oder wie 
Gelber Bevormundeter angelegt werben dürfen. 


Zu 88 20 und 21. 


Jeder DBetriebunternehmer wird fraft des Gejeges Mitglied derjenigen Ge: 
noflenichaft, zu welcher er nad) Maßgabe der Abgrenzung der legteren und nad) 
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Maßgabe des von ihm betriebenen Imbuftriezweiges gehört. Die Anwendung 
dieſes Grundjages auf den konkreten Fall wird bergeftalt zu fonftatiren fein, daß 
ſowohl für die Vetheiligten, al3 auch für die Behörden volle Klarheit über die 
Zugehörigkeit zur Genoffenihaft herriht. Dieß foll durch die Einrichtung von 
Genoſſenſchaftskataſtern und die Ausftellung von Mitgliedicheinen erreicht werben. 
Die legteren find Beurkundungen bed unter den Betheiligten beftehenden Cinver: 
ftändniffes oder der im Streitfalle vom NReichöverficherungsamt getroffenen Ent: 
ſcheidung über die Zugehörigkeit eines beftimmten Betriebes zu einer beftinmten 
Genoffenihaft. Die Eintragung des einzelnen Betriebes in bas Kataſter erfolgt 
nah vorgängiger Prüfung durch den Genoflenihaftsvorftand. 

Die vom Neichöverfiherungsamt eritmalig erfolgte Ginreihung eines Be: 
triebes, welche in ber Einladung zur eriten Generalverfammlung (8 10) zum 
Ausdrud gefommen ift, kann einer jelbitverwaltenden Korporation gegenüber um 
jo weniger entſcheidend fein, als jener eriten laffifizirung naturgemäß eine völlig 
erihöpfende Prüfung jedes einzelnen Falles nicht immer wird vorangehen fünnen. 
lleberdieß handelt e3 fih um wichtige vermögensrechtliche Intereſſen der Genoffen- 
ihaften unb ber einzelnen Berufsgenoſſen (bei 1000 Mark Jahreöverdienft hat 
ein zur Invalidität führender Unfall eines Arbeiter einen Belaftungswerth von 
7875,9 Mark, ein tödtliher Unfall von 2713,5 Mark), Daß möglichit bald 
die Zugehörigkeit der einzelnen Betriebe zu einer beftimmten Genoflenfchaft feit- 
geftellt werde, ift nothivendig zum Zwecke der Legitimation für die Theilnahme 
an ben Genoffenihaftsverfammlungen, zur Beſeitigung jebe® Zweifels darüber, 
welche Genoflenfchaft für den einzelnen Unfall aufkommen wird, und zum Zweck 
ber rechtzeitigen Abgrenzung des Kreiſes der Genoffen, auf welche nad) Ablauf 
bes erften Rechnungsjahres die zur Auszahlung gelangten Entihädigungen um— 
zulegen find. Das Genofjenichaftsfatafter bildet die rechtliche Grundlage für ben 
Beitand der Genoſſenſchaft. Dasjelbe muß daher nach Maßgabe der eintretenden 
Veränderungen forgfältig berichtigt werben. Um dieß zu erreichen, tft in bem 
Gejege die Anmeldepflicht für die Unternehmer neu entftehender, oder fpäter ver: 
fiherungspflichtig werdender Betriebe vorzuiehen. Dort wird auch vorzufchreiben 
fein, daß dem Unternehmer gegen die Aufnahme in das Statafter, ſowie gegen die 
Verweigerung berjelben binnen beftimmter Friſt die Berufung an das Neichöver: 
fiherungdamt aufteht. 


3u 8 22. 

Die hier vorgejehene Anzeigepflicht ift für die Erhaltung des ordnung: 
mäßigen Beltandes der Genoſſenſchaft und für die Herbeiführung der Ueberein— 
ftimmung zwiſchen dem Genoflenichaftsfatafter und den denn Wechſel unterworfenen 
Berhältnifien der einzelnen Betriebe unentbehrlih. Herrſcht zwiſchen den be 
theiligten Genoffenichaftsvorftänden über die Zugehörigkeit eines Betriebes zu 
einer der Genoffenichaften lebereinitimmung, fo wird es dabei bewenden fünnen. 
Anderenfalld wirb nur übrig bleiben, dad Reichsverſicherungsamt entſcheiden zu 
laſſen. 

Was die Anmeldung von Betriebsänderungen anlangt, welche nur für bie 
Einſchätzung des Betriebes in eine beitimmte Pofition des Gefahrentarif3 bon 
Bebeutung find, mithin Aenderungen, weldhe nur eine Genofienihaft angehen 
und lediglich ald innere Angelegenheiten derſelben anzufehen find, jo fann bie 
weitere Regelung dem Statut überlaflen werden. Dabei wird dei betheiligten Be: 
triebsunternehmer die Berufung an eine außerhalb der Genoſſenſchaft ftehende 
Inftanz (bad Reichsverſicherungsamt) durch das Gefeß einzuräumen fein. 

3* 
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3u $ 23 bis 25. 


Die Einrihtung der Arbeiterausſchüſſe ift der jüngften Vorlage entnommen; 
dabei ift ihr Wirkungskreis in jo fern erweitert worden, als fie bei der Inter: 
fuhung der Unfälle mitwirken jollen. 

Die Wahl der Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes erfolgt auf Grund eines 
von der höheren Verwaltung3behörde, in deren Bezirk die Genoffenichaftsfeftion 
ihren Sig hat, zu erlaſſenden Regulativs thunlichit mit örtlicher Abgrenzung 
der Wahlbezirfe derart, daß die der Sektion angehörenden Induftriezweige im 
Arbeiterausichuffe vertreten find. Iſt die Genoſſenſchaft nicht in Sektionen eins 
getheilt, jo wird das Negulativ von dem Reichsverſicherungsamt zu erlaffen fein. 
Eine der hauptiählichiten Aufgaben des Negulativs wird darin beftehen, das 
Stimmverhältniß unter den wahlberechtigten Kafjenvorftänden in gerechter Weife 
zu regeln. Die in $ 23 Abjag 2 dem Bundesrath beigelegte Befugniß ift noth- 
wendig, damit die Errichtung vieler, weniger, oder gar nur eines Arbeiteraus— 
ſchuſſes nicht Tediglich dem Belieben der Genoſſenſchaften überlaffen bleibe, je nad: 
ben bieje viele, wenige oder gar feine Genoflenichaftsjeftionen bilden. Das In» 
tereffe der Arbeiter wird, zumal die Schiedögerichtöbezirfe fih mit den Bezirken 
der Arbeiterausſchüſſe deden follen ($ 26) dahin gehen, nicht zu wenig Ausschüffe 
errichtet zu jehen. 


Zu 88 26 und 27. 


Die Einrihtung der Sciebögerihte und deren AZuftändigfeit beruht eben- 
falls auf den Vorſchlägen der Vorlage vom Jahre 1882. Als eine Anftitution 
von bejonderer Bedeutung find die Schiedsgerichte aus dem Nahmen der von ber 
Entſchädigungsfeſtſtellung handelnden Vorſchriften herauszuheben und zuſammen 
mit den Arbeiterausſchüſſen in einem bejonderen Abjchnitte des Gejeges zu be: 
handeln. Kann ichon die Beſtimmung über die Errichtung der Arbeiterausihüffe 
wie bemerkt worden, nicht ben lediglich aus Wrbeitgebern zuſammengeſetzten Ge- 
noffenichaften überlaffen werben, jo ericheint dieß bei den Schiedsgerichten noch 
weniger angemeſſen. Denn das Schiedsgericht bildet die erſte und, mit Rückſicht 
auf die Unterfuchung der thatſächlichen Verhältniſſe befonder wichtige Inftanz 
für bie verunglüdten Arbeiter oder deren Hinterbliebene, um zu ihrem Nechte zu 
gelangen, wenn fie mit den Feititellungen der Genoflenihafts: und Sektionsvor— 
ftände, welche hier zunächſt ald Nichter in eigener Sache enticheiden, nicht zu: 
frieden find. 

Das Sciedsgeriht muß daher für die Arbeiter thunlichft leicht erreichbar fein. 
Namentlich bei den von den Vorftänden gar nicht oder nur theilweiie anerkannten 
Invaliditätsfällen werden die Arbeiter das größte Gewicht darauf legen, vor dem 
Schiedsgericht ihre Sache perlönlich zu vertreten, fi den Sciebörichtern vorzu— 
jtellen und ihre verlegten Gliedmaßen vorzuzeigen. So groß hienady die Be— 
deutung der Schiebögerichte für die Arbeiter fein wird, fo ericheint es doch nicht 
unbedenlich, fie in allen Fällen als die alleinge Inſtanz binzuftellen, und jede 
Möglichkeit einer Nemedur der von ihnen gefällten Entfcheidungen aud dann aus: 
zufchließen, wenn es ſich für die Betheiligten um ihre wichtigften Interefien 
handelt. Um daher die Möglichkeit zu gewähren, gegen die Entiheidung bes 
Schiebögerichte® in den mwidhtigegen Fällen noch eine höhere Inftanz anzurufen, 
ift in $ 32 die Berufung an das Neichöverficherungsamt zugelaffen worden, 
deſſen in $ 44 vorgejehene Zujammenjegung für eine unparteiifhe Entſcheidung 
die erforderlihe Sicherheit bietet. Was das jchiedörichterliche Verfahren anbe— 
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langt, jo empfiehlt es ſich, die Einzelbeitimmungen über dasjelbe, da fie lediglich 
Ausführungsbeitimmungen find, faijerliher, mit Zuftimmung des Bundesrathes 
zu erlafiender Verordnung zu überlaflen. 

Zu $$ 28 und 29. 


Für die Unterfuhung der Unfälle bedarf e3 einer außerhalb ftehenden Initanz. 
Da die Genoſſenſchaft jelbit Partei ift, To liegt es am nächiten, die Feititellung 
des Unfalls der Polzeibehörde zu übertragen. Sie hat die Autorität des öffent: 
lihen Amtes für fi, ift dem Orte des Iinfalles nahe, in der Negel mit den 
Perſonen und Betrieben befannt und zu fchleunigem Cingreifen jederzeit in der 
Lage. Im Intereſſe der Genofjenichaft wird aber die Zuziehung eines Vertreters 
derielben und im Intereſſe des Verletzten die Zuziehung eined Wertreters des 
Arbeiterausſchuſſes ebenfo wie bie Zuziehung des Betriebsunternehmers ge— 
boten jein. Indem den Arbeiterausihüflen auf dieſe Weiſe eine fortlaufende Mit: 
wirfung bei der Unterjuchung der Unfälle eingeräumt wird, erhält diefe Jnftitution 
deren geringe Kompetenz bei der Berathung der jüngiten Vorlage bemängelt wurde, 
einen größeren Inhalt. 

Gleichzeitig werden dadurd die Mitglieder der Ausſchüſſe für die Begut— 
ahtung von Unfallverhütungsvorichriften ($ 42) geichult. 

Das Gejeg wird vorzufchreiben haben, daß die Anzeige des Unfalles bei der 
Polizei binnen fürzefter Frilt (zwei Tage nad dem Tage, an welchem ber Be: 
trieb3unternehmer von dem Unfalle Stenntniß erlangt hat) erftattet werden muß, 
und daß für den Unternehmer der Betriebsleiter die Anzeige eritatten kann, bez, 
im alle der Behinderung des Unternehmers eritatten muß. 


3u $ 30. 

Die Beitimmung unter $ 30 Abja 1 weiſt die Feltitellung der Entſchädi— 
gung in den weniger wichtigen und eiligeren Fällen den Sektionsvorftänden, in 
den übrigen Fällen den Genoflenichaftsvorftänden zu. Dieß entipricht dem ganzen 
Aufbau der Organijation aud für den Fall, wenn durd das Statut ein Theil 
ber Laſt den Sektionen übertragen wird (8 13 letter Abſatz). Dabei ift im Ab— 
fag 2 im Intereſſe der Arbeiter vorgejehen, daß in den weniger wichtigen und 
eiligeren Fällen die Feltitellung der Entihädigung Ausichüffen der Vorftände ober 
Örtlihen Beauftragten (Vertrauendmännern) übertragen werden fann. 

Der legte Abjat des 8 30 will den beichädigten Arbeitern, bezw. deren 
Hinterbliebenen, Gelegenheit geben, ihre Intereflen vor der Feititellung der Ent: 
ihädigung dadurch zu wahren, daß fie jich über die lInterlagen, welche der Ent: 
ihädigung zu Grunde gelegt werden jollen (in Anja gebrachte Lohnhöhe, aner- 
fannter Grad der Invalidität, Anzahl der Hinterbliebenen), dem Vorſtande (Ver: 
trauendmanne) gegenüber äußern können. Der von dem Sektionsvorſtande (Ver: 
trauensmanne) bei feinen Feititellungen angenommene Lohnſatz ift für den Genoſſen— 
ſchaftsvorſtand bei feiner etwaigen ſpäteren Nentenfeitießung nicht bindend. 

Was die Ausführung im Ginzelnen anbelangt, jo wird das Geſetz noch 
Folgendes zu berüdfichtigen haben: 

a) Sind verfiherte Perfonen in Folge des Unfalles getödtet, jo hat der 
Borftand der Genoſſenſchaft (Sektion), bezw. der Vertrauensmann, ſo— 
fort nad Abſchluß der Unterfuhung ($ 29) oder, falld der Tod erit 
jpäter eintritt, fobald er von demjelben Kenntniß erlangt, die Feſtſtel— 
lung der Entihädigung vorzunehmen. 

b) Sind verficherte Perſonen in Folge des Unfalles körperlich verlegt, To 
ift, fobald fich ütberiehen läßt, dab die Verlegung eine über 13 Wochen 
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hinaus andauernde völlige ober theilweiſe Erwerbösunfähigfeit zur Folge 

haben wird, bie Feititellung der Entihädigung vorzunehmen. 
ec) Entihädigungsberechtigte, für welche die Entſchädigung nit von Amts— 
wegen feſtgeſtellt ift, haben ihren Entihädigungsanfpruch bei Vermeidung 
de3 Ausſchluſſes vor Ablauf eines Jahres nad) dem Eintritt des Un— 
falle bei dem zuftändigen Vorftande anzumelden. Wird der angemeldete 
Entihädigungsaniprud anerkannt, jo ift die Höhe der Entihädigung 
ſofort feitzuftellen, andernfalls ift der Entſchädigungsanſpruch durch 
ſchriftlichen Beſcheid abzulehnen. 
Ereignete ſich der Unfall, in Folge deſſen der Entſchädigungsanſpruch 
erhoben wird, in einem Betriebe für welchen ein Mitgliedſchein von einer 
Genoſſenſchaft nicht ertheilt war, ſo hat die Anmeldung des Entſchädi— 
gungsanſpruches bei der unteren Verwaltungsbehörde zu erfolgen, in 
deren Bezirk der Betrieb belegen iſt. Diejelbe hat den Entihädigungs: 
anſpruch zurüdzumeifen, wenn fie den Betrieb, in welchem der Unfall 
ſich ereignet hat, für nicht unter den $ 1 fallend erachtet; andernfalls 
aber hat fie die Feititellung der Genoffenichaft, welcher der Betrieb an— 
gehört, auf dem in den 88 20 und 21 vorgeichriebenen Wege herbei: 
zuführen, und, nachdem dieſe Feltitellung erfolgt ift, den angemeldeten 
Entihädigungsanipruc dem zuftändigen Vorftande zur weiteren Veran— 
laffung zu überweijen, auch dem Entſchädigungsberechtigten hievon jchrift- 
lich Nahricht zu geben. 
Die Mitglieder der Genoffenichaften find verpflichtet, auf Erforbern ber 
Vorftände (Vertrauensmänner) — $ 30 — binnen einer Woche Die: 
jenigen Nachweiſungen über die Löhne und Gehälter der in ihren Be: 
trieben beichäftigten Perjonen zu liefern, welche zur Feititellung des 
Lohnes oder Gehaltes — 8 3 — erforderlich find. 
Ueber die Feſtſtellung der Entihädigung hat der Vorftand (Vertrauens: 
mann), welcher diefelbe vorgenommen hat, dem Entihädigungäberechtigten 
einen jchriftlihen, durch die untere Verwaltungsbehörde zuzuitellenden 
Beicheid zu ertheilen, aus welchem die Höhe der Entihädigung und die 
Art ihrer Berechnung zu erfehen ift. Bei Entſchädigungen für erwerbs— 
unfähig gewordene Verlegte ift namentlicd; anzugeben, in welchem Maße 
die Erwerbsunfähigfeit angenommen ift. 


Zu $ 31. 

Der Berufung an das Schiedögeriht ift eine aufichiebende Wirkung nicht 
beigelegt, damit der Verletzte oder jeine Hinterbliebenen wenigitend den von ben 
Vorſtänden (Vertrauendmännern) nad) $ 30 feitgelegten Betrag alsbald erheben 
fönnen. Daß die Zahlungsanweifung rechtzeitig ertheilt wird, kann nöthigenfalls 
durch das Reichsverſicherungsamt im Auffichtwege erzwungen werden. 


Zu $ 32. 

In 8 44 ift beftimmt, in welcher Zufammenjegung das Reichsverſicherungs— 
amt, welches hier als oberftes Schiedögericht fungirt, auf den Necurd zu ent: 
heiden hat. Jene Zufammenfegung garantirt eine gründliche und ſachverſtändige 
Beurtheilung des Falles. In dem Gefege wird zu beitimmen fein, daß nad) 
erfolgter eititellung der Entihädigung ($ 30) dem Berechtigten von Seite bes 
Genofienihaftsvoritandes eine Beiheinigung über die ihm zuftehenden Bezüge 
unter Angabe der mit der Zahlung beauftragten Boftanitalt (8 37) und ber 
Zahlungdtermine (Renten-Quittungsbuch) auszufertigen ift. 
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Zu 88 33 bis 36. 

Die Beſtimmung unter $ 33 empfiehlt ſich im Intereſſe ſowohl der Genoſſen— 
ihaften, wie der Entſchädigungsberechtigten. Es ift hier an Fälle gedadt, in 
denen bei Berunglüdten, welche durch Unfall theilweile oder ganz erwerbaunfähig 
geworden waren, im Laufe der Zeit Veränderungen der Erwerböfähigfeit ein- 
traten. Hieher gehört ferner der Fall, in dem ein zum Nentenbezug berechtigter 
Verunglüdter in Folge des Betriebsunfall3 verftirbt und entihädigungsberechtigte 
Hinterbliebene hinterläßt. Im derartigen Fällen wird durch die Vorftände von 
Neuem über die der eingetretenen Veränderung beizumefjende Wirkung zu ent: 
iheiden und gegen dieſe Enticheidung werden die im Geſetz vorgejehenen Rechts— 
mittel zuzulaſſen fein. 

Die unter $ 35 vorgejehene Möglichkeit, einen verunglüdten Ausländer durch 
Zahlung der dreifachen Rente abzufinden, dürfte fich aus praftiihen Gründen 
rechtfertigen, und die um fo mehr, als das Meich durch feine Gefeggebung in 
erfter Linie nur für die Meichdangehörigen Fürforge zu treffen hat. 


Zu $ 37. 

Die Betrauung der Poftverwaltungen mit der Auszahlung ber Entjchädig- 
ungen erleichtert den Entihädigungsberechtigten die Erhebung der ihnen zuftehenden 
Beträge; fie gewährt überdieß den Vortheil, daß dadurch die Genoflenichafts: und 
Sektiondorgane von einer fomplizirten Kaffenführung und der damit verbundenen 
Arbeit und Berantwortlichkeit entlaftet werben. 


3u $ 38. 

Jede Genofienichaft wird bei den Zentralpoitverwaltungen ihr Vorſchußkonto 
haben, welches im Wege direkter Storrefpondenz jährlich abgewidelt wird. Der 
Vermittelung einer Reichözentralftelle, wie fie nach dem Syſtem ber jüngiten Bor: 
lage unentbehrlih war, bedarf es nicht mehr, denn die Genoflenichaften werben 
allein die gefammte Laft tragen, während nad der früheren Vorlage eine Ver: 
theilung derſelben auf das Reich und auf die verfchiedenen darin vorgefehenen 
Genoflenihaften und Verbände erforderlich war. 


3u $ 39. 

Das Umlage: und Erhebungsverfahren wird das Gefeg regeln. In dem— 
jelben wird vorzuichreiben fein, daß die im Abjag 3 vorgeiehene Beſchwerde nur 
zuläffig iſt, wenn dieſelbe fich entweder auf Nechenfehler, oder, infofern die Ver: 
theilung der Genofjenichaftslaften unter Berüdfichtigung des Betrages der gezahlten 
Löhne und Gehälter erfolgte, auf die unrichtige Feititellung diefes Betrages gründet. 
Eine Beichwerbe wegen vermeintlicher Ueberbürdung des Betriebes durch Einſchätzung 
in eine zu hohe Tarifpofition fann in diefem Stadium feine Stelle mehr finden. 
Es wird ferner zu beitimmen jein, daß die Beſchwerde wegen unrichtiger Feſt— 
ſtellung des Betrages der gezahlten Löhne und Gehälter in dem Falle nicht zu— 
läffig ift, wenn die Feſtſtellung durch den Genoſſenſchaftsvorſtand bewirkt worben 
war, weil das betheiligte Genoflenichaftömitglied mit der rechtzeitigen Einſendung 
der Arbeiter: und Lohnnahmweilungen im Rückſtande war ($ 39 Abſatz 2), und 
daß, wenn in Folge des erhobenen Widerſpruchs oder der erhobenen Beſchwerde 
eine Herabminderung des Beitrags eintritt, der Ausfall bei dem IImlageverfahren 
des nächſten Rehnungsjahres zu beden tft. 

Zu $ 41. 

In Betreff der Durchführung des Zmangsverfahrens gegen die Genofjen- 

ihaften wird das Geſetz vorzufchreiben haben, daß das Neichöverfiherungsamt 
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befugt ift, zur Dedung der Ansprüche der Voftverwaltungen zunächſt über bereite 
Beitände der Genoſſenſchaftskaſſen zu verfügen, und daß, fo tweit dieje nicht aus— 
reichen, das Beitreibungsverfahren gegen die Mitglieder der Genoſſenſchaft ſelbſt 
einzuleiten und bis zur Dedung der Nüdftände durchzuführen ift. Beginn und 
Ende des Rechnungsjahres wird für alle Genoffenichaften übereinitimmend durch 
Beihluß des Bundesraths Feftzuftellen, außerdem Borforge zu treffen fein, daß 
über die gefammten Rechnungsergebniffe eines Nechnungsjahres nad) Abſchluß 
desjelben dem Neichöverfiherungsamt und weiter dem Reichstag eine Nachweiſung 
vorgelegt wird. 
Zu $ 42. 

Die hier vorgejehenen Beitimmungen entiprechen im Weientlichen der früheren 
Vorlage. Zu denfelben ift das Folgende zu bemerken: 

a) wenn im Cingange neben Induſtriezweigen auc Betriebsarten genannt 
find, fo ift bei den lesteren an die Form und die Mittel, in und mit 
denen der Betrieb ſich vollzieht, gedacht, aljo an Dampfbetrieb im Gegen: 
jag zum Handbetrieb, an den Betrieb mit Gentrifugen (Trodenichleudern), 
Treibriemen, Aufzügen u. ſ. w.: Betrieböarten, welche bei den verjchies 
denften Induſtriezweigen vorkommen; 
bie den erlaffenen Vorſchriften zumiderhandelnden Betriebdunternehmer 
werben nicht, wie dieß in ber früheren Vorlage, dem Spitem derjelben 
entiprechend, vorgejehen war, mit Strafzuichlägen zu den Beiträgen, 
jondern mit der Einihägung in eine höhere Gefahrenklafie bedroht. Dieſe 
Bedrohung ift möglich, da für jede Genoffenihaft die Einführung eines 
Gefahrentarif3 obligatoriſch ift (8 13 d); fie ift aber auch angemteflener 
als die Bedrohung mit Strafzuichlägen, da dem Betrieböunternehmer 
unter Umſtänden die Mittel fehlen fünnen, ben erlafienen Borichriften 
alsbald zu entipredhen, eine „Beitrafung“ desſelben alfo faum gerecht— 
fertigt wäre; 
daß die den Genofjenichaften eingeräumte Befugniß zum Grlaß von 
Unfallverhütungsvorichriften die gleiche Befugniß der zuftändigen Bes 
hörden nicht überflüffig macht, bedarf Feiner Begründung. Neu ift die 
Beitimmung, daß die Behörden vor der Ausübung diefer Befugniß ge 
halten jein ſollen, das Gutachten der betheiligten Genofjenihaften, und 
injofern die Vorjchriften die Arbeiter binden ſollen, auch der betheiligten 
Arbeiterausichüffe einzuholen und daß Genoflenichaften und Arbeiter— 
ausſchüſſen das Necht beigelegt wird, Anträge auf Erlaß derartiger Anz 
orbnungen zu ftellen. Das Beitreben, den Genofienfchaften einen mög» 
licht weiten Einfluß auf die Regelung der fie berührenden Angelegen— 
beiten einzuräumen und zugleich die Arbeiterausichüfle zu einer Mit: 
wirkung heranzuziehen, wo immer es ih um Maßnahmen handelt, 
welche die Arbeiter betreffen, liegt jener Beitimmung zu Grunde; 

d) es entipricht der Billigfeit, daß die Genoſſenſchaften gehalten jein jollen, 
bei dem Erlaß von Unfallverhütungsporichriften den betheiligten Betriebs 
unternehmern eine gewiſſe Friſt für die Heritellung der vorgeſchriebenen 
Einrichtungen zu gewähren; 

in welcher Weile die Unternehmer ſich wegen abfichtlihen Zumwiderhandelns 
gegen bie von den Genoffenihaften und Behörden erlafjenen Unfallver— 
bütungsvorichriften unter Umſtänden rvegreßpflichtig machen können, be= 
jtimmt 8 47. 
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Zu 8 43. 


Die Ausführung der unter $ 43 enthaltenen Grundfäge wird dem Inſtitut 
der Bertrauendmänner ($ 13 t) eine breite Bajis der Thätigfeit gewähren. Da: 
neben können namentlih große Genoflenichaften jehr wohl dazu übergehen, tech— 
nisch geichulte Mitglieder oder Beamte für die Ausführung des $ 43 mit Ge 
halt anzuitellen. Vorbilder find in dieſer Hinficht die aus der freien Initiative 
der Betheiligten bereit3 hervorgegangenen Keſſelreviſions- und Unfallverhütungs- 
Vereine. Das Geſetz wird vorzujchreiben haben, daß Namen und MWohnfig der: 
jenigen Beauftragten, welchen die Ueberwachung der Befolgung der auf Grund 
bes 8 42 erlaflenen Vorjchriften obliegt, von dem Genofjenichaftsvorftande den 
höheren Berwaltungsbehörben, auf deren Bezirke ſich die Thätigkeit der Beauf: 
tragten erftredt, anzuzeigen find, und daß die Beauftragten verpflichtet find, den 
Requifitionen der nah $ 139b der Gewerbeordnung beitellten ftaatlihen Auf: 
fiht3beamten zu entiprehen. Da dieſe Verpflichtung im öffentlichen Intereſſe 
liegt, jo wird dem Reichs-Verſicherungsamt durch das Gefeg die Befugniß zu ge 
währen jein, die Beauftragten der Genoſſenſchaften eventuell durch Gelditrafen 
dazu anzuhalten. 


Zu 88 44 und 45. 


Die Errichtung eines Reichöverfiherungsamts ericheint nothwendig, damit 
die Zweifels- und Streitfragen, welche gewerblichen Anlagen verfiherungspflichtig 
find, im ganzen Reich einheitlich entichieden werden, und damit die Streitigfeiten 
ber Genofjenichaften untereinander, ſowie die Streitigkeiten der Betriebsunternehmer 
mit ben Genoflenichaften vor einer mit öffentlicher Autorität ausgeftatteten In— 
ftanz zum Austrag gebracht werden fünnen. Außerdem bedarf es einer Behörde, 
welche nicht nur in legter Inftanz über die auf Grund des Geſetzes erhobenen 
Entihädigungsaniprüce in den wichtigeren Fällen zu erfennen, fondern aud die 
Geihäftsführung der Genoflenihaftsporftände zu überwachen und auf Beichwerden 
über die legteren, foweit ihr Gegenftand nicht dem jchiedörichterlihen Verfahren 
vorbehalten ift, ſowie über Streitigkeiten, welde fi auf die Auslegung der 
Statuten und die Giltigfeit der vollzogenen Wahlen beziehen, zu enticheiden hat. 
Bei der Zuſammenſetzung des Neichöverficherungsamts ift lediglich die Rüdficht 
maßgebend geweien, die Behörde unabhängig und vertrauenswürdig zu geitalten. 
Dabei ift ausdrücklich vorgeſehen, daß in gewillen Fällen, in denen es fi um 
organifatorifhe Fragen oder belangreiche vermögensrechtlihe Streitigkeiten der 
Genofjenihaften unter einander oder um Rekurſe gegen die Enticheidungen der 
Sciedögerichte handelt, eine größere Anzahl von Mitgliedern des Reichsverſiche— 
rungsamts, darunter je ein Vertreter der Genoſſenſchaften und der Arbeiteraus— 
ſchüſſe, an der Beihlußfaflung theilnehmen joll, 


Zu 88 46 und 47, 


Infoweit duch die hier vorgejehenen Beitinunungen die biöherige unmittel- 
bare, perfönliche und privatrechtliche Haftpflicht der Unternehmer unter normalen 
Verhältniſſen befeitigt wird, ift auf die Bemerkungen zu S 1 binzumeifen. Wäh- 
rend die Gejetedvorlage vom Jahre 1882 die Betriebäunternehmer den Betriebs: 
genofjenichaften 2c. gegenüber ($ 47) auch für diejenigen Unfälle haftbar erklärte, 
welche durd „grobes Verſchulden“ derjelben verurfacht worden, ſoll nach den jetzt 
vorgejehenen Beitimmungen dieſe Haftbarfeit nur dann eintreten, wenn Die vor— 
fägliche Herbeiführung des Unfalls durch Urtheil des Strafrichters zweifellos 
feftfteht. Für diefe Einschränkung ift das Beſtreben maßgebend geweien, die 
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Betriebdunternehmer, welche durch ihre Beiträge die ganze Verfiherungslaft tragen 
von Prozefien thunlichit zu entlaften. Den Berufsgenoflenichaften find in be 
hier fraglichen Beziehung die Krankenkaſſen und Gemeinden gleichgeitellt. In dem 
Gelege wird zum Ausdrude zu bringen fein, dab ala Betriebsunternehmer im 
‘gleicher Weile eine Aktiengejellihaft, eine Innung oder eingetragene Genoflensfnts.) 
ichaft haftet, wenn ein Mitglied ihres Vorſtandes, fowie eine Handelsgeſellſchaft, 
eine Innung oder eingetragene Genoflenichaft, wenn einer der Liquidatoren wegen 
vorfäßlicher Herbeiführung des Unfalls ftrafgerichtlich verurtheilt ift, und dab ink 
diefem Falle als Erſatz für die Rente deren Kapitalwerth gefordert werden fann.hi 


Zu 8 49. 


In dem Geſetze wird ferner vorzufchreiben jein, daß die Nechte und Pflichten - 
aus Werfiherungdverträgen, welche von Internehmern der unter $ ı fallenden! 
Betriebe oder von den in denſelben beichäftigten verfiherten Perſonen gegen bie 


Folgen der in dem Geſetze bezeichneten Unfälle mit Verficherungsanftalten abgel _ £. 
ſchloſſen worben find, nad dem Inkrafttreten des Geſetzes ($ 52) auf die Berufs— — 
genoſſenſchaft, welcher der Betrieb angehört, übergehen, wenn die Verſicherungs— * 


nehmer dieſes bei dem Vorſtande der Genoſſenſchaft beantragen, und dab bie berl, 


die Mitglieder derielben zu deden find. “ 
mn Io 

u 8 50. Freien 

N Berui 


nit wohl ee en eine a (Sektion) für einzelne entf ” 
legene Betriebe ihre Mitwirkung bei der Unterfuhung eines Unfalls nicht ohne 
erheblichen Zeitverluft oder unverhältnigmäßige Koſten eintreten zu laſſen, io 
fann fie gemäß $ 50 die betreffenden Organe einer anderen Genoſſenſchaft (Sektion)g 
oder die untere Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk ſich der Unfall ereignete], 
erjuchen, fie bei der linterjuchung zu vertreten. Dabei twird das Geſetz vorſchreiben 
müffen, daß die durch derartige Nequifitionen entitehenden Koften von den Genojr 
jenichaften als eigene Verwaltungskoſten in jo weit zu erftatten find, als fie imf 
baaren Auslagen für Tagegelder und Reiſekoſten der requirirten Beamten ober? 
Genofienihaftsorgane oder in Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige beſtehen. 
Im Uebrigen werben alle zur Begründung und Abwidelung der Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen den Berufsgenoffenichaften einerjeit3 und den Werficherten andererjeit#2 

erforderlichen außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden für gebühren- und | 
ftempelfrei zu erklären jein. 


Zu $ 52. 

Aehnlih, wie es bei dem Stranfenverfiherungdgeiege vom 15. Juni 1883: 
geſchehen ift, wird auch hier derjenige Theil des Geſetzes, welcher fi auf die? 
Bildung der Berufsgenoflenihaften und der zur Durhführung des Geſetzes erfor- 
derlihen Organe bezieht, früher in Kraft treten müfjen, als diejenigen Beſtim— 
mungen, welche die Verficherung jelbit betreffen. Mit Rüdfiht auf den Imfang) 
der zu jchaffenden Organijation läßt ſich der zum Abjchluß derjelben erforderliche! 
Zeitraum im Voraus faum beftimmen. Es wird fih vielmehr empfehlen, das 
Inkrafttreten der auf bie Unfallverficherung jelbit beziiglichen Beftimmungen des 
Geſetzes einer mit Zuſtimmung des Bundesraths zu erlaſſenden kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vorzubehalten. J 


ebenberufed, 
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— übt von 
igen Berufsart Verufo nebenfächlich 
BAR rwerbsthatigen 
l | 
| ienen: Angehb: 
enfächlich * | ge der, Kigen.|i 
Ss | zeich⸗ yalte 6 Spalte 7 
E. — Benennung B__| 
= nung 2ia 
= | Staat 3 j hne Unterſchied 
t Gemei ẽ (Lit) s Hauptberufs N 
ober u | es Dienjtheren 
| Kirche ee} | zw. Ernährers) 
nd! bien TEEN! ——— — — Pr 
oder 1 2 l| 8 | 18 | 19 1) 
ı | im ſog -— m — — — 
* Pd ©. Handel | a. | Selbitändige‘) - 54| 147861 
) | arten und | b | Verwaltungs x 1! 154 
| 7 Verkehr, I © | Sonjtige Behilies ‚796 | 29 J 
| | Bufammen 0. 5,851 | 44,919 
6 | 26,2 I 
} 0: 
Summe a. Selbitändige”) 794 1050841 
12 3,7 ’ 
von b. | Berwaltungss ıc 3383| 
2 = Bam. | ce | Somftige Gchilfes,sss | 520,101 
> f ee 
20) 24 | Sufammen A big ago | 625,492 | 
91 | 35,4 D. Lohnarbeit wechjelnder Art und häusliche Dien 94 4,032 Er 
FE. | Staatd-, Gemeinde: und — aud ij | 
bg 1 arten!) . 18* 98 = J— 
— — — — — — — —— — — — 
Summe von A bis E. 16,552 636,053 | _ 
Hierzu: Ge i 
— 
Ohne Beruf und ohne Berufsangabe . 83 
1 
8 






























Generalſumme von A bis F. 






























42 | 
Betriebs N 
von Proz 
hier fragl— — —— 
Geſetze Hauptberufd vos 
gleicher 1 Zr, der in Spalte 1—4 bezeichneten Art 
haft bt — | | — 
eine Innit Die Erwerbstbätigen bezw. Bon 
OL eng Selbitändigen mit ihren häuslichen Ermwerbsthl 
diefem Ya Dienftboten und Angehörigen in Ss 
Erwerb&) Die |, a. — 
In I thätige | nende ® Be re 
aus Verfl be | Hanstice weihe über, _ x, | Mind ohne 
s R : — 
— Snennung ſtändige“, Dienſte, — * ee Neben: 
oigen ohne die ; im Haus— —— — 
ſchloſſen Fr Denen, halt ihrer ne erwerb 
genoſſen ſch * Herrſchait thätig ſind ſammen 


S 6 10) | 
nehmer Di lebend '9) | | 


Genoſſen — 
die Mitgl 






























701,442 266,664 1,617,032 2,585,138] 422,357 
, Berjonal®) 141,559, 20,579. 188,203. 350,341 132,681 

Die n und Arbeiter T27,128| 8218 858,958) 1,594,504| 617,145 
niht wof__. ex an | | er 
legene Be 1,570,129 295,461 ' 2,664,198) 4,529,783| 1,172,183 















ehe — 
tann Sie € } 

ober bie . Berfonal ) 

erſuchen, n und Arbeiter 

müſſen, Di — 
fenichaftens c. . 
baaren Mt 


6,055,866 936,687 14,872, 19} 21,864,672 | 4,417,931 
307,305: 48,029 | 474,372 829,706 | 255,912 
9,839,064 38,222 7,295,664| 17,112,950 8,764 ,945 








16,202,235 . 1,022,938 | Er 3 155 3 30,807,928| 13,438,788 






















Genoffen fsitleiftungen !) . ; 397, 481 | | 2189. 538,473 938,143 341,52: 
Im Mebriogenannte freie Berufe: 

zwischen j En 1,031,122 | 164, 561 1,027, 501 2,223,184 888,89. 
— —— — —— 

ftempelfrei- . ...517,630, ‚838 1 ‚189, 688 24.148,12 ” | 42,968, 655 ] 14,669,2 





Ibfändige und Anftaltsinfalfen, welde überhaupt nicht oder nur nebe: 














Acht mit ihren bäusl. Dienjtboten und Angehörigen 
in : 1,346,913| 135,126 | 763,218| 2,245,252| 1.167,20 
derlien i ve Pe ee ee 
mungen, Die Bevölkerung überhaupt. 
ber zu fd 18,977,751 1,324,814 24,911,842 1)45,213,907] 15,836,4 
Zeitraum ö " z . R * . = -| ‚ ’ ’ ‚ r r | 4 ’ J 5, 6,4) 
Intrafttre 
Geſetzes € 
ordnung 


die Beruiszählung im Deuticen Reiche vom 5. Juni 1882. 


— — — — — — 














ptberuf der Erwe 
Nach den Spalten 1—4) 


in Kombination m 


Se den 
raätigen ꝛc. 
x zulte 5 


Ihm  Meben= 


mer enverb 


je 


rbstbätigen bezw. Selbjtändigen 


it dem Nebenberuf®) 








Ron den Perſonen in Spalte 10 jind nebenſächlich 











Nebenberufen 





(nebenjählich ausgeübte Ern 


thätigfeiten) 


der in Spalte 1—4 bezeichnete 





aus 





geübt von 


jr 











——— ae — 
erwerbsthätig In”) Erwerbs⸗ nur nebenfüchlich | 
A. 5 I 0 Top TE | tätigen | BEIDE DIN DEN | 
Land: und i Sohn: | Staatd-, | _beaw. In; en nd 
Forſtwirthſchaft, — | arbeit |&emeinde-| Selbitän: | Dienen: ngehb: | 
Jagd und | Hütten: Handel wech⸗ oder digen der; den der ' an 
haben | ijcherei und zıvar | a selmder | Kirchen: | Spalte 5, _ (te6 Cpalte 7 
I ee * N Art und) dienſt (ohne | Spalt pa 
 jelbitän | | * * haus⸗ ober Unter: | eh 
|dig Land! im uſtrie Verkel lien | in ſog. jhied || (obne Unterſchied 
wirtb: anderer — ertehr Dienſt⸗ freien ihres des Hauptberuſs 
ſchaft | Meile au leiftun: | Beruis: Haupt: des Dienjthern 
treibend weſen den ') | arten berufs) | bezw. Ernährers) | 
ı | 2% s | 14 sb sms | mn) 











u! 279,085 | 
1328 8,878 
si 109,983 | 





218 397,946 | 313426 29,465 37,538 
— - 


‚17,881, 1,637,935 | 
„92 51,398 | 


228,871 
5,983 
78,572 


1,051,722 


43,584 
435 1,074,119 | 877,863 255,510: 98,146 49,390 


6,434| 33,166, 52,818 
457 500 2,293 
22,574 3,872 6,159) 


495 726 








61,265 


73,132 | 332,066 . 282,849 | 
2196 2142 477 








u 2,763,447 1,773,169 | 


330,838 432,354 | 336,996 | 








158 55,958 | 


‚54 142,223 













45,639 


114,735 


‚9,905! 2,961,633 | 1,998,543 





5,943 





2,679 | 1,997 
t 
| 11,104 


6,231. 7,067 














5,742, 48,921 
72 1,037 
3,830 12,486 


1,245 | 4,891 


329,157 | 
7,298 | 
42,131 | 








878,586 | 


2,750,738 
11,668 | 
522,331 | 







104 | 105,034 | 
2 338 | 

l 

235,634 520,120 
! | 





207 620 


452| 17,297 





Bay; N 
9,644 | 62,444 | 3,284,737 | 


j 
236 430 | 625,492 | 
lı 





13,028, 


87,272 








— - Pr 


— 





24 4,032 














343,012 | 442,100 350,097 


ebenſachlich erwerbsthätig find, 


10,308. 80,361 





2,625 5,377 
Bid 








“ons! 179,705| 135,353! 18,169 | 
— Mekirihee) Meere Man Mika Me 


| 


—* |3,141,398 2,068,806 361,181 450,208 | 360,012 12,928 | 
A 1 | j 


— — — — — — 


| 3.355.057 





85,738 










Haupt 
und 

n Art ®ı Neben 

berufe 


erbs⸗ 


> mm ef zuſammen 


der 
Heben: Anzahl 
berufe | der Beruſe 
verſchiede⸗ 
(neben: | men bezw. 
fächlich von ber: 
aus: ſchiedenen 
geübten Per onen 
Erwerba- | ausgeübten 
thätig- Erwerbs» 
keiten) thätig- 
feitem) 
20 1, 1, a 
343,997| 1,045,439 
7,453 149,012 
77,906] 805,034 


429,35 [420,503] 1,990,485 


1,099,485 








2,856,566] 8,912,432 
12,008 319,318 
1,278,085] 11,117,149 
4#,146,659] 20,348,594 
17,084 414,565 
93,899] 1,125,021 





4257,42] 21,988,480 











8, Hierunter auch landwirtbichaftliche Tagelöhner, 
jelbjtändig Landwirthſchaft treiben. 

) Zum Berwaltungs ꝛc. Berjonal gehören die Beamten, welche zwar 
nicht das Geſchäft leiten, aber doc die Aufficht führen, jowie das 
ſonſtige wiſſenſchaftlich, techniſch oder faufmänniich gebildete Ber: 
waltungs= und Auſſichts-, auch das Rechnungs- und Bureau— 
perſonal. 

o) Als erwerbsthätig im Sinne dieſer Berufsſtatiſtik gelten nicht die 
im Haushalt ihrer Herrſchaft lebenden Dienenden für häusliche 
(nicht landwirthſchaftliche oder gewerbliche) Dienſte oder perſönliche 

Bedienung (ſ. Spalte 6). 

11) Beim Forſt- und Ragdweien, beim Bergbau, Hütten und Salinen- 
wejen, beim Hoch-⸗, Weg- und Waflerbau, beim Poſt-, Telegrapben: 
und Eijenbahnwejen, ſowie bei anderen Gewerben angejtellte Be- 
amte find den betreffenden Gewerben binzugezäblt. 

, D. i. die gejammte Bevölferung, und zwar die (weder der orts— 
anwejenden nod der Wohnbevölferung genau entipredhende) 
Berufs bevölferung. 


welche nebenher 
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Anhang zur Heberficht der Hauptergebnife der Berufszählung, enthaltend: 
Klaffifikation der Berufsarten. 


Vorbemerkung. Bei jeder Berufsart (jedem Gewerbe) der Abtheilungen A, B und 
C find, wo nit ausdrüdlich anders bemerkt, die Erwerbäthätigen einzutbeilen in: 
a) Selbitändige, einſchließlich leitende Beamte und ſonſtige Geſchäftsleiter: 
b) andere (nicht leitende) Beamte, überhaupt das wiſſenſchaſtlich, technisch und kaufmänniſch 
gebildete Verwaltungs: und Aufſichts-, ſowie das Rechnungs: und Bureauperjonal; 
e) jonjtige Gehilfen, Lehrlinge, Fabrik, Kohn: und Tagearbriter, einſchließlich im Ge— 
werbe thätige Familienangehörige und Dienende. 


A. B. 
Landwirthfchaft, Chierzucht und Gärt- | Bergbau und Hütlenwefen, Induſtrie 
nerei, Sorfiwirthfchaft, Jagd und und Baumwefen. 
Fiſcherei. II. Bergbau, Hütten-und Salinen— 


en wejen, TZorfgräberei. 
1. PARSE DSL Thierzucht und 1. Erzgewinnung (Erzbergwerke und Erz: 
a nu gruben), aud) Aufbereitung von Erzen. 
1. Landwirthſchaft Zucht landwirthſchaftlicher 2. Hüttenbetrieb, auch Friſch- und Streckwerke. 
Be Molkerei, Wein-, Objt, Ge | 3. Salzgewinnung (Salzbergwerke und Sa- 





müjer, TZabad: x. Bau, jedoc mit Aus- linen). 

ihluß des mit landwirthichaftlider Tag” | 4, Gewinnung von Stein: und Braunkohlen, 
löhnerei verbundenen jelbitändigen Koats, Graphit, Asphalt, Erdöl und 
Landwirthſchaftsbetriebs — Bernſtein; Briquettefabrikation. 

a) Selbſtändige und Geſchäftsleiter. 5. Torfgräberei und Torfbereitung. 


b) öheres Berwaltungs: und Auf: . — 
—* ſowie das — und | IV. Induſtrie der Steine und Erden. 


Bureauperſonal. 6. Marmor-, Stein: und Schieferbruch; Ber: 
e)l. In der Landwirthſchaft der jelb- fertigung von groben Marmor, Stein: 
ftändig dies Gewerbe Treibenden und Schieferwaaren; Steinmegen und 
beichättigte Familienangehörige der: Steinhauer. 
jelben. 7. Berfertigung feiner Steinwaaren. 
e)2. Landwirthſchaſtliche Knechte und 8. Gewinnung von Nies und Sand, Ge: 
Mägde, jowie ſonſtige Gehilfen. winnung bezw. Heritellung von Kalt, 
Mit landwirthichaftlicher Tagelöhnerei ver: | Zement, Ira, Gyps und Schweripath. 
bundener jelbjtändiger Landwirthichafts: 9. Lehm- und Thongräberei, Naolingräberei 
betrieb. und -Schlämmerei, auch Maflemühlen, 
a) GSelbitändige. Quarz: . ———— 
e)1., . 10. Ziegelei, Thonröhrenfabrifation. 
ce) 2. wie oben. 11. — Verfertigung von feinen Thon— 
Landwirthſchaftliche Tagelöhnerei ohne waaren, Steinzeug, Terralith- und Si— 
Verbindung mit ſelbſtändigem Land— derolithwaaren. 
wirthſchaftsbetrieb. 12. Fayence- und Porzellanfabrikation und 
c)3. Landwirthſchaftliche Tagelöhner, — 
auch Feldhüter. 13. Glashütten, Glasveredelung, Glasbläſerei 
2. Kunſt- u. Handelsgärtnerei, Baumſchulen. vor der Lampe. 


3. en a Seidenraupen, Fiſche, 14. Spiegelglad: und Spiegelfabrifation. 
Singvögel, Hunde u. bergl.) ohne die x ; 
Zucht Tandwirthichaftlicher Nupthiere, 15.8 ee —— ied 
au ologifche Särten und Aquarien. Berarbeitung € eta miede, 
—— — Juweliere, Gold- und Silberſchläger 


1. Forſtwirthſchaft, Jagd und und «Drabtzieher, Miünzjtätten). 
Fiſcherei 16. Kupferſchmiede. 
4. Forſtwirthſchaft und Jagd. 17. Sonſtige Verarbeitung unedler Metalle, 
(Zu a find die Forſt- und Jagd— mit Ausſchluß von Eifen, Erzeugung und 
beamten bis einichliehlich Oberförfter Verarbeitung von Metalllegirungen. 


zu zählen ; NRevierförjter gehören zu b; | 18. Eifengieherei und Emaillirung von Eifen. 
zu c gehören aud; Jagd: und Wald: | 19. Schwarz: und Weihblechheritellung. 
büter, Ho ui 20. Klempner, Bledywaarenfabrifanten. 
5. g cherei auf offener See undan den Küſten. 21. —— von Stiften, Nägeln, Schrau— 
6. Fiſcherei in Binnengewäſſern. ben, Nieten, Ketten, Drahtjeilen ꝛc. 


34. 


35. 
36. 


37, 
38. 


39. 


VII. 


Die Berufszählung im Deutfchen Reiche 


. Grob: (Huf:) Schmiede. 


Schloſſerei, einſchließlich Verfertigung von 
feuerfeiten Geldſchränken. 


24. Zeugs, Senjen: und Mefierichmiede, Ver: 


fertiger von eijernen Kurzwaaren und 
Stahlfedern. 


25. Nähnadel-, Nadlerivaaren:, Drahtgewebe— 


und Drabtwaarenfabrifation. 


. Maihinen, Werkzeuge, Inſtru— 


mente, Apparate. 


5. Verfertigung von Majchinen, Werkzeugen, 


Apparaten (auch in bezüglichen den 
Eijenbahnverwaltungen unterjtehenden 
Anjtalten), ſoweit nicht zu den folgen: 
den Klaſſen gehörig. 


27. Stellmadereien und Wagenbauanftalten 


(auch die betreffenden den Eiienbahn- 
und Bojtverwaltungen unterftehenden). 


28. Sciffäbau. 
. Verfertigung von Schußwaffen. 
. Berfertigung von Zeitmeßinjtrumenten 


(Uhrmacher). 


. Verfertigung von muſikaliſchen Inſtru— 


menten (Injtrumentenbauer, Biano- 
fortefabrifanten). 


. Verfertigung von mathematijchen, phyſi— 


faliihen, chemiſchen und dirurgiichen 
Injtrumenten und Apparaten. 


33. Verfertigung von Lampen und anderen 


Beleuchtungsapparateıt. 
Vo. Chemiſche Jnduftrie. 


Chemiſche, pharmazeutiihe und photos 
graphiiche Präparate. 

Apotheker. 

Farbematerialien, mit Einſchluß von 
Thierkohle und Kohlenfilter, Stein— 
kohlentheer⸗ und Kohlentheer-Derivaten. 

Exploſivſtoffe und Zündwaaren. 

Mau⸗ und künſtliche Düngſtoffe (Ab— 
fuhranſtalten, Knochenmühlen, Dünger— 
fabriken). 

Abdecker. 


Forſtwirthſchaftliche Neben— 


produfte, Leuchtſtoffe, Fette, Oele 


40. 


und Firniſſe. 
Köhlerei, Holztheer, Ruß-, Bed: und 
Harzgewinnung. 


. Basanftalten. 

. Kit: und Seifenfabrifen. 

. Delmüblen. 

. Kohlentheerjchwelerei, Verfertigung von 


Mineral: u. ätherijchen Delen, Fetten u. 
Firniffen,jowießerarbeitung von Harzen. 


IX. Tertilindujtrie. 


ubereitung von Spinnftoffen. 
pinnerei, Hechelei, Haspelei, Spulerei, 
Zwirnerei, Wattenfabrifation als Haus: 
etrieb. 
. Spinnerei, Hecjelei, Haspelei, Spulerei, 
Bwirnerei, Battenfabrifation ald Fabrik 
betrieb. 


! 





48, 


72. 


. Berfertigun 
. $erberei, N 


» Berfertigun 


Weberei, einſchließlich Bandweberei (aus- 
genommen Metall, Gummi: und Roß— 
haarzWeberei) ald Hausbetrieb. 


. Desgl. als Fabrikbetrieb. 
. Gummi: und Haarfledyterei und Weberei. 
. Striderei und Wirkerei (Strumpfmwaaren 


Fabrikation) als Hausbetrieb. 
Deögl. als Fabrilkbetrieb. 


53. Häkelei, Stickerei, Spitzenfabrikation als 


Hausbetrieb. 


. Desgl. als Fabrikbetrieb. 
Bleicherei, Färberei, Druckerei und Ap— 


pretur von Spinnftoffen, Garnen, Ge: 
weben und Zeugen aller Art. 


. Bojamentenfabrifation. 
. Seilerei und Reepſchlägerei, auch Fabri: 


kation von Netzen, Segeln, Säcken ꝛc. 
X. Papier und Leder. 

von Papier und Pappe. 

ergamentjabrifation, Fürben 

und Lackiren von Leder, auch Lohmühlen. 


. Wachötuch: und Ledertuch-, auch Treib: 


riemenfabrifation, Berfertigung von 
Gummi: und Guttaperhamaaren (aus: 
genommen Gefledte und Gewebe). 


f Buchbinderei und Kartonnagefabrifation. 
2. Verfertigung von Riemer: und Sattler: 


arbeiten. 


. Verfertigung von Tapezierarbeiten. 


XI. Holz= und Schnitzſtoffe. 


. Holzzuricdtung und Konſervirung. 
. Berfertigung von groben, glatten Holz— 


waaren und Holzitiften. 


.Tiſchlerei und Barketfabrifation. 

. Böttcher. 

. Korbinadıer. 

. Sonjtige Weberei und Flechterei von Holz, 


Stroh, Baft und Binfen. 


Drechsler, Verfertiger von Dreh: und 


Schnitzwaaren, auch Korkicneider. 

von Kämmen, Bürjten, 
Pinſeln, Federpoſen, Stöden, Sonnen: 
und Regenichirmen. 

Holz: und Schnigwaarenvergoldung und 
ſonſtige Veredelung. 


XU. Nahrungs: und Genußmittel. 


73, 


74. 
75. 


76. 


17. 


Getreide-Mahl- und Schälmühlen, aud) 
Reisihälmühlen. 

Bäderei und Konditorei. 

Rübenzuder : Fabrikation 
raffinerie. 

Berfertigung von anderen vegetabilifchen 
Nahrungsmitteln (Nudeln und Macca— 
roni, Stärke und Stärleiyrup, Kakao, 
Chokolade, Kaffeejurrogate, komprimirte 
Gemüſe, Stonjerven). 

Fleiſcherei. 


und Zucker— 


. Verfertigung von anderen animaliſchen 


Nahrungsmitteln (FiſchSalzerei und 
Pöckelei, Bereitung von Londenfirter 
Mildy, (Butter: und Küäjefabrifen‘. 


vom 5. Juni 1882, 


Waſſerverſorgung, Waſſerwerke, Eisbe— 
reitung, Verwahrung und «-Berforgung ; 
Fabrikation von fünftlihem Mineral- 
waſſer. 

Mälzerei und Brauerei. 

. Branntweinbrennerei, Liqueur⸗ und Pre: 

befenfabrifation. 

Schaum: und Obftweinfabrifation, Wein- 

pflege (Weinküper). 

83. Eſſigfabrikation. 

84. Tabadfabrikation. 

XII. Bekleidung und Neinigung. 


85. Näherinnen. 
86. Schneider und Schneiderinren. 
87. Heritellung fertiger Kleider und Wäſche 
Konfektion). 
Putzmacherei, Verfertigung von künſt— 
lichen Blumen und Federſchmuck 
. Huß: und Mützenmacherei, Verfertigung 
von Filziwaaren, Kürjchnerei und Pelz: 
waarenzurichtung. 
Verfertigung von Hoſenträgern, Kravatten, 
Handſchuhen, Korſets und Krinolinen. 
Schuhmacherei. 
Haar- und Bartpflege. 
Badeanſtalten. 
Waſchanſtalten, Wäſcherinen, Plätterinen. 
Fleclenausmacher, Kleiderreiniger, Stiefel: 
wichſer, Kammerjäger. 
XIV. Baugewerbe. 


Bauunternehmung und Bauunterhaltung 
(Hoch⸗, Eiſenbahn⸗, Weg: und Wajjer- 
bau) joweit nicht zu den folgenden 
Nummern 97 bis 105 zu zählen. 

(Zu a gehören auch Baumeijter, 
Bauinspeftoren und Architekten). 

97. Feldmeſſer, Geometer, Markicheider, 
Wieſenbauer und Draintechnifer. 

98, Maurer. 

immerer. 

100. Glaſer. 

. Stubenmaler , Staffirer, Anjtreicher, 
Tünder, Stubenbohner, Stukkateure. 

— (Ziegel:, Schiefer-, Schindel-, 

trob-). 


82, 


88. 


96. 


102, 

103. Asphaltirer, Steinjeger und Brunnen- 
macher. 

Einridter von Gas- und Waſſeranlagen 
(Bad- und Wafler-Jnitallateure). 

105. Dfenfeger und Schornjteinfeger. 

XV. Polygraphiſche Gewerbe. 
Schriftichneiderei u.-Gieherei, Holzichnitt. 
Buchdruch, auch Stein- und Metall», 

jowie Farbendrud. 

Photographie. 
XVI. ünſtler GKunſtmaler und 
Kunſtbildhauer) und künſtler— 
iſche Betriebe für gewerbliche 
wede (mit Ausnahme von 
ufit, Theater und Schau- 
ftellung.) 


104. 


106. 
107, 


108. 
109. 


110, XV. 


je 


10, 


— 
— 


— 
X 


— 
* 


15 


Eiſenbahnbetrieb, 
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Fabrikanten, Fabrikar— 

beiter, Geſellen und Gehilfen, 

deren nähere Erwerbsthätig— 
feit zweifelhaft bleibt. 


C. 
Handel und Verkehr. 
XVII. Handelägemwerbe. 


. RWaaren- und Produftenhandel in ſteh— 


endem Geichäftsbetrieb. 


. Geld» und Kredithandel. 
. Spedition und Kommiljion. 
. Buch-, Kunst: und Mufilalienhandel, ein- 


ſchließlich Verlag, Antiquariatshandel, 
Leihbibliotheken, Zeitungs-Verlag und 
-Erpedition, 


. Haufirhandel. f 
. Dandelsvermittlung (Mäkler, Kommiſſio— 


näre, Mgenten ausgenommen Ber: 
jiherungsagenten)). 


. Hilfögewerbe des Handels (Bader, Sad- 


träger, Stauer, Taratoren, Martthelfer, 
Mefier, Wäger ıc.). 

(Erwerbsthätige ohne Unterſcheidung 
von a. b. c.). 


. Berfteigerung, Verleihung, Aufbewahr- 


ung, Engagementd- und Annoncen: 
Bermittelung, Auskunfts-Bureaus. 


XIX. Berjiherungsgewerbe. 
XX. Verfehrsgewerbe. 


Poſt- und Telegraphenbetrieb. 

a) Direftiond und Inſpektionsperſonal 
(Direktoren, Inſpektoren und Ber- 
waltungsbeamte, Poſtamtsvorſteher); 

b) jonftiges Verwaltungs, Aufjichts- 
und Bureauperfonal (außer dem bei 
c bezeichneten); 

e) Brief- und Telegrammträger, Poſt— 
ihaffner und Poſtboten und andere 
entiprechend Bejchäftigte und Diener. 

mit Ausſchluß des 
Straßenbahnbetriebs. 

a) Direftions- und Inſpektionsperſonal 
(Diretoren, Infpeltoren und Ber: 
waltung&beante, Betriebs. und Sta- 
tionsvorſteher); 

b) ſonſtiges Verwaltungs-, Aufſichts 
und Bureauperſonal (außer dem bei 
c bezeichneten); 

e) Eijenbahnicaffner, beim Fahr-, Bahn- 
hofs- und Rangirdienſt Beichäftigte, 
Bahnmärter und andere entipredhend 
Beihäftigte und Diener. 

. Rojthalterei und Perfonenfuhrwerk, mit 
Einſchluß des Strafenbahnbetriebe. 
. Fradıt- (aud) Roll.) Fuhrwerk, Güter: 
bejtätter. 
. Rhederei und Schiffsbefrachtung. 
. See- und Küftenihiffahrt. 
a) Sciffsführer; 
b) Schiffsmannſchaft und Scifferfnechte. 
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6. Binnenſchiffahrt. 
a) Schiffsführer; 
b) Schiffsmannſchaft, Gehilfen u. Knechte. 

17. Hafen- und Lootſendienſt, Küſtenbewach— 
ungs⸗ und Beleuchtungswejen, Schleu- 
jen- und Kanalwadıt. 

a) Direftiond- und Bureauperfonal von 
bierher gehörigen Inſtituten; 
b) andere Ermwerböthätige. 
. Dienjtmannsinftitute und Dienjtmänner, 
Lohndiener, Botengänger, Kofferträger, 
rremdenführer u. deral. 
a) Direftiond- und Bureauperjonal von 
Dienftmannd- und dergl. Inſtituten; 

b) andere Erwerbäthätige. 
. Zeichenbeftattung, einſchl. Todtengräber. 


20. XXI Behberbergung und Er- 
quidung. 


D. 


Häusliche Bienfte (einſchließlich perfön- 
liche Bedienung) und Kohnarbeit 
wechfelnder Art. 


XXI. (Wie vorstehend.) 
1. Häusliche Dienfte (Aufwartefrauen, nicht 
bei ihrer Herrichaft wohnende Dienende 
für häusliche Dienfte u. ſ. w.). 
2. Lohnarbeit wechjelnder Art. 


E. 
Militär-, Hof-, bürgerliher und kird- 
licher Bienft, auch fogenannte freie 
Berufsarten. 


XXI. Wie vorftehend.) 


1. Armee und Kriegäflotte, auch Armee- und 
Marineverwaltung (einſchließlich Mili- 
tärärzte). 

a) mit Offiziersrang; 
b) Unteroffiziere und Gemeine (auch Vers 
waltungsperjonal von gleihem Range). 

2. Hofftaat, Diplomatie, Staatd-, Bezirks-, 
Gemeinde», ſtandesherrliche und grund— 
herrliche Berwaltung, ſowie Rechts— 
pflege, einſchließlich Aufſichts- und 
Dienftperfonal in Befängniffen, Straf- 
und Beflerungs-, in Armen: und Wohl- 
thätigfeitö-Anitalten. 

(Beim Forit- und Jagdweſen, beim 
Bergbau-, Hütten- und Salinenwejen, 
beim Hoch⸗, Weg- und Waſſerbau, beim 
Roft-, Telegraphen- und Eijenbahn- 
weien, ſowie bei anderen Gewerben 
angejtellte Beamte jind den betreffenden 
Gewerben —— — 

a) Höhere Beamte, Anwälte, Notare ꝛc.; 
b) jonjtige® Verwaltungs, Auffichts- 
und Bureauperjonal, einſchließlich 

Rechner und Schreiber (außer dem 

bei e bezeichneten); 


— 
je 


— 































e) Dienſtperſonal (Kaftellane, Portiers, 
Boten, Bureaudiener, Lakaien ꝛc.) 

3. Kirche, Gottesdienſt, auch Perſonal in 

Anſtalten für we wede. 

a) Beiftlihe und Kirchenbeamte; 

b) Anjtaltöinjaflen; 

e) Kirchendiener, Dienftperjonal in An- 
jtalten ꝛc. 

4. Bildung, Erziehung und Unterricht, Bibs 
fiothelen, wiflenjchaftlihe und Kunft- 
jammlungen. 

(Lehrer an Hochſchulen, Gymnafien, 
Real-, Volks», Primärjchulen, Gewerbe: 
und Fachſchulen und Waijenhäufern, 
Inhaber und Lehrer von Privatichulen, 
Erziehungs, Blinden-, Taubjtummen- 
xc. Anftalten, Privat- und Hauslehrer, | 
Erzieher und Erzieherinnen; ferner 
Perſonal in Anftalten für Erziehung 
und Unterricht). 

a) Lehr, Direktions und VBerwaltung®- 
perjonal; 
b) Dienitperjonal, auch in Unjtalten. 

5. Gejundheitspflege und Krankendienit. 

(Aerzte mit Ausſchluß der Militär- F- 
ärzte, Hebeammen, Thierärzte, Perſonal 
in Heile und Pflegeanſtalten und Heil · 
bädern, Krankenwürter, Schweitern für 
Krankenpflege). 

a) Aerztliches, Direktions- und Ver · 
waltungsperſonal: 

b) Warteperſonal; 

e) ſonſtiges Dienſtperſonal. 

6. Schrififieller, geitungsredakteure und Kor« 
refpondenten, Brivatgelehrte, Schreiber ıc. 

7. Muſit, Theater, Schaujtellungen aller Art. 


F. 
Hhne Beruf und Berufsangabe. 


(Jedody nur, fofern die betreffenden 
Perjonen nicht als „Angehörige“ bei 
anderen Berufsffafien zu zählen find). 


XXIV. Wie vorstehend.) 

1. Bon eigenem Vermögen, von Renten, 

und Venfionen Lebende. 4 

Von Unterftügung Lebende (ohne die zu Ara: 
Biffer 5). 

3. Nicht in ihrer Familee lebende Stu 

dirende, Seminariften und Schüler 


X 


4,50 

(über 14 Jahr), Zöglinge in Anſtalten) ix) 

für Bildung, Erziehung und Unterricht, 4 

in Kadettenhäufern, Waijenanftalten ac 3x; 

4. Inſaſſen von Invaliden-, Berjorgung 381: 
und Wohlthätigkeitsanitalten. £ 

5. Infafien von Armenhäufern (oweit nid) lißx 

ald gewöhnliche Haushaltungen um er 

einzeln Lebende zu zählen). we 

6. Inſaſſen von Siechen- und Jrrenanftalt * 

7. Inſaſſen von Straf- und Beſſerungsa Sl 

ſtalten. —* 


8. Ohne Berufsangabe. 
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3,054! 56,623 
1,684 410) 19,345) 21,439] 25,429 
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iebe vorfommenden handwerfsmähigen Arbeiten im Dienit jtehen. 
r Erwerbsthätigen beichäftigte (yamilienangehörige, neben ec 2: Knechte, 


Summe 
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5,019 12,9683| 17,040 35,022] 622,631 591,924| 160 ‚vos, 
2,054| 11,885] 8,227) 22,166| 294,721| 453,379] 38,453) 
2,965 1,078) 8,818) | 12,856 327,910) 138,545| 121,555) 
15,749) 93,182) 83,509 ‚195,830 3,503,34413,514,395| 682,750 
BE 10,695| 88,965) 47,814 147,474]2,255,265'3,102,897| 230,731 
"017 415 87,794 —— — —3334 
— — 73/506 8,054) 4,217 36,085] 48,856|1,638,079 441,498) 452,049 
sel 420 28 1,663 16,020) 1,188 
82| 428| 187 1,640 15,995| 924) 
— 1: 1 23) 9 264 

16 3835| 180 354 1250 7 
16| 3835| 180 5811 3,548] 12,599 788 

— — >= 1 — ser 

| 

» 1281 725 24,149 51,905 4,123 

81| 1,272] 698] 22,435 51,250 3 
13 9 27 655| 562 








142 2,045 1,107) 
129) 2,035) 1,065) 3,2 
18°. 10) 42 65 1,738 
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'22,100| 31, 
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Ver: 
heira⸗ witt- 
tete wete | 


jam: 
men 





so | 312 | 8 


72,868] 52,621| 180, 
71,794| 29,428 104,678 
574) 23,198) 26,020 


- 1212 










759 416 
757] 388, 1, 
2 28) 











3 ‚öl 12. 906 22,354 


91,000 48,879! 150,703 
227 36,127 48,421 


26,594 21,604 52,980 
26,164| 13,352; 41,372 
430, 8.252 11,608 
3215 5.056 9,114 
2,987| 1,710 4,855 
228 3,346, 4,259 
372 187 591 
369 178 577 
3 y 14 
10,303 7,564 
10,115, 6,0283. 
188| 1,541 





19,54912,415,660|1,588,671: 
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Bi 5) 1 6 
z 5 1 6 
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2,282,883 3,182,701' 236,004 5,701,588 
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832,974 132,950 9 ‚458 175,382 
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1,659 470° 146 2,275 
96,8004,096 131 
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10,112] 4,451 15,291 
440) 6,935, 8,487 
327 172 548 








0,536 502,466. 108,411. 701,418 
59,836] 464,627| 26,402 250,865 
30,700| 37.839 82,009, 150,548 
75,938 62,828) 2,782 141,548 
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868,214 129,1961,570,320 
805,498 0.158 1,272,209 


144, 942 62,716) 90,453) 298,111 
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III. Die wegen hohen Alters, in Folge von Verlegung oder Krankheit 
werbsunfähig gewordenen Perjonen im Deutſchen Neihe vom 5. Au 
nad) ihrem vormaligen Berufe. 
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B Wegen hoben Alters, in Folge von Ver 
Berufs- zufs- Ganzen Krankheit dauernd erwerbsun 
(Sa.) gewordene Perſonen 
jedes im Alter von ... . Jahren 
ii — we 
2 i Ä 
welcher die erwerbsunfähig [Nr aT 0 ol 60 
„WMunter 7 = ; = 
an onen Dor befon- bis | bis bis bis bis Im 
——— dere. Eee a 30 Br u ae 
2 +15] 7?I|8 | 9 
M | 
Be. Sa. 1 40 1,809 3,845 16,088 74,299 1 
>53 a, | M. 45 416| 1,704, 3,600 15,486] 72,459 1 
— W. 3 33 105) 245] 602] 1,840 
| Sa. ı 3 18 36 091 30 
. M. 4 ae 28 58 260 
W. — — 2 13 33 4 
Sa. 2 1 5 
b. | M. 2 6 90 126 214 507 
W. u 4 12) 19 40 
Sa. 70 457 706 961 1,683] 4,467 
0. 1.2.| M. 401 298| 415) 495) 794) 1,839 
W. 80) 159 291 466 839] 2,628 
Sa. 73 62 1,561 2,867 6,810) 21,480) 3 
| el M. 431 489 1,118 1,803 4,266 15,833] { 
W. 30| 1583| 448 1,064| 2,544 6,147 
Sa. 197 1,614) 4,197, 7,847) 24,855 181,094 16 
— M. | 134 1,269) 3,352) 6,047| 20,818 90,398 18 
W. s 345 845 1,800) 4037 10,696) 1 
| 
Sa. il 5 J 28 128 488 
a. — M. 1 5 18 2% 126 482 
».|-|-| 1 dd 2 6 | 
Sa. | — d 4 3338 184 476 
b. — Ml — 99 459 78 1889 AT 
W. — — ing 1 ei i 
Sa. ıs ss m ı 608 | 
e. — M. ı 141 8 68 148 592) | 
| » | — ES ae 
EZ Sa. a wi 10 174 48 1,567 
n A. u. | M. 2 28 102] 167) 457) 1,550 
®. I — 1 5 n.- 4 
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5 Be— Im Wegen hohen Alters, in Feige von Verletzung oder 
Fe R [m Ganzen Krankheit dauernd erwerbsunfähig 
> Berufs. an? 'Sa.) gewordene Berionen 
\; abtheilung, ftele [no Hr 
BI | lung’ j 
TR _ : 22 ä — im — von .... Jahren: 
MM‘ - — | 1 1 : 
52: Meier die ermerbsunidhig [u alunıer, 20 | 30 | 0 | 50 mi 70 | zu. 
fi; : poordenen Perjonen vor- Foeiome 1 bis | bis | bis | bis | bis und da- 
N: mals angebörten Yera Vi |l 50 60 0 eher ſammen 
E: 1 ı 27138 4 s|I|6 7 —— 10 11 
F J 107 1,470, 5,894 11,879) 33 217 121,416, 203,962 377,945 
TR a. ! m 90 1,185| 5,157 10,231| 29,335] 113,073! 193,858) 352,929 
I 9. 17 285 7371 1,648] 3,382] 8343] 10.104| 25,016 
j Sa. ı 1 5) 38 a 245 
52, 2,6. Urprobuttion | af. I m. | — — 1 42% 55 110 195 
3: Iomduftrie und ı® | 1 u 8 18 14 50 
FO Sandel g © 3 225 571 801 1500 2,657) 8,144 9,008 
b. M. 5| 223 = 866 1,470, 2,599 3,079 8,800 
I\®I1- il a 258 309 58 65! 202 
j Sa. 500 3,739 7,909 12,557 22,692 48,923) 67,381) 168,701 
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VW. 102 507| 1,0311 1.986) 4,106 9,971} 12,108 29.991 
r — 
Sa. 613 5,135, 14,379) 25,335] 57 451 178,069 274,611) 550,88 
Zuſammen A—C. M. 493 4,640 12, 594 21,672] 49,456 154,679, 252,270| 495,704 - 
ı® 120| 795) 1,785) 3,663 8,095| 18 ‚390| 622.341) 55.189° 
Lohnarbeit weſelnder 167 841, 1477| 2,207 3245 6,180, 7,977] 22,088. 
und büusliche Dienit- 103; 5432| 1,019) 1,516) 1,923) 3,700 5,177) 13,980 
leiftungen. su 200 468 691 u. 2,439] 2,8001 8,078 
FE Staats-, Gemeinde, und ( Ca. 23) 834) 3,418) 4,370) 7,221] 12,901) 18,967] 47, 
I Kirhendienit, auch ſog. mM. 16 755| 3,200 3,998 1'560 11,907| 17,892) 44 
IE freie Berufsarten. W. I 70 218 sam 652 994) 1,075. 3,402 
— 
— so8 7,110 19,274 31,912. 67,917) 192,109. 301,555. 620,6: 
er Sumnte von A—E. 612 5,937. 16,818, 27,181: 57,848: 170,286: 275,339, 554, 
ei 191, 1,173] 2,461 4,731) 10,069) 21 823) 26,216 66,668 
— l 
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‘in der Haushaltung ihrer Yerrſchaft lebende) Dienende für perſönliche 
und andere häusliche (nicht gewerbliche) Dienfleiftungen. 
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Miszellen. 


Beſtand der deutſchen Seeidiffe am 1. Jannar 1883. — Ueber den Beſtand 
aller am 1. Jannar 1883 vorhanden geweſenen regiſtrirten deutſchen Seeſchiffe 
von mehr als 50 Kubikmeter Raumgehalt hat kürzlich das Kaiſerliche ſtatiſtiſche 
Amt im 62. Bande der „Statiſtik des Deutſchen Reiches“ eingehende Mittheilungen 
veröffentlicht, wonach die deutſche Kauffahrtei-Flotte zur angegebenen Zeit 4,370 
Schiffe mit einer Geſammt-Ladefähigkeit von 1,226,650 Reg.Tons zählte, welche 
fih auf die einzelnen Provinzen bezw, deutfchen Stüftenftreden und auf das Oſt— 
und Nordieegebiet folgendermaßen vertheilte. Es betrug 





| von den 
die unter je 100 | Schiffen fallen 
in Sejammtzahl Schiffen befanden | — 
der Schiffe ſich Dampfichiffe | Oſtſee Nordſee 
Bros. Bros. 
der Provinz Oftpreußen . - 220. . 89 19,19 20 — 
Weſtpreußen. 2... 113 18,58 2,8 — 
Pommern . . 842 8,79 19,27 — 
dem Gioß hergoglh. Medlenburg⸗ Schwerin . 343 3,2 7,» — 
der Freien Stadt Kübel . . 43 72,9 0,% — 
„ Brov. Schleswig-Holſtein, Oſtſeegebiet 316 31,33 | 7% — 
Nordfeegebiet 406 1,72 — 9, 
. Freien Stadt Hamburg » =» 2... 487 33,0 _ 11,'5 
„ Bremen . Be 2 342 23,® — 7* 
dem Großherzogthum Oldenburg . —— 340 0,59 — 75* 
der Prov. Hannover, Elb- und Weſergebiei 458 1,3" | — 10,* 
Emsgebiet einſchließl. 
des preußiſchen Jadegebietes . . 591 0,% | — 13 22 
juſammen 4370 11,'? | 30, 60,9% 


Gegen das Vorjahr ergibt fich eine Abnahme der Schiffszahl für die Pro- 
pinzen Dit: und Weltpreußen um je 1, Pommern um 58, Scleswig-bolftein 
im Dftfeegebiete un 7 und im Nordfeegebiete um 35, Hannover im Elb- und 
Meiergebiete um 5 und im Gmögebiete nebit Ojtfriesland um 33, für die Groß: 
herzogthümer Medlenburge Schwerin uud Oldenburg um 10 bezw. 5 Schiffe, 
während fich der Beltand an Seeſchiffen bei den freien Städten Bremen und 
Hamburg um 15 bezw. 1 Schiff vermehrte, in der freien Stadt Lübeck aber feine 
Aenderung erfuhr. 

Ihrer Gattung nad zerfielen die nachgewielenen Kauffahrtei-Schiffe in 
3,855 Segel: und 515 Dampfichiffe, wonach fich gegen 1882 eine Abnahme der 
Segelihiffe um 196, dagegen eine Zunahme der Danıpfer um 57 ergibt. Während des 
legten Dezenniumd nahm die Zahl der Damprichiffe je gegen dad Vorjahr im 
Sahre 1873 um 37, 1874 um 46, 1875 um 20, 1877 um 18, 1878 um 15, 
1879 um 23, 1880 um 40, 1881 um 44 und 1882 um 57 Schiffe zu, während 
1876 in Folge von DVerunglüdungen und Verkauf bei äußerſt geringem Ankaufe 
eine Abnahme von 1 Dampfichiff ftattfand. An der insbejondere in den Jahren 


| u 
[u 
7 


1873, 1874, 1880, 1881 und 1882 ſtattgehabten Vermehrung war vornehm— 
lich die freie Stadt Hamburg mit 18 bezw. 22, 16, 17 und 17 Dampfſchiffen 
betheiligt. 

Bei Bergleihung des Beſtandes der Segelichiffe vom 1. Januar 1883 mit 
denjenigen vom 1. Januar 1873 ergibt ſich dagegen eine Abnahme um 456 
Segelihiffe, eine Verminderung, die fich als noch weit erheblicher herausitellen 
würde, wenn der Beitand vom Jahre 1873 in gleicher Vollſtändigkeit aufge: 
nommen wäre, wie der vom Jahre 1883. 

Es findet mithin eine allmählige Menderung des Gelammtbeitandes an See: 
ichiffen zu Gunsten der Dampfichiffe ftatt, und stellt jich das Verhältniß zwiſchen 
den Dampf: und Segelichiffen für die Dampfichiffe befonders günstig bei den 
freien Städten Yübel, Hamburg und Bremen und beim Oftieegebiete der Provinz 
Schleswig-Holftein, beſonders ungünſtig dagegen bei den Küſtenſtrecken der Provinz 
Hannover, dem Nordieegebiete der Provinz Schleswig-Holſtein und den Groß: 
herzogthümern Medlenburg Schwerin und Oldenburg. 

Was die Klaſſifikation der Schiffe nad) ihrem Naumgehalte in Negiitertons 
anlangt, jo waren vorhanden: 
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zit davon 

2 Schiffe | im Oſtſee— Nordiee An: 
überhaupt | Gebiete Preußen 

unter 100 Reg.-Tons 1,959 | 591 1,568 1,646 
100, i a 526 | 229 297 407 
200, 300 5 513 313 200 240 
30  „ 400 ” 394 | 262 132 214 
40 „500 2 263 185 78 139 
500 „600 2 149 82 67 66 
600, 800 2 174 58 116 58 
800 „ 1,000 E 120 18 102 18 
1,000 „1,400 2 185 7 178 22 
1,400 „ 2,000 * 66 | = 66 4 
2,000 Reg.-Tons und darüber 21 | 1 20 l 
zufammen 4,370 1,746 2,624 2815 


Die Beias ung aller regiftrirten deutschen Seeichiffe betrug am 1. Janıtar 1883 
39,031 Mann, gegen das Vorjahr 78 Mann weniger, während die Beſtandes— 
aufnahmen der Jahre 1882 und 1881 je gegen das Borjahr einen Nüdgang 
der Gelanmtbeiagung um 629 bezw. 551 Mann nachwieſen. 

Die durhfchnittliche regelmäßige Beſatzung betrug 


bei einem bei einem bei einem See: 
Segelſchiffe Dampfſchiffe ſchiffe überhaupt 
am 1. Januar 1888.. 7’ Mann 20, Mann 8’ Mann 
[22 ” » 1882 . * . ” . 7,° [73 20,9 ” 8,’ " 
RES ER: 7 Ra a 733 21t N 


Betreff3 der Bauart ber am 1. Januar 1883 nachgewielenen Seeſchiffe 
waren von den Segelidiffen 147 von Gifen und 3698 von Holz hergeitellt; 
bei 6 Schiffen war als Hauptmaterial Holz und Eiſen angegeben, und bei 
4 Schiffen blieb das Hauptmaterial unbekannt. Die eifernen Segelichiffe ver: 
mehrten fich im Laufe des Jahres 1882 um 14, die aus hartem Holz und Eiſen 
erbauten um 4; dagegen nahın die Zahl der hölzernen Segelichiffe um 213 ab, 

Bon der Zahl der Anfang 1883 vorhandenen 515 Dampfichiffe waren 
504 von Eiſen und 11 von Holz gebaut. Die eilernen Dampfichiffe vermehrten 
fid) gegen das Vorjahr um 60, während der Beſtand an hölzernen Dampfern 
um 2, ber aus Holz und Eilen erbauten um ein Schiff abnahm, 
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Bei den eifernen Segelihiffen ergab fich im Laufe des Jahres 1882 cine 
Abnahme des durchichnittlichen Naunmgehaltes von 660 auf 652 Neg.:Tons, bei 
den hölzernen Segelichiffen eine Zunahme desjelben von 218 auf 220 Neg.-Tons; 
die eijernen Dampfſchiffe ftiegen in ihrem DurhichnittS:Raumgehalte von 564 
auf 615 Reg.-Tons umd die hölzernen von 88 auf 98 Reg.-Tons. 

Mas den Beihlag und die Verbolzung anlangt, fo betrug die Zahl 
der nur von Holz und der von Holz und Eifen erbauten Segelichiffe, einichließlich 
derjenigen, bei welchen eine Angabe über das Hauptmaterial nicht gemadt war, 
die aber als von Holz gebaut, angenommen werden fonnten, am 1. Jan. 1883 
3,708, von denen 2,657 (71,° Proz.) ohne Beichlag, 40 (1,! Proz.) mit Zink: 
beichlag, 1,004 (27,' Proz.) mit Kupfer: oder Metallbeihlag und 7 (O,? Proz.) 
ohne Angabe über den Beichlag verzeichnet find. 

Bei 158 Schiffen (4,° Proz.) beitand die Verbolzung aus Kupfer- oder 
Metallbolzen, bei 585 Sciffen (15,? Proz.) aus Kupfer: oder Metallbolzen und 
verzinkten Gifenbolzen, bei 513 Schiffen (13, Proz.) aus Kupfer: oder Metall: 
bolzen und unverzinften Eiſenbolzen, bei 290 Schiffen (7,? Proz.) aus verzinkten 
Gifenbolzen, bei 148 Schiffen (4,9 Proz.) aus verzinften und unverzinkten Eiſen— 
bolzen, bei 2,007 Schiffen (54,' Proz.) aus unverzinften Gifenbolzen, während 
diefelbe bei 7 Schiffen (O,? Proz.) unbefannt war. 

Eine Chronometerführung befand ſich unter 3,855 Segelichiffen auf 
nur 1,489 (38,8 Proz.) und unter 515 Dampfichiffen auf nur 269 (52,? Proz.) 
Darunter waren 41 Segel: und 61 Dampfichiffe, welche je 2 Chronometer 
führten. 

Als Heimatshäfen für die deutiche Handelsflotte endlich ergaben Sich 
269 Plätze, von denen 6O dem Ditieegebiete und 209 dem Nordieegebiete ange: 
hörten; hierunter befanden ſich 89 bebeutendere Heimatshäfen, auf die 3,230 
Schiffe mit einem Netto-NRaumgehate von 1,169,605 Reg.-Tons entfielen, während 
die übrigen 230 Häfen zuſammen nur 1,140 Schiffe mit 57,045 Reg.Tons 
Netto-Raumgehalt aufzumeifen hatten. (Stat. Storr.) 


Die ſtaatlich geleiteten Berfidyerungs- 
Anftalten in Bayern 


von 


Regierungsrath Haag. 


Das Verfiherungswefen war lange Zeit, bevor der Privaterwerb fich des— 
jelben bemächtigte, Gegenftand der Öffentlichen Fürſorge. Es entiprach dem chrift: 
lichen Geifte und altgermaniſcher Sitte, fih in Unglüdsfällen brüderlich beizu- 
ſtehen und gegenfeitig Hilfe zu leiften. Dieſer Grundjaß tritt uns ſchon in ben 
alten Gilden entgegen, welche im Falle eines ‚beträchtlicheren Werluftes durch 
Unglüdsfal 3. B. durch Feuer oder Sciffbruch dem Genoffen einen beftimmten 
Beitrag zu feiner Grleihterung zuſprachen. Schon ein Kapitulare Karla des 
Großen von 779 zu den Geſetzen der Longobarden gedenkt diejer Gilden und ihrer 
Zeiftungen bei Brand und Schiffbrud. Im germanifchen Norden war die Ge- 
meinde verpflichtet, dem Genoffen, deſſen Haus durch Brand zerftört wurde, durch 
Beiträge Hilfe zu leiten. In feiner Geſchichte Dänemarks Tiefert Dahlmann den 
Nachweis, daß in dem von Norwegen aus folonifirten Island und zwar ſchon 
zur Zeit des Freiftaates, alfo vor 1262, beiondere Verſicherungsverbände gegen 
Brand und PViehfterben beitanden. Dieſe Verbände jchloffen fih an die unterften 
fommunalen und bäuerlichen Polizeidiftrifte an und hießen Repps (Hrepps). Jeder 
Nepps beitand in der Negel aus zwanzig vermögenden fteuerfähigen Bauern, welche 
ihren Vorstand, die fünf Socnarmen (Kläger, Rügemänner), wählten. Die Brand: 
verficherung der Reppsgenoſſen erjegte drei Häufer (Gemächer) von jedes Mannes 
Wohnung: die Stube, das Feuerhaus und die Vorrathskammer, außerdem aud) 
das WBethaus oder die Kirche, welche zur Wohnung gehörte. Beim Hausbrand 
wurde zugleih aud der Verluft an Sleidern und täglichen Nahrungsvorräthen 
eriegt, dagegen für Gegenftände des Handels, für Schmud u. dgl. feine Ent: 
ichädigung geleiftet. Der Schaden wurde nur zur Hälfte vergütet und zum Schuße 
gegen Branditiftung beitand die Vorichrift, daß die Reppsgenoſſen nicht gehalten 
jeien, demfelben Manne dreimal Erſatz zu leiften. 

Mit dem Verfchwinden der mittelalterlichen, die ganze Perſon des Genoffen 
und fein Hab und Gut umfaffenden und jchüigenden Verbände äußerte fich ber 
Geiſt brübderlicher Unterftügung in der Neuichaffung bejonderer Brandgilden, 
welche fich in der Negel an vorhandene Gemeinde: oder Korporationsgeftaltungen 
anlehnten. 

Bis zum Beginne des 18. Jahrhunderts wirkten diefe Gilden Tebensträftig 
fort, ohne daß der Staat in ihre Wirkſamkeit eingriff.e. Dem Staat fann es 
felbitverftändlich nicht gleichgiltig fein, in welcher Weiſe die genoflenjchaftliche Ver: 
fiherung gehandhabt wird, ob die Verficherung eine ausreichende ift und dem Ber- 
unglüdten mit der erforderlichen PEN die Mittel zur Wiederherftellung feines 
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Obdaches an die Hand gibt. Mit Beginn des 18. Jahrhunderts fingen Die 
Staaten an, den Brandverficherungsgenofienichaften ihre Fürlorge zuzumenden und 
fie nach verfchiedener Richtung umzugeltalten. Zunächſt wurden Eleinere, wenig 
lebensfähige Verbände zu größeren (Provinzial-, Yandesverbänden) vereinigt. Später 
trat der Zwang zum Beitritt hinzu, der vom Standpunkte der öffentlihen Wohl: 
fahrt aus gefordert wurde. In einzelnen Ländern wurde ben Verficherungäver: 
bänden ausſchließliche Berehtigung zum Gejchäftsbetriebe eingeräumt und das Recht 
der Mobiliarverfiherung übertragen. Ueberall beruhen diefe Verbände auf dem 
Grundfage der DOeffentichleit und Gegenseitigkeit. Nach den PVeröffent- 
lihungen der Vereinigung der öffentlichen Feuerverfiherungsanftalten in Deutich- 
land (Berlin 1868 bei &. Mittler), welche eine gründliche Darftellung der Ent- 
widlung der Öffentlichen Verſicherungsverbände enthalten, beitehen jest im Umfange 
des deutſchen Neiched 66 öffentliche Feuerverfiherungsanftalten. Auf Preußen 
entfallen 43 Feuerverfiherungsiozietäten, auf die übrigen deutſchen Länder 23 
öffentliche Anftalten. 

Im Königreihe Bayern wurden Schon im Jahre 1811 die vorhandenen Ein- 
zelnanftalten zu einer Landesanftalt vereinigt. In der vom Könige Mar Joſef I. 
erlafienen Verordnung vom 23. Januar 1811 heißt ed: „In der Abficht, dieſe 
Nachtheile zu befeitigen und dem offenen Sinne Unſeres Volkes für das Gemein: 
nützliche, ſowie der erprobten Bereitwilligkeit desielben zu wechjelfeitigen Unterſtütz— 
ungen in Fällen der Noth mit landesherrlicher Vorſorge entgegenzufonmen, haben 
Wir nicht nur die Gefege der verichiedenen Brandverficherungsgefellichaften ſorg— 
fältig prüfen und vergleihen, und Uns Vortrag darüber erjtatten laſſen, fondern 
aud) über die Art und Weiſe, diejelben untereinander in engere Verbindung, und 
mit der Staatöpolizeis Verwaltung überhaupt, wovon fie einen natürlichen Be 
ftandtheil ausmachen, in näheren Zufammenhang zu jegen, Unferen geheimen Rath 
vernommen und beichließen 20.” 

Der Grundgedanke der bayeriichen Brandverficherungsanftalt vom Jahre 1811 
war, den Schaden auf die Schultern der übrigen Mitglieder der Anftalt um: 
zulegen. Man dachte zuerft an den Schaden, dann an die Aufbringung der Ent: 
fhädigung. Im Jahre 1834 wurde von dem gleichen Beitrage Aller für Alle 
abgejehen und ein Syſtem von vier Bauartöflaflen mit einer hienach bemefienen 
Abſtufung der Beiträge eingeführt. Im Jahre 1852 erhielt die Anftalt beſon— 
dere techniiche Beamte (Brandverſicherungs-Inſpektoren). Die Verwaltung der 
Anitalt oblag den Kreisregierungen und den Diftriftspolizeibehörden (Bezirfsämter, 
unmittelbare Stadtmagiftrate). Im Jahre 1875 legte König Ludwig II. Die 
reformirende Hand an dad Brandverficherungswelen. Mit Gele vom 3. April 1875 
wurde die bei den Diftriktspolizeibehörden als Nebengeichäft betriebene Verwalt— 
ung zentralifirt und einer befonderen Landesitelle, der fgl. Brandverfiherungs- 
fammer übergeben. Hand in Hand hiemit ging die Ginführung fefter, genau nach 
ber Brandgefahr bemeflener Beiträge, welche zu Anfang des Verfiherungsjahres, 
alſo vor Eintritt der Schäden erhoben werben. 

Unter der neuen zentralifirten Verwaltung hat das bayeriiche Brandverficher- 
ungsweſen beifpiellofe Fortſchritte aufzuweiſen. Die Verfiherungsfumme tft auf 
faft 4 Milliarden geitiegen, der Refervefond beträgt 6 Millionen Marf. Die 
Anjtalt konnte in drei BVerfiherungsjahren ihren Mitgliedern die Hälfte der Ver— 
fiherungäbeiträge (etwa 10 Millionen Mark) naclaffen und außerdem für Zwecke 
der Öffentlihen Wohlfahrt nanıhafte Zuſchüſſe leiften. Aus Mitteln der Anstalt 
wird die Landesunterſtützungskaſſe für freiwillige Feuerwehren, welde jährlich 
40 bis 50,000 Marf für verunglüdte Feuerwehrmänner und die Nelitten der— 
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jelben verwendet, botirt. Won der Anstalt werden jährlich etwa 40,000 Mark 
zur Anschaffung von Feuerlöſchgeräthen 2c. verwendet und den Städten befondere 
Zuſchüſſe zu gleihem Zwede gewährt. Endlich wird von der Anitalt das Bureau 
für Waflerverforgung unterhalten, welces eine Reihe gemeindlicher Wafferver: 
jorgungsunternehmungen durchgeführt hat. Zu diefen Unternehmungen leiftet die 
Anſtalt unmittelbare Zuichüffe, welche jährlich zwiichen 50,000 und 100,000 Mart 
betragen. 

Im Hinblid auf dieſe gefunde Entwidlung des Brandverſicherungsweſens in 
Bayern darf es nicht Wunder nehmen, daß man bald daran dachte, die rührige, 
fräftige Anftaltöverwaltung auch für das Hagelverlicherungsweien in Anſpruch 
zu nehmen. 

Die Hagelverfiherung it ein beionderes Schmerzensfind Süddeutichlands. 
Baden und Württemberg haben ſchon manchen Schritt verfucht, Abhilfe auf dem 
Gebiete der Hagelverficherung zu jchaffen, jedoch ohne Erfolg. Gleiches war bisher 
in Bayern der Fall. In Bayern wurde ein Hagelverfiherungsverein eingerichtet, 
dem ftaatlicherfeit3 eine Reihe von Begünftigungen eingeräumt waren, dem aber 
der Hauptvortheil, die ftaatlihe Yeitung, abging. Dieſer Verein blieb hinter den 
an jein Beitehen gefnüpften Erwartungen zurüd. 

Durd das unten ſammt den VBerficherungsreglements abgedrudte Gejeg vom 
13. Februar 1884 iſt eine Öffentliche, unter ftaatlicher Zeitung ftehende Hagel: 
verjiherungsanftalt auf Gegenfeitigfeit für ganz Bayern in das Leben gerufen 
worden. 

Man darf diefe Anstalt mit dem modernen Staatsfozialismus nicht in Bes 
ziehung bringen. Sie ift feine Staatsanftalt, fondern ichließt ſich den alten Leber: 
lieferungen der übrigen öffentlichen VBerjicherungsanftalten unmittelbar an. Sie 
beruht auf dem Grundjage gegenjeitiger Hilfe. Mit dem Staate fteht fie aller- 
dings in mehrfacher Beziehung. Vor Allen genießt fie die Vortheile jtaatlicher 
Yeitung; ihre oberfte Leitung ift in die Hand von Staat3beamten gelegt, denen 
ein finanzieller Bortheil hiedurch jedoch nicht zugeht. Es Liegt demnach der ſo— 
genannte delegirte Staatsbetrieb vor. 

Der Staat wirft außerdem bei der Verwaltung der Hagelverficherungsanitalt 
injofern mit, als er die Eönigliche Bank zur Naffaführung und die königlichen 
Finanzbehörden (Nentämter) zur Ginziehung der VBerlicherungsbeiträge und zur 
Auszahlung der Entihädigungen vertvendet. Endlich kommt auch den Gemeinde: 
behörden eine gewiſſe Mitwirkung zu, indem dieſelben verpflichtet find, die Ber: 
fiherungsanträge u. dgl. zu vermitteln und die Beiträge zu perzipiren. 

Außerdem ift der Anjtalt der Charaftter einer milden Stiftung (rt. 1 deö 
Geſetzes), dann Gebühren: und Bortofreiheit (Art. 22) eingeräumt. 

Da die Anftalt ausichließlich den Intereſſen der öffentlihen Wohlfahrt dient, 
jo wurden berjelben aud finanzielle Vortheile feitens des Staates zu theil. Zu— 
nächft ift ein Staatskapital von einer Million Mark bereit geftellt worden, welches 
zwar nicht in das Gigenthum der Anftalt übergeht (Art. 12), jedoch jeine 
BZinfen an den Nefervefond der Anftalt (Art. 14) abgibt. Der Staat leiftet 
demnad feinen eigentlihen Zufhuß, fondern er entäußert ſich der Zinſen 
eines beitimmten Kapitals zu Gunften der Anstalt. Auch diefe Leiltung foll nur 
ein Angebinde für die junge Anstalt jein und aufhören, fobald legtere hinreichend 
erſtarkt ift. (Art. 12). In Folge der Hageljchläge hatte bisher der Staat Steuer: 
nachläffe im Betrage vom ungefähr 40,000 Mark jährlich gewähren müſſen. Mit 
der Feititellung diefer Nachläffe waren zahlreiche zeitraubende Erhebungen ver: 
fnüpft. Nach dem Geſetze (Art. 12 Abi. 2) werden dieje Nachläffe künftig bejeitigt 
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und die hiedurch erzielten Mehreinnahmen an Grundſteuer (40,000 ME.) der Anz: 
ftalt zugewenbet. Das Unglück des Cinzelnen wird fonah in Zukunft dadurch 
gemildert, daß er Entihädigung erhält, während ihm früher nur der Nachlaß von 
etlihen Mark Grundfteuer in Ausficht geitellt werden fonnte. 

Der Anftalt kommt ferner der Charakter voller Oeffentlichkeit zu; ihre 
Bücher find öffentlich, ihre Rechnung wird öffentlich geftellt. 

Die Gegenſeitigkeit der Anftalt kommt dadurd zum Ausdrude, daß im 
Ganzen und Großen alle Schäden durch Mitgliederbeiträge gededt werden (Art. 13), 
daß die Beiträge nad) Maßgabe der örtlichen Gefahr und der Empfindlichkeit der 
einzelnen Fruchtgattungen abgeftuft werden (Art. 16), daß bei der Aufnahme 
neuer Mitglieder das Intereffe der bereit3 vorhandenen Verfiherten zu twahren tft 
(Art. 2), daß ein aus der Anftalt ausgetretener Theilnehmer feine Rüdvergütung 
pon Beiträgen erhält und mit einer Nachzahlung nicht in Anfpruh genommen 
werden fann, endlich daß im Falle der Unzulänglichkeit der vorhandenen Mittel 
die feſtgeſetzte Entihädigung verhältnigmäßig gefürzt wird (Art. 13 Abſ. 3). 

Die Anftalt beruht ferner auf voller Freiwilligkeit. Der Verſicherungs— 
zwang ift ausgeſchloſſen (Art. 2). Den vielfach hervorgetretenen Neigungen für 
eine Zmwangäverfiherungsanftalt ftand die Erwägung gegenüber, daß, wenn aud) 
der Einzelne nicht immer der befte Richter darüber tft, was ihm am beiten frommt, 
ein Eingriff gerade auf biefem Gebiete, wo die fubtilften wirthichaftlichen Fragen 
berührt werden und der Einzelne die Gefahr durch Aenderungen feiner Wirth» 
ſchaftsweiſe paralyfiren fann, bedenklich ericheint, und dab bei dem Mangel einer 
verläffigen langjährigen Hagelitatiftit die WVerficherungsbeiträge nicht wohl der 
wirklichen Gefahr entiprechend abgeftuft werden fünnten. Cine willtürliche Ver: 
theilung ber Verficherungsbeiträge würde zwei Nachtheile mit ſich bringen. Für's 
Erite würde die Bodenrente in jenen Landestheilen, wo es felten oder nie hagelt, 
zu Gunften jener Bezirke heruntergedrüdt, two Hagelichlag häufiger vorfommt. 
Für's Zweite würde in Bezirken letzterer Art die althergebrachte Vorfiht in der 
Wirthſchaftsweiſe aufhören und es würden auf Koſten der übrigen Verficherten Früchte 
angebaut werben, deren Kultur dort bisher nur befchränft war. Aus dieſen Er— 
wägungen haben fich jelbit viele Freunde des Zwangsprinzipes auf die Zukunft 
vertröftet. 

Neben der Anftalt find auch Privat:Hagel:Verfiherungs-Gefellihaften zum 
Geihäftsbetriebe zugelaflen. 

Ein wichtiges Prinzip des Geſetzes ift die Einhebung feiter Beiträge. 
Nicht der erlittene Gefammtichaden wird auf die Theilnehmer der Anftalt aus— 
geihlagen, jondern ein am Anfange des Jahres fälliger feſter Verficherungsbeitrag 
eingehoben. Es liegt hierin eine Mobdifizirung des Grundſatzes der Gegenfeitig- 
feit, die fih aus Zwedmäßigfeitögründen empfiehlt und um jo mehr rechtfertigt, 
ald menigften® in den eriten Jahren des Beitehens der Anftalt die Leiftungen 
der Staatöfaffe ausgleichend einwirken. 

Die Entfhädigungsleiftung bemißt fi nad) der Verficherungsfunme. 
Dem Einzelnen ſteht e3 frei, unter den für jeine Ortichaft feftgefegten Ertrags— 
flaffen eine Auswahl zu treffen. Wenn aber eine Ertragöflafle gewählt ward, 
welche höher ift als der wirkliche Ertrag, und ſonach Weberverficherung vorliegt, 
fo wird bei Berechnung der Entihädigung nur der wirkliche Ertrag zu Grunde 
gelegt, was dem allgemein angenommenen Prinzip entſpricht, daß feine Entichä- 
digung zu einem Gewinne führen darf. 

Das Schäbungdverfahren ftellt fi) als fehr vereinfacht dar, weil es 
ganz in den Händen der Anftalt Tiegt und Berufungen, Einiprüde, Schiedögericht 
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(Obmannstare) u. dgl. ausschließt. Diele Vereinfahung ift nur bei ftaatlicher 
Keitung möglich, da hier die Feitiegung der Entfchädigung in die Hand von nicht 
interefjirten Beamten gelegt wird. Hiedurch wird der weitere Vortheil der Koſten— 
Eriparung erreicht. Die Schadensregulirungstoften, welche von dem Beſchädigten 
zu tragen find, betragen bei Privatverfiherungsanftalten 5 bis 10 Prozent der 
Entſchädigung. 


Die Verwaltung der Anſtalt iſt der kgl. Brandverſicherungs— 
fammer übertragen. Die ältere Schweſter wird zur Leiterin der jüngeren. Es 
fann mit aller Bejtimmtheit behauptet werden, dab ohne das Vorhandenjein eines 
ftarten und erfahrenen jtaatlichen Verwaltungstörpers, an welchen fich die junge 
Anstalt lehnt, an ein Zuftandelommen der Hagelverficherungsanjtalt gar nicht hätte 
gedacht werden fünnen. Es wird fich auch nicht empfehlen, irgendwo anders, wo 
eine ſolche Anlehnung nicht ftattfinden kann, einen folchen Verſuch zu machen. 
Dadurdh, dat in Bayern der Hagelverfiherungsanftalt gutgeichulte, im Verſicher— 
ungsdienfte erfahrene Sträfte zur Verfügung geitellt werden konnten, wird dielelbe 
vor jenen Schäden bewahrt, welche jonit neue Ginrichtungen mit fich bringen. 

Die oben angeführten Einrichtungen und die Verwaltung der Anitalt durch 
die kgl. Brandverjicherungsfammer machen eine bisher nicht dageweſene Erſparung 
an Verwaltungskoſten möglid. Diejelben werden der Hagelverſicherungs— 
Anftalt mit 2 Pf. auf 100 Mi. Verfiherungsiumme berechnet (Art. 19), d. h. 
die Hagelverfiherungs-Anftalt leitet für die Verwaltung eine jährliche Averſal— 
jumme nach obigem Maßſtabe berechnet, an die Brandverficherungs-Anftalt, welche 
demnah, wenn die VBerwaltungsfoften thatfächlich mehr betragen, ein Opfer zu 
Gunften der jüngeren Anftalt zu bringen hat. 

Durch das neue Geſetz iſt auch den Verficherten eine ftändige Vertretung, 
bezw. eine Mitwirkfung bei der Verwaltung der Anjtalt zugelihert (Art. 20). 
Es wird ein Ausihuß der Verfiherten gewählt, jedoch nicht Durch Die Verficherten 
felbft, fondern durd die Landräthe (PropinzialsVertretung), ſohin durch öffent: 
lihe Körperſchaften, wa3 dem Charakter der ganzen Anftalt entipriht. Die bayer: 
iiche Brandverſicherungs-Anſtalt beſaß bis zum Jahre 1875 eine ähnliche Ver: 
tretung der Verficherten, welche aber durch das Gele vom 3. April 1875 auf 
Anregung der Kammern bejeitigt wurde. Der Grund hievon lag theild darin, 
daß ſich dieſe Vertretung nicht bewährt hatte, theils darin, daß durch die obrig— 
feitliche Zeitung ’und das feite Gefüge, der Brandverficherungsanftalt eine ſolche 
Vertretung entbehrlich erihien. In dem Dagelverfiherungsgejege mußten der Anz 
ftaltöverwaltung die weitgehenditen Berugniffe eingeräumt werden. Mit Rückſicht 
auf dieſen Umſtand wurde zwiichen Negierung und Bolfövertretung eine Einricht— 
ung vereinbart, welche dazu beitimmt ift, bei wichtigeren Vorgängen auf dem 
Gebiete der Anftaltöverwaltung (Heranziehung des Nefervefonds zur Entſchädig— 
ungsleiftung, Aenderung der Verficherungsbedingungen, Entihädigungsminimum, 
Kürzung der feitgelegten Entihädigungen, Rechnungsſtellung) mitzuwirken. 

Die neue bayeriiche Hagelverficherungs-Anftalt wird ſich naturgemäß nur 
allmählich entwideln können. Weber die vom Hagel beionders gefährdeten Bezirke, 
noch jene Gegenden, welche nur äußerft felten vom Hagelſchlag heimgelucht find, 
werden zunächſt Verficherung ſuchen. Die Anftalt wird vorerjt das zwiichen jenen 
Ertremen gelegene Gebiet kultiviren müflen. Sie wird aber glei) vom Anfang 
an die wirthihaftlih ſchwächeren Mitglieder wejenlich entlaften können. Während 
bei anderen Anftalten die Beiträge auf 100 Mark der Berfiherungsfumme 130 Pf. 
betragen und davon 20 Pf. durch Verwaltungstoften abjorbirt werden, betragen 
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die lebteren bei ber neuen Anftalt nur 2 Pf. und mit den Perzeptionskoften 
4,6 Pf. Für Schadenäregulirung iſt von den Verficherten Nichts zu bezahlen. 

Die Leiftungen der Staatskaſſe dienen dazu, die ohnedied geringen Verwalt: 
ungsfoften dem VBerficherten ganz oder theilweiie zu erlaflen. Solange die Anitalt 
nicht mehr als 87 Millionen Verficherungsfapital hat, kann fie für die Ber: 
fiherten aus den Zinſen des Staatsfonds die ganzen Verwaltungskoſten beftreiten. 
Darin liegt der Schwerpunkt diejes jozial=politiich hochwichtigen Geſetzes, daß 
‚8 Niemand zur Theilnahme zwingt und gleihwohl dem Hilfsbedürftigen jehr 
große Erleichterungen gewährt, indem es ihn von der Tragung der Berwaltungs: 
und Scadenregulirungsfoften ganz entbindet, infolange die Verſicherungsſumme 
fi in mäßigem Umfange bewegt. 


Geſetz, die Hagelverficherungs-Anjtalt betr. 


Vom 13. Februar 1884.') 


£uömwig II. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein. Herzog von 
Bayern, Franken und in Schwaben Kr. &r. 


Mir haben nach Vernehmung Unſeres Staatörathed mit Beirat und Zu: 
ftimmung der Kammer der NReichsräthe und der Kammer der Abgeordneten be: 
ichloffen und verordnen, was folgt: 

Art. 1. Zum Zwecke der Verficherung gegen Hagelichaden wird eine öffent: 
fihe Hagelverfiherungs-Anftalt auf Gegenfeitigfeit errichtet. 

Diejelbe genießt die Nechte der milden Stiftungen und hat ihren Sig in 
Münden. 

Art. 2. Der Eintritt in die Anftalt ift einerjeits von der freiwilligen Anz 
tragftellung des Verficherungsnehmers, andererjeit3 von der Genehmigung der 
Anjtal3verwaltung abhängig. 

Art. 3. Die Wirkſamkeit der Verfiherung beginnt mit dem ber Ausfertig- 
ung der Aufnahmsurfunde folgenden Tage. 

Die Berfiherung dauert fo lange, als nicht der jeweilig WVerficherte (Art. 4) 
feinen Austritt bei der Anftaltöverwaltung in der von dieſer vorgejchriebenen 
Form erklärt oder die Anftaltöverwaltung die Verficherung kündigt. 

Austritt und Kündigung werden erit fir das nächitfolgende Verſicherungs— 
jahr wirkſam. 

Das VBerfiherungsjahr beginnt mit dem 1. März. 

Art. 4. Durch Wechſel des Beſitzers wird der Austritt nicht bewirkt; viel: 
mehr tritt der neue Beſitzer in die Nechte, die ordentlichen Leiſtungen und dieß— 
bezüglihen Zahlungsrüditände feiner Vorgänger ein, 

Art. 5. Der Verſicherungsbeitrag iſt am 1. März fällig; die Ginhebung 
wird jedoch regelmäßig erjt in den Monaten Oktober und November ftattfinden. 
Fir das Jahr, in welchem der Eintritt in die Anftalt erfolgt, ift der ganze 
Beitrag zu entrichten. 


) Siehe den Entwurf des Gejeges nebit Motiven in den „Annalen“ 1883 ©. 587. 
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Nahichüffe werden nicht erhoben; ebenjo wenig finden Nadläffe an den ſchul— 
digen Beiträgen oder Zurüderftattungen einbezahlter Beiträge ftatt. 

Wird eine Verfiherung von Mehreren genommen oder geht fie auf Mehrere 
über, jo haftet Jeder derjelben für dem ganzen Beitrag. 

Art. 6. Die Gemeindebehörde iſt verpflichtet, auf Verlangen die Anträge 
auf Verficherung und nochmalige Schätung (Mrt. 9), ſowie die Austrittserflär- 
ungen aufzunehmen und an die Anftaltsverwaltung einzufenden. Die Aufnahms: 
urfunde ift dem Antragfteller durch die Gemeindebehörde zuftellen zu laſſen. 


Art. 7. Wer wegen eines erlittenen Hagelichadens Entihädigung beanſprucht, 
hat hierüber binnen zwei Tagen nad) eingetretenem Schaden, wobei der Tag des 
Hagelihadens nicht eingerechnet wird, fchriftlih oder mündlich Anzeige an die 
Gemeindebehörde zu erftatten, welche bei Vermeidung disziplinärer Einſchreitung 
binnen vierundzwanzig Stunden von dem Scabdensfalle der Anjtalöverwaltung 
Stenntniß zu geben hat. 

Die Verfäumung der Anzeigefriit Seitens des Beichädigten hat den Verluſt 
des Entihädigungsanipriches zur Folge, infoferne nicht die Verzögerung ſich als 
unverichuldet darftellt, worüber die Anftaltsverwaltung enticheibet. 

Art. 8. Die Anftaltsverwaltung fest, foferne eine Schägung nothwendig 
erjcheint, den Termin für die Erhebung des Schadens feit, läßt zu den Verhand- 
[ungen den Beihädigten durch die Gemeindebehörde laden und den Schaden durch 
einen beeidigten Sachverſtändigen ichägen. 

Die Anwesenheit des Beſchädigten bei den Verhandlungen ift nicht geboten; 
derfelbe fann fich eines jachveritändigen Beiltandes bedienen. 

Bei diefer Schägung trägt die Anftalt die von ihr, der Beſchädigte die von 
ihm veranlaßten Stoften. 

Auf Grund diefer Verhandlungen fest die Anftaltöverwaltung die Entichädig- 
ung feit. 

Art. 9. Soferne der Verficherte mit der Feltiegung der Entihädigung nicht 
einverstanden ift, fann bderjelbe innerhalb 8 Tagen von Zuftellung der Entichädig- 
ungöfeitiegung an bei der Anjtaltsverwaltung eine nochmalige Schägung ver— 
langen. 

Auf diefe finden die Beftimmungen des Art. 8 Abi. 1 und 2 gleihmäßige 
Anwendung. 

Auf Grund der zweiten Schätzung kann die erjtmalig feſtgeſetzte Entſchädig— 
ung nicht blos beftätigt oder erhöht, fondern auch gemindert werden. 

Die auf Grund der zweiten Schägung erfolgte Feitiegung der Entichädig- 
ung ift endgiltig. 

Die Koften der zweiten Schägung trägt der Beihädigte dann, wenn Die 
Entihädigung nicht erhöht wird, außerdem die Anftalt in dem durch Art. 8 
Abi. 3 bezeichneten Umfange. 

Art. 10. Der Hagelentihädigungsaniprud kann von Seiten des Verficher: 
ungsnehmers an einen Dritten weder übertragen noch verpfändet werden. 

Art. 11. Wer in Anfehung des erlittenen Hagelſchadens wegen Betruges 
oder Betrugäverjuches an der Anftalt gerichtlich verurtheilt ift, verliert feinen Ent— 
ihädigungsanfprud. 

Während des Strafverfahreng darf die Enihädigung nicht ausgezahlt werden. 

Art. 12. Der Anftalt wird bei Eröffnung derjelben ein als befonderer 
Staatsfond zu verwaltendes und in gejonderter Rechnung nachzumeiiendes Stamm— 
fapital von einer Million Mark aus der Staatökaffe zugewielen. Der Zeitpunkt, 
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mit welchem dasſelbe der Staatskaſſe zur freien Verfügung zurüdfällt, bleibt 
ber Beitimmung des Finanzgeſetzes vorbehalten. 

Außerdem wird an die Anftalt ein fährliher Staatözuihuß von vierzig- 
taufend Mark geleiftet. Auf Die Dauer dieſes Zuſchuſſes findet im Geltungs- 
bereiche gegenwärtigen Geſetzes ein Anſpruch auf Steuer-Nachlaß wegen erlittenen 
Hagelſchadens nur dann ftatt, wenn dem Beihädigten der Eintritt in die Anſtalt 
verweigert worden war. 

Art. 13. Zur Leiftung der in einem PVerfiherungsjahre angefallenen Ent: 
Ihädigungen werden nach Abzug der VBerwaltungsfoiten die Beiträge dieſes Jahres, 
der Staatszufhuß (Art. 12 Abſ. 2) und die Zinien der nicht zum Nejervefond 
gehörenden Vermögensbeſtände verwendet. 

Neichen dieſe Mittel zur Vergütung von acht Zehnteln des Jahresichadens 
nicht aus, jo ilt ber Nefervefond bis zu einem Viertel feines in dem betreffenden 
Jahre vorhandenen Beltandes zu dieſer Leiftung heranzuziehen, 

Kann trogdem die angegebene Vergütung nicht geleiftet werden, fo find die 
einzelnen Entihädigungsbeträge um fo viele Prozente zu kürzen, als zur Dedung 
dieſes Schadens fehlen. 

Die Auszahlung der Entihädigungen erfolgt fpäteftens bis zum Scluffe 
des Stalenderjahres. 

Beträge, welde binnen zweier Jahre nah erfolgter Anweifung nicht in 
Empfang genommen werben, find verfallen. 

Art. 14. Für die Anftalt ift ein Reſervefond zu bilden. In benielben 
fließen: 

. die Zinſen des Stammkapitales (Art. 12 Ab. 1), 

. die Zinjen des Neiervefonbes, 

. die Beitrittögebühren, 

. bie nach Art. 11 und Art. 13 Abſatz 5 verfallenen Entihädigungsbeträge; 

. die nach Beitreitung der Entichädigungen und Berwaltungstoften ver: 
bleibenden Ueberſchüſſe. 

Art. 15. Die Verwaltung und rechtöwirkfame Vertretung der Anftalt wird 
der Brandverficherungsfammer übertragen, welche hiebei die Bezeichnung „Lönig- 
lihe Brandbverfiherungsfammer, Abtheilung für Hagelverſicherung“ führt. 

Ueber die Ergebuiffe der Verwaltung iſt alljährlich öffentlih Rechnung zu 
tellen. 

Das kgl. Staatöminifterium des Innern hat von der Gefhäftsführung ber 
Anftaltsverwaltung von Zeit zu Zeit Einficht zu nehmen und hiebei das Intereſſe 
des Staates, der Anftalt und der Verficherten zu wahren. 

Demfelben obliegt die Prüfung und Beicheidung der Anftaltsrechnung. 

Art. 16. Die Anftaltöverwaltung fest, foweit nicht das Geſetz ſelbſt hier: 
über Beitimmungen enthält, vorbehaltlih der Beſtimmungen in Art. 20 und 21 
die Berfiherungäbedingungen, das Verfahren bei der Verfiherungsnahme, bei der 
Beihreibung und Schägung des Schadens, ſowie die Beitrittögebühren feſt. 

Sie beftimmt die Abjtufung der Beiträge nad) Gefahrenklaffen und die Grenze, 
bon welder an Entihädigung geleiftet wird. 

Art. 17. Die Fonds der Anftalt werden ausfchließlich zu deren Zwecken 
verwendet und geiondert verwaltet. 

Art. 18. Die Kaffengefchäfte der Anftalt werden von der königlichen Bank 
bejorgt, welche mit der Anftaltäverwaltung laufende Rechnung führt. Zahlungs: 
anweifungen müflen die Unterfchrift des Vorftandes und eines weiteren Beamten 
der Anjtaltsverwaltung tragen. 
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Die Einziehung der Beiträge und Koſten erfolgt nach den Beitimmungen 
über Ginhebung und zwangsweiſe Beitreibung von Staatöftenern: 

a) in unmittelbaren Städten durch den Magiitrat, 

b) in fonftigen Gemeinbebezirfen, in welchen ſich der Sit eines Rentamtes 

befindet, durch das Nentamt, 

ce) in allen übrigen Gemeinden durch Vermittelung der Gemeindebehörde, welche 

die Beiträge zum Nentamte abliefert und demjelben Rüditände zur Zwangs— 
beitreibung überweift, 
Die Anftaltöverwaltung theilt, jobald die Einhebung der Beiträge ftattzu- 
finden hat, die Einheberegifter zur weiteren Einleitung den Nentämtern, bezich: 
ungsweiſe unmittelbaren Stadtmagiftraten, mit, welche die Beiträge unmittelbar 
und koſtenfrei an die königliche Bank einfenden. 
Die Auszahlung der Entihädigungen erfolgt durch die Nentämter, bezieh- 
ungsweile unmittelbaren Stadtmagiftrate. 
Art. 19. Zur Beltreitung der Verwaltungsfoften leiſtet die Hagelverficher: 
ungsanftalt an die Brandverficherungsanftalt eine jährliche Averfalfumme mit zwei 
Pfennig auf hundert Dark der Verficherungsfumme. Cine allenfallfige Aender: 
ung dieſes Beitragsverhältnifies beftimmt das Finanzgejeb. 
Für Einhebung und Ablieferung der Beiträge einihließlih der Portoaus— 
lagen werden den Gemeindebehörden und den Nentbeamten je 1 Prozent, für uns 
mittelbar von einem Rentamte perzipirte oder von ihm beigetriebene Beiträge dem 
Rentbeamten 1'/, Prozent von der Anftalt vergütet. 
Vollſtreckungskoſten werden, infoweit fie nicht von den Pflichtigen erhoben 
werden fönnen, von ber Anjtalt befonders vergütet. 
Art. 20. Der Anftaltsverwaltung wird ein Ausschuß beigegeben, zu welchem 
der Yandrath eines jeden Regierungsbezirkes auf die Dauer von ſechs Jahren 
aus der Zahl der Verficherten des Negierungsbezirkes je ein Mitglied ſowie einen 
eriten und zweiten Griagmann und das Generaltomite des landwirthichaftlichen 
Vereines einen Vertreter wählt, ſowie die königliche Staatdregierung einen Kom— 
miflär aborbnet. 
Der Ausihuß wird von der Anftaltsverwaltung jährlich mindeitens einmal 
einberufen. 
Den Borfig im Ausſchuſſe Führt der Vorftand der Anftaltsverwaltung oder 
deſſen Stellvertreter; der Borftand beftimmt die zur Berathung beizuziehenden 
Anftalt3beanıten. 
Den Ausihußmitgliedern, welche nicht am Sitze der Anftalt wohnen, werden 
pon der Anftalt die Neijefoften vergütet und für die Dauer der jeweiligen Ver: 
fammlung unter Einrehnung des vorausgehenden und nachfolgenden Tages eine 
TZaggebühr von zehn Mark gewährt. 
Art. 21. Die Anitaltsverwaltung ift gehalten, die Zuftimmung des Aus: 
Ichuffes einzuholen bezüglich 
1. der theilweifen Verwendung des Reſervefondes zur Leiftung von Ent: 
ihädigungen (Art. 13 Abi. 2), 

2. der Menderung der allgemeinen VBerfiherungsbedingungen, der Beitritts— 
gebühren (Art. 16 Abſ. 1) und der Grenze, von welcher an Entichädig- 
ung geleiftet wird (Art. 16 Abſ. 2). 

Auch ift der Ausſchuß über Kürzung der Entihädigungsbeiträge (Mrt. 13 
Abi. 3) einzuvernehmen. 

Dem Ausihuffe wird die geprüfte Anftaltsrehnung zur Einfiht und Grin: 
nerungsabgabe vorgelegt. 
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Das kgl. Staatöminifterium des Innern fann die Cinvernahme des Aus: 
ſchuſſes über jonftige Angelegenheiten anordnen. 

Art. 22. Die Anftalt ift bezüglicd aller in das Hagelverfiherungsweien ein- 
ichlagenden Gegenstände und Geſchäfte, gerichtlicher ſowohl als aufergerichtlicher, 
bon der Entrichtung von Staatögebühren befreit; ebenſo find die Quittungen über 
die von ihr geleifteten Entihädigungen der Staatsgebühr nicht unterworfen. 

Die Korreipondenzen der Behörden in Sadyen der Anitalt find portofrei; 
Geldfendungen unterliegen der Portopflidt. 

Art. 23. Die Anftaltöverwaltung wird ermächtigt, nad vorgängiger Ge: 
nehmigung des königlichen Staatsminifteriums des Innern, die für ihre Geichäfts- 
thätigfeit erforderlihen Betriebsmittel aus den Beltänden der Brandverfiherungs: 
Anstalt vorſchußweiſe zu entnehmen, welche hiefür diefelbe Verzinſung erhält, welche 
ihr für ihre Geldanlagen von der königlichen Banf vergütet wird. 

Art. 24. Gegenwärtiges Geſetz tritt für den Negierungsbezirf der Pfalz 
erft mit dem 1. Januar 1886 in Kraft, ſoferne nicht durd; Verordnung ein 
früherer Termin bejtimmt wird. 

Die für die Pfalz nöthigen Beltimmungen über die Einziehung der Beiträge 
und SKoften (Art. 18 Abi. 2) und Art. 19 Abſ. 2) werden biebei im Verord— 
nungswege feſtgeſetzt. 


Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen der königl. bayer. 
ſtaatlich geleiteten Hagelverſicherungsauſtalt auf Gegenſeitigkeit. 


Formulare. 


1. Soweit Formulare aufgeſtellt ſind, muß ſich bei dem Vollzuge des Geſetzes 
derſelben bedient werden. 

2. Sämmtliche Formulare müſſen nach Inhalt, Größe, Buchdruck und Papier 
mit den von der Anſtaltsverwaltung jeweils aufgeſtellten Muſtern übereinſtimmen 
und auf der legten Seite unten rechts den Namen des Lieferanten enthalten. 
Formulare, welche diefen Anforderungen nicht entipredhen, find zurüdzumeiien. 

3. Die Formulare „Berfiherungsantrag und Hagelichadenanzeige“ find von 
den Gemeindebehörden durch die Anftaltöverwaltung zu beziehen. Die Anftalts- 
verwaltung wird die von ihr bezogenen Formulare austaufchen, wenn fie durch 
nenere eriegt werben. 

4. Bon den Verficherungsanträgen erhält die Gemeindebehörde Formulare 
derjenigen Ortsgefahrsklaſſe (Ziffer 18), in welche die Gemeindeflur eingereiht iſt. 
— Die Anträge find auf dieſes Formular zu fchreiben., 

5. Die Formulare find bei der Verjendung der Länge nad halbbrücdig zu 
falten. 

Gegenfland der Berfiherung. 


6. Es kann verjichert werben: 
a) Die gefammt Ernte eines Anweſens an Getreide (Weizen, Spelz, Dinkel, 
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Feen, Roggen, Gerite, Haber und Mifchfrucht), mit oder ohne Kartoffel, 
Klee, Futterfräuter und Gemenge zu Grünfutter. 

b) Die gefammte Ernte eines Anweſens mit Gräfereien, mit oder ohne 
Kartoffel. 

c) Die geſammte Ernte eines Anweſens ohne Gräſereien, mit oder ohne 
Kartoffel. Im Falle ce erfolgt ein Zufchlag bis zu einem Zehntel des 
Beitrages. 

7. Jede andere Verficherungsart bleibt bezüglich der Zuläffigfeit der Frucht: 
gattungen und bezüglich des Beitragszuichlages bejonderer Vereinbarung vorbe— 
halten. 

8. Früchte, welche im Eintrittsjahr bereits vom Hagel betroffen find, werden 
für das erfte Jahr nur dann verfichert, wenn der erlittene Schaden unter fünf Zehntel 
des Erntewerthes beträgt und über die Höhe des Schadens eine von einem beei- 
digten Anstaltsiachverftändigen gefertigte Schägung eingereicht wird. Die Koſten 
dieier Schätzung hat der Beitretende zu tragen. Der fo geihäste Schaden wird 
bei einer jpäteren Schadensfeitiegung in Abzug gebracht. Der Jahresbeitrag wird 
ans dem unbejchädigt gebliebenen Theil der Verjiherungsfumme berechnet. 

9, In dem Berficherungsantrage ift anzugeben, ob und in weldhem Umfang 
die Grundftücde in den legten zehn Jahren von Hagel betroffen wurden. 


Erntewerth und Ertragsklaffen. 


10. Für jede Gemeinde wird der Erntewerth der im Bezirk gebauten Früchte 
von der Anftaltsverwaltung nad) Ertragsflaffen feſtgeſetzt. Dieſe Feſtſetzung er— 
tolgt für je 1 Hektar. 

11. Im Berfiherungsantrag find, foweit nicht die Anftaltsverwaltung Aus: 
nahmen geitattet, alle wirthichaftlich nusbaren Grunditüde einzutragen und für 
jedes zur Verficherung gelangende Grunditüd eine Grtragsflaffe zu bezeichnen, 
welde den wirklichen Erntewerth nicht überschreitet, Dieſe Ertragstlaffe wird der 
Berehnung der Verfiherungsiunme zu Grunde gelegt. 


Anträge. 


12. Zur Vermittlung der Anträge auf Eintritt, Austritt, Erhöhung und 
Minderung ift zunächſt der Bürgermeifter berufen. Derſelbe kann fich eines Stell- 
vertreterö bedienen, erforderlichenfall® werden von der fgl. Brandverficherungs- 
fammer andere Perſonen aufgeitellt. 

13. Die Anträge find nach dem Wortrage im Grundſteuerkataſter anzu: 
nehmen. 

14. Liegen die Grunditüde eines Anweſens in verfchiedenen Gemeinden, jo 
find fie nach Gemeinden ausgeichieden vorzutragen und den Gemeinden die Namen 
der fgl. Rentämter anzufügen. 

15. Bei den aus mehreren Plannummern beftehenden Schlägen kann jeder 
Schlag als ein Grundſtück vorgetragen werden, wenn nur die den Schlag bil: 
denden Plannunmern beigelegt find. 


Schreibgebühren. 


16. Wa3 an Schreibgebühren erhoben werden darf, ift auf den betreffenden 
yormular abgedrudt. Die Schreibgebühren gehören dem, welcher mit der Ans 
tragsvermittlung nach Ziffer 12 betraut ift. 
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Anbauverzeichniſſe. 


17. Alljährlich ſind Anbauverzeichniſſe herzuſtellen. Der Verſicherte läßt den 
Anbau des betreffenden Jahres und die bezüglichen Ertragsklaſſen durch die Ge— 
meindebehörde ſeines Wohnortes in das Anbauverzeichniß eintragen. Die Gemeinde— 
behörde bringt die ſo ergänzten Verzeichniſſe der kgl. Brandverſicherungskammer 
in Vorlage, welche hienach Verſicherungsſumme und Beitrag berechnet. Wo An— 
bauverzeichniſſe bis 1. Juni nicht einkommen, werden dieſelben auf Koſten der 
Verſicherten hergeſtellt. Bei Weintrauben, welche erſt nach der Blüthe verſichert 
gelten ſollen, iſt das Anbauverzeichniß bis 15. Mai vorzulegen, andernfalls für 
Weintranben der Beitrag als „vor der Blüthe verſichert“ berechnet wird. 


Hagelgefahr. 


18. Zur Beurtheilung der Hagelgefahr find Ortsgefahr: und Fruchtempfind- 
lichfeitsflaflen gebildet. Jede Flur wird je nad) ihrer größeren oder geringeren 
hagelgefährlichen Lage in eine oder mehrere Ortögefahrklafien eingereiht und jede 
Fruchtgattung je nad ihrer Hagelempfindlichfeit einer beitimmten Fruchtempfind- 
lichfeit3flaffe zugetheilt. 

19. Für die einzelnen Ortsgefahrs- und Fruchtempfindlichkeitäflaffen werben 
Tarife feitgefegt und den Gemeinden befannt gegeben. 


Flurmaximum. 


20. Für jede Gemeindeflur iſt eine Summe feſtgeſetzt, über die hinaus der 
Erntewerth nicht verſichert wird. 

21. Dieſe Maximalverſicherungsſummen find veränderlich; fie erhöhen und 
vermindern ſich mit dem Steigen und Fallen des Neiervefondes und mit der Ber: 
theilung der Verſicherungsſummen auf die einzelnen Landestheile. 

22. Wird durd gleichzeitig einfommende Anträge das Flurmarimum über: 
ichritten, jo fann die AnftaltSverwaltung die diesbezüglichen Verfiherungsiummen 
auf das Flurmarimum entiprechend vertheilen. 

23. Der nicht verficherte Neft darf bei anderen Anftalten verfichert werden. 
Durch jede anderweitige Verficherung geht der Anſpruch auf Entihädigung ver: 
loren, 

24. Durch vorftehende Beſtimmungen über das Flurmarimum wird das un— 
bedingte Ablehnungsreht der Anftaltöverwaltung (Art. 2 des Geſetzes) nicht 
berührt. 

Beitrittsgebühr. 


25. Jeder neueintretende Theilnehmer der Anftalt, fowie Jeder, welcher feine 
Verfiherungsfumme erhöhen läßt, hat als Beitragsgebühr 20 Pfennig von 
100 Mark der Verfiherungsfumme beziehungsweife Erhöhung derjelben zu dem 
Reſervefond der Anjtalt zu entrichten. Diefe Gebühr wird mit dem nächſtfolgenden 
Beitrag eingehoben. 

26. Bei Erhöhung der Verfiherungsiumme in Folge von Fruchtwechſel oder 
durch die Anftaltsverwaltung veranlaßter Menderung des örtlichen Erntewerthes 
einer Fruchtgattung nad Ziff. 10 ift eine DBeitrittögebühr nicht zu entrichten. 


Umfang der Entfchädigung. 


27. Die erften 8 Prozent der Verfiherungsfumme des beichädigten Theiles 
eined® Grundftüdes find nicht erfagfähig. 
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28. Der erfatfähige Schaden wird vergütet, gleichviel ob die Frucht noch auf 
dem Halme fteht oder ſchon geichnitten: ift. 

29. Sobald die Früchte vom Felde fFortgefchafft oder in Sammelhaufen 
(Schobern, Feimen, Triften, Diemen, Mieten) zuſammengebracht find oder die orts— 
übliche Erntezeit der verficherten Fruchtgattung überfchritten ift, hört die Erſatz— 
pfliht auf; ebenſo bei Flachs und Hanf, fobald fie vom Boden getrennt find. 

30. Der nicht durch Hagel, fondern durch andere Urfachen hervorgerufene 
Schaden und jener an Winterjaaten im Jahre der Saat wird nicht vergütet. 


Schadensfhäßung. 


31. Die Anftaltöverwaltung beitimmt den Termin der Schadensihätung ; 
diefer fann eine Vorbeſichtigung vorausgehen. 

32. Der Schaden für Halm-, Hülfen- und Oelfrühte und für Geſpinnſt— 
pflanzen wird nad Störnern und Früchten, dann nad Stroh, Halmen oder Bait 
nad) Prozenten des Werthes geſondert feitgeiegt. 

33. An den durch Hagel beichädigten Früchten darf infolange feine Verän— 
derung borgenommen werden, al3 durch die Anftaltsverwaltung nicht die Ent: 
ſchädigung feitgefegt und die Erlaubniß zur Abräumung des Grundftüdes er- 
theilt ift. 

34. In dringenden Fällen während der Grntezeit fann die Anftaltöver: 
waltung auf bejonderen Antrag hin Ausnahmen geltatten. In ſolchem alle 
find ſeitens des Verficherten die bezüglichen Anordnungen der Anftaltöverwaltung 
genaueltens zu befolgen. 

35. Die Schadensſchätzung erfolgt durch beeidigte, von der Anftaltöverivalt- 
ung aufgeftellte Sacverftändige. 

36. Die Anjtaltöverwaltung fann zur Leitung und Ueberwachung des Schätz— 
ungdgeichäftes auch Anftaltöbeamte abordnen. 

37. Der PVerficherte oder deſſen Stellvertreter ift verpflichtet, über alle Um— 
ftände, welche auf Befigverhältnifie, Ernteiverth und Umfang des Schadens Bezug 
haben, Aufklärung zu geben, 

38. Vorhandene Wirthichaftsbücher (Materialbücher), welche über Ausfaat 
und Ernteerrträgniß Aufſchluß geben, find auf Verlangen vorzulegen. 

39. Wenn fich bei der Schadensſchätzung zeigt, daß die Verſicherungsſumme 
des beichädigten Grundftücdes den Erntewerth der erwählten Ertragsklaſſe über: 
ſchreitet (Ziff. 10), wird die Entihädigung nad) dem von dem Sachverſtändigen 
erhobenen wirklichen Ertrag berechnet. 

40. Wird ein befhädigtes Grundjtüd wiederholt vom Hagel betroffen, io 
findet, ohne Rückſicht auf die bereit3 erfolgte Abſchätzung des früheren Schadens, 
eine Feititellung des Gelammtichadens ftatt, 

41. Sollen beſchädigte Grundſtücke wieder beitellt werben, ift zur Abräumung 
die Zuftimmung der Anftaltsverwaltung erforderlih. In diefem Falle wird die 
Entihädigung im Verhältniß zu dem Gewinn verringert, welchen der Berficherte 
durch die zweite Beitellung erzielen fann, ſoferne es fih nit um Nachfrüchte 
handelt, welche ortsüblih in Stoppelfeldern gebaut werden. 

42. Wird troß Zuftimmung der Anftaltöverwaltung die Abräumung nicht 
bethätigt, fo kann vor der Ernte eine Nevifion der erſten Schabensihägung 
angeordnet werben. 


78 Haag: Die ftaatlich geleiteten Verfiherungs:Anftalten in Bayern. 


43. Wieder beftellte Grundftücde gelten mit dem Betrag verfichert, der durch 
die erſte Schadensfeitfegung nicht erjegt wurde. — Ausgenommen hievon find die 
Nachfrüchte. (Ziff. 41.) 

44. Bei einer Beihädigung wieber beitellter Grundftüde wird die erit feit- 
geſetzte Entihädigung eingerechnet. 

45. Bei einer nohmaligen Schadensichägung nad Art. 9 des Geſetzes müſſen 
die beſchädigten Früchte bis zur Beendigung diefer Schägung unverändert bleiben. 

46. Bei Hageljchaben bis zu acht Prozent der Verſicherungsſumme des be— 
troffenen Grunditüds trägt der Verjicherte die Ktoften der Schäßung, wenn der 
erhobene Anſpruch als unbegründet fich erweiit. 

47. Die Anftaltsverwaltung kann vor Feltitegung der Entichädigung jede 
Schätzung einer weiteren fachverftändigen Prüfung, gegebenen Falles an Ort und 
Stelle, unterziehen lafien. 


Verluſt der Entfhädigung. 


48, Wer den Beltimmungen Ziff. 6, 7, 8, 9, 33, 34, 37, 38, 41 und 
45 zutwiderhandelt, verliert die Entihädigung, infoweit ein Verſchulden vorliegt, 
worüber die Anftaltöverwaltung endgiltig entjcheidet. 


Alnterinlien 
zur Beform des Aktiengeſellſchaftsrechtes. 


I. Entwurf eines Gejetes, betreffend die Kommanditgejellichaften 
auf Aktien und die Aftiengejellichaften. 


8 1. Die Beltimmungen im zweiten Abichnitte des zweiten Titels und im 
dritten Titel bes Handelsgeſetzbuchs, Artikel 173 bi 249a, werden durd nad): 
ſtehende Bejtimmungen erjegt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Kommanditgefellihaft auf Aktien insbefondere. 


Art. 173. Das Gefammtfapital der Stommanditiiten kann in Aktien zer: 
legt werden. 

Die Aktien find untheilbar. 

Diefelben müffen auf Namen lauten. 

Art. 1738. Die Aktien müſſen auf einen Betrag von mindeftens eintaufend 
Mark geitellt werben. 

Für ein gemeinnügiges Unternehmen fann im Falle eines bejonderen örtlichen 
Bedürfniffes der Neichötanzler nah Anhörung der Ausschüffe des Bundesraths 
für Handel und Verfehr und für Juftizweien die Ausgabe von Aktien zu einem 
geringeren, jedoch mindeſtens zweihundert Mark erreichenden Betrage zulaſſen. 
Die gleiche Genehmigung kann in dem Falle ertheilt werden, daß für ein Unter— 
nehmen das Reich oder ein Bundesſtaat, ein Provinzial-, Kreis- oder Amtsver— 
band oder eine fonitige öffentliche Korporation auf die Aktien einen beftimmten 
Ertrag bedingungslos oder dauernd gewährleiftet hat. 

Die vorftehenden Beitimmungen gelten auch von Promeſſen und Interims— 
Icheinen. 

Art. 174. ine Kommanditgeſellſchaft auf Aftien gilt als Handelsgeſellſchaft, 
ie wenn ber Gegenftand des ——— nicht in — — beſteht. 





Seitherige Befimmungen des Dandelegeſehbuchts. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien insbejondere. 

Art 173. Das Kapital der Kommanditiſten fann in Aktien oder Aftienantheile zer- 
legt werben. 

Die Aktien oder Aftienantheile müfjen auf Namen lauten. Sie müjien auf einen Betrag 
von mindeitens funizig Bereinsthalern gejtellt werden, wenn nicht die Landesgeſetze nad 
Maßgabe der befonderen örtlichen Bedürfniffe einen geringeren Betrag geitatten. Aktien 
oder Aktienantheile, welche auf Inhaber lauten oder welche auf einen geringeren als den ge 
jeplich beitimmten Betrag gejtellt werden, find nichtig. Die Ausgeber foldyer Aktien oder 
— find den Beſitzern für allen durch die Ausgabe verurſachten Schaden ſolidariſch 
verhaftet. 

Die vorstehenden Beftimmungen gelten auch von Bromeljen und Anterinsiceinen. 

Art. 174, Eine Kommanditgejellichaft auf Aktien gilt als Dandelsgefellichaft, auch wenn 
der Begenitand des Unternehmens nicht in Handelsgejchäften bejteht. 

Ueber die Errihtnng und den Inhalt des Geſellſchaftsvertrages muß eine gerichtliche 
= notarielle Urkunde aufgenommen werden. Zur Aktienzeihnung genügt eine jchriftliche 

ttlärung. 
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Art. 174a. Die perlönlich haftenden Gefellichafter haben fi) mit Einlagen 
zu betheiligen, welche zufanmmen mindeftend den zehnten Theil des Geſellſchafts— 
vermögens, einſchließlich des Geſammtkapitals der Kommanbitiften, darftellen. 


Art. 175. Der Inhalt des Gejellihaftsvertrages (Statut) muß durd die 
perfönlich haftenden Gejellfchafter in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung 
fejtgeftellt werben. 

Der Gejellichaftsvertrag muß enthalten: 

1. den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort, jowie die Einlage jedes 

perſönlich haftenden Gejellichafters ; 

. die Firma der Gefellihaft und den Ort, wo fie ihren Sit hat; 

. ben Gegenftand des Unternehmens ; 

. die Zahl und den Betrag der Aktien; 

. die Form, in welder die Zufammenberufung der Generalverfammlung 
der Kommanditiſten geichieht ; 

6. die Form, in welcher die von der Gejellihaft ausgehenden Bekannt— 

machungen erfolgen. 

Bekanntmachungen, welche durch öffentliche Blätter erfolgen follen, find in 
den Deutichen Reichsanzeiger einzurüden. Andere Blätter hat der Gejellichafts- 
vertrag zu beftimmen. 


Art. 1758. DerAufnahme in den Gefellichaftsvertrag bedürfen Beftimmungen, 
nad welchen 

1. das Unternehmen auf eine gewille Zeit beichränft wird; 

2. für einzelne Gattungen von Aktien verichiedene Nechte, insbeſondere be= 
treff3 der Zinſen oder Dividenden oder des Antheild am Geſellſchafts— 
vermögen, gewährt werden; 

3. über gewilfe Gegenstände die Generalverfammlung der Kommanditiſten 
nicht Schon durch einfache Stimmenmehrheit, fondern nur durch eine größree 

Stimmenmehrheit oder nad anderen Erforderniſſen Beichluß faſſen kann; 

4. ein Austreten einzelner perjönlich haftender Gefellihafter die Auflöfung 
der Gejellichaft nicht zur Folge hat. 

Art. 175b. Jeder zu Gunften einzelner Gejellichafter bedungene befondere 
Vortheil muß in dem Gejellichaftövertrage unter Bezeihnung des Berechtigten 
feſtgeſetzt werden, 

Werden von perſönlich haftenden Gejellfchaftern oder von Kommanditiſten 
Einlagen, welche nicht in baarem Geld beitehen, gemacht, fo müſſen die Perjon 
des Gejellfchafters, der Gegenitand der Einlage und der für fie zu gewährende 
Antheil an dem Gejammtfapital der Kommanditiſten oder dem ſonſtigen Geſell— 


nm 





Urt. 175. Der Gefellichaftsvertrag muß enthalten: 

. den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes perſönlich haftenden Gejellichafters ; 

. die Firma der Gejellihaft und den Ort, wo fie ihren Sitz hat; 

. den Gegenſtand des Unternehmens; 

. die — des Unternehmens, im Fall dasſelbe auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt 
ſein ſoll 

5. die Zahl und den Betrag der Aktien oder Altienantheile; 

6, die Beltimmung, daß ein Aufſichtsrath von mindejtens drei Mitgliedern aus der 
Bahl der Kommanditijten durch Wahl derielben bejtellt werden mülle; 

7. die Form, in welcher die Zufammenberufung der Generalverfammlung der Kommandi— 
tiſten gejchieht; 

8. die Form, in welder die von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen er: 
folgen, ſowie die öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find. 


He 
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ſchaftsvermögen in dem Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt werden. Ingleichen ſind, 
falls ſeitens der zu errichtenden Geſellſchaft vorhandene oder herzuſtellende Anlagen 
oder ſonſtige Vermögensſtücke übernommen werden, die Perſon des Kontrahenten, 
* Gegenſtand der Uebernahme und die für ihn zu gewährende Vergütung feſt— 
zuſetzen. 

Von dieſen Feſtſetzungen geſondert iſt der Geſammtaufwand, welcher zu 
Laſten der Geſellſchaft an Geſellſchafter oder Andere als Entſchädigung oder Be— 
lohnung für die Gründung oder deren Vorbereitung gewährt wird, in dem Ge— 
ſellſchaftsvertrage feſtzuſetzen. 

Jedes Abkommen der perſönlich haftenden Geſellſchafter über die vorbezeichneten 
Gegenſtände, welches nicht die vorgeſchriebene Feſtſetzung in dem Geſellſchaftsver— 
trage gefunden hat, iſt der Geſellſchaft gegenüber unwirkſam. 

Art. 1750. Zur Zeichnung der Aktien genügt eine ſchriftliche Erklärung 
(Zeihnungsichein). Der Zeihnungsichein, welcher in zwei Gremplaren zu unter: 
zeichnen ift, hat zu enthalten: 

1. das Datum des Statuts, die in Art. 175 Abjag 2, 175b vorgejehenen 
Feſtſetzungen und im Falle verichiedener Gattungen bon Aktien den Ges 
jammtbetrag einer jeden; 

2. den Zeitpunft, mit deilen Cintritt die Zeichnung unverbindlich wird, ſo— 
fern nicht bis dahin die Errichtung der Gejellichaft beſchloſſen ift. 

Zeihnungsicheine, welche diefen Erforderniſſen nicht entiprechen oder außer 
dem unter Ziffer 2 bezeichneten Vorbehalte Beichränfungen in der Verpflichtung 
des Zeichners enthalten, find zum Nachweiſe der Zeichnung des Geſammtkapitales 
der Kommanditiſten ungeeignet. 

Jede nicht in dem Zeichnungsichein enthaltene Beſchränkung ift der Geſell— 
ihaft gegenüber unwirkſam. 

Art. 175d. Dede Kommanditgeſellſchaft auf Aktien muß einen Aufſichtsrath 
haben. 

Zur Wahl des erften Auffichtsrathes ift die Generalverfanmlung der 
Kommanditiften jofort nach der Zeichnung des Geſammtkapitals von den periönlich 
haftenden Geſellſchaftern zu berufen. 

Die Mitglieder des Auffichtsraths haben den Hergang der Gründung zu 
prüfen. Die Prüfung hat fih auf die in Art. 1742 vorgeichriebene Betheiligung 
der perfönlich haftenden Geiellichafter, auf die Richtigkeit und Bollftändigfeit der 
Angaben, welche von den legteren rückſichtlich der Zeichnung und Einzahlung des 
Geſammtkapitals der Kommanditiſten und der in Art. 175b vorgeiehenen Feſt— 
ſetzungen gemacht find, ſowie darauf zu erjtreden, ob die Höhe der für eingelegte 
oder übernommene Gegenstände gewährten Beträge durch die Verhältniſſe gerecht: 
fertigt ericheint. Hierbei find insbefondere die dem Erwerbe der Gejellichaft vor: 
auögegangenen Nechtögeichäfte, welche auf denjelben hingezielt haben, ſowie die 
früheren Erwerbs- und Herjtellungspreife aus den legten zwei Jahren in Betracht 
zu ziehen. 

Ueber die Prüfung ift unter Darlegung der im vorftehenden Abſatze be— 
zeichneten Umftände ſchriftlich Bericht zu eritatten. 

Art. 175e. Ueber die Errichtung der Gefellihaft muß in einer durch die 
perfönlich haftenden Gefellichafter zu berufenden Generalverfammlung der Kommandi— 
tiften Beſchluß gefaßt werben. 

Bor der Beihlukfaffung hat fi der Auffichtsrath über die Ergebnifie 
der ihm rücdfichtlich der Gründung obliegenden Prüfung auf Grund feines Be: 
riht3 zu erklären. 

Annalen des Deutichen Reichs. 1884. 6 
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Die der Errihtung der Gefellihaft zuftimmende Mehrheit der erichienenen 
Kommanbitiften muß mindeftens ein Biertheil der ſämmtlichen Stommanbitiften 
begreifen und ber Betrag ihrer Antheile mindeftens ein Wiertheil des Geſammt— 
fapitales darftellen. Die Zuftimmung aller erichienenen Kommanditiſten ift er= 
forberlih, wenn die in den Artikeln 175 Ziff. 1 bis 4 und 1754 bezeihneten 
Beitimmungen des Gejellihaftövertrages abgeändert oder die in Art. 175b vor= 
gefehenen Feitiegungen zu Laſten der Gejellichaft erweitert werden follen. 


Art. 175f. Auf die Berufung und Beichlußfaffung der in Art. 175d und 
175e bezeichneten Generalverfammlungen finden, foweit nicht in legterem Artikel 
ein anderes bejtimmt ift, die Regeln entfprechende Anwendung, welde für die 
Gefellihaft nad) der Eintragung maßgebend find; 

Art. 176. Der Gefellihaftövertrag muß bei dem Handelögericht, in defien 
Bezirk die Gefellihaft ihren Sit hat, in das Hanbelöregifter eingetragen werden. 

Der Anmeldung behufs der Eintragung in das Handelsregiſter müſſen bei= 
gefügt fein: 

1. in dem Falle des Artikels 175b die den bezeichneten Feſtſetzungen zu 
Grunde liegenden oder zu ihrer Ausführung geichloffenen Verträge und 
eine Berehnung des Gründungsaufwands, in welcher die Vergütungen 
nad Art und Höhe und die Empfänger einzeln aufzuführen find; 

2. zum Nachweiſe der Zeihnung des Gefammtlapitald der Kommanditiſten 
die Duplifate der Zeichnungsicheine und ein von den perjönlich haftenben 
Gejellihaftern in beglaubigter Form unterichriebened Verzeichniß der 
fämmtlihen Kommanbitiften, welches die auf jeden entfallenden Aktien, 
fowie die auf letztere geichehenen Einzahlungen angibt; 

3. die Urkunden über die Beitellung des Aufſichtsraths und der von dem— 
felben in Gemäßheit des Art. 175d erjtattete Vericht nebjt deſſen ur— 
fundlichen Grundlagen ; 

4. in dem Falle, daß der Gegenftand des Unternehmens ber ftaatlichen Ge— 
nehmigung bebarf, fowie in den Fällen des Artikel 1734 Abjag 2 bie 
Genehmigungdurkunden. 

In der Anmeldung ift die Erflärung abzugeben, daß auf jede Aktie mindeſtens 
ein Viertheil des Betrages, ſoweit nicht Einlagen anzurechnen find, baar einge— 
zahlt und den perfönlich haftenden Gefellichaftern übergeben ſei. 

Die Anmeldung muß von fämmtlichen perſönlich haftenden Gefellicaftern 
und fämmtlihen Mitgliedern des Aufſichtsraths vor dem Handelögerichte unter: 
zeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht werben. 

Die der Anmeldung beigefügten Schriftjtüde werden bei dem Hanbelögericht 
in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift aufbewahrt. 





Art. 176. Der Bejellichaftsvertrag muß bei dem Handelsgericht, in deſſen Bezirk die 
Gejellichaft ihren Sig hat, in das Handeläregifter eingetragen und im Nuszuge veröffent- 
licht werden. 

Der Auszug muß enthalten: 

.das Datum des Gejellichaftsvertrages; 

. den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes perjönlich haftenden Geſellſchafters: 

. die Firma der Geſellſchaft und den Drt, wo fie ihren Sig hat; 

. die Zahl und den Betrag der Aktien und Aftienantheile; 

. die Form, in welcher die von der Bejellihaft ausgehenden Belanntmachungen er 
folgen, jowie die öffentlichen Blätter, in welche diejelben aufzunehmen find. 

St in dem Gefellichaftsvertrage bejitimmt, daß das Austreten eines oder mehrerer per— 
ſönlich baftender Geſellſchafter die Auflöjung der Geſellſchaft nicht zur Folge habe (Art. 199), 
jo ift auch diefe Beftimmung zu veröffentlichen. 
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Art. 177. Der eingetragene Gejellihaftsvertrag ift im Auszuge von dem 
Handelögerichte zu veröffentlichen. 

Die Veröffentlihung muß enthalten: 

1. dad Datum des Gefellichaftövertrage® und die in Art. 175 Abſatz 2, 

175a Ziff. 1, 2 und 4 und 1755 bezeichneten Feſtſetzungen; 

2. den Namen, Stand und Wohnort der Mitglieder des Auffichtörath3. 

Art. 178. Bor erfolgter Eintragung in das Handelsregiſter befteht bie 
Kommanbditgefellihaft ald ſoche nicht. 

Sit vor der Eintragung im Namen der Gefellichaft gehandelt worden, fo 
haften die Handelnden periönlih und ſolidariſch. 

Art. 179. Die Borfchriften der Art. 152 und 153 find auch bei ber 
Kommanditgejellichaft auf Aktien zu befolgen; die Anmeldung muß die in Art. 177 
Ziff. 1 und 2 bezeichneten Angaben enthalten. 

Art. 180. Der Gejellichaft find die perfönlich haftenden Gefellichafter für 
bie Richtigkeit und Vollftändigfeit der Angaben, welche fie rüdfichtlich der Zeichnung 
und Cinzahlung des Kapitals der Kommanditiſten, ſowie rüdfichtlich der in 
Art. 175b vorgejehenen Feitiegungen behufs Gintragung des Gejellichaftäver: 
trages in das Handelöregifter machen, folidarifch verhaftet; fie haben unbejchadet 
der Verpflichtung zum Erſatze des ſonſt etwa entjtandenen Schadens, inöbefondere 
einen an ber Zeichnung des Geſammtkapitals der Kommanditiiten fehlenden Be— 
trag zu übernehmen, fehlende Einzahlungen zu leiften und eine Vergütung, welche 
nicht unter den zu bezeichnenden Gründungsaufwand aufgenommen ift, zu erjegen. 
Bon diefer Verbindlichkeit ijt ein perfönlich haftender Gefellichafter befreit, wenn 
er beweift, daß er ohne Verlegung der Sorgfalt eined ordentlihen Kaufmanns 
feine Kenntniß von der Unrichtigfeit oder Unvollſtändigkeit gehabt hat. 

Für den Erjag einer Vergütung, melde nicht unter den zu bezeichnenden 
Gründungsaufwand aufgenommen ift, haften der Gejellichaft außer den perſönlich 


j Me 177. Der Anmeldung behufs der Eintragung in das Handelöregifter muß beis 
gefügt jein: 

1. die Beicheinigung, daß der gefammte Betrag des Kapitald der Kommanditiften durch 

Unterjchriften gededt iſt; 

2. die Beicheinigung, dab mindeftens ein Biertheil des von jedem Kommanditijten ge- 

zeichneten Betrages von ihm eingezahlt ift; 

3, der Nachweis, daß der Auffichtsrath nad; Inhalt des Vertrages (Art. 175 Ziff. 6) 

in einer Generalverjammlung der Kommanditijten gewählt ift. 

Die Anmeldung muß von ſämmtlichen perſönlich haftenden Gejellichaftern vor dem 
Handelögerichte unterzeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht werden. Die der Ans 
meldung beigefügten Schriftftüde werden bei dem Handelsgerichte in Urſchrift oder in be 
— Abſchrift aufbewahrt. 

rt. 178. Bor erfolgter Eintragung in das Handelsregiſter beſteht die Kommandit— 
ejelichaft als jolhe nicht. Die vor der Eintragung ausgegebenen Altien oder Ultienantheile 
And nichtig. Die Ausgeber find den Befigern für allen dur die Ausgabe verurjachten 
Schaden jolidariich verhaftet. 

Wenn vor erfolgter Eintragung im Namen der Gejellichaft gehandelt worden ift, jo 
haften die Handelnden perſönlich und jolidariid. 

Art. 179. Die Vorjchriften der Art. 152 und 153 find auch bei der Kommanditge— 
jelihaft auf Altien zu befolgen; die Anmeldung muß die im Art. 176 Ziff. 1—5 bezeichneten 
Angaben enthalten. Das Handelsgericht hat die perſönlich haftenden Gejellichafter zur Be: 
folgung diefer Borfhriften von Amtswegen durch Drdnungsitrafen anzuhalten. 

Art. 180. Wenn ein Gejellihafter eine Einlage macht, welche nicht in baarem Geld be- 
ſteht, oder wenn er fich zu feinen Gunsten bejondere VBortheile ausbedingt, jo muß in einer 
Generalverfammlung der Kommanditiften die Abihägung und Prüfung der Zuläffigfeit an: 


—— und in einer ſpäteren Generalverſammlung die Genehmigung durch Beſchluß er— 
folgt fein. 


6* 
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haftenden Gejellichaftern jolidariich der Empfänger, wenn er zur Zeit des Empfanges 
wußte, oder nad den Umftänden annehmen mußte, daß die Verheimlichung be— 
abfichtigt oder erfolgt war, und jeder Dritte, welcher zur Verheimlichung wiſſent— 
lid) mitgewirkt hat. 

Iſt die Gefellichaft dur Einlagen oder Heberuahmen der im Art 175b bes 
zeichneten Art böslicher Weile von perjönlich haftenden Gejellichaftern geichädigt, 
jo find ihr die legteren und jeder Dritte, welcher zu der böslichen Handlungs— 
weiſe wilfentlich mitgewirkt hat, jolidariich zum Scadenerjag verpflichtet. 

Für einen durch Zahlungdunfähigfeit eines Kommanditiſten entitehenden Aus— 
fall haften der Gejellihaft ſolidariſch die perfönlich haftenden Geſellſchafter, welche 
bei der Anmeldung des Gejellichaftsvertrages die Zahlungsunfähigkeit fannten. 

Art. 180a. Wer vor Ablauf von zwei Jahren jeit Eintragung deö Ges 
jellfchaftövertrages in das Handelsregifter ein öffentliches Angebot von Aktien 
erläßt, um ſolche in den Verkehr einzuführen, ift der Geiellichaft im Falle der 
‚ Unrichtigfeit oder Unvollitändigfeit der Angaben, welche die perjönlich haftenden 
Geſellſchafter rüdfichtlih der Zeihnung und Einzahlung des Gejammtfapitals 
der Kommanditiften und der in Art. 175b vorgeiehenen Feſtſetzungen behufs 
Eintragung des Geiellichaftsvertrages in dad Handelsregiiter gemacht haben, ſo— 
wie in dem Fall einer böslihen Schädigung der Geſellſchaft durd Einlagen oder 
Uebernahmen für den Erſatz des ihr daraus entitandenen Schadens neben den 
in Artikel 180 bezeichneten Perſonen ſolidariſch verhaftet, ſofern er die Unrichtig— 
feit oder Unvollftändigfeit der Angaben oder die bösliche Schädigung gefannt hat 
ober bei forgfältiger Prüfung, wie ſolche von einem ordentlichen Geihäftsmann 
anzumenden iſt, hat fennen müſſen. 

Art. 180b. Mitglieder des Aufſichtsraths, welche bei der ihnen durch 
Art. 175d Abſatz 3 auferlegten Prüfung die Sorgfalt eines ordentlichen Ge— 
ſchäftsmannes verlegt haben, haften der Geiellichaft für den Erſatz bes Schadens, 
joweit jolher von den in Gemäßheit der Art. 180, 1808 verpflichteten Perſonen 
nicht zu erlangen ilt. 

Art. 180c. Vergleiche oder Verzichtleiltungen, welche die der Geſellſchaft aus 
der Gründung zuftehenden Anſprüche gegen die in Gemäßheit der Art. 180 bis 
180b verpflichteten Perfonen betreffen, find erft nad) Ablauf von drei Jahren 
jeit Cintragung des Gejellihaftsvertrages in das Handelsregifter und nur mit Zus 
ftimmung der Generalverfjammlung der Kommanditiſten zuläflig. 

Art. 180d. Werden vor Ablauf von zwei Jahren feit Eintragung bes 
GSefellichaftsvertrages in das Handelsregiiter jeitend ber Gefellichaft Verträge ge 
ſchloſſen, durch welche fie vorhandene oder herzuftellende Anlagen oder ſonſtige 
Bermögensftüde für eine den zehnten Theil des Gelanımtfapitals der Kommandi— 
tiften überfteigende Vergütung erwerben joll, jo bedürfen diejelben zu ihrer Giltig- 
feit der Zuftimmung der Generalverfanmlung der Kommanditiſten. 

Bor der Beichlußfaffung bat der Auffichtsrath den Vertrag zu prüfen und 
über die Ergebniffe feiner Prüfung jchriftlih Bericht zu erftatten. 








Der Beihlug wird nach der Mehrheit der in der Berfammlung anmwejenden oder durch 
Vollmacht vertretenen Kommanditiiten gefaßt; jedoch muß dieje Mehrheit mindeſtens ein 
Viertheil der ſämmtlichen Kommanditiften begreifen und der Betrag ihrer Antheile zufammen 
mindeitens ein ®iertheil de Gejammtlapital® der Kommanditiſten darjtellen. Der Gejell- 
ichafter, welcher die Einlage macht oder ſich bejondere Vortheile ausbedingt, hat bei der Be- 
ihlupfaffung fein Stimmredt. 

m Ein gegen den Inhalt diefer Beltimmung gefchlofiener Vertrag Hat feine rechtliche 

irfung. 
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Die Antheile der dem Bertrage zuftimmenden Mehrheit der Kommanditiſten 
müſſen mindeftens ein Biertheil des Geſammtkapitals daritellen. 

Der genehmigte Vertrag ift in Urjchrift oder in beglaubigter Abſchrift mit 
dem Bericht des Auffichtsraths nebit deſſen urkundlicen Grundlagen und mit dem 
Nachweis über die Beichlußfaflung zum Handelöregifter einzureichen. 

Hat der Erwerb in Ausführung einer vor der Errichtung der Geſellſchaft 
von den perjönlich haftenden Gejellichaftern getroffenen Vereinbarung ftattgefunden, 
jo fommen in Betreff der Nechte der Geiellihaft auf Entichädigung und in Betreff 
ber eriagpflichtigen Perionen die Vorichriften der Art. 180 und 180c zur Ans 
mendung. 

Art. 180e. Jede Beitimmung, welche die Fortſetzung der Geſellſchaft oder 
eine Abänderung des Inhalts des Gefellichaftövertrages zum Gegenftande hat, 
bedarf zu ihrer Giltigkeit der notariellen oder gerichtlichen Abfaſſung. 

Die Beitimmung muß in gleicher Weife wie der urfprüngliche Vertrag in 
das Handelsregiſter eingetragen und veröffentlicht werden (Art. 177, 179). Die 
felbe hat feine rechtliche Wirkung, bevor fie bei dem Handelögericht, in deifen Be: 
zirf die Gefellichaft ihren Sig hat, in das Handelsregifter eingetragen ift. 

Art. 180f. Die Abänderung des Inhalt des Gejellihaftsvertrages fann 
nicht ohne Beihluß der Generalverfanmlung der Ktommanbitiiten erfolgen. So— 
fern der Gefellihaftsvertrag für eine Abänderung derjenigen Beitimmung, welche 
den Gegenſtand der Beſchlußfaſſung bildet, nicht andere Erforderniſſe aufſtellt, be— 
darf der Beſchluß einer Mehrheit von drei Viertheilen des in der Generalver— 
ſammlung vertretenen Geſammtkapitals. 

Dieſe Vorſchrift findet auch dann Anwendung, wenn mehrere Gattungen von 
Aktien mit verſchiedener Berechtigung ausgegeben ſind. 

Soll durch die Beſchlußfaſſung das bisherige Rechtsverhältniß unter den 
verſchiedenen Gattungen zum Nachtheil einer derſelben abgeändert werden, ſo be— 
darf es zu dem von der gemeinſchaftlichen Generalverſammlung gefaßten Beſchluſſe 
der Zuſtimmung einer befonderen Generalverfammlung der benachtheiligten Kommandi— 
tiften, deren Beihlußfaffung gleichfalls nad der Vorfchrift des erſten Abjages 
fih richtet. 

Art. 180g. Cine Erhöhung des Geſammtkapitals der Kommanbitiften darf 
nit vor ber vollen Ginzahlung desſelben erfolgen. 

Die Erhöhung kann nicht ohne Beichluß der Generalverſammlung der 
Kommanditiften ftattfinden. In dem Falle, daß auf die neu auszugebenden Aktien 
ein anderer als der Nominalbetrag eingezahlt werden foll, hat der Beichluß den 
Mindeitbetrag zu bezeichnen, zu welchem die Aktien auszugeben find. Bei einer 
Erhöhung, welche in den erften zwei Jahren feit Eintragung des Geſellſchafts— 
vertrages in dad Handelsregiſter beichloflen wird, darf ein geringerer als der 
Nominalbetrag nicht feſtgeſetzt werben. 

Die Beltimmung über die Erhöhung ift in das Handelöregifter einzutragen. 
Auf die Eintragung und die Beihlußfaffung finden die Vorichriften in Art. 
180e und in Art. 180f Abjag 1 und 3 entiprechende Anwendung. 

Eine Zufiherung von Rechten auf den Bezug neu auszugebender Aktien, 
welche vor dem Beichluß auf Erhöhung des Geſammtkapitals erfolgt, it der Ge- 
felichaft gegenüber unwirkſam. 

Art. 180h. Zur Zeihnung der neu auszugebenden Aktien genügt eine 
Schriftliche, in zwei Eremplaren zu unterzeichnende Grflärung. 

Die ftattgefundene Erhöhung des Kapitals der Kommanditiften ift behufs 
der Eintragung in das Handelöregifter anzumelden. In der Anmeldung ift zu 
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verfihern, daß das biäherige Kapital voll eingezahlt jei. Im Mebrigen finden 
auf diejelbe die VBorichriften in Art. 176 und 179 entiprechende Anwendung. Bor 
der Gintragung der ftattgefundenen Erhöhung in das Handelsregiſter (Art. 176) 
jollen Aktien, Promeſſen oder Interimsscheine nicht ausgegeben werben. 

Art. 181. Die Einlagen, mit welchen ein perſönlich haftender Geiellichafter 
fih in Gemäßheit des Art. 174a bei der Errichtung der Geſellſchaft betheiligt 
hat, dürfen ihm weder ganz noch theilweile zurüdgegeben oder erlaffen werden. 

Es darf den Antbeil, welder ihm am Gejellichaftsvermögen einichließlich 
bes Geſammtkapitals der Kommanditiſten auf folde Einlagen zugewielen ift, nur 
an andere perjönlich haftende Gejellichafter veräußern. In gleicher Weile ift, 
wenn er als perjünlich haftender Geiellihafter ausfceidet, die Veräußerung des 
ihm auf folche Ginlagen bei der Auseinanderſetzung zufallenden Antheil® bis zum 
Ablauf von zehn Jahren feit Eintragung des Gejellihaftsvertrages in das Handelö- 
regifter beſchränkt. Während der Dauer dieier Beichränfung dürfen die Antheile 
nicht auögeliefert und eine Pfändung derielben für Privatgläubiger des perjönlich 
haftenden Gejellichafterd nicht bewirkt werden. 

Soweit die Einlagen auf das Geſammtkapital der Kommanditiſten gemacht 
find, hat der Auffichtsrath die hiefür auszuftellenden Aktien, Promelien oder In— 
terimöjcheine in Verwahrung zu nehmen und mit dem Vermerk „unveräußerlich“ 
zu veriehen. Die Löihung des Vermerkes findet durch den Auffichtsrath nach 
dem Wegfall der bezeichneten Beichränfung ftatt. 

Art. 181a. Mftien, Promeſſen und Interimsſcheine, welche auf Inhaber 
lauten, auf einen geringeren als den nad Art. 173a zugelaffenen Betrag geitellt 
find oder ausgegeben werben, bevor der Gejellichaftsvertrag bei dem Handelsge— 
richt, in deſſen Bezirk die Gejellihaft ihren Sig hat, in das Handelsregiſter ein— 
getragen ijt, find nichtig; die Ausgeber haften den Beligern ſolidariſch für allen 
durd die Ausgabe verurfahten Schaden. 

Art. 182. Die Aktien müffen mit genauer Bezeihnung- des Inhabers nad) 
Namen, Wohnort und Stand in das Aftienbud der Geſellſchaft eingetragen 
werben. 

Sie können, ſoweit nicht der Art. 181 oder der Gefellichaftsvertrag ein 
anderes beftimmt, ohne Einwilligung der Gejellihaft auf andere Perſonen über: 
tragen werden. 

Die Uebertragung fann durch Indoſſament geichehen. 

In Betreff der Form des Indoſſaments fommen die Beltimmungen der 
Urt. 11 bis 13 der allgemeinen deutſchen Wechjelordnung zur Anwendung. 


Art. 181. Für die gejellichaftlihen Kapitalantheile, welche auf die Einlagen der per: 
ſönlich haftenden Gejellihafter fallen, oder weldye denjelben als bejondere Vortheile ausbe— 
dungen find, dürfen feine Aktien ausgegeben werden; dieſe Kapitalantheile dürfen von den 
perjönlic haftenden Gejellichaftern, jo lange die legteren in diefem ihrem Nechtsverhältnifie 
zur Gejellichaft jtehen, nicht veräußert werben. 

Urt. 182. Die Aktien oder Altienantbeile find untheilbar. 

Sie müffen mit genauer Bezeihnung des Inhabers nad) Namen, Wohnort und Stand 
in das Altienbuch der Geſellſchaft eingetragen werden. 

Sie können, fofern nicht der Gejellihaftsvertrag ein Anderes beftimmt, ohne Einwilli- 
gung der übrigen Gejellihafter auf andere Perjonen übertragen werden. 

Die Uebertragung kann durd Indoffament geſchehen. 

Sn Betreff der Form des Indoffaments kommen die Beſtimmungen ber Art. 11-13 
der Allgemeinen Deutichen Wechjelordnung zur Anwendung. - 
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Art. 183. Wenn das Gigenthum der Aktie auf einen Anderen übergeht, 
io iſt dies, unter Vorlegung der Aktie und des Nachweiſes des Ueberganges, bei 
der Gefellihaft anzumelden und im Aftienbuche zu bemerfen. 

Im Berhältniffe zu der Gejellichaft werden nur diejenigen als die Eigen— 
thümer der Aktien angelehen, welche al3 jolche im Aftienbuche verzeichnet find. 

. Zur Prüfung der Legitimation ift die Gejellihaft berechtigt, aber nicht ver: 
pflichtet. 

Art. 183a. Die in Art. 182 und 183 enthaltenen Beftimmungen finden 
auf die Eintragung der Promeſſen oder Interimsſcheine und auf die lebertragung 
derjelben auf andere Perſonen Anwendung. 

Bor der vollen Ginzahlung des Nominalbetrages oder des für diejen im 
Falle des Art. 180g Abjag 2 feitgelegten Betrages jollen Aftien nicht ausge: 
geben werben. 

Art. 184. Ein Gefellichafter, welcher den auf die Aktie zu leiftenden Be— 
trag nicht zur rechten Zeit eingezahlt, ift zur Zahlung von Berzugszinjen von 
Rechtswegen verpflichtet. 

Im Gejellichaftsvertrage fünnen für den Fall der verzögerten Einzahlung 
Konventionalſtrafen ohne NRüdficht auf die ſonſt ftattfindenden gefeglichen Ein— 
ihränfungen feſtgeſetzt werden. 

Iſt im Geiellichaftsvertrage feine beiondere Form, wie die Aufforderung 
zur Einzahlung geichehen foll, beitimmt, jo geichteht Ddiejelbe in der Form, in 
welcher die Bekanntmachungen der Geiellihaft nach dem Geiellichaftsvertrage über: 
haupt erfolgen müſſen. 

Art. 154a. An fäumige Gejellichafter kann eine erneute Aufforderung zur 
Zahlung unter Androhung ihres Ausichluffes mit dem Antheilöreht erlafien 
werden, Die Aufforderung hat mindeitens dreimal durch Bekanntmachung in 
den hierzu beftimmten öffentlichen Blättern, die erſte Bekanntmachung mindeitens 
drei Monate und die leute Bekanntmachung mindeitens vier Wochen vor Ablauf 
der für die Cinzahlung gelegten Nachfrift zu erfolgen. Statt der Belannt: 
madhungen in den öffentlichen Blättern genügt, falls das Antheilsreht nicht ohne 
Einwilligung der Gejellichaft übertragbar it, die Befanntmachung der Aufforderung 
mit einer vier Wochen überfteigenden Nachfrift durch bejonderen Erlaß an bie 
jäumigen Geiellichafter. 

Ein Gejellihafter, welcher den auf die Aktie zu leiftenden Betrag nicht ein- 
zahlt, obwohl die im vorftehenden Abſatze bezeichnete Aufforderung jtattgefunden 
bat, ift feiner Anrechte aus der Zeichnung der Aktie und der geleifteten Theil— 
zahlungen zu Gunſten der Gejellichaft verluftig zu erklären. Die den Ausichluß 
bewirfende Erklärung erfolgt mittelit Bekanntmachung dur die hierzu beftinmten 
Öffentlichen Blätter. An Stelle der bisherigen Urkunde ift eine neue auszugeben, 
welhe außer den früher geleifteten Theilzahlungen den eingeforberten Betrag zu 
umfaffen hat. Wegen bes Ausfalls, welchen die Geſellſchaft an dieſem Betrage 





Art. 183, Wenn dad Eigentum der Aktie auf einen Anderen übergeht, fo ijt dies, 
unter Vorlegung der Aktie und des Nachweiſes des Ueberganges, bei der Gejellichaft anzu- 
melden und im Altienbuche zu bemerten. 

Im Berhältnifie zu der Gejellichaft werden nur diejenigen als die Eigenthümer der 
Aktien angefehen, welche als ſolche im Aftienbucdje verzeichnet jınd. 

Zur Prüfung der Legitimation iſt die Geſellſchaft berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Art. 184. So lange der Betrag einer Aktie nicht volljtändig eingezahlt ijt, bleibt der 
urjprüngliche Zeichner zur Einzahlung des Nüdjtandes an die Geſellſchaft verpflichtet; die 
Geſellſchaft kann ihn diefer Verbindlichkeit nicht entlaflen. 
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oder den Später eingeforderten Beträgen erleidet, bleibt ihr der ausgeſchloſſene 
Geſellſchafter verhaftet. 

Bon den vorftehenden Rechtsfolgen kann der Gejellichafter nicht befreit 
werden. 

Art. 184b. Soweit der auögeichloffene Gejellichafter den eingeforberten 
Betrag nit gezahlt Hat, ift für denielben ber Geſellſchaft der lebte und jeber 
frühere, in dem Aktienbuche verzeichnete Nechtövorgänger verhaftet, ein früherer 
Nehtsvorgänger, ſoweit die Zahlung von deſſen Rechtsnachfolger nicht zu erlangen 
ift. Dies ift bis zum Nachweiſe des Gegentheild anzunehmen, jfoweit von letzterem 
die Zahlung nicht bis zum Ablauf von vier Wochen geleiftet wird, nachdem an 
ihn die Zahlungdaufforderung und an ben Rechtsvorgänger die Benahrichtigung 
von berjelben erfolgt ift. Der Rechtsvorgänger erhält gegen Zahlung des rüd- 
ftändigen Betrages die neu auszugebende Urkunde. 

Die Haftpflicht des Rechtsvorgängers ift auf die innerhalb ber Friit von 
zwei Jahren auf die Aktien eingeforberten Beträge beichräntt. Die Friſt beginnt 
mit dem Tage, an welchem die llebertragung ded Antheilsrechts zum Aftienbuche 
der Gelellihaft angemeldet ift. | 

Bon der voritehenden Verbindlichkeit können die Rechtsvorgänger nicht befreit 
werben. 

It die Zahlung des rüdftändigen Betrages von Rechtsvorgängern nicht zu 
erlangen, jo fann die Gefellichaft das Antheilörecht zum VBörjenpreife und in Er: 
mangelung eines folchen durch Öffentliche Verfteigerung verkaufen. 

Art. 184e. Die Gejellihafter können gegen die ihnen in Gemäßheit ber 
Artikel 184 bis 184 b obliegenden Zahlungen eine Aufrehnung nicht geltend 
machen. Ebenjowenig findet an dem Gegenftand einer zu leiftenden Einlage wegen 
Forderungen, welche ſich nicht auf diefelbe beziehen, ein Zurückbehaltungsrecht ftatt. 

Art. 184d. Die Gejellihaft darf eigene Aktien, Promeljen oder Interims— 
ſcheine im geichäftlichen Betriebe, fofern nicht eine Kommiflion zum Einkauf aus: 
geführt wird, weder erwerben noch zum Pfande nehnten. 

Art. 185. Die perfönlich haftenden Gefellichafter find verpflichtet, ſpäteſtens 
in den erften jehs Monaten jedes Geichäftsjahres für das verflofiene Geſchäfts— 
jahr eine Bilanz, eine Gewinn: und Berluftrechhnung, ſowie einen den Vermögens— 
ſtand und die Verhältniffe der Geſellſchaft entwicelten Bericht dem Auffihtsrath 
und mit deffen Bemerkungen der Generalverfammlung der Kommanbditiften vor» 
zulegen. 

Art. 185a. Für die Aufftellung der Bilanz kommen die allgemeinen Vor: 
ichriften des Artifel3 31 mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

1. Werthpapiere und Waaren, welche einen Börſen- oder Marktpreis haben, 
dürfen höchftens zu dem Börfen- oder Marktpreife zur Zeit der Bilanz: 
aufftellung angelegt werben ; 

2. andere Vermögensgegenſtände find höchſtens zu dem Anichaffungs- oder 
Heritellungspreife anzulegen; für Gegenftände, welche der Abnugung 
unterliegen, ift ein derſelben gleichfommender Betrag in Abzug zu bringen ; 

3. Anlagen und fonftige Gegenftände, welde nicht zur Weiterveräußerung, 
vielmehr dauernd zum Geichäftsbetriebe der Geſellſchaft beitimmt find, 
dürfen ohne Rückſicht auf einen geringeren Werth zu dem Anihaffungs: 





Art. 185. Die perſönlich haftenden Gejellichafter find verpflichtet, dem Auffichtörath 
und den Kommanditiiten in den erjten jechs Monaten jedes Geſchäftsjahres eine Bilanz des 
verfloffenen Bejchäftsjahres vorzulegen. 
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oder Heritellungspreiie angeſetzt werben, jofern ein der Abnugung gleiche 
fommender Betrag in Abzug gebracht oder ein berielben entiprechender 
GErneuerungsfonds in Anſatz gebradht wird; 

4. die Koften der Organifation und Berwaltung dürfen nicht als Aktiva, 
müſſen vielmehr ihrem vollen Betrage nah in der Jahresrehnung als 
Ausgabe ericheinen ; 

5. der Betrag des Gejammtlapitald der Kommanditiſten, der Antheil der 
perfönlich haftenden Gefellfchafter am ſonſtigen Geiellihaftsvermögen und 
der Betrag eines jeden Reſerve- und Grneuerungsfonds find unter bie 
Paſſiva aufzunehmen. Ift in dem Fall einer Erhöhung des Geſammt— 
fapital3 der Betrag, für welchen die Aktien ausgegeben find, niedriger 
als der Nominalbetrag, To bleibt der lettere maßgebend; 

6. der aus der PBergleihung fämmtlicher Aktiva und ſämmtlicher Paſſiva 
fih ergebende Gewinn oder Verluſt muß am Scluffe der Bilanz be— 
ſonders angegeben werben. 

Im Uebrigen ift der Reichskanzler ermächtigt, für gewiſſe Arten von Unter— 
nehmungen Formulare aufzustellen, nach welchen die Geiellichaften tie Bilanz ſo— 
wie die Gewinn- und VBerluftrehnung anzufertigen haben. 

Art. 185b. Zur Dedung eines aus der Bilanz fich ergebenden Berluftes 
oder eined im Lauf des Gejchäftsjahres eintretenden außerordentlichen Verluftes 
ift ein Nejervefonds zu bilden. Im denfelben ift einzuitellen:: 

1. der vollftändige Gewinn in dem Falle, daß bei einer Erhöhung des Ge: 
jamnıtfapitals ber für die Aktien eingezahlte Betrag den Nominalbetrag 
überfteigt; 

2. von dem jährlichen Neingewinne mindeftens der zwanzigite Theil, To 
lange alö der Reſervefonds den zehnten oder den im Geiellichafts vertrage 
beitimmten höheren Theil des Gejammtfapitals nicht überichreitet. 

Art. 186. Die Rechte, welche den Kommanditiſten gegenüber den perfönlich 
haftenden Gejellichaftern nach dem Gejellichaftövertrage oder nach den Beitimmungen 
des vorigen Abichnitts in Beziehung auf die Führung der Geichäfte, die Einfict 
und Prüfung der Bilanz, die Beitimmung der Gewinnvertheilung, die Auflöjung 
oder Kündigung der Gefellihaft und die Befugniß, das Ausscheiden eines per— 
ſönlich haftenden Gefellichafterd zu verlangen, zuftehen, werden in der Generals 
verfammlung durch Beichlußfaffung der erfchienenen Stommanbitiften ausgeübt. 

Die Beichlüffe der Generalverfammlung werden durch den Auffichtsrath aus: 
geführt, wenn nicht im Gejellichaftövertrage ein Anderes beitimmt iſt. 

Art. 187. Die Generalverfammlung der Stommanditiiten wird durd die 
perjönlich haftenden Geiellichafter oder durch den Auffichtsrath berufen, fofern 
nicht nach dem Gejete oder dem Gefellichaftövertrage auch andere Perſonen dazu 
befugt find. 





Art. 186. Die Rechte, welde den Kommanbditijten gegenüber den perjönlich haftenden 
Gejellichaftern nad) dem Gejellichaftsvertrage oder nach den Beltimmungen des vorigen Ab— 
ſchnitts in Beziehung auf die Führung der Geſchäfte, die Einfiht und Prüfung der Bilanz, 
die Beitimmung der Gewinnvertheilung, die Auflöfung oder Kündigung der Gejellihaft und 
die Befugniß, das Ausſcheiden eines perjönlich haftenden Gejellichafters zu verlangen, zu: 
jtehen, werden von der Sejammtheit der Kommanbditiften in der Seneralverfammlung ausgeübt. 

Die Beihlüfje der Generalverfammlung werden dur den Auffichtsrath ausgeführt, 
wenn nicht im Gejellichaftsvertrage ein Anderes bejtimmt ijt. 

Art. 187. Die Generalverjammlung der Kommanbditiiten wird durch die perſönlich 
baftenden Gejellichafter oder durch den Auffichtärath berufen, jofern nicht nach dem Gejells 
ſchaftsvertrage auch andere Perjonen dazu befugt find. 
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Die Generalverfammlung ift außer den im Gefege oder im Gejellichaftöver: 
trage ausdrüdlicd beſtimmten Fällen zu berufen, wenn dies im Interejle der 
Geſellſchaft erforderlich erfcheint. 

Art. 188. Die Generalverfammlung muß berufen werden, wenn Died bon 
Kommanditiften, deren Antheile zufammen den zehnten Theil des Gejanmtfapitald 
darftellen, in einer von ihnen unterzeichneten Gingabe unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe verlangt wird, Iſt im Gefellichaftövertrage dad Recht, die Bes 
rufung der Generalverjammlung zu verlangen, an den Beliß eineö größeren oder 
eines geringeren Antheild® am Gejammtlapitale geknüpft, fo hat es hierbei fein 
Bewenden. 

Wird dem Merlangen nicht entiprocden, fo kann das Handelögericht Die 
Kommanbditiiten, welche das Verlangen geftellt haben, zur Berufung der General: 
verſammlung ermäctigen. Mit der Berufung ift die gerichtliche Ermächtigung 
zu veröffentlichen. 

Art. 189. Die Berufung der Generalverfanmtlung hat in ber durch das 
Geſetz und den Gelellichaftsvertrag beftimmten Weiſe zu erfolgen. 

Der Zwed der Generalverjammlung muß jederzeit bei der Berufung befannt 
gemacht werden. Ueber Gegenftände, deren Verhandlung nicht in dieſer Weile 
angekündigt ift, fönnen Beichlüffe nicht gefaßt werben; hiervon ift jedoch der Be— 
ſchluß über den in der Generalverfammlung geitellten Antrag auf Berufung einer 
außerordentlichen Generalverfammlung ausgenommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beihlußfaflung 
bedarf e3 der Ankündigung nicht. 

Art. 190. Jede Aktie gewährt dad Stimmrecht. Dasjelbe wird nad) den 
Aktienbeträgen ausgeübt. Fir den Beſitz einer Mehrzahl von Aktien kann der 
Gejellichaftövertrag die Ausübung des vollen Stimmrechts durd einen Höchſtbe— 
trag oder in Abſtufungen oder nah Gattungen beichränfen. 

Vollmachten erfordern zu ihrer Giltigkeit die fchriftlihe Form, fie bleiben 
in der Verwahrung der Gelellichaft. 

Ein Kommanditiſt, welcher durch die Beſchlußfaſſung entlaftet oder von 
einer Verpflichtung befreit werden ſoll, hat hierbei fein Stimmrecht und darf ein 


Art. 188. Eine Generalverfammlung der Kommanbditiften ift außer den im Geſell— 
ichaftsvertrage ausdrücklich bejtimmten Fällen zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Ge— 
ſellſchaft erforderlich erjcheint. 

Die Generalverjammlung muß auch dann berufen werden, wenn dies don einem 
Kommanditiften oder einer Anzahl von Kommanditiften, deren Aktien zufammen den zehnten 
Theil des Geſammtkapitals der Kommanditiſten darjtellen, in einer von ihnen unterzeichneten 
Eingabe unter Angabe des Zweds und der Gründe verlangt wird. Sit im Gejellichaftd- 
vertrage dad Recht, die Berufung einer Generalverfammlung zu verlangen, an den Beſitz 
eines größeren oder eines geringeren Antheil® am Geſammtkapitale geknüpft, jo hat es bier: 
bei jein Bewenden. 

Art. 189. Die Berufung der Generalverfammlung bat in der durch den Geſellſchafts— 
vertrag jtimmten Weije zu erfolgen. 

Der Zwed der ——— muß jederzeit bei der Berufung befannt gemacht 
werden. Leber Gegenjtände, deren Verhandlung nicht in diefer Weife angekündigt ift, fünnen 
Beſchlüſſe nicht gefaßt werden ; hiervon ift jedoch der Beſchluß über den in der Generalver- 
fammlung gejtelten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Generalverfammlung aus: 
genommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Berhandlungen ohne Beſchlußfaſſung bedarf es 
der Ankündigung nid. 

Art. 190. Soweit nicht der Gejellichaftävertrag ein Anderes beftimmt, werben die Be- 
fchlüffe der Seneralverfammlung der Kommanbditiften mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, 
und jede Aktie gewährt dem Inhaber Eine Stimme. 





ee —— 
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ſolches auch nicht für andere ausüben. Dasjelbe gilt von einer Beſchlußfaſſung, 
welche den Abichluß eines Nechtögeihäfts mit einen Kommanditiſten betrifft. 

Berjönlich haftende Gejellichafter, weldhen in Gemäßheit des Art. 174a 
Antheile am Gejammtfapital der Kommanditiſten zuftehen oder welche jonit Aktien 
eriverben, haben fein Stimmrecht. 

Im Uebrigen ift für die Bedingungen des Stimmrecht und die Form, in 
weldyer dasſelbe auszuüben ift, der Gejellichaftsvertrag maßgebend. 

1902. Gin Beihluß der Generalverfanmlung fann wegen PBerlegung des 
Geſetzes oder des Gejellihaftevertrages als ungiltig von jedem Kommanditiſten, 
welcher in der Verſammlung gegen den Beihluß Wideripruch zu Protofoll er: 
flärt hat, binnen brei Monaten durch Erhebung der Klage ausſchließlich vor 
dem Landgericht, in deſſen Bezirke die Gejellihaft ihren Sig hat, angefochten 
werben. 

Zur Anfehtung des Beichluffes aus dem Grunde, dab die Berufung der 
Seneralverfanmlung oder die Ankündigung des Gegenftandes der Beſchluß— 
faſſung nicht gehörig erfolgt war, ift auch ein micht erjchienener Kommanditiſt 
berechtigt. 

Die Erhebung der Klage ift unverzüglich von den perjönlich haftenden Ge- 
jellichaftern in den für die Bekanntmachungen der Gefellichaft beftimmmten Blättern 
zu veröffentlichen. 

Der Kläger hat jeine Aktien gerichtlich zu hinterlegen. 

Das Urtheil, welches den Beichluß rechtskräftig für ungiltig erklärt, ift 
von den perlönlich haftenden Gejellihaftern ohne Verzug zu dem Handelsregiſter 
einzureihen. War der Beihluß in dasjelbe eingetragen, fo erfolgt in gleicher 
Weile die Eintragung des Urtheils. 

Art. 1906. Auf Antrag von Sommanditiiten, deren Antheile zuſammen 
den zehnten Theil des Gelammtfapitals daritellen, kann das Handelsgericht, jofern 
glaubhaft gemacht wird, daß bei der Gründung, Geihäftsführung oder Liqui— 
dation der Gejellichaft Unredlichkeiten oder grobe Berlegungen des Geſetzes oder 
des Gejellihaftövertrages ftattgefunden haben, Neviforen zur Prüfung des Her: 
ganges ernennen. 

Bor der Anordnung find die perjönlich haftenden Gelellichafter oder Die 
Siquidatoren ſowie der Auffichtsrath zu hören. Die Anordnung fann von einer 
nad freiem Ermeſſen zu beitimmenden Sicherheitsleiitung abhängig gemacht werden, 

Die perſönlich haftenden Gejellichafter haben den Reviſoren die Einficht der 
Bücher und Schriften der Gejellihaft und die Unterſuchung des Beſtandes der 
Gejellichaftsfafle, wie der Beltände an Effekten, Handelspapieren und Waaren 
zu geftatten. 

Der Bericht über dad Ergebniß der Prüfung ift von den Reviſoren zu dem 
Handelöregifter einzureichen und von den perfönlich haftenden Geiellichaftern zur 
Ktenntniß der nächſten Generalverjammlung der Kommanditiiten zu bringen. 

Art. 191. Der Aufjichtsrath beiteht, ſofern nicht der Gejellichaftsvertrag 
eine höhere Zahl feitiegt, aus drei von der Generalveriammlung der Kommandi— 
tiften zu wählenden Mitgliedern. Perſönlich haftende Gejellichafter fünnen nicht 
Mitglieder des Auffichtsraths jein. 


Art. 191. Der Aufſichtsrath kann das erſte Mal nicht auf länger ald Ein Jahr, jpäter 
nicht auf länger als fünf Jahre gewählt werden. 
* Inſoweit die Wahl auf einen längeren Zeitraum geſchieht, iſt dieſelbe ohne rechtliche 
irkung. 


Die Wahl des eriten Auflichtsrath gilt für die Dauer des eriten Ge: 
ihäftsjahres. 

Später fann der Aufſichtsrath nicht auf länger ald fünf Jahre gewählt 
werden. Inſoweit die Wahl auf einen längeren Zeitraum geichieht, ift dieſelbe 
ohne rechtliche Wirkung. 

Die Beitellung zum Mitgliede des Aufſichtsraths kann jederzeit durch die 
Generalverlammlung widerrufen werden. 

Art. 192. Den Mitgliedern des eriten Auffihtsraths darf eine Vergütung 
für die Ausübung ihres Berufs nur durch einen nach Ablauf des erften Geihäfts- 
jahres einzuholenden Beihluß der Generalverfammlung der Kommanditiſten be: 
willigt werden. Iſt die Vergütung früher, oder in einer anderen als der vor: 
ftebenden Weile bewilligt, jo iſt dieſe Feitfegung ohne rechtlihe Wirkung. 

Art. 193. Der Auffichtsrath überwacht die Geihäftsführung der Geſell— 
Ihaft in allen Zweigen ihrer Verwaltung; er kann fih von dem Gange der An: 
gelegenheiten der Geſellſchaft unterrichten, die Bücher und Schriften berieben jeder: 
zeit einjehen und den Beſtand der Geſellſchaftskaſſe unterfuchen. 

Gr hat die Jahresrehnungen, die Bilanzen und die Vorichläge zur Gewinn: 
vertheilung zu prüfen und darüber alljährlih der Generalverfammlung Bericht 
zu eritatten. 

Meitere Obliegenheiten des Aufſichtsraths werden durch den Gefellichaftöver: 
trag beitimmt. 

Art. 194. Der Nuffichtörath ift ermächtigt gegen die perfönlich haftenden 
Gejellichafter die Prozeſſe zu führen, welche die Generalverfammlung beichließt. 

Jeder Kommanditiſt ift befugt, als Antervenient in den Prozeß auf feine 
Koſten einzutreten. 

Handelt es fih um die Verantwortlichfeit der Mitglieder des Auffihtsraths, | 
fo fann leßterer ohne und jelbit gegen den Beichluß der Generalverfammlung gegen 
die perfönlich haftenden Gefellichafter Klagen. 

Art. 195. Wenn die Ktommanditiften ſelbſt in Gelammtheit und im ge 
meinſamen Interefle gegen die perſönlich haftenden Gejellichafter auftreten wollen, 
oder gegen die Mitglieder des Auffichtsrath3 einen Prozeß zu führen haben, je 
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Art. 192. Den Mitgliedern des erjten Aufſichtsraths darf eine Vergütung für die 
Ausübung ihres Berufs nur durd einen nady Ablauf des eriten Gejchäftsjahres einzubolenden 
Beichluß der Generalverfammlung der Kommanbditiiten bewilligt werden. 

Iſt die Vergütung früher, oder in einer anderen als der voritehenden Weile bewilligt, 
fo ift dieſe Feſtſetzung ohne rechtliche Wirkung. 

Art. 193. Der Auffihtsrath überwaht die Geihäftsführung der Geſellſchaft in allen 
Zweigen ihrer Verwaltung; er fann fich von dem Gange der Ansleseubeiieh der Geſellſchaft 
unterrichten, die Bücher und Schriften derjelben jederzeit einjehen und den Beſtaud ber Ger 
jellichaftsfajie unterfuchen. 

Er bat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Gewinnvertheilung 
zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverſammlung Bericht zu eritatten. 

Art. 194. Der Aufjichtsrath ift ermädhtigt, gegen die perſönlich haftenden Gejellichafter 
die Brozefie zu führen, welche die Generalverſammlung beſchließt. 

Jeder Kommanditijt ijt befugt, ala Intervenient in den Prozeß auf feine Kojten ein: 
Auftreten. 

Dandelt es fih um die eigene VBerantwortlichkeit des Aufſichtsraths, jo fann leßterer 
ohne und jelbit gegen den Beichluß der Generalverfammlung gegen die periönlich haftenden 
Sejellichafter Hagen. 

Art. 195. Wenn die Kommanditiiten jelbft in Gejammtheit und im gemeinjamen 
Intereſſe genen die perſönlich baftenden Gejellichafter auftreten wollen, oder gegen die Mit 
glieder des Aufſichtsraths einen Prozeh zu führen haben, jo werden fie durd) Bevollmädhtigte 
vertreten, welche in der Generalverjammlung gewählt werden. 
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werden fie duch Bevollmächtigte vertreten, welche in der Generalverfammlung 
gewählt werben. 

Falls aus irgend einem Grunde die Veitellung von Bevollmächtigten durd 
Wahl in der Generalverjammlung gehindert wird, kann das Handelsgericht auf 
Antrag die Bevollmächtigten ernennen. 

Jeder Kommanditiſt ift befugt, als Intervenient in den Prozeß auf feine 
Koften einzutreten. 

Art. 196. Die Gefellihaft wird durch die perfönlich haftenden Gejellichafter 
berechtigt und verpflichtet; fie wird durch diejelben vor Gericht vertreten. 

Zur Behändigung von Borladungen und anderen Zuftellungen an die Ge: 
jellicyaft genügt es, wenn diejelbe an einen der zur Vertretung befugten Geſell— 
ſchafter geichieht. 

Die Beitimmung des Art. 167 in Betreff der Kommanditiften, welcher für 
die Geſellſchaft Geichäfte ichlieht, findet bei der Kommanbditgeiellihaft auf Aktien 
feine Anwendung. 

Art. 195a. Die Beltimmungen der Art. 96 und 97 über den Betrieb von 
Geihäften in dem Handelszweige der Geiellichaft ſowie über die Theilnahme an 
einer anderen gleichartigen Geſellſchaft finden auf die perlönlich haftenden Ge: 
Vellichafter mit der Maßgabe Anwendung, daß 

1. die Genehmigung jeitens der Kommanditiſten durch die Generalverfammlung 
erfolgt, jofern nicht die Befugniß zur Ertheilung durch den Geiellichafts- 
vertrag oder durch Beichluß der Generalverfammlung dem Auffichtsrath 
übertragen worden ilt; 

2. das Recht der Gefellichaft, in ein von einem perjönlich haftenden Geſell— 
ichafter für eigene Rechnung gemachtes Geſchäft einzutreten oder Schadens: 
eriag zu fordern, nah 6 Monaten von dem Zeitpunkt an erlifcht, in 
welchen der Aufſichtsrath von dem Abſchluß des Geſchäfts Kenntniß 
erhalten hat. 

Art. 197. Die Einlagen fönnen den Kommanbditiiten, jo lange die Geſell— 

ſchaft befteht, nicht zurüdgezahlt werben. 

Zinſen von beitimmter Höhe fünnen für die Aktien nicht bedungen noch aus— 
bezahlt werden; es darf nur dasjenige auf fie vertheilt werden, was fich nad) 
der jährlichen Bilanz al3 reiner Gewinn ergibt. 

Falls aus irgend einem Grunde die Beitellung von Bepollmächtigten durch Wahl in 
der Generalverfjammlung gehindert wird, kann das Handelsgericht auf Antrag die Bevoll— 
mächtigten ernennen. 

Feder Kommanditift ijt befugt, als ntervenient in den Prozeß auf feine Kojten 
einzutreten. 

Art. 196. Die Gejellihaft wird durch die periönlich haftenden Geſellſchafter berechtigt 
und verpflichtet; fie wird durch diejelben vor Gericht vertreten. 

Zur Bebändigung von Borladungen und andern Aujtellungen an die Sejellichaft ge- 
nügt = wenn diejelbe an einen der zur Bertretung befugten Gejellichafter geichicht. 

Die Beitimmung des Urt. 167 in Betreff des Kommanditiſten, welcher für die Geſell— 
haft Geſchäfte ſchließt, findet bei der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien feine Anwendung. 

Art. 197. Die Einlagen können den Kommanditiften, jo lange die Gejellfchaft beiteht, 
nicht zurüdgezahlt werden. 

Binfen von bejtimmter Höhe fünnen für die Kommanditiſten nicht bedungen nod) aus: 
bezahlt werden; es darf nur dasjenige unter fie vertheilt werden, was ſich nad) der jährlichen 
Bilanz, und, wenn im Gejellihaftsvertrage die Innehaltung eines NRejervefapitald bejtimmt 
ift, nach Abzug desjelben als reiner Ueberſchuß ergibt. 

Die Kommanbditiften haften für die Verbindlichleiten der Gejellichaft, wenn und infos 
weit fie diefen Bejtimmungen entgegen Zahlungen von der Gejellihaft empfangen haben; 
fie find jedoch nicht verpflichtet, die in qutem Glauben bezogenen Dividenden zurüdzuzahlen. 
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Art. 198. Die Kommanditiften haften für die Verbindlichfeiten der Geiell- 
Ihaft, wenn und infoweit fie den geſetzlichen Beltimmungen entgegen Zahlungen 
von der Gejellihaft empfangen haben; fie find nicht verpflichtet, die in gutem 
Glauben bezogenen Dividenden zurüdzuzahlen. 

Art. 199. ine liebereintunft, durch welche dad Außtreten eines ober 
mehrerer perſönlich haftender Gefellichafter bejtimmt wird, fteht der Auflölung 
ber Geſellſchaft gleih. Zu derjelben bedarf es der Zuftimmung ber Generalver- 
ſammlung der Kommanbditiften. 

Es Tann jedoch durch den Gefellfchaftsvertrag beftimmt werben, daß das 
Auötreten eined oder mehrerer perjönlich haftender Gejellichafter die Auflöſung 
der Gefellihaft dann nicht zur Folge habe, wenn mindeftend noch ein perfönlich 
haftender Gejellichafter bleibt. 

Art. 200. Wenn ein Kommanbitift ftirbt oder in Konkurs verfällt, oder 
zur Verwaltung ſeines Vermögens rechtlih unfähig wird, jo hat dies die Auf— 
löfung der Geiellihaft nicht zur Folge. Der Art. 126 findet in Bezug auf die 
Privatgläubiger eined Kommanditiſten feine Anwendung. Im übrigen gelten bie 
Art. 123 bis 129 auch für die Kommanbditgejellihaft auf Aktien. 


Art. 2008. Für die Klage auf Auflöfung der Geſellſchaft ift das Landge-. 


richt, in deſſen Bezirk die letztere ihren Sit hat, ausſchließlich zuftänbig. 

Die Klage kann von Kommanbitiften erhoben werden, fofern deren Antheile 
ben fünften Theil des Gefammtlapitals barftellen und die beantragte Auflöjung 
in der Generalverfammlung abgelehnt worden ift. Die Kläger haben den fünften 
Theil des Geſammtkapitals in Aktien der Gefellichaft gerichtlich zu hinterlegen. 


Art. 201. Bei der Auflöfung einer Kommanditgefellichaft auf Aktien, welche 
außer dem Falle der Eröffnung des Konkurſes erfolgt, darf die Vertheilung des 
Vermögens unter die Gejellichafter nicht eher vollzogen werben, als nach Verlauf 
eined Jahres, von den Tage an gerechnet, an welchem die Auflöfung der Gefell- 
Ichaft in das Hanbelöregifter eingetragen ift. 


Art. 198. Jede Abänderung des Gejellichaftövertrages bedarf zu ihrer Giltigfeit der 
notariellen oder geridjtlichen Abiart jung. 

Der abändernde Vertrag muß in gleicher Weife wie der urjprüngliche Vertrag in das 
——— eingetragen und im Auszuge veröffentlicht werden. (Art. 176, 179). 

Der abändernde Vertrag hat feine rechtlihe Wirkung, bevor derjelbe bei bem Handels 
gericht, en defien Bezirk die Gejellfchaft ihren Sit hat, in das Hanveläregijter einge 
tragen iſt. 

Art. 199. Eine Uebereinkunft, durdy welche das Austreten eines oder mehrerer per— 
ſönlich haftender Gejellihafter bejtimmt wird, jteht der Auflöjung der Geſellſchaft gleich. 
Bu derſelben bedarf e8 der Zuftimmung einer Generalverjammlung der Kummanditiften. 

Es kann jedody durch den Bejellichafsvertrag oder durch einen denjelben abändernden 
Vertrag (Art. 198) bejtimmt werden, dab das Austreten eines oder mehrerer perſönlich 
haftender Gejellichafter die Auflöjung der Gejellichaft dann nicht zur Folge habe, wenn min- 
deitend nod ein perjönlich haftender Gejellichafter bleibt. In Anfehung der Eintragung in 
dad Handeldregijter finden die Beitimmungen des Art. 129 feine Anwendung. 

Art. 200. Wenn ein Kommanditiſt ftirbt, oder in Konkurs verfällt, oder zur Ber: 
waltung ſeines Vermögens rechtlich unfühig wird, jo hat dies die Auflöfung der Gejellichaft 
nicht zur Folge. Der Art. 126 findet in Bezug auf die Privatgläubiger feine Anwendung. 
Im Uebrigen gelten die Art. 123 bi 128 aud) auf die Kommanditgejellihaft auf Aktien. 

Art. 201. Die Auflöfung der Gejellihaft muß, wenn fie nicht in Folge der Eröffnung 
des Konkurſes über die Seielicaft geſchieht, in das Handeldregifter eingetragen werden. 

Dieſe Eintragung muß ſelbſt dann geſchehen, wenn die Geſellſchaft durch Ablauf der 
Zeit, für welche ſie eingegangen war, beendigt wird. 
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Art. 202. Die aus den Handelsbüchern der Geſellſchaft erſichtlichen oder 
in anderer Weiſe bekannten Gläubiger ſind durch beſondere Erlaſſe aufzufordern, 
ſich zu melden; unterlaſſen fie dies, jo iſt der Betrag ihrer Forderungen gerichtlich 
nieberzulegen. 

Das letztere muß auch in Anſehung der noch jchwebenden Verbindlichkeiten 
und ftreitigen Forderungen geſchehen, fofern nicht die Vertheilung des Gejell: 
ſchaftsvermögens bis zu deren Grledigung ausgeſetzt bleibt, oder den Gläubigern 
eine angemeſſene Sicherheit beftellt wird. 

Art. 203. Cine theilweile Zurüdzahlung des Kapitals der Kommanditiſten 
oder eine Herabjegung beöjelben kann nicht ohne Beihluß der Generalverfamm: 
lung der Kommanbitiften und nur unter Beobachtung derjelben Vorichriften er: 
folgen, welche für die Vertheilung des Gefellichaft3vermögend im Falle der Auf: 
löfung maßgebend find. Die Beltimmung über die Zurüdzahlung oder Herab— 
fegung hat zugleich die Art, in welcher diejelbe erfolgen joll, und bie zu ihrer 
Durchführung erforderlihen Maßregeln feitzuiegen. Die Beitimmung ift in das 
Handelöregifter einzutragen. Auf die Eintragung und die Beihlußfaflung finden 
die Vorſchriften in Art. 180e und in Artikel 180f Abjag I und 3 entiprechenbe 
Anwendung. 


Die gleihen Vorausſetzungen gelten für eine Amortijation der Aktien. 
Ohne Beobachtung diefer Vorausſetzung darf die Gefellihaft ihre Aktien nur aus 
dem nad der jährlichen Bilanz fich ergebenden Gewinn und nur in dem Fall 
amortifiren, daß dies durch den uriprünglichen Gejellichaftövertrag oder durch einen 
ben leßteren vor Ausgabe der Aktien abändernden Vertrag zugelaflen ift. 


Art. 204. Die Mitglieder des Auffichtsraths haben die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geihäftsmannes anzuwenden. Sie haben, wenn fie in Anſpruch 
genommen werden, die Anwendung dieſer Sorgfalt zu beweifen. 


Sie find der Gefellihaft jolidariich zum Erjaß verpflichtet, wenn mit ihrem 
Wiflen und ohne ihr Einjchreiten entgegen den geſetzlichen Beitimmungen. 
1. Einlagen an perjönlih haftende Gejellidhafter oder an Kommanditiſten 
zurüdgezahlt, i 


Art. 202. Bei der Auflöjung einer Kommanditgefellihaft auf Altien, melde außer 
dem Falle der Eröffnung des Konkurſes erfolgt, darf die Vertheilung des Vermögens unter 
die Gejellichafter nicht eher vollzogen werden, als nach Berlauf eines Jahres, von dem 
Tage an gerechnet, an welchem die Auflöjung der Gejellichaft in das Handelsregiſter einge 
tragen iſt. 

Die aus den Handelsbüchern der Gejellichaft erfichtlichen oder in anderer Weife befannten 
Gläubiger find durd; beiondere Erlaffe aufzufordern, ſich zu melden; unterlaffen fie dies, jo 
ift der Betrag ihrer Forderungen gerichtlich niederzulegen. 

Das leptere muß aud in Anjehung der noch ſchwebenden Berbindlichkeiten und ftreitigen 
Forderungen geichehen, jofern nicht die Bertheilung des ®ejellichaftsvermögens bis zu deren 
Erledigung ausgeſetzt bleibt, oder den Gläubigern eine angemejjene Sicherheit beftellt wird. 

Art. 203. Eine theilweife Zurüdzahlung des Kapitald der Kommanditijten kann nur 
vermöge einer Abänderung des Gejellihaftsvertrages erfolgen. 

Die Zurüdzahlung kann nur unter Beobadjtung derjelben Beitimmungen geichehen, 
welche für die Bertheilung des Gejellichaftsvermögens im Falle der Auflöjung maßgebend 
find. (Art. 201, 202). 

Urt. 204. Die Mitglieder des Aufſichtsraths find gleich den perſönlich haftenden Ges 
fellichaftern ſolidariſch zur Erftattung geleifteter Zahlungen verpflichtet, wenn mit ihrem 
Willen und ohne ihr Einjchreiten 


96 Materialien zur Reform des Altiengejellichaftsrerhtes. 





2. Zinſen oder Dividenden gezahlt, 

3. eigene Aktien, Promefien und Interimsicheine der Geſellſchaft eriworben 
oder zum Pfande genommen, 

4. Aftien vor der vollen Einzahlung des Nominalbetrages® oder des für 
diefen im Falle des Art. 180g Abſatz 2 feitgeiegten Betrages, oder Aktien 
Promeſſen oder Interimsicheine im Falle einer ftattgefundenen Erhöhung 
des Gejammtfapitals vor Cintragung derjelben in das Handelsregiſter 
(Art. 176) ausgegeben jind, 

5. die Vertheilung des Gejellichaftsvermögens, eine theilweije Zurüdzahlung 
oder eine Herabjegung des Stapital3 der Kommanditiſten oder eine Amor: 
tijation von Aktien erfolgt ift. 

Der Erſatzanſpruch fann in den Fällen des zweiten Abjates auch von den 
Gläubigern der Gefellichaft, ſoweit fie von dieſer ihre Befriedigung nicht erlangen 
fönnen, jelbitändig geltend gemacht werden. Die Grjagpflicht wird ihnen gegen— 
über dadurch nicht aufgehoben, daß die Handlung auf einem Befchluffe der General- 
verſammlung beruht. 


Art. 205. Die Liquidation erfolgt, jofern der Gefellichaftsvertrag nicht 
ein Anderes beftimmt, durch jämmtliche perſönlich haftende Gefellihafter und 
eine oder mehrere von ber Generalverfammlung der Kommanditiften gewählte 
Perſonen. 

Art. 206. Zu dem Antrag auf Ernennung von Liquidatoren durch den 
Nichter find außer jedem perjönlich haftenden Gejellihafter und der Generalver: 
jammlung ber Kommanbditiiten aucd der Auffichtsrath jowie Kommanditiiten be— 
fugt, deren Antheile zuſammen den zehnten Theil des Geſammtkapitals darftellen. 

Die Abberufung der Liquidatoren kann durch den Nichter unter denjelben 
Borausfegungen, wie die Beitellung erfolgen. Vom Richter ernannte Liqnidatoren 
fönnen nur durch dieſen abberufen werden. 





1. Einlagen an die Kommanditiften zuriüdgezahlt, oder 

2. Zinjen oder Dividenden gezahlt find, weldye nicht aus dem auf die Altien fallenden 
Gewinne entnommen worden, oder 

3. die Bertheilung des Gejellichaftsvermögens oder eine theilweije Zurüdzahlung des 
Kapitals der Kommanditijten ohne Beobadhtung der gejeglichen Beitimmungen (Art. 
202, 203) erfolgt ift. 

Art. 205. Die Liquidation erfolgt, jofern der Gejellichaftsvertrag nicht ein anderes 
beftimmt, durch jämmtlihe perſönlich haftende Gejellichafter und eine oder mehrere von der 
Seneralverfammlung der Kommanditiſten gewählte Perſonen. 

Art. 206. Die perjünlich haftenden Mitglieder und die Mitglieder des Auffichtsrathes 
werden mit Gefängniß bis zu drei Monaten bejtraft : 

1. wenn fie vorjäglich behufs der Eintragung des Gejellichaftsvertrages in das Handels: 
regifter falihe Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung des Kapitald der 
Kommanditiften machen ; 

2. wenn durd ihre Schuld länger als drei Monate die Gejellichaft ohne Auffichtsrath 

eblieben iſt oder in dem lepteren die zur Beichlußfähigkeit erforderliche Zahl von 
itgliedern gefehlt hat; 

3. wenn fie in ihren Darftellungen, in ihren Ueberfichten über den Vermögensftand 
der Gejellichaft oder in den in der Generalverfammlung gehaltenen Vorträgen wiflent- 
li den Stand der Verhältniffe der Gejellihaft unmwahr darjtellen oder verjchleiern. 

Wird in den Füllen zu 2 und 3 feftgeitellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, 
fo ift auf Geldftrafe bis zu Eintaufend Thalern zu erlennen, 
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Dritter Titel. 
Don der Aktiengeſellſchaft. 


Eriter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundfäge. 


Art 207. Eine Gefellichaft ift eine Aktiengefelichaft, wenn fich die ſämmt— 
lihen Gejellichafter nur mit Cinlagen betheiligen, ohne perfönlich für die Ver: 
bindlichfeiten der Gefellichaft zu haften. 

Das Einlagefapital (Grundkapital) wird in Aktien zerlegt. 

Die Aktien find untheilbar. 

Dielelben können auf Inhaber oder auf Namen lauten. 


Art. 207a. Die Aktien müſſen, wenn fie auf Namen lauten, auf einen 
Betrag von mindeſtens eintaufend Mark, wenn fie auf Inhaber lauten, auf einen 
Betrag von mindeitens fünftaufend Mark geftellt werden. 


Für ein gemeinnüßiges Unternehmen kann im Falle eines beionderen ört— 
lihen Bebürfniffes der Reichsfanzler nah Anhörung der Ausſchüſſe des Bundes— 
raths für Handel und Verkehr und für Juſtizweſen die Ausgabe von Aktien, 
welhe auf Namen lauten, zu einem geringeren, jedoch mindeftens zweihundert 
Mark erreihenden Betrage zulafien. Die gleiche Genehmigung fann in dem Falle 
ertheilt werden, daß für ein Unternehmen das Reich oder ein Bundesſtaat oder 
ein Provinzial-, Kreis: oder Amtsverband oder eine fonftige öffentliche Korporation 
auf die Aktien einen beftimmten Ertrag bedingungslos und dauernd gewähr— 
leiftet hat. 


Die vorftehenden Beitimmungen gelten auch von Promeſſen und Interims— 
jcheinen. 


— 


Dritter Kitel. 
Don der Aktiengefellfchaft. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundſätze. 


Art. 207. Eine Gejellichaft iſt eine Attiengeſellſchaft, wenn ſich die ſämmtlichen Ge— 
ſellſchafter nur mit Einlagen betheiligen, ohne perſönlich für die Verbindlichkeiten der Geſell— 
ſchaft zu haften. 

as Geſellſchaftskapital wird in Aktien oder auch in Aftienantheile zerlegt. 

Die Aktien oder Altienantheile find untheilbar. 

Diefelben können auf Inhaber oder auf Namen lauten. 

“Art. 2078. Die Altien oder Altienantheile müfien, wenn fie auf Namen lauten, auf 
einen Betrag don mindeftens fünfzig Vereinäthalern, wenn fie auf Sr lauten, auf 
einen Betrag von mindeitend Einhundert Bereinsthalern gejtellt werden. Bei Berficherungs- 
geſellſchaften müfjen auch joldhe Aktien oder Aktienantheile, welche auf Namen lauten, auf 
einen Betrag von mindeitens Einhundert Vereinsthalern gejtellt werden. 

Altien oder Altienantheile, weldye auf einen geringeren Betrag gejtellt werden, find 
nichtig. Die Ausgeber folder Aktien oder Altienantheile find den Beſißern für allen durch 
die Ausgabe verurjachten Schaden jolidariich verhaftet. 

Der Nominalbetrag der Aktien und Altienantheile darf während des Beftehend ber 
Gefellichaft weder vermindert noc erhöht werden. 

Die vorftehenden Beitimmungen gelten aud von Promeſſen und Interimsſcheinen. 

Uinnalen bes Deutichen Reiche. 18#4 7 
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Art. 208. Cine Aktiengeiellihaft gilt als Handelögefellihaft, auh wenn 
der Gegenstand des Unternehmens nicht in Handelögeichäften beiteht. 

Art. 209. Der Inhalt des Geiellichaftsvertrages (Statut) muß durch 
mindeftens fünf Aktionäre (Gründer) in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung 
feftgeftellt werben. In berjelben ift zugleich der Betrag der von jedem Gründer 
übernommenen Aktien anzugeben. 

Der -Gejellihaftövertrag muß beftimmen: 

. die Firma und den Sig ber Gejellichaft; 

. den Gegenstand des Unternehmens; 

. die Höhe des Grundfapitald und der einzelnen Aktien; 

. die Art der Aktien, ob fie auf Inhaber oder auf Namen lauten, und 
im Falle der Ausgabe beider Arten die Zahl der Aktien einer jeden Art; 

5. die Form, in welder die Zujammenberufung der Generalverfammlung 

der Aktionäre geichieht; 

6. die Form, in welcher die von der Geiellichaft ausgehenden Bekannt— 

machungen erfolgen. 

Belanntmahungen, welche durch öffentliche Blätter erfolgen follen, jind in 
den Deutichen Reichsanzeiger einzurüden. Andere Blätter hat der Geſellſchafts— 
vertrag zu beitimmen. 

Art. 209a. Der Aufnahme in den Gejellihaftsvertrag bedürfen Beſtimmungen, 
nach welchen 

1. dad Unternehmen auf eine gewiſſe Zeit beichränft wird; 

2, eine Umwandlung der Aktien rückſichtlich ihrer Art ftatthaft ift; 


He DD — 


— — 


Art. 208. Eine Aktiengeſellſchaft gilt als Handelsgefellihaft, au) wenn der Gegen= 

ftand des Unternehmens nicht in Handelögejchäften bejteht. 

Ueber die Errichtung und den Inhalt des Gejellihaftsvertrages (Statuts) muß eine 

gerichtliche oder notarielle Urkunde aufgenommen werden. 

Zur Aktienzeichnung genügt eine jchriftliche Erklärung. 

. 209. Der Gejellihaftsvertrag muB insbeſondere bejtimmen: 

. Die Firma und den Siß der Geſellſchaft; 

3. den Gegenjtand des Unternehmens; 

3. die Zeitdauer des Unternehmens, im alle dasjelbe auf eine beftimmte Zeit bes 
ichräntt jein joll; 

4. die Höhe des Grundkapitald und der einzelnen Aktien oder Aktienantheile; 

5. die Eigenjchaft der Aktien, ob ſie auf Inhaber oder auf Namen gejtellt werden 
jollen, ingleichen die etwa bejtimmte Zahl der einen oder der anderen Art, ſowie 
die etwa zugelaſſene Umwandlung derjelben; 

6. die Bejtellung eines Aufjichtsrathes von mindejtens drei, aus der Zahl der Aktionäe 
zu wählenden Mitaliedern ; 

7. die Grundfäge, nad welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn zu beredinen 
und auszuzahlen ift, jowie die Art und Weife, wie die Prüfung der Bilanz erfolgt; 

8. die Art der Beitellung und Zufammenjegung des Vorftandes und die Formen für 
die Legitimation der Mitglieder desjelben und der Beamten der Geſellſchaft; 

9. die Form, in welcher die Zujammenberufung der Aktionäre gejchieht ; 

10. die Bedingungen des Stimmrecht der Aktionäre und die Form, in welcher dasjelbe 
ausgeübt wird. 

11. die Gegenjtände, über welche nicht ſchon durd einfache Stimmenmehrheit der auf 
Zufammenberufung erichienenen Aktionäre, fondern nur durd eine größere Stinmen- 
mebrheit oder nach anderen Erfordernifien Beſchluß gefaßt werden fann; 

12. die Form, in welder die von der Gejellihaft ausgehenden Belanntmadhungen er» 
folgen , jowie die öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find. 

Art. 2098. Nach der Zeichnung des Grundlapitald hat eine Seneralverfammlung der 

Aktionäre auf Grund der ihr vorzulegenden Beicheinigungen durch Beichluß feftzuftellen, daß 
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3. für einzelne Gattungen von Aktien verichiebene Nechte, inSbefondere be: 
treffs der Zinfen oder Dividenden oder des Antheil® am Gejellichafta- 
vermögen gewährt werden; 

4. über gewiſſe Gegenftände die Generalverjammlung der Aftionäre nicht 
ihon durch einfache Stimmenmehrheit, fondern nur durd eine größere 
Stimmenmehrheit oder nad anderen Erfordernifien Beihluß faſſen kann. 

Art. 209b. Jeder zu Gunften einzelner Aktionäre bedungene befondere 
Bortheil muß in dem Gejellichaftövertrage unter Bezeichnung des Berechtigten 
feſtgeſetzt werben. 

Werden auf das Grundfapital von Aktionären Cinlagen, welche nicht in 
baarem Gelde beitehen, gemacht oder jeiten® der zu errichtenden Geſellſchaft vor: 
handene oder herzuftellende Anlagen oder fjonjtige Vermögensſtücke übernommen, 
jo müſſen die Perion des Aktionär oder des Kontrahenten, der Gegenitanb ber 
Einlage oder der llebernahme und der Betrag der für die Einlage zu gewährenden 
Aktien oder die für dem übernommenen Gegenftand zu gewährende Vergütung 
in dem Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzt werden. 

Bon diefen Teitiegungen geiondert ift der Gefammtaufwand, welcher zu 
Laften der Geſellſchaft an Aktionäre oder Andere als Cntihädigung oder Be: 
lohnung für die Gründung ober deren Vorbereitung gewährt wird, in dem Ge: 
ſellſchaftsvertrage feſtzuſetzen. 

Jedes Abkommen der Gründer über die vorbezeichneten Gegenſtände, welches 
nicht die vorgeſchriebene Feſtſetzung in dem Geſellſchaftsvertrage gefunden hat, ift 
der Geiellihaft gegenüber unmirkiam. 

Art. 209e. In dem Falle, dat ſämmtliche Aktien durch die Gründer über: 
nommen werden, gilt mit der llebernahme die Gefellihaft als errichtet. 


Soweit die Uebernahme nicht ſchon bei Feititellung des Statuts erfolgt ift, 
kann fie in einer bejonderen gerichtlichen oder notariellen Verhandlung unter Ans 
gabe der Beträge, welche die einzelnen Gründer noch übernehmen, bewirkt werben. 


das Grumdlapital vollftändig gezeichnet, und dab mindejtens zehn Prozent, bei Verficherungs- 
—— mindeſtens zwanzig Prozent, auf jede Aktie eingezahlt find, ſofern nicht der 

eſellſchaftsvertrag zwiſchen den jämmtlichen Aktionären abgeſchloſſen und darin die Erfüllung 
jener Erfordernifie anerkannt iſt. 

Ueber den Beſchluß ijt eine gerichtliche oder notarielle Urkunde aufzunehmen. 

Art. 2095. Wenn ein Aktionär eine auf dad Grundkapital anzurechnende Einlage 
macht, welche nicht in baarem Gelde bejteht, oder wenn Anlagen oder jonitige Vermögens: 
ftüde von der zu errichtenden Gefellichaft übernommen werden jollen, jo ift in dem Gejell- 
ihaftsvertrage der Werth der Einlage oder des Vermögensftüds feſtzuſetzen und die Zahl der 
Aktien oder der Preis zu beftimmen, welche für diejelben ge werden. Jeder zu Gunſten 
—* Aktionärs bedungene beſondere Vortheil iſt im Geſellſchaftsvertrage gleichfalls feit- 
zuſetzen. 

Nach der Zeichnung des Grundkapitals muß in den Fällen, welche in dem vorſtehenden 
Abjag bezeichnet find, * nicht der Geſellſchaftsvertrag zwiſchen den ſämmtlichen Aktionüren 
abgeſchloſſen iſt, die Genehmigung des Vertrages in einer Generalverſammlung der Aktionäre 
durch Beſchluß erfolgen. 

Die den Vertrag genehmigende Mehrheit muß mindeſtens ein Viertheil der ſämmtlichen 
Aktionäre begreifen und der Betrag ihrer Antheile mindeſtens ein Viertheil des geſammten 
Grundlapitala darfiellen. Der Gefellichafter, welcher die betreffende Einlage macht oder ſich 
befondere Vortheile ausbedingt, hat bei der Beſchlußfaſſung fein Stimmredt. 

Ueber den Beichluß ift eine gerichtliche oder notarielle Urkunde aufzunehmen. 

Art. 2096. Die Zujammenberufung der Generalverfanmlung errolgt in den Fällen 
der Art. 209 und 2096 nach den Beltimmungen, welche der Gejellihaftövertrag über die 
Zufammenberufung der Generalverſammlungen enthält. 

7* 
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Art. 2094. In dem Falle, daß nicht fämmtliche Aktien durch die Gründer 
übernommen werden, muß ber Errichtung der Geiellihaft die Zeichnung der 
übrigen Aktien vorhergehen. Zur Zeichnung genügt eine fchriftlihe Erklärung 
(Zeihnungsichein). Der Zeihnungsichein, welcher in zwei Eremplaren zu unter 
zeichnen ift, hat zu enthalten: 

1. das Datum des Statutö, die im Art. 209 Abjag 2, 209b vorgeichenen 
Feftfegungen und im Falle verichiedener Gattungen von Aktien den Ge: 
jammtbetrag einer jeden; 

2. den Namen, Stand und Wohnort der Gründer ; 

3. den Zeitpunkt, mit deffen Eintritt die Zeihnung unverbindlid wird, To: 
fern nicht bis dahin die Errichtung der Geſellſchaft beſchloſſen ift. 

Zeichnungsſcheine, welche dieſen Erforderniſſen nicht entiprechen oder außer 
dem unter Ziffer 3 bezeichneten Vorbehalte Beihränfungen in der Verpflichtung 
des Zeichners enthalten, find zum Nachweiſe der Zeichnung des Grundfapitals 
ungeeignet. Dede nicht in dem Zeichnungsichein enthaltene Beſchränkung ift der 
Sejelihaft gegenüber unwirkſam. 

Art. 209e. Jede Aktiengejellihaft muB einen Vorſtand und einen Auf: 
fihtärath haben. 

Die Beftellung des Vorftandes und des Auflfichtsrathes findet in dem Falle, 
da die fänmtlichen Aktien von den Gründern übernommen werden, gleichzeitig 
mit der Errichtung der Gejellichaft oder im einer bejonderen gerichtlichen oder 
notariellen Verhandlung ftatt. Anderenfalls hat nach der Zeichnung des Grund: 
fapital3 die Beſtellung des Aufſichtsrathes und, ſofern der Geiellichaftsvertrag 
für die Beitellung des Vorſtandes nicht einen anderen Zeitpunft vorficht, aud 
diefe in einer von den Gründern zu berufenden Generalveriammlung zu erfolgen. 

Art. 2098. Die Mitglieder des Vorftandes und des Auffichtsraths haben 
den Hergang der Gründung zu prüfen. Zu dem Behufe müffen für Mitglieder, 
welche zugleich Gründer find oder im Falle des Art. 209b ein Vermögensſtück 
eingelegt oder überlaflen oder fi) einen befonderen Vortheil ausbedungen haben, 
Stellvertreter beitellt werben. 

Die Prüfung hat fih auf die Richtigkeit und Vollftändigfeit der Angaben, 
welche rückjichtlich der Zeichnung und Ginzahlung des Grundfapital® und der in 
Art. 209b vorgejehenen Feitfegungen von den Gründern gemacht find, ſowie 
darauf zu eritreden, ob die Höhe der für eingelegte oder übernommene Gegen: 
ftände gewährten Beträge durch die Verhältniffe gerechtfertigt ericheint. Hierbei 
find insbefonbere die dem Erwerbe der Gejellihaft vorausgegangenen Nechtöge: 
fchäfte, welcdye auf denſelben hingezielt haben, fowie die früheren Erwerbs- und 
Heritellungöpreife aus den lesten zwei Jahren in Betracht zu ziehen. 

Ueber die Prüfung ift unter Darlegung der im vorftehenden Abſatze be: 
zeichneten Umjtände jchriftlih Bericht zu eritatten. 

Art. 210. Der Gejelichaftsvertrag muß bei dem Handelsgerichte, in deſſen 
Bezirk die Gejellihaft ihren Sig hat, in das Handelsregiſter eingetragen werben. 

Der Anmeldung behufs Eintragung in das Handelsregiſter müffen beigefügt fein: 

1. in dem Falle des Art. 2095 die den bezeichneten Feſtſetzungen zu Grunde 
liegenden oder zu ihrer Ausführung geichloffenen Verträge und eine 


Art. 210. Der Gejellichaftövertrag muf bei dem Handelögericht, in defien Bezirk bie 
Geſellſchaft ihren Sig hat, in das SHandelöregifter eingetragen und im Auszuge veröffent: 
licht werden. 

Der Auszug muß enthalten: 

1. das Datum des Geſellſchaftsvertrages; 


es Da 
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Berehnung des Gründungsaufwands, in welcher die Vergütungen nad) 
Art und Höhe und die Empfänger einzeln aufzuführen find; 

2. in dem Falle, daß nicht alle Aktien von den Gründern übernommen find, 
zum Nachweiſe der Zeichnung de3 Grumbfapitald die Duplifate ber 
Zeihnungsicheine und eine von den Gründern in beglaubigter Form 
unterichriebene® Verzeichniß der ſämmtlichen Aktionäre, welches die auf 
jeden entfallenden Aetien ſowie die auf letztere geichehenen Einzahlungen 
angibt; 

3. die Urkunden über die Beitellung des Vorftandes und des Aufſichtsraths 
und der von denselben in Gemäßheit des Art. 209f erftattete Bericht 
nebjt deſſen urkundlichen Grundlagen ; 

4. in dem Falle, daß der Gegenstand des Unternehmens der ftaatlichen Ges 
nehmigung bedarf, jowie in den Fällen des Art. 207a Abſatz 2 die Ge: 
nehmigungsurkunde. 

In der Anmeldung iſt die Erklärung abzugeben, daß auf jede Aktie mindeſtens 
ein Viertheil des Betrages, ſoweit nicht Einlagen anzurechnen ſind, baar einge— 
zahlt und dem Vorſtand übergeben ſei. 

Die Anmeldung muß von ſämmtlichen Gründern und Mitgliedern des Vor: 
itandes und Aufiichtäraths vor den Handelsgericht unterzeichnet oder in beglaubigter 
Form eingereicht werden. 

Die der Anmeldung beigefügten Schriftitüde werden bei dem Handelsgericht 
in Urichrift oder in beglaubigter Abichrift aufbewahrt. 

Art. 210a. An dem Falle, daß die Gründer nicht alle Aktien übernommen 
haben, beruft das Handelsgericht eine Generalveriammlung der in dem Verzeich— 
niſſe aufgeführten Aktionäre zur Beſchlußfaſſung über die Errichtung der Ge: 
ſellſchaft. 

Die Verſammlung findet unter der Leitung des Gerichts ſtatt. 

Vorſtand und Aufſichtsrath haben ſich über die Ergebniſſe der ihnen rück— 
ſichtlich der Gründung obliegenden Prüfung auf Grund ihres Berichts zu er— 
flären. Jedes Mitglied des Vorftandes und des Aufſichtsraths kann bis zur 
Beſchlußfaſſung die Unterzeichnung der Anmeldung zurüdziehen. 

Die der Errihtung der Gefellichaft zuftimmende Mehrheit der erichienenen 
Aktionäre muß mindeitens ein Biertheil ſämmtlicher Aktionäre begreifen und der 
Betrag ihrer Antheile mindeftens ein Viertheil des geſammten Grundfapitals 
daritellen. Die Auftimmung aller erfchienenen Aktionäre ift erforderlich, wenn die 
im Art. 209 Ziffer 1 bis 4 und 209a bezeichneten Beſtimmungen des Geſell— 





. die Firma und den Si der Gejellichaft; 

. den Gegenjtand und die Heitdauer des Unternehmens ; 

. die Höhe des Grundkapitals und der einzelnen Aktien oder Aftienantheile; 

. die Eigenjchaft derfelben, ob fie auf Inhaber oder auf Namen gejtellt find; 

. die Form, in welcher die von der Gejellihaft ausgehenden Bekanntmachungen er: 
folgen, jowie die Öffentlichen Blätter, in welche diefelben aufzunehmen find. 

Iſt im Gefellichaftsvertrage eine Form bejtimmt, in welcher der Vorſtand feine Willens: 
en kundgibt und für die Geſellſchaft zeichnet, jo iſt auch dieſe Beſtimmung zu vers 
öffentlichen. 

R Art. 2108. Der Anmeldung behufs der Eintragung in das Handelsregijter muß bei— 
gefügt jein: ERIE: 

1. die Beicheinigung, daß der geſammte Betrag des Grundkapitals durch Unterſchriften 

gededt iſt; . 1 — 

2. die Beſcheinigung, daß mindeſtens zehn Prozent, bei Verſicherungsgeſellſchaften 
mindeſtens zwanzig Prozent, des von jedem Aktionär gezeichneten Betrages einge: 
zahlt find. 


re re 
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Ihaft3vertrages abgeändert oder die im Art. 209b vorgefehenen Feitiegungen zu 
Lasten der Gejellichaft erweitert werben follen. 

Die Beihlußfaflung ift zu vertagen, wenn es von den Aktionären mit ein: 
facher Stimmenmehrheit verlangt wird. 

Art. 210b. Auf die Berufung und Beihlußfaflung der in Art. 209e und 
2108 bezeichneten Generalverfammlungen finden, ſoweit nicht in letzterem Artikel 
ein Anderes bejtimmt ift, die Negeln entiprechende Anwendung, welche für bie 
Gefellihaft nad) der Eintragung maßgebend find. 

Art. 2100. Der eingetragene Gejellihaftövertrag ift im Auszuge von dem 
Handelögericht zu veröffentlichen. 

Die Veröffentlihung muß enthalten: 

1. dad Datum des Gefellihaftsvertrages und die in Art. 209 Abſatz 2, 
209a Ziffer 1 und 3 und 2095 bezeichneten Feſtſetzungen; 

2. den Namen, Stand und Wohnort der Gründer und die Angabe, ob fie 
die jämmtlichen Aktien übernommen haben; 

3. den Namen, Stand und Wohnort der Mitglieder des Vorſtandes und 
des Aufſichtsraths ſowie der in Gemäßheit des Art. 209f beitellten 
Stellvertreter. 

Sit im Gejellichaftövertrage eine Form beitimmt, in welcher der Vorſtand 
feine Willenserflärungen fundgibt und für die Gejellichaft zeichnet, jo ift auch 
diefe Beſtimmung zu veröffentlichen. 

Art 211. Bor erfolgter Gintragung in das Handelsregiſter beiteht Die 
die Aktiengejellihaft als ſolchs nicht. 

Iſt vor der Eintragung im Namen der Gejellichaft gehandelt worden, jo 
haften die Handelnden perſönlich und folidariic. 

Art. 212. Bei jedem Handelägerichte, in deſſen Bezirk die Aktiengeſellſchaft 
eine Zweigniederlaffung hat, muß dies behufs der Eintragung in dad Handels— 
tegiiter angemeldet werden. 

Die Anmeldung muß von fämmtlihen Mitgliedern des Vorftandes vor dem 
Handelögerichte unterzeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht merden und 
die in Art. 2100 Abjag 2 und 3 bezeichneten Angaben enthalten. 


.. 


3. der Nachweis, dab der Auffichtsrath nach Inhalt des Vertrages in einer General: 

verfammlung der Aktionäre gewählt iſt; 

4. betreffenden Falls die gerichtliche oder notarielle Urkunde über die in den Artikeln 

2092 und 209b bezeichneten Bejchlüffe der reg 

Die Anmeldung mu von von jümmtlihen Mitgliedern des Borftandes vor dem 
Handelsgericht unterzeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht werden. Die der Anz 
meldung beigefügten Schriftjtiide werden bei dem Handelsgericht in Urſchrift oder in bes 
glaubigter Abichrift aufbewahrt. 

Urt. 211. Bor erfolgter Eintragung in das Handelsregifter bejteht die Aktiengejell: 
ſchaft als folde nicht. Die vor der Eintragung ausgegebenen Aftien oder Aftienantheile 
find nichtig. Die NAusgeber find den Befipern für allen durd die Ausgabe verurjadhten 
Schaden jolidarijch verhaftet. 

Wenn vor erfolgter Eintragung in das Handeläregifter im Namen der Gejellichaft ge: 
handelt worden ift, jo haften die Handelnden perjönlic und jolidariic. 

Art. 212. Bei jedem Handelägerichte, in deſſen Bezirk die Aktiengejellichaft eine 
Bweigniederlafjung hat, muß dies behufs der Eintragung in das Handelsregiſter ange- 
meldet werben. 

Die Anmeldung muß don jämmtlicen Mitgliedern des Vorftandes vor dem Handels- 
gain unterzeihnet oder in beglaubigter Form eingereicht werden und die in Art. 210 

bſatz 2 und 3 bezeichneten Angaben enthalten. Das Handelsricht hat die Mitglieder des 
— zur Befolgung dieſer Vorſchriften von Amtswegen durch Ordnungsſtrafen an— 
zuhalten. 
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Urt. 213. Die Altiengelellihaft als ſolche hat jelbitändig ihre Rechte und 
Pflichten; fie kann Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundjtüden er: 
werben, fie fann vor Gericht lagen und verflagt werden. 

Ihr ordentlicher Gerichtöftand ift bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ihren 
Siß hat. 

Urt. 213a. Der Gejellihaft find die Gründer für die Richtigkeit und Voll 
ftändigfeit der Angaben, welche fie rüdfihtlih der Zeichnung und Einzahlung 
des Grundkapitals ſowie rüdjichtlich der in Art. 209b vorgeiehenen Feſtſetzungen 
behufs Gintragung des Gejellihaftövertrages in das Handelsregiſter machen, ſoli— 
dariſch verhaftet; fie haben unbeſchadet der Verpflihtung zum Erſatze des ſonſt 
etwa entitandenen Schadens, insbejondere einen an der Zeichnung des Grund: 
fapitalö fehlenden Betrag zu übernehmen, fehlende Einzahlungen zu leiten und 
eine Bergütung, welche nicht unter den zu bezeichnenden Gründungsaufwand auf: 
genommen ift, zu erſetzen. Bon dieſer Verbindlichkeit ijt ein Gründer befreit, 
wenn er beweift, daß er ohne Verlegung der Sorgfalt eines ordentlichen Ge: 
Ihäftsmannes feine Kenntniß von der Unrichtigfeit oder Unvollitändigfeit der An— 
gaben gebabt hat. 

Für den Erſatz einer Vergütung, welche nicht unter den zu bezeichnenden 
Sründungsaufwand aufgenommen ift, haften der Gejellihaft außer den Gründern 
jolidariich der Empfänger, wenn er zur Zeit des Empfanges wußte oder nad 
den Umjtänden annehmen mußte, daß die Verheimlichung beabfichtigt oder er: 
folgt war, und jeder Dritte, welcher zur Berheimlihung wiſſentlich mitge— 
wirft hat. 

Iſt die Gefellihaft durch Einlagen oder lebernahmen der im Art. 209b 
bezeicyenden Art von Gründern böslicherweife geihädigt worden, fo find ihr bie 
legteren und jeder Dritte, welcher zu der böslichen Handlungsweiſe wiſſentlich 
mitgewirkt hat, jolidariih zum Schadenerjage verpflichtet. 

Für einen durh Zahlungsunfähigkeit eines Aktionärs entjtehenden Ausfall 
haften der Geſellſchaft jolidarifch die Gründer, welche bei der Anmeldung des Ge- 
jellihaft3vertraged die Zahlungsunfähigkeit kannten. 

Art. 213b. Wer vor Ablauf von zwei Jahren feit Eintragung des Ge: 
jellichaftsvertrage® in das Handeläregifter ein öffentliches Angebot von Aktien 
erläßt, um ſolche in den Verkehr einzuführen, ift der Gefellihaft im Falle der 
Unrichtigkeit oder Unvollftändigfeit der Angaben, welche die Gründer rüdjichtlic 
der Zeihnung und Einzahlung des Grundfapital® und der in Art. 209b vor: 
geiehenen Feſtſetzungen behufs Gintragung des Gejellichaftövertrages in das 
Handelsregiiter gemacht haben, ſowie in dem Falle einer böslihen Schädigung 
der Gejellihaft durd Einlagen oder Hebernahmen für den Erſatz des ihr daraus 
entitandenen Schadens neben den in Art. 213a bezeichneten Perfonen ſolidariſch 
verhaftet, jofern er die Unrichtigfeit oder Unvollftändigfeit der Angaben oder die 
böslihe Schädigung gefannt hat oder bei jorgfältiger Prüfung, wie ſolche von 
einem ordentlichen Geſchäftsmanne anzumenden ift, hat fennen müſſen. 

Art. 2130. Mitglieder des Vorftandes und des Aufſichtsraths ſowie Stell: 
vertreter derfelben, welche bei der ihnen durch Art. 209f auferlegten Prüfung 
die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes verlegt haben, haften der Gejell- 





Art. 213. Die Altiengejellichaft als jolche hat ſelbſtändig ihre Rechte und Pflichten ; 
fie fann Eigentbum und andere dingliche Rechte an Grundftüden erwerben; jie fann vor Ge: 
richt — und verklagt werden. 

Ihr ordentlicher Berichtsftand ift bei dem Gericht, in deſſen Bezirk fie ihren Sitz hat. 
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ihaft für den Erſatz des Schadens, soweit folder von den in Gemäßheit der 
Art. 213a und 213b verpflichteten Perfonen nicht zu erlangen tft. 

Art. 213d. Vergleiche und Verzichtleiftungen, welche die der Gefellichaft 
aus der Gründung zuftehenden Anſprüche gegen Gründer, Mitglieder des Vorſtandes 
und des Auffihtsrath3, ſowie gegen die in Gemäßheit der Art. 213a, 2135 ver: 
pflichteten Perſonen betreffen, find erit nad) Ablauf von drei Jahren feit Eins 
tragung bes Gejellichaftövertrages in das Handelsregifter und nur mit Zuftimmung 
der Generalverjammlung zuläffig; fie find unzuläffig, foweit in der Berfammlung 
eine Minderheit, deren Antheile den fünften Theil des Grundkapitals bdaritellen, 
Widerſpruch erhebt. 

Art. 213e. Werden vor Ablauf von zivei Jahren feit Eintragung des 
Gejellichaftsvertrages in das HandelSregifter jeitend der Geſellſchaft Verträge ge 
ſchloſſen, durch welche fie vorhandene oder herzuftellende Anlagen oder fonitige 
Vermögensſtücke für eine den zehnten Theil des Grundfapitals überfteigende Ver: 
gütung erwerben foll, jo bedürfen bdiejelben zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung 
der Generalverfammlung. 

Bor der Beſchlußfaſſung hat der Auffichtsrath den Vertrag zu prüfen und 
über die Ergebniſſe feiner Prüfung jchriftlich Bericht zu erftatten. 

Die Antheile der dem Vertrage zuitimmenden Mehrheit müſſen mindeftens 
ein PViertheil des Grundfapitals darftellen. 

Der genehmigte Vertrag ift in Urichrift oder in beglaubigter Abichrift mit 
dem Bericht. des Aufſichtsraths nebſt deſſen urfundlichen Grundlagen und mit 
dein Nachweis über die Beſchlußfaſſung zum Handelsregifter einzureichen. 

Hat der Erwerb in Ausführung einer vor der Errichtung der Gejellichaft 
von den Gründern getroffenen Bereinbarung ftattgefunden, jo fommen in Betreff 
der Rechte der Gejellihaft auf Entihädigung und in Betreff der erlaspflichtigen 
Perſonen die Vorjchriften der Urt. 213a und 213 d zur Anwendung. 

Art. 214. Leder Beſchluß der Generalverfammlung, welcher die Fortiegung 
der Gejellichaft oder eine Abänderung des Inhalts des Gefellichaftövertraged zum 
Gegenftande hat, muß in gleiher Weile, wie der urfprüngliche Vertrag, in das 
Handelöregiiter eingetragen und veröffentlicht werden (Art. 210c, 212). 

Der Beihluß hat feine rechtliche Wirkung, bevor derielbe bei dem Handels— 
gerichte, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft ihren Sit hat, in das Handelöregifter 
eingetragen iſt. 

Urt. 215. Die Abänderung des Inhalts des Gejellihaftsvertrages kann, 
nicht anders als durch Beichluß der Generalverfammfung erfolgen. 





Art. 214. Jeder Beihluß der Generalverfammlung, welcher die Fortſetzung der Ge— 
jeltichaft oder eine Abänderung der Beitimmungen des Gefellicaftsvertrages zum Gegenitand 
hat, bedarf zu feiner Gültigkeit der notariellen oder gerichtlichen Beurkundung. 

Ein folder Beſchluß muß in gleicher Weife wie der urfprüngliche Vertrag in das Handels: 
regiiter eingetragen und veröffentlicht werden. (Artikel 210, 212.) 

Der Beſchluß Hat feine rechtliche Wirkung, bevor derfelbe bei dem Handelsgericht, in 
deſſen Bezirk die Seſellſchaft ihren Sitz hat, in das Handelsregiſter eingetragen iſt. 

Art. 215. Die Abänderung des Gegenftandes der Unternehmung der Gejellichaft kann 
nicht durch Stimmenmehrheit beichlofjen werden, jofern dies nicht im Gejellichaftsvertrage 
ausdrüdlich gejtattet ift. 

Dasjelbe gilt von dem Falle, wenn die Befellichaft durch Lebertragung ihres Vermögens 
und ihrer Schulden an eine andere Aftiengeiellichaft gegen Gewährung von Aktien der 
legteren aufgelöjt werden joll. 

Die Altiengejfellihaft darf eigene Altien nicht erwerben. Sie darf eigene Aktien auch 
nicht amortifien, fofern dies nicht durch den urfprünglichen Gejellichaftsvertrag oder durch 
einen, den legteren abändernden, vor Ausgabe der Aktien gefahten Beſchluß zugelaflen ift. 
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Sofern der Gejellihaftsvertrag für eine Abänderung derjenigen Beltimmung 
welche den Gegenstand der Beſchlußfaſſung bildet, nicht andere Erfordernifie auf: 
ftellt, erfolgt der Beichluß durch eine Mehrheit von drei Viertheilen des in der 
Generalverfammlung vertretenen Grundkapitals. 

Für eine Abänderung des Gegenitandes des Unternehmens muß dieſe Mehr: 
heit erreicht fein; der Gejellichaftsvertrag fan außer derielben noch andere Cr: 
forderniſſe aufitellen. 

Dasielbe gilt von dem Falle, wenn die Geſellſchaft durch Hebertragung ihres 
Vermögens und ihrer Schulden an eine andere Aktiengeiellichaft gegen Gewährung 
von Aktien der legteren aufgelöft werden soll. 

Die vorstehenden Beitimmungen gelten auch dann, wenn mehrere Gattungen 
von Aktien mit verichiedener Berechtigung ausgegeben find. 

Soll durch die Beſchlußfaſſung das bisherige Rechtsverhältniß unter ver: 
ihiedenen Gattungen zum Nachtheil einer derielben abgeändert werden, jo finden 
die Beitimmungen in Art. 180f Abjag 3 Anwendung. 

Art. 215a. Cine Erhöhung des Grundkapital der Gefellichaft darf nicht 
vor der vollen Ginzahlung desielben erfolgen. Fir Berfiherungsgeiellichaften 
kann der Geiellihaftövertrag ein Anderes beitinmen. 

lleber die Erhöhung bat die Generalverlammlung zu beichließen. In dem 
Falle, dat auf die neu auszugebenden Aktien ein anderer als der Nominalbetrag 
eingezablt werden fol, hat der Beſchluß den Mindeitbetrag zu beitimmen, zu 
welchen die Aktien auszugeben find. Bei einer Erhöhung, welche in den eriten 
zwei Jahren jeit Eintragung des Geiellichaftsvertrages in das Handelsregifter 
beichloffen wird, darf ein geringerer als der Nominalbetrag nicht feftgeiegt werden. 

Der Beſchluß ift in das Handelöregifter einzutragen. Auf die Cintragung 
und die Beihlußfaffung finden die WVorichriften in Art. 214 und Art. 215 
Abſatz 1 und 5 (Art. 180f Abſatz 3) Anwendung. 

Eine Zufiherung von Rechten auf den Bezug neu auszugebender Aktien, 
welche vor dem Beihluß auf Erhöhung des Grundkapitals erfolgt, ift der Ge: 
jellichaft gegenüber unwirkſam. 

Art. 215b. Zur Zeihnung der neu auszugebenden Aktien genügt eine 
jchriftliche, in zwei Gremplaren zu unterzeichnende Erklärung. 

Die ftattgefundene Erhöhung des Grundkapital iſt behufs der Eintragung 
in das Handelöregifter anzumelden. Die Anmeldung hat nad) Maßgabe des 
Art. 2154 Abjag 1 die Angabe zu enthalten, ob das bisherige Grundkapital 
einzahlt jei. Im Hebrigen finden auf diejelbe die Vorfchriften in Art. 210 und 
212 entiprechende Anwendung. 

Urt. 2150. Promeſſen und Interimsſcheine dürfen nicht auf Inhaber 
lauten. 

Promeſſen und Interimsſcheine, welche diefer Beſtimmung zumider ausge: 
geben werden, find nichtig. Die Ausgeber haften den Beſitzern ſolidariſch für 
allen durd die Ausgabe veruriachten Schaden. 

Das Gleiche gilt, wenn Aktien, Promeſſen oder Interimsicheine auf einen 
geringeren als den nad) Art. 207a zugelaflenen Betrag geftellt jind, oder wenn 
fie ausgegeben werden, bevor der ejellichaftsvertrag bei dem Handelsgericht, 
in defjen Bezirk die Gefellichaft ihren Sig hat, in das Handelsregiſter einge 
tragen iſt. 

Bor der vollen Cinzahlung des Nominalbetrages vder des für diejen im 
Falle des Art. 2158 Abſatz 2 feitgelegten Betrages ſollen Aktien und im alle 
einer ftattgefundenen Erhöhung des Grundkapital vor Eintragung derjelben in 
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das Handelöregifter (Art. 210) Aktien, Promefjen oder Interimsfcheine nicht 
ausgegeben werben. 

Art. 215d. Die Altiengejellihaft darf eigene Aktien, Promeſſen oder 
Interimsicheine im geichäftlichen Betriebe, jofern nicht eine Kommiffion zum Ein: 
fauf ausgeführt wird, weder erwerben nocd zum Pfande nehmen. 

Eine Amortilation der Aktien ift zuläffig, jofern fie unter Beobachtung der 
für die Zurüdzahlung oder Herabiegung des Grundkapitals maßgebenden Vor: 
ichriften erfolgt. Ohne Beobahtung derſelben darf die Gefellihaft ihre Aktien 
nur aus dem nad der jährlichen Bilanz fich ergebenden Gewinn und nur in 
dem Falle amortifiren, daß dies durd deu uriprünglichen Gejellichaftövertrag oder 
durd einen, den letteren vor Ausgabe der Aktien abändernden Beihluß zuge: 
laſſen iſt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtsverhältniß der Aktionäre. 


Art. 216. Jeder Aktionär hat einen verhältnißmäßigen Antheil an dem 
Vermögen der Gejellichaft. 

Er fann den eingezahlten Betrag nicht zurüdfordern und hat, jo lange die 
GSeiellichaft beiteht, nur einen Anfpruch auf den reinen Gewinn, ſoweit Diejer 
nad dem Gefellihaftövertrage zur Xertheilung unter die Aktionäre beftimmt: ift. 

Urt. 217. Zinſen von beftimmter Höhe dürfen für die Aktionäre nicht be— 
dungen, noc ausbezahlt werden ; es darf nur dasjenige unter fie vertheilt werden, 
was ſich nach der jährlichen Bilanz als reiner Gewinn ergibt. 

Jedoch können für den in dem Gejellihaftövertrage angegebenen Zeitraum, 
welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange des vollen Betriebes 
erfordert, den Aktionären Zinſen von beftimmter Höhe bedungen werden. 

Art. 218. Der Aktionär iſt in feinen alle verpflichtet, die in gutem 
Glauben empfangenen Zinien und Dividenden zurüdzugeben. 

Art. 219. Die Verpflichtung des Aftionärd, zu den Zwecken der Gejellichaft 
und zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten beizutragen, wird durd) den Nominal- 
betrag der Aktie und im alle des Artikels 215a Abjag 2 durch den Betrag, 
zu welchem die Aktien ausgegeben find, begrenzt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Nechtsverhältnih der Altionäre. 

Art. 216. Jeder Aktionär hat einen verhältnijmäßigen Antheil an dem Bermögen 
der Geiellichaft. 

Er kann den eingezahlten Betrag nicht zurüdjordern und hat fo lange die Geiellichaft 
bejteht, nur einen Anfprud auf den reinen Gewinn, jo weit diejer nach dem Geſellſchafts— 
vertrage zur Bertheilung unter die Aktionäre bejtinmt ift. 

Art. 217. Binjen von bejtimmter Höhe dürfen für die Aktionäre nicht bedungen, 
noch ausbezahlt werden; es darf nur dasjenige unter fie vertbeilt werden, was fid) nad) 
der jährlichen Bilanz und, wenn im Gejellichaftsvertrage die Innehaltung eines Reſerve— 
kapitals bejtimmt ift, nach Abzug desielben als reiner Ueberſchuß über die volle Einlage er: 
Die Aktionäre können bis zur Wiederergänzung des durch Verluſt verminderten 

ejammtbetrages der Einlagen Dividenden nicht beziehen. 

Jedoch können für den in dem Gejellichaftsvertrage angegebenen Zeitraum, welchen 
die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange des vollen Betriebes erfordert, den 
Aktionären Zinjen von bejtimmter Höhe bedungen werden.. 

Art. 218. Der Aktionär ift in feinem Falle verpflichtet, die in gutem Glauben 
empfangenen Zinſen und Dividenden zurüdzugeben. 

Art. 219. Der Aktionär ijt nicht jchuldig, zu den Zwecken der Gejellichaft und zur 
Erfüllung ihrer VBerbindlichkeiten mehr beizutragen, als den für die Aktie jtatutenmähig zu 
leiftenden Beitrag. 
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Rückſichtlich der Cinzahlung der auf die Aktie zu leiftenden Beträge, ſowie 
rückſichtlich einer zu leitenden Einlage finden die Beitimmungen der Art. 184 
bis 184 c auf den Aktionär und die Rehtövorgänger desjelben Anwendung. 

Art. 220. Für die Eintragung der Promeſſen oder Interimsicheine und 
der auf Namen geftellten Aktien in das Aktienbuch, ſowie für die lebertragung 
derielben auf andere Perſonen find die Vorfchriften der Artikel 182 und 183 
maßgebend. 

Urt. 221. Die Rechte, welche den Aktionären in den Angelegenheiten ber 
Beiellihaft, insbejondere in Beziehung auf die Führung der Geichäfte, die Ein: 
ht und Prüfung der Bilanz und die Beftimmung der Gewinnvertheilung zuftehen, 
werden in der Generalverfammlung durch Beichlußfaffung der erichienenen Aktionäre 
ausgeübt. 

Rüdfihtlih der Bedingungen und der Ausübung des Stimmredts kommen 
die VBorihriften in Artikel 190 zur Anwendung. 

Art. 222. Die Vorichriften in Art. 190a über die Anfechtung eines Be— 
ihluffes der Generalverfammlung und die Vorfchriften in Art. 190b über bie 
Prüfung der dort bezeichneten Hergänge durch Reviſoren finden mit der Maß: 
gabe Unwendung, daß die den perſönlich haftenden Gejellihaften auferlegten 
Verpflichtungen dem Vorſtande obliegen. 


Art. 220. Ein Aktionär, weldier den Betrag jeiner Aktie nicht zur rechten Zeit ein: 
zahlt, ift zur Zablung von Berzugszinfen von Rechtswegen verpflichtet. 

Im Gejellichaftsvertrage können für den Fall der verzögerten Einzahlung des gezeich- 
neten Altienbetrages oder eines Theiles desjelben Konventionalitrafen ohne Rückſicht auf 
die jonjt jtattfindenden gejeglihen Einſchränkungen fejtgejegt werden; auch fann bejtimmt 
werden, daB die jäumigen Aktionäre ihrer Anrechte aus der Zeichnung der Altien und der 
geleiiteten ThHeilzahlungen zu Gunſten der Gefellichaft verluſtig gehen. 

Art. 221. Iſt im Gefellichaftävertrage feine befondere Form, wie die Aufforderung 
zur Einzahlung geſchehen ſoll, bejtimmt, jo geichieht diefelbe in der Form, im welcher die 
Belanntmadhungen der Sejellichaft nad) dem Gejellichaftsvertrage überhaupt erfolgen müſſen 
(Art. 209 Ziff. 11). 

Jedoch fann in keinem Falle ein Aktionär feines Anrechts verluftig erflärt werden, 
wenn nicht die Aufforderung zur Zahlung mindeitens dreimal in den hierzu bejtimmten 
öffentlichen Blättern (Art. 209 Ziff. 11), das legte Mal wenigitens vier Wochen vor dem 
für die Einzahlungen gejegten Schlußtermine, bekannt gemacht worden iſt. Wenn die Aktien 
auf Namen lauten, und ohne Einwilligung der übrigen Aktionäre nicht übertragbar find, 
ſo kann die Belanntmachung diejer Aufforderungen durch bejondere Erlaſſe an die einzelnen 
Aktionäre jtatt der ——— in die öffentlichen Blätter erfolgen. 

Art. 222. Wenn die Aktien oder Altienantheile auf Inhaber gejtellt werden, jo 
fommen folgende Grundjäge zur Anwendung: 

1. die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen Nominalbetrages derjelben 
nicht erfolgen; ebenjowenig dürfen über die geleiteten Partialzahlungen Promeſſen 
oder nterimsicheine, welche auf Inhaber lauten, ausgeſtellt werben ; 

2. der Zeichner der Aktie ift für die Einzahlung von vierzig Prozent des Nominal- 
betrages der Aktie unbedingt verhaftet: von diefer Verpflichtung kann derfelbe weder 
durd; Uebertragung feines Anrechts auf einen Dritten fich befreien, noch Seitens 
der Bejellichaft entbunden werden; wird der Zeichner der Aktie, wegen verzögerter 
Einzahlung, jeines Anrechts aus der Zeichnung verluftig erflärt (Art. 220), jo bleibt 
er dejienungeacdhtet zur Einzahlung von vierzig Prozent des Nominalbetrages der 
Altie verpflichtet. 

. Im Gejellichaftsvertrage fann bejtimmt werden, daß und unter welchen Maßgaben 
nad) erfolgter Einzahlung von vierzig Prozent die Bezeichnung des Zeichnerd von 
der Haftung für weitere Einzahlungen zuläjfig jei, und daß im Falle der eingetre: 
tenen Befreiung über die geleifteten Einzahlungen Promejien oder Interimsſcheine, 
welche auf Juhaber lauten, ausgejtellt werden dürfen. 

Diejenigen Landeögefege, welche die Höhe der Einzahlung (Art. 222 Ziff. 2 und 3) auf 
25 Prozent des Nominalbetrages der Aktie herabgejept haben, werden hierdurd nicht berührt. 


= 
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Art. 223. Die Anfprüce der Gejellihaft gegen die Gründer und die übrigen 
in Gemäßheit der Artifel 2132 und 213 b verpflichteten Perſonen, gegen die 
Mitglieder des Borftandes und des Aufſichtsraths, ſowie gegen die Ligquidatoren 
iind zu erheben, wenn in der Generalverſammlung die mit einfacher Stimmen: 
mehrheit beichloffen oder von einer Minderheit, deren Antheile den fünften Theil 
des Grundfapital3 daritellen, verlangt wird. Die Erhebung des Anſpruchs auf 
Verlangen der Minderheit muß binnen drei Monaten jeit der Generalverlamme 
[ung erfolgen ; die von der Minderheit bezeichneten Perſonen fünnen durd das 
Handelögeriht als Bevollmächtigte der Gelellihaft zur Führung des Prozeſſes 
ernannt werden, 

Die Minderheit hat den fünften Theil des Grundkapital in Aktien der 
Gejellichaft gerichtlich zu hinterlegen. Sie ift verpflichtet, die der legteren auf: 
erlegten Prozeßkoſten derjelben zu erftatten. 

Im übrigen fommen die Beltimmungen der Artikel 194 und 195 zur ent— 
iprechenden Anwendung. 

Art. 224. Die für den Auffihtsrath einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
in den Artikeln 191 und 192 gegebenen Beſtimmungen finden auf den Aufſichts— 
rath einer Aktiengelelihaft Anwendung. 

Art. 225. Der Auffichtsrath hat den Boritand bei feiner Geſchäftsführung 
in allen Zweigen der Verwaltung zu überwachen und ſich von dem Gange der 
Angelegenheiten der Geiellichaft zu unterrichten. Gr kann jederzeit über dieſelben 
Berichterftattung don dem Vorſtande verlangen und jelbit oder durch einzelne 
Mitglieder die Bücher und Schriften der Gejellichaft einjehen fowie den Beſtand 
der Geſellſchaftskaſſe und die Beitände an Effekten, Handelöpapieren und Waaren 
unterfiichen. Er bat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Borichläge 
zur Gewinnvertheilung zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverfammlung 
der Aktionäre Bericht zu eritatten. 

Er hat eine Generalverfammflung zu berufen, wenn dies im Interefle der 
Geſellſchaft erforderlich ift. 

Weitere Obliegenheiten des Aufſichtsraths werden durch den Geſellſchafts— 
vertrag beſtimmt. 








Art. 223. Wenn die Aktien auf Namen lauten, fo kommen die bei der Kommandit— 
gejellichaft auf Aktien gegebenen Bejtimmungen über die Eintragung der Aktien in das 
Äktienbuch der Geiellichaft und über die Uebertragung derjelben auf Andere (Art. 182, 183) 
auch bier zur Anwendung. 

Sp lange der Betrag der Aktie nicht volljtändig eingezahlt ift, wird der Aktionär durch 
Uebertragung jeines Anrechts auf einen Anderen von der Verbindlichkeit zur Zahlung des 
Nüdjtandes nur dann befreit, wenn die Gejellichait den neuen Erwerber an jeiner Stelle 
annimmt und ihn der Verbindlichkeit entläßt. 

Auch in diefem Falle bleibt der austretende Aktionär auf Höhe des Rüdjtandes für 
alle bis dahin von der Gejellihaft eingegangenen Berbindlichkeiten noch auf ein Jahr, vom 
Tage des Austritt3 an gerechnet, jubfidiariich verhaftet. 

Art. 224. Die Rechte, welche den Aktionären in den Angelegenheiten der Bejellichaft, 
insbejondere in Beziehung auf die Führung der Gejchäfte, die Einficht und Prüfung der 
Bilanz und die Beitimmung der Sewinnvertheilung zujtehen, werden von der Gejammtbeit 
der Altionäre in der Generalveriammlung ausgeübt. 

Jede Aktie gewährt dem Inhaber Eine Stimme, wenn nicht der Gejellichaftsvertrag 
ein Anderes feſtſetzt. 

Urt. 225. Die für den Nuffichtsrath einer Kommanditgejellihaft auf Aktien in den 
Artiteln 191 nnd 192 gegebenen Beſtimmungen finden auch auf den Auffichtsrath einer 
Altiengejellihaft Anwendung. 


zu 
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Die Mitglieder des Auffichtsraths können die Ausübung ihrer Obliegen- 
heiten nicht anderen Perſonen übertragen. 

Art. 225a. Die Mitglieder des Aufſichtsraths dürfen nicht zugleih Mit: 
glieder des Vorſtandes oder Stellvertreter derjelben fein, aud nicht ala Beamte 
die Geichäfte der Gejellichaft führen. Sceiden aus dem Vorftande Mitglieder aus, 
fo dürfen diefelben nicht vor ertheilter Entlaftung in den Auffichtsrath gewählt 
werden. 

Art. 226. Die Mitglieder des Aufſichtsraths haben die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geihäftsmannes anzuwenden. Sie haben, wenn fie in Anſpruch 
genonmen werden, die Anwendung dieier Sorgfalt zu bemweiien. 

Diefelben find der Gejellichaft perfönlih und folidariih zum Erſatze ver: 
pflichtet, wenn mit ihrem Willen und ohne ihr Einfichreiten entgegen den geſetz— 
lichen Beitimmungen: 

1. Einlagen an die Aktionäre zurüdgezahlt ; 

2. Zinfen oder Dividenden gezahlt; 

3. eigene Aktien, Promeſſen oder Interimdjcheine der Geſellſchaft erworben, 

zum Prande genommen oder amortifirt worden; 

4. Aktien vor der vollen Ginzahlung des Nominalbetrages oder des für 

dieien im Falle des Artikel 215a Abjag 2 feſtgeſetzten Betrages, oder 
Aktien, Promeſſen oder Interimsicheine im Falle einer jtattgefundenen 
Erhöhung de3 Grundkapitald vor Eintragung derielben in das Handels: 
regiiter (Art. 210) ausgegeben jind; 

5. die Bertheilung des Gejelichafteverniögens, eine theilweiſe Zurücdzahlung 

oder eine Herabiegung des Grundlapitald oder im alle des Art. 215 
Abi. 3 die Vereinigung der Vermögen der beiden Geſellſchaften erfolgt ift. 

Der Eriaganipruch kann in den Fällen des zweiten Abjaged auch von den 
Släubigern der Gejellihaft, joweit fie von dieſer ihre Befriedigung nicht erlangen 
fönnen, jelbftändig geltend gemacht werben, Die Erjagpfliht wird ihnen gegen— 
iiber dadurch nicht aufgehoben, daß die Handlung auf einem Beſchluß der General: 
verfammlung beruht. 





Art. 2258. Der Aufſichtsrath überwacht die Gejchäftsführung der Gejellichaft in allen 
Zweigen der Verwaltung; er fann fi von dem Gange der Angelegenheiten der Gefellichaft 
unterrichten, die Bücher und Schriften derfelben jederzeit einjehen und den Beitand der Gejell- 
ſchaftslaſſe unterjuchen. 

Er Hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Borichläge zur Gewinnvertheilung 
zu prüfen und darüber alljährlich) der Generalverſammlung der Aktionäre Bericht zu erjtatten. 

Er bat eine Generalverfammlung zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Gejellichaft 
erforderlich iſt. 

Art. 225b, Die Mitglieder des Aufſichtsrathes find perſönlich und ſolidariſch zum 
Schadenerfag verpflichtet, wenn mit ihrem Wiffen und ohme ihr Einichreiten 

1. Einlagen an die Aftionäre zurücgezahlt, oder, der Beitimmung des Art. 215 Abſ. 3 


entgegen, eigene Aftien der Gejellihaft erıworben oder amortiftrt worden find; 
2. Zinjen oder Dividenden gezahlt find, melde nah Maßgabe der Bejtimmungen des 
Art. 217 nicht gezahlt werden durften; 
3. die Vertheilung des Gefellichaftsvermögensd oder eine theilweile Zurüdzahlung oder 
eine Herabiegung des Grundkapital ohne Beobachtung der geſetzlichen Beftimmungen 
(Art. 245 und 248) erfolgt ift. 
Art. 226. Handelt es fih um die Führung von Prozeſſen gegen die Mitglieder des 
Vorſtandes oder des Auffichtsrathes, jo fommen die für die Kommanditgefelli—haft auf Aktien 
gegebenen Beitimmungen (Art. 194, 195) auch Hier zur Anwendung. 
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Dritter Abſchnitt. 
Rechte und Pflichten des Vorſtandes. 


Art. 227. Die Altiengejellihaft wird durch den Vorſtand gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. 

Der Vorſtand kann aus Einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen; biefe 
fönnen bejoldet oder unbeſoldet, Aktionäre oder Andere fein. 

Ihre Beftellung ift zu jeber Zeit widerruflih, unbeichadet der Entſchädigungs— 
anſprüche aus beftehenden Verträgen. 

Art. 228. Die jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes müflen alsbald nad) 
ihrer Beitellung zur Eintragung in das Handelöregifter angemeldet werden. Der 
Anmeldung ift ihre Legitimation beizufügen. 

Sie haben ihre Unterichrift vor dem Handelsgerichte zu zeichnen, oder Die 
Zeichnung derjelben in beglaubigter Form einzureichen. 

Art. 229. Der Vorſtand hat in der durch den Gejellichaftövertrag beftimmten 
Form feine Willenserklärungen fundzugeben und für die Geſellſchaft zu zeichnen, 
Iſt nichts darüber beftimmt, To ift die Zeichnung durch ſämmtliche Mitglieder 
des Vorſtandes erforderlich). 

Die Zeihnung geihieht in der Weile, daß die Zeichnenden zu der Firma 
der Gejellichaft oder zu der Benennung des Vorſtandes ihre Unterfchrift hinzufügen. 

Art. 230. Die Gejelihaft wird durch die von dem Vorſtande in ihrem 
Namen gejchloffenen Rechtsgeſchäfte berechtigt und verpflichtet; es ift gleichgültig, 
ob das Geihäft ausdrüdlic im Namen der Geſellſchaft geichlofjen worden ift, 
oder ob die limftände ergeben, daß es nad dem Willen der Kontrahenten für 
die Gejellichaft geichloffen werden ſollte. 

Art. 231. Der Vorſtand iſt der Gejellihaft gegenüber verpflichtet, Die 
Beihränfungen einzuhalten, welche in dem Gejellichaftövertrage oder durch Beichlüffe 


Dritter Abſchnitt. 
Rechte und Pflichten des VBorftandes. 

Art. 227. Jede Altiengejellihaft muß einen Vorſtand haben (Art. 209, Ziff. 7). Sie 
wird durch denjelben gerichtlicy und aufergerichtlich vertreten. 

Der Vorſtand fann aus Einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen; dieje können be= 
joldet oder unbefoldet, Aktionäre oder Andere jein. 

Ihre Beitellung ift zu jeder Zeit widerruflic, unbejchadet der Entihädigungsanjprüce 
aus bejtehenden Verträgen. 

Art. 228. Die jeweiligen Mitglieder des Vorftandes müſſen alsbald nad ihrer Beitellung 
zur Eintragung in das Handelsregifter angemeldet werden. Der Anmeldung ift ihre Legi- 
timation beizufügen. 

Sie haben ihre Unterſchrift vor dem Handelägerichte zu zeichnen, oder die Zeichnung der= 
jelben in beglaubigter Form einzureichen. . 

Das Handelsgericht Hat die Mitglieder des Vorjtandes zur Befolgung dieſer Borichriften 
von Amtswegen durd) —— . anzuhalten. 

Art. 229. Der Vorſtand hat in der durch den Geſellſchaftsvertrag beſtimmten Form 
jeine Willenserflärungen kundzugeben und für die Geſellſchaft zu zeichnen. Sit nichts darüber 
bejtimmt, jo ift die Zeihnung durch ſämmtliche Mitglieder des Vorjtandes erforderlich. 

Die Zeichnung geſchieht in der Weife, daß die Beichnenden zu der Firma der Geſellſchaft 
oder zu der Benennung des Vorjtandes ihre Unterjchrift hinzufügen. 

Art. 230. Die Geſellſchaft wird durch die von dem Vorſtande in ihrem Namen geſchloſſenen 
Rechtögefchäfte berechtigt und verpflichtet; es iſt gleichgültig, ob das Geſchäft ausdrücklich im 
Namen der Geſellſchaft geſchloſſen worden iſt, oder ob die Umſtände ergeben, daß es nach 
dem Willen der Kontrahenten für die Geſellſchaft geſchloſſen werden ſollte. 

Art. 231. Der Vorſtand ift der Geſellſchaft gegenüber verpflichtet, die Beſchrünkungen 
einzuhalten, welche in dem Gejellichaftsvertrage oder durch Beichlüfle der Generalverfammlung 
für den Umfang feiner Befugniß, die Gejellichaft zu vertreten, feſtgeſetzt find. 
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der Generalverfammlung für den Umfang feiner Befugniß, die Gejellichaft zu 
vertreten, feſtgeſetzt find, 

Gegen dritte Perſonen hat jedoch eine Beſchränkung der Befugniß des Vor: 
ſtandes, die Gefellichaft zu vertreten, feine rechtlihe Wirkung. Dies gilt ins— 
bejondere für den Fall, daß die Vertretung fi nur auf gewiſſe Gejchäfte oder 
Arten von Geichäften eritreden, oder nur unter gewifien Umſtänden oder für 
eine gewiſſe Zeit, oder an einzelnen Orten ftattfinden ſoll, oder dab für einzelne 
Geihäfte die Zuftimmung der Generalverfammlung des Aufſichtsraths oder eines 
andern Organs der Geiellichaft erfordert iſt. 

Art. 232. Die Beitimmungen des Art. 1968 (Art. 96, 97) über den Betrieb 
von Geichäften in dem Handelszweige der Gejellichaft, ſowie über die Theilnahme 
an einer anderen gleichartigen Gejellichaft finden auf die Mitglieder des Vorſtandes 
entiprehende Anwendung. 

Art. 233. Jede Menderung der Mitglieder des VBorftandes muß zur Eins 
tragung in das Handeläregifter angemeldet werben, 

Dritten Perſonen fann die Aenderung nur injofern entgegengelegt werben, 
als in Betreff diefer Menderung die im Art. 46 in Betreff deö Erlöjchens ber 
Profura bezeichneten Vorausſetzungen vorhanden find. 

Art. 234. Der Borftand kann, ſofern nicht durch den Gefellichaftövertrag 
oder durch Beihluß der Generalverfammlung ein Anderes beftimmt ift, einen 
Profurilten nur mit Zuftimmung des Auffichtöraths beftellen. Diele Beichränfung 
hat Dritten gegenüber feine rechtliche Wirkung. 

Art. 235. Der Betrieb von Geichäften der Gejellichaft, fowie die Vertretung 
der Gejellihaft in Bezug auf diefe Geihäftsführung kann auch fonftigen Bevoll— 
mädtigten oder Beamten der Gefellihaft zugewieſen werden. In biejem Falle 
beftimmt fich die Befugniß derſelben nach ber ihnen ertheilten Vollmacht; fie er- 
ftredt fi) im Zweifel auf alle Nechtshandlungen, welche die Ausführung der: 
artiger Geſchäfte gewöhnlich mit fich bringt. 

Art. 236. Die Generalverfammlung der Aktionäre wird durch den Vorftand 
berufen, ſoweit nicht nach dem Gefege oder dem Gefellichaftsvertrage auch andere 
Perſonen dazu befugt find. 


Gegen dritte Perfonen hat jedody eine Beichränkung der Befugniß des Vorftandes, die 
Gejellihaft zu vertreten, feine rechtlidye Wirfung. Dies gilt insbejondere für den Fall, daß 
die Bertretung ſich nur auf gewiſſe Geichäfte oder Arten von Gejchäften erjtreden, oder nur 
unter gewilien Umſtänden oder fiir eine gewifle Zeit oder an einzelnen Orten jtattfinden joll, 
oder daß die Zujtimmung der Generalverjammlung, eines Berwaltungsrathes, eines Auf— 
fihtörathed oder eines anderen Organes der Aktionäre für einzelne Gejchäfte erfordert iſt. 

Art. 232, Eide Namens der Geſellſchaft werden durch den Borjtand geleiftet. 

Art. 233. Jede Menderung der Mitglieder des Vorftandes muß bei Ordnungsitrafe 
zur Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet werden. 

Dritten Weine kann die Aenderung nur infofern entgegengejegt werden, als in 
Betreff diefer Nenderung die im Art. 46 in Betreff des Erlöſchens der Profura bezeichneten 
Borausfegungen vorhanden ift. 

Art. 234. Der Betrieb von Gejchäften der Geſellſchaft, fowie die Vertretung der 
Geſellſchaft in Bezug auf diefe Geihäftsführung kann auch jonjtigen Bevollmächtigten oder 
Beamten der Geiellihaft zugemwiefen werden. In diejem Falle bejtimmt fich die Befugniß 
derielben nadı der ihnen ertheilten Vollmacht; fie erſtreckt jich im Zweifel auf alle Rechts— 
handlungen, welche die Ausführung derartiger Geſchäfte gewöhnlich mit fih bringt. 

Art. 235. Zur Behändigung von Borladungen und anderen Zuftellungen an die Ge 
jellichaft genügt es, wenn dielelbe an ein Mitglied des Vorjtandes, welches zu zeichnen oder 
mitzuzeichnen befugt ift, oder an einen Beamten der Gejellihaft, welcher diejelbe vor Gericht 
zu vertreten berechtigt iſt, geichieht. 

Art. 236. Die Generalverfjammlung der Aktionäre wird durch den Vorftand berufen, fo: 
weit nicht nach dem Gejellichaftsvertrage auch andere Perſonen dazu befugt find. 
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Die Generalveriammlung ift, außer den im Geſetze oder im Gejellichaftsver: 
trage ausbrüdlich beitimmten Fällen, zu berufen, wenn es im Intereſſe der Gefell: 
ſchaft erforderlich ericheint. 

Art. 237. Aktionäre, deren Antheile zuſammen den zwanzigſten Theil des 
Grundfapitals daritellen, find berechtigt, in einer von ihmen unterzeichneten Ein: 
gabe unter Angabe des Zivedes und der Gründe die Berufung der Generalver: 
fammlung zu verlangen. it in dem Geiellichaftsvertrage das Recht, die Beruf: 
ung der Generalverfammlung zu verlangen, an den Belig eines geringeren Antheils 
am Grundkapital geknüpft, jo hat eö hierbei fein Bewenden. 

An gleider Weile haben die Aktionäre das Recht, zu verlangen, daß Gegen: 
ftände zur Beichlußfaffung einer Generalverlammlung angekündigt werden. 

Wird dem Verlangen nicht entiprocden, fo kann das Handelögericht die 
Aktionäre, welche das erlangen geitellt haben, zur Berufung der Generalver- 
fammlung oder zur Ankündigung des Gegenstandes ermäctigen. Mit der Beruf: 
ung oder Ankündigung ift die gerichtliche Grmäctigung zu veröffentlichen. 

Art. 238. Die Berufung der Generalverfammlung hat in der durch den 
Geſellſchaftsvertrag beitimmten Weile mit einer Friſt von mindeltens zwei Wochen 
zu erfolgen. Iſt in dem Gefellichaftsvertrage die Ausübung des Stimmredtes 
davon abhängig gemacht, daß die Aktien bis zu einem beitimmten Zeitpunfte vor 
der Generalverfammlung hinterlegt werden, fo ift die Friſt derart zu bemeſſen, 
baß für die Hinterlegung mindeitens zwei Wochen frei bleiben. 

Der Zwed der Generalverfammlung Toll jederzeit bei der Berufung befaunt 
gemacht werden. Ueber Gegenitände, deren Verhandlung nicht in der durch den 
Gejellichaftövertrag oder durch Art. 237 Abi. 3 vorgeiehenen Weije mindeſtens 
eine Woche vor den Tage der ©eneralveriammlung angekündigt ift, können 
Beihlüffe nicht gefaßt werden; hiervon ift jedoch der Beihluß über den in einer 
Generalverſammlung geitellten Antrag auf Berufung einer außerordentlichen 
Generalveriammlung ausgenommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beichlußfaflung 
bedarf e3 der Ankündigung nicht. 

Art. 238a. Jeder Beihluß der Generalverfammlung bedarf zu jeiner 
Giltigkeit der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Die Zuziehung von 
Zeugen ift nicht erforderlich. 

Eine beglaubigte Abichrift der Urkunde ift ohne Verzug nad der General: 
verlammlung von den Borjtande zu dem Handelsregiſter einzureichen. 


Art. 237. Eine Generalverfammlung der Aktionäre ijt, aufer den im Gejellichaftsvertrage 
— beſtimmten Fällen, zu berufen, wenn dies im Intereſſe der Geſellſchaft erforder— 
lich erſcheint. 

Die Generalverſammlung muß auch dann berufen werden, wenn dies ein Aktionär oder 
eine Anzahl von Aktionären, deren Aktien zujammen den zehnten Theil des Grundkapitals 
darjtellen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter Angabe des Zwecks und ber 
Gründe verlangen. Iſt in dem Gejellichaftvertrage das Recht, die Berufung einer Generals 
verjammlung zu verlangen, an den Beſitz eines größeren oder eines geringeren Antheils am 
Grundkapital geknüpft, ſo hat es hierbei ſein Bewenden. 

Art. 238. Die Berufung der Generalverſammlung hat in der durch den Gejellichaftsvertrag 
beftinnmten Weife zu erfolgen. 

Der Zwed der Generalverfammlung muß jederzeit bei der Berufung bekannt gemadht 
werden. Ueber Gegenftände, deren Verhandlung nicht in dieſer Weije angekündigt it, können 
Beichlüfle nicht gefaht werden; hiervon ijt jedoch der Beſchluß iiber den in einer General- 
verjammlung geftellten Antrag auf Berufung einer außerordentlihen Generalverjammlung 
ausgenommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beſchlußſaſſung bedarf es der 
Ankündigung nicht. 
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Art. 239. Der Vorftand ift verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforder: 
lichen Bücher der Gejellichaft geführt werben. 

Er muß in der dur den Geiellichaftövertrag beftimmten Frift, welche über 
die erſten ſechs Monate des Geichäftsjahres nicht erjtredt werden fann, unb in 
Ermangelung einer ſolchen Friit in den eriten drei Monaten besjelben für das 
verflofiene Gejhäftsjahr eine Bilanz, eine Gewinn- und Berluftrehnung, ſowie 
einen den Vermögensſtand und die Berhältniffe der Geſellſchaft entwidelnden 
Beriht dem Auffichtörathe und mit deſſen Bemerkungen der Generalverfammlung 
vorlegen. Gr hat die Vorlagen mindeitens zwei Wochen vor der Verlammlung 
in dem Geichäftslofale der Gejellichaft zur Einfiht der Aktionäre auszulegen. 
Jeder Aktionär ift berechtigt, auf seine Koſten eine Abichrift der Bilanz, der 
Gewinn: und Berluftrehnung, ſowie des Geichäftsberichtes zu verlangen. 


Art. 239a. Zur Prüfung der Bilanz können bejondere Neviloren bejtellt 
werben. 

Die Verhandlung ift zu vertagen, wenn dies mit einfacher Stimmenmehrheit 
beichlojien oder von einer Minderheit, deren Antheile den zwanzigiten Theil bes 
Grundfapitals daritellen, verlangt wird, auf Verlangen der Minderheit jedoch 
nur, joweit von ihr beitinmte Anſätze der Bilanz bemängelt werden. In letterem 
Falle fann auf Antrag der Minderheit die Ernennung der Neviloren durch das 
Handelsgericht erfolgen. 

Auf die Reviioren findet die Vorſchrift des Artikels 190b Abfag 3 Anz 
wendung. Der Revifionsbericht ilt von dem Vorſtande zur Kenntniß der nächſten 
Generalverjanmlung zu bringen. 

It die Verhandlung auf Verlangen der Minderheit vertagt, fo gilt bezüg— 
lich der nicht bemängelten Anjäge der Bilanz die Gntlaftung des Vorſtandes 
als erfolgt. 


Art. 239b. Die Bilanz und die Gewinn und BVerluftrehnung find mit 
dem Beichluffe über die Entlaitung ohne Verzug von dem Vorftande in den hierzu 
bejtimmten öffentlichen Blättern befannt zu machen und zu dem Handelsregiſter 
einzureichen. 


Art. 239. Die Vorſchriften der Artikel 1858, 185b über die Bilanz 
und den Rejervefonds finden entiprechende Anwendung. 


Art. 239. Der Vorſtand ijt verpflichtet, Sorge zu tragen, dab die erforderlichen Bücher 
ber Geſellſchaft geführt werden. Er muß den Aktionären jpäteltens in den erjten jechs 
Monaten jedes Geſchäftsſahres eine Bilanz des verflojienen Gejchäftsjahres vorlegen und 
ſolche innerhalb diejer Friit in der Form und in den öffentliben Blättern, welche für die 
Belanntmadiungen der Geſellſchaft in dem Gejellichaitsvertrage beſtimmt find, veröffentlichen. 

Zur Entlajtung des Boritandes bei Legung der Rechnung können PBerionen nicht beftellt 
werden, welche auf irgend eine Weile an der Geſchäftsführung Theil nehmen. 

Diejes Verbot bezieht fih nicht auf die Perſonen, welchen die Aufſicht über die Ge— 
jchäftstührung zuſteht. 

Art. 2398. Für die Auſſtellung der Bilanz find folgende Vorſchriften maßgebend: 

I, furshabende Papiere dürten höchſtens zu dem Sturswerthe, welchen diejelbe zur Zeit 
der Bilanzaufftellung haben, angetept werden: 

2. die Koſten der Irganijation und Verwaltung dirfen nicht unter die Aftiva aufge: 
führt werden, müſſen vielmehr ihrem vollen Betrage nad) in der Jahresrechnung als 
Ausgabe ericheinen ; 

3. der Betrag des Grundkapitals und des etwa im Geſellſchaftsvertrage vorgeſchriebenen 
Reierve: oder Erneuerungsfonds ift unter die Bafliva aufzunehmen; 

4. der aus der Bergleihung ſämmtlicher Aktiva und jämmtlicher Rafliva fi) ergebende 
Bewinn oder Verluft muß am Schlufie der Bilanz bejonderd angegeben werden. 
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Im Uebrigen werben die Grundjäge, nad welchen die Bilanz aufzunehmen, 
Refervefonds zu bilden und anzulegen find, und die Prüfung der Bilanz zu er: 
folgen hat, durch den Gejellichaftsvertrag beitimmt. 

Art. 240. GErreiht der aus der legten Bilanz fich ergebende Berluft die 
Hälfte des Grundkapitals, jo muß der Vorftand unverzüglich die Generalverfamm: 
lung berufen und diejer davon Anzeige machen. 

Sobald Zahlungsunfähigkeit der Gefellichaft eintritt oder fich ergibt, daß 
ihr Vermögen nicht mehr die Schulden dedt, muß der Vorftand die Eröffnung 
bes Konkurſes beantragen. - 

Art. 241. Die Mitglieder des Vorſtandes find aus ben von ihnen im 
Namen der Gejellihaft vorgenommenen Rectöhandlungen Dritten gegenüber für 
die Verbindlichkeiten der Gejellihaft perfönlich nicht verpflichtet. 

Die Mitglieder des Vorſtandes haben bie Sorgfalt eines ordentlichen 
Geihäftsmannes anzuwenden. Sie haben, wenn fie in Anfprud genommen 
werden, die Anwendung dieſer Sorgfalt zu beweijen. 

Mitglieder, weldhe ihre Obliegenheiten verlegen, haften ber Gejellichaft 
folidariih für den dadurch entitandenen Schaden. Insbeſondere find fie in ben 
Fällen des Artifeld 226 Ziffer 1 bis 5, jowie in dem Fall einer nad) ber 
Zahlungsunfähigfeit oder Weberihuldung der Gelellihaft (Art. 240 Abi. 2) 
geleiteten Zahlung zum Erſatze verpflichtet. 

In den vorbezeichneten Fällen fann der Erſatzanſpruch aud) von den Gläu- 
bigern der Gejellihaft, ſoweit fie von dieſer ihre Befriedigung nicht erlangen 
fönnen, jelbitändig geltend gemadt werden. Die Erjagpfliht wird ihnen gegen- 
über dadurd nicht aufgehoben, daß die Handlung auf einem Beichluffe der General: 
verfammlung beruht. 


Bierter Abſchnitt. 
Auflöfung der Gejellichaft. 
Art. 242. Die Aktiengefellihaft wird aufgelöft: 
1. durh Ablauf der im Gejellichaftövertrage beftimmten Zeit; 
3. durch Beihluß der Generalverfammlung; 
3. durh Eröffnung des Konkurſes; 
4. durch richterliches Urtheil. 


Art. 240. Ergibt ſich aus der legten Bilanz, daß fi dad Grundkapital um die Hälfte 
vermindert hat, jo muß der Borjtand unverzüglich eine Generalverjammlung berufen und 
diefer davon Anzeige machen. 

Ergibt fi). daß das Vermögen der Gejellichaft nicht mehr die Schulden dedt, jo muß 
der Vorſtand hiervon dem Gericht behufs der Eröffnung des Konkurſes Anzeige machen. 

Art. 241. Die Mitglieder des Vorſtandes jind aus den von ihnen im Namen der 
Geſellſchaft vorgenommenen Rechtshandlungen Dritten gegenüber für die Berbindlichkeiten 
der Gejellichaft perſönlich nicht verpflichtet. 

Mitglieder des Vorftandes, welche außer den Grenzen ihres Auftrages, oder den Bor: 
ichriften dieſes Titels oder des Gejellihaitsvertrages entgegen handeln, haften perſönlich und 
jolidarifch für den dadurch enftandenen Schaden. Dies ailt insbejondere, wenn fie der Be 
jtimmung des Artikels 217 entgegen an die Aktionäre Dividenden oder Zinſen zahlen, vder 
wenn fie zu einer Zeit nod Zahlungen leiften, in weldyer ihnen die Zahlungsunfähigfeit der 
Sejellichaft hätte befannt jein müſſen. 

Vierter Abſchnitt. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 
Art. 242. Die Alktiengeſellſchaft wird aufgelöſt: 
1. durch Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Zeit; 
2. durch einen notariellen oder gerichtlich beurkundeten Beſchluß der Aktionäre; 
3. durch Eröffnung des Konkurſes. 
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Wenn die Auflöjung einer Attiengelellihaft aus anderen Gründen erfolgt, 
io finden die Beitimmungen dieſes Abichnittes ebenfalld Anwendung. 

Art. 242a. Die Auflöfung durch richterliches Urtheil findet ftatt, wenn 
die Erreihung des Gefellihaftszwedes unmöglich wird oder wenn andere wichtige 
Gründe vorliegen. 

Die Beitimmungen des Artikels 200a fommen zur entiprechenden An: 
wendung. 

Art. 243. Die Auflöfung der Gejellihaft muß, wenn fie nicht eine Folge 
des eröffneten Konkurſes ift, durch den Vorſtand zur Eintragung in das Handels— 
regifter angemeldet werben; fie muß zu brei verichiedenen Malen durch die hierzu 
beitimmten öffentlichen Blätter befannt gemacht werden. 

Durch dieſe Bekanntmahung müſſen zugleih die Gläubiger aufgefordert 
werben, fich bei der Gejellichaft zu melden. 


Art. 244. Die Liquidation gefchieht durch den Vorftand, wenn nicht diefelbe 
durch den Geiellihaftsvertrag oder einen Beichluß der Generalverfammlung an 
andere Berionen übertragen wird. 

Auf den Antrag bed Auffichtsrathes oder von Aktionären, deren Antheile 
zufammen den zwanzigften Theil des Grunbfapital3 darftellen, fann aus wichtigen 
Gründen die Ernennung von Liquidatoren durch den Richter erfolgen. 

Die Anmeldung der erften Liquidatoren zur Eintragung in das Handels— 
regifter ift durch den Vorſtand zu machen, 

Die Abberufung ber Liquidatoren kann durch den Richter unter benjelben 
Borausfegungen, wie die Beitellung erfolgen. Liquibatoren, welche nicht vom 
Richter ernannt find, können aud durch die Generalverfammlung jederzeit abberufen 
werben. 

Art. 244a. Auf die Liquidation finden, foweit nicht in dieſem Abichnitt 
ein Anderes beftimmt ift, die für die Liquidation einer offenen Handelsgeſellſchaft 
gegebenen Beitimmungen entiprechende Anwendung. 

Die Liquidatoren haben die Rechte und Pflichten des Vorftandes. Die 
Beihränkungen des Artikels 232 und die in Artikel 234 zugelaffene Beftellung 
von Brofuriften finden nicht ftatt. 

Die Liquidatoren haben bei Beginn der Liquidation eine Bilanz auf: 
zuſtellen. 

Die Veräußerung unbeweglicher Sachen kann durch die Liquidatoren, ſofern 
nicht der Geſellſchaftsvertrag oder ein Beſchluß der Generalverſammlung anders 
beſtimmt, nur durch öffentliche Verſteigerung bewirkt werden. 


Wenn die Auflöſung einer Aktiengeſellſchaft aus anderen Gründen erfolgt, ſo finden die 
Beſtimmungen dieſes Abſchnitts ebenfalls Anwendung. 

Art. 248. Die Auflöſung der Geſellſchaft muß, wenn fie nicht eine Folge des eröffneten 
Konkurjes ift, durch den Vorftard, bei Ordnungsjtrafe, zur Eintragung in das Handels— 
regijter angemeldet werden ; fie mu zu drei verichiedenen Malen durch die hiezu bejtimmten 
öffentlichen Blätter (Art. 209, Ziff. 11) befannt gemacht werden. 

Durch dieje Bekanntmachung müjjen zugleich die Gläubiger aufgefordert werden, fich bei 
der Geſellſchaft zu melden. 

Art. 244. Die Liquidation geſchieht durd den Vorſtand, wenn nicht diefelbe durch den 
Sefellichaftövertrag oder einen Beſchluß der Aktionäre an andere Perfonen übertragen wird. 

Es kommen die bei der offenen Handelögejellichaft jiber die Anmeldung und das Rechts— 
verhältnii der Liquidatoren gegebenen Beitimmungen aud hier zur Anwendung; mit ber 
Maßgabe, dab die Anmeldungen behufs der Eintragung in das Handelsregijter durch den 
Boritand zu maden find. 

Die Beitellung der Liquidatoren ift jederzeit widerruflich. 
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Art. 245. Das Vermögen einer aufgelöften Aftiengejellihaft wird nad 
Tilgung ihrer Schulden unter die Aktionäre nad) Verhältniß ihrer Aktien vertheilt. 

Die Bertheilung darf nicht eher vollzogen werden, als nad Ablauf eines 
Jahres, von dem Tage an gerechnet, an weldem bie Belanntmahung in den 
öffentlihen Blättern zum dritten Male erfolgt ift. 

In Anjehung der aus den Handelöbüchern erfichtlichen oder in anderer Weile 
befannten Gläubiger und in Anfehung der noch jchwebenden Verbindlichkeiten und 
ftreitigen Forderungen kommen die bei der SKommanditgefellihaft auf Aktien 
gegebenen Beitimmungen (Art. 202) zur Anwendung. 

Nach gelegter Schlußrehnung ift die Beendigung der Liquidation von ben 
Liquidatoren in den hierzu beitimmten öffentlichen Blättern befannt zu machen. 

Urt. 246. Die Handelsbücher der aufgelöften Gejellihaft find an einem 
von dem Handelsgerichte zu bejtimmmenden fjicheren Orte zur Aufbewahrung auf 
die Dauer von zehn Jahren niederzulegen. 

Die Aktionäre und die Gläubiger können zur Ginfiht der Handelsbücher 
bom Handelögerichte ermächtigt werben. 

Art. 247. Bei der Auflöjung einer Aftiengefellihaft durch Vereinigung 
berfelben mit einer anderen Aktiengefellfchaft (Art. 215) kommen folgende Beitimm: 
ungen zur Anwendung: 

1. Das Vermögen der aufzulöjenden Gejellihaft ift jo lange getrennt zu 
verwalten, bis die Befriedigung oder Sicerftellung ihrer Gläubiger 
erfolgt iſt. 

2. Der bisherige Gerichtöftand der Geſellſchaft bleibt für die Dauer der 
getrennten Vermögensverwaltung beitehen, dagegen wird die Verwaltung 
von der anderen Gejellichaft geführt. 

3. Die Mitglieder des Vorſtandes und des NAuffichtsrathes der letzteren 
Gefellihaft jind den Gläubigern der aufgelöften Geſellſchaft für die Aus: 
führung der getrennten Verwaltung perjönlid und ſolidariſch verant- 
wortlich, die Mitglieder des Auffihtsrathes ſoweit eine Vereinigung beider 
Gejellihaften mit ihrem Willen und ohne ihr Einjchreiten erfolgt ift. 


Art. 245. Das Bermögen einer aufgelöften Aktiengejellihaft wird nadı Tilgung ihrer 
Schulden unter die Aktionäre nach Verhältnih ihrer Aktien vertbeilt. 

Die Bertheilung darf nicht eher vollzogen werden, als nad) Ablauf eines Jahres, don 
dem Tage an gerechnet, an welchem die Bekanntmachung in den hiezu beftimmten öffentlichen 
Blättern (Nrt. 243) zum dritten Male erfolgt ift. 

In Unjehung der aus den Handelsbüchern erfichtlihen oder in anderer Weife befannten 
Släubiger und in Anjehung der noch ſchwebenden Verbindlichkeiten und jtreitigen order: 
ungen kommen die bei der Kommanditgejellihaft auf Aktien gegebenen Beitimmungen 
(Art. 202 Abf. 2 und 3) zur Anwendung. 

Mitglieder des Vorftandes und Liquidatoren, welche diefen Vorjchriften entgegen handeln, 
find perjönlih und jolidarijch zur Erjtattung der geleiiteten Zahlungen verpflichtet. 

Art. 246. Die Handelöbücer der aufgelöjten Gejellihaft jind an einem von dem 
Handelsgerichte zu bejtimmenden jicheren Orte zur Aufbewahrung auf die Dauer von zehn 
Jahren niederzulegen. 

Art. 247. Bei der Auflöſung einer Aktiengefellichait durch Vereinigung derfelben mit 
einer anderen Altiengejellihaft (Art. 215) fommen folgende Beitimmungen zur Anwendung: 

1. Das Vermögen der aufzulöfenden Gejellichaft ift jo lange getrennt zu verwalten, 
bis die Befriedigung oder Sicherjtellung ihrer Gläubiger erfolgt ift. 

2. Der bisherige Gerichtejtand der Geiellichaft bleibt für die Dauer der getrennten 
Bermögensverwaltung beftehen; dagegen wird die Verwaltung von der anderen 
Geſellſchaft geführt. 

3. Der Vorjtand der legteren Gejellichaft ift den Gläubigern für die Ausführung ber 
getrennten Verwaltung perjönlih und ſolidariſch verantwortlich. 
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4. Die Auflöfung der Gejellihaft ift zur Eintragung in das Hanbelöregifter 
anzumelden. 

5. Die dffentlihe Aufforderung der Gläubiger der aufgelöften Gejellichaft 
(Art. 243) kann unterlafien oder auf einen jpäteren Zeitpuntt verjchoben 
werden. Jedoch iſt die Vereinigung der Vermögen der beiden Geiell 
ſchaften erft in dem Zeitpunkte zuläffig, in welchem eine Vertheilung de 
Vermögens einer aufgelöften Aktiengejelichaft unter die Aktionäre erfolgen 
darf (Art. 245). 

Art. 248. Eine theilweile Zurüdzahlung des Grundfapitald an die Aktionäre 
oder eine Herabiegung desſelben kann nur auf Beſchluß der Generalverfammlung 
und nur unter Beobahtung berielben Beitimmuugen erfolgen, welche für bie 
Bertheilung des Gejellihaftövermögens im Falle der Auflöfung maßgebend find 
(Art. 243, 245). Der Beihluß hat zugleich die Art, in welcher die Zurück— 
zahlung oder Herabiegung erfolgen joll, und die zu ihrer Durchführung erforder: 
lihen Maßregeln feitzufegen. Der Beihluß ift in das Handeläregifter einzutragen. 
Auf die Eintragung und die Beihlußfaflung finden die Vorichriften in Art. 214 
und in Art. 215 Ablag 1 und 5 (Art. 180f Abi. 3) Anwendung. 


Vierter Titel. 


Strafbeftimmungen. 


Art. 249. Perſönlich haftende Gejellihafter, Mitglieder des Auffichtsrathes 
und Liquidatoren einer Kommanditgelellihaft auf Aktien, jowie Mitglieder des 
Borftandes und des Auffichtsrathes und Liquidatoren einer Aktiengeſellſchaft 
werden, wenn fie abfichtlicy zum Nachtheile der Gejellichaft handeln, mit Gefängniß 
und zugleich mit Gelditrafe bis zu zwanzigtaufend Mark beitraft. 

Zugleich kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


4. Die Auflöfung der Geſellſchaft ift zur Eintragung in das Handelsregifter bei Ord— 
nungsitrafe anzumelden. 

5. Die öffentliche Aufforderung der Gläubiger der aufgelöften Geſellſchaft (Art. 243) 
fann unterlaffen oder auf einen jpäteren Zeitpunkt verichoben werden. Jedoch ift 
die Vereinigung der Bermögen der beiden Gejelichaften erjt in dem Zeitpunkte zu« 
läjlig, in welchem eine Bertheilung des Vermögens einer aufgelöjten Aktiengeſellſchaft 
unter die Aktionäre erfolgen darf. (Art. 245.) 

Art. 248. Eine theilweiie Zurüdzahlung des Grundkapitals an die Aktionäre oder 

eine Herabſetzung desfelben fann nur anf Beichluß der Generalverjammlung erfolgen. 

Die Zurüdzahlung oder Herabjegung kann nur unter Beobachtung derjelben Bejtimm: 
ungen erfolgen, welde für die Bertheilung des Gejellichaftsvermögens im Falle der Auf- 
löjung maßgebend find. (Artikel 243, 245.) 

Die Mitglieder des Vorjtandes, welche diefer Vorichrift entgegenhandeln, find den 
Släubigern der Geſellſchaft perfönlih und jolidariich verhaftet. 

Fünfter Abichnitt. 
Schlußbeftimmungen. 

Art. 249. Die Mitglieder des Auffichtsrathes und des Vorſtandes werden mit Gefängniß 
bi3 zu drei Monaten behraft: 

1. wenn fie vorjäglich behufs der Eintragung des Sejellichaftsvertrages in das Handels- 

regijter faljche Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung des Grundkapitals machen; 

2. wenn dur ihre Schuld länger als drei Monate die Gejellihaft ohne Auffichtsrath 
geblieben ift, oder in dem legteren die zur Beichlußfähigkeit erforderlihe Zahl von 
Mitgliedern gefehlt hat; 

3. wenn fie in ihren Darftellungen, in ihren leberfihten über den Vermögensſtand 
der Sejellichaft oder in den in der Generalverjammlung gehaltenen Vorträgen wiſſent— 
li den Stand der Verhältnifie der Gejellihaft unmwahr darjtellen oder verſchleiern 
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Art. 249a. Mit Gefängniß und zugleich mit Gelditrafe bis zu zwanzig— 

taufend Marf werden geitraft: 

1. perfönlic haftende Gejellichafter oder Mitglieder des Auffichtsrathes einer 
Kommanditgeiellihatt auf Aktien, fowie Gründer, Mitglieder des Bor: 
ftandes oder des Auffichtsrathes einer Altiengeiellihaft, welche behufs 
Eintragung des Gejellichaftsvertrages in das Handelsregiſter rüdjichtlich 
ber Zeichnung oder Einzahlung des Gefammtfapitald der Kommanditiſten 
oder des Grumnbfapitales der Aktiengejellihaft oder der in Art. 175b 
oder 209 b vorgejehenen Feſtſetzungen wiſſentlich faliche Angaben machen; 

2. diejenigen, welche rückſichtlich der bezeichneten Thatſachen wiffentlich falfche 
Angaben in einem in Art. 1802 oder 213b vorgeiehenen Angebote von 
Aktien machen; 

3. perfönlich haftende Gejellichafter oder Mitglieder des Auffichtörathes einer 
Kommanditgefelihaft auf Aktien, ſowie Mitglieder des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrathes einer Aktiengefellihaft, welche behufs Gintragung 
einer Erhöhung des Geſammtkapitals der Kommanditiſten oder des Grund- 
kapitals der Aftiengejellihaft in das Handelsregilter (Art. 180g und 
180h, 215a und 215b) rüdfichtlih der Ginzahlung des bisherigen oder 
rüdfihtlih der Zeichnung oder Einzahlung des erhöhten Kapitals wiflent- 
lih faliche Angaben machen. 

Zugleih kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt ausſchließlich die Gelditrafe ein. 


Art. 249b. Perſönlich haftende Geſellſchafter, Mitglieder des Auffichts- 
rathes und Liquidatoren einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, ſowie Mitglieder 
des Borftandes und des Auffichtsrathes und Liquidatoren einer Aktiengeſellſchaft 
werden mit Gefängniß bis zu einem Jahr und Gelditrafe bis zu zwanzigtaufend 
Mark beitraft: 

1. wenn fie wiffentlih in ihren Darftellungen, in ihren Weberfichten über 
den Vermögensſtand der Gejellihaft oder in den in der Generalverlanums 
fung gehaltenen Vorträgen den Stand der Verhältniffe der Geſellſchaft 
unmwahr darftellen oder verfchleiern ; 

2. wenn fie vor der vollen Einzahlung des Gejammtfapitals der Komman— 
bitiften oder des Grunbfapitald der Aktiengeſellſchaft oder im Falle einer 
Erhöhung des Gejammtfapitald oder des Grundkapitals vor der vollen 
Einzahlung des hierfür feitgefeßten Betrages (Art. 180g Abi. 2, 215&a 
Abi. 2) Aktien ausgeben ; 

8. wenn fie in bem all einer ftattgefundenen Erhöhung des Geſammt— 
fapital3 oder des Grundfapitals vor Eintragung derielben in das Handels— 
regifter (Art. 180h Abi. 2, 2150 Abſ. 4) Aktien, Promeſſen oder 
Interimsfcheine ausgeben. 

Zugleih fann auf Verluft ber bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt ausſchließlich die Gelditrafe ein. 


Wird in den Fällen zu 2 und 3 feitgeftellt, da; mildernde Umſtände vorhanden find, 
fo ift auf Geldftrafe bis zu Eintauſend Thalern zu ertennen. 

Art. 249a Die Mitglieder des Vorſtandes werden mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
beitraft, wenn fie der Vorichrift des Artikels 240 zumider dem Gerichte die Anzeige zu machen 
unterlaffen, daß das Vermögen der Gejellichaft nicht mehr die Schulden dedt. 

Die Strafe tritt nicht ein, wenn von ihnen nachgewieſen wird, daß die Anzeige ohne 
ihr Berfchulden unterblieben ijt. 
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Art. 249e. Mit Gefängniß bis zu drei Monaten und Gelditrafe bis zu 
fünftaufend Marf werben beitraft: 

1. die perjönlich haftenden Geiellihafter, die Mitglieder des Auffichtsrathes 
und die Liquidatoren einer Kommanditgeiellihaft auf Aktien, ſowie die 
Mitglieder des Vorſtandes und des Auffichtörathed und die Liquidatoren 
einer Uktiengejellichaft, wenn länger als drei Monate die Gefellihaft ohne 
Aufſichtsrath geblieben ift oder in dem legteren bie zur Beſchlußfähigkeit 
erforderliche Zahl von Mitgliedern gefehlt hat; 

2. die Mitglieder des Voritandes und der Liquidatoren einer Aktiengeſellſchaft, 
wenn fie entgegen ber Borfchrift des Art. 240 Abi. 2 es unterlaffen 
haben, die Eröffnung des Konkurſes zu beantragen. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo ift auf die Geldftrafe ausichließlich 

zu erfennen. 

Die Strafe tritt nicht gegen denjenigen ein, welcher nachweiſt, daß bie 
Beitellung oder Ergänzung des Aufſichtsrathes oder der Eröffnungsantrag ohne 
jein Verichulden unterblieben ift. 

Art. 249d. Mit Gefängnig bis zu einem Jahre und Geldftrafe bis zu 
zehntaufend Mark wird beitraft: 

1. mer in öffentlichen Bekanntmachungen falihe Thatſachen vorfpiegelt oder 
wahre Thatjachen entitellt, um zur Betheiligung an einem Aftienunter: 
nehmen zu beftimmten ; 

2. wer in betrügeriicher Abfiht auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, 
um auf den Kurs von Aktien einzimvirfen ; 

3. wer über die Hinterlegung von Aktien Beicheinigungen, welche zum Nadı: 
weile des Stimmrechts in einer Generalverfammlung dienen joll, willent: 
lich falih ausftellt oder verfäljcht, oder von einer ſolchen Beicheinigung, 
wiſſend, daß fie falich oder verfälicht ift, zur Ausübung ded Stimme 
reht3 Gebrauch madıt. 

Zugleih fann auf Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt ausichließlich die Geldftrafe ein. 

Urt. 2498. Wer fih beiondere Vortheile dafür hat gewähren oder ver: 
fprechen laſſen, daß er bei einer Abitimmung in der Generalverfammlung von 
Kommanditiften oder Aktionären in einem gewiffen Sinne ftimme, wird mit Geld: 
ftrafe bis zu breitaufend Mark oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft. 

Art. 2498. Die perſönlich haftenden Gefellihafter und die Liquidatoren 
einer Kommanbditgefellihaft auf Aktien find zur Befolgung der in den Artikeln 
179, 185, 185a Abfa 2, 190a Abfag 3 und 5, 190b Abſatz 3 und A, 193 
Abſatz 2 enthaltenen Vorſchriften von dem Handelsgerichte durch Ordnungsitrafen 
anzuhalten. 

In gleicher Weile find die Mitglieder des Vorftandes und die Liquidatoren 
einer Aktiengeiellihaft zur Vefolgung der in den Artikeln 212, 213e Abſatz 4, 
222 (Art. 190a Abi. 3, 5, 190b Abi. 3, 4), 225 Abſatz 1, 228, 233 Ab: 
fat 1, 2382 Abſatz 2, 239 Abſatz 2, 239a Abſatz 3 (Art. 190b Abi. 3), 
239b, 239e bezüglih der von dem Reichskanzler aufgeftellten Formulare 
(Art. 1852 Abi. 2), ferner der in Art. 240 Abſatz 1, 243 Abſatz 1, 244 Ab— 
fat 3 und 247 Ziffer 4 enthaltenen Vorſchriften anzuhalten. 

82. Die in den Artifeln 173, 173a, 174a, 175 Abſatz 1 und 2, 175a bis 
177, 180 unb 207, 207a, 209 Abſatz 1 und 2, 209a bis 210c, 213a ber 
neuen Faſſung enthaltenen Beitimmungen finden auf Gefellichaften, welche vor 
dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes angemeldet find, aber erft an ober 
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nah diejem Tage zur Eintragung in das Handeläregiiter gelangen, feine An: 
wendung, sofern ſchon vor dem bezeichneten Tage die VBorausjegungen erfüllt 
find, an deren Nachweis die biöherigen Beitimmungen die Eintragung fnüpfen. 

Dasjelbe gilt für dieſe Gejellichaften, ſowie für die jchon beftehenden Geiell: 
fchaften von den Vorſchriften der Artikel 180a bis 180d, 181 und 213b 
bis 213e. 

Die Vorſchrift in Artikel 181a und 215. über bie Unzuläſſigkeit der Aus- 
gabe von Promeſſen und nterimsfcheinen vor der Eintragung des Geſellſchafts— 
vertrages in das Handelsregiſter findet auf die im eriten Abſatze bezeichneteu 
Geiellihaften Anwendung. 

83. Auf eine Erhöhung des Geſammtkapitals der Konımanditiften oder des 
Grundkapitals beitehender Gejellichaften kommen die Beftimmungen dieſes Geſetzes 
nicht zur Anwendung, fofern die geforderte Ginzahlung auf das erhöhte Kapital 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewirkt iſt. 

$4. Die Vorſchriften in Art. 190 Abjag 1 und 4 (Art. 221) über das Stimme 
recht finden auf die beitehenden und die in $ 2 Abſatz 1 bezeichneten Geiellichaften 
nicht Anwendung, ſoweit der Gejellichaftsvertrag zur Zeit des Inkrafttretens 
dieied Geſetzes andere Beitimmungen enthält. 

85. Die beitebenben und die in $ 2 Abiat 1 bezeichneten Gejellihaften dürfen 
auf Grund des Art 222 Ziff. 3 der alten Faſſung von dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ab die Zeichner nicht vollitändig eingezahlter Aktien von der Haftung 
für weitere Einzahlungen nicht befreien und Promeſſen oder Interimsicheine, 
welhe auf Inhaber lauten, nur infoweit ansitellen, ald die Befreiung des 
Zeichners ſchon vor dieſem Tage eingetreten ilt. 

86. Die Vorichrift des Artikels 225 a der neuen Faſſung findet auf Die vor der 
Geltung des Handelsgeſetzbuches errichteten Gejellichaften feine Anwendung, ſoweit 
der Gejellichaftövertrag nad! Maßgabe der früheren Vorſchriften abweichende 
Beftimmungen enthält. 

Die Vorfchriften der Artikel 1968, 232 finden auf Mitglieder des Bor: 
ftandes einer beitehenden oder einer in $ 2 Abſas 1 bezeichneten Geſellſchaft feine 
Anwendung, jofern die Beitellung des Mitgliedes vor dem Inkrafttreten diejes 
Geſetzes erfolgt it. 

87. Bon den in den Artikeln 185a, 185 b und 239 bis 239c der neuen 
Faſſung enthaltenen Vorſchriften über Bilanz und Reſervefonds finden auf bie 
beitehenden Gejellichaften die WVorichriften rücdiichtlich eines erhöhten Kapitals 
(Art. 185a Ziff. 5, 185b Ziff. 1 und 2390) jchon für das bei dem Inkraft— 
treten des Geſetzes laufende Geihäftsjahr, die übrigen Vorſchriften erſt vom 
Beginn des folgenden Geihäftsjahres Anwendung. 

Werden in Gemäßheit der Vorichrift in Art 185a Ziff. 3 und 239c 
dauernd zum ®eichäftsbetriebe der Geiellihaft beſtimmte Gegenitände unter Zus 
grundelegung des Anichaffungs= oder Heritellungspreiles zu einem Betrage ange: 
fest, weldher den Werth überfteigt, mit welchem sie in der Bilanz des legten 
Geihäftsjahres vor dem . 2». .... (x) enthalten find, fo dürfen hierauf 
beruhende Dividenden nur unter Beobadhtung der Vorichriften gezahlt werden, 
welche für eine Gerabjegung des Kapitals der Kommanditiſten oder ded Grund— 
kapitals maßgebend find. 
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II. Gutachten der Handelsfammer zu Hamburg, betreffend 
die Neform des Aftiengejellichaftsrechts. 


Die Hamburgiihe Handelstammer hat auf Erfordern an die Deputation für 
Handel und Schifffahrt das nachitehende Gutachten über den Entwurf eined Ges 
jeges, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Aktiengelellichaften, 
eritattet. 

Der Ruf nad) einer Reforın des Aktiengejellichaftsrechts in Deutichland warb 
laut, als zu Beginn des vorigen Jahrzehnts mit dem plötzlichen Aufſchwung ber 
wirthichaftlihen Thätigfeit die Periode des Gründungsihwindels eintrat, welche 
den Zufammenbruc vieler, namentlich neu errichteter Aktiengeiellihaften im Ger 
folge hatte. Für dieſe beflagenswerthen Erſcheinungen wurde von vielen Seiten 
hauptlächlich die Aftiengeleg: Novelle vom 11. Juni 1870 verantwortlich gemacht 
und deren Neform verlangt, weil diejelbe für den größten Theil Deutichlands 
mit der Bejeitigung der itaatliben Genehmigung und Beaufjihtigung der Aktien: 
geiellichaften einen freieren Nechtszuftand herbeigeführt und damit die Ausſchreit— 
ungen auf dem Gebiete des Aftiengeiellichaftsweiens erſt ermöglicht habe. Gleich: 
zeitig wurden aber auch warnende Stimmen laut, welche von einer, noch unter 
dem Eindrude der Gründerperiode vorzunehmenden Geſetzesreform feine Beilerung, 
fondern eher eine weitere Schädigung des wirthichaftlichen Verkehrslebens be— 
fürdteten, . j 

Auch die Handelskammer hat ihre bezüglichen Bedenken in ihrem, ber De: 
putation unter dem 2. Oftober 1873 erjtatteten Gutachten entwidelt, in welchen 
fie u. A. darauf hinwies, daß die in Hamburg ſchon lange vor der Novelle von 
1870 beitandene größere Freiheit im Aftiengejellfchaftsrechte das hiefige Publikum 
vor dem Wahne, die eigene Prüfung gewagter Unternehmungen könne durch geſetz— 
lihe Schußvorichriften eriegt werben, bewahrt und zu größerer Vorficht bei der 
Betheiligung an Aftiengejellichaften erzogen habe. Hierin fei ein wejentlicher 
Grund dafür zu erbliden, daß Hamburg unter den franthaften Erjcheinungen der 
Krifis weniger als andere Pläge zu leiden gehabt hat. 

Die Handeldfammer fteht auch heute noch prinzipiell auf demielben Stand: 
punfte und fie fonftatirt mit Genugthuung, daß aud die Motive zu dem vor: 
liegenden Geſetzentwurf (der ſelbſt freilich in manden Beitimmungen eine andere 
Tendenz verfolgt) es anerkennen, daß die Urjachen der Krifis nicht in ber Geſetz— 
gebung von 1870, Tondern „weitaus überwiegend in der allgemeinen wirthichaft: 
lihen Lage begründet geweien und demgemäß auf Gebieten zu fuchen find, welche 
1“ der Beeinfluffung durch den Gefeßgeber im Weſentlichen entziehen“. (Motive 
S. 54/76.°) " 

Erſcheint demnach eine Gejeßesreform an ſich nicht ausreichend zur Verhütung 
einer ungelunden Entwidelung des Aktiengeiellihattsweiens, fo verfennt die Han— 
delskammer doc nicht, daß das zeitige Aftiengeiellihaftsreht, nach den inzwiſchen 
gemachten Grfahrungen, in einzelnen Punkten ſowohl verbeflerungsfähig ald aud) 
verbejferungsbedürftig ift, und daß die gegenwärtige Zeit ruhiger wirthichaftlicher 
Thötigfeit für die befonnene Durchführung des Reformwerks bejonders geeignet 
jein dürfte. 





2) Bei den Zitaten aus den Motiven bezieht fich die erjte Seitenzahl auf die Bundes- 
rathsvorlage, Drudjahe Nr. 74 Seſſion 1883/84, die zweite auf den in Karl Heymann's 
Verlag, Berlin 1883, erjdienenen Gejegentwurf. 
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Bon diefem Gefichtöpunfte aus hat die Handelöfammer den Gelekentwurf 
einer Brüfung unterzogen und zu den einzelnen Bejtimmungen desfelben im Nach— 
ftehenden ihre Bemerkungen gemadt. Die Aufftelung formulirter Abänderungs— 
porjchläge hat die Hammer nicht für ihre Aufgabe erachtet. 

Der Gejegentiwurf behält, entipredhend dem jetzigen Aktiengeſellſchaftsrechte, 
die Inhaber: und die Namensaftie bei und erklärt die letztere für die bei der 
Aktienkommandite allein zuläffige Aktienform (Art. 173 und 207). Den Motiven 
für die Beibehaltung beider Aktienarten (S. 65/91 ff.) wird zuzuftimmen jein. 
Insbeſondere wird auch zugegeben werben müffen, daß bie größere Schwierigkeit 
bei der Veräußerung der Namensaftie (Art. 182, 183 und 220), die aud durch 
die Möglichkeit der Begebung mitteld Blanko-Indoſſaments nicht gänzlich behoben 
wird, neben ben nicht zu verfennenden Nachtheilen doc auch bie für manche Aktien 
geiellihaften und namentlih für die Kommanditgejellihaften auf Aktien häufig 
erwünſchte Folge hat, daß fie eine größere Stabilität in den Perjonen der Aktionäre 
bewirft. 

Die Handeldfammer hat daher feine Veranlaffung, bdiesbezüglih, wie von 
einigen Seiten gefchieht, eine Aenderung des zeitigen Aftienrechts zu befürworten, 
für welche fie ein Bebürfniß nicht anzuerfennen vermag. 

Dagegen muß fie gegen die beabfichtigte ſtarke Erhöhung bezw. ungleiche 
Bemeilung des zuläffigen Mindeftbetrages der Aktien ihre Bedenken geltend maden. 
Der Entwurf will den Mindeftbetrag für Namensaktien (bisher 150 Mark, bei 
Berfiherungsgeiellihaften 300 Dark) auf 1000 Mark, für AInhaberaktien (biöher 
300 Mark) auf 5000 Mark erhöhen (Art. 173a und 207a) und damit das feither 
geieglich firirte Verhältniß zwifhen den zuläffigen Mindeftbeträgen der beiden 
Aftienarten von 1 zu 2 in ein foldes von 1 zu 5 verändern. Mit diejer Bes 
jtimmung würde ein Drud nad der Richtung einer Bevorzugung der Namens— 
aftien ausgeübt werben, der nad) der Begründung des Entwurfs jelbjt nicht ges 
rechtfertigt wäre. Die Motive (S. 66/92) erkennen an, „daß die Form ber 
Inhaberattie dem Grundgedanken der Aktiengejellihaft als eines Sapitalvereins 
am meiften entipricht, und daß der Verkehr auf diefe Form hindrängt . - ... 
Beide Formen von Aktien müffen dem Verkehr offen ftehen; die Natur und Größe 
des Unternehmens muß entideiden, welcher Form der Vorzug zu geben iſt.“ 
Dann follte man aber aud die Wahl ber im konkreten Falle einem Unternehmen 
am meiften entiprechenden Attienform den Begründern desſelben überlaffen und fie 
nicht dadurch beeinfluffen, daß für die Inhaberaftie ein unverhältnigmäßig hoher 
Minbeitbetrag feitgejegt wird. 

Als Hauptgrund für die bedeutende Erhöhung bed Minbdeftbetrages der Aktie 
— auf den fait fiebenfachen bezw. fiebenzehnfahen Betrag der gegenwärtigen Nor— 
mirung — führen die Motive (S. 70/98) an, daß damit die Ausichließung bed 
fog. „kleinen Mannes“ von der Betheiligung an Aktienunternehmungen beziwedt 
werde. Ob es die Aufgabe der Geſetzgebung fein könne, auf bergleihen Willens: 
beihätigungen, für die der Betreffende die Folgen allein zu tragen hat, beeins 
fluſſend einzuwirken, will die Handelskammer dahingeftellt fein laffen; aber auch 
das MWünfchenswerthe des verfolgten Zieles zugegeben, ericheint doch das gewählte 
Mittel zur Erreichung besjelben mwenig geeignet. Die Betheiligung des fleinen 
Kapitaliften würde auch bei 5000: Mark: Aktien — wenn ihm der landläufige 
Zinsertrag ficherer inländiicher Werthpapiere, alſo vor Allem der Staatspapiere, 
nicht genügt — unter Zuhilfenahme der Banfierö-Vermittelung nicht abfolut aus 
geichloffen jein. Namentlich würde ſich aber ſolche Betheiligung in Zukunft vor: 
zugsweiſe den ſchon beftehenden, auf geringere Beträge lautenden inländiichen 
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Aktien, jowie aud den ausländifchen Werthpapieren in erhöhtem Maße zumenden, 
für die hieraus eine Art Prämie erwachſen würde, eine Folge, die wohl nicht 
al& wünſchenswerth angejehen werben fann. An einen Ausichluß der auslän- 
diſchen Werthpapiere vom deutſchen Effektenmarkte kann aber ernftlich wohl nicht 
gedacht werben. 

Noch viel weniger würde der Spekulation an der Börſe durch die hohe Be: 
meflung des Mindeitbetrages der Inhaberaktie das Material entzogen werden; 
biejelbe operirt meiſt mit höheren Beträgen, bei welchen es feine Rolle fpielt, ob 
diejelben durch Aktien in größeren oder leineren Stüden vepräfentirt find. 

Dürfte jomit die Maßregel nach den beiden obigen Richtungen hin den von 
ihr gehegten Erwartungen nicht ganz entjprechen, jo ſteht ihr andererjeitö das 
Ichwerwiegende Bedenken entgegen, daß das Anölebentreten mancher Aktienunter: 
nehmungen dadurch erichwert, unter Umſtänden fogar unmöglich gemacht werben 
würde. 3 fann Berhältniffe geben, unter welchen gerade die Form der Altien- 
geiellihaft mit Inhaberaktien die für das Unternehmen allein geeignete ift. Der 
hohe Nominalbetrag der Ginzelaftie würde aber die Betheiligung an dem linter: 
nehmen vorausfichtlich auf jehr enge Stapitaliftenkreije einſchränken. Der charat- 
teriftiiche Hauptvorzug der Aktiengejellihaftsform, das Unternehmen auf der Bajis 
einer Kapitalsaſſociation Vieler aufzubauen, wobei den Einzelnen fein zu großes 
Rififo trifft, würbe damit bejeitigt werden. Wer die Aktiengejellihaftsform für 
eine wirthſchaftlich nothwendige und nützliche Inftitution anerkennt, wird einer 
fo erheblichen Erfhwerung der Errihtung von Aftiengefellichaften, wie ſie in der 
vorgeichlagenen Bemeſſung des Mindeftbetraged der Inhaberaktie liegt, nicht zu: 
ftimmen fönnen. 

Sollte eine immerhin weſentliche Erhöhung gegenüber der gegenwärtigen 
Norm für unerläßlich erachtet werden, fo dürfte, nad) Anficht der Handelätammer, 
mit Rüdfiht darauf, daß auch ſchon jest Aktien vielfach zu höheren als ben 
geieglih firirten Mindeftbeträgen ausgegeben werben, der für die Namendaftie mit 
1000 Mark in Ausficht genommene Mindeftbetrag auch für die Inhaberaftie als 
bie äußerſte Grenze zu betrachten fein, über welche hinaus der Gejetsgeber nicht 
gehen jollte, wenn er die zu befürdtenden, oben angebeuteten Folgen ver: 
meiden will. 

Die Handeldfammer vermag eine Milderung der Vorſchrift bezüglich des 
Altienmindeftbetrages in der (Art. 173a und 207a) vorgejehenen Beltimmung 
nicht zu erbliden, nad) welcher dem Reichskanzler für gemeinnügige Unterneh: 
mungen im Falle eines beionderen örtlichen Bedürfniſſes 2c. das Recht zuftehen 
fol, „nad Anhörung der Ausihüffe des Bundesraths für Handel und Verkehr 
und für Juftizweien“ bie Ausgabe von Namendaktien zu einem geringeren, jedod) 
minbeitens jedoch 200 Mark erreihhenden Betrage zuzulaſſen Diele Beſtimmung, die 
eine Art von Konzeſſionirung wieder einführt, kann fi nur auf Ausnahmen 
beziehen. Für bergleihen Ausnahmefälle müßte aber auch den Landesregierungen, 
welche viel eher in der Lage find, das örtliche Bedürfniß für die in Betracht 
fommenden Unternehmungen zu beurtheilen, das dem Neichsfanzler zu gewährende 
Recht zugeitanden werben. Von ber Normirung eines Aktienmindeſtbetrages für 
ſolche Fälle follte im Geſetze ganz abaejehen werben. 

Mit den Beitimmungen des Gefegentwurfs, daß bei beiden Geſellſchafts— 
formen — ber Aftiengejellihaft und der Aktienkommandite — bie erjte Cinzahlung 
25 °/, betragen müfje (Art. 176 und 210), und daß vor erfolgter Bolleinzah- 
lung Aktien nicht ausgegeben werben follen (Art. 183a und 215c), erklärt fich 
die Handelskammer einverstanden. 
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Mit dem Verbot der Ausgabe nicht vollgezahlter Aktien fteht im engen Zu: 
jammenhange: 

1. das Verbot der biöher bei Aktiengeielichaften (laut Vereinbarung im 
Gejelfchaftsvertrage) zuläffigen Liberirung der Zeichner von den reit- 
lihen, 60 Prozent des Nominalbetrages betragenden Einzahlungen 
(9.:6.:B. Art. 222, Ziffer 3); 

2. die Haftung aus der Aktie für den noch fehlenden Betrag. 

ad 1. Die Handelskammer erklärt ſich mit dem Werbot der Liberirung und 
dem damit zujammenhängenden Verbot der Ausgabe von auf „Inhaber“ lauten— 
den Promeſſen und Interimdfcheinen einverftandben, indem fie die in den Motiven 
(S. 81/121 ff.) enthaltenen diesbezüglichen Ausführungen für zutreffend erachtet, 
namentlich den Hinweis, daß mit dem Liberirungöverbot eine größere Sicherheit 
für die Gejellichaftsgläubiger geichaffen werben ſolle. Die Handelskammer fieht 
in der bisher zuläffigen Liberirung nicht vollgezahlter Aktien bei gleichzeitiger 
Möglichkeit der Ausgabe neuer Aktien die aus dem zeitigen Aktienrechte zu beſei— 
tigenden Vorausjegungen für eine verwerfliche Agiotage. 

Die Bedenken, daß mit Beleitigung der Liberirungsmöglichkeit die Aktien- 
geiellihaften jih in Zukunft meift veranlaßt jehen würden, die WVolleinzahlung 
auszujchreiben, bevor ein wirkliches Verweundungsbedürfniß für das Kapital vor— 
läge, und dak die Möglichkeit der al3baldigen Einberufung des ganzen gezeich— 
neten Stapital3 die Zeichner abichreden und damit das Zuftandefommen mancder 
Aktiengejellihaiten gefährden würde, vermag die Handeldfammer nicht zu theilen. 
Der ernitlihe und zahlungsfähige Zeichner wird ſich auch ſchon feither nicht durch 
die Ausfiht auf eine mögliche Liberirung zur Aftienzeihnung veranlaßt gejehen 
haben, und wird ebenjowenig in Zufunft ſich durch die Möglichkeit, vielleicht 
ihon in kurzer Zeit zu weiteren Einzahlungen aufgefordert zu werden, davon 
abhalten laſſen. 

Ferner glaubt die Handelöfammer, daß die Befürchtungen wegen einer un: 
wirthihaftlihen Kapitalsanhäufung in Folge Ausschreibung der Vollzahlung des 
Grundfapitals übertriehene find. In den meilten Fällen werden die Begründer 
und Leiter eines Aktienunternehmens in ber Lage jein, das Aktienkapital den Bes 
dürfniffen des Unternehmens entiprechend zu bemefjen, fo daß die Einzahlung des 
ganzen Grundfapitals in einem beitimmten Zeitraume fie nicht in Werlegenheit 
wegen Verwendung besjelben jegen wird. Ja. es kann als wünichenswerth erachtet 
werden, dab Aftiengelellihaften nicht mehr, wie biöher wohl der Fall, mit einem 
über Bedürfniß großen Grundkapital — in Vorausficht der möglichen Liberirung 
— ind Leben gerufen werden. In Zukunft dürften Aktien immer nur zu einem 
dad Bedürfniß dedenden Betrage emittirt werden und ift hierzu in der jederzeit 
zuläffigen Erhöhung des Grundkapitals die Möglichkeit gegeben. Für den all, 
daß das Grundkapital über Bebürfniß hoch bemeflen worden fein follte, liegt auch 
eine Herabiegung besfelben in der Machtbefugniß der Generalverfammlung (Ars 
tifel 180g und 215a bezw. 203 und 248). 

ad 2. Was die Haftung aus der Aktie betrifft, fo ftipulirt der Entwurf 
für beide Gejellichaftsformen die gleichen Bedingungen (Art. 184— 184b und 
219), indem er in erfter Linie den jeweiligen Aktionär (Befiger bezw. Erwerber 
der Aktie reſp. des Interimsfcheines), dagegen die Zeichner und die Zwiſchen— 
aftionäre nur jubfidiariish haften läßt. Die fubfidiäre Haftung der Tegteren 
fommt in der Weiſe zur Geltung, daß ein Zurüdgreifen auf die Vormänner nur 
eintreten fol, 
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1. joweit die Zahlung von dem jedesmaligen Rechtsnachfolger nicht zu 
erlangen iſt (alio fein Sprungregreß) ; 

2. fofern die Gejellichaft den in Aniprud genommenen Vormann wieder in 
das Aktienreht einjegt, d bh. unter Verfallserflärung der alten Aktie 
ihm eine neue bezw. einen neuen Interimsſchein ausliefert ; 

3. fofern die Einzahlung von dem Bormanne für die innerhalb zwei 
Jahren nad) der Anmeldung feines Aktienbefiges zur Webertragung an 
feinen Rechtsnachfolger von der Gejellihaft ausgeichriebenen Beträge ge: 
fordert wird. | 

Es muß zugegeben werden, daß der hier gefennzeichnete Regreßweg logisch 
richtig fonftruirt ift; die große Komplizirtheit desjelben läßt ihn jedoch vom praf: 
tiſchen Geſichtspunkte als feinen Fortichritt gegenüber dem bisherigen Recht 
erfcheinen. Namentlich entipricht es nicht dem praftiichen Bebürfniffe, den Zwiſchen— 
aftionär, der häufig nur ein vorübergehendes Intereſſe am Aftienbefige hat, noch 
zwei Jahre, nachdem er die Webertragung desielben auf ‚jeinen Rechtsnachfolger 
bei der Geiellihaft angemeldet hat, für die innerhalb dieſer Zeit ausgeichriebenen 
Einzahlungen — wenn auch nur jubjidiär — haften zu laffen, während der erfte 
Zeichner, bei welchem doch das größere Intereſſe und eine eingehendere Kenutniß— 
nahme von den Grundlagen des Unternehmens vorausgejeßt werden können, erit 
in legter Reihe herangezogen werden würde. Diefe Beitimmung würde viel mehr 
ala das Liberirungsverbot dazu beitragen, daß die Volleinzahlung möglichit bald 
ausgejchrieben werden würde, um ben Aktien die unbehinderte Imlaufsfähigkeit zu 
fihern. 

Die Handeläfammer vermag bei der Bolleinzahlung des Grundkapital in 
ausreichend bemejfener Zeit die von anderer Seite befürchteten Nachtheile — mie 
oben bereits ausgeführt — nicht zu erfennen, vielmehr glaubt jie in derielben 
fo große Vortheile für die folide Fundirung der Aftiengejellichaften erbliden zu 
müſſen, daß fie es für unbedenklich halten würde, wenn im Gejeg die obligatorische 
Bolleinzahlung der Aktien innerhalb zwei Jahren feit Eintragung der Gejellichaft 
in dad Handelsregiſter (bezw. bei Stapitalserhöhungen jeit Eintragung des Be- 
fchlujjes, efr. Art. 2158 Abſatz 3) ausdrüdlich vorgeichrieben werden würde, 
wobei jedoch für Berliherungsgeiellichaften — wie im Entwurf bezüglich ber 
Kapitalserhöhung im Art. 2158 bereit vorgejehen — der Vorbehalt gemacht 
werden müßte, daß der Gelellichaftövertrag ein Anderes beitimmen fönne. 

Mit der bier vorgeichlagenen Beitimmung würde fih ein Haftungsmodus 
vereinigen laffen, wonad für die Bollzahlung der Aktie ini erfter Linie der zeitige 
Beliger, in zweiter der Zeichner zu haften hätte. Nah Ablauf von zwei Jahren 
feit Errichtung einer Gelellichaft würden nicht mehr eine Haftung involvirende 
Interimsſcheine, Tondern nur vollgezahlte Aktien im Umlauf jein. Gin zweijähriger 
Zeitraum, den der Gejegentwurf bei verjchiedenen Anläſſen als eine Uebergangs— 
zeit annimmt, würde auch in diefem Falle die erforderliche, aber auch ausreichende 
Zeitbemeifung für die Konfolidirung der Geiellichaftsverhältnifie, andererieit3 aber 
auch für die Geichäftsleitung fein, damit ihr feine Schwierigkeiten wegen Ders 
wendung de3 einzufordernden Kapital im Unternehmen erwachſen. Den Geiell- 
ihaftögläubigern würde die Sicherheit gegeben fein, daß das Grundkapital inner: 
halb einer beſtimmt bemefjenen Frift zur Einzahlung werde einberufen werden. 

Daß die PVerficherungsattiengeiellihaften anders als die übrigen Aktien— 
geiellichaften zu beurtheilen find, haben die Motive (S. 141/203) anläßlich der 
Beiprehung der Stapitalserhöhung anerkannt und find die Ausführungen auch 
für den vorliegenden Fall zutreffend, 
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Die Beitimmungen bes Entwurfs, welche die von Rechtswegen eintretende 
Berpflihtung des ſäumigen Gejellihafters bezw. Aftionärd zur Zahlung von 
Berzugszinien, die Berechtigung der Geſellſchaft zur Feitiegung von Konventional— 
Strafen in folchen Fällen (Art. 184 und 219,) das Verbot der Aufrechnung von 
Segenforderungen gegen die auf Aktien zu leitenden Einzahlungen und die Un— 
zuläffigfeit der Geltendmahung eines Zurüdbehaltungsrehts an dem Gegenftande 
einer zu leiftenden Cinlage wegen nicht auf dieſe ſelbſt bezüglicher Forderungen 
an die Gelellihaft betreffen (Art. 184c und 219), finden die Zuftimmung der 
Handelöfammer. 

Die Vorſchrift, daß vor der vollen Cinzahlung des Grunbfapitals eine Er— 
höhung desfelben nicht erfolgen dürfe (Art. 180g und 2158), muß für voll 
berechtigt anerfannt werben. 

Auch der Beltimmung, daß eine Zuficherung von Vorzugsrechten auf den 
Bezug neu auszugebender Aktien, ſoweit fie vor dem Beichluß der Erhöhung des 
Grundkapitals erfolgte, der Gejellichaft gegenüber unwirkſam jein ſolle (Art. 2158); 
fann zugeitimmt werden. Dabei ift zu bemerken, daß auch nah dem Entwurf 
der berechtigte Gründervortheil, ja jelbft die Ausbedingung beitimmter Super: 
Dividenden durchaus nicht ausgeichloflen, vielmehr im Entwurf und in ben 
Motiven ausdrücklich für zuläffig anerkannt, in einzelnen Fällen fogar für em: 
pfehlenswerth erflärt worden ift (Art. 175b und 2096, Motive S. 103/146), 
in allen diefen Fällen müffen aber ſolche Vorrechte im Gefellichaftsvertrage feit: 
gefegt werben. 

Sollen die neuen Aktien einer Kapitalderhöhung über oder unter Pari aus: 
gegeben werben, jo bat die Generalverjammlung darüber zu beichließen und den 
Mindeitbetrag feitzufegen (Art. 180g und 215a); eine Emiſſion unter Bari ift 
jedvoh in den erjten zwei Jahren jeit Eintragung der Gejellihaft in das Handels— 
regifter nicht ftatthaft. 

Die Handeldtammer ift der Anficht, daß eine Aftienemiffion zu einem 
niedrigeren al3 dem Nennwerthe der Aktien überhaupt für unzuläflig erklärt 
werben follte. Der Entwurf beitimmt zwar (Art. 185a Ziff. 5 und 289c Abſ. 1), 
daß auch bei der Unterpari-Emiſſion der volle Nominalbetrag in die Bilanz ein: 
geitelit werben müfje, wodurd eine Benachtheiligung der Gefellihaftsgläubiger aus: 
geſchloſſen ericheint, während die alten Aktionäre ſich einer folchen erwehren könnten, 
da fie ja jelbit wegen der Unterpari-Emiſſion zu beichließen hätten. Wenn aber 
eine Gejellichaft in einer jo wenig frebitwürdigen Lage ift, daß fie eine al pari 
Aktienausgabe nicht unterbringen und auch in anderer Form, duch Prioritäts— 
Obligationen ꝛc., fih die benöthigten Kapitalien nicht verfchaffen kann, jo ift es 
doch äußerst bebenflih, ihr den Weg der Unterpari-Emiſſion zur Beichaffung 
diefer Mittel zu öffnen. 

Die Handelskammer erachtet daher den Ausschluß der Zuläffigfeit einer 
Ausgabe von Aktien unter dem Nennwerthe derjelben für geboten. 

Zu den Normativbeitimmungen für die Gründung von Aftiengefellichaften 
und Aktienkommanditen übergehend, wendet fich die Handelöfammer zunächſt den 
in dem jegigen Aktienrechte nicht enthaltenen Beitimmungen (im Art, 174a und 
181) zu, welche das PVerhältuiß der verfönlih haftenden Gefellichafter einer 
Aktienfommanbitgejellihaft zu der lesteren regeln. Danach follen fich die Kom: 
plementäre an der Gejellichaft mit Einlagen, welche zuſammen mindeſtens den 
zehnten Theil des Geſellſchaftsvermögens, einfchließlih des Geſammtkapitals ber 
Kommanbditiften, daritellen, betheiligen und dürfen die Antheile, welche auf ſolche 
Ginlagen ihnen am Gejellichaftsvermögen zugewielen werden — jelbjt bei ihrem 
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Ausscheiden noch zehn Jahre lang jeit Fintragung der Geiellichaft in das Handels: 
regifter — nur an andere perjönlich haftende Gejellichafter veräußert werben. 

Die Handelsfammer hält dieje Beitimmungen, welche zufünftig in ber Negel 
nur ſehr wohlhabenden PBerjonen es noch geitatten würden, perlönlich haftende 
Geiellichafter einer Aktienfommandite zu werden, für zu weit gehend, Da eö bei 
dieſer Geſellſchaftsform eben jo jehr, wenn nicht in noch höherem Maße, auf die 
geeignete tüchtige Merfönlichfeit für die Leitung des Unternehmens, als auf bie 
pefuniäre Betheiligung berfelben am Gejellihaftsvermögen ankommt, do ferner 
in manden nicht feltenen Fällen (3. B bei Erbichaftätheilungen der biäherige 
Leiter eine Unternehmens bei der Heberführung desielben in eine Aktienkommandit— 
geiellihaft als periönlich haftender Geſellſchafter an die Spitze derfelben zu treten 
bereit ift, das erforderliche Stapital aber eben bei den Stommanbditiften gefucht wird, 
fo würden bie beregten Beitimmungen häufig die Errichtung von Aktienfommans 
diten gerade in ſolchen Fällen verhindern, two dieje Gejellihaftsform dem linter: 
nehmen am meiften entipräde. Seither hat ſich die Haftung des Geiellichafters 
mit feinem ganzen Vermögen noch immer als ausreichend erwielen ; ericheint die 
Betheiligung desielben am Gefellihaftövermögen im gegebenen Falle für wünſchens— 
werth, jo mag died im Gejellichaftövertrage vereinbart werben. 

Die Handelskammer muß ſich daher gegen die Beitimmungen in Art. 174a 
und 181 erflären und befürwortet, an deren Stelle vorzufchreiben, daß die Höhe 
der Einlagen der perſönlich haftenden Gefellichafter durd den Gefellihaftsvertrag 
feftzufegen jei. Wenn eine Beitimmung über die Dauer diefer Betheiligung im 
Geſetz für umerläßlih erachtet werden follte, fo befürwortet die Handelskammer 
dieſelbe auf eine kürzere als die vorgefehene Zeit, etwa auf drei Jahre feit Ein— 
tragung der Geiellihaft in das Handelsregiſter, falls ber Gejellichaftsvertrag nicht 
eine längere Friſt vorfchreibt, feitzuftellen. 

Im Art. 209 iſt beftimmt, daß das Statut einer Aktiengeſellſchaft durch 
mindeitens fünf Aktionäre (Gründer) in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung 
feftgeitellt werben müſſe. Damit ift die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft durch 
weniger ald fünf Perſonen ausgeichloffen. Es ift unerfindlih, warum nicht 
auc eine geringere Anzahl von Gründern ein Aftienunternehmen ſollte ins Leben 
rufen dürfen. Soll die Hinzuziehung von Strohmännern vermieden werden, To 
dürfte ed angezeigt fein, die Beſchränkung fallen zu laſſen. 

Der Gejegentwurf untericheidet bei der Aktiengeiellichaft zwiichen der Simul— 
tan= und der Succeflivgründung, trifft jedoch bei der Aftienfommandite nur für 
die Form der letzteren Beitimmungen. (Art. 209e und d bezw. 175c.) Die 
Handelskammer vermag ein im geichäftlichen Leben vorhandenes Bedürfniß für bie 
icharfe Unterſcheidung der beiden Grundungsformen überall nicht anzuerkennen. 
Die meiſten Gründungen von Aktiengeiellichaften pflegen in der Form der Simul: 
tangründung zu entitehen. Die Gründer übernehmen in diefem Falle zunächſt 
das ganze Aktienkapital und fichern ji die Unterbringung desſelben im Voraus 
durch ſogen. Konfortialbetheiligung anderer, bei der Gründung bireft nicht bethei- 
ligter Perſonen. Erit nad ftattgefundener Errichtung der Gefellihaft werben bie 
Aktien zur Zeichnung aufgelegt oder auch durch Verkauf an der Börſe 2c. in den 
Verkehr gebradt. 

Auch bei der Aktienkommandite ift die Simultangründung nicht nur juriftifch 
möglih, fondern kommt auch wirklich vor, wie den Verfafjern des Entwurfs 
(vergl. Motive S. 206/297) nicht unbekannt geblieben ift. Es ift daher nicht 
abzufehen, warum ber Aftienfommandite die Form der Simultangründung, wenn 
ſolche den Verhältniſſen des konkreten Falles beſonders entipricht, verlagt werden jollte. 
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. Die feitherigen gejeglichen Beltimmungen entiprehen den in ber Praris vor: 
fommenden Gründungsformen in genügender Weile; einen Nachtheil, der den 
wirthichaftlihen Intereflen aus einer mangelnden Unterſcheidung berielben im 
Geſetze erwachſen wäre, kann die Handeldfammer nicht erfennen. 

Die Verfaffer des Geſetzentwurfs führen die juriftiiche Formulirung bes 
Unterfchiedes zwiichen beiden Gründungsformen hauptiählih mit Nüdfiht auf 
eine andere wichtige Neuerung durch, auf die von ihnen für nothwendig erachtete 
Prüfung ded Gründungsherganges durd einen proviforiiyen, von den Gründern 
bezw. der eriten Generalverjammlung gewählten, für die Prüfung verantwortlichen 
Auffichtörath reip. Voritand (Art. 175d und e bezw. 209e und f), welde 
Prüfung vor der definitiven Errichtung der Geſellſchaft (Eintragung des Gejell- 
ſchaftsvertrages in das Handeläregiiter) erfolgen joll. 

Bei der Simultangründung der Aktiengeſellſchaft berichtet der erite Aufſichts— 
rath reiv. Vorſtand über den Gründungshergang an die Gründer jelbft; auf Die 
definitive Errichtung der Geſellſchaft wird unter diefen Umſtänden die Bericht: 
erftattung ohne Einfluß fein und lediglih einen Formalakt bilden, dem eine 
größere Bedeutung nicht beimohnt. Freilich foll der Prüfungsberiht außerdem 
auch beim Handelögericht deponirt werden (Art. 176 und 210 Ziffer 3), fo daß 
er dort für Jedermann einzuiehen ift. Won biejer Möglichkeit der Einſichtnahme 
bürfte namentlich in ſolchen Fällen Gebrauch gemacht werben, wo ein Konkurrenz— 
unternehmen fich über die internen Worgänge bei der Gründung einer neu errich- 
teten Attiengejellihaft unterrichten möchte Es ericheint bevenflih und läßt fich 
nicht rechtfertigen, einem Unternehmen Bedingungen aufzuerlegen, die feine gedeih— 
lihe Entwidlung von vornherein in Frage ftellen könnten. 

Bei der Suceflivgründung fol der Bericht über den Gründungshergang in 
einer, bei der Aktienkommandite von ben perjfönlich haftenden Geiellichaftern, da— 
gegen bei der Aftiengeiellihaft von dem Hanbdelögericht zu berufenden und zu lei= 
tenden fonftituirenden Generalverfammlung eritattet werden (Art. 175e bezw. 210a). 
Hierauf hat erit die Beihlußfaflung über die Errichtung der Gejellihaft zu er— 
folgen. Hier follen alſo die Aftienzeichner ein Vetorecht ausüben, von ihren Zeich— 
nungen zurüdtreten und die auf die Aktien eingezahlten 25 Prozent zurüdfor: 
bern dürfen. 

Die Handeldfanmer vermag fih mit der „Brüfungätheorie*, wie fie im 
Entwurf entwidelt ift, nicht einverftanden zu erklären. Für die offenite Klar: 
legung des geſammten Gründungsherganges müflen naturgemäß die Gründer ver: 
antwortlich gemacht werden. Sollten die in dieſer Beziehung im Entwurf (rt. 
175— 175b und 209—209b, für die Aufnahme in den Gejellichaftsvertrag vor: 
geiebenen Punkte nicht für ausreichend erachtet werden, jo würden event. weitere 
Vorſchriften zu erlaflen jein, wobei jedod die Handelskammer zu bedenfen gibt, 
dab es außerordentlich Schwierig, wenn nicht unmöglich jein dürfte, alle in ber 
Praris vorfommenden Fälle vorzufehen. „Die Macht und Bielgeitaltigfeit des 
wirthichaftlichen Lebens läßt fi) durch feine Geleßesgrenze zwingen”, bemerfen die 
Motive (S. 58/81) ſehr treffend. Es dürfte genügen, wenn vorgeichrieben würde, 
daß die Gründer in einem Berichte alle beim Gründungshergange in Betracht 
fommenden Thatiahen und Vorgänge unter VBerantiwortlichfeit flarzulegen haben. 
Ansbeiondere wäre auf die der Gründung vorausgegangenen, in Hinzielung auf 
dielelbe abgeichloffenen Rechtsgeſchäfte, ſowie auf das Vorhandenjein von, die 
Proſperität des Unternehmens beeinflußenden Verträgen hinzumeiien, die den Be: 
theiligten (Zeichnern, Aktionären) zur Einfihtnahme vorzulegen wären. Diejer 
Bericht der Gründer, der im all der Aftienzeihnung zu veröffentlichen wäre, 
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würde den Zeichnern die Grundlage für eine eingehende Prüfung der einschlägigen 
Verhältniſſe liefern. 

Das Ungefunde in der Prüfungstheorie liegt nad Anficht der Handelsfammer 

- darin, daß beim Publikum nur zu leicht der Glaube erwedt werden würde, das- 

felbe könne fich einer jelbitthätigen Prüfung des Aftienunternehmens, an welchem 
es fich betheiligen will, entichlagen; und doc ift der einzig möglide Schuß gegen 
Hebervortheilung in solcher jelbitthätigen Prüfung zu erbliden. Die Motive 
(S. 64/90) Jagen jehr richtig: „Segen Täufchung und Irrthum, Illuſion und 
Leichtſinn muß weientlich die eigene Sorgiamfeit des Betheiligten fichern.* 

Mit welchen Schwierigkeiten die Ausführung der im Entwurf geplanten 

Prüfungstheorie zu kämpfen haben würde, mag bier noch an einer Beſtimmung 

nachgewieſen werden. 
. Nah Art. 209f müſſen bei der Aftiengeiellihaft für die Aufſichtsraths- und 
Voritandsmitglieder, Die zugleich Gründer find (was bei Simultangründungen 
immer der Fall), zum Zwed der Prüfung des Gründungsherganges unbethriligte 
Stellvertreter beitellt werden. Es fann mut Beitimmtheit vorhergelagt werden, 
da zu Diefem, mit fo weitgehender VBerantivortlichfeit verbundenen Posten fich 
vertrauenswürdige Perjonen nur *im den allerielteniten Fällen finden laflen werden, 
denn wer jollte wohl, ohne jegliches Neauivalent, als gänzlich Unbetheiligter die 
große Berantwortlichfeit übernehmen wollen?! Es Liegt auf der Hand, daß, 
wen der Borichlag wirklich Geſetz werden follte, die Beitellung von Strohmän: 
‚ nern geradezis propozirt werden würde. Die Werfaffer der Motive ſcheinen auch 
die Schwäche des Vorſchlages ſelbſt gefühlt zu haben, als ſie (auf S. 116/166), 
die Frage, aus welchen Kreiſen die Stellvertreter zu entnehmen wären, erörterten. * 
Die dort gegebene Argumentation, weßhalb Strohmänner nicht beitelft werden 
würden, iſt wenig überzeugend und fchließt nit dem Satze, dab, wenn Dies dei: 
noch der Fall fein ijollte, das Publikum der Geſetzgebung feinen Vorwurf daraus 
werde machen fünnen. Damit wäre aber dem Publikum nicht gedient, 

Fine Autorität auf dem Gebiete des Aftiengelellichaftsrechts, Reichsgerichts— 
-rath Dr. Wiener, hat in einer jüngit erichienenen, den Gegenstand behandelnden 
Broichüre!) fich über die hier beiprochene Frage wie folgt geäußert: „Cs mag 
im Einzelfalle bei beionders guten Unternehmungen gelingen, angeſehene Männer 
zu der Prüfung heranzuziehen, die um der Güte des Unternehmens willen Des 
Amtes wie öffentliche Genioren walten. Diele Unternehmungen bebürften der 
Prüfung nicht. Iſt aber der Apparat im der Durchſchnittszahl der Fälle ohne, 
Nugen, fo ift er ſchädlich. Es ſchadet dem Anſehen des Gefetzes bei den Grün— 
dern und dem mothwendigen Gefühl ihrer Werantwortlichkeit, es beeinträchtigt 
und täuicht das Urtheil des Publikums, wenn die allein vorhandene Gemeinschaft 
von Jutereſſenten, die eben gründen und das Unternehmen in's Leben rufen wollen, 
fünstlich in verjchiedene Gruppen mit dem Schein der Erfüllung verichiedener Auf: 
gaben in äußerlich prätentiöjen Akten zerlegt wird. * 

Dieſe Ausfuhrungen treffen nicht nur Für das Inſtituͤt der Stellvertreter, 

* Sondern auch für den ganzen PBrüfungsapparat zu. 

Indem ſich die Handelskammer hiermit gegen das vorgeichlagene Prüfungs: 
verfahren durch einen eigens hierzu zu bejtellenden eriten Auffichtsrath bezw. 
Boritand erklärt, muß fie ſich auch gegen die bei der Aftiengefellichaft in Aussicht 
genommene Ginberufung und Yeitung der Eonjtituirenden Generalverlammlung 


ı) Der —— Betrachtungen und Vorſchlage von Dr. Wiener, Reichs— 
gerichtsrath. Leipzig 1884. 
Unnalen des Deutſchen Reichs 1384. " ” 9 
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durch das Handelägericht ausfprehen. Es würde damit dem ganzen erfahren 
in den Augen des großen Publifums ein Nimbus verliehen werden, der dem Sach— 
verhalte nicht entiprehen und daher nur ſchädlich wirken würde; der Regiſter— 
richter fanın und foll nur eine formelle Thätigfeit ausüben (Motive ©. 124/178), 
während bier der Schein einer materiellen Prüfung durd ihn erwedt werden 
würde. 

Dabei will die Handeldfammer nicht unerwähnt laſſen, daß es ſehr bebenflich 
fein würde, für die Berufung der Generalverfanmlung durch das Handelögericht, 
fall3 an einer folchen feitgehalten werden follte, nicht eine kurz bemefjene Frift im 
Geſetz vorzuichreiben, da mit der vorher ſchon zu bewirfenden Einzahlung von 
25 Prozent auf die Aktien ein nicht unerhbebliches Riſiko für die Zeichner ver- 
bunden wäre, welches zeitlich thunlichit beichränft werden müßte. “ 

Es dürfte ferner zu ermögen fein, ob dieſe erite Ginzahlung nidt an beſon— 
der3 vertrauenswürdiger Stelle (3. B. bei Filialen der Reichsbank oder, wo joldhe 
nicht beitehen, bei öffentlichen Notaren) für die zu errichtende Geſellſchaft zu hinter— 
fegen wäre, womit auch dem vorgefommenen Mißbrauche, daß dielelben Geldbeträge 
bei verjchiedenen, unmittelbar hintereinander vorgenommenen Gründungen wieder: 
holt vorgezeigt wurden (Motive ©. 59/82), vorgebeugt werben würde. 


In den Art. 1804 und 213e find Beltimmungen bezüglich fogenannter 
„Nachgründungen“ (vergl. Motive S. 139/199), welde innerhalb zwei Jahren 
jeit Errichtung einer Gefellihaft vorkommen fönnten, enthalten. Der Entwurf 
veriteht darunter den Abichlug von Verträgen über den Erwerb vor Anlagen oder 
. „lonitigen Vermögensftüden“ für eine den zehnten Theil bes Grundkapital über- 
fteigende Vergütung; et erfordert für die Gültigkeit folcher Verträge die Zuftim- 
mung einer Mehrheit der Generalverlfammlung, weldye mindeftens ein VBiertheil 
des Grundfapitals darftellen muß. 

Mit diefen Beitimmungen würde ein bedenflicher Cingriff in den Geichäfts- 
betrieb der Gejellichaften gemacht werden, indem die Faſſung eine Änterpretation 
zuläßt, nad) welcher jeder Erwerb von Objekten, der den zehnten Theil des Grund: 
fapital3 überiteigt (3. B. der Ankauf von Werthpapieren jeitens einer Aftienbant), 
al „Nahgründung“ unter die einichränfende Beſtimmung des Geſetzes fallen 
würde. Giner jeden Gejellichatt fteht ja das Necht zu, die Befugniß des Vor: 
jtandes und Auffichtsraths durch ftatutariiche Beltimmungen einzuschränfen ; eine 
Rorichrift in das Geſetz aufzunehmen, welche auf der Vorausſetzung beruht, Die 
- Gejellichaftsorgane könnten unter der Form geichäftlicher Erwerbungen die Gejell: 
fchaftsintereflen jchädigende Nadhgründungen vornehmen, ericheint der Handels— 
fanımer nicht gerechtfertigt und fie muß ſich daher für Streihung der betreffenden 
Beitinmungen ausiprechen. 

Die Artikel 180 und 213a handeln von der Verantivortlichfeit der Gründer 
bezw. der perfönlich haftenden Geiellichafter für die Nichtigkeit und Vollitändigfeit 
der bezüglicyen Angaben, fowie von der Haftung Dritter, welche bei ihnen oder 
Anderen gewordenen Bergütungen oder bei aus Einlagen oder Lebernahmen für 
die Gejellihaft erwachienen, böslichen oder anderen Schädigungen betheiligt ge 
weſen find. 

Die Handelefanmer hat bereit3 oben erklärt, daß fie die weiteltgehende Ver: 
antwortlichfeit der Gründer bezüglich der Wahrhaftigkeit und Vollſtändigkeit ihrer 
Angaben für durchaus begründet hält. Auch gegen die Haftung betheiligter Dritter 
unter den im den zitirten Artikeln angegebenen Vorausfegungen find Bedenken 
nicht zu erheben. 





Materialien zur Reform des Aktiengejellichaftsrechtes. 131 


Dagegen vermag die Handelöfammer e3 nicht für gerechtfertigt zu erachten, 
dat der Entwurf in den Artikeln 180 und 213 a für die Gründer bezüglich des 
Gründungshergang® — wie auch in Art. 204, 226 und 241 für die Miglieder 
des Auffichtsraths und Vorjtandes bezüglich der Geichäftsführung — die Auf: 
erlegung der Beweislaſt auf die Beklagten vorjchreibt. Damit würde eine Aus: 
nahme von der Regel, nad) welcher es dem Ermeſſen des Richters zufteht, wen 
er die Beweislaft auferlegen will, ftatuwirt werden. Die Handelskammer jieht feine 
zwingende Nothwendigfeit für die Aufnahme einer ſolchen Ausnahmebeſtimmung in 
das Aftiengejet und befürwortet eine entiprechende Abänderung in den angezogenen 
Artikeln des Entwurfs. 

Nah Artikel 1802 bezw. 213b foll ein Jeder, der innerhalb zwei Jahren 
jeit Errichtung einer Gefellihaft deren Aktien behufs Ginführung in den Verkehr 
Öffentlich anbietet, alfo der eigentliche Emittent, der Gejellihaft für die Nichtig- 
feit und Bollitändigfeit der Angaben der Gründer u. ſ. w. folidarijch neben den 
Gründern verhaftet jein, ſofern er die Unrichtigfeit oder Umvollftändigfeit der An- 
gaben 2c. gefannt hat oder bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Ge— 
ihäftömanned hat fennen müjlen. 

Diefe Beſtimmung geht, nach Anſicht der Handelskammer, einerjeit3 zu weit, 
indem fie Die Verantwortlichkeit der Emiffionshäufer aus der Gründung derjenigen 
der Gründer gleichjtellt, andererjeitS würde fie den beabfichtigten Zweck nicht er: 
reihen, weil jie jih nur auf das „öffentliche Angebot” der Aktien bezieht und 
natürlich aud nur beziehen fann. Die VBerfailer haben das Unpollfommene der 
Vorſchrift auch ſelbſt herausgefühlt, inden fie der Möglichkeit nicht öffentlicher 
Emiſſionen in deg Motiven (S. 137/197) gedachten: „Eine allgenteine Abhilfe 
gegen alle aus jolden Manipnlationen (bei nicht öffentlichen Angeboten von Aktien 
an der Börſe 20.) hervorgehenden Webelitände . ... . kann wirkſam nicht in dem 
Rahmen eines Aftienreformgejeges erfolgen, Tondern muß einem allgemeinen Börjen- 
geieß vorbehalten werden . . . .. Die Börfenvorftände aber werden, auc fo 
lange ein Börſengeſetz noch nicht erlaffen ift, bei pflihtmäßiger Wahrnehmung 
der ihnen überall obliegenden Aufſicht in den meiiten Fällen in der Lage fein, 
Aktien, die in verwerflicher Weile fih den Eingang zur Börſe erzwingen wollen, 
die Aufnahme in den offiziellen Kurszettel zu verfagen.“ 

In Betreff der Hamburger Effeftenbörje ift zu Eonitatiren, daß die Emiſſion 
neuer Effekten jowie die Zulaſſung derielben zur Notirung im offiziellen Kurs— 
zettel von der vorgängigen Genehmigung der von der Handelsfanmer eingejeßten 
Sadverftändigenfommiflion für den Gffeftenhandel abhängig ift. 

Für die Berliner Fondsbörſe beiteht die nachahmenswerthe Einrichtung, daß 
nur jolche Effekten zur Notiz zugelaflen werden, rückſichtlich deren „die für die 
Bedeutung des Papiers maßgebenden Thatſachen in volftändig hinreichender Weife, 
unter verantwortlicher Unterichrift beitimmter Berjonen oder Firmen durch Juſer— 
tion in Berliner gelejene Blätter und durch Aushang in der Börje veröffentlicht 
worden find.” Diefe Einrichtung, event. durch Geſetz verallgemeinert, würde der 
jog. Proſpekttheorie "dei der Aktienemiſſion Eingang verſchaffen. Die Handels— 
fammer würde ſich mit der Proipekttheorie befreunden Eönnen, wenn diejelbe fich 
an die Einrichtung für die Berliner Fondsbörſe anichließen ließe, wobei im Geſetze 
ielbit zwar der Inhalt des obligatorischen Proſpekts nicht näher fpezifizirt aber 
do beitimmt würde, daß die für die Beurtheilung des Internehmens maßgeben- 
den Thatfahen unter Verantwortlichkeit der Emiſſionshäuſer zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden müßten. Für die Nichtigkeit der Angaben im Profpeft 
hätten die Emijfionshäufer unbedingt zu haften. Das Regreßrecht gegen die 

9* 
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letzteren hätie fih jedodh nad Anficht der Handelsfammer nur auf nachmeislichen 
dolus, nicht auch auf culpa zu erftreden. Wollte man die VBerantwortlichkeit 
der Emittenten joweit ausdehnen, wie e3 der Geſetzentwurf vorichlägt, jo würde 
die unausbleibliche Folge fein, daß gerade die jolideiten und achtungswertheiten 
Firmen fih mit der Emiſſion von Aktien neuer Geiellihaften innerhalb zwei 
Jahren nah deren Eintragung in das Handelsregiſter in Zufunft nicht mehr 
befafien würden. Wenn dann aber Perſonen und Firmen von zweitelbafter 
Solidität fih des Emiſſionsgeſchäftes bemäcdhtigten, jo dürfte das Publikum durd 
jene Beitimmung erit recht geihädigt werden, indem es nur zu leicht zu der An 
nahme verleitet werden würde, dab ihm durch die vorgeichriebene Prüfung des 
Unternehmens ſeitens der die Aktien emittirenden Perſonen eine beiondere Gewähr 
gegeben jei, die-eine eigene Prüfung unnöthig made. Traut man dem Publikum 
eine Telbitändige Prüfung der Bonität eines Aftienunternehmens nicht zu, To 
wird man ihm aud eine Prüfung der Solidität der emittirenden Firma nicht 
zutrauen können. 

Was die Berantwortlichfeit der Mitglieder des Voritandes und Auffichts⸗ 
rathes für die Gründung (Art. 180b und 21360) betrifft, jo hätte dieſelbe bei 
der oben befürworteten Negelung dieler Frage in Wegfall zu kommen. Cine 
folche Verhaftung, wenn fie auch nur jubjidiär und zwar nur in Folge Verſchul— 
dens, d. h. Unterlaflens der erforderten Sorgfalt bei der Prüfung eintreten foll, 
würde gewilienhafte und dann meiſt ſehr vorfichtige und ängitlihe Geſchäftsleute 
von der Mitgliedichaft der Geiellichaftsorgane gerade in der eriten Zeit des 
Beitehens der Gejellichaft abhalten, wo ihre Betheiligung am wünichenswertheiten 
it. Die Handelsfammer "befürwortet Daher die Streihung der Art. 180b und 
2130 

In Art. 1800 bezw. 213d iſt beſtimmt, daß Vergleiche und Verzichtleiſt— 
ungen betreffs der, der Geſellſchaft gegenüber den verantwortlichen Perſonen aus 
der Gründung zuſtehenden Rechte erſt nach Ablauf von drei Jahren ſeit Ein— 
tragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter und nur mut Zuſtimmung der 
Generalverſammlung zuläſſig ſein ſollen. Nach der Stellungnahme der Handels— 
kammer zur Frage der Verantwortlichkeit aus der Gründung, würde es ſich für 
ſie hierbei nur um die Gründer (bezw. die bei der Gründung unmittelbar bethei— 
ligten Perſonen) handeln können. Die Handelskammer iſt gegen die Zeitbeſtimm— 
ung von drei Jahren, weil es wohl vorkommen könnte, daß nach Ablauf dieſer 
Zeit die Betreffenden nicht mehr greifbar ſein würden reſp. der Schadenerſatz von 
ihnen nicht mehr zu erlangen wäre. 

Die Schlußbeitimmung in Art. 213d, die bei den Rorichriften über Aktien: 
fommanditen fehlt, wonad) eine Deinderheit, deren Antbeile den fünften Theil des 
Grundfapitals darstellen, gegen einen bezüglichen Beſchluß der Generalveriammlung 
joll Wideripruch erheben können, befürwortet die Dandelsfammer zur ftreichen, weil 
ein genügender Grund für jolde Beſtimmung nicht vorzuliegen icheint. 

Zu den VBeitimmungen über die Geichäftsführung und die aus derſelben 
refultirende Verantwortlichkeit der Geiellichaftsorgane übergehend, hebt die Handels: 
fanımer zunächit hervor, daß nad Art. 1844 und 215d die Gefellichaft eigene 
Aktien, Promeſſen oder Interimsicheine im geichäftlichen Betriebe weder erwerben 
noc zum Prand nehmen darf. Die Handelsfammer hat gegen dieſes Werbot, 
welches übrigens nur in Betreff der Pfandnahme ein Novum gegenüber der jegigen 
Geſetzgebung ift, um jo weniger Einwendungen zu erheben, als jie die Möglichkeit 


der Agiotage mit den eigenen Aktien in jeder Weiſe ausgeichlojien zu ſehen wünjcht. 


Für eine etwa wünſchenswerthe Derabiegung des Aktienkapital und Amortifation 


>: 
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reſp. theilweiſe Zurüdzahlung an die Aktionäre ericheinen die (in Art. 203, 215d 
und 248) gegebenen Stautelarvorichriften in der Natur der Sache begründet. 

Die Handelöfahımer ift ferner damit einverftanden, dab der kommiſſionsweiſe 
Einkauf eigener Aktien ꝛc. der Gejellichaft nicht unter das Verbot zu fallen habe. 
Eine Elarere Faſſung der Beſtimmung dürfte durh MWortumftellung zu erzielen 
fein, indem der Abjag 1 in den Art. 184d bezw. 215d etwa jo zu lauten hätte: 
„Die Geſellſchaft (bezw. Aktiengeſellſchaft) darf eigene Aktien, Promeſſen oder 
Interimsiceine im geichäftlichen Betriebe nicht erwerben, fofern nicht eine Kommiſ— 
kon zum Einkauf ausgeführt wird, und auch nicht zum Bande nehmen“. 

Nach den Beitimmungen in den Art. 204, 226 und 241 haben die Mit: 
glieder des Boritandes und des Aufiichtsrathes (Dasselbe ift nicht auch für Die 
perfönlich haftenden Gejellichafter einer Aktienkommandite vorgeichrieben) bei der 
Geihäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen Geichäftsmannes anzumenden 
und, ern fie in Anfpruch genommen werden, die Anwendung diefer Sorgfalt 
zu beweilen. Gegen die Auferlegung der Beweislaft auf die beflagten Vorſtands— 
und Auflichtsrathsmitglieder hat fich die Handelskammer bereits oben (anläßlich 
der Beiprehung der Beſtimmungen wegen der Gründerverantwortlichfeit) erklärt. 

Bezüglich der jelbitverftändlichen Verpflichtung zur Anwendung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Seihäftsmannes find Einwendungen nicht zu erheben. Dagegen 
dürfte mit Nücdficht auf die dem Auffichtsrathe obliegenden Funktionen eine nähere 
Feſtſezung dahin erwiünicht fein, daß derielbe für die nachweislich in Folge feiner 
Verichuldung eingetretenen Schäden nur dann haftet, wenn ihm bewieien ift, daß 
er diejenige Sorgfalt vernadjläfiigt hat, welche ihm bei der „Kontrole“ obliegt. 
Die Handelskammer befindet fich in diefer Beziehung in voller Uebereinſtimmung 
mit dem Melteftensstollegium der Berliner Kaufmannſchaft. Die eigentliche Thätigfeit 
des Aufſichtsrathes fann nur eine fontrolirende fein. Dies in der Faſſung der 
Gejegesbeitimmung auszudrüden, ericheint un jo nothwendiger, alö der Geſetzes— 
entwurf (Art. 225) dem Auffichtsrath die Verpflichtung, ſich vom Gange der 
Geihäftsangelegenheiten zu unterrichten, auferlegt (er „hat“ ſich zu unterrichten), 
während nach dem jegigen Art. 2252 9.:6.:B. ihm nur die Berechtigung dazu 
zufteht (er „kann“ ſich unterrichten), wie dies für den Auffichtsrath einer Aktien: 
fommandite auch in Zukunft nur in Ausficht genommen iſt (Art. 193). 68 
würde aber über die fontrolirende Thätigfeit des Auffichtsrathes hinausgehen, 
wen Sich feine Mitglieder ftets auf dem Yaufenden der Geihäftsführung zu 
halten hätten. In diefer Beziehung bedürfen die vorgeihlagenen Beltimmungen 
einer Klarſtellung. 

Die Handelsfammer ift im Webrigen der Anſicht, daß die Faltung des gegen 
wärtigen Art. 225a 9.6.8. vollitändig genügt, und würde daher befürworten, 
dleſelbe zu belaſſen und ihr den Schlußſatz der neuen Faſſung des Art. 225 hin— 
zuzufügen: „Die Mitglieder des Auffichtsrathes fönnen die Ausübung ihrer Ob- 
liegenheiten nicht anderen Perionen übertragen”, welde Beitimmung die Handels: 
fanmer für zweckentſprechend erachtet. 

Die Beitimmung in Art. 223 (für die Aktienkommandite iſt eine entiprechende 
Vorſchrift nicht vorgefehen), daß ſchon eine Minderheit, welche den fünften Theil 
des Grundfapitals vertritt, die Geiellihaft zur Erhebung von Anfprücen auch 
gegen die Vorſtands- und Auffichtsrathsmitglieder ſoll veranlaflen und dazu ſich 
event. der Mitwirkung des Handelsgerichts bedienen dürfen, fcheint auf einem 
weitgehenden Miftrauen gegen die Geiellichaftsorgane begründet zu fein, welches 
die Handelskammer nicht zu theilen vermag. Es ericheint äußerſt bedenklich, das 
Verhältniß zwiſchen den Aktionären einer Geſellſchaft und den Geſellſchaftsorganen 
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als einen permanenten Kriegszuſtand zu betrachten und danach die geieglichen ' 
Beitimmungen zu formmliren, während der normale und auf die Dauer allein 
haltbare Zuftand derjenige eines guten Cinvernehmens beider Faktoren ift und 
fein muß. Bei jo rigorojen Vorichriften wie den vorgeichlagenen, würde es bald 
überhaupt unmöglich werden, geeignete Perfönlichkeiten für die Aufſichtsrathspoſten 
der Aktiengeſellſchaften und Aktienkommanditen zu finden. 

Der Art. 2252 beitimmt, daß Mitglieder des Aufſichtsrathes nicht zugleich 
Mitglieder des Boritandes oder Stellvertreter derielben jein dürfen. Die Motive 
erflären dieſe Beſtimmung für erforderlih, um die Funktionen der Gejellichafts- 
organe Ichärfer als biöher gegen einander abzugrenzen und zu verhüten, daß der 
Auffichtsrath feine, in diefem Falle verwaltende Thätigfeit ſelbſt fontrolire. Weber 
das Unzuläſſige eines solchen Zuftandes können Meinungsverfchiedenheiten nicht 
wohl beitehen. Die Handelskammer möchte aber zu bedenken geben, dab Fälle 
porfommen können (3. B. Todesfall eines Direktors), wo es dringend wünſchens— 
werth ift, ein fachveritändiges Mitglied des NAuffichtsrathes in den Vorſtand 
interimiftifch zu deligiren. Selbftverftändlihh würde während der Dauer einer 
folchen zeitweiligen Delegation der Betreffende jeine Thätigfeit als Aufſichtsraths— 
- mitglied nicht ausüben und fie nur wieder aufnehmen dürfen, nachdem ihm bezw. 
dem Boritande von der Generalverfammlung Decharge ertheilt wäre. 

Die Handeldfammer befürwortet, den Art. 225a dahin abzuändern, dat eine 
folche zeitweilige Delegation, wenn im Gejellichaftsvertrage vorgeſehen, zuläflig 
fein folle, event. mit einer Beichränfung bezüglich der Zahl der Aufſichtsraths— 
mitglieder, welche zur Zeit in den Vorſtand delegirt werden Dürfen. 

Nach Art. 191 bezw. 224 fann die Beitellung zum Dlitgliede des Aufſichts— 
rathe3 jederzeit dur die Generalverlammlung widerrufen werden. Dieje Beſtimm— 
ung entipricht nad) Anficht der Handelskammer nicht der verantwortlichen Stellung, 
die der Entwurf den Aufſichtsrathsmitgliedern zuweilen will; dieje fann nur dann 
voll und zum Nutzen der Geſellſchaft ausgefüllt werden, wenn und jo lange das 
Auffichtsrathsmitglied fich als ein vom Vertrauen der Geiellichaft berufener und 
nicht jederzeit zu entlaflender Mandatar betradyten fann. Die Fälle, daß Auf: 
fihtsrathömitglieder einem, ihnen gegenüber in der Generalverfammlung der 
Aktionäre oder feitens ihrer Stollegen geäußerten Mißtrauen in die Erfüllung 
ihrer Pflichten auf ihrem Posten zu beharren fuchen, dürften jo verfchwindend 
jeltene fein, daß ihretivegen eine Menderung des jesigen Rechtszuſtandes ungerecht: 
fertigt wäre. Gejegeöbeitimmungen jollten nicht für felten vorfommende Ausnahme: 
fälle erlafien werben. 

Die Handelskammer erklärt fich gegen die Aufnahme diejer Beſtimmung in 
das Geſetz, die es außerordentlich erichweren wirde, vertrauenswürdige und im 
Punkte der Ehre feinfühlige Perſonen zur Annahme von Auffichtsrathsftellen 
bereit zu finden. 

Andererjeitö hält es die Handelskammer für erforderlich, dem Aufſichtsrathe 
zu geitatten, für etwa im Geichäftsjahre eintretende Vakanzen ſich durch Stooptation 
bis zur nächſten Generalverfammlung vorläufig zu ergänzen. Dadurch würde der 
im Intereffe der Gefellihaft zu vermeidenden Gventnalität einer ungenügenden ' 
Zufammeniegung des Aufſichtsrathes vorgebeugt, ohne dab der Befugniß ber 
Generalverfammlung zur definitiven Beitellung von Auffichtsrathönitgliedern 
Abbruch geichähe. 

Der Gefegentwurf hat die Beichränfung, daß die Mitglieder des Aufjichts- 
rathes Aktionäre der Gefellichaft fein müflen, aufgehoben (Motive S. 149/214), 
worin die Handelskammer feine Verbeflerung des zeitigen Zuftandes erkennen fann. 
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Im Falle der Simultangründung würde: die Beltellung von Nichtaftionären zu 
ftellvertretenden Auffihtsrathömitgliedern eine nothwendige Konfequenz der im 
Entwurf vorgeichlagenen, von der Handelskammer abgelehnten Beitimmung in 
Art. 2098 fein. Die Handelöfammer ift der Anficht, da bei Aufſichtsrathsmit— 
gliedern, welche Nichtaktionäre find, nicht dasfelbe rege Intereſſe für die Gejellichaft 
vorausgeiegt werden fann, wie bei jolchen, die aus den Kreiſen der Aktionäre 
gewählt find. Hierin erblidt die Handelsfammer ein weiteres Motiv für die 
Beleitigung der oben bemängelten Borichrift wegen Einjegung eines proviloriichen 
Auffihtsrathes zur Prüfung des Gründungsherganges, wobei nothwendigerweile 
auf Nichtaktionäre refurrirt werden müßte. 


Die Handelöfammer will hier den Wunsch zum Ausdruck bringen, daß für 
die Haftung der Mitglieder der Gefellichaftsorgane aus der Geihäftsführung und 
Kontrole eine kürzere Verjährungsfrift, als diejenige nach gemeinem Necht, im 
Selen ftipulirt werde, da nach dem Wortlaute des Gefegentwurfes die jährliche 
Decharge eine nahträglihe Erhebung von Schadenerſatzanſprüchen noch nicht aus: 
ſchließen würde. Mit dem geichäftlichen Verkehr ſcheint es aber nicht vereinbar 
und würde auch feinem praftiichen Bedürfniffe entiprechen, die Haftung der Ges 
jellihaftsorgane auf eine unverhältnigmäßig lange Zeit hinaus beftehen zu Laien. 

Im regelmäßigen Geihäftsgang fteht die Berufung der Generalverſammlung 
einer Aktienfommandite den perſönlich haftenden Geiellichaftern oder dem Aufſichts— 
rathe (Art. 187), einer Mftiengelellihaft dem Vorſtande event, Aufiichtörathe 
(Art. 236 bezw. 225) zu. Nah Art. 188 muß die Generalverfammlung einer 
Aktienkommandite berufen werden, wenn dies von Kommanditiften, deren Antheile 
zulammen den zehnten Theil des Gejammtfapitals darftellen, verlangt wird. Im 
Statut fann vorgeichrieben werden, daß hierzu „ein größerer oder geringerer“ 
Antheil am Gefammtlapital erforderlich iſt. Für die Aktiengelellichaft ift dagegen 
(Art. 237) dieſes Recht an einen Aftienbefig geknüpft, welcher nur den zwanzigften 
Theil des Grundfapitals (nah Art. 237 biöheriger Faſſung: den zehnten Theil) 
darzustellen braucht, und das Statut kann zudem dieſes Recht an die Bedingung 
eines geringeren, nicht aber aud größeren Antheils am Grundfapital fnüpfen. 
Bei der Aftiengeiellithaft follen die Aktionäre außerdem das, den Kommanditiſten 


nicht zugeitandene Necht haben, Gegenitände zur Veſchlußfaffung für die General— 
verſammlung ankündigen zu laſſen. 


Dieſe, den Aktionären einer Aktiengeſellſchaft gegenüber den Kommanditiſten 
einer Aktienkommandite eingeräumten größeren Befugniſſe ſcheinen auf der Anſicht 
zu beruhen, daß die perſönlich haftenden Geſellſchafter eine, wie die Motive 
(S. 188/272) fi bildlich ausdrüden, „monarchiſche Spitze“ bilden, deren Necht 
auf Berufung der Generalverfammlung der Geieggeber nicht zu jehr einichränten 
wollte. 

Die Handelöfammer vermag eine Nothwendigkeit für die vorgeichlagene ver: 
ſchiedene Behandlung der beiden Gejellihaftsformen nicht einzufehen und fie befür— 
wortet, daß, entiprechend dem bisherigen Rechtszuſtande, 

1. das Recht der Aktionäre einer Aktiengejellichaft auf Berufung der General: 
verfjommlung bezw. Anfündigung von Gegenitänden der Beichlußfaffung, um 
etwaigen Mißbrauch zu verhüten, gleichfalld vom Attienbeſitze des „zehnten“ Theils 
des Grundkapitals abhängig gemacht werde, und 


2. wie für die Aktienkommandite beabſichtigt, auch für die Aktiengeſellſchaft 
beſtimmt werde, daß dieſes Recht im Geſellſchaftsvertrage an den Beſitz eines 
„größeren oder geringeren“ Antheils am Grundkapital geknüpft werden könne. 
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3. In allen Fällen wären die Antragiteller geſetzlich zur Deponirung der 
ihr Recht begründenden Aktien zu verpflichten. 

4. Es müßte im Art. 188 Abi. 2 bezw. Art. 237 Abi. 3 eine beitimmte 
Frift angegeben werden, nach welcher, wenn bis dahin dem Verlangen der Antrags 
fteller durch die Geiellihaftsorgane nicht entiprocden, das Handelsgericht bie 
Betreffenden zur Berufung der Generalverjammlung ermäcdtigen könnte, 

Im Uebrigen jcheint die vorgeſchlagene Faſſung auc nach der Begründung 
(S. 174/251) dem Handelögerichte eine über die Prüfung der formellen Erforder: 
nifle hinausgehende Beurtheilung der Berechtigung des Antrages zuzumuthen 
(vergl. auch die Beitimmungen in Art. 190b und 239a, twonad die Ernennung 
von Reviſoren, durch das Handelögericht erfolgen „kann“, ſofern „glaubhaft“ 
nachgewiejen wird u. 5. w.), welche die dem Regifterrichter zuſtehenden Obliegen: 
heiten überfteigen dürfte. 

Zu den Prärogativen der Generalverſammlung, deren fie fich nach dem Geſetz— 
entwurf weder durch Gejellichaftsvertrag, noch durch Delegationsbeichluß begeben 
darf (Motive ©. 158/228), gehören u. A. die Beſchlußfaſſung "über die Abänder— 
ung des Gejellichaftsvertrages (Art. 180f beziw. 215) und über die Erhöhung 
des Grund: bezw. Geſammtkapitals (Art. 180g bezw. 215a). Es iſt die Frage 
aufgeworfen worden, ob die hierin Liegende Einichränfung der DVertragsfreibeit 
berechtigt jei. Die Handeläfanmer muB Diele Frage bejahen. Diejer grund: 
legenden Nechte (Statutenänderung und apitalserhöhung) Tollte ſich die Geſammt— 
‚heit der Aktionäre, wie fie in der Generalverfammlung repräfentirt ift, nicht ent: 
äußern, auc wenn fie das größte Vertrauen zu ihren Gelellichaftsorganen (Bor: 
ftand und Auffichtsvath) in Betreff des disfretionären Gebrauches derjelben beſitzt. 
Der Gelegentwwurf janktionirt im Grunde nur den wohl in der überwiegenden 
Mehrzahl der Gefellichaftsitatuten bereits beitchenden faktiſchen Rechtszuftand, und 
hat die Handelskammer gegen deſſen Kodifizirung nichts einzuwenden. 

Daß die Beichlußfaffung wegen Abänderung des Inhalts des Gejellichafts- 
vertrages, falls das Statut nicht anders beitimmt, an eine Dreiviertel- Mehrheit 
des in ber Generalverfammlung vertretenen Grund» oder Geſammtkapitals gefnüpft 
if (Art. 180f bezw. 215; diefe Majorität ift bei der Aktieungeſellſchaft bezüglich 
einer Abänderung des Gegenftandes des Unternehmens obligatoriich), kann nicht 
beanstandet werden. 

Im Schlußfag des Art. 221 iſt gelagt, daß rücdiichtli der Bedingungen 
und der Ausübung des Stimmrehtes die Worichriften in Art. 190 zur Anwend— 
ung fommen follen. Dieſe Bezugnahme bedarf einer Einſchränkung dahin, daß 
die Abſätze 3 und 4 des Art. 190, melde auf das Stimmreht der Aktionäre 
einer Aktiengeſellſchaft nicht paſſen, ausgeſchloſſen bleiben. Sollte mit der Bezug— 
nahme angedeutet ſein, daß die Mitglieder des Vorſtandes und Aufſichtsrathes, 
ſoweit fie Aktionäre find, bei ſolchen Beſchlußfaſſungen fein Stimmrecht haben 
folfen, bei welchen über die ihnen zu gewährende Decarge abgeſtimmt wird, wie 
dies in Art. 190 Abi. 3 Für Kommanditiſten einer Afktienfommandite beitimmt 
ift, fo muß fich die Handelskammer gegen dieje Beitimmung erklären. Das Stimme 
recht ift an den Belig einer Aktie geknüpft und ſoll (nad Art. 190 Abi. 1) der 
Regel nad) nur durch den Gelellichaftövertrag beichränft werden dürfen, im llebrigen 
aber unbejchränft fein. Wie gegen die Bezugnahme in Art. 221 auf die Abſätze 
3 und 4 des Art. 190%, muß die Handelskammer ſich aud, gegen die leßteren 
jelbit ausiprehen, in welchen den Stomplementären das Stimmrecht aus Aktien: 
bejig überhaupt abgeiprochen wird, eine Beitimmung, die auch mit der den Kom: 
plementären zugewieſenen „monarchiſchen“ Stellung nicht im Einflange ftehen würbe. 


Ir — 
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Was die Individualrechte der Aktionäre betrifft, fo beitimmt der Entwurf 
(Art. 190a bezw. 222), dab dem einzelnen Aktionär nur geitattet fein Toll, 
geſetz- und ftatutenmwidrige Beichlüffe der Generalverſammlung anzufechten, ſowie 
auch die nicht ordnungsmäßige Ginberufung derjelben und Feſtſetzung der Tages: 
ordnung zu beanftanden. Zur Klageanbringung wird eine dreimomatlide Frift 
gewährt. 

Das Recht ſelbſt kann dem Aktionär nicht beitritten werden, dagegen ericheint 
die Friſt, während welcher die Möglichkeit der Stlageerhebung über der Geſchäfts— 
leitung drohend schweben und die Freiheit ihrer Dispofitionen beeinträchtigen 
würde, zu lang bemeiien. Die Handelstammer jchlägt vor, dieſelbe ſtatt auf 
„Drei Monate“ auf „einen Monat“ feſtzuſetzen. 


Die im Abi. 3 des Art. 190a den perjönlich haftenden Gefellichaftern bezw. 
nah Art. 222 dem Boritande einer Aktiengeiellihaft auferlegte Prlicht zur Ber: 
Öffentlichung der Klageerhebung ift eine vorfommendenfalls den Gejellichaftsfrebit 
ſchwer ichädigende Mahregel, für die ein zwingender Grund nicht erlichtlih it. 
Die Handelöfanımer befürwortet, diefe Beſtimmung zu ftreichen. 

In Betreff der den Minoritäten gegen die fie angeblich vergewaltigenden 
Majoritäten der Generalverfammlungen im Entwurf gewährten Nechte fann die 
Handeldfammer den Standpunft der Verfaffer nicht theilen. Sie hält es viel: 
mehr für außerordentlich bedenklich, zu beſtimmen, daß eine Minderheit, welche 
zehn Prozent des Attienkapitals beiist, gegen den Willen der Majorität eine 
gerichtlihe Unteriuchung durd vom Gericht beitellte Nevfforen ſoll beantragen 
fönnen (Art. 190b und 222); daß eine Minderheit, welche 20 Prozent des 
Srundkapitals hinterlegt, eine Anklage wegen nadläfliger Geſchäftsführung Toll 
erheben (Art. 223) und diejelbe Minderheit die Auflöfung bezw. Liquidation einer 
Geſellſchaft Durch richterliches Urtheil (elbit dann, „wenn andere wichtige Gründe”, 
die nicht näher bezeichnet werden, vorliegen) joll beantragen reip. eine dahingehende 
Klage beim Gericht erheben dürfen (Art. 200a, 242a, 244); dal; endlich bereits 
eine Minderheit, deren: Antheil 5 Prozent des Grundkapital daritellt, genügen 
ſoll, ‚um die Beitellung gerichtlicher Neviforen zur Unterfuchung beftimmter An: 

- fätse in der Bilanz zu erzwingen (Art. 239 a). . 

Die Handelsfammer iſt der Anficht, daß es dem Charakter einer Aktien: 

geiellihaft reip. Aktienfommandite als Napitalsaflociation durchaus entipricht, 

r wenn ſich der Einzelne bezw. "die Minderheit dem Majoritätsbeichluffe unbedingt 
zu unterwerfen hat. Sie glaubt zur Begründung dieſer Ansicht auf die Mtotive 
des Geſetzentwurfes ſelbſt verweilen zu dürfen; diejelben führen aus: 

(S. 159/229) „Su der Generalveriammlung muß der einfache oder, fofern 
das Geſetz oder der Geſellſchaftsvertrag eine erhöhte oder beſonders geeigenichaftete 
Mehrheit vorschreiben, der demgemäß gefahte Mehrheitsbeihluß der erichienenen 
Aktionäre als der Wille der Geiellichaft gelten, da anderenfalls eine Beſchluß— 
faſſung überhaupt ausgeichloffen wäre“. . 

(S. 164/236) „Der Negel nah muß man von dem Grundſatze ausgehen, 
daß die Gejellichaftsorgane die. ihnen durch Geleg oder Statut verlichenen Befug— 
niſſe legal ausfiben, dab daher die Gejellihaft ſachgemäß durch die berufenen 
Organe des VBorjtandes und des Nufjichtsrathes vertreten wird, und dab auch 
die Generalverſammlung in ihren Mehrheitsbeichlüffen nicht die Sonderinterefien 
einzelner Aktionäre, jondern das ntereife des Ganzen verfolgt. Darauf beruht 
das Weſen einer Aftiengefellihaft und ihre Organijation. Läßt man fi von 
dem Mißtrauen beherrſchen, daß die Geſellſchaftsorgane leicht illegal und zur 


“ 
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Schädigung des Intereifes der Gefellichaft verfahren, jo handelte man folgerichtiger 
und beiler, da3 ganze Inſtitut der Aktiengeſellſchaft zu verwerfen“. 

Anden die Handelskammer diefen Ausführungen rückhaltlos zuftimmt, 
fommt fie allerdings zu einem anderen Schluffe, als die Verfaſſer: zur Ablehnung 
der den Minoritäten zu gewährenden Rechte. Mit denjelben würde der Mög: 
lichfeit des Mißbrauches dieſer Befugniſſe zu unlauteren Zweden (z. B. zu. fo: 
genannten „Baiſſe-Manövern“, zu den Geſellſchaftskredit aus eigennütigen Zwecken 
gefährdenden Manipulationen, wie jolche bei den jogen. „Entgründungen“ bereits 
vorgefonmen find) Thür und Thor geöffnet werden, eine Gefahr, die von den 
Verfafiern des Entwurfes unterihäst worden ift. 

Die Handelskammer befürwortet Streihung der betreffenden Beltimmungen, 

Bezüglich der im Art. 239a Abſ. 1 enthaltenen Beſtimmung, dab zur 
Prüfung der Bilanz beiondere Neviforen beitellt werden fönnen, vermißt Die 
Handelskammer eine Andeutung, wen diefe Befugniß zuitehen ſoll; fie würde es 
für richtig halten, wenn, entiprechend dem jest allgemein üblichen Verfahren, 
beitimmt würde, daß die Neviloren für die Prüfung der Bilanz von der General: 
verjammlung für das laufende Geſchäftsjahr im Voraus ernannt werden können, 
und daß Reviſoren nicht Aktionäre zu fein brauchen. 

Bezüglich der Beitimmungen, betreffend die Aufftellung der Bilanz (Art. 1858 
bezw. 239), muß die Handelskammer fich gegen den Vorſchlag erklären, nad) 
welchem der Neichsfanzler ermächtigt fein Toll, für gewiſſe Arten von Unternehm— 
ungen Formulare für die Bilanz und Gewinn: und Verluftrehnung aufzuitelen. 
. Abgeiehen „davon, daß es der Handelöfammer fraglich ericheint, ob hiermit der 
höchſten Reichsinſtanz nicht eine Aufgabe zugewieien werden würde, die fie mit 
Rückſicht auf die Bielgeitaltigfeit des geichäftlihen Verkehrs befriedigend zu 
erfüllen gar nicht im Stande wäre, würde mit einer jolchen Schablonifirung ftatt 
der angeftrebten Durchfichtigfeit der Nechnungslegung vorausfichtlich das Gegen: 
theil erreicht werden. Würde aber mit dem aufzuitellenden Formular beabitchtigt 
werden, eine in's Detail der Geihäftsführung eingehende Offenlegung der Geſchäfts— 
verhältniffe für das große Publikum zu erftreben, jo würden einerſeits viel Arbeit 
und große Koften zwecklos aufgewandt werden, da eine ſolche Spezialifirung nicht 
von allgemeinen Intereſſe wäre, andererſeits aber würde eine Schädigung der 
Gejellichaftsintereffen den Konkurrenzunternehmungen gegenüber unausbleiblich jein. 

Die Handeldfammer muß fich daher für Beſeitigung der fraglichen Beſtimm— 
ung ausſprechen. ‘ , 

Auf die Strafbeitimmungen, die ihr übrigens über Gebühr drafoniich er: 
Icheinen, jowie auf andere, weniger weſentliche Punkte des Entwurfes, glaubt die 
Hanbdelsfammer nicht weiter eingehen zu ſollen. Sie will nur zum Schluß noch 
darauf hinweiſen, daß e3 einem Bebürfniffe entiprechen würde, wenn in den Weber: 
gangsbeſtimmungen jchärfer, ald im Entwurf geichehen, diejenigen Beitimmungen 
hervorgehoben würden, welche auf die beim Inkrafttreten des Geſetzes beitehenden 
Sejellihaften Anwendung finden follen. Namentlich dürfte $ 2 einer rebaftionellen 
Henderung bedürfen, deifen zweiter Abſatz die „ſchon beftehenden Gejellichaften“ 
beſonders ausnimmt und dadurch den an fich wohl ausgeichloffenen Zweifel er 
wedt, als könnten die im eriten Abſatz genannten Artikel auch, auf beitehende 
Geſellſchaften Anwendung finden. 
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II. Aeußerungen des Vereines zur Mittheilung der gemeinjamen 
wirthſchaftlichen Intereſſen im Rheinland und Weſtfalen über 
den Aktiengeſetzentwurf. 


Der Ausſchuß des Vereins hatte den Gejeßentiwurf, betreffend die Kommandit— 
geiellihaften auf Aktien und die Metiengeiellichaften, in feiner Sigung vom 
20. November 1883 einer Kommiſſion überwielen, ‚welche fih ihrer Aufgabe 
in ſechs Situngen unterzogen hatte. Auf Grund diefer vorbereitenden Arbeiten 
faßte der Ausſchuß des Vereins in feiner Sigung vom 17. Januar eine Reihe 
von Relolutionen und Beihhlüffen, die wir hier folgen, laſſen. 

Der Verein hat zunächſt in den Rejolutionen jeine allgemeine Stellung dem 
Gefegentwurfe gegenüber zum Ausdruck gebradt. Darnach ertennt der Berein 
die Nothwendigfeit einer jest vorzunehmenden ſtückweiſen Geſetzgebung zur Revifion 
einzelner Theile des Handels-Geſetzbuches nicht an, auch fann er jich mit weient: 
lichen Gefihtöpunften des Geſetzentwurfes nicht einveritanden erflären. In voller 
Uebereinftimmung befindet fich der Verein mit dem, vor dem Entwurfe aufge- 
ftellten Ziele, die Vorgänge bei der Gründung von Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien reip. von Aftiengelellihaften klar zu ftellen; die Mittel und MWege jedoch, 
die in dem Geſetzentwurfe zur Grreihung dieſes Zieles vorgeichlagen werben, 
fann der Verein nicht ala glücklich gewählt und zwedentiprechend anerkennen. 

Menn demgemäß die gefaßten Rejolutionen in den zwölf aufgeftellten Sägen 
dem Gejegentwurfe gegenüber eine ablehnende Haltung befunden, jo hat der Verein 
fh doch nicht der Aufgabe entzogen, den Entwurf einer jpeziellen Berathung zu 
unterwerfen und, wo er es für nothwendig eradhtete, Abänderungsanträge zu den 
einzelnen Paragraphen zu itellen. Dabei iſt der Verein freilich im Sinne ber 
von ihm gefaßten Rejolutionen vorgegangen, jedoch mit dem gewiſſermaßen eine 
Modifikation enthaltenden Beitreben, feine jpeziellen Beichlüffe und Anträge To 
einzurichten, daß, auch wenn der Gejegentwurf in feinen hauptiächlichiten Prin— 
zipien und in feinem Aufbau aufrecht erhalten werden follte, eine Amendirung 
im Sinne ded Bereind nicht ausgejchloflen ift. Daher ift auch die Proſpekt— 
theorie, für welche jich der Verein in den Nefolutionen ausfpricht, in den jpeziellen 
Beichlüflen nicht erwähnt worden; denn der llebergang zu bderielben würde nicht 
eine Amendirung des Gejegentwurfes, fondern eine vollftändige Bejeitigung des 
Gedanfenganges und der Ziele, welde in dem Entwurfe zum Ausdrud gelangen, 
bedeuten. 

Der Berein fonnte es freilih nicht als feine Aufgabe erachten, die be: 
treffenden Paragraphen, feinen Beichlüffen gemäß, redaktionell zu ändern, denn 
damit wäre eine gänzliche Umarbeitung des Geſetzentwurfes nothiwendig geworden, 
eine Arbeit, die in dem gegenwärtigen Stadium der Vorbehandlung des Entwurfes 
faum einen Zweck gehabt haben würde. Der Berein hat ſich daher in dem 
meifteh Fällen darauf befchräntt, nur jeine Anfichten und Wünſche bezüglich der 
vorzunehmenden Henderungen auszufprecen. 

Bon einer beionderen Begründung der Rejolutionen ift Abftand genommen, 
da die, den ſpeziellen Beichlüffen beigegebene Begründung ziemlich eingehend ge= 
haften}, ift und wohl alles bringen dürfte, wa3 zur Erläuterung «des yon dem 
Verein eingenommenen Standpunftes nothwendig ericheint. Es jei hier nur noch 
bemerkt, "daß die Anführungen in Bezug auf die dem Geſetzentwurfe beigegebene 
allgemeine und bejondere Begründung ſich auf die in Sarl Heimann's Verlag in 
Berlin erfchienene Ausgabe des Gefegentwurfes ‚beziehen. 


* 
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Die Nefolutionen lauten wie folgt: 

1. Der Berein fann die in der allgemeinen Begründung — ©. 68 — ge 
äußerte Anlicht, daß eine Neform der Aktiengeſetzgebung jest nothwendig und 
zeitgemäß Sei, nicht als richtig anerkennen, und er vermag auch den für dieſe An: 
ficht ebendaielbit aufgeführten Gründen nicht zuzuitimmen. Gr erachtet es viel- 
mehr im Intereſſe der Ginheitlichfeit der Geſetzgebung für zwedmäßiger, wenn 
die geſetzgeberiſche Thätigfeit auf diefen Gebiete bis zur Aufitellung des bürger: 
lihen Geſetzbuches, welche eine allgemeine Reviſion des Handelsgeſetzbuches und 
der Beſtimmung desielben über die Aftiengelellihaften zur Folge haben muß, 
herausgeichoben würde. 

2. Der vorliegende Geſetzentwurf, welcher aus der Beobachtung einzelner 
an fich verwerflicher Vorgänge bei der Gründung und Berwaltung von Aktien— 
geiellihaften und aus dem Streben, ſolche Vorgänge unbedingt unmöglid zu 
machen, hervorgegangen ift, gelanat zu Stautelen, die von dem Werein im Allge— 
meinen nicht gebilligt werden. Diejelben ericheinen vielmehr geeignet, DEI H une 
Mihtrauen gegen die große Mehrzahl der mach ihrer Gründung und Yeitung 
joliden Aftiengejellichatten und die Organe derielben zu erweden, von Gründung 
und Leitung der Aftiengelellichaften und von der Berheiligung an denjelben ab» 
zuichreden und dadurd einen ſehr weientlichen Faktor zur Förderung der wirth— 
ichaftlichen Zustände mindeitens zu ſchwächen. 

3. Der Verein ift aber der Ueberzeugung, dak in unſerem Vaterland, in 
elchen die Stapitalbildung noch nicht jo weit vorgeichritten iſt, wie in den 
Ländern, mit denen es in eriter Reihe den Konkurrenzkampf zu beitehen bat, die 
Aflociation des Kapitals eines der vornehmlichiten Hilfsmittel ift, um durd Ver: 
ebelung der eigenen und fremden Rohprodukte und Halbfabritate das dem Wolfe 
erforderliche Arbeitsauantum zu ſchaffen, die Bildung neuer Werthe und Stapitalien 
zu fördern, die Sicherung gegen Beihädigung oder Berluft des Eigenthums und 
Gelegenheit zur Stapitalanfanımlung für den Todestall zu gewähren, ſowie das 
streditbebürfnig zu befriedigen und an der Regelung des Geldumlaufes mitzus 
wirken. 

4. Der Verein erachtet es daher nicht als die Aufgabe einer das Aktien— 
weſen regelnden Geſetzgebung, daß ſie, wenn dadurch auch die freie Bewegung 
auf dieſem Gebiete auf's Aeußerſte beengt werden müßte, Ausſchreitungen abſolut 
verhüte. Dieſe mögen mit ſcharfen Strafen belegt werden, im Uebrigen aber 
Kautelen gegen Ddiejelben nur ſoweit gegeben werden, als fie, in dev Damit ver: 
bundenen nothwendigen Beichränfung der freien wirchichaftlichen Bewegung auf 
dem Gebiete des Aktiensweſens, nicht mehr fchaden als in der Verhütung bon 
Ausschreitungen nützen. 


5. Bon diefen Gefichtspunften ausgebend, iſt der Verein mit der, in dem _ 


Entwurfe verfolgten Abficht, die Vorgänge bei der Gründung von Aktiengeſell— 
schaften klar zu ftellen, vollfommen einveritanden, jedoch nicht mit den zu dieſem 
Zwede gewählten Mitteln. ‘ 

6. In diefer Beziehung hält der Verein es fir unrichtig, die Organe der 
Geſellſchaft, den Aufſichtsrath und den Boritand, weldye ihrer ganzen Anlage und 
Natur nad) nur beitimmt fein fünnen, eine fertige Geſellſchaft zu leiten und zu 
verwalten, in, die innigſte Verbindung mit dem Prozeſſe der Gründung zu bringen; 
zudem iſt die Verantwortung, mit welcher dieſelben in Folge deſſen belaſtet werden 
ſollen, ſo weitgehend, daß jeder Mann vor derſelben zurückſchrecken muß, dem 
Pflichtgefühl und Ehre gebieten, ſtets mit der Sorgfalt eines ordentlichen Ges 
ihäftsmannes zu handeln. 


— 
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7. Demgemäß erachtet der Verein das zur Klarlegung der Vorgänge bei 
der Gründung in Ausficht genommene Prüfungsverfahren hauptſächlich für un— 
richtig, weil fich jorgfältige und ordentlihe Geſchäftsmänner faum bereit finden 
werden, dasjelbe auözuführen und die damit verbundene ſchwere Berantivortlid)- 
feit zu übernehmen. Diejes Verfahren könnte nur zur Folge haben, dab Die 
Prüfung in der Regel ſolchen Perſonen übertragen werden wird, die zur Aus: 
Führung am Wenigiten geeignet find und durch die Uebernahme jener Verant— 
wortung die eritrebte Garantie nicht bieten. 

8. Daher iſt der Verein der lleberzeugung, dab es beiler wäre, die Ber: 
bindung der Gejellichaftsorgane mit der Gründung und damit das ganze Prüfungs: 
verfahren, welches in den von dem Geſetzentwurfe gezogenen Konſequenzen noch 
jahrelang die freie Bewegung in den verichiedenften Richtungen behindert, gänzlich 
aufzugeben und die Stlarlegung der Vorgänge bei der Gründung, jowie die volle 
Rerantivortung für diejelben denen aufzulegen, die ihrer ganzen Stellung nad) 
dazu allein verpflichtet „jind — den Gründern. 

9. Der Berein glaubte daß das, was in diefer Beziehung nothivendig und 
möglich ift, durch die wohldurddadte Anwendung der Proipefttheorie erreicht 
werden kann; dieſe würde demgemäß an die Stelle des Prüfungsperfahrens zu 
treten haben. 

10. Obgleich der Verein aus den Vorgängen im praftiichen Yeben die Ueber: 
zeugung Ihöpfen muß, daß die Simultangründung fait ausichließlich ald Gründungs- 
forın gewählt wird, jo will er doch Einspruch gegen die Statuirung noch einer 
‚zweiten Form, der Succelfipgründung, nicht erheben. Er muß fid jedoch gegen 
die theils aus theoretiihen Erwägungen hervorgegangenen, theil® von dem 
Prüfungsverfahren bedingte Umſtändlichkeit der vorgeichriebenen Formen, ſowie 
dagegen ausſprechen, daß bezüglich der zuläfligen Gründungstorm ein lediglid) 
von theoretiichen Gefichtspuntten hergeleiteter Unterſchied zwiſchen der Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien und der Aktiengeſellſchaft gemacht wird. 

11. Dem Verein erſcheint noch in weſentlichen anderen Beziehungen die 
in dem Entwurfe angeordnete verſchiedene Behandlung der beiden Arten von 
Aktiengeſellſchaften nicht von praftiichen wirthſchaftlichen Verhältniſſen bedingt 
zu ſein; dieſe erfordern vielmehr, daß die Verſchiedenartigkeit auf das geringſte, 
von der Natur beider Geſellſchaften bedingte Maß beſchränkt werde. : 

Demgemäß würde in einem fünftigen Gelege die Anordnung des Stoffes 
wahricheineich zwedmäßiger fo zu treffen fein, daß zuerit die den beiden Arten 
bon Geiellichaften gemeiniamen Beitimmungen in dem Abjchnitte für Aktiengeſell— 
ihaften zu geben find und dab dann, in einem zweitem Abjchnitt, die wenigen 
für die Nommanditgeiellichaften auf Aktien beitimmten abweichenden Vorjchriften 
folgen. 

12. Der Verein ift mit der Auffaflung einveritanden, dal die Generalver: 
ſammlung für die inneren im Rahmen des Gejellichaftsvertrages liegenden Ans 
gelegenheiten das Willensorgan der Geſellſchaft, wie es bisher geweien ift, auch 
ferner bleibt; verlangt aber unbedingt, daß dieſe Gigenichaft bei allen nach Auſſen 
gerichteten Beziehungen und Handlungen der Geſellſchaft bei dem Vorſtande und 
foweit eine Mitwirkung des Aufſichtsraths geitattet ift, bei dieſem verbleibe. 

Dieſe Organge find der Geiellichaft und, joweit das Gebiet von dem Geſetze 
und dem Gefellichattövertrage umgrenzt wird, der ‚Generalverjammlung verant: 
mortlih. Der Verein iſt ferner auch damit einverstanden, daß der Minderheit 
der Generalverfammlung in gewiſſen Fällen die Initiative zum Schuß ihrer Rechte 
teip. zur Abwehr von lebergriffen der Gejellihaftsorgane oder der Mehrheit der 
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Aktionäre eingeräumt wird; er hält es aber für unbedingt geboten, zum Schuge 
der Gejellichaft und der Mehrheit, jowie der etwaigen Gläubiger, ausgiebige 
Garantien gegen Mißbraud der von der Dlinderheit ausgehenden Initiative zu 
geben. Denn es würde durdaus unrichtig und den Vorkommniſſen des praftiichen 
Lebens wideriprechend jein, den Dolus allein bei den Gefellichaftsorganen oder 
der Mehrheit der Generalverjanmlung vorauszufegen und der Fiktion Raum 
zu geben, daß bderjelbe niemals bei der Minderheit der Aktionäre zu ſuchen jet. 

In manchen Beziehungen wird die der Minderheit von dem Entwurf einge: 
räumte Initiative gänzlich abzulehnen jein. 


Die mit Bezug auf die einzelnen Baragraphen des Geſetzentwurfs gefaßten 
Beſchlüſſe lauten: 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den Kommanditgeſellſchaften auf Aktien’ insbefondere 


Urt. 173 und 1738 (aud mit Bezug auf Art. 207a). Es joll den Kom— 
manbitgejellihaften auf Aktien freiftehen, entweder auf den Namen laitende Aktien 
oder Inhaberaktien auszugeben. 

Bezüglich des Betrages, auf welchen die Aktien geitellt werden jollen, ift 
der gemäß Art. 207a gemachte Unterſchied zwiſchen Aktien, die auf den Namen 
lauten und zwiſchen Inhaberaftien ganz zu bejeitigen. 

Art. 173a und 207a. Der Minimalbetrag, auf welchen Aktien, die auf 
den Namen lauten, wie Inhaberaktien ausgeftellt werden dürfen, ift auf 1000 
Mark zu normiren. 

Art. 174a und 181. Der von ber Einlage des perlönlich haftenden Ge— 
jellihafters handelnde Art. 174a ift zu ftreichen, damit erklärt jich der Verein 
gleichzeitig gegen den Art. 181, welcher von der Behandlung der Cinlage des 
perlönlich haftenden Geſellſchafters handelt. 

Art. 175. Der Ausschluß der Simultangründung bei Bildung der Kom— 
manditgelellihaft auf Aktien ift nicht berechtigt. 

Art. 1754 mit Bezug auf die Art. 175b, 180b und 204 Abi. 1. An 
die Stelle der verlangten materiellen Prüfung hat die formelle Brüfung, 
d. h. eine genaue Darlegung der Vorgänge bei der Gründung zu treten. 

Art. 175e, Vide die Beichlüffe zu Art. 209e und 210a. 

Art. 1808 mit Bezug auf Art. 213b. Der Zweck der im Art. 180& 
enthaltenen Beitimmung würde vollfommen erreicht werden, wenn die ausge: 
Iprochene Verantwortung an den Umstand geknüpft würde, daß die betreffende 
Perſon die Umrichtigfeit oder Unvollftändigfeit der Angabe oder bie böswillige 
Schädigung gekannt hat. 

Art. 180. Wenn mehrere Gattungen don Aftien mit verschiedener Be: 
rehtigung, der einzelnen Gattungen ausgegeben find, bedarf ein von der gemein- 
ihaftlihen Generalverſammlung gefaßter Beſchluß auf Aenderung des beitehenden 
Nechtöverhältniffes unter den verfchiedenen Gattungen der Zuftimmung einer 
jeden Gruppe der Kommanditiſten, welche ‘eine beiondere Gattung von Aktien 
vertreten, gleichviel ob die Gattung durch den Beichluß der gemeinichaftlichen 
Generalverfammlung benachteiligt oder bevorzugt ericheint. 

Art. 181 Abi. 2. Wenn von dem perſönlich Haftenden Gefellichafter über: 
haupt eine Einlage gefordert werden jollte, jo iit, im alle des Austrittö des— 
felben, dieſe Einlage höchſtens auf die Dauer eined Jahres zurüdzuhalten, jo 
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dab nach Ablauf dieſer Friſt der ausgeichiedene perlönlich haftende Geiellichafter 
die volle Dispofition über feine Einlage erhält. (cfr. Beihluß zu Art. 174 a.) 

Art. 1818. Hinter dem Worte „Geſellſchaftsvertrag“ it einzuschalten 
„oder die ftattgehabte Erhöhung des Grundfapitals der Kommanditiſten“. 

Art. 182 und 183. Den Urt. 182 und 183 iſt mit Nüdiiht auf den 
Umitand eine andere Faſſung zu geben, daß der Verein fich für die Zuläfligfeit 
der Ausgabe von Inhaberaftien auch bei den Kommanditgeiellichaften auf Aktien 
ausgeſprochen hat und Gejellihaften mit Inhaberaktien, nad) Vollzahlung der: 
jelben ein Aktienbuch jelbitveritändlich nicht führen. 

Art. 184, 184a und 184b. Es erſcheint ein Zuſatz zu Art. 180g er: 
forderlih, welcher bejtimmt, daß vor einer Stapitalgerhöhung der volle Betrag 
der Aktien ausgeichrieben fein fol und daß die Säumigen nad den Borichriften 
des Art. 184 a (vorbehaltlich der wünſchenswerthen Abkürzung der Friſten) in 
Verzug gelegt fein müflen, daß aber, wenn dies geichehen, der Ktapitalserhöhung 
nichts im Wege ſtehen foll, auch wenn durch die Säumigfeit der Gejellichafter 
der an der Vollzahlung fehlende Betrag fünf Prozent des gefammten Alktien— 
fapital3 nicht überfteigt. 

Es ift Klarheit darüber zu ſchaffen, ob, fall die vorbeantragte Ergänzung 
des Art. 180g nicht eintreten ſollte, diejenigen den Strafbeitimmungen in 
Art. 249a Abi. 1 Ziff. 3 verfallen würden, welche im Intereſſe an der Er: 
höhung des Grundkapital, den durch die Säumigfeit anderer Gejellichafter 
fehlenden Betrag zur Bollziehung der Aktien aus eigenen Mitteln deden, ’ 

Mit Rüdjiht auf den Umſtand, dab die Interimsſcheine nicht auf ben 
Inhaber lauten dürfen, ift eine Beſtimmung erforderlich, nach welcher ein Erlaß 
der Geiellichaft an die im Aftienbuche eingetragenen jäumigen Gefellichafter unter 
jeden Umftänden als erforderlich betrachtet werden muß, daß dagegen die Bekannt: 
mahung in den öffentlichen Blättern nur fakultativ gefordert werden darf. 

Art, 185. Die im Art. 239 für die Aftiengefellichaft enthaltene Be— 
ftimmung: „Er (der Vorſtand) hat die Vorlagen (Bilanz und Geichäftsbericht) 
mindeitens zwei Wochen vor der (General:) Verſammlung in dem Geichäftslofale 
der Geſellſchaft zur Ginficht der Aktionäre auszulegen. Jeder Aktionär ift be: 
rechtigt, auf feine Koſten eine Abichrift der Bilanz, der Gewinn: und Verluſt— 
rechnung, Towie des Geichäftsberichtes zu verlangen“, ſoll auch auf die Kommandit— 
geiellihaften auf Aktien in Anwendung gebracht werden. 

Art. 185a mit Bezug auf Art. 217 Abi. 2. Der Verein jpricht fich im 
Prinzip gegen die Gewährung von Bauzinjen aus, erfeunt jedoch an, das Zahlung 
derjelben bei großen, eine längere Bauzeit erfordernden, im gemeinmügigen 
Interejfe liegenden Unternehmungen, wie biäher, auch in Zukunft nothwendig 
fein wird. Der Berein erachtet daher für erforderlich, dab die Gewährung von 
Bauzinien durch das Gejeg prinzipiell auszuschließen ift, dal jedoch der Reichs— 
fanzler ermächtigt werde, die Zahlung von Bauzinjen in den vorbezeichneten 
Füllen zu geftatten, 

Sollte das Geſetz aber die Gewährung von Bauzinien im Allgemeinen für 
die Aktiengejellichaften geftatten, fo müßte dies auch bezüglich der Kommandit— 
geiellihaften auf Aktien geſchehen; es könnte dann im Art. 185a Abi. ı Ziff. 2 
dinter den Worten „Herjtellungspreis anzufegen” zugelegt werden „wozu auch 
die Bauzinjen im Sinne des Art. 217 Abi. 2 gehören“, reſp. fünnte, dies auch 
in einer befonderen Ziffer ausgeiprochen werden. (Bezüglich des Art. 217 Abi. 2 
wird nod bemerkt, daß der Ausdrud „voller Betrieb” zu unbeſtimmt fei ‚und 
daher zu Mißdentungen führen könne.) 
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Abi. 2 des Art. 1852 iſt zu streichen, zum Mlindeften aber zu verlangen, 
daß in den Gele diejenigen Arten von Unternehmungen bezeichnet werden, auf 
welche fih die Ermächtigung des Reichsfanzlers erftreden Toll. 

Art. 185b. Die in dem Entwurf enthaltenen Beſtimmungen bezüglich des 
Reſervefonds entiprechen den beitehenden Berhältniffen. Mit Bezug auf die in 
der allgemeinen Begründung (S 267) geäußerten Anfichten bemerft der Verein 
jedoch, daß weiter gehende Anforderungen, namentlih wenn dieſelben fich auf 
die Anlegung des Meiervefonds eritreden und gar rüdwirfende Krafk erhalten 
jolften, unter Umftänden die bejtehenden Gejellichaften ſchwer ſchädigen müßten. 

“Art. 188. Die Minderheit der Kommanditiſten, welche die Ermächtigung 
zur Berufung einer Generalverfammlung bei dem Handelsgericht beantragt, Toll 
gehalten fein, ihre Aktien gleichzeitig zu deponiren und jo lange in dem Depot 
zu belaffen, bis das beantragte Verfahren beendet ift. Gleichzeitig Toll das 
Handelögeriht ermächtigt fein, die Geitellung einer Kaution für Schaden, 
Schimpf und Koiten, die der Geiellichaft durch den Antrag der Minderheit 
zugefügt werden können, zu verlangen, die Höhe diefer Kantion nad feinem 
Ermeſſen feitzuitellen und in gleicher Weile zu beitimmen, wie weit Diejelbe eventuell 
der Geſellſchaft als Entihädigung zuzuiprechen ift. 

Bei dieſer Gelegenheit kam zur Grörterung, dal die Handelägerichte, tbelche 
in dem Gntwurfe bezeichnet werden mußten, um den Zuſammenhang mit den 
übrigen Titeln des Handelsgeſetzbuches aufrecht zu erhalten, nicht mehr eriltiren, 
daß demgemäh die Gnticheidung in die Hand eines Einzelrichters fallen könnte. 
Der Verein hält für ‚erforderlich, daß eine generelle Beſtimmung in dem Gelege 
Mag finden ſollte, durch welche feitgeitellt wird, dak in allen Fällen, im denen 
eine materielle Enticheidung durch den Nichter gegeben werden Toll — jomeit es 
ſich alfo nicht um Eintragungen handelt — die Prüfung und Entſcheidung durch 
ein Richterkollegium vorzunehmen und zu fällen ſei, wobei dasſelbe durch den 
Tenor des Geſetzes noch ermächtigt und gehalten ſein ſoll, ſich die erforderliche 
Aufklärung der Sachlage zu verſchaffen. = 

Art. 190 Abi. 4. Der Abi. 4 des Art. 190, durch welden den perjönlid 
baftenden Geiellichaftern, denen ein Antheil an dem Gelammtfapital der Komman— 
ditiiten zufteht, oder welde ſonſt Aktien erwerben, das Stimmrecht entzogen 
werden Toll, ift zu ftreichen; eventuell und für den Fall, daß die Beſtimmung 
des Art 1742 — Metheiligung der perfönlich haftenden Gelellichafter mit dem 
zchuten Theile des Gelammtvermögend 2c. — aufrecht erhalten werden jollte, it 
den, periönlich haftenden Geſellſchaftern mindeſtens das Stimmrecht für denjenigen 
Beitg an Antbeilen und Aktien zu gewähren, welder die zehnprozentigen Ein: 
fagen überiteigt. - . 

Art. 190. (Bezüglih Art. 190b, vide Beihluß zu Art. 222.) Die 
Friſt für die Anfechtung eines Beichlufles der Seneralverfammlung aus den in 
Art. 190a Abi. 1 angeführten Gründen durch Erhebung der Klage ift auf vier 
Wochen zu ermäßigen. 

Die Klage ift unter jeden Umftänden gegen die Geſellſchaft und nicht etwa 
gegen irgend welche Organe derielben zu erheben. 

Die Anfechtung eines Beichuffes der Generalveriammlung aus den in Abi. 2 
des Art. 190a angeführten Gründen, alfo ſeitens eines nicht erjchienenen om: 
manditiiten, fol nur innerhalb vier Wochen nad) der Generalverfammlung zus 
läflig jein. , 

» Der Abi. 3 des Art. 190a, welcher beftimmt: „Die Erhebung der Stlage 

ift unverzüglich von den perſönlich haftenden Gejellichafterk in den für die Be— 
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fanntmachungen der Geiellichaft beitimmten Blättern zu veröffentlichen“, ift zu 
ftreihen. 

Zu Abi. 4 ift zu verlangen, daß der Stläger feine Aktien gerichtlih zu 
hinterlegen und bis zur Beendigung des Prozeſſes im Depot zu belaffen hat. 
Außerdem ift die Beitellung einer Kaution für der Gefellichaft eventuell zugefügte 
Schaden, Schimpf und Koſten wie zu Art. 188 zu verlangen. 

Art. 1906. Die in Art. 190b enthaltene Beitimmung ift in Fortfall zu 
bringen und demgemäß diejer Artikel zu ftreichen. Sollte diefem Verlangen nicht 
Folge gegeben werben, fo ift auch in diefem Falle mindeitens zur verlangen, daß 
die beantragenden Kommanditiſten gehalten fein follen, ‘ihre Aftien zu deponiren 
und bis zur Beendigung des Verfahrens im Depot zu belaſſen. Außerdem ift 
auch hier die Beitellung einer Kaution für Schaden, Schimpf und Koſten wie 
zu Art. 188 zu verlangen. 

Art. 191. Durch Geiellihaftövertrag joll beitimmt werden können, daß 
der- Auffichtsrath nur aus Aktionären der Gejellihaft zu beitehen hat. 

Abi. 2. Die betreffende Beitimmung ift dahin zu ändern, dab die Wahl 
des eriten Aufſichtsraths nur bis zu der nah Ablauf des eriten Gejellichafts- 
jahres ftattfindenden eriten ordentlihen Generalverfammlung gelten fol. R 

Abi. 4. Die Beitellung zum Mitgliede des Aufſichtsraths foll jederzeit 
dur die Generalverfammlung nur widerrufen werden können, wenn ein folcher 
Beſchluß mit einer Mehrheit von °/, der vertretenen Stimmen gefaßt wird. 

Art. 193. Für den Aufſichtsrath ift das Necht in Anfpruch zu nehmen, 
die Ueberwachung gegebenen Falls auch durch eines feiner Mitglieder vornehmen 
zu laſſen, welches dann freilich als delegirtes Mitglied des Aufſichtsraths er: 
iheinen muß. Dieſe Berechtigung ift in dem Gefeg zum Ausdrud zu bringen. 

Art. 1968. In dem Geier iſt zu Ziffer 2 zu beftimmen, daß ber Auf: 
fihtörath von dem Abichlufle des Geſchäfts in offizieller Form Kenntniß 
erhalten haben muß. 

Art. 197. Zu Abi. 2. Falls die Gewährurg von Bauzinjen auch für 
die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien geitattet werden jollte, jo müßte dies hier 
in gleicher Weiſe, wie in Art. 217, zum Ausdrud gelangen. 

Hinter den Worten „al® reiner Gewinn“ ift einzufchalten „nad Abzug der 
Duote für den Nejervefond wie im Art. 185". 

Art. 199. Zu Abſ. 2. Hinter „Gejellfchaftsvertrag* find die Worte ein- 
zuichalten „oder durch einen denjelben abändernden Vertrag“. 

Art. 2002. Das Recht, die Auflöfung der Gejellihaft zu beichließen und 
die Grgreifung jeder Imitiative in dieſer Beziehung ift lediglich bei der Mehrheit 
der Generalverfammlung zu belaſſen; ın dem Gelege ift daher davon abzuiehen, 
einer Minderheit in diefer Beziehung das Klagerecht zu gewähren. 

‚Sollte diejer Forderung nicht Folge gegeben werden, jo iſt mindeftens zu 
beftimmen, daß auch in diefem Falle die Beitellung einer Kaution für Schaden, 
Schimpf und Koften, welche der Geiellichaft eventuell zugefügt wurden, gemäß 
Art. 188 verlangt werde, reſp. daß der Minderheit in Falle der Klageabweiſung 
eine Succumbenzitrafe aufzulegen jei. 

In dem gleihen Falle ift in Ab. 2 des Art. 200a auszudrüden, daß bie 
slage auf Auflöfung der Gejellichaft auf Grund der Beitimmungen de3 Art. 125 
des Handelsgeſetzbuches erhoben werden fann. 

Art. 204. Abi. 1 Sap 2 ift zu fallen: „Ihnen ift, wenn fie in Anſpruch 
genommen werben, zu beweijen, daß fie dieje' Sorgfalt nicht angewendet haben“. 

Unnalen des Deutſchen Reis. 1884. 10 


146 Materialien zur Reform des Altiengeſellſchaftsrechtes. 


Zu Abi. 2 Ziffer 2 und 3: Es ift in dem Geſetz klar auszudrüden, daß 
die perfünlich haftenden Gejellichafter neben den Mitgliedern des Aufſichtsraths 
mitverantwortlich find. 

Zu Abi. 3. ES ericheint erforderlich, dak in dem Gejeg eine Inſtanz vor: 
gejehen werde, der die Befugniß zu übermweilen ift, auf Antrag zu enticheiden, 
ob ein Beichluß der Generalverfammlung gegen bie Beitimmungen des Geſetzes 
verftößt. In jedem Falle ift der Widerſpruch zu löſen, welcher durch die Be: 
ftimmung des Art. 204 Abi. 3, dem Art. 186 gegenüber geichaffen worden ift. 


Dritter Vitel. 
Don der Aktiengeſellſchaft. 
Erjter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundfäße. 


Art. 207a. Vide Beihluß zu Art. 173 und 173a. 

Art. 209. Die Minderzahl der Aktionäre, welche zu einer Gründung et- 
forberlich jein ſoll, ift nicht auf fünf, jondern auf zwei feitzuftellen. 

Art. 209a. Eine der Ziffer 2 gleichlautende Beltimmung iſt aud in Art. 
175a aufzunehmen. Diefelbe lautet: „Der Aufnahme in den Gefellichaftsvertrag 
bebürfen Beltinnmungen, nad welchen 8. eine Umwandlung der Aktien rüdlichtlich 
ihrer Art ftatthaft ift”. 

Art. 209b bis Art. 210a. Der Verein hält an feinem bezüglich Art. 175 
gefaßten Beichluffe feſt und erflärt nochmals, daß der Ausichluß der Simultan- 
gründung bei der Bildung von Stommanditgeichäften auf Aktien nicht gerecht: 
fertigt ift. 

Der Schlußſatz des Abſatzes 2 von Urt. 209f, welcher bezüglich der Prüfung 
der Vorgänge bei der Gründung vorschreibt, daß bei derfelben insbejondere die 
dem Erwerbe der Gejellichaft vorausgegangenen Rechtsgeſchäfte, welche auf den— 
jelben Hingezielt haben, jowie die früheren Erwerbs- und Heritellungspreife aus 
den legten zwei Jahren in Betracht zu ziehen find, ift in Fortfall zu bringen. 

Im Falle der Succeffivgründung einer Aftiengelellichaft Tollen die Gründer 
berechtigt fein, die zweite Generalverfammlung zur Entgegennahme des Prüfungs: 
berichtes und zur Beihlußfaffung über die Errichtung der Gelellichaft, nad 
eigenem Ermeffen vor der Anmeldung zur Cintragung in das Handelöregifter zu 
berufen und zu leiten. 

Für den Fall, daß diefem Antrage nicht Folge geleiftet werden jollte, ift 
mindeſtens erforderlih, daß dem Handelögericht eine beitimmte, möglichſt furz 
zu bemefiende Friſt vorzuichreiben ift, in welder nad erfolgter Anmeldung und 
Eintragung die fonftituirende Generalverfammlung berufen werden muß. 

MWegen der Verpflihtung zur Prüfung der Vorgänge bei der Gründung 
bezieht fich der Verein auf feinen zu Art. 175d gefaßten Beichluß. 

Urt. 210b. Dieſer Artikel ift wie folgt zu fallen: Auf die Berufung und 
Beihlußfaffung pp. finden pp. die Beltimmungen des Gejellihaftsvertrages 
Anwendung. 

Urt. 2100. FFeltiegungen, welche gemäß Art. 2108 Abſatz 4 getroffen 
werben, find gleichfall3 durd; das Handelsgericht zu veröffentlichen. 

“rt. 212. Das Handelsgericht hat die Zweigniederlaffung einer deutichen 
AUltiengefellihaft auf Grund der geſchehenen Eintragung der Hauptniederlaflung 
ohne weitere Prüfung einzutragen. 
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Art. 2130. Wird ein bei der Zeihnung für zahlungsfähig gehaltener 
Zeihner in der Zeit, welche zwijchen der Errichtung und der Eintragung der 
Geſellſchaft Liegt, zahlungsunfähig, To find für dieſen Fall die Gründer von ber 
Haftung zu befreien. 

Art. 213b. Der Verein bezieht fih auf den zu Art. 1808 gefaßten Ber 
ihluß und hält dafür, daß die betreffende Beitimmung fowohl in 213b, wie 
in 180a, dahin geändert werben follte, daß demjenigen, der zur Verantwortung 
bezogen werben ſoll, bewiejen werden muß, daß er die Unrichtigfeit oder Unvoll— 
ftändigfeit der Angabe oder die böswillige Schädigung gefannt habe. 

Art. 213c. Vide Beihluß zu 175d, in weldem verlangt wird, daß an 
die Stelle der materiellen nur eine formelle Prüfung zu treten habe. Wird 
diejen Verlangen nachgegeben, jo wird auch die in Art. 213c den Geſellſchafts— 
organen aufgelegte Verantwortung abgeſchwächt. 

Art. 213d. Der Schlußſatz des Art. 213d von „fie find zuverläffig” biä 
zu Enbe ift zu ftreihen und dafür zu beitimmen, daß folche Vergleiche und Ver: 
zihtleiftungen nur zuläffig fein folfen, wenn die Generalverfammlung ihre Zu: 
ftimmung mit 3/, des in der Verfammlung vertretenen Kapitals ausipridt. 

Art. 213e. Die in Art 213e "Abjfag 1 enthaltene Vorſchrift joll nur 
für Erwerbungen der gedachten Art Geltung haben, die außerhalb des regel: 
mäßigen Geihäftsbetriebes der Gejellichaft Liegen. 

Art. 215. Es wird auf die irrthümliche Zerlegung dieſes Artifel3 auf: 
merfiam gemacht; bie beiden erjten Abjäse müflen zufammengezogen werden und 
demgemäß muß der Artikel nur fünf Abläge enthalten. 

Urt. 2158 Abſatz 4. In $ 2 des Entwurf muß dafür Sorge ge: 
tragen werden, daß, wenn dad Necht zum Bezuge neu auszugebender Aktien auf 
beitehenden Verträgen beruht, dieſe durch das neue Gejeß nicht berührt werden. 

Art. 215b. Vide Beihluß zu Art. 184, 184a und 184b. 

Art. 215d. Der Erwerb folder MWerthpapiere durch Schenkung, im Wege 
der Zwangsvollſtreckung, in Folge der Ausübung des ' Netentionsrechtes und 
anderer dem regelmäßigen Geichäftöbetriebe der Gejellihaft fremder Rechtsgeſchäfte, 
darf durch das in dieſem Urtifel enthaltene Verbot nicht ausgeſchloſſen werden. 

Die gleihe Beitimmung ift bei Art. 184d zu treffen. 


Zweiter Abſchnitt. j 
Rechtsverhältnig der Aktiengefellfchaft. 


Art. 216. Abſatz 2 vide Beihluß zu Art. 197 Abſatz 2, daß unter reiner 
» Gewinn nur der nah Wbzug der Quote für den Nefervefond verbleibende Be- 
trag zu verftehen ilt. 

Urt. 217. Die gleihe Deklaration wie vorftehend, ift auch bei Art. 217 
erforderlich. 

Bezüglich der Bedenken gegen die Gewährung von Bauzinfen wird auf Die 
zu Art. 1853 Abſatz 2 gefaßten Beichlüffe verwieſen. 

Art. 221. Abſatz 2. Die Gefellihaft foll nur verpflichtet fein, die Voll 
machten zehn Jahre in Verwahrung zu halten. 

Art. 223. Als weitere Garantie ift hier zu verlangen, daß bie Aktien bis 
zur Entſcheidung bei dem Gericht bdeponirt bleiben und daß für den Fall, daß 
die Entiheidung gegen die Minderheit ausfällt, die Beitellung einer Kaution zum 
weytuellen Erjag für Schaden, Scimpf und Koften, wie zu Art. 188, verlangt, 
teip. eine Succumbenzitrafe feitgeftellt wird, 


10* 


148 Materialien zur Reform des Aktiengejellichaftsrechtes. 


Art. 225. Zu Abſatz 4 wird folgender Zuja beantragt: „können jedoch 
zu Nevifionen und Schägungen Sachverſtändige hinzuziehen“. 

Art. 2258. Die Delegirung von Mitgliedern des Aufſichtsraths zur Ver: 
tretung des Vorftandes ift zu geftatten; es wird dabei vorauszuſetzen fein, daß 
das betreffende Mitglied während ber Dauer der Vertretung als Mitglied des 
Auffihtsrath3 zu fungiren nicht berechtigt jein darf. 

Art. 226. Abſatz 1 vide Beihluß zu Art. 204 Abjat .1. 

Es wird bemerkt, daß im Art. 204 mit Bezug auf_die — — 
der Nommanditgefeuſchaft auf Aktien nur von der ſolidariſchen Verpflichtung 
zum Erſatz die Rede iſt; es iſt nicht zu erkennen, was neben der ſolidariſchen 
Verpflichtung unter der in Art. 226 Abſatz 2 gleichzeitig aufgeführten perfönliden 
Verpflihtung zu verſtehen ift. 


Dritter Abſchnitt. 
Rechte und Pflichten des Borftandes. 


Art. 232. Vide Beihluß zu 196a. 

Art. 237. Auch in diefem Falle ift, außer der Deponirung und Belaffung 
der Aktien bis zur Beendigung des Verfahrens, die Beſtellung einer Kaution für 
- feitenö der Geſellſchaft erlittene Schaden, Schimpf und Koften gemäß Beihluß 
zu Art, 188 zu verlangen. 

Art. 238. Abſatz 1. Gleihwie in Art. 189 find auch in Art. 238 Ab:* 
fa 1 hinter „hat in der“ die Worte „durch das Gele und“ einzuſchalten. 

Art⸗ 238a. Der Abſatz 2 des Urt. 238a, welcher beſtimmt, daß eine bes 
glaubigte Abjchrift der Urkunde nach der Generalverlammlung von dem Vorjtande 
zu dem Handelsregifter einzureichen fei, ift zu ftreichen. 

Art. 239. Der Vorſtand einer Aftiengejellichaft ift, wie in Art. 185 in 
Bezug auf die perſönlich haftenden Gefellichafter einer Kommanditgejellihaft auf 
Aktien, nur zu verpflichten, die Bilanz 2c. jpätejtens in ſechs Monaten aufzuitellen, 
falls der Gejellihaftsvertrag nicht einen früheren Termin feititellt. 

Art. 239a. Die in Art. 239a der Minderheit, eingeräumten Rechte find 
zu ftreichen. 

Art. 239. Abſatz 2: dad Wort „werben“ ift durch „können“ zu erjegen 
und demgemäß der Abjat 2 redaktionell zu ändern. 

Art. 241. Abſatz 2 vide Beihluß zu Art. 204 Abjag 1 und 4. 


Vierter Abſchnitt. 
Auflöfung der Gefellfchaft. 


Art. 2422. Abſatz 1. Die in Art. 125 des Handelsgeſetzbuches Abſatz 3 
Ziffer 1 enthaltene einichränfende Beitimmung, „wenn durch äußere lm: 
ftände* die Grreihung des geiellichaftlichen Zweckes unmöglic wird, ift auch 
m Art. 2422 Abſatz 1 zur Anwendung zu bringen. , 

Abſatz 2 vide Beihluß zu Art. 2008. 

Art. 244a. Abjag 2. Die im Art. 234 dem Vorſtande zugetheilte Be: 
rechtigung zur Beftellung von Prokuriſten muß auch auf die Liquidatoren über: 
tragen werden. 

Abſatz 3. Die Liquidatoren find durch das Geſetz zu verpflichten, die von 
ihnen aufgeltellte Bilanz auch zu veröffentlichen. 

Art. 246. Abſatz 2. Dem Art. 246 Abſatz 2 find die Worte hinzuzufügen 
„falls fie ein Intereſſe nachweiſen“. 
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Art. 247. Biffer 3 iſt am Ende wie folgt zu fallen: „die Mitglieder bes 
Aufſichtsraths, ſoweit eine Vereinigung der Vermögen der beiden Geſellſchaften 
erfolgt iſt. 


Vierter Titel. 


Strafbefliimmungen. 


Art. 249. Die Strafbeitimmungen in Ärt. 249 find an die Bedingung 
zu fnüpfen, daß den Beichuldigten der Nachweis geliefert werde, daß fie bie 
Handlung in der Abjicht begangen haben, fich oder einem Anderen einen Ber: 
mögensvortheil zu verichaffen. 

Art. 2498. In Ziffer 1 werden die wiſſentlich gemachten falichen Ans 
gaben mit den betreffenden Strafen bedroht. In den Art. 206 und 249 des 
feitherigen Rechts iſt die Straffälligfeit von der vorfäßlichen Angabe ab- 
hängig gemacht, was beizubehalten fein dürfte. 

Art. 249b. Im der Ziffer 1 dieſes Artikels ift der, auch in dem feitherigen 
Geſetz angemwendete Ausdrud „verichleiert* beibehalten. Diejer Ausdrud ift traf: 
rechtlich kaum zu verwerthen und dürfte daher durch einen beſtimmten Ausdruck 
zu erſetzen ſein. Außerdem dürfen unter „Darlegungen“ doch nur offizielle Kunde 
gebungen*der Gefellihaftsorgane zu verftehen fein. Bei Aufrechterhaltung der 
Strafbeitimmung unter Ziffer 2 wird eine entiprechende Nenderung des Art. 215c 
Abſatz 4 erforderlich werden, da anderen Falld die Aushändigung und der Ver: 
trieb der Vollaktien auf unberechenbare Zeit verhindert wird, wenn auch nurein 
Aktionär mit der Zahlung im Rückſtand geblieben tft. 

Art. 2490. Im Testen Abjag wird beſtimmt, daß derjenige, welcher nad: 
weiit, daß ihm ein Verſchulden nicht trifft, ftraffrei fein foll." Das Vergehen 
fann alſo nicht fahrläflig begangen werden, ſondern es muß ein Berichulden 
vorliegen. Daher muß nad allen namentlih für den Strafprozeß gültigen 
Regeln der Antläger dad Berichulden als zum Thatbeitande gehörig nachweiſen. 

Art. 249d. Es Sollte in Ziffer 1 Klar, wie in den vorhergehenden Ar: 
tifeln, audgebrüdt werden, daß ſich die betreffende Beitimmung ſowohl auf 
Aktiengejellihaften wie auf Kommanditgejellihaften auf Aktien bezieht. 


Begründung. 


Art. 173, 173a (207a) und 174a (181). Diele Artikel beftinnmen, dab 
das Gejammtfapital der Kommanditiften in Aktien zerlegt werden kann, daß die 
Aktien untheilbar find, daß diefelben auf den Namen lauten müſſen, daß bie 
Aktien auf den Betrag von mindeitens eintaufend Mark zu ftellen find und daß 
die perſönlich haftenden Gejellichafter fih mit Cinlagen zu betheiligen haben, 
welche zufammen mindeitens den zehnten Theil des Geſellſchaftsvermögens, einjchlieh- 
lid) des Geſammtkapitals der Kommanditiiten daritellen. 

Mit Rückſicht auf den Umſtand, daß der Entwurf des neuen Geſetzes viel- 
fach gleiche Beitimmungen für ‚die Kommanditgeiellihaften und für die Aktien— 
geiellichaften herftellen und dadurd die bisherigen Unterjchiede zum Theil aus: 
tilgen will, ift zunächft die Frage aufzumerfen, ob in der Natur biejer beiden 
Arten von Gejellihaften die Unterichiede begründet find, welche der Entwurf bes 
züglich der Art und des Betrages der Aktien machen will. 
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Von manden Seiten wird es für nothwendig erachtet, die Gründung von 
Kommanbitgeiellichaften jo viel als möglich zu erichweren, zu dieſem Zwede nur 
auf den Namen lautende Aktien zuzulafien und zu beitimmen, daß bdiejelben min- 
deitend auf Mt. 5000 —, lieber nody auf einen höheren Betrag, geitellt werben. 
Zur Begründung diefer Anficht wird ausgeführt, daß der Konſum weit hinter 
ben Fortichritten der Technik zurüdbleibe, und daß das Streben der Techniker, 
industrielle Unternehmungen in Leben zu rufen, nicht allein zur Ueberproduktion, 
fondern auch zur Schädigung der Privatunternehmer führe. Denn das Streben der 
Reiter folcher Geſellſchaften müſſe in der Hauptfache darauf gerichtet fein, die Werfe in 
Thätigfeit zu erhalten, fie ichreden daher in ſchlechteren Zeiten nicht davon zurüd, 
ohne Gewinn, fogar mit Verluft zu arbeiten, wodurch eine Stonfurrenz hervorgerufen 
werde, der die Privatunternehmer in den meiiten Fällen nicht gewachien jeien. 

Dielen Anfichten gegenüber werden gewiſſe Vorzüge der auf den Namen 
lautenden Aftien nicht in Abrede geitellt; es wird anerfannt, daß Die, bei der 
llebertragung ſolcher Aktien zu erfüllenden Formen, namentlich wenn die Bes 
rehtigung zur Theilnahme an den Generalverfammlungen nur dur die kon— 
jtatirte Hebernahme erlangt werden fann, den Uebergang aus einer Hand in die 
andere gewiſſermaßen erſchweren und dadurch auf eine größere Stabilität in dem 
Stamm der Aktionäre hinwirken, auch daß ſolche Aktien im Falle von Dießftahl 
oder Berluit größere Garantien für die Wiebererlangung bieten. Dabei fanı je 
doch nicht überjehen werden, daß die Erfüllung der vorbezeichneten Formen läftig 
ift, daher vielfach unterlaflen wird und daß aus folder Unterlafiung Mißſtände 
hervorgehen. Die Webertragung der Kommanditaktie durch Indofjament it voll: 
fommen legal, die Heberfchreibung auf den Namen und die Umänderung im Aktien— 
buche der Gejellichaft wird aber häufig unterlaffen. Dieſem Umſtande ift es zu— 
zufchreiben, daß den Aktionären nicht felten Stimmzettel für die Geueralver— 
jammlungen für Aktien auögefertigt werden, in deren Beſitz fie ſich nicht mehr 
befinden, lediglich weil fie im Aftienbuche der Gejellichaft noch als Beſitzer der 
Aktien eingetragen find. Es liegt in der Möglichkeit, auf Grund dieſes Vor: 
ganges eine nicht gebührende, unrechtmäßige Vertretung in der Generalverfanm: 
lung durch den Kauf von Aktien, die Weberichreibung auf den Namen und in 
das Aktienbuch und den fofortigen MWiederverfauf eines Theiles derjelben zu er- 
langen, fall® der neue Erwerber die Umſchreibung auf feinen Namen unterläßt. 
Die hiergegen jchügende Beſtimmung, daß die Aktien vor der Generalverfanmlung 
deponirt werden müſſen, ift nicht von allen Gejellichaften ſtatutariſch getroffen. 
Der Umſatz an der Börfe vollzieht fich für Aktien, die auf den Namen lauten, 
mit berjelben Leichtigkeit, wie für Inhaberaftien, durch die vorgeichriebenen Förm— 
lichkeiten aber ift für die Beſitzer der erfteren Art von Aktien die Theilnahme 
an ben Generalverfammlungen erihwert; das widerftreitet aber der Abficht des 
Geſetzgebers, in deſſen Tendenz e3 liegt, die Generalverfammlungen durch ums 
faflende Theilnahme der Aktionäre möglichſt zu heben. Ferner muß beachtet 
werden, daß feine Beicheinigungen für Theilzahlungen bei Inhaberaktien ausge— 
geben werben dürfen, daß daher auch die Inhaberaktie, ſo lange fie nicht voll 
eingezahlt wird, eine auf den Namen lautende Aktie ift, wodurd manche, bes 
gründet ericheinende Befürchtung als bejeitigt anzuſehen iſt. Die ald wünſchens— 
werth bezeichnete Erjchwerung der Gründung von Kommanditgeiellihaften muß 
als wirthichaftlih unrichtig erachtet werden, da gerade diefe Gejellihaften vielfach 
zur Fruktifizirung fleinerer Slapitalien beitragen; auch ift darauf hingewieſen, 
daß die Erjhwerung die Bildung von Aktiengefellichaften, an Stelle ber Kommandit⸗ 
geſellſchaften, zur Folge haben müßte. 
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Aus diefen Anschauungen gelangte der Verein zu der Anficht, daß Gründe 
für den bier gemachten Unterichied nicht beitehen. 

Bezüglich der Frage, wie hoch der Minimalbetrag für die einzelne Aktie zu 
bemeflen jei, muß zwar zugegeben werden, daß mit der Normirung der Aktie 
auf zu Heine Beträge, nad den namentlih in England gemachten Erfahrungen, 
Uebeljtände verbunden Sein können, die möglichſt zu verhiten nothwendig ift. 
Andererjeit3 iſt nicht zu bezweifeln, daß die Bemeflung auf einen zu hoben 
Minimalbetrag die Aflociation des Kapitals erichweren und dadurch die An— 
wendung einer Geichäfts: und Wirthichaftsforn verhindern würde, die nad! Maß: 
gabe der Geitaltung der modernen Produftionsweile in vielen Fällen nicht mehr 
entbehrt werden kann. Bejonders nadıtheilig würde eine ſolche Behinderung in 
Deutichland wirken, wo die Anfammlung größerer Stapitalien noch nicht ſolche 
Forticritte, wie in anderen Ländern, mit denen wir zu fonfurriren gezwungen 
find, gemacht hat. Bei der Normirung des hohen Miinimalbetrages von 5000 
Mark ift in dem Gelegentwurf in der Hauptſache von theoretiichen Erwägungen 
ausgegangen, die durch die Praris nicht bejtätigt werden. Im Allgemeinen ift 
anzunehmen, daß der jogenannte fleine Mann ih an Aftiengefellihaften nicht in 
“ dem von ‚dem Geiegentwurfe angenommenen Maabe betheiligt; mindeſtens fehlt 
ed an jeder Statiltif, welche ermöglichen könnte, ein klares Urtheil hierüber zu 
erlangen! Derjenige aber, der aus Sucht zum Spiel den Beſitz von Aktien er: 
itrebt, wird auch Mittel und Wege zu finden willen, bei hohem Minimalbetrage 
der Aktie eine Berheiligung erlangen. Ferner iſt es möglich, dak die Natur des 
Gegenitandes, welche zur Gründung einer Geiellichaft führt, die Vetheiligung mit 
größeren Beträgen für den Einzelnen ausichließen kann, daß demgemäß die zeit: 
jegung eines hohen Minimalbetrages an fich vortheilbafte und wirthichaftlich 
wünschenswerthe Unternehmungen behindern würde. Der Gejeggeber hätte von 
jeinen Argumenten eher zur Limitirung des Gejammtfapitals der Geiellichaften 
im Allgemeinen, joweit der Mindeltbetrag desielben in Frage fommt, als zu einer 
hochgegriffenen Bemeſſung des Meindeftbetrages der einzelnen Betheiligung ge: 
langen müſſen. 

Da der Verein ſich bereits für die Wleichitellung des Mindeitbetrages der 
auf den Namen lautenden Aktien und der Inhaberaktien ausgeiprocden hatte, und 
der Betrag für die Erjteren von dem Geſetzgeber auf 1000 Mark feitgeiest worden 
ift, fo konnte er zu feinem anderen Beſchluſſe gelangen, als auch für die Inhaber: 
aftien die Normirung des Mlindeitbetrages auf 1000 Mark zu verlangen. 

Die Beitimmungen der SS 174a und 181 müfjen als durchaus unzweckmäßig 
erachtet werden. Die Forderung, dab ſich die perjönlich haftenden Gefellichafter 
mit dem zehnten Theil des Geiellichaftsvermögens, einichlieglih des Geſammt— 
fapital3 der Kommanditiſten, als Ginlage zu betheiligen haben, und daß, wenn 
fte ausscheiden, die Veräußerung des ihnen auf jolche Einlagen bei der Auseinander: 
jegung zufallenden Antheild bis zum Ablauf von 10 Jahren jeit Eintragung des 
Gejellichaftsvertrages in das Handeläregifter, beichränft wird, fann nur die Folge 
haben, daß der Kreis der für jolde Stellungen geeigneten und zur liebernahme 
derjelben bereiten Perſonen außerordentlich eingeengt wird. Außerdem ift hervor: 
zuheben, daß namentlich der $ 181 die Veranlaffung zu Umgehungen bieten dürfte; 
denn wenn die zur llebernahme der Stellung eines perſönlich haftenden Geſell— 
ſchafters dejignirte Berjon die von dem Geſetzgeber geforderte Einlage nicht befigt, 
welche nur nad dem vor Eintragung des Gejellihaftsvertraged in das Handels— 
tegifter beitehenden Stapitale der Gefellihaft bemeſſen wird, jo würde nichts im 
Wege jtehen, die Geiellihaft mit einem verhältnigmäßig niedrigen Stapital zu 
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gründen und eintragen zu laſſen, darnac die Einlage des perjönlich haftenden 
Geiellfehafterd zu bemeflen und dann fofort nach der Cintragung das Kapital 
durch Erhöhung ayf den erforderlichen Betrag zu bringen. Die Annahme (allge 
meine Begründung ©. 275), daß es hier nidyt genügen könne, nur eine Kapazität 
zu finden, um ihr die Leitung eines, mit großem Kapital betriebenen Gejchäftes 
anzuvertrauen, jondern daß der perjönlich haftende Geſellſchafter auch vermögend 
genug fein muß, um dad Publitum zu beitimmen, auf feine Saftbarfeit Gewicht 
zu legen, entipringt lediglich aus theoretiichen Anschauungen; denn es muß hervor: 
gehoben werden, daß die Sicherheit de Publikums, oder richtiger der Aktionäre 
und der Gläubiger der Gejellichaft, viel mehr in einer tüchtigen und ſachgemäßen 
Leitung, als in der doch immerhin geringfügigen Einlage der perfönlich haftenden 
Gejellichafter zu erbliden ift. Der Gefegentwurf will namentlich die Gläubiger 
ſchützen; das tft aber nur erforderlich, wenn die Gefellihaft ſchlecht ſteht; in dieſem 
alle aber würde aud die Ginlage des perfönlich haftenden Geiellichafters nur 
wenig zn bedeuten haben. Der gewöhnliche Hergang bei Gründung von Kom— 
manditgelellichaften ift aber der, dab ein tüchtiger, wenn auch vermögensloſer Dann - 
ih die Kapitaliften zu einer Unternehmung jucht; ein folder Vorgang würde 
denigemäß durch das Geleg in Zukunft ausgeſchloſſen fein, oder ed würden Um: 
gehungen des Geſetzes eintreten; jedes Geſetz ift aber als mangelhaft zu bezeichnen, 
welches zu Umgehungen Beranlaflung gibt. 

Art. 175. Der Art. 175 verlangt, daß der Inhalt des Gefellihaftävertrages 
nur durch die perjönlich haftenden Gejellihafter in gerichtlicher oder notarieller 
Berhandlung feitgeitellt werden fol und beitimmt dann diejenigen Punkte, welche 
der Geiellichaftövertrag enthalten fol. Der Gejegentwurf will demgemäß die 
Simultangründung bei der Gründung von Kommanditgejellichaften auf Aktien 
ausichließen, aljo lediglich Succeflivgründung zulaffen. Der Gejeggeber geht dabei 
von der Vorausfeßung aus, dab bei der Gründung einer Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien der zufünftige perfönlich haftende Geſellſchafter es fein wird, welcher 
die Kapitaliften zur Betheiligung an feinem Unternehmen als Kommanditiſten 
auffordert und an welden dieſe fich demnach, wie bei der Aftiengejellichaft die 
Zeichner an die Gründer — aljo im Wege der Succeflingründung — anichließen. 
(Begründung zu Art. 175 ©. 297.) Die Simultangründung einer Aktienkom— 
mandite, welche eintreten würde, wenn fich mehrere Perſonen als Komplementare 
und Kommanditiſten zur Errichtung einer ſolchen Gejellihaft zufammenfinden, den 
Geſellſchaftsvertrag errihten und jämmtliche Aktien übernehmen, wird in dem 
Gefegentiwurfe zwar für möglich, jedoch nicht dem wirthichaftlihen Weſen der 
Kommanditgeiellihaft auf Aktien entiprechend gehalten. Dasjelbe verlange natur: 
gemäß zwei Theile, die von einander getrennt find, die fich fuccefivd zuſammen— 
finden und deren Perlönlichfeit von dem einen wie dem andern Theil in getrennter 
Prüfung beurtheilt werden mögen. Died fordere — immer nach der Anficht des 
Geſetzgebers — eine beſondete Entihließung über die Errichtung der Gejellichaft 
und das Recht des Nücdtrittes bis zum Augenblick derielben. Daher erfennt der ' 
Entwurf für die Kommanditgeſellſchagft auf Aktien ausichlieflicdy die Form der 
Suceefivgründung an. Zu diefer Entichliegung gelangt der Gejeßgeber in Folge 
feiner Auffaffung von der Stellung des perjönlich haftenden Gefellihafters. Er 
betrachtet denfelben (Begründung S. 273) als den naturgemäßen Gejchäftäheren 
und will diefe Stellung dadurch fihern, daß fie nicht, nach Art der Organifation 
einer Aftiengejellichaft, zu einer bloßen Direktion herabgedrüdt werde und das 
Schwergewicht des Unternehmens nicht vorzugsiweile in den Auffichtsrath oder 

die Generalverſammlung der Kommanbitiften falle. 


Materialien zur Reform des Aktiengefellichaflsrechtes. 153 


\ . 

Die voritehend angeführten Worausjegungen können in gegebenen Fällen 
zwar zutreffen, die Einfügung aller zu bildenden Kommanditgejellichaften in ben 
Rahmen dieſer Vorausfegungen würde jedoch gänzlich verfehlt fein. Im Gegen: 
jag zu der Annahme des Gejeßgeber8 wird vielmehr die Natur der Geichäfte, 
welche der Bildung einer Aktiensftommandite zu Grunde gelegt werden; den Her: 
gang in den meilten Fällen jo geitalten, daß ein Techniker ſich den Stapitaliften 
für ein Unternehmen jucht, und daß dieſe die Gelellihaft gründen event. nach ber 
Gründung eine weitere Betheiligung ausbieten. Ebenjowenig darf der Fall als 
ausgeichloffen betrachtet werden, in welchem Stapitaliiten fich zu einem gemeinjam 
geplanten Unternehmen vereinigen, ſich nachher Die "geeigneten Leiter juchen und 
‚es dabei dod ihrem Intereſſe entiprechend finden, dem Unternehmen die Form 
einer Kommandite zu geben. Im den beiden hier angeführten Fällen glaubte der 
Verein demnad die in bem Gefegentwurfe enthaltene Vorausſetzung, daß der 
perfönlich haftende Gelellichafter unbedingt als Geichäftöherr zu betrachten jei, als 
hinfällig erachten zu ſollen. 

Art. 175b, 175d, 180b und 204 Abſ. 1. Die Artikel 175b und 175d 
bezweden die Klarlegung ſämmtlicher bei der Gründung möglicher Vorgänge und 
treffen Beitimmungen über die Wahl des Aufſichtsrathes der Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien; fie verpflichten biejen, eine materielle Prüfung des Herganges der 
Gründung vorzunehmen und legen ihm die Verpflichtung zu einer jchriftlichen 
Berichteritattung über den Befund dieſer Prüfung auf. Bei Behandlung dieler 
Artikel kann niht davon abgeſehen werden, gleichzeitig die Verantwortung zu 
berüdfichtigen, weldye den Mitgliedern des Auffichtärathes durch die Beitimmungen 
der Artikel 180b und 204 Abi. 1 auferlegt wird. 

Gegen den mit den Beitimmungen des Art. 175b von dem Geſesgeber ver: 
folgten Zweck, die Hergänge bei der Gründung offen zu legen, wie gegen die 
hauptſächlichſten Punkte, welche von dem Geſetzgeber als ſolche bezeichnet werden, 
auf welche ſich die Klarlegung zu eritreden hat, ift nichts einzuwenden. Hinficht: 
li der dem Auflichtörath mit Bezug auf die Prüfung des Herganges der Gründ— 
ung auferlegten Pflicht und Merantwortung erheben fich jedoch sehr ernite 
Bebenfen. — 

Bei Prüfung dieſer Frage iſt von der Vorausſetzung auszugehen, daß die 
Berückſichtigung der praktiſchen Verhältniſſe zur Zulaſſung auch der Simultan— 
gründung für die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien führen muß. In dieſem Fall 
werden die Mitglieder des Aufſichtsrathes, wenn nicht ausſchließlich, was die 
Regel ſein dürfte, ſo doch zum überwiegenden Theil zu den Gründern gehören. 
Dieſelben würden alſo nach dem Geſetzentwurfe in die materielle Prüfung ihrer 
eigenen Handlungsweiſe zu treten und über diejelbe zu berichten haben ; folches 
fann aus naheliegenden Gründen von dem Geſetzgeber nicht verlangt werden. Es 
fönnte freilich das für die Afktiengefellichaften in Art. 209 bezüglich dieſes Falles 
in Borichlag gebrachte Auskunftsmittel auch für die Kommandite in Ausficht 
genommen werden; nach demjelben müſſen bei der in Rede ftehenden Brüfung für 
Mitglieder des Aufiichtsrathes, welche zugleich Gründer find oder ein Vermögens: 
jtüd eingelegt, oder überlafien, oder ſich einen beionderen Vortheil ansbedungen 
haben, Stellvertreter beitellt werden. Dieje Beitellung dürfte jedoch in vielen 
Fällen, namentlich wenn die Zahl der Gründer, mie beiſpielsweiſe bei Familien— 
aründungen, nur eine beichränfte it, undurchführbar fein, oder auch hier würde 
das Geſetz zu Umgehungen, zur Beitellung von Strohmännern, Weranlaffung 
geben. Wenn jomit die Aufnahme der vorftehenden Beitimmung unzwedmäßig 
erihien, jo fonnte der Verein des weiteren nicht verfennen, daß die Schärfe der 
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auferlegten Pflicht und Verantwortung jolhe Mitglieder des Auffichtörathes, die 
gewohnt find, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geihäftsmannes zu handeln, 
abhalten wird, ſich der Pflicht und Verantwortung auszufegen. Solche drakoniſche 
Beitimmungen müſſen daher nothwendig zu Umgebungen führen. Cine weitere 
Folge der jo überaus rigorojen Beitimmungen würde jein, daß Männer mit 
befannten guten Namen und mit bedeutendem Beſitz ſich bei der Gründung von 
Aktiengeſellſchaften gar nidyt mehr betheiligen dürften. Cine Wendung der Dinge 
in diefer Richtung würde jedoch im Intereſſe des wirthichaftlichen Fortichrittes 
zu bedauern fein; denn das Zuſtandekommen jeder Gejellihaft hängt, wie die 
Erfahrung gelehrt hat, weientlid von den Männern ab, die fih an die Spige 
des Unternehmens ſtellen. Treten an dieſe Stelle aber weniger gewillenhafte 
Perſonen, jo werden diejelben bejtrebt fein, fich der mit der materiellen Prüfung 
verbundenen Verantwortung zu entkleiden, fie werden bei der Gründung der Aktien— 
geiellichaft mitwirken, fich jedoch wohl hüten, Mitglieder des erjten Aufſichts— 
tathes zu werden; für diefen werden fie Strohmänner zu finden wifjen, die nad) 
borgenommener Prüfung abtreten. 

Es könnte hier freilich der Einwand erhoben werden, daß auf vorgeichobene 
Strohmänner hin Zeihnungen auf Aktien faum zu erlangen jein dürften. Diejer 
Einwand wurde von der anderen Seite freilih als berechtigt anerfannt; dem 
gegenüber ift jedoch darauf hinzuweiſen, daß ordentliche Geichäftöleute jelbit dann 
nicht die Verantwortung übernehmen würden, wenn es fih um die Gründung 
von Gejellichaften handelt, deren Aktien nicht auf den Markt kommen jollen; 
denn auch ſolche Aktien können nad verhältnigmäßig kurzer Zeit in andere Hände 
übergehen und von diejen an den Markt gebracht werden. Mit Bezug auf die 
vorzunehmende materielle Prüfung ift noch der Umſtand zu erwähnen, daß die 
Beurtheilung eines Theiles der hier in Rede Itehenden Verhältniffe weientlih von 
den Preisihwantungen beeinflußt wird und daß dieſe Beeinfluffung in Zeiten 
aufßerorbentlicher Gegenjäge ungemein bedeutungsvoll werden fann. 

Aus allen diejen Gründen gelangte der Verein zu der Heberzeugung, daß 
die Verpflichtung, in eine materielle Prüfung der Hergänge bei der Gründung 
einzutreten, dem Muffichtsrath nicht auferlegt werden darf; daß der Zwed des 
Gejeges aber auch vollfommen erfüllt werden würde, wenn der Bericht ſich lediglicd) 
auf eine genaue Darlegung der Borgänge eritredt, wenn demgemäß Verpflichtung 
und Verantwortung auf die formelle Prüfung beichräntt wird. Soll das Geſetz 
Beitimmungen enthalten, die prophylaktiich wirken, jo ſoll das Gejeg jagen, - was 
verboten und demgemäß itrafbar ift, und dafür die Strafen feltitellen. 

In den Nejolutionen, welche der Verein jeinen jpeziellen Anträgen zu dem 
Gejegentwurfe vorangeftellt hat, verwirft er unter Ziff. 9 das Prüfungsverfahren 
überhaupt vollftändig und erklärt fich für die Profpekttheorie. Er will die Geſell— 
ihaftsorgane, welche beitimmt find, eine fertige Gejellihaft zu übernehmen und 
zu leiten, nicht mit der Gründung verquiden, jondern die ganze Verantwörtung 
für diefelbe allein den Gründern überlaffen. Wenn dieje gezwungen werden, mit 
einem Proſpekt hervorzutreten und in demjelben unter ihrer dauernden Berants 
wortung etwa über alle diejenigen Punkte Elare Auskunft zu geben, weldye nad) 
dem Entwurfe von den Gejellihaftsorganen geprüft werden follen, dann dürfte 
ein folder Proſpekt alle Anhaltspunkte geben, welche im Intereſſe des zur Be— 
theiligung aufgeforderten Publitums nothwendig find, um die gehörige Prüfung 
jelbjt vornehmen zu können. Die Gejeggebung in England, Belgien, Italien, 
Ungarn und Oeſterreich geht mindeſtens von dieſer Anficht aus und hat ſich 
demgemäß in diefen Ländern der Proipekttheorie zugewendet. 


- 
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Der Verein hat fih damit begnügt, fih in den erwähnten Reſolutionen 
gegen das Prüfungsverfahren und für die Proipekttheorie auszufprechen und er 
hat darauf verzichtet, bei den jpeziellen Anträgen zu den einzelnen Artikeln des 
Geiegentiwurfes darauf zurüdzufommen. Der Verein mußte fih dieſen Verzicht 
auferlegen, da er erkannte, daß der auf dem Prüfungsverfahren bafirte Entwurf 
mit der Bejeitigung desjelben in feinen hauptjächlichiten Grundlagen zuſammen— 
brechen würde; mit feinen jpeziellen Anträgen aber hat ſich der Verein die Auf: 
gabe geitellt, den Geiegentwurf, für den Fall, daß derielbe von den geießgebenden 
Faktoren als Bafis für eine neue Negelung des Aftienrechtes angenommten werden 
jollte, fo weit als möglich in feinem Sinne zu amendiren. 

Art. 175e. Es wird auf die Beichlüffe und deren Begründung su Art. 209 c 
und 210a veriiejen. 

Art. 180a und 213b. Der Art. 180a macht diejenigen, welche vor Ab: 
lauf von zwei Jahren ſeit Eintragung des Gejellichaftsvertrages in das Handels: 
regifter ein Öffentliches Angebot von Aktien erlaflen, für die Hergänge bei der 
Gründung der Geſellſchaft mit verantwortlicdy, ſofern fie die Umrichtigfeit oder 
Unvollitändigfeit ber Angaben oder die bösliche Schädigung gekannt haben, „oder 
bei jorgfältiger Prüfung, wie jolde von einem ordentlichen Geichäftsmanne anzu 
wenden ift, haben fennen müſſen.“ 

Der Verein ift der Anficht, daß der in dem voritehenden Schlußſatz enthaltene 
Begriff fo außerordentlich verjchiedene Auslegungen ſelbſt Teitens des Richters 
zulalle, daß er in diefem bedeutungsvollen Falle unmöglich als Kriterium für das 
Vorhandensein der Schuld angeiehen werden kann. 

Art. 180f. Art. 180 f trifft Beitimmungen für den Fall, dab Abänder- 
ungen des Inhalts des Gejellichaftsvertrages vorgenommen werben. 

Nah Abi. 2 finden die gegebenen Borichriften auch Anwendung für ben 
Fall, daß mehrere Gattungen von Aktien mit verichiedenen Berechtigungen aus: 
gegeben find. Soll das Nechtöverhältniß unter den verichiedenen Gattungen 
zum Nachtheil einer Dderjelben abgeändert werben, jo bedarf es zu dem von der 
gemeinichaftlichen Generalverfammlung gefaßten Beichluffe der Zuſtimmung einer 
bejonderen Generalverſammlung der benachtheiligten Kommanditiſten, deren Beſchluß— 
faſſung nach den Vorſchriften fic richten muß, die im Abſ. 1 dieſes Artikels 
gegeben find. 

Diele Beltimmung iſt im Hinblid auf den Umftand nicht ausreichend, daß 
ih nicht immer klar erfehen läßt, welche Gattung von Aktien durch den zu faflenden 
Beihluß benactheiligt wird, oder daß, wenn in diefer Beziehung im Augenblide 
auch volle Klarheit zu herrichen fcheint, eine Aenderung der Verhältniſſe jpäter die 
vermutheten Folgen des betreffenden Beichluffes in das Gegentheil verwandeln fann. 

Art. 181 Abi. 2. Der Art. 181 enthält im 2. Abi. die Beitimmung, 
dab, wenn ein perjönlich haftender GSejellichafter ausjcheidet, die Veräußerung des 
ihm auf feine Einlage bei der Auseinanderfegung zufallenden Antheils bis zum 
Ablauf von zehn Jahren nah Gintragung des Gefellichaftövertrages in das 
Handelöregiiter beichräntt ift. 

Die Begründung des Gejegentwurfes rechtfertigt diefe Beltimmung im An— 
ſchluß an die Motivirung der Forderung einer Einlage überhaupt (S. 276) mit 
der Annahme, daß die Antheile der perjönlich haftenden Gejellichafter den Gläu— 
bigern der Geiellichaft eine reale Garantie bieten jollen ; dieje Garantie darf nicht 
durch das Ausicheiden des Komplementars, welches jeder Zeit und unmittelbar 
nad Errichtung der Gelellichaft, zufolge Vereinbarung mit derjelben, eintreten 
fann, hinfällig gemadt werden. Die Antheile müfjen daher nicht allein während 
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des Verbleibens des Komplementard in feiner Stellung, fondern aud im Falle 
des Ausjcheidena bis zum Ablauf eines gewiſſen Zeitraums, der hier — wie die 
Begründung jelbit anerfennt — willtürlih auf 10 Jahre jeit Eintragung in das * 
Handeläregifter anberaumt wird, unveräußerlich bleiben. 

Dieſe Beſtimmung geht viel zu weit; ſie würde, ebenſo wie die Feſtſetzung 
in Art. 1744 (Einlage), den Kreis derer ungemein einengen, welche ſich geneigt 
erklären, oder überhaupt in der Lage jein dürften, die Stellung eines perjönlich 
haftenden Gejellichafter® einzunehmen. In dieſem Umſtande würde jedoch eine 
außerordentliche Erſchwerung der Bildung von Kommanditgefellihaften auf Aktien 
zu erbliden fein, eine Grichwerung, welde von dem Geſetzgeber unmöglich beab- 
fichtigt fein fann. Der Gejeßgeber iſt zur Aufnahme dieſer Beſtimmung durch 
Motive geleftet, welche keineswegs als zutreffend erachtet werben fönuen. Denn 
den MWechjelfällen und Einwirkungen anderer Art gegenüber, von denen der Be: 
ftand oder die Proſperität einer Aktienkommandite abhängig iſt, erjcheint der 
zehnprozentige Betrag der verlönlich haftenden Geiellichafter als Dedungsmittel 
für die Gläubiger der Gejellichaft durdhaus irrelevant, in feinem Falle aber ala 
im Berhältniß zu der Härte jtehend, welche dadurch geübt wird, daß der Aus— 
geſchiedene mit ſeinem Vermögen noch zehn Jahre haftbar für Wechielfälle gemacht 
"werben ſoll, die in unſerer ſchnellſchreitenden Zeit durch Konjunkturen, Kriſen, 
neue Erfindungen, neue Verkehrswege u. d. m. hervorgerufen werden können, 
ohne daß dem Ausgeſchiedenen die mindeſte Einwirkung auf die Geſtaltung der 
Verhältniſſe zuſteht. 

Es mußte freilich anerkannt werden, daß Umſtände verhanden ſein können, 
welche die Haftung des Ausſcheidenden mit ſeiner Einlage — wenn eine ſolche 
gegen die Anſicht des Vereins überhaupt für erforderlich gehalten werden ſollte 
— auch noch einige Zeit, nachdem der Austritt erfolgt iſt, wünſchenswerth er— 
ſcheinen laſſen kann, dann aber darf dieſe Zeit höchſtens auf ein Jahr bemeſſen 
werden. 

Art. 181a,. Es iſt erforderlich, die Beitimmungen dieſes Artifel® aud auf 
diejenigen Fälle auszudehnen, in welchen es fi) um die ftattgehabte Erhöhung 
des Geſammtkapitals der Kommanditiſten handelt. 

Art. 182 und 183. Da der Verein für ſich die Zuläſſigkeit der Ausgabe auch 
von Inhaberaktien bei der Aktienkommandite ausgeſprochen hat und Geſellſchaften 
mit Inhaberaktien ein Aktienbuch Telbftredend nicht führen, jo muß den Artikeln 
182 und 183 eine dieſem Umſtande entiprechende andere Faſſung gegeben werden. 

Art. 184, 184a und 184b, Die Artifel 184, 184a und 18#b handeln 
von der Haftung des Zeichners, bes zeitigen Aktionärs und der Zwiichenaftionäre 
und regeln das Verfahren, welches eingejchlagen werden joll, wenn die Verhaf: 
teten ihrer Verpflichtung nicht nachkommen. 

Der Gefellichafter, welcher den auf die Aktie zu leiftenden Betrag nicht recht— 
zeitig zahlt, fanı, unter Androhung des Ausichluffes mit dem Antheildrecht, zur 
Zahlung aufgeforbert werden. Dieſe Aufforderung hat mindeitend dreimal durch 
Bekanntmachung in den hierzu beftimmten öffentlichen Blättern, die erſte Bekannt: 
mahung mindeitend drei Monate und die leste Bekanntmachung mindeitend bier 
Wochen vor Ablauf der für die Einzahlung gejegten Nachfriſt, zu erfolgen. Unter 
gewillen Umſtänden genügt die Bekanntmachung der Aufforderung Mit einer vier 
Wochen überfteigenden Nachfrift durch bejonderen Erlaß an die jäumigen Gejell: 
Ichafter. Der Zeichner und Zmifchenerwerber joll in Folge der Veräußerung nur 
noch jubfidiarifch der Gefellichaft haftbar bleiben, denn die Haftung wird juriſtiſch 
nicht als eine Verpflihtung aufgefaßt, welche einem einjeitigen Zahlungsveripredhen 
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gleich, zu achten ift, Sondern fie wird vielmehr als in der Vorausfegung beruhend 
angeſehen, daß der Leiltung die Berechtigung als Aktionär entipriht. Mit Ges 
ftattung der Hebertragbarfeit der Promeſſe wird, nad der Anikht des Geſetzgebets, 
mit der Uebertragung die Verpflichtung des bisherigen Aktionärs als ſolche auf— 
hören und ſich in eine Verhaftung für die Aktienſchuld des neuen Aktionärs ver— 
wandeln. Demgemäß ſoll der veräußernde Zeichner oder Zwiſchenmann nur noch 
bürgſchaftsmäßig haften (Allgem. Begründung S. 123). 

Als Vorausſetzung für den Rückgriff auf die Zeichner oder einen Zwiſchen— 
aktionär wird das Anbieten des Aktienrechts ſeitens der Geſellſchaft von dem 
Gejeugeber verlangt. Zu der Haftung des Zeichners und der Zwiſchenaktionäre 
voll das Anbieten des Aktienrechts unter Ginichluß aller bisherigen Einzahlungen 
das Storrelat bilden. Die Geiellichaft joll daher Negrek an die VBormänner nur nehmen 
fönnen, wenn fie die bisherigen Aktien kaduzirt, oder iiber die bereits auf diejelben 
gezahlten, jowie über die eingeforderten Beträge eine neue Promeſſe oder einen 
neuen Interimsſchein ausfertigt und dem Vormanne anbietet (Allgem. Begründung 
©. 126 und 130). Denigemäß darf fi die Geſellſchaft, wenn das Grundkapital 
erhalten bleiben joll, mit der Einziehung des Aftienrecht3 nicht genügen laſſen. 
Der Gejeggeber erachtet das Aktienrecht durch die Kaduzirung nicht für” getilgt. 
Die Aktie fällt der Gefellihaft nur zur Verfügung anheim, und diefe Verfügung 
muß erfolgen. Die Gejellihaft Toll demnad über das Antheilsrecht mit Ein» 
Ihluß der bisherigen Theilzahlungen und der von ihr eingeforderten Beträge eine 
neue Urkunde ausstellen und mittelö derielben nunmehr den Nüdgriff gegen die 
Vormänner ausüben. Erft wenn diefer Nüdgriff, rechtlich oder thaätſächlich, nicht 
ausführbar ift, joll fie berechtigt fein, das Antheildrecht zum Börſenpreiſe, und 
in Grmangelung eines ſolchen, durd Öffentliche Verfteigerung zu verfaufen. Dies 
ift die Meihenfolge, in der die Gejellihaft vorgehen kann (Allgem. Begründung 
©. 131). 

Gegen dieſes vorgeichriebene Verfahren erheben fih, namentlid im Hinblick 
auf den Artifel 1808 Abiag 1, jehr erhebliche Bedenken. Dieier Artikel beitimmt, 
dat eine Erhöhung des Geſammtkapitals nicht vor der vollen Einzahlung des: 
jelben erfolgen darf. Es muß hier die Möglichkeit hervorgehoben werden, daß 
die Beitimungen der Artikel 184a und 184 b die Durchführung einer Kapitals: 
erhöhung ungemein verzögern, ja unter Umständen jelbit unmöglich machen könnten. 
Denn wenn auch nur ein Aktionär mit einer Aktie im Nüdftande bleibt, jo kann 
nad) dem Wortlaut des Artikels 180g die Erhöhung des Kapitals nicht vor— 
genommen werben. 

Bon diejem Gefihtöpunfte aus find zunächft die in Artitel 184a Abſatz 1 
feftgefegten Friften für die Aufforderung zu lange bemeflen. Wenn in diejen 
Friften auch eine, den fäumigen Zahlen erwiejene und in gewillen Grenzen noth- 
wendige Rückſicht zu erbliden ift, fo fehlt eS dem gegenüber doch nicht an Bei: 
ivielen aus dem praftiichen Leben, welche darthun, dab Verzögerungen, wie joldhe 
unzweifelhaft durch die ftipulirten Friſten herbeigeführt werben müſſen, unter 
Umständen die Erhöhung des Kapitales ganz verhindern und die betreffende Ge: 
jellihaft in jchweren Berluft bringen können, 

Nicht minder bedeutende Verzögerungen würden durch das Negrekverfahren 
herbeigeführt werden, da nad dem vorgeichilderten Gange bie Veräußerung der 
Aktien fi) nicht an die Kaduzirung anichließen darf. Es würde richtiger jein, 
die Geiellihaft zu ermächtigen, die Aktien jofort nad) der Verlufterflärung ver: 
faufen zu können und nur, wenn der Betrag nicht gededt wird, den Rechtsvor— 
Hänger für den Ausfall regrekpflichtig zu machen. Diejes Verfahren müßte jelbit: 


* 
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redend von einer Maßregel begleitet fein, durch welche die Gejellichaft verpflichtet 
wird, in geeigneter Form alle im Aktienbuche verzeichneten Nechtsporgänger von 
dein Vorgange rehfzeitig in Kenntniß zu Teen. 

Hinſichtlich der in diejer Beziehung abweichenden Anficht des Entwurfes wird 
in der allgemeinen Begründung (S. 131) Folgendes gelagt: „Würde der Gejell- 
ſchaft geitattet, erit zu verfaufen und dann für den Ausfall gegen die Bormänner 
Negreß zu nehmen, jo würden Diele ungerechtfertigter Weile zu Schaden kommen 
da ihnen weder Gelegenheit zur Einlöfung gegeben war, nody der Vorwurf einer 
Säumigfeit zur Laſt fallen kann.“ 

Der Verein gelangte jedoch zu der Anficht, daß eine Ergänzung des Art. 
180g erforderlich fei, um zu verhüten, daß eine Erhöhung des Kapitals durch 
die Beitimmungen der Art. 184a und 184b ungebührlich verzögert, oder gar 
unmöglich gemacht werde. 

Bei diefer Gelegenheit fam die Frage zur Erörterung, ob, wenn eine Gr: 
gänzung des Art. 180g im Sinne des vorftehenden Beichluffes nicht erfolgen 
follte, diejenigen, welche ein Intereſſe an der Erhöhung des Grunbfapitals haben, 
berechtigt wären, den durch Säumigfeit der Gefellihafter fehlenden Betrag an 
der Bolleinzahlung der alten Aktien zu deden, oder ob eine ſolche Handlungs— 
weile unter die Strafbeitimmung des Art. 249a Abi. 1 Nr. 3 ſubſummirt 
werben könnte. Es ift erforderlih, daß bezüglich dieſes Punktes Stlarheit ges 
ichaffen werde; die weitere Forderung des Vereins ift mit Nüdjicht auf den Um— 
ſtand geitellt, daß Interimsicheine nicht auf den Inhaber lauten Dürfen. 

Art. 185. Art. 185 verpflichtet die perfönlich haftenden Gejellichafter zur 
Aufftellung einer Bilanz, einer Gewinn» und Verluftrehnung, fowie zur Vor: 
legung eines den Wermögensftand und die Verhältniſſe der Geſellſchaft entwickeln⸗ 
den Berichtes. 

Der Artikel 239 enthält ähnliche Vorſchriften für die Aktiengeſellſchaften, 
beſtimmt jedoch noch Folgendes: „Er (der Vorſtand) hat die Vorlage mindeſtens 
zwei Wochen vor der Berfammlung in dem Geichäftslofale der Geſellſchaft zur 
Einſicht der Aktionäre auszulegen. Jeder Aktionär iſt berechtigt, auf feine Ktoften 
eine Abjchrift der Bilanz, der Gewinns und Verluftrehnung, ſowie des Geichäfts: 
berichts zu verlangen.“ 

Diele, für die Kommanbitgefelffcjaften auf Aktien fehlenden Beitimmungen 
werden bezüglich der Aftiengelellihaften damit begründet (©. 355), daß Die 
Aktionäre, wenn fie in der Lage fein follen, die wichtige Pfliht der Prüfung 
und Abnahme gewillenhaft zu erfüllen, rechtzeitig die Möglichkeit haben müſſen, 
fih den erforderlichen Aufichluß über die einzelnen Anſätze zu verichaffen, und 
daß nur bei einer gehörigen Vorbereitung des Prüfungsverfahrend erwartet werden 
darf, daß dasielbe zu einer dem wahren Intereſſe der Gejellfchaft entiprechenden 
gründlichen Prüfung der ganzen Verwaltung während des Bilanzjahres führen wird. 

In der allgemeinen Begründung (S. 253—267) ift nicht gelagt, weßhalb 
bieje Beitimmungen für die Aktiengeſellſchaften getroffen, bezüglich der Hommanbdit: 
geſellſchaften aber fortgelaſſen find. Auch in der fpeziellen Begründung des 
Art. 185 (S. 811) finden dieſe Beſtimmungen feine befondere Erwähnung; «3 
darf daher angenommen werden, daß die von dem Geſetzgeber beionders aufgefaßte 
Stellung des perſönlich haftenden Gejellichafterd für diefe abweichende Behandlung 
maßgebend geweien iſt. Im diejer Beziehung heißt e3 in der Begründung, daß 
von den befonderen im Art. 239 für die Altiengejellihaften vorgeiehenen Kautelar— 
vorſchriften abgeſehen worden ift mit Rüdfiht auf die dem perlönlich haftenden 
Gejelichafter ald Geſchäftsherrn gebührende Selbitändigkeit und Vertrauensftellung. 
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Es iſt aber bereit3 an anderer Stelle darauf hingewieien, daß dieſe Auf: 
faffung den praftiichen Werhältnifien nicht entipricht; dieſelbe kann daher nicht 
al® Grund dafür angefehen werden, daß die hier in Rede ftehende Beitimmung 
für die Aftiengejellichaften nicht aud für die Aktientommandite getroffen ift. 

Art. 1852 und 217 Nbi. 2. Der Art. 185a enthält in 6 Nummern die 
allgemeinen Borichriften für die Aufftelung der Bilanz. Dabei ift zunächſt 
darauf Hinzumeilen, daß die für Aftiengejellihaften in Art. 217 Abi. 2 getroffene 
Beitimmung für Kommanditgeſellſchaften auf Aktien nicht gegeben ift. Diele 
Beſtimmung lautet: „Sedo fünnen für den in dem Gefellihaftövertrage ange: 
gebenen Zeitraum, welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange 
des vollen Betriebes erfordert, ben Aktionären Zinfen von beitimmter Höhe be- 
dungen werden“. 

«Die Zwedmäßigfeit diefer Beftimmung muß in Frage geftellt werden. Die 
Zahlung der fogenannten Bauzinſen, denn von diefen ift hier die Rede, muß 
vom Grundfapital geichehen, und es fann durch diejelbe eine Schwächung reip. 
Untergrabung der Gefellichaft herbeigeführt werden. Hierbei ift nicht zu über: 
jehen, daß dieſe Zindzahlung meistens angewendet wird, um auch ſolchen Eleineren 
Sapitaliften, welche auf den Ertrag ihres Kapitales nicht verzichten können, bie 
Betheiligung an der Gefellichaft zu erleichtern und fie daher durdy den für Die 
Bauzeit geliherten Zinsgenuß zur Betheiligung an Unternehmungen zu verleiten, 
die mit der Aufnahme des Betriebes feine Gewähr mehr für irgend einen Ertrag 
bieten. Dieje Beitimmung fteht daher im Widerfprud zu dem durch eine Reihe 
anderer Beitimmungen von dem Gejeggeber augenicheinlich verfolgten Streben, die 
Betheiligung fogenannter Eleiner Leute bei Aktienunternehmungen zu erſchweren 
rejp. auszufchliegen. (Die Rechtfertigung der Gewährung von Bauzinien vom 
Standpunfte de3 Geſetzgebers befindet fich in der beionderen Begründung des 
Art. 217 ©. 342). 

Wenn dieſe Beitimmung jedoch für die Aftiengefellichaften getroffen werben 
toll, fo liegt fein Grund vor, Ddiefelbe Berechtigung den Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien vorzuenthalten. 

Bezüglich des Art. 217 Abſ. 2 ift noch darauf aufmerffam zu macen, daß 
der Ausdrud „vollen Betriebes“ zu unbeftimmt ift und daher zu Mißdeutungen 
führen fann. 

Die Nr. 4 des Art. 185a beftimmt, dab die Koſten der Organijation und 
Verwaltung nicht als Aktiva, vielmehr in ihrem vollen Betrage als Ausgabe in 
der Jahresrehnung ericheinen müſſen, eine Beftinnmung, welde das jeitherige Recht 
bereits enthält. 

Bezüglich der Nr. 5 erklärt jich der Verein damit einverftanden, daß in ber 
Bilanz als Aktienkapital in jedem Falle der Nominalbetrag der Aktie figuriren muß. 

Durch den zweiten Abjag des Art. 185a wird der Reichskanzler ermächtigt, 
für gewifle Arten von Unternehmungen Formulare aufzuftellen, nad welcden die 
Gefellichaften die Bilanz, jowie die Gewinn und Verluftrehnung anzufertigen haben. 

Die allgemeine Begründung fpricht fi (S. 256) zunächſt gegen die geſetz— 
fihe Aufftelung von Bilanzformularen für die Hauptarten der Aftiengefellichaften 
aus, obgleich ein Vorgang für jolche Formulare ſich im engliihen und italienischen 
Recht findet; fie glaubt jedoch, daß bei der Mannigfaltigkeit und Biegiamfeit der 
Vermögens: und Gejchäftsverhältniffe der Aktiengefellichaften die Aufftellung von 
Formularen im Wege des Geſetzes fich nicht empfehlen würde, daß aber wohl bie 
Anordnung durdh eine Behörde erfolgen könne. Im der Begründung heißt es 
wörtlih: „Es liegt auf der Hand, daß ein in dad Einzelne gehendes, für alle 
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Gefellichaften einer Kategorie gleiches Formular etwaigen Verſuchen einer Geſell— 
ichaft, die wahre VBermögenslage "dur die Art der Anſätze und der Zahlen: 
gruppirungen zu verfchleiern, mit Erfolg ſteuern und dazu beitragen wird, dem 
Publikum ſchneller und flarer einen richtigen Einblid in die Geihäftslage der 
Geſellſchaft zu gewähren“. Der Entwurf legt daher dem Neichäfanzler die vor: 
erwähnte Berechtigung zu; insbeſondere ſoll derjelbe beftimmen fönnen, in welcher 
Meile und in weldhem Umfang eine Stlarlegung der Vermögensbeftände nad) 
Gattungen, Effekten 2c. zu erfolgen hat. 

Der Berein glaubt diefer Beitimmung im zweiten Abſatz des Art. 1852 ent: 
fchieden entgegen treten zu müflen. Man wird fich nicht verhehlen fünden, daß 
eine jo unbeichräntte Machtbefugniß im gegebenen Falle auh zu Forderungen 
führen kann, welche geeignet find, das Geſchäftsintereſſe der betreffenden Gejell- 
ichaften zu ſchädigen. ES ift hervorzuheben, daß eine veränderte Bilanz. aud 
ein® Aenderung der Buchführung zur VBorausfegung haben muß. In der Begründ— 
ung wird »freilid” auf dieſen Umftand fein beſonderes Gewicht gelegt, es heit 
dafelbit: „Dem Ginwande, dab Bilanz und Buchführung untrennbar unb jede 
Vorichrift für Testere bei der Eigenart der einzelnen Unternehmungen undurch— 
führbar fei, kann durchſchlagende Bedeutung nicht beigelegt werden; benn wenn 
eö möglich ericheint, für die Bilanz ein beftimmtes Formular vorzujchreiben, fo 
ift es ebenſo möglih, daß die Geſellſchaft hiernach ihre Buchführung einrichtet”. 

Dem gegenüber ift jedoch darauf hinzumeiien, daß eine Nenderung der Buch: 
" führung nicht allein den. Zufanımenhang vieler geichäftliher Manipulationen 
äußerft nachtheilig beeinfluffen fann, ſondern in jedem Falle Nachtheil und Koften 
verurfahen muß, man darf fich daher nicht jo leichten Herzens, wie es in ber 
Begründung geichieht, über diefen Fall hinwegiegen. 

Bor Allem aber wird zugegeben werben müjlen, daß die in dem Art. 185a 
gegebenen, ſpeziellen Vorjchriften vollkommen ausreichen, um bei jeder Art von 
Geſellſchaften die Aufftellung einer klaren, überfichtlichen und verftändlichen Bilanz 
zu fichern. 

Art. 185b. Der Art. 185b handelt von dem Neiervefonds. Hier bürfte 
zunächſt die Faſſung des einleitenden Satzes zu bemängeln fein. Derjelbe lautet 
nämlih: „Zur Dedung eines aus der Bilanz fich ergebenden Verluftes oder eines 
im Laufe des Geichäftsjahres eintretenden außerordentlihen Werluftes iſt ein 
Reſervefonds zu bilden“. Nach diejer Faſſung fönnte es faſt jcheinen, ald wenn 
ein Nejervefonds erft zu bilden ift, wenn Verluite eingetreten find, während doch 
unzweifelhaft der Sinn des Geſetzes dahin geht, daß unter jeden Umſtänden ein 
Neiervefonds gebildet werden ſoll, um vorfommenden Falles Verluſte zu deden. 
Um dieſen Gedanken forreft zum Ausdrud zu bringen, müßte es etwa heißen : 

„Es iſt ein Nejervefonds zu bilden. Derjelbe hat den Zweck, ginen aus ber 
Bilanz fich ergebenden Verluſt pp. zu decken“. 

Durdy die Nummern 1 und 2 biejed Artikels wird beftimmt, welche Beträge 
dent Reiervefonds zufließen müffen und bis zu welcher Höhe derjelbe anzulammeln 
ift. Alle weiteren Beſtimmungen fehlen; es ift namentlich Nichts darüber gejagt, 
ob der Reſervefonds nur als Buchpoften behandelt werden oder ob er bejonders 
angelegt werben joll, oder ob er zu verzinfen ift. 

In dem dritten Titel über die Aktiengejellihaften wird bezüglich der Bilanz 
und des Nefervefonds in Art. 239 auf die Art. 185a und 185 b veriwielen. 
Dem Art. 239 ift aber noch ein Abſatz zugefügt worden, welcher wie folgt 
lautet: „Im Uebrigen werden die Grundſätze, nach welchen die Bilanz aufzu— 
nehmen, Nejervefonds zu bilden und anzulegen find, und die Prüfung der Bilanz 
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zu erfolgen bat, durch den Geſellſchaftsvertrag beftimmt“. Es wirb alfo Bier 
vom Anlegung des Reſervefonds geſprochen, ohne daß irgend welche Ausführungs- 
beftimmungen gegeben werben. 

In ber allgemeinen Begründung wird bezüglich dieſes Punktes (S. 267) 
nur Folgendes gejagt: „Beitimmungen über die Anlegung des Reſervefonds ent⸗ 
giehen fich der Geſetzgebung, der Werth von ſolchen ift je nach dem fonfreten 
Halle ein verjchiedener. Der Entwurf hat deßhalb die Feſtſetzung ber hinfichtlich 
der Anlegung innezuhaltenden Grundjäge dem Wefellichaftsvertrage überlaffen 
(Art. 239 0). Dabei wird es die Aufgabe ber verantwortlichen Geſellſchaftsorgane 
fein, dafür Sorge zu tragen, daß die Anlage bes Reſervefonds, foweit dies nad) 
den Umftänden nothwendig ift, nicht Tebiglich in einer bloßen Buchoperation befteht, 
fondern daß berfelbe in Wirklichkeit und in leicht realifirbaren Werthen vorhanden 
ift, um jeder Zeit auch dem fachlichen Zweck, zu welchem er beitimmt ift, erfüllen 
zu können. „Diefe Erwägungen find in gleicher Weile auch für den Erneuerungs— 
fonds maßgebend“. 

In der fpeziellen Begründung des Art. 2390 wird (S. 360) nur darauf 
Dingewiejen, daß bie näheren Beitimmungen dem Gejellichaftövertrage anheim⸗ 
gegeben werden. 

Es ift hierbei hervorzuheben, daß bei den meiften beftehenben Gefellichaften 
ber Rejervefonds lediglich ald Buchpoften erfcheint; die in dem Gefegentivurf auf: 
genommenen Beſtimmungen entiprechen daher den beftehenden Verhältniffen. Weiter 
gehende Forderungen, wie foldhe in der Begründung ausgeſprochen find, würden, 
namentlich wenn ihnen rüdwirkende Kraft gegeben werben jollte, zu Schädigungen 
und Anomalien führen, die jedem geihäftsfundigen Manne tlar fein werden. 
Die Gefellichaft könnte beifpielöweije in die Lage fommen, bei einem hohen ange 
legten Nefervefonds, an Bantierzinfen mehr zu verlieren, als fie an Zinfen für 
den Reſervefonds einnimmt, ja fie könnte fogar bei einer plößlic eintretenden 
Entwerthung ber Anlagen, in die größte Bedrängniß gerathen. 

Art. 188. Der Art. 188 beftimmt, daß die Generalverfammlung berufen 
werden muß, wenn died von Kommanbditiften, deren Antheile zuſammen ben zehnten 
Theil des Geſammtkapitals darftellen, unter Angabe des Zweds und der Gründe 
verlangt wird. Wird dem Verlangen nicht entiprochen, jo kann das Handels: 
geriht die Kommanbditiften, welche dad Verlangen geftellt haben, zur Berufung 
der Generalverfammlung ermächtigen. 

Gegen die Zweckmäßigkeit diefer Maßregel erheben fich ernite Bedenken, benn 
diefelbe kann leicht in bösmwilliger Abficht benugt werden, um bie Gefelihaft zu 
diöfrebitiren und zu fchädigen. Der Gefeggeber glaubt diefe Bedenken badurd zu _ 
entträften, daß er das Handelögericht nicht unbedingt verpflichtet, dem erlangen 
der Kommanbitiften nachzugeben, fondern beftimmt, daß das Handelsgericht dies 
tun kann. Die allgemeine Begründung jagt darüber S. 251: „Am beiten 
und einfachſten wird dem Intereſſe der Antragfteller genügt, wenn fie gerichtlich 
ermächtigt werden können, die Berufung der Generalverfammlung an Stelle der 
läffigen oder fich weigernden Organe zu bewirken; ber Entwurf ſchlägt (Art. 237 
Abf. 3) diefen Weg vor. Danadı haben ſich die Aktionäre, wenn bon dem Vor— 
ftande pp. ihrem hierauf gerichteten Verlangen nicht entſprochen wird, an das 
Handelögericht zu wenden und diefes kann, fofern es die formellen Erforderniffe 
für dieſes Verlangen ald vorhanden erachtet, die Aktionäre zur Berufung er- 
mädtigen.” Eine Pflicht, die Ermächtigung beim Borhandenfein ber formellen 
Vorausſetzungen auszusprechen, wird allerdingd dem Gericht nicht auferlegt werben 
dürfen. Um mögliche Chikanen, die Verfolgung von Sonberintereffen und jonitige 
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Schädigungen der Geiellihaft auszuichliegen, muß das Handelögericht vielmehr 
in der Lage fein, die Ermächtigung zu verlagen. Behufs Beurtheilung der Sad) 
lage kann dasfelbe Informationen aller Art erheben, aud die Geiellihaftsorgane 
anhören. Gibt das Handelögeriht dem Antrage Folge, fo ift bei der Berufung 
von den Antragftellern zu ihrer Legitimation die gerichtliche Ermächtigung befannt 
zu machen.“ 

Sn diefen Beitimmungen und Ausführungen ift jedoch feine ausreichende 
Garantie gegen „Chikanen und Sonderintereflen“ zu erfennen; man glaubte daher 
verlangen zu follen, daß die Kommanbditiften, von denen ber Antrag geftellt wird, 
gehalten fein jollen, ihre Antheile gleichzeitig zu deponiren. 

Da aber eine derartige Beitimmung leicht nur ald eine Legitimation auf: 
gefaßt werden könnte, deren Erfordernik als erfüllt betrachtet werden dürfte, wenn 
der Kommanditiſt auf feine Eintragung in das Aftienbuch.der Gejellihaft verweilt, 
oder wenn bei Inhaberpapieren die Aktien lediglich vorgezeigt werden, jo glaubte 
man auch mweiter gehen zu ſollen. 

Es ift hier bereitö bei Begründung der Anträge zu Art. 173, 173a (207 a) 
und 174a-(181) eines Verfahrens gedacht, welches von einem einzelnen Kom— 
manbitiften eingeichlagen werden fann, um ſich unredhtmäßig in den Belig von 
Stimmen zu bringen. Auf die Nahläffigfeit in der lleberichreibung auf den Namen 
und die Umänderung im Aftienbuche der Gejellichaft ſpekulirend, kann ein Kom— 
manbditift Aktien faufen, auf jeinen Namen in das Aktienbuch eintragen laſſen 
und sofort wieder verkaufen. Wird von dem Käufer die Webertragung in das 
Aktienbucd nicht beantragt, ein Fall, der fait als Regel anzujehen ift, jo werben 
die Stimmzettel für die Generalverammlung dem Verkäufer zugefertigt, ber nicht 
mehr in dem Befig der Aktien ift, alfo eigentlich fein Stimmredt mehr hat. Dat 
ſolche Fälle gar nicht felten vorfommen, zeigt das praftiiche Leben. Wenn nun 
in böswilliger Abfiht das Manöver des Staufes, der Eintragung in das Aktien— 
buch und des jchnellen Wiederverfaufs forcirt wird, fo liegt e& auf der Hand, daß 
der Einzelne ſich mit verhältnigmäßig geringen Mitteln in den unredhtmäßigen 
Belig einer großen Stimmenzahl bringen und, leichter noch in Verbindung mit 
Anderen, Gleihgelinnten, zur Verfolgung von Sonderinterefien das Verlangen 
der Berufung einer Generalverlammlung ftellen kann. Wird dieſes Verlangen 
beifpielöweife mit Behauptungen unterjtügt, welche geeignet find, das Bertrauen 
in die Gefellichaft zu erichüttern, und wird die Angelegenheit dann noch von dem 
Intereffenten in bekannter Weile in der Preſſe behandelt, fo dürfte ein Baiffe 
ipefulant leicht fein Ziel erreichen, auch wenn das Handelögericht fich fpäter von 
der Haltlofigfeit der Gründe überzeugen und die Ermächtigung zur Berufung der 
“ Generalverfammlung verjagen jollte. (Es wird hier gleih auf den Art. 190b 
hingewiefen, bezüglich deſſen ähnliche Bedenken hervortreten. 

Mit Rüdjicht auf die vorentwidelten Verhältniffe, fowie auf den Umftand, 
daß ber Aftientommandite auch die Ausgabe von Inhaberaftien geftattet werben 
joll, verlangt der Verein daher, daß die beantragende Minorität ihre Aktien bis 
zur Beendigung ihres Verfahrens im Depot zu belaflen habe. 

Dod auch diefe Garantie erfchien dem Vereine noch nicht ausreichend, 
um die Geiellihaft gegen die Imitiative zu ſchützen, welche der Minderheit der 
Generalverfammlung von dem Gejegentwurfe im Art. 188 und in anderen, no 
wejentlich bebenklicheren Fällen eingeräumt werden fol. Soweit dieje Initiative 
nicht gänzlich zurüdzumeiien ift, glaubte der Verein daher noch weitere. Kautelen 
aufftellen zu ſollen. Wie es in den den ſpeziellen Beichlüffen des Vereins vor— 
angeſchickten Rejolutionen unter Ziff. 12 bereits ausgedrüdt ift, würde es eine 
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Fiktion fein, den Dolus nur bei den Organen der Gefellihaft und ber Mehr: 
heit der Generalverfammlung vorauszufegen und anzunehmen, daß er niemals 
bei der Minderheit vorhanden fein könnte. Liegt aber bei der: Minderheit, die 
vorfommenden Falls aus wenigen, den erforderlichen Theil des Grundfapitals 
repräjentirenden Perfonen beitehen faun, böswillige Abficht vor, fo kann durch 
deren Initiative ber Gejellfchaft und der Mehrheit der Aktionäre fchwerer Schaden 
verurjacht, jelbit die Eriftenz der Gejellihaft in Frage geitellt werden. Es fcheint 
daher erforderlich, durch weitere gejegliche VBeitimmungen der Minderheit Veran: 
lafjung zu geben, ihr Vorgehen, auch wenn feine böſe Abficht vorliegt, ernſt und 
vorfihtig zu erwägen; für den Fall aber, daß fich dad Vorgehen als ungerecht: 
fertigt oder gar böswillig erweist und dadurch eine Schädigung der Gejellichaft 
herbeigeführt worden ift, der letzteren Schabloshaltung zu fihern. Der Verein 
glaubte zu diefem Zwede die Beitellung einer Kaution ſeitens der intervenirenden 
Minderheit beantragen zu follen, aus welcher eventuell die Deckung des Schadens 
zu nehmen wäre. Soldier Schaden dürfte jedoch nicht immer im Wege ge: 
wöhnlicher Schägung feitgeitellt werden können; er kann beiſpielsweiſe in Ver: 
ihlehterung des Rufes, Verminderung des Kredits u. dal. mehr beftehen, 
Schädigungen, die faum in beitimmten Summen tarirt werben fönnen. Der 
Verein hat daher die in der alten Rechtsſprache gebräuchliche Form gewählt, indem 
er Erjag für „Schaden, Schimpf und Koſten“ verlangt; er will damit fagen, . 
daß der erjagpflihtige Schaden auch ein folder fein kann, der nicht direkt zu 
Ihägen ift. Der Verein verlangt daher ferner, daß es dem freien Ermeſſen des 
Richter anheimgegeben werden jolle, nad) Lage des Falles zunächſt die Höhe der 
zu ftellenden Kaution und dann eventuell die Höhe des aus berielben der Gejell: 
Ihaft zu überweiſenden Scabenerjages feitzuftellen. Der Verein will aber ferner 
Fürforge treffen, daß derartige wichtige materielle Entſcheidungen nicht in bie 
Hand eines Ginzelrichter® gelegt werden, der etwa gerade mit der formellen Be— 
handlung der Handelsſachen betraut ift und dem möglicherweije für eine ſolche 
Entiheidung Einfiht und Erfahrung abgehen künnten. Der Verein verlangt 
daher, daß materielle Enticheidungen der hier in Nede ftehenden Art nur einem 
Richter-Kollegium unterftellt werden folfen. 

Art. 190, Abi. 4. Der Art. 190 beitimmt im Abi. 4 Folgendes: „Per: 
jönli haftende Gejellihafter, welchen in Gemäßheit de Art. 1744 Antheile 
am Gejammtfapital der Kommanbditiften zuftehen, oder welche ſonſt Aktien ers 
werben, haben fein Stimmredt.“ 

Dieje Beitimmung kann nicht für gerechtfertigt erachtet werden. Abgeſehen 
von dem immerhin denkbaren Falle, daß ein perfönlich haftender Gejellichafter 
auch Beſitzer ded größten Theiles der Antheile rejp. Aktien ift, in welchem Falle 
nad) den Beitimmungen ded Entwurfes gewiſſe Beichlüffe gar nicht zu Stande 
fommen fönnten, wenn die in Rede ftehende Vorſchrift Geſetzeskraft erlangen 
folite, jo ift ferner anzunehmen, daß die in dem Abf. 3 desfelben Artikels enthaltenen 
Kautelen volftommen ausreihen, um den von dem Gejeßgeber verfolgten Zweck 
zu erreihen. Denn der Abi. 3 bejtimmt, daß ein Kommanbitift, der entlaftet, 
oder von einer Verpflichtung befreit werben foll, oder mit dem ein Rechtsgeſchäft 
zum Abichluß gelangt, fein Stimmrecht für fi) oder für andere ausüben darf. 
Diefen Beftimmungen würde felbftredend auch der perfönlich haftende Gejellichafter 
unterstehen; im Webrigen aber tritt er auf Grund feines Beſitzes an Antheilen und 
Altien bezüglih ber Stimmabgabe aus feiner Stellung als perſönlich haftender 
Gefellichafter heraus und in diejenige aller übrigen Kommanbditiften ein, und es 
it fein Anlaß für die Eutziehung des Stimmrecht? zu erfennen, Aus biefen 

11* 


164 Materialien zur Reform des Aktiengejellihaftsrechtes. 4 


Gründen wird zunächſt die Streichung der betreffenden Beſtimmung verlangt, 
mindeſtens aber iſt dem perſönlich haftenden Geſellſchafter für denjenigen Beſitz 
an Antheilen und Aktien, welcher die eventuelle zehnprozentige Einlage überſteigt, 
das Stimmrecht zu gewähren. 

Art. 1902. Art. 1908 Abſ. 1 lautet: „Ein Beſchluß der Generalver— 
fammlung fann wegen Verlegung des Geſetzes oder des Gejellichaftvertrages als 
ungiltig von jedem Kommanbitiften, welcher in ber Berfammlung gegen den 
Beſchluß Widerſpruch zu Protokoll erklärt hat, binnen drei Monate durh Er— 
hebung der Klage ausſchließlich vor dem Landgericht, in deflen Bezirke die Ge- 
jellihaft ihren Sig hat, angefochten werben. 

Hierbei ift zunächft darauf aufmerffam zu machen, daß bie in Art. 2388 
für Aktiengeſellſchaften getroffene Beitimmung, nad welcher jeder Beſchluß der 
Generalverfanmlung zu feiner Gültigkeit der gerichtlichen oder notariellen Be— 
urfundung bebarf, für die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien nicht befteht (vergl. 
Art. 186 und 187). Bei der Generalverfammlung ber Aktienfommandite wird 
alfo nicht nothwendig eine amtlich fungirende Rechtsperſon vorhanden fein, was 
aber bei ber Generalverfammlung der Aktiengefellihaft ftet3 der Fall fein wird. 
Es ift nicht anzunehmen, daß eine fungirende Rechtsperſon ſich je weigern wird, 
einen, auf Grund deö Art. 190a erhobenen Widerſpruch zu Protokoll zu nehmen. 
- Wohl aber könnte der in feiner amtlichen Funktion ftehende Protofollführer in 
ber Generalverfammlung einer Kommanbditgejellihaft auf Aktien fi weigern, den 
Widerfprud zu Protokoll zu nehmen, wodurd der Stommanbitift das ihm hier 
zugeiprochene Necht verlieren würde, ferner ift die Frift von brei Monaten, 
innerhalb welcher durch Erhebung der Klage der betreffende Beihluß angefochten 
werden “Tann, zu lang. 

In der allgemeinen Begründung (S. 236—239) wird von der Annahme 
ausgegangen, dab die Befugniß des einzelnen Aktionärs, geſetz- ober ftatuten- 
widrige Beichlüffe der Generalverfammlung ald ungültig anzufehten, ſchon jest 
als beftehendes Recht angeiehen werden muß. Diefes beftehende Recht hat indeß 
die Anfechtungsbefugniß der einzelnen Aktionäre nicht ausbrüdlich geregelt. Es 
wird daher in Ermangelung entgegenitehender Vorfchriften angenommen, baß bie 
Anfehtung von jedem Aktionär geltend gemacht werden könne, ohne Rüdfiht 
darauf, ob er in der Generalverfammlung, melde den Beihluß gefaht hat, zus 
gegen war oder nicht, ob der Beihluß ſchon ausgeführt ift oder nit, und ob 
die Ausführung noch thatſächlich rüdgängig gemacht werden kann. Cine Zeit: 
grenze für die Anfechtung oder fonftige Schranfen für biefelbe find nicht geſetzt. 
Der Begründung erjcheint das Anfehtungsreht in folder Unbeichränttheit höchſt 
bebenflich und daher wird die Feſtſetzung einer Frift als erforderlich erachtet. 
In diefer Beziehung fagt die Begründung (S. 239 unter c) wörtlih: „(Der Ent— 
wurf beitimmt), daß bie Anfehtung des Beichluffes innerhalb breimonatlicher 
Friſt feit dem Tage der Generalverfammlung durch Erhebung der Klage ober 
Widerklage erfolgen muß. Die Befriftung ift unabweislich geboten, um die Un— 
gemwißheit über die Gültigkeit oder Anfechtbarkeit des Beichluffes zu bejeitigen 
und den Borftand in die Lage zu eben, ben Umftänden entſprechend über bie 
Ausführung oder Siftirung des Beichluffes zu befinden.” 

Mit Hinweiß auf die von ben Motiven ſelbſt angeführten Gründe erfcheint 
eine weſentliche Abkürzung ber in dem Eutwurf angenommenen breimonatlichen 
Friſt erforderlih. Wenn in der Begründung an anderer Stelle (S. 237 letzter 
Abſatz) gefagt wird: „die fortdauernde Ungemwißheit über die Gültigkeit eines Be— 
ſchluſſes der Generalverfammlung muß nothwendig zu einer Abſchwächung ber 
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Berwaltung, kann jogar zu einem Stillftande derjelben und zu einer vollftändigen 
Zerſetzung der Organijation führen,“ jo darf der Ueberzeugung Raum gegeben 
werden, daß dieſe üblen Folgen auch in erheblichem Umfange eintreten fönnen, 
wenn bie Frift zur Erhebung der Stlage auf 3 Monate ausgedehnt wird. Daher 
eriheint die Abkürzung diefer Frift auf 4 Wochen geboten. 

In dem bier in Rede ftehenden erften Abfchnitt des Art. 190a wird endlich 
nicht gejagt, gegen wen die Klage zu erheben ift und aud bie Begründung gibt 
hierüber feinen Auffhluß. Es ift daher nothwendig in dem Gejege zum Außs 
drud zu bringen, daß die Klage nur gegen die Gejellihaft und nicht gegen 
die Organe berjelben erhoben werben kann. 

Der Abi. 2 des NArı. 1908 beftimmt, daß zur Anfechtung des Beichluffes 
aus dem Grunde, daß die Berufung der Generalverfammlung oder die Ankündigung 
des Gegenitandes der Beihlußfaffung nicht gehörig erfolgt war, auch ein nicht 
erichienener Kommanditiſt berechtigt ift. Auch hier ift die Anberaumung einer 
vierwödigen Friſt dringend geboten. 

Der Abi. 2 des Art. 1908 lautet: „Die Erhebung der lage ift unver: 
züglih von den perjönlih haftenden Gejellihaftern in ben für die Bekannt— 
madhungen der Geſellſchaft beftimmten Blättern zu veröffentlichen.“ 

Dieje Beitimmung ift von dem Gejeggeber getroffen, um der Möglichkeit 
verfchiedener Prozeffe entgegen zu treten (Allgemeine Begründung S. 240 und 
241). Der Entwurf beitimmt auch, um verſchiedene Urtheile zu verhüten, daß 
alle Prozeſſe diefer Art bei dem Landgericht, in deſſen Bezirk die Gefellihaft ihren 
Sit hat, ausschließlich zuftändig fein follen. Der Geſetzgeber nimmt an, daß 
auf Grund dieſer Beitimmung dad eigene Interefie der Anfechtungsberedhtigten 
dahin führen wird, daß bie jämmtlichen Widerſprüche in einer Klage geltend 
gemacht werden; dann find die anfechtungsberechtigten Aktionäre nothwendige 
Streitgenofjen im Sinne bed $ 59 der Zivilprozeßordnung. Sind defien uns 
geachtet mehrere Prozeſſe anhängig gemacht, jo wird das Geriht, wenn nicht 
ſchon von Amtöwegen, fo auf Antrag des dazu berufenen Vorftandes, auf Grund 
des $ 138 ber Zivilprozehorbnung, die Verbindung der Prozeſſe zum Zwecke 
der gleihen Berhandlung und Entſcheidung anordnen, Andere fönnen ji als 
Nebenintervenienten anſchließen. 

In der Begründung wird dann weiter angenommen, daß bei den hiernach 
von dem Entvurfe aufgeltellten. Worausfegungen dem einzelnen Aktionär bie 
Anitellung des von Anderem anhängig gemachten Prozefie bei eigener Auf: 
merkſamkeit und Erfundigung nicht wohl entgehen könne. Auf eine ſolche Selbits 
thätigfeit der Aktionäre glaubt jedoch der Entwurf fein zu großes Gewicht legen 
zu bürfen. Er fchreibt deshalb vor, daß die Erhebung der Klage unverzüglich 
von dem PVorftande in den für bie Belanntmahung der Gelellichaft beitimmten 
Blättern zu veröffentlichen ift. Im der Begründung wird weiter ausgeführt, 
daß die Veröffentlihung zugleih dazu beitragen wird, etwaige Kollilionen bes 
Borftandes mit dem Anfechtungsgegner auszujchließen. 

Wenngleich diefer Motivirung theoretiiche Berechtigung vielleicht nicht ab» 
geiprochen werben kann, fo laſſen fich doch gewichtigere Gründe gegen die Ver: 
öffentlihung anführen. In der Begründung wird weiter mit voller Berechtigung 
ausgeführt, daß, wenn der fragliche Beſchluß in der That geſetz- oder ftatuten- 
widrig gefaßt fein follte, fi duch deilen Ausführung der Vorftand, und in den 
Fällen des Art. 226 Ziff. ı bis 4 auch der Auffichtörath den Gläubigern der 
‚Gefellichaft gegenüber verantwortlich machen würde; der Vorftand hat daher ein 
Intereſſe daran, daß der Widerſpruch erſchöpfend geprüft und daß ein ſolcher 
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Beihluß nicht zur Ausführung gebracht werde. Iſt der Beichluß aber thatjächlich 
und aud nad der Auffaffung der Gejellfchaftsorgane geſetz- und jtatutenmäßig 
gefaßt, Tiegt aljo ſeitens des widerjprucherhebenden Kommanbitiften, in Folge 
faliher Auffaffung und Beurtheilung der Verhältniſſe, ein Irrthum vor, der nur 
durch die Abweilung des Klägers zum Audtrag gelangen kann, fo können fi 
body in Folge der öffentlichen Bekanntmachung der angeitrengten Stlage der Aus— 
führung des Beſchluſſes Hinderniffe in den Weg ftellen, welche die Gejellichaft 
eventuell in großen Schaden bringen könnten. Dieſe Gefahr ericheint fo erheblich 
daß fie durch die mit der Veröffentlihung verbundenen Vortheile bei weitem nicht 
aufgewogen werden fann. Der Verein beichloß daher die Streihung des Abi. 3 
bed Art. 190a zu beantragen. 

Der 4. Abſchnitt des Art. 1902 beftimmt, daß der Kläger feine Aftien ges 
rihtlich zu Hinterlegen hat. Der Verein iſt der Anficht, daß, um einer unbes 
gründeten oder gar böswilligen Stlageerhebung entgegen zu wirken, bie Kläger 
durch dad Geſetz verpflichtet werden müßten, ihre Aktien bis zur Entiheidung 
be3 angeftrengten Prozefles im Depot zu belafien. Die böswillige Klageerhebung 
ericheint feineswegdö durch den Umſtand ausgeſchloſſen, daß die Abweiſung, 
reipeftive der Verluſt des angeltrengten Prozeſſes mit Tragung der Koſten ver: 
fnüpft ift. Mit Anftrengung der Klage kann unter Umſtänden die Geſellſchaft 
biöfrebitirt oder es können Verlufte für diefelbe in Ausficht geftellt werden, welche 
einer Baifjeipefulation die Koften bes verlorenen Prozeffed einbringen. Daher 
wird verlangt, daß bie Aktien bis zum Austrag des Verfahrens im Depot ver— 
bleiben jollen. 

Hierbei fann nod die Frage aufgeworfen werben, was bie Folge ber ans 
geitrengten lage oder die Enticheidung des Prozefles in Bezug auf den ange— 
fochtenen Beichluß fein würde. Es jet hier bemerkt, daß Diele Frage in ber 
allgemeinen Begründung S. 241 und 242 ziemlich eingehend behandelt, aber 
nicht beitimmt beantwortet wird. 

Art. 190b Abi. 1. Nah Art. 190b Abſchnitt 1 kann auf Antrag von 
Kommanbditiften, deren Antheile zufammen ben zehnten Theil des Geſammt— 
kapitals bdarftellen, das Handelsgericht, ſofern glaubhaft gemacht wird, daß bei 
der Gründung, Geihäftsführung oder Liquidation der Geſellſchaft Unredlichkeiten 
oder grobe Verletzungen des Geſetzes oder des Gejellichaftövertrages ftattgefunden 
haben, Neviforen zur Prüfung des Herganges ernennen. 

Diefe Maßregel muB als äußerſt gefahrvoll für die Gefellihaften erachtet 
werden und zwar nod in viel höherem Grabe als die Beitimmung zu Art. 188. 
Denn wird von der hier vorgejehenen Mafregel Gebrauch gemacht, fo wird ba= 
mit der Verdacht der Unredlichkeit oder grober Verlegung des Geſetzes, ober bed 
Sejellichaftövertrages ausgeſprochen, der die Gefellihaft ſchwer diöfrebitiren und 
ſchädigen fann. Gin folder immerhin möglicher Erfolg wird unredlichen und 
gewiſſenloſen Spekulanten nur um jo mehr Veranlaffung zu böswilligen Manis 
pulationen bieten, wie folche bei Art. 188 dargelegt worden find. 

&3 wird daher ernft zu erwägen fein, ob von dieſer Beitimmung nicht 
beifer gänzlich abzufehen ſei, ſchon mit Nüdficht auf den lUImftand, daß von der 
Majorität in den hier angeführten Fällen eine ausreichende Vertretung der Ins 
tereffen der Kommanditiſten mit Sicherheit zu erwarten fein dürfte. Die Möglichkeit, 
daß ſolches nicht geichehe, ift zwar nicht ausgeichloffen, ein folder Fall wird 
aber als durchaus abnorm bezeichnet werden müflen, und es kann nicht ala bie 
Aufgabe der Geſetzgebung erfannt werden, zur Verhütung ganz abnormer Fälle, 
eine außerordentliche Gefahr Für alle Gefellichafter heraufzubeihören. Sollte die 
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Streihung dieſer Beſtimmung' nicht zu erlangen fein, fo wird es für geboten 
erachtet, daß auch im diefem Falle die beantragenden Kommanbitiiten gehalten 
fein follen, ihre Aktien zu deponiren und bis zur Beendigung des Verfahrens im 
— zu belaſſen, außerdem aber eine Kaution, wie zu Art. 188 beantragt, zu 
eitellen. 

Art. 191 und 193. Dieſer Artikel handelt von der Beitellung des Auf: 
fihtsrathed. Während nach dem beftehenden Gejege die Mitwirkung der General- 
verfammlung bei der Wahl des Auffichtsrathes durch den Geſellſchaftsvertrag 
ausgeichloffen werden fann, jol in Zukunft die Generalverfammlung allein bes 
rechtigt jein, den Auffichtsrath zu wählen. Hiergegen hat der Verein Nichts 
einzumenben. 

Nah dem Entwurfe ift es nicht erforderlich, daß die Mitglieder des Auf: 
ſichtsrathes Befiger von Antheilen der Kommandite oder von Altien der bes 
treffenden Gejellihaft find. Diele Beſtimmung iſt bedenklich, da fie leicht dazu 
führen fönnte, daß ſich ein gewiſſer Stand von Perſonen herausbildet, die einen 
Beruf daraud machen, gegen angemeffene Entihädigung Aufſichtsrathsmitglieder 
zu werden. Für die Förderung eines foldhen Zustandes glaubte man die Ber: 
anlaffung auch in der weitreichenden Verantwortung erbliden zu ſollen, melde 
in dem Entwurf den Mitgliedern des Auffichtsrathes auferlegt wird und melde 
Männer, die an Ehre und Vermögen zu verlieren haben, veranlaffen dürfte, 
‚lieber andere Perjonen, bie wenig oder nichts zu verlieren haben, gegen Bes 
zahlung in die gefahrvolle Pofition eined Mitgliedes des Aufſichtsrathes vors 
zuichieben. 

Daher müßte ed mindeftens in die Hand der Gefellichaft gelegt werden, da— 
rüber Beltimmung zu treffen, ob in dem Aufſichtsrath auch Nichtaftionäre Plag 
finden dürfen oder nicht. | 

Der Abſatz 2 des Urt. 191 lautet: „Die Wahl des erften Auffichtsrathes 
gilt für die Dauer des erſten Geſchäftsjahres“. 

Später kann der Auffichtörath, nad der Beitimmung des folgenden Abs 
ſchnittes, nicht auf länger ald auf 5 Jahre gewählt werden. 

Die Beitimmung des Abſatzes 2 muß erhebliche Uebelftände zur Folge haben. 
In dem beftehenden Geſetz ift nur von einem Jahr die Nede, ed kann darunter 
alſo auch das Kalenderjahr verftanden werden. Der Entwurf bezeichnet aus— 
brüdlich das Gefchäftsjahr, der zuerjt gewählte Auffichtsrath tritt daher unbe— 
dingt außer Funktion mit dem Tage des Ablaufs des Geſchäftsjahres. Da nun 
gemäß Art. 249 die Organe der Geiellichaft mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
und Gelbftrafe bis zu Mt. 5000 — beitraft werben, wenn die Gejellichaft länger 
als drei Monate ohne Auffichtärath geblieben ift, fo wird die ordentliche General» 
beriammlung zur Vorlegung der Bilanz ꝛc. in den meiſten Fällen nicht abges 
wartet werden können, jondern ed wird eine außerordentliche Generalverfammlung 
zur Wahl des Auffihtsraths anberaumt werden müflen, welcher dann wenige 
Wochen oder Monate fpäter die ordentliche Generalverfanmlung, folgen würde. 
In natürlicher Folge würde dann auch immer die Wahl der im Turnus aus: 
Iheidenden Mitglieder des Aurfichtörath3 in eigens dazu berufenenen außerorbents 
lihen Generalverfammlungen zu erfolgen haben. Um dieſe große Beläftigung 
der Aktionäre zu vermeiden, beantragt der Verein bie Amtsdauer des erften ge 
wählten Auffichtsrath3 bis zur erften ordentlichen Generalveriammlung nad) Ab: 
lauf des eriten Geichäftsjahres zu verlängern. 

Der Abſatz 4 ded Art. 191 beitimmt, dat die Beitellung zum Mitgliede 
des Aufſichtsraths. jederzeit durch die Generalverfammlung widerrufen werden fann. 
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Sn dem Berein erhob fich gegen das biefer Beſtimmung zu Grunde liegende 
Prinzip nicht erheblicher Widerſpruch; der Beſchluß, durch welchen der Aufſichts⸗ 
rath oder ein Mitglied desſelben außer der Zeit feiner Funktion enthoben wird, 
bat jedoch; eine Bedeutung und Tragweite, welche größere Garantien erfordert, 
als ein einfaher Mehrheitsbeihluß gewährt. Demgemäß foll ein ſolcher Be 
ſchluß nur gefaßt werben können mit einer Mehrheit von °/, ber vertretenen 
Stimmen. 

Als ſelbſtverſtändlich ift dabei vorauszufegen, daß ber auf bie Widerrufung 
der Beitellung zum Mitgliede des Auffichtsraths gerichtete Antrag auf der Tages 
ordnung der Generalverfammlung geftanden haben muß. 

In der allgemeinen Begründung iſt S. 222 und 223 ausgeführt, daß das 
Geſetz den Gläubigerausfhuß zur Ueberwahung der Konkurdverwaltung in noch 
fchärferer Weile, wie ben Auffichtörath einer Aktiengefellichaft, zur Ausübung ber 
Ueberwachung durch betaillirte Vorfchriften verpflichtet, auch ben einzelnen Mit- 
gliebern des Ausſchuſſes die Befugniß beilegt, von dem Gange der Geſchäfte 
Kenntniß zu nehmen, die Bücher und Schriften bed Berwalters einzujehen und 
ben Beitand der Kaffe zu unterfuhen. ine gleiche Befugniß den einzelnen Mit- 
gliedern des Aufſichtsraths einzuräumen erfcheint dem Geſetzgeber bebenflich, ba 
es ſich nicht verfennen laffe, daß ein beftändiges Eingreifen der einzelnen Mit— 
glieder des Aufſichtsraths die Gefahr in ſich bergen würde, eine thatkräftige Ges 
fhäftsleitung des Vorftandes zu lähmen, auch daß einzelne Aufſichtsrathsmit— 

lieder die erlangte Senntniß ber inneren Verhältniffe der Gejellichaft, nament— 
ic der Bezugsquellen und Geihäftsverbindungen, im eigenen Intereſſe ausbeuten 
fönnten. 

Wenngleich dieſer Auffaffung im Allgemeinen beigepflichtet werden muß, fo 
ift e8 doc bei Ermangelung näherer Beftimmungen in dem Geſetze felbit ſchon 
jetzt erforberlich, einer eventuellen jpäteren etwa aus der Begründung abzuleitenden 
Interpretation, durch melde die Ausübung des Ueberwachungsrechtes des Auf— 
ſichtsrathes durch eines ſeiner Mitglieder als überhaupt«-ausgeſchloſſen ange— 
ſehen werden könnte, entgegenzutreten. Eine ſolche Auslegung würde verhindern, 
daß der Aufſichtsrath anders als in corpore von ſeinem Rechte Gebrauch machen 
könnte, wodurch ſelbſtredend, die Ueberwachung ungemein erſchwert und in Folge 
deſſen unzureichend gemacht werden könnte. Es iſt daher zu beantragen, daß der 
Aufſichtsrath die Ueberwachung auch durch eines ſeiner Mitglieder, welches zu 
dieſem Zwecke zu delegiren iſt, vornehmen laſſen darf. 

Art. 1964. Der Art. 1964 jest feſt, daß die Beſtimmungen der Art. 96 
und 97 über ben Betrieb von Geihäften in dem Handelszweige der Gefellichaft zc. 
mit der Maßgabe Anwendung finden, daß 

2. bad Recht ber Geſellſchaft in ein von einem perjönlich haftenden Geſell— 

ſchafter für eigene Rechnung gemachtes Geſchäft einzutreten, ober Schaben- 

eriag zu fordern, nad) ſechs Monaten von dem Zeitpunft an erlifcht, in 

welchem ber Aufſichtsrath von dem Abſchluſſe des Geichäftes Kenntniß 
* erhalten hat. 

In der fpeziellen Begründung S. 315 und 316 wird in Bezug auf ben 
Schlußſatz Folgendes ausgeführt: „ALS maßgebend für die ganze Geſellſchaft ift 
der Zeitpunkt anzunehmen, in welchem der Aufſichtsrath die bezügliche Kenntniß 
erlangt hat. Diele Thatſache wird das richterliche Ermeſſen leichter feftitellen 
fönnen. Allgemein enticheidende Beitimmungen laffen fich darüber nicht treffen. 
Jedenfalls würde e3 zu weit gehen, wenn gefordert werden würde, daß alle Auf: 
ichtsrathömitglieder den Abſchluß erfahren haben, vielmehr würde es für aus— 
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reihend zu erachten jein, daß eine zur Beichlußfaflung genügende Anzahl „der 
jelben den Abſchluß kannte, da folchenfall& der Auffichtärath in der Lage war, 
von dem ber Gefellihaft beigelegten Rechte Gebrauch zu machen.” 

Dielen Ausführungen gegenüber muß in Bezug auf den Schlußſatz ber 
Ziffer 2 des Art. 1968 eine beitimmte Faſſung angewendet werben, da auch in 
der Begründung über die Form, in welcher ber Abichluß zur Kenntniß der be 
treffenden Mitglieder des Aufſichtsraths zu bringen ift, Nichts gelagt wird. 
Nach der Beftimmung des Geſetzes und der Begründung könnte ed genügend ers 
jcheinen, wenn bie Kenntniß nur beiläufig und geſprächsweiſe gegeben wird, wo— 
bei der Fall eintreten könnte, daß die Stenntnißgebung als geichehen angenommen 
wird, während das betreffende Mitglied des Aufſichtsraths dieſelbe vielleicht übers 
hört hat und in Folge deffen ſpäter verantwortlich gemacht werden fünnte. Es 
müßte daher in dem Gejege zum Ausdrud gebracht werden, daß ber Auffichts- 
rath von dem Abſchluß des Geſchäftes in offizieller Form Kenntniß erhalten 
haben muß. 

Art. 197 Abi. 2. Art. 197 Abi. 2 beſtimmt: „Zinfen von beftimmter 
Höhe können für die Aktien nicht bedungen nod ausgezahlt werden; es darf 
nur dasjenige auf fie vertheilt werden, was fi nach der jährlichen Bilanz als 
reiner Gewinn ergibt“. Falls die Gewährung von Bauzinfen auch bei ber 
Kommanditgeiellichaft auf Aktien ftatuirt werden follte — Beihluß zu Art. 185a 
— jo müßte dies in gleicher Weiſe wie im Art. 217 für die Altienge— 
jelihaften zum Ausdrud gelangen. 

In Art. 185b wirb bejtimmt, daß ein Reſervefonds zu Hilden ift und daß 
von dem jährlichen Neingewinn mindeſtens der zwanzigite Theil, fo lange als 
der Reſervefonds ben zehnten oder den im Gejellfchaftävertrage beitimmten höheren 
Theil des Gejammttapital3 nicht überiritten hat, in den Reſervefonds einzus 
ftellen ift. Wenn nun im Art. 197 Abi. 2 gefagt wird, „ed darf nur das— 
jenige auf fie (die Aktien) vertheilt werden, was ſich nad) der jährlihen Bilanz 
ala reiner Gewinn ergibt“, jo follte auch hier ‘der Vorbehalt gemacht werben, 
daß von dieſem reinen Gewinn vor der Bertheilung an die Aktionäre, noch bie 
Quote für den Reſervefonds in Abzug zu bringen ift. 

Art 199. Art. 199 trifft Beſtimmungen für den Fall, dab ein oder mehrere 
perfönlich haftende Gejellichafter ausicheiden. Im Abi. 2 Heißt es: „Es kann 
jedoh durch den Gejellichaftövertrag beitimmt werden, daß das Austreten eines 
oder mehrerer perjönlih haftender Gejellihafter die Auflöfung ber Gejellichaft 
dann nicht zur Folge habe, wenn mindeſtens noch ein perfönlich haftender Ges 
jellihafter bleibt”. 

In dem betreffenden Art. 199 der feitherigen Beitimmungen heißt e8: „Es 
fann jedoch ‚durch den Geſellſchaftsvertrag ober durch einen denfelben abändernden 
Vertrag (Art. 198) beftimmt werden 2c.* Der angezogene Art. 198 des jegigen 
Geſetzes ftellt feft, unter welchen Bebingungen eine Aenderung des Geſellſchafts— 
vertraged vorgenommen werden kann. 

In dem Entwurfe fehlt alfo die in dem Art. 199 des feitherigen Geſetzes 
vorhandenen Worte „oder dur einen benfelben abändernden Vertrag". Wenn 
nun auch in dem Entwurfe — Art. 180e und f — die AZuläfjigfeit von Ab— 
änderungen des Gejellichaftövertrages vorgejehen ift, auch der Art. 203 ein Präs 
zedenz injofern ſchafft, als in Abſ. 2 die Amortilation der einzelnen Aktien — 
unter weiteren Bedingungen — „nur in dem Falle zuläffig ift, daß dies durch ” 
den urjprünglichen Gejellihaftsvertrag oder durd) einen den legteren vor Ausgabe 
der Aktien abänbernden Vertrag zugelaffen ift,“ fo könnte doc; gerade die Fort: 


170 Materialien zur Reform des Altiengefellihaftärchtes. 


laſſung diefer Alternative in ber Beltimmung zu Art. 199 Abſ. 2 des Ent: 
wurfes zu der Interpretation verleiten, daß, wenn die hier in Rede ftehende Be 
ftimmung nicht bereit8 in den uriprünglichen Gejellihaftövertrag aufgenommen 
worden ift, eine nachträgliche Abänderung des Gejellfchaftövertrages in diefer Bes 
ziehung feine Geltung mehr haben fol. Daher find auch in Art. 199 Abi. 2 
die Worte „oder durch einen denjelben abändernden Vertrag“, beſſer hinter dem 
Worte „Geſellſchaftsvertrag“ einzuichalten. 

Art. 2008. Der Art. 200a gibt den Kommanbitiften, fofern deren Ans 
theile den fünften Theil des Geſammtkapitals barftellen, das Net, die Klage 
auf Auflöfung der Gefellichaft zu erheben, wenn die beantragte Auflöfung von 
der Generalverfammlung abgelehnt worden iſt. Die Kläger haben die Aktien 
gerichtlich zu hinterlegen. 

Es handelt ſich hier wieder um ein * Minderheit eingeräumtes Recht von 
höchſter Bedeutung, welches aus den zu Art. 188 entwickelten Gründen noch 
verhängnißvoller für die Geſellſchaft werden kann, da eine Klage auf Auflöſung 
der Geſellſchaft die Exiſtenz derſelben ſofort als zweifelhaft erſcheinen laſſen und 
die Geſchäftsführung lahmlegen muß. Dieſe größere Gefahr dürfte unter Um— 
ſtänden noch einen erhöhten Anreiz zu Klageanträgen geben, die aus Spekulation 
auf Diskreditirung der Geſellſchaft hervorgehen. Dieſes der Minderheit ein— 
geräumte Recht muß auch als im Widerſpruch zu der mehrfach erwähnten Auf— 
faſſung des Geſetzgebers ſtehend angeſehen werden, nach welcher der perſönlich 
haftende Geſellſchafter die Stellung als Geſchäftsführer einnimmt. Dieſer Stellung 
gegenüber erachtet der Verein die Rechte der Kommanditiſten als vollkommen aus— 
reichend geſchützt, wenn das Recht, die Auflöſung der Geſellſchaft zu beſchließen, 
bei der Majorität der Generalverſammlung verbleibt; ein Klagerecht der Minder— 
heit vorzubehalten, liegt fein Bedürfniß vor. 

Sollte die Ablicht deö Gefeggebers, ber in dem Entwurf bezeichneten Minderheit 
das Klagereht auf Auflöjung der Geſellſchaft zu fihern, aber durchdringen, fo 
find auch in diefem Falle größere Garantieen gegen leichtfertige oder bösmwillige 
Klage erforderlih, ald die einfache Deponirung ber Aktien. Es iſt vorftehend 
bereit3 hervorgehoben worden, daß eine ſolche Klage bie Eriftenz der Gejellihaft 
als zweifelhaft ericheinen laſſen und die Geihäftsführung lahmlegen muß. 
Daraus fünnen empfindliche Schädigungen und Verlufte entftehen, welche zwar 
alle Kommanbitiften treffen, im Falle der Ablehnung der Klage aber unverichuldet 
diejenigen Kommanbditiften, welche in der Generalverammlung gegen die Auf 
löfung der Gefellichaft geftimmt haben, aljo die Majorität bildeten. Daher wird 
auch die Kautionsſtellung für Schaden, Schimpf und Koften, wie zu Art. 188 
verlangt. 

Die Gründe, aus welchen ein Gefellfchafter die Auflöjung der Gelellichaft 
vor Ablauf der für ihre Dauer beftimmten Zeit, ohne vorherige Aufkündigung 


*" verlangen kann, welche demgemäß auch für den Richter zur Veurtheilung ber 


angebradhten Klage auf Auflöfung maßgebend fein müffen, find im Art. 125 
des allgemeinen deutichen Handelsgeſetzbuches enthalten; auf dieſe Gründe muß 
im Intereſſe der größeren Klarheit im Geſetze Bezug genommen werden. 

Art. 204. Der Art. 204 lautet im 1. Abſatz: „Die Mitglieder des Auf— 
fihtsrath8 haben die Sorgfalt eines ordentlichen Geichäftsmannes anzuwenden. 
Sie haben, wenn fie in Anspruch genommen werden, die Anwendung biefer 
Sorgfalt zu beweijen. 

Der Gejeßgeber geht bier zu weit, indem er die Mitglieder des Auffichts- 
raths von vorne herein als ſuſpekte Perfonen betrachtet und ihnen unter allen 


— 


Materialien zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechtes. 171 


Umſtänden auflegt, im Falle der Inanſpruchnahme ihre Unſchuld zu beweiſen. 
Der allgemein geltende Rechtsgrundſatz, nach welchem dem Beklagten der Beweis 
des Verſchuldens zu liefern iſt, ſollte auch hier voll zur Anwendung gelangen. 
Wenn nach dem beſtehenden Recht es in einzelnen Fällen dem Ermeſſen des 
Richters anheimgegeben ſein ſollte, dem Beklagten den Beweis ſeiner Unſchuld 
aufzulegen, ſo hält der Verein umſomehr für erforderlich, daß dieſe Möglichkeit 
in Bezug auf die Inanſpruchnahme der Mitglieder des Aufſichtsraths durch das 
Geſetz unbedingt auszuſchließen iſt. 

Schon der Umſtand, daß eine Verjährungsfriſt für die Inanſpruchnahme 
der Mitglieder des Aufſichtsraths für während der Dauer ihrer Amtsführung 
begangene Handlungen oder Unterlaſſungen nicht feſtgeſetzt iſt, muß das Ver— 
langen des Geſetzgebers als zu weitgehend hinſtellen; denn in Folge deſſen kann 
die Inanſpruchnahme erſt nach Jahren erfolgen, zu welcher Zeit für dad Mit— 
glied des Auffichtsraths die Möglichkeit ausgeichloffen ift, den Beweis zu führen, 
daß e8 die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet habe. 

In der allgemeinen Begründung wird ©. 224 die Anforderung, daß jedes 
Mitglied des Aufſichtsraths bei den ihm übertragenen Geihäften die Sorgfalt 
eined ordentlihen Geihäftsmannes aufzumenden habe,. mit der Abficht motivirt, 
Perſonen, denen die gehörige Gefchäftsfenntniß fehlt, von folder Stellung aus: 
zufchließen. In der Begründung heißt es — an derfelben Stelle — bann 
weiter: „lm aber diefer Vorſchrift die erforderlihe Wirkſamkeit zu fichern wird 
es ferner, Angeſichts der vertragsmäßigen Berufung des Auffichtsraths, und da 
feine Aufgaben nicht auf eine bloße Revifion der Geihäftsführung des Vor— 
ftandes beichränft, die ihm obliegende Aufficht vielmehr geſetzlich oder vertrags— 
mäßig vielfah mit einer mitwirfenden Thätigfeit unirennbar verknüpft ift, 
unbebentlih fein, wenn unbejchadet des befonderen, in Urt. 2130 geregelten 
Falles einer ausſchließlichen Prüfungspflicht, für die allgemeine Geihäftsführung 
des Auffichtörathd, in Enticheidung einer jest beitehenden Kontroverie, der Sat 
aufgeitellt wird, daß im Streitfalle das in Anſpruch genommene Mitglied bie 
Anwendung der ihm auferlegten Sorgfalt zu beweilen hat, um fit von ber 
Berhaftung zu befreien.“ 

Trogdem der Entwurf über die Stellung des Auflihtsrathes und des Vor— 
ftandes zu einander in der Begründung — ©. 210—227 — ungemein viel 
ſagt ift es ihm doch nicht nelungen, in diefer Beziehung zu klaren Beitimmungen 
zu gelangen. ©. 211 oben wird ganz beitimmt geiagt, daß die Generalverjamm: 
lung als das Willensorgan, der Vorſtand als das Ausführungsorgan und ber 
Auffichtsrath als das Kontrolorgan der Geiellihaft beibehalten werden ſoll. Auf 
S. 212 wird darauf hingewielen, daß ber Auffichtsrath des feitherigen Nechtes 
den gehegten Erwartungen nicht entiprocdhen habe, und der Gejeßgeber erblidt die 
Urſache in der unklaren Abgrenzung ber Funktionen des Auffihtsrathes, in ber 
mangelhaften Beltimmung der Pflichten und ungenügenden Werantwortlicteit. 
„Es ift richtig”, heißt eö wörtlich weiter, „wenn der Schwerpuntt ber Reform 
darin gefucht wird, diefe Mängel zu befeitigen und in dem Auffichtörath ein 
wirkffames Kontrolorgan zu ſchaffen“. Auf S 217 und 218 wird eingehend 
ausgeführt, daß der Auffichtörath die Stellung eines Verwaltungsrathed nicht 
einnehmen bürfe, da in einer foldyen Verichmelzung beider Organe die weientlichite 
Gefahr für das Gefellihaftsintereffe zu finden jei, „weil ein mit der Verwaltung 
befaßtes Kontrolorgan der nöthigen Unparteilichkeit und Selbftändigfeit ermangele 
und daher ungeeignet fei, dem Vorſtande gegenüber die Nechte der Geiellihaft zu 
wahren”. 
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Wenn der Entwurf nun auch, nad dieſen beitimmten Grflärungen, in ber 
Begründung zu dem Zugeltändniffe gelangt, daß der Aufſichtsrath dennoch mit 
den Funktionen eines Verwaltungsrathes ausgeftattet werden könne, indem man 
ihn in zwei Abtheilungen zerlegt, von denen die eine als Verwaltungsrath dem 
Vorftande in der Verwaltung mitwirtend zur Seite fteht, die andere dagegen 
nur die Geihäftsführung des Vorſtandes beauffihtigt (aljo kontrolirt) — 
S. 220 — fo muß beſſen ungeachtet doch angenommen werden, daß, der Grund» 
anſchauung des Gefeggeberd gemäß, der Auffichtsrath Iediglich ein Kontrolorgan 
fein joll. Einem ſolchen Organe gegenüber ericheint die Auferlegung des Beweiſes 
des Nichtverichuldend® im Falle der Inanipruchnahme aber erit redht unge 
rechtfertigt. | 

Der Berein glaubt der Befürchtung Ausdrud geben zu jollen, dab die hier 
in Rebe ftehende Beitimmung des Geſetzes zur Folge haben wird, daß Perſonen, 
welde gewohnt find, mit der Sorgfalt eined ordentlihen Geihäftsmanned zu 
handeln, niemals die Verantwortlichkeit übernehmen werben, welche der Geſetzgeber 
ihnen aufbürden will, daß alſo, wo bie Verhältniffe es irgend geftatten, die Vor— 
ihiebung von Strohmännern eintreten oder die Bildung von Gejellichaften unter« 
bleiben wird. Dies würde freilich noch in erhöhten Grabe eintreten, wenn es 
bei der in Art. 175d dem Auffichtörath auferlegten materiellen Prüfung, gegen 
welche fih der Verein bereit3 ausgeſprochen hat, jein Bewenden haben jollte. 
Daher ift mit voller Berechtigung zu verlangen, daß den Mitgliedern des Auf: 
fihtsrathes, wenn fie in Anſpruch genommen werden, ber Beweis zu liefern fei, 
daß ſie die Sorgfalt eines ordentlichen Gejhäftsmannes nicht angewendet haben. 

Wenn es auch als ſelbſtverſtändlich zu betrachten ift, dab im Falle ber 
Nummern 2, 3 des zweiten Abjages die perfönlich haftenden Gejellichafter mit- * 
verantwortlih find, jo muß dies doch, um möglihe Mikverftändniffe unbedingt 
auszuschließen, in dem Geſetze auch ausgeiprochen werben. * 

Der legte Abſatz des Art. 204 beitimmt, daß der in dem zweiten Abſchnitt 
beflarirte Erſatzanſpruch auch von den Gläubigern der Gejfellichaft, joweit fie von 
biejer ihre Befriedigung nicht erlangen können, geltend gemacht werden fann unb 
daß die Erjagpflit den Mitgliedern des Auffichtsrathes gegenüber dadurch nicht 
aufgehoben wird, daß die Handlung auf einem Beichluffe der Generalverſamm⸗ 
* Jung beruht. z 

In der Begründung wird der Zweck diejer Beitimmung dahin bezeichnet — 
S. 226 — daß den Gläubigern gegenüber die Verbotswidrigkeit der Handlungs— 
weile der Mitglieder des Aufſichtsrathes und die Erſatzpflicht nicht dadurch bejeitigt 
werden faun, daß die Generalveriammlung dad Verfahren. beichlofien hat; ihnen 
(den Gläubigern) gegenüber handeln die Gejellihaftsorgane auf eigene Verant- 
wortlichkeit, wenn jie einen an fi ungiltigen Beichluß der Generalveriammlung 
ausführen. Diefen ftrengen Standpunkt wird man, wie die Begründung weiter 
fagt, der Gejellihaft gegenüber nicht feithalten dürfen, die legtere kann ſich nicht 
beſchweren, wenn der Auffichtsrath als ihr Mandatar einen von ber Generalver: 
fammlung jelbft gefaßten Beſchluß ausgeführt hat, obgleich derſelbe gegen das 
Geſetz verſtieß. 

In dieſer Beſtimmung, wenn ſie auch nur bezüglich des Verhältniſſes zu 
den Gläubigern Bedeutung hat, iſt doch die Quelle mancher Schwierigkeiten zu 
erbliden. Der Art. 186 beſtimmt im zweiten Abſatz: „Die Beſchlüſſe der General— 
verfjammlung werden durch den Aufjichtsrath ausgeführt. wenn nicht im Gejell- 
ihaftövertrage ein Anderes beitimmt iſt“. Iſt ein Anderes nicht beftimmt, fo 
bat aljo die Generalverfammlung das Net, die Ausführung vom Aufſichtsrath 
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zu verlangen. Die Schlußbeitimmung des Art. 204 legt die Ausführung jedoch 
in dad Ermeflen des Auffichtsrathes und gibt demfelben gewiſſermaßen ein den 
Beihlüffen der Generalverfammlung entgegenzuhaltendes Veto. Aus einem folchen 
Borgamge können Konflikte entftehen, bezüglich deren Euticheidung in dem Geſetze 
Nichts vorgefehen ift. Für diefen Fall follte daher eine Inſtanz geſchaffen wer: 
den, welcher die Entiheidung zu übertragen ift. Cine folche Inftanz ift auch 
nothwendig, um die Generalverfammlung gegen überflüflige Bedenken bes Auf— 
ſichtsrathes ficher zu ftellen. Die Inftanz Toll eben zu enticheiden haben, ob eine 
Ueberfchreitung der gejeglihen Beitimmungen vorliegt oder nicht, denn ber Fall 
ift nicht ausgefchloffen, daß hierüber verfchiedene Anfichten hervortreten können. 
Daher verlangt der Verein die Bezeichnung einer Inftanz, welder die Befugniß 
beizulegen ift, auf Antrag zu entfcheiden, ob ein Beſchluß der Generalverfammlung 
gegen die Beitimmungen des Geſetzes verftößt. In jedem Falle aber wird der 
Widerſpruch gelöft werben müffen, welcher, wie bereit3 vorher angeführt, zwiſchen 
Art. 186 Abſ. 2 und dem Schlußſatz deö Art. 204 befteht. 

Urt. 2072. Hier ift Bezug auf den bei Art. 173 und 1732 gefaßten 
Beſchluß und deſſen Begründung zu nehmen, nad welchem ein Uuterfchieb hin— 
fihtlih des Minimalbetrages der Inhaberattien und der auf den Namen lautenden 
Aktien nicht gemacht werben foll und der Minimalbetrag für beide Arten auf 
M. 1000.— feitgefegt ‚wird. 

Art. 209. Art. 209 Abf. 1 beftimmt, daß mindeltens fünf Aktionäre als 
Gründer vorhanden fein müffen. 

Die Begründung jagt — ©. 137 unten — hierüber: „Das Grforberniß 
diefer Anzahl eriheint, wenn auch alle ſolche Zahlen mehr oder weniger willtür- 
fi) find, infofern angemeffen, als für die Vereinigung einer all’ zu Eleinen 
Berionenzahl die Form der Aktiengefellihaft fein Bedürfniß ift, der Aktiengründ- 
ung durch Kleine Synbifate nicht Vorſchub geleiftet werden darf und eine größere 
Perfonenzahl Raum für eine beffere Beurtheilung des Charakter und der Soli— 
dität des Unternehmens gibt. Anbererfeit3 würde eine höhere Normirung der 
Zahl bei manden foliden Umwandlungen von Privatunternehmungen in Aktiens 
gelellihaften die Betheiligten, blo8 um dem Buchftaben des Geſetzes zu genügen, 
zur Aufftelung von Strohmännern ald Gründern nöthigen, auch fonft die Gründer: 
vortheile leiht zum Schaden ber Gefellichaft erhöhen“. 

In dem Bereine gelangte die Anficht zur Geltung, daß die in ber Begründ— 
ung ausgeſprochene Gefahr, eine fünf überfchreitende Zahl der Gründer würde 
die Heranziehung von Strohmännern erheifchen, bereitö bei der in dem Entwurfe 
angenommenen Zahl Hervortritt. Namentlich würde die Heranziehung von Stroh: 
männern bei der Umwandlung von Privatetabliffements in Aktiengejellichaften zum 
Zweck Teichterer Verrehnung zwiſchen den Betheiligten oder im Falle der durch 
Erbihaft nothmwendig gewordenen Auseinanderfegung und in weiteren ähnlichen 
Fällen, alfo bei fogenannten Familiengründungen, die faft ausnahmslos zu den 
folideften Arten von Gründungen gehören, nicht zu umgehen fein. Damit würde 
aber den eigentlichen Gründern event. der Gefellihaft unnöthiger Weife eine Laft 
aufgebürdet. 

Der Grund, daß kleine Syndikate nicht genügenden Anhalt für die Beur- 
theilung des Charakters und ber Solibität des Unternehmens bieten und baß 
folhen Synbifaten daher nicht Vorſchub geleiftet werben bürfe, kann als ſtich— 
haltig nicht eradhtet werden. Es kann wohl mit Zuverläffigkeit angenommen 
werben, daß ben Gründern felbft die Erkenntniß nicht fehlen wird, ob ihre Namen 
die vorbezeichnete Charakteriftit für die Beurtheilung deö Unternehmens in aus— 
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reichender Weiſe geben oder nicht. Iſt dies nicht der Fall, fo werben fie bemüht 
fein, ihre Anzahl durd Namen von guten Klang zu vermehren - und wenn dies 
nicht gelingen follte, jo wird in den meilten Fällen die Gründung unterbleiben. 
Repräjentirt aber eine geringere Anzahl von Namen den erforderlichen Charakter 
und die Solibität, fo liegt fein Grund vor, fie am Vorgehen zu verhindern, wenn 
fie ihr Unternehmen nicht noch mit einigen Strohmännern belaften. Das Geſetz 
follte eö vermeiden, ſolche Vorgänge, die doch nur als Umgehungen bezeichnet 
werben fünnen, zu provoziren; der Verein jchlägt daher vor, die Mindeftzahl der 
Aktionäre, welche zu einer Gründung erforderlich fein fol, auf zwei zu normiren. 

Urt. 209a—210a. Bei Art. 2098 iſt die Aufnahme einer ber Ziff. 2 
des Art. 175 gleichlautenden Beſtimmung nothwendig. Es wird in Ziff. 2 
ausgeſprochen, daß die Aufnahme in den Gejellichaftövertrag auch Beitimmungen 
bebürfe, nach welchen eine Ummandlung der Aktien rücdjichtlih ihrer Art ſtatt⸗ 
haft ift. Die Aufnahme diefer Vorichrift in Art. 1754 wird erforderlih, wenn 
den Antrage Folge gegeben werden follte, nad) welchem die Ausgabe von Inhaber: 
a Namen-Aftien auh den Kommanditgeſellſchaften auf Aktien geftattet wer: 
en joll. 

Bezüglih der Gründung wird — allgemeine Begründung ©. 135 und 
136 — das Ziel verfolgt, eine beflere Erfennbarfeit der weientlichiten Momente 
derjelben, die möglichite Selbftändigfeit der Geſellſchaft gegenüber den Gründern 
und eine erhöhte Verantwortlichkeit der betreibenden Theile herbeizuführen. Es 
wird daher als Vorbedingung für die Neform betrachtet, den Begriff und die 
Bedeutung der „Gründer“ geſetzlich feitzuftellen. Wie bei der Kommanditgeſell— 
ihaft auf Aktien die perſönlich haftenden Gefellichafter den Kryſtalliſationspunkt 
bilden, an welchen fich die entitehende Gejellichaft anlehnt, jo follen auch bet ber 
Aftiengeiellihaft die Perfonen, welche das Unternehmen in's Leben rufen, als 
Träger der von ihmen zu bildenden Gejellichaft aus dem Kreiſe der Betheiligten 
deutlich heraudtreten und als ſolche dem Publikum erkennbar fein. 

Als Gründer werden in dem Entwurfe diejenigen bezeichnet — allgemeine 
Begründung S. 138 —, welche behufs Errihtung ber Gefellihaft den Inhalt 
des Gejellichaftövertrages feftftelen und dabei primitiv Aktien übernehmen 
(Art. 209 Abi. 1). 

Darnach haben die Gründer beftimmte — allgemeine Begründung S. 139 — 
für die Gründung wejentliche Handlungen und Nachweije zu übernehmen ; nament- 
lich das Grundkapital aufzubringen, die Beſtellung der Gejellihaftsorgane herbei 
zu führen und den Gefellichaftövertrag zur Eintragung in das Handeläregijter 
anzumelden. 

In Folge diefer Thätigkeit wird es als Negel angefehen, daß die Perjonen, 
welche in diefer Weile auftreten, die faktiichen Urheber des Unternehmens find. 

Sie werden fi) namentlich in fichtbarer Weiſe von den Beichnern abheben, 
wenn ber Gejellichaftövertrag mitteld beionderen Hinzutritt® Anderer zum Statut 
zu Stande fommt (Zucceffiogründung). Bei Errichtung der Geiellihaft mittels 
gleichzeitigen Abichluffes des Gejellichaftövertrages feitens aller Aktionäre (Simultan- 
gründung) kann die thatlächlihe Stellung des Einzelnen, ob ſie Urheber des 
Unternehmens oder demfelben als Aftienabnehmer beigetreten find, verfchieden fein, 
ohne daß dies aus ihrem urfundlichen Auftreten hervorgeht; ſämmtliche Betheiligte 
aber werden von dem Geſetz ala Gründer angefehen, da für die Scheidung in 
Gründer und Zeichner der Weg der Succeſſivgründung offen liegt. 

Die Gejellihaft bedarf, bevor fie zur rechtlichen Eriftenz gelangt, des Statuts, 
— allgemeine Begründung S. 140 — deſſen Feſtſetzung jowohl bei der Simultans- 
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wie bei der Succeflivgründung mit dem Abkommen über Errichtung der Gejell: 
Ihaft zeitlich zuſammen fallen kann; begrifflih dedt fih die Aufitellung der 
Statuten jedod nicht mit der Errichtung des Gefellichaftävertrages. 

Der Entwurf verlangt daher als erften Schritt für die Gründung einer 
. Aktiengeiellihaft, das das Statut aufgeftellt werde, nach welchem die zu errichtende 
Gefellihaft ins Leben und in Thätigfeit treten joll und legt die Aufftellung 
diefer Normen allemal den Gründern — bei der Stommanditgejellihaft auf Aktien 
den perſönlich haftenden Geiellihaftern — auf. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ift die Aufbringung des Grundfapitald. Der 
Entwurf nimmt für die Simultangründung an, — allgemeine Begründung 
©. 153 — daß die NAufbringung des Grundfapitald mit ber Errichtung der 
Gefellichaft zufammenfällt, für die Suceeifivgründung, daß die Aufbringung des 
Grundfapital® mit der Errichtung der Gefellichaft nicht zufammenfältt. 

Bereinigen fi) die Gründer, alfo diejenigen, welche gemeinjam das Unter— 
nehmen in® Leben rufen wollen, über die Grundlagen desſelben, fo erklären fie 
hiermit zugleih, daß ein Jeder fich betheilige und den Anderen als Theilnehmer 
zulafie, fie treten nicht nur zuſammen, fondern gegenjeitig für einander ein. Zur 
Gewährung eines befonderen Rechts von der erklärten Betheiligung wieder abzu— 
gehen, oder andererfeitö einen zugelaffenen Theilnehmer wieder auszuichließen, 
liegt fein Bedürfniß vor. 

Sobald daher die Gründer bei Teititellung des Statut in der hierauf bes 
züglihen Verhandlung die fämmtlichen Aktien, alſo das gefammte Grundkapital, 
jelbft übernehmen (Art. 209 Abf. 1), liegt eine bindende Uebereinſtimmung aller 
Theilnehmer in Errihtung des Gejellfhaftövertrages vor, und für eine befondere 
Errihtungserflärung ift fein Nam gegeben. Mit der Uebernahme hat die Ges 
ſellſchaft alfo auf dem Wege der Simultangründung als errichtet zu gelten. 
(Art. 209 c.) 

Diejelben Grundfäge finden Anwendung, wenn bei Berlautbarung der Statuten 
nur ein Theil des Grundkapital übernommen war — allgemeine Begründung 
©. 154 — und der Reitbetrag, anftatt ihn, wie es vielleicht der uriprünglichen 
Abficht oder den urfprünglichen Verhältniffen entſprach, nur Zeichnung für Andere 
aufzulegen, von allen ben einzelnen Gründern nadhträglid noch übernommen 
werden fol. In biefem Falle liegt feine Veranlafjung vor, die Gründer auf den 
Weg der Succeffiogründung zu drängen. Auch in ſolchem Falle muß der Zeit: 
punft des Gejellihaftsvertrages formell zu fonftatiren fein, und deshalb fordert 
der Entwurf eine bejondere gerichtliche oder notarielle Verhandlung, in welcher 
die ſämmtlichen Gründer erklären, daß von ihnen auch der Reit der Aktien und 
jomit das ganze Grunbfapital übernommen jei. 

Bei der Succeffivgründung muß das Aktienkapital, joweit es nicht von den 
Gründern übernommen ift, durch Zeichnung aufgebracht werden. In der Zeich— 
nung ſoll die Geiellihaft ihre Grundlage haben, der Gejeßgeber iſt daher bejtrebt, 
die Erforderniffe, die Bedeutung und den Hergang der Zeihnung feitzuftellen. 

Der Entwurf fchließt fich dem feitherigen Recht in der Auffafjung an, daß 
der Zeihnungsfchein, welcher von dem Zeichner an bie Gründer zurüdgelangt, 
eine Offerte des Zeichners an diejelbe enthalten — allgemeine Begründung ©. 160. 
Unter diefen Umſtänden — ebendaielbit S. 181 — muß den Gründern dad Recht 
und die Pfliht einer Zurüdweifung von Zeichnern gegeben und damit aljo bie 
Uebergabe bes Zeihnungsiheines als Offerte behandelt werden. Für die Annahme 
dieſer Offerte ift die Anmeldung des Gefellichaftsvertrages zum Handelsregiſter 
und das hierbei zu überreichende Verzeichniß der Aktionäre maßgebend. 
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Als Korrelat gegen diefe Befugnik der Gründer legt der Entwurf, in Ber- 
folg des in dem Leihnungsfhein aufgenommenen Vorbehalt, den Att ber Er- 
rihtung der Gefelfchaft in den Mehrheitsbeihluß einer Generalverfammlung ber 
Aktionäre, dem fich alle Betheiligte, Gründer wie Aktionäre, zu unterwerfen ' 
haben. . | 

In der Begründung wird ausgeführt — ©. 162 — daß in Folge der 
Faffung des Artiteld 209a des jeitherigen Geſetzes, welche bie von ber Ber- 
fammlung zu übende Thätigfeit nicht klar erkennen ließ, bie Bedeutung dieſes 
Artikels zweifelhaft war, auch daß die Generalverfammlung — ©. 163 — bei 
ihrer Abhängigkeit von den Gründern zu einer Formalität geworben war, daß 
fie feine Macht und fein Anfehen hatte. 

Dies will der Entwurf ändern. Nah den Vorfchlägen besfelben foll die 
Succeffivgründung ihren Schwerpuntt in der Generalverfammlung finden. Die— 
felbe joll nicht über Thatſachen entfcheiden, jondern direkt beichließen, ob auf 
Grund der Statuten und der zufanmengebradhten Betheiligung der Aktionäre die 
Errihtung der Gejellihaft erfolgen oder unterbleiben fol. Der Entwurf ver— 
langt dabei, um die Beihlußfaffung thunlichit der Herrihaft der Gründer zu 
entziehen, daß die ber Errichtung zuftimmende Mehrheit der erichienenen Aktionäre 
nad den Köpfen mindeftens '/, fämmtliher in dem Verzeihnik aufgeführten 
Aktionäre begreifen und auch mindeftend den vierten Theil bed ganzen Grund 
fapitald umfaffen muß (Art. 2108 Abi. 4). 

Je mehr freilih auch der Entwurf auf die Wichtigkeit und Selbitänbigfeit 
biefer fonftituirenden Verſammlung hinweiſt, deſto mehr ift er beitrebt, fie in ben 
+ Stand zu fegen, die ihr zugemwiefene Aufgabe zu erfüllen. — ©. 164 — Die 

“Hierzu dienenden Mittel umfaffen die Sicherung der Erforberniffe für eine jede 
Gründung, fie befhränten ſich nicht auf den Fall der Succeffivgründung. 

Um der Gejellichaft gegenüber die Gründer ſcharf hervortreten zu laflen und 
biefen gegenüber die Gefellichaft mit thunlichfter Selbftänbigfeit auszuftatten, ſoll 
bie Gejellihaft bereit3 im Gründungdftadium durch eigene, ihr verantwortlide 
Organe vertreten fein. 

Der Entwurf (Art. 209e u. f) läßt daher die Wahl bes VBorftandes und 
bed Auffichtärath8 nicht erft wie bisher mit Vollendung bes Gründungsherganges 
behufs Uebernahme der Geihäftsführung eintreten, fondern er jchreibt eine ſolche 
Wahl ſchon im Stadium der Errichtung nad) der Aufbringung des Grundkapitals 
vor. Die Thätigfeit diefer Organe hat fofort zu beginnen. 

In dem Stadium der Gründung kann die Thätigkeit der Gefellihaftsorgane 
nur eine fontrolirende fein, während die Gründer zu handeln haben. Beibe 
Körperfchaften dürfen nicht ſtets in feinblihem Gegenfaß zu einander ftehen, aber 
die Intereffen der Gründer decken fi doc nicht immer mit den Intereſſen der 
Geſellſchaſt — S. 165 — daher Prüfung und Kontrole der Vorgänge bei ber 
Gründung durch die Gefellfchaftsorgane. Daß diefe Organe ihre Pfliht und 
Schuldigfeit in vollem Umfange thun werben, glaubt der Gejeggeber mit Rüdficht 
auf die große Verantwortung und die in Art. 249-—249c angebrohten Strafen 
annehmen zu bürfen. — ©. 166 — 

Die Prüfung muß, wie die Begründung fagt, wenn fie wirkfam fein foll,. 
die Gründung der Gejellihaft von dem eriten Keim, wie er in den Statuten vor—⸗ 
handen ift, bis zu der fonftituwirenden Generalverfammlung begleiten. — ©. 167 — 

Die Punkte, auf weldhe fi) die Prüfung vorzugsweiſe zu erftreden hat, 
find in dem Entwurfe vorgefehen und auf S. 167—175 ber allgemeinen Be— 
gründung näher beiprocdhen. 
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Der Entwurf hält für erforderlih, daß eine äußere Garantie dafür gegeben 
werde, daß fih die Prüfung in der That auf alle erwähnten Punkte eritredt 
babe. Zu dieſem Zwede und als Handhabe für die Werantwortlichfeit der Ges 
ſellſchaftsorgane jchreibt der Entwurf vor — allgemeine Begründung & 175 — 
daß über die Ergebniffe der Prüfung jchriftlich zu berichten ſei (Art. 209f Abi. 3) 
und daß der Bericht und deſſen urkundliche Grundlagen vollftändig dem Handels» 
gericht bei der Anmeldung eingereicht werden müſſen (Art. 210 Ab, 2 Ziff. 3). 

Die Anmeldung muß von allen für die Gründung verantwortlichen Perſonen, 
vorzug3weile den Gründern und den Mitgliedern des Aufſichtsraths, vor dem 
Handelsgericht unterzeichnet oder demjelben in beglaubigter Form eingereiht werden 
(Art. 210 Abi. 4). 

Mit der Anmeldung ift der Prüfungsberiht mit dem gefammten urkund— 
lichen Material des Gründungsganges, der Gejellihaftsvertrag — das Statut 
— und, im Falle der Simultangründung, auch die etwaige Urkunde über die 
nachträglihe Webernahme ſämmtlicher Aktien (Art. 209e Abi. 2), die Urkunde 
über die Beitellung der Gejellihaftsorgane, die Spezififation des Gründungs— 
aufwandes, die den Sondervortheilen, den Einlagen und der Webernahme zu 
Grunde liegenden, oder zu ihrer Ausführung geichloffenen Verträge und, im 
Falle der Suceeflivgründung, die Duplifate der Zeihuungsicheine und das Ver: 
zeihniß der Zeichner zu den Akten des Handelögerichts einzureihen — allgemeine 
Begründung S. 176. — Dort bleibt es zur Einfiht der Betheiligten Liegen 
und dient zur Grundlage für die VBeurtheilung des Unternehmens. 

Für den Fall der Simultangründung genügt es, wenn dieſe Aufichlüffe 
mit der Eintragung des Gejellichaftsvertrages in das Handelöregifter dem Publikum 
‚zugänglih gemaht werden. Denn die Ausgabe der Aktien, Promefjen und 
Interimsfcheine ift erft nad der Eintragung des Vertrages zuläflig (Art. 215c 
Abi. 4); ed wird alſo erit dann eine SHeranziehung des Publikums eintreten 
fönnen. 

Im Fall der Succeflivgründung dagegen muß das Urfundenmaterial ſchon 
für die Entihließung der fonftituirenden Generalverfammlung die Grundlage 
bilden können. 

Um aber dieſe Generalverfammlung mit noch ftärferem Schuß zu verjehen, 


beftimmt der Entwurf, daß diejelbe von dem Handelögeriht zu berufen und zu " 


leiten ift (Art. 210a). 

Nach dieien der allgemeinen Begründung entnommenen Darlegungen würde 
fih der Hergang wie folgt geitalten: 

Bei der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien nehmen die perjönlich haftenden 
Gejellihafter die Stelle der Gründer ein, fie haben in gerichtlicher oder notarieller 
Berhandlung den Gejellihaftsvertrag -- dad Statut — feitzuftellen, worauf 
die Zeichnung der Aktien erfolgt, wobei die Abgabe von Zeichnungsicheinen 
genügt. Sofort nad Zeihnung des Geſammtkapitals find die Kommanbitiften 
zur Wahl des erften Aufſichtsraths von den perſönlich haftenden Gejellichaftern 
zu einer Generalverjammlung zu berufen. 

Der Auffichtsrath hat dann die Prüfung bezüglid” des Herganges der 
Gründung vorzunehmen und fchriftlic Bericht zu erftatten. Weber die Errichtung 
der Gefellichaft wird dann in einer zweiten von dem periönlich haftenden Geſell— 
Ihaftern zu berufenden Generalverfammlung Beihluß gefaßt. Hierauf erfolgt 
die Mumeldung behufs Eintragung in das Handelöregiiter, welche von ben 
perſönlich haftenden Gelellihaftern und den ſämmtlichen Mitgliedern des Auf: 
ſichtsraths zu unterzeichnen ift. 
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Für die Bildung einer Kommanbditgefellihaft auf Aktien ift demgemäß nur 


ein Weg und zwar der Weg der Succeflivgründung vorgejchrieben. Die Simultans 


gründung ift für die Aftienfommandite durch das Geſetz ausgeichloffen.. 

Für die Bildung von Aftiengejellichaften ftehen dieſe beiden Wege offen. 
In jedem Falle verlangt der Entwurf das Morhandenfein von mindeltens 
fünf Gründern, welche den Gelellichaftsvertrag in gerichtlicher oder notarieller Ver— 
handlung feitzuftellen haben. Wird von diefen das gefammte Aktienkapital 
gezeichnet, fomit dad volle Grundkapital aufgebracht, jo Fällt damit die Errichtung 
der Gefjellihaft zufanımen. Die Gründer wählen den Auffichtsrath und auch den 
Vorſtand der Gelellihaft, Falld die Wahl des Letzteren nicht dem Auriichtsrath 
durch den Gejellichaftövertrag vorbehalten ift, der Auflichtsrath nimmt die Prüfung 
des Herganges der Gründung vor, eritattet jchriftlichen Bericht, worauf unter 
Ginreihung dieſes Berichtes und feiner Grundlagen die Anmeldung zur Ein: 
tragung in dad Handelöregifter zu erfolgen hat; dielelbe muß von jämmtlichen 
Gründern und Mitgliedern des Vorftandes und Auffihtsrath3 gezeichnet fein. 

Dies ift der Verlauf der Simultangründung. 

Werden nicht alle Aktien von den Gründern übernommen, fo tritt Die 
Succeivgründung ein, welche ähnlich wie bei der Aftienfommandite verläuft. 
Nach Zeichnung des Aktienfapitals haben die Gründer die Aktionäre zur Wahl 
des Aufſichtsraths reip. Vorftandes zu einer Generalverfammlung zu berufen. 
Der Auffichtärath hat die Prüfung des Herganges der Gründung vorzunehmen ; 
die zweite Generalverfammlung zur Beſchlußfaſſung über die Errichtung der Ge: 
fellichait findet aber erſt ſtatt, wenn die Geiellichaft bereits in das Handelsregifter 
eingetragen iſt und dieſe Generalverfanmlung wird nicht von den Gründern, 
iondern von dem Handelsgericht berufen und geleitet. 

In allen Fällen muß der Errihtung der Geſellſchaft die Einzahlung von 
250/, der gezeichneten Aktien vorhergehen. Ob alle Kommanditantheile reip. 
Aktien gezeichnet find und ob auf alle Zeichnungen die Cinzahlungen erfolgt 


find, ift gleichfall® Gegenftand der mehrerwähnten Prüfung durch die Gejellichafts: 


organe. 

Während für die Gründung der Stommanditgejellichaften auf Aktien und 
der Aftiengefellichaften in dent feitherigen Necht gemäß Art. 209a die gleichen 
Beitinunungen gelten, Tollen jett recht erhebliche Umterichiede in der durch den 
Entwurf in WAusficht genommenen Behandlung eintreten. 

Es ift bereit3 hervorgehoben, daß für die Aktienkommandite die Simultan- 
gründung ausgeſchloſſen ift. 

Ein weiterer jehr erheblicher Unterfchied ift in der Beltinunung ded Art. 209 f 
Abſ. 1 Für Aktiengefellichaften zu erbliden, nad welcher für Mitglieder des Vor— 
ftandes und des Auffichtsrathed, welche zugleich Gründer find, oder im falle des 
Urt. 2095 ein Vermögensftüd eingelegt oder überlaflen, oder fi einen bejon: 
deren WVortheil ausbedungen haben, Stellvertreter beftellt werben müſſen. 

Die allgemeine Begründung — ©. 165 — jagt, es foll nicht ausgeichlofjen 
werden, daß Gründer ſich zu Mitgliedern des eriten Vorftandes oder Uufſichts— 
rathes beftellen oder beftelfen laffen, da dies im Intereſſe der Gejellichaft Liegen 
fan, nur muß das Publikum dies wiſſen. „Es ift dann beffer, daß die Gründer, 
welche die Leitung der Geſchäfte beabfichtigen, dieſelbe offen und verantwortlich 
übernehmen, als daß fie ihren Einfluß hinter vorgefchobenen Perſonen verfteden. 
Soweit demgemäß Gründer in den PVorftand oder Auffichtörath treten, ift es 
geboten, für diejenige Thätigkeit, welche diefen Organen der Gejellichaft im Gründ— 
ungsſtadium zufällt, in gleicher Weile (alſo bei der Succeflivgründung durch Wahl 
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in der Generalverfammlung) andere Perfonen als Stellvertreter zu berufen“. 
Gleiches gilt von den Perfonen, welche ein Vermögensftüd eingelegt 2c. haben. 

Diefe Beitimmung fehlt für die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien. 

Endlich ift bei der Succeflivgründung die zweite Generalverfammlung, welche 
Beſchluß über die Errichtung der Gejellihaft zu fallen hat, bei der Aktiengeſell— 
Ihaft von dem Handelögericht zu berufen und zu leiten, während bei der Aftien- 
fommanbite die Berufung und Leitung diefer Generalverfammlung dur die per: 
ſönlich haftenden Geſellſchafter geichieht. 

Bezüglich des Ausichluffes der Simultangründung bei den Kommanditgeiell: 
ihaften auf Aktien blieb der Verein bei feinem gefaßten Beihluß ftehen,; er hält 
den Ausihluß demgemäß für nicht berechtigt. 

Die unter den bereits erörterten Umftänden in Art. 209f Abi, 1 verlangte 
Beitellung von Stellvertretern muß abgelehnt werden. 

In der allgemeinen Begründung — ©. 165 und 166 — wird ausgeführt, 
„daB es an geeignetem Material für folche Stellvertreter nicht fehlen kann, auch 
nicht im Falle einer Simultangründung. Denn wenngleich die Gründer zunächſt 
alle Aktien übernommen haben, werden fich von denjenigen, an welche die Gründer 
meift in kürzefter Zeit Aktien abgegeben haben, von dem Gmiflionshäufern und 
Konjortialbetheiligten, fowie aus den Streifen der Intereffen, welche zwar noch 
nicht Aktien beiigen, aber beabfichtigen, fi an dem Unternehmen zu betheiligen, 
genug Perjonen finden faffen, welche tüchtig find, die ihnen zugedachte Thätigfeit 
auszuüben. Bieten hierzu die Perſonen in fi) die Gewähr, jo würde das Ber: 
trauen zu ihnen auch dadurch nicht ausgeichloflen werden, daß fie vorausfichtlich 
niht ald Aktionäre fich betheiligen“. 

Diefe Argumente erjcheinen durchaus Hinfällig, denn fie ftügen ſich in der 
Hauptfahe auf Annahmen, für deren Verwirflihung feine Garantien vorhanden 
ind. Der Verein geht, im Gegenſatz zu der Begründung, von der Anficht aus, 
dab es ſchwierig fein würde, die geeigneten Stellvertreter im Stadium der Gründ— 
ung zu finden und glaubt, daß auch hier die Vorichiebung von Strohmännern 
das einzige Mittel fein würde, den Anforderungen des Geſetzes zu genügen. 

Die Berufung und Leitung der die Errichtung der Gefellfchaft beichließenden 
Generalverfammlung wird, wie bereits hervorgehoben, bei der Aftienfommandite 
den perfönlich haftenden Gefellichafter überlaffen. Hier die Leitung und Beruf: 
ung wie bei den Aktiengelellichaften im Falle der Succeflivgründung, dem Handels: 
gerichte zu übertragen, hält der Entwurf nicht für erforderlich... In der allge: 
meinen Begründung, ©. 301, heißt e3 darüber: „Nicht blos, daß bei der Aktien 
geiellichaft das Intereſſe der Gründer und dasjenige der Gefellichaft häufig genug 
verichieden find, während eine jolche Verichiedenheit bei Komplementar und Kom— 
manditifter feltener vorliegt, ift die Rolle der Gründer eine nur vorübergehende, 
die der perjönlich haftenden Geiellichafter dagegen eine dauernde. Einer Leitung 
des Richters in der konſtituirenden Verſammlung bedarf es hier daher nicht, viel: 
mehr würde jede zu weit gehende Kontrole des perjönlich haftenden Gejellichafters 
fh als eine läftige Feſſel feiner Initiative darftellen“. 

Der Verein ift der Anficht, daß die Gründer, welche in dem hier in Rede 
ftehenden Stadium der Gründung bereit? unter der Kontrole der Gefellichafts: 
organe stehen follen und wohl in den meiiten Fällen Mitglieder derjelben fein 
werden, dasſelbe Tertrauen für die Berufung und Leitung der Generalverfamms 
lung beanspruchen dürften, wie die perfönlich haftenden Geiellichafter. 

Der Verein richtet jedoch in der Hauptſache feinen Einjpruch gegen die 
Beſtimmung, daß bei der Altiengeiellihaft im Falle der Succeffivgründung die 
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Eintragung in das Handelöregifter der Generalverjammlung, welche endgiltig über 
die Errichtung der Gejellichaft zu beichließen hat, vorhergehen muß. 

Es muß darauf hingewielen werden, daß dieſe Beſtimmung fich ſchwer mit 
den Anforderungen der praftiichen Berhältniffe in Einklang wird bringen laflen. 
Erſtens könnte die jogenannte fonftituirende Generalverfanmlung die in Den 
Artikeln 209 Ziff. 1 bis 4, 209a und 2095 bezeichneten Beitimmungen, freilich 
nur mit Zuftimmung aller erichienenen Aktionäre ändern, wodurch umfangreiche 
und zeitraubende Umfchreibungen in der Eintragung erforderlic; werben könnten. 
Zweitend müſſen vor der Eintragung 25 Proz. des Grundfapitals eingezahlt 
jein, deren Berwendung vor der Errichtung der Gejellihaft durd die zweite 
Generalverfammlung nicht möglich ift. Es ift auch denkbar, daß die Errichtung 
der Geſellſchaft gar nicht beichlofien wird, fie wäre aber bereit3 in dad Handels— 
regifter eingetragen. Daher follen die Gründer einer Aktiengefelichaft im Falle 
der Suceeflivgründung berechtigt fein, die zweite Generalverfammlung nad 
eigenem Grmefler vor der Anmeldung zur Eintragung in das Handelögericht 
zu berufen. 

Der Verein beantragt daher, daß die Gründer einer Aktiengeſellſchaft im Falle 
der Succeeflivgründung berechtigt fein jollen, die zweite Generalverfammlung zur 
Entgegennahme des Prüfungsberichtes und zur Beſchlußfaſſung über die Erricht— 
ung der Gejellihaft nad eigenem Ermeſſen vor der Anmeldung zur Eintragung 
in das Handelöregifter zu berufen und zu leiten, 

Für den Fall aber, daß diefem Antrage nicht Folge gegeben werben follte, _ 
verlangt der Verein, daß dem Handelsgericht eine beſtimmte, möglichſt kurz zu 
bemejjende Friſt vorzufchreiben ei, in welcher nach erfolgter Anmeldung und Ein: 
tragung die fonftituirende Generalverfammlung berufen werden müſſe. 

Der Verein wurde hierbei von der Anficht geleitet, daß ohne eine ſolche Frift 
die Berufung der Generalverfammlung gänzlih in das Ermefien des Handels: 
gerichtes gelegt jei, woraus Verzögerungen und damit große Schwierigfeiten und 
Berlufte für die Gefellichaften entftehen könnten. 

Bezüglich der von den Gefellichaftsorganen vorzunehmenden Prüfung bezieht 
fich der Verein auf feinen gefaßten Beihluß, daß hier nur eine formelle Prüfung 
verlangt werden darf. 

Art.210b. Der Art. 210b beftimmt, daß auf die Berufung und Beichluß- 
faffung der in Art. 209e und 210a bezeichneten Generalverfammlung, ſoweit 
nicht in legterem Artikel etwas anderes beitimmt iſt, die Negeln entiprechende 
Anwendung finden, welche für die Gejellichaft nad) der Eintragung maßgebend find. 

Hierbei ift zu bemerken, daß die in Art. 209e vorgeſehene Generalverfanme 
fung vor der Eintragung abzuhalten ift, daß in dieſem Falle alfo noch feine 
Regeln vorhanden find, welche nach der Eintragung für die Gejellichaft maßgebend 
find, denn nad den Beitimmungen des Entwurfes kann bei der Succeflivgründung 
der eingetragene Gejellichaftövertrag ja noch durch die von dem Handelsgerichte 
berufene zweite Generalverjammlung abgeändert werden. Schon mit Rüdfiht auf 
diejen Umstand erfcheint eine Menderung des Art. 210b geboten. 3 ericheint 
aber auch nothwendig, zu verlangen, daß die zweite Generalverfanmlung vor Ein- 
tragung in das Handeläregifter abgehalten werde — Begründung zu 209b bis 
210a — und es ift daher um fo mehr erforderlich, zu jagen: Auf die Berufung und 
Beſchlußfaſſung pp- finden die Beitimmungen des Geſellſchaftsvertrages Anwendung. 

Art. 212. Der Art. 212 Abi. 1 lautet: „Bei jedem Handelögericht, in 
deſſen Bezirk die Aktiengefelichaft eine Zmweigniederlaffung hat, muß dies behufs 
der Eintragung in das Handelöregifter angemeldet werden“. 
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Hierbei ift hervorzuheben, daß, wenn die Hauptgeiellichaft bereits eingetragen 
ift, für das Handelögericht, welches die Zweigniederlaffung einzutragen hat, feine 
Beranlafiung vorliegt, in eine Prüfung der Sache einzutreten. Dennoch find von 
bejonder3 peinlichen Handelsgerichten derartige Prüfungen vorgenommen worden, 
was zu” unnügen Mühen und zu nadtheiliger Zeitverſäumniß Veranlaflung ge: 
geben hat. Daher verlangt der Verein, daß Zweigniederlaflungen einer deutichen 
Aktiengefellihaft auf Grund der geichehenen Eintragung der Hauptniederlaffungen 
ohne weitere Prüfung eingetragen werden. 

Art. 213a. Der Art. 2132 beitimmt, daß für einen durh Zahlungs: 
unfähigfeit eined Afktionärs entitandenen Ausfall der Geſellſchaft folidariich die 
Gründer haften, welche bei der Anmeldung des Geiellichaftövertrages die Zahlungs: 
unfähigfeit kannten. 

Hierbei ift der Fall in’3 Auge zu failen, daß, wenn nach dem Antrage des 
Vereins die die Errichtung der Gefellihaft beichließende Generalverfammlung vor 
der Eintragung der Gejellihaft in das Handelsregiſter ftattfindet, in der Zeit, 
welche zwiichen der Errichtung der Geiellihaft und der Eintragung derielben Liegt, 
ein bisher allgemein für zahlungsfähig gehaltener Zeichner zahlungsunfähig ge: 
worden jein fann. In diefem alle kennen die Gründer die Zahlungsunfähigfeit 
des Zeichner bei der Anmeldung, während fie die uriprüngliche Zeichnung doc 
im guten Glauben angenonmen haben. In folhem Falle die Gründer zur foli: 
darijchen Haftung heranzuziehen, kann wohl nicht in der Ablicht des Geſetzgebers 
gelegen haben. 

Art. 213b. Zu derfelben Sache hat der Verein bei Art. 1802 beichloiien, 
dat der Zweck der Beitimmung vollitändig erreicht fein würde, wenn die aus: 
geiprochene Verantwortung an den Umftand geknüpft wird, daß die betreffende 
Perſon die Unrichtigfeit oder Umvollftändigfeit der Angaben oder die bösliche 
Ehädigung gekannt bat. 

Bei Berathung des Art, 213b gelangte der Verein zu der Anficht, daß 
auch dieſe Forderung noch zu weit gehe und dab demjenigen, der zur Verant— 
wortung gezogen werden joll, bewielen werden muß, daß er die IInrichtigfeit oder 
Unvoflftändigfeit der Angabe oder die böswillige Schädigung gekannt habe. 

Art. 213c. Vide Begründung zu Art. 175d. 

Art. 213d. Die Befugniß, Vergleihe im Sinne dieſes Artikels auch vor 
dem Ablauf von drei Jahren zu fchliegen, kann unter Umitänden von größtem 
Bortheil für die Gejellihaft fein. Wenn beiſpielsweiſe ein berechtigter Anſpruch 
gegen eine in Art. 213a und 213b verpflichtete Perſon vorliegt, und dieſe ver: 
föllt vor Austrag der Sache in Konkurs, To kann, wenn auf den Mege eines 
vor Ablauf der drei Jahre zu Stande kommenden Akkords ein vortheilhafter 
Vergleich geichloflen wird, nach der in Rede jtehenden Beltimmung des Entwurfs, 
die Geſellſchaft außer Stande fein, auf den Akkord einzugehen; fie müßte daher 
auf den gebotenen WVortheil verzichten und könnte dadurd möglicher Weile erheb- 
lihe Verluſte erleiden. Es müßte daher durd das Geſetz die Möglichkeit ge: 
Ihaffen werden, in folden und ähnlichen Fällen auch vor dem Ablauf der drei 
Jahre Verträge zu Ichließen. 

Der Geſetzgeber iſt bei diefer Beſtimmung, wie bei vielen anderen, von der 
Abnahme ausgegangen, dab die Gejellihaft in den eriten Jahren nod zu sehr 
unter dem Ginfluffe der Gründer ſtehe, vor deren betrügeriichen Manipulationen 
die Gejellichafter geichügt werden müßten. In dem Wereine machte ſich die An— 
ficht geltend, daß der Gejeggeber dabei Ausschreitungen. im Auge gehabt habe, 
die doch nur vereinzelt vorgefommen find, und dab die weitgehende Sorge, die 
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Möglichkeit folcher Fälle unter jeden Umftänden auszuſchließen, ihn verleitet habe, 
Borichriften zu machen, welche fih im Allgemeinen als höchſt Hinberlih und 
ihädlih für die in normaler Weiſe errichteten Gejellichaften, die doch immerhin 
die größte Mehrzahl bilden, erweilen müßten. 

Diefes Streben des Geſetzgebers hat ihn ferner dahin geführt, auch in 
diefem Falle der Minorität der Aktionäre in der Generalverfammlung ein be: 
ſonderes, zu einem vollftändigen Veto ausgebildetes Widerſpruchsrecht, jelbit nad 
Ablauf der drei Jahre einzuräumen. Mus den bereits mehrfah angeführten 
Gründen hält der Verein auch in diefem Falle dieſe der Minorität zugeiprocene 
Befugniß Für gefährlid. Wenn eine weitergehende Garantie bezüglich Tolcher 
Beſchlüſſe für nothwendig erachtet wird und gegeben werben foll, jo ift es zweck— 
mäßiger, diejelbe in einer größeren Majorität für einen ſolchen Beichluß zu ſuchen. 

Art. 213e. Diefer Artikel knüpft vor Ablauf von zwei Jahren den Erwerb 
von herzuftellenden oder vorhandenen Anlagen oder jonftigen Vermögensſtücken, 
infofern diefer Erwerb eine Summe erfordert, die den zehnten Theil des Grund: 
fapitald überfteigt, an die Genehmigung der Generalverfammlung. Auch hier 
befürchtet der Gejeßgeber augenjcheinlich den Einfluß übelwollender Gründer. Er 
- will, wie e8 in der Begründung unumwunden gejagt wird, fogenannte Nach— 
gründungen verhindern. „Bier beiteht die Gefahr,“ jo heißt es in der Begründung 
Seite 199, „daß der Erwerb ſchon vor Grridhtung der Gejellichaft von den 
Gründern geplant, der Abichluß des betreffenden Vertrages aber nur heraus: 
geihoben war, um ihn jpäter durch die von ihnen beicherrichten Gejellichafts: 
organe bewirken zu laſſen und dadurch die ftrengeren Erforderniffe des Art. 209b 
und die fih daran knüpfende Prüfung und Berantwortung zu umgehen. Für 
den Entwurf lag daher die Nothwendigkeit vor, einer jolchen Umgehung der 
getroffenen Vorfchriften in geeigneter Weife zu begegnen.“ Als ein ſolches ge: 
eignetes Mittel betrachtet der Geleßgeber die bedingungsweile einzutretende Mit: 
wirkung ber Generalverjammlung, er läßt jedoch außer Acht, daß dadurch ber 
regelmäßige Gejchäftsbetrieb gewiſſer Arten von Gejellihaften ungemein erſchwert 
reip. unmöglich gemacht werden kann, nämlich folcher Gejellichaften, deren regel: 
mäßiger Betrieb den Erwerb von Vermögensftüden erfordert. Solche Gejell- 
ichaften, zu denen beilpielsweile Koloniſations-, Baus, Schiffahrt3-Gejellichaften 
gehören, find auf Grund des Zwedes der Unternehmung angemwiejen, im regel: 
mäßigen Betriebe Vermögensſtücke, wie Ländereien zur Kolonijation, Bauterrains, 
Häujerfomplere oder Schiffe zu erwerben, Erwerbungen, die im einzelnen Falle 
iehr leicht Beträge erfordern fünnen, die den zehnten Theil des Grundfapitals 
überfteigen. Solde Erwerbungen werden aber nad) den bei derartigen kauf: 
geihäften gewöhnlichen Umftänden leicht vertheuert, unvortheilhaft gemacht oder 
ganz verhindert werden, wenn bei ihnen diejenige Publizität angewendet werden 
müßte, welche mit der formellen Behandlung in der Generalverjammlung untrennbar 
verbunden: ift. 

. Der Verein ift daher der Anſicht, daß der Gejeßgeber aud) hier zu weit 
gegangen ſei und daß den Verhältniffen der vorerwähnten und ähnlichen Geſell— 
ſchaften Rechnung getragen werden fönnte, wenn bejtinmt würde, daß die Bor: ” 
ichrift des Art. 213e Abſ. 1 nur bezogen wird auf Erwerbungen, die außerhalb 
des regelmäßigen Betriebes der Gejellichaft Liegen. 

Art. 215. Diefer Artikel ift wohl durch ein Verſehen des Setzers in jechs 
Abjchnitte getheilt, während er nur fünf Abichnitte haben follte, da Abjag 1 und 2 
zufammengefaßt werben müflen. Es geht dies eriten® aus der Faſſung des Art. 
180f, ferner aber aus den Allegaten in Art. 2158, 226 Nr. 5 und 248 hervor; 
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die nur richtig ein würden, wenn ber Art. 215 unter Zulammenziehung der 
beiden erjten Abichnitte aus fünf Abichnitten beftände, 

Art. 215a (180g). Dieler Artikel handelt von der Erhöhung des Grund: 
fapital® und beitimmt im legten Abjchnitt, daß eine Zufiherung von Nechten 
auf den Bezug neu auszugebender Aktien, welche vor dem Beichluß auf Erhöhung 
des Grundlapitals erfolgt, der Gejellichaft gegenüber unwirkſam ift. 

Der Artikel findet auf beftehende Geichlichaften feine Anwendung, wenn Die 
geforderte Ginzahlung auf das erhöhte Kapital — 8 3 des Entwurfs — vor 
dem Inkrafttreten diejes Geſetzes bewirkt ift. Erfolgt die Einzahlung erit nad) 
diefem Termine, jo fallen auch bereits beitehende Geſellſchaften unter dieſes Geſetz. 
Sat aljo bei Gejellichaften, welche vor den Inkrafttreten des neuen Geſetzentwurfes 
angemeldet oder eingetragen find, aljo hauptſächlich bei Geſellſchaften, die bereits 
beitehen, eine Zuficherung von Rechten im Sinne des legten Abſchnitts des Art. 
215a jtattgefunden und findet die Erhöhung de3 Kapitals erft nach dem Inkraft— 
treten des Geſetzes jtatt, jo würden diejenigen Perjonen, welchen jene Zuficher- 
ungen auf ben Bezug neu auszugebender Aktien unter dem feitherigen Necht 
gemacht find, Lines in vollkommen loyaler Weije erworbenen Nechtes durch die 
Geſetzgebung beraubt werden. Gin folder Vorgang würde aber den bisher maß: 


.gebenden Rehtsanihauungen volltommen widerſprechen. 


Art. 215b. Der Art. 2155 beftimmt, daß bei einer ftattgehabten Erhöhung 
des Grundfapitals die Anmeldung zur Gintragung in das Handelsregiſter die 
Angabe zu enthalten habe, ob das Grundkapital eingezahlt sei. 

Hierbei muß der Verein diefelben Bedenken erheben, welche bereit3 bei Art. 
184, 184a und 184b zur Geltung gelangt find; es erjcheint demnach der zu 
Art. 180g gefaßte Beichluß auch hier angebradt. 

Art. 215d. In diefem Artikel heißt ed: „Die Aktiengeſellſchaft darf eigene 
Aftienpromefjen oder Interimdicheine im geihäftlichen Betriebe, ſofern nicht eine 
Kommiffion zum Cinfauf ausgeführt wird, weder erwerben nod zum Pfande 
nehmen.“ 

Die Durchführung eines jo unbedingten Verbots fan zu erheblichen Schädig- 
ungen der Gejellichaften führen; es muß daher in gewillen Fällen der Erwerb 
der im Entwurfe aufgeführten Papiere der Geiellichaft geitattet werden. Dieje 
‚Fälle find in dem geitellten Antrage bezeichnet. 


Kechtsverhältniſſe der Aktionäre. 


Art. 216 und 217. Der Art 216 beitimmt in Abj. 2, dab der Aktionär 
jeinen eingezahlten Betrag, jo lange die Geiellichaft beiteht, nicht zurüdfordern 
darf und nur einen Anfpruch auf den reinen Gewinn hat, joweit diejer nad) dem 
Geiellichaftövertrage zur Vertheilung unter die Aktionäre beftimmt ilt. 

Da der Art. 185b die Bildung eines Reſervefonds vorjchreibt und dieſe 
Beſtimmung gemäß Art. 239e auch auf die Aktiengeſellſchaften Anwendung findet, 
jo ift anzunehmen, daß auch jeder Gejellichaftsvertrag Beltimmung über die Bild- 
ung des Nejerveronds and die demfelben jährlich von dem Reingewinn zuzuführende 
Quote enthalten wird. Es dürfte alfo fein Zweifel darüber entitchen können, 
daß unter reinem Gewinn im Sinne des Art. 216 Abjchnitt 2 nur der nad) 
Abzug der Quote für den Nejervefonds erübrigte Betrag zu verftehen ift. 

Dennocd erachtet der Verein es fiir zwedmäßig, daß aud in dielem Falle, 
wie bei Art. 197 Abi. 2 befonders ausgedrückt werde, daß unter reiner Gewinn 
nur der nach Abzug der Quote für den Neiervefonds zu verbleibende Betrag 
gemeint jei. 
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Die gleiche Deklaration ift aud im zweiten Abichnitt dieſes Artikels — 
ebenjo wie bei Art. 197, Abi. 2 — erforberlid. 

Bezüglich der Bedenken gegen die Gewährung von Bauzinien, Abi. 2 des 
Art. 217, wird auf die Ausführungen zu Art. 1858 verwieſen. 

Art. 221. Art. 221 Abi. 2 beftimmt, daß bezüglich der Ausübung des 
Stimmrechtes die Vorfchriften des Art. 190 zur Anwendung gelangen. Art. 190 
fchreibt nun in Abi. 2 vor, daß die Vollmahten in Verwahrung der Gejellihaft 
bleiben. 

Der Verein glaubte annehmen zu follen, daß dieſe Verwahrung doch wohl 
nicht für die ganze „Zeit des Beſtandes der Geſellſchaft erforderlich ericheine, da 
durch eine ſolche Mahregel die Negiftratur der Gejellichaften in außerordentlicher, 
jedoch überflüjfiger Weiſe belaftet werden dürfte. Der verfolgte Zwed wird er: 
reicht werben, wenn vorgeichrieben wird, daß die Vollmachten nur zehn Jahre in 
Verwahrung bleiben ſollen. 

Art. 222. Der Art. 222 überträgt die in Art. 190a und 1905 in Bezug 
auf die Aktienkommandite der Minderheit der Generalverfammlung zugeiprochenen 
Rechte auch auf die Aktiengeiellihaften mit der Maakgabe, daß die den perjönlich 
haftenden Geiellichaftern auferiegten Verpflihtungen dem Vorſtande obliegen jollen. 
Der Verein hält auch hier die zu Art. 1908 und 1905 gefaßten Beihlüfle an— 
gebradjyt und verweilt auf die hierbei gegebene Begründung. 

Art. 223. Am diefem Artikel wird der Minderheit, wenn deren Antheile den 
fünften Theil des Grundfapitals darftellen, das Recht zugeſprochen, auch gegen 
den Mehrheitsbeſchluß der Generalverſammlung Anſprüche gegen Gründer und die 
übrigen gemäß Art. 213a und 213b verpflichteten Perſonen, gegen die Mit— 
glieder des Vorftandes und des Auffichtsraths, ſowie gegen die Liquidatoren zu 
erheben. 

In diefem Falle hat die Minderheit gemäß Abi. 2 des Art. 223 den fünften 
Theil des Grundfapitals in Aktien der Gejellichaft gerichtlich zu hinterlegen. 

Dieie Beitimmung wird nicht für genügend eradjtet, es ericheint vielmehr 
erforderlich, mit Rückſicht auf die erniten Gefahren, welchen eine Geſellſchaft durch 
das Vorgehen der Minorität ausgeiegt werden kann, weitere Garantien im Sinne 
ber zu Art. 188 geitellten Anträge zu verlangen. ‘ 

Art. 225. Der Nrt. 225 handelt von den Obliegenheiten des Auflichts: 
raths und beftimmt im Abſ. +, dab die Mitglieder des Auffichtsraths die Aus: 
übung ihrer Obliegenheiten nicht an andere Perſonen übertragen können. 

Der Verein ift der Unficht, daß dieje Beſtimmung die Interpretation zulafie, 
daß der Auffichtsrath auch zu falkulatoriichen Nevifionen der Nechnungen oder 
zu Schätungen fi nicht ſachverſtändiger Perſonen bedienen dürfe, fondern ge: 
zwungen jei, derartige Funktionen durch delegirte Mitglieder vornehmen zu laſſen. 
Ein folder Zwang darf dem Auffichtärath nicht auferlegt werden und daher er: 
icheint der beantragte Zuſatz, nach welchen der Auflichtsrath berechtigt werden 
joll, Reviſoren und Sachverftändige zu verwenden, erforderlid. 

Art. 225a lautet: „Die Mitglieder des Auffihtsraths dürfen nicht zugleich 
Mitglieder des Vorſtandes oder Stellvertreter derielben fein, auch nicht als Be: 
amte die Geichäfte der Geiellichart führen. Scheiden aus dem Borftande Mitglieder 
aus, jo dürfen diejelben nicht vor ertheilter Entlaffung in den Auffichtsrath ge: 
wählt werden“, 

Das dieſer Beſtimmung zu Grunde liegende Prinzip muß "im Mllgemeinen 
als richtig anerkannt, jedoch auc der Fall ins Auge gefaßt werden, daß in dem 
hier ausgeiprochenen unbedingten Verbote recht erhebliche Erichwernifle für ge 
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wiſſe Gejellichaften Liegen können. Es gibt eine große Anzahl von Aftiengejell: 
ihaften, bei denen der Vorftand nur aus einer Perſon beiteht; bei derartigen Ge: 
jellichaften ift e3 bisher vielfah Brauch geweien, daß der Vorſtand im Falle 
periodiicher Behinderung von einem Mitgliede des Auffichtäraths vertreten wurde. 
Eine ſolche Vertretung würde nah Art. 225a fünftig unzuläffig fein, denn das 
Mitglied des Auffichtsraths, welches die Vertretung übernimmt, würde in aller 
Form aus dem Auffichtsrath ausſcheiden müffen und e8 würde event. die Berufung 
einer Generalverfammlung zur Neumwahl eines Mitgliedes erforberlic) werben. 
&3 würde aber ferner das betreffende Mitglied, wenn eine Erfagwahl bereits hat 
borgenommen werden müflen, nachdem die Vertretung ihr Ende erreicht hat, nicht 
mehr dem Auffichtsrath angehören können, was als Verluſt für die Geiellichaft 
erachtet werden müßte, da diejenigen Mitglieder des Aufſichtsraths, welche fich zu 
einer ſolchen Bertretung eignen, gewöhnlich ſachkundig und geihäftsgewandt find. 
Daher ift e3 erforderlich, dab zeitweilige Delegirung von Mitgliedern des Auf: 
fihtsraths zur Vertretung des Vorſtandes geftattet werde. 

Art. 226 Abi. 1 und 2. E3 wird bezüglich des Abi. 1 auf die Aus: 
führungen zu Art. 204 Abſ. 1 verwiefen. 

Der Abf. 2 des Art. 226 lautet: „Dieielben find der Geiellichaft periönlich 
und ſolidariſch zum Erjaß verpflichtet 2c.“ 

Es muß bier auffallen, daß in Art. 204 mit Bezug auf die Gejellichafts- 
organe der Aktienkommandite nur von der jolidariichen Verpflichtung zum Erſas 
die Rede iſt, was wohl richtig fein dürfte; denn es ift nicht zu erfennen, was neben 
der folidariichen Verpflichtung mit der periönlichen gemeint ift. 

Art. 232. Diefer Art. 232 bezieht fih auf den Betrieb von Geichäften 
In dem Handelszweige der Gejellichaft, jowie auf die Theilnahme an einer anderen 
gleihartigen Geſellſchaft Teitens des Vorjtandes. Es follen hier die Beſtimmungen 
der Art. 96 und 97 des Handelägejegbuches mit der in Art. 196a enthaltenen 
Maßgabe gelten; auch wird auf die Ausführungen zu Art. 196a Bezug ge: 
nommen. 

Art. 237, Art. 237 berechtigt die Aktionäre, deren Antheile den zwanzig: 
ften Theil des Grundkapitals darftellen, in einer von ihnen unterzeichneten Ein— 
gabe die Berufung einer Generalverfjammlung zu verlangen. Der hier geitellte 
Antrag wird wie Art. 188 begründet. 

Es ift noch darauf aufmerffam zu machen, daß der Abi. 2 des Art. 237 
wie Art. 188 fehlt. 

Art. 238a. Art. 238a Abi. 2 lautet: „Eine beglaubigte Abichrift der 
Urkunde ift ohne Verzug nad) der Generalverfammlung von dem Voritande zu 
dem Handeldregiiter einzureichen. 

Die Ginreihung der über die Beichlüffe der Generalveriammlung aufge: 
nommenen Urkunde zu dem Handelsregifter ift gleichbedeutend mit einer Bublizirung 
derielben, denn die Einficht in die Handelsregiſter Steht Jedem frei. Der Berein 
it der Anficht, dag eine derartige Veröffentlichung aller Beſchlüſſe der General: 
verſammlung, hamentlich wenn fie „ohne Verzug“ vorgenommen werden joll, dod) 
unter Umſtänden die Intereſſen der Gejellihaft ichädigen fünnte, was vermieden 
werden muß. 

Die Berechtigung des Geſetzgebers die unverzügliche Cinreihung der Be: 
Ihlüffe der Generalverſammlung zu dem Handelsregiſter zu verlangen, fann fich 
lediglih auf ſolche Beſchlüſſe eritrecden, durch “welche eine Aenderung des Gejell- 
Ihaftsvertrages bewirkt wird. Daß derartige Beichlüffe zur Eintragung in das 
Handelsregifter angemeldet werden müſſen, ift aber bereits durch Art. 214 beitimmt. 
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Aus diefen Gründen und im Hinblid auf den Umftand, daß die hier in 
Nede Itehende Vorſchrift des Gefekes zu einer auferordentlihen Belajtung der 
Handelsregifter mit einem bem Zwecke derielben fernliegenden Material Führen 
würde, unter welchem die Weberlichtlichkeit derielben leiden müßte, beichloß der 
Verein die Streihung des Abſ. 2 von Art. 238a zu verlangen. 

Urt. 239. Art. 239 verpflichtet den Vorftand zur Aufftellung einer Bilanz pp. 
Durd) Geſellſchaftsvertrag kann die Friſt für dieſe Aufſtellung bis zu ſechs Monaten 
ausgedehnt werden; iſt eine ſolche Beſtimmung in dem Geſellſchaftsvertrag nicht 
vorhanden, ſo gilt als allgemeine geſetzliche Regel, daß die —— in drei 
Monaten erfolgen muß. 

Für die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ift im Art. 185 * perſönlich 
haftenden Geſellſchafter die Verpflichtung auferlegt, ſpäteſtens in den erſten ſechs 
Monaten die Bilanz aufzuſtellen. Während hier alſo der Termin allgemein auf 
ſechs Monate ausgedehnt ift, ſtellt das Geſetz für die Aktiengeſellſchaft als Regel 
drei Monate feit, wenn der Geſellſchaftsvertrag nichts Anderes beftimmt. 

Der Berein vermochte einen Grund für dieſe verichiedene Behandlung um 
jo weniger zu erfennen, da im Allgemeinen nicht angenommen werben faun, daß 
die Verhältniſſe bei den Aktiengeſellſchaften weniger fomplizirt als bei den Kommandit: 
gelellichaften find, er beantragt daher, daß der Vorftand einer Aktiengejellichaft 
lediglih wie in Art. 185 in Bezug auf die perfönlidy haftenden Gejellichafter 
einer Aktienkommandite nur zu verpflichten jei, die Bilanz pp. ſpäteſtens in den 
eriten ſechs Monaten aufzuftellen, fall der Gejellichaftsvertrag nicht einen früheren 
Termin feitiegt. 

Art. 239a. Dieſer Artikel beitimmt: 

1. daß zur Prüfung der Bilanz bejondere Neviforen bejtellt werden können; 

2. dab die Verhandlung — doch wohl in der Generalverlammlung — zu 
vertagen ift, wenn bie mit einfacher Stimmenmehrheit verlangt wird; 

3. daß eine Minderheit, deren Antheile 5°/, des Grundfapitald darjtellen, 
die Vertagung verlangen fann, wenn von ihr beitimmte Anfäge der Bilanz 
bemängelt werden; und daß auf Antrag dieſer Minderheit die Er— 
nennung der Neviloren durch das Handelsgericht erfolgen fann; 

4. daß den Neviloren gemäß Art. 190b Abi. 3 Einfiht der Bücher und 
Schriften der Geiellihaft, die Unterfuhung des Beſtandes der Gefellichafts- 
faffe und der Beltände an Effekten, Handelöpapieren und Waaren zu ge: 
ftatten ift; 

5. daß der Nevifionsbericht zur Kenntniß der nächiten Generalverſammlung 
zu bringen ift und endlich 

6. daß, wenn die Verhandlung auf Verlangen der Minderheit vertagt ilt, 
bezüglid der nicht bemängelten Anfäge der Bilanz die Entlaftung des 
Vorſtandes als erfolgt gilt. 

In der Begründung — ©. 355 biö 360 — wird ausgeführt, daß im 
Intereffe der von den Aktionären vorzunehmenden Prüfung der Bilanz das 
Prüfungsverfahren genügend vorbereitet werden müſſe; dazu find die feitherigen 
Vorfchriften des Art. 239 nicht ausreichend geweien. Nachdem ſodann die Be— 
ftimmungen des Art. 239 des vorliegenden Entwurfes erläutert worden find, 
fommt die Begründung auf S. 358 zu dem Schluß, daß, entgegen der in neuerer 
Zeit hervorgetretenen Anficht, nach welcher eine Entlaftung des Voritandes über: 
haupt nicht eintreten, jondern die Verhaftung desjelben aus feiner Geſchäfts— 
führung während der ganzen ordentlichen Berjährungszeit andauern fol, e3 
richtig jei, den Vorſtand nah ordnungsmäßig gelegter Rechnung zu entlaften. 
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Deito mehr aber ſoll für die Möglichkeit einer ausreichenden Vorbereitung gelorgt 
fein. Zu dieſem Zwed joll die Möglichkeit der Beſtellung bejonderer Reviſoren 
unter allen Umſtänden, alfo auch auf Verlangen der Minderheit, geiichert fein. 

Um aber aud in Bezug auf die Stellung und Auswahl der Reviloren — 
©. 359 — die Minderheit nicht der Ueberitimmung durd eine wideritrebende 
Mehrheit Preis zu geben, joll auf ihren Antrag die Beitellung der Spezial: 
reviioren durd das Handelögeriht erfolgen können. Dabei iſt es, wie die Be: 
gründung ausführt, nicht erforderlih, daß die Neviforen aus der Zahl der 
Aktionäre genommen werden. Dennoch foll denjelben, gemäß Art. 190 Abi. 3, 
vollitändiger Einblid bezüglich aller Verhältniffe der Gejellichaft gegeben werden. 

Die Beitimmungen des Art. 239a rufen jehr ernite Bedenken hervor. 

Im Abi. 2 wird die einfache Stimmenmehrheit ermächtigt, die Verhandlung, 
alio doch die Generalverfammlung,. zu vertagen ; aus welchem Grunde, zu welchem 
Zwed und was nach der Vertagung in dielem Falle zu geichehen hat, wird in 
dem Geſetze nicht gefagt. Alles, was weiter gelagt wird, bezieht fih auf deu 
Fall, dab, gegen den Willen der Majorität, von einer Minderheit, deren Antheile 
5°/, des Grundlapitals darftellen, die Vertagung verlangt wird. Diejem Ber: 
langen muß nachgegeben werden, wenn von der Minderheit ein beſtimmter Anſatz 
der Bilanz bemängelt wird. Gin Grund für die Bemängelung ift nicht anzu: 
geben, ſondern es genügt die einfache Erklärung, daß die Bemängelung Statt: 
findet, um ben ganzen Geichäftsgang der Generalverfammlung und damit ber 
Gejellihaft zu ſtören. Denn wenn der Gejeggeber im Abj. 4 beitimmt, daß, 
wenn die Verhandlung auf Verlangen der Minderheit vertagt it, bezüglich ber 
niht bemängelten Anfäge der Bilanz die Entlaftung des Vorftandes als erfolgt 
gilt, und wenn er annimmt, daburd Fürſorge gegen eine zu einichneidende 
Störung gegeben zu haben, To zeigt diefe Annahme doh nur, wie wenig dabei 
die praftiichen Verhältniſſe berüdfichtigt worden find 

Den Geſetzgeber jcheint beifpielöweije entgangen zu fein, daß von den 
bemängelten Poſten der zur Wertheilung als Dividende beſtimmte Reingewinn 
theilweife oder ganz abhängen faun; in biefem Falle würde der Vorſtand dod) 
wohl die Auszahlung der Dividende bis zur Erledigung des Falles unterlaften 
müſſen. Wann aber findet diefe Erledigung ftatt? Zunächſt ift feine Friſt feſt— 
geſetzt, in welcher die Ernennung von Neviforen durch das Handelsgericht zu 
erfolgen hat. Auch könnte ſich das Handelögericht tweigern, Neviforen zu er: 
nennen; was bann zu geichehen hätte, iſt in dem Entwurfe nicht vorgejehen. 
Ferner ift feine Friſt feſtgeſetzt, in welcher die Neviforen ihren Bericht abzu— 
geben haben. Iſt der Bericht eingegangen, jo ſoll er der nächſten Generalver: 
ſammlung zur Senntniß gebracht werden. Der Borftand würde demnach) geile: 
mäßig verfahren, wenn er der nächiten ordentlichen Generalverfammlung von dem 
Berichte Kenntniß gibt. Damit ift die Dividendenzahlung ein Jahr verzögert. 
In diefer Generalverfammlung kann aber derjelbe oder ein anderer, die Dividenden: 
zahlung wieder beeinflußender Poſten bemängelt werden, und To könnte durd) 
die Minderheit die Zahlung der Dividende fort und fort verhindert werben. 
Immerhin denkbar wäre der Fall, daß die Gejellichaftsorgane ein Intereffe haben, 
die Dividendenzahlung zu verhindern; dies könnte, wenn fie in Beſitz von 5°, 
des Grundfapitals find, auf Grund der Beltimmungen des Art. 239a dann mit 
Leichtigkeit geſchehen. Demgemäß würde es den Gejellichaftsorganen möglich fein, 
in Folge dieſes Artikels die äußerfte Willfür zu üben. 

Der Fall wäre auch nicht unbedingt ausgeſchloſſen, daß eine Gejellichaft ein 
iebhaftes Intereffe daran haben Könnte, den Geihäftsgang, die Produftions:, 
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Abſatz⸗, Vermögend: und Kredit-Verhältniſſe einer Konkurrenzgeſellſchaft ausgiebig 
fennen zu lernen. Um. dies zu erreichen, darf fie ih nur 5°/, des Grundlapitals 
aneignen, in der Generalverjammlung einen Anjag der Bilanz bemängeln und 
zu Reviloren ihr nahe ftehende Perſonen in Vorſchlag bringen, die ja nicht 
einmal Aktionäre zu jein brauchen, und denen alles, bie vorbezeichneten Punkte 
betreffende Material vorgelegt werden muß. 

In Erwägung der großen Gefahren, welche gemäß ber vorſtehenden Aus— 
führungen mit den Beſtimmungen deö Art. 239a für die Gefellichaften berbei- 
geführt werden fünnen, beantragt der Verein daher, bad in Art. 239a der 
Minderheit eingeräumte Recht zu ftreichen. 

Art. 2390. Der Art. 239e ordnet an, daß die Urt. 185a und 185b über 
die Bilanz und den Rejervefond aucd für Aftiengeiellihaften Anwendung finden 
follen und jagt in Abſatz 2: „Im Uebrigen werden die Grundſätze, nach welchen 
die Bilanz aufzunehmen, Nejervefonds zu bilden und anzulegen find und Die 
Prüfung der Bilanz zu erfolgen hat, durch den Gejellihaftövertrag beitimmt.“ 

Das Wort werden in der hier vorliegenden Anwendung drüdt in der juriftiichen 
Spradye einen beitimmten Zwang aus, es würde daher diefe Ausdrudsweiie gleich: 
bedeutend jein niit „im Uebrigen müffen die Grundſätze 2c. durch den Gejellichafts- 
vertrag beftimmt werden”. Dielen Zwang auszuüben, fann nicht Die Abſicht des 
Geſetzgebers gewejen jein, nachdem er die detaillirten Beſtimmungen in Art. 185a und 
185b gegeben hat. Daher ericheint ziwedmäßiger anftatt „werden“ das Wort 
„eönnen“ zu gebrauchen, 

Art. 241. Art. 241 beitimmt im Abſatz 2 wie in Art. 204 mit Bezug 
auf den Auffichtsrath einer Aktienkommandite, daß die Mitglieder des Voritandes 
einer Aktiengejellichaft die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes anzımvenden 
und daß fie, wenn fie in Anspruch genommen werden, die Anwendung dieſer 
Sorgfalt zu beweiſen haben. 

Bezüglich des hier geitellten Antrages wird auf die Begründung zu Art. 204 
verwieſen. 

Dasſelbe gilt auch für den Schlußſatz des Art. 241. 

Art. 242a. Art. 2422 ordnet in Abi. ı an, daß die Auflöfung der Aktien— 
geiellichaft durch richterlihen Spruch ftattfindet, „wenn die Erreichung deö Ges 
jellichaftszwedes unmöglih wird oder wenn andere wichtige Gründe vorliegen “ 
und in Abf. 2, dab Art. 2008 aud in Bezug auf die Aktiengejellihaften zur 
Anwendung gelangt. 

In der Begründung — ©. 365 — Ichließt ſich der Geſetzgeber der Meinung 
au, daß ein Stlagerecht, wie bei der offenen Gejellichaft, in allen Fällen zugelailen 
werden müſſe, im denen wichtige Gründe vorliegen. Der Entwurf fieht aber — 
©. 366 — davon ab, die Gründe, aus denen die Auflölung der Geſellſchaft auf 
Klage eines Aktionärs vom Richter joll ausgeiprochen werden können, beitinmt 
zu präziliren, weil jede Spezialilirung Gefahr laufen könnte, unpollftändig zu 
jein. Nur auf die Entiheidung der Frage könne es anfommen, ob die Geſell— 
icaft ihrer inneren oder äußeren Lage nad) eriftenzberechtigt iſt oder ob gewichtige 
Gründe gegen ihr Fortbeſtehen ſprechen. 

Hierbei iſt zunächſt zu bemerken, daß die Faſſung im Abſ. 1 weſentlich von 
Art. 125 Abſ. 3 Nr. 1 abweicht. Denn bier heißt es: Die Auflöſung kann 
insbefondere ausgefprochen werden, „wenn durch äußere Umftände die Erreichung 
des gejellichaftlichen Zweckes unmöglih wird“. E83 ericheint jedoch nothwendig, 
daß die eine gewiſſe Einichränfung enthaltenden Worte „durch äußere Umſtände“ 
auch in den Abi. 1 ded Art. 242a aufgenommen werden. 
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Hinfichtlih der Beſtimmung im Abſchnitt 2 des Art. 242a, nach welcher 
der Art. 2002 aud) Geltung für die Aftiengejellichaften haben foll, hält der Verein 
an feinem zu diefem Artikel gefaßten Beichluffe feit; derjelbe lautet: Der Verein 
erachtet dad Recht der Kommanditiften — hier alfo der Aktionäre — für voll: 
fommen ausreichend geihüst, wenn das Recht, die Auflöfung-der Geſellſchaft zu 
beihließen, bei der Majorität der Generalverfammlung verbleibt, wobei ein Klage 
reht in bdiefer Beziehung vorzufehen nicht erforderlich ift. 

Art. 244a. Art. 244a entzieht in Abſ. 2 mit Bezugnahme auf Art. 234 
den Liquidatoren das Net, Prokuriſten zu beitellen. 

Der Berein eradhtet dieſe Beſtimmung für unzwedmäßig, denn da die periodiiche 
Behinderung eines Liquidators fehr leicht eintreten fann, jo würden auch in Fällen, 
in denen ein Liquidator genügt, ſtets mehrere, mindeſtens zwei berjelben, ernannt 
werden müſſen, wodurd ber Koftenaufwand in unnöthiger Weile vergrößert wird. 

Derjelbe Fall würde eintreten, wenn die formelle Erledigung ber geichäft- 
lihen Angelegenheiten einen Liquidator zu jehr in Aniprucd nehmen follte Die 
Begründung dieſer Beitimmung, in welcher lediglich gelagt wird, daß die Vor— 
ihrift des Art. 234 fich der Anwendung entziehe, da diefelbe nur für die werbende 
Gejellichaft gegeben iftt — ©. 371 und 372 — mird von dem Berein als un— 
zutreffend erachtet. 

Der Art. 244a beitimmt ferner in Abi. 3, daß die Liquidatoren bei Beginn 
der Liquidation eine Bilanz aufzuitellen haben. 

Der Berein ift der Anſicht, daß es im Intereſſe der Aktionäre und ber 
Gläubiger der Gejellichaft liegt, von diefer Bilanz Kenntniß zu erhalten, diejelbe 
ift daher von den Liquidatorem zu veröffentlichen. 

Art. 246. Diejer Artikel jet im Abſ. 2 feit, daß die Aktionäre und die 
Gläubiger zur Einfiht der deponirten Handelsbücher einer aufgelöften Geiellichaft 
vom Dandelögerichte sermächtigt werden fünnen. 

Die Worte „können ermächtigt werden“ berechtigen zu der Vorausjegung, 
daß der Geſetzgeber dad Handelögeriht nicht verpflichten will, unter allen Um: 
ftänden die Ermächtigung zu ertheilen, ſondern daß bemfelben auch das Recht zu— 
ftehen joll, die Ermächtigung zu verweigern. Der Gejeßgeber hat eö aber unter: 
lafien, dem Handelögeriht für fein Werhalten in dieſer Sache irgend welche 
Direftive oder Anhaltspunkte zu geben. Die erniten Bedenken, welche gegen eine 
unbedingte Ermächtigung hervortreten, werden übrigens auch von dem Gejeßgeber 
getheilt, denn in der Begründung — ©. 373 — heißt es: „Eine Berugnik 
jederzeitiger Einfiht wäre leicht geeignet, die Vermögensintereffen von Perjonen, 
weiche mit der Aktiengejellihaft in Geichäftsverbindung geitanden haben, bloß: 
zuſtellen“. 

Der Verein ging jedoch in ſeinen Bedenken weiter, indem er mit Rückſicht 
auf Vorgänge, welche ſich nach der ſogenannten Gründerperiode abgeſpielt haben, 
für nothwendig erachtet, ſolchen Perſonen, die ein Gewerbe daraus machen, Die 
Vorgänge bei Gründung und Verwaltung von Aktiengefellichaften zum Ausgangs: 
punkt von Angriffen und Verdächtigungen der dabei betheiligten Perſonen zu 
mißbrauchen, die in Rede ftehende Ermächtigung zu verfagen. In der Begründ— 
ung heißt e3 denn auch weiter: „das Handelögericht wird deshalb vor Ertheilung 
der Ermächtigung zu prüfen haben, ob von dem Aktionär oder deilen Rechtsnach— 
folger ein berechtigte Intereffe wahricheinlih gemacht ift*. Dieſe ſehr noth— 
wendige Einſchränkung ift aber in dem Geſetz nicht enthalten und daher in dem— 
felben aufzunehmen. 
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Art. 247. Art. 247 handelt von der Muflöfung einer Aktiengeſellſchaft 
durdy Bereinigung derſelben mit einer anderen Aktiengeſellſchaft und maht in 
Nr. 3 die Mitglieder des Auffichtsrathes für die Ausführung der getrennten Ber: 
waltung perfönlid und folidariich verantwortlich, „Soweit eine Vereinigung beider 
Geſellſchaften mit ihrem Willen und ohne ihr Einſchreiten erfolgt ift“. 

Hier fehlen Hinter „Wereinigung“ die Worte „der Vermögen der“, denn 
hierauf fommt es hauptiählid an. Es gebt dies auch aus Art. 226 Wr. 5 
hervor, in weldhem die Mitglieder des Auflichtsrathes gleichfalls verantwortlich 
gemacht werden, wenn entgegen den geleglichen Beitimmungen im Falle des Art. 215 
Abſ. 3 die Vereinigung der Vermögen der beiden Gefellichaften erfolgt ift. Art. 215 
Abf. 3 — es wird auch auf die bemängelte falfche Eintheilung des Art. 215 ver: 
wiefen — handelt von der lebertragung des Vermögens und der Schulden einer 
Geſellſchaft an eine andere. 


Strafbeftimmungen. 


Der Art. 249 enthält, wie die Begründung es ausdrüdt — ©. 380 — 
den allgemeinften Thatbeitand. Die Gefellichaftsorgane werden, wenn jie abficht: 
lih zum Nachtheil der Gejellichaft handeln, mit Gefängnik und zugleich mit Geld» 
itrafe bis zu zwanzigtaufend Mark beitraft. 

Zugleich kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

In der Begründung — S. 380 — wird ausgeführt, daß ſich dieſe Straf: 
beitimmungen an den $ 266 Ziff. 2 de3 Strafgeießbuches anlehnen. Derielbe 
bedroht Bevollmächtigte, welche über Forderungen oder andere Vermögensſtücke des 
Auftraggebers abjichtlich zum Nachtheil desselben verfügen, wegen Untreue mit 
Gefängniß, neben welchem auf Berluft der bürgerlichen Chrenrechte und, wenn 
die That begangen wird, um ſich oder Anderen einen Vermögensvortheil zu ver: 
ihaffen event. zugleich auf Geiditrafe bis zu dreitaufend Mark erfannt werden 
kann. Es ift in der Praxis ftreitig geworden, ob diefe Strafbeitimmung auf die 
Organe einer Aktienfommandite oder Aktiengefellichaft Anwendung finden könne. 
Der Mangel einer ausdrüdlicen Beitinnmung fei aber mißlih. Die Ziffer 2 des 
$ 266 ericheine außerdem zu eng. Auch die Ziffer I, welche von der lintreue, 
begangen durch VBormünder, Kuratoren, Güterpächter, Sequeiter, Maifenverwalter, 
Bollitreder letztwilliger Verfügungen und Verwalter von Stiftungen handelt, 
„wenn fie abfichtlich zum Nachtheil der ihrer Aufficht anvertrauten Perfonen oder 
Saden handeln“, könne auf die Geiellichaftsorgane nicht Anwendung finden, da 
der für diefe Ausdehnung des Thatbeitandes maßgebend geweſene Grund in der 
amtlichen Stellung der aufgeführten Perſonen beftand. Die Anwendung auf per: 
ſönlich haftende Geſellſchafter rechtfertige jih um jo mehr, als die Praris nicht 
einmal aus der Stellung eines offenen Handelsgefellichafters Bedenken gefunden 
hat, auf eine von Letzterem begangene Zueignung von Geſellſchaftsvermögen den 
Thatbeitand der Unterfchlagung anzuwenden. ©. 382. 

Bon dieſen Erwägungen geleitet, hat der Entwurf — wie die Begründung 
weiter ausführt — den Thatbeftand der Untreue der Organe der Kommandit— 
geiellihaften auf Aktien und der Aftiengejellichaften zu einem befonderen Vergehen 
geftaltet und in Anbetracht, dab fait ausnahmslos in den vorgedahten Fällen 
die That aus gemwinnfüchtiger Abficht hervorgeht, die Strafe des $ 266 durch eine 
zufägliche erhebliche Gelditrafe verfchärft, ohne daß es auf den Nachweis anfommıen 
foll, ob die Handlung vom Thäter in der Abficht begangen ift, fich oder einem 
Anderen einen Vermögensvortheil zu verfchaffen oder nicht. 
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Der Berein ift zunächft der Anfiht, daß wo eine deutlich von dem Geſetz 
bezeichnete und daher beſtimmt erfennbare abjichtlicdy begangene Handlung im Sinne 
des Art. 249 vorliegt, gegen die Höhe der Strafe Nicht3 einzuwenden iſt. Der 
Berein vermißt aber in der Beitimmung des Entwurfes dieje deutliche Bezeichnung. 
Die Erfahrung hat gelehrt, daß Handlungen, welde zur Zeit derfelben als in 
jeder Beziehung berechtigt und zwedmäßig angeſehen werden, nad) eingetretenem 
MWechjel der Zeit, der Werthe, der Anichauungen und der öffentlichen Meinung 
ganz entgegengelegt beurtheilt wurden. 

In ſolchen Fällen könnten Handlungen unter Art. 249 fallen, bie j. 3. als 
vollfommen legitim angejehen waren, und diefe Gefahr ift um jo größer, da ber 
Geſetzgeber feine Verjährungsfriſt und auch feine mildernden Umſtände ftatıirt. 
Selbft jeder ungürftige Ausfall ſpekulativer Unternehmungen, bie ſich beiſpiels— 
weife bei dem Einkauf von Rohmaterialien und Halbfabrifaten nur felten ver- 
meiden laſſen, könnte zu einer Anklage auf Grund des Art. 249 führen, da felbit 
die in gegebenen Füllen einichränfende Bedingung des $ 266 des Strafgelek- 
buches, daß es auf den Nachweis anfommen foll, ob die Handlung in der Abficht 
begangen ift, fi oder Anderen einen VBermögensvortheil zu verichaffen, von dem 
Geſetzgeber beieitigt worden iſt. 

Der Entwurf gebt, wie bereit3 gezeigt, in der Begründung davon aus, 
daß die nachtheilige Handlung fait ausnahmslos in gewinnfüchtiger Abjicht erfolgen 
wird und hat deshalb von vorne herein die Sefängnißftrafe um die Geldftrafe 
verſchärft, läßt alio die letztere nicht erft eventuell, wie $ 266 des Strafgejet- 
buches im Falle der gewinntüchtigen Abficht eintreten, deshalb muß die gewinn— 
füchtige Abficht als ein Striteriun des Thatbeitandes in Art. 249 eingefügt 
werden. Abgejehen vom Borftande hat namentlich der Aufſichtsrath eine ganz 
andere Stellung als ein Bormund, ein Bevollmäcdtigter u. 1. w. im Sinne des 
8 266. Bon diejem Gefihtspunfte aus läßt fich überhaupt eine Handelsgeſell— 
ſchaft nicht leiten. Auf fpezielle Fälle, die dann aber aufgezählt werden müßten, 
läßt ſich möglicherweile der Art. 249 in feiner jegigen Faſſung verwenden, in 
feiner Allgemeinheit ericheint der Artikel jedoch unannehmbar. 

Der Verein erblidt in der eine jo weitgehende Anwendung zulaflenden 
unbeitimmten Definition der nach Art. 249 mit entehrenden Strafen bedrohten 
Handlungen eine außerordentliche Gefahr für die Organe der Gejellichaft, welche 
zum Nachtheil der beitehenden und neuen Gejellichaften den Kreis der Perſonen 
weſentlich einichränten muß, die fich zur lebernahme einer fo gefahrvollen 
Stellung bereit erklären dürften. 

Die Strafbeitimmungen des Art. 249b beziehen fih u. A. auch auf das 
in Art. 215 Abi. 4 vorgeiehene Verbot der Ausgabe von Aktien vor Bollein- 
zahlung des Nominalbetrages, welches ſich ſowohl auf die eriten auszugebenden 
Aktien — Begründung zu Art. 2150 Seite 336 — mie auf die Ausgabe neuer 
Aktien bei Erhöhung des Grundkapital bezieht. 

Bezüglich des eriten Punktes heißt e3 in der Begründung: „Es dürfte wohl 
faum vorfommen, daß die Gejellichaftsorgane, obwohl die legte Rate auf die 
Aktien überhaupt noch nicht ausgeichrieben ift, Vollaktien ausgeben; dagegen läßt 
es fih denten, daß nad Ausichreibung der legten Rate unvorfichtiger oder fonft 
unzuläffiger Weile einzelne, im Hinblick auf die fällige Vollzahlung von den 
Organen unterzeichnete Aktien vorzeitig zur Ausgabe gelangen.“ 

Bisher wurden den Aktionären, welche nach erfolgter Ausichreibung die legte 
Rate einzahlten, gegen ihre Zahlung Zug um Zug die Vollaftien ausgehändigt, 
ohne daß Nüdficht darauf genommen wurde, wie viele Aktionäre mit ihrer legten 
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Einzahlung noch im NRüdjtande waren. Nach Anficht des Vereins wirb in Zus 
funft erit der Eingang ſämmtlicher Cinzahlungen abgewartet werden müflen, 
bevor irgend welde Vollaktien ausgehändigt werden fönnen; die rüdjtändige 
Zahlung eines Akttionärd wird demgemäß die Aushändigung und den Bertrieb 
der Bollaktien auf unberehenbare Zeit verhindern. Eine entiprechende Aenderung 
des Art. 2150 Abi. 4 dürfte demgemäß geboten ericheinen, 

Das unbedingte Verbot der Ausgabe neuer Aktien vor Rollzahlung ber 
alten hat der Verein bereit bei Behandlung ber Art. 184a und 184b beleuchtet; 
er jpricht fih dem dort gefaßten Beichluffe gemäß auch für eine Nenderung der 
betreffenden Strafbeitimmung aus. 

In der Ziff. 1 deö Art. 249b werden außerdem mit berjelben Strafe die: 
jenigen bedacht, welche mifjentlih ihren Darftellungen 2. den Stand der Ber: 
hältniffe der Gefellihaft unwahr darftellen oder verjchleiern. 

Der Verein ilt ber Anficht, daß, abgefehen von dem Umftande, daß der 
Ausdrud „verjchleiern“ ſehr unbejtimmt und dehnbar erjcheint, unter „Dar: 
ftellungen“ doch nicht gelegentliche, private mündliche Mittheilungen, fondern nur 
offizielle Kundgebungen der Geſellſchaftsorgane verftanden fein können. 

249d Ziff. 1 belegt denjenigen mit Strafe, der in öffentlichen Bekannt: 
machungen falſche Thatſachen vorfpiegelt oder wahre Thatjachen entitellt, um 
zur Betheiligung an einem Aftienunternehmen zu beitimmen. Während in ben 
vorhergehenden Artikeln ausdrüdlid von den Kommanditgefellichaften auf Aktien 
und den Aftiengefellichaften die Rede tft, werben bier nur die leßteren genannt, 
e3 jcheint demnah, als wenn fich die hier in Rede ftehende Strafbeftimmung 
lediglih auf die Betheiligung an Aktienunternehmungen bezieht. In der Ber. 
grühdung freilidd wird? — ©. 387 Ubi. 1 — geſagt, daß ſich der Art. 249d 
gegen Jedermann richtet, der in allgemein gefährdender Weile auf dem Gebiete 
des Aktienverkehrs Schwindeleien begeht. 

Zu dem „Aktienverkehr“ follte freilih auch der Verkehr in Kommanditaktien 
gehören, es ift daher die von den vorhergehenden Artikeln abweichende Faſſung 
des Art. 249d nicht verſtändlich. 


Verwaltungsbericht der Reichsbank 
für das Jahr 1883.!) 


Vorgelegt in der Generalverſammlung am 19. März 1884. 


—— — , 


Die Gejammtumjäge der Reichsbank im Jahre 1883 haben nach der An— 
Inge A betragen: 


bei der NReihshauptbant . . .„ 17,326,773,200 M. 
bei den NReihöbantanitalten . . 45,292,932,700 „ 
zufammen . ». .  62,619,705,900 M 


(1882: 56,005,689,200 A&), alio 6,614,016,700 M. mehr al3 im Jahre 
vorher: 

Der Bankzinsfuß war 

für Wechſel für Lombarddarlehne 
vom 1. Januar bis 17. Januar 1883 5 Proz., 6 Bro. 
— |. Tas! „ zum Schluß de 
Jahres 5 
im Durhichnitt des ganzen Jahres 4,7 Yo. für Wechſel und 5, 8* Proz. 
für Lombarddarlehne, gegen 4,°* bezw. 5, 5% im Vorjahre. 
Als Eigenthümer der Neihsbanfantheile waren 
- am 31. Dezember 1882 
6,135 Inländer mit 29,513 Antheilen 
1,451 Ausländer mit 10,487 a 
alio 7,586 Eigner und 40,000 Antheile 
am 31. Dezember 1883 
6,127 Inländer mit 29,554 Antheilen 
1,460 Ausländer 10,446 a 
mithin 7,587 Eigner und 40,000 Antheile 
in den Stammbüchern der Reichsbank eingetragen. 

Die Zahl der inländischen Antheilseigner hat fi hiernah um 8 ver— 
mindert, die der ausländiichen dagegen um 9 vermehrt, 41 Antheile find 
von Ausländern auf Inländer übergegangen. 

Die unverzinsliden Depofiten: BRPIRIEN, un. ee 

am 1. Januar 1883... . : 256,803 M 
Neu eingezahlt find > 2 2 2 ern ne. 1,522,515 „ 
madt . . .  1,779,318 M 
abgehobeeeeee.. 15,71,295 M. 
bleiben . . . 208,022 M. 
(48,780 M. weniger als zu Anfang des Jahres). 





N) Bergl. die — Berichte, und zwar für 1882 „Annalen“ 1883, S. 600 ff.; 1881 
„Annalen“ 1882, 329 ff.; 1880 „Annalen“ 1881, S. 354 ff.; 1879 „Annalen“ 1880, 

©. 433 fi.; 1878 Annalen” 1879, ©. 577 ff.: 1877 „Annalen‘ 1878, ©. 673 ff.; 1876 
— 1877 ©. 736 fi. 
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An Banknoten waren im Umlauf: 


ald niedrigite Summe am 23. Februar . . 678,071,000 AM 
als höchſte Summe am 31. “2. 829,713,000 „ 
durchſchnittlich . . . . > 2. 737,246,000 „ 


e3 find alſo gegen das Vorjahr /747.020,000 ) wurchſthnuttlich 9,774,000 M 
weniger in Zirkulation geweſen. 

Wie viel Banknoten nach den einzelnen Abſchnitten am Schluſſe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B 

Für die Anfertigung neuer Banknoten find 59,179 M. in Ausgabe be 
rechnet. 


Der Metallbeftand an kursfähigem deutichen Gelde und an Gold in Barren 
oder auslänbiihen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 AM. berechnet, betrug: 


als niedrigite Summe am 7. Oftoberr . . . 536,538,000 M 
als höchſte Summe am 31. Mai 20.0. 644,328,000 „ 
durhidnittlih -. . . .» . . 601,865,000, 


gegen das Vorjahr /548,984,000 Ak.) alſo bursfänitttig 52,881,000 M 
mehr. 

Die umlaufenden Banknoten waren im Durhfchnitt des ganzen Jahres 
mit 81,% Proz. durch Metall gededt. 


Die Giro-Guthaben (Anlage C) 
betrugen am 1. Januar . . . . 131,515,974 Mb. 


Im Laufe ded Jahres find auf 

Giro-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlung 7,737,312,863 M. 

durch Uebertragung 

am Plate . . 7,243,488,115 „ 

durch Uebertragung 

von anderen Bant: 

ftelen . . .  . 6,922,329,021 „ 1882: 


21,903,129,999 M. /18,100,453,421 M) 
find 22,034,645,973 Mb 
Dagegen auf Giro-Konto veraudgabt: 
durch Baarzahlung 8,853,096,152 M. 
durch liebertragung 
am Plate . . 7,243,488,115 „ 
durch Uebertragung 


auf andere Bant: 
itelen . . . . 5,793,895,003 „ 1882: 


21,890,479,270 M /(18,089,688,7 10 A) 
der Reit von 144,166,703 Ak. 
iſt al$ Guthaben am 31. Dezember 1883 verblieben. 


— 
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Von En Perſonen und Firmen, welche kein Giro-Konto haben, find 

nad) Anlage D für Giro-Kunden an anderen Pläßen baar eingezahlt: 
1882: 
1,315,037,332 M. (1,317,040,369 %M.) 

Unter Zutritt der lebertragungen 
zwiſchen Giro-Interefjenten an verſchie— 
denen Bantplägen von . . . . . 5,793,895,003 „ (5,109,173,428 M 
beläuft fi alfo die ganze Summe der 
— — —— —— 


Plätzen auf. + 7,108,932,335 „ (6,426,213,797 M/ 
Davon find im — 1883 zur Gut: 
jhrift gelangt . . . . . 7,097,354,712 „ /6,423,906,647 M 


N br Reſt von 11,577,622 M 


zuzüglich des —— am 1. — 
1883 von . . .» un 31,320,239 „ 


ift mit 42,897,861 Me 
in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt. 
Durchſchnitthich haben 
die Giro-Guthaben 129,809,000 M (1882: 111,96V,000 M 


betragen. 
Der hödfte Ray war . . .  155,926,000 M. am 30. November, 
der niedrigfte . . .- . . .  105,739,000 „ am 15. Oftober. 


Um die Zahlungsausgleihungen noch mehr zu erleichtern, hat die Reichs— 
banf im Laufe ded Jahres gemeinschaftlich mit anderen großen Banken und 
Bankhäufern in Berlin, Frankfurt a. M., Stuttgart, Cöln, Veipzig, Dresden 
und Hamburg nad) dem Vorbilde des Clearing house in London Abrehnungs: 
ftellen errichtet, bei welchen die Forderungen der Mitglieder gegenseitig ver: 
rechnet werden. Die bei denielben abgerechneten Gejammtbeträge werden von 
Janıtar 1884 ab monatlih mit den Ausweiſen der Neichöbant veröffentlicht. 
Im Dezember beliefen fie fih auf .„M. 887,546,700, 


Das Guthaben des Reihe und der Bundesitaaten 


betrug am 1. Januar 1883... .49,530,817 Mb. 
Im Laufe des Jahres find für biefelben —— . »..931,355,366 „ 
macht 980,886,183 Mb. 

dagegen ausgezahttt. nr 958,543,336 Ma 


und 22,342,847 M. 
al3 Guthaben verblieben. 

Der Geſammt-Umſatz in Einnahme und Ausgabe im Giro:Verfehr ein: 
Ichließlich der Ein- und Auszahlungen für Rechnung des Neid und von Bundes: 
ftaaten hat hiernad) in 1883 : 45,683,507,972 Mb. betragen, gegen 38,008,299,472 Mb. 
im Borjahre. 


Auf dem Effekten-Konto haben aud im Jahre 1883 Umfäge nicht ftattge- 
funden. Die Reichsbank bejigt feine Effekten für ihre Rechnung. 
13* 
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Der Referves Fonds belief fih am 1. Januar 1883 auf 19,256,235 M 


Hierzu treten nad) $ 24, Ziffer 2 des Bankgeſetzes 20 — 
des Reingewinnes für das Jahr 1883 mit . . . e 1,052,100 „ 
ergibt . ... 20,308,335 M. 
welcher Betrag auf das Jahr 1884 übertragen ift. 


Das Grunditüds- — der ea intage E) war am 1. Januar 
1883 belaftet mit . . . . ....19,244,500 M 


Hinzugelommen find für Neu- und Umbauten u. dergl.: 
für das Bankgrunditüd in Berlin . . . . 21,000 M 
„n „ „ Darmftadtt . . . . 44,000 „ 65,000 M 


find? . 19,309,500 Ma 
Hiervon gehen ab: 
für einen vom Vorgarten des Bankgrundftüds in Magdeburg 
zur Straßenverbreiterung abgetretenen Theil. » . . 11,000 „ 
maht . 19,298,500 M. 
welcher Betrag auf das Jahr 1884 übertragen ift. 


Die Grunditüde haben neben der Benugung zu Banfzweden 34,230 M. an 
Miethe eingetragen, welche ald Gewinn verrechnet find. 


An Diskonto-Wechſeln waren nad der Anlage F am 1. Januar 1883 im 
Beitande: 
87,363 Stüd im Betrage von. 187,147,226 AM. 


Disfontirt wurden: 1882: 
476,280 Stüd im Betrage von. 1,101,906,107 „ (1,164,780,204 M.) 
find 563,643 Stüd mitt . . . .1,289,053,333 Me. 
Davon wieder eingezogen: 
480,647 Stüd mit . . . . 1,097,574,577 „ (1,153,371,769 %) 
bleiben 82,996 Stüd mit . . 191,478,755 Mb. 


Beltand am 31. Dezember 1883, und zwar: 


17,849,037 Mb. bei der NReihshauptbant, 
173,629,718 „ bei den Reichsbanfanftalten. 


Der Gewinn aus diefem DEAN: beträgt: 1882: 
bei der Reichshauptbank . . — 367,513 M. ( 488,044 M/ 
bei den Reihöbantanftalten . . » 2.2... 5,616,336 „ (6,349,549 „) 


aufammen . . 5,983,848 #. /6,837,593 M,) 
im Ganzen alio 853,745 Me. weniger als im Vorjahre. 


Die durhihnittliche Anlage in Diskonto-Wechſeln hat 
154,014,000 A. (1882: 156,164,000 M 
die höchſte Anlage . . 191,471,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigite Anlage. 132,594,000 „ am 23. März betragen. 


Die durhichnittliche Größe aller disfontirten Wechſel ift 2,314 Ab. und 
die BVerfallzeit derielben nach den einzelnen Bankanitalten verichieden, 14 bis 80 
Tage geweien. Die durhichnittliche Verfallzeit hat 50 Tage betragen. 
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Rimeſſen-Wechſel aufs Inland waren nad den Anlagen G und H am 
1. Januar 1883 im Beftande: 
191,597 Stüd im Betrage von 282,983,842 M. 
Angekauft wurden: 
1,810,923 Stüd im Betrage von 2,698,269,124 „ 
es treten ferner durch 


i i 1882: 
zur Wiedergutichrift ges 
ſandte Wechſel Hinzu: /2,836,952,364 M) 


1,249 Stüd im Betrage von 2,437,480 „ 
find 2,003,769 Stüd und . . . . 2,983,690,446 Ab 
Gingezogen wurden: 
1,837,646 Stüd mit . . . . 2,717,518,903 „ (2,812,653,288 M/ 
bleiben 166,123 Stüd mit . . - .  266,171,543 M 
al3 Beitand am 31. Dezember 1883, und zivar: 
34,471,183 A. bei der Reichshauptbank, 
231,700,360 „ bei den Reichöbankanitalten. 


Der Gewinn an dieien ag hat betragen: 1882: 
bei der Neichshauptbant . . . a 789,202 4.  (1,006,982 M 
bei den Neihöbantanftalten . -» .» . . 7,413,289 „ (8,404,000 „) 


zufammen . . 8,202,491 M. /9,410,982 Ab.) 
mithin 1,208,491 M. weniger als im orjahre. 
Die durhihnittliche Anlage in diefen MWechjeln betrug 
208,396,000 M (1882: 210,420,000 Mb), 
die höchste Anlage . 266,111,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigite Anlage 165,053,000 „ am 15. März. 
Die durchſchnittliche Größe diefer Wechſel ift 1,490 He. und ihre Ber: 
fallgeit nach den einzelnen Bankanftalten verſchieden, 12 bis 68 Tage gemeien. 
Die durchſchnittliche Verfallzeit hat 28 Tage betragen. 
Von den am 31. Dezember 1883 überhaupt im Beftande gewejenen 
457,650,298 M. Wechjeln wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . . .  184,258,600 Mb. 
„ 16 bis 30 Tagen . 85,529,800 „ 

„ 31 „60 „ 121,680,800, 
61, 90 66,181,100, 
wie oben.457,650,300 M. 


An Wechſeln aufs Ausland (Anlage J) waren am 1. Januar 1883 im 
Beitande: 


693 Stüd im Kurswerthe von 6,223,809 M. 


angefauft wurden: 1882: 
6,208 Stüd für . . . . .45,845,097 „ (42,809,594 M 
find 6,901 Stüd und . » . .  . 52,068,906 Mb. 
verwerthet wurden: 
6,006 Stüd für . . . .  . 42,322,823 „ (54,558,342 M,) 
mithin find 895 Stüd für . . 2». 9,746,083 Me. 


im Beitande geblieben. 
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Diejelben hatten am 31. Dezember 
1883 einen Nuröwerth von » . 2... .9,945,622 Mb. 
es find alſo . . 199,539 M. (431,720 M 


al® Gewinn zu verrechnen, mithin gegen das Vorjahr 232,181 AM. weniger. 
Die durchſchnittliche Anlage in diefen Wechſeln hat 
4,004,000 M. (1882: 5,590,000 Me.) 
die höchſte Anlage . . . 9,781,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigfte Anlage . . 1,758,000 „ am 7. Mai 
betragen. 


Wedel zur Ginziehung für fremde Rechnung wurden bei jämmtlichen 
Bankanftalten 8,609 Stüd im Betrage von 6,583,342 (1882: 6,941,011 %) 
eingezogen und wieder ausgezahlt. An Provifion wurden dafür 12,308 .„% 
(1882: 13,072 4) erhoben. 

Die durchſchnitthiche Größe dieſer Wechiel hat 765 MA betragen. 

Die Gefammtjummte aller disfontirten, angefauften und zur Einziehung 
übernommenen Wechſel betrug: 


an Diskonto-Wehieln . » . . 476,280 Stüd über 1,101,906,107 M. 
„Rimeſſen-Wechſeln auf’3 Inland 1,810,923 „ „  2,698,269,124 „ 
„ MWecieln auf's Ausland . . 6,208 , N 45,845,097 „ 
„ Wechieln zur Einziehung . . 8,609 „ . 6,583,342 
überhaupt . . 2,302,020 Stüd über 3,852,603,669 AM. 


(1882: 2,396,096 Stüd über 4,050,397,530 Ak) 
mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 94,076 und im Geldbetrage 
197,793,861 Ab. weniger. 

An Gejammtgewinn aus den Weclelgeichäften find, die 12,308 A. für 
die zur Ginziehung übernommenen Wechſel eingerechnet, 14,398,187 A. (1882: 
16,693,367 46), alio 2,295,181 Mb. weniger aufgefonmen. 


Nach der Anlage K waren im Yombard am 1. Januar 1883 auögelichen: 
4,563 Darlehne im Betrage von 84,854,950 Ib. 


neu ausgelichen wurden: 1882: 
4,500 Darlehne mit . . . 704,201,800 „ (900,870,500 M 
find 9,063 Darlehne mit . . . 789,056,750 M. 
Zurüdgezahlt find: 
4,389 Darlehne mit . ; 713,199,750 Me. (925,388,650 A.) 
alio am 31. Dezember 1883 
4,674 Darlehne mt . . . 75,857,000 Ab. 


auögelichen geblieben. 
Die aus diefem Geichäfte aufgefommenen Zinfen haben: 


bei der Reichshauptbant . . 683,081 Mb. (1882: 1,099,097 A.) 
bei den Reichsbanfanftalten .  1,623,530 „ (1882: 1,905,953 „) 
zufammen . .  2,306,611 M. (1862: 3,005,051 46) 


alſo im Ganzen 698,439 weniger als im Jahre 1882 betragen. 
Die durchſchnittliche Anlage im Lombard hat 
45,844,000 Jb. (1882: 54,426,000 Ak) 
die Höchste Anlage . .  81,228,000 „ amı 30. September, 
die niedrigite Anlage .  33,924,000 „ am 23. Auguft 
betrageit. 
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Die am Schluffe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
70,861,100 Je. auf Effekten (einichließlich Wechjel) der im 8 13, Ziffer 3 
Buchitaben b, ce, d des Bankgeſetzes bezeichneten Art, 
4,995,900 „ auf Waaren 
ertheilt. 
Die Ueberfiht L ergibt, welche Wechiel- und Lombard:Beitände am Schluffe 
jedes Monats vorhanden waren. 
An fälligen aber unbezahlt gebliebenen —— und eher: Forderungen 


waren am 1. Januar 1883 vorhanden . ..8,109,730 M. 
Im Jahre 1883 find hinzugetreiten. — 186,939 „ 

ergibt einen Beitand von . . 3296,669 M. 
Im Laufe des Jahres ſind Hierauf ana. 335,416 Ab. 

definitiv abgeihrieben . . . . 28,201 „ 363,617 

fonah am 31. Dezember 1883 Neit geblieben . . . . ..2,933,052 M. 
Bon der Neierve pro 1882 im uriprünglichen Berge von 3,025,200 „ 

find nach Abzug der definitiv abgeichriebenen . . - —F 28,201 „ 

noch vorhanden . . 2202020. 2,996,999 M. 
Für die übrig gebliebenen und. bie nei hinzugetretenen 

zweifelhaften Wechlelforderungen find zu referviren . . . . 2,768,710 „ 

alio dieſes Mal weniger. . .- RE eu 228,289 M. 


welche dem Gewinn pro 1883 hinzutreien. 
Zahlungs-Anweifungen wurden nach der Anlage M von der Reichshauptbank 
und den übrigen Reichsbankanſtalten ertheilt: 1582: 
a) franco Rrovifion 1,435 Stüd über 13,805,063 ie. (13,907,328 AM.) 
b) gegen Provifion 4,611 „ „  30,409,068 „ (34.290,299 „) 
zujammen 6,046 Stüd über 44,214,131 M. /48,197.627 Ab) 


An Proviſion iſt aufgefommen: 1582: 
bei der Reihshauptbant . > 2: 2 nn 897 M. ( 655 Ab) 
bei den Neichöbankanitalten . . 2 2 2 020..5,924 Mb. (6,955 „) 


überhaupt . . 6,821 M. (7,610 M 
alſo im legten Jahre 789 A. weniger. 
Bon den ausgeſtellten Anweiſungen waren beim Jahresſchluſſe noch 1,328,686 Me. 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 
In Goldbarren und — — waren am 1. Januar 1883 


vorhanden . . — 147,860,483 M. 
angekauft wurden für te A ee 688610288 
madt . . 203,770,718 M. 
Davon jind ausgeprägt oder verfauft . 2 2 2020... 88,486,671 „ 
und . .„  115,284,047 M. 
im Beitande verblieben. 

Das Gold hatte einen Wertb von . >» 2 2 02020...115,285,637 Mn 
und hat fi alfo ein Gewinn von . 2 2 nn 1,590 M. 

ergeben. | 
Die Guthaben bei den Korreipondenten der Bank betrugen am 1. Januar 
1883 . . 492,396 Mb 
Im Laufe des Jahres wurden ihnen uͤbermacht ..68688,215, 





gibt . . 860,611 M. 


— — 1. 
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Transport . . 860,611 M 
Davon find eingezogen.. — 185,099 „ 
und . . 675,512 M 


bei denjelben als Guthaben verblieben. 
Am 1. Januar 1883 waren an OLE. — 


vorhanden . . . . 3,575 Gtüd. 
Hinzugefommen find En a re te IB 
madt . . 7,336 Stüd. 
Zurüdgenommen ſinnn. nn 8249 „5 


mithin . . 4,087 Stüd 
deponirt geblieben. 


An Gebühren für die Aufbewahrung find: 1882: 
bei der Neihshauptbant - - » » 2. 40,611 M. ( 37,203 Mb) 
bei den Reihsbantanftalten . -» -» » . 71,094 „ ( 65,963 „) 


überhaupt . . 111,705 „ (103,166 M 
eingefommen, alio gegen das Vorjahr 8,539 MA mehr. 
Am 1. Januar 1883 waren an offenen Depofiten vorhanden: 


101,051 Depots im Nominalwerthe von . . . .  1,107,424,387 M. 
Im Laufe des Jahres er DER 

36,008 Depots über . . . i eG 505,977,966 „ 

maht 137,059 Depots über . . > 2 2 20202020. 1,613,402,353 Me. 

Herausgenommen find: 

22,515 Depots über . . — ———— 376,479,208 „ 
jo daß am 31. Dezember 1883 

114,544 Depots über . . . ...1,236,923,145 M. 


(gegen I, 107 ‚424,387 Ab. im Jahre 1882 \i im Beſtande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen Effetten-Gattungen, welche deponirt worden find, 
betrug 2,729 (1882: 2,623). 

Bei 1,761,017 Stüd Werthpapieren (1882: 1,587,610) war dem Komptoir 
die Kontrole über die Verloofung übertragen. 

Bon den deponirten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinjen bezw. 
Dividenden 48,682,193 Ab (1882: 43,558,130 M) eingezogen. 

An Provifion für die Depofiten und für die An- und Verkäufe von 
Effekten find für das Jahr 1883 686,457 M. (1882: 637,516 M.) aufgefommen, 

Die Berwaltungsfoften haben betragen: 


für die ZentraleBerwaltung . » 2 2 2000.20. ..1,290,431 Me. 
für die Spezial-Verwaltung 
a) der Neihöhauptbanft . . . . 776,308 Mb. 


b) der übrigen Neichöbantanftalten 3,729,408 „ 4,505,716 


5,796,147 M. 
(1882: 5,511.178 Ab). 
In der Hauptjumme der Verwaltungsfoften im Betrage von 5,796,147 Mk. 
find enthalten: 
nad) der Gewinnberehnung wieder vereinnahmt 5,998 Mb. 
für eriparte Gewinnanthele . - 2. >» 20.5175 „ 11,173 


jo daR . . 5,784,974 M 
als wirkliche Verwaltungskoſten verbleiben. 
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Der Gejammtgewinn hat nad der Anlage N betragen 18,153,266 Me. 
Diefer Summe treten die bei bem „Reſerve-Fonds für 
zweifelhafte Forderungen“ eriparten Beträge hinzu mit . . 229,289 „ 
ergibt . . 18,381,554 M 
In Abzug fommen davon: 
die Verwaltungstoften -. - » 2... 5,796,147 M. 
. für Banfnoten-Anfertigung . . A 59,179 „ 
3. anden Preußiichen Staat gezahlt gemäß 86 
des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 
(R::Bl. ©. 215) . : 2 2 020%.1,865,730 „ 1,721,056 „ 


bleibt Gewinn . . 10,660,498 M. 
Hiervon find bereit3 gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilöeigner 4 '/, Proz. von 120,000,000 AM. mit 5,400,000 „ 


© m 


bleiben . . 5,260,498 M. 
2. 20 Proz. von 5,260,498 AM. zum Mefervefonds mit . . . 1,052,100 „ 
3. von dem Meberrelte von - > 2 non nn nn nn 4,208,398 Mb. 
iſt die Dältte MER. u: 4 ne 4237104,1998, 
an die Reichskaſſe, 

die andere Hälfte mit. - > 2 2 2 2 2 22020. 2,104,199 „ 

an die Antheilgeigner zu zahlen. 
Den Lebteren . . . 2,104,199 „ 
treten die bei dem vorigen Abichlufie unvertheilt gebliebenen . 5,488 „ 
hinzu, wonad ji die Summe von . 2,109,687 Mb. 


ergibt, von welder auf jeden Antheilsihein der Reichsbank als 
Reſt-Dividende 52,,0 AMb., 


auf ſämmtliche 40,000 Antheile aD: 2m . .  2,100,000 „ 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden . : 2 > 2 22. 9,687 M 


werden ber jpäteren Berechnung vorbehalten. 
Die Antheildeigner haben hiernah für jeden Antheil von 3,000 M die be: 


reit3 für das erfte und zweite Semeiter BR .135 Sk 
als Neft:Dividenden . . . 2 22. N rate ve a Be 


überhaupt . 187,50 Ab. 
im Ganzen aljo einen Ertrag von 6'/, Proz. für da3 Jahr 1883 (1882: 7,0 Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernah ift die beiliegende Vermögens-Bilanz der Reichsbank, Anlage O, 
aufgeftellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorſchrift im $ 32 lit. a 
des Bankgeſetzes entiprechend, von Herrn Reichskanzler feitgeitellt. 

Das Verzeichniß der ſämmtlichen Zweiganſtalten der Reichsbank, Anlage P, 
das Verzeichniß der Mitglieder des Zentral-Ausſchuſſes und der Bezirks-Ausſchüſſe, 
Anlage G, und die Zuſammenſtellung der im Jahre 1883 veröffentlichten Wochen— 
Ueberfichten, Anlage R, find beigefügt. 
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AnlageD. 
Giro⸗Uebertragungs-Konto in das Jahr 1883. 
RER Zugang: ar * 
Durch Ueber— 
——— Zahlungen von Be: 
zwiſhen Giro-f börden und Perſonen, Abgang: 
8 Interejienten die fein GiroKonto Zuſammen 
et an baben 
— 
rien Er Betrag 
MEER: x se 34,131,116] 4,696] 19,786,898 53,918,015 51,400,831 
Augsburg . » | 29,250,378| 3,462] 7,815,557| 37,065,985| 88,406,718 


Bielefeld. . ». » 14,279,415] 2,224 4,651,352| 18,930,767] 27,036,050 
Braunschweig ee 58,441,887| 6,427) 24,990,471] 83,431,858] 103,153,598 





Bremen © >» 2 2 + „| 198,459,466| 5,1561 24,721,145| 218,180,611| 160,488,572 
Breslau » » » =. „| 184,902,157| 16,215) 39,664,184| 224,566,340] 201,369,231 
Bromberg » -» » . .| 17,421,520] 3,300) 30,910,288| 48,331,808| 36,075,923 
Gailel > 2 2 2 2 .] 29,096,783| 5,768] 13,678,199| 42,774,982] 28,006,110 
Ehemnig . . » .|  38,705,010| 12,186) 19,706,671| 53,411,681]| 50,432,018 
Goblen : =: 2» - 9,081,029| 3,296) 16,652,568| 25,738,492| 11,945,588 
Eöln - > = 2 2. .] 218,743,720| 9,569| 28,444,777| 242,188,497] 313,027,025 
Gb: 4. 432,650] 248 555,546 988,196 535,021 
Greied . = 2 2. +] 34,364,915] 4,040) 18,192 8360| 47,557,275| 42,726,720 
Daniig -» = =.» „|  57,798,809| 6,266| 35,636,600]| 93,485,409] 87,866,122 
Dortmund . » -» . „| 37,039,943| 5,709) 16,819,697| 53,559,540| 42,891,545 
Dresden . » » » » .| 91,914,358| 13,793] 33,990,126| 125,904,484| 111,829,567 
Düfledorft - -» » - »| 42,292,652] 5,060) 37,710,189| 80,002,841]| 62,538,273 
Elberfeld - - -» - „| 139,899,439| 6,339) 30,001,356] 169,900,795] 208,473,089 
Elbing 3,212,922| 2,616) 5,796,666 9,009,589| 13,458,391 
Emden EEE 2,900,893| 783]  1,164,876 4,065,768 2,229,638 
Erfurt > 2 2 2 .] 24,530,824| 5,897] 15,801,310| 40,332,134]| 36,566,957 
Ejien . “20 22..] 897,838,442| 3,957) 19,628,127| 57,466,570| 83,641,341 
fendburg - » . . .| 33,853,033| 2,5000 5,619,821] 39,472,854| 31,048,752 
Srantfur aM. . . .| 694,696,404| 14,890) 35,516,099| 730,212,503 828/199.251 
ranffurt a. d. = ch 8,204,498| 6,323) 26,981,518| 35,186,011 

—— . 224906581 2,972) 5,504,356| 27,694,914 
Sleiwiß - = 20,062,264) 4680 12,678,148| 32,740,412 
Glogau . — 7,190,937| 2,607| 7,004,115]| 14,195,052 
Sr . > = = »|  18,476,052| 5,550] 15,993,309]| 31,469,3€1 
Grauden . +... 181,610] 1,075 2,175,879 2,357,490 
lea.d.S.. . . .| 49,157,170)] 5,181] 36,556,799| 85,713,9689 
—— “22% 1360018,8966) 7,6020 46,814 8801 606,830,79% 
— >22. .]| 107,349,961] 13,498] 19,856,797] 126,706,758 
Karlarue ». » » .» - 50,824,538] 6,993] 89,557,220] 90,381,76 
ET: Br ahhe 9,852, 3,911| 29,186,332]| 38,988,422 
Königsberg i. Pr. . „| 60,912,406| 8,281] 48,410,931] 109,323,33 
Landsberg .®.. . - 330,754| 3,496, 8,025,299 8,356,053 
Leipzig . .| 226,839,235| 15,628| 67,216,371] 294,055,60 
Liegnip - ER 5,737,295| 2,605) 9,804,098| 15,541,898 

2.8 0 0000. 29,449,2751 8,249) 2 7,730,049]| 87,179, 

Magdeburg -» » . . .| 121,165,918| 16,439| 55,439,085] 176,605,008 
Mainz “2... 49,450,739] 7,852) 16,269,119 59.719,8 
Mannheim = 2. »]| 158,192,252] 6,335] 19,848,1 173.040,4 140 





2.2731 8sierg/sio| 1,927)  5,416,8 
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Zugang: 
























Durd; Ueber: 
tragungen | Jablungen von Be: 
zwiſchen Giro4 börden und Perionen, 
u. key n x] + 
m Intereiienten | die fein Girokonto | guſammen Abgang: 
Lu I t an haben 
vericdhiedenen 
Orten Stüd Betrag 
M ik 4 4 
RE > 2 re 2,606,086] 1,833 12,792 ,242 55,488 328 46 881,425 
Minden . . ie ro 1,063,004| 1,993 7742, 365 8,505,370 3,926 942 
Mülhausen i. €. 38.747,326] 1,434 7,166,6598 45,914 024 56,098 ,669 
Münden 125,276 757] 12,837 53,308,676} 179,185,433] 105,8306,875 
Mimiter i. . .... 193,797 119] 4,691 8.598,857 28 495,977 16,568,168 
Nordbanien. » . . - 8,998,682] 3,666 6,526 441 13,525,124 22,852,478 
Nürnberg 78,969,2761 11,692 31,505,484] 110,774,761 82 031,410 
Os nabrück 11,315, 3301 2,625 3,835 015 15,750,545 14.418,214 
Bojen . ar a 20,349,083| 9,065)  38,705,975 54,055,058 31,762,229 
Segen - » - ... 7,597,544| 813 2,547,124| 10.144.767]  12,248/088 
Stettin ER 89,426 253| 7,7491 24,996,385]| 114,422,638 97 ,263,898 
Stop . ... 7,258 853] 4,080  16,250,219 23,509 102 10,906,328 
Straliund 4,181 9,525,529 9,528,529 4,638,620 
Straßburg i. E. 51,847,892] 2,696 9,747,171 61,595.063] 64 198, 700 
Stuttgart ...]| 126,327,8501 8,5190 17,852,0221 144,179,872] 107,291,612 
bon : .:.. 2.0. 7,008,888] 1,631 4,657 102 11,755,990 10.04; ‚0 
Tilſit 507,135] 3,017 6,265 ,196 6502,33] 2.134,959 
Bei den Reichsbant 
anjtalten ; 4,149,460,801[353,069:1,220,429,087] 5,389 889,888] 5,193,470,120 

Bei ber Reihshauptbant 1,644,434,202| 29,022]  94,608,244| 1,739,042,446| 1,903,884,592 








Ueberbaupt . 


5,793,595,003|382,091]1,315,037,332 


7,108,932,334 


097,354,712 
il, 
31 320.239 


Hiervon Abgang: 7, 
bleibt Reſt: 
Dazu Beitand vom 1. Januar 1883: 
Ergibt einen Saldo von: 


577 ‚u 


‚u97,354,712 


42,347 ,561 


AnlageB. 


Spezielle Radweifung über den Banknoten-Umlauf im Jahre 1883, 









Thaler-Noten 














Mart-Moten 























in Matt | a 1000. | a 500. | 100 4 — 

umgerechnet | Umlauf 

zuſammen Betrag Betrag Betrag 
31. Januar . . 1,910,775 204,126,500 | 70,963,500 | 456,109,650 733,110,425 
28. Februar 1,909,290 194,228,500 | 68,476,000 | 427,777,100 | 692,390,890 
31. März . . | 1,899,675 | 254,344,500 | 72,456,500 | 451,255,300 | 779,955,975 
30. April . | 1,396,405 | 239/406,500 | 61,019,000 | 448,574,200 | 750'396,105 
31. Mai 1.894,125 | 208/035,500 | 66.283.000 | 426.923/000 | 703,135.625 
30. Juni 1,879,950 | 273,691,500 | 76,074,000 | 468,785,500 | 820.430.950 
31. Juli 1,379,080 | 216,253,500 | 6%,162,000 | 453,539,400 | 740,333,980 
31. Auguft 1,877,700 | 209,916,500 | 69,003,000 | 443,971,300 | 724,768,500 
30. September 1,877,490 | 247,375,500 | 74,699,000 | 482,413,800 | 806,365,790 
31. Oktober . 1,876,140 | 225,060,500 | 70,039,500 | 492,323,900 | 789.300,040 
30. November 1,875,195 | 205,268,500  65,655,000 473,944,000 | 746,742,695 
31. Dezember 1,872,540 | 255,240,500 70,623,000 °501/978,500 829,714,540 
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Anlage E. 
Gruudftüde der Reichsbauk. 


Der Werth der der Reichsbank zugehörigen Grunditüde war: 






Berlin: Neihsbantgeb. | — 16,378,000 
u Grundſtücke: 

Kurſtr. Wr. 6 

bi8 18 . . .1|25,905| 781,400 
Aalen » . 2» 2... — 163,000 
Augsburg.. — 177,000 
Bielefed - . : 2... 90,000 
Bodum . » » 2... — 23,500 
Braunihweig -. .» » . — 190,000 
Bremen . 2 2.2... _ 510,000 
Breslau - » 2»... — 828,000 
Bromberg . » » 1 — 100,000 
Gel. . - 2. ..1 - 196,000 
Ehemniß- -. » -» . 1 — 113,000 | 
Eoblen - - » » ».1 — 120,000 
WDR. te _ 279,000 ı] 
BrriB:: .. .. 4a % 5 187,000 
DEMO: 2° - 3. 4 -- 120,000 
Darmitadtt . . 2... — 44, 000 
Dortmund — 220,000 
Dresden.. 2... — 304,000 
Düfledorf . : .: =. — 90,000 
Elberfied . -. . 2... — 212,000 
Elbing... 1— 50,000 
Erfurt — 145,000 
EEE 2 120,000 | 
Slensburg . . . 1 — 120,000 | 
Frankfurt a. M. . . . = 851,000 
Sera... ——— -- 70,600 
Bleiwiß -. - : » - - — 105, 000 | 
Blogau . ». ». 1— 72,000 | 
Shi -. -» 1— 107,000 | 
Sraudenz . — -- 70,000 
Halle a. d. RE | 199,000 | 


Hamburg 
Dannover 


—— 
niterburg . 
Karlsruhe 
en 
Königsberg i. Fe, 





Landsberg a. d. W. ö 


Leipzig 
Liegnitz 
Lübeche. 
‚Magdeburg . 
Mainz 
Mannheim . 

ı Memel 

|Mep - . 
Minden j 
Mülhauſen i. E. 
München 
Münſter i. W. 
Nordhauſen 
Nürnberg 
Dsnabrüd . 
Loſen 
Siegen 
Stettin 
Stop . . 
Straßburg i. €. 
Stuttgart 
Thorn 
| züfit ; 
| Wiesbaden 





| | Ueberhaupt 


An Erträgen aus Grundſtücken ſind überhaupt eingegangen 
Hierzu die 1882 eingezogenen Revenüen pro 1888 
und die 1884 einzuziehenden Revenüen pro 1883 


Ab davon: Die 1833 eingezogenen Revenüen pro 1982 . 
jind mithin für 1883 aufgefommen M. 34,230.3U 





M 34,140.30 
z 67,50 
z 67,50 


M 34,275.30 


„ — 
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Anlage J. 
Rimeſſen-Wechſel⸗-Geſchäft. 
Wechſel auf's Ausland. 
auf auf auf auf auf die Real 
Ort Amſter⸗ y er ’ 
London | dam | Belgien | Paris | Schweiz | Werth 
Litrl. Hollfl. Fres. Fres. Fre. 
Beitand am 1, — 
1883 . . z 693 | 245,230 81,045 201,295) 928,808, 256,8921 6,223,809 
Angefauft wurden: | | 
in Berlin 694 | 502,654 7,615 2602| 51,055 — | 10,252,336 
— | 232 — wm — — 333,734 
Augsburg 8 3,00 — 4454| 5,390 er 68,966 
efeld 1 — — 992| 1,718 — 2,177 
ö — 6 976 — — — — 19,857 
„ Bremen 4 3185 7 — — — — 70,660 
„ Breslau . 2 — — 2,400 604 — 2,418 
„ Bromberg — — — — — — — 
Caſſel 170| 11,304 61,0100 61,833| 221,156 — 565,725 
„Chemnig 871| 144,315] 120,901) 104,178] 384,521 — 8,535,667 
„Goblenz . 85| 59,897| 45,000 _ 432,485 — 1,645,446 
„GCöln. . 263| 26,269) 132,017) 347,16311,877,718  — | 2,148,863 
„Kottbus . 7 501 3,3813 _ 8,361 — 10,120 
Crefeld T09| 252, 000 — 30,526| 662,384 — 5,684,109 
„ Danzig 20 3,266 — 36,055| 69,500 — 151,410 
„Dortmund 275] 43,724) 67,600 43,492] 145,227 — 1,157,125 
„Dreöden . 65 2,103 13,555 — 51,698 — 107,423 
„ Düjleldorf 79] 11,619| 71,789 _ 180,119 — 501,361 
„ Elberfeld . 720| 160,505) 57,361] 57,595] 941,419 a 4,167,506 
„ Eibing 32 3,215| 2,191) 26,430) 1,079 = 90,996 
„ Emden sıl 34,540 2,901  — 5,000 — 713,548 
„ Erfurt 59 3.529) 20,882 en 6,143 = 111,739 
„Efien . 184| 106.202 234,467) 22,121| sa2425  — | 3,240,747 
5 Flensburg RR 361 10,922 — _ 2,716 _ 223,349 
„Sranffurta.M. . 3 6 — = u | — 14,193 
„Frankfurt a. d. O. 173] 14,360) 72,870) 5,400) 55,684 — 464,091 
„Gera. . . j 60 13,235 7185 — 2,380 — 273,166 
„Gleiwig . 3 1,010 — — — — 20,493 
„Glogau 27 790 20,291 — 687 — 50,776 
„Görlig 92 4,010) 40,691 22,357| 53,154 — 210,764 
„Grauden . . 3 1090| — — — — 2,212 
„Halle a. d. ©... — — — — — — — 
Hamburg — — — — — — — 
J — 2 601 — — — 12,220 
rlsruhe 55 7,764 315 — | 163217] 35,205] 318,586 
amt. ; % B 48 11,948) 16,809 — — — 270,354 
„Königsberg i. Fi. — — — — — — — 
„Sandöberg a. d. W. 21 1,17 — — 559 — 24,380 
"Schu le ee 
Be. 86] 11,218 1,706| 5,3521 18000 — 249,669 
Lü 148| 39,955 127,118 21,836 501 — 1,044,785 
„ Magdeburg . 1 150° — — — 3,051 
„Main . . 71 8, 420 6,351] 22,191 1,213 8,333 206,905 
„Mannheim . 169 2, 30,324 16,662) 18,662] 525,478! 559,921 
„ Memel 168 49,603 26,066 — 5,000 — 1,055,837 





| 
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auf auf | auf | auf auf die | Neal: 


Amiter | | 
Ort London | Ham . Belgien | Paris | Schweiz | Wertb 


Fres. M 





Fres. 

















in Metz 15 _ | 3.108) 57,095! 117,128 169,638 
u; Minden . . 606 _ | - | — — 12,340 
— — E. — — — — — — 
München 3,293| 28,360 — — => 106,443 
Pr , Münfter u: 105,722 8,077! 189,312) 138,702 — 2,434,818 
„ Rordhaufen . — — — | — — — 
„ Nürnberg 18,568 — — 88348 4470 384,755 
„Osnabrüd 21: — — u — 5,067 
„Bojen 77,044 — I 73,6566 — 1,626,515 
„Siegen 35057) — 27,769, 200,853 — 898,714 
„ Stettin 5,871 — — = — 1 119,253 
„Stolp 1865| 1112 — | 12331 — | 49,859 
„ Straljund j 13,0804 — — 3,3870 — 269,505 
„ Straßburg i. €. 6286| — _ — — 127,448 
— —— 933 — 25,128 24,000 58,561 
Thorn — — — — — — — 
„ Tilfit . | a le ae I ei ai, <a 
Ueberhaupt . i 


N 971,506 52,068 906 
| 


verfauft u. an die Kor- 
rejpondenten ge 
jandt . 


Bleibt Beftand am 
31. Dezember 1883 





1,339,314:6,422,099| 923,831 42,322,823 





; |1,626,168) 













451,852) 72,521 44,610, 708,780| 47,675 9,746,083 





ar am 31. Dezember 1883 im Bejtande verbliebenen Wechjel haben einen Realwerth 
wie folgt: 

Litrl. 451,552 auf London a 20.8311 M 9,177,574 

Hollfl. 72,521 „ Amſterdam & 167. 77 Be 121,668 


Fres. 44,619 „ Belgien aA 8055, 35,941 
Fres. 708,780 „ Paris a 80.70 „ 571,986 
Fres. 47,675 , die Schweiz A 80. 657 , 38,454 


sM 9,945,622 
Hievon der Realwertd, mit welchem die vorjtehenden 
Wechſel⸗ eſtände auf den — der ——— — in 
Abzug gebradt mit . . m. 9,746,083 


ergibt einen Gewinn von Mk 199,539. 
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Anlage. 
Lombard-Geſchäfte im Jahre 1883. 


Brutto-Sewinn 
sb 
Mahen . 4,187 Elbing 
ar burg 1,196 Marienburg 
empten . 227 Literode . 
Bielefeld . 4,167 Saalield . 
Braunichweig . 5,568 Emden 
Bremen . 10,055 Erfurt 
Breslau . 123,609 Nüthaufen i. Zi F 
Brieg 693 Suhl. . . 
Neitte. . 6,008 Giien. . . 
Reichenbad) i. Sa 8,538 Gelfenkirchen 
Bromberg 28,892 Mülheim a. d. Ruhe 
Inowraelaw 1,634 Flensburg . . i 
Konig 2,629 | Frankfurt a. M. 
Gaffel . . 62,048 Wiesbaden 
Eichmege . 2,098 Gießen 
Göttingen 1,272 Hanau . . 
Chemnig . - 8,467 Frankfurt a. d. D. 
Grimmitihau 5,340 Cottbus . 
Frankenberg i. ©. 2,089 Finſterwalde 
Meerane . . 1,283 Forit . 
Plauen i. Voigt. . 1,336 Guben 
widau . 1,125 Schwiebus 
Eoblenz . 16,474 Sommerfeld . 
Ereuznach 1,295 Sera . 
Limburg a. d. Lahn 2,930 Greiz. - 
Weßglar 270 Pößneck . 
Köln. 22.441 Zeitz 
Düren 102 Gleiwitz . - 
Cottbus — 383 Beuthen Oberſat 
Hinjterwalde) ° pur 58 Ratibor . 
Forſt Abzweigung 96 Slogau . . 
Guben von 1,170 Srünberg 
Spremberg J Frantiurta.D. 70 Sagan : 
Grefeld i 2,984 Sommerfeld 
Danzig . NR 39,366 Görlitz 
Marienwerder . 5,507 Sorau NL. 
Culm. . 405 | Spremberg . 
Dortmund . 26,246 Sraudenz 
Bodum . 895 Halle a. d. ©. 
Hagen . 228 Naumburg a, d. S. 
Iſerlohn. 1,661 Hamburg 
üdenſcheid. . - 474 Harburg -» 
Kitten a. d. zn 1,611 Hannover 
Dresden . —F 51,518 Hildesheim . 
Zittau . 972 Karlsruhe 
Duſſeldorf 20,632 Brucjal . j 
Duisburg 588 | Freiburg i. Breisgau 
Elberfeld 15,211 | Konjtanz . 
Remſcheid 20 Lahr .. 
Schwelm 24 | Pforzheim 
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Brutto-Bewinn 
‚Se 


16,121 
108 
2,424 
61 
9,181 
15,567 
1,359 
5,401 
6,610 
1,018 
3,733 
10,464 
28,238 
8,901 
190 
3,875 
11,030 
2,076 
273 
1,079 
10,669 
943 
274 
14,924 
753 
1,015 
7,459 
14,076 
2,926 
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Kiel . 

Neumünfter . R 

en &berg i. Pr. 

Inſterburg 

Alenb 
Bartenftein . 
Biihoföburg 
Braunäber A 
Friedland i. Oft. 
Sumbinnen 


Heilöberg 
— 


Raftenburg . 
Schippenbeil 
Stallupönen 
BVehlau . . . 
Landsberg a. d. W. 
Leipzig 
Liegniz. 
u! i. Schl. 
andeshut i. Schl. 
übed j 


Neubrandenburg 
Roitod ; 
Magdeburg 
chersleben 
Bernburg . 
Halberftadt . 
Quedlinburg 
Mainz . 
Darmitadt 
Worms 
Mannheim . 
Heidelberg 
Kaijerslautern . 
Landau . - 
Ludwigshafen a. Rh. 
Neuſtadt a. d. — 


Saarbrüden 
Minden. . 
Wühlhauſen i. Eijaß 

ünchen . . 

Regensburg 
Münſter i. W. 

mm . 
aderborn 
Nordhaujen 


Brutto-Gemwinn 
Mi 


13,089 
977 
97,117 
11,712 
1,895 
726 
1,819 
1,950 
1,492 
1,875 


(Anlage Lj. 
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Nürnberg 

Fürth . 
— 
DOsnabrüd 

Poſen 

Gneien . 
Krotoichin 
Liſſa 

Djtrowo . 
Pleſchen 
Rawitic . 
Rogafjen . . 
Schneidemühl 
Siegen . . . 
Dillenburg 
Stettin -. . . . 
Andam . . .». 
Beldad . . - 
Gammin . 
Eolberg 

armen 


önigsberg i NM. 


Neuitettin 
Bajewalt 
renzlau 
ivelbein . . . 
Schwedt a. d. O.. 
Stargard i. Pomm. 
Treptow a. T. 


rg . 
Rügenwalde 
Stralſund 
Bart . 
Sreiewald ur 

Straßburg i. Eiiab 

Stuttgart . . 
be ; 
Heilbronn 

Reutlingen . 
Um .. »- 

Thorn 

if . . 
illfallen 
Schirwindt 


Brutto⸗Gewinn 
M 


bei den Reichsbankanſtalten 1,623,530 


bei der Reichs-Hauptbank 
Brandenburg a. d. 9. 


Ueberhaupt 


. 224.) 


679,083 
3,998 


2,306,611 


u 
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Anlage M. 
Zahlungs: Anweifungen. 





Zahlungs-Anweiſungen wurden ertbeilt: 


Dafür an 

Brovifion 
erhoben 

eingelöft | 





Ueberbaupt) 





104,622 
211,092 
58,369 
231,483 
332,902 
3,184,799 
201,989 
313,803 
466,673 
119,112 
1,719,982 
54,949 
115,643 
380,345 
400,851 
332,807 
1,927,787 
182,278 
412,634 
1,096,142 
6,395 
3,418,609 
174,531 
45,202 
782,442 
189,909 
50,016 
18,655 
74,189 
140,004 
59,928 
417,602 
2,340,059 
637,189 
927,618 
1,032,164 
715,006 
8,100 
17,996 
977,897 
244,587 
51,305 
818,379 
239,518 
1,213,822 
23,293 
61,868 
3,466,920 
1,082,054 
63,762 











— 


ed by Google 
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Zahlungs Anweiſungen wurden ertheilt: — Bi 
= — —24335 2 
Ort gegen Proviſion franko Proviſion Geſammbetrag 557 5 
Mary 1 Zu 2 2 
Stüd Betrag Süd! Perrag Stüctt 4 = = 
Ri: “ A M 
Mülhaufen i. E. 19 148,767 — -- 19} 143,767] 301 205,361 
Münden . . 178) 3,638,427 10 36,542] 188) 3,674,879] 7551 1,005,065 
Münjter i. W. 7 28,030 60) 382.055 67) 410,085 7 40,119 
Nordhauſen 2 5,745] 106) 3,011,247) 108] 3,016,992 | 1,447 
Nürnberg 84 327,370 1 20,000 55) 847,370 77] 338,575 
Osnabrid . 2 3,559 l 3,142 3| 7,301 1 88,978 
Poſen . . 22) 105,518 12! 110,862 34! 216,379 26] 279,342 
Siegen . . . 4 18,906 11 157,930 15) 176,336 4 14,958 
Stettin . 2501 925,016 8 25,456] 258, 950,475] 218] 1,006,366 
Stolp . . 6 >4,300 69; 520,285 751 574,485 12] 340,855 
Eöslin . 1 20,000 55 227,199 6, 247,199 4 40,000 
Siraljund . l 1,516 3 1,5283 4! 3,099 2 8,098, 
Straßburg i. Eli, 39) 162,249 8 ER 284 47T 164,588 40] 190,081 
Stuttgart . 2». 202| 2,711,247 50, 504,856] 252: 3,216,208| 575] 1,108,086 
LEDER... 5 2 1418| 263,694 20 5: ‚282 165 316,975] 58] 819,410 
Tilſit . . — 5 14,760 5 74,282 10| 39,042 4 47,446 
Bei den Reichsbank 
anjiaften . . 1 4,440/26,046,166 36,181,399 









Bei der Reichshaupt 
bant . 
leberhaupt . 
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IT1| 4,362,902 
4,611,30,4098 068 





12 





>,515| 186) 4,488,417 8,349,996 


6,8521144,581,836 






AnlageN. 
Gewinnberehnung für das Jahr 1883. 








Einnahmen. 
1. Gewinn von Blabwedhieln . . 2 2 2 20.% 2 + 5,983,348 M 
* Rimeſſenwechſeln 2020. + 8202,49 „ 
„Wechſeln auf aufjerdeutjche pᷣlätze “202020. .1995389 „ 
„A. 14,385,879 
2. Gewinn an Lombardgeſchäften.. 423306,611 
3. Erhobene Provifionen . . ee ERDE 
4. Binjen von Buchforderungen und disfonticten Effekten en Ir, Fu 292,377 
5 tar aus den — deeeeeeeee—— 34,230 
Gewinn auf God . . . i re ne SE en Gern Val 1,590 
4 Berichiedene Einnahmen: 
a) wieder eingezogene Unkoſten 9,998 I 
b) erfjparte Tantieme von unbejegten Vorſiands⸗ Beamten- 
ſtellen . . : 9,175 „ 
e) auf früher abgeichriebene Wedel Sorderungen nad) 
trägli eingegangen . . 2 41475 15,647 
Einnahıne ur .. M 18,153,266 
Dieſer Summe treten die bei dem „Reſerve— — für ir zmeifefhafte Forderungen“ 
erjparten Beträge hinzu mit. . . .» i u. 228,289 


Iuammen nn Ma 18,381,054 
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Ausgaben. 
1. Berwaltungstojten : 
für die ZentralBerwaltung . . © 2 2 2 202000. 1,290,431 Mb 
für die Speial-Berwaltung: 
a für die Hauptbant . . 2... 776,308 Me 4 
b. für die Bantftellen . . 3.7298, 408 „ 4,505,716 „ 5,796,147 
2. Für Anfertigung von Banknoten . . 59,179 
3. An den Preußiſchen Staat gezahlt gemüh $ 61 des Vertrages vom 17, 8. Mai 
1875 (ReichsGeſetz-Blatt 215) . . i 1,3865,730 
Ausgabe 220.2 4 7,121,056 
Bilanz. 
Es beträgt wie vorjtehend die Einnahme. . > 2 2 m m nme nn. 18,381,554 
die Ausgabe . . . . Te: 7,721,056 
Gewinn pro 1883 : M 10,660,493 


Hiervon find bereit3 gezahlt bezw. nocd zu verrechnen nad) 8 24 Ziffer 1—3 
des at vom 14. März 1875: 


1. an die Antheils-Eigner 
41/, %/, von 120,000,000 Mk mit > 2 2 222 57400, 000 
bleiben . © 2 =. 5,260,498 
2. 20%, von 5,260,498 M zum Nejervefonds mit . » 2 2... 1,052,100 
8. Von bem Meberrefte von - -. - » > 2 2 0 0 2 0m 2. 4,208,398 
üt die Hälfte mit  . » > 2 2 27104, 199 Me 
an die Reichskaſſe, 
und die andere Hälfte mt 2 2 2 202020. 2,104,199 „ 
an die Antheils-Eigner zu zahlen, 
wie oben . . . 4,208,398 „ 
Zu dem Gewinn-Antheile der Antheild:Eigner von . . .„ . 2,104,199 „ 
tritt hinzu: 
der ultimo 1832 unvertheilt gebliebene Reit von . 5,488 „ 


zufammen . . . 2,109,687 M& 


AnlageO. 
Bilanz der Reichsbank am 31. Dezember 1883, 


Activa. 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder ausländiichen ie A M 
das Pfund fein zu 1392 M gerechnet . . . 115,235,637 
2. Der Kafien-Beitand, und zwar an: 
a) fursfähigem, deutichen ch She... 443,297,403 
b) Reichstalfenfcheinen — = 2... 19,175,080 
e) und d) eigenen Banknoten 
a 500 Thaler M — 
„10 „ F — 
50 „ u — 150 
an = J 75 


” 10 [2 " TEE 

„1000 Mart „  269,651,000 
„. 164,372,500 
„100 „ 192,251,800 





626 275,525 
e) Noten anderer Banten . > 2 2 2 20202020. 14,262,800 





1,103,010,808 
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3. Der Beitand an Silber in Barren und Eorten . 


4. Die Wechfelbeitände, ausichliehlih der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 


a) Platzwechſel Mi 
innerhalb der en 15 a — 59,301,300 
in längerer Siht . . . 192,177,455 
191,478 ,755 
b) Rimefienwechjel auf deutiche Plätze 
innerhalb der va 15 — fällig 124,957,300 
in längerer Sidt . . . »  141,214,243 
266,171,543 
c) Wechſel auf auferdeutiche — 
per Amiterdam . . . 24 121,668 
„Belgien.. en 35,941 
„Londonn.... 9,177,574 
EEE a ee 571,986 
„Schweiz.... ee 38,454 
9,945,622 
5. Der Betrag der Rombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber Da: ec — 
b) „ Effelten (einſchließlich — der in $ 13 
Ziff. 3 Buchitaben b. ce. d. des Bankgeſetzes be 
zeichneten Art ae ee ae m RE 100 
ec) „ andere Effeften . i — 
d) „ Waaren ? 4,995,900 
6. Der Beitand an Effekten 
a) an biöfontirten —— und anderen 
Werthpapieren — —— 29,819,733 
b) an eigenen Effelten . ’ — 
e) an Effekten des Reſervefonds j — 
7. Das Guthaben der Bank im — bei en 
Korreipondenten . 
8. Der Betrag ber fälligen, — — EN Baer 
forderungen i 
9. Der Werth der der Bank gehörenden Grundjtüde 
10. Rerichiedene Aktiva 
a) Vorihüffe auf zur Diskontirung genehmigte Wechjel 
Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten 258,729 
— Bau⸗Vorſchüſſe 207,613 
d) Zum Umlauf nicht mehr geeignete nnd deshalb ı von 
den Kafien-Beftänden abgejegte Banknoten 12,832,975 
e) Am 31. Dezember c. unbezahl® gebliebene, und erft 
einige Tage ſpäter — — und andere 
Forderungen . . 284 





467,595,920 


75,857,000 


29,819,733 


675,512 


2,933,062 
19,298,500 


15,880,765 


1,830,356 927 
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Passiva. 
MM Me 
1. Das Grundkapita.... 120,000,000 
2. Der Rejervefonds: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1882 . . . . 19,256,235 


hierzu treten die, laut $ 24 Ziffer 2 des Bantge- 
feßed dom Gewinne des Jahres 1883 im Betrage 
von 5,260,498 Mr abzujeßenden 20°, mit . . . 1,052,100 


20,308,334 
3. Der Rejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1882 ..... 3,025,200 
hiervon find im Jahre 1883 abgeihriebn . . . . 28,201 
2,996,999 
Bon dem vorjtehenden Bm a aur —— * 
mehr erforderlich . . 228,289 
und ſonach nur zu reſerbiren Een 2,768,710 
4. Der Gejammt-Betrag der emittirten (in den” Betrieb 
gebenen) Banknoten: ä —* Thale * 121,500 
i 617,700 
2 so Ri 249,825 
. DB „ 630,000 
Pr 10 263,565 


„ 1,000 Mart 529,398,000 
500 „ 236,498,000 
100 „ 701,044,450 
1,468,823,040 
. Das Guthaben der Giro- und Kontoforrentgläubiger . . 209,943,292 
. Der Betrag der Depofiten (unverzinslih) . . 268,022 
. Der Betrag der nad) 8 9/10 des — an die eich 
tajie abzuführenden Motenfteuer . . 
. Verichiedene Paſſiva: 
a) Betrag der noch nicht — Anmweilungen . 1,328,686 
b) Betrag nod nicht ausbezahlter Kommiſſionswechſel 120,382 
c) Die dem Jahre 1884 Bi Zinſen und Er 
* von — — —— und Grund⸗ 


1m 01 


jtüden ; j 1,431,021 
d) Noch nicht ab ehobene Dividenden . 2... 955,006 
e) Berichiedene Buhihulden . » > 2 2 2 20m 256,546 
4,091,642 
9. Der Betrag des — für das Jahr 1883: 
a) für das R ——— 2,104,199 
b) für die Bantanibeil®-Inhaber ER 9, 104, 199 
hierzu treten die 1882 —— ge 
bliebenen . . . 2 5,488 2,109,687 
4,213,886 
1,830,356,927 





AnlageP. 


Verzeichniß ſämmtlicher Reichsbankanſtalten. 
Vergleiche „Annalen“ 1880 ©. 472, 1881 S. 392, 1882 ©. 368, 1883 ©. 636.) 
ALS neuerrichtet find zu verzeichnen: 
reſſortirt: | rejlortirt: 
Brudhial . NebenSt. . Karlörube | MNeumünjter Neben:St. . Kiel 
Göppingen . » . Stuttgart Zweibrüden r . Mannheim 
Lindau . » A . Augsburg 
Eingezogen wurde: . 
Frauenburg . Waarendepot — | Tremeiien . Waarendepot Poſen 











das Jahr 1883. 


für 


- 
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232 Berwaltungsberiht der Reichsbank für da® Jahr 1883, 
Anlage, 


a) Verzeichniß 
der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral-Ausſchuſſes, ſowie der 
Depntirten desjelben. 


15 Mitglieder: v. Rothihild, M. Karl, Frhr. in Frankfurt a. M. 
Arnth, Geh. Kommerzienrath. Zwider, Geh. Kommerzienratb. Schüler, 
F. A., Banaquier. Bleichröder, Julius, Banquier. Gelpde, Friebr., Geh. 
Kommerzienrath. Stern, Theod., Banguier in Frankfurt a. M. Lieber: 
mann, B., Geh. Kommerzienratd. dv. Oppenheim, Albert, Freiherr, Königl. 
Sächſ. Generalsftonful in Köln. Veit, Ed, Geh. Kommerzienrath. v. Hanſe— 
mann, Geh. Kommerzienraty. Mendelsfohn, Franz, Geh. Kommerzienrath. 
Rauers, Peter, Bank-Direktor in Hamburg. v. Bleihhröder, Geh. Kommerzien— 
ratb. Simon, 2. W., Rentier. 

15 Stellvertreter: Hardt, Richard, Kaufmann. Keibel, G., Geh. tom: 
merzienrath. v. Edardjtein, rnit, Freiherr. Sarre, Theod., Stabtrath. 
Simon, Berthold, Bangquier. Cohn, Meyer, Geh. Kommerzienrath. Rieß, 
Eduard, Banquier. Helfft, Edmund, Banquier. Richter, Iſidor, Banguier. 
Kohhann, Heinrich. Model, Julius, VBanquier. Siemens, Werner, Dr., 
Geh. Regierungsrat. Meyer, Felir, Banquier. Delbrüd, Geh. Kommerzien: 
rath. Schönlanf, William. 

3 Deputirte: Zwider, Geh. Kommerzienrath. Mendelsfohn, Geh 
Kommerzienrath. Arndt, Geh. Kommerzienrath. 

3 Stellvertreter: Gelpde, Geh. Kommerzienrath. Veit, Ed., Kommerzien- 
rath. Liebermann, Geh. Stommerzienrath. 





b) Berzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derjelben.!) 
NB. Die Namen der Beigeordneten find mit * bezeichnet. 


1. Bremen. 8 Ausihußmitglieder: Gildemeifter, Joh. Heinrich, Kauf: 
manı. Heye, Bernh. 9., Kaufmann. Nebelthau, Aug. Georg, Kaufmann. 
Tewes, Karl, Kaufmann. Delius, Fried. Wilhelm, Königl. Preuß. General: 
Konful. *Duidde, Ludwig, Kaufmann. *Clauſſen, Henri, Kaufmanı. 
Unfraut, Alfred %., Haufmann. 

2. Breslau. 10 Ausfhußmitglieder: *v. Wallenberg-Pachaly, Gibeon, 
Banquier und Rittergutöbefiger. Bod, Joh. Andr,, Kaufmann und Tyabrikbefiter- 
Fromberg, Heinr., Geh. Kommerzienrath, Geſchäfts-Inhaber des Schleſiſchen 
Bankvereind. Landsberg, Ludw., Banquier und Gerichts-Aſſeſſor. Scott: 
länder, Julius, Banquier und Nittergutöbefiger. *Heimann, Heinr., Geh. 
Kommerzienrath. *v. Ruffer, Guft. Heine, Geh. Kommerzienrath. FT Witte, 
Ernft Chrift., Landgeriht3:Direftor. v. Uechtritz, Oswald, Staatsanwalt. 
Friedenthal, Paul G., Kommerzienrath, Gerichts-Aſſeſſor a. D. 


N) Die mit einem Kreuz Bezeichneten find verjtorben. 
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3. Köln. 10 Ausfhußmitglieder: v. Recklinghauſen, Wilh., Kaufmann. 
Gamphaufen, Arthur, Banaquier. *dom Nath, Emil, ommerzienrath, Kauf: 
mann. dv. Oppenheim, Albert, Freiherr, Königl. Sächſiſcher General-Konſul. 
Rautenftraub, Eugen, Kaufmann. »Marcus, Julius, Kaufmann. Her: 
ftatt, Friedr. Johann David, Banquier. Seligmann, Jakob, Banaquier. 
Deihmann, Theodor, Bangquier. »Heuſer, Aug., Kommerzienrath. 


4. Danzig. 6 Ausihußmitglieder: *Steffens, Mar, Kaufmann. *Roden— 
ader, Ernſt Theod., Kaufmann. Heyn, Friebr., Kaufmann, Kommerzienrath. 
Albrecht, Bhil., Geh. Kommerzienrath. Mir, George Ludwig, Kommerz: und 
Admiralitätsrath. Hirih, Dan. Heinr., Kommerzienrath. F 


5. Dortmund. 8 Ausihußmitglieder: *Brand, Julius, Kaufmann und 
Stadtverordneter. Elbers, Chrift., Dr. und Fabrikbefiger in Hagen. Huyſſen, 
Robert, Kommerzienrath in Iſerlohn DOverbed, Julius, Fabrikbejiger. *Heink: 
mann, Otto, Landgerichtsrath. Hammacher, Gottl., Fabrikbefiger in Barop. 
Schrimpf, Ernit, Kaufmann und StabtverordnnetensVorfteher in Iſerlohn. Hey: 
maun, Mojed, Kaufmann und Stadtverordneter. 


6. Frankfurt aM. 10 Ausihußmitglieder: Eyſſen, Bernd. Ferd., Bangquier. 
Goldihmidt, Ad. Bened. 9., Banquier. *Ladenburg, Emil, Banquier, tom: 
merzienrath. gen. Jacques Reiß, Iſaak Ant., Geh. Kommerzienrath. "Stern, 
Theod., Banquier. de Neufpille, Guft. Ad., Geh. Kommerzienrath. *v. Heyder, 
Joh. Georg, Banquier. Bamberger, Rudolph, Bauquier in Mainz. Schmidt- 
PBoler, Phil. Nikol., Banauier. Haud, Aler. Fr. Ioh., Banquier. 


7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: Baur, J., Kaufmann in Altona. 
Behrens, Ed. Ludw., Banquier. Berenberg:Goßler, John, Banquier. 
"Qembde, ©. Ed., Kaufmann. Nauers, Beter, Bank-Direktor. Böhl, Heinr. 
Ludw., Kaufmann. *Borgnis, Alexander, Kaufmann. Burdard, F. W., 
Konful. Nottebohm, C. F. W., Haufmann, Inhaber der Firma: Nottebohm 
und Go. *Lutteroth, Arthur, Kaufmann. 


8. Hannover. 8 Ausihußmitglieder: "Meyer, Louis Ephraim, Kommerzien- 
rath. Jänecke, Georg, Kommerzienrath. Meyer, Siegmund, Kommerzienrath. 
Benfey, Julius, Dr. jur, Direktor und Rechtsanwalt. *Bartels, Dtto, 
Banquier. Simon, Dr., Amtsrihter. Telgmann, 9. © 9, Kaufmann. 
Müller, J. W., Kaufmann. 


9. Königsberg i. Pr. 8 Ausihußmitglieder. *Stettiner, Morig, Banquier. 
Dörkſen, Heinr, Kaufmann. Bittrih, Karl Hein, Kolumb., Kommerzien- 
rath. Kleyenſtüber, Robert, Geh. Kommerzienrath. *Simon, Moriz, Geh. 
Kommerzienrath.. Samter, Adolph, Banquier. Wien, Friedr. Karl Werner, 
Kommerzienrath. Bernftein, Jakob Levin, Kommerzienrath. 


1 BeigeorbnetensStellvertreter: Dörkfen, Heinr., Kaufmann. 


10. Leipzig. 8 Ausfhußmitglieder: Beder, Ferd. Edm., Banquier. *Dodel, 
Wilh., Kaufmann. Roeder, Emil Ant. Raph., Kommerzienrath und Banquier. 
Wachsmuth, Rud., Dr. jur., Rechtsanwalt und Bank-Direktor. Schmidt, 
Julius Wilhelm, Konful und Banquier. Heidenreih, Guftan Ernft, Kauf: 
mann. Adermanns Teubner, 9, Buchhändler. *Schröder, Franz Louis, 
Kaufmann. 


11. Magdeburg. 8 Ausichußmitglieder: Löwe, Otto, Banquier. Haus: 
waldt sen., A., Kommerzienrath in Neuftadt:Magdeburg. Hubbe, Otto, Stauf- 
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mann. Freife, Bernh., Kommerzienrath in Neuftadt:Magdeburg. "Neubauer, 
Fried. Aug., Kommerzienrath. »Schieß, Louis Heinr., Banauier. Kalkow, 
Ludw. Aug., Kaufmann und Stabrath. Leidloff, Guft. Ad., Kommerzienrath. 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder: Baifermann, Julius, Kaufmann. 
Hohenemfer, Ludwig, Banquier. Joerger, Karl, Kaufmann. »Röſter, 
Wilh., Banquier, SKommerzienrath. *Ladenburg, Karl, Banquier, Konful. 
Diffene, Philipp, Kaufmann. Hirſch, Emil, Kaufmann, Inhaber der Firma 
Jakob Hirih und Söhne Reiß, Karl, Konſul. 

13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: Weidert, Joh. Karl, Banauier, 
Königl. Kommerzienrath und Präfident der Handels: und Gewerbefammer für 
Oberbayern. vd. Schilder: Dietramözell, Wilh., Gutöbeliger. Keiter, 
Eduard, Direktor der Aktien-Geſellſchaft für Leberfabrifation. *Sendtner, Theod., 
Bankdireftor. dv. Badhauſer, Heinr., Königl. Geheimrath und General:Direk 
tions » Betriebd- Direktor a. D. *v. Froelih, Nobert, Rentir. Guggen: 
heimer, Moriz, Banquier und Königl. Handelsrichter. *v. Holnftein aus 
Bayern, Graf, Dtto, Königl. Kämmerer und Hofmarichall Sr. Königl. Hoheit des 
Prinzen Ludwig von Bayern, Merd, Heinr., Dr., Banauier, Adermann, 
Theod., Königl. Hofbuchhändler. 


14. Pojen. 4 Nusihußmitglieder: Bendir, Joahim, Kaufmann. Joa— 
ch imezyk, Emanuel, Kaufmann. *Goldenring, Leopold, Kaufmann. *Jaffe, 
Louis D., Kaufmann. 


15. Stettin. 8 Ausihußmitglieder: Brumm, Ferd, Geh. Kommerzien- 
rath. Meiiter, Karl, Saufmann und Konſul. »KKarow, G., Kommerzien: 
rath und Konſul. Theune, Herm., Geh. Stommerzienrath. *Greffratb, Karl, 
Kaufmann. Karkutſch, Ferd. Aug. Lud. Kaufmann. reich, Theod., Brauerei: 
beiiger. Walter, E. F. ®., Kaufmann und Handelsrichter. 


16. Straßburg i. E. 8 Ausſchußmitglieder: Schmitten, Nobert. 
Stempel, Friedr., Oberregierungsrath. North Jean, Dr. jur., Bant:Direftor. 
"Blum, Gabriel, Bank-Direktor. Sengenwald, Julius, Handelskammer— 
Präfident. Blum, Leon, Banquier. *Sengenwald, Adolf, Nentier. Rein: 
hardt, Dr., Redtsanwalt. 


17. Stuttgart. 8 Ausihußmitglieder: Chevalier, Fried. Kommerzienrath, 
Vorftand der Handelö: und Gewerbekammer in Stuttgart. *Dörtenbad, Karl, 
Kaufmann, Kommerzienrath. dv. Kaulla, Leopold, Geh. Hofrath, Hofbank— 
Diretor. Rothſchild, Hermanı, Kommerzienrath, Direktor der Württem— 
bergiichen Kattunfabril. Federer, Julius, Konful. »Kübel, Edmund, Dr,, 
Rechtsanwalt. DOftertag, Karl, Kommerzienrath. v. Pflaum, Aler., Rom: 
merzienrath und Sönigl. Sächſ. Konſul, PVorfigender des Aufſichtsrathes der 
Württembergiihen Bant:Anftalt vorm. Pflaum und So., und Mitglied des Auf: 
fihtsrath8 der MWürttembergifchen Vereinsbant. 

1 Beigeordnieten-Stellvertreter: Nothihild, Hermann, Kommerzienrath, 
Direktor der Württembergiihen Kattunfabrif. 





Materialien 
zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechtes. 


Fortſetzung.) 





IV. Aeußerungen der Handelskammer in Leipzig über die 
Aktiengeſetzgebung. 


1. Bericht des Ausſchuſſes für Handelsgeſetzgebungsfragen. 


Ueber den Entwurf eines Gejeges, betreffend die Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien und die Aktiengejellihaften, ihr Gutachten abzugeben, ift die Handels: 
fammer jowohl durd die Verordnung des Königlichen Miniſteriums des Innern 
vom 24. Oftober d. I. als aud durch dad Nundichreiben des Präſidiums des 
Deutihen Handeldtaged vom 12. November d. 3. aufgefordert. 

Der unterzeichnete Ausschuß hat, nachdem er mit der Berichterftattung über 
den erwähnten Gejegentwurf betraut worden war, zunächſt ſich durch einige auf 
diefem Gebiete fundige Kammermitglieder, die Herren Gumpel und Heuſchkel 
und den Borligenden Herrn Dr. Wachsmuth, veritärft, weiterhin aber, nad) 
vorläufiger Feititellung der Geſichtspunkte für die Berathung, zu dieſer noch einige 
bei der Leitung angelehener Aktiengejellihaften und SKommanditgefelichaften auf 
Aktien betheiligte Perjonen zugezogen. 

Bon einer Durchberathung des ganzen Entwurfs hat der Ausſchuß abjehen 
zu follen geglaubt, um nicht das Gutachten unnöthigerweife mit Ginzelheiten zu 
beichweren, welche von berufener Seite werden behandelt werden. Vielmehr hat 
er fi in der Hauptiahe an die Anlage zu dem erwähnten Rundſchreiben des 
Handelstagspräfidiums gehalten, in welcher auf Grund eingehender Berathungen bie 
für die VBeurtheilung des Entwurfs vorzugsweiie in Betracht kommenden Punkte 
in Form von Fragen überfichtlich zujammengeitellt find, und welche ſich, nebit 
einer Bergleihung des Entwurfs mit dem geltenden Recht, ſchon feit einiger Zeit 
in den Händen ber Sammermitglieber befindet. An dieſe wird auch ber nad) 
ſtehende Bericht fich anzufchliegen haben; die im Ausichuffe fonit noch zur Sprache 
gebrachten Punkte werden am Schluffe anzufügen fein. 


Mit der Gefammtrichtung des Entwurfs ift der Ausihuß im Allgemeinen 
einveritanden. Gleich den Verfaflern desſelben hält er einerfeit3 die Zeit für eine 
Reform des Aktienweſens nunmehr für gekommen, andererjeits das Beſtreben, die 
Form der Aftiengeiellihaft überhaupt zu befeitigen oder doch auf ein nad dem 
Gegenftande der Unternehmung engbegrenztes Gebiet einzufchränfen, für ein ver: 
fehlte. „Die Macht und PVielgeftaltigkeit des wirthichaftfihen Lebens“ — fo 
ift in der Begründung mit Necht bemerkt — „läßt fich durd feine Geſetzesgrenze 
zwingen. Nicht in diefem fruchtlofen Abmühen, eine Grenze zu finden, welche 
überdied infolge des wechſelnden Bedürfniſſes fich in jedem Augenblide fortbewegen 
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würbe, fann die Aufgabe des Gefeggeberd bei Regelung des Aktienweſens geiehen 
werden. Die Wahl der wirthichaftlihen Form, in welcher der Gegenitand eines 
Unternehmens zu betreiben ift, muß vielmehr in jedem einzelnen ‘Falle den bethei- 
ligten Perjönlichfeiten überlaffen bleiben. Der Geſetzgeber wird feine Aufgabe 
nur dann richtig erfaflen, wenn er ſich bemüht, dem Strome der wirthichaftlichen 
Entwidlung weder den natürlihen Weg zu veriperren, noch ihn künſtlich in 
Gebiete überzuleiten, in welche ihn feine gefunde Kraft nicht treibt." 

Auch daß der Entwurf nicht auf das Konzeſſionsweſen zurüdgegriffen hat, 
fann der Ausihuß nad den früher in Deutichland, insbeſondere auch in Sachſen, 
und nod im legten Jahrzehent in Oeſterreich gemadten Erfahrungen nur billigen. 

Der Aufgabe, die auf dem Gebiete des Aftienwejend jo mannigfach hervor: 
getretenen lebelitände und Mißbräuche einzujchränten und nach Möglichkeit zu 
verhüten, jucht der Entwurf vielmehr durd eine weitere Ausbildung des Syſtems 
gerecht zu werden, weldyes in der Novelle vom 11. Juni 1870 feinen Ausdrud 
gefunden hat: des Syitems geieglicher Normativ» und Kautelarvorſchriften für 
die Entjtehung und die Verwaltung ber Aktiengelellihaften. Die Verfaſſer jelbit 
bezeichnen die Ziele des Entwurfs dahin: 

ihon durch die Vorichrifte.; über die Aktie und die Haftbarfeit aus der 
Zeichnung einen jachlicheren Anschluß der Betheiligten an das Inter: 
nehmen zu erreichen ; 

rüdfichtlih der Gründung der Gefellihaft die vollftändige und richtige 
Zulammenbringung des Grundkapitals zu fichern und offenzulegen und 
das Verfahren der Gründung fo zu geitalten, daß die Gründer gegen: 
über der zu gründenden Gejellichaft hervortreten, der leßteren felbitthätig 
eine jahliche Prüfung uud Entichliegung ermöglicht, und dem Regiiter- 
rihter bie formelle Prüfung erleichtert wird ; 

auch während des Geichäftäbetriebes die Organe der Gejellihaft — Bor: 
ftand, Aufſichtsrath, Generalverfammlung — in ihren Funktionen gegen 
einander ficherer abzugrenzen und von unberedhtigten Einflüffen zu 
befreien, ſachgemäßer die Geichäftslage der Gejellihaft erfennbar zu 
machen und eine lebenbigere Theilnahme und Stontrole des einzelnen 
Aktionärs bezüglich der Vorgänge der Gefellihaft herbeizuführen ; 

im BZufammenhange damit: 

die Verantwortlichkeit der bei der Gründung des Unternehmens unmittelbar 
und mittelbar betheiligten, forwie der mit der Verwaltung und Beauf: 
fihtigung betrauten Perſonen zivils und Itrafrechtlich zu verfchärfen ; 

auch durch ſonſtige Straf: und Ordnungsvorſchriften den Aktionären wie 
dem Bublifum einen größeren Schuß zu verleihen. 

Wird gegen diefe Ziele als folhe faum etwas einzumenden fein, jo hat es 
doch dem Ausſchuſſe geichienen, als jeien in der Wahl der Mittel die Verfaſſer 
des Entwurfs hie und da über das Ziel hinausgegangen und dadurch — wie 
nachher näher darzulegen fein wird — mit denen von ihnen ſelbſt anerkannten 
Grundfägen in Widerfpruc getreten. Namentlich aber hat der Ausihuß den Ein- 
drud gewonnen, als hätten die Verfaffer über dem Beftreben, die Mißbräuche bei 
der Gründung von Aftiengefellichaften, wie fie namentlich während der erften Hälfte 
des vorigen Jahrzehents fich gezeigt haben, für die Zukunft unmöglich zu machen, 
zu wenig an die Gefahr gedacht, Beitrebungen anderer Art Vorſchub zu leiſten, 
welche, äußerlich auf ein entgegengefegtes Ziel gerichtet, der Art nad jenen Miß— 
bräuchen nahe verwandt, ja oft aus noch viel fchnöderen Beweggründen hervor: 
gegangen und mit noch weniger Bedenklichkeit in der Wahl der Mittel durchgeführt 
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worden find: Mißbräuchen bei der jogenannten Gntgründung ; der allmäligen 
planmäßigen Herabjegung, Verunglimpfung und Entwerthung eines Unternehmens 
zu dem Zwecke, ichließlich den Gegenitand desſelben leichten Kaufs an fih zu 
bringen — Mißbräuchen, von welchen die zweite Hälfte des vorigen Jahrzehents 
Beiipiele genug geliefert hat. Der Ausihuß hat nicht unterlaffen wollen, auf 
dieſe Gefahr, welche man insbeſondere bei der Einräumung von Nechten an Minder- 
heiten nie aus den Augen verlieren follte, ſchon hier im Eingang des Berichts 
aufmerffam zu machen. 


Die von dem Handelstags-Ausſchuſſe veranlaßte Zufammenftellung ber für 
die Beurtheilung des Entwurfs hauptiählih in Betracht kommenden Fragen 
untericheidet zwiichen den Vorichriften, welche die Entftehung neuer Geſellſchaften 
betreffen und fih nur auf dieſe beziehen (A), und zwijchen denjenigen, welche 
unmittelbar auch auf die bereits bejtehenden Gejellichaften Anwendung finden (B). 


A. 


Zu ber eriteren Kategorie gehören 
I. die Vorichriften, durch welche bejondere, nicht ſchon durd die rechtliche 
Natur beider Arten bedingte Unterichiede zwiſchen der Aktien-KRommanditgeſellſchaft 
und der reinen Aftiengejellihaft gemacht werben. 
Für die Aktien-Kommanditgeſellſchaft geitattet der Entwurf: 
1. nur Aktien, welche auf den Namen lauten (Art. 173); er fordert 
2. von den perjönlich haftenden Gejellihaftern eine Betheiligung, welche 
zufammen mindeſtens den zehnten Theil des Geſellſchaftsvermögens, ein: 
ihließlic des Geſammtkapitals der Kommanditiften, darftellt (Art. 174 a); 
endlich ift 
3. die Form der Simultangründung ausgeſchloſſen. 
Zu 1 erinnert die Handeldtagsvorlage daran, daß der im Frühjahr 1882 
Sahverftändigen vorgelegte Entwurf dieſe Vorfchrift (welche mit dem geltenden 
Rechte allerdings übereinftimmt) nicht enthalten habe; fie gibt der Befürdtung 
Ausdrud, daß dadurch die Grenzen, welche der einen und der anderen Form je 
nad) dem Gegenstande des Unternehmens wirthichaftlic zukommen, fünftlich ver: 
hoben, und daß für die Aktienfommandite der Zugang de3 Kapitals erfchwert 
werde. Der unterzeichnete Ausſchuß theilt diefe Befürhtung nicht. Seiner Anſicht 
nah iſt die Form der Kommanditgeſellſchaft nur da jahgemäß, wo ſich perſön— 
liche Beziehungen zwiſchen dem Komplementär und den Kommanditiſten, wenigſtens 
ihrer Mehrzahl nach, herſtellen laſſen, wo ſich ein Vertrauensverhältniß zwiſchen 
beiden Theilen bilden kann; und dieſem Verhältniß entſpricht es dann, daß die 
Aktien auf den Namen lauten. Freilich gibt es in Deutſchland eine Anzahl 
Aktien-Kommanditgeſellſchaften, welche mit diefer Auffaffung nicht im Einklange 
ftehen. Allein diefe rühren wohl fämmtlich aus der Zeit her, in welcher durch den 
Umftand, daß die reine Aktiengejellihaft der Konzeilionspflicht unterlag, das Kapital 
fünftlih in jene andere Form getrieben wurde, und es nehmen bei ihnen bie 
perſönlich haftenden Gefellihafter faum eine andere Stellung ein als die bejoldeten 
ae einer reinen Aktiengejellihaft; diefe Ausnahmen befräftigen alſo nur 
ie Regel. 
Zu 2. Anders fteht es mit der Forderung, daß die Geiellichafter (glei) 
ob viel deren im einzelnen Falle nur einer oder mehrere vorhanden find) mindeſtens 
den zehnten Theil des Geſellſchaftskapitals aus eigenen Mitteln aufbringen jollen. 
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Daß diejelben fi) überhaupt mit Vermögen, und zwar mit einer erheblichen 
Vermögendeinlage betheiligen, Liegt unftreitig in dem Weſen der Kommanbit: 
Geſellſchaft. „Die dauernde Betheiligung“, Tagen die Motive S. 274 f., „gibt 
dem Publitum die erforderliche wirthichaftlihe Gewähr für den Beſtand der 
Gejellihaft. Es kann hier nicht genügen, blos eine Kapazität zu finden, um ihr 
die Leitung eines mit großem Kapital betriebenen Geſchäftes anzuvertrauen, jondern 
es muß der perſönlich haftende Gefellichafter auch vermögend genug fein, um das 
Publikum zu beitimmen, daß e3 auf jeine Haftbarkeit Gewicht legt. Wirthicaft: 
liche und juriftiiche Bedeutung fann aber die Betheiligung erſt daburd gewinnen, 
da der Minimalbetrag derjelben im Verhältniß zum Gejellichaftsvermögen durch 
das Gejeß beitimmt wird.“ Wenn der Ausſchuß letzteres zugibt — aud bie 
Anfiht, daß das Maß der Betheiligung wie bisher dem Gejellichaftsvertrage 
überlaſſen bleiben fünne, fand in feiner Mitte Vertreter —, jo ſcheint ihm dod, 
zumal für den Fall, daß nur ein perfönlich haftender Gefellihafter vorhanden 
ift, und daß die Gejellihaft nicht au3 der Umwandlung eines Privatunternehmens 
hervorgeht, die Forderung eines Zehnteld zu hoch gegriffen. Ein Hauptgewidt 
ift doch immerhin aud auf die geichäftliche Erfahrung und den Charakter bes 
Mannes zu legen, und wenn berjelbe, neben den erforderlichen perjönlichen Eigen: 
fchaften, 5 Proz. des Gejammtlapitals, alio 3. B. bei 3 Millionen Mark Geiel: 
ichaftövermögen 150,000 Mark beifteuert, jo ift das, für den Anfang und als 
Minimum gedaht, ſchon ein anjehnliher Betrag. Mehr fordern, heißt in der 
That diefe Form zu Gunften der reinen Aktiengeſellſchaft künſtlich einjchränten. 

Zu 3 macht die Handeldtagd-Vorlag: die Beantwortung der Frage, ob bie 
Ausihliegung der Simultanaründung für wirthichaftlich geboten oder für jchäd- 
lich zu erachten fei, von ber anderen abhängig, ob thatſächlich oder ob von wirtb: 
ichaftlihen Gefichtspuntten aus bei der Gründung von Aktienkommanditen die 
zur Yeitung des Unternehmens auserjehene Perjönlichkeit fo jehr das enticheidende 
Moment für die Wahl diefer Form der Kapital-Vereinigung fei, daß dadurch die 
juriftiihe Geftaltung bedingt werden müfje, oder ob nicht in den meilten Fällen 
die eigenthünliche Natur des Geichäfts, welches von der Gefellichaft betrieben 
werden joll, das Kriterium für die zu mwählende ‘Form abgebe., 

Nach Anficht des Ausſchuſſes ift dieſe leßtere Frage nit ganz richtig geitellt. 
Die beiden Glieder jchließen einander nit aus; in vielen Fällen wird gerade die 
Natur des Geihäfts eine Form wünſchenswerth machen, weldye dem überwiegenden 
Einfluffe eines perfönlich befähigten Mannes den erforderlihen Spielraum gewährt, 
und das ift eben die Form der Aktien-Rommandite. Diefem Verhältniffe entipricht 
e3 aber, daß die Gründung nicht eher als vollendet gelte, als bis die Leitung 
de3 Unternehmens in fichern Händen ruht. 

Der Ausihuß hält hiernach feinerfeits die in Frage gezogene Beltimmung 
für ſachgemäß. 

Im Ganzen geht jein Antrag zu I dahin: 

die Handeläfammer wolle 


a. fi dafür verwenden, daß dad Minimum der Einlage der perjönlid 
haftenden Gejellichafter bei der Aktien-KRommanditgeſellſchaft nicht höher 
als auf den zwangzigften Theil des Gejellihaftsvermögens feſtgeſetzt 
werde; dagegen 

b. fih damit, daß bei der genannten Form der Gejellichaft die Aktien 
auf den Namen lauten müflen, und daß die Simultangründung 
ausgeichlofien fein joll, einverjtanden erflären. 
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1. Nah Art. 173a und 207 a ſoll die Inhaber-Aktie auf einen Betrag 
von mindeftend 5900 Mark, die Namensd:Aftie auf mindeftend® 1000 Mark lauten. 
Mit Punkt I Steht dies infofern in engem Zujammenhange, als bei der Aktien— 
Kommandite die Namens-Aktie vorgejchrieben ift, während für die reine Aftien- 
Gefellihaft die Inhaber: Aktie, dafern deren Wahl nicht durch befondere Vorichriften 
erſchwert wäre, in den meilten Füllen vorgezogen werden würde, To dab bie 
Unterfheidung mit derjenigen zwiſchen den beiden Arten der Gejellihaft nahe 
verwandt iit. 

Die Handeldtags:Borlage wirft hier folgende Fragen auf: 

ob bezüglich der Höhe des Nominalbetrages ein Unterſchied zwiſchen der 
Namens- und Inhaber-Aftie überhaupt gerechtfertigt ericheine, oder ob bei 
der Zuläffigfeit des Blanko-Giro jolcher Untericheidung des Grundes ent- 
behre; ob, falls ein linterichied ftatuirt werde, der Abitand richtig oder 
unverhältnigmäßig hoch bemeilen jei, und ob der Nominalbetrag mit 
5000 Mark richtig gegriffen jei oder dazu führen werde, den Zufluß des 
Kapitals zu wirthichaftlihen Internehmungen, welche nur im Wege der 
Aflociation möglich find, in bebenflicher Weile zu erſchweren. 

Der Ausihuß glaubt von diejen drei Doppelfragen jedesmal das erite Glied 
verneinen, das zweite bejahen zu müflen. 

Nach S.98 F. der Begründung des Entwurfes hat die hohe Bemefjung des 
Nominalbetrages zunächſt den Zwed, den „Lleinen Mann“ vor der Theilnahme 
an Aktiengejellihaften zu bewahren; der fleine Kapitalift ſei nicht im Stande, 
jelbitändig die Lage eines Aktienunternehmend oder jeine Rechte als Aktionär zu 
vertreten. „Kreiſen, welche diefer Fähigfeit nach Lage der Verhältniſſe ermangeln 
müflen, ſollte die Betheiligung an Aftienunternehmungen unzugänglicd gemacht 
werden.“ Zugleich aber foll darauf gewirkt werden, daß auch der Wohlhabende 
wegen ber größeren Summe, die er wagt, vor der Anlage umfjichtiger das Unter: 
nehmen prüfe und als Aktionär fid) reger an den Vorgängen der Gejellichaft 
betheilige. Dem Ausſchuſſe erſcheint diefe Abftufung der wirthichaftlichen Einficht 
nad) dem Vermögen keineswegs zutreffend; noch weniger vielleicht wird die rege 
Theilnahme an den Angelegenheiten der Geſellſchaft fih nad dem Vermögen ab» 
ftufen. Wenn aber jene Vorausjegung richtig wäre, wie kommt ed dann, daß 
der Entwurf dem „fleinen Manne“ die Theilnahme an der Aftien-Stommandite, 
bei welcher doch den Aktionären, namentlich auch in Bezug auf die Kenntnißnahme 
bon der Geichäftslage und auf die Kontrole, weit weniger Rechte eingeräumt find, 
gleihwohl fünfmal leichter macht al$ an der reinen Aftiengefellichaft ? 

Dur die Möglichkeit, die Aktien in blanco weiter zu giriren, wird aller: 
dings ber fraglichen Vorſchrift die Spike abgebrochen. Die Erfahrung lehrt, daß 
die auf den Namen lautenden Aktien der älteren großen Aktien-Kommanditen, 3. 
B. der Berliner Diskonto-Geſellſchaft, mit Blanko-Giro verjehen, wie Inhaber: 
dapiere von Hand zu Hand gehen. Wllein diefe Verwiſchung des Unterſchiedes, 
welhe durch frühere fünftliche Schranken der Gejeggebung hervorgerufen worden 
ift, erfcheint dem Ausichuffe keineswegs als ein Zuftand, deſſen Fortdauer und 
weitere Ausbreitung wünſchenswerth wäre. Wo einmal Namens: Aktien ala zweck— 
mäßig erfannt worden find, da follte auch deren Gigenart feftgehalten werben; 
das iſt aber nur möglich, wenn die Ausgabe von Inhaber-Aktien nicht mit allzu 
großer Schärfe erjchivert wird. 

Ein weiterer Uebelitand, welchen eine ſolche Maßregel hervorzurufen geeignet 
üt, beiteht darin, daß der fleine Kapitaliit, welcher fi mit einer Verzinfung von 
durchſchnittlich etwa 4 Prozent nicht begnügen mag, ausländiichen Aktien: 
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unternehmungen in die Arme getrieben wird, welche nad) wie vor ihm mit ber 
kleineren Stüdelung ihrer Aktien entgegenfommen. 

Auch das dürfte fchließlih nicht ganz außer Acht zu laffen fein, daß ein 
Yamilienvater in günftigerer Vermögenslage mit Rüdfiht auf eine künftige Theil- 
ung jeines Nachlaſſes lieber 4, 5 oder 6 Aktien zu 1000 Mark als 1 zu 5000 
Markt erwerben wirb. 

Der Ausſchuß würde ſchon eine Minimalgrenze von 500 Mark für beibe 
Urten der Aktien als ausreichend erachten, zumal da die Erfahrung lehrt, daß 
eine größere Stüdelung da, wo fie zweckmäßig ift, wie 3. B. bei den Verfiherungs- 
gejellihaften, Ihon von jelbit gewählt wird. Da er jedoch faum erwarten kann, 
daß biefe Anficht bei den gejeßgebenden Faktoren durchdringen werde, fo beichräntt 
er fih auf den Antrag: 

die Handelafammer wolle ſich dafür erflären, daß der Minimalbetrag für 
Inhaber: Aktien ebenfo wie für Namend-Aktien nicht höher ald auf 1000 
Mark geitellt werbe. 
IH. In der Handelstags-Vorlage ift ferner bie Frage aufgeworfen, 

ob die in dem Entwurfe hervortretende ſcharfe Unterjcheidung zwiſchen 
Simultan- und Succeflingründung auf einem aus den Anſchauungen bes 
geihäftlihen Lebens erwachſenen Bebürfnifje beruhe; ob ferner für ben 
Tal der Bejahung diefer Frage die Einzahlung des vierten Theile vom 
Gelammtfapital vor der Errichtung der Gefellihaft nothiwendig und, wenn 
bied, ob die Friſt, innerhalb welcher das Handelögericht die fonftituirende 
Generalverfammlung zu berufen hat, nicht gefeglich zu beftimmen und kurz 
zu bemefien jei. 

Die erftere Trage glaubt der Ausſchuß, ohne jih mit allen Einzelheiten ber 
auf die Succeflivgründung bezüglichen Vorfchriften einverftanden zu erflären, doch 
im Allgemeinen bejahen zu müſſen; auch gegen das Erforderniß der Einzahlung 
des vierten Theiles des Kapitals ift in feiner Mitte ein Bedenken nicht erhoben 
worden ; die Beitimmung einer kurzen Frift für die Einberufung der fonftituirenden 
Generalverfammlung hält er aber allerdings für wünſchenswerth. Er beantragt: 

die Handelskammer wolle ſich mit der Untericheidung zwiſchen Simultan— 
und Succeffivgründung grundfäglid einveritanden erklären, jedoch Die 
Beltimmung einer kurzen Frift für die Einberufung der fonftituirenden 
Generalverfammlung als wünſchenswerth bezeichnen. 

IV. Nach Art. 209 dürfen bei dem über ben Hergang der Gründung von 
Vorſtand und Auffichtsrath zu eritattenden Bericht die Mitglieder, welche zugleich 
Gründer find, nicht mitwirken, fondern ed müſſen für diejelben Stellvertreter er— 
nannt werben. 

Diefe Beitimmung jcheint dem Ausichuffe auf einem zu weitgehenden Miß— 
trauen gegen die Gründer einer Gejellichaft zu beruhen, welche dadurch von vorn 
herein als verdächtig gekennzeichnet find. Einerſeits werden auf dieſe Weile, mie 
in der Handelstags-Vorlage mit Recht bemerkt ift, achtbare Männer von der 
Betheiligung an ſolchen Unternehmungen zurüdgehalten, andererjeit3 wird die 
Vorſchiebung von fogenannten Strohmännern befördert, ja geradezu unvermeidlich 
gemadht. Namentlich gilt die bei Simultangründungen, wo andere Aktionäre 
ald die Gründer noch nicht vorhanden find. Die Vorſchrift wird alſo eher das 
Gegentheil von dem erreichen, was fie bezwedt, und ift unbedingt zu vermwerfen. 

Der Ausſchuß beantragt hiernach, 

die Handelöfammer wolle fih für Streihung der Vorſchrift in Art. 209 
Abi. 1, Sag 2 ausipreden. 
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V. Der voritehende Antrag rechtfertigt fih auch noch aus der weiteren Er- 
mwägung, daß bei Aufrechterhaltung der Borichrift in $ 209, Abi. 1 die Mit: 
glieder des Aufſichtsrathes, dem auf die Natur der Sache begründeten Gebrauche 
zuwider, in ber fonftituirenden Verſammlung nicht aus den Aktionären gewählt 
werden fönnten. Wbgejehen davon, daß Perionen, welche nicht ſchon durch ein 
vermögenärechtlihes Intereſſe, d. h. eben durch Aftienbefig, an die Gefellfchaft 
gebunden find, fich fchwerlich zur lebernahme eines verantwortlichen Amtes werben 
bereit finden laſſen — es müßte denn ihr Intereffe auf anderen, unfontrolirbaren 
Beweggründen beruhen — würde dies auch faum zum Beſten der Gefellfchaft 
gereihen. Es ift dies einer von ben Fällen, wo die Berfaffer des Entwurfes 
fi durch das an fich Löbliche Veftreben, jeden Mikbrauch bei der Gründung zu 
verhindern, zu unbaltbaren Forderungen haben verleiten laſſen. 

VI. Bezüglich der Vorfchriften in Art. 1808 und 213b über die Verant- 
wortlichkeit der Emiſſionshäuſer mirft die Handelstags-Vorlage folgende 
Fragen auf: 

ob der Zeitraum von zwei Jahren nad) Eintragung bed Gefellichaftäver: 
traged richtig gewählt oder zu kurz ober zu lang bemeſſen jei; ob die 
Fälle, in denen die Schabenserfagpflicht eintreten foll, auszudehnen ober 
etwa einzufchränfen jeien; ob bie Beweislaft nicht präziier etwa dahin zu 
regeln sei, „jofern ihm bewieſen wird“, daß er die Unrichtigkeit u. f. w. 
gefaunt hat oder hätte fennen müſſen. 

Der Ausihuß hat feinerjeits gegen die fraglichen Vorfchriften nichts einzu: 
wenden; insbeſondere fcheint ihm auch eine genauere Regelung der Beweislaſt 
nicht erforderlih, da nad) feiner Anficht dasjenige, was die Vorlage ausdrüdlich 
ausgeſprochen zu jehen wünicht, ſchon nad allgemeinen Grundfägen felbftverftänd- 
lich ift. 


B. 


Unter ben Borfchriften, welhe auch auf die beftehenden Gefellichaften Anz 
wendung leiden, beipricht die Handelstags-Vorlage diejenigen über die Verant— 
wortlichfeit des Vorſtandes und des Auffichtsrathes, über die Rechte der General: 
verfammlung und der Aktionäre und über die Aufftellung der Bilanz. Der Aus- 
Ihuß jfeinerfeit® hat noch in Bezug auf eine Vorjchrift über Erhöhung bes 
Sejellihaftstapitald einen Antrag zu ſtellen und auf eine anjcheinende Lüde des 
Entwurfes binfihtlich der Verjährung binzumeijen. 

I. Was die Verantwortlichkeit ded3 Vorſtandes und des Aufjichtsrathes an— 
langt, io erhebt die Handelstags-Kommiſſion zunächſt Bedenken gegen die Vor: 
ihrift über die Beweislaft in Art. 226, Abi. 1, welche gleichlautend in Art. 241, 
Abi. 2 wiederkehrt. Die Mitglieder u. ſ. w., heißt es da, haben die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geihäftsmannes anzumenden. „Sie haben, wenn fie in An— 
ſpruch genommen werden, die Anwendung dieſer Sorgfalt zu beweiien.“ Die 
Handelstags-⸗Kommiſſion ift der Anficht, dab die Vertheilung der Beweislaft füg— 
lich dem Richter hätte überlaffen werden können. 

Auch der unterzeichnete Ausihuß hat ein Bedenken gegen dieſe Vorſchrift 
nicht unterbrüden fönnen. Soll diefelbe nur bedeuten, daß der Berklagte, wenn 
ihm beitimmte Handlungen oder linterlafjungen nachgewieſen find, welche eine 
Schadenderjagpfliht zu begründen geeignet ericheinen, und wenn er nun dieſe 
Pfliht von fi) abwenden will, beweilen muß, dab er e& an ber Antvendung der 
erforderlichen Sorgfalt nicht habe fehlen laffen, jo würde damit etwas Selbit: 
verftändliches und mithin Ueberflüſſiges geſagt ſein. So, wie die Vorſchrift da= 

Annalen bes Deutihen Neihs. 1884. 16 
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fteht, kann fie jedoch faum anders aufgefaßt werden denn als eine Verſchiebung 
der regelmäßigen Beweislaft, und dazu liegt fein Grund vor. 

Der Ausihuß beantragt hiernad), 

die Kammer wolle fih für Streihung der befonderen Vorſchrift über die 
Beweiölaft in Art. 226, Abi. 1 und Art. 241, Abi. 2 ausſprechen. 

H. Neu ift ferner die Vorfchrift in Art. 191, Abi. 4 bezw. Art. 224: 
„Die Beitellung zum Mitgliede des NAuffichtsrathes kann jederzeit durch bie 
Generalverfammlung widerrufen werben.“ 

Das Handelsgeſetzbuch jagt nur in Betreff der Vorſtandsmitglieder in Art. 227, 
Abi. 3: „Ihre Beitellung ift zu jeder Zeit widerruflich.“ Bei ben Mitgliedern 
des Auffichtsrathes ift die Frage ftreitig; das MNeichögeriht hat, wie in der 
Begründung erwähnt ift, durch Erfenntniß vom 2, Dezember 1882 die jederzeitige 
Enthebung eines Mitgliedes des Auffichtsrathes durch die Generalverfammlung 
für zuläffig erklärt, wenn dasjelbe ihm obliegende wejentliche Verpflichtungen in 
zurechenbarer Weiſe unerfüllt läßt. Die Handelstags-Vorlage jpricht den Zweifel 
aus, ob ein Bebürfnig für geiegliche Löſung der Streitfrage anzuerkennen jei; 
für den Bejahungsfall wirft fie weiter die Fragen auf, 

ob der Antrag auf Widerruf de Mandat3 vor Ablauf der ftatutariichen 
Frift etwa an Sautelen zu knüpfen ſei; ob ber Widerruf von ber ein 
fahen Majorität ober nur von einer größeren Anzahl von Stimmen 
iolle beichloffen werden können. 

An einer Hinficht hält der Ausihuß jedenfalls eine Crläuterung für uner— 
läßlich. Nach der Faflung der obigen Vorichrift könnte der Antrag auf Ent: 
hebung leicht mitten im Verlaufe einer Generalverfammlung geftellt und Beichluß- 
faffung darüber verlangt werden. Damit wäre aber der Ruf und die Ehre des 
davon Betroffenen unberechenbaren Zufällen ausgelegt. Hiergegen muß Borfehr: 
ung getroffen werben; ein bon der Regel abweichende Stimmenverhältniß zu 
verlangen erjcheint unter diefer Vorausſetzung nicht angezeigt. 

Der Ausihuß beantragt, 

die Kammer wolle den Widerruf der Beltellung zum Mitgliede des Auf: 
fihtsrathes durdy die Generalverfammlung nur unter der Vorausjegung 
für zuläflig erklären, daß der Antrag vorher ordnungsmäßig auf die 
Tagesordnung gebracht worden ilt. 

III. Bon dem Gedanken ausgehend, daß die Generalverfjammlung als das 
eigentliche Willensorgan der Geſellſchaft zu betrachten jei, behält der Entwurf 
diefer gewiſſe Rechte mit der Wirkung vor, daß fie nicht durd den Vertrag bezw. 
durch einen bejonderen Beihluß einem auderen Organ übertragen werben fönnen. 
An Bezug hierauf bemerkt die Handelstags-Vorlage: 

Es fragt fih, ob es von wirthichaftlichen Gefichtspunften aus gerecht— 
fertigt ift, die nad dem jegigen Rechte beftehende Vertragäfreiheit generell 
in Betreff der im Art. 215 und 215a angeführten Fälle zu beichränfen. 

Die Fälle, welche die beiden genannten Artikel aufführen, find: Abänderung 
der Statuten und Erhöhung des Grundfapitald. Dieje Gegenftände find nun fo 
wichtig, daß der Ausihuß den Zweifel, ob fie mit Recht ausschließlich der General: 
verfammlung vorbehalten werden, nicht zu theilen vermag. 

Uebrigens jchließt der Entwurf noch weiter von der Delegationäbefugniß aus 
(vgl. ©. 228 f.): die Wahl, ſowie die Abberufung von Mitgliedern ded Auf: 
ſichtsraths; die Vergleiche und PVerzichtleiftungen Hinfichtlih der Anſprüche aus 
der Gründung gegen die aus berielben der Gejellichaft verhafteten Perſonen; die 
Genehmigung der vor Ablauf von zwei Jahren jeit Cintragung der Geſellſchaft 
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in das Handeläregiiter geichloflenen Verträge über Anlagen oder fonitige Ver: 
mögendftüde für eine den zehnten Theil des Grundfapitals überfteigende Vergüt— 
ung; enblid die Genehmigung der Bilanz. Auch hiergegen ift in der Mitte des 
Ausichufles ein Bedenken nicht erhoben worden. 
Derfelbe beantragt, 

die Kammer wolle jih damit, daß im Entwurfe der Generalverfammlung 

gewiſſe Rechte unter Ausschluß der Delegationzbefugniß zugewieſen find, 

einverftanden erklären. 

IV. Sehr weitgehend find die Nechte, welche der Entwurf den Minder: 
heiten einräumt. Cine Minderheit, welche 10 Proz. des Aftientapitald befigt, 
fann gegen den Willen der Mehrheit eine gerichtliche Unterfuhung durch vom 
Gericht beftellte Reniforen beantragen (Art. 190 b und 222); eine Minderheit, 
welche 20 Proz. des Grundlapitald Hinterlegt, eine Anklage wegen nachläffiger 
Geihäftsführung oder Geihäftsaufficht erheben (Art. 223); eine Minderheit, deren 
Antheil 5 Broz. des Grundfapital darftellt, die Beſtellung gerichtlicher Reviſoren 
zur Unterfuhung beſtimmter Anfäge in ber Bilanz erzwingen (Art. 239 a). 

In Uebereinftimmung mit der Handelstags-Kommiſſion hält der Ausſchuß dieſe 
Borichriften, aus fo wohlmeinender Abficht fie hervorgegangen fein mögen, für 
äußerft gefährlid. Es mag Sein, daß fie zuweilen einer im materiellen echte 
befindlichen vergewaltigten Minderheit zu Gute fommen würden; fie können aber 
ebenfo gut zum Dedmantel der verwerflichiten Spekulationen gebraucht werben. 
Selbit eine mit dem Bewußtſein der wahrſcheinlichen Crfolglofigfeit beantragte 
Unterfuhung fann, wenn der Antrag geichidt begründet wird, das Anſehen de3 
Unternehmens fo fchädigen und den Kurs ber Aktien in folcher Weile drüden, 
daß dadurch weiteren Spekulationen, welde auf Vernichtung der Geſellſchaft ab- 
zielen, in wirfjamer Weile Vorſchub geleiftet wird. Die Intereffen aber, welche 
dabei in’3 Spiel fommen, find oft von ſolchem Umfange, daß die Pflicht der 
Koftenerftattung feinen irgend gemügenden Schuß gegen deren rüdfichtslofe Ver— 
folgung bietet. 

Nah Anficht des Ausichufles müßten nicht nur größere Minderheiten für 
die Geltendmachung jo gefährlicher Rechte erfordert, ſondern aud noch auf andere 
Weile — etwa durh Strafbeitimmungen — Schug gegen Mikbraud gewährt 
werden. Derielbe beantragt, 

die Kammer wolle die in Art. 190b, 222, 223 und 239a des Entwurfs 
geringen Minderheiten eingeräumten Rechte als zu weit gehend und ala 
des Schuges gegen Mißbrauch dringend bedürftig bezeichnen. 

V. Nad dem legten Abjage von Art. 185 a des Entwurfs joll der Reichs— 
fanzler ermächtigt werden, neben den allgemeinen Borichriften des genannten Artikels 
für die Bilanz für gewifle Arten von Unternehmungen noch Formulare aufzuftellen, 
nad welchen die Gejellihaften die Bilanz fowie die Gewinn: und Berluftrehnung 
anzufertigen haben. 

Die Handelstags-Vorlage bemerft hierüber Folgendes: 

63 ift die Frage, ob die Vortheile, welche durd eine fonforme Bilanz 
an ſich gleichartiger Gejellichaften, ſei es für die Aktionäre, ſei es für bie 
Statiftit oder für wen font etwa erwachſen, in einem richtigen Verhältniß 
ftehen zu den Nachtheilen und den Koſten, welche dadurch verurfacht 
werden können, daß eine veränderte Bilanzirung eine umgeänderte Buch— 
führung zur Vorausjegung hat, und daß generell die Offenlegung gewiſſer 
Gefhäftsoperationen, die etwa gefordert wird, für die eine Geiellichaft 
zwar gleihgültig, für eine andere aber ihrer Stonfurrenten wegen mit 
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einem großen Schaden verbunden fein fann. Werben die Vortheile hoch 
veranschlagt und Nachtheile nicht gefürchtet, To fragt es fich weiter, ob 
nicht: derartige, auf eine beftimmte Kategorie von Gejellihaften bezüglice 
Neglementd des Reichskanzlers erft in einer nicht zu kurz zu bemeflenden 
Frift nad deren Grlaß in Kraft treten bürfen. 


Der Ausihuß hat die erftere Frage nicht zu bejahen vermodt. Die Be 
gründung des Entwurfs bezieht fi für diefen Vorſchlag auf die Autorität eines 
einzigen Schriftfteller8, der noch dazu neuerdings, mie fie felbit jagt, „dieſe Anſicht 
wejentlic; mobdifizirt hat“. Höchftens für einige wenige Arten von Unternehmungen, 
wie Banken und Verſicherungsgeſellſchaften, möchte eine derartige Einwirkung auf 
bie Form der Bilanzen fi) empfehlen; dann müßte fie aber durch Geiles, und 
zwar durch ein Bank» bezw. Verſicherungsgeſetz feftgeitellt, nicht in die Hand 
eined einzelnen Beamten gelegt werden. 

Der Ausihuß beantragt demnad), 

die Kammer wolle ſich für Streihung bes legten Abfages von Art. 1858 
erklären. 

Zwei Punkte find es, welche der Ausihuß neben ben in der Handelstags— 
Vorlage erwähnten zum Gegenſtand befonderer Anträge machen zu follen geglaubt 
hat; biefelben mögen bier unter VI unb VII folgen 


VI Nah Art. 180g und 2158 foll es zuläffig fein, neue Aktien, melde 
zur Erhöhung des Grundkapitals dienen, unter dem Nennmwerthe auszugeben ; 
died unter der Vorausſetzung, daß feit der Eintragung der Gejellihaft in das 
Handelöregifter mindeſtens zwei Jahre verfloflen find. Sogar Ausgabe zu ver 
ichiedenen Kurſen erſcheint zuläffig, da der Entwurf von Feſtſetzung des „Minbdeft: 
betrags“ fpricht, zu welchem die Aktien auszugeben find. Uebrigens fol in ber 
Bilanz der volle Nominalbetrag des erhöhten Grundkapitals unter den Paſſiven 
erfcheinen (Art. 1858, 3. 5 und 239c, Abi. 1). 

Die ganze Frage ift To beitritten, die Bejahung To geeignet, zu Miß— 
bräuden Anlaß zu geben, daß fchwer zu begreifen ift, wie ber Entwurf bei feiner 
fonftigen Strenge dazu gekommen ift, eine foldhe Unregelmäßigkeit zuzulafien. 
Der Ausihuß beantragt, 

die Kammer wolle ſich für ein Verbot der Wusgabe von Aktien unter 
dem Nennmwerthe ausfprechen. 


VI. Schließlich hat der Ausſchuß Vorfchriften über die Verjährung ber 
Ansprüche vermißt, welche gegen die Mitglieder des Vorſtandes und des Auflichtö- 
rath8 erhoben werden können. 

Es ericheint mit den Unfordernngen des Verfehrölebend der Gegenwart 
nicht vereinbar, daß eine berartige Handlung während ber breißigjährigen Ber- 
jährungsfrift de$ gemeinen Rechts oder einer ähnlichen langen Friſt nach den 
Bartifularredhten fortbeftehen fol; zumal da es fi um ſolidariſche Verpflicht- 
ungen handelt, welche zum Theil ſchon durch eine linterlaflung („ohne ihr Ein: 
ſchreiten“, Art. 226, Abi. 2) begründet werben. 

Der Ausihuß beantragt, 

die Handelskammer wolle fi dafür ausiprehen, daß ber Entwurf dur 
Vorſchriften über eine kürzere Verjährung der Anſprüche ergänzt werde, 
welche nad) demſelben gegen die Mitglieder ded Vorſtandes und bes Auf: 
fihtörath8 einer Gejellichaft erhoben werden können. 
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2. Aus dem Protokoll der Sitzung der Handelskammer vom 17. Bezember 1883. 


Zu Nr. II der Tagesordnung berichtet Namens des verftärkten Ausſchuſſes 
für Handelsgeſetzgebungs-Fragen Herr Baſſenge über den mittel3 ber Verorb- 
nung des Königl. Minifteriumd des Innern Nr. 1731, außerdem durch das 
Präfidium des Deutichen Handelstags mittel des Aundfchreibens Nr. 1808 ber 
Kammer zur Begutahtung vorgelegten 

Entwurf eine Gejeges, betr. die Kommanditgefelihaften auf Aktien und 
die Aftiengeiellichaften. 

Derielbe erinnert daran, wie dieſes Gebiet der Geſetzgebung zunächſt durch 
dad A. D. Handelsgeſetzbuch für Deutſchland gemeinſam geregelt, wie durch bie 
Novelle von 1870 die Konzeffionspfliht für die Aktiengefellihaften als ſolche 
aufgehoben, dagegen Normatipbeitimmungen gegeben worden feien ; wie dann, ehe 
noch das neue Gejeg fih ruhig habe einleben können, die Gründbungsperiode und 
darauf die Hrifis, mit diefer aber eine ftarfe Erregung der Gemüther eingetreten 
jei, der auch die Interpellation des Abgeordneten Laster ihren Urfprung verdante. 
Die Regierung habe fich gegen dieſe letztere nicht ablehnend verhalten, jedoch eine 
aufichiebende Antwort ertheilt. Jetzt, nachdem die Erregung vorübergegangen fei, 
die Anfichten fich mehr und mehr geklärt hätten, halte die Regierung bie Zeit für 
gefommen, um die Regelung ernftlih in Angriff zu nehmen. Der von ihr vor: 
gelegte Entwurf werde von der Fritif als ein Werft von hoher wiffenichaftlicher 
Bedeutung anerlannt. Der Ausihuß habe feine Anfichten in dem gebrudt an 
die Mitglieder vertheilten Berichte niedergelegt; wenn zu den einzelnen Anträgen 
noch Grläuterungen gewünjcht würden, ſei er bereit, folche zu geben. 

Der Antrag zu A, I wird einftimmig angenommen. 

3u II bemerft Herr Zorenz, er jei ganz einverftanden mit dem, was ber 
Ausſchuß als feine eigentliche Meinung bezeichne, bedaure aber, daß derjelbe nicht 
den Muth gehabt zu haben jcheine, auch feinen Antrag dem entiprechend zu faſſen. 
Er erinnere fi noch jehr wohl der Zeit, in welcher die Aktiengeſellſchaften zuerit 
größere Bedeutung erlangt hätten. Damals, bei Gründung der erſten deutjchen 
Eifenbahnen, habe man mit allem Vorbedacht den Betrag auf 100 Thlr. geſetzt, 
um auch den fleinen Leuten Gelegenheit zur Theilnahme zu geben; er wiſſe, daß 
in ſolchen Händen 3. B. Aktien der Leipzig. Dresdner Eifenbahn von Anfang an 
bis dahin geblieben jeien, wo der Staat die Bahn erworben habe, und diefelben 
feiern bei dieſer Betheiligung nicht ichlecht gefahren. Bon den Aktien der Bayerifchen 
und der Chemnig-Rifaer Bahn würde vielleicht dasfelbe gelten, wenn beren zeit: 
weilige Nothlage nicht von den damaligen Finanzgewalten zu ihrem vorzeitigen 
Ende ausgenugt worden wäre Grit fpäter ſei man in Preußen bei Eiſenbahn— 
Altien auf 200 Thlr. hinaufgegangen. 

Der Berichterftatter bemerkt, der Ausihuß habe geglaubt, mit dem Vorſchlage 
bon 1000 Mark auch in Handelskreiſen vielfaher Zuftimmung zu begegnen; 
übrigens ſei unter geeigneten Berhältniffen Herabgehen auf einen geringeren 
Betrag ermöglicht. 

Herr Borfigende Dr. Wahsmuth findet für größere Gefellichaften die 
Grenzen von 1000 Mark nicht zu hoch; für Iofale Unternehmungen würde da— 
gegen jelbit die Grenze von 500 M. wohl meift ala zu hoch angejehen werden. 

Herr Lorenz beantragt, 

nah Annahme des Ausſchußantrags noch eine befondere Frage darauf zu 
richten, ob nicht die Kammer auch jchon ein Minimum von 500 Mart 
für ausreichend eradıte.; 
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Der Ausihußantrag wird darauf einftimmig angenommen, die auf Antrag 
des Herrn Lorenz geitellte Frage dagegen mit 9 gegen 6 Stimmen verneint. 

Die Anträge unter III bis IV werben einftimmig genehmigt. Ebenſo die 
Anträge unter B, I bis III, 

3u IV bemerkt Herr Lorenz, er finde in den Vorichlägen bes Entwurfs 
einen jehr guten Gedanken, welchen man nicht zurückweiſen folle. Die Rechte der 
Minderheiten zu wahren, habe fi in der That durd die Erfahrung als noth— 
wendig herauögeltellt; ob die Verhältnißzahlen für die Minderheiten richtig ge— 
troffen jeien, darüber maße er fich fein Urtheil an. Daß Schuß gegen Mikbraud) 
older Rechte geichaffen werden müffe, darin gebe er dem Ausſchuſſe Recht, nur 
finde er den Antrag zu fchroff gefaßt ; er beantrage, 

in demjelben die Worte „geringen,“ ferner „zu weitgehend und“, endlich 
„dringend“ zu ftreichen. 

Der Berichterftatter entgegnet, mit dem Grundgebanfen des Entwurfs jei 
aud ber Ausſchuß einverftanden, er finde nur, daß in der Ausführung, nament: 
ih aud in der Beitimmung der Minderheiten, zu weit gegangen fei, und das 
drüde der Antrag aus. 

Der Antrag des Herrn Lorenz findet feine Unterftügung, vielmehr wird ber 
Ausihußantrag gegen die eine Stimme des erfteren angenommen. 

Die Anträge unter B, V bis VII werden wiederum ohne Debatte einftimmig 
genehmigt. 

Herr Stadtratb Scharf madht noch auf den Schlukantrag bezüglich ber 
ausländiſchen Gejellihaften in dem Gutachten der Handels- und Gemwerbefammer 
zu Dresden aufmerfjam und fragt an, ob der Ausihuß die Dort geltend gemachten 
Bedenken mit in Erwägung gezogen habe. Der Berichterftatter verneint dies. 
Herr Vorfigender Dr. Wahsmuth glaubt nit, daß ein Bebürfniß zu einer 
Aenderung vorliege. Was der Entwurf bezwede — Schärfung ber Verantwort- 
lichkeit des Vorſtandes und des Auffichtsrathed, Schuß der Minderheiten bei ber 
Generalverfammlung u. ſ. w. —, merbe bei ausländiichen Gefellihaften meift 
von vorn herein hinfällig. Much Tiege die Beſorgniß vor einer wirkſamen Kon— 
furrenz der ausländiſchen Gefellichaften ziemlich fern. Höchſtens fämen dabei bie 
Berfiherungsgefellihaften in Frage, dieje feien aber fhon wegen des Gegenitandes 
des Unternehmens der Staatdauffiht unterworfen. Die Filiale ſei body in ber 
Verwaltung einer Aftiengefellihaft immer ein ſehr untergeorbnetes Glied. In ben 
neueren Handelsverträgen ſei übrigens, ſoviel ihm erinnerlich, faft immer bie 
ungehinderte Thätigkeit der Aktiengefellihatten in dem anderen Staate von beiden 
Theilen gewährleiftet; der Wunfc nad) Reziprozität fei damit in den meiften 
Fällen erfüllt. 

Herr Stadtrathb Scharf erwidert, er habe beſonders auch die Konkurrenz im 
Auge, welche ausländiihe Aktien in kleinen Abfchnitten den inländiſchen Aktien 
fünftig machen würden. Herr Borfigender Dr. Wach smuth entgegnet, um folche 
einzuführen, bebürfe es nicht der Errichtung einer Filiale; die Konkurrenz ber 
ausländiichen Aktien fei übrigens in dem Ausichußberichte bereit erwähnt. 


wer 
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V. Bericht der Handeld- und Gewerbefammer für Oberbayern 
an das königl. bayeriſche Staatöminifterium des Innern, Ab— 
theilung für Landwirthichaft, Gewerbe und Handel, 
vom 23. Dezember 1883. 


In Erledigung des und mit Schreiben vom 21. Oftober I. 3. gewordenen 
Auftrages beehren wir uns einem hohen Staatöminifterium unfer Gutachten über 
den rubrizirten Gefegentwurf, wie ſolches in öffentliher Situng vom 21. d. Mts. 
beihlofjen worden, in Vorlage zu bringen. 

Wir bemerken hierzu, daß demſelben die Nefultate zu Grunde liegen, welche 
die eingehenden Berathungen einer zur Prüfung des Entwurfes von der unter: 
fertigten Kammer aus ihrer Mitte unter Zuziehung hiefiger den Bank-, Juriften- 
und Gelehrtenfreifen angehörigen Sadverftändigen niebergejeßten Kommiſſion er— 
geben haben. 

Wenn wir eine Reform der Altiengejeggebung, wie fie in der Vorlage bes 
abfichtigt wird, für unfere fübbeutichen Verhältniffe gerade nicht für abjolut er— 
forderlich erachten, jo ericheint uns eine folche immerhin zur Vermeidung einer 
Wiederholung anderweitig aufgetretener Uebelſtände für geboten, nur hätten wir 
gerne gejehen, daß die Abänderung der beitehenden geieglichen Beſtimmungen bei 
der demnächitigen Revifion des Handelsgeſetzbuches bethätigt worden wäre. Da— 
bei würben wir die Vorlage freudiger begrüßt haben, läge ihr anftatt der „Prüfungs«- 
theorie” die „Profpekttheorie” zu Grunde und zwar letztere mit Haftung für bie 
Wahrheit der im Prospekte behaupteten Thatiahen. Das ganze Geſetz würbe da— 
dur nicht geichädigt, wohl aber weſentlich vereinfacht und eine Reihe von läftigen 
in der Praxis fich jedenfalls ſehr ſchwierig geitaltenden Beſtimmungen entbehrlich 
werden. — 

Wir erachten es für zweckmäßig, zuvörderſt den 


Dritten Titel: 


Don der Aktiengeſellſchaft 


zu behandeln, weil derſelbe die Grundlage für das Geſetz über Kommanbitgejell- 
haften auf Aktien bildet und beichränfen uns auf Hervorhebung derjenigen 
Artikel, zu welchen wir Bemerkungen zu machen haben. 

Art. 207a Abi. 1. Wir begutachten hier: 

Es jei bezüglich de8 Nominalwerthes ein Unterichied zwiihen Namen: und 
Inhaberaktien nicht zu machen und es fei der Mindeltbetrag einer Aktie 
auf Tauſend Mark zu ſetzen. 

Unſere Gründe ſind folgende: 

Die Praxis hat längſt feſtgeſtellt, daß ein Unterſchied zwiſchen Aktien auf 
Inhaber und ſolchen auf Namen nicht aufrecht erhalten werden kann, da die 
letzteren mit blanco giro verſehen in den Handel gebracht werben und ſich an— 
ftandslos gleich den Inhaberattien im Verkehr befinden. 

Es erfcheint daher nicht angezeigt, im Nominalwerthe beider Aktien einen 
Unterſchied geſetzlich feitzuftellen. 

Was den Mindeſtbetrag betrifft, ſo vermögen wir nicht der Anſchauung zu— 
zuſtimmen, daß die Aktiengeſellſchaften lediglich als eine Aſſociation des Groß— 
fapitald zu betrachten und dementſprechend der Betrag der Aktien möglichſt hoch 
zu greifen ſei. Wir find vielmehr der Anficht, daß in dieſem Falle und insbe— 
iondere bei einem Nominalwerthe von 5000 Mark, wie der Entwurf verlangt, 
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zu dem ja in häufigen Fällen noch das Agio kommt, biefe Form der Kapital: 
affociation fehr erfchwert und die Induftrie Deutichlands weientlich in Mitleiden: 
Ihaft gezogen werbe. 

Andere Länder, wie 3. B. Frankreich und England, die viel reicher find als 
wir und in welchen fich die zu größeren Unternehmungen erforderlichen Kapitalien 
in einer ungleich kleineren Anzahl einzelner Sträfte vereinigt finden als bei uns, 
haben das Grperiment mit einer ſolchen Erhöhung des Aktienwerths nod nicht 
gewagt, um fo weniger können wohl wir es wagen. Jedenfalls dürfen wir uns 
darüber nicht täufhen: wenn wir eine derartige Erſchwerung zum Geſetze erheben, 
während die Nachbarftaaten die Kapitalaffociation mit weit geringeren Beſchränkungen 
geftatten, wird die induftrielle Entwidelung diefer Länder hierdurch einen großen 
Vorſprung gegenüber der unferigen gewinnen. 

Im Uebrigen ift der von und vorgeichlagene Mindeftbetrag von 1000 Mart 
feineöwegs nieber gegriffen, denn es muß felbit derjenige, der eine vollbezablte 
Aktie von 1000 Mark kauft, ſchon ein Heiner Kapitalift fein, da nicht anzunehmen 
ift, daß er fein ganzes Vermögen in einem Objekt anlegt. Der jogenannte „Eleine 
Mann“ aber bleibt hierdurch „ficher bewahrt, feine Erſparniſſe in Aktien anzu: 
legen“ und wünfchen wir mit dem Entwurf, daß er bdiejelben zu Anlagen in 
zinstragenden ficheren Werthpapieren verwende. 

Abi. 2. Es ließen fi wohl Bedenken gegen den hier gemachten Vorbehalt 
der Schaffung von Aktien zu 200 Mark erheben, ein Vorbehalt, der den im 
eriten Abjag aufgeftellten Grundfag über den Haufen zu werfen geeignet ericheint. 

Wir wollen indeß davon abjehen, da die Frage ja auch ihre Kehrſeite hat 
und für das Inslebentreten gemeinnügiger Unternehmungen die vielleitige Be 
theiligung, wenn auch nur mit kleinen Beträgen feitend des vermögenden Bürgers 
von nicht zu unterfchägender Bedeutung fein kann. 

Art. 209f. Abi. 1. Hiernach dürfen bei dem Berichte, welcher über den 
Hergang der Gründung vom Vorftand und Auffichtsrath Ichriftlic zu erftatten 
ift, diejenigen Mitglieder nicht mitwirken, welche zugleich; Gründer find, es müſſen 
vielmehr für diefelben Stellvertreter ernannt werden. Wir begutaditen hier: 

Es fei lediglich der erfte Sat des Abi. 1 zu belaſſen, der zweite aber zu 

ftreichen. 

Wir find uns wohl bewußt, daß wir mit diefem Antrag eine Brejche legen 
in die dem ganzen Gejegentwurf zu Grunde liegende Prüfungstheorie, welche die 
Gründer durch Auffichtsrath und Vorftand kontroliren will, wir erachten jedoch 
den Vorſchlag von Stellvertretern als in vielen Fällen ganz undurdhführbar, went 
nicht Shädlich und daher für ungeeignet, im Gelege vorgeiehen zu werben. 

Im Falle einer Simultangründung (2090) dürfte es fich fehr oft ereignen, 
daß die Stellvertreter in gänzlich umbetheiligten Streifen geſucht werden müſſen. 
63 ift nun faum denkbar, dab ſich ehrenhafte Perſönlichkeiten finden werden, 
welche, ohne alles Intereffe für das Unternehmen, fich bereit erflären, ben Bor: 
ihriften des Abſ. 2 des fraglichen Artikels zu genügen und fich gleichzeitig ben 
Beitimmungen de3 Art. 2130 unterwerfen, — mit unehrenhaften, fäuflichen 
Stellvertretern, die ja ftet3 zu haben find, wird der Sache aber jedenfalls mehr 
geichabet ald genügt. 

Zur Verhütung dieſes Lesteren, ſowie überhaupt im Bebürfnißfalle ‚von 
Stellvertretern könnte man diefelben eventuell unter Mitwirkung des Handelsgerichts 
oder durch dasfelbe aus der Reihe gerichtlicher Sachverftändiger wählen laſſen. 
Wir müffen uns indeß entichieden gegen ein derartiges Eingreifen des Gerichte 
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ausſprechen, da die Prüfung daburch den Anfchein einer gerichtlichen Sanktionirung 
erhält, welche in allen Fällen vermieden werben foll. 

Abi. 2. Wir wollen nicht verhehlen, daß mejentliche Bedenken beftehen, 
gegen die bier vorgejehene „SInbetrahtnahme aus ben letzten zwei Jahren“. 
Es dürfte hiermit dem Einbringen zu unnatürlich hinaufgefhwindelten Preiſen 
zwar ein Riegel vorgeichoben, andererſeits aber auch der Ausdehnung gefunder 
und folider induftriellen Unternehmungen im hohen Grabe Hinberlih entgegen- 
getreten werden. Wir erinnern in leßterer Beziehung an Pferbebahnen, an Berg: 
und Bohrwerfe, welche mit befonders günftigem Erfolge betrieben und erichloffen, 
einen ungleih höheren Verkaufswerth befigen können als „die Inbetrachtnahme 
der Erwerbd: und Herftellungspreife aus den legten zwei Jahren“ ergeben bürfte, 

Art. 210. Abi. 3. Wir erklären und mit der hier ald Neuerung verlangten 
Einzahlung von 25 Proz. vor Errichtung der Geſellſchaft einverftanden, obgleich 
wir ung wohl bewußt find, daß unter Umftänden hierdurch ein anjehnlicher Zins: 
verluft erwachſen kann. 

Art. 2108. Abi. 1. Aus den oben bei Art. 209f Abſ. 1 erörterten Gründen 
begutachten wir: 

es Sei ſowohl von einer Berufung ald von einer Leitung ber General: 
verjammlung durch das Gericht abzujehen. 

Abi. 3 und 4. Hier ift geitattet, daß Porftand und Aufſichtsrath auf 
Grund der Ergebniffe ihrer Prüfung ihre Anmeldung zurüdziehen fönnen, während 
ber einzelne Aktionär von 25 Proz. ded Grundkapital zum Verbleiben gezwungen 
werben kann. Der fi durd das ganze Geſetz ziehende Grundjag „Schuß des 
einzelnen Aktionärs“ ſteht in direftem Widerſpruche mit jener Beltimmung. Es 
follte ſonach, will man nicht überhaupt einem jeden Zeichner den Niüdtritt nad) 
Kenntnißnahme des Berichtes offen laſſen, anftatt „minbeftens ein Viertel“ 
„mindeſtens die Hälfte“ der Aktionäre reip. des Grundkapitals ala erforderliche 
Mehrheit feitgejegt twerben. 

Art. 213b. Diefer Artikel konftruirt ein neues Prinzip, dahin gehend, 
dag ein Individuum für ein an das Publikum gerichtetes Wort ziviliftiich ver: 
antwortlich zu machen jei. 

Wenn wir aud gegen diefen Grundſatz im vorliegenden Falle ein Bedenken 
nicht erheben wollen, aud gegen die Ziffer von zwei Jahren nichts einzumenden 
haben, glauben wir doc ausdrüdlich hervorheben zu follen, daß uns die Haftung 
gegenüber „ber Geſellſchaft“ in diefem und den folgenden Artikeln nicht präzis 
genug reip. nicht forreft ausgedrückt ericheint. 

Wir glauben, es folle derjenige zur Klage zugelaflen werden, welcher nad): 
weislih Schaden erlitten, gleichgültig, ob dies die Gefellihaft ift oder einzelne 
Aktionäre es find. 

Die Beitimmung bezüglih der Haftung interpretiren wir bahin, daß ber 
Richter zu enticheiden hat, wen die Beweislaft im Anklagefalle zu treffen hat. 

Art. 215 und 215a. Die hier beliebte gejegliche Beitimmung tie bei einer 
Abänderung bed Geſellſchaftsvertrages oder bei Erhöhung des Grundkapitals zu ver: 
fahren jei, können wir nur billigen. Zur Vermeidung von Zweifeln empfehlen 
wir in Art. 2158 Abi. 2 nach den Worten: „zu beichließen” anzufügen: „und 
ift hierzu eine Mehrheit von drei Viertheilen des vertretenen Grundfapitals er⸗ 
forderlich“. 

Art. 215d. Wir konſtatiren, daß wir mit dem neugeſchaffenen Verbot der 
Belehnung eigener Aktien vollftändig einverftanden find. Es dürfte fich vielleicht 


empfehlen, im Anſchluſſe an die Motive, die Erwerbung eigener Aktien auch für 
den Reſervefonds ausdrüdlic im Gefeg als unzuläffig zu bezeichnen. 


Art. 222 (1902 Ubi. 1 und 2). Wir begutachten hier, daß zur Anfechtung 
der erörterten Ungehörigfeiten nur eine Frift von vier Wochen ausdrücklich be— 
willigt werbe, damit wegen eines etwaigen Formfehlerd die Auszahlung der Di- 
vidende nicht zu lange hinausgefhoben werden muß. Es wäre deshalb im Ab- 
fag 1 für die Worte „binnen drei Monaten“ „binnen vier Wochen“ zu fegen und 
im 2. Abſatz nad) Kommanbditiften „binnen gleicher Friſt“ einzuschalten. 

Art. 190b. Wir haben gegen diejen Artikel die fchwerften Bedenken, weil 
durch denfelben einer Agitation der Minderheit außerhalb der Generalverfammlung, 
alfo in der Deffentlichkeit, eine gefegliche Unterlage gegeben wird und würden 
denſelben am Liebiten in Wegfall fehen, zumal bei Berufung einer außerordent— 
lihen Generalverjammlung der Minorität ihre Nechte vollftändig zu Theil 
werden können. 

Unter allen Umftänden ericheint es uns zum Schuß vor frivolen Agitationen 
Srprefiungen u. ſ. w. angezeigt, die Minderheit nicht zu nieder und zwar auf 
mindeitend ben fünften Theil des Geſellſchaftskapitals feitzufegen und auch hier 
zu beitimmen, daß ber Antragiteller feine Aktien gerichtlich zu hinterlegen habe. 

Art. 224 (191 Abi. 4). Wir find dagegen, bie jeberzeitige Widerruflich- 
feit des Aufſichtsraths im Gefege vorzufehen, da fich diefelbe nicht allein auf 
einen unfähigen oder unehrenhaften, fondern auch auf einen fehr tüchtigen, daher 
möglicherweife dem Vorſtande oder went ſonſt unliebiamen Auffichtsrath eritreden 
fann. Nicht minder kann eine Agitation auf Sturz eines Auffichtörathes in 
Szene gelegt werben, um fich jelbft in den Beſitz folcher etwa gut dotirter Stellen 
zu bringen. Durch die Möglichkeit derartiger, ſtündlich zu erwartender Eventuali— 
täten, würden fich ehrenwerthe Männer zur Uebernahme von Auffihtsrathaftellen 
nicht leicht finden lafien. Es beiteht fonad die Gefahr, dat folide Gründungen 
ſehr geihädigt, wenn nicht unmöglich gemacht werben. 

Wir begutachten daher 

die Streihung des Abi. 4 in Art. 191. 

Art. 2254. Wir bemerfen, daß wir die hier getroffene Beftimmung für 

durhaus richtig und gut befinden. 


Art. 226. Wir wollen nicht unterlaffen einer Stimme Ausdrud zu geben, 
welche fih im Schoße der Kommiſſſon gegen die Anwendung der Worte „Sorg— 
falt eines ordentlichen Geichäftsmannes* auf den Auffihtsrath entichieden aus: 
ſprach. Dieſelbe glaubt, eö jei, nachdem die Obliegenheiten des Auflichtsrathes 
durch Geſetz und Statuten jpeziell feitgefegt werden, angemefjen, lebiglih „deren 
gewiflenhafte Erfüllung” aufzuerlegen. Die Kammer erklärt fi) einhellig mit 
der Faſſung des Entwurfs einveritanden. — 

Die im 2. Sage des Abi. 1 dem Auffichtsrathe generell aufgebürbete Be— 
weislaft haben wir in hohem Grabe zu beanftanden und glauben, es müfle im 
Falle einer Anklage u. f. w. die Enticheidbung dem Nichter überlafien bleiben, 
wen die Beweislaft trifft. 

Wir beantragen daher die Streichung des zweiten Satzes im Abſ. 1 des 
Art. 226. 

Art. 237. Die Stabilität einer Aktiengejellichaft ericheint um jo mehr ge 
fährdet, je geringer die Zahl der Minorität ift, welcher das Recht auf Berufung 
der Generalveriammlung zufteht. Wir finden daher die Möglichkeit, daß in ber 
Regel ſchon der zwanzigite Theil des Grundkapital eine Generalverfammlung 
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verlangen fann, nicht für zutreffend und beantragen, daß diefe Quote auf den 
zehnten Theil des Grundfapitals feſtgeſetzt werde. 

Art. 2384. Nachdem thatſächlich feſtſteht, dab die Richter jehr verfchiedener 
Anficht darüber find, wie es mit dem Inhalte und der Unterzeichnung eined Ge— 
neralverſammlungs⸗Protokolls zu halten jei, beantragen wir den Abi. 1 dieſes 
Artifeld wie folgt zu faflen: 

Jeder Beihluß der Generalverfammlung bedarf zu feiner Giltigfeit der ge: 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Die Urkunde hat zu enthalten: 

1. den Namen, Stand und Wohnort des Vorfigenden der Generalverſammlung 

und ber etwa aufgeitellten Stimmenzähler ; 

2. die Bezeihnung derjenigen Gefellichaftsblätter, welche die Berufung der 
Generalverfammlung enthalten und eine wörtliche Wiedergabe ber in dieſen 
Geiellihaftsblättern enthaltenen Einladung zur Generalverfammlung ; 

3. eine vom Vorſtande ausgefertigte, die Namen der angemeldeten Aktionäre 
die Zahl der angemeldeten Aktien und der hierauf entfallenden Stimmen 
enthaltende Lite (Anmeldeliſte); 

4. eine vom Vorfigenden der Generalverfammlung ausgefertigte, die Namen 
der anweienden unb vertretenen Aktionäre, dann die Namen der Vertreter 
und ihre Vertretungäbefugniß, ferner die Zahl der den anweſenden und 
vertretenen Aktionären zufommenden Aktien und Stimmen enthaltende 
Lifte (Präfenzlijte) ; 

5. die an die Generalverfammlung gebrachten Anträge und etwaigen Proteite, 
ſowie die Art ihrer Erledigung; 

6. das Berfahren, welches bei den Abitimmungen und Wahlen befolgt 
worden iſt. 

Die Urkunde iſt vom Vorſitzenden der Generalverſammlung und den etwa 
aufgeitellten Stimmenzählern zu unterjchreiben. Die Zuziehung von Zeugen ift 
nicht erforderlich. 

Art. 2398. Aus naheliegenden Gründen, namentlich aber um einem leicht: 
fertigen Vorgehen der Minorität einigermaßen vorzubeugen, beantragen wir als 
fünften Abjag anzufügen: 

Erweiſt fi) das Vorgehen der Minderheit ala frivol, fo ift dieſelbe zum 
Schadenerjag für etwaige Zindverlufte (verjpätete Dividendenzahlung) 
anzubhalten. 

Art. 239c (1858). Wir haben die im legten Abjage des Art. 185a ge 
troffene neue Beitimmung, wonach dem Reichskanzler vorbehalten wird, für ges 
wiſſe Arten von Unternehmen Formulare für Bilanzen und Berluft: und Gewinns 
Berehnungen aufzuftellen, eingehend in den Kreis unſerer Beiprehung gezogen. 
Wenn wir uns für Belaffung diefer Vorichrift, welche für Zettelbanten ja jchon 
beiteht, äußern, jo geichieht dies in ber beitimmmten Erwartung, daß jene Ein: 
führung nur nad vorgängigem Einvernehmen mit Sacverftändigen und unter 
Berüdfihtigung aller jener Umstände geichieht, die zur Wahrung etiwaiger Ge— 
ihäftsgeheimniffe erforderlich erfcheinen. 

Art. 185b. Wir billigen auch diefen neuen Artikel und empfehlen nur 
noh aus den Motiven (S. 267) in das Geſetz herüber zu nehmen: 

„Der Gefellfhaftsvertrag kann beftimmen, daß für andere als die oben ange: 

führten Zwecke bejondere Reſervefonds gebildet werben“. 
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Art. 241. Gegen bie im Abi. 2 vorgejehene Beweispflicht des Boritandes 
haben wir fhon um deswillen nichts zu erinnern, weil dem Vorſtande bie hiezu 
erforderlihen Mittel leicht und ausgiebig zu Gebote ftehen dürften. — 

Bei bem 

zweiten Abſchnitte 


Bon der Kommanditgejellihaft auf Aktien inäbejondere, 
haben wir Folgendes vorzubringen: 

Art. 174a. Wenn wir auch nicht unterfchägen, dab bie hier getroffene Be 
ftimmung mancher auf Aktien zu gründender Kommanditgeſellſchaft hinderlich im 
Wege itehen dürfte, fo glauben wir doch aus den in ben Motiven des Weiteren 
erörterten Gründen die Annahme jener Vorfchrift empfehlen zu follen. 

Art. 175. Wir erahten den durch den Entwurf bethätigten Ausſchluß der 
Simultangründung bei der Attientommandite für angemeilen und vermögen eine 
ſchädigende Wirkung hierin nicht zu -erbliden. 

Mill bei der Schaffung eines linternehmens die Form ber Kommanditge- 
fellihaft auf Aktien gewählt werben, fo liegt e8 in der Natur der Dinge, daß— 
der perlönlih haftende Gejellihafter dasſelbe nad) außen ausichließlich vertritt 
und fonad bei Beginn vorhanden ift. Gerade um den Unterſchied zwiſchen ber 
Aktiengelelihaft und der Kommanbditgeiellihaft auf Aktien feitzuhalten und zu 
dofumentiren, muß der Schwerpunkt in der Perſon des Stomplementard überall 
zum Ausdrud gebradt werden. Geſetzt den Fall, daß eine Anzahl von Kapitaliften 
ſich entichließt, eine Gefellihaft zu bilden, für melde fie die Form ber Aktien— 
tommanditen als zweddienlich erachten, ohne zu diefem Zeitpunft den Hierzu ge 
eigneten Somplementar für die Leitung zu haben, fo wird es ihre Sadıe fein, 
ſich denfelben zu verfchaffen, ehe die Gründung erfolgt, weil ja ohne ihn bie 
Kommanditgeiellihaft auf Aktien nicht denkbar ift oder fie müffen die Form der 
Aktiengefellichaft wählen. Das Statut feftzuftellen, auf Grund deſſen der Gejell- 
ihaftövertrag errichtet werden ſoll, ift, wie die Motive richtig beiagen, ausſchließ— 
lich Pflicht des Komplementard, welcher naturgemäß als Geichäftöherr zu be 
traten ift, während diefe Stelle bei der Aktiengeſellſchaft von ber Generalver: 
fammlung eingenommen wird. 

Art. 181. Die im Abi. 2 vorgejehene Beihränfung von zehn Jahren 
dürfte unter allen Umftänden über das Ziel hinausichießen. Nach Art. 146 de 
Allg. dtich. Handelögefeßbuches erliicht die Haftung des ausſcheidenden Geſellſchafters 
in fünf Jahren nad jeinem Ausſcheiden, e3 geht daher wohl nicht an, jene Be 
ſchränkung nod über diefe Garantiezeit hinaus auszudehnen. Wir begutachten: 

Im Abi. 2 Satz 2 nad den Worten: „in dad Handelsregiſter“ die Ein- 

fügung ber Worte: „jeboch keinesfalls über fünf Jahre nad) feinem Aus: 
fcheiden aus der Gejellichaft”. 
Bezüglich der Artikel 
173a Abi. 2, 175d Abſ. 3, 175e Abi. 3, 1808, 180f, 180g, 204 Abi. 1 
beziehen wir uns auf das, was wir in entiprechender Reihenfolge bei nadhftehenden 
Artikeln ausgeführt haben: 

207a Abi. 2, 209f Abi. 2, 210a Abi. 4, 213b, 215, 2158, 226 
und wünſchen unfere hier gemadten Bemerkungen auch für jene Artikel gelten 
zu laffen. 
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VI. Gutachten der Handeldfammer zu Breslau, betreffend den 
Gefetentwurf über die Kommanditgefellichaften auf Aktien und 
Die Aktiengeſellſchaften. 


Dem geehrten Präfidium (des Deutihen Handelstags zu Berlin) erlauben 
wir uns, auf das gefällige Rundichreiben vom 12. November v. J., den Geſetz— 
entwurf über die Kommanditgeiellfhaften auf Aktien und die Aktiengejellichaften 
betreffend, das Nachitehende ergebenft zu berichten. 

Bei Prüfung der Vorlage find uns zwar verfchiedene Bedenken aufgeitoßen, 
welche ſich nicht direkt bei denjenigen Hauptfragen erörtern lafjen, die in der Ans 
lage zu dem in Rebe jtehenden Ruubfchreiben sub A. I bis IV und B. I bis V 
von dem geehrten PBräfidium aufgeworfen und erläutert worden find, Wir halten 
uns aber zu fehr davon überzeugt, daß eine förberliche Vorbereitung des Mate 
riald für die demnächſt mit dem Gegenftande zu beihäftigende Plenarverfammlung 
des Deutichen Hanbelötages ohne ftrenges Feſthalten an einem einheitlichen 
Schema Seitens der gutadhtenden Handeldtagämitglieder unausführbar fein würbe, 
als daß wir unfere etwaigen Wünfche wegen Ergänzung der aufgewworfenen fragen 
nit unterdrüden und zunächſt lediglih auf Beantwortung ber legteren uns 
beihränfen follten. Ginige weitere Anfichten unterer Kammer zur Sache werben 
wir uns erlauben, am Schluffe zu reſumiren. 


A. Behimmungen, welche die Entfichung nener Gefellfhaften betreffen. 


I. (Ad A. I ı und 2 des Fragebogens.) ES ift die Frage aufgetworfen: 
ob die die Aftienfommandite beihränfenden Beitimmungen, wonad) 

1. Aftientommanditen nur Namensaktien ausgeben bürfen, 

2. die Komplementare fih mit Ginlagen betheiligen müſſen, welche zuſammen 
minbeftend den zehnten Theil des Kommanbditiftenfapitald ausmachen, und 
in der Verfügung über diefe ihre Betheiligungen auf lange Zeit hinaus 
beichränft werben, 

wirthichaftlich gerechtfertigt find. 

Wir halten dieſe Beſtimmungen, welche, ſoweit fie sub 2 angeführt find, 
eine tief einschneibende Abweichung von dem bisherigen Rechtszuſtand bedeuten, 
nicht nur für wirthſchaftlich ungerechtfertigt, jondern direkt für unzuläffig, ſofern 
man dem Inſtitut der Kommanbitgeiellihaft auf Aktien feine Lebensfähigteit 
überhaupt erhalten will. 

Nach dem dermaligen Stande der Erfahrungen über die eine und anbere 
Form des Aftienvereind ericheint es als unbeitritten, daß lediglich Zweckmäßigkeits— 
gründe, welche aus ber Natur der Unternehmung herzuleiten find, enticheidend 
dafür fein follten, ob im gegebenen Falle die Form der Kommanditgejellihaft auf 
Aktien oder die Form der Aftiengelellihaft gewählt wird. 

Iſt dies zutreffend, dann hat der Geſetzgeber ſorglichſt Alles zu bermeiden, 
was eine Beeinfluffung der Entichließung der Betheiligten — abjeiten folcher rein 
wirthichaftliher Erwägung des Zwedmäßigeren — herbeiführen fünnte. 

Schon die Aufrechterhaltung des bisherigen Verbotes der Ausgabe von 
Inhaberaftien auf Aktienkommanditen könnte im einzelnen Falle dazu führen, daß 
die aus inneren Gründen für den Verein eigentlich zu wählende Form der Kom— 
manbditgefellihaft nicht beliebt, ſondern der reinen Aftiengeiellichaft der Vorzug 
gegeben würde. 

Wir würden dies für bedauerlich halten, denn u. E. liegen feine ausreichenden 
Gründe vor, die Ausgabe von Inhaberaftien der Kommanbditgejellichaft zu ver: 
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jagen. In den Motiven haben wir vergeblih nah ſolchen Gründen geludt. 
Im Gegentheile, wad &. 91 u. ff. von beiten NAftienarten und deren Braud- 
barkeit gefagt ift, 3. B. daß „Natur und Größe des Unternehmens dafür ent- 
jcheidend fein müſſe, welcher Form der Vorzug zu geben ſei“ — ſpricht u. E. 
nur zu Gunften ber Zulaffung von Inhaberaktien auch bei ber Aktienkommandite. 

Wie es jcheint, wünſcht der Entwurf die Kommanditgeſellſchaft mit verſchie— 
denen Garantien größerer Solidität zu umgeben und rechnet dahin auch eine 
Vorſchrift, durch welche der raſche Uebergang der Aktien aus einer Hand in eine 
andere einigermaßen gehemmt oder ichwieriger gemacht werben fol. Es wird in 
den Motiven die Meinung einiger Schriftfteller angeführt, daß vornehmlid die 
Inhaberaktie den „Ipekulativen Börfenoperationen” Vorſchub leifte. 


Gerade die Beobahtungen an der Börfe zeigen aber zur Evidenz, daß bie 
Qualität eines Aftienpapieres ala Namensaftie in feiner Weiſe eine geringere 
Benugung besjelben als Börjenipielvapier verbürgt. Außerdem fcheint es uns 
mindeftend zweifelhaft, ob eine von der umftändlichen Umfchreibung im Aktien: 
buche abhängige und darum vielleicht relativ jeltenere Lebertragung des Eigenthums 
an der Aktie überhaupt etwas an fih wünſchenswerthes ift. 


Weit mehr aber noch, ald das Verbot ber Ausgabe von Inhaberaktien müßte 
die unter 2 bezeichnete Beſchränkung lähmend einwirken auf alle fünftigen Ber: 
juche zur Gründung von Aktienkommanditen. Sind mehrere perjönlich haftende 
Gejellihafter vorhanden, jo ift nach dem bejtehenden Recht weder für die gewöhn- 
liche Kommanditgeiellihaft, noch für die Aktienkommandite die finanzielle Bethei: 
ligung der Komplementare mit Einlagen vorgeichrieben, denn in Anſehung ihrer 
ift Die Geiellihaft laut Art. 150 H.G.-B. zugleich eine offene, wie Renaud in 
feiner Kritik des Entwurfs (Buſch's Archiv, Bd. 45, ©. 16 und ff.) hervorhebt, 
um zu zeigen, daß die nothivendige Betheiligung der Komplementare mit Einlagen 
dem Weſen der Kommanditgeſellſchaft feineswegs entſpricht. Derſelbe Recht3lehrer 
weift übrigens darauf hin, daß, „wenn nad) dem Borichlage des Entwurfes es 
fih nit mehr um die perfönliche Kapazität deö Komplementars handeln folle, 
jondern darum, daß derielbe im Verhältniſſe zu dem der Unternehmung gewibmeten 
Stapitale reich jei* — dieſes Prinzip im Entwurfe keineswegs ftreng durchgeführt 
ift, „weil bei einer Mehrzahl perfönlich haftender Gejellichafter einer oder mehrere 
ohne Einlagen bezw. ganz vermögenslos fein können, da es genügt, wenn aud 
nur ein Komplementar mit einer Einlage betheiligt ift, die den zehnten Theil des 
Geſellſchaftsvermögens darftellt. * 

In Folge diefer Inkonjequenz würde die neue beichränfende Beltimmung 
noch verhältnißmäßig leicht zu verjchmerzen jein bei der Neubegründung einer 
Altientommandite. Der fapitalloie Techniker 3. B., welcher zur Verwerthung 
jeiner Erfindung eine Kommanditgefellihaft auf Aktien in's Leben rufen will, 
fönnte fih nad einem fapitalfräftigen zweiten Komplementar umjehen und um: 
gelehrt der Kapitalift, dem die nöthigen techniichen Kenntniſſe abgehen, nad) einem 
tüchtigen, wenn auch fapitallofen Techniker. Bedenklich wird die Lage erft in 
dem Falle, daß einer von den reihen Komplementaren unter der Zeit durch Tod 
oder andere Urjachen ausſcheidet. Dann ericheint die zehnjährige Frift, binnen 
welcher feine Anlage nur in dem Falle realifirt werden kann, daß ein anderer 
perjönlich haftender Gefellichafter fie übernimmt, als höchſt läſtig. Mit Rüdfiht 
auf dieje Eventualität wird der Stapitaliit, welcher ala zweiter Komplementar bie 
Einlage machen fol, von dem fapitallojen Techniker in der Regel überhaupt nicht 
zur Betheiligung bewogen werben können. 
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Andererſeits ift die Höhe der vorgeichriebenen Einlage ber Komplementare 
eine jo außerordentliche, daß dieſer Umſtand allein hinreichen würde, zur Wahl 
der anderen Gejellihaftsform zu drängen, fobald ein großes Stapital im Wege 
der Aktienzeihnung aufgebradht werden joll. Die perſönlich haftenden Gejellichafter 
ber hiefigen beiden mit bem Betriebe des Bankgeichäftes fich befaffenden Aktien- 
fommanbditen würden nad dem Entwurfe je über eine Million Darf einzulegen 
haben! Auch würde die von und angefochtene Beitimmung eine erhebliche Behin- 
derung der freien Bewegung der Altienfommanbditgejellichaften bei Veränderungen 
des Grundkapitald zur Folge haben. 

Aus allen diefen Gründen geht unjere Anfiht dahin, daß es zweckmäßig 
fein würbe, lediglich vorzujchreiben: 

„Die finanzielle Betheiligung der periönlich haftenden Gejellichafter regelt 
der Gejellichaftövertrag.“ 

U. (Ad A 13 und A III) Wir halten eine ftrenge Unterſcheidung 
zwiichen Simultan- und Succeffivgründung für fachlich begründet und in Ber: 
bindung mit der gleichzeitig beabfichtigten Erhebung des Vorganges bei der Zeich— 
nung zu einem Formalakt für wohl geeignet, eine beilere Garantie gegen unſolide 
Gründungen und Täufchung des Publitums zu gewinnen. In der That ift die 
beregte Zweitheilung der Gründungen keineswegs eine willfürlich erionnene, Ent: 
weder übernehmen die Gründer jelbit ſämmtliche Aktien (Simultangründung), dann 
fiegt, wie die Motive treffend ausführen, durchaus fein Grund vor, die baldige 
Errichtung der Geſellſchaft, ſowie gleichzeitige VBeitellung von Aufjichtsrath und 
Vorſtand zu verjagen. Oder die Gründer legen einen Theil des Aktienkapitales 
zur Zeihnung auf (Succeffivgründung), dann fol die Errichtung der Geſellſchaft 
erit erfolgen, nachdem eine (zweite, Eonftituirende) Generalverfammlung, in welcher 
mindeſtens ber vierte Theil uller Aktionäre erfchienen und ber vierte Theil des 
Kapitald zuftimmend vertreten fein muß, die Errichtung beichließt. Auf die für 
Attiengelellihatt und Aktienfommandite abweichend vorgeiehenen Formalitäten der 
Succeflivgründung kommen wir zurüd. 

Bei Abgabe unfered Gutachtens aus dem Jahre 1873 über die Reformziele 
einer Aftiennovelle haben wir die Proipekttheorie vertheidigt. Wir müſſen aber 
zugeftehen, daß der „Zeihnungsichein“ und der „Prüfungsbericht“ (Motive 
S. 154—156, 158—161) den im Sinne der Anhänger jener Theorie wünſchens— 
werthen „Profpeft“ nicht nur zu erjegen, jondern feine Rechtswirkung bedeutend 
zu übertreffen vermögen. 

Bei der Gründung von Kommanditgeiellihaften auf Aktien fol aus den 
©. 297 —298 ber Motive angegebenen Gründen die Simultangründung ausge 
Schloflen jein. Der jehr geehrte Ausihuß wirft die Frage auf: 

ob . Neuerung wirthichaftlicy geboten jei oder ob fie ſchädlich wirfen 
mwürbe 

Die Motive des Entwurfes geben jelbit zu, daß auch die Simultangründung 
bei Errihtung der Aftienfommandite denkbar jei. Aber wir meinen nicht in 
Abrede ftellen zu können, daß bei der Stommanditgeiellihaft auf Aktien die Suc— 
ceſſingründung dad Naturgemäßere und das Näherliegende jein wird. Den per: 
ſönlich haftenden Gejellihaftern gebührt ihrer ganzen künftigen Stellung nah in 
diefem Falle die Rolle der Gründer, die der Entwurf ihnen zuweiſen will, und 
unter diefem Gefihtspunfte ericheint der Ausſchluß der Stmultangründung un— 
vermeiblich 

Wie ihon angedeutet, findet eine Abweichung in den Formalitäten bei ber 
Suceflivgründung einer Aktienkommandite und einer Aftiengeiellihaft ftatt. Dort 
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berufen die tomplementare fowohl die erfte wie die zweite (fonftituirende) General: 
verfammlung. (Art. 175d und e.) Hier berufen die Gründer nur bie erite 
Generalverfammlung, in welcher der Auffichtsrath und eventuell auch der Borftand 
gewählt wird. Dann geht die Kontrole über den weiteren Verlauf des Gründungs— 
geichäftes in die Hände des Handelögerichtes über, welches auch die zweite (fon 
ftituirende) Generalverfammlung beruft und in diefer den Vorfig führt. (Art. 209, 
Ubi. 2, zweiter Theil, Art. 2108.) 

Wir find der Anficht, daß, went es dabei jein Bewenden haben follte, dab 
dad Gericht die fonftituirende Generalverfammlung der künftigen Aktiengefellichaft 
beruft, mindeftens eine kurz bemefjene Friſt vorgeichrieben werben müßte, binnen 
welcher dies zu geichehen Hätte. Cine ſolche Vorſchrift erfcheint um fo noth— 
wendiger, da der Zeichnungsſchein eine Friftbeitimmung präflufivifcher Art hin 
fihtlih der Verbindlichkeit des Zeichner enthält (Art. 209d Nr. 3) und da in 
ber fonftituirenden Generalverfammlung ſchon mit einfacher Stimmenmehrheit 
befhloffen werben fann, die Beſchlußfaſſung über die Errihtung der Geſellſchaft 
zu vertagen. (Art. 210, Abi. 5.) 

Unferer Meinung nad) ift e8 überhaupt durchaus unzwedmäßig, die Beruf: 
ung ber Berfammlung in die Hand des Gerichte zu legen und dieſem Die Leit: 
ung zu übertragen. (S. aud Ring, „Zu dem Entwurf eine® neuen Aftien: 
geſetzes“, Buſch's Arhiv, Band 45, ©. 90 und ff.) 

Wir Halten es für nöthig, die Frage zu prüfen, ob es fich nicht empfehlen 
würde — unter Aufrechterhaltung der übrigen Formalvorſchriften — die Beruf: 
ung der Generalverfammlung, welche den Grrihtungsbeihluß faßt, bei der im 
Wege der Succeffivgründung zu Stande fommenden Aktiengefellichaft ebenjo wie 
bei der Aftientommanbite zu orbnen, die Berufung und Leitung alfo hier in die 
Hände der Gründer, wie dort in die Hände der KHomplementare zu legen. 

Für weſentlich halten wir bei ber Begutachtung dieſer Frage den Umſtand, 
dab die Thätigfeit des Gerichtes in diefem Falle eine beſondere Garantie nicht 
zu gewähren verfpricht, während unter SHerrichaft der landläufigen Worurtheile 
das große Publikum geneigt fein dürfte, eine foldhe darin zu erfennen. Dies 
fönnte bewirfen, daß gerade ſolche Grünberfonfortien, deren Unternehmen nicht 
auf ben beiten Füßen fteht, fi) des Verfahrens der Succeffivgründung unter 
gerichtlicher Aſſiſtenz mit Vorliebe bedienen würden. 

Mas endlich die Neuerung anbetrifft, daß die Eintragung der Gejellichaft 
(ſowohl bei Simultanz wie bei Succeflivgründung) erit erfolgen fol, wenn 
25 Proz. des Aktienkapital eingezahlt find (gegen jest 20 Proz. bei Verſicher— 
ungögejellichaften auf Aftien, 10 Proz. bei anderen Aktiengejellihaften — Art. 209a 
9.:6.:B. —, 25 Proz. bei allen Kommanbditgeiellfchaften auf Aktien — Art. 177, 
Ziff. 2 H.G.«B.), jo hatten wir bereit3 in unferem Gutachten vom 26. September 
1873 uns bafür erflärt, daß eine fofortige baare Einzahlung von 20 Proz. bei 
allen Attiengefellichaften verlangt werde, und find auch damit einverftanden, daß 
der Betrag — übereinftimmend bei Aktiengelellihaften und Aktienfommanditen — 
auf 25 Proz. normirt werde. 

III. (Ad A. U. des Fragebogens.) Der Entwurf will, daß die Namens: 
aftie ftatt jet auf mindeftend 150 Marf auf mindeitend 1000 Marf, die In: 
haberaftie ftatt 3. 3. auf minbeitens 300 Mark auf mindeitens 5000 Marf 
lauten fol. Aus unferen bereits oben entwidelten Anfichten über die Gleich: 
beredhtigung der Aktienkommandite und der Aftiengejellihaft zur Ausgabe der 
einen wie der andern Art von Aktien folgt für uns fonfequenter Weije, daß es 
nicht gerechtfertigt wäre, einen Interihied zu machen in dem Minimalbetrage, 
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auf welchen eine Jnhaberaftie oder eine Namensaftie, die Aktie einer reinen Aktien: 
gejellichaft und die Aktie einer Aftienfommandite zu lauten hätte. 


Die vorgeichlagenen Minimalwerthe halten wir für viel zu Hoch gegriffen. 
Wenn der Entwurf mit der Normirung berielben auf 1000 bezw. 5000 Part 
bezwedt, „Sreilen, welchen die Fähigkeit abgeht, die Lage eines Aftienunternehmend 
jelbjtändig zu beurtheilen, die Betheiligung an Aktienunternehmungen unzugäng- 
ih zu machen“ (Motive ©. 99) und wenn er anführt, in den Jahren 1871 
bi8 1873 jei wegen ber zu niedrigen Normirung ber Aftienminimalmwerthe „ein 
amfehnlicher Theil gerade des Kleinkapitals verloren gegangen“, jo müffen wir 
auf Grund diesieitiger Beobadhtungen die Richtigkeit diefer Auffaffung entichieben 
beftreiten. In den genannten Jahren ift freilich Kleinkapital verloren gegangen 
in Aktienunternehmungen, weil fleine Handwerker und Kaufleute, Gaftwirthe, kleine 
Beamte und andere Leute, die von der Sache wenig ober nichtö veritanden, an 
Aktienunternehmungen und Spekulationen in Altien ſich glaubten betheiligen zu 
follen. Aber wenn man meint, daß dieſe Betheiligung 50- oder 100-Thalermweiie 
erfolgt wäre, fo ift dies eine unzutreffende Anjhauung In Franfreih und in 
England hat eine ſolche Einführung des Altienbefiges bei Eleinen Leuten (Motive 
S.96 unten, PBrince- Smith: „Arbeiteraftionäre” in der Volkswirthſchaftlichen 
Bierteljahrsfchrift, Band XX, ©. 141 und ff.) früher in beträchtlihem Maße 
ftattgefunden: in Deutihland nicht! Diejenigen Perfonen ähnlicher Kategorie, 
bie fich hier verleiten ließen, Aktien zu faufen oder in Aktien zu ſpekuliren, ohne 
die Verhältniſſe überfchauen zu können, waren Leute, welche ein Paar Taufend 
Thaler — ein oft jauer erworbenes Eleined Vermögen — beim Vorſchußverein, 
beim Bankier ober bei irgend einem Bekannten angelegt hatten. Die Möglichkeit, 
daß dies eined Tages wieder vorfommt, würde auch dann nicht ausgeſchloſſen 
fein, wenn man bie Minimalbeträge ber Namens: und Inhaberaftien auf 2000 
bezw. 10000 Mark firiren wollte. 


Undentbar wäre es allerdingd nicht und nad Yage der im Auslande 
gemachten Erfahrungen nicht einmal unwahrſcheinlich, daß bei geeigneter Gelegen- 
heit eine bisher in Deutichland gar nicht oder nur ganz vereinzelt aufgetretene 
Sorte von Gründern ein Geihäft daraus machen könnte, mit ihrem in ganz kleine 
Antheile zerlegten Aftienbefig in die unteriten Schichten des Volkes herabzufteigen 
und ſolche dort zum Kaufe anzubieten. Wir ftimmen den Motiven tendenziell 
darin bei, daß dies nicht wünſchenswerth wäre, denn die Geldanlage in Aktien 
ift ftetö eine gewagte, für den „Eleinen Mann” ungeeignete. Aber aus dieſem 
Geſichtspunkte rechtfertigt fih u. E. lediglich die Feltießung einer unteren Grenze 
für den Nennwerth der Aktien und die nicht völlige Freigebung der Stüdelung, 
jedoch feineswegs die Vorſchrift eines jo erorbitant hoch bemefienen Minimal- 
wertheö. 

Nach unierem Ermeilen würde e3 ſich empfehlen, zu beitinmen, daß Aktien 
jeder Art auf einen Minbejtbetrag von 500 Mark lauten müffen. — Ginge man 
höher hinauf, fo dürfte man ſich der Gefahr ausjegen, daß Eleineren ausländiichen 
Aktien die Konkurrenz auf dem beutichen Markte zu Ungunſten inländijcher Aktien 
weientlich erleichtert würde. 

Würde diefer Vorſchlag vom Geſetzgeber acceptirt, jo fiele auch die Haupt: 
veranlaflung hinweg, zu geitatten, daß auf Grund bejonderer Ermächtigung durch 
den NReichöfanzler, nach Anhörung der Ausichüfle des Bundesraths für Handel 
und Verkehr und für Yuftizivefen, Eleine Aktien — bis zum Minimalbetrage von 
200 Mark hinunter — follen ausgegeben werden fünnen: 

Unnalen des Deutſchen Reis. 1884. 17 
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a) wenn es fih um ein gemeinnütiges Unternehmen handelt und wenn ein 
beſonderes örtliches Bedürfniß zur Ausgabe folcher Kleinen Aktien 
vorliegt; 

b) wenn es fih um eine Unternehmung handelt, für welche das Neich oder 
ein Bundesitaat, ein Provinziale, Kreis- oder Amtöverband oder eine 
fonftige öffentliche Korporation einen beftimmten Ertrag bedingungslos 
und dauernd garantirt hat. (rt. 173a und 2072. Motive S. 102 
und ff.) 

Mit Nenaud (a. a. O. ©. 23) find wir der Meinung, daß es jehr miß— 

lid) wäre, wenn auf diefe Weile zwei Arten von Aftienfommandit: und Aktien: 
geiellihaften zu Stande fämen: ſolche nämlich, welche ohne Staatsgenehmigung 
entftehen, und jolche, die nur mit Genehmigung des Reichskanzlers errichtet 
werben können. Renaud befürdtet, daß der kleine Mann, fobald es fih um 
Aktien von Gejellihaften der legteren Art handeln würde, der eigenen Prüfung 
fihh entichlagen und dag — wenn auch in bejchräntterem Maße — derjelbe Miß— 
ftand wieder eintreten könnte, welcher vornehmlich zur Beſeitigung der einft all: 
gemein geforderten Staatögarantie geführt hat. Renaud jchlägt vor, lieber den 
Art. 173 H.G.-B. in der Geftalt wieder herzuftellen, die er vor der Novelle 
vom 11. Juni 1870 gehabt hat, alfo zu verfügen, daß es der Landesgejeßgeb- 
ung vorbehalten bleibt, Ausnahmen von der Regel in Berüdfichtigung beionderer 
örtlicher Bedürfniſſe zuzulaſſen. 

Wir meinen aber, daß bei Normirung des Mindeſtbetrages der Aktie auf 
500 Mark allen Bedürfniſſen Rechnung getragen und der Geſetzgeber der Aufgabe 
überhoben iſt, für gemeinnützige, patriotiſche ꝛc. Unternehmungen eine ausnahms— 
weiſe Ermäßigung des geforderten Minimalbetrages möglich zu machen. 

IV. (Ad A. IV und V des Fragebogens.) Nach Art. 209f haben die 
Mitglieder des Vorſtandes und des Nuffichtsrathes den Hergang bei der Gründ— 
ung zu prüfen. Zu diefem Behufe müſſen für Mitglieder, welche zugleich Gründer 
find oder Einlagen gemacht oder einen bejonderen Vortheil fid) ausbedungen haben 
(Art. 2095), Stellvertreter beftellt werden. Die nothwendige Folge diejer Bor: 
fchrift beiteht darin, daß im Falle der Simultangründung, wo alle Aktionäre 
zugleich Gründer find, die Aufſichtsrathsmitglieder refp. deren Stellvertreter über: 
haupt außerhalb des Kreiſes der Aktionäre gefucht werden müffen. Die Motive 
heben dieje Möglichkeit S. 164— 166 ausdrüdlic hervor und tröften den Lefer 
über die Seltiamfeit einer ſolchen Vorſchrift mit folgender Auseinanderjegung 
hinweg : 

„Wenngleich die Gründer zunächſt alle Aktien übernommen haben, werben 
fih von denjenigen, an welche die Eriteren meiſt in fürzefter Zeit Aktien abzu— 
geben haben, von den Emiffionshäufern und Stonfortialbetheiligten, ſowie aus 
den Kreiſen der Intereffenten, welche zwar nod nicht Aktien befigen, aber beab- 
fihtigen, fih an dem Unternehmen zu betheiligen, ſtets genug Perfonen finden 
lafien, welche tüchtig find, die ihnen zugedachte Thätigfeit auszuüben. Bieten 
hierzu die Perſonen in fi die Gewähr, fo würde das Vertrauen zu ihnen auch 
dadurch nicht ausgefchloflen werden, daß fie vorausſichtlich nicht ald Aktionäre 
ſich betheiligen.” 

Wir theilen die Anficht nicht, daß die Auffindung unbetheiligter und doch 
qualifizirter Stellvertreter ein leichtes Stüd Arbeit fein würde. Wir glauben 
im Gegentheil, daß die Gewinnung geeigneter Kräfte für ſolche Poiten in manchen 
Fällen faum zu bewerkftelligen fein wird und daß man auf Leute dürfte zurück— 
greifen müffen, welche fih gewiſſermaßen profellionsmäßig dergleihen Aufgaben 
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widmen würden: auf vereidete Bücherreviforen, Maflenverwalter und Berjonen in 
ähnlicher Zebensftellung. Damit wäre aber unſeres Erachtens der Sache und den 
eigenen Intentionen des Geſetzgebers keineswegs gedient. 

Unſeres Gradtens trifft hier zu, was die Motive (S. 174 und 175) über 
bie Sicherung der Einzahlung jagen. Mißtrauen zu hegen (hier gegen den Auf: 
fichtsrath — dort gegen den Vorſtand) würde wenig nügen und eine bedenkliche 
Beihränfung der Selbitändigfeit der Gefellichaften enthalten. Das Korreftiv gegen 
Sceinoperationen muß vielmehr in der zivile und jtrafrechtlichen Verantwort— 
mortlichkeit der Gejellichaftsorgane und der Gründer gefunden werben. 

Wir find dafür, dat die Klauſel im Eingange zu Art. 2098, betreffend die 
Beitellung von Stellvertreteru, geftrichen werde. 

V. (Ad A VI des Fragebogens.) Die Haftung der Emiflionshäufer wird 
durd den Entwurf (Urt. 1808, Art. 213b) in der Weile geordnet, daß Die: 
jenigen Perjonen, welche vor Ablauf von zwei Jahren jeit der Eintragung der 
Gefellihaft in das Handelsregiiter ein öffentliches Angebot von Aktien erlaflen, 
um dieſe in den Verkehr einzuführen, der Gejellichaft gegenüber folidariich haften 
und zwar für den Schaden, welder der Gejellichaft, ſei es durch unrichtige Ans 
gaben rüdfichtlih der Zeichnung und Ginzahlung des Grundfapitals, jei es in 
dem Falle einer böslihen Schädigung der Geſellſchaft durch Einlagen oder lleber: 
nahmen entitanden ift, infofern fie (die haftenden Perſonen) die Unrichtigfeit oder 
die böslihe Schädigung bei Anwendung der einem orbentlihen Geihäftsmanne 
zufommenden Sorgfalt hätte fennen müflen. 

Wir treten den Ausführungen bei, mit welden (S. 193—197 der Motive) 
dieſe Vorſchläge eingehend begründet find — namentlich auch Hinfichtlich der Zeit: 
bemeflung für die Haftung — und haben mur den einen von dem geehrten Aus: 
ſchuſſe bereitö angeregten Abänderungsvorihlag zu machen, daß der Beweis aus— 
drüdlich dem Stläger auferlegt werden möchte. 


B. Befimmungen, welde unmittelbar aud auf die bereits beftcehenden Gefell- 
fchaften Anwendung finden. 


(In Folgendem ftimmt unjere — u mit derjenigen des }yragebogens genau 
uberein. 

I. Der Art. 226, Abi. 1 und Art. 241, Abi. 2 beitimmen gleichlautend : 
„Die Mitglieder des Auffichtsratheg — des Vorſtandes — haben die Sorgfalt 
eines ordentlichen Geſchäftsmannes anzumenden. Sie haben, wenn fie in Anſpruch 
genommen werden, die Anwendung dieler Sorgfalt zu beweiien.* Die Motive 
bemerfen hierzu erläuternd S. 363: „Trotz dieſer prinzipiellen Gleichitellung mit 
den Mitgliedern des Auffichtsrathes geitaltet fih nad) Lage der Sache thatſächlich 
die Berantwortlichfeit der Mitglieder des Borjtandes im Allgemeinen ftrenger. 
Während von den Mitgliedern des Auflichtsrathes, wenn fie wegen Schadenerjages 
in Anſpruch genommen werden, um ſich zu entlaften, regelmäßig nur nachzuweiſen 
ift, daß fie die Sorgfalt eines ordentlichen Geichäftsmannes auf die ihnen meift 
nur obliegende fontrolivende Thätigfeit angewendet haben, müſſen die Mitglieder 
des Vorftandes für jedes mißglüdte oder Schaden bringende Geſchäft einjtehen, 
wenn fie nicht den Beweis führen, daß von ihnen die Eingehung und Abwidel: 
ung des Geichäftes jelbft mit der bezeichneten Sorgfalt erfolgt ift. Nur ſoweit 
dem Borftand eine bloße Nahprüfung zur Pflicht gemacht worden ift, wie in 
Betreff der Gründerangaben und des Gründungsherganges (Art. 209) iſt die 
Verhaftung der Mitglieder beider VBerwaltungsorgane völlig diejelbe. (Art. 213 c.)“ 
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Was die Beweispflicht der Vorſtandsmitglieder anbetrifft, fo berufen ſich 
die Motive auf die Entiheidung des R.:O.9.G. Bd. 6 S. 215. In dieſem 
Falle handelte es ſich um bie Klage einer Verficherungsbanf gegen ihren Agenten. 
Der Agent hatte ein von der Befigerin einer Mühle nachgefuchtes Darlehen zu 
gewähren empfohlen und die Banf war fpäter, ald das Grundſtück in Folge 
Konfursausbruches in nothmendiger Subhaftation verfauft wurde, mit ihrer 
Forderung ausgefallen. Sie klagte nunmehr gegen den Agenten wegen Berab- 
fäumung der pflichtmäßigen Diligenz auf Schadenserſatz. Beklagter behauptete, 
die ihm obliegende Sorgfalt angewendet zu haben und es entitand zunächſt bie 
Streitfrage: welche der Parteien die Beweislaſt ihrer Behauptungen treffe? Die 
Borinftanzen Hatten zum Nachtheile der Klägerin entichieden; in dritter Inftanz 
bat dad R..D.:9.:6. zu Gunften ber Klägerin reformirt, indem ed annahın, daß 
die Beweislaft des Mandatars nad allgemeinen Grundfägen fchon aus der Nechen- 
Ihaftspflicht folge, die er dem Mandanten gegenüber habe. 

Betreff3 der Haftung und Beweispfliht der Auffichtsrathömitglieder finden 
wir ©. 224 ber Motive Folgendes ausgeführt: „In Berüdfichtigung der bürger: 
fihen Rechtsſätze und in Hinblid darauf, daß Männer, weldien die gehörige 
Geſchäftskenntniß fehlt, im Intereſſe der Gejellichaften und des Publifums von 
der wichtigen Stellung eines Mitgliedes des Nuffichtsrathes ferngehalten werden 
müffen, fann es nicht bedenklich fein, vorzuichreiben, daß jedes Mitglied bei den 
ihm übertragenen Geichäften die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes an— 
zuwenden habe. lm aber dieſer Vorſchrift die erforderliche Wirkſamkeit zu fichern, 
wird es ferner, Angeſichts der vertragsmäßigen Berufung des Auffichtsrathes, 
und da jeine Aufgabe nicht auf eine bloße Revifion ber Geichäftsführung des 
Vorſtandes beichränft, die ihm obliegende Aufficht vielmehr geieglich oder vertrags— 
mäßig vielfach mit einer mitwirtenden Thätigfeit untrennbar verknüpft ift, unbe: 
denflich fein, wenn unbejchabet des beionberen, in Art. 213c geregelten Falles einer 
ausichließlihen Prüfungspflicht, für die allgemeine Gefhäftsführung des Auffichts- 
rathes in Enticheidung einer jegt beftehenden Kontroverſe der Sat aufgeitellt wird, 
dab im Streitfalle das in Anjprucd genommene Mitglied die Anwendung der ihm 
auferlegten Sorgfalt zu beweifen hat, um fih von der Verhaftung zu befreien.” 

Wir find der Anficht, daß es mit Rüdfiht auf die weientliche Erweiterung 
der Pflichten, welche durch das neue Gele Vorftandsmitgliedern wie Aufſichts— 
rathömitgliedern auferlegt werben ſollen, im höchſten Grabe bedenklich wäre, bie 
bisherige Kontroverfe dadurd aus der Welt zu ichaffen, daß die Beweislaft ganz 
generell den angeichuldigten Mitgliedern der Gelellihattsorgane auferlegt würde. 
Mir erinnern zunähft nur am die große Verantwortlichkeit, welche Vorſtand und 
Auffihtsrath in Bezug auf eine jachverftändige und erichöpfende Prüfung des 
Herganges bei der Gründung übernehmen müſſen. Wir machen ferner darauf 
aufmerffam, daß der Auffichtsrath) nad Art. 225 künftig die Pflicht haben ſoll, 
„den Vorftand bei feiner Geihäftsführung in allen Zweigen der Verwaltung zu 
überwachen und fih von dem Gange der Angelegenheiten der Gejelichaften zu 
unterrichten.” Bis dahin beftand für den Auffichtsrath der Aktiengejellihaft nur 
eine Berechtigung in gleiher Nichtung, wie dies auch künftig noch laut Art. 193 
des Entwurfes beim Auffichtsrath der Aftienfommandite der Fall fein joll. Unter 
diefen Umftänden halten wir es für zuläflig und mehr im Intereſſe der Förder— 
ung des Aktienweſens belegen, umgefehrt ein für alle Male zu beftimmen: 

dat PVorftandsmitglieder und Auffichtsrathsmitglieder nur in dem Falle 
verhaftet fein jollen, wo ihnen bewieſen wird, daß fie die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geihäftsmannes nicht angewendet haben. 
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Auch bei Regelung der Beweislaft in diefem für die Mitglieder der Gejell: 
ſchaftsorgane günftigeren Sinne dürfte nadı Einführung der neuen geleglichen 
Beitimmungen über die Haftung der Vorſtands- und Auffichtsrathömitglieder bei 
bielen übrigens durchaus geeigneten Standidaten eine ſchwer zu überwindende Ab: 
neigung gegen Uebernahme folder Posten entftehen und es wird längere Zeit ver: 
gehen müffen, ehe man mit den mwejentlich veränderten Grundlagen, auf welde 
das Aktienweſen geftellt worden ift, in dem betreffenden Streifen vertraut wird. 

II. Art. 191 bezw. Art. 224 enthalten die Neuerung, daß dem Mitgliede 
bes Auffihtsrathes jederzeit durch Generalverfammlungsbeihluß dad Mandat ent: 
zogen werden fann. Die Motive führen S. 215 das Reichsgerichtserkenntniß 
vom 2. Dezember 1882 — I. 438/1882 — an, weldes die jederzeitige Ent: 
hebung eines Mitgliedes des Aufjichtärathes durch die Generalverfammlung für 
zuläffig erklärt, „wenn das Mitglied ihm obliegende wejentlihe Verpflichtungen 
in unzurechenbarer Weile ımerfüllt läßt.“ Wir meinen, daß es mindeltens er: 
forderlid wäre, im Geſetz eine ähnliche beichränfende Klauſel zu machen, wie jie 
hier durch das Neichögericht für nothwendig erachtet wurde. Won einigen Seiten 
ift auch vorgeihlagen worden, den Widerruf von der Anwejenheit eines Minimal: 
bruchtheil® der Aktionäre in der Generalverjammlung und von einer größeren als 
der einfahen Majorität abhängig zu machen. Es wird befürchtet, daß ohne eine 
ſolche Beitimmung eine zufällige Generalverfammtungsmajorität den ganzen ihr 
mißliebigen Auffichtsrath zu befeitigen vermöchte. Die gleihe Sicherheit gegen 
einen jolhen Mißbrauch der Widerruflichfeit der Mandate der Auffichtsrathsmit- 
glieder wird unſeres Erachtens zwedmäßiger dadurd erreicht, daß man dem 
Art. 191, Abi. 4, den Zufag beifügt: 

wenn das betreffende Mitglied ihm obliegende weientliche Verpflihtungen 
in grober Weiſe unerfüllt gelaflen hat. 

Ill. Unfere Kammer pflichtet den Ausführungen der Motive S. 227 ff. in- 
jofern bei, als auch fie der Anficht ift, daß der Generalverfammlung gewiſſe 
Rechte, die ihr nad) der wirthichaftlihen umd juriftiichen Natur der Aktiengejell: 
Ihaft zweifellos zufommen, unter allen Umſtänden rejervirt bleiben müſſen. Der 
Entwurf will es der Generalverjammlung verjagen, fich jelbit durch Delegations: 
beihluß ihrer Machtvollkommenheit zu entkleiden, wenn es fih um folgende 
— handelt: 

1. Aenderung des Inhalts der Statuten, 

2. Erhöhung des Grundkapitals, 

3. Wahl und Abberufung von Mitgliedern des Aufſichtsrathes, 

4. Vergleiche und Verzichtleiſtung hinſichtlich der Anſprüche aus der Gründ— 
ung gegen die aus derſelben der Geſellſchaft verhafteten Perſonen 
(Art. 213d), 

5. Genehmigung der vor Ablauf von zwei Jahren feit Eintragung der 
Gejellihaft in das Handelsregiſter geichlofjenen Verträge über Anlagen 
oder jonitige Vermögensftüde, und 

6. Genehmigung der Bilanz (Art. 239, 239). 

Die Motive erkennen an, daß nur die unter 1 und 2 angeführten VBeichlüfje 
zweifellos der Generalverjammlung vorzubehalten find, daß hinfichtlich der übrigen 
aber ein allgemeines für unanfehtbar zu bezeichnendes Prinzip ſich nicht aufftellen 
läßt. Wir würden mit zwei Einſchränkungen uns damit einverftanden erklären, 
daß auch hinfichtlich der Punkte 4 bis 6 der Generalverfammlung die Delegationg: 
befugniß verjagt werde. Zunächſt wünjchen wir, daß die Beſtimmung über Die 
Bertheilung des Reingewinnes — die Feitlegung der Höhe der Dividende — 
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nicht zu den der Generalverfammlung unbedingt rejerpirten Nechten gehöre und 
daß der Auffihtsrath nicht blos, wie e3 im Art. 193, Abi. 2, und im Art. 225, 
Abi. 1, heißt, die Vorichläge des Vorftandes wegen der Gewinnvertheilung zu 
prüfen, jondern in Folge ſtatutariſcher Beſtimmung definitiv darüber zu befchließen 
in der Lage ſei, unbeichadet bes Reſervatrechts der Generalverfammlung zur 
Genehmigung der Jahresrechnungen und Bilanzen. 

Ferner find wir der Anficht, daß die Berufung eines neuen Aufſichtsraths— 
mitgliedes an Stelle eines während der Wahlperiode ausgeichiedenen bis zum 
Zujammentritt der nädjiten ordentlichen Generalverfammlung dem Auffichtsrath 
mit ber Beichränfung anheimgegeben werben fünnte, daß die Zahl der fooptirten 
Mitglieder niemald mehr als den dritten Theil der funktionirenden Auffichtsrath3- 
mitglieder betragen bürfe. 

IV. Eine Minderheit, welche ein Fünftel de Grundfapital® hinterlegt, fol 
befugt fein, eine Anklage wegen nadläffiger Geihäftsführung oder Geſchäfts— 
auffiht zu erheben (Art. 223); eine Minderheit, welche ein Zehntel des gefanmten 
Aktienkapitals befist, joll gegen den Willen der Majorität eine gerichtliche Unter: 
fuhung dur von Gericht beftellte Neviforen beantragen können (Art. 190b und 
222); eine Minderheit, deren Aftienbeiit den zwanzigften Theil des Grundfapitals 
darftellt, joll in der Lage fein, die Beitellung gerichtlicher Neviforen zur Unter: 
ſuchung beftimmter Bilanz Anfäge zu erzwingen (Art. 239a); endlich foll eine 
Minorität, deren Aktienbefit bei Aktiengejellichaften den zwanzigften, bei Kommandit— 
gefellihatten auf Aktien den zehnten Theil des Grundfapitals repräfentirt, jeber- 
zeit unter Angabe des Zweded und der Gründe die Berufung der Generalverfamm: 
lung verlangen fönnen. (Art. 188 und 237.) 

Bon diefen vier verſchiedenen Minoritätsrechten, welche der Entwurf feſtzu— 
ftellen beabfichtigt, erachten wir nur das Letzte ald annehmbar; die drei erften 
würden in zahlreichen Fällen zu einer Vergewaltigung der Majorität durch die 
Minorität der Aktionäre führen. Der Schaden, welcher für Anfehung und Krebit 
der Gejellihaft durh Ausübung jener Minoritätörechte entitehen fann, ift meit 
höher zu veranichlagen als der durd Sicherung der Minorität vor etwaigen Ver: 
gewaltigungen Seitens der Majorität entipringende Nutzen. Bei vielen induftriellen 
Unternehmungen würde die bloße Beitellung gerichtlicher Nepiforen zur Nachprüfung 
einzelner Bilanzanſätze — alfo ein Cingriff, zu dem man befähigt wäre, fobald 
man fünf Prozent der Aktien in Händen hätte — den zeitweilen Stillitand des 
Betriebes und damit den Ruin des Unternehmens herbeiführen können. Es liegt 
die Gefahr nahe, daß diefes Mittel von einer bösmwilligen Konkurrenz benugt 
werden möchte, um die fernere Mitbewerbung des fonfurrivrenden Ctabliffements 
zu unterbinden! Was die Ananipruchnahme der Geſellſchaftsorgane wegen nach— 
läſſiger Geihäftsführung oder Geihäftsauffiht anlangt, fo meinen wir, daß bie 
Intereffen der Gejelihaft ausreichend gewahrt find, wenn Seitens der General- 
verfammlung ſolche Inanfpruchnahme mittels einfacher Majorität beichloffen werden 
fan. Das Recht der Zwanzigftelminorität (bei Aktiengeſellſchaften — Zehntel: 
minorität bei Aftienfommanditgeiellichaften), jederzeit die Berufung der General: 
verfammlung zu erzwingen, fann zwar auch im gegebenen Falle für den Betrieb 
eined Aftien-&tabliffements ſehr läftig werden, indeſſen enticheidet in der Ber: 
fammlung dann doch die Majorität, und das ift der Grund, warum wir gegen 
dieſes Minoritätsrecht einen Einſpruch nicht erheben. 

Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob die projeftirten Minoritätsrecdhte 
nicht in dem Falle annehmbar ericheinen würden, wenn den Antragftellern volle 
Scabenderfagpflicht, falls ihr Vorgehen fih als grundlos erweift, geieglich auf: 
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erlegt würde? Es fcheint uns nicht zwedmähig, diefen Weg zu betreten, weil 
die gedachten Minoritätsrechte dann nur auf dem Papiere ftehen und ein praftis 
icher Gebraud von ihnen doc nicht gemacht werben würde, es jei denn, daß ein— 
mal in einem bejonderen Falle eine dem Unternehmen übelgefinnte Minorität feine 
Koften ſcheuen wollte — und wären biejelben auch nod fo erheblide! — um 
den MWeiterbetrieb des Etabliſſements zu ftören! 

V. Die am Schluffe des Art. 1852 aufgenommene Beſtimmung, daß ber 
Reichskanzler befugt fein fol, für gemiffe Arten von Unternehmungen Formulare 
für die Bilanz und die Gewinn: und PVerluftrehnung vorzufchreiben, wünſchen 
wir unter allen Umftänden geftrihen zu fehen. Wir nehmen an, daß bie in dem 
zitirten Artifel unter Nr. 1 bis 6 gegebenen Vorfchriften in Verbindung mit 
Art. 31 9.:6.:B. die Aufftellung der Bilanz der Aktieninftitute nad foliden 
kaufmänniſchen Grundjägen vollftändig fihern. Die Einführung eines Schemas, 
welched für alle Gtabliffements derſelben Kategorie gleichmäßig Geltung haben 
jol, könnte namentlich für die dadurch betroffenen größeren älteren Etabliffements, 
deren ganze Buchführung dem bisherigen Bilanzſchema entiprechend angelegt ift, 
äußerft ftörend wirken. Anderjeit3 vermögen wir feinen weientlihen Vortheil in 
einer ſolchen ftreng ſchematiſchen Gleihförmigfeit der Bilanzaufmahung zu er: 
bliden. Die Statiftit würde vielleicht in der Lage fein, tiefere Einblide in die 
Borgänge bei den Aktiengeſellſchaften zu eröffnen, aber diefen rein wiſſenſchaftlich 
oder politiicy zu verwerthenden Errungenichaften gegemüber erjcheint uns die den 
Etabliffement3 und zwar gerade den bebeutenditen unter ihnen unzweifelhaft er: 
wachſende Störung als weit fchwerer in's Gewicht fallend. 

MWenn fih für eine beitimmte Art von lUinternehmungen, auf welche bie 
Aftienvereinsformen Anmwendung finden, die Nothwendigkeit herausitellen jollte, 
regelmäßige Geichäftsüberfichten mit georbnetem Inhalt zu ertrahiren, jo fann 
es füglic der Spezialgeieggebung überlaffen bleiben, die bezüglichen Beltimmungen 
zu treffen. Wir erinnern in diefer Beziehung beifpielsweile an die Ausweiſe der 
Notenbanken. (Bantgefeg vom 14. März 1875, 8 8.) 

Hiermit wären wir am Schluſſe des durch den Fragebogen des geehrten 
Ausſchuſſes uns unterbreiteten Verhandlungsmateriald angelangt und erlauben 
uns nunmehr nur neh, ohne Ginhalten einer bejtimmten Reihenfolge einige 
weitere Bedenken anzuführen, deren Sereinziehung in den Rahmen der Kritik wir 
geneigter Erwägung anheim geben. 

1. Für die Aftienfommandite — wie für die gewöhnliche Kommanditgeſell— 
ihaft — bie NAuflöfungsgründe des Art. 125 9.6.8. Ob von ber Gelegen- 
heit Gebrauch gemacht worden ift, durch richterlichen Spruch die Auflölung von 
Rommanditgejellihaften auf Aktien herbeizuführen, wiſſen wir nicht. Die Motive 
jagen an den betreffenden Stellen darüber nichts. (S. 318.) Wenn aber in 
diefer Beziehung Erfahrungen vorliegen würden, jo wären biefelben jehr wenig 
maßgebend für Beurtheilung der muthmaßlihen Wirkung des gleichen Rechts— 
verhältniffes bei den Aktiengeiellichaften, da die Zahl und das Grundfapital der 
Aftienfommanditen nur flein ift im Vergleih mit Zahl und Grundfapital der 
Aktiengejellichaften, für welche das beitehende Recht eine Auflöfung durch richter- 
lihen Spruch nicht kennt. Es jtehen einander gegenüber, nad) der den Motiven 
beigegebenen Tabelle I: 1169 Aftiengejellihaften mit 5116 Millionen Mart 
Grundkapital und 51 Aftienfommanditen mit rund 157 Millionen Mark Grund: 
fapital. Wenn Ring (a. a. O., ©. 144) Ichreibt: „Die gegen das dem Richter 
zugeiprochene Prüfungsrecht (ob die Erreihung des Gejellichaftszwedes noch möglich 
ift) in Fachkreiien erhobenen Bedenken überjehen, dab für die Aftienfommandit: 


264 Materialien zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechtes 





geſellſchaft eine durchaus analoge Beitimmung bereitö beſteht“, — To will dieſes 
Argument, alio der Hinweis darauf, daß ſolche Beitimmung bei ber Aftien- 
kommanditgeſellſchaft nicht geichabet reip. nicht zu Beſchwerden Veranlafjung ge 
geben habe, nad) Lage der Sache wohl nicht viel bejagen. 

Nah dem Entwurf ift für die Auflöfung der Mttiengefellichaft durch Richter: 
jprud (Art. 242, Ziff. 4, Art. 2424 — Motive ©. 364 u. ff.) Folgendes 
erforderlich: 

a) e3 müſſen die Antheile der Elagenden Aktionäre mindeſtens ben fünften 

Theil des Grundkapitals darftellen, 

b) die beantragte Auflöfung muß zuvor von der Generalverfammlung ab: 

gelehnt worden fein, und 

c) die Erreihung des Gejellichaftsziwedes muß (nad) des Richters Anficht) 

unmöglich geworben fein oder es müfjen andere wichtige Gründe vor: 
liegen. 

Gegen das Auflöfungsmotiv der „andern wichtigen Gründe“ hat fih aud 
Ring, troß der Analogie im englischen Recht, erklärt. 

Nach unserer Meinung ift es überhaupt inopportun, die Frage, ob ber 
Zwed eines Aktienunternehmens noch erreichbar, alfo 3. B. ob der Betrieb eines 
industriellen Ctabliffements noch rentabel ift, der richterlichen Entſcheidung zu 
unterftellen. 

Wir wünjchen, daß die Beftimmung wegen Auflöjfung der Aktieugeſellſchaft 
durch richterliches Urtheil einfach geftrichen werden möchte. 

2. Die jet vorhandenen zwei fnappen Strafparagraphen (Art. 249 und 
249a 9.:6.:3.) find im Entwurfe zu fieben ebenjo voluminöjen wie fomplizirten 
Artikeln erweitert worden. Dies wird wie folgt motivirt: 


Im Allgemeinen haben die Ausschreitungen auf dem Gebiete des Aftien- 
weſens bisher eine ausreichende ſtrafrechtliche Nepreifion nicht erfahren. Daß 
das gemeine Strafrecht bier nicht ausreiche, wo fich nur felten ein birefier Zu: 
jammenhang zwijchen der Täufchung und der Vermögens-Beſchädigung nachweijen 
läßt, ſei Schon bei Herübernahme der Strafbeitimmungen aus ben Einführungs: 
gelegen zum Handelögejegbuh in die Novelle vom 11. Juni 1870 anerfannt. 
Um nun „den Volköbewußtiein Rechnung zu tragen” und nicht ferner zuzulafien, 
daß ohne Strafandrohung das Publikum durch betrüglihe Manöver verleitet 
werben könne, Aktien zu erwerben, „denen nur ein Scheinwerth anhaftet*, müfle 
auf dem hier vorliegenden Gebiete der Thatbeftand des Betrugs zerlegt und ſchon 
das betrügeriihe Manöver an jich beitraft werden, ohne Rüdliht auf den Nach— 
weis einer dadurch entitandenen Benachtheiligung. 

Wie die Strafbeitimmungen wegen Betrug, fo jollen auch die allgemeinen 
Strafandrohungen wegen Untreue hier nicht ausreichen und wäre baher der That: 
beitand der lintreue von Gefellihaftsorganen zu beftrafen ohne Rüdfiht darauf 
ob die Handlung von dem Thäter in der Abjicht begangen worben ift, fich oder 
Anderen einen VBermögensvortheil zu verichaffen oder nit. Demzufolge lautet 
der neue Art. 249: 

„Berjönlich haftende Gefellichafter, Mitglieder des Aufſichtsraths und Liquis 
datoren einer KHommanditgeiellihaft auf Aktien, ſowie Mitglieder des Vorftandes 
und des Auffihtsrath3 und Liquidatoren einer Aktiengeiellichaft werden, wenn fie ab: 
fichtlich zum Nachtheile der Gejellihaft handeln, mit Gefängniß und zugleidy mit 
Gelditrafe bis zu 20000 Mark beitraft. Zugleih fann auf Verluſt der bürger: 
lihen Ehrenrechte erfannt werben.“ 
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„Abfichtlih zum Nachtheile der Gefellihaft handeln" — das iſt eine jo 
dehnbare Formel, daß energifche Leiter oder ängftliche Auffichtsräthe von Aftien- 
geiellichaften, wenn ihre geihäftlichen Maßregeln oder Unterlaffungen von Mißer: 
folgen begleitet find, jehr leicht in die Lage fommen können, daß fie angeklagt und 
wohl gar verurtheilt werben. Das Grftere ift für den Betreffenden jchon unan— 
genehm genug — mag der Prozeß auch mit Freiſprechung endigen. 

Ohne auf Einzelheiten weiter eingehen zu wollen, möchten wir anheim 
ftellen, zu erwägen, ob der Handelstag nicht auch die Frage prüfen follte: ob, 
bezw. in wie weit die vorgeichlagene Verſchärfung der Strafbeitimmungen — 
ihon dur die erleichterte Anklageerhebung — die Neihe der für Vorftands- 
und Auffichtsrathaftellen disponiblen Perſonen allzujehr zu lichten vermöchte ? 

3. Das Individualrecht de3 einzelnen Aktionär reip. Kommanditiſten zur 
Anfechtung von geſetz- oder ftatutenwidrigen Beſchlüſſen der Generalverjammlung, 
wie es dur Art. 190a und Art. 222 geordnet ift, ericheint einerfeit® zu eng 
und andererjeit3 zu weit begrenzt. 

Der nicht erjcheinende Aktionär bezw. Kommanbditift darf präfumiren, daß 
die Generalverfammlung in feiner Abwejenheit mindeſtens feine gefeg- und ftatuten: 
widrigen Beſchlüſſe faffen wird. Es ift daher unbillig, ihn ſeines Einſpruchs— 
reht3 verluftig gehen zu laffen, weil er nicht anmwejend war. (Nur wegen nicht 
—— Berufung der Generalverſammlung ſoll er auch dann noch anfechten 
ürfen). 

Auf der anderen Seite halten wir es für nicht angemefien, dem erjchienenen 
Kommanbitiften bezw. Aktionäre eine Frift von vollen drei Monaten für die 
Anbringung jeiner Klage zu geben. Dadurd hätte er, wie Ring (S. 130 a. a.D.) 
treffend hervorhebt, während dieſes anſehnlichen Zeitraums Gelegenheit, die Ge: 
ſellſchaft beitändig mitteld Klageandrohung in Schach zu erhalten. — Wir em: 
pfehlen eine Abkürzung dieſer Friſt auf vierzehn Tage oder längitens vier Wochen. 


VO. 12. Deutſcher Handelstag. Bericht über den Entwurf 
| eines Geſetzes betreffend die Kommanditgejellichaften auf Aktien 
und die Aftiengejellichaften, 


(Punkt 3 der Tagesordnung) 


| eritattet auf Grund der Gutachten, welche in Beantiwortung des Nundjchreibens des Präfidiums 
vom 12, November 1883 abgegeben find von den Handeldfammern bezw. Korporationen zu: 
Aahen-Burticheid, Altona, ugeburg, Baden, Bayreuth, Berlin, Bielefeld, Braunichweig, 
Bremen, Breslau, Bromberg, Chemnig, Coblenz, Eöln, Colmar, Cottbus, Crefeld, Danzig, 
Darmftadt, Dresden, Düfjeldorf, Düſſeldorf (Verein), Elberfeld, Flensburg, Frankfurt a. M., 
Frankfurt a. D., Freiburg i. Br., Gera, Giehen, Göttingen, Halberjtadt, Halle, Hamburg, 
——— Hannover, Harburg, Heidelberg, Heidenheim, Heilbronn, Hildesheim, Hirſchberg, 
arlsruhe, Kiel, Königsberg, Landau, Lauban, Leipzig, Lübeck, Lüneburg, Magdeburg, Mainz, 
Mannheim, Meiningen, Memel, Minden, Mülhauſen i. E, Münden, Nordhauſen, Nürnberg, 
Offenbach, Osnabrüd, Sagan, Schweidnig, Siegen, Stolberg, Stralfund, Straßburg, Tilftt 
Trier und Wiesbaden. 
Ausführlich find in diefem Bericht nur diejenigen Gutachten behandelt, welche fich nicht 
im völligen Einflang mit den amtlihen Motiven befinden. Cine Wiederholung der legteren 
würde den Umfang des Berichts unnöthiger Weife erweitert haben; die Objektivität desjelben 
dürfte hierumter aber um jo weniger gelitten haben, als der Gejegentwurf nebjt Motiven 
ih in den Händen der Mitglieder des Handelstages befindet, die amtliche Begründung der 
Vorſchläge alfo allgemein befannt iſt. 
Auch die in einzelnen Gutachten gemachten Verbeſſerungsvorſchläge find nicht wieder: 
gegeben worden, weil es faum als die Aufgabe der Plenarverjammlung des Deutichen Handels— 
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tages erachtet werden kann, den Entwurf in jeinen einzelnen Theilen zu amendiren. Nur 
wo dieje VBorjchläge zum Verſtändniß des Gutachtens erforderlich find, werden jie ausführlich 
mitgetheilt werden. 

Die Bezugnahme auf die Gutachten in den Anmerkungen foll nicht etwa heißen, dab 
die bezeichneten Handelsvorjtände mit der Begründung im Terte Wort für Wort einverjtanden 
find; es ſoll dadurch vielmehr nur die allgemeine Zuſtimmung fonjtatirt werden. 


Nachdem eine Abänderung der beftehenden Gejege über das Aktienweſen ſchon 
im Jahre 1873 im preußiichen Abgeorbnetenhaufe in Anregung gebracht war, 
wurde biejelbe durch die Beichlüffe des genannten Abgeordnietenhauies vom 29. März 
1876 und des Bundesrathes vom 13. März 1877 für dringend geboten erflärt. 
Ueber die Richtung aber, welche dieje legislative Reviſion zu nehmen hätte, wurbe 
weder in jenen Beichlüffen eine Direktive ertheilt, noch war bie öffentliche Meinung 
darüber einig geworden. 

Somohl in der reichhaltigen Literatur über den Gegenitand als auch in den 
von den Rejlortminiftern eingeforderten Gutachten der Handelskammern trat auf 
der einen Seite das Verlangen hervor, in Fortiegung der Reform, welche bie 
Novelle vom Juni 1870 mit der Beleitigung des Konzeſſionsweſens und der 
Staatsauffiht über die Aktiengeiellichaften begonnen hatte, alle die Vertragäfrei- 
heit einichränfenden Maßregeln zu befeitigen und dadurd dad Publikum, indem 
ihm die Vorftellung genommen wird, als könne und wolle der Staat durd vor: 
forgende Beitimmungen das Intereſſe der bei Handelsunternehmungen mit Kapital 
betheiligten Aktionäre wahrnehmen, zur Selbitprüfung der Verhältniffe por Ein: 
tritt in einen Aftienverein anzuhalten, Hierin wurde das beite Mittel erblidt, 
gute Unternehmungen zu fördern und fchlechte zu befeitigen. 

Bon der andern Seite wurde eine weſentliche Einſchränkung der Vertrags: 
freiheit auf dem Gebiete des Aſſociationsweſens gefordert, welche nad) dem be 
beitehenden Recht eine ungebührliche, die Intereffen der bei Aftienunternehmungen 
betheiligten stapitaliften gefährdende und deshalb dem öffentlichen Intereſſe wider: 
ftreitende Ausdehnung zulafle und gefunden habe. Diefe Beſchränkung aber jollte 
nad der Meinung der Vertheidiger dieſer Anficht entweder durd Wiedereinführung 
der Konzeſſion und der Staatsauffiht oder durch Anftellung eigens zu dieſem 
Zweck vom Staat angeftellter Infpektoren oder durch geſetzliche Beitimmungen 
über die Gründung und Verwaltung von Aktiengejellichaften herbeigeführt werben. 

In dem erfteren Falle wird bei der Wahl der einzuführenden Reformen die 
Unterfuhung fih auf die Feſtſtellung der Fragen zu richten haben, bei denen 
bom Standpunkt völliger Vertragsfreiheit noch beitehende Beſchränkungen aufzu— 
heben oder aber im Intereſſe des öffentlichen Wohle einzuführen find. Im andern 
Falle Handelt es fih um eine folde Abgrenzung nicht, fondern um Beſtimmungen 
für ein Normalftatut, welche geeignet find, die Pflichten der die Gefellichaft 
gründenden und ihre Geichäfte leitenden und überwacenden, ſowie die Rechte der 
ſonſt dabei betheiligten Perfonen richtig gegen einander abzumwägen und die 
Fälle feftzuitellen, in denen die Organe der Staatöverwaltung einzugreifen haben. 

Selbjtverftändlih werden fich vielfach die von diefen gegenfäglichen Auf: 
faflungen ausgehenden Gefegesporichriften in manchen Punkten berühren und 
deden. Aber abgejehen von jonftigen Unterſchieden wird bei der Beurtheilung 
von Reformvorichlägen die WVerfchiedenheit des Standpunkts von durchichlagender 
Bedeutung fein. In dem einen Fall wird eö fih nur um die Erwägung handeln 
ob dieſe oder jene Vorſchrift im öffentlichen Intereffe unbedingt geboten erfcheint 
und demgemäß ihre Abänderung durch den Gejellihaftsvertrag zu unterjagen ift. 
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Im andern Falle wird zu erwägen fein, ob durch die betreffenden Vorſchriften 
die damit beabfichtigten Zwecke erreicht, ob die für alle denkbaren Fälle getroffenen 
geieglichen Negelungen einen allgemein giltigen Charakter haben und alle Mög: 
lichkeiten angemeſſen berüdfichtigen oder ob fie etwa nur für gewille Kategorien 
vaflen und ob nicht fühlbare Lüden vorhanden find, weldhe der Ergänzung 
bebürfen. 

Der vorliegende Gelegentwurf ſchlägt einen vermittelnden Meg ein und 
geht von ber Anihauung aus, dak zwar die ftaatliche Konzeſſion und die Staats— 
aufficht nicht wieder einzuführen fei, daß aber die nady dem beitehenden Recht ge: 
währte Vertragsfreiheit in weientlichen Punkten beichräntt werben und das Handels— 
gericht in beitimmten Fällen nicht blos auf Anrufen enticheidend, fondern aud) 
felbitändig leitend und ordnend eingreifen müſſe. 

Die auf den Entwurf bezüglihen Fragen, um deren Beantwortung der 
bleibende Ausihuß des Deutichen Handelstages mittels Zirkularſchreibens vom 
12. November v. J. gebeten hat, hatten weniger den Zwed, die Meinungen über 
die einzelnen vorgeichlagenen Beitimmungen hervorzurufen, ald ein Urtheil darüber 
zu erhalten, in wie weit die leitenden Gefichtspunfte des Entwurfs gebilligt oder 
angegriffen werden. Dieſe Abficht ift in dem Schreiben, mit welchem der Frage— 
bogen überſchickt ift, angedeutet. 

Die von den Mitgliedern eingegangenen Antworten laflen den Standpunft 
nicht durchweg klar erfennen, von dem fie bei der Beurtheilung der Reformvor— 
Ichläge ausgehen. Viele halten fih an den Wortlaut der Fragen und bemeilen 
die Zuläffigfeit des einzelnen Borichlages nad) feiner allgemeinen Zweckmäßigkeit, 
nicht aber nad) der inneren Nothiwendigfeit für eine neue geiegliche Negelung des 
Aktienweſens. Das Referat ift deshalb genöthigt, denielben Weg zu verfolgen 
und die in dem vorbezeichneten NRundichreiben aufgeitellten Fragen der Reihe nad) 
zu behandeln. Auf dieſe Weije dürften die in den verichiebenen Gutachten der 
Mitglieder des Deutichen Handelstages niedergelegten verichiedenen Anfichten anı 
wirfjamiten zur Geltung kommen, 

Ein fleiner Theil diefer Gutachten äußert gegen die Geſetzesvorlage feine 
Bedenfen oder erflärt feine Zuftimmung unter mehr oder minder ausführlicher 
Wiederholung der in den amtlichen Motiven enthaltenen Begründung. Andere 
ftimmen zwar einzelnen Borichlägen des Entwurfs oder auch einer ganzen Reihe 
derielben bei, unterftügen ihre Enticheidung jedoch mit Gründen, welche von denen 
der Motive abweihen. Ein dritte Klaſſe von Gutachten endlich erklärt fich unter 
Angabe von Gründen gegen eine größere oder fleinere Zahl der vorgeichlagenen 
Beitimmungen. 


Mit der Tendenz des Entwurfs: „die Auswüchſe, welche ih bei Gründung 
von Aktiengejellihaften und Kommanbditgeiellihaften auf Aktien bislang ergaben, 
thunlichft zu befeitigen” erklären fi die Gutachten wohl durchweg einveritanden. 
Die Dringlichkeit der Reform aber wird in dem von den Motiven zum Entwurf 
behaupteten Maße als wirklich vorhanden vielfach in Abrede geitellt. Denn wenn 
auch — jo wird ausgeführt — im wirthichaftlihen Leben, wie die Motive be- 
haupten, ein neuer Aufſchwung fich zeige, fo könne nicht dargethan werden, daß 
das Kapital fich neuerdings der auffteigenden Bewegung auch zur Gründung von 
Aktiengeſellſchaften „bemächtige*, was wohl heißen folle, in unberechtigter Weile 
Mitteld zu BBereiherung auf Koften Dritter ſich bediene. Ebenſo ericheine es 
auch unzutreffend zu jagen, „daß das Bertrauen in die beitehende Aktiengeſetz— 
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gebung erjchüttert jei, durch Aenderung derfelben dies Vertrauen wieder hergeitellt 
werden müfle* (Mot. S. 49), denn wo immer in Deutichland eine folide Unter: 
nehmung heutzutage in Form einer Aktiengefellichaft begründet werde, finde fie 
unter der biöherigen Gejeggebung willig das nöthige Geld. Ein unbebingt durch— 
ichlagender Grund, die Wenderung des Altiengeſetzes ſchon jest und nicht erft 
bei der bevorjtehenden Nevifion des Handelsgeſetzbuches vorzunehmen, liege ſonach 
faum vor. 

Es wird ferner behauptet, daß die Folgen der Anfangs der 70er Jahre 
itattgehabten Gründung zahlreicher Nftiengejellihaften in ihrem Geſammtreſultat 
feineöwegs ſo überaus jchlimm gewejen feien, wie vielfach angenommen werde. 
Freilich habe der jeit dem Jahre 1873 auf faft allen Wirthichaftsgebieten einge: 
tretene Rüdichlag die Aktiengeiellihaften faft ausnahmslos in ihren Dividenden 
geihmälert und Konkurſe, Liquidationen, Abichreibungen am Grundfapital zu 
großen Beträgen haben Pla gegriffen; dasſelbe fei aber gleichzeitig in ſehr be 
deutendenm Umfang bei Privatgefchäften vorgefommen und bei diefen auch in Ge— 
ichäftszweigen, in denen eine Konkurrenz der Aftiengejellichaften nicht oder nur in 
untergeorbnetem Maße vorhanden war. 

Bedenfe man aber, daß bei einem Engagement in Aftiengejellihaften von 
5116 Mill. Markt nur ein Betrag von 167 Mil. Markt (nit 3 Proz.) in 
Konkurs gerieth (dabei zu faft 30 Proz. Aktiengejellihaften, welche vor 1871 
gegründet worden waren), daß bei den eingetretenen, allerdings jehr ftarfen Liqui— 
dationen von zujammen 1169 Mill. Mark nur ein Verluft von 241 Mill. Mar, 
d. i. faum über 20 Proz. deö betreffenden Kapitals fich ergab, dab endlich bei 
den vorgenommenen Herabſetzungen des Grundkapitals von 415 Mill. Mark die 
betreffenden Gejellihaften nur da einen thatfächlichen Verluſt am Gejellichafts- 
fapital erlitten, wo die Reduzirung diefes Ktapitald im Wege der Zuiammenlegung 
von Aktien erfolgt war, daß aber die Reduzirungen legter Art nur 198 Mill. Mart 
betrugen und in vielen Fällen ohne oder nur mit geringem direkten Verluſt für 
Aktionär und Gejellichaft erfolgten, fo könne man wohl nicht behaupten, daß die 
Berlufte der Aktiengefellihaften ſelbſt im Verhältniß zu den Berluften, welche 
allgemein und allenthalben in Folge der wirthichaftlichen Kriſe entitanden waren, 
ungebührlih hohe geweſen jeien. 

Speziell in Baden joll der Auf nad einer Reform der Aftiengefeggebung 
nie laut geworden fein, weil dort — ebenfo wie in Oberfranken, Mittelfranfen, 
Schwaben und Neuburg, im Elfaß, in Schleswig (Ipeziell Flenaburg), Lüneburg 
und Lübeck — feine Mißſtände und vielleiht nur bie und da Ausfchreitungen 
auf dem Gebiete des Aktiengeſellſchaftsweſens zu Tage getreten feien. Deshalb 
wird auch die Behauptung der Motive: daß eine Ausdehnung der ftatiftiichen Er- 
mittelungen über die Entwidelung der Aktiengeiellichaften in Preußen faum ein 
anderes Bild der Verhältniffe ergeben hätte, als die für Preußen gefammelten 
Materialien es bieten — als unzutreffend beitritten. 

Die Uebelftände, welche fich jeit der Novelle von 1870 heraußgeftellt haben, 
werden bon mehr als einer Seite auf wejentlich andere Gründe ala auf Mängel 
und Lüden in der bisherigen Geſetzgebung zurüdgeführt. Sie follen nad) dieſer 
Anihauung ihren Grund in der Natur der Kommanditgejellihaft auf Aktien und 
der Aktiengefellichaft, namentlih in der Stellung des Aktionärs zur Gefellichaft 
haben und durch die Geleggebung überhaupt nicht abgeftellt werben können. Ein: 
zelne Webelftände mögen entitanden fein aus der nicht jehr präziien Faſſung ber 
betreffenden Geſetze; fie ſeien indeſſen durch die Rechtſprechung inzwiichen größten: 
theils abgeftellt. In Erwägung diefer Thatiahen und auf Grund der gemachten 
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Erfahrungen wird dann die Heberzeugung ausgeiprocden, bat abgeiehen von ver: 
einzelten Füllen, die VBerwaltungsorgane der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
und der Aktiengefellihaften unter Aufwendung der äußeriten Sorgfalt und mit 
voller Treue verwaltet haben und durchaus fein Grund vorhanden it, gegen fie 
ein dur und durh von Mißtrauen erfülltes Gelegenheitögeieg zu erlaflen. 
Diefer Charakter des „Lückenbüßers“, des „Einſchiebſels“ in eine organiiche 
Gejeggebung Toll nach der Anficht vieler Gutachten auch darin Ausdrud finden, 
daß der Entwurf in vielen Punkten allaujehr von polizeilichen ſtatt volkswirth— 
Ihaftlih pofitiven Erwägungen ſich beitimmen laffe, wodurd das ganze Geſetz 
gewiffermaßen das Gepräge aftienftrafrechtlicher Art erhalten habe. Der Ent: 
wurf fei erfichtlih aus der Beobachtung einzelner, an fich verwerfliher Vorgänge 
bei der Gründung und Verwaltung von Aktiengeiellihaften und aus den Streben 
folhe Borgänge unbedingt unmöglich zu machen, hervorgegangen und gelange zu 
Stautelen, welche mehr geeignet ericheinen, weitgehendes Miptrauen gegen die große 
Mehrzahl der nach ihrer Gründung und Leitung foliden Aktiengeſellſchaften und 
die Organe derielben zu erweden, von Gründung und Leitung der Aktiengeiell: 
ichaften unb von ber Betheiligung an denſelben abzufchreden und dadurch einen 
ſehr wefentlihen Faktor zur Förderung ber wirthichaftlichen Zuftände zu Schwächen. 
Deshalb wird von ſehr vielen Seiten und felbit in folchen Gutachten, welche fich 
im Ganzen oder im Einzelnen mit dem von dem Entwurf verfolgten Zweck ein: 
verftanden erklären, die Anficht ausgeſprochen), daß die vorgeichlagenen Bes 
ftimmungen weit über das Ziel hinausichießen, daß fie nicht die ſchädlichen Aus— 
wüchſe bes Aktienweſens treffen und den Keim neuer Mebelftände in fich tragen. 
Hieran ſchließt fih dann folgereht der Vorwurf, daß die Prinzipien, welche 
in dem Gefegentwurfe und befien Begründung ihren Ausdrud gefunden haben, 
ben Berfehröbebürfnifien unferes wirthſchaftlichen Lebens nicht entiprehen. Das 
wirthichaftlihe Leben unjeres Jahrhunderts dränge mit den Mufgaben, welche 
es ſich Stellen müfle — ſeien diefelben auf VBerwerthung neuer Erfindungen oder 
auf Vervollkommnungen auf techniichem Gebiete, jeien fie auf Erweiterung der 
Verkehrswege oder auf Vermittelung bes Geld- und Krebitbebarfs gerichtet — auf 
große Anlagen hin, zu deren Schaffung die Privatvermögen nicht immer aus— 
reihen. An Stelle der Lesteren müflen daher die Aftiengefellihaften und Die 
Kommanditgeiellihaften auf Aktien treten. Das wirthichaftliche Bedürfniß unierer 
Zeit ſei alfo nicht die Verminderung, fondern die Vermehrung folcher großer Ge: 
ſellſchaften und deshalb ſollte das wirthichaftliche Ziel unferer Gejeggebung darauf 
gerichtet fein, die Bildung derſelben zu erleichtern, nicht aber darauf, fie zu er: 
ihweren. Beſchränkungen jollten nur in joweit eine Stelle finden, als dieſelben 
durch das öffentliche Interefie und zum Behufe der Berhütung betrügeriicher 
Manipulationen geboten feien. Der vorliegende Entwurf aber weiche von biejem 
Ziele vielfah ab und lege der Errichtung und dem Betriebe von Weftiengefell: 
ſchaften Hinderniffe in ben Weg, deren Nothmwendigkeit nicht anzuerkennen ſei. 
Insbeſondere aber in Deutichland, wo die Kapitalbildung noch nicht jo weit 
vorgefchritten fei, wie in den Ländern, mit denen es in eriter Reihe den Stone 
furrenzlampf zu beitehen habe, fei die Aflociation des Kapitals eines der vor— 
nehmlichſten Hilfsmittel, um durch Veredelung der eigenen und fremden Rohpro— 
dukte und Halbfabrifate das dem Wolfe erforderlihe Arbeitsguantum zu fchaffen, 


1,3. B.: Coln. Straßburg i. E. Augsburg. Mülhaufen i. E. Nürnberg. Osnabrück. 
2. remen. Berlin. Lübel. Stuttgart. Chemnitz. Leipzig. Mannheim. Halberſtadt. 
den u. U. 
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die Bildung neuer Werthe und Kapitalien zu fördern, die Sicherung gegen Be: 
ihädigung oder Verluft des Eigenthums und Gelegenheit zur Rapitalanfammlung 
für den Todesfall zu gewähren, jowie dad Strebitbebürfniß zu befriedigen und 
an der Regelung bes Geldumlaufs mitzuwirken. 


Gehen wir nun zu den Fragen über, welche den meiften Gutachten zu Grunde 
nelegt find und beichäftigen wir uns zunächſt mit denjenigen Beitimmungen, 
welche ſich nur auf Hinfort neu zu gründende Gejellichaften beziehen: jo findet 
die Vorichrift des Entwurfs, daß bei der Kommanbditgejellihaft auf Aktien die 
Untheilsicheine nur auf Namen lauten jollen, jehr wenig Beifall. 

E3 wird vielfah überhaupt nicht anerkannt, daß ein innerer Grund zu 
einer verjchiedenertigen Behandlung der Aftienfommandite und der Aftiengejell- 
ſchaft in diefer Beziehung vorliege. Der Gegenjtand des Unternehmens ſei es, 
welcher bei der Wahl jener beiden Formen der Aflociation ausjchlaggebend zu 
fein pflege. Die Anficht der Motive, daß bei der Aftienfommandite das Unter: 
nehmen und defjen bisherige Gigenthümer es jeien, weldye dad zum Betriebe und 
zur Ausdehnung desſelben gewünſchte Stapital juchen, während bei Attiengejell- 
ichaften das betrieböluftige Stapital fi) nad) einem Unternehmen und nad) Direktoren 
für dasjelbe umfehe, jei eine geiftreihe und in manchen Fällen zutreffende Ab— 
ftraftion, aber doch immerhin nur eine Abftraftion, welche von einer Anzahl 
von einzelnen Fällen gemacht jei und feineöwegs das ganze Gebiet erichöpfe. 

Eine wirthihaftlihe Nöthigung zu der Beichränfung der Aktienfommandite 
auf den Gebrauch von Namensattien fehle‘). Als einzigen Grund der differentiellen 
Behandlung der beiden Gejellihaftsformen bleibe nur der übrig, daß man nad) 
Vorgang der Motive meine, die juriftiiche Geftaltung beider Formen in ihrer 
Verſchiedenheit Ichärfer als bisher ausprägen zu müſſen, um die Betheiligten zu 
einer reiflicheren Erwägung bei der Gründung zu veranlaffen, welche von beiben 
Formen für das Unternehmen nad der Natur und Beſtimmung desjelben die ges 
eignetjte jei, Da nun aber nad) der weiteren Ausführung der Motive die alleinige 
Verichiedenheit beider Gejellihaftsformen in der Stellung der perjönlich haftenden 
Gejellichafter liege, To folge, daß es nicht geboten jei, eine Verſchiedenheit in 
der Form der Aktien zu ftatuiren und der Aktienkommandite das Wahlrecht 
zwiichen Namens> und Inhaberaktien, welches man der Aftiengefellihaft zugeftehe, 
zu verweigern. 

Der Entwurf wolle freilich erfichtlich die Gründung von Aktientommanditen 
gegenüber der Gründung von Aktiengeſellſchaften begünftigen, um womöglich zu 
bewirfen, daß erftere Form, welde jest die Ausnahme bilde, zur Negel werben 
möge. Dieſer Tendenz zu Liebe möge neben mander anderen Bejtimmung aud) 
die obige Vorfhrift in den Entwurf gefommen fein. Der Vorichlag werde aber 
in dad Gegentheil ausfchlagen. Sei einmal, wie die Motive jelbit bezeugen, das 
Streben des Verkehrs auf die Inhaberaftien gerichtet, jo könne die Beſchränkung 
der Aftienfommandite auf Namensaktien nur eine Ablentung des Kapitald von 
diefer Geſellſchaftsform bewirken. 


) Minden. Cöln. Hanau. Nordhaujen. Breslau. Königsberg. Nürnberg. Lüneburg. 
Dsnabrüd. Halle. Wiesbaden. Bremen. Wltona. Danzig. Caſſel. Coblenz. Wachen: 
Burticheid. Stolberg. Braunſchweig. Düfjeldorf (Berein). Berlin. Sagan. Dffenbad. 
Siegen. Heibronn. Chemnig. Heidenheim. Hildesheim. Magdeburg. Bielefeld. Halber: 
itadt. Frankfurt a. M. Heidelberg u. A. 
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Zudem liege in Bezug auf die Umlaufsfähigfeit zwiihen Namens: und In: 
haberaftien ein Unterſchied, welchem wirthichaftlihe Bedeutung beizumeffen wäre, 
überhaupt nicht vor, denn die Zuläffigfeit des Blankoindoffaments macht die 
Namenaktien ebenjo leicht übertragbar als es die Inhaberaktien find. Führen die 
Motive weiter aus, „die Namensaktie fichere eine größere Stabilität in dem Perſonale 
der Aktionäre und ein erhöhtes Interefle an dem Geſchicke der Geſellſchaft“, fo 
ſcheine hier die Urfahe für die Wirkung genommen. Wohl dürfe man annehmen, 
daß derjenige, welcher von vorne herein ein größeres Interefle an der Geiellihaft 
nehme, unbedenklicher die Betheiligung durch Namensafktien eingehen werde; allein 
wenn das Intereſſe nicht a priori vorhanden, fo werde die Art der Aktie das- 
jelbe nicht ichaffen oder ändern und, wenn und fobald der Betheiligte das In: 
tereffe verliere oder fein Bortheil ihn dazu beitimme, fo werde er auch die 
Namensaftie verkaufen, jelbit wenn der Verkauf jchwieriger und umftändlicher 
fein jollte. 

Einem noch größeren Widerſpruch begegnet die Beitimmung, welche von den 
periönlich haftenden Gejellichaftern eine Betheiligung fordert, die zufammen ein- 
Ihlieglich de3 Gejammtfapitals der Kommanditiften den zehnten Theil des Gejell- 
ſchaftsvermögens bdarftellt und welche Beſtimmung die Dauer diejer Betheiligung 
auf zehn Jahre bemißt. 

Bon der einen Seite wird es zwar gebilligt, daß der Geſetzentwurf der 
Kommanditgejellihaft auf Aktien die ihr juriftiich zufommende Stellung als einer 
Unterart ber reinen Kommanditgeſellſchaft belaſſe. Nun werde es aber bei der 
gewöhnlichen Kommanditgeſellſchaft wohl als jelbitverftändlich vorausgejegt, daß 
der periönlich haftende Geiellihafter den Haupttheil feines Vermögens in der Ges 
jellfichaft arbeiten laffe und demgemäß jederzeit an dem Gewinn und Verluſte 
der Gejellihaft direkt betheiligt je. Es ſcheine demnah aud ſachgemäß die 
geieglichen Vorjchriften über die Aftienfommandite jo zu geftalten, daß die per: 
Tönliche Haftbarkeit des Kommplementärs fi nicht in eine Art von Bürgichaft ab» 
ſchwäche, welche erit wirffam werde, wenn das geſammte Kommanditkapital bereit 
verloren ſei. Derjenige Komplementär, welcher in jedem Verluftjahre eine empfind— 
liche Einbuße an feinem in der Gejellichaft arbeitenden Vermögen erleidet, habe 
viel mehr Anreiz zu einer ftetigen Anſpannung all’ feiner Geiltesfräfte bei dem 
Betriebe der Geihäfte als ein folder SKomplementär, deſſen Vermögen zu den 
Gejellichaftöverluften zunächſt nichts beizutragen habe und welder hoffen könne, 
daß der Fall feiner perfönlichen Haftbarfeit faum jemals eintreten werde. 

Dagegen wird aber eingewendet'), daß eine Beſchränkung der Vertragsfreiheit 
in dieſer Beziehung nur jchädlich wirken könne, Ueberall da, wo das wirth— 
ſchaftliche Bedürfniß zur Wahl der Gejellihaftsform der Aktienkommandite ver: 
anlafje, würde durch die Verträge ohnehin für eine erhebliche Betheiligung der 
perſönlich haftenden Gejellihafter gelorgt werden und ebenjo für eine Bindung 
derjelben an dad Intereſſe der Gejellihaft auf eine Reihe von Jahren. 

In vielen Fällen jei dagegen dad Hauptgewicht auf die perjönlichen Eigen: 
Ihaften, die geichäftlihe Erfahrung und den Charakter des Mannes zu legen. 
Eriteres werde namentlih der Fall fein, wenn es fih um die Leitung eines 
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Sadfenntniß erfordernden induftriellen GtabliffementS oder gar um die Aus: 
beutung einer Erfindung handle. Die Vorichrift werde dann die Auswahl uns 
nöthiger Weile außerordentlich beichränfen oder dahin führen, daß oft mehrere 
perſönlich haftende Gejellichafter aufgeltellt würden, von denen der eine vielleicht, 
obgleich er zur Leitung des linternehmend ganz ungeeignet jei, gewählt werde, 
weil er das erforderliche Vermögen befige, während der andere, welcher vermögens: 
108, in Wirklichkeit der Leiter des Unternehmens ſei, fo dab ſich der Eritere ala 
Strohmann darftelle. 

Die Tragweite der gedachten Beitimmung ſei aber noch dadurch bedeutend 
vergrößert, daß ein perjönlich haftender Gejellichafter bei jeinem Ausscheiden feinen 
Antheil erjt nah Ablauf einer zehnjährigen Friſt joll veräußern dürfen (Art. 181). 
Diefe Beitimmung würde viel tüchtige Geichäftsleute davon zurüdichreden, in die 
Stellung eines perjönlich haftenden Gejellicafter® einzutreten und unter anbern 
namentlih auch im Tobesfalle für die hinterbliebenen Erben des Geiellichafters 
von oft jehr mißlihen Folgen fein. 

Ueber die Trage, ob bei der Kommanbitgeiellichaft auf Aktien die „Simultan— 
gründung* auszufchließen fei, wie der Entwurf fordert, oder nicht, gehen die 
Urtheile weit auseinander. Während auf der einen Seite die Simultangründung 
bei diefer Gejellihaftsform für unmöglich erklärt wird, wird fie von ber andern 
Seite!) nit nur für möglich gehalten, fondern es wird in ihrer Ausſchließung 
fogar eine durch das wirthichaftliche Bedürfniß nicht gerechtfertigte Erichwerung 
ber Gründung folder Gejellihaften gefunden. 

Es müfje als ein ganz naturgemäßer Vorgang gelten, daß fid) die perſönlich 
baftenden Gejellihafter der Zuftimmung der Kapitaliften, deren Mitwirkung als 
Kommanbditiften fie wünjchen, im voraus vergewiffern und daß fie in einem ſolchen 
Falle den Gejellihaftsvertrag auf dem Wege der Verhandlung mit den Kommandi— 
tiften feſtſtellen. Ebenſo werbe der Fall häufig vorkommen, daß fich einzelne 
Kapitaliften zum Zwecke der Etablirung einer Aktien-Rommandit-Geſellſchaft ver: 
einigen und bann einen tüchtigen Fachmann als perjönlich haftenden Gejellichafter 
aufnehmen. Der Entwurf jchließe aber die Kommanditiften von einer Mitwirkung 
bei FFeitftellung des Gejellichaftsvertrages aus; dieſe Auffafiung entipreche dem 
praftiihen Bedürfniß nicht. 

Würde der Entwurf Gejeg, jo würden fi) daraus ganz mwunderlihe Ins 
fonfequenzen ergeben. Wenn nämlidy zehn Perſonen zujammentreten, um ben 
Gejellihaftövertrag über ein Fabrikunternehmen mit 2 Millionen Geſellſchaftsver— 
mögen zu jchließen, jo ſoll diefer Vertrag, voraudgeiegt dab die gedachten zehn 
Perſonen das geſammte Aktienkapital zeichnen, dann fofort perfekt jein, wenn bie 
Form der reinen Aftiengefellihaft gewählt wird. Entichließen ſich die Gejellichafter 
aber zu der Form der Aftienfommandite, jo jollen fie fi zunächſt einen Auf: 
fihtörath wählen, welcher den Gründungshergang zu prüfen hat. Sie wählen 
natürlich diejenigen Gejellichafter, welche nicht Komplementäre find. Dieje prüfen 
den Gründungshergang, bei welchem ſie jelbit beichlußfafiend betheiligt geweſen 
find, die Zeichnungen, welche fie jelbit geleiltet haben, die Vortheile und Einlagen 
einzelner Gejellichafter ſowie die Gründervortheile, welche fie ſelbſt bewilligt bezw. 
angenommen haben und erftatten über das Reſultat ihrer Prüfung an die General: 

') Minden. Flensburg. Cöln. Nordhaujen. Königsberg. Hamburg. Lüneburg. 
Halle. Wiesbaden. Bremen. Altona. Danzig. Caſſel. ee Goblenz. Aachen⸗ 
Burtſcheid. Stolberg. Düfleldorf (Verein). Berlin. Sagan. Lübel. Harburg. Heilbronn. 


Memel. Chemnig. Heidenheim. Hildesheim. Düſſeldorf. Magdeburg. Bielefeld. Halber 
ftadt. Frankfurt a. M. Heidelberg. 


Materialien zur Reform des Altiengeſellſchaftsrechtes. 273 


verjammlung der Kommanbitiiten, d. h. an fich jelbft, einen Bericht. Erft dann 
darf über die Errichtung der Kommanditgejellihaft auf Aktien definitiv Beſchluß 
gefaßt werben. 

Nahezu einig?) find die Urtheile darin, daß die beabfichtigte Erhöhung des 
Mindeftbetrages für Inhaberaktien auf 5000 Mark und für Namensaftien auf 
1000 Mark viel zu hoch gegriffen ift. 

Diejenigen Gutachten, welche eine Beſchränkung der Vertragöfreiheit auf 
dem Gebiete des Aktienweſens überhaupt verwerfen, halten dafür, daß eine Be— 
ſtimmung über die Minimalgrenze des Betrages der einzelnen Aktien in das Ge- 
jeg überhaupt nicht aufgenommen werden jollte. Andere ftellen in Abrede, daß 
ein Grund vorliege, den zur Zeit geſetzlich firirten Mindeftbetrag zu erhöhen. 
Noch andere endlich bringen verjchiedene Summen bis zur Höhe von 3000 Mark 
hierfür in Borichlag. 

Diejenigen Stimmen, welche eine Erhöhung de Minimalbetrages über das 
jest geltende Maß hinaus billigen, erfennen das Ziel der Motive, das Eleine 
Kapital von der Anlage in Aktien thunlichit abzuhalten, als ein an fich richtiges 
an, Ein weiterer Grund für die Erhöhung der Minimalbeträge wird noch in 
der Beitimmung ded Entwurf gefunden, daß jede einzelne Aktie ihrem Cigen- 
thümer ein Stimmrecht verleihen und daß e3 nicht geftattet fein joll, die8 Stimm: 
recht durch anderweite ftatutarifche Regelung der Frage dem Aktionär zu nehmen. 
Werde diefe Beitimmung Geieg — io wird ausgeführt — fo ſei es nöthig, die 
Gefahr allzugroßer, leicht tumultuariih verlaufender Generalverfammlungen 
wenigitend durch Erhöhung des Minimalbetrages der Aktien abzufhwächen. 

Dagegen wird von der anderen Seite geltend gemadt, daß die allgemeinen 
Motive des Entwurfs jelbjt hervorheben, daß die Form der Aftiengeiellichaften, 
auch derjenigen mit Inhaberaftien, unentbehrlich, deren Errihtung für gemifie 
Fälle nad) wie vor geboten fei, daß die Herftellung von großen Verkehrswegen, 
Gasanftalten, Wafferleitungen u. f. w., wenn fie überhaupt ermöglicht werben 
iolle, in vielen Fällen nur auf dem Wege der Errichtung einer ſolchen Aftien- 
geiellichaft zu erreichen jei. Diefe Fälle können aber noch ſehr vielfältig werden 
und laſſen fi) gar nicht abiehen, wenn man insbejondere erwäge, daß wir gegen: 
wärtig in der Zeit der Erfindungen leben, deren Verwerthung für das Volks— 
vermögen und deren praftiihe Anwendung erfahrungsgemäß meiſt nur dadurch 
erzielt werden könne, daß eine möglihft große Anzahl Perfonen unter der Form 
einer Aktiengeſellſchaft zu dieſem Zwecken ſich vereinige. Bei den Vermögens: 
verhältniffen unferer Bevölkerung jei es aber unmöglich, ſogar Staatsanleihen 
unterzubringen, welche in Apoints von 5000 Mark emittirt werden; wie viele 
mehr erſt würde diefe Unmöglichkeit bei Aktien-Unternehmungen vorliegen, bei 
welden in den häufigiten Fällen jelbit von wohlhabenden Leuten nicht mehr als 
5000 Mark in einzelnen lnternehmungen verwendet würden. 


!) Minden. Flensburg. Trier. Cöln. Hanau. Nordhaufen. Breslau. Straf: 
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Der Hauptzwed der in Frage befangenen Beitimmung des Entwurfs, den 
fogenannten „Eleinen Mann“ von ber Vetheiligung an einer Aktiengeſellſchaft ab- 
zubalten, ſei einerfeit3 nicht einmal durchweg zu billigen, andererjeit$ werde er 
durch die Erhöhung des Minimalbetrages nicht erreicht werben, 

Durch den hohen Minimalbetrag der Aktien werde die Betheiligung an 
einem Aftienunternehmen zu einem Privilegium der Reihen gemacht, während 
fleineren Gewerbtreibenden die Möglichkeit benommen werde, fi in größerer Au— 
zahl zu einem Geichäft zu vereinigen, ohne fi in die nicht aller Orten beliebte 
Form der Genoſſenſchaft mit Solidarhaft zwängen zu laſſen. 

Sodann läge die Gefahr nahe, daß die unjolide Spefulationsluft des kleinen 
Kapitaliften durch die Normirung des Mindeftbetrags einer Aktie auf 5000 Marf 
nod) angeregt werde, indem ſich bie Gepflogenheit einbürgern könne, daß das 
Publikum der mittleren Kapitaliften ſich ftatt der Aktien ſelbſt von einer Bank 
Zertifitate geringeren Betrages auf gewiſſe Aktien kaufen möchte In Amſterdam 
fei dieier Weg des Hanbeld gang und gäbe. Man nehme dort ebenfowohl von 
einer Bank, welcher man eine Anzahl Aktien einliefere, ein größeres Zertifikat 
über die geſammte Summe, wie man Zertififate erwerbe, welche kleinere Summen 
als die Beträge der einzelnen Aktien darftellen. ei einer ſolchen Geihäftsform 
jei das Riſiko der Anlage und der Spekulation, welche es doch bei dem Erwerbe 
ganzer Aktien nur mit der Gejellichaft jelbit und deren Gebeihen zu thun haben, 
noch durd den Faktor der Kreditwürbdigfeit des Bankhauſes, welches die Zertifikate 
ausftelle, verihärft. — Aehnlihe Manipulationen jeien auch in Deutſchland mit 
ausländifchen Loofen ganz gebräuchlich). 

Außerdem bieten aber auch die feither beftehenden Aktiengeſellſchaften fo viel 
Material an Aktien mit geringem Nennwerthe, daß die Spefulationsluft des 
kleinen Sapitaliften ſchon hierburd befriedigt werden fünnte, abgejehen davon, 
daß auch dad Ausland durd Einbürgerung feiner Aftien-Titres ſowohl von be 
ftehenden als auch noch zu gründenden Unternehmungen diefe Erfchwerung der 
Kapitalanlage in deutichen Papieren gehörig außnügen werde. Die Folge davon 
würde aber fein, daß ſowohl eine Preisfteigerung für Aftienwerthe mit nieberem 
Stapitalbetrag eintrete und daß gerade das kleine Kapital, welches man fchügen 
wolle, durch Bezahlung über den reellen Werth folder Anlagen geihädigt fein 
werde; als aud, daß eine große Anzahl Kleiner Kapitalien dem Auslande zus 
wandere, um dort in Aktien E£leineren Betrages angelegt zu werben. 

Es wird ferner darauf hingewiefen, daß die Bebürfniffe des wirthichaftlichen 
Lebens oft beftimmend find für die Höhe des Nominalbetrages der Aktien. Ins 
duftrielle Unternehmungen haben nämlich vielfach ein jehr lebhaftes Intereffe, dab 
ihre Stunden ſelbſt Aktienbefiger find, eben damit fie auch diret — nicht blos 
durch den PVerfaufönugen — an der Gefellichaft betheiligt werben. Hier werde 
geradezu der Beliß von Aktien bei den Stunden prämiirt; das jei notorifch für 
Nahrungsmittelgewerbe, 3. B. Bierbrauereien, Chokoladefabriken u. ſ. m., 
befonder8 auch in Frankreich der Fall. Das fönne aber nur dort mit Erfolg 
geihehen, wo der Aetienbetrag nicht zu hoch je. — Auch für andere Induſtrie— 
zweige, 3. B. für die in der Landwirthſchaft jo wichtige Zuderinduftrie habe fi 
längit das Bedürfniß herausgebildet, gerade den Kleinen Produzenten jelbit den 
Mitgenuß an der endlichen Veredlung ihrer Erzeugniffe durch Benützung der 
Aktienrehtöform zu erleichtern. 

Bon einer Seite wird zur Unterftügung der Forderung nad) einer niedrigen 
Normirung des Aktienbetrages noch der Vorſchlag des Entwurfs herbeigezogen, 
daß mit Genehmigung ber Neichöregierung für gemeinnügige Unternehmungen, 
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für welche ein örtliches Bedürfniß vorliegt, auch ohne ftaatlihe Garantie, Aktien 
fogar unter dem bisher üblichen Nominal (zu 200 Mark) follen ausgegeben 
werden dürfen. Die Motive (S. 72) nennen: Sekundärbahnen, Stanäle, Straßen, 
Gas-, Wafler:, Bader, Wafchanftalten u. ſ. w., aljo Unternehmungen, bei denen 
in der Regel ein Rifito fo wenig ausgeſchloſſen ift, wie bei irgend welchen andern 
Afktienunternehmungen und bei denen ganz kleine Leute deshalb beſſer fich nicht 
betheiligten. E83 ſpreche dieſe Beitimmung zum mindeften auch dafür, daß die 
alö Regel aufzuftellende Grenze für dad Nominale von Aktien nicht zu hoch ge- 
griffen werben bürfe. 

Dieje legterwähnte Beſtimmung wird auch noch um deshalb bemängelt, weil 
eine Definition des Begriffes „gemeinnügig“ fchwer zu geben jei und weil bie 
oberiten Reichsbehörden faum geeignet jeien, „örtliche Bedürfniſſe“ richtig zu be— 
urtheilen. Es wird in dieſer Beziehung auf die Unzuträglichkeiten verwieien, 
welche hervorgerufen werden könnten, wenn 3. B. die Gemeinnügigfeit und Die 
Bedürfnißfrage zu enticheiden wäre bei Zeitungdunternehmungen mit verfchiedener 
politifher Barteifärbung. 

Einen maßgebenden Grund für die Unterfheidung zwiichen Namens» und 
Inhaber-Aktie Hinfichtlich des Betrages wollen die Gutachten im Allgemeinen nicht 
zugeben, zumalıdie Inhaberaftien nad dem jegigen Entwurf Namensaktien feien, 
jo lange fie nicht vollbezahlt feien und die lebertragbarkeit der Namensaftie durch 
Blanco-Giro eine jo leichte fei, daß aus dem diesbezüglichen Unterſchiede eine 
Differirende Normirung des Minimalbetrages nicht motivirt werden fünne. Nur 
von einer Seite wird der niedere Nominalbetrag der Namensaktie als ein Mittel 
empfohlen, diejelbe dem Publikum annehmbar zu machen. 

Der von dem Entwurf gemachte Verſuch, zwiſchen Simultan= und Succeffiv: 
Gründungen einen Unterſchied juriftiich zu formuliren, wird von einigen Gut— 
achten als in den thatſächlichen Verhältniffen begründet gutgeheißen. Bei Unter: 
nehmungen großen Styl3 und Umfanges werde es faum je vorfommen, daß die 
Aktien von denjenigen Perfonen, welde zur Begründung des Unternehmens zu: 
jammentreten, jämmtlich gezeichnet würden. Gin anderes fei es aber, ein Unter— 
nehmen ins Leben zu rufen, bei dem die Aufbringung der Geldmittel bereits durch 
Zeihnung des vollen Betrages jeitend der Projektanten gefichert ſei, als ein 
ſolches, bei welchem erft zur Aufbringung der Geldmittel weitere Kreiſe angerufen 
werden müſſen. Diele wirthichaftliche Verichiedenheit dränge nothwendig zu einer 
Klarftellung des rechtlichen Unterjchiedes dahin, daß bei den Simultangründungen 
die Geſellſchaft bereitö mit Uebernahme der jämmtlichen Aktien ſeitens der Gründer 
perfekt jei (Art. 209c.), während bei der Succejlivgründung den Aktionären in 
gewiſſem Umfange das Recht eines Veto gegen die Perfektwerdung der Geiell: 
ſchaft eingeräumt werden müſſe. 

Von anderer Seite!) wird die jcharfe Unterſcheidung zwiſchen Simultan- 
und Succeffivgründung als aus den Anjchauungen des geichäftlihen Lebens nicht 
begründet für überflüffig bezeichnet. 

Der geforderte Nachweis der Einzahlung des vierten Theils des Aktien: 
kapitals vor Errihtung der Geiellihaft wird vielfach gebilligt. Doc wird von 
anderer Seite hervorgehoben, daß bei faft allen bona fide erfolgenden induftriellen 
Gründungen zu dem betreffenden Zeitpunfte ein jo großes Kapital gar nicht 


’) Minden, Hanau. Königsberg. Elberfeld. Hamburg. Lüneburg. Frankfurt a. D. 
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erforderlich fein dürfte, daß dasjelbe alſo nuglos bleiben würde, bis die Zeit des 
Bedarfs wirklich eintrete. 

Faſt einftimmig ſprechen die Gutadhten ſich gegen den Vorſchlag aus, Die 
fonftituirende Generalverfammlung von dem Nichter berufen zu laſſen und fie 
feiner Leitung zu unterftellen. Die richterliche Intervention bei der Succeſſiv— 
gründung berge die Gefahr in fih, daß das Aftionärpublitum in ihr eine Gewähr 
für die Vollftändigfeit der ihm vorgetragenen Thatſachen erbliden und feine eigene 
Kritik nicht hinreichend anftrengen werde, obihon es dem Richter auch beim beiten 
Willen nicht möglich ſei, jo tief in die Angelegenheiten einzubringen, als die 
Intereflenten es vermögen. 

Sollte diefer Vorſchlag dennoch zum Geſetz erhoben werben, jo wird allge 
mein die Beſtimmung einer furzen Friſt zur Cinberufung der fonftituirenden 
Generalverjammlung für nothwendig gehalten. 

Bei der Beurtheilung der Beitimmung des Art. 209f, daß bei Prüfung 
bes Hergangd der Gründung diejenigen Mitglieder, welche zugleih Gründer find, 
nit mitwirken dürfen, daß vielmehr für diejelben Stellvertreter zu beftellen find, 
wird ein Unterfchied zwiſchen Succeffiv- und Simultan-Gründungen gemacht. 

Dei erfterer jolle, jo wird behauptet, der Bericht über die Gründungsher— 
gänge dazu dienen, die zur fonftituirenden Generalverfammlung zu berufenden 
Zeichner zur Ausübung ihres Vetoreht3 durch Gewährung von Information 
zu befähigen ; bei der Simultangründung jolle er dagegen nur den Beweis liefern, 
daß eine Prüfung der Gründungähergänge erfolgt ſei und daß gewiſſe Perfonen 
für diefe Prüfungsrefultate verantwortlich fein. Für die Succeffipgründung 
fönnen daher obligatorifhe Stellvertreter angemeſſen erjcheinen, da in der konſti— 
tuirenden General-Verſammlung zwiſchen den Gründern einerjeit3 und dem Vor: 
ftande und dem Auffichtsrathe andererfeits über die Gründungsvorgänge fontra> 
diftorifh verhandelt werben ſolle. Für diefe Art der Gründung fei es aud 
denkbar, daß geeignete Stellvertreter gefunden werden können, weil neben ben 
Gründern eine größere Zahl von Aktionären vorhanden ſeien. 

Dei der Simultangründung fehle es dagegen gänzlid an Aktionären, aus 
deren Kreiſe die Stellvertreter entnommen werden könnten. Bei Simultangründ- 
ungen müßten aljo die Stellvertreter ftet® aus Kreiſen fremder, an dem Unter— 
nehmen gar nicht betheiligter Perfonen ausgewählt werben. Da nun aber folde 
Stellvertreter nicht nur für die Richtigkeit fondern auch für die Vollitändigfeit 
ber von den Gründern gemachten Angaben und darüber hinaus noch für die 
Angemefjenheit der Preije für eingebradhte Gegenstände haften follen, jo würde 
eine ſolche GStellvertretung höchſtens von ſolchen Perſonen übernommen werden 
fönnen, welde den Gründern damit einen Freundichaftädienft erweijen wollen. 
Aber aud) davon würden ſich ſolche Perſonen fern halten, weldhe ein Vermögen 
zu verlieren haben. Die Stellvertreter würden alio aus den Streifen mittellojer 
Leute gewählt werden müffen. Der Zwang zur Stellvertretung müffe aljo bei 
Simultangründungen ald ein entwürbigender empfunden werben. 

Im Allgemeinen ') aber wird die Behauptung aufgeftellt, daß bei umfoliden 
Gründungen „Strohmänner, welche die Verantwortlichkeit leichtfertig übernehmen“ 


’) Minden. Flensburg. Cöln. Nordhanjen. Breslau. Strahburg i. E. Augsburg. 
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(Mot. S. 166), leicht wiirden gefunden werden. Ernſte, ehrbare und geadhtete 
Männer aber würden jchwerlicd die verantwortliche Aufgabe der Unterfuhung 
einer Gründung übernehmen wollen, bei der fie gar nicht betheiligt feien und an 
welche fie fein Intereſſe binde. Wenn dieſe es thäten, fo müßte wenigitens die 
Entihädigung dafür eine jehr reihliche fein, wodurd wiederum die Gründung 
erheblich theurer würde. 

Die aus dem eben behandelten Artikel hervorgehende Konſequenz, daß Auffichtö- 
rathömitglieder und deren Stellvertreter nicht nothwendig Aktionäre fein müßten, 
findet weniger lebhaften Widerſpruch, weil in den Geſellſchaftsſtatuten die Wähl- 
barkeit in den Auffichtsrath von dem Beſitz einer gewilfen Anzahl von Aktien 
abhängig gemadyt werden könne. Doc wurben aud hier die gegen die Stell: 
vertreter gemadten Einwände erhoben !) und hinzugefügt, daß nur der Aktionär 
das Snterefle und den Beruf haben fünne, Auffichtsrath zu fein, und daß eben 
dieſes Interefie, diefer Beruf die einzige Bürgſchaft einer wirffamen Aufficht bieten. 

Mer innerhalb der eriten zwei Jahre nad Eintragung der Gejellihaft ins 
Handelöregifter Aktien derjelben öffentlih zum Kaufe anbietet, haftet für die 
Richtigkeit und Vollitändigfeit der von den Gründern rücdjichtlih der Zeihnung 
und Ginzahlung de3 Grundkapital und der Feſtſetzungen des Urt. 209 b (bezw. 
Urt. 175b) zum Handelöregifter gemachten Angaben; ebenjo haftet er für bös— 
lihe Schädigung der Gejellihaft (durd Einlagen oder Uebernahmen) neben den 
Gründern jolidariih, jofern er die vorliegenden Mängel gefannt hat, oder bei ber 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlihen Geihäftsmanns hätte kennen müflen. 

Bösliche Schädigung definiren aber die Motive (S. 132) dahin: „sie ſchließt 

einerjeit3 den dolus im eigentlichen Sinne, andererfeitö frevelhaften Leichtfinn und 
! Muthwillen in fih, der zwar eine Schädigung nicht beabjichtigt, aber ſich doch 
der mit dem Handeln verbundenen Gefahr bewußt iſt.“ Ausdrücklich wird dann 
hinzugefügt: „Cine Werthbemeifung von Einlagen und Uebernahmen, welche 
zweifellod als übermäßig gelten müßte, wird faſt immer zugleich eine bösliche 
Handlungsweiſe enthalten.“ 
| Dieje Definition wird in den Gutachten?) für höchſt dehnbar gehalten. Der 
für die Werthbemeſſung im Art. 209 gegebene Anhalt: „Prüfung der bem 
Erwerb der Geſellſchaft porausgegangenen Rehtsgeichäfte und die Preiſe der legten 
zwei Jahre“ möge wohl in geihäftlich ruhigen Zeiten eine wirkliche Handhabe 
i bieten, verjage aber völlig in Zeiten einer rasch auffteigenden wirthfchaftlichen 
N Bewegung. Hierin liege aber eine fo große Drohung für den erniten Gejchäfts- 
wann, daß er bei Aufrechhterhaltung diejer Beitimmungen von Betheiligung oder 
Mitwirkung bei der Gründung neuer Gejellihaften Abitand nehmen müſſe. 
Aber aud die hier und an andern Stellen des Entwurfs für Vorftand, 
Aufſichtsrath und Stellvertreter gegebene Borihrift der Anwendung der Sorgfalt 
„eines ordentlichen Geichäftsmannes* ſei eine jo unbeitimmte, daß fie jeden vor— 
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fihtigen Mann abhalten müffe, eine Thätigfeit zu übernehmen, aus welcher ihn 
jo leicht ein ärgerlicher Regreßprozeß erwachſen könne. 

Die Sorgfalt eines ordentlihen Geſchäftsmannes ſei fein Rechtöbegriff. Er 
ſei namentlich nicht analog dem Begriffe der Sorgfalt eines orbentlihen Kauf— 
mannd, weil ber Begriff des Kaufmanns eine beftimmte rechtliche Bedeutung habe, 
nicht aber der Begriff eine Geihäftsmannes. Der Landwirth, der Handwerker, 
der Anwalt fei auch ein Geſchäftsmann, ihre Sorgfalt richte ſich aber bei ber 
Betreibung ihrer eigenen Geihäfte auf ganz verichiedene, diefen verichiebenartigen 
Geſchäften entiprechende Dinge. Es könne deshalb von einem Mitgliede des Vor: 
ftandes, des Auffichtsraths u. ſ. w. niemals eine größere Sorgfalt verlangt 
werben, al3 er in feinen eigenen Geſchäften anzumenden pflege. 

Trogdem wird die Vorfchrift des Entwurfs, betreffend die Haftbarfeit des 
Gmittenten, mehrfad gebilligt und nur bie und da der Fortfall der Worte ges 
wünjcht: „oder u. ſ. w. hat kennen müffen“, weil dadurch dem richterlichen Urtheil 
namentlid bei inzwiſchen eingetretener Wenderung der wirthſchaftlichen Verhältnifie 
ein gar zu großer Spielraum gewährt werde. 

Dem entgegen wird aber geltend gemadt, daß bie Beitimmung bed Entwurfs 
die Unveräußerlichkeit der Aktie innerhalb zweier Jahre von Entftehung des Inter: 
nehmens an gerechnet zur Folge haben müſſe. Falle man weiter ind Auge, baß 
nah Art. 2150 Altien vor der Volleinzahlung nicht ausgegeben werben bürfen 
und daß nad Art. 219 und bezw. 184b der Aftieninhaber auf die Zeit von 
zwei Jahren für die eingeforderten Beträge zu haften habe, jo ftellen dieſe Be— 
ftimmungen Erihwerungen des Grünbungs:Vorganges bar, welche nothwendiger 
Weile von einer jpefulativen Betheiligung bei Gründungen abhalten würden. 

Daß die Beitimmung des Entwurfs einen von ben allgemeinen Regeln über 
die Beweislaſt abweichenden Grundjag hat etabliren wollen, wird allgemein nicht 
vorausgeſetzt. In allen Fällen, in welchen dem Beklagten die Beweislaſt für 
Anwendung der Sorgfalt eines orbentlihen Geihäftsmannes hat auferlegt werben 
jollen, hat der Entwurf dies ausdrücklich ausgeſprochen. — 

Betreffend die Beltimmungen, welche unmittelbar auch auf bie bereitö beſteh— 
enben Gefjellihaften Anwendung finden follen, alfo die Verwaltung der Som: 
manditgejellfchaften auf Aktien und der Attiengefellihaften betreffen, jo finden bie 
Vorſchriften über die Verantwortlichkeit ded3 VBorftandes und bed Verwaltungs: 
raths nur ganz vereinzelte Zuftimmung. 

Zunächſt wird es geſetzgeberiſch für ungerechtfertigt erflärt, die beftehenden 
Geiellichaftsverträge, welche zum Theil feit langen Jahren in Wirkfamteit feien, 
theilweife jogar die Genehmigung des StaatSoberhauptes erhalten haben, im Wege 
der Gefeßgebung ohne weiteres der Abänderung zu unterwerfen. E38 ftelle dies 
- einen ganz unberechtigten Eingriff in vertragsmäßige Nechte dar, deſſen Trag- 
weite man fich anfcheinend gar nicht bewußt fei, denn es gebe Aktiengejellichaften, 
welche 3. B. durch die im Entwurf vorgejchriebene Abberufbarkeit der Auffichtö- 
rathömitglieder durch die General-Verfammlung in den Grundlagen ihrer Eriftenz 
bedroht würden. 

Sodann wird die Beitimmung lebhaft angegriffen , daß die Mitglieder des 
Vorftandes und des Auffichtsrathes bei ihrer Inanſpruchnahme die Anwendung 
der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes ihrerjeits zu beweiſen haben. 
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Vorausgeſchickt fei hier, daß dieje Aenderung der Beweislaft in Bezug auf die 
Hergänge bei der Gründung bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und bei Aktien: 
geiellichaften übereinitimmend nur für die Gründer und die perjönlich haftenden 
Geiellihafter (Art. 180 und 213a) in Vorichlag gebracht, dagegen nicht für die 
Emifjionshäufer (Art. 180a und 213b) und nicht für den Auffichtörath (Art. 180b 
und 213). In Bezug auf die laufende Verwaltung Toll die Aenderung bei 
beiden Gejellfhaftsformen zwar übereinftimmend für den Auffichtsrath eintreten 
(Art. 204 und 226); betreff3 des Vorftandes ift die Aenderung aber nur vor: 
geihlagen in Bezug auf den Borftand einer Aftiengeiellihaft (Art. 241), nicht 
aber in Betreff der perjönlih haftenden Geiellichafter einer Aktientommanbite. 
Worauf dieſe verichiedene Behandlung der Haftbarkeit beruht, ift aus den Motiven 
nicht erfichtlich. 

Da nun die Gejellichaftäorgane „Für jedes mißglückte und fchadenbringende 
Geihäft einftehen jollen, jobald fie nicht die Sorgfalt eines orbentlihen Geſchäfts— 
mannes nachmweifen können“ (Motive ©. 363), da mithin in jebem gegebenen 
Falle bis zum Beweiſe des Gegentheils eine Verihuldung auf Seiten des in 
Anfpruch genommenen Aufſichtsraths-, bezw. Vorftandsmitgliedes ald vorhanden 
angenommen werden fol, jo wird die Befürchtung lebhaft ausgeſprochen, daß 
binfort tüchtige und ehrenwerthe Perlönlichkeiten die Webernahme einer folchen 
Funktion ablehnen werden und dab dann die Gejellichaftsorgane aus Leuten 
zufammengeiegt werden, denen die moraliihe Stellung, welche fie einnehmen, mehr 
oder minder gleihgiltig ift. 

Hierbei könne zunädhft die Erörterung ber Frage überflüffig fein, ob nad) 
der Intention des Entwurfs die Negreßflage ſchon dann für begründet erachtet 
werden könne, wenn dad nad Art. 223 zur Anftelung der Klage nur erforder: 
liche Fünftel des Aktienfapitald die allgemeine Behauptung aufitelle, in einem 
beitimmten Geichäftsjahre fei weniger verdient ald bei gehöriger Sorgfalt bes 
Vorstandes und Auffichtsraths hätte verbient werben können. Denn ſchon bann, 
wenn e3 zur Anftellung der Stlage erforderlich erachtet werde, daß Kläger diejenigen 
Geihäfte bezeichnen, bei welchen nad ihrer Behauptung Voritand oder Auffichts- 
rath ed an Anwendung ber erforderlichen Sorgfalt haben fehlen laſſen, werde 
mit Auferlegung der Beweislaft an die Beklagten ben Lebteren etwas Unmög— 
liches angefonnen. Im Betriebe eines großen Unternehmens ſeien ſolche Geichäfte, 
welhe mit Berluften endigen, ablolut nicht zu vermeiden, und biefer möglicher 
Weiſe vorhergeiehene und aus Rüdfiht auf ein andere Geichäft ruhig ertragene 
Berluft werde durch den weit größeren Gewinn dieſes andern Geſchäfts reichlich 
ausgeglihen. Wie jolle der Direktor einer Geiellihaft aber fich den Beweis ber 
vielen Thatfahen, welche dabei in Betracht kommen, bergeitalt fihern, daB er 
im Stande wäre, bielen Beweis nad Jahr und Tag vor Gericht zu führen ? 

Es komme aber noch eine andere Schwierigkeit der Beweisführung hinzu. 
Der Beklagte joll beweiien, daß er bei einem vielleicht durch Jahre ſich hindurch— 
ziehenden Geſchäft ein Verſehen nicht begangen, beziehentlih daß er fortwährend 
und unausgeſetzt die Sorgfalt eines ordentlichen Geihäftämannes angewandt habe, 
Wie fei das möglih? Analog werde wohl dem Spediteur im Art. 380 bes 
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9.6.8. die Beweislaft dafür auferlegt, daß er die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns bei Empfangnahme und Aufbewahrung des Guts u. ſ. w. angewandt 
habe. Hier handele es fi aber um einfache, äußerlid erkennbare Thatſachen. 
Wie jolle aber die Sorgfalt bewiejen werden, wenn 3. B. an einen zur Zeit des 
Abichlufjes jolventen Eifenbahnunternehmer für eine Million Markt Schienen gelie 
fert werden, welcher nad) der Lieferung zahlungsunfähig werde? Am grünen 
Tiſche erjcheine nachträglich vielleiht den Richtern ein Mittel, welches zur Ent: 
deckung der Verhältniffe hätte führen können, jehr nahe liegend, während früher 
an dieſes Mittel gar nicht gedacht werden fonnte. 

Noch weit greller ftelle fih die Unannehmbarfeit diefer Vorſchrift heraus, 
wenn man die Stellung des WAuffichtsrath3 in Betracht ziehe. Bei der Kom— 
mandit:Gejellihaft auf Aktien fol nach Art. 193 der Auffichtörath nur berechtigt, 
bei der Aktiengeſellſchaft joll er verpflichtet fein (Art. 225), fi von dem Gange 
der Angelegenheiten der Gelellihaft zu unterrichten und den Mitgliedern des 
Auffihtsraths der Aktiengeielichaft wird außerdem im letzten Abjage bes Art. 225 
noch verboten, die Ausübung ihrer Obliegenheiten anderen Perſonen zu über: 
tragen, während der Entwurf ein folches Verbot für den Auflichtsrath der Aktien— 
Kommandite nicht in Vorſchlag bringe. 

Mit der Verpflichtung, fih vom Gange der Geihäfte zu unterrichten, werde 
— fo wird ausgeführt — der Aufjihtsrath der Aktiengeſellſchaft plöglid in ein 
ganz anderes Verhältnii zu der Direktion gejegt, als dasjenige fei, toelches einem 
Kontrolorgan gebühre. Der Aufjichtsrath werde zur Wahrung feiner Verant— 
wortlichkeit nicht umhin können, die Befugnifle des Direftoriums auf das Aeußerſte 
einzufchränfen, und ſei im Stande, die laufende Geihäftsführung völlig lahm zu 
legen, zum äußerften Nachtheil der Aktiengeſellſchaft jelbit, welche durch die ein- 
gerichtete Doppelregierung gerade geichüst werben jolle. 

Endlich jei auch die Fünftel-Minorität zu verwerten, welcher dad Recht ber 
Klage zuftehen ſolle. Es werde demjenigen, welcher einen Vorſtand oder Aufſichts— 
rath unter Verfolgung fegen wolle, nicht grabe jchwer fein, fi) in den Beſitz 
von einem Fünftel des Aktien-Kapitals zu jegen. Bei diefer Möglichkeit jei num 
aber die Gefahr eines chikanöſen Mißbrauchs des der Minorität einzuräumenden 
Rechts jo nahe liegend, dat man fein Peſſimiſt zu fein brauche, um zu der Ans 
nahme zu gelangen, es könne aus Rüdfichten der Konkurrenz wohl gelegentlid) 
von biefem Rechte Gebrauch gemacht werden, um eine dem Konkurrenten unbe: 
queme Aktiengejellihaft zu ruiniren, Denn daß die Anstellung von Regreßklagen 
in Bezug auf die laufende Verwaltung der beklagten Gefellihaft ſofort ben Kredit 
abjchneiden und fie damit in die Liquidation treiben müfle, fei faum zu bezweifeln. 

In diefer Beziehung müffe in der Gejellihaft der Wille der Mehrheit das 
Enticheidende fein. Auch von der General-Verſammlung der Aktionäre müſſe man 
verlangen, daß fie bei dem wichtigen Geichäft der Wahl der Auffichtsräthe die 
Sorgfalt ordentlicher Geihäftsmänner anwenden und man fönne nicht die Ver: 
muthung aufftellen, daß es bei der Wahl an dieſer Sorgfalt gefehlt habe. Ebenſo 
wenig rechtfertige es fi, von der Präjumtion auszugehen, daß die Majorität, 
welche ja dody nicht aus Sentimentalität, jondern aus Rüdfichten auf den Bor: 
theil, welchen fie im Aktienbefige juche, ihr Stimmrecht ausübe, eine Vergewaltigung 
der Minorität vorgenommen haben, um deshalb der Minorität das Recht einzu— 
räumen, nunmehr ihrerjeitö die Majorität zu vergewaltigen und die Geſellſchaft 
mittelbar zur Liquidation zu drängen. 

Die Judicatur hält nad dem jegt beitehenden Rechte die jederzeitige Ent- 
hebung eines Mitgliedes des Aufſichtsraths durd die General-Berfammlung für 
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zuläffig, wenn das Mitglied ihm obliegende weientliche Verpflichtungen in zu: 
rechenbarer Weiſe unerfüllt läßt. Die in diefer Beziehung früher herrichende 
Ungewißheit will der Entwurf auch noch gejeglich duch die Vorſchrift enticheiden, 
daß die Generalveriammlung dad Mandat der Auffichtsrathämitglieber jederzeit 
widerrufen fann. Diejer Vorſchlag wird vielfach gebilligt, wenngleich es meiſtens 
für wünfjchenswerth erachtet wird, die MWiderruflichfeit des Mandats an gewiſſe 
Kautelen zu fmüpfen, da die Bejorgniß nicht außgejchloffen ſei, daß das Recht 
zur Abjegung von Auffichtsrath3mitgliedern von ſolchen Perfonen, melde einen, 
vielleicht grade wegen der Strenge jeiner Kontrole mißliebig gewordenen Aufſichts— 
rath ſprengen wollen und fi zu dieſem Behufe in den vorübergehenden Belig 
des fluftuirenden Aktienkapitals jegen, gemißbraucht werden fönnte. 

Auf der andern Seite!) gibt die Beftimmung aber zu den jchwerften Bedenken 
Anlaß. Der von den Motiven angeführte Grund, daß man den Auffichtsrath 
nicht anders jtellen müſſe wie die Direftoren, welche auch ſchon biäher jederzeit 
widerruflich angeftellt worden jeien, fünne als ftihhaltig nicht erachtet werden. 
In der Regel ſei der Vorſtand durch den Auffichtsrath beftellt und könne auch 
unbejchabet feiner pekuniären Rechte aus dem Dienftvertrage vom Auffichtsrath 
entlafien werben; hierin liege aber eine nicht zu unterfchägende Bürgichaft dafür, 
dat ein Direktor die ihm von der Auffichtsbehörde gezogenen Grenzen inne halte, 
und daß ſich zwiſchen der Exekutiv- und der Sontrolbehörbe der Gejellichaft 
ein für das Gebeihen berjelben eriprießliches Verhältniß herausbilde. Würde 
e3 nunmehr lediglih von Zufälligfeiten abhängen, ob die Aufjichtsbehörde in 
ihrer Zufammenjegung wechſele oder nicht, jo wäre an eine Stabilität der Vers 
waltung nicht mehr zu denken. Leute, welche etwas auf fich Halten, würden bie 
Stelle des Mitgliedes eines Auffihtsrath nicht mehr annehmen fönnen, und 
Direktoren, welche fi) der beitändigen Gefahr des Wechſels der Aufjichtsbehörde 
auszufegen bereit wären, würden ſich auch nicht leicht finden, eventuell würde in 
beiden Organen ein häufiger Wechſel, gewiß nicht zum Wortheil der Gejellichaft, 
möglich fein. 

Der Entwurf will die Abänderung des Inhalts des Gejellichaftsvertrages, die 
Erhöhung des Grundkapital, die Liberirung von der Haftpfliht und einige 
andere wichtige Beichlüffe der Generalverjammlung ausjchlieglih vorbehalten und 
eine ſtatutariſche Delegation dieſer Beihlußfaflung auf den Auffihtsrath aus— 
ihließen. Die Motive gehen von der Anfiht aus, daß hiermit der Ausbeutung 
der Geiellihaft durch Koterien begegnet werden joll. 

Die in diefer Beltimmung liegende generelle Beichränftung der nad dem 
jegigen Recht beitehenden Bertragäfreiheit in Betreff der in Art. 215 und 2152 
angeführten Fälle wird von vielen Gutachten gutgeheißen. 

Der Ausdrud in den Motiven, daß die Generalverfammlung das Willens: 
organ ber Gejellichaft jei, im Gegenfag zu dem Vorſtande, als Ausführung: 
organ und dem Auffichtsrathe als Kontrolorgan ſei allerdings nicht glücklich 
gewählt, da auch die Ausführung und Kontrole als Willensafte der Gejellichaft 
angejehen werden müflen und darum der Vorſtand und der Auffichtsrath auf den 
allgemeinen Namen von Willendorganen ber Gejellihaft ebenfo Anſpruch haben 
wie die Generalverfammlung. Die Willensfunftionen der Geſellſchaftsorgane feien 
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aber verschieden und wirfen innerhalb des jedem Organe zugewieſenen Gebietes. 
Inſofern der Wille der Gefellihaft einen geießgeberiihen Inhalt habe, dürfe er 
aber nur von der Generalverfammlung ausgeübt werden. Der Gejellichaftävertrag 
jei aber das Grundgejeg der Gejellihaft und eine Abänderung feines Inhalts, 
als melde ſich aud die Erhöhung des Grundkapitals darftelle, ſei unzweifelhaft 
als ein Akt der geiellichaftlichen Autonomie anzujehen. Vorſtand und Aufſichts— 
rath feien berufen, nah Maßgabe des Grundgeleges der Gefellihaft zu verwalten 
und zu fontroliren, nicht aber dies Grundgeſetz ſelbſt zu geben oder zu ändern. 

Von andern Gutachten wird aber auch die Kehrſeite der Sache gezeigt, welche 
namentlich in der Zeit ber Kriſis fi geltend gemacht habe, nämlich die, daß 
eine Koterie aus eigenfüchtigen Motiven die Oberhand in ber Generalveriammlung 
zu erlangen und den Gintritt in den Auflichtärath zu erftreben juchte, um aller: 
band unnüge und der Gejellichaft nachtheilige Neuerungen einzuführen, die Vor: 
ſtands- und Beamtenftellen dur ihre Proteges zu beiegen u. ſ. w. In einzelnen 
Fällen datire von diefem Worgange der Verfall der Proſperität und ſchließlich der 
Untergang der Geiellichaft. 

In der Prarid erfcheine die Generalverfammlung durchaus nicht berufen, 
prinzipale Entjcheidungen zu treffen, weil die Perſonen der Aktionäre von Tag 
zu Tage wecjeln und eine für wichtige Sachen enticheidende Stabilität in der 
Berfammlung gar nicht herzuftellen ſei, wenn dies nicht etwa durch die in Auf: 
rer und Vorftandsfreifen befindlichen, hauptlächlich betheiligten Aktionäre 
geichehe. 

Die gute Verwaltung und Beauflichtigung einer Gejellihaft ftüge fich in 
ber Regel auf die Stabilität eine guten Verwaltungsraths, nicht auf die Beſchlüſſe 
einer immer wandelbaren Generalverfammlung, und berart fituirte Gefjellichaften 
würden durch das Verbot des Delegationsbeichlufles, bezw. ber erweiterten Macht⸗ 
befugniffe der Generalverfammlung unter Umftänden ſehr gefchäbigt werden können. 
Wenn die Rüdfiht auf mißgeleitete Gefellichaften aber die Beſchränkung der 
Bertragäfreiheit zur Folge haben müffe, jo möge mindeſtens Sorge getragen werben, 
daß dies nicht zu einem Mißbrauch durch Stoterien im umgefehrten Sinne von 
demjenigen erfolge, welcher nad) den Motiven offenbar beitimmend geweſen fei. 

Neben anderen Beltimmungen, welche den Schug eines einzelnen Aktionär 
oder einer Minderheit von Aktionären bezweden, enthält der Entwurf die Vorſchrift, 
baß eine Minderheit, welche 10 Proz. des Aktienkapitals befist, gegen den Willen 
der Majorität eine gerichtliche Unterfuhung durch vom Gericht beitellte Reviſoren 
beantragen, Art. 190b und 222; eine Minderheit, welche 20 Proz. des Aktien: 
fapital3 hinterlegt, eine Anklage wegen nachläffiger Geihäftsführung und Geſchäfts— 
aufficht erheben, Art. 223; eine Minderheit, deren Antheil 5 Proz. des Grund: 
fapitald darftellt, die Beitellung gerichtliher Reviforen zur Unterfuchung beitimmter 
Anfäge in der Bilanz erzwingen fann. Art. 239a. 

Dieje Beitimmungen werden von einigen wenigen Gutachten gebilligt ; andere 
find mit der den Borichlägen zu Grunde liegenden Abficht zivar einverftanden, 
verlangen indeſſen mehr oder weniger weitgehende Kautelen zur Befeitigung mög: 
liher Weiſe eintretender Schädigungen; die meilten Gutachten !) verwerfen ben 
Schuß der Minderheiten, wie ihn der Entwurf vorjchlägt, als viel zu weitgehend. 
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Die Vorfchriften würden die Wirkungen bei weitem nicht haben, welche man 
fih von ihnen verfprehe. Sie würden die Illuſion erregen, daß NRevifionen, 
Anklagen, kurz der Schuß der Minderheit gegen die Mehrheit irgend einen prak— 
tiihen Werth haben. Dies werde ebenfowenig der Fall fein, wie wenn bei bis 
jegt zu Tage getretenen Mißſtänden Nevifionen, Enqueten, Statuten=Beränder- 
ungen 2c. noch hätten helfen jollen. Die nächſte Folge davon ſei ſtets noch 
weiter gehende Mißtrauen, Cours-Rückgang, totale Unverfäuflichkeit der Aktien 
und, was die Hauptiache jei, Schmälerung des Kredits geweſen. Diejer letzte 
Punkt fei aber in gefährlichen Zeiten von vitalfter Bedeutung für eine Gefellichaft. 

Ein ſolches Eingreifen der Minorität in die laufende Verwaltung gewähre 
einem chikanöſen Konkurrenten die leichte Möglichkeit, eine blühende Gejellichaft 
zu untergraben. Nicht auf den Ausgang des Prozefled fomme es an; fchon bie 
Thatſache, daß ein ſolcher Prozeß überhaupt angeitellt ſei, reiche hin, den Kredit 
und dad Anſehen der Geiellichaft für immer zu untergraben. Die Schadenerſatz— 
pfliht, welche vielleiht auf Grund der allgemeinen Gelege einem frivolen Vor— 
gehen gegenüber begründet fein möchte, würde nicht genügenden Schuß für die 
gefährdeten Intereflen ergeben, man müßte denn das Vorgehen der Minorität 
auch mit Kriminalftrafen bedrohen, mit denen man fonft ja im Entmwurfe nicht 
grade ſparſam geweien ſei. 

Die im Artifel 185a und 2391 des Entwurfs dem Reichskanzler eingeräumte 
Befugniß, für gewiſſe Arten von Unternehmungen Formulare für die Bilanz und 
für die Gewinn- und Verluftrehnung aufzuftellen, wird — bis auf wenige Aus: 
nahmen — allgemein !) als ein unerhörter Eingriff in die Vertragäfreiheit vertworfen. 

Das ganze wirthichaftliche Daſein der Gejellihaft würde. damit der Staats— 
behörbe auf Gnabe und Ungnade Preis gegeben werden. Gin eigenes wirthichaft: 
liches SIntereffe daran, wie die Geiellihaften ihre Bilanz aufitellen, habe auch 
der Staat gar nicht, fo lange jene nur damit im Nahmen des Geſetzes blieben. 
Die Vorfchrift wolle nur auf einem Umwege die bereit3 durch die Erfahrung ver: 
urtheilte Staatsauffiht wieder einführen. Es liege die Gefahr nahe, daß bie 
Vorſchrift dahin führen könne, für die zu einer Zeit etwa mißliebigen Gejell- 
haften ein Formular für die Bilanz und Gewinn» und Berluftrehnung aufzu: 
ftellen, welche dieſe Gejellihaften in ihrer Exiſtenz und Ertragsfähigkeit äußerft 
gefährden und mit der Zeit der Vernichtung überliefern könne. 


ı) Minden. Flensburg. Trier. Cöln. Hanau. Nordhaufen. Breslau. Mülhauſen 
i. E. Königsberg. Freiburg i. Br. Elberfeld. Karlsruhe. Hamburg. Lüneburg. Frank— 
furt a. O. eg Wiesbaden. Bremen. Altona. Crefeld. Danzig. Mainz Mainz 
(Berein). Caſſel. Bromberg. Coblenz. Aahen-Burticeid. Stolberg. Braunichweig. Berlin. 
Sagan. Lauban. Darmitadt. Lübeck. Siegen. Gießen. Harburg. Memel. Chemnip. 
Leipzig. Heidenheim. Hildesheim. Landau. Meiningen. Düſſeldorf. Colmar i. E. 
Mannheim. Hannover. Bielefeld. Magdedurg. Halberjtadt. Straljund. Baden. Frank 
furt a. M. Heidelberg. Schweidnig. 
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Entwurf eines Gejeges, betreffend die Erbfolge in landwirthichaftliche 
Güter und das Erbgüterredt. 

Bon 
Karl Peyrer Ritter von Heimfätt, 


Minijterialrath im k. k. öjterreihiihen Aderbau:Minijterium. 





wm 


Wir entnehmen den unten abgedrudten Entwurf einer Schrift, welche 
Minifterialratd dv. Peyrer unlängit unter dem Titel: „Dentichrift, betreffend 
die Erbfolge in Iandwirthichaftlihe Güter und dad Erbgüterrecht (Heimftätten- 
recht), nebit einem hierauf bezüglihen Gelegentwurf*, bei Manz in Wien bat 
erſcheinen lajlen. 

Der Berfafler macht folgende allgemeine Bemerkungen über die Vortheile, 
welche die Geieggebung über dad Anerben- und GErbgüterreht bei jachgemäßer 
Ausführung zu bieten vermag, und welde Hilfsmittel eine ſolche Gejeggebung « 
gegenüber den unleugbaren Uebelftänden und Gefahren gewähren kann, von welchen 
die Landwirthichaft in der Gegenwart bedroht iſt. 

1. In jenen Ländern oder Landeötheilen, in welchen die dermalige Grund— 

eigenthumövertheilung das gefunde Miihungsverhältniß zwiſchen großen, mittleren 
und fleinen landwirthichaftlichen Gütern entbehrt, wo namentlich der Kern einer 
geſunden landwirthſchaftlichen Entwidlung, der Bauernftand, fehlt, gewährt eine 
folche Geſetzgebung das Mittel, allmälig wieder mittlere Güter, aljo Bauerngüter 
zu ſchaffen, indem es auch dem Beſitzer eines kleinen landwirthichaftlihen Gutes 
ermöglicht wird, dasjelbe durch Erklärung zum Erbgute in bleibender Weile vor 
weiterer Zerftüdelung und vor Weberjchuldung zu bewahren und durch allmälige 
Vergrößerung zum Bauerngute zu erheben — ein Prozeb, der fi naturgemäß 
aus fich jelbft entwidelt, jobald er nicht, wie e3 jegt geichieht, im jeder neuem 
Generation durch Zertheilung oder Ueberfhuldung in diejer feiner Entwidlung 
gehindert und unterbrochen wird. ine ſolche Gefeggebung empfiehlt fich daher 
namentlih in unferen jüblichen Ländern Südtirol, Küftenland, Dalmatien, in 
dem größeren Theile von Krain, wo ber Bauernitand ganz fehlt, aber aud in 
Galizien und in der Bukowina mit ihren unwirthichaftlich verfleinerten Gütern. 
In allen diefen Ländern berricht ein faft permanenter Nothitand unter der agri— 
folen Bevölkerung, den zu bannen alle fonitigen Mittel unzureichend oder ver— 
geblicy find. Inſoweit aber die freiwillige Begründung von Erbgütern in jolden 
Ländern als unzureichend ſich daritellen follte, wird auf Grund gemonnener 
Erfahrungen eine weiter gehende bejondere Gefeggebung auf eine jolche Begründ— 
ung in geeigneter Weile einzumwirfen haben. 


1) Bgl. den Vortrag von Dr. von Helferih in den „Annalen“ 1883, ©. 702 ff. 
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2. In jenen Ländern, in welchen ſich bisher noch ein fräftiger Bauernftand 
erhalten hat, wird die geplante Gejeßgebung das Mittel bieten, die mittleren 
Güter vor der Gefahr der allmäligen Auflöfung derjelben in Zwerggüter oder 
der Auffaugung in Latifundien zu bewahren, eine Gefahr, welche, wie zahlreiche 
Erfahrungen unleugbar darthun, in der Gegenwart in ftetem Wachſen begriffen 
ift, und der ſich auch unſere Bauerngüter, jo wenig als jene in England, Frant: 
reih, Italien, ein großer Theil von Deutichland oder unjere ſüdlichen Länder, 
auf die Dauer entziehen fünnen, wenn ihnen nicht die Gefeßgebung ſelbſt durch 
die Geftattung der Begründung von Erbgütern hilfreich entgegenfommt. 


3. Die geplante Geſetzgebung gewährt auch das Mittel, der von Jahr zu 
Jahr fortichreitenden Belaſtung der landwirthichaftlihen Güter mit Hypothekar— 
ihulden wirkſam zu begegnen und dadurch ſowohl dem Güterfchmwindel durch 
Intabulation hoher Rejtfaufichillinge al3 auch der Ueberbürdung mit Erbgeldern 
oder anderen, die Melioration hHindernden unfruchtbaren Schulden einen aus: 
reihenden Schuß entgegenzuitellen, der durch fein anderes Mittel eriegt werben kann, 

4. In gleicher Weile gewährt dasjelbe hinreichenden Schug gegen das An: 
wachſen der NRealerefutionen, welche jest eine große Anzahl Grundbefiserfamilien 
alljährlih von Haus und Hof verjagen und in jo bebenklicher Weiſe das länd— 
lihe Proletariat vermehren. 

5. Bietet dielelbe dad Mittel, auch dem Stande der Grunbbeiiger dad ans 
deren Ständen bereit3 gewährte, in anderer Weile nicht zu beichaffende Eriftenz: 
minimum zu fichern. 

Mit dieien Vortheilen ausgerüftet, wird die geplante Geſetzgebung bei rich- 
tiger Anwendung wejentlih dazu beitragen, dem Bauerngute jenen Charakter 
wiederzugeben, welchen dasjelbe namentlih in unferen deutichen und ſlaviſchen 
Ländern unter dem Schuge der Geſetzgebung durch fo lange Zeit bewahrt hat, 
nämlih in dauernder Weile die fichere Heimitätte der bäuerlichen Familie 
zu bilden. 


Eriter Abſchnitt. 
Bon der Erbfolge in landwirthfchaftlicde Güter. 


8 1. Ein landwirthichaftlihes Gut im Sinne dieſes Geſetzes ift jede zum 
Betriebe der Land» oder Foritwirthichaft beitimmte Beiigung mit Ausschluß der 
mit dem Fideikommiß- oder Yehenbande behafteten Güter. 


| $ 2. Beltandtheile eine landwirthichaftlihen Gutes find alle Grundftüde 
des Grunbeigenthümerd, welche in den öffentlihen Büchern zuſammen auf dem: 
jelben Blatte eingetragen find. 

Auch diejenigen walzenden Grundftüde (freie, ledige Ueberländgrundſtücke, 
Zulehen), ferner Antheile an einem zur gemeinichaftlichen Benügung für Holzung, 
Weide, Streubezug oder zu ähnlicher Nugung beitimmten Gemeinjchaftsvermögen, 
welche herfömmlih zu einem mit einem Wohnhauſe verjehenen Gute gerechnet 
wurden oder wirthichaftlich zu demielben gehören, werden als Beitandtheile dieſes 
Gutes angefehen. 

Die wirthichaftlihe Zulammengehörigkeit ift im Zweifel bei allen regelmäßig 
von berielben Hofitelle aus bewirthichafteten Grundftüden anzunehmen. 

Die wirthſchaftliche Zufammengehörigkeit wird durch vorübergehende Ber: 
padhtung oder ähnliche Benügung von Gutögrundftüden, 3.8. als Ausgedings— 
gründe, nicht ausgeichlofjen. 
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Diefe Grundfäge finden auch Anwendung auf Grundſtücke, welde in bie 
öffentlihen Bücher nicht eingetragen find. 

Was ald Zugehör eines landwirthſchaftlichen Gutes anzufehen jei, beftimmt 
das bürgerliche Geſetzbuch. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt es vorbehalten, für landwirthſchaftliche Güter 
beſtimmter Kategorien jene Gegenſtände feſtzuſtellen, welche als Betriebsinventar 
dieſer Güter oder als das Minimalausmaß bed Betriebsinventars angeſehen 
werden ſollen. 


8 4. Befindet ſich ein landwirthſchaftliches Gut im Miteigenthum von Ehe— 
gatten, jo iſt in Ermangelung einer anderen in ben Ehepakten oder ſonſt getrof⸗ 
fenen rechtögiltigen Verfügung beim Tode eined der Ehegatten ber überlebende 
Ehegatte berechtigt, den in den Nachlaß fallenden Antheil des Tandwirthichaftlichen 
Gutes um einen nad) den Beitimmungen dieſes Geſetzes feitzuftellenden Werth: 
betrag zu übernehmen. 

Macht derjelbe von dieſem Nechte feinen Gebrauch, fo ift er berechtigt, unter 
den nah 8 5 zur Anerbenichaft berufenen Erben des Erblafferd Denjenigen zu 
beftimmen, welcher das Gut zu übernehmen hat. Der Iettere ift berechtigt, den 
in den Nachlaß fallenden Gutsantheil um den nah den Beltimmungen biejes 
Geſetzes feitzuftellenden Werthbetrag zu übernehmen. 

8 5. Wenn der Alleineigentgümer eined landwirthichaftlihen Gutes ohne 
legtiwillige Anordnung mit Tod abgeht, jo fällt das Gut nebit Zugehör als Theil 
der Erbſchaft einem der nachbezeichneten Erben (dem Anerben) allein zu. 

Das Anerbenreht gilt zunädhft für Nachkommen des Erblaffers, in Ermangel- 
ung von Nadfommen für den hinterlaffenen Ehegatten, in Ermangelung eines 
folchen für die ehelihen Geſchwiſter des Erblaſſers. 

8 6. Ueber die Berufung zum Anerben gelten vorbehaltlich der Anordnung 
des 8 9 folgende Beitimmungen: 

1. Leibliche Kinder und deren Nachkommen gehen Aboptivfindern und deren 
Nachkommen, ehelihe den unehelihen vor. Durch nachfolgende Ehe legitimirte 
Kinder ftehen den ehelichen gleich). 

2. Ferner geht vor der Ältere Sohn und deſſen Nachkommenſchaft beiberlei 
Gefchlehtes, in Ermangelung von Söhnen und von Nachkommen derſelben Die 
ältere Tochter und deren Nachkommen beiderlei Gejchlechtes. 

Der Landeögejeggebung bleibt es vorbehalten, mit Rückſicht auf bie Verhält— 
niffe und Gewohnheiten im Lande oder in einzelnen Landestheilen ftatt des älteren 
Sohnes und deſſen Nachkommenſchaft den jüngeren Sohn und deſſen Nachkommen- 
ichaft, und ebenjo in Ermangelung von Söhnen ftatt der älteren Tochter Die 
jüngere Tochter zur Gutsübernahme zu berufen. 

3. In Ermangelung von Nachkommen des Erblaſſers ift der überlebende 
Chegatte Anerbe, 

4. Iſt auch ein Ehegatte nicht vorhanden, fo find die ehelichen Geſchwiſter 
des Grblafiers und deren Nachkommen zur Anerbenihaft berufen. 

5. Unter den Nachkommen eines Kindes, ſowie unter den Geihwiftern richtet 
fi) die Berufung zum Anerben nach denjelben Grundfägen, welche für die Nach— 
fommen des Grblafiers gelten. 

6. Miterben, welche zur Zeit des Erbanfalles gerichtlih für wahn⸗ oder 
blödfinnig oder für Verſchwender erklärt find, dann Miterben, welche wegen ent- 
ebrenden Verbrehen zu Zuchthausftrafen verurtheilt wurden, endlich Miterben, 
welche an der Bewirthſchaftung des Gutes dauernd gehindert find oder bie 
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Bewirthihaftung nicht übernehmen wollen, stehen rüdjichtlich des Anerbenrechtes 
den übrigen Miterben nad). 

7. Miterben, welche bereit3 ein landwirthichaftliches Gut beiten oder an 
den Beſitzer eines ſolchen Gutes verheiratet find, find vom Anerbenrechte ausge: 
ſchloſſen, falls fie es nicht vorziehen, das bisher beiefiene Gut dem nächſten zur 
Anerbenichaft berufenen Miterben um den nach diefem Gelege zu ermittelnden 
Preis zu überlaflen. 

$ 7. Bei der Erbtheilung wird der Gutswerth nad folgenden Vorichriften 
ermittelt: 


1. Das Gut nebit Zugehör wird nah einem Mehrfachen des Sataftrals 
reinertrages angejegt, welches die Yandesgeieggebung zu beitimmen hat. Bis eine 
ſolche Beltimmung getroffen ift, bat dad Zwanzigfache des Sataftralreinertrages 
als Werthanfag zu gelten. 

Der Landesgeſetzgebung bleibt es auch vorbehalten, für landwirthichaftliche 
Güter beftimmter Kategorien, namentlih für mittlere landwirthſchaftliche Güter 
eines beftimmten, näher feitzuftellenden Flächenmaßes oder Stataftralreinertrages, 
unter Berüdfihtigung der in den einzelnen Ländern obwaltenden Berhältnifie, 
um den Beitand folder Güter durch Gewährung eines VBortheiles bei der Erb: 
theilung zu Gunften des Anerben in dauernder Weife zu fichern, ftatt des Zwanzig: 
fahen bes Satajtralreinertraged ein geringeres Ausmaß, jedoh nicht weniger 
al3 das Zehnfache dieſes Reinertrages als Werthaniag feitzuftellen. 


2. Nukungdantheile an einem Gemeinichaftävermögen, ſowie Nutzungsrechte 
auf Grunditüden, welche zur gemeinichaftlihen Benügung für alle oder für gewiſſe 
Mitglieder einer Gemeinde, einer oder mehrerer Gemeindeabtheilungen (Ortichaften), 
Nahbarichaften oder ähnlicher ſonſt benannter agrarifcher Gemeinichaften (Stlaffen 
der „Bauern“, „Beitifteten*, Singulariften u. ſ. w.) beftimmt find, ſowie Nutz— 
ungörechte auf fremden Grundftüden (Holzungs:, Weider, Streubezugd: und ähn— 
liche Rechte) find beionders zu ſchätzen. 

Inſoweit bei der Schägung der Werth der gemeinſchaftlich bemügten oder 
der zur Befriedigung der Nußungsrechte erforderlichen Grundſtücke zu berüdfichtigen 
ift, finden auf die Werth3ermittlung diefer Grundftüde die Grundjäge des Punktes 1 
dieſes Paragraphen finngemäße Anwendung. 

3. Die vorhandenen Gebäude find, infoweit fie zur Wohnung des Eigen: 
thümers, feiner Familie, feiner Dienftleute und Arbeiter oder der Ausgedinger 
dienen, oder zur Bewirthſchaftung erforderlich find, nicht beionders zu jchägen, 
fonft aber nad) dem Werthe des Nutzens, welcher durch Vermiethung oder in 
anderer dauernder Weife daraus gezogen werben fann, zu veranichlagen. Dies 
gilt inöbefondere von Nebenwohnungen, ſowie von zu befonderen Gewerbebetrieben 
beftimmten Gebäuden und Anlagen. 


4. Von dem ermittelten Werthe find die öffentlichen Abgaben und jonitige 
dauernd auf dem Gute ruhende Laften nad dem Zwanzigfachen ihres muthmaß— 
lichen jährlihen Betrages abzurechnen. 

Borübergehende Gutslaſten, 3. B. Ausgedinge, werden nad ihrer wahricein- 
lihen Dauer zu Kapital gerechnet abgeſetzt. 

5. Auf Verlangen eines Betheiligten find Güter, deren Gebäude nebit Hof: 
raum einen höheren Verfaufswerth haben als der jonftige Grundbeſitz derjelben, 
nad dem Verfaufswerthe zu ſchätzen; dies gilt insbeſondere von allen mit einem 
Wohngebäude verfehenen landwirthichaftlihen Gütern, bei welden der Kataſtral— 
reinertrag der Grundjtüde weniger als zwanzig Gulden beträgt. 
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$ 8. Bei der Grbtheilung tritt der Gutswerth an die Stelle des dem An- 
erben zufallenden Gutes nebit Zugebör. 

Die Theilung der Erbſchaftsmaſſe unter die Miterben einichließlich des An- 
erben erfolgt nad den Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. 

Nah diefen Vorfchriften richtet fih auch die Haftung der Erben für bie 
Erbſchaftsſchulden. Der Anerbe haftet den Crbichaftsgläubigern auch mit dem 
Vermögen, welches er als Anerbe erhalten hat. 


8 9. Der Erblaffer kann, falls bei feinem Tode ein Anerbenrecht eintreten 
würde, in einem Teftamente ober in einer gerichtlich oder notariell beglaubigten 
oder eigenhändig geichriebenen und unterichriebenen Urkunde beftinmen, daß ein 
Anerbenrecht nicht eintreten fol, oder welche Perfon unter den zur Erbfolge 
berufenen Anerbe fein, zu welchem Betrage vorbehaltlich des Pflichttheilrechtes 
der Betheiligten der Gutöwerth bei der Erbtheilung angerechnet werden, in welchen 
Friſten die Zahlung der Abfindungen erfolgen foll, ob die vorhandenen mehreren 
Güter an einen oder an mehrere Erben fallen fol ($ 12). 

In jenen Punkten, in welden die Anordnung des Erblaſſers eine andere 
Berfügung nicht getroffen hat, fommen die Beitimmungen dieſes Gefeges zur 
Anwendung. 

8 10. Iſt für Betheiligte, welche das landwirthſchaftliche Gut nicht über: 
nehmen, ein Pflichttheil zu ermitteln, jo erfolgt zu diefem Zwecke die Abihägung 
bed Gutes nad) Maßgabe des 8 7. 

8 11. Wegen Verlegung des Pflichttheiles können nicht angefochten werben: 

1. Verfügungen des Erblaffers, durch welche dem leiblichen Vater das An: 
erben Iebenslänglich, der leiblihen Mutter bis zur Großjährigfeit des Anerben 
das Necht eingeräumt wird, dad Gut nebft Zugehör nad) dem Tode des Erblafiers 
in eigene Nutung und Verwaltung zu nehmen unter der Verpflihtung, den An: 
erben und deſſen Miterben, letztere bis zur Auszahlung ihres Erbtheiles zu 
erziehen und für den Nothfall auf dem Gute zu erhalten. 


2. Verfügungen des Erblafferd, durch welde die Fälligkeit der Erbtheile 
bis zur Großjährigkeit der Miterben unter der Verpflichtung des Anerben, die 
Miterben bis zu diefem Zeitpunkte angemeffen zu erziehen und für den Nothfall 
zu erhalten, hinausgeſetzt wird. 

$ 12. Wird ein Erblaffer, welcher Cigenthümer mehrerer Güter ift, von 
mehreren Perſonen beerbt, jo gelten, falls der Erblaffer nicht eine andere Ber: 
fügung getroffen hat (8 9), folgende Grundjäge: 

Der zur Uebernahme berechtigte Ehegatte kann die ſämmtlichen Güter über: 
nehmen. 

Außer diefem Falle gehen die mehreren Güter auf den Anerben über, wenn 
fie beim Tode des Erblaflers von derſelben Hofftelle bewirthichaftet und die zur 
abgeionderten Bewirthichaftung der einzelnen Güter nothwendigen Gebäude zum 
größeren Theile bejeitigt find. 

Andernfalls kann jeder Miterbe in der Reihenfolge feiner Berufung zum 
Anerben ſich mit den Rechten eines Anerben ein Gut wählen. 

Nachkommen eines verjtorbenen Miterben treten an deſſen Stelle und unter 
diefen hat wieder derjenige die Wahl, welchem der Vorzug nad den Grundiägen 
über die Berufung zum Anerben gebührt. Sind mehr Güter ala Miterben vor 
handen, jo wird die Wahl in dberjelben Reihenfolge wiederholt. 

Die Erbſchaftsſchulden find auf die mehreren Güter nad dem Verhältniſſe 
ihres für die Erbtheilung maßgebenden Werthes zu vertheilen. 
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$ 13. Die vorftehenden Beftimmungen finden feine Anwendung auf Antheile 
an dem Eigenthum eines landwirthichaftlihen Gutes ſolcher Perſonen, welche 
nicht miteinander im ehelihen Werhältniffe ftehen. Derlei Eigenthumsantheile 
vererben nad dem allgemeinen Rechte. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Erbgüterredte. 


$ 14. Als ein Erbgut fann nur ein jolches mit einem Wohnhaufe verjehenes 
landwirthichaftliches Gut oder der mit einem Wohnhauſe verjehene Theil eines 
ſolchen Gute erklärt werden, beffen Werth einen beftimmten, nach dem Zwanzig: 
fahen des Stataftralreinertrage8 der zum Gute gehörigen Grundftüde zu berech— 
nenden Mindeitbetrag erreicht und einen in gleicher Weife zu berechnenden Hödjft: 
betrag nicht überfteigt. 

Die Feſtſtellung dieſer Beträge bleibt der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 

Bis eine ſolche Feſtſetzung getroffen iſt, hat als in obiger Weiſe zu berech— 
nender Mindeſtbetrag der Betrag von eintauſend Gulden und als Höchſtbetrag 
der Betrag von zwanzigtauſend Gulden zu gelten. 

$ 15. Die Erklärung eine landwirthichaftlihen Gutes als Erbgut erfolgt 
durh Eintragung in das beim zuftändigen VBezirfögerichte zu führende Erbgüter: 
buch und durch Anmerkung diefer Cintragung im Grundbuche. 

Zuftändig zur Führung des Erbgüterbuches ift das Bezirksgericht, in beffen 
Bezirk das Wohnhaus der Befigung liegt. 

$ 16. Die Eintragung in das Erbgüterbuch erfolgt auf Antrag des Eigen- 
thümerd oder auf Grund einer giltigen legtwilligen Anordnung desſelben. 

Steht das Tandwirthichaftlihe Gut im Mitbefige von Ehegatten, jo ift aut 
Eintragung die Zuftimmung beider Ehegatten erforderlich. 

Dem Antrage ift ein beglaubigter Auszug aus dem Grunditeuerfatafter bei— 
zuſchließen und ſind die Grundſtücke, welche zum Erbgute gehören ſollen, nach 
ihren Parzellennummern, Kulturgattung, Flächenmaß, Reinertrag und unter An— 
gabe des Grundbuchsblattes, auf welchen dieſe Grundſtücke eingetragen find, genau 
zu bezeichnen. 

8 17. Der Antrag wird bei dem Bezirfägericht mündlich eingebradyt oder in 
einer gerichtlich oder notariell beglaubigten Gingabe überreicht. 

Das Bezirfögeriht hat die Eintragung in das Erbgüterbuh vorzunehmen 
und die Eintragung zugleich im Grundbuche bei allen zum Erbgute gehörigen 
Realitäten anzumerfen. 

Liegen die Grundftüde in den Bezirken verfchiedener Gerichte, jo hat das zur 
Führung des Erbgüterbuches zuftändige Bezirksgericht die übrigen Bezirksgerichte 
um Vornahme der bücherlihen Anmerkung zu erjuchen. 

Bon der erfolgten Eintragung und der Anmerkung im Grundbuche iſt der 
Eigenthümer zu verſtändigen. 

Auch iſt der Vollzug durch Anſchlag auf der Gerichtstafel und Verlautbar— 
ung in der Gemeinde, in deren Bezirk das Wohnhaus der Beſitzung liegt, dann 
durch Einſchaltung in dad Amtsblatt des Landes fund zu machen. 

$ 18. Wird die Eintragung in einer giltigen legtwilligen Anordnung ver: 
fügt und find in berjelben die Grunditüde, melde das Erbgut bilden ſollen, 
nicht genau angegeben, ſo ſind als zum Erbgute gehörig alle jene Grundſtücke 
anzuſehen, welche nad) $ 2 zu dem als Erbhgut beſtimmten landwirthſchaftlichen 
Gute gehören. 
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Ueberfteigt der Werth den im $ 14 feitgelegten Betrag von zwanzigtaufend Gul: 
den, fo findet nad) Einvernehmung des Erben eine entiprehende Ausicheidung ftatt. 

Die Abhandlungsbehörde hat die Eintragung in das Erbgüterbucdh von Amts— 
wegen zu veranlaffen. 

$ 19. Der Landeögejeßgebung bleibt vorbehalten, zu beftimmen, in welchen 
Fällen lanbwirthihaftlihe Güter auch ohne einen dahin zielenden Antrag des 
Eigenthümers oder eine giltige legtwillige Anordnung desfelben von Amtswegen 
als Erbgüter in dad Erbgüterbuch eingetragen werben können. 

$ 20. Die von dem Gigenthümer eines landwirthſchaftlichen Gutes erwirkte 
Eintragung desfelben in das Erbgüterbud ift für jeden nachfolgenden Eigen: 
thümer wirkjam. 

Die Eintragung verliert ihre Wirkſamkeit auch nicht durch die erefutive Feil- 
bietung oder durch Einbeziehung des Erbgutes in eine Konkursmaſſe. 

Eine Löſchung der vollzogenen Eintragung findet nur über Anfuchen des 
Eigenthümer® und nur dann ftatt, wenn der Nachweis geliefert wird, daß die 
Löſchung mit Vortheilen für die Bewirthihaftung des Gutes verbunden ift, welche 
in anderer Weife nicht erreicht werben fünnen. 

Der Nachweis ift durch ein Zeugniß der Vorftehung jener Gemeinde zu liefern, 
in deren Bezirk das Wohnhaus des Erbgutes gelegen ift. 

Das Bezirkögericht hat die Nichtigkeit des auögeftellten Gemeindezeugnifies 
zu prüfen. Beſtehen gegen dasſelbe Bedenken, fo hat das Bezirfägericht die Akten 
unter Mittheilung der Bedenken der Bezirfövertretung — in Ländern, in welden 
Bezirföpertretungen nicht eingeführt find, an den Landesausſchuß — zur Ent: 
ſcheidung vorzulegen. 

Die Bezirföpertretung, beziehungsweife der Landesausſchuß enticheidet auch 
über die Berufung des Gigenthümerd gegen die Verweigerung des Gemeinde: 
zeugnifies. 

$ 21. Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde angefochten werben, 
weil die Befigung zur Zeit der Cintragung nicht eintragsfähig geweſen fei. 

8 22. Der Eigenthümer eines Erbgutes ift berechtigt, ihm eigenthümliche 
Grunditüde, welche bisher noch feinen Beitandtheil des Erbgutes gebildet haben, 
durh Gintragung in das Erbgüterbud und Anmerkung im Grundbucdhe mit dem 
Erbgute zu vereinigen, wenn dieſe Grundftüde mit dem Erbgute derart im Zus 
fammenhange ftehen, daß fie vom Erbgute aus bewirthichaftet werben können; 
doc darf durd eine jolche Vereinigung die in $ 14 normirte Werthgröße nicht 
überjchritten werben. 

Auf die auf foldhen Grunditüden laftenden Forderungen findet $ 33 Ans 
wendung. 

Die vorstehenden Beltimmungen finden auch Anwendung, wenn der Eigen: 
thümer zweier oder mehrerer Erbgüter diejelben in ein einziges vereinigen will. 

8 23. Die Einfiht in dad Erbgüterbuch ift Jedem geftattet, welcher nad) 
dem Ermeſſen des Bezirkögerichtes ein rechtlihes Intereſſe dabei hat. 

Die Einfiht in dad Erbgüterbuch erfolgt foftenfrei. 

$ 24. Die näheren Beltimmungen über die Führung des Erbgüterbuches 
fowie über die grundbücherlichen Anmerkungen ($ 15) werden im Verordnung: 
wege erlaffen. 

$ 25. Die Nbtrennung von Grundjtüden, welche den Beftandtheil eines 
Erbgutes bilden, vom Erbgute, findet nur über Anjuchen des Cigenthümers und 
nur dann ftatt, wenn der verbleibende Werth des Erbgutes nicht unter dad im 
$ 14 normirte mindeite Maß herabgeiegt wird und wenn zugleich der Nachweis 
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geliefert wird, daß eine ſolche Abtrennung mit Bortheilen für bie Bewirthſchaft— 
ung des Gutes verbunden ift, welche in anderer Weiſe nicht erreicht werden können. 

Auf die Art und Weiſe, wie der Nachweis zu liefern ift, finden bie betref- 
fenden Vorſchriften des 8 20 über bie Löihung eines Erbgutes finngemäße 
Anwendung. 

$ 26. Die einfchränfenden Beitimmungen des $ 25 finden feine Anwendung 
auf folgende Fälle: 

1. Auf jene Befigveränderungen, welche in Folge einer Auseinanderfegung 
(Zufanmenlegung von Grunbftüden, Theilung von Gemeingründen ober Ablöfung 
von Nugungsrehten, Forftferituten) auf Grund ber für folde Auseinander- 
fegungen beftehenden Gejege zur Ausführung fommen. 

2. Auf den Taufh von Grundftüden, wenn die eingetaufhten Grundftüde 
mit dem Erbgute bücherlich vereinigt werden, ber Werth berjelben dem Werthe 
der vertauſchten Grundftüde annähernd gleichkommt und zugleih durd den Tauſch 
eine Arrondirung oder beſſere Bewirthichaftung des Erbgutes erzielt wird. 

3. Auf Abtretung für ſolche Zivede, für welche nad) den beftehenden Gefegen 
aud eine Zwangdabtretung bewirkt werden fann. 

$ 27. Die Zuihreibung neuer und die Abichreibung bisher eingetragener 
Grundftüde im Erbgüterbuche und die bezügliche Anmerkung im Grundbuche, er: 
folgt nad den für die erite Eintragung geltenden Beltimmungen. 

8 28. Ein Erbgut kann nur in nachftehender Weile belaftet werben : 

1. mit ablösbaren oder auf eine beftimmte Zeit beichränkten Grundrenten- 
ſchulden, deren Jahresbetrag die Hälfte des Kataftralreinertrages nicht überfteigt, oder 

2. wenn und infoweit die Belaftung mit Grundrentenfchulden in ber ad 1 
angegebenen Weile nicht ftattgefunden hat, mit Hypotheken, deren Kapitalsbetrag 
das Zehnfache des Katafterreinertrages nicht überfchreitet. 

Haften auf einem Erbgute bereit3 Grundrentenihulden oder Hypotheken, 
jo findet eine weitere Belaftung nur infoweit ftatt, als fie innerhalb des in den 
Bunkten 1 und 2 normirten Ausmaßes ihre Dedung finden. 

Ausnahmsweiſe kann die Nealbehörde über Anfuchen des Beſitzers eines Erb- 
gutes eine höhere Belaftung als die in den Punkten 1 und 2 normirte, und 
zwar mit Grunbrentenichulden im Jahresbetrage bis zum ganzen Sataftralrein: 
ertrage oder mit Hypotheken im Stapitalöbetrage Bid zum Zwanzigfachen des 
Rataftralreinertrages dann bewilligen, wenn der Nachweis geliefert wird, daß eine 
folhe höhere Belaſtung mit Vortheilen für die Bewirthſchaftung des Gutes ver— 
bunden iſt, welche in anderer Weiſe nicht erreicht werden können. 

Auf die Art und Weiſe, wie der Nachweis zu liefern iſt, finden die beiref⸗ 
fenden Vorſchriften des $ 20 über die Löſchung des Erbgutes ſinngemäße An— 
wendung. 

Die Bewilligung iſt an die Bedingung zu knüpfen, daß die bewilligte höhere 
Belaſtung ratenweiſe längſtens binnen zwanzig Jahren zu tilgen iſt. 

Die Realbehörde hat die Tilgungsraten über Vorſchlag des Beſitzers des 
Erbgutes angemeſſen feſtzuſtellen und deren genaue Einhaltung zu überwachen 
und erforderlichen Falles durch die Sequeſtration oder ſonſtige Zwangsmittel 
zu bewirken; 

3. mit einem den Erträgniſſen des Gutes angemeſſenen landesüblichen Aus— 
gedinge oder einer dieſer Ausgedinge vertretenden Verſicherung (Leibrente) zu Gunſten 
des Vorbeſitzers oder des überlebenden Ehegatten desſelben; 

4. mit der Verpflichtung, minderjährige Kinder des Vorbeſitzers angemeſſen 
zu erziehen oder denſelben bis zur erreichten Großjährigkeit, oder erwerbsunfähigen 


19* 





292 Zur Frage der bäuerlichen Erbfolge. 





Kindern für die Dauer der Grwerböunfähigfeit den ftandesgemäßen Unterhalt 
auf dem Gute zu verichaffen. 

Die unter 3 und 4 aufgeführten Belaftungen und Berfiherungen können 
von dem Befiger eines Erbgutes auch in einer giltigen legtwilligen Anordnung 
verfügt werben. 

8 29. Ein Erbgut fann nur in nachſtehenden Fällen einem Zwangsverkaufe 
unterzogen werben : 

1. wegen Rüdftänden an landesfürftlihen Steuern und anderen öffentlichen 
Abgaben ; 

2. wegen Rüdftänden an folchen Leiftungen, welchen die Gejege den Vorrang 
por anderen Reallaften oder in anderer Weile ein geſetzliches Pfandrecht einräumen ; 

3. wegen Rüdjtänden aus den nah $ 28 zuläffigen Belaftungen. 

$ 30. Dem Zwangsverkaufe eined Erbgutes hat in der Negel die Seque: 
jtration vorauszugehen. 

Kann jedoch die Befriedigung des Grefutionsführers aus den durch die Se: 
queftration erzielten Einkünften nicht binnen zwei Jahren bewirkt werben, oder 
handelt e8 fih um mehr als zweijährige Nüdftände an Jahresleiftungen oder 
um die Nüdzahlung von Hypothekarkapitalien, jo fann die Exekution jofort 
mitteld Zwangsverkauf des Erbgutes vollzogen werben. 

$ 31. Außer den Fällen des $ 30 kann die Sequeftration eines Erbgutes 
auch wegen fonjtiger Forderungen nach den Vorfchriften der Zivilprozekordnung 
erwirft werben. 

$ 32. Während der Dauer der Sequeftration gebührt dem Befiger des Erb- 
gutes für fi) und feine Familie die unentgeltliche Wohnung auf dem Gute, io 
wie aus den durch die Sequeftration erzielten Ginfünften nah Abzug der aus 
den Forderungen des $ 29 fich ergebenden Zahlungen ein von jeder Eprelution 
freier Jahresbezug von 350 fl. 

$ 33. Die Beltimmungen der $$ 28 bis 32 finden feine Anwendung auf 
Forderungen, welche zur Zeit der Eintragung des Gutes in das Erbgüterbud 
bereit grundbücherlich intabulirt find. 

Derlei Forderungen bleiben von dieſen Beitimmungen aud dann ausgeſchloſſen, 
wenn fie mittels Geffion an andere Perjonen übertragen werben. 

Bon diefen Beitimmungen bleiben auch ausgeichloflen Forderungen, um deren 
Intabulation binnen Jahresfrift nah Löſchung von zur Zeit der Cintragung 
des Gutes in das Erbgüterbuch bereit grundbücherlich intabulirten Forderungen 
angelucht wird, infoweit der Kapitalsbetrag diefer neuen Forderungen, oder wenn 
es fih um Grundrentenichulden handelt, der jährliche Nentenbetrag den $tapitals: 
betrag, beziehungsweije den Betrag der jährlichen Leiftungen der gelöichten order: 
ungen nicht überfteigt, oder inſoweit ſonſt die neue Belaftung nicht höher ift als 
die gelöichte Belaftung. Anderen Forderungen gegenüber beginnt die Wirkſamkeit 
diejer Beitimmungen ſechs Monate nad erfolgter Kundmachung der Eintragung 
des Buches in das Erbgüterbud. 

8 34. Hat der Gigenthümer eines Erbgutes auf demfelben nicht feinen 
ordentlihen Wohnfig, jo find die Gläubiger desielben berechtigt, auch wegen folder 
Schulden, welche nicht unter $ 29 fallen, die erefutive Feilbietung des Erb— 
gutes zu erwirfen. 

8 35. Dem Zwangsverkaufe unterzogene Erbgüter können nur mit Bei: 
behaltung der Eigenschaft als Erbgüter verfteigert werben. 

Dem Grfteher können nur folche Forderungen zur Uebernahme gegen Ein 
rehnung in den Meiitbot überwieſen werben, mit welchen ein Erbgut nad 8 28 
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belaftet werden darf. Die übrigen Forderungen find zu löſchen, joweit der Meiſt— 
bot reicht, find fie aus denielben baar zu bezahlen. 

8 36. Die einichränfenden Beitimmungen in Bezug auf Zerftüdlung und 
Belajtung von Erbgütern finden aud auf legtwillige Anordnungen Anwendung. 
Im Uebrigen find die Beitimmungen de3 erjten Abichnittes dieſes Geſetzes über 
die Erbfolge in landwirthichaftliche Güter au auf Erbgüter anzumenden mit der 
Einſchränkung, daß in Ermanglung einer anderweitigen Beſtimmung des Erb» 
laffer3 ($ 9) der Werth des Erbgutes bei der Erbtheilung nur mit der Hälfte 
des im $ 7, Punkt 1, beziehungsmweile von der Landeögefeßgebung feitgeftellten 
Mehrfachen des SKataftralreinertrages anzufegen ift. 

8 37. Geſchwiſter des Uebernehmers des Erbgutes können, jo lange fie 
minderjährig oder wegen erwiejener förperlicher oder geiftiger Gebrechen erwerbs— 
unfähig find, vom Gut3übernehmer ftandesgemäßen Unterhalt auf dem Gute gegen 
ftandesgemäße, ihren Kräften entiprechende Mitarbeit beanfpruchen. Diele Befugniß 
hört auf, jobald die Abfindungen oder Zinjen derjelben auf Verlangen der Ge- 
ſchwiſter gezahlt werben. 

Der Anfpruh auf die Abfindung erliiht, wenn der Abzufindende bis zu 
feinem Tode den Unterhalt auf dem Gute gehabt hat, und einen Chegatten oder 
Kinder nicht hinterläßt. 

8 38. Die Betheiligten können verlangen, daß ihre Abfindungen, beziehungs— 
weife der Anſpruch auf Unterhalt unter Beobahtung der Vorfchrift des $ 28 
durh Eintragung im Grundbuch fichergeitellt werben. 

S 39. Verzichtleiſtungen des Eigenthümers auf die in dieſem Gejege nor: 
mirten Wirkungen der Gintragung eines landwirtbidhaftlichen Gutes in das Erb» 
güterbuch find ungiltig. 

8 40. Gefuche um Einverleibung von Forderungen oder um jonftige Amts— 
handlungen in Betreff eines Erbgutes, welche mit den Beſtimmungen dieſes Gefeges 
im Widerfpruche ftehen, find von Amtswegen zurüdzumweifen. 

$ 41. Geſuche um Eintragung ober Löſchung eines Gutes in das Erb- 
güterbuch, dann die Eintragung und Löſchung, ſowie die Anmerkung im Grund: 
buche jind gebührenfrei. 


Dritter Abſchnitt. 
Schlußbefimmungen. 


8 42. Derjenige Werthbetrag eines landwirthichaftlihen Gutes, beziehungs—⸗ 
weije eined Erbgutes, welcher der nad) den Beitimmungen dieſes Geſetzes erfol: 
genden Erbtheilung oder der dieſe Erbtheilung vertretenden Webergabe des Gutes 
unter Zebenden zu Grunde gelegt wird, hat auch als Grundlage für die Gebühren: 
bemeifung zu dienen. 

Wenn jedoch der der Erbtheilung oder der Gutsübergabe zu Grunde gelegte 
Werthbetrag eines Tandwirthichaftlihen Gutes den zwanzigfahen Betrag des 
Stataftralreinertraged der zum Gute gehörigen Grundftüde nicht erreicht, ift der 
zwanzigfadhe SKataftralreinertrag al® Grundlage für die Gebührenbemeflung an— 
zunehmen. 

8 43. In allen Fällen, in welchen nad Beitimmung dieſes Gejeges auf 
den Sataftralreinertrag Rüdfiht zu nehmen ift, iſt der Neinertrag desjenigen 
Grundfteuerfatafterd anzunehmen, welcher zur Zeit, als der betreffende Fall ein- 
tritt, in Geltung fteht. 
8 44. Dieſes Gefeg tritt am in Kraft. 





Die Beflimmungen 


über 
die Handels- uud Gewerbekammern 


in den deutjhen Bundesftaaten.!) 
(Fortjegung.) 


— 


VH. Hamburg. 
(Fortjegung; vgl. „Annalen“ 1883 ©. 731.) 
IV. Geſetz, betreffend die Gewerbefammer. 
Bom 18. Dezember 1872. 


8 1. Zur Förderung des Gemwerbebetriebes wird von den Gewerbetreibenben 
eine Gemwerbefammer erwählt (Verfaffung Art. 93). 

5 Die Gewerbefammer gehört zu ber Verwaltungsabtheilung für Handel und 
eiverbe. 

8 2. Die Gewerbefammer befteht aus fünfzehn Mitgliedern. Die Wahl 
geihieht abtheilungsweije nach Maßgabe des dieſem Gejege angehängten Verzeich- 
niffes der Gewerbe in der Art, daß jebe der fünfzehn Abtheilungen einen Ber- 
treter wählt. 

Ergänzungen ber einzelnen Abtheilungen durch zur Zeit noch nicht in das 
Verzeihniß aufgenommene Gewerbe, wie auch Verjegungen von Gewerben aus 
einer Abtheilung in die andere können vom Senat auf Vorſchlag der Gewerbes 
fammer beichlofjen werben. 

8 3. Bis auf Weiteres werben in der Gemwerbefammer nur diejenigen Gewerbes 
treibenden vertreten, welche ihr Geichäft innerhalb ber Grenzen des Hamburgifchen 
Treihafengebietes, jedoch mit Einfluß der Zollvereinsniederlage betreiben. Eine 
Ausdehnung diefer Vertretung auf die Gewerbetreibenden innerhalb der übrigen 
Gebietötheile, beziehungsweife die Gründung entiprechender Einrichtungen für 
diefe Gebietötheile bleibt vorbehalten für den Fall, daß ſich dafür ein Bedürfniß 
herausſtellen jollte. 

84. Zur Theilnahme an der Wahl berechtigt ift jeder Hamburgijche Bürger, 
welcher dad Recht der Theilnahme an den allgemeinen Wahlen zur Bürgerſchaft 
bejigt und innerhalb des im 8 3 bezeichneten Bezirkes eines der im Anhange ver: 
zeichneten Gewerbe betreibt. 

Wer mehrere diejer Gewerbe betreibt, darf fein Wahlreht nur einmal aus— 
üben. Gehören die von ihm betriebenen Gewerbe verichiedenen Wahlabtheilungen 
an, fo fteht es ihm frei, diejenige Abtheilung zu beftimmen, in welcher er jeine 
Stimme abgeben will. 





’) Vgl. „Annalen“ 1883 ©. 201 und 714. 
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8 5. In die Gewerbefammer wählbar ift Jeder, welcher innerhalb des im 
$ 3 bezeichneten Bezirkes eines der in ber Anlage verzeichneten Gewerbe jelb- 
ftändig oder als techniicher Geihäftsführer betreibt oder betrieben hat und außer: 
dem die Wählbarkeit zur Bürgerfhaft befigt. Es ift nicht erforderlich, dab der 
Gewählte derjenigen Wahlabtheilung angehört, welche ihn gewählt hat. 

8 6. Die Gewerbefammer hat für jede erforberlihe Wahl, übrigens ber 
Waphlfreiheit unbeichadet, einen Auffag von drei Perſonen aufzuftellen und befannt 
zu madıen. 

8 7. Die Gewerbefammer entwirft für jede Wahlhandlung möglichit genaue 
Liften der Wahlberechtigten und legt dieſelben zur allgemeinen Einſicht aus. 
Reklamationen gegen die Liften find innerhalb acht Tagen, nachdem die erfolgte 
Auslegung öffentlich befannt gemacht worden, jchriftlich bei der Gewerbefammer 
anzubringen, welche über diejelben baldmöglichit endgiltig entſcheidet. Nur Die: 
jenigen find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in bieje Liſten auf: 
genommen find. 

Die Gewerbefammer maht darauf Zeit und Ort ber Wahl befannt. Die 
Mahl, bei welcher relative Stimmenmehrheit und im Fall von Stimmengleichheit 
das 2008 entjcheidet, geidieht durh Stimmzettel unter Leitung von Mitgliedern 
der Gemwerbefammer, welche befugt find, zu ihrer Aſſiſtenz andere geeignete Ber: 
fonen hinzuzuziehen. Die zur Wahl Ericeinenden haben auf Verlangen dieſer 
Kommiffion ihre Identität mit den in ben Liſten Aufgeführten in geeigneter Weije 
darzuthun. Im Mebrigen finden die Beftimmungen über das Verfahren bei den 
allgemeinen Wahlen zur Bürgerihaft analoge Anwendung. 

8 8. Die Namen der Gewählten werden durch die Gewerbefammer öffentlich 
befannt gemadht. Die Anfehtung der Giltigfeit einer Wahl muß binnen vier: 
zehn Tagen nad) diefer Befanntmahung ichriftlich bei der Gewerbekammer erfolgen, 
welche über die Giltigfeit zu enticheiden hat. Bis zu dieſer Enticheidung befteht 
die Wahl als giltig. 

8 9. Die Mitglieder der Gemwerbefammer werden auf fünf Jahre in biefelbe 
gewählt; alljährlih treten drei aus. Die Austretenden find wieder wählbar. 
In Berreff der Pflicht zur Annahme der Wahl und zur Fortführung des Amtes, 
ingleichen in Betreff des Verfahrens bei Ausicheiden von Mitgliedern vor Ablauf 
der gejeglihen Zeit finden bie für die Mitglieder der Verwaltungd-Deputationen 
beftehenden VBorfchriften (Art. 83 und 84 der Verfaflung, $ 9 des Verwaltungs: 
Geſetzes) analoge Anwendung, doch berechtigt die Mitgliedſchaft in einer Deputation 
oder einem Gerichte nicht zur Ablehnung der Wahl. Die Entidheidung über 
geltend gemachte Weigerungdgründe und geitellte Entlaſſungsgeſuche ſteht dem 
Senat zu. 

8 10. Die Gewerbefammer wählt aus der Zahl ihrer Mitglieder jährlich) 
einen Vorfigenden und für Verhinderungsfälle einen Stellvertreter desſelben. Die 
Abtretenden find wieder wählbar. — Der Vorſitzende hat die Konvokation der 
Sammer zu veranlaffen und in den Berlammlungen, welche bei Anmejenheit von 
acht Mitgliedern beihlußfähig find, die Verhandlungen zu leiten. Bei Beichlüffen 
enticheibet abfolute Majorität der Anweſenden; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorfigenden den Ausiclag. 

Der Gemwerbefammer wird ein Sekretär beigegeben, welder nit Mitglied 
der Kammer ift. Seine Wahl erfolgt dur die Kammer, bedarf aber der Beitätig- 
ung des Senates. Auch die ihm von der Kammer zu ertheilende Injtruftion 
unterliegt der Genehmigung des Senates. 
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$ 11. Die Gewerbefammer ift berufen, die Intereflen des Hamburgiſchen 
Gewerbeitandes zu vertreten, namentlich über gewerbliche Angelegenheiten dem 
Senat auf deſſen Verlangen oder unaufgefordert gutachtlich zu berichten. 

Die Gemwerbefammer belegirt zwei ihrer Mitglieder in die Verwaltung ber 
allgemeinen Gewerbeſchule nebit Bauhandwerkerichule. 

Die Gemwerbefammer hat je nad) Bedürfniß aus ben Gemwerbetreibenden der 
verichiedenen Fächer Sachverſtändige für beitimmte Zeit zu ernennen, welche in 
porfommenden Fällen auf Requifition der Gerichte oder auf Antrag von Privats 
perfonen über Güte und Preis der in ihr Fach einihlägigen Arbeiten Gutachten 
abzugeben haben. Dieje Sadpverftändigen werden von dem Borftand der Ber: 
waltungsabtheilung für Handel und Gewerbe in Eid genommen. Ein für fie in 
Anwendung zu bringendes Regulativ nebft Gebührentare ift vom Senat auf Bor: 
ſchlag der Gewerbefanmer feitzuftellen und zu veröffentlichen. 

$ 12. Der Bedarf der Gewerbefammer für das zu ihren Sitzungen erforber- 
liche Lokal, jofern folhes nicht vom Staate angewieſen wird, ferner dad Gehalt 
des Sefretärd und die jonftigen Koften werden aus der Staatskaſſe beftritten und 
im Jahres-Budget feſtgeſtellt. 

8 13. Die Gewerbekammer ordnet fünf ihrer Mitglieder in bie Bürger— 


ſchaft ab. 
Tranfitorifhe Beitimmungen. 


8 14. Bei den thunlichit bald nad) Publikation dieſes Geſetzes borzuneh- 
menden erften Wahlen zur Gewerbefammer werben bie in ben 88 6, 7 und 8 
dieſes Gejeges der Gewerbekammer zugewiejenen Funktionen durch den interimiftifchen 
Gewerbe-Ausfhuß wahrgenommen. ‘ 

8 15. Innerhalb vier Wochen nah Beendigung ber eriten Wahlen zur 
Gemerbefammer beruft der interimijtifche Gemwerbeausihuß die Gewerbefammer und 
übergibt derfelben feine Alten und Protokolle. 

8 16. Melde drei Deitglieder in jedem der vier erften Jahre aus der Gewerbe⸗ 
fammer auszutreten haben (ſ. $ 9) beſtimmt das Loos. 

$ 17. Mit dem Eintritt der Vertreter der Gewerbekammer in bie Bürger— 
ihaft fcheiden die feitherigen Deputirten des interimiftifchen Gewerbeausſchuſſes 
aus demſelben aus. 


V. Auhang zum Gefete über die Gewerbefammer. 
A. Bur Gewerbekammer wählende Abtheilungen, 


I. Gold» und Silberarbeiter, Uhrmacher, Maſchinenfabrikanten, Verfertiger 
mechanischer, chirurgifcher, optifcher und nautifcher Inftrumente, Werkzeugmacher, 
Bandagiften, Verfertiger mufifaliicher Inftrumente, Orgelbauer, Pianofortefabris 
fanten, Klaviaturmacher, Ebelfteinfchleifer, Inhaber von Affinirr und Präge— 
anftalten, Goldichläger. 

IH. Mechaniker, Klempner, Gasfitter, Zinngießer, Bleis, Kupfer: und Schiefer: 
deder, Kupferſchmiede, Drahtarbeiter, Sieb: und Nadelmacher, Bogelbauermacher, 
Topfbinber, Porzellanftifter. 

III. Schlofier, Schmiede, Eifengieher, Feilenhauer, Büchſenmacher, Schwert: 
feger, Glodengießer, Gürtler und Platirer, Gelbgießer, Mefling:, Bronze und 
Metallarbeiter, Graveure, Schleifer. 
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IV. Deaurer, Zimmerleute, Töpfer, Glafer, Spiegelfabritanten, Glasichleifer, 
Steinmege, Kalk-, Gyps- und Adphaltfabrifanten, Gypſer und Gypsgießer, Schiff: 
bauer, Mühlenbauer, Schorniteinfeger. 

V. Tiſchler, Stuhlmader, Bildhauer, Billardmacher, Kiſtenmacher, Marqueterie— 
arbeiter, Dekoupeure, Holzadernmacher. 

VI. Böttcher und Küper, Drechsler, Schnitzarbeiter, Korbmacher, Rohrflechter, 
Stuhlrohrfabrikanten, Block- und Pumpenmacher, Stockfabrikanten, Rad» und Stell: 
macher, Wagenfabrikanten, Bürſtenmacher, Kammmacher, Hornpreſſer. 

VII. Poſamentierer, Weber, Tuchbereiter, Reepſchläger, Schiffstakler, Segel— 
macher, Dekateure, Appretirer, Strumpfwirker, Druckwaarenfabrikanten, Sanevas- 
fabrikanten, Wattenfabrikanten, Garnſpinner, Knopfmacher, Treſſenmacher, Schirm: 
macher, Federn- und Blumenfabrikanten, Fiſchbeinfabrikanten, Färber, Bleicher. 

VIII. Maler, Lackirer, Vergolder, Tapetenfabrikanten, Rouleaurfabrifanten, 
Lackfabrikanten. 

IX. Tapezierer, Riemer und Sattler, Ledertauer, Kürſchner, Gerber, Leder— 
ladirer, Handihuhmader, Leimfabrifanten, Krollhaarfabrikanten, Haartuchweber, 
Filz: und Hutmader, Hafenhaarjchneider, Strohhutmacher, Strohhutpreiler. 

X. Buchbinder, Buchdruder, Scriftgießer, Photographen, Lithographen, 
Papp⸗, Galanterie, Etuis und Probenarbeiter, Papp- und Bapierfabrifanten, 
Kupferſtecher, Spieltartenfabrifanten, Liniirer. 

XI. Schuhmader, Pantoffelmacher. 

XII. Schneider, Korſettenmacher, Tuchſtopfer, Wäſchefabrikanten. 

XIII. Bäder, Konditoren, Müller, Kakesbäcker, Biscuitbäcker, Mehl-, Amidam⸗, 
Grützfabrikanten, Zuckerfabrikanten, Kuchenbäcker, Bonbonfabrikanten, Chokolade— 
fabrikanten, Hefe: und Cichorieufabrikanten, Oblatenfabrikanten. 

XIV. Schlächter, Inhaber von Räuchereien und Salzereien, Fiſcher, Konſerves— 
fabrifanten, Senffabrifanten, Köche. 

XV. Bierbrauer, Branntweinbrenner, Liqueurfabrifanten, PBarfümeriefabri- 
fanten, Effigfabrifanten, Bunfcertraftfabrifanten, Gouleurfabrifanten, Chemikalien— 
fabrifanten, Farbenfabrifanten, Feuerwerker, Mineralwafierfabrifanten, Tintefabri— 
fanten, ODelfabrifanten, Stearinfabritanten, Seifenfabrifanten, Lichtgießer, Thran— 
brenner, Tabad: und Gigarrenfabrifanten, Frifeure, Barbiere. 


B. Gefcäftsordnung der Gewerbekammer. 


Die Hamburgiiche Gewerbefammer hat auf Grund des vorftehehenden Gefeges 
folgende Geihäftsordnung angenommen: 


Vom Vorfißenden. 


$ 1. Die Gewerbefammer wählt laut $ 10 des vorftehenden Geſetzes zu 
Anfang eines jeden Jahres aus ihrer Mitte einen Vorfigenden und einen Stell 
vertreter de3felben und zwar in geheimer Abſtimmung mit abjoluter Majorität. 

$ 2. Die Namen des Vorfigenden und feine Stellvertreter werden dem 
Senate mitgetheilt, wie auch abfeiten der Gewerbefammer öffentlich befannt gemacht. 

8 2. Der Vorſitzende leitet die Geichäfte der Kammer, unterzeichnet die vom 
Setretär geführten Protokolle, fowie die Namens der Kammer geführte Korrefpon- 
denz, Stellt die Tagesordnung feit und iſt berechtigt, den Kommiſſionsſitzungen 
beizumohnen. 

84. Alle Eingaben an die Kammer gehen zunächſt an den Vorfigenden und 
find von diefem zur Kenntnißnahme an die Kammer zu bringen. 
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Bon den NRepviforen. 

8 5. Die Gewerbefammer wählt dad erfte Jahr zwei, für bie Folge jährlich 
einen Reviſor, welche das vom Sekretär zu führende Rechnungsweſen zu prüfen 
haben. Dieſe verwalten ihr Amt zwei Jahre und fcheidet jährlich der ältefte 
im Amt aus; das erfte Jahr enticheivet bad Loos. Ueber den Befund der Ab: 
rechnung ift der Kammer Bericht zu erftatten. 


Bon den Kommiſſionen. 


8 6. Grforberlihen Falles wählt bie Kammer Kommiffionen durch Stimms 
zettel mit einfacher Majorität. Dasjenige Mitglied, welches die meiften Stimmen 
erhalten hat, jorgt für die Einladung zur erften VBerfammlung. Bei Stimmen 
gleihheit entſcheidet das Loos für diefe Obliegenheit. Die Kommiffionen wählen 
fi ihren Vorfigenden und Berichterftatter und find beihlußfähig, falls */, ber 
Mitglieder anwejend find. 

8 7. Das zur eriten Einladung berufene Dlitglieb erhält den Tag nad) ber 
Wahl vom Sekretär der Kammer auf Grundlage des Protofolld ein Verzeichniß 
ber Mitglieder nebft genauer Angabe des Zivedes der Kommiſſion zugeichidt. 

8 8. Die Kommiffionen haben über ihre Thätigkeit Bericht zu erftatten und 
biefen dem Vorfigenden ber Kammer einzureichen. 


Bon den Berfammlungen. 

$ 9. Die Kammer verfammelt fi regelmäßig alle 14 Tage Freitag Abends 
7'/, Uhr und außerdem auf Konvokation, wenn der Vorfigende es für nöthig 
erachtet oder wenn drei Mitglieber es fchriftlih mit Angabe des Grunbes bei 
diefem beantragen. Die Sammer ift laut 8 10 bes vorftehenden Geſetzes bei 
Anweſenheit von acht Mitgliedern beſchlußfähig. Bei Stimmengleichheit enticheibet 
die Stimme des Borfigenden. Ein abgelehnter Antrag kann in einer ber nächiten 
Sigungen, wenn er von fünf Mitgliedern unterftügt wird, neu geftellt werben, 
darf aber, wenn er aud dann wieder abgelehnt wird, binnen Jahresfriſt ohne 
Genehmigung der Kammer nicht wieder eingebradht werben. 

8 10. Die Kammer kann Perſonen, welde ihr ald Sachverſtändige geeignet 
jheinen, zu ihren Sigungen hinzuziehen. Dasfelbe fteht den Kommiffionen zu. 

$ 11. Anträge, weldhe von Mitgliedern der Kammern geftellt werden, find 
von benjelben jchriftlich vier Tage vor der nächſten VBerfammlung dem Vorfigenden 
einzureichen und von dieſem auf die Tagesordnung zu fegen. In ber Verſamm— 
lung geftellte, nicht zum Gegenftand gehörende Anträge werden auf die Tages— 
ordnung der näditen Verſammlung gelegt. Dringlice, ſowie Senatsanträge 
fönnen durch Beichluß der Kammer vorweggenommen werben. 

8 12. Das Wort wird vom Vorfigenden nad) der Reihenfolge der Anmeld» 
ungen ertheilt. Hat ein Mitglied über den befprochenen Gegenstand Aufklärungen 
zu geben, jo fann ihm mit Zuftimmung der Verfammlung früher das Wort 
gegeben werben, e3 hat ſich jedoch auf diefe Auftlärungen zu beichränfen. 

$ 13. Am Scluffe jeder Verfammlung find die gefaßten Beihlüffe vom 
Schriftführer zu verlefen. Bei Beginn jeder Verſammlung ift das Protokoll der 
vorhergehenden Verſammlung zu verlefen eventuell zu berichtigen. 

Allgemeine Beitimmungen. 

8 14. Das Protokoll fann von den Mitgliedern zu jeber Zeit im Bureau 
eingejehen werden. Ein Protofollertratt der Verhandlungen der Gewerbefammer 
ift monatlich in hiefigen Blättern zu veröffentlihen. Ebenſo ift ein Jahresbericht 
alljährlich zu erftatten und zu veröffentlichen. 
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$ 15. Sämmtliche Aktenftüde der Gemwerbefammer find zu einem Archiv zu 
vereinigen. 

8 16. Jedem neugewählten Mitgliede der Gewerbefanmer ift eine gebrudte 
Geihäftsordnung mit Geſetz einzuhändigen. 


Val. fübek. 


I. Saudelskammergeſetj. 
(Auszug.) 


Die Handelskammer ift eine Inſtitution ber freien Hanſeſtadt. 

Die Handelskammer hat alle gemeinjamen Intereſſen der SKorporation ber 
Kaufmannihaft zu vertreten. 

Mitglied diefer Korporation fann man nur auf Grund befonderer geieglicher 
Beitimmungen werben. 

Die Kammer muß über alle den Handel und die Schifffahrt betreffenden 
Staatöverträge, faktiihe Einrichtungen und Neglements befragt werben. 

Wählbar in die Kammer find, mit Ausschluß der Mitglieder des Senates, 
alle Mitglieder der Korporation der Kaufmannſchaft. 

Die Kammer befteht aus 18 Mitgliedern und einem Präfidenten. 

Die Mitglieder der Kammer fungiren ſechs Jahre. Alle drei Jahre jcheiden 
die drei älteften Mitglieber aus und find nur nad einer Zwiſchenzeit von zwei 
Jahren wieder wählbar. 

Der Präfident fungirt drei Jahre und ift jofort wieder wählbar. 

Wähler zur Handelskammer find alle Mitglieder der Kaufmannskorporation 
influfive der Senatoren. 

Die Kammer defignirt mit abfoluter Majorität drei Kandidaten für die er- 
ledigten Sige und für die Präfidenten: und Sefretärftelle, welche von ber For: 
poration ber Kaufmannjchaft jelbit in geheimer Abitimmung durch abfolute Majo— 
rität gewählt werben. Im Falle der Stichwahl enticheidet relative Majorität. 

Die Hammer ernennt aus ihrer Mitte zwei Vizepräfidenten. 

Bon allen Wahlen hat die Kammer dem Senat Mittheilung zu machen. 

Der Präfident muß durch den Senat, vor weldhem er den Amtseid ablegt, 
beftätigt werben. 

Der Präfident erhält einen Ehrenſold, deſſen Höhe die Korporation ber 
Kaufmannihaft feitiegt. 

Die Mitglieder der Kammer müſſen ſich ichriftlih an Eidesſtatt verpflichten, 
abiolute® Amtögeheimniß über alle ragen zu bewahren, von denen der Senat 
oder die Kammer ſelbſt wünſcht, daß fie geheim bleiben. 

Die Kammer ftellt jedes Jahr ihr Budget feit und ernennt eine Finanz— 
fommiffion. 

Die Rehnungsablegung wird von jpeziell beftellten Reviſoren geprüft, bie 
Korporation der Kaufmannſchaft ſelbſt ertheilt Dedarge. 


II. Ordnung für die Lübeckiſche Gewerbefanmer. 
(Publizirt vom 21. September 1877.) 


Der Senat, im Einvernehmen mit der Bürgerichaft, hat die nachfolgenden 
Anordnungen über die Zujammenfegung und ben Wirkungskreis der Gewerbe: 
fammer getroffen, welche mit dem Tage der Publikation an Stelle der bißherigen 
Drbnung für bie Gewerbefammer vom 28. Januar 1867 treten: 
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Art. 1. Die Gewerbefammer hat im Allgemeinen die Beitimmung, ald Organ 
des Gewerbeitandes im Lübedifchen Freiſtaate die Intereſſen des Gewerbe: und 
Fabrikweſens, mit Ausnahme jedoch der kommerziellen Seite des legteren, welche 
der Handelskammer verbleibt, und der im Titel II 88 29—37 der Reichö-Gewerbe- 
Ordnung genannten Gewerbe wahrzunehmen und zu fördern. Insbeſondere ift 
diejelbe verpflichtet, auf Alles, was für das Gewerbeweſen dienlich fein kann, ihr 
Augenmerk zu richten, desfallſige Wüniche und Beſchwerden der Gemerbetreibenden 
zu beachten, über die Mittel zur Hebung der Gewerbe, fowie über die Beſeitigung 
etwaiger Dinderniffe fi zu berathen und darüber dem Senate und den Behörden 
auf deren Aufforderung oder auch unaufgefordert, eintretenden Falles unter Hin 
zufügung der erforderlichen Anträge, autachtlich zu berichten. 

Art. 2. Die Gewerbekammer befteht aus 15 Mitgliedern. Sie erwählt aus 
ihrer Mitte einen Vorfigenden, einen Stellvertreter desſelben, ſowie einen Kaſſen— 
führer auf je ein Jahr. Bon der Wahl bed Vorfigenden und deſſen Stellver: 
treterö ift dem Senate Anzeige zu machen. 

Art. 3. Die Mitglieder der Gewerbefammer werben auf ſechs Jahre gewählt 
und verwalten ihr Amt unentgeltlih. Alle zwei Jahre treten fünf Mitglieder 
aus unb werden buch neue Wahlen erjegt. Die Ausicheidenden find ſofort 
wieder wählbar. 

Art. 4. Eine Verpflihtung zur Annahme der Wahl findet nicht ftatt; doch 
gilt die Wahl für angenommen, wenn der Gewählte nicht innerhalb fieben Tagen, 
nachdem er von dem Vorfigenden der Gewwerbefammer die Anzeige von feiner Wahl 
erhalten, dem Legteren die Ablehnung angezeigt hat. 

Der Austritt aus der Gewerbefammer ift ohne Angabe von Gründen geitattet. 
Derielbe erfolgt durch eine an den Vorfigenden gerichtete jchriftliche Erklärung. 

Treten bei einem Mitgliede der Gewerbefammer Verhältniffe ein, durch welche 
er feine Wählbarkeit (Art. 7) verliert, fo ift dasjelbe verpflichtet, auß der Gewerbe: 
fammer auszutreten, 

Art. 5. Wenn in Gemäßheit der im Art. 4 erwähnten Fälle oder durch den 
Tod mehr ald zwei Gemwerbefammer: Mandate erledigt find, jo müſſen, infofern 
nicht innerhalb der nächſten ſechs Monate die erforderlichen Neuwahlen bevor: 
ftehen, Ergänzungswahlen vorgenommen werben. Bei denfelben ift die Wähler: 
lifte, welche für die legte regelmäßige Wahl aufgeitellt worden, anzumenden, ohne 
daß es der wiederholten bisherigen Auslegung bedarf. Die Gewählten treten 
rüdjichtlicy der Amtsbauer an die Stelle der Ausgeichiedenen. 

Art. 6. Zur Theilnahme an den Wahlen ift Jeder berechtigt, welcher im 
Lübedifchen Freiftaate ein Gewerbe, mit Ausnahme der im Tit. II 88 29—37 
ber Reichd-Gewerbe-Ordnung angeführten, betreibt und die zur Wahl in bie 
Bürgerſchaft erforderlichen Eigenſchaften bejigt. 

Art. 7. Wählbar zum Mitgliede der Gewerbefammer ift Jeder, welcher im 
Lübeckiſchen Freiftaate ein Gewerbe, mit Ausnahme der im Tit. II 88 29—37 
der Neich3:Gewerbe-Ordnung angeführten, mindeitend ein Jahr felbitändig ober 
als techniſcher Leiter betreibt oder betrieben hat und zur Theilnahme an den - 
Mahlen für die Bürgerfchaft berechtigt ift. 

Art. 8. Die Gewerbefammer hat für jede erforderliche Wahl einen Vorſchlag 
von zwei Perſonen, wiewohl unbeſchadet der Wahlfreiheit, aufzuitellen und ſpäte— 
ſtens fieben Tage vor der Wahl durch das Amtsblatt befannt zu machen. 

Art. 9. Die Wahlen finden alle zwei Jahre im Monat Mai an dem von 
der Gewerbelammer dafür feitzufegenden und im Amt3blatte befannt zu machenden 
Tage und Orte zwifchen 10 Uhr Vormittags und 2 Uhr Nachmittags ftatt. 
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Für die Wahlhandlung iſt eine Lifte der Wahlberechtigten durch eine Wahl- 
fommiffion aufzuftellen, welche aus drei Mitgliedern der Gewerbekammer, von 
denen eines nad) Beitimmung der Letzteren den Vorfig führt, und zwei von der— 
felben aus der Zahl der Wähler ernannten Beifigern, fomwie dem Konjulenten ber 
Gemwerbefammer ald Protofollführer gebildet wird. 

Die Wählerlifte ift mindeftend drei Wochen vor dem zur Vornahme ber 
Wahl angelegten Tage für die Dauer von fieben Tagen zur Einficht der Bethei- 
ligten auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung, jowie die Namen ber Mit- 
glieder der Wahltommiffion find von der Gewerbefammer im Amtöblatte bekannt 
zu machen. Einſprachen gegen die Lifte find jpäteitens binnen fieben Tagen nad) 
Beginn der Auslegung bei dem Vorfigenden der Wahlkommiſſion ſchriftlich anzu— 
bringen und von Lesterer endgiltig zu erledigen. 

Nur Diejenigen find zur Theilnahme an den Wahlen beredhtigt, welche in 
die Lifte aufgenommen find. 

Art. 10. Die Wahlen, bei welchen einfache Stimmenmehrheit und im Falle 
der Stimmengleichheit dad Loos enticheidet, geichehen unter Leitung der Wahl: 
Wahltommiffion mitteld Stimmzettel, welde von den Wählern im Wahllofale 
perjönlich abzugeben jind. 

Im Mebrigen finden die Beitimmungen über das Verfahren bei den Wahlen 
für die Bürgerihaft Anwendung. 

Art. 11. Die Namen der Gewählten werden von der Gewerbefammer befannt 
gemacht. Die Anfechtung der Giltigkeit einer Wahl muß binnen ſieben Tagen 
nad diejer Bekanntmachung Ichriftlich bei der Gewerbefammer erfolgen, welche über 
die Anfehtung zu entjcheiden hat. 

Art. 12. Die Gewerbefammer ernennt einen Konjulenten, welder nicht Mit: 
glied der Kammer jein darf. 

Die Obliegenheiten desjelben werden durch eine ihm von der Gewerbefammer 
zu ertheilende Inftruftion feitgeitellt. 

Art. 13. Die Gewerbefammer hat je nad) Bedürfniß aus den Gemwerbtreibenden 
der verjchiedenen Gewerbözweige Sadverftändige für beftimmte Zeit zu ernennen, 
welde in vorfommenden Fällen auf Erfordern der Behörden und Gerichte oder 
auf Antrag von Privatperfonen über Güte und Preis der in ihr Fach einjchla= 
genden Arbeiten Gutachten abzugeben haben. 

Für diefe Sadjverftändigen wird von dem Stadt: und Landamte nah Ein: 
ziehung gutachtlicher Erklärung der Gewerbefammer ein Regulativ erlaflen und 
befannt gemadt. Die Beeidigung der Ernannten geſchieht vor der Gewerböbehörde 
ihres MWohnories. 

Die von den Sadveritändigen zu erhebenden Gebühren werden von dem 
Senate feitgeitellt. 

Art. 14. Zur Beitreitung der Ausgaben der Gewerbefanmer wird ein Betrag 
von jährlid” 4000 Mark, joweit erforderlich, aus der Staatskaſſe bewilligt. 

Art. 15. Die Gewerbefammer hat alljährlich über ihre Wirkfamfeit dem Senat 
Bericht zu erftatten und damit eine Nechnungsablage über die aus der öffentlichen 
Kaſſe erhobene Summe zu verbinden. 


Uebergangsbeitimmung. 


Bon den gegenwärtigen Mitgliedern der Gemwerbefammer treten und zwar in 
der nad Maßgabe der Amtsdauer ſich regelnden Reihenfolge — bei gleichaltrigen 
enticheivet dad Loos — zunächſt im Mai 1878 ſechs, ſodann im Mai 1880 fünf 
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und im Mai 1882 wieder fünf auß und werben durch je fünf nach bem neuen 
Wahlverfahren zu erwählende Mitglieder erjegt. 
Gegeben Lübed, in der Verfammlung ded Senats am 17. September 1877. 


III. Geichäftsorduung für die Lübeckiſche Gewerbefanmer. 

8 1. Die Berfammlungen der Gewerbetammer, welche in der Regel monat: 
fi einmal ftattfinden, werben durch den Vorfigenden oder in Verhinderungsfällen 
durch deſſen Stellvertreter gewöhnlich zwei Tage vor der Situng jchriftlich berufen. 
Bei wichtigen Verhandlungen, namentlich bei der Wahl von Beiligern für's Gewerbe 
gericht wird gleichzeitig die Tagesordnung mitgetheilt. Auf Veranlaffung des Bor: 
figenden kann die Einladung der Mitglieder durch den Konfulenten geichehen. 

82. Beihlußfähig ift die Gewerbefammer, wenn mindeften® acht Mitglieder 
erihienen find, 

$ 3. Die vom Vorfigenden zu beitimmende Reihenfolge der zur Berathung 
und Abftimmung zu bringenden Gegenitände wird beim Beginn der Berfammlung 
verleien; fie fann auf Antrag eines Mitgliedes durch Beihluß der Verſammlung 
abgeändert werben. 

8 4. Bei allen Berathungen ertheilt ber VBorfigende denjenigen dad Wort, 
welche darum nachgeſucht haben, und zwar in der Reihenfolge, in welcher legteres 
geichehen ift. 

Zur Geihäftsordbnung wird das Wort fofort ertheilt. 

8 5. Jede Unterbrehung des Redners ift unterfagt; nur dem Borfigenden 
fteht das Recht zu, benfelben zu erinnern, daß er fih vom Gegenftanbe ber 
Berathung entferne. 

8 6. Wird Schluß der Debatte beantragt, jo ift zunächſt darüber abzu— 
ftimmen, ob die Sammer diefem Antrage zuftimmt. Gefchieht biejes, fo erhalten 
außer dem etwaigen Antragfteller oder Referenten nur noch Diejenigen das Wort, 
welche fi) vorher dazu gemeldet hatten. 

8 7. Bei Abitimmungen enticheidet Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
gilt die zur Abftimmung geitellte Frage als verneint. 

$ 8. Dem Vorſitzenden fteht das Recht zu, bei Berathungen die einzelnen 
Mitglieder der Reihe nah zur Aeußerung ihrer Anficht zu veranlafien. 

8 9. In jeder Verfammlung wird vom SKonfulenten ein Protofoll geführt, 
welches auögearbeitet in ein Brotofollbuch eingetragen und vom Konſulenten unter: 
fchrieben wird. In der nächſten Verfammlung wird dasfelbe verleſen und nad 
Genehmigung der Kammer mit ber Unterjchrift des WVorfigenden verfehen. Die 
gefaßten Beichlüfle find bereits am Schluffe jeder Verfammlung zu verleien. 

Die Einfiht des Protofollbuches ift jedem Mitgliede der Hammer geftattet. 

$ 10. Die von der Kammer vorzunehmenden Wahlen erfolgen dur geheime 
Abſtimmung mitteld Stimmzettel nad einfacher Stimmenmehrheit. Ergibt fich bei 
einer Wahl Stimmengleichheit, fo enticheidet das Loos. 

Bei der Wahl des Vorfigenden und deifen Stellvertreter, ſowie des Kon: 
fulenten der Gewerbefammer und bei der Wahl der Beifiger für das Gewerbe 
gericht, ſowie der gemwerblihen Sachverständigen iſt abjolute Stimmenmehrheit 
erforderlid). 

8 11. Alle Eingaben, Anträge und Berichte für die Kammer gehen zunädjit 
an den Vorfigenden. Selbitändige Anträge der Mitglieder find in der Regel 
fchriftlic; dem Vorfigenden mindeitens zwei Tage vor den Situngen einzureichen ; 
doch iit die Kammer befugt, die Dringlichkeit eines während der Sigung einge 
brachten Antrages zu beichließen. 
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$ 12. Jeder zur Berathung gelangende Gegenftand kann durch Majoritäts- 
beihluß an eine Kommiſſion zur Begutahtung verwieſen werben. Diejelbe hat 
gewöhnlich bereit3 in der nächſten regelmäßigen Verſammlung Bericht zu eritatten. 

$ 13. Demjenigen, welcher bei Kommiflionswahlen die meiften Stimmen 
erhalten hat, ift vom Sonfulenten ein Verzeichniß der Kommiffionsmitglieder 
nebit genauer Angabe des Zwedes der Kommiffion und den bezüglichen Akten 
zuauftellen und hat berjelbe alddann die Kommiflion zufammen zu berufen. 

8 14. Die Kommiffionen wählen ihren Borfigenden felbit. Zu ihren 
Berathungen können diejelben den Konfulenten hinzuziehen, welcher alsdann das 
Protokoll zu führen und die erforderlich werdenden Scriftitüde abzufaſſen hat. 

Dem Borfigenden der Kammer fteht das Recht zu, den Kommiffionsfigungen 
berathend beizumohnen. 

8 15. Die Hammer fann zu ihren Berathungen Perſonen, welche ihr ala 
Sachverſtändige geeignet erjcheinen, Hinzuziehen; dasſelbe Recht fteht auch den 
Kommiflionen zu. 

8 16. Die von der Kammer audgehenden Schriftftüde find vom Vorfigenden 
oder deſſen Stellvertreter im Namen der Gewerbefammer zu unterzeichnen. Eine 
Ausnahme erleiden die Protofollauszüge, welde vom SKonjulenten zu beglaus 
bigen find. 

8 17. Der jährlih zu erwählende Saffenführer hat das Rechnungsweſen 
zu beihaffen. Derielbe bat die für die Ausgaben der Kammer erforberlichen 
Gelder gegen eine vom Vorfigenden auszuftellende Anweiſung bei der Stadtkaſſe 
zu erheben. Er hat die vom VBorfigenden vidimirten Rechnungen zu bezahlen, 
ein ordnungsmäßiges Kaffenbuh zu führen und am Schluſſe des Jahres eine 
Abrechnung anzufertigen. Diefe Rechnung ift von zwei Reviforen, von denen in 
jedem Jahre einer neu gewählt wird, zu prüfen. Diejelben haben ber Sammer 
über den Befund in der näditen Sigung zu beridhten und die Richtigkeit der 
Abrechnung im Kaſſenbuch zu befcheinigen. 

$ 18. Zur Beauffihtigung der Bibliothef wird jährlih ein Bibliothelar 
gewählt. Derielbe hat außerdem die Zirkulation der von der Gewerbefammer 
gehaltenen Zeitichriften, forwie ber eingegangenen Drudichriften zu bejorgen. Dem 
Bibliothefar Tiegt eS ferner ob, am Schluſſe eines jeden Jahres gemeinfam mit 
feinem etwaigen Nahfolger und dem Konſulenten eine Revifion der Bücher, ſowie 
bes Archives der Gemwerbefammer vorzunehmen und mit ben darüber aufgenom= 
menen Statalogen und Regiitern zu vergleihen. Weber den Befund dieſer Revifion 
ift vom Bibliothefar der Sammer Bericht zu eritatten. 

8 19. Der Vorfigende hat für die Befolgung der Geihäftsordnung für 
die Gewerbefammer, fowie der Inftruftion für den Konjulenten Sorge zu tragen. 

8 20. Jedes neu eintretende Mitglied der Sammer erhält ein Exemplar der 
Ordnung für die Lübedifche Gewerbelammer, der Geſchäftsordnung für diejelbe 
und der Inftruftion für den Konfulenten. 










IV. Juſtruktion für die Konfulenten der Lübeckiſchen Gewerbe: 
fammer. 


$ 1. Der Konfulent der Gewerbefammer hat dielelbe ſowohl bei Erreihung 
der von ihr verfolgten Zwede nah) Maßgabe der Anordnungen des Vorfigenden 
zu unterftügen als auch felbftändig Vorſchläge zur Hebung des Lübeckiſchen 
Gewerbebetriebes und zur Förderung der gewerblichen Intereſſen im Allgemeinen 
zu machen. 
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8 2. Er hat für die Beichaffung des in diefer Beziehung dienlichen Materials 
Sorge zu tragen, über dasſelbe auf Verlangen zu berichten, geeignete Vorlagen 
für die Berathung audzuarbeiten Gutachten zu eritatten, nad) den von ber Kammer 
gefaßten Beichlüffen die erforberlichen Berichte, Korreipondenzen und jonftige Schrift: 
ftüde, fowie Drudfahen nah Maßgabe der in der Sammer und den Kommillionen 
gepflogenen Verhandlungen auszuarbeiten und zur Genehmigung bezw. Unterjchrift 
dem Vorfigenden event. deffen Stellvertreter in der Regel innerhalb acht Tagen 
vorzulegen, ſowie deren Erpebition zu beichaffen. 


8 3. In den Situngen der Sammer, denen er ftet3 beizumohnen hat, und 
auf Verlangen auch in deren Kommiſſionen hat er das Protokoll zu führen. Am 
Schluß jeder Verfammlung find die gefaßten Beihlüffe vom Konfulenten zu ver: 
lefen. Das in dad Protofollbuch eingetragene, vom Konfulenten unterjchriebene 
volitändige Protokoll über die Verhandlungen der Kammer ift in ber nächiten 
Verſammlung zu verlefen und wird alsdann nad deffen Genehmigung mit ber 
Unterschrift des Vorfigenden verfehen. Das Protokollbuch ift fortlaufend mit 
einem Negifter zu verjehen. 

8 4. Haben in der Kammer Wahlen ftattgefunden, jo hat der Konjulent 
ipäteftenö am zweiten Tage mittel® Protofollauszuges den Gemwählten Anzeige 
davon zu machen. Bezieht fi die Wahl auf Kommiſſionen, jo hat er demjenigen 
Mitgliebe, welches die meiften Stimmen erhalten hat, ein Verzeihniß der Kom— 
miffions- Mitglieder nebit genauer Angabe des Zwedes der Kommiſſion, ſowie die 
bezüglichen Akten zuzuftellen. 

$ 5. Für die Veröffentlihung eines Protofollauszuges hat der Konjulent 
nach Genehmigung desjelben durd den Vorſitzenden event. deſſen Stellvertieterd 
Sorge zu tragen; ihm liegt ferner die Ordnung und Beauffihtigung des Archivs 
und der Hanbbibliothet ob, worüber Regifter und Katalog zu führen find. 

8 6. Der SKonfulent hat fi mit den hiefigen Verhältniſſen möglichſt 
vertraut zu machen, jowie das zur Beurtheilung derſelben bienliche ftatiftifche 
Material zu ſammeln und zu verarbeiten. 

$ 7. Dem Sonfulenten liegt die Abfaflung des Jahresberichtes über die 
Thätigkeit der Gewerbekammer ob; er hat an denſelben eine Ueberſicht über den 
Zuſtand des hieſigen Gewerbeweſens im verfloſſenen Jahre anzuſchließen und den 
Bericht bis zum 15. April des folgendeu Jahres dem Vorſitzenden einzureichen. 

8 8. Auf Beichluß der Kammer hat der Konjulent auch den hiefigen In— 
nungen und gewerblichen Vereinen mit feinem Nathe zur Seite zu treten. 

8 9. Eine befondere Aufgabe des Konſulenten ift e8, den Gang der deutſchen 
Reichs⸗ und Territorial-Gewerbegeießgebung dauernd zu verfolgen, auch den gemwerb- 
lihen Vereinen, der Preſſe, ſowie allen anderen Erfheinungen auf diefem Gebiet 
feine Aufmerkſamkeit zuzuwenden und die Rejultate diefer Beobachtungen zur Kennt— 
niß der Gewerbefammer zu bringen. 

$ 10. Etwaigen Reifen im Intereife der Gewerbefammer hat der Konfulent 
fih gegen Gritattung der Koften zu unterziehen. 

$ 11. Der Sonjulent hat in den Sigungen der Hammer und eventuell in 
deren Kommiſſionen nur berathende Stimme. 

$ 12. Der Konfulent hat in unabweislichen Verhinderungsfällen für eine 
der Gewerbefanmer geeignet erjcheinende Vertretung zu jorgen. 

8 13. Die Gewerbefammer behält fich eine Reviſion dieſer Inftruftion vor. 
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IX. Bremen.') 


I. Geſetz, die Handelskammer betr. 
(Brem. Geſ.⸗Bl. 1875 Nr. 22.) 


$ 1. Zur Förderung des Handel und der Schifffahrt, ſowie ber Intereſſen 
der Bremiſchen Kaufmannſchaft beitehen 
ber Kaufmannskonvent, 
die Handelskammer. 


I. Vom Kaufmannskonvente. 


82. Der Kaufmannskonvent wird gebildet aus allen denjenigen Mitgliedern 
der Bremiichen Börſe, welche entweder dem Senate angehören ober die zur Wahl 
in die Bürgerjchaft erforberlihen Eigenſchaften befigen und in eigenen Gejchäften 
als Kaufleute oder Fabrikanten etablirt find oder etablirt geweſen jind und feinen 
anderen Erwerbszweig ergriffen haben. 

Zum Saufmannsfonvente nicht berechtigt find Höder, Trödler, Haufirer und 
dergleihen Handelsleute von geringem Gewerbebetriebe, ſowie Perſonen, deren 
Gewerbe nicht über den Umfang des Handwerköbetriebes hinausgeht und deren 
Geihäfte üblichermaßen einen Bejuch der Börſe nicht erfordern. 

$ 3. Ueber die Berechtigung zur Theilnahme an dem Kaufmannsfonvent 
enticheidet die Handelskammer, jedoch vorbehaltlich der Berufung an den Kauf— 
mannsfonvent. 

$ 4. Den Mitgliedern des Kaufmannsfonvents fteht frei, aus demielben 
auözutreten, indeß ift von dieſem Entihluß vorab der Handelöfammer eine fchrift: 
lihe Anzeige zu maden. 

$ 5. Wer den ihm ala Mitglied des Kaufmannskonvents geieglich oder in 
Gemäßheit der Geſchäftsordnung obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharr: 
(ih fi) weigert, oder bie der VBerjammlung oder feiner Stellung ſchuldige Achtung 
gröblich verlegt, fann auf einen der Handeldfanımer fchriftlich einzureichenden und 
von wenigſtens 20 SKonventömitgliedern unterjchriebenen Antrag feines Rechtes 
zur Theilnahme an dem Kaufmannskonvent von dieſem für die nächiten drei Jahre 
verluftig erklärt werden. 

86. Der Kaufmannskonvent ift dazu berufen, über Angelegenheiten, welche 
die Intereſſen des Bremiſchen Handels oder der Bremiichen Schifffahrt berühren, 
zu berathen. Als ein Ausihuß desjelben bejteht die Handelskammer, 

5 7. Die Handeldfammer hat in wichtigen zu ihrem Wirfungsfreis gehör: 
enden Handelsangelegenheiten eine Berathung des Kaufmannskonvents zu veran— 
lafien und ihm von Zeit zu Zeit über ihre Wirkſamkeit Bericht zu eritatten. 

8 8. Der Haufmannsfonvent erwählt unter Leitung der Handelskammer 
die faufmänniichen Mitglieder des Handelögerichtes aus feiner Mitte nad) Maß— 
gabe der Vorichriften der Handelsgerichtsordnung; indeilen find Diejenigen, welche 
ihre Zahlungen eingeftellt haben, nur dann wählbar, wenn ihre Gläubiger zum 
Vollen befriedigt find, 

$ 9. Der Kaufmannskonvent fann jeine Mitglieder zu Geldbeiträgen, melde 
zu Handelözweden beftinmt find, verpflichten, 

Gin ſolcher Beihluß bedarf jedoch der Genehmigung des Senates. 


%) Bremen hat außerdem eine Kammer für Yandwirthichaft. Das betreffende Geſetz iſt 
abgedrudt bei R. v. Kaufmann, Die Vertretung der wirthichaftlichen Intereſſen in den 
Staaten Europas, Berlin 1879, ©. 322 ff. 

Annalen bes Deutichen Reichs. 1884. 20 
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8 10. Verſammlungen des Kaufmanndfonventes finden ftatt, fo oft bie 
Handelskammer es für erforderlich erachtet oder von wenigftend 20 Mitgliedern 
des Kaufmannskonvents unter Angabe bes Zwedes bei der Handelskammer ihrift- 
lich darauf angetragen wird, 

In letzterem Falle wird der Saufmannsfonvent binnen acht Tagen nad 
Mittheilung bed Antrages verfammelt. 

$ 11. Die Handeldfanımer beruft den Kaufmannskonvent und hat in dem 
felben die Leitung der Geſchäfte. Eines ihrer Mitglieder führt den Vorfig. 

8 12. Jedes Mitglied des Haufmannsfonventes hat das Recht, Anträge 
über Gegenftände, welche in deſſen Geſchäftskreis gehören, zu ftellen und eine 
Berathung und Beihlußnahme darüber zu veranlaffen. 

Solde Anträge müflen jchriftlid und motivirt eingebracht werben. Sie 
find der Handelskammer wenigſtens drei Tage vor der Verfammlung einzureichen, 
fofern nicht wegen Dringlichkeit twenigftend zwei Dritttheile der Anweſenden, der 
— Einreichung ungeachtet, für die ſofortige Berathung derſelben ſich ent⸗ 
cheiden. 

— 13. Beſchlüſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit aller Anweſenden 
gefaßt. 

$ 14. In jeder Sitzung des Kaufmannskonventes wird von einem ber 
Syndiker der Handelsfammer ein Protokoll geführt, am Ende der Sigung ber: 
leſen und nad) erfolgter Genehmigung von dem Vorfiger und dem Protofolfführer 
unterzeichnet. 

8 15. Im Mebrigen wird die Gefhäftsordnung nebit den Beitimmungen 
über die Einlabungen von der Handeldfammer entiworfeu und dem Kaufmanns: 
fonvent zur Genehmigung vorgelegt. 


II. Bon der Handelskammer. 


8 16. Die Handelöfammer beſteht aus 24 Mitgliedern, welche der Handels 
fonvent aus jeiner Mitte erwählt. 

8 17. Wählbar find alle Mitglieder des Kaufmannskonventes, ſofern fie 
nicht Deitglieder des Senates find. Wer jedoch feine Zahlungen eingeitellt hat, 
ift nur dann wählbar, wenn er jeine Gläubiger zum Wollen befriedigt hat. 

$ 18. Die Wahlhandlung geichieht in einer zu dieſem Zwecke zu veran- 
ftaltenden Verſammlung des Kaufmannskonventes im Dezember jedes Jahres; 
tritt aber ein Gewählter nicht wirflicd in die Handelskammer ein, jo wirb binnen 
vier Wochen eine Neuwahl vorgenommen. 

$ 19. Alle Jahre werben wenigitend zwei neue Mitglieder der Handels— 
fammer gewählt, welche mit dem 1. Januar des folgenden Jahres in biefelbe 
eintreten. 

Sind daher nicht bereit3 im Laufe ded Jahres zwei Mitglieder aus ber 
Handelskammer geichieden, jo findet am Schluffe desfelben der Austritt des ber 
Wahl nad) älteften Mitgliebes oder der beiden älteften Mitglieder ftatt, je nad: 
dem im Laufe des Jahres entweder bereit3 ein Mitglied oder feines ausge 
ſchieden iſt. 

Diejenigen Mitglieder der Handelskammer jedoch, welche ſchon achtzehn Jahre 
lang ihr Amt verwaltet haben, treten ſelbſt dann aus, wenn auch das Ausſcheiden 
anderer Mitglieder bereits zwei Neuwahlen erforderlich machen ſollte. 

8 20. Wer aus der Handelskammer austritt, kann für das Mal nicht wieder 
gewählt werden. 
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8 21. Bei der Wahlhandlung wird in ber Art verfahren, daß von ber 
Berjammlung durch geheime Abitimmung zuerft aus allen Wählbaren für jede 
erledigte Stelle drei Perjonen nad relativer Stimmenmehrheit ausgemittelt werben 
und dann aus biefen die Wahl nah abfoluter Stimmenmehrheit erfolgt. 

Diejes Verfahren wird fo oft wiederholt, ald für dad Mal neue Mitglieder 
zu wählen find. 

8 22. Das Nefultat der Wahl wird von dem Vorfiger verkündet, von ber 
Handelöfammer dem Senat angezeigt und öffentlich befannt gemacht. 

Die Anfehtung der Giltigfeit einer Wahl muß binnen acht Tagen nad der 
öffentlichen Bekanntmachung derſelben bei dem Vorfiger der Handelskammer ſchrift— 
Sich erfolgen. : 

Die Handelskammer, mit Ausschluß derjenigen Mitglieder, deren Wahl an- 
gefochten ift, enticheidet über die Anfechtung in ihrer nächſten Sigung, vorbehalt- 
fi der Berufung an den Kaufmannsfonvent. 

Eine VBerpflihtung zur Annahme der Wahl findet nicht ftatt, auch ift der 
Austritt aus der Handelskammer jeber Zeit geitattet. 

S 25. Wer aufhört, Mitglied des Kaufmannskonventes zu fein ober bei 
wem ein Verhältniß eintritt, twelches feiner MWählbarkeit entgegengeitanden haben 
würde, verliert damit aud feine Eigenihaft ald Mitglied der Handelsfammer. 

8 26. Die Geichäfte eine Mitgliedes der Handelskammer werden umentgelt- 
ih wahrgenommen. 

8 27. Die Handelskammer ift der Vorftand der Kaufmannſchaft und vertritt 
diejelbe gegen Dritte. Auch ift fie in vermögensrechtlicher Beziehung nad) Maß— 
gabe ber tranfitoriichen Beitimmungen des die Handelskammer betreffenden Gefeges 
vom 2. April 1849 die Nachfolgerin des Collegii Seniorum. 

8 28. Sie ift außerdem berufen, auf Alles, was dem Bremijchen Handel 
und der Bremiihen Schifffahrt, ſowie den Hilfsgeihäften Beider dienlich fein 
tann, ihr Augenmerk fortwährend zu richten, über die Mittel zu deren Förderung 
oder bie Beſeitigung etwaiger Hinderniffe derfelben zu berathen und darüber dem 
Senat auf dejlen Antrag oder auch unaufgefordert gutachtlich zu berichten; nicht 
minber ihr angemeflen fcheinende Verbefferungen, ſowie die Bejeitigung etwaiger 
Hindernifje bei den betreffenden Behörden zu beantragen. 

8 29. Sie hat fih möglichit vollftändig von dem Gang und dem Umfang 
des Bremiſchen Handels- und Schifffahrtsverkehrs in allen verichiedenen Zweigen, 
jowie von ber Beichaffenheit der dafür beftehenden Hilfsanftalten in Kenntniß zu 
jegen und darüber nicht blos unter fich zu berathen, jonbern auf Hebung von 
Handel und Schifffahrt möglichit hinzuwirken. 

$ 30. Ueber alle in Handeld: oder Schifffahrtsangelegenheiten zu erlaflenden 
Gejege wird vorab die Handelskammer, welche auf Erfordern eine Berathung des 
Kaufmannskonvents darüber veranftaltet, zu einer Begutachtung veranlaßt. 

$ 31. Im Einverftändniß mit der Handeldfammer und nad Bernehmung 
des Kaufmannsfonvents fönnen, fofern die Staatöfaffe dabei nicht betheiligt ift, 
vom Senate Regulative für den Handels- und Schifffahrtöbetrieb und für die 
dazu gehörenden Hilfsgeichäfte, ſowie die erforberlihen Taren für leßtere feſtge— 
ftellt und erlafien werden. 

Jedoch kann eine Abänderung oder Aufhebung folder Anordnungen durch 
einen Beſchluß des Senates und der Bürgerſchaft jederzeit erfolgen. 

$ 32. Die Handelöfammer hat die Aufficht über die täglichen VBerfammlungen 
der Kaufmannihaft auf der Börſe umd die Handhabung der dafür beitehenden 
oder zu treffenden Anordnungen. 

20* 
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8 33. Sie hat ſolche auswärtige Vorfälle, welche für den hiefigen Handel 
und die Schifffahrt von Wichtigkeit find, in ben geeigneten Fällen zur Kunde 
der Börje zu bringen, zu welchem Zwecke die von den Konfulaten und fonftigen 
Behörden eingehenden, den Handel ober die Schifffahrt betreffenden Nachrichten 
vom Senate ber Handelskammer mitgetheilt werben. 

$ 34. Zur Bermittelung zwiichen dem Senat unb ber Hanbelöfammer, zur 
Berathung über Handels- und Scifffahrtsangelegenheiten, jowie zur gegenfeitigen 
Mittheilung der fi) darauf beziehenden Anträge und Beichlüffe beiteht eine aus 
einigen Mitgliedern de3 Senated und einigen Mitgliedern der Handelskammer 
zufammengeiegte Behörde, weldhe ſich monatlih wenigſtens einmal verfammelt. 

Indeifen bleibt e3 jfowohl dem Senat unbenommen, feine Anträge und Mit: 
theilungen direkt an die Handelskammer zu richten, als auch legterer fich direkt 
an den Senat zu menden. 

8 35. Die Hanbeläfammer führt die Verwaltung des Tonnen- und Balen- 
weſens nach Maßgabe der tranfitorifhen Beitimmungen des die Handelskammer 
betreffenden Geſetzes vom 2. April 1849, und befteht außerdem für jeden ber 
folgenden Gegenftände, nämlich: 

1. für Handelshilfsgeſchäfte, 

2. für ben Wafferihout, die Navigationsichule und die Verwaltung der 

Einkünfte berfelben, fowie für das Lootſenweſen, 

3. für dad Auswandererweſen 
eine bejondere Behörde, welche aus einigen Mitgliedern des Senat und einigen 
Mitgliedern der Handelskammer gebildet ift. Cine Bereinigung mehrerer biejer 
Behörden fann jederzeit vom Senat im Ginveritändnig mit der Handelskammer 
angeordnet werben. 

$ 36. Der Behörde für den Waflerfhout find noch zwei hierjelbft wohnenbe 
Seeſchiffer mit gleicher Berechtigung wie die kaufmännischen Mitglieder beigeordnet, 
welde vom Senat aus drei von der Behörde für den Waſſerſchout für jebe er: 
lebigte Stelle vorzufchlagenden hier wohnenden Seeſchiffern erwählt werden. 

8 37. Jedes Mitglied der Handelsfammer ift verpflichtet, die Wahl für 
diefe Behörden anzunehmen. 

$ 38. Den im $ 35 gedachten Behörden ift die nächſte Aufficht über Die 
ihrem Wirkungskreiſe angehörenden Geichäftszweige und über die dabei Angeitellten 
anvertraut; fie berathen über die dabei einzuführenden Verbeilerungen und die Ab: 
ftellung ber fich zeigenden Mängel, beachten die genaue Erfüllung der dafür 
beftehenden Gejete, Verordnungen und Vorichriften fowohl im Allgemeinen als 
inäbeiondere dur die dabei Angeftellten und veranlaflen das Ginjchreiten der 
zuftändigen Behörden, wenn fie Unzuträglichkeiten, Unorbnungen oder Uebertret— 
ungen, deren Abitellung nicht von ihnen felbit bewirkt werden fann, bemerfen. 

8 39. Die nad) den beftehenden Gejegen den Inſpektionen bei diefen Ans 
ftalten und Geihäftszweigen übertragenen Funktionen werden fünftig durch bie 
Mitglieder des Senates bei den im $ 35 erwähnten Behörden wahrgenommen, 
welche indeffen in wichtigen Fällen eine vorgängige Berathung der gejammten 
Behörde veranlaflen. 

8 40. Die Handelskammer ift berechtigt, für ihre amtlichen Arbeiten ($$ 28 
und 29) die Mitwirkung des Bureaus für Bremiſche Statiftit in Anspruch zu 
nehmen. 

8 41. Hinfichtlic der Wahl der für die im $ 35 gedachten Anftalten und 
Geihäftszweige angeitellten Beamten, namentlidy der Lehrer an der Navigations: 
ſchule, der jämmtlichen beeidigten Börſenmäkler, Sciffömefler, Schiffsbeſichtiger 
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und PBroviantbefichtiger, des Waflerihout und des Oberlootien, ſowie ber etwa 
fünftig für Handelszwecke zu ernennenden ähnlichen Beamten, wird in der Weile 
verfahren, daß j 

1. die Lehrer an der Navigationsſchule vom Senate auf den gutachtlichen 
Bericht der betreffenden Behörde, 

2. der Waflerfchout, der Oberlootie, die Schiffsmeſſer, Schiffsbeſichtiger, 
Proviantbefichtiger, ſowie die etwa fünftig für Handelszwecke zu ernen- 
nenben ähnlichen Beamten zwar ebenfall® vom Senate, jedoch aus den» 
jenigen drei Perſonen, welche die betreffende Behörde in geheimer Ab— 
ftimmung nah abjoluter Stimmenmehrheit in Vorſchlag gebracht hat, 
gewählt werden. Sollten jedoch ſämmtliche Mitglieder der Behörde ein- 
ftimmig dafür halten, daß nur eine oder nur zwei beitimmte Perjonen - 
porzugsweile vor allen übrigen für das in Frage ftehende Amt geeignet 
feien, ſo bejchräntt fi) der Vorſchlag auf den Einen oder die Beiden, 
für welchen oder für welche die Einitimmigfeit ſich ergeben hat, 

3. ſämmtliche beeidigte Börfenmäller von der Handelskammer gewählt 
werben. 

$ 42. Bei den nah 8 41 unter 2 auf den Vorſchlag der betreffenden 
Behbrde erfolgenden Wahlen hat der Senat die Befugniß, den eingereichten Vor: 
ihlag aus erheblichen, der Behörde mitzutheilenden Gründen zu verwerfen. — 
Die ebendafelbit unter 3 erwähnten bedürfen der Beitätigung des Senated. 

$ 43. Die Inftruftionen der gedachten Beamten werden auf den Bericht 
der betreffenden Behörde vom Senate erlafien und alsdann der legteren mit- 
getheilt. 

$ 44. Die Entlafjung diefer Beamten erfolgt vom Senat nad) Vernehmung 
der betreffenden Behörde. 

8 45. Eine Vermehrung oder Verminderung der im $ 41 gedachten Stellen 
von Beamten und fonftigen Angeitellten fann nur mit Genehmigung des Senats 
erfolgen, 

Sonftige Bebienftete, wie Aufjeher, Schreiber, Boten und ähnliche auf Zeit 
anzuftellende Gehilfen der im $ 35 erwähnten Behörden werden von dieſen 
angeftellt. 

8 46. Berfammlungen der im $ 35 gebadhten Behörden finden ftatt, jo oft 
der Vorfiger es für erforderlid erachtet oder wenigſtens die Hälfte der biefer 
Behörde angehörenden Mitglieder der Handeldfanımer unter jchriftlicher Angabe 
des Zmedes beim Vorfiger eine Verſammlung beantragt. 

8 47. Sollten fünftig im Wege der Gejeggebung noch andere Behörden 
für Handeldzwede nad) Art der im $ 35 erwähnten beftellt werben, jo dienen 
denſelben die Vorfchriften dieſes Gefeged gleichfalls zur Richtſchnur. 

$ 48. Bei Gegenständen, welche zugleih den Handel und die Gewerbe 
berühren, fann die Handelskammer in ihrer Gefanmtheit oder mitteld eines Aus: 
Ihuffes mit der Gewerbefammer oder einem Ausſchuſſe derielben zur Berathung 
zufammentreten; jedoch bedarf es dazu eines übereinſtimmenden Beſchluſſes beider 

mern. 

8 49. Niht minder kann fie auch andere Perſonen, diejelben mögen dem 
Kaufmannskonvente angehören oder nicht, insbejondere aus den übrigen Theilen 
des Staatögebieted, zu ihren Berathungen in einzelnen Fällen zuziehen, um auch 
deren Anfichten zu vernehmen. 

8 50. Zur Beftreitung der Koften der Verfammlungen, jowie zur Förder: 
ung der Interefjen des Handeld durch Anſchaffung von Büchern, Starten und 
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dergleichen und zur Verwendung für Handelszwecke, für welche feine anderen 
Fonds angewielen find, wird der Hanbeldfammer ein Fonds von jährlih 3500 
Mark zur Verfügung geitellt. 

Was von biefem Fonds im Laufe des Jahres nicht verwandt wird, ver: 
bleibt ber Generaltaffe. 

8 51. Die Handelskammer hält regelmäßige Sigungen; bie Zahl und Zeit 
berjelben werden von ihr jelbft beftimmt. 

8 52. Der Hanbelöfammer find zwei Syndiker zugeorbnet, welche von ihr 
felbft gewählt und inftrwirt werden und insbefondere mit ber Protofollführung 
nah den Beitimmungen biejes Gelege beauftragt find. 

Diefelben können auch zur Protofollführung bei den im 8 35 gedachten 
Behörden zugezogen werben. 

Ihr Honorar wird im Wege der Geſetzgebung feitgeftellt. 

8 53. Jedes Mitglied der Hanbelöfammer ift befugt, Gegenftänbe, bie zu 
ihrem Gefchäftsfreife gehören, nad Maßgabe ber Geihäftsorbnung zur Berathung 
und Beihlußnahme zu bringen. 

8 54. Beichlüffe der Handelskammer merden nad abjoluter Stimmenmehr- 
heit gefaßt; Wahlen geichehen gleichfalls nach abioluter Stimmenmehrheit und 
auf Verlangen von wenigftens ſechs Mitgliedern mitteld geheimer Abftimmung. 

$ 55: Im Uebrigen wird der Geihäftsgang und die Gefhäftsorbnung für 
die Hanbeldfammer von ihr felbit feitgeftellt, unterliegt aber der Genehmigung 
bes Kaufmannskonvents. 

Die Namen ihrer Vorfiger bringt fie dem Senate zur Anzeige. 


II. Gejet, die Gewerbefammer betr. 


$ 1. Zur Förderung des Gewerbeweſens und ber Interefien des Gewerbe 
ftandes im Bremifchen Staate beftehen der Gewerbefonvent und die Gewerbe 
fanımer. 

Unter Gewerbe im Sinne diefes Geſetzes ift ein Handwerk oder eine Fyabrif 
zu verſtehen. 


I. Der Gewerbetonvent. 


8 2. Der Gewerbefonvent wird aus Staatöbürgern, beren Beruföthätigfeit 
in ber Betreibung eines Handwerks oder einer Fabrik befteht ober beftanden hat, 
mittel® einer von jolden Staatsbürgern vorzunehmenden Wahl gebildet. 

8 3. Die diefem Geiege beigefügte Anlage ergibt, welche Gewerbtreibende 
und in welden Abtheilungen diejelben zur Wahl berechtigt find. 

Die Mitglieder eine Gewerbes, welde in ber Abtheilung 8 zu ben fon 
ftigen Gewerbetreibenden gerechnet find, können von ber Gewerbefammer nachträg: 
lich aus der Abtheilung 8 in eine andere Abtheilung aufgenommen werben. 

Es fann jedoch derjenige nicht wählen, welcher 

a) nicht die zur Wahl in die Bürgerfchaft erforderlichen Eigenſchaften befigt, 

b) fein Gewerbe, falls er es noch betreibt, nicht für eigene Rechnung betreibt, 

c) nicht wenigftens ein Jahr jeit der von ihm in Gemäßheit von $ 14 ber 

Reichsgewerbeordnung gemachten Anzeige das betreffende Gewerbe ber 
trieben hat, 

d) nicht mehr zu den in ber Anlage verzeichneten Gewerbtreibenden gehört 

und einen anderen Erwerbszweig ergriffen hat. 

Wählbar ift jeder Wahlberechtigte, 
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8 4. Jede der in ber Anlage aufgeitellten Abtheilungen 1—8 wählt für je 
zehn ihrer Mitglieder einen Vertreter in den Gewerbefonvent. Jedoch find die 
jenigen Abtheilungen, welche nur aus Mitgliedern eines und beöfelben Gewerbes 
beftehen, für nicht mehr als zwanzig Vertreter wahlberechtigt. 

Keine Abtheilung darf mehr ald zwanzig einem und demjelben Gewerbe art 
gehörende Vertreter wählen. 

Für Abtheilung 9 ift die Zahl der zu mählenden Vertreter auf zwölf, für 
Abtheilung 10 auf achtzehn feitgelekt. 

8 5. Zum Zwecke der Wahlen wird für jede ber zehn Mbtheilungen eine 
möglichſt genaue Lifte der zu ihr gehörenden wahlberecdhtigten Gewerbtreibenden 
angefertigt. 

Dieſes geichieht für die Abtheilungen 1—8 binfichtlih der in der Stabt 
Bremen mwohnenden Gemwerbtreibenden durch die Gewerbefammer, für die Abtheil- 
ung 9 durh das Amt Vegeſack und für die Abtheilung 10 durch das Amt 
Bremerhaven. 

Die zu den Mbtheilungen 1--8 gehörenden, im Landgebiete wohnenden 
Gemwerbtreibenden find berechtigt, ſich in die Lifte der entſprechenden Abtheilung 
eintragen zu lafien. 

Sie haben zu dem Ende fich bei dem Landherrn zu melden und mit einer 
von biejem ausgeftellten Beicheinigung ihrer Qualififation ihre Eintragung in die 
Lifte bei der Gewerbefammer zu bewirken. 

Die Liften der Abtheilungen 1—8 werben in Bremen, die der Abtheilung 9 
in Begejad und bie ber Abtheilung 10 in Bremerhaven zur Cinficht der Bethei: 
ligten ausgelegt. 

Bor diefer Auslegung werden Ort und Zeit berjelben in Bremen von ber 
Gewerbekammer, in den Hafenftäbten von ben Aemtern befannt gemacht. 

Einipradien gegen bie Liften find binnen 14 Tagen nadı Beginn der Aus: 
legung bei der Behörde, welche die Befanntmahung erlafjen hat, ſchriftlich anzu— 

| bringen und von berfelben ohne Verzug und für die bevorſtehende Wahl enbgiltig 
zu erledigen. 

Nur Diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in bie 
Liften aufgenommen find. 

— mehrere Gewerbe betreibt, darf nur bei einem Gewerbe ſein Wahlrecht 
ausüben. 

8 6. Die Wahlen in den einzelnen Abtheilungen finden nach vorgängiger 
Einladung der Wähler unter Vorfig und Leitung der Gewerbefammer rejp. ber 
Aemter Begefad und Bremerhaven ftatt. 

Nur Derjenige ift als gewählt anzufehen, welcher die abiolute Mehrheit ber 
abgegebenen Stimmen erhalten hat. 

Die Namen der Gewählten werden von der Gewerbefammer reip. den Aemtern 
Vegeſack und Bremerhaven öffentlich befannt gemacht. 

Die Anfehtung der Giltigkeit einer Wahl muß binnen 14 Tagen nad) 
diefer Bekanntmachung bei der Behörde, welche die Bekanntmachung erlaflen hat, 
ichriftlich erfolgen. Bis zu ber von bdiefer Behörde abzugebenden Enticheibung 
befteht die angefochtene Wahl als giltig. 

8 7. Eine Berpflihtung zur Annahme der Wahl findet nicht ftatt. Auch 
ift der Austritt aus dem Gewerbefonvente jederzeit geitattet. 

Derjenige, bei welchem fpäter ein Verhältniß eintritt, welches feiner Wähl- 
barfeit entgegengeftanden haben würde, hört auf, Mitglied des Gemwerbefonventes 
zu fein. 
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-8 8. Wer fi beharrlich weigert, den ihm als Mitglied des Gewerbefon: 
vents gejeglich oder in Gemäßheit ber Geichäftsorbnung obliegenden Berpflicht- 
ungen nadzufommen, oder die der Verfammlung oder feiner Stellung ſchuldige 
Achtung gröblicd verlegt, kann feines Rechtes zur Theilnahme an dem Konvente 
verluftig erklärt werben. 

Ein hierauf gerichteter Antrag muß der Gewerbekammer ſchriftlich eingereicht 
werden und von mindeltens 30 Mitgliebern des Gewerbefonvents unterzeichnet 
fein. Der Betheiligte wird durch die Gewerbefammer von diefem Antrage jofort 
in Kenntniß gelegt. 

Findet der Betheiligte fich nicht zum freiwilligen Austritt beivogen, fo ift 
die Entſcheidung des Konvents in deſſen nächſter Verfammlung durch die Gewerbe- 
fammer zu veranlafien. Im diefer Verfammlung kann der Betheiligte jelbft oder 
durch ein anderes Mitglied feine Vertheidigung vortragen. Die Verhandlung und 
Beihlußfaffung erfolgt in geheimer Sigung. 

89. Alle zwei Jahre tritt ein Dritttheil ſämmtlicher Mitglieder des Gewerbe: 
fonvent3 aus und wird gegen die Zeit des Austrittes durch Neuwahlen ergänzt. 
Die Abgehenden find fofort wieder wählbar. 

Lehnt ein Gemwählter die Wahl ab oder fällt derielbe aus einem anderen 
Grunde gleid oder jpäter aus, fo ift fpäteftend binnen ſechs Monaten eine 
Ergänzungdwahl in der Abtheilung, welcher der Auögefallene angehört hat, für 
die Zeit, während welder er noch Mitglied des Gewerbefonvent3 geweſen jein 
würde, zu veranlajien. 

8 10. Die Geichäfte eines Mitgliedes des Gewerbekonvents werden ument- 
geltlih wahrgenommen. 

F 11. Der Gewerbefonvent ift dazu berufen, über Angelegenheiten, welche 
die Intereffen des Bremiihen Gemwerbeweiens berühren, zu berathen. 

8 12. Ordentliche Verjanmlungen finden zweimal jährlih, im Mai und 
im November, ftatt, außerordentliche, jo oft die Gemwerbefammer e3 für erforder: 
lich hält oder bei ihr von menigitend 30 Mitgliedern des Gewerbefonvent3 unter 
Angabe des Zwedes jchriftlic darauf angetragen wird. 

Jedes Mitglied wird zu der Verſammlung mindeftend drei Tage vorher 
beſonders und jchriftlich geladen. 

Die Tagedordnung wird öffentlich befannt gemacht. 

Die Berhandlungen find für wahlberedtigte Mitglieder des Bremiſchen 
Gewerbeitandes öffentlih, jedoh mit Ausnahme des in $ 8 gedachten Falle, 
fowie der Fälle, in welchen eine geheime Berathung und Beihlußnahme beſonders 
beichloijen werden follte. 

8 13. In den PVerfammlungen des Gewerbekonvents hat der Vorſitzer ber 
Gewerbekammer den Borjig und die Leitung der Berathungen. 

Das Protokoll wird von dem Protofolfführer der Gewerbefammer geführt, 
am Ende der Sitzung verlefen und nad erfolgter Genehmigung von dem Bor: 
figer und dem Protofollführer unterzeichnet. 

Beichlüffe werden mit abfoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder 
gefaht. Die Mitglieder der Gewerbefammer haben mit den übrigen Mitgliedern 
gleihes Stimmredt. 

8 14. Jedes Mitglied des Gewerbefonvents hat das Net, Anträge über 
Gegenstände, die in den Gefchäftöfreis des Konvent gehören, zu ftellen und eine 
Berathung und Beihlußgnahme darüber zu veranlaffen. 

Solche Anträge find jedoch wenigitens drei Tage vor der Verjammlung 
ihriftlih und motivirt der Gemwerbefammer einzureihen. Später eingebradte 
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Anträge können nur dann zur Berathung kommen, wenn fich wegen Dringlichkeit 
zwei Dritttheile der anweſenden Mitglieder dafür erklärt haben. 

$ 15. Im Uebrigen wird die Geihäftsordnung für den Gewerbefonvent von 
der Gewerbefammer feftgeftellt. 


U. Die Gewerbetammer. 


8 16. Die Gewerbefammer beiteht aus 21 Mitgliedern des Gewerbefonvents, 
welche derielbe aus jeiner Mitte ermählt. 

8 17. Zum Zwecke der Wahl wird in der Wahlverfammlung ein Wahl- 
aufiag gebildet, auf welchen jebes Mitglied des Konvents, welches mit der Unter— 
ftügung von wenigften® fünf Anweſenden in Vorſchlag gebradht wird, zu ver- 
zeichnen ift. Er muß wenigiten® die doppelte Zahl ber in die Gemwerbefammer 
zu Wählenden enthalten. 

. Ein Einzelner kann nie mehr Verfonen, als die Zahl der zu Wählenden 
beträgt, in Borichlag bringen. 

Die Wahl erfolgt aus diefem Wahlauffage mit abfoluter Stimmenmehrheit 
der Anmejenden. 

Die Namen der Gewählten werben öffentlicd; befannt gemacht. 

Die Anfechtung der Giltigkeit einer Wahl muß binnen adt Tagen nad) 
dieſer Bekanntmachung bei dem WVorfiger der Gewerbefammer ſchriftlich erfolgen. 
Die Gemwerbefammer, mit Ausihluß der Mitglieber, deren Wahl angefochten 
wird, enticheivet über die Anfechtung definitiv in ihrer nächſten Verſammlung. 

8 18. Die Wahl in die Gewerbefammer kann ohne Genehmigung bes Gewerbe: 
fonventes Niemand ablehnen, es fei denn, dab er bereits das 65. Lebensjahr 
vollendet babe oder jchon zum zweiten Male in die Gewerbefammer gewählt 
worden jei. 

Wer aufhört, Mitglied des Gemwerbefonvents zu fein, hört dadurch auch auf, 
der Gewerbefammer anzugehören. 

8 19. Für Diejenigen, welche aus der Gewerbefammer ausfcheiden oder die 
Wahl in diejelbe ablehnen, werden, nachdem vorab die im Gewerbekonvent etwa 
entjtandenen Yüden ergänzt worden find, ipäteitens in der nächſten Berfammlung 
des Gewerbefonvent3 Grgänzungswahlen vorgenommen. Die Ausicheidenden find 
fofort wieder wählbar. 

8 20. Die Geihäfte eined Mitgliedes der Gemwerbefammer werden ument: 
geltlih wahrgenommen, 

8 21. Die Gewerbefammer ift berufen, auf Alles, was für das Gewerbe 
weſen bienlih fein kann, fortwährend ihr Augenmerk zu richten, darüber zu 
berathen und dem Senat auf deſſen Antrag oder auch unaufgefordert gutachtlich 
zu berichten, wie aud die ihr zur Förderung des Gewerbeverfehrs angemeſſen 
fcheinenden Maßregeln bei den zuftändigen Behörden zu beantragen. 

Sie hat daher ſich möglichft vollftändig von dem Gange und dem Umfange 
des Bremiichen Gewerbeweiens in allen verfchiedenen Zweigen, ſowie von ber 
Beichaffenheit der dafür beftehenden Hilfsanftalten in Kenntniß zu ſetzen, für 
Bremiſche Gewerbeftatiftit tyunlichit zu forgen und auf die Hebung der Gewerbe 
thunlichſt hinzuwirken. 

8 21. Ueber alle in Gewerbeangelegenheiten zu erlaſſenden Geſetze wird vorab 
die Gewerbefammer, welche auf Erforbern eine Berathung des Gemwerbefonventes 
darüber veranftaltet, zu einer Begutachtung veranlaßt. 

8 23. Die Gewerbefammer beruft den Gewerbefonvent. Sie hat in wichtigen, 
zu ihrem Wirkungstreife gehörenden Angelegenheiten eine Berathung beöfelben zu 
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veranlaflen, demjelben aud von Zeit zu Zeit über ihre Wirkfamfeit Bericht zu 
eritatten. 

8 24. Bei Gegenftänden, melde zugleich die Gewerbe und den Handel 
berühren, fann fie in ihrer Gejanmtheit oder mitteld eines Ausſchuſſes mit der 
Handeläfammer oder einem Ausſchuſſe zur Berathung zufammentreten. 

Jedoch bebarf es dazu eines übereinftimmenden Beſchluſſes beider Stammern. 

$ 25. Die Gewerbefammer hat einen techniichen Konſulneten; außerdem 
kann ihr der Senat einige Techniker oder ber Induſtrie fundige Perfonen beis 
ordnen. Diejelben nehmen, foweit fie ed für erforderlich erachtet, an den Giß- 
ungen ber Gewerbefammer und ihrer Kommiflionen, ſowie des Gewerbefonventes 
mit berathenber Stimme Theil. 

Die Gewerbefammer kann auch Gewerbetreibende, die nicht zu ihr gehören, 
zu ihren Berathungen in einzelnen Fällen zuziehen, um deren Anfichten zu ver— 
nehmen. 

8 26. Die Gewerbefammer ift die dem techniichen Konſulenten zumächft 
vorgelegte Behörde; derfelbe wird auf Vorichlag der Gewerbefammer vom Senat 
ernannt. 

Die Amtsinftruftion für denfelben wird vom Senate nad) Anhörung ber 
Gewerbelammer, das Amtögehalt desſelben wird durch Beihluß vom Senat und 
Bürgerſchaft feitgeftellt. 

8 27. Die Gewerbefammer ift befugt, einen Nechtögelehrten als Konfulenten 
und Protofollführer jedoch jedesmal auf Längftens jehs Jahre anzunehmen und 
demfelben zugleich die Protofollführung im Gewerbefonvent zu übertragen. Das 
Honorar desſelben wird durch Beſchlüſſe von Senat nnd Bürgerichaft feitgeitellt. 

$ 28. Die Gewerbetammer verfammelt fich in ber Regel einmal monatlich 
und außerdem jo oft der Borfiger es für angemeflen erachtet oder wenigftens 
ſechs Mitglieder jchriftlich bei ihm eine Verſammlung beantragen. 

Die Einladungen zu den Verfammlungen erfolgen für jedes Mitglied beſonders 
und jchriftlid. 

8 29. Die Gewerbefammer wählt alljährlich aus ihrer Mitte einen Bor: 
figer und einen Stellvertreter besjelben. 

Ueber jede Verfammlung wird ein Protokoll geführt. Dasſelbe ift am Ende 
der Sigung zu verlefen und nad) erfolgter Genehmigung vom Vorfiger und Pro⸗ 
totollführer zu unterzeichnen. Die Protokolle werden im Archiv der Gewerbe— 
fammıer niedergelegt. 

Beihlüffe werden mit abjoluter Stimmenmehrheit der anmejenden Mit: 
glieder gefaßt; Wahlen erfolgen ebenfalld mit abioluter Stimmenmehrheit ber 
anmejenden Mitglieder und auf Verlangen von wenigitens ſechs Mitgliedern mittels 
geheimer Abftimmung. 

8 30. Jedes Mitglied der Gewerbekammer ift befugt, Gegenftänbe, die zu 
dem Gejchäftsfreife der Stammer gehören, zur Berathung und zur Beſchlußnahme 
zu bringen. 

$ 31. Im Uebrigen wird ber Geihäftsgang durch bie von ber Gewerbe: 
fammer feitzuftellende Gefchäftsorbnung näher beftimmt. 

$ 32. Zur Beitreitung der Koften ber Berfammlungen und zur Förberung 
ber Intereffen des Gewerbeftandes, namentlih durch Anichaffung von Büchern, 
Karten, Modellen und dergleichen, fowie zur Bewirkung und Unterftügung von 
Gewerbeausftellungen oder fonftigen zur Hebung der Gewerbe dienenden Einrichts 
ungen und zu ähnlichen Verwendungen wird der Gewerbekammer jährlih ein 
Fonds von 3500 Mark zur Verfügung geftellt. 
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Was von diefem Fonds im Laufe des Jahres nicht verwandt wird, verbleibt 
der Generalkaſſe. 

$ 33. Die in biefem Gelege erwähnten öffentlihen Belanntmahungen er: 
folgen in Bremen dur das für bie amtlichen Bekanntmachungen beſtimmte Blatt, 
in den Hafenftädten durch ein dort ericheinendes Lokalblatt. 


Uebergangsbeſtimmung. 


Die jetzigen Mitglieder des Gewerbekonvents bleiben Mitglieder desſelben bis 
zum Ablaufe der Zeit, für welche ſie nach dem bisherigen Geſetze gewählt worden 
ſind. Bei ihrem demnächſtigen Ausſcheiden werden von den Abtheilungen, denen 
fie angehören, die Ergänzungswahlen zum Gewerbekonvent nad) Maßgabe des 
gegenwärtigen Gejeges vorgenommen. 

Auch die jegigen Mitglieder der Gemwerbefammer bleiben Mitglieder derielben 
fo lange, als fie nach ber bisherigen Ordnung Mitglieder der Gewerbefammer 
fein werden. Bei ihrem bemnächitigen Ausicheiden wird mit der Ergänzung der 
Gewerbefammer nad) dem gegenwärtigen Gefege verfahren. 


Verzeihniß der Abtheilungen für die Wahlen zum Gewerbefonvent. 


Abtheilung 1. Schuhmader. 
r 2. Tiſchler und Stuhlmadher. 
r 3. Schneider, Tabadd: und Cigarrenfabrifanten. 
4. Maler, Ladirer, Ladfabrifanten, Sattler, 

Tapezierer, Blechenichläger, Zinngießer. 

— 5. Schloſſer, Schmiede, Maurer, Zimmerer, Baus 
unternehmer, Drechöler, Hupferichmiede, Schie— 
ferbeder, Kalkfabrifanten, Gementfabrifanten, 
Asphaltfabrikanten, Gypsgießer, Thonmwaaren: 
fabrikanten, Töpfer, Steinhauer, Eiſengießer, 


" 


Mühlenbauer. in der Stabt 
6. Knoghenhener, Schweineichlächter, Weißbäder, | en umd im 
i o ee, Landgebiet. 


Grohbäder, Branntweinbrenner, Bierbrauer, 
Liqueurfabrifanten, Deitillateure. 

Mi 7. Kimker, Tonnenmader, Uhrmacher, Barbiere, 
Buchbinder, Liniirer, Papparbeiter, Glafer, 
Glasichleifer, Steindruder, Gärtner, Gold» 
und Silberarbeiter, Goldſchläger, Präge-An- 
ftalten, Photographen, Rade- und Stell: 


macher. 

— 8. Korbmacher, Filz⸗ und Hutmacher, Buchdrucker, 
Konditoren, Kiſtenmacher und alle ſonſtigen 
Gewerbetreibenden. 

— 9. Sämmtliche Gewerbetreibende in Vegeſack. 


10. Sämmtliche Gewerbetreibende in Bremerhaven. 


Die Landeskultur-Bentenanftalt in Bayern. 
Bon 
Regierungsrath Haag. 


— — — 


Der Bedarf, an Nahrungsmitteln wächſt fortwährend im Verhältniß zur 
Bermehrung der Bevölkerung. Für die Ernährung Europa’3 haben Amerika 
und jüngjtens auch Ajien ihre Kornlammern geöffnet. Amerikanifcher Weizen 
ſchwimmt über den Ozean und von da auf dem Rheine bis Mannheim, indi- 
jche3 Getreide wird nach den italienischen Hafenorten verfradhtet. Wenn nun 
auch für Deutichland in Folge der mächtigen Entfaltung feiner Induftrie große 
Gerealienzufchüjie aus dem Auslande für alle Zukunft unvermeidlich erjcheinen, 
fo hat fich doch das deutjche Reich auch in diefer Beziehung namentlich mit 
Rückſicht auf die Erhaltung feiner aderbautreibenden Bevölkerung durch feine 
autonome Zollgefeßgebung vom Jahre 1879 einen gewiſſen Grad wirthichaft- 
liher Selbitändigkeit zu wahren gejucht. 

Mit diefem Faktor werden die einzelnen Bundesftaaten zu rechnen haben. 
Hiezu fommt, daß auf dem Gebiete der Viehzucht die ausländische Konkurrenz 
von Natur aus bejchränft und noch manche Stufe höherer Entwidlung er: 
möglicht ift. 

Zum intenfiveren Betrieb des Aderbaues und zur nachhaltigen Verbeſſer— 
ung der immer noch lohnenden Viehzucht gehört aber vor Allem die Meliora- 
tion des Bodend. Die Bodenmelioration hängt aber zunächſt davon ab, daß 
dem Landwirthe die hiezu erforderlichen Mittel zur Verfügung ftehen. 

Ale Kulturunternehmungen von einiger Bedeutung erfordern Kapital 
und oftmals in ſolcher Menge, daß die neben dem Lebensunterhalte des Land» 
wirthes und jeiner Familie verbleibenden Wirthichaftserträge nur felten zur 
Beihaffung desjelben Hinreichen. Wenn das benöthigte Kapital entweder gar 
nicht oder unter allzudrüdenden Bedingungen aufgetrieben werden fann, fo 
unterbleibt die Melioration. Der Landwirt) kann nur dann zur Durchführung 
von Kulturunternehmungen fremdes Kapital aufnehmen, wenn ihm die Auf: 
nahme jelbjt nicht zu viel Kojten und Schwierigkeiten bereitet, wenn er nur 
mäßige Zinfen zu entrichten hat, wenn er gegen Kündigung gefichert ift und 
das Darlehen in Eleinen, aus den jährlichen Erträgen zu jchöpfenden Tilgungs— 
quoten abbezahlen kann. Im Allgemeinen genügen viele der vorhandenen 
Hypothefarfreditinftitute diefen Anforderungen und fürdern die Bodenmeliora= 
tion dur Gewährung von Annuitätendarlehen in anerfennenswerther Weije. 
Eine eigentliche Organifation des Meliorationskredits durch die Privatboden- 
freditinftitute hat bisher nicht jtattgefunden; ihre Einrichtungen reichen zur 
grundjäglichen Pflege des Meliorationsfredits nicht überall aus. Namentlich 
gebricht e3 den Banfen an eigenen kulturtechniſch gebildeten Organen zur Bes 
urtheilung des von den Bodenmelivrationen zu erwartenden Nutzens, zur 
Prüfung der aufgejtellten Pläne und Koſtenvoranſchläge und zur entjprechenden 
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Ueberwadhung der Unternehmungen. Auch geftalten fich die Beziehungen der 
Banken zu den Genojjenichaften jchwierig, da legtere an fich in der Regel 
feine Realficherheit bieten können und die Beftellung von Sicherheit durch die 
einzelnen Genofjen bei dem geringen Betrage der betreffenden Einzelndarlehen 
zu Weitwendigfeiten führt. 

Mit Rüdficht auf diefe Verhältniffe und im Intereſſe der Förderung der 
Landeskultur haben einzelne deutjche Staaten die Organifation des Melioras 
tionskredits jelbft in die Hand genommen. Voran ging das Königreih Sachſen, 
welches in feiner Yandrentenbanf eine vortreffliche Einrichtung befigt, an welche 
ein neues Kreditinftitut zur Förderung der Landeskultur ohne Schwierigkeit 
angejchlojjen werden konnte. Nach dem Geſetze vom 26. November 1861, die 
Errichtung einer Landeskultur-Rentenbank betreffend, werden in Sadjen für 
Wafjerlaufsberichtigungen und für Ent- und Bewäljerungsanlagen Darlehen 
gewährt, welche durch eine jährliche Leiſtung von 5 Proz. (Kulturrente) ſeitens 
des Schuldners in 41 Jahren an Zins- und Kapital getilgt werden. Die 
Sicherheit wird in der Form einer den Hypotheken vorangehenden Reallaft 
betellt. Bei der Vorbereitung der Darlehensgejuche wirken die Kommifjäre 
für Wafjerlaufsberichtigungen und die Generallommiffion für Ablöfungen und 
Gemeinheitstheilungen entjprechend mit. 

Diefe Einrichtungen haben ſich in jeder Beziehung bewährt. Gegen 
10 Millionen Mark wurden in Sachen ohne nennenswerthen Verluft als Dar: 
lehen gewährt und in nußbringender Weile verwendet. 

Im Königreihe Preußen wurde durch das Geſetz vom 13. Mai 1879 
den Provinzialverbänden die Befugniß eingeräumt, Landeskultur-Rentenbanken 
zu errichten und zu dieſem Zwecke „Landeskultur-Rentenbriefe“ auszugeben. 
Die Verzinſung der Darlehen erfolgt mit höchjtens 4'/, Proz., die Tilgung 
derjelben mit mindeftens '/, Proz. jährlih. Die Sicherheit wird durch Hypo— 
thef beftellt, welche innerhalb der erjten Hälfte des Werthes der Liegenjchaften 
zu jtehen fommt. Bei Drainagedarlehen findet ein bejonderes Aufforderungs— 
verfahren den Realberechtigten gegemüber ftatt. An Gemeinden , öffentliche 
Waſſergenoſſenſchaften, Deich- und Waldgenofienichaften fünnen auch ohne 
Sicherheitöbeftellung Darlehen gewährt werden. 

In den Provinzen Schlejien und Schleswig-Holftein find bereits Kultur: 
rentenbanfen errichtet worden. 

Für das Großherzogthum Heſſen mwurde auf Grund des Gefehes vom 
20. März 1880 eine Landeskultur-Rentenkaſſe in das Leben gerufen, welche 
Meliorationsdarlehen gegen Bejtellung erjter Hypothek innerhalb der erjten 
Werthshälfte der verpfändeten Grundjtüde gewährt. 

Auch die Oldenburgiiche Bodenfreditanjtalt, welche mit Gejeß vom 
14. Februar 1883 errichtet wurde, gewährt neben dem jonjtigen Hypothekar— 
fredit Darlehen zum Zwecke der Landeskultur. 

In Bayern ift nunmehr durch Gejeß vom 21. April 1884 gleichfalls 
eine Yandes-Hultur-Rentenanftalt in das Leben gerufen worden, deren Einrich- 
tungen auch für weitere Kreije Interefje bieten dürften. Bayern hat für die 
Örundrentenablöfung ähnliche Einrichtungen wie Sachſen. Im Jahre 18348 
war eine bejondere Ablöfungsfajje gebildet worden, welche ala Bermittlerin 
zwiſchen den Grundrentenbejigern und den Eigenthümern belafteter Objekte zu 
dienen hatte, um die Befreiung des Grund und Bodens von den Grumdlaften 
herbeizuführen. Die Gejchäfte diejer Kafje find nunmehr an die Staatsjchulden- 
tilgungs⸗Hauptkaſſe übergegangen. Bei der bayriichen Staatsichuldentilgungs- 
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anftalt werden nun nach dem Geſetze vom 21. April 1884 vierprozentige 
Staatsjchuldverfchreibungen (Landeskultur-Rentenscheine) zunächſt im Mari: 
minalbetrage von 2 Millionen Mark ausgegeben, welche eine befondere Gattung 
der Staatsſchuld unter verfafjungsmäßiger Gewährfchaft bilden. Die durch die 
Emiffion der Rentenjcheine zu gewinnenden Mittel werden ala Darlehen für 
Bewäſſerungs⸗ und Entwäfjerungsunternehmungen verwendet, dann für Korrel: 
tionen von Privatgewäfjern, für Anlagen zum Uferſchutz und zum Schuße 
gegen Ueberſchwemmungen, für Zufammenlegung von Grundftüden, für Urbar- 
machung öder Flächen, Meliorationen von Feldern und Wieſen, für Wege: 
anlagen zur befjeren Benügung Iandwirthichaftlichen Grundbefiges, dann für 
Aufforftung der den Gemeinden gehörigen Dedflächen. Die Darlehen werden 
in baarem Gelde oder in Landeskultur-Rentenſcheinen verabreicht. Bon größtem 
Werthe für den Darlehensempfänger ift die Beitimmung des Geſetzes, daß die 
Darlehen abgejehen von einzelnen Ausnahmsfällen in der Regel unfündbar 
find. Auch die übrigen RE SU BEN find möglichjt vortheilhaft für 
den Schuldner. Diejer hat jährlich nur 3°, Prozent zur Berzinjung des 
Darlehens und !/, Prozent zu Tilgung desjelben, johin im Ganzen nur #!/, 
vom Hundert des Darlehensnennwerthe® auf die Dauer von 58 Jahren an 
die Anstalt zu entrichten. Mit Entrichtung diefer 4'/, prozentigen Kulturrente 
wird in 58 Jahren die Schuld an Kapital und Zinſen getilgt. 

Bezüglich der Sicherheitsleijtung hat der Schuldner die Wahl zwijchen 
Beitellung erjter Hypothek innerhalb der erjten Hälfte des Werthes der zu 
verpfändenden Grumdjtüde und zwifchen Eintrag einer mit Bujtimmung der 
Huppothefgläubiger den Hypotheken vorgehenden Realrente. Der Hypothekgläu—⸗ 
biger wird aljo von der Anjtalt einerjeit3 geichügt, anderſeits aber auch für 
das Unternehmen interejfirt. Gibt er jeine Zuftimmung nicht, jo erjcheint der 
Werth des Unternehmens problematisch und dasjelbe wird nicht belehnt. Durch 
die verjchiedenen Formen der Sicherheitsbeftellung wird übrigens auch dem 
Darlehenfucher die Möglichkeit an die Hand gegeben, die Zuftimmung der Hy: 
pothefgläubiger leichter zu erlangen. Auf Antrag des Darlehenjuchers findet 
eine gerichtliche Aufforderung der Hypothefgläubiger zur Erflärung darüber 
ftatt, ob fie der Eintragung der zu bejtellenden Sicherheit widerfprechen. 

Un Gemeinden können Darlehen ohne Sicherheitsbeftellung bewilligt 
werden. Auch die Waſſergenoſſenſchaften erfreuen fich mit echt be: 
fonderer Vergünftigungen in Bezug auf die Sicherheitsbejtellung. Bayern befigt 
in feinem weit ausgedehnten Wiejenareal (1,246,191 ha), in jeinen von der 
Natur reich gejegneten Flußthälern alle natürliche Vorbedingungen zur —— 
feiner Produktion und zur Vermehrung feines Nationalreichthums. Den Kultur: 
genoſſenſchaften jteht hier ein großes Feld offen. An der Hand des Gejehes 
vom 28. Mai 1852 über die Bewäſſerungs- und Entwäfjerungsunternehmungen 
zum Zwecke der Bodenkultur wurden jchon bisher zahlreiche genofjenjchaftliche 
Kulturen durchgeführt. Nach der amtlichen Statiftif wurden in dem Zeitraum 
von 1853--1870 321 große Kulturgenofienjchaften gebildet. 

Wie in Preußen und Sachſen die Beiträge der Genofjenichaftsmitglieder 
zu den Zmweden des Unternehmens die rechtliche Eigenjchaft öffentlicher, auf 
den beitragspflichtigen Grumditüden haftender Abgaben haben, jo ift auch in 
Bayern nach Urt. 14 des Geſetzes vom 28. Mai 1852 die Beitragspflicht zu 
den Unterhaltungskojten eines genofjenfchaftlichen Unternehmens Neallaft der 
verpflichteten Grundſtücke, welche nur erlifcht mit dem Ausscheiden des Grund: 
ſtückes aus der Genoſſenſchaft oder mit der Auflöfung der legteren. Nach der 


Rechtiprechung des oberften Landesgericht? haben ſolche im öffentlichen Intereſſe 
begründete Verpflichtungen, bezw. Leiftungen, wenn fie auch als Reallaſt be- 
zeichnet werden, die Eigenjchaft von öffentlichen Abgaben. Hieran fnüpft das 
Geſetz vom 21. April 1884 an, indem e& den Wafjergenofjenichaften die 
Beitellung bejonderer Sicherheit erläßt, jedoch verlangt, daß für jedes an dem 
Darlehen partizipirende Genofjenschaftsmitglied die von demjelben zu entrichtende 
Kulturrente („Iheilrente“) ausgemittelt wird. Die ermittelten Theilrenten find 
öffentliche Abgaben und haften als ſolche auf den betreffenden Grundſtücken. 

Da die genofjenichaftlichen Unternehmungen in der Regel weniger Auf- 
wand erheiichen und jchneller zum Ziele führen, jo müfjen die den Genoſſen— 
Ichaften gewährten Kulturdarlehen in kürzerer Friſt (28"/,;, Jahren) und mit 
einem jährlichen Beitrag von 2 vom Hundert des Darlehensnennwerthes ge: 
tilgt werden. Die Kulturrente beträgt demgemäß 3%, + 2 = 5°), Prozent. 

Die Prüfung und Beicheidung der Geſuche um Darlehen, die Bewirkung 
des Darlehensvollzuges und die Ueberwachung der Darlehensverwendung fommt 
nach dem Geſetze einer bejonderen „Qandesfultur-Rententommiffion“ 
zu, welche inhaltlich einer gl. Verordnung vom 4. Juni 1884 aus je einem 
höheren Beamten der Staatsminifterien der Justiz, des Innern und der Finanzen, 
dann aus einem Mitgliede "des Generalfomites des landwirthichaftlichen Vereines 
beſteht. Durch die bezeichnete Verordnung ift auch die rechtliche Vertretung 
der Anſtalt geregelt. 

Das Wirken der bayerischen Landeskultur » Rentenanftalt ift auf die aus- 
jchließliche Pflege des Meliorations-Kredits eingefchränft, was aus der Be- 
ftimmung hervorgeht, daß fein Darlehen den Betrag der von dem Unternehmen 
zu erwartenden Werthserhöhung, und wenn die Koften des Unternehmens ge: 
ringer find, den Betrag der leßteren nicht überjteigen darf. 

Die Anftalt ift daher fein Realkreditinſtitut, jondern ausschließlich zur 
Förderung der Landeskultur berufen. Sie entbehrt auch des Charakters einer 
Wohlthätigkeitsanftalt, da fie Zinſen und Kapitalstilgung beanfprucht und im 
Säumnißfalle vom Vollftredungsrechte Gebrauch machen kann. Wenn fie bei 
der Bemejjung des Zinsfußes (3°/,) um ein Geringes unter dem landesüblichen 
Zinsfuß bleibt, jo ändert dies Nichts hieran. Denn zunächſt kann auch der 
landesübliche rar auf jenes Niveau ſinken, jo daß jede Bevorzugung des 
Schuldner aufhört. Abgejehen hievon legt die geringe Differenz Ba den 
3°/, Prozent, welche der Schuldner entrichtet, und den 4 Prozent, welche 
von der Anftalt an den Inhaber der Nentenjcheine zu zahlen find, dem Staate 
ein Opfer von nur etwa 5000 ME. per Jahr auf, welches gegenüber den jonjtigen 
Zuſchüſſen, welche aus öffentlichen Fonds den Meliorationszwecken zugewendet 
zu werden pflegen, jo verjchtwindend Hein ericheint, daß e3 nicht in das Ge- 
wicht fallen kann. 

Größer ift das Opfer, welches der Staat dadurd bringt, daß er den 
Nuten der Kulturunternehmungen unter Benützung feines eigenen Kredit3 im 
Boraus Ddisfontirt, daß er die Verwaltung der Anjtalt fojtenlos führt und 
jelbjt für allenfallfige Ausfälle einjteht. Hiedurch nimmt die Landeskultur— 
Rentenanftalt den Charakter einer öffentlihen Wohlfahrtsanjtalt an, 
welche berufen ijt, den Nationalwohlitand nachhaltig zu Fürdern. 
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Miszellen. 


Die Finanzlage der preußiſchen Gemeinden. (Nah der umfangreichen 
1883er Statiftit von 2. Herrfurth und W. v. Tzihoppe) Die Geſammt— 
einnahmen der Stadt: und Landgemeinden des preuhiichen Staates (ausſchließlich 
der Gutöbezirfe) betrugen im Jahre 1883/84 354 Mill. Mark, die Geſammtaus— 
gaben 373 Mill. Markt, während fi) die gelammten Staatdeinnahmen bezw. Aus— 
gaben im Soll des Jahres 1883/84 auf rund 1,083 Mill. Mark ftellten, d. h. 
etwa auf dad Dreifache jener Gemeindezahlen. An direften Steuern erhoben 
die Gemeinden 167 Mill. Mark, alſo 1'/, Mal fo viel wie der Staat, an indi— 
reften Steuern nur 4°), Mill, Mark, alſo etwa !/y, der entiprechenden Ein- 
nahme des Staated, Für Unterrihtszwede verausgabten die Gemeinden 85 Mill. 
Mark oder 2'/, Mal jo viel wie der Staat; fpeziell für dad Glementar-Schul- 
wejen wandten die Gemeinden 66°/, Mill. Mark auf, d. h. mehr ald dreimal fo 
viel wie der Staat. Das Verhältniß der Einnahmen und Ausgaben der Städte 
zu denen der Landgemeinden wid von dem ber beiberfeitigen Bevölkerungs— 
zahlen auf's Erheblihite ab. Denn während die Bevölkerung der Städte ſich zu 
der ber Landgemeinden wie 3:5 ftellte, verhielten ſich die beiderjeitigen Geſammt— 
einnahmen wie 5 : 2 (253 Mill. zu 101 Mill. Mark) und die Gefammtausgaben 
wie 5'/, :2 (272 Mill. zu 101 Mill. Mark). Auf den Kopf der Bevölkerung ent: 
fielen an Einnahmen in den Städten 27 Mark, in den Landgemeinden 6'/, Marf, 
an Ausgaben in erfteren 29 Mark, in lesteren 6", Mark. Bei den Aus: 
gaben für allgemeine ftaatlihe Zwede, welche 17°, bezw. 71, Mil. Mark 
betragen, zeigte jih nur eine geringe Abweichung von dem bei den Ge 
ſammtausgaben beobachteten Verhältniſſe. Die SKopfbeträge ftellten fi auf 
1,95 bezw. O,4, Markt, würden fi jedoch, ebenſo auch die abjoluten Beträge, 
bedeutend höher geitellt haben, wenn nit von den Koſten der Polizei, welche 
unter diefe Ausgabenkategorie gehören, der Staat einen ſehr erheblichen Antheil 
übernommen hätte. Für Verfehrsanlagen (Straßen, Pläge, Wege, Brüden u. 
vergl.) gaben die Städte 32 Mill., die Landgemeinden 18", Mill. Mark aus, 
d. i. pro Kopf 3,45 bezw, 1,1, Markt. Die Differenz zwifchen Stadt und Yand ift 
hier eine verhältnigmäßig geringe; ganz anders bei den gewerblichen Anlagen zu 
Gemeindezweden, für welche jeitens der Städte 55%, Mill. Mark, in den Land» 
gemeinden noch nicht 1 Mill. Mark, alfo in erfteren faft 62mal fo viel wie 
in legteren, verausgabt wurden. Weniger bedeutend, aber doch nicht ganz uns 
erhebli ı war der Unterichied zwiichen Stadt und Land in Bezug auf die Aus: 
gaben zu Zweden der MWohlthätigfeit und Armenpflege; diefelben betrugen näm— 
li in den Städten faft 36, in den Landgemeinden fait 13 Mill. Mark, alſo 
in eriteren fait drei Mal oder nad) Maßgabe der Stopfbeträge — 3,7, bezw. 
O,gg Mart — 4°, Mal fo viel wie in legteren. Auch hier liegt der Grund 
nahe: die £oftipieligere geſchloſſene Armenpflege (Anftaltöpflege) kommt fait nur in den 
Städten vor; die offene Armenpflege in den Städten beruht mehr auf Geld», auf 
dem Lande faft nur auf Naturalunterftügungen, und es findet ein größerer Zuzug 
jowohl von Armen, wie von Verarmenden nad den Verfehräzentren hin ftatt. Für 
das Unterrichtömweien verausgabten die Städte 62, die Yandgemeinden rund 23 Mill. 
Mark, alio erftere 2%, Mal jo viel wie legtere. Die Stopfbeträge ftellten fi auf 6,55 
und 1,4; Mark, verhielten ſich alio wie 41 zu 1. (Stat. Korr.) 








Oeffentlidyes Intereffe nnd öffentlidye Klage 


im Verwaltungsrechte. 
Von 


Dr. €. €. feuthold 


in Freiberg in Sadjen. 


I. Abſchnitt. 
Geffentlidyes Interefe. 


$ 1. Der Ausdrud Jutereſſe. 


Der Ausdrud „Intereſſe“ hat im Anſchluſſe an den Sprachgebrauch der 
römischen Juriſten, bei welchen das Wort allerdings wie im klaſſiſchen Latein 
noch Lediglich als Infinitiv des unperjönlichen Zeitworts vorfommt h, zunächit 
in der deutjchen Rechtsiprache zur jubjtantivischen Bezeichnung des Nachtheils 
Anwendung gefunden, welcher dem Vermögen Jemandes aus der Handlung 
eines Anderen entjteht?). Seiner urjprünglichen weiteren Bedeutung im La— 
teiniichen entiprechend hat ſich aber auch in Deutichland der Begriff des In— 
terejjes allmählig über das Gebiet der Vermögenswirthichaft und des Ber: 
mögensrechts hinaus erweitert und ift gleichbedeutend geworden mit Vor: 
teil oder überhaupt Antheil: „Intereſſe ift das, wodurd Vernunft praktiſch, 


)Y D. 17,1 mandati vel contra 1. 8$ 36: mandati actio tunc competit, cum coepit 

interesse ejus qui mandavit: caeterum, si nihil interest, cessat mandati actio: et eatenus 
competit, quatenus interest. — „Interesse mea est michi expedire, hoc verbum interesse 
inpersonaliter ponitur“. Epitome exactis regibus V. $ 52 (Muäg. von Conrat (1884) 
S. 65. 
) Ein mitteldeutiches Gloſſar des 15. Jahrhunderts verdeuticht Intereſſe geradezu durch: 
Schaden. Grimm, deutſches Wörterbuch IV. Band 2. Abth. ©. 2147, Lexer, Mittelhoch- 
deutjches Wörterbuch I 1446. — In diejer Bedeutung gehört das Wort befanntlich auch der 
heutigen Gejegesipradhe noh an: Preuß. Yandredit I 5, $ 286: Aller Nachtheil, welcher für 
Jemand daraus entjtanden iſt, dab der Andere jeinen Pilichten gegen ihn nicht nachgetommen, 
wird unter dem Intereſſe begriffen. Zürcher bürg. Gejegbuch $ 1411. A. d. Handelsgeſetz— 
buch Art. 284: Die Konventionaljtrafe unterliegt feiner Beſchränkung in Anjehung des Bes 
trag3; fie kann das Doppelte des Intereſſes überjteigen. Deutiche Ziv.-Proz.-d. $ 778: Durd 
ie Bejtimmungen dieſes Abſchnitts wird das Recht des Gläubigers nicht berührt, die Leitung 
das Intereſſe zu verlangen. — In engiter Berwandtichaft mit diefem rein vermögensrecht— 
lihen Interejienbegriffe jteht die Bezeichnung der Zinſen als Intereſſen (d. i. als Intereſſe 
des Gläubigerd wegen ihm mit oder gegen jeinen Willen entzogener eigener Ausnutzung des 
Kapitals), deren jchon der Reich3deputationsabjchied von 1600 $ 139 und der jüngſte Reichs— 
abichied $ 174 ſich bedienen, ſowie der vielverbreitete Sa, daß jedes Schuldverhältniß im 
———— ein „vermögensrechtliches Intereſſe“ (Arndt’s) des Gläubigers zu ſeiner Gültig— 
eit vorausſetzt (vgl. Rivier in Holtzendorff's Rechtslexikon Bd. IIS. 376 der 3. Aufl. 
Windſcheid, WE ideen 5. Aufl. Bd. II $ 251). — Auch im mittelalterlihen Latein jteht 
interesse nur in der Bedeutung von Schaden und Zinſen: da Fresne (SHenichel) Glos- 
sarium med, et inf. latin III. 863 f. 
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d. i. eine den Willen bejtimmende Urjache wird (Kant!). In dieſer weiteren 
Bedeutung wird dad Wort Intereſſe theils perſönlich, theils unperjönlich ?) 
fowohl in der Umgangs- als in der Gejeßesiprache, insbejondere im öffent: 
lihen Rechte überaus oft verwendet. Eine Nöthigung zum Gebraudhe des 
fremden Ausdruds für Die deutſche Rechtsſprache liegt zwar nicht vor, da 
uns eine große Anzahl gleichbedeutender einheimischer Ausdrüde und Rede: 
mwendungen zu Gebote jtehen. Im der That finden fich diefelben auch in der 
Gejeßgebung und Rechtſprechung öfters anjtatt des Ausdrudes „Intereſſe“ an- 
gewandt). Doc herricht der letztere namentlich) in der Zujammenjegung 
„Öffentliches Intereſſe“ gerade in neuerer Zeit im öffentlichen Rechte vor. 
Zwar findet fich derjelbe hie und da jchon in früheren Jahrhunderten. So 
3. B. ſpricht ſchon der jüngfte Reichsabjchied von 1654 $ 106 von des status 
publiei mit einlaufendem Interejjet). Allein noh Mauren brecher bezeich— 
net in feinem deutjchen Staatsrechte (1837 ©. 262) den Ausdrud „Intereſſe“ 
als einen „modernen“, welcher füher nicht veritanden worden fein würde, und 
weiſt darauf hin, daß die Landitände der vorfonftitutionellen Zeit nur von 
„Privilegien, Rechten, Gerechtiamen des Landes" (nicht blos ihres Standes) 
geredet haben, auch wo es fich Feinestwegs um wohlertworbene Rechte oder nur 
überhaupt um Säße des geltenden gejchriebenen Rechts handelte. In einer 
eigenthümlich eingejchränften Bedeutung bedient fich in neueiter Zeit Lorenz 
von Stein des Worts, indem er als „Interejjenvereine” fpeziell ſolche Vereine 
für wirthichaftliche Zwede bezeichnet wiljen will (Handbuch der Verwaltungs: 





) Bl. Grimm a. a. ©. ©. 2147 folg. unter 2) und 5). Intereſſe = Luft: oder 
Unlujtgefühl, welches der Gegenftand einer Vorjtellung erwedt Schäffle, Bau und Leben 
des jozialen Körpers I. 119). Aehnlich, doc enger, Fichte: „Intereſſe ift das geijtige 
Bohlgefallen an der bloßen Borjtellung von dem Dajein eines Gegenitandes“ (j. Sanders, 
Wörterbuch der deutfchen Spradhe 1 820). Die jpeziellite Erörterung über den Sinn des 
Wortes gibt Yittr&, Dietionaire de langue Frangaise II 1 ©. 130 f. Danach hat fich in 
Frankreich erjt jeit dem 13. Jahrhundert die altlateinifche, weitere Bedeutung des Wortes 
ce qui importe aux personnes en quelque maniöre que ce soit, wieder eingebürgert und 
namentlich bei den Dramatitern und Philoſophen des 17. und 18. Jahrhunderts Verbreitung 
gefunden. Bon Frankreich aus hat fie wohl zweifellos ihren Weg nach Deutſchland genommen. 

ergl. außer der im Terte angeführten Stelle aus dem J. R. N. noch Zei ling, Emilia 

Galotti 3, 6: „Das Opfer eines elenden Staateintereffe* und weiter unten die Stelle aus 
dem Eingange des preuß. Reſſortreglements von 1749 jowie den Brief Joſephs II. an Dal: 
berg v. 13. Juli 1787 bei Scherr, deutiche Kulturgeſchichte S. 649. 

?) Neichögejepß vom 9. Januar 1875 $ 1: Unter dem Namen „deutiche Seewarte” wird 
eine Anſtalt errichtet, welche die Aufgabe hat, die Kenntniß der Naturverhältnifie des Meeres, 
joweit dieje für die Schiffahrt von Intereſſe find, .. . zu fördern. 

) Preuß. Geſetz v. 2. Juli 1875 $ 1: Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen 
und Plägen ... . find die Straßen: und Baufluchtlinien . . . dem öffentlihen Bedürfniſſe 
entiprehend . . . feitzufegen; deutiche Telegraphenordnung $ 10: Privatdepeichen, deren Inhalt 
gegen die ai verjtöht oder aus Nüdfichten des öffentlihen Wohls oder der Sittlich— 
keit für unzuläffig erachtet wird, werden zurüdgewiejen; deutſch-ſchweizeriſcher Niederlajiungs- 
vertrag d. 27. April 1876; Enteignung zum öffentlihen Nugen; NReichsprehgeiep $ 6: 
die nur zu den Zwecken deö Gewerbes und Verkehrs des häuslichen und gejelligen Lebens 
dienenden Drudichriften; Gebührenordnung für Rechtsanwälte v. 7. Juli 1879 $ 7: Bei 
dem Betriebe eigener Angelegenheiten kann der Rechtsanwalt von den .. . Gegner 
. + . Gebühren fordern; Zivil-Prozeß-O. $ 358: Umbeeidigt find zu vernehmen: Perjonen, 
welde bei dem Ausgange des Nechtäftreites unmittelbar betbeiligt find. 

. aljo fol ... wann Saden, die der bey einem Stand inägemein einge: 
führter guter Policey, Zunffte und Handwerksordnungen anbangen, durch Appellation an 
Unjer Stayierl. und des Heil. Reich Cammer-Gericht gezogen werden wollen, ... der Richter, 
ehe er die Prozeß erfennet, jedes Ortes Obrigkeit und des status publici mit einlaufendes 
Intereſſe mit jeinen Umjtänden wohl erwegen. 
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lehre ©. 36), „deren Objeft und Ziel nicht der Erwerb der Mitglieder, fondern 
die Entwidlung und Heritellung der Bedingungen für die einzelnen Zweige 
der Volkswirthſchaft iſt“, 3.8. Gewerbe: und landwirtbichaftliche Vereine. In— 
deſſen ijt diefe Ausdrucksweiſe weit entfernt davon, allgemeine Annahme 
zu finden?). 


$ 2. Das Subjekt des Intereſſes. 


Als Subjekt des Interefies (als „antheilnehmend“) kann die menjchliche 
Betrachtung im Wege der Berjonififation auch Thiere, Pflanzen, überhaupt 
alle Gegenjtände der Sinnen: oder Gedanfenwelt, anderjeit3 die höheren 
Weſen einführen. Das wahre Subjekt des Intereſſes bleibt aber für menſch— 
lies Denken und Anfchauen immer der Menſch jelbjt und mit ihm ala In: 
tereijenjubjefte haben wir uns bier, wo es fih um eine Unterfuchung über das 
Verhältniß des Interejjes zu einem Zweige des Rechts handelt, allein zu be: 
Ihäftigen Anlaß. 

Einen anderen Interefienten kennt jelbjtverjtändlich auch das pofitive Recht 
nit. Denn wenn in der Gejeßgebung zum Defteren Ausdrüde, wie 3. B. 
das „Intereſſe des öffentlichen Verkehrs“, das „Intereſſe der Gejundheit, der 
Sittlichfeit und der perjönlichen Sicherheit“ (bayer. Bolizei-StGB. Art. 129), 
das „Intereſſe der Landeskultur — des Bergbaues und der Yandestriangulation“ 
(preuß. Enteignungsgejeg v. 11. Juni 1874 $ 54), das „dienstliche Interefje“ 
(Berordnung v. 2. November 1874, RGBl. S. 129, $ 71), das „Intereſſe 
der Vertheidigung Deutſchlands — des gemeinfamen Verkehrs” (Reichsverf. 
Art. 41) oder das „Intereſſe der rechtzeitigen Sicheritellung der Leiſtungen“ 
(Inſtruktion zum Naturalleiftungsgeiet, RGBl. 1875, ©. 267) vorkommen, 
jo hängt dies lediglich damit zujammen, daß das Intereſſe des Einzelnen wie 
dasjenige der Gejammtheit ſich in einer Mehrheit verjchiedener Richtungen zu 
bewegen vermag (vergl. unten $ 4), welche leßteren nach unjerem Sprach— 
gebrauche perjonifizirt werden künnen?). Eine PBerjonififation der objektiven 
Interejiengebiete im Rechte wird jedoch dadurd nicht angezeigt. Vielmehr 
find hier immer die Subjefte des betreffenden Intereſſes die Menjchen?) bezw. 
die denjelben gleichgedachten juriftiichen Berjonen*). — NRechtögebote „im In— 
terejje der Thiere” (gegen Thierquäleret) ericheinen für das Necht immer als 
Gebote im Intereſſe der men ſchlichen Sittlichkeit, welche Nechte lediglich 
für die öffentliche Gewalt begründen. 


') An anderer Stelle (Volkswirthſchaftslehre, S. 196 der 2, Aufl.) bezeichnet v. Stein 
jelbjt das Intereſſe ald das thätige Bewuhtiein von dem Zwede, das perſönliche Daiein eines 
Anderen (in wirtbichaftlicher Hinficht) unter das eigene Dajein zu unterwerfen. Allein das 
Objekt des Intereſſes eines Menichen ijt nicht lediglich der Mitmenich, jondern auch die 
Natur. (Vergl. unten $ 3). Daher it die Definition ©. 421 a. a. D. die richtige, wo— 
nad) das Intereſſe überhaupt „die Kraft der Individualität” iſt, „Jich jelbit als legten Zweck 
alles dejien zu jegen, womit jie in Berührung kommt.“ 

2) Verrehite Ausdrucksweiſe S. 193 der Entſch. d. Reichäger. in Strafi. VL 193: 
„Kür das zollfisfaliiche und das zollitrafrechtliche Intereſſe bezüglich der hinterzogenen Ge- 
fälle und der darnadı verwirkten Gelditrafe fehlt es überdies an jedem Intereſſe zu ſolchen 
fünjtlichen Unterſcheidungen.“ 

) Man vergl. 3. B. preuß. Landrecht I, 14 $ 102. I, 17 $ 164. 316 f. II, 16 
g 135. 259 f. 

*) Vergl. 3. B. Bekannt. v. 11. Juni 1874 (RGB. ©. 104) $ 1: Der Verwaltung 
bes Reihs-Invalidenfonds liegt es ob, nad den Vorſchriften des Geſetzes v. 23. Mai 
1873... diefen Fonds zu verwalten und dejjen Jnterejjen überall wahrzunehmen. 
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$ 3. Tas Objeft des Intereſſes. 


Objekt des menschlichen Interejies kann jede Erjcheinung fein, welche der 
Menſch innerlich oder mit den äußeren Sinnen wahrzunehmen vermag. Welche 
irdische Erjcheinungen hiernach im Einzelnen als Gegenjtand menjchlichen In: 
terejjes in Betracht fommen müſſen oder fünnen, läßt fich nur durch näberes 
Eingehen auf das menschliche Weſen und die Bedingungen feines Dajeins feſt— 
jtellen. Sie ergeben erſt zufammengehalten die Nothiwendigfeit oder Möglich— 
feit einer Beziehung zwiichen Subjekt und Objekt und die Art der Yebteren. 
Bekanntlich fajjen wir die Gejammtheit der Erjcheinungen, welche das irdiiche 
Daſein ung darbietet, unter der Bezeichnung: „Natur“ zufammen und unter: 
Icheiden zunächit uns jelbit, das Subjekt der Erjcheinungen, von der Außen: 
welt, in legterer aber namentlich die Alles belebende von der Sonne aus: 
gehende Wärme, die Erde mit Waſſer und Luft, Pflanzen, Thieren und 
Menjchen. Sowohl der eigene Körper und Geift als die Mußenmelt bietet 
uns Erjcheinungen dar, bleibende und vorübergehende, welche uns interefjiren. 

Der Menſch it ein mit Bewegungs-, Denk: und Fortpflanzungsver: 
mögen ausgejtatteter Organismus. Seine Eigenjchaft al® Organismus be 
dingt einen fortgejegten Stoffwechjel, welcher fih im Ernährungsmwege voll 
zieht. Bewegungs-, Ernährungs, Denk- und Fortpflanzungsapparat jteben 
in gegenfeitiger Wechjelwirfung zu einander; aber auch in den Beziehungen 
des menjchlichen Organismus zu der Außenwelt wiegt bald die Bedeutung 
diejes, bald die jenes Apparates vor. 

Der Ernährungsprozeß fordert neben der Ein: und Ausathmung der 
Lebensluft namentlich die Zu: und Abführung von Nahrungsitoffen im Wege des 
Berdauungsapparates. Die Bewegung iſt an das Vorhandenjein entjprechender 
Körperwärme gebunden, zu deren Ergänzung Kleidung und Wohnung vor: 
twiegend bejtimmt it. Der Denkprozeß wird durch die Zuführung von finn- 
lihen Eindrücden zum Gehirne und durch deſſen Thätigfeit vermittelt, welche 
an Bedeutung gewinnt, je häufiger und richtiger die Zuführung jener Eindrüde 
zum Gebirnapparate erfolgt, das legtere unterrichtet wird. Die Fortpflanzung 
endlich, welche der Bergänglichkeit des Individunms gegenüber die Fortdauer 
der Gattung ermöglicht, jegt den auf der Gejchlechtsverbindung beruhenden 
Zeugungs: und Entbindungsaft voraus. Wie jeder Organismus ijt aber aud 
der Menjch ein emdliches, jterbliches Wejen, deijen Tod entweder infolge Ab: 
nugung der fungirenden Organe (wegen Altersihwäche) oder infolge befonderer, 
die organischen Funktionen im entjcheidender Weile beeinflujjender Eingriffe 
noch vor jener Abnugung eintreten muß. Zahlreiche Funktionsſtörungen find 
jedoch nicht unbedingt tödtlich, jondern mehr oder weniger leicht erträglich und 
zum Theil wieder bebebbar, heilbar. 

Die Mittel, welche der menschliche Organismus zum richtigen Funftioniren 
bedarf — Stoffe, Kräfte, Empfindungen — werden demjelben nun theils ohne 
eigene Handlungen zugeführt, theils verichafft fie fich der Menſch durch eigene 
Thätigfeit. Für dieſe legtere bedient er ſich in außerordentlich zahlreichen Fällen 
des die einfache Arbeit des Bewegungsapparates ergänzenden oder bis zu einem 
gewiſſen Grade jogar erjegenden Geräthes; auch iſt er der Natur der irdiichen 
Berhältniiie nach dabei zumeiit auf eine Bewegung im Naume (Verkehr) und 
auf die Beitimmung des Größenverhältniiies verjchiedener Objekte nach be- 
jtimmten Maßeinheiten angewiejen. Im Einzelnen läßt feine Thätigkeit ſich 
bezeichnen als 
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a) Erwerbäthätigfeit, darauf berechnet, die zum Leben nöthigen Güter 
(Nahrungsmittel, Kleidungsitüde, Wohnräume) zu erlangen umd zu er= 
halten. Dieſe IThätigfeit iſt ihrer näheren Bejchaffenheit nach ent: 
weder Gewinnung oder Verarbeitung oder Vertaufchung der Naturjtoffe 
(Urproduftion, Gewerbe, Handel) oder Yeiltung perjünlicher Dienite; 
Erfenntnißjtreben (Geiftesthätigfeit), darauf gerichtet, den Grund aller 
wahrnehmbaren und wahrgenommenen äußeren und inneren Erjcheinungen 
zu erforjchen. Diejes Streben führt auf die Erforjchung und Em- 
pfindung des Schönen, Wahren, Guten und Göttlichen (Kunft, Wiſſen— 
4— Sittlichkeit, Gottesglaube), als der Endgedanken des menſchlichen 
eiſtes; 

c) Vergeſellſchaftung, dazu beſtimmt, im Vereine des Menſchen mit dem 
Menſchen das menſchliche Zieljtreben zu fürdern. Die Grundlage der 
Gejellichaftsordnung bildet die Sprache, das äußere Band das Recht. 
Die Verbindung jelbit führt in Iegter Linie auf die Gejchlechtäver- 
einigung, Die Familiengemeinſchaft, zurück. 

Für den Zuſtand, in welchem ſich der Menſch normaler Weiſe, d. h. dann 
befindet, wenn die in Beziehung zu ihm ſtehenden Erſcheinungen denſelben 
nicht nachtheilig beeinfluſſen, beſtehen beſondere Geſammtbegriffe und Geſammt— 
bezeichnungen. Den normalen Zuſtand des organischen Lebens ſelbſt nennen 
wir Gejundheit, das normale Verhältniß zwiichen Erwerb und Bedarf an 
äußeren Lebensgütern Wohlitand, den normalen Zujtand geiftiger Erfenntniß 
Bildung, den normalen Zujtand der Vergejellihaftung Ordnung, die Gewiß— 
heit endlich, daß diefe normalen Zuftände erhalten bleiben, Sicherheit. 

Allen vorjtehend aufgeführten Ericheinungen im irdischen Dajein des 
Menjchen ift auch das menjchliche Intereſſe zugemwendet, deſſen große Kate— 
gorien mit den großen Gruppen jener Yebenserjcheinungen nothwendig identijch find. 


$ 4. Die Intereffen nad Art und Zahl. 


Das Intereſſe fann pofitiv oder negativ fein, d. b. es fann dem Menschen 
daran gelegen jein, daß eine gewiſſe Erjcheinung entweder eintritt bezw. fort: 
dauert oder nicht eintritt bezw. aufhört. Das Intereſſe kann mweiter ein mehr 
oder minder jtarfes, unmittelbares (direktes) oder mittelbares fein, es kann als 
ein dauerndes oder nur als ein vorübergehendes auftreten’). 


b) 


— 


) Man wolle folgende bunt aus der Literatur und Geſetzgebung herausgegriffenen 
Beijpiele vergleihen: a) . . . indem wir den Gejeggeber an der Arbeit jehen, auf mehr als 
einem Gebiete . . . im wohlveritandenen fonjervativen Intereſſe der Geſellſchaft wiederum 
Beihräntungen der individuellen — Verfügungsrechte eintreten zu laſſen; 
v. Scheel, Eigenthum und Erbrecht ©. 17; „Beibehaltung des Erfindungsihuges auch 
im höheren Interefie des Staats.“ linker. Erfindungsihup ©. 40. „Wer aufer- 
halb jeines Wohnortes . . . gewerblichen oder fünjtlerifchen Leiſtungen oder Schauftellungen, 
bei welchen ein höheres wijjenichaftliches oder Kunf. Interefje nicht obwaltet, feilbieten 
will, bedarf... . eines Legitimationsicheines. RGewO. 555; ©)... . „mögen die Nupungs: 
verhältniſſe des Hauſes ſich wie immer geitalten, ſo dat) der Eigenthümer an der Erfüllung 
des (behördlichen Bauherſtellungs⸗ Auftrags wegen der Konſequenzen der — Zwangs⸗ 
vollitredung volles Intereſſe.“ Erk. d. f. f. Verwalt.-Ger.“Hofs IV, 354; „auch die 
Reihsunfallverficherung hat...eindireftes Intereſſe daran, eine genaue Statihit * gewerb⸗ 
lichen Unfälle zu beſitzen.“ Wendt, Neihsunfallverfiherung S. 27; e) „Sowie eine Partei⸗ 
ung dieſer Art aus dem Weſen eines Völkerſtaates oder Volterbundes hervorgeht, ſo ent— 
ſpricht ſie zugleich den weſentlichen Intereſſen eines ſolchen Volkes; Zahariä, 40 Bücher 
vom Staate V. ©. 158. 
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Jeder Menſch hat keineswegs nur ein einziges Intereſſe, fondern eine 
Mehrheit, ja eine Fülle von Interefjen. Ihre Zahl ift identisch mit 
der Zahl aller Erjcheinungen, dauernder oder vorübergehender Art, welche 
jeinen Antheil hervorrufen. Die einzelnen Intereſſen eines Menschen können 
unabhängig von einander fich geltend machen. Doc ijt dies keineswegs immer 
der Fall. Vielmehr künnen fie ſich umgefehrt einander anreihen'), von ein= 
ander abweichen oder ſelbſt einander entgegenjteben. Endlich fünnen fie bei 
jonjtiger Gleichartigfeit ihrem Stärfegrade und ihrer Dauer nach verfchieden 
beichaffen jein?). 

Dabei ſteht zunächit troß allerNaturgejegmäßigfeit des menschlichen Intereſſen— 
ſpiels nichts entgegen, daß verfchiedene Gejtalten und Wege gefunden werden, 
dDiefe Intereſſen zweckmäßig zu vereinigen?) Laſſen fich aber zwei oder mehrere 
Intereſſen eines und desſelben Menſchen nicht gleichzeitig befriedigen, ſo liegt 
es in erſter Linie in der Hand des Betreffenden ſelbſt, nach Maßgabe ſeiner Ein— 
ſicht und Kraft, dasjenige unter den mehreren abweichenden oder ſich entgegen— 
ſtehenden Intereſſen zu wählen und zu bethätigen, welches ihm als das 
wichtigſte und höchſte oder als das dringlichſte erſcheint. Seine Wahl kann 
vom Standpunkte eines Dritten oder ſpäterer eigener veränderter Anſchauung 
freilich als unrichtig erſcheinen. Daher reden wir von einem wahren, wohl— 
verjtandenen oder von einem vermeintlichen Interejiet). 


8 5. Eine Mehrheit von Anterejienten. 


Für unfere Unterfuchung it die Thatjache von Wichtigkeit, daß es nicht 
blos eine Mehrheit von Intereſſen des Einen, jondern auch eine Mehrheit 
von Interejjenten gibt und daß die legteren jelbjt wieder durch zahl- 
reiche Intereſſenbeziehungen untereinander verfmüpft find. Jeder 
von ihnen hat feine eigenen, an und für ſich ſelbſtändigen Intereſſen. Allein 
die letzteren treten nicht blos nebeneinander in die Erſcheinung ſondern die 
gemeinſame Lebensweiſe, der Geſellſchaftszuſtand, von welchem in 86 noch etwas 
näher geredet werden muß, ruft ſelbſt wieder die mannigfachſten Berfnüpfungen 
und Beziehungen zwiſchen Interejjen verjchiedener Intereſſenten, alfo wirklich neue 
Intereſſen hervor, der Menſch und jein Intereije wird zumobjekte 
des Intereſſes Anderer. 

Alle Kulturentwickelung des Menſchen vollzieht ſich ja in erſter Linie nicht 
individuell, ſondern im Zuſammenleben des Einen mit dem Andern. Scon 
die Kindespflege und Erziehung mit den derſelben zu Grunde liegenden und 
aus ihr hervorgehenden Familienbeziehungen weiſt den Einzelmenſchen in den 
Kreis Anderer hinein, von welchem er ſeine erſten Kenntniſſe und Fertigkeiten, 
damit aber auch eine Fülle von Intereſſen, eingepflanzt erhält. Allein auch 
nachdem er phyſiſch ſelbſtändiger geworden iſt, ſteht er fortgeſetzt in Beziehungen 


1) „Jede Willenserllärung hat eine erſte Abjicht; hinter dieſer Abficht fünnen mög« 
—— andere Abſichten ſtehen, welche durch das zunüchſt zu Erreichende ferner erreicht 
werden ſollen.“ Windicheid, Pandekten 5. Aufl. I. 285 

*) Beliebt ift die Vergleihung der verichiedenen Interefien und ihrer Kombinationen 
mit den verbindenden und auflöfenden Subjtanzen der Chemie; San, (Rüden) Handb. db. 
praft. Nationalöfonomie I 46. Zadhariä, a. a. ©. 11 7. — Als Beijpiel: „Iffenbar will 
das Gejeg Niemand in die widernatürliche Zwangslage bringen, gegen ſich jelbit als Ange- 
klagten oder entgegen jeinen durch . . . Ehe... . begründeten Intereſſen und Gefühlen nad 
theilige Ausſagen abzulegen.“ Entic. d. RG. i. Strafi. 1. 208. 

 Dühring, krit. Gejchichte d. Nat-Oek. u. d. Sozialidmus, 3. Aufl. S 

Vgl. die anfpredhende Schilderung von meist, Rechtsſtaat 2. Aufl. < 3i0. 
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zu anderen Mitmenschen und dieſe Gemeinjamkeit des Dafeins im gleichen 
Zeit: und Ortsraume bedingt die Möglichkeit und Nothwendigfeit gegenfeitiger 
Beeinfluffung in Bezug auf Leben, Handeln und Denken. Solche Beeinfluſſung 
fann eine freiwillige oder unfreimillige jein, fie kann fich vortheilhaft oder 
nachtheilig für den einen oder anderen Betheiligten ſchwächer oder ftärfer in 
ihren Wirkungen und ihrem Umfange erweilen. Immer wird ſie beitehen und 
das mwejentlichite Moment für die Fortentwicklung — oder den Rückſchritt) — 
der gemeinfam lebenden Menjchen bilden. 

Die Beziehungen jelbjt wieder, welche unter den mehreren Intereſſenten 
beiteben, fünnen fich natürlich ebenſo verichiedenartig geitalten, wie Diejenigen 
zwifchen den Intereſſen eines und Ddesjelben Subjekts. Es laſſen fich alfo 
auch hier gleichartige (harmonische)?), abweichende (indifferente)?) und entgegen- 
gejegte (follidirende)*) Intereſſen, wie nicht minder Intereſſen von verichiedener 
Dauer und Stärke?) unterjcheiden. Es kann endlich das Anterejje des Einen 
auf die Wahrnehmung der Intereſſen Anderer gerichtet fein). 


", Denn es geht zu weit, die Sejelligfeit als ledialih und immer fulturfürdernd zu 
behandeln und als Schlagwort für die „Verzögerung einer höheren Gliederung der menſch— 
lichen Geſellſchaft“ ſchlechtweg die Iſolirung zu jegen, wie es 3. B. Peichel, Ueber die Be- 
deutung der Erdkunde für die Hulturgeichichte (gejammelte Abhandl. z. Erd- und Völkerkunde 
S. 460) thut. „Schlechte Sejellichaft“ wird meiſt ſchädlich wirken. „Eine höhere Potenzirung 
der individuellen und fozialen Kräfte, eine größere Differenzirung und Antegrirung der- 
jelben läuft micht mit dieſem vder jenem Typus parafell, jondern hängt von dem Nejultate 
der Wechſelwirkung der jozialen Kräfte ab.“ v. Hellwald, Kulturgeſchichte 3. Aufl. 1. 20.) 
Aus der rechten Miichung von Kontakt und Iſolirung erwachſen die wahren Lebenselemente 
der mienichlichen Kulturentwidelung. 

?, Etenim omnes artes quae ad humanitatem pertinent habent quoddam commune 
vinculum et quasi cognatione quadam inter se continentur, Cie. oratio pro Archia 
poeta cap. 1. 

2) „So verichieden mir im unſerer Individualanlage ausgejtattet find, der eine mit 
diejem, der andere mit jenem Talente, jo gleichartig ift die Begabung unierer gemeinjamen 
Menichenraije. Unſerem organiichen Körper ift die ganze Fülle aller menichlichen Lebens— 
kräfte eingepflanzt und um deswillen iſt nichts Menichliches uns fremd. Unſer Individual: 
geiit dagegen iſt oft jehr dürftig und in mannigracher Weile beichränkt und deshalb bes 
fümmern wir uns um unzählige Dinge, die anderen Individuen von hohem Werthe find, 
nichts. Bluntſchli, geſammelte Heine Scriften 1. 304. Bal. auh v. Riimelin, Reden 
und Aufſätze S. 372, 

) „Dede beilere geiellichaftlihe Stellung beruht in allen Schichten darauf, daß andere 

von ihr abhängen. Es entiteht alio in dem Leben eines jeden Volles ein Syſtem mwider- 
itreitender Interejien: von einer Seite, dieje Abhängigfeit hervorzurufen, zu jichern und zu 
vergrößern; Don der anderen Seite, diefe Abhängigkeit zu vermindern oder aufzuheben.“ 
Gneiſt, Rechtsſtaat S. 10 ſ. auch unter Anm. 7). „Jede Preisbejtimmung fommt regel: 
mäßig durch den Kampf entgegengeiepter Intereſſen zu Stande”, Roſcher, Nationalötonomie 
I. & 100. Intereſſenkonflikt zwiichen Werjicherungserwerbsgejellihaft und Werficherten : 
A Wagner, Staat und PVerfiherungsweien 5. 66. Preußiſche Bormundihaftsordnung 
v. 5. Auli 1875 $ 86: „bei einem Widerftreit erhbebliher Intereſſen mehrerer 
Miündel desjelben Wormunds erhält jeder Mündel einen Pfleger.“ 
. * So erflärt beijpielsweile Zahariä, a. a. ©. 1. 168 das „auswärtige Intereſſe“ 
für das wichtigite des Staates. — Ferner vergl. Entih. d. RG. in Strafi. I. 31: „Der 
Annahme, daß das Antragsrechts des Ehemanns und Vaters nur ein prozejiuales Vertretungs: 
tet ... . jei, steht... . die Wortfaflung des $ 195 .SIGB) entgegen, welcher dem Ehemanne 
und dem Water der Beleidigten wegen ihres perjünlichen Verhältniiies zu denielben ein dem 
Rechte dieſer gleichſtehendes Antragsrecht beilegt und damit ald Grund ein gleiche 8 Intereſſe 
an der Beitrafung des Beleidigers unteritellt.” 

#, Negotiorum gestio; Necdtsanwaltihait si. Entid. d. NG. in Strafi. I. 129 und 
Mandat überhaupt. Straibare Wahrnehmung fremder Interefien: Konkurs-O. $ 212. Entich. 
d. RG. in Zivili. VI. 70: „Meijt wird die Altiengejellichaft errichtet zur Förderung der 
Intereiien der Aktionäre.” — Wahrung der Intereiien „aller auf einander folgenden Gene: 


Selbitverftändlich fommen aber bei einer Mehrheit von Intereſſenten nicht 
blos Intereſſenbeziehungen zwijchen zwei oder einigen Menjchen in Frage, jondern 
e3 find unendlich zahlreiche Intereſſenbeziehungen zwiſchen unendlich vielen 
Menjchenmehrbeiten, im ganzen Bereiche der menjchlichen Gejellichaft, denkbar. 
„Der Menſch als finnlichzanimalisches Wejen ift jeder Zeit und in jeder Lage 
mit jeinen Bedürfnilien auf die äußeren Güter der Natur angewiejen, deren 
Erwerb, Beli und Genuß umabänderlich eine Kette von Abhängigfeitsver- 
bältnifjen begründet, die in unabjehbaren Berflechtungen feſte Schichten der 
GSejellichaft bilden, in welche jich der Einzelne mit feiner Familie und jeder 
weiteren Gemeinjchaft eingefügt und gebunden findet, in jtetigem Widerjtreite 
mit Intereſſen der Anderen“?). 


$ 6. Das öffentliche Intereſſe. Begriff. 


Il. Das Wort „öffentlih” = „für Jedermann zugänglich“, „Jeder— 
mann angehend“,?) findet fich in unjerer Sprache und insbejondere in unjerer 
Rechtsſprache in überaus zahlreichen Anwendungen, welche jedoch jämmtlich 
auf die Grumdbedeutung zurüdführen. Je nach dem Hauptworte, zu welchem 
es ala Beiwort gejellt ijt, tritt allerdings entweder der angegebene einfache 
Sinn des Wortes ausjchlieflich hervor oder es fommt die jpeziellere Bedeut: 
ung einer „um Jedermanns willen bejtehenden — oder getroffenen — 
Einrihtung oder Thätigkeit“ zur Geltung.) Im eriteren Falle handelt es 
fih um die Allgemeinheit ohne Rüdjiht auf Organijation und Organe, 
im leßteren um Einrichtungen der organifirten Gejellichaft.t) Gleiche Bedeut- 
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rationen eines Volkes“ (durch die lebensthätige Generation): Schäffle, gejellicaftliches 
Spitem 2. Aufl. S. 345. „Der Staat fichert die Interefien aller künftigen Gemeindeglieder 
gegen den Egoismus der gegenwärtigen Glieder.” Mittermaier, deutiches Privatrecht I. 
$ 122. Das Erbrecht „verjchlingt die Intereſſen der abtretenden und die der auftretenden 
Generationen in einander.“ Zachariä, a. a. O. 1V. 268. 

Gneiſt, engliihe Verf-Geſch. S. 699. „Stetiger“ Widerjtreit iſt wohl zu viel ges 
jagt. S. 671 jpricht Gneijt jelbit nur davon, daß „das Leben der Geſellſchaft die Menichen 
in engeren und weiteren Streifen, in Befig:, Erwerb» und Arbeitsinterefjen, in Belenntnifien 
und Lebensberufen viel mehr trennt als verbindet.” Auch diefe Annahme dürfte freilich 
noch zu weit greifen. Nur die Thatjache fteht jeit, daß es neben gleichartigen zahlreiche ab: 
weichende und entgegenftehende Intereflen der verichiedenen Gejellichaftsangehörigen gibt. 
Aehnlich wie Gneiſt redet v. Hermann Staatswirthichaftl. Unterj. 2. Aufl. S. 17 davon, 
daß „Th alle Einzelwirthichaiten mit gänzlich gejonderten, ja entgegengejegten Intereſſen 
gegenüberjtehen“, jpricht aber anderjeits —* von der ſozialen Verſchlingung dieſer entgegen— 
J Intereſſen im Tauſchverkehr S. 76), welche die letzteren zu einem Ganzen ver— 
indet S. 35). Nähere Ausführung ©. 56 folg. — Beſonders eingehend iſt die ſchöne Er— 
örterung bei Schäffle, Bau und eben des jozialen Körpers (1. Aufl.) II. Band, nament: 
lich S. 291 folg. und 485 folg. Danach ift zwar die Wirkung des Triebes aller Wejen, 
ihre Kräfte zu entfalten, Kampf, aber diejer Kampf nur der Durchgangspunkt zur menſch— 
lichen Gejellichaft, zu einer Ordnung, „welche nicht alles Ringen, aber doch immer mehr die 
Gewalt ausichließt, einer Ordnung, welche die Entfaltung der gegebenen und erblich be- 
fejtigten Naturanlagen nicht nur nicht hindert, jondern diejen vielmehr höhere wechjeljeitige 
und jolidarische Ausbildung fichert.* Allein in Wirklichkeit find auh von vorn herein 
barmoniiche Interefien mehrerer Perjonen denkbar. 

) Vergl. Motive zu Abſchnitt 6 des fpeziellen Theil des Strafgeſetzbuchs u. Entſch. 
d. RG. in Strafi. I. 202. III. 362. 

3), Ebenda 1. 357 f. 

+), Die folgenden zahlreichen, jedoch keineswegs erſchöpfenden Beijpiele beweilen, wie 
bei aller Mannigfaltigfeit der Anwendung des Wortes „öfjentlih” in der deutichen Rechts: 
prache doc immer der angegebene Begriff — mit der bervorgehobenen Nuance oder ohne 
diefelbe — zu Grunde Tiegt: öffentliche Abgaben, Achtung, Nemter, Angelegenbeiten 
(RStSb. SS 34, 108 f., preuß. Nreisd. 859, preuß. VO. v. 11. März 1850 $ 17F.), Anjchlag 
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ung mit „Öffentlich“ pflegen die Ausdrüde „gemein“ (gemeines Wohl, gemeiner 
Nutzen, gemeiner Schaden, gemeine Gefahr, gemeine Laſten) *) und, jubjtan- 
tiviſch gefaßt, „PBublitum“?) zu haben. In dem Begriffe publicus berührt 
fih ja auch der Sinn der beiden deutjchen Ausdrüde „gemein“ — allgemein 
und „öffentlich“ = Jedermann angebend, injofern populus, das Bolf, die 
Gejammtheit als ſolche und als die Vereinigung der Einzelnen bedeutet. 

Il. Das „öffentliche Intereſſe“ iſt biernah ein Intereſſe Jedermanns. 
Wenn aber unjer Sprachgebrauch gleich von Jedermann redet, jo denkt er 
fich hierbei nicht unbedingt die Gejammtheit aller lebenden Menſchen, 
fondern überhaupt eine Gefammtheit, d. bh. eine Mehrzahl räumlich 
verbundener, beifammen lebender Menjchen, mag fie auch eine engere fein. 
Deffentliches Interejie, allgemeines Intereſſe, Interejje Jedermanns, liegt alſo 
auch dann vor, wenn überhaupt eine Gejammtheit von Menjchen interejjirt 


(RStGb. 8885, 110), Anitand a.a. O. $ 361), Anſtalten (öffentlihe Einrichtungen und Un: 
jtalten : preuß. KreisO. $ 7, preuß. Gejep über die Verwaltung der Holzungen v. 14. Aug. 
1876 $ 3; alle Gejellihaften und öffentlichen Anjtalten: preuß. ER. II, 13 $ 13; Erzich- 
ungs: und Beſſerungsanſtalten: preuß. Geſetz betr. die Unterbringung verwahrlojter Kinder, 
v. 13. März 1878, $ 12; öffentliche Schul: und Erziehungsanftalten ; preuß. ER. II. 12 89, 
preuß. Geſetz v. 21, Juli 1846 $ 2: öffentliche, zur Pflege von Kranken, Armen oder ans 
deren Hülfloien bejtimmte Anjtalt: RStGGb. $ 174; öffentliche Kaſſen und Anjtalten: preuß. 
ER. I, 1158776; öff. Anſtalt zur technischen Unterjuhung von Nahrungs: u. Genußmitteln: 
RGeſ. v. 14. Mai 1879 $ 17; öff. Bedürfnihanitalten: preuß. OVerwGer. Erf. v. 30. Ott. 
1878), Arbeiten (RStGb. $ 15; preuß. LER. II, 7 $ 55), Armenpflege (FreizügigkeitsGeſ. 
88 7, 9), Aergerniß, Aufforderung (KStGb. $ 85), Auigebo: (CRD. 88 823 f.), Aufficht 
(preuß. IR. I, 11 $ 809), Aufjtellung (RStGb. $ 304), Ausipielung ($ 286), Ausjtellung 
($$ 85, 110; preuß. Gejeg v. 27. Febr. 1880 $ 3), Bauten (preuß. KreisD. $ 135), Behörde, 
Beamter, Belanntmahung, Beleidigung. Beihimpfung (preuß. GeſindeO. $ 146), Beleucht- 
ung, Beglaubigung, Beſcheinigung RStGb. $ 360), Beitallung, Bibliothet, Blätter RStGb. 
8 200), Bettage (preuß. ER. II, 11 $ 34), Brunnen, Darlehenstafien (Bundesgej. vom 
21. Juli 1870), Denkmäler (RStGb. $ 304), Dienjtmänner (preuf. OVerwGer. Entichl. IV, 
321), Druchkſchrift (RPatentGeſ. $ 2), öffentlicher Dienit oder Gebrauch (RStGb. $ 123, preuß. 
KreisO. $ 17, Quartierleiftungsgejeg, $ 4), Feierlichkeit (bayer. PolSt®b. Art. 83), Tlüſſe, 
Frieden (RStGb. SS 126, 130, 1504), Gebäude, Gefahr oder Noth (bayr. PolStGb. 
Art. 27, 87), Geſundheit und Reinlichkeit (württemb. BauO. Art. 26), Genoſſenſchaften 
(preuß. Gej. v. 1. April 1879 8 4), Genehmigung (preuß. ER. I, 6 $ 38), Glaube, Gottes: 
dienst, Hilfe (Feuerpolizeid. für Prov. Brandenburg v. 31. Oft. 1878 $ 40), Impfärzte 
(RGeſ. dv. 8. April 1874 $ 9), Kalle (RStGb. $ 353), Sparkaſſa, Kirchengebet, Kirchhof 
(bayr. Polſ:Gb. Art. 61), Klage, Korporation, Landarmenhäuier (preuß. ER. II, 19 $ 16), 
Zajten, Lotterie, Lujtbarkeit, Märkte und Schrannen (bayr. PolStGb. Art. 141, 146), Mein: 
ungen, Nugen (RStGb. $ 304), Ort, Ordnung, Papiere (preuß. Sparfafienreglement vom 
12. Dez. 1838 $ 12), Pfandleiher (NStGb. $ 290), Preisgebung (preuf. ER. I, 9 $ 348), 
Ruhe, Sammlungen, Sicherheit, Sittlichleit, Sipbant (bayr. PoiStGb. Art. 96), Sitzung, 
Schaumeifter (preuß. ER. I, 118 944), Schlachtbäujer, Schulen, Schützengeſellſchaft (württemb. 
Gej. v. 1. Juni 1853 Art. 8), Tanzunterhaltung, Thierquälerei RStGb. $ 360), Unter: 
richt, Unterjtügung, Urkunde (Buch, Regiiter), Verbrauch REtGb. 8 324), Vergnügungsort, 
Verlauf, Verkehr, Verpflichtung (bayr. PolSiGb. III, 1, Ueberichrift), Verſammlung, Ver: 
jammlungsort, Veriteigerung, Bapı. Weg (Straße, Plag, Brücke, Ufer, Hafen, Spaziergang), 
Birthihaftslofal (bayr. VolSt&b. Art. 83), Wohl (RStGb. $ 25, preuß. KreisO. $ 151, 
preuß. Enteignungsgei. $ 1), Nutoritätszeihen (RStGb. 88 108a, 135), Zulammen- 
rottung (RStGb. SS 115, 124 F.), Zwecke RStGb. 88 317 f. 355). Auf die Verbind- 
ungen öff. Interefje, Recht, Gewalt, iſt im Terte jelbit näher einzugehen. 

1) Im älteren Sprachgebrauhe durhaus anjtatt „öffentlich“ üblich; auch „gemeine 
Stadt“; jept no) „Wemeinde*. S. auch ©. 332 Anm. 3. 

2) Man vergl. 3. B. „dem Publikum zugänglider Ort“ (StGb. $ 184), „Gefahr für 
das Publikum“ (preug. ER. I, 8 $ 38), „Ab- und Zugang des Publikums“ (a.a. O. I, 8 
$ 74). publie = qui appartient à tout un peuple, qui concerne tout un peuple; 
Littr& Dictionnaire II, 1377. 
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ericheint.") Daß grade das räumliche Band hierbei von hervortretender Bedeut: 
ung ift, liegt in der Natur der Berhältnijie. Denn da der Menich jeiner 
förperlichen Natur nach in Raumgrenzen und auf Bewegung im Raume ge: 
wiejen ift, jo find feine Intereſſen, injoweit fie fich auf feine förperliche Natur 
gründen, nothwendig ebenfalls durch die Beziehungen zum Raume bejtimmt. 
Fe näher er aljo mit anderen Menjchen in örtlicher Gemeinichaft [ebt, deito 
jtärfer muß das Intereſſengetriebe jein, welches zwijchen ihm und jenen Mit: 
menschen bejtebt. Daher finden wir bejonders enge und vielfältige Intereſſen— 
beziehungen zwijchen denjenigen Menjchen, welche durch häusliche Gemeinichaft 
und durch Ortsgemeinichaft (Nachbarichaft) verbunden find. Allein auch die 
größeren Raumgemeinschaften, durch Bezirk, Yand und noch größere Erd: 
gebiete hindurch begründen noch tiefgehende Interejienbeziehungen. Selbſt die 
gefammte „menschliche Gefellichaft“ kann man mit Mohl noch als „natür: 
lihe und dauernde Intereſſengemeinſchaft“ definiren, da ihre Mitglieder 
durch das Band gemeinfamen irdischen Dajeins vereint find und Daher 
noch eine ganze Reihe fundamentaler Lebensinterejien gemein haben. Won 
der räumlich engjten Stufe der zu gemeinfamem Haushalte vereinten Familie 
ichreitet alfo die menschliche Kulturentwidelung über die Gemeinichaftlichkeit 
des Wohnortes hinaus zu den weiteren und deshalb Lojeren Verbänden der 
durch gemeinfame Bodenverhältnifje geeinten Landſchaft und des Einer Sprache 
fich bedienenden Volkes, und während die engiten und engeren Kreiſe nach 
allen Richtungen Hin gemeinfame Intereſſen zeitigen, werden die Intereſſen, 
denen die größeren Kreiſe dienen, und die Berührungspunfte, welche fie den 
ihnen angehörigen Menjchen bieten, damit aber auch die Momente gemein: 
jamer nnd einheitlicher Kulturentwidelung immer weniger zahlreich. 

Il. Die häusliche Gemeinjchaft trägt, weil fie grumdjäßlich auf der 
Einheit des Haushalts unter dem Hausvater beruht, wenigitens nach außenbin 
noch vorwiegend das Gepräge der ntereffeneinheit.?) Im der Intereſſen— 
beziehung der Ortsnachbarn ?) dagegen tritt ung zuniederſt auch äußerlich 


) „Bei der Anwendung des inländifchen Nechts auf den Ausländer iſt allerdings einer 
Ansgleihung vom Standpunkte der Aquität nicht jede Berechtigung zu verjagen, insbejon: 
dere wenn es ſich um die Anwendung einer erit nach Eingehung der Obligation entitandenen 
Nedtsnorm des Inlandes handelt. Allein ſolche Aauität ericheint noch nicht dadurch ver: 
legt, daß die Währungsänderung und die Aufitellung einer fejten Umrehnurgsnorm auf 
einem fih auf die eigenen Staatögrenzen beihränfenden Antereije beruht. 
Ties wird in Betreff jeder pojitiven Nedhtsordnung eines Staates zutrefien. 
Um eine Korreftur der allgemeinen Grundſätze im Sinne einer rechtlich beadhtlihen Äquität 
bervorzurufen, wäre erjforderlid, dab die Rechtsnorm auf einer Dervorfehrung eines ego— 
iſtiſchen Staatsintereſſes auf Koſten des betreffenden Auslandes oder gegenüber demielben, 
oder auf einer vom Standpunkte eines idealen Gejeggebers nicht zu rechtfertigenden reinen 
Willkür beruhe.“ Entid. d. NG. Civili. VI. 138. 

2) „Statt der Familie, welche durch ihr Haupt in jeder Rückſicht vertreten wird und 
dad aud für alle Bedürfniſſe derjelben jorgt, fünnen wir in unjern Betrachtungen ſtets 
diejes Haupt ſetzen. Ihre Interejien find diejelben, Oberhaupt und Familie find gleichjam 
nur eine Berjon.“ Say VI. 198. — Daher im Allgemeinen fein Bedürfniß für den Geſetz— 
geber, die Familie noch bejonders als jurijtiiche Perſon zu fonitruiren. Bähr, Recht 
ſtaat S 7. 

3, „Die Gemeinſchaft des Wohnplages hat allemal unter den Einwohnern eines und 
desjelben Orts eine gemwijie Gemeinjchaft der Interejien und eine gemeinfame Verwaltung 
der gemeinjchaftlichen Angelegenheiten zur Folge.“ Zedariä, 40 Bücher vom Staate 
VII. 11. „Gemeinde iſt eine Gejellihaft von Bürgern, welche durch örtliche Beziehungen 
vereinigt find.“ Franzöſ. Gejeg v. 10. Juni 1793 Art. 2. „Macht das Meer oder irgend 
ein anderes Hinderniß die Verbindungen zwiihen dem Hauptorte und dem Theil einer Ges 
meinde ſchwierig, gefährlich oder vorübergehend unmöglich, jo wird ein bejonderer Beigeord— 
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das Bild der auf räumlicher Grundlage beruhenden Intereſſengemeinſchaft 
entgegen. Bon Diejer Stufe ab beginnt daher diejenige Intereſſenbeziehung, 
welche wir als das öffentliche Intereſſe zu bezeichnen pflegen. 

Auch der Staat, die Gemeinde u. |. w. find öffentliche Inſtitutionen, 
denn fie beruhen auf der räumlichen Gemeinschaft ihrer Angehörigen, und zwar 
erscheinen gerade dieſe Verbände als zur Vertretung und Verwirklichung der 
wichtigiten öffentlichen Intereſſen beſſtimmt. Gleichwohl würde es unrichtig 
fein, den Begriff des öffentlichen Intereſſes nur dann für gededt zu halten, 
mwenn das betreffende Intereſſe „vom Staate anerkannt“ it.) Vielmehr it 
ein öffentliches Intereſſe Schon dann vorhanden, wenn die „Gelellichaft“ 
des betreffenden räumlichen Gebietes dasjelbe hegt. Sache der öffentlichen 
Gewalt muß es natürlich fein, zu rechter Zeit und in der rechten Weile td 
desjenigen öffentlichen Interefies anzunehmen, welches etwa neu aufgetreten iſt 
oder jich in zunehmender Stärke entwidelt bat. Aber jelbjt wenn die öffent: 
lihe Gewalt dies unterläßt oder wenn es fih um ein Intereſſentengebiet 
handelt, für welches eine öffentliche Gewalt gar nicht beiteht, welches aljo der 
Organijation entbehrt, kann doch die Erijtenz des betreffenden Intereſſes ala 
eines öffentlichen nicht geleugnet werden. 


ST. Das öffentlihe Jutereſſe (Fortjegung, nähere Beftimmung). 


1. Nicht jedes gemeinjame Intereſſe Mehrerer it ein öffentliches 

Intereſſe. Solche Intereſſen, welche einer Mehrheit von Intereſſenten ohne 
Rückſicht auf ihr örtlihes Zujammenleben gemeinfam find, entbehren 
vielmehr des Charakters öffentlicher Intereſſen. Gejammtintereffen, welche an 

ih nicht als öffentliche Interejien gelten können, find aljo Intereſſen jolcher 
Mehrheiten von Menjchen, welchen eine territorial umfaſſende Grundlage ab: 
geht.) So find „gemeinjchaftliche Intereſſen aller oder mehrerer Gemeinde: 


neter aus den Bewohnern diejes Theils über diefe Zahl hinaus ernannt; dieſer beiondere 
t Beigeordnete verjicht die Amtspflichten eines Standesbeamten und kann mit dem Vollzug 
der Geſetze und Polizeiverordnungen in dieſem Theile der Gemeinde beauftragt werden.” 
Franzöſ. Geſetz dv. 5. Mai 1855 Art. 3 und v. 22. Juli 1870 Art. 1.) So lange ein Bolt 
Schhaftigkeit nicht erlangt hat, ift das gemeinjame nterefienband im Raume fein feitbe- 
tehendes, jondern verichiebt ji mit der Volksmaſſe von Ort zu Ort. Mllein die Bedeutung 
der örtlichen Nähe der Volksgenoſſen für die Gemeinſchaft ihrer Intereſſen wird dadurch 
keineswegs aufgehoben. 

So v Stengel in der Zeitſchr. f. d. gei. Staatswiſſenſch. Bd. 38, ©. 254. 

?, Beifpielweije wirde in folgenden Stellen der Ausdrud „Geſammtintereſſe“ u. j. w. 
durch den Ausdrud „öffentliches Intereſſe“ nicht erjegt werden fünnen: a) KonkursO. 8 173: 
„Der Vergleich iſt auf Antrag eines nicht berechtigten Nonkursgläubigers zu verwerfen,... 
wenn der Vergleich dem gemeiniamen Intereſſe der nicht berechtigten Konfursgläubiger wider: 
ſpricht.“ b) RGeſetz v. 18. Juli 1881 Urt. 1 $ 97: „Diejenigen, welde ein Gewerbe jelbjt- 
fändig betreiben, können zur Förderung der gemeinjamen gewerblichen Interefien zu einer 
Innung zujammentreten. e Entich. d. Reicheg. in Zivili. TIL, 182: „Die Gemeinjamfeit 
der Intereſſen aller Aktionäre bietet dem einzelnen Aktionär Gewähr dafür, daß die von der 
Geſammtheit getroffenen Verfügungen über das Geſellſchaftsvermögen auch feinem Intereſſe 
entiprechen.“ d) Ziv.Pr.D. $ 387: „Als gemeinjchaftlich gilt eine Urkunde, insbeſondere für 
die Berjonen, in deren Intereſſe jie errichtet it.“ e) Preuß. ER. II, 6 $ 1: „Unter Gejelle 
ſchaſten . . . werden Verbindungen mehrerer Mitglieder des Staats zu einem gemeinicaft- 
lichen Endzwede veritanden.“ f) Preuf. Anweiſung v. 4. Sept. 1869 $ 39 zur Gew.O.: 
„Sind mehrere Widerjprechende vorhanden, welche ein gleichartiges Intereſſe haben, jo it... 
darauf Bedacht zu nehmen, daß fie einen gemeinfcaftlichen Bevollmächtigten beftelfen.“ Nach 
Art. 4 des franzöſ. Geſetzes v. 16. Juli 1850 über die Nautionspflicht der Zeitungen u. j. w. 
jollten alle Artikel in Zeitungen aud) dann vom Berfaller unterzeichnet werden, wenn in 
ihren Handlungen oder Meinungen von Bürgern und die Anterefien eines Einzelnen 


um 
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glieder ohne Rüdjicht auf den Gemeindeverband res singulorum“.!) Ferner 
ericheint die politische Partei „häufig bis zu einem gewiljen Grade gleichzeitig 
als wirtbichaftliche oder religiöfe oder lokale partifulariftiiche Intereſſenge— 
meinjchaft 2)“, aber fie repräjentirt an fi) nur ein gemeinfames und fein 
öffentliches Intereffe, weil fie nicht ſchon begrifflich alle Interejienten eines 
beitimmten Raumgebietes umfaßt oder interefjirt. 

Umgekehrt dagegen iſt jedes öffentliche Interefie ein gemeinjames oder 
Geſammtintereſſe. Es darf daher nicht befremden, wenn oft an Stellen der 
weitere Ausdrud gebraucht wird, wo der engere Begriff „öffentliches Interejje“ 
gededt ericheint.?) 

II. Jedes öffentliche Intereſſe jeßt fih aus einer Mehrheit von Einzel: 
interefien räumlich verbundener Menjchen zufammen. Es gibt fein öffent: 
liches (wie überhaupt fein Geſammt-) Interefje, welches von den 
Intereſſen der dem betreffenden Verbande angehörigen Einzelnen voll: 
jtändig verfhieden wäre. Diefer Gefichtspunft gelangt namentlich in 
den zahlreichen Betrachtungen zum Ausdrude, welche die Identität des Indi— 
viduums und feiner Ziele mit der Gefammtmenjchheit und ihren Bejtrebungen 
und die Schließliche Harmonie aller Intereſſen erörtern *), den höchſten, irdijcher 
Berwirflihung entrüdten Gedanken des Menfchengeijtes. 





oder einer Geſammtheit ‚intöräts individuels on collectifs) beſprochen werden.‘ 
„Eine geichlofjene Gejellichaft iit fein Publitum.“ (Erf. d. k. ſächſ. Oberlandesgerichts vom 
16. Jan. 1580. Annalen I. ©. 332.) 

ı Mittermaier, deutiches Privatrecht I $ 127. Preuß. Zujammenjtellung vom 
29. Iftober 1855 betr. die Landgemeindeverfaiiung in Sclefien, $ 43. 

® ». Holtzendorff, Politik (2. Aufl.) S 298, 

’, Man vergl. z. B.: a) Neichäverf. Art. 42: „Die Landesregierungen verpflichten ji, 
die deutichen Eijenbahnen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches 
Nep verwalten... zu laſſen.“ b) Preuß. Gejeg vom 24. Februar 1870 $ 1: „Die Handels: 
fammern haben die Beitimmung, die Bejammtinterejien der Handels- und Gewerb- 
treibenden ihres Bezirks wahrzunehmen...“ e) Conzen, Geſchichte der jozialen Frage 
©. 379: „Gehen wir von der Idee des Staates überhaupt aus, jo eriheint uns der Staat, 
als der Vertreter des Geſammt intereſſes, überall dort einzujchreiten berufen, wo das 
Intereſſe dieſer Geſammtheit berührt wird.“ — Ebenſo im Franzöſiſchen interäöt de tous 
zuweilen jtatt intéröt public, 3. ®. la libre concurrence n'est pas conforme & l’intörät 
de tous, Sismondi Richesse commerciale (1803) ©. 509. — In der älteren deutichen 
Rechts: und Gejepesiprache iſt der weitere Ausdrud, wie jhon oben hervorgehoben ward, 
überhaupt der üblihere. Man vergl. noch preuß. ER. II, 7 $ 87: „Zu den Gemein 
arbeiten . . . zu welchen ein jedes Mitglied der Gemeinde Dienite und Beiträge leiſten 
muß, werden . . . gerechnet: 1. Die Ausbeflerung der gemeinicdhaftlihen Wege und 
Brüden;... 12. Die Unterhaltung der Dorfiprigen und anderer gemeinjhaftlider 
Feuerlöſchinſtrumente.“ 

Man vergl. z. B.: a) „das Intereſſe des Einzelnen und des Ganzen ſteht in feinem 
wahren Widerſpruche“ Ferguſon bei Raumer: Redt, Staat und Bolitit ©. 64 der 
2. Aufl) b' Garriere, die fittlihe Weltordnung (1877) ©. 219: „In dem Gejege, dad 
der Wille jich jelber gibt, fühlt er jich nicht an ein fremdes, jondern an das der eigenen 
Natur Gemäße gebunden. Sobald der bejondere, nämlich der perjönliche Wille jich jelbit 
verjteht, erfennt er ſich als Glied eines Ganzen, das jein eigener Lebensquell it, jo daß er 
nur dem eigenen Wejen dient, wenn er mit dem eigenen Streben die ſittliche Weltordnung 
verwirklichen hilft.“ ec) „Der wahrhaft gute Menſch erfennt, dal zwiſchen ihm und jedem 
anderen ein Unterichied nicht bejteht, da für das innerjte Wejen der Dinge eine Trennung 
durch Raum und Zeit und durch Andividualifirung, die ja insgeſammt Attribute der blohen 
Erſcheinungsformen find, nicht gedacht werden kann; ja er wird in den außer ihm Lebenden 
nicht ein anderes, jondern nur ſich jelbjt noch einmal erbliden.“ Lamezan: Menſchliche 
Willensfreiheit und ftrafrechtliche Zurechnung Nord und Süd XIII. ©. 105). — Dazu das 
bibliihe Wort: Liebe deinen Nächſten als dich jelbjt. — d) Es befteht nur ein allgemeiner 
Willen, eine „Willensgemeinſchaft“, welche „das Weien des Volkes“ ausmaht: Yafalle, 
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Hingegen liegt es in der Natur der menjchlichen Lebensverhältnilie begrün- 
det, daß der Regel nach zwar für Jeden einerjeit3 die Gejammtheit jeiner 
Interefien mit denen der Mitmenschen grundfäglich übereinjtimmt und dennoch 
anderjeit3 einzelne jeiner Interejien von denen anderer Menjchen in belangreicher 
Weiſe abweichen, jelbjt wenn letztere dem gleichen Gejellichaftsverbande angehören, 
wie er.) Daher iſt auch die Möglichkeit allerdings vorhanden, daß nicht in 
allen Fällen und Pakten das Intereſſe der Mehrheit unter den Angehörigen 
eines Gejellichaftsverbandes mit denjenigen der Minderheit übereinftimmt, daß 
nicht „l’interet de chacun est le möme que l’interöt des tous‘“?), viel- 
mehr zuweilen das Öffentliche Intereſſe des Gejellichaftsverbandes 
lediglich ein Durchſchnitts- oder Mehrheitsinterejje der Verbands: 
angehörigen darjtellt. „Die Mitglieder der Gejellichaft find durch die Kollektiv: 
einrichtungen nicht blos getragen, geſchützt, gefürdert, jondern oft auch im 
eigenjüchtigen Streben gehemmt.“ (v. Hermann; j. auch oben $5 Anm. 7 f.) 

II. Hierzu tritt weiter die Thatjache, daß das Beſtehen des Gejellichafts- 
verbandes ſelbſt wieder gewiſſe Interejjen hervorruft, welche zwar in leßtere 
Linie (mittelbar) Intereſſen der Vergejellichafteten, doch aber nur bei Hinzu— 
nahme und Vermittelung des Verbandsbegriffs denkbar find, alfo als direkte 
Einzelinterefien überhaupt nicht zur Erjcheinung kommen. Diefe Interejjen 
des Gejellihaftsverbandes erjcheinen ebenfalls als öffentliche Intereſſen, 
wenn der leßtere an fich gewilie Interefien aller Bewohner eines bejtimmten 
Gebietes (öffentliche Intereſſen) zu vertreten berufen it. Insbeſondere ift 
„auch das fiskaliſche Intereſſe des Staates ein öffentliches Intereſſe“, Doch pflegt 
nicht felten das fisfalifche Intereffe in Gegenſatz zu dem eigentlichen öffentlichen 
Snterejle, welches alsdann nur die direkten Intereſſen der Gejammtheit der 
Bergejellichafteten umfafjen würde, gejegt zu werden.?) Natürlich läßt fich auch 


Syſtem der erworbenen Rechte. 2. Band (2. Aufl. ©. 345.) — e) „Wir verwerfen... jomwohl 
das metaphyſiſche Dogma von der Willensfreiheit als das theologiihe von der Vorherbeſtimm— 
ung der Ereigniffe und jehen uns zu der Folgerung genöthigt, daß die Handlungen der 
Menſchen lediglich durch ihre Vergangenheit bejtimmt waren und daher ein Gepräge don 
Gleihmäßigkeit haben, d. h. unter ganz gleichen Umjtänden immer ein ganz gleiches Ergeb: 
niß zeigen müſſen.“ Th Budle (M. Ruge) Gejhichte der Eivilijation in England. 
I. Band 1. Abth. (6. Aufl.) ©. 17. 

) Bejonders eingehende Erörterung in der juriftiichen Literatur pflegt diejer Geſichts— 
punft in der Lehre vom Urheberrechte und jeiner legislativen Begründung zu finden, da 
fich hier das ntereffe der Geſammtheit (an Freigabe der Geijtesarbeit) und das Intereſſe 
des Urhebers an wirthichaftliher Ausnupung der lepteren) in bejonders ausgeprägter Weile 
rn © z. B. Entſch. d. RG. in BZivili. IX. ©. 132. Uebrigens vergl. 

bering, Zweck im Rechte. I. 552 f. jowie die Ausführung an den Entſch. d. RG. in 
Zivilſ. IV. 284: „daß das, was einem einzelnen Grundſtücke jchädlich ift, einem anderen 
nützlich, alſo dem allgemeinen Kulturinterejie dienlid fein kann.‘ 

) Markgraf Karl von Baden (ſ. Roſcher, Geſchichte der Nationalölonomie in 
Deutihland ©. 485). „Denn nicht in der möglichit gleihmäßigen Vertheilung der Güter 
und Broduftionsmittel, jondern in ihrer volltommeniten Anwendung für Befriedigung jteis 
er und höherer Allgemeinbedürfnifje, in der möglidhjten Erhebung des ganzen 

olfes mit den Kulturmitteln der VBolkswirthichaft ijt zu allen Zeiten die Vorzügilichkeit ihrer 
Zuftände und Einrichtungen zu jehen“, v. Jnama-Sternegg: Deutſche Wrthichaftäges 
ihichte I. 295. 

3, Man vergl.: „Alle Leiftungen, welche den Gemeinden als ſolchen im öffentlichen 
und Staats-Intereſſe durch das Geſetz auferlegt find, haben die Natur don Gemeinde: 
laften”. Entſch. d. preuß. O.Berw.Ger. IV. 139. ‚Die wohlthätigite Wirkſamkeit hat die 
Diplomatie und äußere Staatenprarid für die gemeinfamen inneren Staatd- und ſo zi— 
alen Intereſſen zu entfalten.“ Heffter, Europ. Bölferredt. 7. Aufl. ©. 466. Einen 
Fall, wo nebeneinander gejtellt wird der unmittelbare Staatszwed der Strafenunterhaltung, 
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gar nicht in Abrede ſtellen, daß dem direkten Intereſſe der einzelnen Geſell— 
ſchaftsangehörigen am meiſten gedient werden würde, wenn ihnen die Wohlthaten 
öffentlicher Einrichtungen ohne Entgelt geboten werden könnten.) Allein da 
die eben unter den beitehenden Verhältniſſen unthunlih it, da aljo das 
Intereſſe an Herjtellung und Erhaltung jener Einrichtungen das Intereſſe an 
Beichaffung der zu ihrer Unterhaltung nöthigen Mittel in fich jchließt, jo 
ericheint es richtiger, das ſtaatsfiskaliſche, gemeindefisfaliiche u. ſ. w. Intereſſe 
ebenfalls als ein öffentliches Intereſſe zu behandeln, einjchließlich ſelbſt des 
Intereſſes der öffentlichen Gemeinweſen an ihren privatwirthichaftlichen Ein- 
fünften, an denen ja die Angehörigen des Gemeinwejens ſchon als Steuerzahler 
ein naheliegendes Intereſſe haben. 

IV. Das öffentliche Intereſſe ift das Intereſſe einer Mehrheit, ſetzt jich 
alſo aus dem Intereſſe vieler Einzelnen zujammen.?) Deffentliches Interejie 
und Intereſſe eines Einzelnen find deshalb keineswegs an ſich Gegenſätze. 5) 
Im Gegenjage zum öffentlichen Intereſſe fteht vielmehr nur dag Sonder: 
interefje (self-interest der Engländer), d. h. dasjenige Intereſſe eines 
Menschen oder einer Mehrheit von jolchen, welches von dem Durchſchnittsintereſſe 
der Bewohner des in Frage befangenen Gebietes abweicht oder leßterem Direkt 
entgegenjtebt.*) Je mehr aber Anlaß vorliegt, die Identität des öffentlichen 
Intereſſes mit dem Intereſſe der Gejammtheit zu betonen, um jo weniger 
fann die vielfach?) aufgejtellte Behauptung für richtig erachtet werden, daß 
die Staatszwecke keineswegs bloß die Summe individueller Interejjen, jondern 
ein höheres allgemeines Gejammtinterejje bildeten. Jeder Staat kann viel: 
mehr nur denjenigen Zmweden zu dienen bejtimmt fein, welche die Gejammt- 
heit oder maßgebende Mehrheit jeiner Bewohner als die gemeinjamen Intereſſen 
anerfennt. Demnach erjcheint es gerade als Gegenitand höchſten öffentlichen 
— die allgemein wichtigſten Einzelintereſſen ſicher zu ſtellen.“) 


der mittelbare ———— der Verpachtung eines fiskaliſchen Grundſtücks zur Pachtnutzung 
und der zwiſchen beiden liegende Staatszweck der Benutzung des auf jenem Grundſtücke 
anjtehenden Kieſes zur Straßenunterhaltung, behandelt die Entſcheidung des badiſchen Ver— 
walt. G.Hofs in d. Zeitichr. F. badische VBerw. XV. 17 f. 

) Das Interefie des Steuerpflichtigen beiteht in der Erzielung des größtmöglichiten 
Bortheils für das möglichjt mindeſte Opfer.“ Say VI. 33. 

?) Eine contradictio in adjecto liegt aljo in einem Satze wie dem folgenden, den 
Verhandlungen des 12. deutichen Juriftentags | III, 327) entnonmenen: „Die Verwaltungs: 
beichwerde findet jtatt, wenn Jemand an jeinem Öffentlichen Intereſſe verlegt zu jein 
Degampkel, — 

— geht davon z. B. L. v. Stein, Landwirthſchaft in der Verwaltung 
S. 18 f. a 

9 Saätfte, Spitem der gefellichaftlichen Wirthichaft. 2. Aufl. S ©. 14. 

5) 3. B. von Albredt in Göttinger Gelehrten-Anzeigen. 1837. ©. 1489, 

9, a) „Sind gleich diefe von der Stadt-Obrigkeit gemachten Berordnungen feine eigentliche 
Statuta, indem es ihnen an der ausdrüdlichen Konfirmation der Landes-Herrſchaft gebricht, 
jo juchet doch durch diejelben der Stadt-Magiftrat das ihm fo theuere und nahdrüdlih an: 
vertrauete Amt der Stadt-Policey zu befolgen, und mithin jind die Stadt-Inwohner aud) 
gehalten, nad) deren gleichen heiljamen Sapungen zu leben; gelebt auch fie thäten einem 
oder dem andern in jeinem unbejugten Vorhaben einigen Abbruch. Denn der Pri— 
vatvortheil eines oder ded andern Bürgers oder Einwohner ijt dem Bor: 
tbeile vieler und mithin der gemeinen Stadt billig nachzuſetzen. 3. E. Es 
wird verboten, Sende und auſſerhalb Yandes verfertigte Zeuche ohne Unterſchied der Perſon 
zu tragen. Dieſes Verboth iſt theils der Hoffarth der galant ſeyn wollenden Bürgerin, als 
der Gewinnſucht des Handelsmanns, welcher an dergleichen meubles das Geld zum Lande 
hinaus ſchafft, aber feines wieder herein ziehet, unangenehm. Allein weil es das Geld im 
Lande und manden Bürger bey jeinem Vermögen erhält: jo muß man folde Anordnung 
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$ 8. Arten des öffentlihen Intereſſes. 


I. So wenig es ein einziges einheitliches Interejie eines Einzelmenjchen gibt 
(ſ. v. 84), jo wenig gibt es eim einheitliches öffentliches Intereſſe. Es bejteht 
vielmehr eine Fülle verjchiedener, vielgeitaltiger öffentlicher Intereſſen, welche, 
wie die Einzelinterefjen, zum Theil einander widerjpredhen. Ihre Verſchieden— 
artigfeit fann auf mannigfacher Urjache beruhen und in mannigfacher Richtung 
ſich bewegen, insbejondere ſowohl in Hinficht des Umfangs ala des Inhalts. 

E3 gibt öffentliche Interejjen der größeren wie der kleineren 
örtlichen Gemeinſchaften, von den völferrechtlichen Verbänden an bis 
hinab zur nächſten Ortsgemeinfchaft.”) Die legteren, die Gemeinden, „find die 
Organismen zur gemeinfamen Ordnung der zahlreichen Intereſſen, welche bei 
nahem Zufammenwohnen entjtehen oder durch Benügung derjelben befriedigt 
werden fünnen.“?) Selbjtverjtändlich bejtehen unter den Gemeinden twiederum 
weitgehende Unterjchiede Hinfichtlich des Kreiſes der von ihnen vertretenen öffent: 
lichen Intereſſen, namentlih je nad) der Größe der einzelnen Gemeinden. ®) 
Zwiſchen den Interejjen einer Großjtadt und denjenigen eines kleinen Acker— 
Dorfes find nur wenige Berührungspunkte zu finden.) Im Uebrigen find die 


billig loben und verehren.“ Riceius, — ——— Entwurf von Stadtgeſetzen (1740) 

383. — b) „Die Aufſtellung eines Bebauungsplanes entſpricht und dient in gleicher 
Weile den Anterefien der — a wie den allgemeinen Bedürfnijien des 
Gemeinweſens.“ Entſch. d. RG. in Zivilj. VI. S. 297. 

) Man vergleiche 3. B.: a) Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 Art. 52: „Um die 
Sicherheiten zu verjtärfen, welche für die ald im europäijchen Intereſſe liegend aner- 
fannte Freiheit der Schifffahrt auf der Donau bejtellt find“ . . . „Die allgemeine Gewohnheit 
muß ihren Grund in einer inneren Einheit haben, . . . injoferne durd die unter allen 
Nationen in einem völferrehtlihen Intereſſe allmälig ausgebildete jtillichiweigende 
Konvention ein gewiſſer Rechtsſatz entſtand'“ . .. Mittermaier, deutſches Privatrecht I. 
(6. Aufl.) $ 39. b) Reichsverfaſſung vom 16. April 1871: „... ſchließen einen ewigen 
Bund zum u. ded Bundesgebieted und des innerhalb desjelben giltigen Nechtes, jowie 
ur Pilege der obljahrt des deutichen Volkes.“ c) Reidspatentgejeg $ 5: „Die 
Birkung des Patentes tritt . . . injoweit nicht ein, al& die Erfindung nad Beitimmung des 
Reichskanzlers für das Heer oder für die Flotte oder ſonſt im Anterejje der öffent: 
lien Bohlfaprt benugt werden jol. Auch hat der Batentinhaber in dieiem Falle 
gegenüber dem Reid) oder dem Staat, welder in jeinem bejonderen Jnterefje die 
Beichräntung des Patent? beantragt hat, Anſpruch auf angemejiene Vergütung.“ — Kaiſer— 
licher Erlaß vom 29. Oktober 1874 (Rgbl. 1877 ©. 492): „Um den Wünjchen entgegen zu 
tommen, welde von Bertretern der Intereſſen des Reichslandes auf den Bezirkätagen 
fundgegeben worden jind“ .... d) Preußiſches Dotationsgejeg vom 8. Juli 1875 $ 4: „Die 
Weberweijung der Summen an die... . Kommunalverbände erfolgt zur Verwendung für 
folgende Zwede: . . . 2. Beförderung von Landeömeliorationen, joweit fie nad) Zwed und 
Umfang eine nicht über das provinzielle Interefie hinausgehende Bedeutung haben.“ 
e) Snterejjen des Sreijes: preußische Kreisordnung $ 116 ... . 3. Intereſſe „der 
Gegend“: preußiiches Voriluthsedift vom 15. November 1811 $ 12. — Der Unterſchied 
allgemeiner und bios Lokaler Intereſſen jpiegelt fih wieder in der Gegenüberjtellung von 
Landes: und Ortöpolizei. Vgl. namentlid Förſtemann, Prinzipien des preußiichen Polizei— 
rechts S. 76 folg. 

2, 9. Mohl, Encyllopädie der Staatswiflenichaften (2. Aufl.) S. 668. 

2) Daraus erklärt ſich — beiläufig bemerkt — die fortdauernde Bedeutung des Orts: 
rechts auf verwaltungsrchtlichem Gebiete. Nach böhmijchem Nechte ijt die Feuerpolizei Sache 
der einzelnen Ortſchaften (Gemeindetheile), die Sicherheitspolizgei Sadye der Gemeinden, weil 
an legterer nicht blos die Anwohner eines beflimmten Gemeinderayons, jondern aud alle 
Paſſanten und daher vor Allem auch die Einwohner der anliegenden Gemeindetheile intereflirt 
find. Er. d. £ f. 8.69. VII ©. 57. 

9 Ob dagegen der Grund für die Berufung einer größeren Anzahl ländlicher als 
ftäbtiicher Abgeordneten in die preußiichen Kreistage, daß die ftädtiihen Intereſſen gleich: 
artiger jeien als die Bedlirfnifie der auf einer größeren Fläche zeritreut wohnenden ländlichen 
Bevölkerung (j. E. Meier, a.a.D. ©. 881) wirklich zutrifft, ericheint mindejtens zweifelhaft. 
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unteren Gemeinweſen nicht etwa blos die Träger der jedesmaligen eigenen 
engeren Intereſſen,) Jondern fie tragen und ftügen mit den Gemeinwejen höherer 
Ordnung auch die allgemeineren Intereſſen, welche für ihren eigenen Kreis in 
Betracht fommen,?) find alſo, wiewohl in räumlich bejchränkter Weile, doch 
ſachlich meift für eine größere Summe von Intereſſen thätig, als die über: 
geordneten umfaljenderen Gemeinweſen. Auf der anderen Seite find Kollifionen 
zwijchen den Intereſſen des größeren und des fleineren Verbandes keineswegs 


ausgejchlojien. ?) 

E3 gibt ferner öffentliche Intereifenbeziehungen auf allen 
lahlihen Gebieten des menſchlichen Kulturlebens.*) 

I. In jedem Falle aber bleibt vorausgejegt für den Begriff des öffent- 
lichen Intereſſes, daß das betreffende Interefje ein Durchichnittsintereije der 
Gejammtheit der Angehörigen eines bejtimmten Naumgebietes ift. Hiernach 
beantwortet fich auch die Frage, ob dag Intereſſe gewiſſer Bevölferungsflafjen 
(das Klaſſenintereſſe) ein öffentliches Intereſſe ift oder nicht? Klaſſen— 
interejjen fünnen beruhen auf der Gemeinfamfeit des Geburtsftandes, des Berufs, 
(England: land interest — manufacturing interest), des Glaubensbefennt: 
nifjes u. j. w.?) Sie find alfo jedenfalls gemeinfame Intereſſen der betref- 


!) Der jelbjtändige Wirfungsfreiß der Gemeinden „umiaht überhaupt Alles, was das 
Interejie der Gemeinde zunäcjt berührt und innerhalb ihrer Grenzen durd) ihre eigenen 
Kräfte beiorgt und durchgeführt werden kann“ (v. Juraſchek, d. öſterr. Städteordnungen in 
Dolgendorif und Brentano's Jahrbud N. %. II 121). 

?) Durch das preußijche GendarmerieEdift vom 30. Juli 1812 wurde den Streisdirek 
tionen u. A. auch „wegen der immer ineinander laufenden Staatd und Kommunalinterefien“ 
die Direftion der Kreistommunalverwaltung übertragen. — Vergl. auch Entich. des preuß. 
O.Verw.Ger. III, 55: „Indem die Kreisordnung im weiten Umfange Geichäfte der allge 
meinen Sandeöverwaltung den Kreiſen und deren Gliedern zur Wahrnehmung durd deren 
Angehörige in den Hemtern des Kreied und nad Mafgabe diefes Aemter-Organismus übers 
trug, wurde... . an eriter Stelle das allgemeine Staatsinterejje daran betheiligt, daß Die 
Kreisangehörigen die Piliht zur Uebernahme und Führung jener im Kreiſe geordneten Nemter 
erfüllen. Daneben beiteht ein entiprechendes Intereſſe der Nreisforporation bezüglich der Ber- 
waltung der wirthſchaftlichen Angelegenheiten des Kreiſes. — Weiter Zweifel darüber, ob die 
Koften der Entjendung eines Sadverftändigen zur Konjtatirung des Erjcheinens des Kolorado- 
käfers oder die Koften militäriicher Abiperrung eines Grenzdiitrifts gegen die Rinderpeſt dem 
Staate oder dem betreffenden Polizeibezirke zur Lat zu legen jeien, mit der Erwägung bejei- 
tigt, daß jolche Anordnungen, möchten jie auch zunächit einem jpeziellen Polizeibezirfe zu Gute 
fommen, doch hauptſächlich zur Abwendung von Uebeljtänden und Gefahren im Intereſſe der 
Geſammtheit der Staatsangehörigen getroffen würden. Min.:Bl. 1879, ©. 238 f., f. d. inn. 
Verw. — Die Errichtung bejonderer jtaatlicher Polizeibehörden in den großen Städten dient 
weniger dem Intereſſe der betreffenden Gemeinde als dem höheren Staatsinterejie. Förite 
mann, a. a. O. S. 86 f. 

’) Alle Leiſtungen, welche den (Kirchen) Gemeinden für ihre Zwecke neu aufgelegt 
werden, berühren den Staat in jeinem jpezifiich jtaatlicdyen Intereſſe injorern, als jie die . 
Steuerkraft der Gemeindeglieder in Anipruch nehmen. Erf. d. preuß. O.Verw.G. VI, 157. 
— Bergl. auh Mayer, Grundfäße S. 51 und Fiſcher's Zeitſchr. f. Praris und Gejep- 
gebung der Verwaltung in Sachſen II. 305. 

%) Eine Ueberſicht der wichtigſten Gebiete des öffentlichen Intereſſes in fachlicher Bezieh: 
ung gibt v. Mobla. a. ©. ©. 29 f. Die Verwirklichung der Öffentlichen Intereſſen diejer 
verſchiedenen jachlichen Lebensgebiete (j. auch oben $ 3) ruht nicht immer in den. Händen der: 
jelben Gejellihaitsverbände; vielmehr entiteht, je höher die menjchliche Entwidlung jteigt, eine 
deito größere Anzahl jelbitändiger Verbände für die einzelnen Gebiete des öffentlihen Inte— 
reſſes, 3. B. für das Nechtäleben, das religiöje Leben, die Volkswirthſchaft u. ſ. w. Auch 
die Verjchiedenheit der fachlichen Interejiengebiete jelbit wächit ja mit zunehmender Arbeits- 
theilung (Zahariä, 40 Bücher vom Staate II. WM). Doch je bunter und feſter das Jnte- 
refiengewebe, dejto mehr iit Einheit und Fortdauer des Staates gejichert! (ebenda 172.) 

>) Preuß. Landreht I, 1 & 2: „Die bürgerliche Gejellichaft beitcht aus mehreren Heinen, 
durch Natur oder Beleg oder durch beide zugleich verbundenen Gejellichaften oder Ständen.“ 





— 
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fenden Klaſſe (im Sinne des in $ 7 Bemerkten). Dageaen erjcheinen fie als 
öffentliche Intereffen nur dann, wenn das Wohl und Wehe der betreffenden 
Bevölkerungsklaſſe für die Gefammtheit der Bevölkerung des Gebiets (bezw. 
mindejtens des Durchſchnitts derjelben) von Bedeutung ift. Dies kann einmal 
dann der Fall jein, wenn die fragliche Bevölkerungsklaſſe einen (der Zahl, dem 
Vermögen oder fonftigen Eigenfchaften nach) bedeutenden oder wichtigen Theil 
der Gejammtbevölferung repräjentirt!) oder wenn umgekehrt diejelbe in jtörender, 
nachtheiliger oder beläjtigender Weife in das Wohlbefinden der übrigen Bevölfer: 
ung eingreift.?) Erjterenfalls liegt e8 im Snterefje der Gejammtheit, das Wohl 
der Klaſſe zu fördern, letzterenfalls bewegt fich natürlich das öffentliche Interefie 
betreffs der Klaſſe dem eigenen Intereſſe der letzteren diametral entgegengefegt. 

Aus dem Gejagten erflärt e8 fich endlich, daß ſelbſt an einzelne Berjonen 
oder Einrichtungen, welche direft nur eine oder mehrere Perſonen angehen, 
doch ein (negatives oder pofitives) öffentliches Intereſſe fich knüpfen kann. 
Diejes ift aber nicht vorhanden, weil das Intereſſe jener einzelnen Perſon oder 
jener mehreren Perjonen vorliegt, fondern wenn und weil die Gejammtheit 
ſelbſt an den leßteren interefjirt ericheint. °) 


$9. Die Intereſſenvertretung. 


I. Das Einzelinterefje findet jeinen natürlichen Vertreter in dem betreffenden 
Intereſſenten. Das öffentliche (wie überhaupt jedes Mehreren gemeinjame) 
Intereſſe bedarf dagegen als jolches fünftlicher Vertretung, da eine einheitliche 
menschliche Perfönlichkeit, in welcher fic) das fragliche Intereſſe ausschließlich 
verkörperte, nicht vorhanden iſt.) Schon im Begriffe des öffentlihen 
Intereſſes (ſ. o. $ 6) Liegt es nun, daß dasfelbe jedesmal für ein beftimmtes 


) Rüdfiht auf Religionsverichiedenheiten, wenn die betreffenden Neligionsparteien 
bedeutende Klaſſen der Bevölkerung repräfentiren: itio in partes im Reichstage des römiſch— 
deutihen Reichs; Beſchlußfaſſung über „rein chriftliche” und „rein ifraelitifche” Angelegenheiten 
in den Stadtgemeinden Krakau und Lemberg: Juraſchek, Dejterreihiiche Städteordnungen 
(in Holgendorffs und Brentano's Jahrb. N. F. IT. ©. 815 f.) Die alle Katholifen 
eines Bezirks umfajjenden katholiſchen Piarrgemeinden gelten als „privilegirte öffentlicherecht- 
liche Korporationen nad) den allgemeinen Prinzipien des neueren deutichen Staatsrechtes.“ 
Entid. d. R.G. in Straff. II. 260. Die Koften für Armenverforgung gehören nicht zu 
den blos das Intereſſe Einzelmer betreffenden Auslagen, jondern zu den Ausgaben 
für Gemeindezwede; Ext. d. ff. B-G.:9. VL 312, Als „öffentliche Einrichtungen” find 
meiter anzujehen 3. B. die Handeldtfammern als das „zur Vertretung des Handelsitandes 
berufene Organ“ (R.-G.:Berf.:Gef. $ 112) und die Nevierausichüiie beim jächjtichen Erzberg— 
baue, welche „zur Wahrnehmung der gemeinschaftlihen Rechte und Intereſſen ſämmtlicher 
Bergwerfdeigenthümer einer Revier oder gewiſſer Klaſſen derjelben“ bejtehen (f. ſüchſ. allgem. 
Berggeieg vom 16. Juni 19868 SS 91—116). — Nur mit der im Texte gegebenen Beichränt: 
ung aber iſt richtig, wa® Say V. 157 jagt: „Deffentliche Anjtalten find ebenfogut diejenigen, 
welche im Intereſſe der Geſammtheit der Nation, als diejenigen, welche blos im Intereſſe 
eine Theils derjelben errichtet worden find. “ 

?) Stellung der modernen chriftlichen Gejellichaft zu den Juden, Zigeunern, Sozial- 
demofraten, Nihiliſten, Jejuiten u. ſ. w. 

3) Deffentliches Intereſſe am SHerricher und jeinem Haufe. — Nach dem preußiichen 
Geſetze vom 1. April 1879 über die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften find „öffentliche 
Genofjenichaiten” nicht nur ſolche, welche die jämmtlichen, direkt bei der betreffenden Anlage 
Interefjirten Grundeigenthimer und Verbände umfaſſen ($ 46), jondern auch ſolche, bezüglich 
deren jonft „der Nachweis eines öffentlihen oder gemeinmirthichaftliden Nutzens geführt 
wird (8 45). 

*) Selbitverjtändlich ift aber da8 Borhandenfein eines öffentlichön Intereſſes nicht ab- 
hängig von dem Beitehen einer Vertretung desjelben. Vgl. oben S. 330 bei Anm. 3. Uebrigens 
. Bähr. Rechtsſtaat S. 20 f. 

Annalen des Deutihen Reihe. 1884. 9 
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räumliches Gebiet in Betracht fommt, innerhalb dejjen die Einzelintereijenten 
wohnen, aus deren Durchichnittsintereiie ſich eben das öffentliche Intereſſe zu: 
ſammenſetzt. Theoretifch betrachtet fünnte jedes öffentliche Interejje ein eigenes 
Gebiet haben, d. h. der Erdraum, für deſſen Bewohner das fragliche Intereſſe 
ein allgemeines (Durchichnitts:) Intereſſe ift, Fann für jeden einzelnen Fall ein 
verjchiedener fein. Anderſeits tragen aber eine Reihe wichtiger Einflüſſe dazu 
bei, für die Angehörigen gewiljer räumlicher Gebiete regelmäßig wiederkehrende 
Intereſſengemeinſchaften zu begründen, welche fich als folche nach außen bin 
abgrenzen und im Innern zu einer feiten Gliederung und Vertretung gelangen. 
Die wichtigften diefer zahlreichen Gattungen von dauernden Intereſſengemein— 
ichaften beruhen befanntlic auf der Gemeinfamfeit des Wohnplages und auf 
der Gemeinfamfeit der Sprache, von denen die erjtere zur Bildung der 
Gemeinden, die legtere zur Bildung der Staaten, als „der Organijation des 
Volkes zur Erfüllung feiner Kulturaufgaben“) das Grundelement geliefert 
haben. Gerade Dieje — — ſind es ja auch, welchen die 
Aufgabe des Intereſſenſchutzes mit Hilfe des Rechts der Hauptjache nad) zuge: 
fallen ijt, wie des Näheren weiter unten bejprochen werden joll. Neben ihnen 
behauptet einen der wichtigjten Plätze die Kirche, als die Gemeinjchaft der 
Neligionsinterefjenten,?) namentlich” wenn ihr alle oder faſt alle Einwohner 
eines Gebietes angehören. 

II, Es ijt nicht a priori anzugeben, wie die verjchiedenen Intereſſengemein— 
ſchaften auf räumlicher Grundlage fih in die Aufgabe der Verfolgung der 
mannigfachen öffentlichen Intereſſen, welche innerhalb des betreffenden Gebietes 
bejtehen, theilen,®) und ebenjowenig wer innerhalb der einzelnen Interejjen- 
gemeinschaft zur Vertretung der betreffenden öffentlichen Intereſſen berufen jei. 
An ſich liegt es, im legterer Hinficht, wohl nahe, daß die Gejammtheit der 
betheiligten felbftändigen Menjchen gemeinjam ihren Willen für ein bejtimmtes 
Verhalten einſetzt, daß aljo legteres nad) gemeinſamem Beichlufje fich zu richten 
hat. Freilich erweift fich eine ſolche gemeinfame Beſchlußfaſſung weder immer 
durchführbar (insbejondere dann nicht als Regel, wenn die Zahl der Intereſ— 
jenten ſehr groß ift), noch auch jederzeit den jonjtigen einschlägigen Verhält— 
niffen angemeſſen“) (3. B. dann nicht, wenn einer oder mehrere unter den 
Genoſſen durch Einficht, Charakter, phyſiſche oder wirthichaftlihe Macht oder 
ſonſtige Eigenfchaften und Leiſtungen, namentlich durch Tragung der höheren 


i) Contzen, Geſchichte der jozialen Frage (1877) S. 379. — „Der Staat entſteht durd) 
die Unzulänglichteit der Kräfte und Einficht der Einzelnen zur Befriedigung jeglichen Bedürf- 
niſſes.“ (Plato.) 


2) Man denke an die Kirche des Mittelalters in ihrer nahezu alle Seiten des öffent‘ 
lihen Lebens durchdringenden und viele derielben beherrichenden Madıtfülle (Vgl. z. B. 
Gneiſt, Engliſche Verfaſſ.«Geſch. S. 485 f.) Allein auch für die Gegenwart hat Bluntſchli 
Recht, wenn er (j. Geſammelie kleine Schriften 2. Band ©. 160) jagt: „Weil die Kirche in 
Folge ihrer großartigen, dem Staate Ähnlichen Organijation und kraft des in ihr wirkenden, 
die Maſſen beherrichenden Geijtes etwas anderes und höheres iſt als irgend eine Privat: 
gejellichaft, jo bedarf mindejtens in Europa und da, wo die fatholiiche Kirche ſich als Macht 
fühlt und benimmt, diejes eigenthümliche Verhaltniß des Staates zur Kirche auch einer eigen— 
thümlichen Ausbildung. “ Materiell beiteht freilich gerade darin das Charakteriftiiche des Staates, 
daß er ſich mit äußerlicher Ordnung begnügt (v. Treitichle, Geſellſchafts-Wiſſenſchaft 
©. 82), während die Kirche geijtigen Beitrebungen zu dienen bat. 

) Auf das Nähere hier einzugehen, it nicht der Ort. Man vergl. jtatt alles Anderen 
Schäffle, Bau und Leben des jozialen Körpers. 

1) ©. die befannte einfache Daritellung D. 1, 2 de origine magistratuum fr. 2. 
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perſönlichen Pflichten und Laſten für das Ganze,!) hervorragen). Daher er: 
ſcheinen einerſeits zahlreiche und wichtige Gattungen menſchlicher Geſellſchafts— 
bildungen auf räumlicher Grundlage in der Geſtalt von Herrſchaften, alſo von 
Verbänden, in denen nicht der gemeinfame Wille, fondern ein Einzelner herricht, 
und anderjeits begegnen uns eine große Anzahl von Gejellichaftsverbänden, in 
Denen zwar grundjäßlich der Wille Aller Berükfichtigung findet, aber eine 
Drganijation des Verbandes, d. h. die Beitellnng einer Vertretung der Geſammt— 
beit durch Einen oder eine Mehrzahl erfolgt ift. In einem wie in dem andern 
Falle erhebt fich über der Gefammtheit der Verbundenen der einheitliche Wille 
des Herrſchers oder der erforenen Vertretung, der Willen des Gejellichafts- 
organd. Das leßtere iſt es, welches nad) außen hin die Gejellichaft vertritt 
und welches nach innen hin diejelbe zufammenhält, für ihre Bedürfniſſe jorgend, 
ihre Intereſſen wahrnehmend, ihren Beitand ſchützend. Im Einzelnen ijt frei 
lich Die Beichaffenheit und die Machtfülle der Organe des öffentlichen Inter: 
eſſes äußerſt verſchieden. Es richtet fich in diejer Beziehung eben Alles nad) 
den jo ganz mannigfaltigen Geftaltungen der einzelnen gejellichaftlichen Erjchein- 
ungen. Auch iſt die Organifation nicht immer eine einfache, jondern oft und 
gerade bei den für uns wichtigjten Gemeinmwejen eine mehrfach zuſammengeſetzte, 
jo daß das oft gebrauchte Bild von der „Staatsmajchine“ feine volle Bedeut: 
ung bat. 

2 II. Bon Wichtigkeit für die gegenwärtige Unterfuchung it die Thatjache, 
daß die regelmäßig ftattfindende Wahrnehmung der öffentlichen Intereſſen durch 
Bertreter der Öefammtheit bezw. durch Einzelne fraft eigenen Nechts die Gefahr 
einer Abweichung des Intereſſes der Vertreter von den Intereſſen der Vertre— 
tenen im fich birgt. „Die Negierung hat als Theil der Nation ohne Zweifel 
mit der Nation gemeinfame Intereſſen, aber die Berjonen, welche an der Negier: 
ung Theil nehmen, haben auch ihre bejonderen Intereſſen.““) „In Wirklichkeit 
find die vernünftigen Bedürfniffe der Völfer bei weiten nicht zu allen Zeiten 
Gegenjtand der auswärtigen Politik, auch bei weitem nicht überall Inhalt all’ 
der Unterhandlungen, zahllojen Nechtsgeichäfte und Verträge geweſen, die zwijchen 
den Staaten vor ſich gingen.“?) So „kan fich in der Einherrichaft das Intereſſe 
des Herrichenden dem Intereſſe des Herrichers entfremden“, der Fürſt für feine 
Berjon oder als Individuum ein anderes Intereſſe haben als das, welches er 
als Herricher hat oder haben ſoll.““) Umgekehrt ift freilich auch in der Demo: 
fratie die Klaſſenherrſchaft oder „Die Herrichaft der Mächtigen über die Unmäch— 
tigen im Namen ihrer Interejien“ ®) feineswegs ausgeſchloſſen. Es ijt die weſent— 


) Bgl. Gneiſt's beredte Schriften, 3. B. Rechtsſtaat ©. 318 f. 

) Say V. 203. Bgl. auch die charakterijtiiche Bemerkung von Herm. Schulze. 
preuß. Staatöreht II. ©. 393: „Die Bedeutung der inneren Verwaltung wird getragen 
durch die zunehmende Einficht der Regierung, daß der Staat wejentlicd in jeinen Angehörigen 
bejteht und daß deren Förderung an materiellen und geiftigen Gütern zugleich die beite 
Förderung jeiner eigenen Gejammtinterefien ijt.“ 

) v. Martens (Bergbobm), Völkerrecht I. ©. 177, 

) Zadariä a. a. O. 1. 139. Vgl. auch Jhering, Zwed im Rechte I. 441. — 
Bon anderer Seite diejelbe Erideinung: „Die Landitände des 16. Jahrhunderts vertraten 
ihre „Untertbanen“ nur joweit, als dies ihr eigenes Intereſſe erheiichte, nämlich ſoweit, daß 
ihre Untertanen nicht durch Leiſtungen an das gemeine Wejen zu jolhen an die unmittels 
bare „Obrigkeit* unfähig wurden.“ Iſaacſohn, Geſchichte des preußiihen Beamten— 
thums II. ©. 2. 

5, 2. v. Stein, Handb. der Berwaltungsiehre S.17. Daher wird e8 wohl gern als 
Vorzug der Monardyie bezeichnet, daß fie fein Gntereffe babe, eine Volksklaſſe vor der andern 
zu begünjtigen. Doh darf man dieje Eigenſchaft der Monardie nicht überjhägen. (A 
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liche Aufgabe aller Volksvertretungen, „die Intereſſen der Negierten der Negier: 
ung gegenüber“ wahrzunehmen.!) ‘Freilich darf man anderjeits nicht veraeiien, 
daß auch die „Volfsvertretung“ eben eine Vertretung, ein fünftliches Organ 
ift, welches zwar das wirkliche öffentliche Interejje des gefammten Volkes wahr: 
nehmen joll, jedoch in Wirklichkeit nicht immer jo leicht findet und wahrnimmt, 
weil die Intereſſen der einzelnen Vertreter und derjenigen Bevölkerungsklaſſen, 
welchen jie angehören, fich nicht immer mit dem jeweilig als das öffentliche 
Intereſſe (Durchichnittsinterefie) der Geſammtheit erjcheinenden Interejie deden. 
Aus diefem Grande hat ja auch die Ältere Uebung, die Vertretungen der öffent: 
lichen Gemeinwejen aus Vertretern der verfchiedenen Interejienklafjen zuſammen— 
zufegen, in der neueren, zur Nivellirung aller Standesunterjchiede hinneigenden 
Zeit an Anſehen verloren, obwohl fie vor der modernen Verfafjungspraris, die 
Vertreterwahlen nach bloßen Gebietsabtheilungen — höchſtens unter Einhaltung 
eined Vermögenszenſus — vorzunehmen, ficher den Vorzug bat, daß fie die 
Berücdfichtigung aller wichtigeren Interefjenklaffen in der allgemeinen Vertretung 
unmittelbar gewährleijtet.) Das neuere Prinzip hingegen „an die Stelle des 
nah Klaſſen und Zünften fich theilenden Interejies eine wirffame Theilnahme 
der Bürgerjchaft an der Verwaltung des Gemeinwejens zu jegen‘ (preußifche 
Städteordnung von 1808), bringt die entgegenjtehende Gefahr nahe, daß eine 
von Bufälligfeiten abhängige, den wahren Volksintereſſen zumiderlaufende 
Anſchauung der Bertreterichaft hervortritt.?) In der Vermittelung zwischen 
beiden Ertremen liegt die tiefe Bedentung des Zweikammerſyſtems als einer 
aus beiden Wahlarten hervorgegangenen Vertretung der wahren öffentlichen 
Intereſſen.““ Insbeſondere wird in dieſem Syiteme?) aud) den Strömungen . 
des Augenblids die Ständigfeit hergebrachter Anschauungen gegenübergejtellt und 
infofern eine Bürgjchaft gewährt, daß weder das jtarre Feſthalten am Alten 
no das ungejtüme ?Fortichreiten zum Neuen zum ausschließlichen Grundiage 
der Vertretung erhoben wird, deren Bejtrebungen allerdings in wirklich mo= 


Wagner, Finanzwiſſenſchaft 1880, 5. 197.) — Despotie wird diejenige Einherridaft, welche 
überhaupt aufbhöct, in Vertretung des Öffentlichen Anterejies zu wirken und nur das Herricher- 
interejie wahrnimmt. 

') Hermann Schulze, preußiſches Staatsrecht II. 895. 

2) Vergl. 3. B. Ahrens, Naturredt (6. Aufl.) 11. 379, 

’) Man „Lönnte... den Beweis verſuchen, daß Wahlen, Berathungen und Beichlüffe, 
ausichliegend geordnet und gefaht nad) Stadtvierteln, Menſchenzahl oder anderen ganz äußer: 
lichen Einrichtungen, wo fein gleiches Intereſſe frattfindet, ja nicht einmal oberfläcliche Be— 
fanntichaft unter den Zujammenberufenen vorauszuiegen ift, etwas Verkehrtes und nur eine 
Art Lotterie jeien, wo man von Glück zu jagen habe, wenn nicht lauter Nieten zum Vor: 
icheine fümen, wo leicht die größten und edeljten Intereſſen vernacdhläffigt werden fünnten.“‘ 
Raumer, Recht, Staat und Politik. (2. Aufl.) ©. 153. Man vergl. aud) die treffenden 
Bemerkungen Gneijt's, Nectsitaat S. 244 und Engliiche Verfaſſungsgeſchichte ©. 723. 

% ‚Bon den Landjtänden werden ... die verichiedenen Intereſſen der bürgerlichen Gejell- 
ichaft vertreten; die Nammer der Voltsabgeordneten vertritt das gleiche Recht Aller gegen 
die Verichiedenbeit dieſer Intereſſen.“ Zahariä a. a. O. III, 228. Freilich jind die Gegen 
fäge heftig genug, um die Nothiwendigfeit hervorzurufen, daß der Cap von der Unverleß- 
lichkeit der Wolfsvertreter bejonders verbrieft wird; 8. v. Stein, Gegenwart und Zukunft 
der Rechts- und Staatswiſſenſchaft S. 294. Im lebrigen vergl. die jhöne Erörterung v. 
Müllers in Hirth's und Seydel's Annalen des deutichen Reiche, 1881 ©. 40 folg. 

5, Nehnlich „durchbricht das Wahlizitem der Kreisordnung das Prinzip, wonach die 
elementaren Kommunalverbände als jolche, ſei es durch ihre verfaliungsmäßig bejtehenden 
Vertretungen, jei es durch bejonder& dazu berufene Wahlmänner, die Kreistagsabgeordneten 
wählen, in Berüdiichtigung von Intereſſen-Gemeinſchaften zunächſt zu Gunjten der größeren 
ländlichen Grundbeſitzer und gewiſſer Gewerbtreibenden.“ Entſch. d. preuß. O«Verw.G. I, 106 
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narchifchen Staaten ein Korreftiv noch im Verhalten der Regierung '), in 
Gemeinden noch in dem Aufjichtsrechte des Staates?) finden fünnen. 

Aehnliche Gefahren, daß Die Vertretung des oder eines öffentlichen 
Interejies in den Händen des Vertreters nicht genügende Sicherung befigt, 
bejtehen, wenn, wie es ja häufig der Fall, die Intereſſen des größeren Ge— 
meinweſens von den Organen der fleineren Gemeinweſen für ihre Bezirke wahr: 
genommen werden follen (j. o. $ 8), fall® das eigene Intereſſe der letzteren 
mit dem übertragenen Wirkungskreiſe Eollidirt®), und ferner, wenn ein obrig- 
Feitliches Amt einer Privatperjon (Großgrundbefiger u. j. mw.) als folcher zur 
Wahrnehmung übertragen it, falls es fih um Tragung der Laſten des öffent: 
lichen Amts handelt. ®) 

Alle die vorbezeichneten Erjcheinungen fünnen auf das Mannichfachite die 
Berwirklichung der wahren öffentlichen Intereſſen erſchweren. Allein im Großen 
und Ganzen wird doch, jet e8 auch unter Kämpfen, das öffentliche Intereſſe 
immer wieder zur Geltung gelangen?). „Denn die Volkseinheit it, wie Die 


) In England „it das Oberhaus die notwendige Ergänzung des House of Com- 
mons, als Träger der beitehenden Rechtsordnung, zum Scupe der Minoritäten gegen die 
Majoritäten, zum Schutze der dauernden Ordnung des Staatd gegen die täglich wechſelnden 
Intereſſen der Geſellſchaft.“ Gneiſt, Engliihe Verfaſſungsgeſchichte S. 675. Für die Zeit 
der Entwicdlung des angeljähfiihen Königthums dagegen denjelben ebenda ©. 12 folg.: 
„Die gewählten Obrigkeiten werden in jolhen Zuitänden bewußt oder unbewuht Repräjen: 
tanten der Intereſſen oder des Rechts der höheren Klaſſen mit dem Beſtreben, ihre Macht 
zur rechtlichen Ausſchließung und zur Belajtung der unteren Klaſſen zu gebrauden ... 
Diejen Zujtänden gegenüber befanden jich die ſchwächeren Klaſſen bejier, wenn eine höhere 
unpartetiihe Macht die Obrigfeiten in Heer und Gericht ernannte und leitete... Sollte 
der höchſte Leiter des Gemeinweſens über jene Antersjien erhoben werden, jo war es noth— 
wendig, jeine leitende Stellung zu einer dauernden Würde der Familie zu machen“ . . . — 
Nah Sismondi, Richesse comerciale (1803) I, 52 ijt der Serricher le representant de 
Vinteret permanent, mais calme, de tous, contre l'interöt temporair, mais passion, 
de chacun. 

2) Vergl. Entſch. d. preuß. D.:Verw.:&. IV, 91 (u. 145): „Um die willfürliche häufige 
Abänderung der Ortöverfaflung durch die Mitglieder der Gemeindeverjammlung, melde die 
Mehrheit bilden und fich etwa durch ihr perjönliches Intereſſe leiten laſſen, zu verhindern, 
bat das Geieg die Gültigkeit diefer Beichlüjie von der Beitätigung der Aufjichtsbehörde ab- 
hängig gemadt.‘ 

’, Namentlich tritt diejes Dilemma bei der Wahrnehmung des Staatöinterejjed, welches 
den Gemeinden aufgetragen ift, öfters hervor. Alsdann find bejondere Maknahmen der 
Geſetzgebung zur Hebung der Kollifion angezeigt. Bgl. z. B. Kirchenvorjtande- und Syno— 
dalordnung f. d. Kar. Sachſen v. 30. März 1868 $ 26: „Kollidiren die Anterejien der 
| Kirche mit denen der Kirchen oder politiichen Gemeinde, der Mitglieder des Kirchenvorſtandes 
oder des Kirchenpatrons, jo hat die Konjtitorialbehörde jolhe wahrzunehmen und für Ver: 
tretung derielben zu jorgen. Auch geht in Städten, wo der Stadtrath Inſpektionsmitglied 
it, bei Kollifionen mit den Intereſſen der politiihen Gemeinde das Befugniß der Kirchen— 
inipeftionen, zu genehmigen, zu autorifiren oder zu entjcheiden, ohne Weitered auf die Kon- 
ſiſtorialbehörde über.“ 

% Daher it das Streben der Füriten im ausgehenden Mittelalter wichtig und in 
Brandenburg für die Entwidelung der Vogtei und Landeshauptmannichaft charakteriitiich 
geweien, „die privaten Berhältniiie der Beamten von ihren öffentlichen Funktionen mehr und 
mehr zu jcheiden.“ Niaacjohn |, 43. Freilich wurden die brandenburgiihen Landvögte 
zuweilen grade, weil ſie in einer großen Anzahl von Fällen zugleich Riandbefiger der ihnen 
untergebenen Lande waren, nah außen hin oft beſonders zur energiichen Bahrnehmung der 
Landesinterefien geführt. I, 49. — Vergl. noch Entſch. d. preuß. O.Verw.-Ger. I, 171. 
IV, 323. VII. 143 und über die verwandten Fülle der Kollifton des Intereſſes des Vertreters 
und der Bertretenen bei privatwirtbichaftlihen Korporationen j. die eingehende Erörterung 
in den Entſch. d. Neichsger. in Zivilſ. IV. 308 und V, :3. 

’; ‚Nur da® Zuſammenwirken verichiedener Urſachen, einer angeborenen geiftigen In— 
feriorität, eines erichlaffenden oder durch die Erjtarrung der Kälte lähmenden Klima's, einer 
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Familien- und Stammgemeinſchaft, nicht nur eine Thatſache, ſondern eine Kraft, 
welche ein Gegengewicht gegen den Egoismus des Einzelnen bildet und als Geſetz 
ihn überwindet, weil ſie mit der Unabänderlichkeit des Naturgeſetzes wirkt und 
in dem Denken des Einzelnen zu einer ſittlichen Forderung wird.“!) Freilich 
darf auch diefe Volkseinheit bei dem Streben nach Verwirklichung ihrer, der 
wahren öffentlichen, Intereſſen nie deſſen uneingedenf fein, daß die Erreichung 
der legteren Opfer an Gut und Blut, vor Allem aber Unterwerfung des 
Willens unter das Gejeß, erfordert (ſ. o. $ 7). Denn die innere Kraft des 
Gemeinmwejens beruht darauf, daß es unter allem Gegenſatz und Streit gejell- 
ichaftlicher Interefien „die Erziehung des Volkes auf den Staat richtet,“ in 
allen Bevölferungsklaflen den Sinn für das öffentliche Leben wedt und in 
diefem Sinne alle Klaſſen der Gejellichaft zu gemeinfamem Handeln für das 
öffentliche Wohl verbindet.?) 


$ 10. Die Berwirklihung des öffentliden Intereſſes. 


I. Ob und wie ein Intereſſe zu verwirklichen fei, das beitimmt fich 
jelbjtverjtändlich ganz nach der Art desfelben. Manche Interejjen Lafjen ſich 
durch das Verhalten des Intereſſenten überhaupt gar nicht fürdern, jo daß 
ihre Verwirklichung, vom Standpunkte des letzteren, volljtändig vom AZufalle 
abhängig ift, wie die Mehrzahl der Naturerfcheinungen (Regen, Sonnenjchein, 
Gemitter u. ſ. w.).?) Bei einer großen Anzahl anderer Intereſſen erjcheint 
dagegen im Wejentlichen und innerhalb der Grenzen menschlicher Einficht und 
Kraft die Willensthätigkeit des Intereſſenten jelbjt maßgebend, nämlich in 
ſoweit, als gewilje Intereffen durch eigene Handlungen des nterejjenten zu 
erreichen find. Dabei fommt natürlich zunächſt in Frage, ob das Snterehfe 
ein pojitiveg oder negatives (S 4) ift. Während im erjteren Falle der In— 
terejient alles das thun wird, was nöthig ift, damit ein gewiſſes Ereigniß 
oder ein gewiljer Zujtand nicht eintrete, muß fich natürlich um zweiten Falle 
jeine Thätigfeit gerade in entgegengefegter Nichtung bewegen. Alles Weitere 
fommt auf das Objekt des Intereſſes und die begleitenden Umftände an. Am 
Komplizirtejten geftaltet fich die Frage, ob und wie ein gemwiljes Intereſſe ver- 
wirflicht werden fünne, wenn dabei außer dem Verhalten des Intereſſenten 
jelbit auch noch dasjenige anderer Menfchen in Betracht fommt. Denn diefes 
ift im Allgemeinen für Dritte micht berechenbar, doch aber auf der anderen 
Seite einer gewiſſen Beeinflufjung zugänglich. Hier fommt es alfo darauf 
an, daß fich der nterejient eines gewiſſen Verhaltens des Dritten verfichert, 
jei es nun, daß er deßhalb in gütliches Benehmen mit dem Betheiligten tritt 





deprimirenden Religion und der bewuhten Niederhaltung der Beherrichten dur die Regie— 
renden fann es erflären, daß jich die Mehrheit eines Volkes, welde in ihrer Bereinigung 
immer jtärter fein müßte, als die Herricher, jHaviich durch Jahrhunderte ihrem Willen, ihren 
Launen, ihrer Tyrannei beugt.” v. Sarmwey, Deffentlihes Recht und Verwaltungsrechts— 
pflege (1880) ©. 27. 

pvp. Sarwey a.a.d. ©. 16. 

Gneiſt, Engliihe Berfaffungsgeihichte ©. T12 u. 650. — ... „il potere sociale, 
che, oggettivamente considerato, si puö definire: la facoltä giuridica d’impiegare alla 
conservazione ed al perfezionamento della societä tutte le forze collettive ed indivi- 
duali che in questa si trovano.'‘ Garelli, Diritto amministrativo italiano (ö ediz.) p. 6. 

2) Matürlich bleibt auch dann noch oft die Füglichkeit in gewiſſen Grenzen, die jchäd- 
lichen Maturereignifje wenigjtens in ihren Folgen, zu befämpfen bezw. im Boraus gegen 
die Einwirkung der lepteren Vorkehrung zu treffen, und umgefehrt die erhoffte Einwirkung 
günjtiger Naturereigniiie im Falle des I sterbteibene der leßteren anderweit durch künſtliche 
Mittel zu übertragen. 


im Berwaltungsredte. 343 


oder denjelben durch Drohung, Zwang oder Körpergewalt willfährig zu 
machen ſucht. 

II. Dasjelbe was vorjtehend vom Intereſſe überhaupt gejagt worden it, 
gilt nun ebenjo vom Intereſſe einer Mehrheit von Menjchen und insbejondere 
auch von dem öffentlichen Intereſſe. Es gibt öffentliche Intereſſen, zu deren 
Verwirklichung jeitens der Intereſſenvertreter wenig oder gar nichts geichehen 
fann (3. B. gegen Ungunft des Klima’ oder der Erntewitterung); es gibt 
öffentliche Intereffen, auf deren Verwirklichung bei entjprechender Thätigfeit 
der Jutereſſenvertretung mit nahezu voller Sicherheit gerechnet werden kann 
(3. B. Beichaffung von Verfehrswegen u. dgl.); es gibt endlich eine Fülle 
öffentlicher Interejjen, bei denen e3 darauf anfommt, daß ein bejtimmtes Ver- 
halten eine3 oder einer Eleineren oder größeren Mehrzahl von Menjchen ficher: 
gejtellt ift. 

Ohne dieſe Sicherjtellung eines gewiljen Verhaltens Andrer gegen den 
oder die als Intereſſenten erjcheinenden Mitmenschen ift eine gedeihliche Ent— 
wickelung der menjchlichen Gejellichaft nicht möglih. „Denn jolange der 
Einzelne der an fich für jeden Menjchen bejtehenden und nur durch die Grenzen 
jeines Willens und feiner Kräfte beichränften natürlichen Willfür des Anderen 
preisgegeben iſt und weder eine Hilfeleiftung von demjelben fordern, noch 
darauf Anfpruch machen fann, daß derjelbe bei jeinem Thun und Laſſen die 
zu einem vernünftigen Aufammenteben nöthigen Schranken innehalte, gebricht 
es an den allererjten Grundlagen für eine fichere und feſte Entwidelung des 
perfönlichen Lebens, wie für eine planmäßige, wirthichaftliche Thätigfeit und 
für Die Hingebung an die geiftigen Endziele der Menjchheit.” ') Es liegt des— 
halb im allgemeinen Intereſſe der Gefammtheit der zujammenlebenden Menjchen, 
alſo im öffentlichen Interefie, daß feſte Grenzen für die Bethätigung der wich: 
tigſten Interejjenbeziehungen zwiſchen den verjchiedenen Perſonen und Perjonen: 
gemeinjchaften aufgeftellt werden, *) das „Spiel der freien Intereſſen beſchränkt“ 
werde.) Die Grundjäge nun darüber, in welchem Umfange jeder Einzelne 
um des öffentlichen Interefjes willen verpflichtet ift, auf die Intereſſen Anderer 
aftiv oder paſſiv Nücjicht zu nehmen (Ihering: die Sicherung der gemeins 
jamen Intereſſen Aller gegen ein fie bedrohendes Partifularinterejje), bilden 
das Recht. „Wie der einzelne Menſch den Widerjtreit jeiner Triebe und 


N Leuthold, Sädi. Verwaltungsrecht (1878) 8 1. Vergl. auch C. Menger, Unter— 
juchungen über die Methode der Sozialwiljenichaften ( 1883) ©. 274: „Die gleiche äufere 
| Lage, in welcher ſich unter den uriprünglichen Verhältnifien die Familienhäupter eines Ter: 

ritoriums befinden, die allen gemeinjame Unficherheit der Errungenichaiten ihrer individuellen 
Beitrebungen bewirten, dab die Vergewaltigung des Einzelnen von allen Anderen anf das 
Lebhaftejte mitempfunden wird. Es liegt in der menſchlichen Natur, die fortgejegte Bedroh— 
ung mit Uebeln peinlicher faft zu empfinden, al& die angedrohten Webel jelbit. Jeder 
Einzelne, wenn auc nicht unmittelbar geicbädigt, fühlt ſich durch Alte der Gewalt doch in 
jeinen Intereſſen auf das Ernitlichite bedroht, insbejondere der Schwache, welder, dem 
Starten gegenüber, ja jtet3 im der großen Mehrheit ijt. Unter ſolchen Umjtänden bilden 
fidh Ueberzeugungen von der Nothwendigfeit gewiſſer . . Schranten der Willtür.“ ©. 275: 
„Was von Jedem als fein Interejie erkannt ijt, deilen Schuß wird auch zum ntereije jedes 
Einzelnen.“ 

®) Nur in jehr beihränftem Umfange läht fih Jhering Zweck im Redte 1. 
143) zuftimmen, wenn er jagt: „Gewiſſe Intereſſen Aller find jo mächtig, daß es zu ihrem 
Schuße des Rechtes nicht bedarf. Nein Geſetz hat nöthiq, das Heiraten dorzuichreiben und 
den Selbitmord zu verbieten.“ Denn für gewiſſe Zeiten hat der Geſetzgeber jelbjt in dieſen 
und ähnlichen Richtungen doch Rechtsnormen für nöthig erachtet. 

A. Held, Grundriß zu Vorlefungen über Nat.:Def. 2. Aufl. S. 49. 
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Begierden mit ſeinen Pflichten durch ſeinen freien Entſchluß überwinden ſoll, 
ſo iſt es die ewige Beſtimmung der Gemeinſchaft der Menſchen, jenes Wider— 
ſpruchs der Intereſſen und ihrer Unfreiheit Herr zu werden durch Unterwerfung 
unter Geſetz und Recht.“) Selbſt bei ſolchen Kolliſionen, welche ſich „auf 
dem Wege bewußtloſer Nothwendigkeit“ allmälig von ſelbſt ausgleichen würden, 
erweiſt ſich das Recht nützlich, um die gefährlichen Zuckungen zu mildern und 
die Dauer des Zwiſchenraums abzufürzen.?) 


Il. Abſchnitt. 
Oeffentliches Recht. 
8. 11. Intereſſe und Recht. 


Was im einzelnen Falle „recht“, d. h. ob und wieweit es den Verhält— 
niſſen angemeſſen, gerechtfertigt iſt, daß der Einzelne oder eine Perſonen— 
mehrheit Schutz oder Förderung der eigenen Intereſſen auf Koſten der Intereſſen 
Anderer erlangt, iſt im letzten Grade nur nach der Summe der im Falle 
obwaltenden einſchlägigen Intereſſen der geſammten betheiligten Menſchen 
beſtimmbar. Für dieſe Beſtimmung ergeben ſich aber gegenüber im Weſent— 
lichen verwandten Beziehungsfällen gleiche Geſichtspunkte, welche es ermög— 
lichen, allgemeine Grundſätze über das, was in den betreffenden Fällen Recht 
ſei, Rechtsnormen, Geſetze, aufzuſtellen, ähnlich wie auch die Statiſtik für die 
Ermittelung ſozialer Geſetze die Methode des Durchſchnittlichen anwendet. Sie 
bilden im objektiven Sinne das Recht; ſie ſind in erſter Linie maßgebend für 
die Beantwortung der Frage, ob ein Menſch oder eine Mehrheit oder Gejammt: 
heit ſolchen Schuß der eigenen Intereſſen fordern dürfen. Sie treten für das 
praftifche Leben als lex an die Stelle der ratio legis, des jedesmaligen 
Zurücdgreifens auf die Abwägung der gefammten einjchlägigen Intereſſen des 
ganzen Kreiſes der betheiligten Menjchen. Nichtsdeſtoweniger bleiben die letz— 
teren, aljo das allgemeine, öffentliche Intereſſe im volliten Sinne der Grund 
alles Rechts, wie oben in $ 10 bereits dargetban ward. ?) 

Freilich iſt das Recht keineswegs das einzige und erjchöpfende Schub: 
mittel menschlicher Interefien. Vielmehr ift nicht blos der Schuß der leßteren 
gegenüber anderen Einflüfjen als den Einwirkungen der Mitmenſchen natürlich 
feine Aufgabe des Rechts, jondern es beſtehen auch unendlich zahl: 
reihe Snterejfenbeziedungen zwiſchen den Menſchen obne ent 
jprehenden Rechtsſchutz. Aus dieſer Thatjache ergeben jich eine Reihe 
wichtiger Folgerungen. Ä 





N Vergl. die Ausführung bei Schmitt, Verwaltungsrechtspflege ©. 41 folg. 

— Hegel, Rechtsphiloſophie S. 297. — Als früher in Preußen der Bertheilungs 
maßitab für die Kreislajten in jedem einzelnen Falle neu beſchloſſen ward, erbeb ſich allemal 
auf's Neue der Jutereſſenſtreit. Daher bat die Kreisordnung jene Einrichtung bejeitigt; 
v. Brauditich, Organijationsgejege I. ©. X. 

3) Vergl. auch die jchöne Erörterung dv. Rümelin’s: Neden und Auffſätze. (1875.) 
81. Säge, wie z. B. der folgende bei Pradier-Fode&re, droit administratif, ©. 677: 
„les principes generaux du droit administratif comme tous les vrais principes du 
droit sont fond&e ind&pendamment ä l'utilit& publique sur la raison, la jus- 
tice et l'4equité“ find uns unverſtändlich. 


@ 
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Zunächſt genügt nie die bloße Bezugnahme auf ein bejtehendes Intereſſe, 
und ſei es auch ein Öffentliches Intereſſe, um ein jubjeftives Necht zu be- 
gründen. ') 

Umgefehrt liegt jeder Berechtigung ein Intereſſe zu Grunde, um dejien 
willen erjtere bejteht.?) 

Weiter erjcheint die Intereſſenſphäre eines Einzelnen oder einer 
Gejammtheit, insbejondere auch die Fülle des öffentlichen Intereſſes eines 
Gemeinweſens, feineswegs identisch mit deren Rechtskreiſen, daher iſt es jehr 
gerechtfertigt, von den „Nechten und Intereſſen“ Jemandes zu reden. Nicht 
minder ergibt fich daraus, daß die Zwedthätigfeit eines Einzelnen, eines Ge— 
meinweſens oder eines ſonſtigen Perjonenverbandes jich feineswegs auf Die 
Geltendmachung feiner Rechte beichränfen kann und darf, jondern daß es dabei 
gilt, die Gejammtheit der einschlägigen Intereſſen, auch joweit fie nicht 
durch Rechte geichügt find, zu bethätigen.?) „In dem Zuſammenwirken der im 
Staate lebenden Elemente joll das Gemeinwohl das Ziel, das Hecht aber die 
Bahn jein.” (Bülau.) 


!) Bergl. 3.8. Entſch. d. Reichäger. in Zivilj. 1. 318: „Insbeſondere erſcheint auch der 
Umjtand, daß Klägerin die Zahlung der in Frage ſtehenden Rente dem Schuldner gegen: 
über übernommen hatte, ohne jede Erheblichkeit, da hieraus wohl jich ergibt, daß ſie ein 
Intereſſe hatte, die Schuld des B. aufgehoben oder gemindert zu jeben, vielleicht auch ein 
Recht von B. zu verlangen, daß er diejes Reſultat berbeiführe, feinesiwegs aber, daß ihr 
ein jelbitändiges Klagereht dem Gläubiger 3. gegenüber zujtand.‘ 


*) Jhering, Geift des römiihen Rechts III. 328, jowie die geſammte Darlegung im 
neuejten Werfe: „Der Zwed im Rechte.“ Entſch. d. R.Ger. in Straf. III, 263: „Die von 
dem Angellagten ausgejprocdhene Drohung, das Geſchäft dem N. verderben zu wollen, wenn 
er nicht 150 M. erhielte, muß als eine unausführbare Handlung eriheinen und darıım als 
bedentungslos gelten, weil der Kaufvertrag zwiſchen N. und 2. bereits notariel abgeichlofien 
war und N. ein Magbares Recht gegen jeinen Mittontrahenten erworben hatte. Hieraus 
folgt, dab die Zufügung des Schadens, die der Angeklagte etwa dem N. wegen vorenthal: 
tener Mäflergebühr in Ausjicht geitellt hatte, gar nicht von feinem Willen und jeiner Macht 
abhing, da N. auf Grund des Bontrafteb mit L. gejeglich geihüßt war, jo daß eine nad): 
theilige Einwirkung auf den legteren für die Intereſſen des N. unerheblich blieb.“ — Be: 
rehtigte fann man deshalb jedenfalls auch als nterejjenten bezeidmen. So veritebt das 
ſächſiſche Ablöſungsgeſ. vom 17. März 1532 $ 167 unter den „entiernieren nterejienten‘ 
die Hypothefengläubiger und jonjtigen am berechtigten Grundjtüde mit dinglichen Rechten ber 
theiligten Perjonen. Injoweit aber Jemand mit einem Rechte oder wegen eines Rechts an 
einem Vor es betheiligt ericheint, fann man ihn endlich als „vechtlich intereffirt‘ bezeichnen. 
Vergl. 3. 3. ntich. d. Reichsger. in Zivili. VII. 10 f. über „‚verjicherungstähiges Eigen: 
thumsintereſſe; II, 232: „Die Anfechtung der Eintragung des Eigenthumsübergangs unter: 
liegt num aber nad) $ 9 des (preuß.) Eigenthumsgejeges den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts. Sie jteht daher nur demjenigen zu, welcher ein perjönliches oder dingliches Anfecht- 
ungsreht hat und muß danadı entweder den Charakter einer perjönlihen Klage... oder 
den einer Bindication des wahren Eigenthümers haben . . . Die bezeichnete Anfechtung 
jest, mit anderen Worten voraus, daß der Anjechtende ein vechtliches Stereiie an der Be 
jeitigung der Eintragung, hat.” — Ebenda IV, 253: Nicht jedem kann es gejtattet jein, 
ein zwiichen anderen Berjonen vereinbartes Scheingeihäit anzufehten. Borausjegung iſt 
immer, dab der Anfechtende ein eigenes wirkliches Anterejie bei der Anfechtung bat. — 
Sehr eingehend Erf. des OLG. Braunichweig dv. 11. März 1881 bei Seuffert, Archiv 
N. 3. II. 352 

3) Darum wäre auch diejenige Verwaltung eine verfehrte und einjeitige, welche ſich 
einzig auf die Geltendmahung von Rechten bejchränfen und nicht auf die Durchführung der 
von ihr zu vertretenden Intereſſen auch abgejehen von den Mitteln des Rechts — natürlid) 
nicht gegen das Recht — beſchränken wollte. Hierin liegt ein wichtiger Fingerzeig für die 
Aufgabe des Verwaltungsbeamten (j. aub Jſageſohn I, 50) und für die Grenzen der 
Legitimation des Jurijten zum Beamten dev Verwaltung. 
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Endlich kann auf der anderen Seite ein Recht und feine Ausübung auch 
auf nicht durch das erjtere unmittelbar berüdjichtigte Intereſſen (des Berech— 
tigten oder Dritter, günftig oder ungünitig) zurüdwirfen, refleftiren.') 

E3 geht aus dem Allen hervor, wie das Gewebe der Intereſſen nur in 
feinen gröberen, greifbareren Hauptverfnüpfungspunften durch das Recht gehal: 
ten und getragen wird umd werden fann.?) „Grade, weil die Intereſſen der in 
eine Staatsgejellichaft vereinigten Menſchen verwidelt find, muß man fich 
hüten, alle Fälle vorauszufehen und für alle zum Voraus Regeln bejtimmen 
zu wollen.“ (Say V. 122.) 


$ 12. Deffentlihes Intereſſe und Privatredit. 


I. Durch unfer Rechtsſyſtem in Gefeßgebung und Wiſſenſchaft zieht jich 
die Eintheilung des Rechtsſtoffs in die zwei Hauptgruppen öffentliches Recht 
und Privatrecht (ſ. $ 14). Denn esentjpringt zwar jeder objektive Rechts— 
jaß, inſoweit er jich nicht in der unmittelbaren gemwohnheitsmäßigen Bethätig- 
ung rechtlicher Uebung der Betheiligten (alfo ala Gewohnheitsrecht) äußert, 
der Willensmeinung der berufenen Vertreter des betreffenden Gemeinweſens. 
Allein nicht jeder objektive Nechtsjag ift auf unmittelbare Durchführung 
feitens der Inhaber der öffentlichen Gewalt jelbjt oder gegen Ddiejelben be= 
rechnet, nicht jeder jest aljo begrifflich deren Eriftenz voraus. Vielmehr gilt 
dies nur von einem Theile der Säte des objektiven Rechts, welches wir des— 
halb ala das Öffentliche Recht bezeichnen, während der andere Theil der 
Rechtsnormen Grundjäge enthält, welche die rechtlichen Beziehungen zwiſchen 
den —— als ſolchen angehen (öfterr. bürg. Geſetz-Buch 8 1), Privat— 
recht ſind. 

Der Unterſchied zwiſchen dem öffentlichen und dem Privatrechte liegt 
hiernach in den Rechtsſubjekten, welche bei den beiderſeitigen Rechtsver— 
hältniſſen betheiligt ſind. Bei den Rechtsverhältniſſen des öffentlichen Rechts 
iſt nämlich nothwendig das öffentliche (GGemein-) Weſen, als Berechtigter 
oder Verpflichteter, betheiligt, bei den Privatrechtsverhältniſſen trifft dieſe Vor— 
ausſetzung nicht zu, ſie beſtehen zwiſchen den Einzelnen. 

II. Oeffentliches Recht wie Privatrecht find nun zu Schuß und Förderung 
von Intereſſen bejtimmt ($ 11). Wenn wir aber im I. Abjchnitte diefer Dar: 
jtellung uns näher mit dem Gegenfage zwiſchen öffentlichem Intereſſe und 
Interejje eines oder mehrerer Einzelner (Privatinterefie) bejchäftigt haben, jo 
liegt hier die Frage nahe, ob nicht diefer Unterfchied mit demjenigen zwiſchen 
öffentlichem Rechte und Privatrechte dergeftalt forrejpondirt, daß das öffent: 
liche Interefje durch das öffentliche Recht, das Privatinterefje durch das Privat: 
recht geichüßt wird? Es befteht vielfach die Neigung, dieſe Frage zu bejahen?). 





') Vergl. Ihering, die Reflexwirkungen oder die Rückwirkung rechtlicher Thatſachen 
auf dritte Perfonen (Gejammelte Aufjäge IL, S. 79 folg.) So kann 3. B. ein Grundeigen— 
thümer, dejien Grundſtück jelbjt von einer neuen Bahnanlage nicht berührt wird, infolge 
fegterer Vortheile verlieren, deren Ausnugung ihm jeither durch die bloße Thatjade 
des Beitehens eines öffentlihen Weres möglich war. Er hat feinen Entihädigungsaniprud) 
gegen den Bahnunternehmer. Entich. d. Reichsger. in Zivilj. VII. 173. 

) v. Sarwen, württemb. Staatsrecht II, S. 27. Zuweilen fann ein höheres Interejie 
dem Ginzelnen oder auch dem Staate Anlaß geben, von Geltendmachung eines zum Schuße 
eines niederen Interefjes eingeräumten Rechtes abzuijehen. Bal. (gegen Jhering's Kampf 
um's Ned.) F. Dahn, Rechtsphiloſophiſche Studien (1883) S. 280. Begnadigungsredt! 

’ Schon der erite Sap von Dig. I, 11. 18 2 fann hierher gezählt werden: Publi- 
cum jus est, quod ad statum rei Romanae spectat, privatum, quod ad singulorum utili- 
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Allein in der Weije, wie fie vorftehend gejtellt worden, iſt fie ficherlich zu 
verneinen. 

Denn auch die BPrivatrehtsnormen, um zunächit einmal das Recht 
von der objektiven Seite ins Auge zu faßen, find im öffentlichen Intereſſe 
gegeben. „Es ijt völlig unrichtig, wenn man nur den Geſetzen über öffent: 
lihe NRechtsverhältnijje einen allgemeinen Nugen zufchreiben, diefen aber den 
Geſetzen über private Rechtsverhältnijje verfagen will. Alle Gejege bezweden 
gleihmäßig, daß Alle, jei es jeder allein oder in Verknüpfung mit Anderen, 
in privaten oder in öffentlichen Verbindungen, nur im einer bejtimmten, mit 
der Exiſtenz und Entwidelung Aller verträglichen Art und Weije ihre Yebens- 
zwede verfolgen. Jedes Geſetz, mag es private oder öffentliche Rechtsver— 
hältnijje zum Gegenitande haben, hat daher das Wohl Aller im Auge. Daß 
das Objeft eines einzelnen Eonfreten Rechtsverhältniſſes im Falle feiner Ber: 
wirflihung dort den Einzelnen für fi und hier den Betheiligten in bleibender 
Gemeinichaft zufommen joll, ändert an der Allgemeinheit des Zweckes des 
Geſetzes nichts. Bei den Gejegen über das Privateigenthum, Verträge, Ehe, 
Erbredt u. j. mw. ift e8 auf das Wohl Aller gewiß ebenjo abgejeben, als bei 
den Gejegen über den Gewerbebetrieb, Gemeindeeigenthum u. j. w.“) Zu 
demjelben Ergebnijje gelangt man aber auch, wenn man das einzelne Privat: 
recht ins Auge faßt. Zwar hat der A, welcher mit dem B ein Kaufgeſchäft 
eingeht, dabei vorausjeglich fein anderes als jein perjönliches — Privat“ — 
Interefle im Auge und die Gejammtheit der im Staate lebenden Menjchen 
fein Intereife daran, daß die Sache X, welche den Gegenstand jenes Gejchäfts 
bilden mag, gerade dem B zujtändig wird, in deſſen Herrichaft gelangt. Allein 





tatem ; sunt enim quaedam publice utilia, quaedam privatim. Pablicam jus in sacris, 
in sacerdotibus, in magistratibus consistit. Dazu Bruns in v. Holgendorfis 
Encyelopädie I. 317 d. 2. Aufl... Das kanoniſche Recht hat nur den zweiten Sap aufge: 
nommen (Dist. I. can. 11), — Aus der Gegenwart vergl. z. B. Entid. d. RG. f. Civili. 
v1. 177: „Die für die handelsrechtlihen Beitimmungen über Seeverficherung maßgebend ge- 
wejenen Geſichtspunkte fönnen zum Theil ganz außerhalb des ziviliftiichen Gebietes liegen 
und auf Zwedmäßigkeitsgründen und Rückſichten des öffentlichen Wohles beruben.“ Aehnlich 
ebenda Il. 307), Ferner v. Savpiann, Spitem I. 22: Zwiſchen öflentlihem und Privat- 
recht „bleibt ein fejt bejtimmter Gegenjag darin, daB in dem üffentlihen Net das Ganze 
als Zwed, der Einzelne als untergeordnet ericheint, anftatt dab in dem Privatrecht der ein: 
zelne Menic für fich Zwed iſt und jedes Rechtsverhältniß fih nur als Mittel auf fein Da: 
jein und feine bejonderen Zuſtände bezieht.” 9. Schulze in Aegidi's Zeitichr. F. deutiches 
Staatsrecht I. 419, jowie in ſ. deutihen Staatsrecht I. $ 1, welcher vom Privatrechte jagt: 
„Alles dreht ſich bier um das Intereſſe des Einzelnen; er it Ausgangspunftt und Endzweck 
jeder Anordnung.“ Aehnlich v. Sarmwen, öffentliches Recht S. 44. Viel vorfichtiger Klüber 
öffentliches Recht des deutichen Yandes 3. Aufl. S.536: „Das Wejentliche des Unterichieds zwiſchen 
Juſtiz- und Polizeifahen liegt darin, dab jene das unmittelbare Intereſſe einzelner Unter— 
thanen, dieje aud) das unmittelbare nterefie des Staates oder der allgemeinen Gejellichaft 
der Einwohner in dem Staate angeben.“ So aud Pfizer, Entwidelung des öffentlichen 
Rechts in Deutichland (1835) ©. 3 f. 

) Schmitt, Verwaltungsrechtäpflege S. 40. Vergl. auh Stahl, riftliche Rechts— 
und Staatslehre I. Abth. (1833) ©. 122: „Ein öffentliches Inſtitut jegt viele Vortheile tür 
den Einzelnen feſt. . . . Ebenio umgefehrt hat jedes Privatverhältnii öffentliches Intereſſe.“ 
Dernburg, preuß. Rrivatreht I. $ 32. v. Stengel in Zeitſchr. f. d. gei. Staatswiſſenſch. 
38, 255: „Es kommt bei der Ausicheidung des Privatrechts nicht auf die fozialen und 
wirthichaftlihen Motive der betreffenden Rechtsſätze oder Bejege an.“ Schäffle, Bau und 
Leben 1 658: „In der Zivil, Strafs, überhaupt in jeder Geſetzgebung müſſen aus dem Ge— 
fihtöpunfte des Ganzen, aus „öfjentlichem Intereſſe“ Grundnormen aufgeitellt werden.” 
Entich. d. preuß. D.:Bermw..G. VII. 376: „Alle aus privatrechtlichen Verhältnifien und jomit 
auch die ſich aus mwiderrechtlichen, gewaltiamen Störungen des Eigenthums oder Beliges er 
gebenden, jind in ſofern ein Theil der öffentlichen Ordnung, als fie auf Staatsgejep beruhen 


348 G. E. Leuthold: Deffentliches Intereſſe und öffentliche Sllage 


wohl bat die Gejammtheit ein Intereſſe daran, daß Kaufverträge, welche ein: 
mal abgejchloiien jind, aud) gehalten werden. Selbſt diejenigen Privatrechte 
aljo welche nicht unmittelbar auf die Rechtsnorm ſich gründen, jondern zu 
ihrer Entjtehung ein Privatrechtsgeichäft erheifchen, find vom öffentlichen 
Snterejje getragen und um des Öffentlichen Intereſſes willen zu Rechten 
erhoben. 

Ill. Welche Nechte als öffentliche und welche ala Privatrechte zu fon- 
jtruiren jeien, wenn das öffentliche Intereſſe entiprechende Wahrung finden 
joll, ob aljo unter gewiſſen thatjächlihen Vorausfegungen dem Gemeinweien 
Nechte oder Nechtspflichten zuzuſprechen oder rechtliche Befugnifje des Einzelnen 
gegen den Einzelnen anzunehmen jeien, das hat die Nechtsquelle — Gewohn— 
beitsrecht oder Geſetzgeber — durchweg aus dem Gefichtspunfte des öffent: 
lichen Intereſſes abzuwägen. Für die Zuweiſung einer Berechtigung in das 
Privatrecht wird insbefondere Anlaß vorliegen, wenn es fich im einzelnen 
alle 

a) vorwiegend um den rechtlihen Schuß der Interefien eines be 

itimmten Einzelnen — jelbjtveritändlich im öffentlichem Intereſſe — 
handelt!) und zugleich 

b) feinzwingendes öffentliches Interefje vorliegt, die wirklice 

Berfolgung der Berechtigung im Verlegungsfalle bejonders ſicher 
zu ftellen?). 

Daher hat beijpielsweife die Nechtsnorm die Pflicht, Vertragsverſprechen, 
welche dem andern Theile einen Vermögensnutzen zujagen, zu halten umd 
ihr für Eingriffe unzuläffiger Art in jein Vermögen jchadlos zu halten, zur 
Hechtspflicht dem benachtheiligten Einzelnen gegenüber gemacht, dem Privat 
rechte zugewieſen, hingegen die Pflicht desjenigen, welcher gewiljer grober 
Eingriffe in das fremde Vermögen fich ſchuldig gemacht hat, öffentliche Strafe 
zu leiden und ferner die Pflicht, gewiſſe Handlungen zu vermeiden, welde 
geeignet jind, fremde Vermögensintereſſen mittelbar zu jchädigen (Feuers— 
gefahr, Seuchengefahr u. ſ. w. herauf zu bejchwören), zu einer Pflicht des 
öffentlichen Rechts, aljo zu einer Pflicht des Einzelnen gegenüber der 
Staatögewalt erhoben. Denn es darf zwar, im Durchichnitte (ſ. $ 11), an 
genommen werden, daß Jedermann direkte Eingriffe in feine Vermögenswirth— 


und durch die Staatögewalt, die Uebung der Juſtizhoheit geregelt werden und als jie nad) 
diejer Seite hin auch ein Öffentliches Intereſſe darbieten.“ 

!, Der Einzelne hat ja vor der Gejammtheit oder einer Mehrheit einen entichiedenen 
Vortheil, wo es der einheitlihen und entichlojienen Wahrnehmung eines bejtimmten Intereſſes 
gilt. Aber freilih nur, wenn ihm jelbit diejes Intereſſe deutlich innewohnt und er die 
Macht hat, dasjelbe zur Geltung zu bringen. Eine Mebrbeit ijt vieltöpfig, leicht unein® 
und bedarf der Vertretung (j. $ 9. „Welche thätige uud hellſehende Aufficht können die 
Aktionijten treiben, welche in allen Klaſſen der Gejellichait verbreitet, ſich einander fremd 
ind und wenn jie jelbjt in Gemeinjchaft ſich berathen, gemeiniglid andere, noch theuerere 
Interejien zu bejorgen haben.“ Say (überj. Rüder IV. 14. Anderſeits hat der Ein 
zelne das Iniereſſe, nicht jein ganzes eigenes Vermögen, jondern nur einen bejtimmten Be 
trag desjelben für ein visfirtes Unternehmen einzujegen und durch Vereinigung nit Anderen 
eine anjehnlihe Kapitalkraft zuiammenzubringen. 

* „Man kann nicht annehmen, die Gejepgebung habe die Gemeinde zum Gittenrichter 
über das Privatleben der Einzelnen macden wollen, jondern jie bat ihr nur die Wahrung 
der öffentlichen Intererien übertragen. Sp lange daher ein jolches, wenn auch nicht dem 
Eittengejege entiprechendes Verhältniß nicht durch Öffentliches Aergerniß oder Gefährdung der 
öffentlichen Sittlichteit ftörend in das Gemeindeleben eingreift umd eine Angelegenheit des 
Privatlebens bleibt, entzieht es fi der Kompetenz der Behörden.“ Erf. dei f. f Ber: 
walt⸗G.H. III, 343. 
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haft mit denjenigen Rechtszuftändigfeiten zurückweiſen wird, welche ihm direften 
Ausgleich für Bermögenseinbuße gewähren. Dagegen läßt fich wiederum im 
Durchichnitte nicht vorausjegen, daß Jedermann jo jehr das allgemeine Wohl 
im Auge hat, um Diebjtahl, Unterjchlagung, Betrug, Sachbejchädigung u. ſ. w. 
immer der gejeglichen Strafe zuführen zu helfen und ſelbſt vorzuforgen, daß 
Niemand Handlungen begeht, welche möglicherweije gemeingefäbhrlich wirken 
fünnten. Das Interefje des Einzelnen ist, im Durchichnitte genommen, hieran 
eben nicht lebendig genug und die Rechtsnorm muß deshalb, wenn fie anders 
auf die Durchführung der betreffenden Nechtspflichten Werth legt, die korre— 
Ipondirenden Befugniſſe der Gemeingewalt, d. h. den bejonders berufenen und 
bejtellten Organen für die Ausübung der öffentlichen echte, überweijen. 
Hierin liegt der Grundton für die Abgrenzung zwifchen dem Privatrecht und 
dem öffentlichen Rechte, insbejondere dem Straf: und VBerwaltungsrechte. Auch 
die Niiancen, welche einerjeit3 im Brivatrechte zwiichen Vermögens- und Familien— 
rechten, anderjeit3 im Strafrechte zwijchen öffentlicher und Privatklage fich 
zeigen, führen auf jenen Grundton zurüd: Am Familienrechte und der Durch: 
führung der ihm zugehörigen Nechtspflichten ift das öffentliche Intereſſe viel 
mehr betheiligt al8 am Vermögensrechte, am Privatdelifte und feiner Beitrafung 
viel weniger als am ordentlichen Vergehen. 

Sit aber entweder ein Intereſſe in Frage, welches für die Gefammtheit 
der zuſammen lebenden Menjchen oder doch für eine größere, insbejondere 
nicht feitgeichlofiene und überjehbare Anzahl von ihnen gleihmäßig bejteht ’), 
oder liegt jonjt Grund zu der Annahme vor, daß nur von dem Träger der 
Öffentlichen Gewalt eine ausreichende Handhabung der Berechtigung zu erwarten 
ift?), jo empfiehlt fich die Zuweiſung der Berechtigung in das Gebiet des 
öffentlichen Rechts, welchem jelbjtverjtändlich nothtwendiger Weife auch die: 
jenigen Berechtigungen angehören, welche 

a) dem Gemeinweſen im Intereſſe des Beſtandes desjelben zuftehen (ſ. o. 

S 7) oder 
b) gegenüber dem Gemeinweſen als ſolchem den Einzelnen gegeben find 
(1. $. 15). 

Hiernach iſt es alfo unzutreffend, wenn man davon ausgeht, daß das 
Privatrecht Privatinterejien, das öffentliche Necht öffentliche Intereſſen zu 
ſchützen beſtimmt fei, oder wenn umgekehrt die Zugehörigkeit einer Nechtspflicht 
in das Öffentliche Necht einfach damit begründet werden will, daß diejelbe das 
Öffentliche Interefje zu ſchützen beftimmt jei?). AZuzugeben ijt nur, daß, das 
Öffentliche Necht in der Negel eine Mehrheit bezw. Gejammtheit von Einzel: 


!) Vergl. Entichl. d. preuß. O.-Berw.:G. III. 186: „Bor wie nad) Erlaß der Kreis: 
D. Stehen . . . die Erhaltung und der Schuß der öffentlichen Kommunikationswege lediglich 
der Rolizeibehörde, nicht dem unbejtimmten Kreije derjenigen zu, welche auf die Benugung 
des Öffentlichen Weges angemwiejen find.“ 

?, Die Polizei, d. i. die Anordnung der ſtaatlichen Geſammtkraft zur Förderung er: 
laubter menſchlicher Intereſſen, welche durch die vereinzelte Anjtrengung der zunächſt Bes 
tbeiligten nicht genügend befriedigt werden könnten“ Mohl, zeigt ſich auf den erjten Blid 
ald empfehlenswerth, wo die Intereſſen Vieler in dem Grade jolidariich find, daß die Nach— 
läffigfeit eines Einzigen alle Sorgfalt der Uebrigen vereiteln würde. Roſcher, National 
öfonomie II. $ 171. 

3) „Die Plicht der Armenpjlege hat einen öffentlihen Charakter und dient wejentlich 
zum Schuge und zur Befriedigung eines öffentlichen Intereſſes, welches der Staat ſowie 
die Öffentlihen SKorporationen innerhalb des Staates an der Erhaltung der ihnen zuges 
börigen Perjonen haben. Diejes öffentliche Intereſſe bedingt die Pilicht zur Armenpflege.“ 
Entih. d. RG. Zivili. III. 271. 
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interefienten als gleichbetheiligt, das Privatrecht Einen Einzelintereſſenten als 
vorzugsweife betheiligt erjcheinen läßt, weil eben gerade in dieſem jyalle aus 
den angegebenen Gründen dort dem Gemeinwejen, bier dem Einzelnen die 
facultas agendi zugejtanden ift. Dort wie hier war aber da3 öffentliche 
Intereſſe für die Rechtsnorm maßgebend'). 

IV, Die Meinung, daß das Privatrecht nur Privatintereſſe ſchütze, bat 
num weiter dem Satze vielfach Anfehen verichafft, daß das Privatredt 
dem Öffentlihen Intereſſe weihen müfje?). Diefer Sap iſt aber 
unrichtig. Die Sachbewandtniß iſt folgende: 

PBrivatinterejje und öffentliches Intereſſe find für den Gejepgeber 
nicht gleih: salus publica suprema lex esto. Allein was vom 
Privatintereffe gilt, leidet deshalb nicht auf das Privatrecht Anwendung. 
Denn wie vorjtehend dargethan ift, ift das Privatrecht wie überhaupt alles Recht 
um des öffentlichen Intereſſes willen gegeben. Privatrecht und öffentliches 
Recht müſſen, weil beide Recht find, alfo durch Dritte unbefugt nicht verlegt 
werden dürfen, gleichwerthig jein®). Wenn man öfters vom gegentbeiligen 
Standpunkte ausgeht, jo bat dies einmal feinen Grund darin, daß ſich im All: 
gemeinen an das einzelne Privatrecht ein minder ftarfes öffentliches In: 
terejje fnüpft als an das einzelne öffentliche Recht und jodann darin, daß erit 
in neuerer Zeit die Ueberzeugung von dem Rechts charafter der öffentlichen 
Nechte fich deutlicher Bahn bricht, während die ältere Auffaſſung ja geneigt 
it, Alles, was im öffentlichen Interejje von der öffentlichen Gemalt für nötbig 
erachtet wird, für geboten jchon deshalb anzujehen, ohne fich zu vergegen: 
wärtigen, daß doch hiermit der öffentlichen Gewalt ein weitgehender Kreis 
von rechtlichen Befugniſſen zugewiefen, das Öffentliche Interejje in 
joweit zum Nectstitel (j. u. $ 18 und jpäter) erhoben wird. Allen 
auch wenn man den obigen Satz: „Das Privatrecht müſſe dem öffentlichen 
Interejje weichen“ umwandeln würde in den Sag: „das Privatrecht müſſe 
dem öffentlichen Nechte weichen” oder „das öffentliche Necht jei ftärfer als 
das Privatrechtt), jo wirde man irren. Vielmehr find das Privatredt 





' Man vergl. ald Beleg Tür die Richtigkeit diejer Anſchauung noh: „Die Motive zu 
den 88 54—56 des Entwurfs der Konkursordnung für das deutiche Reich zeigen, dab in 
dem Entwurfe die viel größere Zahl der nad) den bisher geltenden objeftiven Rechten be 
jtehenden Vorrechte auf eine geringere Zahl beichränkt iſt, um nur jolde Forderungen in 
diejer Weiſe zu bevorzugen, deren objeftives Wejen, als (nad) dem gegenwärtigen Kulturzu— 
jtande) innig mit dem öffentlihen Wohl, den allgemeinen Verkehrs— und Kreditbedürfniſſen 
und dem nterejie der Rechtsordnung verwachien, erfannt wurde. Selbſt die Rangordnung 
der einzelnen Klaſſen diefer bevorzugten Forderungen unter jich iſt nach dem Grade der 
Intenfität ihres ſachlichen Einfluſſes auf jene allgemeinen Intereſſe abgejtuft; Entid. d. 
Reichsger. Zivil. IH. 38. Bergl. ferner ebenda S. 289 und zablloje andere Belegitellen. 
Zu den bejonders harakterijtiihen unter denielben gehört nod der Sag aus einem Präjudize 
des badiichen OberlandesgerichtS (bad. Annalen 1880 ©. 227): „Das Landrecht ift im In— 
terefie des Öffentlihen Nupens jo auszulegen, wie es am wenigiten das Kulturredt 
des Grundeigenthums bejichräntt.“ 

2, „Die bloße Hinweilung auf das „öffentliche Intereſſe“ erflärt nicht, warum hier 
(se. bei der Enteignung) das Privateigenthbum weichen joll, das ſonſt vor Allem auf dat 
——— Intereſſe geſtützt wird.“ U. Wagner, allgemeine Volkswirthſchaftslehre 2. Aufl. 
‚is. 

s Mit Recht führt eine Entſch. d. preuß. O⸗Verw.G. VIII ©. 142 aus, daß die 
Verwandlung von Gemeindeglieder- in Kämmereivermögen ohne Genehmigung des Krei® 
ausſchuſſes jelbjt dann ungültig jei, wenn dadurd das rechtlich geſchützte Intereſſe der Ge 
meindeglieder nur wenig geidädigt wird. 

*) Preuß. Landr. Einl. $ 74: „Einzelne Rechte (und Vortheile) der Mitglieder dei 
Staates müſſen den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Wohle, 
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und das öffentlihe Recht vollfommen gleichwerthig. Sie bilden 
ziwei formell unabhängige und jelbititändige Syſteme. Dig Geltendmachung 
des Privatrecht ift einflußlos für den Beſtand des öffentlichen Rechts und 
ebenjo fann die Ausübung des öffentlichen Rechts ein Privatrecht an ſich nicht 
beeinträchtigen‘). Daher ift etwas durch das öffentliche Recht Verbotenes nicht 
an fich auch zivilvechtlih ungültig und umgekehrt. Vielmehr kann an ſich ein 
Bertrag dem Mitkontrahenten gegenüber gültig jein, obwohl er der öffentlichen 
Gewalt gegenüber jtrafbar oder unzuläffig erjcheint. Es bedarf alfo bejonderen 
ejeglichen Verbotes, um auch die zivilrechtliche Wirkſamkeit einjchlägiger 
Rechtageichäfte auszuschließen (vergl. 3. B. Gem.:O 8 117) oder zu bejchränfen 
(ebenda $ 152 Abi. 2). 

Nur die Rechtsnorm, aus welcher mittelbar oder unmittelbar Privat: 
rechte und öffentliche Rechte entipringen, zieht die Grenze zwiſchen öffentlichen 
Berechtigungen und Privatrechten. Nun iſt allerdings das richtig, daß unfere 
Normenbildung dazu neigt, in den Privatrechten die grundlegenden, prinzipiell 
unbeſchränkten Befugnifje zu erbliden, namentlich) im Saceigenthume, und daß 
dadurch der Vorjtellung Vorſchub geleiftet wird, als ob öffentliche Nechte, 
welche thatjächlich auf eine mehr oder weniger weitgehende Beichränfung 
des Sachgenuſſes oder jonjtiger Privatnugungen hinauslaufen, in die betreffenden 
Privatrechte eingriffen. Allein man muß ſich gegenwärtig halten, daß das 
Eigenthum an Sachen zwar prinzipiell unbejchränft, jedoch keineswegs unbe: 
Ichränfbar ift, daß vielmehr eine ganze Reihe von — nicht in den Willen 
des jemweiligen Eigenthümers gelegten — bejchränfenden Befugniſſen Dritter 
namentlid dem Grundeigenthume anhaften, ohne daß die Rechtswijienjchaft 
daraus irgendwie Anftoß gegen den Eigenthumsbegrifj herleitet oder zu dem 
Satze fommt, jene — nachbarrechtlichen, waſſerrechtlichen (Grüchot, Beiträge 
Bd. 37, ©. 152) u. j. w. — Beichränfungen verlegten das Eigenthum, 
griffen in dasjelbe ein! Sie haben ja in der That auch nur die Bedeutung, 
den Umfang des Eigenthums von vorn herein einzufchränten. Ganz die 
nämliche Bedeutung wohnt den öffentlichen Nechten inne, welche den Sad): 
genuß des Eigenthümers in verwandter Weife beichneiden. Auch fie bejchränfen 
von vorn herein den Begriff und Umfang des Eigenthums, welches 
unferes Erachtens am Nichtigjten als dag Necht bejchrieben wird, jeden Dritten 
wenn zwijchen beiden ein wirklicher Widerſpruch Kolliſſion) eintritt, weichen.“ „Ungleich- 
artigkeit” der Abgabenforderung mit einer zur Aufrechnung geitellten Gegenforderung des 
Abgabenpflihtigen: Ert. d. f. f. Verw⸗GeHofs VI. 428. 

) Vergl. 3. B.: a) Durch die Landesgeſetze, weldhe in gewerbepolizeilicher 
oder gewerbejtenerlidher Beziehung Erfordernifje zur Begründung der 
Eigenjchaft eines Raufmannes oder bejonderer Klaſſen von Kaufleuten aufjtellen, wird 
die Anwendung der Bejtimmungen dieſes Geſetzbuchs nicht ausgeſchloſſen; ebenjo 
werden jene Gejege durd diejes Geſetzbuch nidht berührt. HGBuch Art. 11; 
b) Kundmadungspatent zum öſterreich. bürg. Gejegbucde: „Auch bleiben die über politijche, 
Ktameral- und Finanz:Gegenjtände fund gemachten, die Brivatrechte beſchränkenden oder näher 
bejtimmenden Berordnungen, obſchon in diejem Geſetzbuche ſich darauf nicht ausdrücklich be— 
zogen wurde, in ihrer Kraft;“ c) preuß. Gejeg v. 3. Juli 1875 (2. Aug. 1880) $ 1: „Der 
Entiheidung der Berwaltungsgerichte unterliegen die in den Geſetzen bezeichneten Streitſachen 
über Anjprüde und VBerbindlichkeiten aus dem öffentlihen Rechte (itreitige Verwaltungs: 
jahen). Die VBermaltungsgerichte entjcheiden unbejchadet aller privatrechtlihen Verhältniſſe.“ 
d). . . „micht die Frage tt zu enticheiden, ob die öffentlich rechtlihen Vorausſetzungen für 
die Einreihung eines Gemeindewegs in die Klaſſe der Landſtraßen gegeben ivaren, Jondern 
die ausſchließlich privatrechtliche Frage, ob der beklagte Fisfus über Eigenthum der Magenden 
Gemeinde verfügt und hierfür eine Vergütung zu leiten habe.” Entſch. d. Reichsger in 
Zivilſ. I. 420; e) „insbejondere unterliegt es feinem Zweifel, daß das Privateigenthum an 
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von unbefugter Verfügung über die Sache abzuhalten‘). Sie ruhen auf 
demjelben Boden der Nechtsnorm twie das Eigenthum jelbft. Dies gilt jelbft 
dann, wenn die betreffenden Beichränfungen erſt neu durch die Gejeßgebung 
eingeführt werden?). Eine ganz andere ‘Frage iſt es aber, ob nicht die Billig: 
feit (d. i. jelbit ein „Öffentliches Intereſſe“) es fordert, daß in folchem Falle 
den thatjächlich geichädigten Privateigenthümern ein Entſchädigungsanſpruch 
—1 werden joll?). Allein hat dies das betreffende Geſetz nicht gethan, 
o beiwendet es nicht minder bei der formellen Gültigkeit des leßteren*). 


Grund und Boden die rechtliche Möglichkeit nicht ausichlieht, daß über denjelben ein öffent— 
licher Weg führt.“ Erf. d. preuß. ©. Verw.-Ger. v. 9. Nov. 1878. Wehnlicd Erf. d. allg. 
V. G. 9. VI. 584; f) „endlich jteht auch die dem Lehrer ertheilte Vokation einer Erhöhung 
des darin zugejicherten Einkommens jeitens der Auffichtsbehörde nicht entgegen, da jie nur 
einen Vertrag zwiſchen Lehrer und Sculunterhaltungspflictigen darjtellt, die öffentlich 
rechtliche Bejugnih der Staatsbehörde zur Bemeſſung des Lehrergehaltes aber durch einen 
Privatvertrag nicht beichränft werden fann. Erf. d. preuß. DO. Bermw.:Ger. III. 148; andere 
Fülle ebenda VII. 362. Entſch. d. f. f. V.G.H. VI. 352. 375. „Rujtitalgrundjtücde, welche 
mit Rittergütern fonjolidirt werden, erlangen zwar in rechtlicher Hinſicht die Eigenſchaft 
von Zubehörungen der legteren, werden aber nicht auch durch diefe Konjolidation allein der 
politiihen Vorrechte der Nittergüter theilhaftig.“ Berord. d. k. ſächſ. Landestonfiit. bei 
Fiſcher Seite. IV, 86, 

') „Bei der Zwangsenteignung wird vom Rechte dem Willen des Staats, welcher bier 
den Willen und das Iniereſſe der höchſten Gemeinſchaft vertritt, unbedingt der — vor 
dem Willen des das Individualintereſſe vertretenden Privateigenthümers eingeräumt. Darin 
liegt das wichtige Prinzip enthalten, daß die —— des Privateigenthums kein un— 
bedingter Grundſatz der Rechtsordnung iſt.“ U. Wagner, a. a. D. I. 795. Aehnlich 
Ihering Zwed im Rechte, I. 519. „Die freie Verfügung des Eigenthümers über jeine 
Sadjgüter findet eine Schranke in gewijien Normen des öffentlihen Rechts, durch welche 
ein für allemal und darum aud) ohne Gewährung einer Entihädigung das Eigenthums- 
recht nach gewiſſen Richtungen bin eingeengt iſt.“ Dernburg, preuß. Privatrecht I. 491 f. 
($ 217). Entid.d. R.:Ger. in Strafi. \v. 107. Entſch. d. — O. Verw.-Ger. VIII. 329 f. 
Natürlich werden aber Beſchränkungen des Eigenthums, als des Rechts, Dritte von der Ver— 
fügung über eine Sache auszuſchließen, immer Ausnahmen bleiben. Vergl. Erk. d. Juriſten- 
fat. Göttingen dv. Aug. 1847 bei Seuffert, Ardiv 16, ©. 199 f.; Erf. d. ka k. Verw.-G.- 
Hofs IV. 600 

*) Bergl. Entich. d. preuß. DO. Verw.-Ger. VII. 291. Dabei „kommt es weder auf 
den Umſtand an, daß die Verordnung erit im Laufe des Streitverfahrens erlajien iſt, noch 
würde ed von Einfluß auf die Beurtheilung jein, wenn auch die Rolizeibehörde zu der 
fraglichen Verordnung lediglich dur den gegenwärtigen Fall veranlaht jein ſollte.“ — 
v. Gerber über öffentliche Rechte S. HU f. bezeichnet abweichend das Privatrecht als ein 
„von der Veränderlichkeit der Nechtänorm gar nıcht ergreiibares Individualgut.“ 

” Nach dem franzöi. Geſetze betr. die ländlichen Güter u. j. w. v. 6. Oktober 1791 
Urt. 13. B. „kann das Eigenthum an Grund und Boden zu Gunften von Brivatperjonrn 
nur jolhen Abgaben und Yajten unterwofen jein, deren Begründung durch Vertrag geſetz— 
lich nicht verboten ijt und zu Gunsten der Nation nur den von dem gejeßgebenden Körper 
eingeführten öffentlichen Abgaben, jowie, unter der Bedingung einer gerechten und vor: 
gängigen Entichädigung, den vom Gemeinmwohl geforderten Opfern.“ 

*) „Wegen derjenigen Einwirkungen auf das Privatrecht, welche auf einer Aenderung 
des Rechts im objektiven Sinne beruhen, hat der verlegte Private an und für fich feinerlei 
Aniprühe. Seine Privatberehtigung, welce jich nad) der allgemeinen Rechtsnorm 
modelte, verliert mit deren Umgejtaltung ihre bisherige pojitive Unterlage. Der 
bisherige Berechtigte muß die Folgen diejes jtaatsrechtlichen Souveränetätsaftes dulden und 
fann nur dann eine Entihädigung verlangen, wenn fie ihm bei Gelegenheit der Rechts— 
änderung, wie dies das materielle Recht verlangt, bejonders zugebilligt ijt.* Dernburg, 
a. a. D. 1. 62 ($ 33). Entſch. d. Reichsger. v. 17. Febr. 1883 Bentferi’s Arhiv 8. F- 
VIII. ©. 257 5. — Das Gejeg als oberjter Requlator des Rechts fann auch das Gewohn— 
heitgrecht in feiner Geltung bejchränfen. Der Staat erihafft allerdings nicht alles Recht, 
insbejondere nicht alle Privatrechtönormen (Dernburg,a.a.D. $ 32, 9. Schulze deutiches 
Staatöreht I. $ 1), allein er kann durch jeine Geſetzgebung auch das nicht von ihm her— 
rührende Recht modifiziren. 
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Im Uebrigen darf nicht außer Acht gelafien werden, daß auch zumeilen 
durh die Rechtsnorm beitehende öffentliche Rechte im Intereſſe der Unbe— 
Ihränftheit des Sachgenufjes der Einzelnen modifizirt oder aufgehoben werden!). 


$ 13. Deffentlihes Recht und Privatinterejien. 


I. Alles öffentliche Intereſſe ift gleich einer Summe von Einzelintereijen, 
nämlich gleich dem Durchichnittsinterefje der Bewohner eines beitimmten Gebietes 
($ 6). Auch diejenigen öffentlichen Intereſſen, welche in erjter Linie nur In— 
terejjen des betreffenden Gejellichaftsverbandes umd nicht direkte Intereſſen feiner 
Angehörigen find ($ 7), erjcheinen doch in legter Linie, ala Mittel zum Zweck, 
ebenfalls unter dem Gefichtspunfte von Jntereffen der gefammten Einzelnen 
und als Einzelinterejien. Wenn aljo oben ausgejprochen worden ift, daß alles 
Recht zu Schu und Förderung öffentlicher Intereſſen bejtimmt ſei, jo war 
damit keineswegs gejagt, daß dem Rechte der Schuß von Privatinterefjen fern 
liege. Im Gegentheile ift der Schuß der öffentlichen Interejien gleichbedeutend 
mit dem Schuße des durchjchnittlichen Intereſſes der Einzelnen im Rechtzgebiete.?) 

Dies gilt nicht blos vom Privatrechte, jondern auch vom öffentlichen 
Rechte. Auch das öffentliche Recht ſchützt, weil es öffentliche Intereſſen 
Ihüst, Privatinterejien.?) Das Weſen des öffentlichen Nechtes liegt eben, 





") Bergl. z. B. württemb. Geſetz v. 26. März 1873 Urt. 1: „Durch die Weide kann 
die Benügung des Grundeigenthums nie bejchränft werden. Alle Kulturbeihräntungsbe- 
fugnijfe, fie mögen privatrechtlidher oder öffentlih rehtliher Natur fein, treten . . . 
außer ®irfiamteit.“ 

2) Man vergleiche z. B.: „Nur im Intereſſe neuer geiftiger Shöpfungen 
ijt die Benugung bereits veröffentlichter Schriften im gejeglichen, Umfange gejtattet.* Eniſch. 
d. Reichsger. Strafj. I. 185. — „ES läge in der That nur ein praktiich ziemlich werthlofer 
Schuß diejes Urheberrechts des Beitellers vor, wenn dadurch der unter allen Umſtänden 
itrafbare Uebergang einer Einzeltopie des Bildnifies einer Perſon in die Hand eines Dritten 
ohne Einwilligung des Beitellerd gehinden, der bei weiten flagrantere Fall einer Verlegung 
des Intereſſes des Bejtellers an der unterbleibenden Veröffentlihung durd) öffent 
lien Aushang aber nicht getroffen würde. Aus der inneren Natur des zu jhügen- 
den Antereffes läßt ſich fein auch nur einigermaßen zutreffendes Argument dafür ent- 
nehmen, daß dad Aushängen zum Weiterverfauf verboten, da$ Aushängen zu anderen 
geichäftlihen Zweden aber erlaubt fein joll.“ a. a. O. 11. 251. — „Sowohl die preufifche 
wie die Reichs-Konkursordnung kennen die Fortführung des Gejchäftsbetriebes als ... unter 
Umftänden im Intereſſe der Gläubiger wie des Gemeinichuldners . . . gebotene Mafregeln.“ 
Entſch. d. Reichsger. Eivilj. IL. 25. — Nicht glüdlih iſt alfo die Ausdrudsweile in dem 
Erkenntniß des f. f. Berw.:Ger.-Dofes IV. 14: „Der Vorbehalt der Genehmigung folder 
(Gewerb3-) Anlagen erfolgt ja zu dem Zwecke, um die mit folhen Anlagen verbundenen 
Gefährdungen und Beläjtigungen und die hierdurch gebotenen Vorſichten wahrzunehmen, 
das Einzelinterejie mit dem Interejie der Gejammtheit in Einklang zu bringen.“ 

) "Sa ein gute commercium allerdings zum Aufnehmen einer Stadt jehr vieles bey— 
trägt, jo iſt es (öbtic, wenn eine Stadt-Obrigkeit ihr Augenmerk auch darauf richtet, und 
joldes in guten for in der Stadt zu erhalten juchet. Deromwegen wann 3. E. der Rath zu 
Magdeburg die Verordnung machet, daß jowohl die Frembden als Einheimischen Schiffer nur 
mit einem Schiff und zwey Scutten beladen abfahren und die herauf fommende Schiffer 
ſämmtlich, welde Korn dajelbit einzutaufen und abzuführen vermeinet, zum wenigjten mit 
halber Ladung anderer Waaren ſich einfinden, jonjten aber ihnen fein Getreyde abzuführen 
gejtattet werden folte; jo ijt der Magiitrat dergleichen Anordnung commercii causa 
ſowohl zu gemeinen als Privat:Nugen nad Zeit und Gelegenheit zu verfügen 
allerdings befugt.“ NRiccius, Auverläjiiger Entwurf von Stadtgejegen (1740) ©. 394. 
Bergl. weiter 3. B. diejenigen Enticheidungen, welde die Wahrnehmung der Intereſſen der 
Angeflagten durch die Strafprozehgeiepgebung betonen; 3. B. Entſch. des Reichsger. Strafj. 
I. 262. III. 69. — Entſch. d. Reichsger. Civilſ. IV. 382: „Der im Interejje des durch 
eine unerlaubte Handlung Beihädigten zum Zwecke der Erleichterung des Beweijes ein- 
geführte Gerihtsjtand der unerlaubten Handlung.“ 

Annalen des Deutichen Reichs. 1884. 93 
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wie Schon oben dargelegt, nicht darin, daß ausschließlich durch dasjelbe öffent: 
liche Intereſſen geichügt würden, fondern vielmehr darin, daß es die öffent: 
lichen Rechtsverhältnifje regelt, d. h. die Rechte und Pflichten der öffentlichen 
Gewalt. Natürlih werden auch durch die öffentliche Rechtsordnung nur eine 
Reihe befonders wichtiger und feineswegs alle Intereſſen (bezw. öffentlichen 
Intereſſen) geſchützt;) gar viele Intereifen bleiben ohne öffentlichen Rechtsſchutz 
($ 11). In zahlreichen Fällen refleftirt der Schuß des üffentlichen Rechtes 
für gewiſſe Intereſſen nur auf andere Intereffen, welche direften Schußes 
dabei entbehren.?) 

II. Nicht jelten wird die Meinung ausgeiprochen, daß die öffentliche 
Gewalt, wo e3 ji) um das Intereſſe eines Einzelnen handelt, nicht einfchreiten 
jolle und dürfe, jondern nur, wo es fich um das Intereſſe einer Mehrheit oder 
Geſammtheit handelt. Denn wo lediglich das Intereſſe eines Einzelnen in 
Frage fei, vermöge fi) der Einzelne regelmäßig jelbjt vorzufehen und es jei 
ihm daher auch überlafjen, dies zu thun. Dieſer Sat ift beachtlich und richtig als 
Motiv der Normengebung, allein nicht maßgebend als Rechtsnorm.“) Gewiß 
hat unter den leßtangegebenen Umſtänden der Gejeggeber meift oder doch oft 
feinen Anlaß, einen öffentlicherechtlihen Schuß einzuführen. Doc dieſe 
Negel ift nicht ohne Ausnahme. Insbeſondere bei der Verfolgung der fogen. 
Nechtöverbrechen, aljo jtrafbarer direkter Eingriffe in das perjünliche oder 
privatwirtbichaftliche Dafein des Einzelnen, im Wege der öffentlichen Klage 
erjcheint die Thätigfeit der öffentlichen Gewalt doch als vorwiegend im Intereſſe 
eines bejtimmten Berleten gelegen. Und jelbjt da, wo der öffentliche Rechts— 
Ihuß zur Bekämpfung mittelbarer Gefahr für die Sicherheit, Gefundheit oder 
Wohlfahrt einer unbejtimmten Mehrheit von Perſonen dienen joll, alſo bei- 
fpielsweije im Gebiete des Baupolizeirechts oder der Fabrifgejeggebung, dient 
doch die Anwendung jenes Rechtsſchutzes im einzelnen Falle gar oft thatjäch- 
lih nur dem Intereſſe einer oder der anderen bejtimmten Perſon, 3. B. die 
Verweigerung der Genehmigung für den Bau eines Haufes, welches über 


1) „Der Dritte... . , der Nichteigenthiimer, kann zwar unter Umjtänden eim nicht 
minder dringendes Interejje daran haben als der Eigenthümer jelbjt, dab der Baufonjens 
nad) einer bejtimmten Richtung hin ertheilt oder nicht ertheilt werde. Ein jubjeftives Recht 
bierauf hat er aber nicht und das jelbjt dann nicht, wenn etwa die einzelne baupolizeiliche 
Beitimmung, welche er zur Geltung gebracht zu jehen wünſcht, neben den zunächſt maßgeben— 
den öffentlichen allgemeinen, bis zu einem gewilien Grade auch die bejonderen Intereſſen der 
Nachbarn zu jchügen beitimmt fein mag. Sein Interejie jteht wie das der Geſammtheit 
lediglih unter dem allgemeinen Schuge einer geordneten Verwaltung.“ Entſch. d. preuß. 
D. y II. 354. 

2) „Die ortspolizeiliche Thätigkeit muß’ und zwar gerade auf ihren wichtigſten Gebieten 
nad) Inhalt und Wejen die Interefien größerer oder Meinerer Kreiſe der dem Polizeibezirke 
Angehörigen berühren, indem fie denjelben Schuß und Förderung angedeihen läht und dies 
kann jid aud jehr wohl in der Abwehr einer Werthsminderung oder jelbit 
in einer Steigerung des Werthes der im Bezirke liegenden Grundjtüde 
fühlbar madhen. Ebenſo wie die grobe Vernachläſſigung der Sicherheitds, Gejundheits:, 
Bertehrs: (Weges) Polizei u. j. w. eine SHerabjegung der Grundſtückswerthe eines Polizei— 
bezirts zur Folge haben fann, vermag umgekehrt die jorgjame Pflege diefer Zweige der Polizei 
ur Hebung derjelben beizutragen. Regelmäßig handelt es ſich hierbei aber um öffentliche 
X ntereilen, um Interejien des Publikums, welde nicht gleichbedeutend find mit den bejon- 
deren PBrivatinterefien der einzelnen Perjonen, aus denen das betheiligte Publitum zufällig 
bejteht, und weldye allerdings gleichfalls in gewiſſen Fällen nad) Maßgabe bejonderer Gejege 
den Schuß der Polizei geniehen, wie z. B. in Jagdſachen, Gejindedienititreitigkeiten u. j. m.“ 
Erf. d. preuß. O. Berip.ßher. VI. 359. Vergl. auch F. F. Mayer, Grundzüge ©. 62. 

) Vergl. hierzu 5. 5. Mayer, Grundjäge S. 102 f. 
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Straßenbreite hoch werden foll, nur dem nterefie des Bewohner des gerade 
gegenüberliegenden Haujes oder das Verbot der Beichäftigung eines noch nicht 
zwölfjährigen Kindes in einer bejtimmten Fabrik dem Intereſſe gerade diejes 
Kindes. Nur injoweit ift dem fraglichen Sate bei der Nechtsanwendung 
Beachtung zu ſchenken, als die Rechtsnorm ſelbſt das öffentliche Intereſſe 
al3 Grund (Titel) der einzelnen öffentlichen Berechtigung einführt, wie dies in 
$ 19 und jpäter näher zu erörtern ift. Denn alsdann muß auch bei der 
Anwendung und Auslegung der betreffenden Normen der Sinn jenes „öffent: 
lich“ jpezielle Berücfichtigung erfahren. !) 


8 14. Oeffentliches Recht und Privatredt.?) 


I. Privatrecht ift der Inbegriff der Nechtsgrundfäge über die Nechtsver: 
hältniſſe zwiſchen den Einzelnen, öffentliches Recht der Inbegriff der Rechts: 
rundjäge über die Nechte und Pflichten der öffentlichen Gewalt (j. 88 12, 13). 
ide unterscheiden ſich aljo hinfichtlich der in ihrer Sphäre auftretenden Rechts- 
jubjefte. Dagegen läßt fich ein Unterſchied zwijchen beiden nicht aus der Art 
des Intereſſes herleiten, welches in dem einen und in dem anderen Nechtsgebiet 
Schuß findet. Dies gilt nicht nur infofern, als man zwiſchen Privatinterefje 
und öffentlichem Intereſſe jcheidet (ſ. $ 12). Bielmehr findet auch fein ein: 
ziges jachliches Lebensgebiet blos Schuß durch privatrechtliche oder bios 
durch öffentlichrechtliche Normen, jondern die Normen beider Sategorien 
machen auf jedem fachlichen Yebensgebiete — die Bermögenswirthichaft durch: 


) Man vergleihe vorläufig folgende Stelle, bezüglich auf die Frage, ob der durd) 
lärmenden Gewerbebetrieb des Nachbarn beläjtigte Grundeigenthümer im Klagwege vorzu— 
gehen vder aber den polizeilihen Schup anzurufen babe (Frankf. Recht): „Die Polizei kann 
es nicht für ihre Aufgabe halten, lediglich im Interefie einzelner Privaten wegen eines 
Lärmes einzujchreiten, welcher dieje, nicht aber das Publitum im NAilgemeinen oder einen 
größeren Theil desjelben beunruhigt, wenn fich der Lärm eben nur auf einem bejchräntten 
Raume, innerhalb der nächſten Wohnungen vernehmen läht, ohne öffentlidhe Störungen 
hervorzurufen.“ Entſch. d. RG, Givilj. VI. 218. Ferner: Eine Störung der öffentlichen 
Ordnung „kann aud in Handlungen liegen, durch welche zunächſt und unmittelbar Einzelne 
angegriffen werden . . . Die Gefährdung der Sicherheit der Straße durch einen Angriff auf 
eine einzelne Perſon, welche die Straße paflirt, ichlieht auch eine Störung der unmittelbar 
nicht angegriffenen Perjonen in ſich, die durch Wahrnehmung des AUngriffes in dem Gefühle 
eigener Sicherheit beinträchtigt werden.“ Entſch. d. R.-®. Strafj. V. 300. 

®) Literatur zu 88 12 bis 14: Ahrens, Naturredit (6. Aufl.) I. 386 j. Stahl, 
Epriitliche Rechts- und Staatälehre I. 119 f., 273 f. v. Gerber, lieber öffentliche Rechte 
(1852) ©. 29 f. G. Meyer, Lehrbuch d. deutichen Staatsrehts 26 j. H. Schulze, Lehr: 
buch d. deutſchen Staatärehtö 1. $1. Klüber, Deffentliches Recht d. deutichen Bundes 8 10 
(3. Aufl.) S. 11. Maurenbreder, Grundzüge des heutigen Staatsrechts $1. Rösler, 
Soziales Verwaltungsrecht I. 20 f. (gebt von dem unzutreffenden Begriffe eines zwiichen 
Privat: und öffentlihem Rechte liegenden Sozialrehts aus). Leuthold, Sächſ. Verwaltungs: 
rebt S. 17 5. v. Stengel in Zeitſchr. für d. geiammte Staatswiſſenſchaft Bd. 38, 254 f. 
A. Bann, lleber die Grenzlinien zwiſchen öffentlihem und Privatrecht (Sep.--Abdr. 25 ©.); 
Bien 1881. Mommſen, Römiſches Staatsredht 1. 1. v. Savigny, Spitem I. 1. 
Puchta, Inititutionen I. 55. Madelden, Lehrbuch d. heutigen römiich. Rechts (9. Aufl.) 
L$8. Böding, Bandelten I. 3. Kierulff, Pandelten I. 6. Sintenis Zivilrecht 
1. 3 f. (2. Aufl.) v. Holzſchuher, Theorie und Kaſuiſtik I. 3 (2. Aus.) Koh, Preuß. 
Privatreht I. $ 4. Dernburg, Preuß. Privatrecht 1. $ 32 (2. Aufl.) S.61 f. Unger, 
Dejterr. Privatredt I., Einl. Nr. 3. v. Kirchftetter, Kommentar zum öjterr. Bürg.-G.: 
Bud (4. Aufl.) S. 14. Siebenhaar, Sächſ. Privatreht ©. 5 f. Segler, Württemb. 
Privatteht $1. Wächter, Württemb. Privatrecht I. 5 f. Neiches Material von praftiichen 
Hüllen bei v. Kirhenheim, Verwaltungsrechts-Praktikum, Stuttgert 1883, 
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aus nicht ausgenommen — ihren Einfluß geltend.) Aus diefem Grumde er: 
ſcheinen Gejege, welche bejtimmt find, das Spezialrecht eines gewiſſen Lebens 
gebietes zu bilden, meiſt aus privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Elementen 
gemischt.) Aus demfelben Grunde begegnen wir umendlich oft der Erſchein— 
ung, daß ein bejtimmtes Handeln, für welches die Genehmigung der Obrigkeit 
—— (z. B. Hausbau, Auftion), privatrechtlich unzuläſſig ſein kann und um: 
gekehrt. 

Auch zeigt ſich im Laufe der rechtsgeſchichtlichen Entwickelung nicht ſelten 
eine Verſchiebung der Grenzen zwiſchen dem Privatrecht und dem öffent— 





„Daß die Benutzung von Privatbeſitz überhaupt der polizeilichen Aufſicht entrüdt 
fein jolle, (ift) ein Rechtszuſtand, den das Geſetz auf feinem Gebiete des Privatrechts fennt.“ 
Entſch. d. preuß. DO. VBerw.:G. VI. 368. Bedenklich iit daher die in beliebter Weile z.B 
von v. Rönne, preuß. Staatsrecht, 4. Aufl. I. 4) gemachte Unterſcheidung zwiſchen Staats 
recht und Privatrecht, welche als Gegenitand des Staatsrechts „die öffentlihen Verbält: 
nijfe im Staate* und als Gegenitand des Privatrechts „die zur ausſchließlichen Rechtsſphäre 
bejtimmter phyſiſcher und moraliiher) Perjonen im Staate gehörigen Verhältniſſe“ 
bezeichnet. Die theoretiihe Untericheidung zwiſchen Privatrecht und öffentlichem Recht hinderte 
3. B. die Römer keineswegs, die Privatrechtsfähigfeit auf das Engite mit der öffentlichen 
Rechtsſtellung der Perjonen in Zufammenbang zu bringen. Bergl. Padelletti ‘v. Holtzen— 
dorff), Lehrb. d. röm. Rechtsgeſchichte ©. 164 f.: „Beide Rechtsmaſſen find nicht als zwei 
durchaus getrennte und geſchloſſene Ganze zu denken, ſondern ſie greifen vielfach ineinander 
über. Denn der Staat iſt der Einzelnen, der Privaten, wegen da und dieſe müſſen wieder 
ihre beſonderen Zwecke denen des Geſammtweſens unterordnen.“ Sintenis, Zivilrecht I 4. 

” Man vergl. z. B.: a) Entſch. d. preuß. O. Verw.:-G. vom 30. Oktober 1878: „Jene 
Beitimmungen im Tit. 8, J. W-L.-R und die darauf fuhenden Baupolizeiordnungen regeln 
die im Privat-Eigenthum begründeten Rechte in ihrem Berbältnifie zu den Anforderungen 
des öffentlihen Wohle.“ db) Enticheidungen des ReichsGer. Zivil. I. 147: „Die Vorrechte 
des Adels als eines bejonderen Standes beruhen zwar der Mehrzahl nah auf dem öffent: 
lihen Rechte, find alſo politifher Natur. Allein das Recht zur Führung des Titels und 
Wappens eines beftimmten adeligen Geſchlechts gehört dem Privatredite an. Es iſt be 
dingt durd die Angehörigfeit zu diejer bejtimmten ie Familie und jein Gebrauch iſt 
ein Kennzeichen dieſer Angehörigkeit“ ſ. auch a. a. ©. V. 173.) c) „Die verichiedenen, in 
Sachſen erlaſſenen Fiſchordnungen beſchränken fich nicht blos darauf, das öffentliche Interefie 
jicher zu jtellen, jondern bezweden zugleich da8 Benutzungsrecht der verjchiedenen, bei einem 
Fiſchwaſſer betheiligten Fiſchereiberechtigten angemeſſen zu regeln umd inſoweit auf privat: 
rechtlihe Verhältniſſe einzuwirken. Dies gilt namentlih von den Beitimmungen, welche die 
Fiſchereiberechtigten Hinfichtlich der Zeit des Fiſchens und des dabei zu gebrauchenden Zeugs 
auf ein gewiſſes Maß dergejtalt beichränten, daß feiner vor dem andern den Fiſchfang auf 
vortheilhaftere, gewinnbringendere Weile betreiben darf.“ Funke, K. ſächſ. Polizeigeſetze 
v, 322. d) „Auch das Grundeigentum und im Anſchluß an dasjelbe das Erbredt, Ber: 
hältnifie, in denen das vermögensredhtliche Intereſſe vorwiegt, werden zu einem nicht uner— 
beblihen Theile von Regeln beberridt, die dem öffentlichen Gemeinintereile entjtammen.“ 
v. Holgendorff, Bolitit S.267. „Bei einer richtigeren Behandlung des Privateigenthums 
in der Rechtswiſſenſchaft müßte” jelbit „diefe Inititution“ nicht nur im Privatrecht, jondern 
auch im öffentlihen Recht beleuchtet werden. A. Wagner, a. a. D. 1. 506. Vergl. aud 
Knies bei Roſcher, Geſchichte der Nat-Oek. ©. 1043. Man vergl. die Gefindeordnnungen, 
Gewerbeordnungen, Wailergejege (v. Pözl, bayer. Waflergejepe, 2. Aufl. ©. 4), Jagdgeſetze, 
Berggeiepe Achenbach, Gemeines dentihes Bergrecht I. S. 2), Scejhifffahrtägejege (Zorn 
in der KritiichenVierteljahrsichrift |. Gejeggebung u. Rechtswiſſ. XXIV. 477), welche ſämmtlich 
aus Elementen beider Rechtsgattungen zuiammengejegt find. — Wenn ſich daber in den 
Ertenntnijien des preuß. DO. Verw⸗G. IV. 364 der Sap findet: „Die materiellen Borichriften 
des $ 15 des (Straßenjlucht:) Gejepes vom 2. Juli 1875 und die entjprechenden Beitimm- 
ungen des Ortsſtatuts liegen nun, indem beide die Theilmahmepflicht der Adjazenten an den 
ſonſt den Gemeinden obliegenden Koſten und Yaften des Stragenbaues einführen und regeln, 
nicht auf dem der Fürſorge der Rolizeibehörden anvertrauten Gebiete des öffentlichen Rechts, 
iondern jie begründen lediglich Vermögensrechte und Pflichten zwiihen den Gemeinden und 
den Adjazenten und bejtimmen deren Anhalt und Umfang“, fo darf der darin zum Ausdrud 
gebrachte Gegenjag jedenfall® nicht in den Worten „örfentlihen Rechts“ und „Vermögens 
rechte“ allein geſucht werden. 
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lichen Recht eines Nechtsgebietes. Denn das Ergebniß der geſetzgeberiſchen 
Erwägung darüber, ob eine Berechtigung dem Einzelnen oder der öffentlichen 
Gewalt in die Hand zu legen fei, muß unter verjchiedenen Verhältniſſen und 
Geſichtspunkten nothwendig verjchieden ausfallen.) 

Ueberhaupt wäre e8 irrrig, wollte man aus dem formellen Gegen: 
fate des Privat- und des öffentlichen Rechts (j. o. $ 12) folgern, daß die 
beiden Gebiete materiell ohne Berührungspunkte ſeien. Vielmehr laſſen fich 
abgejehen von dem im Vorſtehenden Ermwähnten noch eine ganze Reihe von 
inhaltlichen Beziehungen zwiſchen beiden Gebieten aufführen. Zunächſt gibt 
e3 eine Anzahl grundlegender Rechtsſätze, welche ſowohl für das öffent: 
liche ala für das Privatrecht gelten. Hierher gehören die Grundfäße 
über die Rechtsnormen (Rechtsquellen) ſelbſt und über die Entjtehung und 
Endigung der Rechtsverhältnijfe im Allgemeinen. Sie pflegen in den Syitemen 
der Theorie und Gejehgebung Aufnahme im bürgerlichen Rechte zu finden, 
da für diefelben im Wefentlichen römische Grundlagen maßgebend find und 
das heutige römische Necht übrigens ausschließlich materielles Zivilrecht tft ?). 
Der Umstand, daß das öffentliche Recht bis jegt weit weniger theoretiſch durch— 
gearbeitet ilt als das Privatrecht, hat aber auch zur Folge gehabt, daß nicht 





Vor Allem ijt hier an den IImmwandlungsprozei zu erinnern, welcher fich auf ftraf- 
rechtlichem Gebiete zu zeigen pflegt und mwelder von der Privatrache zur öffentlichen Strafe 
hinführt; vergl. 3. B. Post, Urjprung des Rechts S. 108 f. Anfänge des Staats: und 
Rechtslebens S. 172. Berner, Lehrbuch d. deutichen Strafrechts 8$ 39 f. (in der 4. Aufl.) 
v. Wächter, Sächſiſches und Thüringifches Straireht ©. 69 j. Mommien, Römijches 
Staatsreht 1. 182 (alle Eigenthumsverlegungen vom Zivilrichter abgeurtheilt) Ueber die 
früher vorwiegend privatrechtlihe Auffaſſung der Regierungsgewalt, welde die Veräußerung 
von landesherrlichem Belige mit allen daran haftenden Nußungen an Ständeglieder als für 
das: allgemeine Beſte keineswegs ſchädlich, jondern geradezu förderlich erachtete, ſ. d. a. 
Jfaacjiohna. a. O. U. 1. Wehnlic die Ummandlung des Regalitätsbegrifies in den rein 
öffentlich-rechtlichen Begriff des Hoheitsrechtes, wie ihn u. A. amı Beifpiele der Waijerbenup- 
ungsrechte Pfizer, Reform der Verwaltungsrechtspflege ©. 33 f. ſchildert; beſonders ein— 
gehend Mittermaier im Archiv f. d. ziv. Praxis XXIII. 125 j. Ferner vergl. über den 
wecielnden Charafter des Srundeigenthums Pfizer a. a. D. 9, des Poſt- und Eiſenbahn— 
rehts Seydel in Hirths und jeinen Annalen des deutjchen Reichs 1881 S. 572. Fried: 
richs Kreisabgaben ©. 103. „Körperliche Sadıen, perjönliche Diemftleiftungen u. j. w. können 
Gegenitand ebenjomohl eines öffentlichen wie eines privaten NRechtsverhältnifies ſein: Zwecke 
der Krantenpflege, der Erziehung, der örtlihen Kommunikation u. j. mw. fönnen mittels pri⸗ 
vater wie öffentlicher Rechtsverhältniſſe befriedigt werden;" Schmitt ©. 139. Annahme 
theils der Herrenlvfigkeit, theild der Möglichkeit eines Privateigenthums des Staats u. j. w. 
an Sachen, welche dem öffentlihen Gebrauche dienen, 3.®B.: Dernburg, a. a. O. J. $ 67. 
Konſtruktion zahlreicher Baubeichränfungen theils als nachbarrechtlicher, theils al$ verwaltungs- 
rechtlicher: Zeuthold, Sächſ. Verw-Recht ©. 54. Deutſches Baupolizeirecht Hirthes 
Annalen 1879, 811 f.) Dirkſen, Das Polizeigejeg des Kaiſers Zeno über die bauliche 
Anlage der Privathäufer | 1844) ©. 20, 

3) „Dieje Eigenſchaften und Rechtsbegriffe wären Gegenſtand einer allgemeinen Rechts— 
lehre. SHierber gehören } DB. Rechts- und Dandlungsfähigkeit überhaupt, Alter und Ges 
ſchlecht, Unterſchied der Stände, Gültigkeit und Auslegung rechtlicher Handlungen im All— 
gemeinen, Verhältniß von Recht und Beii und diversae regulae juris. Diele Gemeinſam— 
feit fann ausgedehnter fein beim Borhandenjein einheimiiher untfaffender Rechtsbücher, die 
von der nationalen Sejammtanichauung des Rechts ausgehen, al® bei den fremden (römischen) 
Privatrechtsgeiepen. = nr Grundſätze des Verwaltungsrechts ©. 8. Vergl. auch 
v. Stengel in Schmoller's Jahrb. VII. 423 und Aegidi im j. Zeitſchrift f. deutiches 
Staatsrecht und deutſche Verſfaſſungegeſchichte IL. 105, ſowie ferner (hinſichtlich des „Wohn: 
ſitzes“ Entſch. d. badiſchen Verw. G. Hofs v. 18. Oft. 1881 in heſſ. Zeitſchr. f. Staats— 
und Gemeindeverw. VII. 80, (hinfichtlih der Entgeltlichkeit von — Entſch. 
d. £. £. V.G.Hofs VI. 308, (hinſichtlich der Zug um ZugsLeiltung) ebenda 228. 
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jelten Nechtsinftitute, welche lediglich öffentlichen Rechts find, nach Analogien 
in den zivilrechtlichen Inftituten betrachtet und behandelt worden ſind'). 

Nächſtdem fehlt es nicht an Lebensverhältnifien, in welchen parallel 
mit einander Berechtigungen privatrechtlichen und öffentlich rechtlichen In: 
halts laufen, d. h. derjelbe oder nahezu derjelbe Erfolg durch Geltendmachung 
eines Privatanſpruchs und durch Ergreifung einer auf der Grundlage des 
öffentlichen Rechts beruhenden Maßnahme erreicht wird?). 

Nicht felten findet fich weiter im bürgerlichen Rechte eine Einjchränkung 
der Berfügungsfreiheit der Einzelnen, welche gern als public 
juris bezeichnet wird. Die Normen, durch welche gewiſſe Rechtsgeichäfte 
unter Privaten für ungültig, unwirkſam oder anfechtbar erklärt werden, find 
jedoh in Wirklichkeit privatrechtlicher Natur, wie fie fich denn ja auch im der 
Hauptjache in den Privatrechtsgejegen finden. Sie begrenzen nur den Wirkungs 
freis der dispofitiven Privatrechtsnormen, geben der öffentlichen Gewalt jelbit 
feine Rechte und find nicht in anderem Sinne vom öffentlichen Intereſſe ge 
tragen, wie die Privatrechtsnormen überhaupt ?). Bemerkenswerth iſt übrigens, 


') Hierher gehörten die jog. öffentlich-rechtlihen Dienftbarkeiten Mittermaier's 
deutiches Privatrecht 1. $ 167. Leinpfad.: $ 231), die servitudes &tablies par la loi pour 
l’utilitö publique ou communale (c. c. 649 j.). 

2. In praxi dreht es jich dann jeiten der Privatbetheiligten meift nur um die tyrage, 
ob fie jchneller, billiger und fiherer zum Ziele fommen, wenn fie Zivilflage oder wenn fie 
Bermwaltungsbeijhwerde erheben, bezw. Anzeige an die Verwaltungsbehörde mit der Bitte um 
amtliche Einichreiten richten. Beijpiel (Recht auf bejtimmte Kirchenpläge) ſ. in Entic. d. 
Reichsger. VII. 137. So jteht in zahlveihen Fällen ein Rechtsmittel ſowohl dem durd) einen 
Bau benadhtheiligten Nachbarn als der öffentlichen Gewalt wegen der Benachtheiligung der 
Geſammtheit durch den fraglichen Bau zu. Bergl. 5. B. Erf. d. preuß. Oberverw.Ger. IV. 
350, Erf. d. R.-G. v. 23. Mai 1882 (Senffert'$ Arhiv XXXVIII. 18), und weiter ın 
Betrefi der Nechtämittel zum Scupe des (öffentlichen — privaten) Gebrauchs öffentlicher 
Wege, Entſch. d. Reichsger. in Zivili. 1. 157 f. VI. 208., jowie endlich folgende Stelle in 
den Entſch. d. preuß. O-Verw.Ger. VII 169 f. „Sollten daher die in Bezug genommenen 
Alten über die Wahl des Gemeindevoritehers aus dem Jahre 1876 keinen Aufſchluß geben, 
jo würde weiter in Betracht zu ziehen jein, daß der Kläger zwar zugejtebt, er habe das Amt 
gegen Nupung des Schulzendienſtlands übernehmen wollen, da es aber nah den Er 
Härungen der Parteien ſelbſt an jedem ficheren Anhalt dafür fehlt, wie es für die Zeit habe 
gehalten werden follen, während deren das Dienjtland ſich im —* eies Dritten befand. 
Den Mangel eines Einverjtändnifies in Beziehung hierauf hat der Richter im Verwaltung® 
jtreitverfahren nicht dadurch zu erjegen, da er darüber entſcheidet, welche Redjte dem Kläger 
etiwa zujtehen möchten, falls es ſich um rein privatrechtliche Intereſſen handelte; vwielmebr 
hat derjelbe in Wahrung des betheiligten öffentlihen Interefles, unabhängig von den 
nn den Parteien gepflogenen Berhandlungen zu beitimmen, was dem 

läger für die Zeit vom Beginne jeiner Amtsführung bis dahin, wo er das Schulzendienit- 
land in Gebraud nahm, an Dienftuntoftenentihädigung zu Theil werden joll.“ Einen 
ähnlichen Fall aus dem Schulredhte j. in Fiſcher's Zeitichr. f. Praris und Gejeggebung 
d. Verw. in Sadien II. 276. — Bergl. noh Bann, Grenzlinien S. 15 f. und wegen der 
Fälle, wo eine durch die Verwaltungsbehörde kraft öffentlichen Rechtstitels betriebene Unter: 
bringung eines Kranken den unterftügungspflichtigen Verwandten oder Armenverband zur 
Aufbringung des UnterhaltS verpflichtet, u. a. Annalen d. bad. D.-Landesger. 1880, 66. 
Einfluß einer Polizeiverordnung auf den Um fang privatrechtlicher Verpflichtung : Seuffert's 
Archiv Bd. 38 ©. 429, 

3) „Die Natur des Privatrechtöverhältnifies* wird im Allgemeinen dadurd) nicht ge 
ändert, dab in Bezug auf joldes aus Gründen des gemeinen Kohle und der öffentlichen 
Ordnung dem individuellen Belieben Schranken geſetzt find, welche die Geltung des Einzel— 
willens auch in dem ihm eigenthümlichen Gebiete id. h. im Verhältniß des Einzelnen zu 
anderen Einzelnen) begrenzen, indem die Gejege beftimmte Ausflüſſe desjelben . . . überhaupt 
als rechtlich unwirkſam erklären oder an fie gewiſſe Nachtheile für den Einen zu Gunjten der 
betheifigten Anderen knüpfen oder für gewiſſe Nechtsgeichäfte beftimmte Formen vorjcreiben. 
Wenn Mande dieje Normen zu den öffentlichrechtlichen rechnen, jo ijt das eine Verwechſelung 
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daß die Frage, ob ein Privatvertrag aus Gründen des öffentlichen Wohls 
für ungültig zu erachten jei, zu ganz ähnlichen Erwägungen für den Einzel: 
fall führt, wie fie jpäter auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts (im III. Ab: 
Ichnitte Diefer Arbeit) zu bejprechen jein werden'). 

Umgekehrt begegnen wir auch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts ver: 
ſchiedenen Nechtöverhältnifien, wo der Eintritt eines Befugnijjes der 
öffentlichen Gewalt?) abhängig gemacht ericheint von der Anregung 
jeitens eines Einzelnen), alſo gleichſam die Berfügungsfreiheit der öffent: 
lichen Gewalt im Intereſſe der Einzelnen eingeſchränkt iſt. — 

II. Einen durchgreifenden Unterjchted zwiſchen öffentlichem und Privat: 
rechte hat man darin erbliden wollen, Daß dem erjteren die fubjeftiven 
Berechtigungen, wie fie das Privatrecht kennt, abgingen. Wir halten 
diefe Auffafjung fir unrichtig. Es ift zweierlei zu bemerfen: 

1. Das objektive Necht, das Gejeg, richtet feine Gebote und Verbote all: 

emein an den menschlichen Willen, unter Androhung von Zwangsgewalt 
* den Fall der Rechtswidrigkeit. Es bedarf alſo zur Wahrnehmung, Durch— 
führung und Verwirklichung des objeftiven Rechts im Einzelfalle einer be- 
fonderen Willensthätigfeit eines beitimmten Rechtsſubjekts, welches dazu durch 
das Geſetz unmittelbar oder mittelbar berufen erjcheint. Dieſes Rechtsſubjekt, 
durch das Mittel des Geſetzes zum (jubjeftiv) Berechtigten berufen, ſteht als 
ſolches zu dem oder den geſetzlich ihm gegenüber Verpflichteten, wie keines 
weiteren Beweiſes bedarf, in einer rechtlichen Beziehung, einem Rechtsverhält— 


des öffentlichen Rechts mit der vom öffentlichen ntereiie auch in Sachen des Privatrechts 
geleiteten Gejepgebungspolitit, Vergl. Mayer, Grundfäge des VBerwaltungsrechts, ©. 4 f. 
105. 28. Dernburg, preuß. Privatreht 1. $ 77 (2. Aufl. S. 158 f. Seuffert’& 
Arhiv Band 24 ©. 60 f. Wr. 35 (mojelbit die Ausichliefung der cautio damni infeeti 
gegenüber öffentlihen Anlagen ala Privatrechtsgrundſatz bezeichnet wird, „ſofern dadurd) 
das Privateigenthum öffentlichen Anlagen und Werfen gegenüber im Intereſſe des allge 
meinen Wohls geſetzlich beihräntt wird.” Am Familienrechte tritt noch viel deutlicher ala 
im Bermögenörechte zu Tage, wie auch die Rrivatrehtöverhältnifie durchaus vom Standpunfte 
des öffentlichen —* aus geregelt find: „Das Dispoſitionsrecht der Parteien in 
Eheſachen ijt überhaupt aus Gründen des öffentlichen Intereſſes beſchränkt.“ Entſch. d. 
Reichöger. in Zivilſ. V. 379. F. Kaſparek in der Zeitihr. f. d. geſ. Staatswiſſenſchaft 
Bd. 39, ©. 880, 

!, Dernburg, aa. D.: „Was... im Einzelnen als dem Gemeinwohle wider: 
jtreitend, als ſchädlich und umfittlich gilt, beitimmt fich verichieden nach den wechielnden 
ethiichen Anſchauungen und den jeweiligen wirthſchaftlichen Bedürfnilien der Völker und 
Zeiten.” ©. ebenda 5. 155 die Bemerkungen über die Gültigkeit von Verträgen, welche 
die Gewerbefreiheit einjchränfen. 

*, Selbjtverftändlih muß aud bezüglich derjenigen Befugniſſe öffentlich » rechlichen 
Charakters, welche dem Einzelnen gegen die öffentliche Gewalt zuftehen, lepterer die Ini— 
tiative haben. 

) Hierher gehört inäbejondere die Stellung von Etrafantrag bei AntragSvorgeben, ehe 
die | Staatsanwaltidaft Klage erheben kann. Was überhaupt „Privatintereſſe und öffentliches 
Intereſſe“ im Strafprozefie anlangt, jo vergl. Entſch. d. RG. in Ztrafj. III. 388. II. 106, 
(Mitwirkung eines Vertheidigers in Schwurgerichtsjachen ein der Dispoſitionsbefugniß des 
Angeklagten nicht unterliegendes, „im öffentlichen Intereſſe“ angeordnetes Erforderniß). 
RED. 5 416: „Die öffentliche Klage wird (megen Beleidigungen und leichter Körperver- 
legungen) von der Staatdanwaltihait nur dann erhoben, wenn die im „öffentlichen In⸗ 
tereſſe“ liegt.” Uebrigens aber iſt, „indem das Strafgeſetz die Verfolgung gewiſſer Mie⸗ 
thaten an den Antrag beſtimmter Privatperſonen oder Behörden knüpft . . . keineswegs zu 
erfennen gegeben, dat das öflentliche Intereſſe bei der Verfolgung der Antragsdelikte über- 
haupt nicht betheiligt jei, dad Gegentheil erhellt vielmehr ſowohl aus den Grundlägen des 
materiellen Strafredyt3 als auch aus denjenigen des Strafverfahrens u. j. mw.“ Entſch. d. 
preuß. DO. Berw.:6. VIII. 388 
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niſſe. Dies gilt nicht minder beim öffentlichen wie beim Privatrecht. Dem 
auch die öffentlichen Nechtsnormen find allgemeine, deren Verwirklichung 
ohne einen bejonderen Berechtigten, aljo ohne Umſetzung in jubjektive Nechte, 
nicht möglich iſt)y. Allerdings kann ein Rechtsverhältniß bezw. eine ganze, 
unmittelbar auf gejeglicher Grundlage beftehende Gattung jolcher auf ein bloßes 
Unterlafien des oder der Berpflichteten gerichtet jein und deshalb jo lange un- 
praftijch bleiben, als nicht eine pofitive Zumwiderhandlung eingetreten umd zu 
ahnden ift, jo daß es jich vom Standpunfte der praftiichen Rechtswiſſenſchaft 
jogar fragen mag, ob überhaupt nicht erit vom Momente der Zuwiderhand: 
fung an das betreffende Verhältnig eine wirkliche Bedeutung für das Nect 
erlange. Gleichwohl wird man vom theoretiihen Standpunkte aus daran 
nicht zweifeln dürfen, daß in jedem Falle, two die Rechtsnorm eine Verpflichtung 
Jemandes zu einem Handeln oder Unterlafjen ausjpricht, die Verpflichtung 
und die ihr gegenüberjtehende Berechtigung ein Eonfretes, jubjeftives Rechts: 
verhältnig — ganz abgejehen von etwaiger formell prozejjualer Kon: 
jtruftion der Sache — begründet. 

2. Nicht alle Gejegesvorichriften find unmittelbar zur Ableitung von 
Rechtsverhältnijien geeignet. (Man denke mur z. B. an $ 4 des Bundesge: 
jeßes dv. 9. November 1867: „Das jtehende Heer und die Flotte find beftändig 
zum Kriegsdienſte bereit. Beide find die Bildungsjchulen der ganzen Nation 
für den Krieg.“) Wohl aber muß eine jede gejegliche Vorſchrift, wenn fie 
anders Recht enthalten joll, mindejtens auf mittelbare Feititellung des In— 
haltes eines Rechtsverhältniſſes oder einer Mehrheit jolcher abzweden. Solde 
rücdbezügliche Nechtsnormen, deren Wejen als jolche nur im Zufammenbalte 
mit den bezogenen Normen zum gehörigen Ausdrude und Verſtändniſſe ge: 
langt, enthalten jowohl die Geſetze privatrechtlichen als diejenigen öffentlich: 
rechtlichen Inhalte. 

Im folgenden (III.) Abjchnitte wird ſich Gelegenheit bieten, die Richtigkeit 
des Gejagten ipeziell mit Bezug auf das Verwaltungsrecht zu prüfen. 

III. Eine weitere hierzu erörternde Frage ift noch, inwieweit in das Ge: 
biet des Privatrechts jolche Befugniſſe oder Rechtspflichten gehören können, 
welche dem Staate oder anderen Gemeinweſen zuftehen bezw. obliegen? 

Gemeinweſen nennen wir Diejenigen mit Nechtöperjünlichkeit befleideten 
Perjonengefammtheiten (NRechtsfubjette), welche ſämmtliche Angehörige eines 
bejtimmten Gebietes umfaſſen. Die beiden Erfordernijje zum Begriffe des Ge: 
meinweſens find demnad): 

a) die Nechtsperjönlichkeit, 

b) die Zugehörigkeit aller Bewohner eines Raumgebietes. 

Es fünnen folglid nicht als Gemeimwejen gelten folche Geſammtheiten 
von Bewohnern gewiſſer Gebiete, welche nach dem geltenden Rechte feine 
Nechtsjubjekte bilden, 3. B. die „menschliche Gejellichaft“, oder die Bewohner 


*) Freilich wird dieje Thatiache bei zahlreichen wichtigen üffentlihen Rechtänormen da: 
durch einigermaßen verjchleiert, dab das Geſetz don vorn herein nur einen einzigen 
Berechtigten ſtatuirt und diejer noch überdies im zahlreichen Fällen dasjelbe Rechtsſubjekt iſt, 
welches das Geſetz erläht, alſo das Reich oder der Staat. Anders dann, wenn ale Be 
rechtigte Kommunalverbände ericheinen. Einen Fall, wo es ſich um Fälihung einer für die 
Erhebung der öffentlihen Anklage dienlihen Urkunde handelt und das Reichsgericht in lepterer 
ein zum Beweile von Rechten oder Rechtsverhältniſſen geeignete® Dokument, aljo in der 
Anflageerbebung ein (jubjektives) Necht erblidt, j. Entid. d. R-G. in Strafi. VIT. 51. 





einzelner Abtheilungen des Staats- oder Gemeindegebietes (Regierungsbezirke, 
Stadtviertel). Es fünnen ebenjo wenig den Begriff des Gemeinmwejens deden 
jolche Rechtsfubjefte, welche begrifflich nicht die Gefammtheit der Bewohner 
eines bejtimmten Raumgebietes umfaſſen, wie z. B. die Stirchengemeinschaften, 
die Vereine und Gejellichaften für Vermögenserwerb. In der Natur der Sadıe 
liegt e3, daß die Gemeinweſen öffentliche Interejien vertreten. Denn wenn wir unter 
einem öffentlichen Interejje das Intereſſe der Gejammtheit räumlich zuſammen— 
lebender Menjchen verjtehen, ($ 6) und das Gemeinwejen begrifflich eine jolche 
Gejammtheit unter Einer Rechtsperjönlichkeit zufammenfaßt, jo ergibt jich von 
jelbit, daß die Interejlen des Gemeinwejens öffentliche Intereſſen ſein müſſen. 
Umgekehrt aber kann man keineswegs jagen, daß öffentliche Intereſſen mur 
von Gemeinweſen vertreten würden. Jeder einzelne Menſch kann vielmehr 
durch jein Wirken dem Intereſſe der Gefammtheit bewußt oder unbewußt 
dienen und hat die — fittlihe — Pflicht, es zu thun. Zahlreiche Bereinig: 
ungen von Menjchen, welche nicht als Gemeinweſen gelten fünnen, haben fich 
die Aufgabe gemeinnügigen Thuns gejtellt. Nicht minder bejtehen eine Menge 
vom pojitiven Rechte mit eigener Rechtsperſönlichkeit befleidete Anjtalten, 
Stiftungen und Vermögensmafjen, deren Aufgabe Schuß und Förderung öffent: 
licher Intereſſen iſt, ohne daß fie doch als Gemeinwejen bezeichnet werden 
fünnen, da fie nicht von der Gejammtheit der Bewohner des Gebietes getragen 
werden. Sie alle gehören aljo, obwohl jie dem öffentlichen Intereſſe dienen, 
doh an ſich dem öffenttichen Rechte nidht an, d. h. ihre Rechte und Rechts: 
pflichten erjcheinen an ſich als privatrechtliche l. o. $ 12), und wenn dies 
im einzelnen Falle nicht zutrifft, wenn fie mithin in einem öffentlichen Rechts— 
verhältnijje ung begegnen, jo fann dies nur in gleicher Weiſe jtattfinden, wie 
bei Privatperjonen, d. 5. wenn und weil fie einem Gemeinweſen gegenüber 
berechtigt oder verpflichtet erjcheinen. Denn der Unterjchied zwifchen öffent: 
lihen und PBrivatrechtsverhältniijen beruht ja nicht darauf, daß die einen dem 
öffentlichen, die anderen dem Privatinterefie dienten ($ 12), fondern darauf, 
daß bei gewiljen Rechtsverhältnifien nothwendig Gemeinwejen betheiligt find, 
bei anderen nicht. 

Wendet man nun diefen Gefichtspunft bei ee: der gejtellten 
Frage an, jo gelangt man zur Bejahung derjelben, d. h. zu der Auffafjung, 
daß auch Gemeinwejen in privatrechtlichen Rechtäverhältnifien jtehen können, 
und zwar werden Nechtöverhältnijje, in welchen ein Gemeinweſen jteht, dann 
nicht als öffentlich-rechtliche, jondern als privatrechtliche anzufehen fein, wenn 
diefelben inhaltlich jo beichaffen find, daß fie an fidy nach dem pofitiven Rechte 
des betreffenden Nechtsgebietes auch zwijchen Brivatperjonen bejtehen fünnten. 
Es wird aljo beifpielsweije ein Miethvertrag zwiſchen Reich und Staat oder 
zwijchen Staat und Gemeinde, obwohl beiderjeit3 Gemeinmwejen betheiligt find, 
doch privatrechtlicher Natur fein, weil Miethverträge ganz wohl auch zwischen 
Privatperjonen bejtehen fünnen. Dagegen wird der Anjprud) des Staates 
auf Leiftung von Militärdienften, der Anspruch der Gemeinde auf Leitung 
von Fuhren zur Unterhaltung öffentlicher Wege, der Anjpruch irgend eines 
Gemeinweiend auf Zahlung von Abgaben oder auf Unterlaffung nicht ge: 
nehmigter, jedoch genehmigungspflichtiger Gewerbs: oder Bauanlagen deshalb 
öffentlicherechtlicher Natur fein, weil die Militärdienitpflicht, die Pflicht 
zur Unterhaltung öffentlicher Wege, zur Zahlung von Abgaben, zur Ge: 
nehmigunggeinholung bei gewilien Gemerbsanlagen und Bauten, wie fie 
gefeglich Jämmtlichen Angehörigen eines Gemeinweſens obliegt, nicht in gleicher 
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MWeife den Inhalt eines Nechtsverhältniffes zwifchen Privatperjonen bilden 
können!). 

Selbſtverſtändlich ſchließt aber das Geſagte keineswegs aus, daß das 
poſitive Recht gleichwohl aus beſonderen Gründen, insbeſondere zu beſſerer 
Erfüllung der Staats- u. ſ. w. Zwecke, den Gemeinweſen auch inſoweit, als 
fie in Privatrechtsverhältniſſe treten, eine bevorzugte Stellung — Fiskalprivi— 
legien — einräumt?). Aehnliche Privilegien, theils materieller, theils formeller 


) „Staat und Staaten begründen regelmäßig öffentliche Nechtsverhältnifie, Private 
private, erjt wenn das eine Rechtsſubjekt erjterer, daS andere leßterer Art ift, wird die Natur 
des Rechtsverhältniſſes eine fragliche und werden dann Objekt, jowie der Willensaft mit in 
Betracht zu ziehen jein.“ Bulmerincaq in Holzendorff's und Brentano's Jahrb. III. 536. 
— „Beruht ein Anſpruch des Staates auf einem allgemein verbindlichen Geſetze, jo wird er 
meist ein öffentlicher jein, gründet er jich auch ein Spezielles Rechtsgejchäft, dann wird er der 
Regel nad) zu den Anjprücen der privatrechtlihen Klaſſe gehören.“  „Brivatrechtlichen 
Charakters find hiernach auf jpeziellen Titeln, insbejondere auf Vertrag oder Vermächtniß 
berubende Abgaben Einzelner, jelbjt wenn diejelben öffentlichen Zweden, z. B. öffentlichen 
Schulen oder dem Wegebau bejtimmt find.“ Dernburg, preuß. Privatrecht I. 113. 

2, Für eine Privilegirung des Staates in Fiskalſachen würde ſprechen: a) die Noth— 
wendigfeit, die Mittel des Staates zu ſchneller Bereitihaft zu haben; b) die Nothwendigkeit 
die Bejigthümer des Staates — aud) injoweit fie weder domaine public noch domaine de 
l’&tat affecet& jind — mit bejonderer Nüdjicht auf die allgemeinen Intereſſen zu ver: 
walten, 3. B. in mujterhafter Weije (bejte Einrichtungen für den Betrieb landwirthſchaftlicher 
und gewerblicher Anlagen, beite Schuß: und Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter, Nach» 
haltigfeit des Betriebs), bei dem Forſtbetriebe Rückſicht auf die Bedürfnijie der nächjten Um— 
wohner, größerer Gewerbe oder beionderen Bedarfs in Brandfüllen, bei Güterverkäujfen auf 
Bermehrung der Anbangelegeoheiten, Heritellung zwedmäßiger Baulinien u. j. w. Bergl. 
Mayer, Grundfäge S. lv f. — „Der tiefe und große Bedankte, ein Organ des Staats, 
das Zivilgericht, bei Streitigkeiten über das Vermögen der Gemeinde den übrigen Staats: 
organen überzuordnen, ift dem römiichen Gemeinwejen fremd. Erjt unter dem Prinzipat 
ift ein Schritt in diefer Richtung geichehen, als Auguſtus eine eigene Nerarprätur einrichtete 
und Nero jogar die Differenzen zwiichen dem Merarium und dem Bürger an Geſchworne 
wies: aber Beitand hat diefe durd die Mitteljtellung des Fiskus (d. i. des Pringeps) ver- 
anlaßte Ordnung ficher nicht gehabt. Somit bleibt dem Gläubiger der Gemeinde als regel- 
mäßige Form zur Geltendmachung feiner Forderung nur die der magijtratiihen Kognition, 
welche freilich nichts ift als die Erledigung derjelben durch die angeblich Teiftungspflichtige 
Partei, eben wie der Hausjohn wegen feiner Pekuliarforderung gegen den Vater nur auf 
Kognition, nicht auf eigentliches Gericht ein Anrecht hat. Praftiih wirkungslos war dieje 
Geltendmachung keineswegs. Der Private, der jich beihwert fand, reflamirte bei dem be= 
treffenden Beamten und dejien Kollegen; und wie es jedes gewilienhaften Mannes Plicht 
ijt, einen gegen ihn erhobenen Rechtsanſpruch ernitlich zu prüfen, lag es ficher in der Pflicht 
des betreffenden Kollegiums, die Sache, eventuell mit Zuziehung von Rathmännern, genau 
zu unterjuchen und gewifjenhaft zu entſcheiden. Es ift wohl möglid, daß in diejem formell 
für den Privaten ungünjtig geordneten Berfahren der Sache nad) weit häufiger der Gemeinde 
zu nahe getreten worden ilt, als ihm, da das eigene Anterejie an der Sadıe, wie ed der 
Kläger im Privatprozeh hat, hier nicht obwaltete.“ Mommien, römiſches Staatsrecht I. 
171 (2. Aufl.) Aehnliche Grundſätze beherrſchen bekanntlich noch heute das franzöſiſche Recht. 
„D’aprös les principes generaux de la separation des pouvoirs administratifs et judici- 
aires, la juridietion administrative a seule gualite pour reconnaitre les obligations 
et les droits qui derivent, soit pour l’administration, soit pour les particuliers, des 
lois qui ont organise les services publics ou des actes d’autorit& faits par l'’admini- 
stration eu ex&cution de ces lois.“ „L'autorité justiciaire reste senle competente poar 
ordonner l'application ou l'’ex&cution des actes da vente de biens de l’Etat, eu l’abseuce 
de toute contestation sur leur validite ou sur les sens des clauses qu’ils reuferment.* 
Blanche, Dictionnaire General. 2. &d. p. 905. Dagegen ift in Deutichland das gegen: 
theilige Brinzip zur Geltung gelangt, obwohl immerhin noch mit manchen Mopdifilationen ; 
vergl. Klüber, öffentliches Net des Deutihen Bundes ©. 646. Preuß. Landrecht TI. 
14, 81 j. allgem. G.O. I. 35, 33. Der Fiskus fann, wenn Domanialabgaben im Rück— 
itande jind und bei Kontraftforderungen, von deren Erfüllung die Erreihung bejtätigter 
Etats abhängt, proviſoriſche Vollziehung anordnen (Dernburg, preuß. Privatrecht I. 114 f., 
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Natur ſtehen bekanntlich vielfach auch anderen juriſtiſchen Perſonen, als den 
Gemeinweſen, poſitiv-rechtlich mit Rückſicht auf ihre vorzugsweiſe der Förderung 
öffentlicher Intereſſen gewidmeten Beſtimmung oder Thätigkeit zu, ſo daß hier— 
durch zahlreichen Rechtsverhälmiſſen äußerlich ein Charakter aufgeprägt wird, 
welcher ſie den öffentlich-rechtlichen verwandt erſcheinen läßt. Dies gilt dann 
um ſo mehr, wenn die betreffenden Anſtalten durch die Staatsgeſetzgebung 
ſelbſt im öffentlichen Intereſſe ins Leben gerufen find, wenn die Staatsgeſetz— 
gebung alle Angehörige des Staates in ein bejtimmtes Rechtsverhältniß zu 
ihnen jegt oder wenn die Verwaltung derjelben in die Hände öffentlicher Be— 
börden gelegt iſt). Allein auch dann muß man feithalten, daß fobald ein 
NRechtsverhältniß vorliegt, bei welchem das Gemeinwejen als jolches weder 
aktiv noch paſſiv betheiligt erjcheint, immer nur das Privatrechtägebiet be— 
ſchritten ift®). 

IV. Ohne Einfluß auf die materielle Abgrenzung zwijchen öffentlichem 
und Privatrecht ift jelbjtverftändlich die Grenzregulirung zwifchen der Kompetenz 
der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden, auf welche im folgenden Abjchnitte näher 
eingegangen werden muß’). Nicht immer ift für Privatrechtsverhältnifje der 
Nechtsweg gegeben, ebenfo wenig iſt anderjeits für Verhältniſſe des öffentlichen 
Rechts ftetö der Nechtsweg ausgeſchloſſen. Es ijt wohl richtig, daß die Zu— 
läffigfeit des Nechtswegs von höchſter praktischer Bedeutung fein muß für 
Entwidlung und Durchbildung der Nechtsfäge. Allein begrifflich hängt das 
Dafein eines Rechts nicht ab vom Dafein des Rechtsmittels und noch viel 
weniger von der Art und Tragweite des leBteren. 


$ 15. Oeffentliche Rechte Einzelner. 


I. Soll die Erörterung der Grenzen zwifchen öffentlichem und Privatrechte 
einen Abjchluß erlangen, jo bedarf es noch des Eingehens auf die öffentlichen 


Koch, Lehrbuch I. $ 60; j. auch v. Rönne, preuß. Staatöreht I. 493 f.) Pieifier, 
praftiiche Ausführungen Bd II. ©. 323 f. 

) Als Beiſpiel fönnen die Brandverfiherungsanitalten für Gebäude dienen, welde in 
den meiſten deutichen Staaten beftehen. Sie beruhen zum Theil auf der Staatögejeßgebung, 
eiſcheinen aber als jelbjtändige Nechtöjubjekte (k. ſächſ. Geſetz v. 20. Auguſt 1876 5 3U: Die 
Sandes-Immobiliar-Brandverjicherungsanitalt hat die Rechte einer Staatsanjtalt) und haben 
da8 Privilegium, daß entweder alle Gebäude bei ihmen verfichert werden müſſen ober 
(bayerifches Geſetz v. 3. April 1875 Art. 2 und 96) wenigitens die Verfiherung von Ge 
bäuden bei anderen Brandverfiherungsanftalten oder Gejellihaften unter dem Nachtheile der 
Nichtigkeit jedes desfallfigen Lebereintommens und bei Strafe verboten iſt. Ihre Leitung 
und Verwaltung unterjteht behördlich organifirten Stellen, deren Beamte vielfach vom Staate er: 
nannt werden. „Die Einziehung der Veiträge erfolgt nach den Beftimmungen über die Er: 
sebung und zwangsweife Beitreibung der Staatsiteuern” (Bayern Art. 69). Gleihwohl 
fann man die fraglichen Brandverfiherungsanitalten nicht als Gemeinweien bezeichnen, und 
wenn man von ihnen jagt, daß fie „dem öffentlichen Rechte angehörten“, jo fann dies immer 
nur heißen, daß fie in gewiſſen, eben angedeuteten Rechtsverhältnifien zum Staate jtehen, 
welche den Charakter öffentlicher Rechtsverhältniſſe tragen. Allein an und für fi) jind dieje 
Anjtalten Brivatperionen und ihre Mechtöverhältnifie zu Dritten alio PBrivatrecdhtsver: 
hältniſſe. Im Falle der Nichterfüllung ihrer Schadenerjappflicht find fie daher ſchon gegen- 
wärtig im Rechtswege belangbar. 

2) Darauf, ob in einer organifirten menſchlichen Gemeinſchaft der „Herrichaftsgedante“ 
mehr oder weniger „aurüdtritt“ (j. G. Meyer, deutiches Staatöreht S. 26) fommt es nichi 
an. Will man ein Rechtsverhältniß auf feine Zugehörigkeit zum öffentlichen Rechte prüfen, 
jo fragt es ſich vielmehr nur: a) Steht ein Gemeinwefen als bereditigt oder verpflichtet in 
dem Berhältnifie? db) Iſt nicht etwa das Rechtsverhältniß inhaltlich jo geartet, dab es nad) 
dem geltenden Rechte auch zwiſchen Privatperjonen bejtehen fünnte? 

Bann, Grenzlinien ©. 4, 6 u. f. 
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Rechte Einzelner. Das Privatrecht ift nicht denkbar ohne Rechte Einzelner; 
das öffentliche Recht würde es an fich recht wohl jein, denn das Wejen des- 
jelben bejteht darin, daß es die Nechtsfphäre der Gemeinweſen regelt. Dieje 
Rechtsjphäre aber fünnte denkbarer Weife recht wohl lediglich Recht des Gemein- 
weſens und feine Rechtspflichten desfelben enthalten. Indeſſen jchließt doch auch 
das öffentliche Necht, wie es fih in unferen Kulturjtaaten entwidelt hat, nicht 
unbedingt aus, daß das Gemeinweſen als jolches mancherlei Rechtspflichten 
unterworfen jei.') 

a) Zunächit ijt in diefer Beziehung daran zu erinnern, daß unfere Gemein: 
weſen feine abfolut monarchiſche Verfaſſung zu haben pflegen, jondern ent— 
weder Eonftitutionelle Monarchien oder Republifen find.?) Daraus ergibt fich, 
daß eine mehr oder weniger umfajjende Betheiligung an der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt: Gejeggebung, Regierung, Berwaltung, als Recht aller 
oder eines Theil® der Staats u. ſ. w. Angehörigen bejteht. Daher gehört für 
den Monarchen das Herricherrecht, für die Mafje der Staatseinwohner das 
aktive und pafjive Wahlrecht und gegebenen Falls die Mitwirkung in der Volks— 
vertretung, oder wie man es gewöhnlich zufammenfaßt, die politijhen 
Rechte der Einzelnen. 

b) Das Gemeinwefen bedarf zu feinem Beitande und zur Erfüllung feiner 
Aufgaben der verfchiedenften Leiftungen feiner Angehörigen in perjönlicher und 
wirtbichaftlicher Hinficht. Umgekehrt gewährt aber auch den Letzteren eine Menge 
von Einrichtungen zur unmittelbaren Benugung theild gegen, theil® ohne Er: 
füllung weiterer Vorbedingungen oder Gegenleiftung. Begrifflich laſſen ſich recht 
wohl rechtliche Anjprüche der Einzelnen darauf, daß ihnen die Theilnahme 
und der Genuß an den betreffenden Vortheilen und Einrichtungen nicht vor: 
enthalten werde, denken. Indeſſen iſt das pofitive Recht nicht allenthalben jo 
weit vorgejchritten, einen bezüglichen Recht s anſpruch anzunehmen, fondern geht 
vielfach davon aus, daß ein folcher nicht beftehe, vielmehr e3 lediglich „Auf: 
gabe“, gleihjam moralifche Pflicht des Gemeinmwejens jei, dem Einzelnen 
gegebenen Falls die Vortheile der öffentlichen Einrichtungen auch wirklich 

enießen zu lajjfen. Eine allgemeine Bezeichnung für die Geſammtheit der 
* Berechtigungen fehlt daher auch zur Zal 3) 





!) „Jus publicum tractat jura et obligationes reipublicae et imperantis‘‘, jagt 
ihon Pütter im Öeneraltonjpeft zu jeinen Institutiones juris publici Germanici (5. Aufl. 
1792) p. XXVII. Wer für die öffentlihen Rechte Einzelner im Privatrechte Analogien 
juchen wollte, wiirde Bezug zu nehmen haben einmal (für das Berjajiungsrechtögebiet) auf 
die Rechte der Ktorporationsangehörigen gegen die Korporation und jodann (für da® Gebiet 
des Verwaltungsrechts) etwa auf die bei unentgeltlihen Verträgen vorfommenden, doc nicht 
als wirkliche Gegenleiitung ericheinenden Präjtationen des Bedachten, z.B. des Kommodatars, 
welcher für das geliehene Thier während der Benupungszeit den Unterhalt zu liefern bat, 
denn dieje Rechte des Hauptverpflichteten jegen in ähnlicher Weije die Hauptberechtigung des 
Gegners voraus, wie die öffentlichen Rechte des Einzelnen das Recht des Gemeinweſens. 

?) res publica — Gemeinwejen. Dahin gehören namentlich aud) die Gemeinden. Die 
gutsherrliche Bolizeigewalt, wo fie nod) bejteht (j. Büſing in Marquardſen's Handbuch 
d. öffentl. Rechts III. 2. I. ©. 42 5.), erjcheint als Analogon abjolut monarchiſcher Berbält- 
nifje, während die eremten Gutsbezirke ohne Dorizubehör, wie jhon der Name andeutet, an 
jid) nur Befreiung von fremder (Bemeindes) Botmäßigkeit, nicht aber eigene Herridaftsbefugnifie 
in ſich bergen. 

3; 3 handelt ſich bier um die Gewährung des Rechtsſchutzes vor den Staatögerichten, 
um Zulafjung zur Benugung der öffentlihen Straßen, Bläge, Anlagen, Unterridtsanitalten, 
wijjenichaftlichen und Kunjtiammlungen, Kranken- und Bilegeanjtalten, um Gewährung polizei: 
licher Hilfe und Armenunterjtügung u. j. w. Vergl. des Näheren Mayer, Grundjäge S. 438 f. 
Grundzüge ©. 34 f. Ob der Anſpruch auf Theilnahme an den GemeindevermögensNugungen 
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ce) Die öffentlichen Behörden find nach der beftehenden Gejeggebung in 
zahlreichen Fällen berufen, durch ihrfeitige Akte Nechte der Staatsangehörigen 
in’3 Leben zu rufen, durch Konzeſſion, Verleihung, Genehmigung, Erlaubniß, 
Beurkundung und dergleichen.) Ihre Entfchliegung in diefer Richtung pflegt 
meijt feine auf willfürliches Ermeſſen geftellte zu jein,?) vielmehr ijt unter 
gewiljen Borausjegungen von ihnen der betreffende Akt vorzunehmen. Die 
betheiligten Einzelnen haben aljo dann auch einen Anfpruch darauf, daß der 
Aft vorgenommen wird. Doch gilt hier das zu b) Bemerfte ebenfalls. 

d) Zahlreichen Rechtspflichten der Einzelnen gegenüber dem Gemeinweſen 
entjpricht feine Gegenleiftung des leßteren im eigentlichen Sinne?) Denn 
wenn auch jchließlich, wie vorhin zu b) bemerkt wurde, jedes Gemeinmwejen 
jeinen Angehörigen eine Summe von öffentlichen, gemeinnügigen Einrichtungen 
zu bieten bejtimmt ift, jo erjcheinen doch die legteren nur im Allgemeinen als 
Zaufchobjefte gegenüber den Kriegs, Wege, Wach: und fonftigen Dienjten 
und den verjchtedenen Zöllen, Steuern und fonftigen Abgaben. Es gibt jedoch 
auch Fälle, in welchen das pofitive Recht der Verpflichtung zu einer Leiftung 
an das Gemeinwejen im Rahmen des nämlichen Nechtsverhältniiies die Ver: 
pflichtung des berechtigten Gemeinwejens zu einer Gegenleiftung (Entſchädigung) 
gegenüberjtellt. *) 

e) In einer nunmehr im Abjterben begriffenen Doktrin nahmen einen 
bedeutenden Bla die „Grundrechte“ ein, unter welchen eine Reihe von Funda— 
mentaljägen zur Sicherjtellung der menschlichen Freiheit gegenüber der öffent: 
fihen Gewalt verjtanden wurden. Dieje Grundrechte find aber feine wirklichen 
Rechte, jondern theils nur der Augdrud für die Rechts: und Handlungsfähigkeit 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts,“), theils die Negation oder doch Ein- 
Ihränfung des Sates, daß die öffentliche Gewalt ohne Bezugnahme auf ein- 
zelne Nechtstitel alles das zu fordern befugt fei, was im öffentlichen Intereſſe 
liege und alles verbieten fünne, was dem leßteren zumiderläuft.*) Mit der 


(materiell) Privatrecht oder Öffentliches Necht der Nugungsbefugten ift, beitimmt ſich nad) dem 
privat oder öffentlich rechtlichen Charakter der Nugungsgemeinde (Aitgemeinde u. j. mw.) 
Bergl. auch Pfeiffer, Prakt. Ausf. VI. 127. | 

!) Genehmigung zu Gewerbsanlagen, Saft: und Schankwirthichafiten, Approbationen 
von Werzten, Ertheilung von Legitimationsjheinen zum Gewerbebetrieb im Umberziehen, 
Ertheilung von Apothekerkonzeſſionen, Verleihung von Bergbaurechten, Eintrag von Genojjen: 
ihaften, Wltiengejellihaften, Grundjtüdsveräußerungen, Religionswechſeln u. j. w. in die 
betrefienden öffentlihen Regiiter. 

?, De jure willfürlich ift jie in den jogen. Dispenjationsfällen. 

3) Vergl. Leuthold's Abhandlungen über die Kollifion zwiihen Eifenbahn und Berg— 
bau und über die rechtlichen Folgen des Durer Waſſereinbruchs in der Zeitichrift für Berg: 
recht Bd. 22 ©. 296 f. und 498 f., ferner die jhöne und eingehende Erörterung in dem 
Erkenntnifje der Jurijtenfahultät zu Jena vom Juni 1879 in Seufierts Archiv. N. F. 
vo 312 (G. Meyer? Pfeiffer, a. a. O. I. 245 f., III. 305, V. 242, Dernburg, 
Preuß. Privatredht I. 62 f. 

*) Hierher gehören jelbftverjtändlich in erjter Linie die Fälle der Zwangsenteignung für 
Zwede des Gemeinwejend. Erpropriationen zum Beten Privater ericheinen dagegen als 
Privatrechtöfälle, bei deren Abwidelung den Berwaltungsbehörden theilö eine genehmigende 
Thätigkeit im Sinne von Punkt e) des Tertes, theils eine quafirichterliche Aufgabe zufällt. 
Ein zweites wichtiges hieher gehöriges Gebiet bildet das Alignements-Recht (vergl. Leuthold 
in Hirth's Annalen 1879 ©. 858 f.) 

>) Hierher gehört die Staatsangehörigfeit und der Unterjtügungswohnfig (Heimatredt). 
Bergl v. Gerber, Ueber öffentliche Rechte ©. 78. 

0) Daher Statuirung einer prinzipiellen: Freizügigfeit, Gewerbefreiheit, Lehr: und Lern- 
freiheit, Gemwiflensfreiheit — lauter Freiheiten, welde doch nur mit einer Menge Modifika— 
tionen aufreht erhalten werden können, wie dies u. a. Pfeiffer, Praft. Ausf. V. 534, 
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Erfenntniß von der Unrichtigkeit legterer Anschauung (ſ. folgenden Abjchnitt) 
verliert die Lehre von den Grundrechten in der Hauptjache ihre Bedeutung.) 

I. Die jpezielle Darjtellung der Lehre von den öffentlichen Rechten 
der Einzelnen?) kann nicht im Rahmen des gegenwärtigen Aufſatzes verjucht 
werden, für welchen es mwejentlich nur darauf anfommt, das Verhältniß zwijchen 
Recht und Intereſſe in’s Klare zu jegen. Bon diefem Standpunkte aus find 
aber die folgenden Bemerkungen noch von Bedeutung : 

1. „Man muß wohl unterfcheiden zwijchen Privatrecht, dem Nechtätheile, 
und (Privatrechten, d. h.) Rechten der Einzelnen, die auf gleiche Weiſe aus 
Normen des Privatrecht? und aus Normen des Öffentlichen Rechts hervorgehen 
fünnen, wenn jchon das erjtere vorzugsweiſe die Beitimmungen über die 
Begründung diefer Rechte umfaßt, ſowie das leßtere hauptfächlich die Bezieh- 
ungen auf den Staat berüdjichtigt." (Wächter.)?) Die dem Privatrechte 
entipringenden Rechte Einzelner — wir nennen jie Brivatrechte — unterjcheiden 
ſich von den öffentlichen Nechten Einzelmer dadurch, daß im Privatrechtäver: 
hältniife der Verpflichtete wiederum ein Einzelner jein fann (und der 
Hegel nach ift), im öffentlichen Nechtsverhältnifje dagegen ein Gemeinwejen 
jein muß (j. oben $ 14). 

2. Was hinfichtlich des Verhältniſſes zwifchen Intereſſe und Recht in den 
vorausgegangenen Erörterungen bemerkt worden iſt, gilt auch für die öffent- 
lichen Rechte Einzelner. Jedes öffentliche Recht eines Einzelnen entjpricht aljo 
einem Intereſſe und zwar iſt e& das öffentliche Intereſſe, welches zur Feſt— 
jegung jener Nechte wie aller — auch der Privat: — Rechte geführt hat. 
Natürlich Toll damit nicht gejagt jein, daß der Einzelne das ihm zuftehende 
öffentliche Recht um des öffentlichen Snterejjes halber ausüben werde. Im 
Gegentheil wird es in der Regel der Gefichtspunft des eigenen, alſo des Privat: 
Interejjes fein, welcher den Einzelnen zur Ausübung auch des ihm zujtehenden 
Öffentlichen Rechtes veranlaßt, 3. B. zur Geltendmachung ſeines Rechtes auf 
Armenunterjtügung, oder auf Theilnahme an der Wahl, auf Ertbeilung einer 
Konzejiion oder Gewährung einer Schadloshaltung im Falle der Inanſpruch— 
nahme feines Beſitzes für Öffentliche Zwede. Allein das Gebäude der öffent: 
lichen Rechte der Einzelnen, welches jich auf Grundlage der Nechtsnorm auf: 
baut, wird doc) lediglich vom öffentlichen Intereiie getragen. Rückſichten des 
öffentlichen Intereſſes jind eg, welche die Eonjtitutionelle Berfajlung, die gemein- 
nügigen Anjtalten, die rechtliche Normirung für die behördliche Unterjagung 
gewerblicher Unternehmungen, die Entſchädigungspflicht in Enteignungsfällen 
u. ſ. w. u, j. w. hervorgerufen haben. 


— 


Sarwey, Oeffentl. Recht S. 110 ſ.. Rive in den Göttinger gelehrten Anzeigen 1876 I. 
248 darthun. 

) Vergl. namentlich unten die Erörterung über die Rechtsgrundlagen der Verwaltung 
in $ 20 und v. Gerber, a. a. O. ©. 79, 

*; Die eingehenditen Darftellungen vom Standpunkte moderner deuticher Rechtsanſchau— 
ung bieten: &. Meyer, Lebrb. d. deutichen Verw.:R. 1883 I. ©. 45 f., ſowie die beiden 
Württemberger: F. F. Mayer, Grundfäge des Verwaltungsrechts 1862 und D. v. Sar wey, 
Das öffentlihe Recht und die Verwaltungsrechtöpflege 1880. Ob freilich des Legteren Vers 
juch, die Grenze zwiichen PBrivatrechten und öftentlihen Rechten Einzelner aud nad) dem 
Inhalte der einen und andern Rechte zu ziehen \$ 9, ſich empfieplt, ericheint mir mindejtens 
zweifelhaft. — Nächſtdem vergl. Bähr, Nedıtsitaat (1864) ©. 161 F., fowie die vorwiegend 
dogmenzkritiiche Arbeit v. Gerber's Leber öffentliche Rechte (1852) und u der Verhält- 
nitie in den Gemeinden Mittermaier, Ardiv f. d. ziviliitiihe Praxis Bd. 22 ©. 73 f. 

3) Kritiiche Zeitichr. f. Rechtswiſſenſchaft I. S.10 5. — F. 5. Mayer, a. a. O. ©. 436 j.: 
„Durch die Verwaltung zu normirendes Einzelrecht (und Antereiie), aber nicht Privatrecht.“ 
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3. Jedes Recht ijt beitimmt, ein Imtereffe zu fchügen oder zu fördern. 
Allein keineswegs jedes Intereſſe ift durch ein Necht geichüßt. Dies ift ganz 
beſonders auch in der vorliegenden Lehre zu beherzigen. Schon oben unter 
b) und c) ward darauf hingewiejen, daß feineswegs in allen Fällen, wo ein 
Intereſſe aller Bewohner eines Gebietes, aljo ein Öffentliches Intereſſe, an einer 
gewiſſen Einrichtung bejteht, den Betreffenden vom pofitiven Rechte auch wirk— 
lich ein rechtliches Befugnig gewährt ift, um jenes Intereſſe zu verfolgen. 
Insbeſondere die Theilnahme an der Benügung gemeinnügiger, zu öffentlichen 
Zweden dienender Anjtalten erjcheint trog des doch unzweifelhaft darauf gerich- 
teten Intereijes der Einzelnen feineswegs immer durch Rechte der letzteren 
fiher geitellt.") Zu den Gründen, welche überhaupt dazu beigetragen haben, 
die Rechtsentwicklung binter der Interejienbildung zurüdzuhalten (ſ. namentlich 
oben $ 11), tritt für das jegt in Rede ftehende Gebiet der öffentlichen Rechte 
Einzelner noch der Umftand hinzu, daß eine große Anzahl von Intereſſen der 
Geſammtheit durch Rechte des Gemeinweſens gedeckt find, welches leßtere alfo 
berufen erjcheint, für alle Einzelnen handelnd ein» und aufzutreten. Denn das 
Intereſſe der Einzelnen kann ja rechtlich geichügt fein durch Rechte, welche den 
Einzelnen jelbjt in die Hand gelegt find, und durch Nechte, welche dem Gemein- 
weſen zuitehen (j. oben S 13). ?) 

4. Im folgenden (III.) Abjchnitt wird u. U. auf die formelle Seite, die 
Geltendmachung, des Privatrechts einerjeits und der Öffentlichen Rechte ander- 
jeitö einzugehen fein. Es wird fich dort zeigen, daß das pofitive Necht aus 
praftiichen Gründen wie in Folge eigenthümlicher wiljenschaftlicher Anſchau— 
ungen ganz andere prozejiuale Grenzen zwiſchen den verjchiedenen Rechts— 
gebieten — Juſtiz- und Verwaltungsjachen — gezogen bat, als fie in mate- 
rieller Hinficht nach dem Borbemerften gezogen werden müſſen. Bier ift nur 
eben deshalb vorläufig deſſen mit dem Bemerfen zu gedenken, daß für die 
materielle Beitimmung der Begriffe Privatrecht und öffentliches Necht, insbe- 
ſondere öffentliches Hecht des Einzelnen jene formellrechtlichen Grundiäge und 
Grenzlinien nicht oder wenigjtens nur mit ganz bejonderer VBorficht und Kritik 
verwendet werden Dürfen. 

5. Wie jchon früher (S 14) hervorgehoben worden it, gibt e& zahlreiche 
Nechtsgrundjäge, welche dem öffentlichen wie dem Privatrechte gemeinjam find, 
wenn fie auch herfömmlicher Weife in der wiljenjchaftlichen Darjtellung und 


) Man vergl. 3. B. Seuffert's Arhiv N. F. VII. 268 (Erf. d. O. L⸗G. Jena vom 
10, Dezember 1879): „Und wenn der Kläger lange Jahre hindurch das ihm durch die jtädt- 
iihe Waflerleitung zugeführte Leinawaſſer für jeine häuslichen und gewerblicden Zwecke 
benugte, jo nahm er eben nur an dem jedem Bürger zuftehenden gemeinen Gebraud theil 
und übte fein privates Recht aus. Ohne eine jolde Recdtsausübung aber fann weder von 
ordentlicher noch unordentliher Berjährung die Rede jein.* Ferner Entich. d. preuß. O. 
Verw.“G. VIII. 198: „Nad) dem beitehenden Recht hat fein Glied des Publikums als jolches 
ein fubjeltives Recht auf das Fortbeſtehen der öffentlihen Wege“ Seufferts Archiv 
Bd. 18 ©. 227 (Wiesbaden und 22 ©. 217 Moſtock. Entich. d. R.G. in Civil. VII 
214. Giron, droit administr, belge I. ©. 141 f. Entſch. d. bayer. B.-G.:H. III. ©. 38. 

® Dies überfieht Jolly, wenn er in jeiner bemertenswerthen Abhandlung über die 
Bermwaltungsgerichte in Bd. 34 der Zeitſchr. F. d. geſammte Staatswiſſenſch. S. 585 f. des- 
halb, weil gewilje Rechtsnormen des öffentlichen Rechts nicht jubjettive Rechte Einzelner 
begründen, ohne Weiteres folgert, daß jene Rechtsnormen überhaupt keine fubjeftiven Rechte 
begründeten. Sie künnen vielmehr recht wohl Rechte der öffentlichen Gewalt, welche doch aud) 
fubjeftive Rechte jind, begründen. Zuzugeben iſt nur, daß es Rechtsnormen gibt, welche nicht 
für ji, jondern im Zulammenbange mit anderen Normen jubjektive Rechte ergeben; vergl. 
darüber oben $ 14 II. 2). 


— 
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wohl ſelbſt in den Geſetzbüchern ausſchließlich beim letzteren Berückſichtigung 
finden. Dieſe Grundſätze treten beiſpielsweiſe zu beſonders ebenmäßiger An— 
wendung im Falle der Entſchädigung des Einzelnen durch das Gemeinweſen, 
welches Gebrauch vom Beſitzthum jenes für öffentliche Zwecke madıt. ') 


$ 16. Die Kollifion öffentliher Intereſſen vor dem Gejeggeber. 


l. Die Aufgabe des objektiven Rechts, alfo auch des Gejeßgebers it, 
durch Aufftellung allgemein verbindlicher Normen für das Verhalten der Mit: 
glieder der menjchlichen Gejellihaft die Kollifion der Intereſſen der legteren 
für die Gejammtheit: im öffentlichen Intereſſe, unjchädlich zu machen ($ 10), 
oder fürzer der Schuß des öffentlichen Intereſſes. Dieje Aufgabe wäre eine 
verhältnigmäßig einfache und leichte, wenn bei Ausübung der Gejeßgebungs- 
praris niemals Darüber Zweifel obwalteten, was denn im vorliegenden Falle 
als das öffentliche Interejje und was als das zu befämpfende Sonderinterejje 
zu gelten habe, ingleichen wenn immer klar vorläge, welches der mehreren 
etwa einichlagenden und follidirenden öffentlichen Intereſſen das wichtigere jei. 
In Wirklichkeit liegen aber Zweifel in der einen oder anderen Richtung jogar 
der Regel nad) vor. Dadurch wird natürlich das Gejeßgebungswerf gar oft 
erheblich erichwert, auch wenn nicht noch im Schoße der un Faktoren 
ſelbſt Intereſſenkämpfe (ſ. $ 9) entbrennen. 

Die Verſchiedenheit der kollidirenden öffentlichen Intereſſen kann, wie ſchon 
früher angedeutet worden iſt und hier nur noch durch einige Beiſpiele belegt 
werden ſoll, in mannigfacher Richtung ſich bewegen. Sie kann z. B. eine 
lokale ſein. So können einzelne Orte das Intereſſe haben, hilfsbedürftige 
oder gemeingefährliche Perſonen von ſich zu ſtoßen, das Intereſſe der übrigen 
Landestheile hinwider kann grade umgekehrt erheiſchen, daß nicht die allgemeine 
Ruhe und Sicherheit durch das ſtete Umherſchweifen ſolcher Perſonen gefährdet 
werde. Soll nun die Landesgeſetzgebung die Ausweiſung der letzteren aus 
den Nichtheimatsorten zulaſſen beziehungsw. vorſchreiben oder unterſagen? 

Es kann weiter nur ein einzelner Theil eines beſtimmten Gebietes in der 
Lage ſein, unmittelbaren Nutzen von einer öffentlichen Einrichtung zu ziehen, 
andererſeits der Koſtenaufwand für Herſtellung und Unterhaltung derſelben ſo 
beträchtlich ſein, daß eine Ausgleichung derſelben durch Mitbelaſtung anderer 
Gebietstheile nöthig oder ſehr erwünſcht ſein müßte. Soll die Rechtsnorm 
hier einen weiteren als den unmittelbar intereſſirten Gebietskreis zur Tragung 
der betreffenden Koſten heranziehen??) Die kollidirenden Intereſſen können 


!) Allerdings könnte man wohl auch jagen, daß nur der Satz, ob und unter welchen 
Vorausjegungen das Gemeinmwejen im Enteignungsfalle dem Betroffenen Entihädigung zu 
leiften habe, publiei juris jei uud der Maßſtab, ſowie die jonjtigen Verhältniſſe hinſichtlich 
der Entihädigung ji) nad) Privatrecht beitimmten. Indeſſen würde dies nicht gut der An» 
ſchauung entipredhen, daß alle Rechtsverhältniſſe, welche zwiichen Privaten und dem Gemein— 
wejen als ſolchem bejtehen, dem öffentlichen Rechte angehören. 

2, Vergl. z. B.: a) „Regelmäßig fommen die Kreischauffeen beftimmten Kreistheilen 
unmittelbar zu Gute und werden im Intereſſe diejer gebaut; deshalb gejtattet das Geſetz 
auch eine ungleiche Vertheilung der für den Bau von Kreischauſſeen aufzubringenden Ab— 
gaben (Kreis. vom 13. Dez. 1872 $ 13), Die nicht zu diefem engeren Intereſſenkreiſe 
einer bejtimmten Chauſſee gehörigen Bewohner des Kreiſes haben an derjelben fein weiteres 
unmittelbares Intereſſe als das reijende Publikum überhaupt; bejteuert werden fie für den 
Bau der Kreischauiiee gleihwohl, weil der Kreis ein fommunaler Organismus ift und weil 
fie indirekt jelbjt ein finanzielles nterejie an der Hebung des Wohlitandes jedes Kreistheils 
haben. Enticheid. d. preuß. D.-Verw.®. II. 13. db) „In der Beſchwerde wird dagegen 
Protejt erhoben, daß der Bau einer Schule als Gemeindebedürfnig betrachtet, daß jonad) 
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weiter jachlich verjchiedene fein. So kann das Intereſſe der Bewohner eines 
Staates, eine möglichit hohe allgemeine Bildungsstufe zu erlangen, in Wider: 
jtreit gerathen mit dem anderen öffentlichen Intereſſe, die allgemeine Geſund— 
beit und Sicherheit zu wahren, und leßteres wiederum mit dem Intereſſe mög— 
lichiter Förderung des Gewerbebetriebes, von welcher die follidirenden Intereſſen 
ihrerjeitS Ueberanitrengung der Arbeitskraft, Verichlechterung des Waſſers und 
der Luft, Feuers- und Erplofionsgefahr befürchten. 

II. An jih wird man in feinem der vorerwähnten Fälle eine der da— 
jelbjt genannten Bejtrebungen „unrechtmäßig“ finden fünnen. Jedes von den 
aufgeführten Intereſſen trägt vielmehr als das Normal-Intereſſe einer Mehr: 
heit zujammenlebender Menjchen hinfichtlich einer gewiljen Lebensrichtung feine 
Berechtigung in fih. Allein damit ift nicht gejagt, daß nicht unter zwei 
einander gegenübertretenden öffentlichen Intereſſen eines vor dem anderen 
im gegebenen Falle unbedingt oder in gewiſſem Umfange den Vorzug in 
Anipruch nehmen dürfte. Das Leben und Streben des Einzelnen bietet ums 
Hehnlichkeiten in Fülle. Soll ich das Erjparte für meine und meiner Familie 
Nothdurft zufammenhalten oder meinem augenblidlich bilfsbedürftigen Ber: 
wandten Damit aus feiner Noth helfen? Soll ich eine Arbeit mit Aufgebot 
aller Kräfte zu Ende führen oder joll ich dem erjchöpften Körper oder Geifte 
die Ruhe bieten, welche derjelbe bedarf, um jpäter noch weitere Arbeiten voll 
bringen zu fünnen? Seiner von den in Frage gejtellten Geſichtspunkten iſt 
in allen Fällen verwerflich, feiner verdient in allen Fällen den Vorzug. Die 
Umjtände des Einzelfalles haben zu entjcheiden, auf welche Seite jich die 
Zunge der Wage neigen joll. Das Gleiche gilt auch beim Widerjtreite öffent- 
licher Intereſſen. Der Gejeßgeber wird nicht unbedingt und in allen Fällen 
das Landesinterejje dem Ortsintereſſe, das geijtige Intereſſe dem körperlichen, 
das Gejundheitsinterejje dem mwirtbichaftlichen, vorziehen dürfen. Allgemeine 
Regeln, nach welcher Richtung die Kollifion von ihm zu entjcheiden Bi lajjen 
ſich nicht aufitellen. 

Zunächſt wird der Gejeßgeber natürlich) immer darauf Bedacht nehmen 
müfjen, fejtzujtellen, ob nur eines der beiden follidirenden Intereſſen das 
Durchhichnittsinterefle der Geſammtheit ift und nicht etwa das Gegeninterefje 
als ein Sonderinterejje erfcheint, welches in feiner Hinficht als öffentliches 
Intereſſe in Frage kommen, alfo auch feine Rüdjichtnahme jeitens der Recht3- 
jegung erheiſchen fann.!) 

Injomweit dagegen öffentliches Intereſſe gegen öffentliches Intereffe in den 
Schranken fteht, iſt zu unterſcheiden: 


die Pflicht zur Beitreitung der Kojten für den Schulbau in D. aus der Gemeindemitglied- 
ichaft abgeleitet wird und die Beſchwerdeführer, die dafelbit nur unbehaufte Befiger, aber 
anderen Ort® und Sculgemeinden angehörig find und fein Interejje an der Schule in 
D. haben, im Wege einer Gemeindeumlage zu dieſen Koſten herangezogen werden.‘ 
Erf. des ka k. Berw.-G.:Hof3 IV., 39. Mehnliche Gefichtspunkte noch III, 19, („Die 
Sicherheit der Perjon und des Eigenthums betrifft nicht nur das Intereſſe der einzelnen 
Gemeindeglieder und die dahin zielenden Einrichtungen nügen nicht nur... Enflaven und 
ihren Bewohnern, die Dienjtverrihtungen der Sicherheitswache liegen nicht nur im Intereſſe 
derjelben, jondern alles dies betrifft und fördert das Interefje der ganzen Urtögemeinde.‘‘) 
jowie III., 320 (Steuern betr.). 

1) &o 5. B. „dab der Gläubiger volltommen jicher gehe, muß der redlihe Schuldner 
jelbjt im eigenen Intereſſe wünſchen.“ Roſcher, Nationalöfonomit II. $ 128, Entgegen 
gejegte Beitrebungen eriheinen aljo als Sonderinterejien. 

Annalen des Deutichen Reichs. 184. 24 
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a) die Kollifion ift eine jo tief gehende und jedes der beiden Eollidirenden 
Interejjen ein jo mächtige und wichtiges, daß der Gejeggeber feines dem 
anderen vorziehen kann, ad jein Augenmerk lediglich darauf richten muß, 
den beftehenden Gegenſatz durch Rechtsnormen zu mildern. Hierher gehört der 
tiefe, wirthichaftliche Kontraft zwiſchen Armen und Reichen, für den national: 
öfonomijchen Theoretifer zwar fein wirflicher,') für die Lebenspraxis aber der 
Duell fortwährender Kollifionen, ein Gegenfag, welcher nie aufgehoben werden 
fann und wird. Hier kann die Gejeßgebung nur danach tradhten, den Auf: 
einanderprall der Gegner zu verhüten ?) und den Reichen einerjeit3 vor Aus— 
plünderung zu ſchützen, anderfeits zur entiprechenden Mithilfe und Unterjtügung 
jeiner ärmeren Mitmenjchen anzubalten. ?) 

b) Die follidirenden Interefien find im Allgemeinen gleichwerthig, die 
Kollifion ift aber feine jo tiefgreifende, daß der Gefeßgeber fich ihr gegenüber, 
wie im vorigen Falle, machtlos fieht und ſich deshalb darauf bejchränten 
müßte, fie nicht zum thatfächlichen Ausbruche fommen zu laſſen. Hier wird er 
demjenigen öffentlichen Interejje den Rechtsſchutz zufprechen, welches im Einzel» 
falle zuerft zur thatfächlichen Durchführung gebradt wird. Wenn daher 
beifpielöweije die Errichtung gewiſſer gewerblicher oder zur Unterbringung ver- 
mweslicher Körper bejtimmter Anlagen in der Nähe von Wohngebäuden im 
öffentlichen Intereſſe unthunlich erjcheint, jo wird der Gejeßgeber diejenigen 
Anlagen umterfagen, welche mit einer bereits bejtehbenden Anlage ber 
anderen Art in Rollifion gerathen würde.“) 

ec) In anderen Fällen erjcheint dem Gejeßgeber von vornherein das eine 
der follidirenden öffentlichen Intereſſe ala das zweifellos wichtigere. Er jtattet 
deshalb das Gemeinweſen oder Diejenigen fonftigen Nechtsjubjefte, welche 
diefes Intereſſe vertreten, mit Rechten aus, durch welche dasjelbe gegemüber 
dem Efollidirenden Gegeninterefie geſichert wird. Hierher gehören beiſpielsweiſe 
die ausſchließlichen Gewerbsberechtigungen, welche aus dem Grunde rechtlichen 
Schutz erhalten, weil es im öffentlichen Intereſſe erachtet wird, einen gewiſſen 
Gewerbebetrieb in Einer Hand zuſammen zu halten, beziehungsw. in wenigen 
Händen zu konzentriren.“) Auf ähnlichen Rückſichten beruht die Abhängig: 


) „Der über die wahren Verhältnifie aufgeflärte Arme wird die reicheren Mitbürger 
niht mehr mit Mißgunſt betrachten, auch begreifen, dab die Arbeiter, welche den Eigen: 
thümer plündern, Unglüdliche find, welche ihre eigenen Hilfsquellen zerjtören. Im eigenen 
—— und m. blos aus Pilicht, wird der Arme das fremde Eigenthum bejchüpen be elfen.“ 

Say 

8) — welche durch ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche Beſtreb⸗ 
en den Umſturz der beſtehenden Staats- oder Geſellſchaftsordnung bezwecken, find zu 
bieten. Dasjelbe gilt von Vereinen, in welchen ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder lom— 
— — auf den Umſturz der beitehenden Staats- oder Gejellihaftsordnung gerichtete 
Beitrebungen in einer den öftentlihen Frieden, Ansbejondere die Cintradt der Bevöl- 
ee gerährdenden Weile zu Tage treten.“ R.Geſ. v. 21. Dftober 1878 
gl. auch $ 11 ebenda. — „Die Bedeutung eines Staatsweſens ijt zu bemejien nad 
& Gegenjägen, die e8 zu überwinden vermodt hat.“ Gneiſt, Engliihe Verfaſſungs— 

geichichte ©. 85. 

2 Man kann daher recht wohl in dem nterejjenfampfe der verſchiedenen Bevölkerunge 
klaſſen einen Hauptausgangspunkt aller Rechtsentwickelung erbliden: ſ. L. v. Stein, Gegen— 
wart und Zukunft der Rechts- und Staatswiljenidaft 1876) ©. 139 folg. 

; Ueber die von bier ab einichlagenden Sejichtöpunfte vergl. zuerit Leuthold, Redt:- 
liche eh des Duzer Waſſereinbruchs im der geiihr. f. Bergrecht Bd. 22. S. 509 folg. — 
Giron, droit administr. belge Il. &. 524. 531. 

5) Vergl. 3. B. $ 1 des R.Geſetzes dv. 28. Oft. 1871: „Die Beförderung 1) aller ver: 
fiegelten, zugenäbten oder ſonſt verichlofienen Briefe, 2) aller Zeitungen politiichen Inhalts, 
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machung zahlreicher Gewerbe- und Berufsthätigfeiten von Erlangung ftaat- 
licher Genehmigung u. j. w., überhaupt die Beichränfung der natürlichen 
Erwerbsfreiheit durch Gejegesvorjchriften. 

Schon weiter oben (j. 3.8. $ 11) ward auf die Unbiegjamfeit und Un: 
gelenfigkeit des Rechts hingewieſen, dejjen Bedeutung grade darauf beruht, 
daß es von der wechjelnden Erfcheinung der Einzelbeziehungen zwiſchen Menſch 
und Menjchen nur das grundlegende Knochengerippe fejthält und folchergeftalt 
für das Verhalten des Einen gegenüber dem Andern feite Schranken aufbaut, 
innerhalb deren die Einzelnen ji dann nach Belieben tummeln mögen. Kon» 
freter ausgedrüdt, das Recht will und foll feine Regeln jo geben, daß fie 
für die gewöhnlichen, am häufigjten wiederkehrenden, Gejtaltungen der ein= 
ichlagenden Lebensverhältnijje paſſend erjcheinen, daß dasjenige Verhalten des 
Einen gegen den Anderen erreicht wird, welches nad den regelmäßigen 
Umftänden im öffentlihen Intereſſe liegt. In diefem Sinne Find 
insbejondere die großen allgemeinen Prinzipien des Rechts gehalten, 3. B. der 
Grundjag, daß alle Verträge verbindlich find, oder daß das Eigenthum das 
Befugniß gibt, jeden Dritten von der Verfügung über die betreffende Sache 
auszujchließen, oder daß Niemand den Anderen willentlich tödten dürfe. Aber 
auch die meiften jpezielleren Normen des Rechts haben den nämlichen Charakter 
und Zweck, allgemeine Regeln für die gewöhnlichen Berhältnijje zu bieten. 
Nun iſt jedoch wohl zu beachten: 

&) daß die Unvollfommenheit und Beichränktheit der menjchlichen Denk: 
und Ausdrucksweiſe, wie allenthalben, jo auch in den Rechtsgeſetzen oft den 
Nedenden nöthigt, einen Denkſatz, welcher ihm als einheitliches Ganzes vor- 
jchwebt, doch für das Verſtändniß des Anderen zu zerlegen in Haupt= und 
Ausnahme- oder in Ober- und Unterfag. Dies zeigt fich namentlid) in um: 
fänglicheren Gejegen. Solche müjjen wir uns, als einheitliche Geſetzgebungs— 
werfe, welche in einem und demjelben Zeitpunfte zur rechtlichen Geltung 
gelangen, doc auch ala von einheitlicher Willensmeinung des Geſetzgebers 
ausgehend vorjtellen. Gleichwohl hat der Gejeßgeber in ihnen nicht immer 
die fir eine bejtimmte Gattung von Lebensverhältniffen nach jeinem Willen 
anzumendenden Rechtsgrundſätze in einheitlicher Form ausdrüden können. 
So finden wir 3. B. in den bürgerlichen Gejegbüchern neben dem oben 
angeführten allgemeinen Gedanken und Sate, daß alle Verträge rechtöverbind- 
lich jeien, doch eine Neihe von Einſchränkungen desfelben für gewiſſe Verhält— 
nifje, für welche der Gejeggeber jenen Sat nicht als angemejjen ohne Weiteres 
zu erachten vermocht hat. Obgleich dem Geſetze aljo bereit bei Aufftellung. der 
Negel die Erfenntnig vorjchwebte, daß diefelbe um des öffentlichen Intereſſes 
willen verjchiedener Einschränkungen bedürfe, hat er doch aus dem angege- 
benen Grunde nicht eine Form und Faſſung finden können, welche in einfacherer 
Weiſe gleich direft mur diejenigen Verhältniſſe trifft, die getroffen werden 
wollten.‘) Zweitens 


welche öfter als einmal wöchentlich eriheinen, gegen Bezahlung von Orten mit einer Pojt- 
anjtalt nad) anderen Orten mit einer Bojtanjtult des Ins oder Auslandes auf andere Weije, 
als durd die Poſt ijt verboten.“ Die vollitändige Brief und Zeitungsipeditionsfreiheit 
darf gewiß als ein Gegenitand von ebenfalls öffentlichem Intereſſe bezeichnet werden. Allein 
der Geſetzgeber hat eben die Anficht gewonnen, daß das überwiegende öffentliche Intereſſe 
auf Bojtzwang gerichtet jei. 

) Bergl. 3. B. Ziv.P.O. 88 715. 749, WechſelO. Art. 92. — Solche unabmwendbare 
jpradhliche Unbeholfenheiten treten zuweilen in ziemlich draitiicher Weile hervor. Siehe u. a. 
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B) finden wir aber zuweilen auch die Rechtsregel im einen, die Ausnahme 
im anderen Geſetze. Hier läßt fich nicht ohne Weiteres mit dem unter x auf: 
gejtellten Gefichtspunfte operiren, namentlich infoweit nicht, al3 Die verjchiedenen 
Nechtsnormen zu verjchiedenen Zeiten, oder gar fir verjchiedene Gebiete und 
von verjchiedenen Gejeggebern erlafjen wurden. Dann wird man vielmehr 
argumentiren müſſen, daß der Gejeßgeber in dem einen Gejehe lediglich die 
gewöhnlichen Verhältniffe, im anderen aber die ausnahmsweiſe einjchlagenden 
mit im Auge hatte. Diefe Fälle nun find e8, welche für die gegenmärtige 
Erörterung Bedeutung haben, denn fie zeigen auf eine Kollifion von Intereſſen, 
welche dem Gejeßgeber vor Augen fteht. Derjelbe hat in dem einen Gejege 
dasjenige geregelt und bejtimmt, was für gewöhnlich im öffentlichen In— 
terejje Liegt. Allein bei weiterer Erwägung find ihm auch Fälle vor das 
Auge getreten, für welche ausnahmsweiſe das öffentliche Intereſſe eine andere 
Regelung erheiiht. Es fommt aljo hier eine Kollifion des regel: 
mäßigen mit dem außerordentlichen öffentlihen Intereſſe zum 
Ausdrude. Keineswegs überall da, wo die für die gewöhnlichen Lebens— 
verhältnifje zugejchnittene Rechtsregel fich einmal nicht für bejondere Gejtalt: 
ungen geeignet erweiſt, wird der Gejeßgeber durch finguläre Nechtsjäge nad): 
helfend eingreifen können und dürfen. Nur dann vielmehr wird Dies angezeigt 
ericheinen, wo das außerordentliche öffentliche Interefje von befonderer Stärke 
ift. Diefe Borausjegung aber wird wiederum in der Regel nur dann erfüllt 
fein, wenn die einschlägigen Lebensverhältniſſe nicht ganz vereinzelt daſtehen, 
fondern, wierwohl immerhin der gewöhnlichen Gejtaltung der Verhältnifje gegen- 
über nur ausnahmsweife, jo doch in mehrfacher Wiederkehr auftreten. Wenn 
aus dem einen oder anderen Grund nun der Gejeßgeber es für geboten er: 
achtet, für dieſe beſonderen Lebensverhältnijje einen eigenen Rechtsſchutz feſtzu— 
jegen, jo wird derjelbe zwar nicht nothwendig'), aber leicht möglicher Weife 
eine Kollifion von Rechtsnormen und bezw. darauf fußenden jubjektiven Rechten 
hervorrufen. Die Kollifion öffentlicher Intereſſen ericheint dann übertragen 
auf das Recht. Hieher gehören die oft bejprochenen, auch oben — nament- 
lich bei $ 14 berührten Fälle, daß Privatrechte durch öffentliche Rechte eingeengt 
werden, daß der Eigenthümer von Grundftüden und auch von beweglichen 
Sachen mit oder ohne Entjchädigung fich Beſchränkungen durch die öffentliche 
Gewalt gefallen laſſen muß, daß zivilrechtlich gültige Rechtsgefchäfte öffentlliche 
Strafe nach fich ziehen u. j. w. Nicht blos an Verhältnifien des Privatrechts 
zum öffentlichen Rechte bewegen ſich aber diefe Kollifionsfälle; auch die ver- 
ſchiedenen privatrechtlichen Normen einerfeit3 und die zur Wahrnehmung ver: 
fchiedener öffentlicher Interejien erlafjenen öffentlichen Rechtsnormen andererjeits 
lajjen je unter einander ähnliche Vorkommniſſe erkennen, jo das materielle 
Konkursrecht gegenüber dem allgemeinen Zivilrechte, die Gewerbegejeßgebung 
gegenüber der Medizinalgefeßgebung u. j. w. — Allein auch in diefen Fällen 
fann unjeres Erachtens, wie jchon früher ($ 12) betont worden ift, nur äußerlich 
formell eine Kollifion der Rechtsnormen angenommen werden, welche in ähn- 
licher Weife, wie in den oben unter &« ausgeführten Fällen aus der Unzu— 


RSt.G.Buch 8 211: „Wer vorfäglich einen Menjchen tödtet, wird, wenn er die Tödt— 
ung mit Ueberlegung ausgeführt hat, wegen Mordes mit dem Tode beitraft.“ Danach 
wäre mwörtlid; genommen mindejtens auch jeder Nachrichter des Todes ſchuldig. 

N, Kollifion des Lebensinterejje mit der Militärdienitpfliht: Mil.-Strafgericht- 
Ordnung $$ 84 f. 


——— 25, RR 
— 
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länglichkeit der menschlichen Denk: und Ausdrudsweije erflärt werden muß. 
Denn jachlich betrachtet, bildet die Gefammtheit der jeweilig in einem Rechts: 
gebiete objektiv geltenden Nechtsjäge jederzeit ein einheitliches Ganzes. Daher 
muß für jede einzelne zur Beurtheilung jtehende Rechtenorm die Gejammtheit 
der gültigen Normen in Betracht gezogen, Widerjprechendes durch Auslegung 
eliminirt, mithin unbedingt eine maßgebende Nechtsregel gefunden werden. 
Dies gilt endlich 


y) in gleicher Weife auch, two ein neues Geſetz ein älteres oder unmittel= 
bar die auf dem älteren Nechtszuftande fußenden rechtlichen Befugniſſe aufhebt. 
Denn bier ift ganz ebenjo wie in dem vorhin erwähnten Falle der Gefichts- 
punft durchichlagend, daß es in einem Rechtsgebiete für ein bejtimmtes Rechts— 
verhältniß immer nur Ein maßgebendes Necht geben kann. Mag daher die 
Bejeitigung alter Berechtigungen vielleicht unbillig erjcheinen, (vergl. Bähr, 
Rechtsſtaat ©. 50), mag das aufgehobene Gejeg urjprünglich ebenfalls 
einem itbertwiegenden öffentlichen Interefie gedient haben und mag ſich an das» 
jelbe vielleicht noch jegt ein öffentliches Intereſſe, d. h. ein Interejje der Mehr: 
zahl der Angehörigen des betreffenden Rechtsgebietes knüpfen, das neue Recht 
it das Maßgebende, und ift jeine Macht auch an fich nur eine formelle, d. h. 
gilt e8 auch nur, weil es das Nechtsgebot ift, jo joll und wird es doch zugleich 
das dermalen überwiegende öffentliche Intereſſe verkörpern. Nimmermehr 
fann aus dem Begriffe des Nechts für alle Zeiten und Verhältniffe gleich: 
mäßig abgeleitet werden, welche Intereſſen vechtlich zu fchügen find und im 
welchem Umfange der Schuß der fraglichen Intereſſen gewährt werden joll. 
Ein Naturrecht in diefem Sinne gibt es nicht. Wohl bleiben die Funda— 
mentalinterejjen der menjchlichen Sejellihaft im Großen und Ganzen Die 
nämlichen und daher wird der Schuß der Perfon und des Eigenthums jeder: 
zeit den Kernpunkt aller Normengebung bilden). Allein darüber hin ift Alles 
dem Wechjel unterworfen und lediglich aus der Entwidlung -— Kultur — der 
Völfer läßt ſich bemeſſen, welche Grundjäge in Bezug auf den Intereſſenſchutz 
durch das Recht jeweilig angemefjen find.) Der Juhalt des Rechts jteht im 
Fluſſe der Gejchichte, der Begriff des Rechts bleibt der gleiche, jo lange die 


') Die Grumdbegriffe des römiſchen Sachenrechts, Eigenthum, Bejig und Servituten, 
find Heutzutage im Wejentlichen noch diejelben, wie vor zwei Jahrtaujenden und vergebens 
würde man ihnen eine Antwort abzugewinnen hoffen über die Wandlungen, welche die Völler, 
bei denen ſie galten, inzwiſchen beſtanden haben“. V. Shering, das Echuldmoment im 
röm. — . Vermiſchte Schriften juriſt. Inhalts. 187 9 S. 157). Vergl. auch Zeitſchr. 
f. d. gejammte Strafrechtswiſſenſchaft III. ©. 225 f. 608. 

Man vergegenmwärtige ſich mur die verichiedenen Phajen der Zins: und Wuchergeſetz— 
gebung und denfe weiter daran, wie der Genuß von Menfchenfleiid) oder das Opfern von 
Menſchen von einem Volke als erlaubt, bezw. Gott wohl gefällig, vom anderen als hödjit 
verwerflich behandelt wird. (Cicero oratio pro Ib. Foutejo cap. X.; Caroli M. Capit. in lege 
Saxonica mittenda), — In Frankreich war zur Zeit der großen Revolution „die politische 
Herrſchaft des grumdbefigenden Adels in den Verhältnijjen des platten Landes längſt gebrochen, 
indem alle ortsobrigfeitliche Gewalt, alle Aufficht über das ländliche Kommunalweſen bereits 
von den Grundherren auf die Bureaufratie übergegangen war, jo daß die Intendanten ganz 
Recht hatten, ihren Subdelegirten immer von Neuem einzuſchärfen: „le seigneur n'est 
qu’un premier habitant‘‘ ; höchſtens daß auf den größeren Beſitzungen nod) eine patrimoniale 
Gerichtsbarkeit fortbeitand, die jedoch von Staatswegen in ziemlich enge Schranken einge: 
idhlojien war. Mithin erichienen die Heudallajten nicht mehr als Abgaben an öffentliche Ge— 
walten, die dafür Ruhe und Trdnung aufrecht erhielten, jondern nur noch als Privilegien 
bon Privatperionen, welche dieje VBorrechte nicht mehr durd die entſprechenden Pilichten be: 
zahlten.“ E. Meier, VBerwaltungsorganijation ©. 358. 
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Menjchheit eriftirt und im geltenden Rechte verkörpert ſich der Begriff des 
Rechts in dem den Lebensverhältnifjen der Zeit entiprechend geregelten Inhalte.) 
Wechſeln die Lebensverhältniffe, jo wechſelt auch der Inhalt des geltenden 
Rechts, deſſen Aufgabe es jederzeit ift, von den follidirenden Intereſſen der 
niedergehenden und der aufgehenden Generation dasjenige zu ſchützen, welches 
als das wahre, überwiegende Intereſſe der Zeit erjcheint.?) Denn „joziale 
Reformen können nur hervorgehen aus bewußter Einfiht, aus der nur all 
mälig zu erringenden Umgejtaltung der verſchiedenſten Verhältniſſe und unter 
Berüdfichtigung der mannigfaltigften, oft ſich durchkreuzenden Intereſſen.““) — 

III. Aus den vorftehenden Erörterungen ergibt ſich, daß der möglichit 
genauen Abwägung der für oder wider die Berüdjichtigung eines gemilien 
Öffentlichen Intereſſes anderen öffentlichen Intereſſen gegemüber jprechenden 
Gründe und der möglichit jcharfen Formelung der hiernach für das erjtere zu 
fordernden rechtlichen Befugniffe nothiwendig immer ein bejonderes Augenmerk 
des Gefeßgebers zugewandt fein muß. Dies läßt fih vor Allem bei einem 
Blide in die „Motive“ der Gejegentwürfe und in die Berathungen der par: 
lamentarifchen Körperjchaften unjerer Zeit alsbald erfennen.t) Es zeigt ſich 


n „Während in anderen Wiſſenſchaften der Gegenjaß der hiſtoriſchen und der philojophifchen 
Methode nod) als ein feindlicher ericheint, ift derjelbe auf dem Gebiete der Rechtswiſſenſchaft 
ſchon jeit einiger geit zu einer friedlihen Vermittelung gelangt. — ®ir willen es nun, daß 
die Hiftorie ohne Leben ift, wenn ihr das Weſen des inneren Geiſtes verſchloſſen bleibt, 
und daß die Philoſophie eine Träumerin ijt, wenn fie die leibhafte Geſtaltung der Dinge 
nit beachtet, in denen der Geift fich offenbart.“ Bluntſchli, Vorwort zur Kritifchen 
Ueberijhau (1853), j. Gejchichte der Neueren Staatswiſſenſchaft 3. Aufl. S. 756. — „Jede 
hiftorifch wirkliche Rechtsordnung trägt in fid) da8 Grundprinzip der Stabilität, die Tendenz 
nad) Dauer. Aber dad Material, welches fie fich gegenüber fteht, ift im emigen Fluß und 
Bandel. So beginnt ein unabläffige® Spiel zweier Kräfte: die eine, die Norm, raitlos 
bemüht, den Stoff zu bändigen und jtarr in der zeitigen Form zu halten — der Stoff jelbit 
ewig fließend und wechſelnd uud im jeder neuen Erjheinungsform auf das Recht pochend, 
welches „mit ihm geboren“ fei, auf feine hiftoriich heutige naturalis.ratio, auf die ihm, 
wie er iſt, immanente „Natur der Sache,“ und jo er, der Stoff, täglich) bemüht die ihm 
entgegenjtehende Norm als antiquirt, ald von gejtern, zu bredhen und jeine, die Norm von 
heute an die er zu ſetzen. Das gelingt ihm, um im Bilde zu bleiben, erſt morgen; 
und heute ift diefe Norm noch nicht jus im jtriften Sinne, fondern aequitas.“ Franken, 
NRomaniften und Germanijten (1882) ©. 12. ©. auch Mittermaier im Archiv f. d. zivil. 
Praris Bd. 22 ©. 55. Bon den beiden Begriffsbeftimmungen des Rechts, welche heute in 
der Privatrechtswiſſenſchaft einander gegenüberjtehen, betont die eine vorwiegend die technifche, 
juriftiiche Seite des Rechts; indem fie hervorhebt, daß das jubjeltive Net eine Willensmacht 
egenüber dem, dem Berechtigten gegenüberjtehenden, verpflichteten Willen ift (fo Windſcheid, 
Bandettenrecht I. 92 f. der 5. Aufl.), die andere vorwiegend den „Zwed im Rechte‘, indem 
fie darauf hinweist, daß jedes Recht ein Intereſſe ſchützen oder fürdern joll (jo Bähr, Rechts— 
ftaat ©. 19 f.; Jhering, Geift des römiſchen Rechts passim; derfelbe Zweck im Rechte I 
©. V). Beide Richtungen vereinigen fich aber unter dem gemeinjamen Geſichtspunkte, welcher 
den Inhalt (Zwech des Nechts mit der Art (Form) in welcher das leßtere wirklich zufammen 
zu erfaflen fucht: „Die Freiheit ift nicht abitraft ihrer jelbit willen berechtigt, fondern als 
Grundlage für die Verfolgung der fittlichen Interejien und Zwecke des menſchlichen Lebens.“ 
Bruns in Holgendorffs Enchelopädie I. 330 d. 2, Aufl. 

) „Es gibt feine Reform, die ohne Widerspruch und ohne Berleßung be 
jtehender Intereſſen vollbracht werden könnte”; Holtzendorff, Rolitit ©. 47 (2. Aufl.), 
fowie die jhöne Erörterung ebenda ©. 140 f. v. Stein, Handb. der Verwaltungslehre ©. 48. 
Dankwardt, Nationaldlonomiichzziviliftiiche Studien (1862) ©. 138, 

N Bergl. Contzen, Geſchichte der fozialen Frage ©. 145, 

* Als Beiipiele wolle man folgende Stellen von Motiven zu Reichsgeſetzentwürfen 
dienen laſſen: 

. Zur Gewerbeordnung $ 14: „Das zweite Alinea ijt in feinem erjten Theile 
aus der preuß. Gewerbegeieggebung herübergenommen und bildet ein unerläßliches Storrelat 
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aber weiter auch deutlich in den Erörterungen, welche die Gerichtspraxis bei 
Auslegung des geltenden Rechts öfters darüber anzuſtellen ſich genöthigt 


ur Aufhebung der Konzeffionspflicht der Verfiherungsagenten. So lange nämlich die 
Pesch Pre A enten konzejfionspflichtig find, nimmt die mit der Handhabung der Klon: 
trole des — Praehhii betraute Behörde bei Ausübung der Kommiffionirung 
Kenntniß von dem Entjtehen von FFeuerverjiherungsagenturen. Da dieje Kenntnih be 
hufs der gejeglihen Kontrole des Feuerverſicherungsweſens unerlählid 
ijt, jo würde durch Aufhebung der Kommiſſionspflicht der Agenten eine empfindlicde Lücke 
in der dem Betrieb des Feuerverſicherungsweſens betreffenden Geſetzgebung entjtehen, wenn 
nicht an die Stelle der Kommiffionspflicht die in $ 14 angeordnete bejondere Anzeige 
pflicht träte. Durd die allgemeine Anzeigepflicht des ſtehenden Gewerbetriebs fann dieſe 
Lüde nicht ausgefüllt werden, da die Agenturen in der Negel ein Nebengeichäft der Handele- 
gewerbe bilden, aljo einer bejonderen Anzeigepflicht nicht unterliegen würden. Die Aufrecht: 
haltung diejer auch von der Kommiſſion des Reichstags nicht beanjtandeten Beitimmung ift 
egenüber der gefammten Defonomie des Entwurfs auch deshalb von Werth, weil durch die: 
elbe der fonjt mögliche Zweifel, ob Berfiherungsagenturen der Gewerbeordnung unterliegen, 
alſo durch diejelbe überall von der Konzeſſionspflicht befreit find, ausgeſchloſſen wird.“ 

Ebenda $ 16: „Für die Einzelbeitimmungen des vorliegendes Abjchnittes ift nament: 
fi der Geſichtspunkt maßgebend gewejen, dab ed im Intereſſe der Gewerbetreibenden liegt, 
dadurch, dab vor der Erridtung der Anlagen im Wege eines geordneten Verfahrens eine 
Prüfung der Einwendungen und Bejchwerden erfolgt, gegen nachträgliche Beſchwerden und 
Auflagen gefichert zu fein... Die Ertheilung der am Schluß für den Bundesrath in 
Anſpruch genommenen Ermächtigung, das Verzeichniß dem Bedürfniß entiprechend abzuändern, 
fann, gegenüber der von der Kommijfion des Neichdtags befürmworteten Ablehnung, nad) ers 
neuerter Erwägung nur wiederholt empfohlen werden. Die Ermädtigung bewegt ſich inner: 
halb des im Eingange des Paragraphen aufgejtellten allgemeinen Grundiages-und findet in 
der Anwendung, die er in dem Berzeichnifje gefunden bat, ihre Beſchränkung. Ihre Redit: 
fertigung liegt in dem nicht felten herportretenden Bedürfnig auf neue Formen der Fabri— 
fation des nicht nur im Intereſſe des Publitums, jondern namentlich aud) im Intereſſe der 
Unternehmer liegenden Kommifjionverfahrens ohne Berzug in Anwendung bringen zu fünnen.“ 

II. Aus den allgemeinen Motiven zum Nahrungsmittelgejege: „Es liegt auf 
der Hand, daß es unmöglich ift, alle Gegenjtände, deren Gebrauch die menſchliche Gefundheit 
gefährden kann, durch das Gejep zu treffen. Dies gilt insbejondere von den meijten jogen. 
fosmetiichen Mitteln. Indeſſen find dieſe mit den vorerwähnten Gegenftänden jchon deshalb 
nicht in eine Linie zu ftellen, weil fie entbehrlih und nur in beichränftem Grade gebräuchlich) 
find. Der Entwurf geht davon aus, daß auf diefem Gebiete die Geſetzgebung eine porfichtige 
Zurüdhaltung zu bewahren habe und beſchränkt ſich darum auf die unentbehrlichen bezw. auf 
die allgemein gebräuchlihen oder doc in weiten Kreiſen verbreiteten Gegenftände. Diefelbe 
Erwägung bat ferner dahin führen müſſen, daß der Entwurf die bezeichneten Gebrauchs— 
gegenjtände auch nur joweit in den Kreis jeiner Bejtimmungen zieht, als dabei eine Gefährdung 
der menſchlichen Gejundheit in Frage fommen kann. Wo es fih nur um wirthſchaftliche 
Intereſſen handelt, wie in den 88 9 und 10, wird daher aud) von den blohen Gebrauchs 
gegenjtänden abgejehen.“ 

III. So $$ 18—29 des Viehſeuchengeſetzes: „In den $$ 18 bis 29 find die 
jenigen Schugmahregeln einzeln aufgeführt, welche von den Polizeibehörden der Seuchen— 
gefahr gegenüber je nad Lage des Falles getroffen werden fünnen und zugleich diejenigen 
Schranken gezogen, welche den Polizeibehörden zum Echupe des Eigenthbums und der Ber: 
fehräinterefien auferlegt werden müſſen. Dabei find ſolche Anordnungen nicht befonders auf- 
geführt, welche einer jpeziellen gejeglihen Ermächtigung nicht bedürfen, ſo z. B. die öffentliche 
Belehrung über die Erkenntniß und Bejeitigung der Seuchengefahr, die öffentliche Bekannt: 
mahung der Seuchenausbrüce u. dergl. Ebenjowenig war die Befugniß der Polizeibehörden 
und ihrer Organe zu wiederholten Bejihtigungen und Unterjuhungen bejonders hervorzus 
heben, denn entweder ftellen fich jolche Befichtigungen als eine Fortjegung des Ermittlungs— 
verfahren® dar, oder fie liegen im Begriffe der angeordneten Mafregel felbit (4. B. der polir 
eilihen Beobahtung $ 19) oder endlich fie ftügen jich auf die allgemeine Befugniß der 

olizei, fi von der Ausführung und der Wirfung der von ihr auf Grund des Gejeges und 
der Bollzugsvorichriften angeordneten Mahregeln zu überzeugen.“ 
IV. Has Strafgeſetzbuche $ 130. In der Anregung einzelner Perjonen gegen 
einander, kann die Urjache einer Gefährdung des öffentlichen Friedens nicht wohl gefunden 
werden. Eine ſolche iſt vielmehr nur dann zu befürchten, wenn eine Mehrheit von Perjonen, 
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ra um welcher Intereſſen willen die einzelnen in Frage tommenden Normen 
aufgejtellt find.) Endlich hat natürlich die wiſſenſchaftliche Auslegung 
des Rechts die gleiche Frage gegebenen Falles zu erörtern.?) 


$ 17. Der Rechtstitel und das Intereſſe. 


So unentbehrlich der Begriff des Intereſſes für das Verſtändniß des Weſens 
de3 Rechtes und das Dajein eines Intereſſes als Motiv einer Berechtigung ift, 
fo wenig eignet fich doch der Interejjebegriff zur Verwerthung im Rechte, weil 
die Unbejtimmtheit dieſes Begriffes bei Feititellung ftreitiger Berechtigungen jeder- 
zeit Anlaß zu Zweifeln und bejonderen Erörterungen geben muß?) Der Gejeß- 
geber wird daher danach zu trachten haben, anjtatt direkter Bezugnahme auf 
das Intereſſe als zu jchügendes Objekt diejenigen Beziehungen zum Berpflich- 
teten, welche den Inhalt des Nechtsichuges bilden jollen oder mit anderen 
Worten diejenigen Leiftungen (Handlungen oder Unterlajiungen), zu welchen 
der paſſiv Betheiligte verpflichtet jein joll, möglichjt fonfret zu bezeichnen. 

Genaue Feitiegung, welches Intereſſe rechtlichen Schuß genießen joll, jeitens 
des Geſetzgebers ijt oft jchwer genug. Sie wird im bürgerlichen Rechte mejent- 
lich erleichtert durch die geringe Zahl der Interejjengebiete, welche durch Privat: 


welche wegen gleicher Lebensjtellung oder wegen einer Webereinjtimmung der Anfichten, 

wede oder Intereſſen als verbunden betrachtet und deshalb unter einer gemeinfcaftlichen 

eziehung zujammengejegt werden, als Ganzes genommen und in ihrem Gegenjaß zu 
den übrigen Staatöbürgern oder anderen Kategorien von Perjonen zum Gegenftande öffent: 
licher Anfeindung gemacht werden. Borausjeßpung hierbei ijt überall, daß die unter der 
Mehrheit begriffenen einzelnen Perſonen bejtimmt erfennbar und äußerlich untericheidbar 
find. Vage Abjtraftionen, denen eine faßbar äußere Gejtaltung nicht entjpricht, können 
nicht genügen. Ob hiernach eine „Klaſſe der Bevölkerung” als Gegenjtand eines den öffente 
lichen Frieden gefährdenden Angriffes anzujehen üt, — der thatjächlihen Würdigung im 
bejonderen Falle ebenio überlafien bleiben, wie die Frage, ob nicht blos eine berechtigte Kritik, 
jondern eine Aufreizung zu yeindieligkeiten und damit die Gefährdung des öffentlichen Friedens 
vorliegt, zu dejien Schutze die Gejege berufen find. 

') Ein Blid in irgend eine beliebige Präjudizienfammlung beftätigt das Geſagte. Man 
vergl. 3. B. Entſch. d. Neichdger. in Zivilj. I. 118. 173 f. 20. 3. II 73. 76. 79. 86. 108. 
120. 125. 186 f. IV. 345, Strafj. I. 20. 81. 123. II. 63. 72. 73. 148. 240. 322. 421. 
Entich. d. preuß. Oberverwaltungsgerichts VII. 59. 124 f. 176 („weil die Hundejteuer nicht 
nur als Qurusiteuer den finanziellen Jnterefien der Kommunen dienen ſoll, jondern an erjter 
Stelle polizeilihen Zweden . . ). 245. („E8 mag darüber gejtritten werden können, wie 
weit ed zwedmäßig gemwejen wäre, den betheiligten Nommunalverbänden, weldhe unleugbar 
ein wefentliches nterejie bei dem Ausfalle des Berfahrens vor dem Vormundjchaftsgerichte 
haben, bier eine Mitwirkung, vielleicht das Recht der Beſchwerde einzuräumen. Der Geſetz— 
geber hat ſich dafür indeß nicht entjchieden.“) 

*) Hier möge Ein Beijpiel genügen: 

Der Regierung jteht, ohne daß es eine befondere Nachweiſung bedarf, das Jagdhoheitö- 
recht zu, als die Befugniß der oberjten Gewalt, Aufficht über die Ausübung der Jagd zu 
halten und die Berechtigten an gewilie Gejege und Beichräntungen zu binden; daher Saab: 
ordnungen zu erlajien, die Ausübung der Jagd der Auificht Tandesherrliher Beamten zu 
‚unterwerfen, und Jagdfrevel zu betrafen. Im Zuſammenhange damit ſteht auc das Jagd» 
polizeirecht, das, ohne alle Beziehung auf die Erijtenz eines Jagdregals, fich durd die Rück— 
ſicht auf die vielfahen Kollifionen rechtfertigt, in welden das Intereſſe des Jagdberechtigten 
mit dem des Forſtberechtigten und vorzüglich der benachbarten Grundeigenthümer kommt, 
woraus ſich die Befugniß rechtfertigt, die Ausübung der Jagd an gewiſſe Zeiten zu binden und 
anderen Beſchränkungen im öffentlichen Intereſſe, vorzüglidy wegen der öffentlichen Sicherheit, 
zu unterwerfen. (Mittermaier, deutiches Privatrecht I $ 215.) 


’; Ueber die Unbeſtimmtheit des Begriffes „Intereſſe“ als Rectstitel j. u. A. Bähr 
und Langerhans, Preuß. Örundenteignungsgeieg ©. 28. 
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rechte geichütt find.) Denn in dem Zivilrechte handelt es fich neben den 
Beziehungen der Familienangehörigen zu einander lediglih um Vermögens— 
intereijen, welche fich jchließlich in einen Schadenserſatzanſpruch auflöfen, hin 
fichtlich dejien Zweifel nur, was den Umfang der zu berüdjichtigenden Beſchä— 
digungen und den Geldwerth des Schadens anlangt, beitehen fünnen. Auf 
dem Gebiete des Vermögensrechts erjcheint daher der Begriff und Ausdruck 
„Intereſſe“ var’ EEoXrv zur Bezeichnung dejien, was einem Rechtsſubjekte an 
der jein Vermögen jchädigenden Handlung oder Unterlajjung einer anderen 
Perjon in Hinficht auf feinen Vermögensbeſtand gelegen ift oder mit anderen 
Worten des gefammten Schadens, welcher feinem Vermögen durch jene Hand: 
lung des Gegentheils erwächſt. Im Uebrigen findet fich in umjeren Zivil— 
ejegen der Umfang dejjen, was der Eine dem Andern in wirtbichaftlicher 
Sinfiht ſchuldig ift, ohne Einführung des Wortes „Intereſſe“ in die Begriffs: 
bejtimmung der betreffenden Rechtsverhältniſſe normirt, welches in der modernen 
Zivilgeſetzgebung thatſächlich eben jo jelten ift, wie in der Verwaltungsgeſetz— 
gebung häufig. GVergl. preuß. Ld. R. I 11 5 350.) 

Auch auf den Gebieten des Strafrechtes?) und des Straf, ſowie des 
Bivilprozejjes®) iſt die Formulirung der eimjchlagenden Rechtsjäge nahezu 
allenthalben ohne Zubilfenahme des Begriffes „Intereſſe“ jelbjt unter konkreter 
Feſtſetzung derjenigen Handlung oder Unterlajjung erfolgt, an welcher, wie 
der Gejeggeber annimmt, ein öffentliches, mit dem Rechtsſchutze zu umkleidendes 
Intereſſe bejteht. Ebenjo liegt die Sache auf verfajjungsrechtlichem Gebiet. *) 

Anders im Vermwaltungsrechte. Bier iſt das „öftentliche Intereſſe“ im 
überaus zahlreichen und wichtigen Fällen vom Gejeßgeber als Titel (Grund) 
einer Berechtigung eingeführt, jo daß für dieſes Nechtsgebiet die dem folgenden 

i) Vergl. oben $ 1 Anm. 2 und außerdem u. A. noch livs, eſth- und kurländ. Privat- 
recht SS 246 f. (Erbichaftsinterejienten, Interejie der Erben), ſowie f. ſächſ. bürg. Geſetzbuch 
$ 147: „Auf Anerkennung eines Rechtes kann geklagt werden, wenn der Kläger an der Feſt— 
jtellung des Rectsverhältnijies ein gegemmwärtiges rechtliches Intereſſe hat, weldyem nicht auf 
andere Weije genügt werden kann.“ Beurtheilung der Giltigkeit eines die Gewerbefreiheit 
beijhräntenden Vertrages aus dem Geſichtspunkte des öffentlichen Interejies: Dernburg, 
Preuß. Privatrecht I. $ 77 ©. 155, 

R.Str.«G.B. $ 193: „Neuerungen, welche . . . zur Wahrnehmung beredtigter 
Intereflen gemacht werden, . . . find nur injofern jtrafbar, ala das Vorhandenſein einer 
Beleidigung aus der Form der Meuferung oder aus den Umſtänden, unter welden ſie 
geichab, hervorgeht.“ 

2) 32:0. $ 63: „Wer ein rechtliches Intereſſe daran bat, daß in einem zwiſchen 
anderen Perjonen anhängigen Rectsitreite die eine Partei obfiege, fann diejer Partei zum 
Bwede ihrer Unterjtügung beitreten.“ $ 231: „Auf Feititellung des Bejtehens oder Nicht: 
bejtehens eines Rechtsverhältniiies, auf Anerkennung einer Urkunde oder auf FFeititellung der 
Unechtbeit derjelben fann Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches Intereſſe 
daran hat, daß das Rechtsverhältniß oder die Echtheit oder Unechtheit der Urkunde durch 
rihterliche Entiheidung alsbald jejtgejtellt werde“ (j. auch Anm. 2). $ 271: „Dritten Ber: 
ſonen fann der Borftand des Gerichts ohne Einwilligung der Parteien die Einjicht der Alten 
nur gejtatten, wenn ein vechtliches Intereſſe glaubhaft gemacht wird.” Preuß. Feld: und 
Forjtpolizeigeieg vom 1. April 1880: „Auf Zumiderhandlungen gegen die im Intereſſe des 
Feld- und Foritichuges erlajienen Bolizeiordnungen findet das in dieſem Gejege vorgeichriebene 

erfahren Anwendung.” — Bergl. noch preuß. Ld⸗R. I. 11 $ 129: „Auch über ein Privat: 
interejie, welches bei Gelegenheit einer (geiftlihen) Amtshandlung entjtanden ijt, gebührt das 
Erkenntniß in der Negel den weltlichen Gerichten. = 

) Man vergleiche z. B. die deutiche Verfafiungsurkunde, woſelbſt nur bei der Feſtſtell— 
ung der Reichskompetenz hinsichtlich des Verkehrsweſens Art. 4, 8 und 41) der Begriff des 
„Jutereſſes der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs” zur Beitimmung des 
Kompetenzumfanges des Reichs verwertbet wird. Außerdem Art. 56, Abi. 2 (Vertretung der 
Einzelinterejfen der Bundesitaaten dur die Neichskonjulate). 
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Abſchnitte vorbehaltene Unterſuchung über das öffentliche Intereſſe ala Rechts: 
titel bejondere Wichtigkeit beanjprucht. ') 





II. Abſchnitt. 
Oeffentliche Klage im Berwaltungsredte. 


$ 18. Das Berwaltungsredt.?) 


1. Wie in vorausgegangenem Abjchnitte erörtert worden ift, bejteht alles 
objektive Recht und beftehen auch alle jubjektiven Rechte um des öffent 
lihen Interejjes willen. Nur ein Theil der legteren aber ijt in die Hände 
einer Vertretung der Gejammtbetheiligten, in die Hände eines Gemeinweſens, 
unmittelbar gelegt; zahlreiche andere fubjeftive Rechte ruhen in den Händen 
der Einzelnen als Berechtigter, weil fie in die Form befonderer Rechte ge: 
fleidete Einjchränfungen oder Ergänzungen der Rechte des Gemeinwejens 
bilden oder weil fie, ohne jolchen Charakter zu befigen, vorwiegend zum Schuge 
des Intereſſes bejtimmter Einzelner — wiewohl natürlich immer um des 
öffentlihen Interejjes willen — dienen und fein zwingender Grund vor: 
liegt, ihre Geltendmachung im öffentlichen Intereſſe (durch Uebertragung an 
das Gemeinwejen) bejonders jicher zu jtellen®). Die Rechte des Gemein: 





N Ein Sag, wie der folgende: „Es leidet nach der der Polizei im gegenwärtigen Staate 
zugewiefenen Aufgabe einerjeits, nach dem nur relativen Werthe des Privatredtes 
gegenüber öffentlichen Intereſſen andererjeits feinen Zweifel, daß die Polizei an 
den perjönliden und Vermögensrechten der Einzelnen da feine rechtliche Schranke findet, wo 
es fi) darum handelt, einem gemeingefährlihen Verhalten der leßteren entgegenzutreten“ in 
einer Enticheidung des Reichsgerichts (Livilf. IX. S. 205) ift nur jo lange möglich, als der 
Jurift fi) gewöhnt Hat, in der Bezugnahme auf das Öffentliche Intereſſe jeitens der Polizei: 
behörde einen öffentlicherechtlihen Titel ohne Weiteres zu erbliden. 

?, Bor Eintritt in das eigentlihe Thema des Schlußabſchnitts erfcheint eine kurze 
Präzifirung des Standpunkte, von welchem der Berf. das Verwaltungsrecht anjieht, ge: 
boten. Aus der Litteratur vergl. über den Begriff des Verwaltungsrechts hauptſächlich 
v. Gerber Grundzüge des deutjchen Staatörehts ©. 239 der 3. Auflage; 8. v. Stein, 
Handbuch der VBermwaltungslehre und des Berwaltungsrehts S. 16 f. und Berwaltung®: 
lehre I. S. 60 f. ©. Meyer Lehrbud des deutihen Verwaltungsrechts 1. Band (1883) 
©. 5, 2. Aufl. Hoffmann in der Zeitichrift f. d. gej. Staatswiſſenſch. I. 190. v. Stengel 
ebenda XXXVIII. 254; in Schmoller's Jahrb. f. Gefepgebung VU. 701 f. und in 
Organijation der preußiſchen Verwaltung. 1884 ©. 1. 

®, Ueber die Grenzen des üffentlihen Rechts ald Ganzen gegenüber dem Privatredte 
ward jchon im IL Abjchnitte ausführlich gehandelt. Hier ijt nur noch die Hiftoriiche Ent: 
widelung anlangend, darauf aufmerfjam zu maden, dab die Unterjcheidung zwiſchen beiden 
Rechtsgebieten eine bereits vorgejchrittene wiſſenſchaftliche Abjtraftionsfraft und Durchdringung 
des Rechtsſtoffs vorausjegt. Die Römer haben „den Gegenjag des öffentlihen Rechts und 
des Privatrechts zur Klarheit gebracht. Auf diefem Unjerichiede ruht jehr weſentlich die Ein- 
heit, Hoheit und Macht des Staats auf der einen Seite und die Selbitjtändigfeit der 
Einzelnen und die Freiheit des Privatlebens jelbit dem Staate gegenüber auf der anderen 
Seite." Bluntſchli, gelammelte Meine Schriften I. 24. Vergl. auh Padelletti 
(Holgendorff), Lehrb. d. röm. Rechtsgeſchichte S. 164 und Rernice, Marcus Antisthius 
Labeo ©. 268. Dem deutichen Mittelalter mangelte das Bewußtſein des Unterjchiedes, bis 
die ſtädtiſche Entwidelung zu einer —— Ausbildung öffentlicher Rechte und Pflichten 
führte; Gierke, Genoſſenſchaftsrecht I. 126 f. IL. 131 f. Waitz deutſche Verfaſſungsge⸗ 
ſchichte 2. Aufl. II. 626 f. 642. Bornhak, Geſchichte der preuß. Verw. I. S. 80 f. 200. 
In der älteften Zeit machte die Bedürfnihlofigkeit der Bürger Kulturpflege überflüffig. 
Sidel, Freiſtaat (1879) S. 164. Erſt allmälig in der Merovinger- und Karolingerzeit 
finden ſich Anfänge einer jolhen; Waitz, a.a. ©. II. 652. IV. 36. v. JZnama-Sternegg, 
deutiche Wirthichartögeichichte I. 229. Allein auch nachher führte die herrſchaftliche Gejtaltung 
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weſens al3 jolchen und die ihnen ergänzungs> oder einfchränfungsweife gegen: 
überjtehenden, fie jedenfalls begrifflih vorausfegenden Rechte Einzelner 
pflegen wir al3 die öffentlichen Rechte, im fubjettiven Sinne, die Gejammt- 
heit der auf fie bezüglichen Nechtsfäge ala das öffentliche Recht, im ob- 
jeftiven Sinne zu bezeichnen. Die Gejammtheit der öffentliche Rechte des 
Gemeinmwejens aber nennen wir die Ööffentlihe Gewalt‘)?). 

I. Unter den öffentlichen Rechten, welche die öffentliche Gewalt bilden, 
laſſen fih nun drei Arten unterfcheiden. Das oberjte der einjchlägigen Be— 
fugnijje des Gemeinweſens ift das Recht zur Aufftellung von Rechtönormen, 
die gejeßgebende Gewalt. Denn der Befit dieſes Befugniſſes erjcheint als die 
erite Grundlage aller Rechtsbildung durch die organifirte Gejellihaft. Alle 
übrigen rechtlichen Befugniſſe können auf die gejeggebende Gewalt zurückge— 
führt werden. Auch von allen Privatrechten gilt dies, denn fie beruhen in 
legter Linie auf der Rechtsnorm, jelbjt wenn fie ein Gejchäft zwijchen den 
Privatbetheiligten zur nächſten Vorausſetzung haben. Die gejeßgebende Ge: 
malt Dagegen kann da, wo fie feine blog aus der gejeßgebenden Gewalt eines 
höheren Gemeinwejens abgeleitete iſt, alfo in einem felbjtändigen Staate, 
nur aus dem für die Gejtaltung des öffentlichen Lebens thatſächlich maß— 
gebenden Willen unmittelbar entipringen; fie erwächſt nicht aus einem anderen 
rechtlichen Befugnifje, jondern aus der Geſchichte des Volkes, aus dejjen 
politifcher ——— Erlangt die letztere Rechtscharakter, ſo erblicken 
wir in ihr das Verfaſſungsrecht des betreffenden Gemeinweſens. Ver— 
fafjungsredht it aljo der Inbegriff der Nechtsgrundjäge über die gejeß: 
gebende Gewalt, mithin darüber, wem und für welches Gebiet an Land und 
Leuten jowie in welchem Umfange das Befugniß zur Aufftellung von Rechts: 


des Staatdlebens, welche fich freilich zur Weiterentwidelung der deutichen Gejellihait nöthig 
erwies, zu einer vorwiegend vermögensrechtlichen Behandlung des Herrichaftsrehts: Gierke 
a.a.D8.1%1.11.$ 16. Denn „jolange ein Fürſt nur als reichiter Grundherr auftritt 
und jein eigenes Gut verwaltet oder verwalten läßt, ijt von einer Neidhöverwaltung und 
von Reichsſtänden nicht die Rede. Bei einer überall durchgreifenden Lehnöverfafiung fehlt 
ferner ein eigenes Steuerweien und ebenjo ift die Kriegsverwaltung und Nechtöpflege im 
Ganzen darin auf eine joldhe Weije begriffen, dab bejondere Beamte für alle diefe Gegen- 
ſtände fajt nirgends Plag finden“; v. Raumer, Geſchichte der Hohenjtaufen (3. Aufl.) 
III. 238. Auch dieje Gründe trugen dazu bei, dab das öffentliche Recht der Juftinianeiichen 
Rechtsbücher jhon für die Zeit der Gloflatoren feine unmittelbare praftiiche Verwendbarkeit 
verlor (v. Savigny, Geſchichte des römiſchen Rechts im Mittelalter. 2. Aufl. III. 487), 
während in dem noch mit der altrömiichen Kultur in Fühlung gebliebenen oſtrömiſchen 
Reiche ſich rege Polizeithätigkeit entwidelte (Zachariä von Lingenthal, Geſchichte des griechiich: 
römiihen Rechts 2. Aufl. S. 341 f.). Uebrigens verjteht die Zeit, in welcher das Bewußt— 
fein des fraglichen Unterjchiedes verloren geht, gewöhnlich auch nicht mehr in weiteren 
Kreifen den Sinn zu wahren, weldyer das allgemeine Intereſſe über das bejondere jtellt 
(Iſaakſohn, Geſchichte des preuß. Beamtenthums II. 4) und führt deshalb zu abjolutiftiicher 
Regierungsform. 

) Vergl. 3. B. Reichögejep dv. 9. Juni 1871 8 3: „Die Staatdgemwalt in Elſaß 
und Lothringen übt der Kaijer aus.” — 

») Gewalt (imperiam) iſt der eigenthümliche Grundzug der öffentlihen Verhältniſſe 
Stahl, Staatslehre 1. 274). Die Ausübung der öffentlichen Gewalt pflegen wir Befehl 
zu nennen (vergl. die ſchöne Erörterung Laband's, Staatsreht des deutichen Reich LI. 
216 f.). Bei der öffentlihen Gewalt in abstracto wie beim Befehle in concreto haben 
wir und aber gegenwärtig zu halten, dab wir e8 mit einem Rechte und mit jeiner Aus— 
übung zu thun haben. Juriſtiſch betrachtet, hat eine ähnliche „Gewalt“ der Eigenthümer 
eined® Grundjtüds als ſolcher hinjichtlih der Nugung des lepteren gegenüber jedem Dritten 
und er fann in ähnlicher Weije dem, welcher ihm und jeinem Eigenthume zu nahe tritt, die 
Unterlafjung von Störungen „befehlen.“ Der Unterichied zwiichen der „öffentlichen“ und 
der „Privatgewalt“ liegt alſo im Inhalte der betreffenden Befugnijie. 
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normen zufteht!). Auch eine Reihe wichtiger öffentlicher Rechte Einzelner ge: 
hören ins Verfaſſungsrecht?). 

Einen zweiten Theil der öffentlichen Gewalt bildet die richterliche 
Gewalt, welche die rechtliche Macht zur Entjcheidung von Streitigkeiten in 
Bezug auf den Beitand jubjektiver Rechte gewährt?). Die richterliche Gewalt 


!) Das Verfafjungsrecht ijt jelbjtverftändlich nicht nothwendig enthalten in kodifizirten 
„Berfallungsurtunden.“ Wo es feine geichriebene Berfafjung giebt, fönnen die Verfaſſungs— 
grundjäge jelbit aus der VBermwaltungsgejeßgebung erfannt werden müſſen (vergl. Gneiit, 
engliiche Verfaſſungsgeſchichte S. 254. 286). Umgekehrt enthalten die Verfaffungsurkunden 
nicht immer bloß Verfaſſungsrecht, jondern aud vielfach einzelne bejonders wichtige prozeß— 
und verwaltungsrechtlice Grundjäge. In das Verfaſſungs recht werden allerdings diejenigen 
Beitimmmungen der Verfajjungsurfunden mit zu rechnen jein, welche die allgemeinen Ziele 
der Sejeßgebung, alio den Umfang der gejeggebenden Gewalt in materieller Hinficht (nad 
Befinden jelbjt für das Privatredjtägebiet) vorzeichnen. Vergl. 3. B. deutiche Reichsverf. 
Art. 58: „Wo die gleiche Vertheilung der Militärlaiten fich in natura nicht herjtellen läßt, 
ohne die öffentlihe Wohlfahrt zu ichädigen, it die Ausgleihung nad den Grundjägen der 
Gerechtigkeit im Wege der Gejepgebung feitzuitellen.” Beiläufig jei hier auch darauf hinge— 
wiejen, daß mandje Gejege nur rechtliche Bedeutung für das Verhältnii zwiichen Monardyen 
und Volfövertretung, aljo im Verfaſſungs rechte, haben. Dahin gehören u. a. die Finanz 
gejege, durd) welche in verfaſſungsmäßiger Form die Uebereinjtimmung beider Organe des 
Gemeinwejens binfichtlich der Staatögeldwirthichaft innerhalb einer bejtimmten Zeitperiode all- 
gemein ausgeiproden, dadurd aljo auch die Berechtigung der Regierung zu den etatifirten 
Hebungen und Verausgabungen gegenüber der Volksvertretung begründet wird. Im näm— 
lihen Sinne lajien ſich Gelege mit Einzelverwilligungen doch auch als nicht blos formelle 
auffajien, wie 3. B. das Neichsgejep v. 31. März 1874, betr. die Erwerbung eine® Grunde 
ſtücks behufs Errichtung eines Gebäudes für die faijerliche Botihaft in Wien. Denn durd 
dasjelbe wird für die Regierung der Bolfävertretung gegenüber das Recht begründet, 
die fragliche Ausgabe zu machen, ein Recht, für welches es andernfalld an einer jpeziellen 
verfafiungsrechtliden Norm gefehlt haben würde. — In das Berfajjungsrecht gehört ferner 
die Lehre vom WBolizeiverordnungsredite oder der ganz zutreffend jo genannten (j. Entid). 
d. RG. in Stuafi. VII. 205) „Heinen Gejeßgebung“, injoweit es ji um die Grenzen des 
Befugniiies zur Erlaſſung von Verordnungen gegenüber dem eigentlihen Geſetzgebungs— 
rechte (dev Stände) handelt. S. auch Roſin, Polizeiverordnungsreht S. 22, 

*) Die öffentlihen Nechte der Einzelnen, von denen im vorigen Abjchnitte ($ 15) mit 
die Rede geweſen ift, gehören den verichiedenen Gebieten des öffentlihen Rechts an. Bon 
bejonderer Bedeutung jind fie -— als Rechte zur Mitwirfung bei der Ausübung wichtiger 
Staatsalte (aktives und pailives Wahlreht) — im Berfafjungsrehte und — als Recht 
zur Mitwirkung bei der Rechtſprechung (Gejchworenen: und Schöffendienft) — im 
Prozeßrechte. 

3) Vergl. z. B. v. Bar, deutſches Zivilprogehreht S. 1. Binding, Strafprozeßrecht 
S. 3 und von älteren Eichhorn, Betrachtungen über die Verfaſſung des deutſchen Bundes 
(1833) ©. 39. Allerdings erſcheint der Staat, welcher die richterliche Gewalt inne hat, mit— 
unter jelbjt als ftreitende Partei, ebenjo wie anderjeits der Staat als Gejepgeber ſich jelbjt 
zahlreiche Rechte zuſpricht. Die ganze Unterjcheidung der drei Gewalten beruht eben, gegen— 
über der Lehre von der Einheit des Staates, auf Fiktion. Allein fie rechtfertigt ſich durch 
die thunlichite Auseinanderhaltung der verjchiedenen Gewaltbefugnifie und die Schaffung 
möglichit geionderter Organe für die lepteren. Man vergl. u. a. Herm. Schulze, preuß. 
Staatöreht II. 839. Roſin, PRolizeiverordnungsreht ©. 2. Bluntſchli, Staatälehre 
©. 164. Auf diefen Ausweg läuft die ganze Entwidlung unjeres Staatöwejens hinaus. Während 
im alten Rom „eine jcharfe Trennung dejien, was wir die vollziehende und die richterlicye 
Gewalt nennen“, nicht jtattfand (v. Keller, d. römiſche Zivilprozeh und die Aktionen, ©. 1 
der 6. Aufl.), weiter das alte deutſche Recht in dem „Bannrechte“ des Königs, Verordnung: 
recht, Volljtredungsgewalt und Polizeipflege erblidt und den König als den oberſten Richter 
anjieht, welcher für Necht und Frieden zu jorgen bat, aud) die zwingende Gewalt im Gerichte 
wie im Deere befipt Waitz, deutihe Verfaſſungsgeſchichte 2. Aufl. II. 449), und nod bis 
in die neueſte Zeit richterlihe und Verwaltungsthätigkeit in enger Verknüpfung in den 
Händen der nämlichen Behörden ruhte, die „Gerichte“ alio feineswegs blos richtend, fondern 
auch verwaltend thätig waren und daher die obrigfeitlihen Befugniſſe als Theil der Ge- 
richtöbarkeit aufgefaht wurden (vergl. Waik, a. a. O.: v. Bar, Handb. d. deutichen Straf: 


— 


rechts I. 67; v. Secken dorff, Fürſtenſtaat S. 221), ſtrebt die neueſte Geſetzgebung immer 
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erhält ihre nähere Beitimmung nach Maßgabe der Verfaſſung durch die Geſetz— 
gebung. Die einjchlägigen Rechtsgrundſätze, zuzüglich derjenigen über Die 
Öffentlichen Rechte der Einzelnen in Bezug auf die Nechtiprechung machen das 
Prozeßrecht, das zweite Gebiet des öffentlichen Nechts aus. 

III. Hiernach verbleiben nun noch eine Reihe von Rechten des Gemein 
wejens, welche fich von der gefeßgebenden und von der richterlichen Gewalt 
dadurch untericheiden, daß das Gemeinmwejen dabei den oder dem Berpflichteten 
nicht als Normengeber oder Richter übergeordnet, fondern als anderweit Berech: 
tigter gegenübergejtellt erfcheint. Hierin liegt zugleich das gemeinfame Begriffs: 
moment aller Diefer öffentlichen Rechte, deren Inbegriff als Die vollziehende 
oder regierende Gewalt, bejier wohl!) als die öffentliche Gewalt im engeren 
und eigentlichen Sinne bezeichnet wird. Die einjchlägigen Rechtsgrundſätze 
fünnen als Berwaltungsrecht im weiteren Sinne angejehen werden. Indeſſen 
ift bier eine weitere Zweitheilung thunlich und üblih. Da nämlich, wie 
bemerkt, die öffentliche Gewalt im engeren Sinne ihren Träger als Partei 
anderen Nechtsjubjeften gegenüber ftellt, deren Willensthätigfeit es, vorbehalt- 
lich zwangsweiler Durchführung der ihnen gegenüberjtehenden Berechtigung, 
zunächjt überlafjen ift, ihrer Verpflichtung nachzufommen, jo tritt, wenn fie 
dies nicht thun, eine Reaktion des Berechtigten wegen der gejchehenen Rechts: 
verlegung in Frage, welche je nach der Bejchaffenheit der verlegten Berechtig: 
ung entweder in einer ideellen Sühne (Strafe) des Nechtsbruches oder in einer 
materiellen Ausgleichung des angerichteten Schadens oder in beiden bejtehen 
fann??) Inſoweit e3 fi) nun blos um die Beitrafung von Berlegungen 


mehr nad Trennung der „Justiz von der Verwaltung.“ „Durch die Borjchriften des Ges 
richtsverfaſſungsgeſetzes über die le der Behörden wird die Landesgeſetzgebung 
nicht gehindert, den betreffenden Landesbehörden jede andere Art der Gerichtbarfeit, ſowie 
Gejchäfte der Juftizverwaltung zu übertragen. Andere Gegenjtändeder®Berwaltung 
dürfen den ordentlihen Gerichten nidht übertragen werden.“ Einführ.: 
Gej. v. 27. Januar 1877 5 4 zum Gerichtöverfafiungsgejepe. „Geichäfte der Juſtizver— 
waltung“ jind nach der Darlegung der Reichsjuſtizkommiſſion diejenigen Geſchäfte, „welche 
fih unmittelbar den Zweden der Rechtspflege anſchließen.“ Natürlich war man trogdem 
auch ichon früher bemüht, theoretiſch die richterlihe und die verwaltende Thätigfeit der 
der Gerichte auseinander zu halten. So macht 3. B. Riccius, Entwurf von Staatögejegen 
(1740) ©. 388 bereitö darauf aufmerffam, dab „das Polizey-Weſen nicht eben unzertrennlich 
mit der Jurisdiktion verfmüpffet jene.“ 

N, Denn das Gemeinwejen „regiert“ nicht nur, wenn es ein hierher gehöriges „Rechts: 
befugniß“ ausübt. Wenigjtens verjtehen wir unter „Regierung“ den Gejammtinbegrifi der 
verwaltenden Thätigkeit der Staatöbehörden, aljo aud die freie Verwaltungsthätigkeit. 
Umgefehrt „vollzieht“ aber das Gemeinmwejen in Ausübung jener Befugnifie nicht immer 
unmittelbar ver: oder gebietende Geſetze, jondern ift öfters erjt dann in der Lage, ein Recht 
geltend zu machen, wenn dasjelbe dur Zumwiderhandlumg verlegt worden iſt. 

2 War der Berpflichtete zu einer Handlung verbunden, jo kann die Ausgleihung in 
deren Nachholung gejucht ‘werden, wenn die Handlung nicht etwa an eine bejtimmte Zeit 
gebunden war oder fih fonft ausnahmsweiſe nicht nachholen läßt. War dagegen die 
Berpflihtung auf ein Unterlaſſen oder Dulden gerichtet, jo kann eine gegen felbige verhangene 
Verlegung nicht durch Nachholung ausgeglichen werden, jondern es macht fic eine Bekümpf— 
ung der widerredhtlihen pofitiven Handlung nöthig. Diefe Bekämpfung fann dann, wenn 
die Handlung einen dauernden Zuftand hervorgerufen hat, ſich regelmäßig auf die Befeitigung 
des Zuſtandes richten, dann wenn die Handlung einen zuftändlichen Erfolg nicht gehabt hat 
oder legterer fich nicht wieder bejeitigen läßt, dagegen nur eine mittelbare Ausgleihung ans 
ftreben, wie in den obenerwähnten szällen, wo eine verjänmte Handlung ausnahmsweije nicht 
nachgeholt werden konnte. Eine ſolche mittelbare Ausgleihung kann nur dann, wenn eine 
Berlegung fremder Vermögensrechte in Frage fteht, durd; Gewährung von Schadensderjag in 
Geld, im Allgemeinen aber in Zufügung eines Uebels, welches der Schuldige als joldyes 
empfinden joll, einer Strafe, beitehen. Wegen einer und derjelben rechtsverlegenden Hand» 
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öffentlicher Rechte handelt, hat fih aus dem Verwaltungsrechte im weiteren 
Sinne ein bejonderes Rechtsgebiet, das Strafrecht, ausgejchieden, welches 
mithin die Nechtsgrundfäge über das Recht der Frl auf öffentliche 
Beitrafung von Rechtöverlegungen umfaßt.!) Die übrigen Rechte der Gemein: 
weſen, die Öffentliche Gewalt im engſten Sinne bildend, verbleiben als Inhalt 
des eigentlichen Verwaltungsrechts, welches aljo mit dem Berfafjungsrechte, 
Prozeßrehte und Strafrecdhte zufammen das öffentliche Recht eines Staates 
ausmacht. 

Das Verwaltungsrecht im engeren und eigentlichen Sinne umfaßt hiernach 
die Grundfätze über diejenigen Befugniſſe der öffentlichen Gewalt im engeren 
Sinne, deren Verlegung materiell ausgeglichen werden fann.?) ®) 


lung oder Unterlajiung können gleichzeitig verjchiedene Ausgleihungsmittel zur Anwendung 
fommen, jofern fich ſolche nicht begrifflich ausſchließen. Beiſpielsweiſe fann Nachholung der 
unterlafienen Handlung bezw. Schadenserjag und Strafe, oder Bejeitigung des mwiderredt- 
lihen Zuftandes und Strafe zuſammen verbunden vortommen. (Bergl. auch Bähr, Redts- 
ftaat $ 3.) — Ueberhaupt darf man unſeres Erachtens ſich nicht darüber täuſchen, dab eine 
—— Scheidung Pe Strafreht und Verwaltungsrecht auf die Dauer nicht haltbar 
ift. ird erjt einmal, wie wir es erwarten und gegen den Schluß diejes Aufiages Hin zu 
ihildern verjudhen, auf verwaltungsrechtlihem Gebiete die öffentliche Klage vor dem 
Richter ebenfalls Grundjag des pofitiven Nechtes, jo ſchwindet auch der hauptſächlichſte prak— 
tiiche Grund für ein prinzipielles Auseinanderhalten beider Disziplinen. Bergl. Leuthold, 
Im Gerichtsjaale Bd. 30 ©. 207 f. 

*) Eine andere Abgrenzung zwiſchen dem Verwaltungsrechte und dem Strafrechte gründet 
fih auf den Gefihtspuntt, daß das Strafrecht die Verlegung von Rechten unter Strafe ftellt, 
das Verwaltungsrecht aber nicht die Verfolgung von Redjtöverlegungen zum Gegenjtande 
habe, jondern nur gewiſſen an und für ſich nicht rechtswidrigen ng dem „reinen 
Ungehorjam“ (Binding, Normen I. 179 f.) „aus Gründen des öffentlichen Wohles“ durch 
Abwehr verjhiedener Art, u. A. durch Beitrafung (Polizeiftrafe), entgegentrete. Diergegen 
ijt aber daran zu erinnern, daß durch die Aufrihtung eines Gebotes oder Ber: 
botes, deſſen Uebertretung bei Strafe-unterfagt war, eben die betreffende Unterlafjung oder 
Handlung zu einer rehtswidrigen wird, jo daß man aljo mit Zug höchſtens jagen 
fann, es entjprede in dem einen Falle dem Strafgejege aud ein Privatrecht, wogegen in 
dem andern nicht. Die Unterſcheidung hat aljo an ſich nur eine Bedeutung vom Standpunkt 
der Bejeggebungspolitit, nit vom Standpunkt des pojitiven Rechts. Webrigen® befinden 
ſich unter der legteren Kategorie jtrafbarer Handlungen eine Reihe Vergeben, welche für die 
Rehtsordnung viel bedenkliher und deshalb mit einer viel höheren Strafe bedroht find ala 
viele jogenannte Rechtsverbrechen. Es gilt hier ganz dasjelbe, was Bluntjchli (j. bei 9. 
Schulze, Preuß. Staatsrecht II. 895) anläflid) einer Kammerverhandlung zur Begründung 
einer Minifterentlaßbarfeit für den Fall gemeinihädlicher Mipregierung ausſprach: „Die 
gemeinjhädliche Politik eines Minijters ijt für den Staat und dejjen Bürger unter Umjtänden 
viel gefährlicher und jchädlicher, als jelbit eine rüdjichtsloje Mißachtung des geichriebenen Ver— 
faſſungsrechts.“ Bergl. auch Windicheid, Pandekten I. $ 101 N. 3) G. Meyer, Deutjches 
Staatsreht ©. 411. ©. Meyer, Lehrbuch des Strafrehts ©. 136 j. v. Lilienthal in 
Holgendorffs Rechtslexikon III. 73. Aber aud) praftiih hat der Unterſchied faum je in 
voller Schärfe jich gezeigt, da die Abgrenzung der Strafzuitändigkeiten im Weſentlichen nad 
der Schwere der Strafen zu erfolgen pflegt, weldye mit dem fraglichen Unterſchied nur theil- 
weile zujammenjtimmt; vergl. jchon für die ältere Zeit v. Seckendorff, Deuticher Fürjten- 
jtaat, 5. Aufl. (1678) ©. 220 und das Vincke'ſche Gutachten über die Organijation der 
Unterbehörden in Preußen bei E. Meier, Die Reform der Verwaltungsorganijation unter 
Stein und Hardenberg (1881) S. 370. Gegenwärtig iſt jedenfalls „das Polizeijtrafreht ein 
Theil des allgemeinen (kriminellen) Strafrechtes“ geworden. Löwe, Strafprozeß-D., 3. Aufl. 
©. 161. Bon dem im Terte vertretenen Standpunkte ericheint aljo „Strafe ala Verlegung 
eines Rechtsgutes, deſſen Träger der Normenübertreter iſt“ (v. Liszt, Reichsſtrafrecht ©. 173) 
und Strafrecht ald Inbegriff der Rechtsgrundſätze über alle ſolche Strafe, welche zur Sühne 
eines Rechtsbruches verhängt wird. 

?) „Die Organijation der Staatöverwaltung, namentlich wenn fie in Geſetzform 
geſchieht, hat rechtlich im Weſentlichen nur die Bedeutung einer generellen Legitimation für 
die zu den betreffenden Geichäftsabtheilungen berufenen Beamten, in den dahin einſchlagenden 
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Es begreift aber in diefem Rahmen nicht blos die Rechtsnormen, welche 
die Durchführung der dem Gemeinweſen obliegenden Aufgaben unmittelbar im 
Auge haben (das Verwaltungsrecht in einem engjten Sinne, Recht der inneren 
Verwaltung, Bolizeirecht), jondern auch die Normen über die Beichaffung der 
Mittel zur Durchführung diefer Aufgaben, das Finanz: und Militärrecht, mit.') 


ftaatlihen Verwaltungsredhtsverhältnifien im Namen des Staatdganzen are ben ein⸗ 
zelnen Gliedern thätig zu fein.“ Schmitt, VBerwaltungsrechtöpflege ©. 65. Leuthold, 
Sächſ. Berwaltungs:Reht S. 114. In einer vollftändigen Darjtellung eine® pofitiven 
Verwaltungsrechts wird fie gleichwohl natürlich ebenſowenig entbehrt werden können, wie die 
Darjtellung der Gericht3organijation im Prozeßrechte. Vergl. aut Bann, Beiträge ©. 1, 
fowie unten $ 21. 

*), Es ijt hier nicht der Ort, fpezieller hervorzuheben, dab die Verwaltung (welches Wort 
an ſich gleichbedeutend ift mit Intereflenvertretung: Entſch. d. Reichöger. in Straff. IL. 149, 
im engeren Sinne aber „die von den Organen eines Gemeinweſens ausgehende Geſchäfts— 
führung für follettive Intereſſen“ bezeichnet: Ulbricht in Grünhut's Zeitichr., Bd. 9 
S. 1 N keineswegs in der Geltendmahung von Rechten aufgeht. Schon weiter oben haben 
wir darauf hingewieſen (j. $ 11 gegen Ende 

!) Berg. 8 7 bei Anm. 8. Meine früher, insbejondere in meinem K. Sächſ. Ber- 
waltungsredht (1978) ©. 23 f., ausgeſprochene gegentheilige Aufjafjung, welche das Finanz: 
und Militärreht als Theil des Verfafjungsrechtes anjah, beruhte auf der Anihauung, daß 
alle Rechte im legten Grunde um der einzelnen Menjchen willen vorhanden feien und daß 
die unmittelbar auf diefen Zweck abzielenden (Privat: und Verwaltungs-) Rechte ſich 
darum ganz weſentlich von denjenigen Rechten unterjcheiden, melde die Verfaſſung der 
Gemeinmwejen, jomwie aller jonjtigen Perjonenvereinigungen und die zur Erreihung ihrer 
Aufgaben erforderlihen Mittel beträjen, weil alle dieje Rechte nicht der Gejammtheit der 
Einzelnen unmittelbar, jondern gewijien Verbänden als jochen dienten. Es ift das im 
Grunde diejelbe Anſchauung, welche Aeltere (j. F. A. Schilling, Inititutionen, 1834, ©. 4) 
veranlahte, das Kriminal- und Bolizeirecht dem Privatrechte zuzuordnen. (Vergl. dazu Regels: 
berger in Pözl's Krit. Vierteljahrsfchrift IV., 1862, ©. 68.) Erſcheint dies nun aud an 
und für ſich mir fortdauernd richtig, jo bin ich doch neuerdings darauf aufmerkſam geworden, 
daß die Verfaſſung — im weitejten Sinne — irgend einer Berjonenvereinigung, einjchließ- 
li der öffentlichen Gemeinwejen, ebenjowenig wie ein Vertrag oder jonjtige® Vermögens— 
geihäft an ſich Recht ift, jondern e8 audy nur dann wird, wenn die Sanftion durd 
die Rechtsnorm hinzutritt (vergl. preuß. 2.-R. Einl. $ 2; II, 5 $ 6). Dies halte 
ih auch für maßgebend bei den Verfafjungen jelbitändiger (jouveräner) Staaten. (Nur kann 
jelbjtverjtändlich die Verfafjung eines neubegründeten jolhen Staates nicht auf einem Geſetze 
desjelben Staates beruhen, weil ja die Verfafjung jelber erjt die gejeßgebende Gewalt einjept, 
fondern nur auf der Rechtsüberzeugung der Staatögenojjen unmittelbar — jure consuetu- 
dinis, weldye jih durd die thatjächliche Anerkennung der in Funktion tretenden Organe 
bezeigt.) Iſt dies aber der Fall, jo treten die Verfaffungsnormen wie alle übrigen Abmach— 
ungen zwijchen zwei oder mehreren oder vielen Perjonen unter den allgemeinen Geſichtspunkt 
aller Reditsnormen, unter denjenigen des öffentlichen Anterefles, und es fann dann in dem 
obenangegebenen Unterichiede feine grundlegende Berfchiedenheit erblidt werden zwiſchen 
den Rechten, welcde fi auf die Berfaffung der Gemeinweſen, einichlieglih dec Beſchaffung 
der Mittel für die Erfüllung ihrer Aufgabe, beziehen, und denjenigen, welde die Durchführ— 
ung der legteren jelbjt betreffen. Denn fie führen ihren Beitand als Rechte durchweg 
auf den ihnen von der Rechtäquelle um des öffentlichen Intereffes willen beigelegten Rechts— 
Garafter zurüd und find, joweit ihnen nicht diefer Charakter beigelegt ericheint, überhaupt 
nicht rechtlid bindend. 3. B.: „Die Träger der deutichen Reichsgewalt, jowie die Landes: 
ſtaatsgewalten beaniprucen und üben thatſächlich das oberſte und ausſchließliche Recht, inner: 
halb des ganzen Reichsgebietes oder des Landesgebietes die Rechte und Pilichten der Bürger 
in Beziehung auf Religionsangelegenheiten zu beftimmen . . . Die Beliebungen der Kirchen: 
und Religionsvereine, neuerdings oft „Kirchengejege* und „Kirchenverordnungen“ genannt, 
fommen für deren Mitglieder, jowie für die Staatd- und Gemeindebehörden erſt in 
Betracht, injoweit ſtaatliche Vorichriften nicht vorhanden find und die kirchliche Beliebung 
jih innerhalb der ftaatsgejeglihen Zuftändigfeit der Kirchen hält.“ (Thu: 
dihum, Deutiches Kirchenrecht I. Bd. ©. 1, 6.) — Eine meiner früheren Anjicht entſprechende 
Zutheilung des Finanz: und Militärrehts zum Staats: (Verfaffungs-) Rechte im Gegenjag 
zum Berwaltungsredhte findet jich neuerdings bei Due de Grais, Handbuch der Verfaſſung 
und Berwaltung in Preußen (1582) ©. 3. Dagegen ijt die herrſchende Meinung für die 
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IV. Die vorjtehend behandelte Eintheilung des öffentlichen Rechts (in 
Verfaſſungs-, Prozeß-, Straf: und Verwaltungsrecht) geht von dem Gefichts- 
punfte materieller VBerjchiedenheit der einzelnen Funktionen der Gemeinwejen 
aus. Meben diejelbe läßt ſich nun aber noch eine zweite Gruppirung des 
öffentlichen Rechtsſtoffs ftellen, welche die einzelnen Gattungen der Gemein: 
wejen beziehungsweije die einzelnen Gemeinweſen und ihr öffentliches Necht 
zum Meittelpunfte der Darjtellung macht, alfo neben die Eintheilung vom ob— 
jeftiven noch eine Eintheilung vom ſubjektiven Standpunfte aus.) Da nun 
nach der gejchichtlichen Entwidelung unferes Kulturlebens der Staat der 
Hauptträger des öffentlichen Rechts ift, jo ergibt fich als dasjenige Rechts— 
gebiet, welches, vom Standpunkte der jubjektiven Eintheilung ganz wejentlich 
vorwiegt, das Staatsreht, während das Gemeinderecht theild wegen der 
geringeren Bedeutung der einzelnen Gemeinde theil® wegen der Unterordnung 
der Gemeinden unter die Normengebung des Staates nur in wenig bemerfens- 
werther Weife jelbjtändige Behandlung erfährt. In denjenigen Ländern, in 
welchen ein aus mehreren Einzelftaaten zufammengejegtes Weich bejteht, baut 
jih natürlich auch ein Reichsrecht auf, welches bei entiprechender Entwicke— 
fung des Reiches geneigt fein wird, nad) und nach zum Schwerpunfte des 
geſammten öffentlichen Nechts, — auf Kojten des Staatsrechts, — zu werden. 
Freilich verfchwindet, je mehr ein Reich jouveräne Stellung erlangt, deſto 
unausbleiblicher die Natur der Einzeljtaaten als jelbjtändiger Staaten und 
damit auch die Nothwendigfeit, zwiichen „Neichsrecht“ im obigen Sinne und 
„Staatsrecht" zu unterjcheiden. Das Reich erjcheint dann eben als der 
„Staat.“ ?) Uebrigens ergibt die Eintheilung des öffentlichen Recht? vom ſub— 
jeftiven Gefichtspunfte aus noch ein weiteres Rechtsgebiet, das Völkerrecht, 
ala Schlußglied. Während nämlich bei der fraglichen Eintheilung in erjtere 
Linie lediglich die Vorſtellung eines Gemeinwejens als Hauptberechtigten mit 
den ihm zugehörigen Einzelperjonen vorjchwebt, bejtehen in Wirklichkeit doch 
eine ganze Reihe theils über und unter, theils nebengeordneter Gemeinschaften, 
welche in den verjchiedeniten Lebensbeziehungen zu einander ftehen fünnen 
und ftehen. Es müfjen daher auch Rechtsverhältnifie in's Auge gefaßt 


— bon mir vertretene Anſchauung. Man vergl. v. Gerber, Grundzüge, 2. Aufl. 
5.239. ©. Meder, Deutiches Staatsreht S. 448. Eine Sonderjtellung nimmt H. Rösler, 
Soziales Verwaltungsrecht I. ©. 6, ein, welder von feinem „Rechtöbegriffe“ der über den 
Staat hinausreihenden Geſellſchaft aus prinzipiell das Verwaltungsrecht dem Staatärechte 
(Verfaffungsrechte) entgegenjegt-: Am Engjten faßt unjeres Wiſſens den Umfang des Ber: 
waltungsrechtes Bulmerincaq, welder dahin nur die Lehre von den Organen des Staats 
und deren Verfahren, „das jtaatärechtliche Prozeßrecht“, rechnet (vergl. v. Holtzen dorff und 
Brentano, Jahrbud III. ©. 538). 

) Für das Privatrecht liegt ein ähnlicher Eintheilungsdualismus nit vor, wenn 
man nicht die Eintheilung in einfaches Privatrecht (Rechte des Einzelnen als jolden) und 
Familienrecht (Rechte des Einzelnen als Familienglied) mit zur Analogie ziehen will. 
Praktiſch kommt es dagegen — in Konkurſen, Erbfällen u. dgl. — oft genug vor, daß die 
Rechte eines Einzelnen zujammengeitellt werden. Für die theoretiiche Arbeit hinwieder 
beſitzt das Rechtsgebiet eines ansehen zu wenig Intereſſe, als daß zu einer Darjtellung 
desjelben verjchritten werden wollte. Ander® mit dem „Staate” und jeinem Rechte! (In 
ähnlicher Weile müht fih ja aucd der moderne bürgerliche Gejeßgeber nur, die rechtlichen 
Scidjale des Grundftüds — im Grundbuche — zu firiren und fieht von dem Verſuche einer 
„Buchung“ der Rectsichidiale der Mobilien ab, welche als Einzeljtüde betrachtet, weniger 
Gemeinwertb zu haben pflegen wie die einzelnen Grundſtücke.) 

2) Zur Zeit hätte man wohl in Deutichland Anlaß, im vorjtehenden Sinne „Reichs— 
recht dem „Staatsrechte“ gegenüberzujegen. Man redet dafür von „Reichsſtaatsrecht“ und 
„Staatörecht des · Reichs“ gegenüber dem „Staatörechte der Einzeljtaaten.‘ 
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werden, in denen auf beiden Seiten Gemeinweſen betheiligt find. Nun find 
zwar die Rechtsquellen, welche jenen Berhältnifien rechtlichen Charafter 
verleihen, an jich diejelben, wie für andere Lebensverhältniſſe. Insbeſondere 
finden interfommunale und interterritoriale Beziehungen ihre rechtliche Regelung 
roßentheils durch Landes=, beziehungsweife durch Reichsgeſetzgebung. In 
oweit aber die Beziehungen zwijchen jelbitändigen, einem höheren Gejeßgeber 
nicht gemeinjfam untergeordneten Gemeinwejen bejteben, fann für deren rechts- 
verbindliche Regelung natürlich nicht ein Gejet des einen Theil, wohl aber 
das Gemwohnheitsreht Nechtsquelle fein. Denn das Gemwohnbeitsrecht ſetzt 
feine gejeßgebende Gewalt eines organifirten Volksverbandes, fondern nur 
eine Gemeinfamkeit des Daſeins, ein Nebeneinanderleben und gemeinfames 
Rechtsbemwußtjein derjenigen Rechtsſubjekte voraus, deren Beziehungen es regelt, 
fann alſo auch für jelbjtändige Staaten, wenn fein Geltungsbereich diejelben 
umfpannt, bindend wirken (U. M. Horn in Hirth's und Seydel's Annalen 
1882 ©. 83). Zu den, die Nechtsverhältnitie des Gemeinmwejens, zu einge: 
gliederten Gemeinwejen umd Einzelnen behandelnden Zweigen des öffentlichen 
Rechts, insbejondere aljo dem Reichs- und Staatsrechte, gefellt ſich demnach 
noch als diejenige rechtswiſſenſchaftliche Disziplin, welche die durch Völker— 
gewohnheit geregelten Rechtsverhältniſſe zwiſchen felbftändigen Gemeinweſen 
erörtert, das Völkerrecht, wohl auch dem ſonſtigen öffentlichen, dann ſog. 
inneren Staatsrechte als äußeres Staatsrecht gegenüber geſtellt. 

Staats-, (beziehungsweiſe Reichs- und Gemeinden-) wie Völker-Recht 
können, ihrem materiellen Inhalte nach, ſowohl Verfaſſungs-, als Prozeß-, 
Straf- und Verwaltungsrecht umfaſſen. Es iſt lediglich eine Folge der ſelb— 
ſtändigen, durch die vorwiegende Betheiligung praktiſch-juriſtiſcher Intereſſen, 
grade bei dieſen Zweigen des öffentlichen Rechts beſonders geförderten, Ent— 
wickelung des Prozeß- und Strafrechts, daß für gewöhnlich nur die beiden 
anderen materiellen Gebiete des öffentlichen Rechts, das Verfaſſungs- und 
Verwaltungsrecht im „Staatsrechte“ jpeziellere Behandlung erfahren. Muth: 
maßlich wird das letztere ald Ganzes einen großen Theil feiner dermaligen 
Bedeutung dann verlieren, wenn die Thätigfeit der öffentlichen Gewalt (im 
engeren Sinne) in fortjchreitendem Umfange in die Schranken des richterlichen 
Verfahrens gedrängt worden, alſo zu dem Zivil- und Strafprozeije auch ein 
Berwaltungsprozeß getreten jein wird. Auch gegenwärtig jchon dürfen aber 
nach vorftehender Auffaffung die einzelnen materiellen Gebiete des öffentlichen 
Rechts, einschließlich des Verwaltungsrechts, Anerkennung als felbjtändige 
Nechtsdisziplinen recht wohl beanfpruchen. 

V. Nicht felten wird die rechtswilienfchaftliche Einheit grade des Ver— 
waltungsrechts vermißt. ) Allerdings iſt das Gebiet des leßteren weit 


) So fehlt nah Gumplovicz, Berwaltungslehre, S. 30 5. im Verwaltungsrechte „das 
einheitliche Moment, da ſich dad Berwaltungsrecht immer eng jeinem Gegenjtande anjchmiegt 
und aus diefem Grunde nur in zweiter Linie durch rechtswiſſenſchaftliche Prinzipien bejtimmt 
wird“, und Ähnlich ſpricht jih 9. Schulze in Aegidi's Zeitichr. f. deutiches Staatsrecht I., 
420, aus, Allein man darf nicht vergeſſen, daß die Anpaſſung an die Einzelgejtaltung der 
Lebensverhältnifjie im Privatvermögensrechte dem Rechtsgeſchäfte überlajien werden kann 
und, wenn anderd dad Privatrecht ala ſolches Bedeutung haben joll, überlaſſen werden 
muß, während es im öffentlichen Rechte Sacde der Rechtänorm iſt, bis in's Einzelne das 
Rechtsverhältniß zwiſchen Gemeinweſen und Einzelnen auszugejtalten. Daher begegnet uns 
ja auch eben auf dieſem Gebiete allein die Nothwendigkfeit, den eingehenditen Ausbau der 
Rechtsnormen nicht dem Geſetzgeber vorzubehalten, jondern der Polizeiverordnung der Ber: 
waltungsbehörden zu überlafien. 

Annalen des Deutihen Reihe. 1884. 95 
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umfänglicher, als z. B. das des Privatrechts. Auch unterliegen die Anſchau— 
ungen über die Aufgaben des Gemeinweſens je nach dem Stande des Kultur— 
lebens der betreffenden Art und Völkerſchaft einem viel weiter gehenden 
Wechſel,) als diejenigen über den nothwendigen Rechtskreis des Einzelnen in 
Familien» und Privatvermögensjachen. Nicht minder wird natürlich das redht- 
lihe Moment in der Thätigfeit der VBerwaltungsbehörden zu verfennen 
derjenige geneigt fein, welcher fich nicht gegenwärtig hält, daß die Verwaltungs: 
behörden wie die einzelnen Privatperjonen nicht blos und nicht immer mit 
Hilfe des Rechts wirken und wirken wollen, jondern daß im öffentlichen wie 
im Privatleben auch die freie Verwaltungsthätigkeit eine Rolle jpielt. Allein 
zweifellos bejigt doc das Verwaltungsrecht im oben bejtimmten Sinne einen 
einheitlichen rechtswiljenichaftlichen Ausgangspunkt injofern, als eben darin 
alle Rechte der öffentlichen Gewalt, deren Verlegung materiell ausgeglichen 
werden kann, und die darauf bezüglichen öffentlichen Rechte Einzelner ———— 
gefaßt ſind, und es kann nur darauf ankommen, von dieſem Geſichtspunkte aus 
weiter in's Einzelne zu bauen, unbeirrt dadurch, daß in der freien öffentlichen 
Verwaltung natürlich ebenſo gut wie in der des Rechtsgeſchäfts ſich bedien— 
enden freien Privatthätigkeit das Beſtreben nach zweckmäßiger Durchführung 
des für nothwendig oder nützlich Erkannten waltet, oder wie Bähr (Rechts— 
ſtaat ©. 52) es ausdrückt, „das freie menſchliche Daſein des Staates ſich 
produzirt.“ Aehnlich, wie im Privatrechte die beiden großen Gruppen des 
Familien- und des Vermögensrechts als inhaltlich verjchiedene jofort in Die 
Augen fpringen, tritt auch im VBerwaltungsrechte ung alsbald eine Zweitheilung 
des Stoffs in fofern in die Augen, als wir unterjcheiden zwiſchen Rechts— 
grundjägen, welche fich auf die zu Erhaltung des Gemeinweſens dienenden 
öffentlichen Pflichten beziehen, und folchen, welche im unmittelbaren Intereſſe 
der Gejammtheit der Angehörigen des Gemeinmwejens öffentliche Pflichten auf: 
legen. Die beiden Gruppen lafjen fi nad) dem Vorgange H. Rösler's, 
welcher freilich mit den Worten theilweife abweichende Begriffe verbindet, 


') Vergl. Marquardt röm. Staatöverwaltung II, ©. V.: „Nach römijcher Theorie 
hat die Staatsgewalt nur vier Aufgaben: 1) die Sicherung des Staated® gegenüber feind- 
lihen Angriffen, 2) die Beichaffung der Geldmittel, deren der Staat bedarf, 3) den Rechts— 
fhug der Einwohner, 4) die Erhaltung des göttlihen Segens, ohne weldyen der Staat nicht 
bejtehen fann. Bergleiht man in diejer Beziehung den römiſchen Staat mit irgend einem 
modernen Staate, 3. B. dem Königreiche Preußen, jo findet man in dem leßteren die ge 
nannten Verwaltungszweige repräjentirt und den Minifterien des Kriegs, der finanzen, 
der Jujtiz und des Nultus, daneben aber, abgejehen von den auswärtigen Angelegenheiten, 
die in Rom dem Senate obliegen, noch bejondere Verwaltungen für das Innere, den Unter: 
richt, den Handel und die Gewerbe, und für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten. Alle 
diefe Interefien liegen in Rom außerhalb der Grenzen jtaatlicher Einwirkung ; ihre Vertret: 
ung ijt ganz oder doch großentheild der Privatthätigkeit überlaſſen.“ — Aus der durch den 
Wechſel der Kulturverhältnifje hervorgerufenen gebieteriihen Nothwendigkeit iſt auch die That— 
ſache zu erllären, daß die deutiche Reichsgewalt an der Grenzicheide zwiſchen Mittelalter 
und Neuzeit ſich trog anſcheinend viel wichtigerer jonjtiger Aufgaben, in eingehendjter Weije 
der Polizeigejepgebung zumwandte (vergl. Stobbe, Geſchichte der deutichen Rechtsquellen IL, 
200. Brunnenmeijter, Quellen der Bambergenfis. 1879. ©. 50), nachdem die vorher 
von Werkgenojienichaften, Innungen und Kirche geübte Kulturpflege auf den Staat über: 
gegangen war (9. Schulze, preuß. Staatsrecht J., 282. Deutiches Staatsrecht J., 541.) 
lud nadı dem Abjterben der alten Volksrechte ſchon hatte fi) die Normengebung früher 
dem öffentlichen, einjchlieglich dem Polizeis, als dem Privatrechte zugewandt (Stobbe, a. a. 
D. J. 271.) Ebenjo neigt die gegenwärtige Zeit wieder zu einer Hodhaltung und eingeh- 
enden Ausbildung grade der Vermaltungsgeießgebung. Man vergl. z. B. Gneiſt's Wirt: 
eg und Schriften, ſowie v. Rönne, preuß. Staatsrecht III. ©. 4 der 4. Aufl. und die 
dort Eitirten. 
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bezeichnen als das politiiche und das joziale Verwaltungsrecht. Ueber den 
Gegenfag zwifchen beiden und über das verbindende Element iſt an früheren 
Stellen !) Schon ſoweit gehandelt worden, daß hier?) folgende zufäßliche Be— 
merfungen genügen werden: 

a) Nicht nur Reiche und Staaten haben ihr politiiches Berwaltungsrecht, 
welches bei ihnen in der Hauptiache in die beiden Theile Finanz- und Militär: 
recht — entiprechend der Abgabenpflicht und der Kriegsdienjtpflicht — zerfällt. 
Auch für die niederen Gemeinwejen, insbejondere die Ortsgemeinden, bejtehen 
Grundjäge verwandten Inhalts, in denen neben der Abgabenpflicht die Pflicht 
zu mancherlei perjönlichen und Naturleiftungen ala Analogon der dem größeren 
Gemeinweſen zu leiftenden Militärlaften auftritt. 

b) Oft und namentlich eingehend von Bähr in feinem Rechtsſtaate find 
neben das politifche Verwaltungsrecht in unjerm Sinne die in den Statuten 
u. ſ. w. der Berjonenvereine („Genoſſenſchaften“) aufgeitellten Leiftungspflichten 
der Genoſſen gegenüber dem Vereine gejegt worden. So richtig der Vergleich 
an jich ift, jo zeigt fi doch die Zugehörigkeit des politischen Verwaltungs: 
rechts zum öffentlichen Rechte deutlich genug an dem von jenen ftatutarifchen 
Leitungen grundverjchiedenen Inhalte der öffentlichen Laſten, deren Erfüll- 
ung übrigens noch durch öffentliche Strafe und öffentlichen Verwaltungszwang 


gefichert iſt. 
$ 19. Das öffentlihe Intereſſe im VBerwaltungsredte. 


Die dem Berwaltungsrechte im eigentlichen Sinne ($ 18) angehörigen 
Befugniſſe der öffentlichen Gewalt, von welchen im Folgenden ansſchließlich 
die Rede fein wird, charafterifiren fi) nad Borjtehendem dadurch, daß 
materielle Ausgleichung ihrer Verlegung jtattfinden kann.) Dagegen ift durch: 
aus nicht etwa ihnen eigenthümlich, daß fie um des Öffentlichen Intereſſes 
willen bejtünden. Denn diefe Eigenschaft haben alle, auch die Privatrechte.*) 
Dies jchließt nun felbitverftändlich nicht aus, daß ein verwaltungsrechtliches 
Befugniß jpeziell durch das öffentliche Intereſſe ſeitens der Geſetzgebung, Recht: 
ſprechung oder Willenichaft motivirt wird. Man muß fich aber dabei immer 
vergegenmwärtigen, daß jedes fubjeftive Recht als jolches auf demjelben Motive 


) Vergl. namentlih $ 7 und im gegenwärtigen $ bei IV. 

) Für die theoretifche Ausgeitaltung des materiellen Verwaltungsrechts bedarf es nad) 
unferem Dafürhalten hauptjählid einer gruppirenden Darjtellung I. Der einzelnen Leiſt— 
ungspflihten (1. Unterlafiungspflicht: a. unbedingte, b. bedingte, räumlich begrenzte, zeitlich 
beihränfte Unterlaffungspflicht. ec. Verpflichtung, Genehmigung einzuholen. d. Berpflichtung 
zu Schuß- und Vorſichtsmaßregeln. e. Verpflichtung zu Einhaltung der allgemeinen Ber: 
tehrsformen. 2) Verpflichtung zu einem Handeln: a. Sadjleiftung. b. Verpflichtung zur 
Heritellung, Erhaltung oder Bejeitigung eines Zuftandes. c. Verpflichtung zu jonjtigem 
Handeln) unter Mitberüdfichtigung der entiprechenden öffentlichen Rechte der Einzelnen. II. 
Der einzelnen Ausgleihungsmittel im Falle der NRechtöverlegung. (1. Zwang gegen die 
Perjon: a. zu einem Unterlaſſen bezw. einem Thun, einjchliehlicd) des auf Sachleitung gerich- 
teten. 2. Wegnahme von Sachen. 3. Heritellung oder Bejeitigung von AZujtänden.) 

’) Dieje Eigenjchaft theilen fie mit den Privatvermögenscechten. Hierin liegt jedenfalls 
der Grund, dan bei Erörterung des Wejens der öffentlihen Nechte im Vergleiche mit den 
ber richterlichen Kognition unterjtellten Rechtsverhältniſſen immer dem Verwaltungsrechte das 
Privatrecht gegenübergeitellt, das Strafrecht aber bei Seite gelafien wird (jo von %. 5. Mayer 
und vd. Sarmwey; vergl. des legteren Verwaltungsrechtspflege S. 92 Anm. 1). 

* Dieje Thatiache hat ſchon im zweiten Abichnitte ausführliche Beiprehung und Be- 
gründung gefunden. Hier fam es nur darauf an, an das dort Geſagte wieder anzufnüpfen, 
nachdem die durch andere Müdjichten bedingte längere Zwijchenerörterung über den Begriff 
des Verwaltungsrehts in jener Richtung den Zujammenhang unterbrochen hatte. 


25* 
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beruht und daß alfo für das Verwaltungsrecht hierin nichts befonderes liegt. 
Dies gilt auch, wenn nicht das öffentliche Interefje im Allgemeinen, jondern 
etwa ein bejtimmtes einzelnes öffentliches Intereſſe motivweiſe angezogen oder 
dejien Erwähnung gethan wird, daß ein gewiſſes verwaltungsrechtliches Be- 
fugniß vom Gejeßgeber in Hinblick auf ein überwiegendes öffentliches Intereſſe 
unter Einfchränfung entgegenjtehender Privatrechte (ſ. o. $ 12) ertheilt ſei.!) 


$ 20. Der Rechtstitel im Verwaltungsrechte. 


I. Schon oben ($ 14) ift der Anficht entgegengetreten worden, daß im 
Öffentlichen Rechte jubjektive Berechtigungen überhaupt nicht beftünden. An 
das Gejagte ift hier in jofern wieder anzufnüpfen, als vielfach die Meinung 
vertreten wird, daß jpeziell das eigentliche Verwaltungsrecht fubjektive Rechte der 
öffentlichen Gewalt nicht fenne. Als der bedeutendjte Vertreter?) diefer Anſchauung 
darf Gneiſt bezeichnet werden, dejien Stellung in folgenden Worten feines 
„Rechtsſtaates“ (S. 270 f. der 2. Aufl.) fich charakterijirt findet: „Das Ver: 
waltungsrecht ift heute, was es feit Jahrhunderten war: Ein Inbegriff von 
Normativbeftimmungen für die Ausübung der obrigfeitlichen 
Gewalt, abgeleitet vom Staate und eriftent dur) und in dem Staate. Die 
finngemäße Ausführung diefer Normen ift Pflicht und Recht der Obrigkeit 
ſelbſt. Es handelt fi) im Verwaltungsrechte alfo um eine objektive Rechts— 
ordnung, welche auch unabhängig von WParteianträgen um des öffentlichen 
Rechts und Wohls willen zu handhaben ift. Folgeweiſe find alle Kontrolen 
der Staat3verwaltung gleichzeitig zum Schuge der Gefammtheit wie des 
Einzelnen bejtimmt. Wenn in bejtrittenen Fragen diefer Ordnung den Unter: 
thanen rechtliches Gehör gewährt, kontradiktoriich verhandelt und Beweis auf: 
enommen wird, jo geichieht e8 (wie im Strafprozeß) zur Sicherung einer 
eh Ausführung der Geſetze. Man erkennt das Intereſſe der Be: 
theiligten an einem Rechtsſpruche an, aber in anderer Weije als da, wo der 
Nechtsihug des Individualrecht3 nächſter Zweck und Gegenftand der obrig— 
feitlihen ZThätigkeit ift. Das Parteirecht erjcheint daher in diefem Gebiete 
nur als ein jefundäres, aus dem öffentlichen Recht abgeleitetes, analog 
wie die formelle PBarteiftellung des Anklägers und Angeklagten im Strafver: 
fahren fich jefundär dem abfjoluten Gebote der finngemäßen Anwendung des 
Strafgefeßes unterordnet." In Verbindung hiermit fteht Gneiſt's weitere 
Annahme (ſ. a. a. O. ©. 77. 123 f.), ferner in v. Holtendorff’3 Rechts— 
leriton I. 323, daß fich die „Polizeiverwaltungsgejege* überhaupt nicht an 
die Einzelnen, fondern an die Obrigkeit richten und nur die „Bolizeijtrafgebote“ 
den Unterthanen felbjt direfte Gebote oder Verbote ertheilen. Diefe Auffaffung 
ftimmt im Wejentlichen überein mit ©. Meyer’3 (deutſches Staatärecht 
©. 452 f.) Anjchauung, daß „die polizeilichen Funktionen des Staates nicht 
in einer begrenzten Summe bejtimmter Befugniſſe beftehen“, die Polizei viel: 
mehr „das Recht hat, dem Einzelnen überall da mit Anwendung von 
Zwang entgegenzutreten, wo e8 im Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt und 
Sicherheit nothwendig erjcheint“, daher auch „ein polizeilicher Befehl ni ht 


!) Ueber dem Einfluß des Interefjebegriffs auf die Entwidelung (oder vielmehr Nicht 
er des Verwaltungsrechts vergl. im Allgemeinen Leuthold, ſächſ. Verwaltungs 
reht ©. 8 1. 

2) Nächſtdem vergl. v. Sarwey, (Verwaltungsrehtäpflege S. 32 f. 60 f.) umd 
5 F. Mayer (Grundzüge ©. 5. 70). 
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durch ein bejtimmtes Geſetz begründet zu jein braucht, welches die Regierung 
mit der Befugniß ausjtattet, eine Handlung oder Unterlajjung von den Unter: 
thanen zu verlangen.“ Aehnlich Ulbrich, öjterreichiiches Staatsrecht (1882), 
welcher dieje Auffaffung nicht blos (S. 420) für das Verwaltungsrecht vertritt, 
jondern (S. 5) fogar behauptet, die Beitimmungen des Strafrecht? be- 
grenzten die ftaatliche Strafgewalt! Dem ijt aber mit aller Entjchieden- 
heit ‚Folgendes entgegenzuhalten: 

a) Alles auf Staatsgejeßgebung beruhende Recht iſt „abgeleitet vom 
Staate und erijtent durch und in dem Staate.“ Denn der Staat ift das— 
jenige die Gefammtheit feiner Angehörigen repräjentirende Rechtsſubjekt, welcher 
jenes Recht geichaffen, die Einzelnen zu Berechtigten erhoben hat und ihnen 
ihre Befugniſſe durch das Gejeß wieder nehmen fann. Der Staat als Gejeß- 
geber bildet aljo den Quell und legten Grund alles Rechts, welches aus 
feiner Gejeggebung hervorgeht. Darf man aber daraus folgern, entweder, 
daß nun dem Staate alle Rechte zuftehen oder daß er felbjt fein Necht 
haben fönne ? 

Man würde das Eine wie das Andere nur thun dürfen, wenn der Staat 
durch jeine Gejeggebung ſich wirklich alle Nechte vorbehalten oder umgekehrt 
fein Recht zugetheilt hätte. Möglich wäre das ja. Allein in Wirklichkeit ijt 
es nicht geichehen. Das geltende Recht befteht aber aus den Gejegen, welche 
gegeben find, nicht auch aus denen, welche gegeben werden können, und für 
das geltende Necht ift demnach, wie auch jchon früher in dieſem Aufſatze ge: 
ichehen, zu unterjcheiden zwifchen 

1. dem Gejeßgebungsrechte — der gejeßgebenden Gewalt — welche dem 
Gemeinwejen allein zufteht, und 

2. den jonjtigen, aus der Geſetzgebung entipringenden Befugniffen, welche 
theils dem Gemeinweſen, theils aber auch den übrigen Rechtsſubjekten (Einzel- 
perjonen) zuftehen. 

Unter diefen Umständen hat man unjeres Erachtens allen Anlaß, die: 
jenigen unter 2 fallenden Befugnifje, welche dem Gemeinweſen zuftehen, vom 
Gejeßgebungsrechte des leßteren zu trennen. Denn obwohl natürlich zuzu= 
eben ijt, daß der Gejeßgeber die hier in Frage kommenden Befugnijie ji ch 
? elber zugeiprochen hat, ift doch immer zu berüdfichtigen, daß eine bejondere 
Gejeggebungsthätigfeit zur Erlangung der fraglichen Befugniſſe nöthig war 
und letztere nicht jchon aus dem bloßen Gejehgebungsrechte des Staates 
würden abgeleitet werden fönnen.!) 

b) Alles Recht iſt „Normativbejtimmung für Ausübung einer Gewalt“ 
gegen einen Berpflichteten oder eine Mehrzahl folcher, indem es mit Wirkſam— 
feit für alle Angehörigen des betreffenden Rechtsgebietes erfennen läßt, welche 
Handlungen oder Unterlafjungen der Berechtigte fordern darf. Das hiernad) 


i) Man fann 3. B. das Befugniß des Staates, zu fordern, da fein Bau ohne polizeis 
zeiliche Genehmigung vorgenommen werde, doc nicht ſchon aus dem Rechte des Staates 
ableiten, das Erforderniß baupolizeiliher Genehmigung vorzuſchreiben, jondern erſt daraus 
daß ein entiprechendes Geſetz wirklich ergangen ift, auf weldes jenes Befugnik im —— 
falle geſtützt werden kann. „Es iſt keineswegs ſelbſt verſtändlich, daß der Fiskus 
als ſolcher oktroifrei ſein müſſe, weil der Staat bei Bewilligung einer derartigen Steuer an 
eine Gemeinde doc nicht die Abſicht gehabt haben könne, ſich dadurd) seibit zu belaiten.“ 
Entſch. d. badiichen Verwalt.-Gerichtshofs in Zeitichr. f. badiihe Verw. 1881 ©. 5. Vergl. 
auch dv. Stengel in Shmoller’s Zahrb. VII. 425. — Den nämlichen Gedanken drüdt 
ihon die ältere Jurisprudenz in Süßen aus wie: „Reges non omnia possunt*, „Princeps 
legibus a se datis parere debet.* Hommel, Rhaps. observ. Nr. 725 u. 480. 


4 
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ji) ergebende Recht des Lebteren kann ein weit oder weniger weit gehendes 
jein, ſowohl in Hinficht auf die Zahl der Berpflichteten als auf den Umfang 
von deren Berpflichtung. Immer aber findet es feinen Grund in der Rechts— 
quelle, im objektiven Rechte, und es ift micht abzujehen, warum dies nur 
bei Polizeigejegen anders jein foll. 

II. Nun gibt es freilich wichtige Rechte, deren Umfang durch die Rechts: 
norm mehr negativ als pofitiv beftimmt ijt, jo daß es in der That jchwer 
jein würde, diejelben auf eine „gewiſſe Summe bejtimmter Befugnifie“ durch 
Aufzählung alles dejjen, mas der Berechtigte fordern kann, zurüdzuführen. Allein 
e3 ijt auch unter diefen Rechten Fein unbeſchränktes. Nur ein Recht 
berechtigt, Alles zu fordern, das ift das Recht des Gejeßgebers. Allein jo, 
wie der Gejeßgeber jelbit verfajjungsrechtlih an Schranfen gebunden zu jein 
pflegt, hat natürlich fein ©ejeßgeber thatjächlich einen fo erorbitanten Ge— 
brauch von jenem theoretiich unbeſchränkten Befugniſſe gemadjt, daß er die 
ganze Fülle feiner rechtlichen Macht fich vorbehalten oder einem anderen 
Rechtsfubjefte in die Arme gelegt hätte. Jedes jubjeftive Recht mit Aus- 
nahme des Gefepgebungsrechts hat aljo engere Grenzen und dies gilt nicht 
blos vom typiſchen privatrechtlichen Beifpiele, dem Eigenthume, jondern eben: 
jo auch von der Polizeigewalt. 

Allerdings ift durch die unten noch eingehend zu bejprechende häufige 
Bezugnahme der einschlägigen Gejeggebung auf das öffentliche Intereſſe e3 
veranlaßt, daß e3 im Verwaltungsrechte des Defteren an dem rechten Inhalte 
der jubjektiven Berechtigungen zu fehlen jcheint und deshalb den legteren ihr 
Charakter als rechtliche Befugniſſe äußerlich weniger jcharf ausgeprägt iſt, wie 
bei den privat» und ftrafrechtlichen Befugniffen, daß vielmehr ein Zug ein- 
feitigen adminiftrativen Ermeſſens dejjen, was im öffentlichen Intereſſe vom 
Berpflichteten zu fordern jei, über die Gebühr hervortritt und darum leicht 
fälſchlich ala ein rechtlich unterjcheidender Charafterzug der verwaltungs— 
rechtlihen Befugnifie, gegenüber demjenigen auf anderen Rechtsgebieten, be: 
trachtet wird. Es erjcheint in materieller Hinficht als eine der wichtigſten 
Reformaufgaben im Gebiete der Verwwaltungsgejeggebung auf die Ausmerzung 
ſolcher Begriffsbeftimmungen fortgejeßt. Bedacht zu nehmen, in welchen 
Jemand der Öffentlichen Gewalt gegenüber bei Vermeidung materiellen Zwanges 
verpflichtet wird, dasjenige zu thun oder zu laſſen, was im öffentlichen oder 
in einem bejtimmten bezw. überwiegenden öffentlichen Intereſſe nüßlich oder 
Ihädlich ift.) Die erite und grundlegende „Rechtsfontrole der Verwaltung“ 
beiteht in einer umfaljenden und gut geförmelten Gejeggebung über die 
Befugnifje der öffentlichen Gewalt. Auf dem Gebiete des Polizeiſtrafrechts 
hat fic) dies, worauf auch die Gneiſt'ſche Diftinktion eingeht, bereits deutlich 
erwiefen nach Verdrängung der arbiträren Strafen durd) die Bolizeiftrafgejeg- 


) Immerhin hat freilich der jegige Rechtszuſtand da 8 Gute, daß er die das öffentliche 
(Berwaltungs=) Recht Uebenden immer den Blid auf Intereiie Ienten läßt, defien Schug das 
Recht bezwedt, während bei der llebung des Privatredhts das Bewuhtjein ihres Intereſſen— 
bintergrundes bei Parteien und Richtern oft recht weit zurüdgedrängt erideint und, mit 
Ihering (in Sqmoller's Jahrb. für Gefeggebung VI. 4) zu reden, über dem Begriffe 
der Zwed außer Acht gelafien wird. Allein für das Recht als eine Herrſchaft iiber den 
Willen Anderer find fejte Grenzen nöthig: „Les droits n’ont pas de leure nature la 
mobilitö& des intöröts; ils peuvent, ils doivent ötre assis d'une manitre certaine; il ne 
faut pas qu’ils puissent &tre sans cesse remis en question (Blanche, Dictionaire de 
l’Administration. 2. ed. p. 14.) 
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bücher, welche zuerjt bejtimmte jtrafbare Thatbeitände, Zeirgrenzen für die polizei- 
lihe Strafverfolgung u. ſ. w. aufitellten. Bis dahin bot die einschlägige 
Gejeggebung „nicht die erforderlichen Garantien, um die perjünliche Freiheit der 
Unterthanen vor umberechtigten Beichränfungen der Polizei als gefichert be— 
zeichnen zu können“.) Ganz das Gleiche gilt aber auch von denjenigen Ver— 
ag a deren Verlegung eine materielle Ausgleihung (im Sinne des 
oben $ 13 Bemerften) zuläßt. „Wenn heute einem Grundeigenthümer aus 
Rückſichten des öffentlichen Wohls oder der allgemeinen Sicherheit verboten 
wird, auf jeinem Eigenthum ein Haus oder eine Fabrik zu errichten, jo liegt 
hier ein Eingriff in das Privateigenthum, eine Beichränfung in deſſen Aus— 
nugung vor; ob der Eingriff wirklich im Intereſſe des Gemeinwohls noth- 
wendig fei, darüber hat... . die Staatöverwaltung zu entjcheiden; in einem 
mwohlgeordneten Staate muß aber der Verwaltung in der Form des Gejehes 
die Richtſchnur gegeben fein, nach welcher jie jich bei Verweigerung der Baus 
erlaubniß zu halten bat.?) 

Wir halten aljo daran feit, daß die öffentliche Gewalt auch auf dem 
Gebiete des Verwaltungsrechts nur dann von Jemanden ein Handeln oder 
Unterlafjen fordern kann, wenn fie dazu durch das Necht, durch die gefeß- 
gebende Gewalt, ermächtigt erjcheint.) „Der Staat kann von feinen Ange— 
hörigen feine Leitung und feine Unterlafjung fordern, er kann ihmen nichts 
befehlen und nichts verbieten, als auf Grund eines Rechtsſatzes“, ſpricht mit Recht 
auh Zaband.?) Es iſt unklar?) und falſch, fih zu nächſt einen feiten 
Rechtskreis der Einzelnen vorzuftellen, in welchen die Verwaltung hinein 
greife (3. B. Mayer, Grundzüge ©. 5). Das darf fie ja nicht. Sie muß 
jelbit gewilie Rechte zur Seite haben und wenn fie diefe hat und durch die— 
jelben in die Lebensſphäre des Einzelnen hineingreift, fo it eben injoweit 
von Rechten der Einzelnen feine Rede mehr. 


') 8. Pözl, bayer. Verwaltungsrecht 3. Aufl. S. 354. — In nod früherer Zeit bes 
berrichten befanntlid die arbiträren Strafen auch das Gebiet des „peinlichen Rechts!“ 


— 


) Pfizer, Reform der Verwaltungsrechtspflege S. 31.“ 

2) Hierbei iſt wohl zu berückſichtigen, dab als „geſetzgebende Gewalt“ hier das Befug— 
niß zur Normengebung überhaupt verſtanden, alſo zu den Rechtsgrundlagen der Verwaltungs— 
thätigkeit auch der auf der Verordnung — einſchließlich der Polizeiverordnungen — beruhende 
Rechisſtoff einbezogen werden muß. Das Verwaltungsrecht iſt es ja neben dem Polizei— 
ſtrafrechte vorzugsweiſe, wo das Verordnungsrecht neben dem Geſetzesrechte noch Bedeutung 
befigt. Nähere Erörterung über Weſen, Umfang und Grenzen des erſteren gehört ſelbſtredend 
in's Berfaffungsredt. 

+ Laband, deutiches Staatsreht II. 202. Vergl. übrigens ſchon Pfeiffer, praft. 
Ausführ. V. ©. 55 f.: „Die Sejegmäßigkeit einer jeden polizeilihen Verfügung, die irgend 
eine Beſchränkung der Freiheit der Perſon oder des Eigenthums der ſämmtlichen oder einzelner 
Einwohner eines Ortes zum Gegenjtande hat, erſcheint ala nothiwendige Bedingung ihrer 
rechtlichen Wirkſamkeit.“ 

>») Mit Recht bezeichnet der Referent über Fioretti's Schrift, legis actio sacramento 
in Brinz und Seydel's krit. Vierteljahrsjchriit N. %. VII. ©. 120 die in Gegenjag zur 
Staatägewalt gejegte „Sphäre des Einzelnen” als eine „freilich gar nicht abzugrenzende.” 
Der Sap in v. Sarwen's großem Werke über Verwaltungsrechtspflege S. 61: „Der an 
fih nur durch das öffentlihe Interefie und die Inſtruktion beftimmte Wille der mit der 
Staatsgewalt auögejtatteten Einzelnen wird zum Schuge der Interejleniphäre der Einzelnen 
durch die öffentliche Rechtsordnung injomweit beichräntt, ald die Rechtsſphäre der Einzelnen 
jenem Willen gegenüber eine unantajtbare Grenze bildet,“ fußt auf der faljhen Vorjtellung, 
als ob die Staatsverwaltung vom Einzelnen Alles jordern dürfe, was ihr nicht bejonders 
zu fordern verboten ijt. 
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II. Pflicht und Recht kann nie dergejtalt in den Händen eines Rechts— 
jubjeftS vereinigt fein, daß dasjelbe gegen ſich zugleicy berechtigt und ver: 
pflichtet wäre. Wohl ift e8 denkbar, daß Jemand gegen einen Anderen auf 
denjelben Rechtsinhalt verpflichtet ift, bezüglich dejjen er gegen einen Dritten 
eine Befugniß hat.!) Allein es find für eine jolche Zweiheit von NRechtsverhält- 
nijjen eben drei verjchiedene Rechtsſubjekte Vorausſetzung. Wenn nun ver: 
fafjungsrechtlich eine Pflicht der Behörde gegenüber der Regierung oder der 
legteren gegenüber der Volfävertretung auf Ausübung der öffentlichen Gewalt 
(„Bollziehung“ der Geſetze) zu konſtruiren fein mag, jo läßt ſich doch ein 
Recht der erjteren, diefe Ausübung vorzunehmen, nur denken, wenn ihr in 
einem dahin gehenden Rechtsverhältniſſe ein entjprechend Verpflichteter oder 
eine Mehrheit jolcher gegenüberjteht. Richteten fich alfo, wie Gneijt annimmt, 
die „Polizeiverwaltungsgejege” gar nicht an die Einzelnen, jondern nur an 
die Obrigkeit, jo hätte legtere gar fein Recht, den Einzelnen etwas zu befehlen 
fondern nur verfafjungsrechtliche Pflichten, ein Verwaltungsrecht aber erijtirte 
gar nicht. Und doch fünnte „der Staat den wichtigjten und erheblichiten 
Theil jeiner Aufgaben nicht erfüllen, wenn er nicht Handlungen und Unter: 
lajjungen der Unterthanen anbefehlen fönnte.) Man glaube doch nur nicht 
durch Aufjtellung von „Grund rechten“ und „Rechtsſchranken“ ein einmal 
angenommenes allgemeines und prinzipielles Befugniß der öffentlichen Gewalt 
zur Ausübung obrigfeitlichen Zwangesgehörig eingegrenzt zu haben. Was würde 
im „Rechtsſtaate“ der Einzelne dazu jagen, wenn ihm die Polizeibehörde be- 
fiehlt, jeine Grundjtüde nach einem bejtimmten Landwirthſchaftsſyſteme zu 
bewirtbichaften oder bei einer allgemeinen Schmüdung aller Häujer unbedingt 
ſich zu betheiligen oder fic) bei Bezug feines Waarenbedarfs einer bejtimmten 
Duelle zu bedienen, ohne auch nur diejes Verlangen mit dem Hinweile auf 
irgend ein Geje oder eine Polizeiverordnung zu begründen, fondern einfach, 
weil es ihr durch die ihr ertheilten „Normativbejtimmungen“ nicht verboten 
it? Auch die „örfentliche* Gewalt der VBerwaltungsbehörden iſt eine Rechts— 
gewalt, welche jich auf die Rechtsnorm jtügen muß, mögen ihre Befugnijie 
auch noch jo ausgedehnte fein. Darum aber liegt auch fein Grund vor, Die 
Beziehungen zwiichen der öffentlichen Gewalt und den Gewaltbefohlenen anders 
denn als Nechtsverhältnijje aufzufaljen.*) 


) Der Gläubiger ift auf die Forderung dem Schuldner gegenüber bereditigt, dem 
Bürgen gegenüber aber verpflichtet, vor deijen Ausklagung Erjieren in Anjprud zu nehmen. 

2, Yaband, a. a. O. ©. 203, 

2) Selbit die Bezugnahme auf eine Ausjprache des oberjten deutihen Gerichtshofs, it 
fie aud) noch feine uneingeichränfte, darf hier regiftrirt werden: „Vielleiht wäre... ein 
dauerndes obligatoriiches Nechtsverhältnig zwiichen dem hamburgiihen Staate und dem 
Kläger in Anjehung der Steuerpflicht anzunehmen, wenn das hamburgijche Eintommeniteuer: 
gejeg auf eine längere Reihe von Jahren oder für immer (bis zu jeiner etwaigen Wieder- 
aufbebung) erlajien wäre.“ Entſch. d. R.G. in Zivilj. VI. 387.. — Vergl. aud) Art. 76 
des jchweizer. Obligationenredhts v. 14. Juni 1881: „Die Entjtehfung von Schuldver— 
pflibtungen aus Familien oder erbredhtlichen Berhältnifien, jowie aus Gründen des 
öffentlihen Rechts wird durd das kantonale oder das bezügliche eidgendjfiiche Recht 
geregelt.“ $ 13 des deutichen Wechſelſtempelſteuer-Geſetzes v. 10. Juni 1869: „Die Ver 
pflidhtung zur Entridhtung der Stempelabgabe wird erfüllt durch“ ꝛc. ꝛc. ferner 
Entih. d. baner. VerweGer.⸗-Hofs IV. S. 104 f. zum bayer. Gejeg v. 21. März 1881 
Seuchenweſen betr.): „Betbeiligt ijt bei den im ‚Frage ftehenden Entihädigungs:Ange- 
legenbeiten nicht blos derjenige, welcher eine Entſchädigung beanjpruct, jondern auc jenes 
Rechtsſubjekt, welches gegebenen Falls Entihädigung zu leisten bat, und diejes Rechtsſubjekt 
ift nadı Art. 1... ., welcher die Staatskaſſe für baftbar erflärt, der Staat.” 
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$ 21. Das öffentlihe Intereſſe als Verwaltungsrechtstitel. 


I. Die Rechte der öffentlichen Gewalt entjpringen aus der Nechtsnorm 
— dem Geſetze) oder Gewohnheitsrechte) — ſelbſt. Ein Theil diefer Rechte 
it von der Rechtsnorm dergeftalt bejtimmt fejtgefegt, daß der Eintritt und 
Umfang der entjprechenden Verpflichtung fich aus der Norm ohne Weiteres 
mit Sicherheit ergibt, indem diejelbe die Verpflichtung an das Vorhandenfein 
eines gewiljen, direkt bezeichneten Thatbeitands bindet und ebenfo den 
Umfang derjelben unmittelbar und genau angiebt. Zunächſt gilt dies: 


a) Für die wichtigiten Leiftungsverhältnifje auf dem Gebiete des politischen 
Berwaltungs- (Finanz: und Militär:) Rechts. Man vergl. 3. B.: 

Bundesgejep vom 9. November 1867 8 1: 1 „Feder Norddeutiche ift 
wehrpflidhtig. (Nähere Feitiegung des Umfanges diefer Pflicht in $ 6). 
Neichsmilitärgefeg v. 2. Mai 1874 8 10: „Alle Wehrpflichtigen find, 
wenn fie nicht freiwillig in den Heeresdienft eintreten, v. 1. Januar des Ka— 
lenderjahres an, in welchem fie das a ne vollenden, der Aushebung 


unterworfen (militärpflichtig)“ u. j. mw. 
Preuß. Städteordnung f. d. öftt. Prov. v. 30. Mai 1853 $ 4: „Alle 
Einwohner des Stadtbezirfes jind . .. zur Theilnahme an den 


jtädtiichen Gemeindelaſten nad) den Vorſchriften dieſes Gejeßes verpflichtet.” 
8. Sädj. revid. Städteordnung v. 24. April 1874 8 25. „Jedes Ge 
meindemitglied hat zu den Gemeindelaften einschließlich der Tilgung 
und Verzinſung der bei jeinem Eintritte etwa jchon vorhandenen Schulden ver: 
hältnigmäßig beizutragen.“ $ 29: „Perſönliche Dienftleiftungen 
fünnen, joweit jie nicht bejondere Befähigung vorausjegen, von den Ge— 
meindemitgliedern ... . gefordert werden.“ 

Preuß. Klaſſen- und Einfommenfteuergejeß v. 1. Mai 1851 $ 5: „Der 
Klafjenjteuer jind unterworfen diejenigen Einwohner in nicht mahl= und 
Ichlachtiteuerpflichtigen Orten, deren jährliches Einfonmen den Betrag von 
1000 ME. nicht überjteigt." Preuß. Gemwerbefteuergejeg v. 30. Mai 1820 
S 2: „Gewerbejteuerpflihtig find fortan nur: der Handel, die Gajt- 
wirthichaft, das Verfertigen von Waaren auf den Kauf, der Betrieb von Hand- 
werfen mit mehreren Gehilfen, der Betrieb von Mühlenwerfen, da8 Gewerbe 
der Schiffer, der Fracht: und Kohnfuhrleute, der Pferdeverleiher und diejenigen 
Gewerbe, die von herumziehenden Perjonen betrieben werden.“ Bayer. Häuſer— 
jteuergejeß v. 15. Auguſt 1828 $ 1: „Die Häuferjteuer ift eine direkte 
Staatsauflage, durch welche die Nugung aus Häufern, in Städten, 
Märkten und auf dem platten Lande belegt wird. Dieje Steuer joll in 
allen Theilen der Monarchie nach gleichen Grundfägen, und zwar nad) den 
Borichriften des gegenwärtigen Gejeges erhoben werden.“ — Aber weiter 
find auch 

b) zahlreiche Rechte der öffentlichen Gewalt, welche dem inneren (jozialen) 
Berwaltungsrechte angehören, in gleich bejtimmter Weiſe firirt. Bergl. 3. B 
Reichs-Gewerbeordnung S 14: Wer den jelbjtändigen Betrieb eines jtehenden 
Gewerbes anfängt, muß der für den Ort, wo jolches gejchieht, nach den 








) Ei quezlich der dem Verfaſſungsrechte gemäß erlaſſenen Verordnungen. Vergl. zu: 
legt $ 20 

®) Das Gewohnheitsreht hat auch auf verwaltungsrehtlichem Gebiete den größten 
Theil jeiner Bedeutung verloren. Vergl. über dasjelbe Lüders, das Gewohnheitsrecht auf 
dem Gebiete der Verwaltung. 1863, 
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Landesgeſetzen zuſtändigen Behörden gleichzeitig Anzeige davon machen. 
8 24: „Zur Anlegung von Dampfkeſſeln, dieſelben mögen zum Ma: 
ichinenbetriebe bejtimmt fein oder nicht, ift die Genehmigung der nad) den 
Landesgejegen zuftändigen Behörde erforderlid.” $ 29: „Einer Appro: 
bation, welche auf Grund eines Nachweijes der Befähigung ertheilt wird, 
bedürfen Apothefer und diejenigen Perſonen, welche ſich als Aerzte... 
bezeichnen” ... 833: Wer Gaſtwirthſchaft, Schankwirthichaft oder Klein: 
handel mit Branntwein oder Spiritusbetreiben will, bedarf dazu der 
Erlaubniß.* 8 73: „Die Bäder... fünnen von der Ortöpolizeibebörde 
angehalten werden, die Preiſe und das Gewicht ihrer verjchiedenen Bad: 
waaren.. . durch einen von außen fichtbaren Anjchlag ... . zur Kennt: 
niß des Publikums zu bringen.“ 

Reichsimpfgeſetz v. 8. April 1874 $ 1: „Der Impfung mit Schuß: 
poden joll unterzogen werden: 1. jedes Kind vor dem Ablauf des 
auf jein Geburtsjahr folgenden Kalenderjahres“ u. j. w. Maß- und Ge- 
twichtsordnung vom 17. Auguft 1868 Art. 10: Zum Zumeſſen und Ein: 
wägen im öffentlichen Berfehre dürfen nur in Gemäßheit diefer Maß- und 
Gemwichtsordnung gehörig gejtempelte Maße, Gewichte und Wagen 
angewendet werden.“ Neichspreigefeg v. 7. Mai 1874 86: „Auf jeder 

Drudiärift muß der Name und Wohnort des Druders.. 
genannt jein. $8. Bon jeder Nummer... einer periodijchen 
Drudjchrift muB der Verleger, fobald die Austheilung oder Verſendung 
beginnt, ein Eremplar gegen... Beicheinigung an die Bolizeibehörde 
des Ausgabeortes unentgeltlich abti iefern. Reichsgeſetz v. 25. März 1880 
$ 1: Der Führer eines deutjchen Kauffahrteifchiffes ift verpflichtet, 
die Ankunft des Schiffes in einem zu dem Amtsbezirke eines deutjchen Kon: 
ſultats gehörigen Hafen und den Abgang des Schiffes aus einem jolchen 
Hafen mündlich oder jchriftlih zu melden.“ 

Preuß. Anfiedelungsgefeb v. 25. Auguſt 1876 $ 13: „Wer außer: 
halb einer im Zujammenhange gebauten Ortjchaft ein Wohnhaus er: 
richten oder ein jchon vorhandenes Gebäude zum Wohnhaufe einrichten will, 
bedarf einer von der Ortspolizeibehörde zu — Anſiedelungs— 
genehmigung.“ Geſetz v. 8. Mai 1837 8 1: „Rein Gegenſtand des 
Mobiliar-Vermögens darf gegen Feuersgefahr Höher verſichert werben, 
ala nah dem gemeinen Werthe zur Zeit der Verficherungsaufnahme.“ 
Fiſchereigeſetz v. 30. Mgi 1874 5 35: Wer nad Erlaß dieſes Geſetzes in 
einem der Herrichaft desjelben unterworfenen natürlichen Gewäſſer Wehre, 
Scleußen, Dämme oder andere Wafjerwerfe an Stellen, wo bisher der 
Zug der Wanderfijche unbehindert war, anlegt, ift verpflichtet, auf 
feine Koften Spät je auszuführen und zu erhalten.“ Jagdpolizeigefeg 
v. 7. März 1850 $ 2: „Zur eigenen Ausübung des — auf 
ſeinem Grund Boden iſt der Beſitzer nur befugt: a). 

0). Geſetz, betr. gemeinichaftlihe Holzungen v. 14. März 1ösı 8 8: 
Zur Bildung und Veräußerung einer Holzung ift die Genehmigung 
der Auffichtsbehörde erforderlich.“ 

Bayr. Bauordnung dv. 30. Auguft 1877 8 1: „Wer an beftehenden 
oder neu anzulegenden öffentlichen Plätzen, Straßen oder Wegen in Städten, 
Märkten und zufammenhängend gebauten Dörfern, dann an einer Staats- oder 
Diftriktsftraße oder an einem Gemeindeverbindungswege ein Gebäude oder 
eine fonftige der baupolizeilihen Genehmigung bedürfende bauliche Anlage neu 
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aufführen oder an der Umfaſſung bejtehender Gebäude und baulicher An 
lagen der vorbezeichneten Art gegen die Straßenfeite eine Hauptreparatur oder 
Hauptänderung vornehmen will, bat die Baulinie einzuhalten.“ 
K. Sächſ. Volksſchulgeſetz v. 26. April 1873 8 4: „Jedes Kind hat 
die einfache Volksſchule aht Jahre lang... zu bejuden“... 
„Die aus der Volksſchule entlafienen Knaben find nod drei Jahre lang 
zum Bejuche der Fortbil dungsſchule verbunden, ſoweit nicht in anderer 
Weije für ihren ferneren Unterricht genügend geſorgt it.“ Württemb. Kal. 
Verordnung v. 6. August 1872 betr. den Aufenthalt in den Gemeinden des 
Landes, $ 1: „Wirtbe, welche Säfte beberbergen, find verbunden, über 
die bei ihnen übernachtenden Berfonen fortlaufende Verzeichnifje 
zu führen, worin der Tag der Aufnahme, der Name, der Stand oder das 
Gewerbe und der Wohnort des Uebernachtenden angegeben fein muß.“ 
Solche jtrifte Gebote oder Verbote richten fich auch nicht blos gegen Die 
Einzelperjonen, ſondern ebenfogut gegen Gemeinwesen niederer Ordnung. 3. B. 
Reichsgefeb v 31. Mai 1851 8 1: „In Gemeinden, welche eine 
nach dem Miethwerthe der Wohnungen veranlagte Steuer (Mietbiteuer) 
erheben, darf für die Dienitwohnungen der Reihsbeamten der Mietb- 
werth, von welchem die Steuer erhoben wird, nicht höher als mit 15%, 
des baaren Gehalts diefer Beamten bemejjen werden.“ Reichsgeſetz v. 
6. Juni 1870 $ 28: Jeder hilfsbedürftige Norddeutihe muß vorläufig 
von demjenigen OrtsSarmenverbande unterftüßt werden, in dejien 
Bezirke er jich bei dem Eintritte der Hilfsbedürftigfeit befindet. ’ 
Sie finden ich ferner nicht blos in Gejegen und landesherrlichen (bezm. 
kaiſerlichen Verordnungen, fondern auch in Bolizeiverordnungen. Man vergl. z. B. 
Bek. der preuß. Regierung in Kaſſel v. 9. Januar 1 1879 $ 1: „Seder 
Dienftbote iſt verpflichtet, bei feinem Eintritt in einen Gefindedienit 
mit einem... Gefindedienftbuch fich zu verjehen. Keine Dienſt— 
herrichaft darf einen Dienjtboten ohne ein ſolches Dienftbuh in 
den Dienjt nehmen.“ 
Zuchtftierförordnung d. Regierung zu Arnsberg v. 6. Dez. 1879 8 1: 
„Vom 1. April ab darf fein Gemeinde- Zuchtftier benutzt, noch auch mit 
fremdem Rindvieh weiblichen Gefchlechtes zur Weide gebracht werden, welcher 
nicht durch ein zu diefem Zwecke beitelltes Schau-Amt als tauglich an⸗ 
erkannt iſt. 
Gleicher Beſchränkung unterliegen Zuchtſtiere, welche von Privatperſonen 
zur Deckung fremden Rindviehes gegen oder ohne Entgeld zugelaſſen werden.“ 
Polizeiverordnung f. Berlin, die Nachtherbergen (Pennen) betr. v. 31. Januar 
1880 8 1: „In eine Nachtherberge dürfen Perſonen verſchiedenen 
Geſchlechts nicht aufgenommen werden.“ 
Straßenpolizeiordnung für die Stadt Braunſchweig v. 4. Oktober 1872 
8 6 Nr. 1; „Hausthüren, Thorwege und Gartenthüren, welche unmittelbar 
an die Straße grenzen und jo eingerichtet find, daß fie bei der Oeffnung nach 
Außen aufichlagen, müfien, wenn tie geöffnet jind, an den Häufern 
oder Befriedigungen der Grunditüde dicht anliegend befeitigt werden.“ 
Niemand wird in jo gefaßten Normen die für objektive Rechtsgebote 
wünſchenswerthe Präzifion vermiſſen. Cs fünnte aber auch weiter noch eine 
ganze Reihe von verwaltungsrechtlihen Normen vorgeführt werden, welche in 
einer längeren Folge von Paragraphen die zu regelnden Rechtsverhältniſſe 
mit voller Beitimmtheit unmittelbar feftitellen. Die Rüdfichten auf den Raum 


— 


gejtatten matürlich nicht, ein Beiſpiel in voller Yänge bier beizubringen. Als 
ein Beleg wolle aber der nachfolgende Auszug aus dem k. ſächſ. Einfommen: 
fteuergejege v. 2. Juli 1878 betrachtet werden. Diejes Gejeg behandelt den 
Stoff in 32 Paragraphen. Von denfelben enthalten nun die $$ 68—76 die 
Vorſchriften über Zumiderhandlungen gegen die Abgabepflicht und über deren 
Beitrafung: fie find alfo nah dem im vorigen Paragraph unjeres Auf: 
fates Bemerften aus den verwaltungsredhtlihen Erörterung auszu— 
jcheiden. Bon den übrigen Paragraphen betrifft $ 32 die Beitimmungen über 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes, erjcheint aljo als immanenter Theil 
aller a des Gejeßes, ohne ein felbjtändiges Nechtsverhält- 
niß zu begründen (j. o. $ 14). Unter den alsdann noch verbleibenden Geſetzes— 
theilen aber betreffen: 

a) Die wichtigite der im Gejege begründeten Pflichten, die Abgabepflicht, 
nicht weniger ala 23 er der ierunter handeln &) über den Umfang 
der Abgabenpfliht SS 1, 5, 10—13, 14—21. 5) über die Pflichtigen : 
ss 2—4 und 6.') y) über * Erfüllungsort $ 8. 25) über die Fällig— 
feitözeit: $ 9. e) über die Nachzahlungspflicht: S 77. Y über die Verjährung: 
$ 80. Als Nebenpflichten der le treten hinzu: x) Die Defla: 
rationspfliht: SS 39, 23 und 40. 5) Die Verpflichtung zur Ausfunftser: 
mes: $42. y) Die Berpflichtung zur Anzeige behufs Nachſchätzung: $ #7. 

b) Eine Neihe Hilfspflichten der Einzelnen betreffen die 88: 

36 und 47° (Anzeigepflicht des Brodgebers wegen der von ihm beichäftigten 

Perſonen; 35! (dergl. des Hausbefigers wegen der Hausbewohner mit ſelbſt⸗ 
ſtändigem Einkommen) und 35* (dergl. des Familienhauptes wegen — ein 
ſolches Einkommen beſitzenden Angehörigen, der Abmiether u. ſ. w.); 
(Pflicht zur Mitwirkung bei der Einſchätzung); 31? Pflicht, ine fach 
verjtändiges Gutachten abzugeben. Hier handelt es fich allentbalben um 
Unterftügung der öffentlichen Gewalt bei Ausübung ihres Abgabeerhebungs: 
befugnijjes durch ehrenamtliche Thätigfeit. 

c) Den Gemeinden werden Pflichten aufgelegt in SS 34 (Aufjtellung von 
Nachweiſungen der Steuerpflichtigen); 39! (Erlafjung der Aufforderungen zur 
Deklaration); 41! (Einfendung der Deflarationen an die Steuerbehörde); 
47° (einftweilige Einfhägung Neuzugewachſener); 78 (Erhebung der Steuer: 
beträge gegen feſte Provifion): endlich 38° (Anlegung der Katafter auf jtaat- 
liches Berlangen). 

d) Von bejonderem theoretischen Intereſſe find die nun noch verbleibenden 
Borfchriften SS 22—26, 30—33, 38, 41—46, 48—67, 79, 81, welche die 
zuftändigen Staatsbehörden und ihr Verfahren betreffen, ſowie der feinem Be: 
treffe nach ſpäter näher zu bezeichnende $ 37. Es fragt ſich nämlich ob die: 
jelben überhaupt rechtlichen Charakter haben. Daß nicht jchon deßhalb eine 
Beltimmung ein Rechtsverhältnig des allgemeinen Rechts begründet oder betrifft, 
weil fie in einem (formellen) Geſetze jteht, bedarf hier feiner nochmaligen Aus— 
führung, nachdem bereit3 an früherer Stelle (j. $ 14) unfere Anfchauung über 
das Verhältniß zwiichen objeftivem und fubjettivem Rechte dargelegt worden ift. 

Wir werden vielmehr die einzelne Bejtimmung darauf hin prüfen müſſen, ob fie 
ihrem Inhalte nach bejtimmt und geeignet erjcheint, allein oder in Verbindung 
mit anderen Beitimmungen eine rechtliche Verpflichtung für dritte zu begründen. 
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1) Wollte man hiernach weiter ipezialifiren, jo fünnte man mit vollem Rechte die ver: 
ichiedenen Gattungen der Steuerpflictigen aus jenen Geſetzesſtellen getrennt vorführen. 
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Beitimmungen, welche fejtiegen, daß eine Staatsbehörde für die Wahrnehmung 
gewiſſer Geichäfte beitehen, daß fie eine gewiſſe Zufammenjegung haben und 
bei ihrer Gejchäftsthätigfeit ein gemwiljes Verfahren beobachten jollte, begründen 
nun an jich weder allein noch in Verbindung mit anderen Grundjägen irgend 
ein Berpflichtungsverhältniß zwiichen Dritten und der Behörde. Denn wir er: 
bliden in der Behörde nur den Vertreter des Gemeinweſens, ſehen aljo leßteres 
als betheiligtes Nechtsfubjeft an und haben daher für das Nechtsverhältnig 
jelbjt mit der Behörde und den ihrer Thätigfeit voraufgehenden Erwägungen 
ebenjowenig zu thun, wie wir beifpielsweije daran denken, in die Rechtsver— 
hältnifje der Aftiengejellihaft zu Dritten die für erjterere handelnden Geſell— 
Ichaftsorgane als Partei einzuführen.) Auch werden wir den Organijations- 
vorjchriften eines Gejeges eine Bedeutung im Verfaſſungsrechte nur erjt dann 
beilegen dürfen, wenn die gejeggebenden Faktoren bei Berathung des Geſetzes in 
der Einführung einer beftimmten Organtjation oder einer bejtimmten Verfahrens: 
weiſe eine Gewähr für die von ihnen zu vertretenden Intereſſen erblidt haben. 
Nur erit dann, wenn die fraglichen Vorjchriften inhaltlich ein Necht des 
Staates oder ein öffentliches Recht der Einzelnen oder aber eine nähere Be— 
ftimmung und Begrenzung durch anderweite Vorjchriften begründeten Rechte 
darjtellen, fünnen fie über den Rahmen des BVerfafjungsrechts hinaus in Be— 
tracht fommen, und zwar prozeßrechtlich, wenn fie fich auf die Gerichtsbarkeit, 
ftraf> und verwaltungsrechtli, wenn fie fih auf die Ausübung der Straf: 
und bezw. der öffentlichen Gewalt im engften Sinne beziehen. 

Im vorliegenden Falle nun erjcheinen die einschlägigen Vorjchriften des 
als Beiſpiel benußten Geſetzes nad) unſerem Dafürhalten wenigitens zum 
großen Theile bejtimmt, den Staat bei Ausübung feines Bejteuerungsrechtes 
zu bejchränfen. Denn 

&) zunächſt ift für die Einſchätzung der Steuerpflichtigen ein befonderes 
Drgan, die Einſchätzungskommiſſion gejchaffen, welche unter Vorſitz eines Be— 
rufsbeamten aus von den Gemeinden und größeren Kommunalverbänden ge: 
wählten Vertretern der Steuerpflichtigen bejteht. Daß der Staat verbunden 
fein fol, die Einfhägung durch diefe Kommiſſion vornehmen zu lafjen, ergibt 
fi) u. a. aus den 88 221°) und 26.°) 

8) Weiter ift auch das den Steuerftellen vorgezeichnete Verfahren nicht blos 
darauf berechnet, denfelben eine Dienjtweilung behufs möglichit objeftiver und 
gleihmäßiger Behandlung der Steuerpflichtigen und ihres Einkommens zu er: 
theilen, jondern die Steuerftellen erjcheinen verbunden gegenüber den leßteren, 
jenes Verfahren einzuhalten. Dies geht namentlich *) aus der Einräumung 
von Rechtsmitteln gegen die Einichägung hervor. Vergl. SS 48 f. des 
Geſetzes. 


) Vergl. ſchon oben $ 18. 

2) „Das Finanzminiſterium kann von der Geſchäftsbehandlung bei den einzelnen Eins 
ſchätzungskommiſſionen durch beionders dazu abgeordnete Beamte, welde den Sitzungen der 
Kommiflionen mit berathbender Stimme beimohnen, Kenntniß nehmen und die richtige 
und gleihmäßige Ausführung der geieglihen Vorſchriften überwachen.“ 

2) „Befindet fih in einem Einjhägungsdiftrifte ein jelbitändiges Gut, jo hat der Bes 
figer desjelben der Einfhägungstommijjion als Mitglied hinzuzutreten und einen Stellver— 
treter zu bezeichnen . . . Die aus Vorſtehendem fich ergebenden Rechte und Pflichten der 
Beſitzer felbMändi er Güter . . .“ j 

—— aber außerdem 3. B. noch $ 43 (Pflichten der Einſchätzungskommiſſion) und 
$ 46 (Belehrung des Beitragspflichtigen über das zuftändige Rechtsmittel). 
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y) Endlich begründet auch $ 79 des Ießteren offenbar eine rechtliche 
Beziehung zwilchen Gemeinwejen und Steuerpflichtigen, indem dort der leßtere 
im Falle der Säumigfeit in der Steuerzahlung der VBerwaltungserefution : der 
Selbithilfe der öffentlichen Gewalt, preisgegeben wird, welche legtere durch 
$ 81 weiter das Befugniß zugeiprochen erhält, für ihre Thätigfeit Koften von 
den Steuerpflichtigen einzufordern.!) 

Der oben bereits erwähnte $ 37 ift infofern bemerfenswerth, als er u. 
A. den Staat (die Dienft: und Anftellungsbehörden im Staatsdienſte) ver- 
pflichtet, der Gemeinde (der Gemeindebehörde des Wohnortes) Anzeige über 
die dienftlichen Bezüge feiner Angeftellten zu machen. 

Betrachtet man das im Vorſtehenden zerlegte Geſetz, jo wird man nicht 
leicht Handhaben finden, demjelben Undeutlichkeit oder Unvolljtändigkeit oder 
Abhängigkeit von der Auslegung und dem Ermejjen der ausführenden Behörden 
beizumejjen. Wielmehr erfcheint dasjelbe ganz in gleicher Weife präzis und 
vollftändig in feiner Art, wie etwa ein Koder des bürgerlichen oder Straf: 
Nechtes. Aehnliche Verwaltungsgefege würden ſich auch noch ferner in großer 
Zahl beibringen Lafjen. ?) 

Il. Anderjeits ijt allerdings nicht in Abrede zu ftellen, daß nicht alle 
verwaltungsrechtlichen Normen in gleicher Weife inhaltlich” bejtimmt gefaßt 
find.) Bloße negative Faſſung der Normen*) macht diejelben freilich 
noch nicht zu unbejtimmten im hier fraglichen Sinne. Allein es gibt aud) 
Fälle, in denen das Verwaltungsgefeg den Eintritt oder den Umfang einer 


!) Anderweite im Geſetze dorgejehene Präjudizien find: Haftung des anzeigepflichtigen 
Hausd- und Brodheren für infolge jeiner unvollitändigen Anzeige entfallene Steuerbeträge 
($ 35 f. 47); Verluft des Reklamationsrechtes bei unterlajiener Deflaration ($ 39) und Ber- 
weigerung von Auskunft ($ 42); außerdem vergl. die Strafbeitimmungen $$ 68 f. und $ 30. 

2) Der Rüdficht auf den Raum halber mu davon abgejehen werden, nod) weitere 
Beifpiele auch nur jkizzirt ihrem Inhalte nad) wiederzugeben. Dagegen wird es bei der 
Wichtigkeit des Gegenjtandes für die Frage, inwieweit eine wirkliche Rechtſprechung auf dem 
Gebiete des Berwaltungsrechtes (eine öffentliche Klage) möglich iſt, gejtattet jein, im folgenden 
noch eine bunte Reihe von Stellen wenigjtens anzuführen, in welden verwaltungsrect: 
lihe Pflichten den Gewaltunterworfenen ganz unmittelbar und jcharf begrenzt aufgelegt find. 
Die gewählten Beilpiele gehören ſämmtlich dem Reichsrechte an: R.⸗Preßgeſe S8 6, 7,9, 
10, 11. R.Paßgeſetz $ 3. Sail. Verordn. vom 26. Juni 1878 und vom 2. Februar 1879 
‚2, 3. R.-Gewerbeordnung $$ 13, 14. Gtrandungsordnung vom 17. Mai 1874 


R.Geſetz vom 3. Juli 1878 $ 3. R.:Zabadjteuergejeg SS 3, 12, 13. B.:Boftgejeg $ 21. 
R.Impigeſetz SS 1, 5, 7, 8, 12, Ninderpeitgeie vom 7. April 1869 88 3, 4, 5, 11. NR. 
Viehjeuchengeieß 88 9, 33, 39, 43, 50, 51, 52, 55. — (Verfafjungsrechtliche) Alternativ: 
pfliht: „Die Gemeinden find zur Anihaffung Eines Eremplars des Reichsgeſetzblattes in 
einer der landesüblihen Spraden verpflichtet.“ (Dejterreich. Gejeg dom 10. Juni 
1869 $ 9. 

2) „Eine... . beftimmte gejeglihe Begrenzung der polizeilichen Wirkſamkeit hat nicht 
auf allen Gebieten jtattgefunden, vielmehr verfährt die Polizei meijt auf Grund weitgehaltener 
geieplicher Vollmadten.“ v. Brauditich, Organij.:Gej. I. 227. 

4) Vergl. 3. B. Vereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 $ 3: „Die aus dem Vereinsaus: 
lande eingehenden Gegenjtände jind zollfrei, joweit nicht der VBereinszolltarif einen Eingangs- 
zoll feſtſeßt.“ Juriſtiſch richtiger würde die Beitimmung freilih lauten: „Die aus dem 

ereinsauslande eingehenden Gegenjtände, welche in dem diefem Gejege beigefügten Tarife 
aufgeführt find, find dem gleichfalls in legterem bezeichneten Eingangszolle unterworfen.“ 
Denn nicht daß gewiſſe Gegenftände zollfrei jein jollen, iſt ein Nechtsjag, Tondern daß 
gewifle Perſonen bei Einführung gewiſſer Gegenjtände einer Zollpflicht unterworfen werden 
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Verpflichtung in einer weniger bejtimmten Weiſe normirt, als dies aus den 
porausgejchidten Beiſpielen erhellte. So bejtimmt u. A. die deutjche Gewerbe: 
ordnung in 

s 16. „Zur Errichtung von Anlagen, weldhe durch die örtliche 
Lage oder die Bejchaffenheit der Betriebsjtätte für die Befiger 
oder Bewohner der benahbarten Grundftüde oder für das Pub: 
lifum überhaupt erheblihe Nachtheile, Gefahren oder Beläftig- 
ungen herbeiführen können, ijt die Genehmigung der nach den Landes» 
gejegen zuftändigen Behörde erforderlich.” 

Meiter heißt e3 in dem preußifchen Geſetze vom 28. Februar 1843 über 
die Benugung der Privatflüſſe: 

3 3. „Das zum Betriebe von Färbereien, Gerbereien, Walken und ähn- 
lichen Anjtalten benugte Waſſer darf feinem Fluſſe zugeleitet werden, wenn 
dadurdh der Bedarf der Umgegend an reinem Wajjer beein: 
trächtigt oder eine erhebliche Beläftigung des Publikums verur- 
ſacht wird. Die Entjcheidung hierüber fteht der Bolizeibehörde zu.“') Oder 
in dem Neichsgejege vom 2U. Dezember 1875 

Art. 1. „Der Eijenbahnbetrieb ift, joweit e3 die Natur und Die 
Erfordernijje desjelben gejtatten, in die nothwendige Ueberein- 
ftimmung mit den Bedürfnifien des Poftdienftes zu bringen.?) Oder 
im Reichs-Viehſeuchengeſetze 

Ss 22. „Die polizeilih angeordnete Sperre eines Stalle® oder 
jonftigen Standortes, eines Gehöftes oder einer Weide verpflichtet den Beſitzer, 
Diejenigen Einrihtungen zutreffen, welche zur wirffamen Durch— 
führung der Sperre vorgefchrieben werden.“ (Aehnlich $ 19 ebenda.) ) — 
Endlich im Reichsmilitärgejeße 

$ 57. „Die Berjonen des Beurlaubtenjtandes .... haben geeignete 
Borkehrungen zu treffen, daß dienjtliche Befehle ihrer Vorgeſetzten und 
namentlich Einberufungsordres ihnen jederzeit zugeftellt werden können.“ 

III. Ganz befonders bedeutungsvoll erfcheinen aber diejenigen Verwaltungs: 
rechtönormen, in denen das „Öffentliche Intereſſe“ als maßgebend für den Ein- 
tritt oder Umfang einer Verpflichtung gegenüber der öffentlichen Gewalt 
bezeichnet wird. Denn die Normen diejer Art find im VBermaltungsrechte noch 
ungemein zahlreich und geben bejonders häufigen und tiefen Anlaß zu Zweifeln. 
Mit Recht heißt es ja 3. B. in dem Entjcheidungen des preußiichen Oberver: 
waltungsgerichts (I. 259): „Der Begriff des im Intereſſe des öffentlichen Ver: 
kehrs Erforderlichen ift ein feiner Natur nad) dehnbarer, lediglich nad) Maß: 
gabe der konkreten Verhältnifje des einzelnen Falles und des Gewichtes der 
einzelnen Beweismittel zu bejtimmender.“ Es iſt daher nothwendig, im Fol— 
genden den einjchlägigen Normen eine eingehendere Betrachtung zu widmen. 

Zunächſt treffen wir bei jolcher Betrachtung auf Normen, in welchen eine 
öffentlich-rechtliche Verpflichtung davon abhängig gemacht wird, daß überhaupt 


!) Bergl. dazu Entſch. d. Reicysger. in Zivil. II. 209. 

2) Wie viel prägiier lautet dagegen ihon Art. 2 ebenda: „Mit jedem für den regel- 
mäßigen Beförderungsdienſt der Bahn beitimmten Zuge ift auf Verlangen der Bojtvermwalt- 
ung Ein von diejer getellter Poſtwagen unentgeltlich zu befördern.“ 

’) Umfänglicheres Beiſpiel von ähnlicher Faflung in Art. Il $ 3 des Reichsgeſetzes 
über die Ausgabe von Banknoten vom 21. Dezember 1874. 
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A. das öffentlihe Intereſſe 


— Handlung oder Unterlaſſung fordert. Man vergleiche folgende 
eiſpiele: 

Preußiſche Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 
1853 8 2: „In Ermangelung der Einwilligung aller Betheiligten kann eine 
Veränderung dieſer Art in den Gemeinde- oder Gutsbezirken nur in dem Fall, 
wenn dieſelbe im öffentlichen Intereſſe als nothwendiges Bedürfniß ſich 
ergibt, und alsdann nur mit Genehmigung des Königs, nach Vernehmung der 
Betheiligten und nach Anhörung des Kreistages ftattfinden” (ſ. auch Geſetz, 
betr. die Landgemeindeverfaſſung in den ſechs öſtlichen Provinzen, vom 14. April 
1856 $ 1, Geſetz vom 19. März 1881 8 49a u. a. mehr). 

Preußifches Anfiedelungsgefeg vom 25. Auguft 1876 $ 19: „Die Geneh— 
migung zur Anlegung einer Kolonie fann verfagt werden, wenn und folange 
die Gemeinde-, Kirchen und Schulverhältnifje nicht dem öffentlichen Inte: 
rejje gemäß geordnet find.“ 

Preußiiches Gefeg vom 1. April 1879 über die Bildung von Waſſer— 
genoſſenſchaften $ 72: Die Bildung einer öffentlichen Genoſſenſchaft kann er- 
folgen: ... . im Öffentlichen Intereffe auf Antrag der Regierung (Land— 
droftei), in deren Bezirke das Unternehmen ganz oder theilweife zur Auführung 
gelangen foll.“ 

Preußifche Kreisordnung 8 31: Für den Bereich eines jelbftändigen Guts— 
bezirfes ift der Befiter des Gutes zu den Pflichten und Leitungen verbunden, 
welche den Gemeinden für den Bereich ihres Gemeindebezirkes im Öffentlichen 
Intereſſe gejeglich obliegen.“ 

Preußiiches Geſetz über Schupwaldungen vom 6. Juli 1875 $ 21: „Sit 
Gefahr im Verzug, jo fann der VBorjigende des Waldjchuggerichtes im öffent: 
lihen Intereſſe . . . vorläufige Anordnungen treffen zur Verhinderung 
folder Unternehmungen, welche eine die Gefahr vergrößernde oder begünftigende 
Veränderung in der Bewirthichaftung des Grundftücdes vorbereiten.“ 

Preußiſches Fifchereigefeß vom 30. Mai 1874 $ 5: „Eine folche weitere 
Beichränfung oder Aufhebung (von Fiichereiberechtigungen) kann beanjprucht 
werden: 1. vom Staate im Öffentlihen Intereſſe . . . $ 36: Beſitzer 
von Wehren . . . find verpflichtet, die Herftellung von Fiichpäflen zu dulden, 
wenn 1. die Anlage vom Staate im öffentlichen Interejje beabfichtigt wird... 

Franzöſiſches Gejeß, betr. die Wiederbewaldung der Berge, vom 28. Juli 
1860 jchreibt in 88 3 f. ein befonderes (Zwangs-) Verfahren vor, falls ($ 2) 
„das Öffentlihe Intereſſe es erfordert, daß Wiederbewaldungsarbeiten 
wegen der Bodenbejchaffenheit und der aus derjelben für die tiefer gelegenen 
Srundjtüde erwachjenden Gefahren zur Pflicht gemacht werden” (f. auch Geſetz 
vom 8. Juni 1864, betr. die Berafung der Berge, Urt. 1: „je nach den 
Bedürfnifien des Öffentlihen Intereſſes). 

Eigenthümlich ift die Beſtimmung im Reichs- (Viehſeuchen-) Geſetz vom 
23. Juni 1880 $ 42: „Die Tödtung (des Notes) verdächtiger Thiere muß 
von der Polizeibehörde angeordnet werden, . .. wenn der Beſitzer die 
Tödtung beantragt und die befchleunigte Unterdrüdung der Seuche im 
öffentliden Intereſſe erforderlich it. 

In zahlreichen Fällen ift die Vorausfegung für den Eintritt einer Rechts: 
pflicht aber weiter nicht das Vorhandenfein entfprechenden öffentlichen Interefjes 
überhaupt, jondern 
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B. ein fpezielles öffentliches Intereſſe 


(vergl. oben $ 8), wodurch natürlich die betreffende Rechtsnorm einen präziſern 
Charakter erhält. Den Uebergang von der Kategorie A. bilden jolche Normen, 
in welchen noch das öffentliche Interefie überhaupt als Titel aufgeführt, aber 
bereit3 eremplifativ auf gewiſſe Arten des erjteren hingewiejen wird. Bergleiche 

Preußiſches Gejeb über die Benugung der Privatflüſſe vom 28. Februar 
1543 $ 15: „Wenn bei Ausführung einer Bemwällerungsanlage ein öffent: 
liches Intereſſe, wie das der Schifffahrt u. j. w., gefährdet... . 
würde . . . jo ijt die Negierung . . . befugt, die Ableitung des Waſſers in 
geeigneter Weije zu beichränfen.* (Mehnliches Beispiel: k. ſächſ Berggeſetz 
vom 16. Juni 1868 8 159.) In die Kategorie B jelbit aber gehören die 
folgenden Beilpiele: a) Bei nothwendigen Berjtärfungen oder Mobilmacjungen 
des Heeres werden die Mannschaften des Beurlaubtenjtandes nach Bedarf... 
einberufen, und zwar, ſoweit die militäriichen Intereifen es geitatten, 
nach den Jahresklajien . . .“ Neichs-Militärgefeg $ 63. (Mehnlich R.Geſetz 
über den Yanditurm vom 12. Februar 1875 8 5 und Ausführungs-Verordnung 
vom 1. April 1876 zum Neichsgejege über die Kriegsleiftungen, unter 1. 
Kr. 1 und 4.) 

„Findet (die Ortspolizeibehörde) gegen die Zuläſſigkeit (der Anlage) nichts 
au erinnern, jo überjendet fie das Gejuch der Kommandantur, welche ihre Ent: 
icheidung, nebjt einem Eremplar der Zeichnung, in welcher die im Feſtungs— 
Intereſſe nothwendigen Abänderungen einzutragen find, an die Ortspolizei— 
bebörde . . . zurüdgelangen läßt.“ Neichsgejeg vom 21. Dezember 1871 $ 27. 

b) Zollinterejfe: Bereinszollgejeg SS 57, 148, 160 f. „Der Strand- 
vogt hat für jchleunigfte Benachrichtigung . . . des nächiten Zollbeamten Sorge 
zu tragen, bis zur Ankunft des legteren aber das Zollinterejje jelbjt wahr: 
et Strandordnung $ 6. Aehnlich ebenda 8 14: jteuerfisfaliiches 
Intereſſe. 

ec) Preußiſche Städteordnung vom 30. Mai 1853 8 56: „Der Magiſtrat 
ijt verpflichtet, die Zuftimmung und Ausführung zu verjagen, wenn von den 
Stadtverordneten ein Beihluß gefaßt it, welcher deren Befugnijje überjchreitet, 
gejeg: oder rechtswidrig it, Das Staatswohl oder das Gemeinde: 
Intereſſe!) verlegt." S. aud SS 44 und 57 ebenda und Entſch. d. D.: 
Berw.:G. VII. 59. 

d) $ 56 des f. f. öjterreichiichen Gejeges vom 7. Mai 1874 bejtimmt, 
daß die Verwaltungsbehörden befugt find, „Dort, wo es das dringende Inte— 
reife der Seeljorge erheiicht, auf Grund des bisherigen ruhigen Beſitz— 
ſtandes oder ſoweit derjelbe nicht jofort ermittelt werden fann, auf Grund der 


») Vergl. weiter preuß. Minijterialerlag vom 11. Februar 1881, betr. Einjchreiten 
behufs Wiederanihonung eines abgetriebenen Holzgrunditüdes: „Daß die in dem Wortlaute 
des Geſetzes“ (betr. die Berwaltun der den Gemeinden u. j. w. gehörigen Holzungen vom 
14. Auguſt 1876) „nicht enthaltene Beihräntung diefer Befugniß auf die fälle des allgemeinen 
Landesfultur: oder Foritinterefies auch der geießgeberiihen Abſicht fern gelegen hat, ergibt 
fih aus den Motiven des Geſetzes, welche die Einführung einer wirkſamen Kontrole über die 
Erhaltung des Waldvermögens der Gemeinden und öffentlichen Anstalten, vor Allem im 
eigenen Intereſſe der waldbelipenden Korporationen und erit in zweiter Linie im 
Intereffe des Allgemeinwohls jür erforderlich erklären.” — Franzöj. Geſetz vom 28. Mai 
1858, betr. die Arbeiten zur Sicherjtellung der Städte gegen Ueberihwernmungen, Art. 1: 
„Die Ausführung der Arbeiten, welche beſtimmt ſind, die Städte gegen Ueberſchwemmung zu 
ſchützen, wird durch den Staat erfolgen. Die Bezirke, Gemeinden und Privaten haben zu den 
Kosten diefer Arbeiten nah Verhältnih ihres Intereſſes beizutragen.“ 

Annalen des Deutihen Reichs. 1884. 6 





402 C. E. Leuthold: Deffentliches Interefie und öffentliche Klage 


fummarifch erhobenen thatfächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ein Provifortum 
(binfichtlih der Kirchenpatronatsleiftungen) zu verordnen.“ — „Kirchliches 
Intereſſe“ als Anlaß zur Aufnahme gewiſſer Theologen in den Penjionsfonds 
der —— Landeskirche: Preußiſches Kirchengeſet vom 26. Januar 
1880 $ 3. 

e) Das große Gebiet der fozialen Interefien, deren Schuß durch öffentlich: 
rechtliche Inftitutionen neben dem Strafrechte dem Rechte der inneren Verwalt— 
ung (j. oben $ 18) zufällt, bietet, was die hier in Nede ftehenden Normen 
anlangt, natürlich eine ganze Reihe von verjchiedenen Interejjengefichtspunften. 
Sie erfcheinen zunächſt nicht felten zufammengefaßt unter dem Gefichtspunfte 
der Bolizei, als deren Amt. 

Preufifches Landrecht IT. 17 8 10 bezeichnet: „die möthigen Anſtalten 
zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwend- 
ung der dem Publiko oder einzelnen Mitgliedern desjelben bevorjtehenden Gefahr 
zu treffen.‘ 

„Dringende Gründe des öffentlichen Wohls“ find es beiſpielsweiſe, welche 
die Volizeibehörde berechtigen, die einftweilige Feſtnahme vorläufig Entlafjener 
zu verfügen.“ (R.St.G.B. $ 25.) 

Den Uebergang zu den Fällen, wo ein jpezielles foziales (polizeiliches) 
Intereſſe den Titel bildet, möge veranjchaulichen 

f) £. jächjisches allgemeines Berggeſetz $ 173: „Ungangbare Halden dürfen 
nicht ohne Genehmigung des Bergamts, welche nur aus polizeilichen 
Gründen oder im Intereſſe einer fünftigen Wiederaufnahme des Berg: 
baues verjagt werden darf, eingeebnet werden.‘ 

Lediglich Spezialintereflen kommen in anderen Normen in Frage: 

g) Befonders häufig begegnen wir dem Verfehrsintereife, 3. B. im 
preuß. Gejege vom 1. Juni 1882, deſſen $ 6 beftimmt: „Der Bezirkseifen- 
bahnrath ift von der betreffenden Staatseifenbahndireftion in allen die Ver: 
fehrsinterefjen des Bezirks oder einzelner Diftrifte desjelben berührenden 
twichtigen Fragen zu hören.“ Negativ verwerthet erjcheint dasjelbe Intereſſe 
in S 7 des badijchen Straßengejeßes, welcher eine Gemeinde von dem den 
Gemarkungsgemeinden vobliegenden Beiträgen zur Straßenunterhaltung dann 
ganz oder theilweiſe befreit, wenn fie nachweilt, daß eine durch ihre Gemarf: 
ung führende Yandjtraße für ihren Verkehr von feinem oder nur von uner: 
heblichem Nugen iſt.!) 

h) Nach der franzöfiichen Ordonnanz vom 29. Mai 1844 Art. 1 joll 
die Genehmigung zu Ausfpielungen für milde und gemeinnüßige Zwecke die 
Bedingungen enthalten, unter denen fie im Intereſſe der Ordnung ſowohl als 
im Intereſſe Derjenigen, für welche der Ertrag bejtimmt ift, ertheilt wird 

Eine große Anzahl anderer Beifpiele werden noch aus den folgenden 
Bemerfungen jowie aus $ 22 fich ergeben. Schon die vorjtehend unter A. 
und B. aufgeführten Fälle laſſen aber erkennen, in welchem Umfange im Ber: 

') Einen anderen all ähnlicher negativer Faſſung enthält $ 6 des preuß. Gejeges 
vom 14. März 1881, betr. gemeinichaftlihe Dolzungen, wonach Theilung jolder nur inſo— 
fern gejtattet werden darf, als 1) die Holzung zu einer forjtmähigen Bewirthſchaftung nicht 
geeignet ijt, oder 2) der Grund und Boden zu anderen als forjtlichen Zweden dauernd mit 


erheblich gröherem Bortheil benugt werden fann und landes= oder forjtpolizeilide 
Interejjen nit entgegenftehen.” 
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waltungsrechte das öffentliche Intereije noch ala Nechtstitel verwerthet wird. !) 
Allerdings gehören in die gegenwärtige Beiprehung nach unjerem Dafürhalten 
diejenigen Fälle nicht mit, wo der Gejeßgeber der Regierung oder den Ber: 
waltungsbehörden die Hinausgabe von Verordnungen unter der Vorausjegung 
vorjchreibt oder geitattet, daß Ddiejelben einem öffentlichen Intereſſe überhaupt 
oder einem jpeziellen öffentlichen Interejje dienen. Denn dann find diejenigen 
Normen, welche unmittelbar bindend für die Gemwaltunterworfenen wirken, eben 
nicht jene Gejeße, ſondern die betreffenden Verordnungen und die Bedeutung 
der eben erwähnten gejeglichen Beitimmungen erjcheint als eine rein verfaſſungs— 
rechtlihe im Sinne des S$ 18 Bemerften.?) Als Belege vergleiche man 
folgende Bejtimmungen : 

Preuß. Gejet über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1856 $ 6: „Bu 

den Gegenftänden der Vorſchriften gebören: 
e) das öffentliche Intereſſe in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von 
Fremden ; die Wein-, Bier- und Karfeewirthichaften und jonftigen Einrichtungen 
zur Verabreihung von Speifen und Getränfen.... i) alles Andere, was im 
befonderen Intereſſe der Gemeinden umd ihrer Angehörigen polizeilicd) geordnet 
werden muß. 

Preuß. Gejeb die Kompetenz der Oberbergämter betr. v. 10. Juni 1861 
$ 9: „Zu den Gegenjtänden der bergpolizeilihen Vorſchriften gehören: 
... 3. Die Sicherheit der Oberfläche im Intereſſe des Privat: und öffent: 
lichen Verkehrs;“ .. . (ſ. auch $ 196 des Berggefeges v. 24. Juni 1865). 

preuß. ?Fiichereigeieß v. 30. Mai 1874 $ 22: „Im Wege landesherr: 
liher Berfügung wird nad Anhörung der betreffenden Provinzialvertretung 
vorgeſchrieben: ... 5. welche Ordnungen von den Fiſchern zur Vermeid— 
ung gegenjeitiger Störungen, ferner im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs 
und der Schifffahrt und endlich gegenüber den Auffichtsbeamten und zur 
Erleichterung der Auffichtsführung zu beobachten find.“ 

Frandt Geſetz betr. die Kultusverfaſſung v. 18. Germinal &.: Art. 1 


der Konfordats vom —— welche als Theil jenes Geſetzes publizirt 


iſt: „Die katholiſche, apoſtoliſche und römiſche Religion darf in Frankreich 
frei ausgeübt werden; ihr Kultus iſt öffentlich, wobei er ſich nach den Po— 
lizeiverordnungen zu richten hat, welche die Regierung für die öffentliche 
Ruhe erforderlich erachtet.“ 

IV. Wie aus dem Vorausgeſchickten erhellt, hat Schmitt (Verwaltungs— 
rechtspflege S. 140 f.) allerdings durchaus Recht, wenn er darauf hinweiſt, 
daß unfere Bolizeigeleße „eine Menge von Niücdfichten aufitellen, deren 
Beachtung bei gewiſſen Lebensvorgängen und Unternehmungen der Staatsan: 
gehörigen im Intereſſe allgemeiner Coexiſtenz und Entwidelung nöthig it, 
3. B. zur Sicherheit des Lebens, der Gefundheit, des Eigenthums des Verkehrs, 


N Much gewohnheitsrechtlich können einjchlägige Rechtsſüätze fich bilden. Vergl. den Fall 
bei Pfeiffer, praft. Ausführ. V. 582, wo angenommen ward, die Polizei — welcher eine 
bezügliche geiegliche Norm oder Verordnung zweifellos nicht zur Seite jtand — könne nur 
dann das Spielen der Melodie eines revolutionären Liedes unterjagen, wenn es an einem 
öffentlichen Orte oder in irgendwie gefährlicher oder ichädlicher Weije jtattgefunden, aljo das 
Öffentliche Interefie verlegt habe. Nehnlicher Fall: Bähr, Rectsitaat ©. 64. 

*) Einen rein motivirenden Charakter trägt die Bezugnahme auf das öffentliche In— 
tereiie in folgender Stelle des franzöfiichen Gejeges vom 15. April 1829 betr. die Fluß— 
ficherei Art. 36: „Die Staatsregierung übt im allgemeinen Anterejje die Oberaufiicht und 
Polizei der Fiicherei aus.” 

26* 
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der Ruhe u. ſ. w., ohne daß bei der Mannigfaltigfeit und Wandelbarfeit der 
Verhältniſſe überall jchon genau zum voraus und allgemein bejtimmt werden 
kann, was alles dabei geicheben oder unterlajien werden muß, um jenen 
gewollten allgemeinen Erfolg zu erzielen.“ „Hier bejchränfen ſich daher die 
Geſetze darauf, nur den allgemeinen Zweck möglichit genau zu umgrenzen, der 
bei einem ihn bejonders berührenden Yebensvorgange nicht beeinträchtigt oder 
im Auge behalten werden joll, der Polizei (Verwaltung) aber die jeweilige 
nähere Beitimmung zu überlaljen, durch welches Thun und Laflen jener all 
gemeinen Rückſicht zwedmäßig genügt werden muß.” Es wäre aber ein 
Irrthum, zu glauben, daß nicht auch auf andern Nechtsgebieten, als auf 
denjenigen der inneren Verwaltung, ähnliche allgemeine Direktionen den Inhalt 
der Geſetzesnorm bildeten, jo daß nicht auch da dem Berechtigten, freilich 
unter richterlicher Kontrole, die nähere Beitimmung über die Vorausſetz— 
ungen der Forderung über das Maß des zu Fordernden zunächſt überlafjen 
bliebe. Dies gilt vom ſog. Polizeiftrafrechte, ferner vom Strafrechte in dem— 
jenigen engeren Umfange, welcher nad Abrechnung des Polizeiftrafrechtes 
übrig bleibt, vom Prozeßrechte und vom bürgerlichen Rechte. Man vergl. 
nur im Anſchluſſe an das bereits oben in $ 17 eimjchlägig Beigebrachte 
folgende Beiſpiele: 

a) Anhalt. Polizeiftrafgefeg vom 29. März 1855 Art. 2: „Alle Hand: 
(ungen, welche 1) die öffentliche Sicherheit und Ruhe und die gejegliche Ord— 
nung im Staate Itören oder gefährden, 2) die Sittlichkeit öffentlich verlegen, 
und 3) für Leben, Gejundheit, Eigenthbum und Wohlfahrt der Unterthanen 
gemeingefäbrlich find, find, ſoweit fie nicht ſchon nach dem Strafgejeßbuche 
v. 28. Mai 1850 der peinlichen Beitrafung anheimfallen, polizeilich jtrafbar, 
wenn fie auch im nachſtehenden Polizeiſtrafgeſetze nicht beſonders aufgeführt 
find.“ Art. 3: „Unterlafiungen find polizeilich nur joweit ftrafbar, als jie 
im Polizeiſtrafgeſetze oder anderen beſtehenden oder zu erlafjenden Gejegen oder 
Verordnungen ausdrüdlich mit Strafen bedroht find. Dasjelbe findet jtatt 
in allen Fällen, in welchen es ſich mur um Beeinträchtigung des Eigenthums 
oder anderer Nechte einzelner Perfonen und Gemeinden oder um Berlegung 
der perjönlichen Freiheit oder Ehre handelt.“ ') 

b) aus dem „eigentlichen“ Strafrechte ſei mur an die Begriffe „Belei— 
digung“, „Körperverlegung“, „Betrug“, „Urkundenfälichung“ ihrer außerordent- 
lichen Dehnbarkeit und Unbejtimmtbeit (ungeachtet der, wenigſtens rückſichtlich 
der beiden legterwähnten Delikte verjuchten geſetzlichen Definition) halber 
erinnert. 

c) Aus dem Prozefrechte führen wir das derzeitige Bemweisverfahren an, 
welches die wichtigjten formellen Beweisgrundjäge älterer Zeit bejeitigt und 
die freie richterliche Beweiswürdigung an die Stelle geſetzt hat (Reichs-Einfüh— 
rungsgejeg zur Z-P.O. $ 14). ?) 





!) Vergegenwärtigt man ſich Beitimmungen, wie voritehende, jo wird man gewih nicht 
geneiqt jein, der Anficht Gneiſt's (3. B. Nechtsjtaat 2. Aufl. ©. 299) zuzuftimmen, dab 
„das Polizeiverwaltungsredit mit feinen Seneralllaufeln überhaupt niemals in der Weile des 
Bolizeiitrafsrechtö jpeztalifirt werden“ könne. 

?) Weitere bunte Einzelbeiipiele: a) StPO. $ 416: „Die öffentlihe Kloge wird... 
von der Staatdanwaltidait nur dann erhoben, wenn dies im öffentlihen Intereſſe 
liegt.” b) 3.2.0. 8 193: „An Sonntagen und allgemeinen Feittagen jind Termine mur 
in Nothfällen anzuberaumen.“ ec’ Preuß. Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 $ 19: 
„Die Einficht der Grundbücer und Grundakten ift Jedem gejtattet, welcher nach dem Er: 
meſſen des Voritehers des Grundbuchamtes ein rechtliches Intereſſe dabei hat. (Aehn- 


d) Aus dem Privatrechte verdienen die Begriffe dolus, culpa und Schaden 
in erjter Linie Erwähnung. In der Schadenlehre Speziell ſpielt ja der Begriff 
„suterejje”, wie jchon früher erörtert ward, ebenfalls eine große Nolle. Allein 
auch abgejehen bievon fehlt e3 nicht an Beiipielen, daß im Privatrechte die 
Borausjegungen für die Entjtehung oder für das Maß von Nechten oder 
Prlichten der vollen und unmittelbaren Beitimmung im Gejege ermangeln.!) 
Dies gilt u. a. in hervortretender Weile von der Enteignungsgejeßgebung, 
welche ja im Wejentlichen privatrechtlichen Charakters ift, da jie eben Nechte 
von Privatperionen gegen Privatperfonen, wiewohl unter gewiſſer (übrigens 
zum Theil quafirichterlicher) Meitwirfung der VBerwaltungsbehörden begründet. ?) 


$ 22. (Fortſetzung.) Nähere Begriffsbeitimmung. 


l. Somie im Zivilrechte der Begriff des Vermögensintereſſes von den 
Parteien und Richtern gelegentlich des Prozejies und von der Willenjchaft im 
Allgemeinen zu thunlichiter ‚Feititellung gebracht werden muß, jo liegt es auch 
der Wiſſenſchaft des Berwaltungsrechts ob, diejenigen Rechtsverhältniſſe, in 
welchen das „öffentliche Intereſſe“ in der zu $ 21 erörterten Weiſe den Rechts: 
titel bildet, durch nähere Unterfuchung über den Begriff Diejes öffentlichen 
Intereſſes möglichit zu prägifiren. Die Nechtiprechung der modernen Verwalt: 
ungsgerichte ſowie die Enticheidungen der oberen Berwaltungsitellen bieten 
biezu ebenfalld in mannigfacher Nichtung Material; freilich it leßteres zur 
Zeit noch bei Weitem nicht volljtändig genug, um eime nach allen Seiten hin 
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liche Beitimmungen bejteben in großer Anzabl; ſ. z. B. württemb. Geſetz v. 19. Mai 1852 
Art. 2 binfichtlich der Verzeichniife über Mobiliarverficherungen.) d) Preuß. Geſetz v. 3. Juli 
1875 (2. Augujt 1880) $ 40: „Das Verwaltungs) Gericht kann auf Antrag oder von 
Anitswegen die Beiladung dritter, deren Intereiie durch die zu erlaliende Enticheidung 
berührt wird, verfügen. Die Enticheidung it in diejem Falle auch den Beigeladenen gegen: 
über gültig.“ Aehnlich Kreis-O. 8 149. 

' Berl. a) die intereflante Erörterung bet Dernburg, preuß. Brivatrect I. (2. Aufl. 
©. 153: „Schranken findet das NRechtsgeihäft insbejondere an den Xnititutionen des üffent- 
lihen Rechts. Die Auflöſung z. B. eines auf Grund der Geſetze gebildeten Armenverbandes 
oder eines Deichverbandes durd einen Vertrag der Mitglieder unter Vertheilung der Laiten 
auf die Einzelnen iſt unzuläſſig. Aber auch innerhalb des Privatrechtsgebiets jelbft it die 
Freiheit des Einzelnen durch Nectsnormen, welche einen zwingenden Charakter haben, ſog. 
leges cogentes, vielfady eingeengt. Unitatthaft find nämlich Geichäfte, welche als für das 
gemeine Wohl ſchädlich, pofitiv verboten jind, und diejenigen, welche eine Unſittlichkeit 
enthalten. Und auch jolche Geichäfte find unzuläſſig, welche durch Androhung von Nach— 
theilen, inäbeiondere von Slonventionalitrafen — oder doch die Anausfichtitellung von Vor: 
theilen Unijtatthaftes mittelbar bezweden. Gndlich it gefordert, daß die Nechtöneichäfte ver: 
nünftigen Intereſſen dienen und dab ſie nicht® innerlich Widerfprechendes oder gar 
Unmöglihes enthalten... Was jedoh im Ginzelnen al dem Gemeinwohl 
wideritreitend, als jchädlih und unsittlich gilt, beſtimmt jich verichieden 
nach den wecijelnden ethiſchen Anihauungen und den jeweiligen wirtbs- 
jhaftlihen Bedürfnijien der Völker und Zeiten.“ — b) Code civil art. 645: 
„Sil s’eleve une contestation entre les proprietaires auxquels ces eaux peuvent ötre 
utiles, les tribunaux, en pronongant, doivent concilier linter&t de lagriculture 
avec le respect dü ä la propriete.“ 

* Bergl. 3. B. preuß. Enteignungsgeſetz v. 11. Juni 1874 $ 14: „Der Unternehmer 
ift zugleih zur Einrichtung derjenigen Anlagen ... verpflichtet, welche... im öffent: 
lihen Intereſſe zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile nothwendig werden. 
8 25: „In dem Termine tit jeder an dem zu enteignenden Grundſtücke Berechtigte befugt 
zu ericheinen und ſein Intereſſe an der Feſtſtellung der Entichädigung ſowie bezüglich 
der Auszahlung und Hinterlegung desielben wahrzunehmen.” Preuß. Berggeſetz v. 24. Juni 
1865 $ 136: „Die Abtretung darf nur aus Gründen des öffentlidhen Jnterejies 
verſagt werden.” 


nz 
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befriedigend abſchließende Begriftsbeftimmung zu ermöglichen. Natürlich wird 
dasjenige, was im erjten Abjchnitte diefes Abjages über den Begriff des 
„Öffentlichen Intereſſes“ überhaupt und an fich gejagt worden ift, auch in 
vorliegender Erörterung Geltung beanspruchen. Nur handelt es ſich gegen- 
wärtig nicht um das Öffentliche nterefie an und für fich, fondern im Rahmen 
des Rechts. Hier greift die Regel Platz, „daß die Polizeibehörden Leiftungen 
im öffentlichen Interefje von demen zu fordern haben, welche dazu nad 
dffentlihem Rechte verpflichtet find.“ ') Daher „verpflichtet aud 
die Möglichkeit einer Fünftigen Gefährdung des öffentlichen Intereſſes 
Niemanden zu einer ihm gejeblich nicht obliegenden“ Leiſtung („Baus 
herjtellung“).?) Nur dann aljo kann im unferer gegenwärtigen Betrachtung 
das Öffentliche Interefle den Grund für eine Verpflichtung verwaltungsrecht- 
licher Natur abgeben, wenn e3 als Titel für das forrejpondirende Befugniß 
vom geltenden, objektiven Rechte bezeichnet ift. „Dieje Rechtsauffaflung fan man 
nicht aufgeben, ohne der Polizeigewalt eine unbegrenzte Verfügungsgewalt über 
das Privateigenthum aller Rechtschjefte zur Förderung des gemeinen Wohle 
einzuräumen, für welche das Gejeg feinerlei Anhalt bietet“, jagt mit Recht das 


Entſch. d. preuß. O.:Berw.®. IV. 422. — „Ungeachtet durch dieje in Art. 35 
der Rheinichifffahrtspolizeiordnung und Art. 32 der revidirten Rheinſchifffahrtsakte enthal- 
tenen Beitimmungen der Polizeibehörde die weitgehendſten Befugnijie zur 
Wahrung des öffentlihen Intereſſes, joweit die freie Rheinſchifffahrt hierbei in 
Frage fteht, eingeräumt worden, jo iſt immerhin gewiß, daß, jofern gegebenen Falls 
die Polizeibehörde nicht den Führer des Schiffes, für welchen auf Grund jeines thatſächlichen 
Beſitzes gemäß L.R. S. 2279 die gejegliche Wermuthung des Eigenthümers ſpricht, jondern 
einen Dritten belangen will, diefer im Zeitpunkt des EintrittS der Kataſtrophe Eigenthümer 
der bezüglihen bemwealihen Sache in der rechtlichen Bedeutung des Wortes geweſen jein 
muß.“ Erf. d. badiihen B.:8.:H0f8 in Zeitichr. f. badiiche Verw. XV.13. Daß die Grund— 
läge des öffentlichen Rechts über die Vorausſetzungen einer einschlägigen Verpflihtung von 
allenthalben gleichen Anichauungen wie das Zivilrecht ausgehen müßten, ift natürlich damit 
nicht geiagt. So wird oft die VBerwaltungsbehörde befugt jein, fich wegen Abjtellung eines 
verwaltungsrechtlich unzuläffigen Zuitandes an den Eigenthümer des betreffenden Objektes 
zu halten, ohne daß es — wie im Zivilrechte — darauf ankommt, ob derjelbe den Zuſtand 
verjhuldet bat. Vergl. 3. B. Entſch. d. preuß. D.-VBerw.:6. VIII. 852: „der Behörde 
gegenüber it es . . der Eigenthümer, welder ohne Nüdficht auf die Entitehungsgründe 
einer polizeilih unzuläffigen Beichaftenheit jeines Beſitzthums diejen Zuftand zu vertreten 
und nöthigenfalls zu bejeitigen hat.“ . . Ert. des f. f. V⸗GaHofs IV. 354: „Es iſt ... 
in der Natur der Sache gelegen, daß für die Erfüllung der im öffentlihen Intereſſe erlajienen 
Bauaufträge in letzter Reihe das Objekt jelbit aufzutommen bat.” Entic. des ff. Min. 
d. Inn. dv. 31. Mai 1881 (öfterr. Zeitichr. f. Verw. XIV. 126): „Auf Grund der... ge 
pilogenen Lofalerhebung war der Gemeindevoritand wohl berechtigt, die zur Abjtellung der 
vorgefundenen janitären Gebrechen erforderlihen Mahnahmen den Eigenthümern der bezüg- 
lichen Objekte aufzutragen und eventuell auszuiprechen, daß und inwieſerne dem Eigenthümer 
des Haujes Nr... . an den janitären Uebeljtänden ein WVerjchulden zur Yajt falle. Keines— 
wegs aber war die Gemeinde berechtigt, dem Befiger des Hauſes Nr.... irgend welche 
Yeiltungen auf dem Grunde des Karl 9. aus diefem Anlaſſe aufzutragen.“ 

?, Erf. des f. f. V-GeHofs III. 287. — „Das Einjcreiten der Aufſichtsbehörde er: 
fordert ſtets, daß ein von der Behörde wahrzuncehmendes düffentlihes Intereſſe 
obwalte.” Entſch. d. preuß. O.-8B.6. VIII 53. 3. 8. kann in Böhmen nicht Wiederbe- 
bauung eines Brandplages gefordert werden, weil das dortige Recht dem Eigenthümer eine 
ſoweitgehende Pflicht aus öffentlichen Nüdjichten nicht auflegt (angez. Erf. V. 416). Umge 
fehrt hat die Behörde bei ihren „Verfügungen nur mit den tbatlächlich gegebenen Verhält- 
niſſen, nicht aber mit bloßen Möglichkeiten zu rechnen“, 3. B. bei Beitimmung der Schul: 
jpradye eines zur Zeit mit czechiihem Dienſtperſonale beiegten Domaniums nicht darauf 
Nücjicht zu nehmen, daß der Beiiter das Gut mit deutichiprechendem Perjonale fünftig 
bejegen fünnte (a. a. O. VI. 530. — Nlternative Berechtigung der erpropriirenden Behörde, 
unter mehreren für den öffentlichen Zwed geeigneten Grundjtücden zu wählen. VI. 532. a a. O. 
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preußijche Ober:Berw.-Ger. (VII. 361). Eine andere Entſcheidung desſelben 
Gerichtshofes (VIII. 330) ') führt dies an einem konkreten Falle in folgender 
Weiſe aus: „Für jeden Eigenthümer bejteht ... ., wie feinem Zweifel unter: 
liegt, die Pflicht, fein Grundſtück in einem derartigen Zuſtande zu erhalten, 
bezw. dasjelbe jo umzugejtalten, daß die polizeilich zu Schüßenden Inte— 
rejjen des Gemeinwohls, insbeſondere aljo — worauf e3 hier anfommt — 
Leben und Gejundheit der a nicht gefährdet werden. Wenngleich der 
Sa in diefer allgemeinen Faſſung eine ausdrüdliche Beitätigung durch 
die Gejeggebung nicht gefunden bat, jo ergibt er ſich doch ohne Weiteres 
aus der Erwägung, daß ohne ihn eine geordnete menschliche Gemeinjchaft über- 
haupt nicht bejtehen kann; er liegt übrigens auch unverkennbar einer Reihe von 
pofitiven gejeglichen Borjchriften zu Grunde; es genügt für den vorliegenden 
Tall, auf die 88 37 f. und 66 F. Tit 8 Th. I A. 2.:R. hinzumeijen, welche 
gerade in baupolizeilicher Beziehung den Eigenthümer jehr erheblichen Beſchränk— 
ungen binfichtlic) der Verfügung über fein Grundeigenthum im öffentlichen 
Intereſſe unterwerfen. Bereit3 vorhin iſt aber betont, daß die in der Bolizei- 
verordnung vom 29. November 1877 aufgeftellte Forderung einer Befeitigung 
der Ofenklappen aus Rüdjichten für die Gejundheit und das Leben der in den 
betreffenden Räumen mwohnenden Berfonen hervorgegangen ift und zur Abwend— 
ung der diejen Perjonen drohenden Gefahr dienen joll Die Verordnung führt 
alſo eine neue, nicht ſchon an fich in dem Eigenthum liegende Beichränfung 
der davon betroffenen Eigenthümer feineswegs ein, jondern verlangt von den 
Hausbefigern nur ein Verhalten, zu welchem fie bereitS nach der beiteh- 
enden Nehtsordnung verpflichtet find.“ Auf gleicher Bafıs „it es 
der WBolizeibehörde unbenommen, je nad den Umjtänden die Anlegung von 
jtraßenjeitigen Ausgängen entweder für bejtimmte Streden öffentlicher Straßen 
oder für beſtimmte Arten von Gebäuden ganz zu verbieten, ſofern dies durch 
die Rückſicht auf das ihrer Fürſorge anvertraute Gemeinwohl erfordert wird.“ 
(A. a. D.292) In zahlreichen Entjcheidungen, welche der Berwaltungsbehörde 
ein gewiſſes Befugnif ım öffentlichen Intereſſe zufprechen, wird aber Die 
Zurüdführung der im öffentlichen Intereſſe geübten Thätigkeit auf einen Rechts— 
jag unterlaſſen und der leßtere jtillichweigend vorausgejeßt. So jagt ein 
Urtheil des Reichsgerichts (Entſch. in Civilſ. II. 354): „In Erwägung, daß... 
die Regierung zu D. ala ZYandespolizeibehörde berechtigt war, Die Hoch» 
fluthverhältnifie des Rheines auf der hier fraglichen Strede unter Berüd- 
fihtigung der dabei in Betracht fommenden örtlichen Intereſſen 
zu reguliren.“ umd ein anderes (IV. 260) nimmt an, „Daß ein Jeder das 
Recht hat, fich die in dem Flußbette liegenden Steine anzueignen, falls ihm 
dDiejes nicht von der Flußpolizei im öffentlichen Intereſſe 
unterjagt wird.“ Immer aber ift dabei eben die Vorausſetzung, daß 
die Behörde rechtlich befugt ijt, von Jemanden auf Grund eines Verwaltungs: 
rechtsjages dasjenige zu fordern, was nach ihrem Dafürhalten im öffentlichen 


) — vergleiche ebenda V. 382. — Hat ein Geſetz der öffentlichen Gewalt ein 
Befugniß zugetheilt, ohne dasſelbe in den Titel des „öffentlichen Intereſſes“ zu kleiden, wie 
3. B. das öſterreichiſche VBereinsgeieß vom 26, November 1851 das Befugniß, iiber die Beacht— 
ung der bei Genehmigung des Vereins vder durch allgemeine Vorschriften angeordneten Bes 
ſtimmungen zu wachen, jo kommt darauf überhaupt nichts weiter an, ob es ſich bei legteren 
um ein „öffentliches Intereſſe oder um das Intereſſe der Betheiligten handelt” va. a. O. V 
86), d. 5. das (natürlich im öffentlichen Intereſſe gelegene) Sejeg fordert niht auch mod) 
eine Erörterung des öffentlichen nterejies im Einzelfalle. 
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Intereſſe liegt.) Iſt Dagegen das Berugniß der öffentlichen Gewalt lediglich 
dann gegeben, wenn ein öffentliches Intereſſe in einer gewiljen bejtimmten 
Richtung — ein beftimmtes öffentliches Intereſſe in ‘Frage ſteht (Beijpiele 
j. in $ 21), jo kann natürlich auch nur das leßtere als Nechtstitel verwerthet 
werden.?) Umgefehrt ijt übrigens der Fall denkbar, daß die freie Wirkſam— 
feit der Berwaltungsbehörde innerhalb des durch die Nechtsnorm ihr ertheilten 
Befugniſſes durch die Verpflichtung beſchränkt ijt, ein gewiſſes öffentliches 
Intereſſe zu Ihonen.®) 

I. In ſachlicher Beziehung eine vollitändig erjchöpfende Aufzählung 
alles desjenigen zu geben, was im öffentlichen Intereſſe oder in einem bejtimmten 
öffentlichen Intereſſe gelegen erjcheint, it unmöglich, weil die thatfächlichen 
Berbältnifie veränderlich*) und jo verjchiedenartig gejtaltet find, daß eine alle 


N) Erk. d. k. k. Verw.“G.-Hofes V. 15. (Tirol): „Nach $ 27 ad 3 der Gemeindeordnung 
obliegt der Gemeinde die Sorge für die Erhaltung der Gemeindejtraßen und Wege für die 
E:crerheit und Leichtigkeit des Verkehrs und die AFlurenpolizei. Daß die Gemeindebehörden 
in Wahrnehmung diejer Obliegenheiten berechtigt jind, Handlungen, welche die 
Sicherheit und Yeichtigkeit des Verkehrs zu behindern geeignet find, zu unterjagen und bint- 
anzubalten, die Verfehrshinderniiie zu bejeitigen, unterliegt daher feinem Zweifel.“ Entſch. 
d. preuf. O⸗VeG. vom 22. Februar 1879: In $ 28 der Kreis-O. iſt zwar nicht vorge- 
ichrieben, day der dem Gemeindevoriteher zuſtehende Erjat der baaren Auslagen gleich der 
Amtsunfoitenentihädigung des Amtsvorjtehers als Pauſchquantum fejtgejtellt werden folle; 
allein ebenjowenig ift durd) S 47 des Zuſtändigkeitsgeſetzes dem Kreisausſchuß die Beſchrünk— 
ung auferlegt, jih unter allen Umständen an die beitehende Ortsverfaſſung zu binden, viel: 
mehr ijt als der einzige maßgebende Sejihtspunft das Öffentliche Inte— 
reife anzuſehen, deilen Wahrung recht eigentlih Sache der Auffichtsbehörde iſt“ (Groſſer's 
Verw. Geſetz-Blatt II. 501. — Erf. des k. B.-8.-Hofes IV. 257: „Wahrnehmung aller 
öffentlichen Nüdjichten, aljo aud der Sanitätsrüdiidhten, ſoweit jolde in Waifer: 
benügungsangelegenbeiten in Frage fommen“, durch die politiihen Behörden. 

2) Vergl. 3. B. Entſch. d. preuß. O.V.«“G. VI. 330: „Wenn in den Vorinjtanzen der 
Gemeindevorjteher jeinen Einjprud und jept aud von Neuem der beflagte Amtsvorſteher 
jeinen Widerjpruch gegen die Klage darauf geſtützt hat, daß durch ſolche Anfiedelungen die 
Armenlait der Gemeinde in bedenklihem Maße erböht werden würde, fo ericheint dies unijtatt: 
halt, da das Geſetz die Rückſichtnahme auf die kommunalen Intereſſen der Gemeinde als 
ſolcher ausſchließt. Nur die Gefährdung des Schupges der Nugungen der benachbarten Grund— 
jtüde jteht in Yyrage.“ VII. 275: „Das Anterejie der Yandesfultur, welches der Berufungss 
richter fir ausſchlaggebend erachtet, it von dem Geſetzgeber erwogen, hat aber im Geltungs- 
bereiche des Gejepes vom 28. Februar 1843 eben nur zu den darin feitgejegten Beſchränk— 
ungen geführt, weshalb es unzuläjlig iſt, auf Grund der vermeintlichen Abjicht des Geſetz— 
gebers diefe Beichräntungen über die pofitiven Beitimmungen hinaus zu erweitern.“ Dagegen 
wieder VII. 384: „Die im Freizügigkeitsgeſetze vorgefehene Anmeldepflicht Neuanziehender 
bejteht keineswegs ausjchliejlich im fommunalen, fondern auch im polizeilihen Intereſſe;“ 
VII. 331: „Der $ 11 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 bat gerade den Zwed mit im Auge, 
die Nommunen vor Werthsjteigerungen des für die Strahen bejtimmten Terrains nad er— 
folgter Offenlegung des Fluchtlinienplanes zu ſchüten. Da deilen Handhabung ausichliehlich 
der Baupolizei überlaſſen it, aebört es recht eigentlich mit zu deren Aufgaben, bei Beurtbeil: 
ung etwa vorgeleater Baugejuche den Kommunen jenen Schuß angedeihen zu lajien.“ — 
Eingebende Erörterung über die verichiedenen, in Vorfluthſachen in Betracht kommenden 
Intereſſen a. a. ©. VI. 227 5. 

7), Reich&-VBiehjeuchengeieg $ 18: „Am Falle der Seuchengefahr . . . können . . . je 
nad) Yage des alles und nad der Größe der Gefahr unter Berüdjichtigung der 
betheiligten VBerfehrsinterejjen die nachfolgenden Schugmaßregeln polizeilid ange: 
ordnet werden.“ 

+ Vergl. z. B. Verord. d. F, ſächſ. Minift. d. Inn. vom 5. Januar 1881 (Fiſcher, 1 
96): „Es it zur Kenntniß des Minijteriums . . . gelommen, daß in L. die Bildung einer 
Geſellſchaft beabjichtigt werde, welche die Anlage und den Betrieb einer allgemeinen Fernſprech— 
Einrihtung für L. bezwede. Da durch die Herjtellung und den Gebrauch derartiger Anlagen 
die öffentlichen Intereſſen in völlig gleiher Weiſe berührt werden, wie durch 
die Errichtung der nicht ausſchließlich für den häuslichen Gebrauch dienenden Telegrapben- 
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Fälle umfaſſende Begritfsbeitimmung nicht gewonnen werden fann. Ebendes— 
balb iſt ja auch zu wünſchen und fortgejegt dahin zu jtreben, daß das öffent- 
liche Intereſſe nicht ala Rechtstitel in der Verwaltungsgeſetzgebung fortgeführt 
werde, ſondern daß dafür in konkreterer Weiſe die nach den beſtehenden durch— 
ſchnittlichen Verhältniſſen den Einzelnen aufzulegenden öffentlichen Leiſtungs 
pflichten und Unterlaſſungsverbindlichkeiten fixirt werden, wie dies ja zweifellos 
und offenſichtlich das, zum Theil wenigſtens, bewußte giei der modernen Ver— 
waltungsgeſetzgebung iſt, welche an Stelle der der älteren Normirung eigenen 
einfachen Verweiſung auf das, was zum gemeinen Beſten dient oder im öffent— 
lichen Intereſſe liegt, und ſtatt der bloßen Statuirung allgemeiner Prinzipien 
ſich bemüht, ſpezielle Rechtsſätze hinzuſtellen. Solange es nicht gelungen iſt, 
die unmittelbare Bezugnahme auf das öffentliche Intereſſe aus den Sätzen des 
Verwaltungsrechtes zu eliminiren, wird auch immer die oben in 8 3 ſtizzirte 
Lehre von den Übjeften des menjchlichen Intereſſes auf unferem Nechtsgebiete 
eine hervorragende Rolle jpielen und im Fällen rechtlicher Zweifel aus dem 
Verwaltungsrechte unmittelbar berührt werden. Zahlreiche Beifpiele aus der 
Praxis der Berwaltungsoberbehörden und Verwaltungsgerichte belegen, wie in 
jolchen zzällen unmittelbar die Frage erwogen werden muß, ob eine gewilie 
Dandlung oder Unterlajiung dem (rechtlich geichüsten) öffentlichen Intereſſe ent: 
ipricht, ") umd wie verjchieden Die Anfichten der beiderjeits Wetheiligten, ſowie 
der zur ſchließlichen Entſcheidung berufenen Stelle ſein können. 


— ... 10... ergeht... . Verordnung . . . daſt ohne vorher eingeholte höhere 
Genehmigung die Heritellung von "Ferniprech: Anlagen unzulätig und daß bei beritellung 
folder . bis auf Weiteres den Borjchriften nachzjugeben ist, welche durch das Geſetz vom 


21, September 1855 für die Anlegung und Benupung eleftromagnetiicher Telegraphen gegeben 
worden jind.“ 

3.8: a) Entid. d. preuß. O.-V.⸗G. IV. 342: „(Sodann) aber ift anzunehmen, 
dal von den Borausießungen, unter welden (bierinahb (S 10 Titel II A. ER.) ein Ein 
ichreiten der Polizei gerechtfertigt ericheint, die Erhaltung der öffentlichen Ordnung 
für den vorliegenden Fall zutrifft. Die Gewerbeordnung hat, während die Betreibung des 
Handels, insbejondere auch desjenigen mit Droguenmvaaren freigegeben ijt, die Errichtung und 
den Betrieb von Apotheken aus geſundheitspolizeilichen Rüdfichten erheblichen Beichränfungen 
unterworfen. Es liegt unter dieſen limftänden im dringenditen Antereiie 
der gewerblihen Ordnung, dab nad Auen bin diejenigen Geſchäfte, weldye Apotheken 
und diejenigen, welche Droguenhandlungen find, deutlich von einander unterjchieden werden, 
damit nicht das Publikum in den Wlauben verieht werde, in den leßteren jeten Apothefer: 
waaren unter denjelben Garantien zu faufen, wie ſie in einer Apotbefe nicht allein vermöge 
der Approbation, welche ihr Inhaber erlangt haben muß, jondern namentlich vermöge der 
befonderen bebördlidhen Kontrole, unter welder ſie fteht, bietet. Dieſem Intereſſe der öffent: 
lihen Ordnung wird nun dadurdı entgegengebandelt, dah; der Inhaber einer Droquenhandlung 
auf feinem Firmenichilde neben jeinem Namen die Bezeichnung „Apothefer” in einer Weiie 
anbringt, welche geeignet ift, in dem Publikum oder doch in demjenigen Theile 
desielben, welcder mit den einichlagenden Werhältnijien und den betreffenden gejeklichen 
Beitimmungen weniger vertraut it, den Irrthum bervorzuruien, als finde in der Droguen— 
handlung der Betrieb einer Apothefe jtatt.“ b) ebenda VII. 310: „Wenn die Ortspolizei: 
bebörde bei der Erwägung, ob dem Kläger das lleberichreiten der allgemeinen Polizeiſtunde 
beim Betriebe jeines Gewerbes zu geitatten jet, mur in dem Fernhalten weibliden Dienit- 
perional® überhaupt eine genügende Gewähr für den Schuß des betheiligten Öffent: 
lihen Intereſſes findet, jo fann dies um jo weniger für willfürlich erachtet werden, als 
nicht zu verfennen it, dab gerade ein Eingehen auf die fittlichen Qualitäten der einzelnen 
jeweilig fonditionirenden weiblichen Sewerbegebilten die Gefahr einer ungleichartigen Behand: 
lung und jo der Willfür in fich ſchließt.“ ©) ebenda VI. 378: „Der Polizeibehörde liegt es 
zwar nadı $ 10 Titel 17 Theil II A. ER. unzweifelhaft ob, Anitalten zu treffen, um das 
Begeben jtrafbarer Handlungen möglichit zu hindern; hieraus fann aber keineswegs 
die Beiugnih hergeleitet werden, das MWerhalten verdäcdtiger Perſonen polizeilich 
derartig zu reaeln, daß ihnen an fich erlaubte Handlungen allgemein verboten werden, nur 
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III. Das „öffentliche Intereſſe“ umfaßt an ſich (j. $ 7 IID aud das 
SInterejie des Gemeinweſens als jolchen, melches nicht zugleich unmittelbares 
Intereſſe der Angehörigen des letzteren ſelbſt iſt.) Auf dem Gebiete des Ver: 
waltungsrechts fann Dies, wie die aus dem politiichen Verwaltungsrecht in 
$ 21 beigebracdhten Beijpiele erkennen laſſen, ebenfall3 der Fall fein. Nur 
ift zweierlei zu beachten: 

a) Geſetze, welche zur Regelung eines Gebietes des inneren (jozialen, 
Polizei⸗) — — beſtimmt ſind, begreifen unter dem öffentlichen 
Intereſſe, wenn ſie ſolches als Rechtstitel einführen, nur das unmittelbare Inte— 
reſſe der Angehörigen des Gemeinweſens („polizeiliche Intereſſe“).“) Daher könnte 


weil dieſe die Begehung von Mißthaten erleichtern können oder durch den Hinzutritt gewiſſer 
thatſächlicher Vorausſetzungen im einzelnen Falle ſtrafbar werden.“ d) ebenda VII. 300: 
„Die Behörde kann in der Regel nur verlangen, daß Arbeiter, welche fich für bejtinmte 
Arbeiten als unzuverläflig erwieien haben, zu diefen Arbeiten nicht ferner verwendet werden. 
Ein polizeilihes Intereſſe, daß der Unternehmer dieſe Arbeiter gänzlich entlaſſe, ſie 
nicht zur Fertigung anderer Arbeiten verwende, fann als vorhanden ohne Weiteres nicht 
angenommen werden.“ e) ebenda VI. 65: „Ebenjowenig fann es jchließlich für 
die Enticheidung von Einfluß fein, ob der Titel des N. dem eines Königlihen Baus 
beamten jo ähnlich iſt, daß er leicht zu mißverſtändlichen Auffaſſungen, die im 
ftaatlihen Intereſſe nicht erwünicht find, Iseranlafjung geben kann. Diejer Grund, 
welcher... . für den Minijter maßgebend gemweien it, liegt ausſchließlich auf dem Gebiete 
der Zwertmäßigfeitsrüdjichten; . . . Hier handelt es fich aber ausichlieglih um die Frage, ob 
der Beklagte jeine Befugnifie überjchritten oder die Geſetze verlegt habe.“ f)a.a.D. V. 288: 
„Indem (in $ 33 der Gew.=D.) das Geſetz die Beſchränkung auferlegt, daß das zum Betriebe 
des Gewerbes bejtimmte Lokal in Bezug auf Beichaffenheit und Lage einer zuvorigen Prüfung 
zu unterziehen und von dem Ausfalle diejer Prüfung die Ertheilung der Erlaubniß abhängig 
zu machen jei, jet es zugleich die Grenze feit, bis zu welcher das öffentliche Intereſſe 
an der Beichaffenbeit und Lage bezüglid des Gemwerbebetriebes berüdfichtigt werden joll.“ 
g) a.a. O. VII. 293: „Als eine den polizeilihen Anforderungen entiprehende 
Lage des Lofals im Sinne (des $ 33 der Gew-O.) iſt .. . eine foldye zu erachten, welche 
nad Maßgabe des im einzelnen Falle in Betracht fommenden Verhältnijjes die Ausübung 
der erforderlichen polizeilichen Kontrole ohne unverhältnißmäßige Erichwerung geitattet. 
Denn nicht der Polizei liegt es ob, ihre Beranitaltungen ſtets in dem Grade zu erweitern, 
in welchem der Einzelne es unternimmt, durch eine gewerbliche Anlage der im $ 33 a. a. O. 
bezeichneten Art zu jeinem Privatvortheil den Kreis ihrer Thätigkeit zu vergrößern, jondern 
im’ Segentbeile, der Einzelne bat jeine Unternehmungen den auf der allgemeinen Landes: 
organifation beruhenden öffentlichen Einrichtungen anzupafien und muß es lich gefallen laſſen, 
in denjelben beichränft zu werden, wenn jeine perjönlichen Intereſſen ungewöhnliche Opfer 
aus öffentlichen Mitteln erheiichen. Liegen jonac der polizeilichen Weberwachung des... 
beabfichtigten Gaftwirtbichaftsbetriebes aus den zu Gebote jtehenden Mitteln Schwierig- 
feiten im Wege, welde jih nur mit Hintanjegung anderer berechtigten Intereſſen und bei 
ungewöhnlicher Inanipruchnahme der amtlihen Urgane bejeitigen laiten, jo würde die Lage 
des klägeriſchen Lokals als den polizeilichen Anforderungen nicht entiprechend erachtet werden 
müſſen.“ — Ein eigenartiges Gebiet, nämlich der Zweifel, in weſſen Intereſſe eine 
gewiſſe Handlung liege, berührt h) das Erkenntniß des f. f V.GeHofes vom 14. Dezember 
1882 (VI. 579), worin es u. U. heißt: „ES ift übrigens auch gar nicht richtig, daß es ich 
bei dem Feuerwehrdienſt in den Theatern um eine Veranjtaltung und einen Aufwand handle, 
welche lediglich oder auch nur zunächſt im Intereſſe der Theaterleitungen gelegen jeien. Denn 
in eriter Linie iſt für diefe Einrichtung offenbar die Sicherheit des die öffentlichen Schauipiel» 
häujer beiuchenden Publikums, nicht die der Gebäude oder des Theaterperjonal® mahgebend.“ 

In dieiem Sinne heißt es in einer Darlegung des II. Senats des preuf. O.-B-.G. 
(veral. Plenar-Entichl. v. 15. Januar 1879; Entſchl. V. 441) mit Dinblid auf eine Staats- 
eilenbahndireltion, welche eine Privateiienbahn verwaltet: „Deifentlihe Behörden können 
begrifilih nur öffentlichen Intereſſen dienen,” und ebenſo bezeichnet ein Straferfenntnii des 
Reichsgerichts III. 58) die Poſt als eine „öffentliche Inſtitution“, Roitportobeträge als „Leiit: 
ungen publiziftiihen Charafters“, während ein in Groſſer's Verw.-Geſetzblatte II. 62 abs 
gedrucktes Erf. des D..B.-G, vom „öflentlihen Steuerrechte“ redet. 

®) Preuß. Yandredit 11, 17 8 15: „Eigentlich fiskaliſche Prozeiie und Unterſuchungen 
gehören nicht zur Bolizeiaerichtsbarfeit.* Bergl. auch Entſch. d. Reichsger. in Zivilfachen 
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die auf Grund jenes Rechtstitel8 vorgehende Verwaltungsbehörde, ſelbſt wenn fie 
an fich auch zur Wahrung des ftaatlichen oder fommunlichen Interejjes zuftändig 
jein follte, doch das letztere nicht mit auf Grund jenes Titels wahrnehmen, 
b) Fiskaliſche und kommunale Interejjen, welche nur durch Brivatrechte 
gededt find, können natürlih überhaupt nicht auf Grund eines verwalt: 
ungsrehtlidhen Sates, welcher das öffentliche Interefje als Titel hinſtellt, 
geltend gemacht werden. Wenn daher auch die Wahrnehmung der erjteren in 
den Händen einer öffentlichen Behörde oder Vertreterjchaft liegt, jo nimmt die 
lettere bei Ausübung der bezüglichen Dienftgeichäfte doch feine der öffentlichen 
Gewalt entipringende Stellung ein und jteht der das öffentliche Intereſſe fraft 
verwaltungsrechtlichen Befugniſſes zur Geltung bringenden Behörde nicht als 
leich geordnet gegenüber, jondern iſt ihr in gleicher Weife untergeordnet, wie 
rivatperfonen.!) Gemeindebehörden insbefondere erlangen in Folge deſſen viels 
fach die zwiefältige Stellung einmal der Polizeibehörde und andererſeits der 
auf die Ausübung von Privatrechten angewiejenen Fisfalverwaltung,?) während 
in den größeren Gemeinweſen des Staates und Neiches durch Gliederung der 
Behörden eine weitgehende Theilung der verjchiedenen Verwaltungsfraftionen 
hervorgerufen ijt, alfo die Finanzverwaltung meiſt in anderen Händen ruht 
als die Wahrnehmung der Polizeigewalt. 


IV. 214. Entſch. d. bayer. V-GH. II. 556: „Zum Begriffe eines Gewerbes gehört eine 
auf Erwerb gerichtete Tätigkeit. Cine ſolche kann aber, wenn es ſich um eine vom Staate 
betriebene Thätigfeit handelt, nur da angenommen werden, wo unter den Beweggründen für 
den Betrieb im Vordergrunde das fiskaliſche Intereſſe fteht, nicht da, wo das öffentliche In— 
terejie vorwiegt.“ 

N) Veral. z. B. Entſch. d. preuß. O⸗V. G. VII. 360: „Kommunale Anftalten zur öffentlichen 
Benüßung der verichiedenften Art unterliegen der polizeilichen Aufficht ganz jo, wie private,“ 
Ebenda V. 363: „Von einer... Identität der Quellen der beiderjeitigen Befugniſſe kann . .. 
im dorliegenden Falle nicht füglich die Nede jein. Während die Polizeibehörde in Ausüb— 
ung des polizeilihen Hoheitsrechts auftritt, jteht ihr der Magiftrat als Verwalter der kom— 
munalen Ungelegenbeiten der Stadtgemeinde in Wahrnehmung wirthichaftlicher Intereſſen 
gegenüber.“ — Ebenda IV. 409: „Indem (dev Gemeindefirchenrath) die Umfriedigung eines 
Stüdes Land der Kirchengemeinde - . . betreibt, verwaltet er eine Angelegenheit diejer Kor— 
poration und unterjteht der Aufficht der Polizeibehörde ganz ebenjo wie jeder Privatmanı. 
Hieran ändert auch der Umftand nichts, daß die Anlegung von Begräbnipftätten nach Lage 
der Gejepgebung zwar nicht den Kirchengemeinden ausſchließlich obliegt, aber doch zur deren 
Aufgaben gehört und daß Kirchhöfe in gewilien Beziehungen öffentliche, dem Privatverfehre 
entzogene Anlagen find.“ — Deral. v. 1. März 1879 Kletke, Ktreisordnung VIII. 166): 
„Das Auffichtärecht der vorgejegten Kirchenbehörde bejteht unabhängig von den Anfichten des 
Kirchenvorjtandes und unbejchadet der demjelben nad) $ 8 (des Wejepes dv. 13. Februar 1878) 
uftehenden Rechte (dev vermögensrechtlichen Vertretung der Kirchengemeinde) im öffentlichen 
Sniterefie.“ — Hieraus erfärt ſich auch, daß das „fisfaliiche Intereſſe“ oft als ein dem „üffent- 
lichen Intereſſe“ untergeordneter Befichtspunft behandelt wird; vergl. z.B. das in Fiſcher's 
pananı f. Praris und Wejepgebung der VBerw. II. 113 f. auszugsweije wiedergegebene 

ommunikat des ſächſiſchen Juftizministeriums, in welchem es als jelbitverjtändlic bezeichnet 
wird, daß die Nücficht auf das fisfalische Intereiie (an Ueberweiſung erfranfter Gefangener 
in die Armenktrankenpflege) nicht VBeranlafiung geben dürfe, die Aufhebung der Daft aud) 
dann zu verfügen, wenn das Intereſſe der Unterfuchung deren Fortdauer fordere. 

?) Vergl. z. B. Entich. d. bayer. B.:6.:9. 1. 297: „Die Stadtgemeinde tritt . . . nicht als 
Korporation und Nectsjubjeft zur Wahrung gefährdeter individueller Rechte auf; fie oppo— 
nirt gegen die befürchtete Verunreinigung des ſtädtiſchen Kanals nicht im Intereſſe des lep- 
teren und zum Schutze ihres Eigenthums, fondern fie vertritt lediglich die Intereſſen der 
öffentlichen Reinlichfeit und Gejundheit und jteht mit ihren Erflärungen ausſchließend auf 
dem Standpunfte der ortäpolizeilichen Fürlorge für das Publikum zur Fernhaltung öffent: 
liher Nacıtheile, Gefahren oder Beläftigungen. Auf diefem Standpunkte aber iſt die Ge— 
— — öffentlich-rechtlich betheiligte Partei“ . . . Ferner Erf. des f. f. Verw-GeHofes 

I. 358. 437, 
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IV. Daß das öffentliche Intereſſe an fich nicht immer das Intereſſe aller 
Angehörigen eines Gebietes iſt, war Schon im erjten Abjchnitte ($ 7) zu erör— 
tern. Auch da, wo dasjelbe als Nechtstitel im Verwaltungrechte auftritt, ift 
dejien zu gedenfen. So heit es mit Necht in einem Erf. d. f. f V.G.-Hofes 
(V. 342, j. auch VI. 550): „Aus dem Wejen der Gemeinde-Einrichtung folgt, 
daß in der Negel für alles das, was in den Kreis der öffentlichen Aufgaben 
der Gemeinde fällt, alle Gemeindeangehörigen insgefammt aufzufommen 
haben. Denn eben dafür befteht ja der einheitliche Verwaltungskörper der 
Gemeinde, Daß eine gewiſſe Summe lofaler Intereſſen durch eine Ge: 
meinschaft wahrgenommen und durch gemeinfame Betheiligung realifirt werde, 
ohne Nüdjicht darauf, wiewweit hierbei das Jndividualinterejje jedes Ein- 
zelnen reicht und es liegt eben hierin der durchgreifende Unterjchied zu der 
Berwaltungsmweije jener Yänder, welche den Organismus der Gemeinde nicht 
baben und daher die unterjten VBerwaltungsförper nach den einzelnen admint: 
jtrativen Belangen und aus den an denjelben unmittelbar Betheiligten formiren. 
Demgemäß muß bei dem Beitande der Gemeinde-Einrichtung jede Norm, ver: 
möge welcher eine in den Kreis der Gemeindeaufgaben fallende Beranftaltung 
nicht als Gemeinde:Angelegenheit und durch gemeinjchaftliche Meittel, ſondern 
als Sonderangelegenbeit der an der Beranftaltung unmittelbar Intereffirten 
und zu ausfchlieglichen Koſten diefer bewirkt werden joll, ala Ausnahme an- 
gejehen werden, welche nur joweit zugelaſſen werden darf, als dies die flare 
und unzweifelbafte Anordnung des Gejeges ijt.*") Nichtsdejtoweniger ijt feſt— 
zubalten, daß das öffentliche Intereſſe auch da, wo es als Nechtstitel in Frage 
fommt, doch immer das Durchjchnittsinterejje der Gejammtheit der Angehörigen 
des Gemeinwejens fein muß. Daher fann das öffentliche Intereſſe wohl, wie 
eine Entich. d. preuß. O.-V.G. v. 5. Mai 1879 es ausjpricht, bei einer Gewerbe: 
anlage betheiligt fein, obwohl nicht „Die Interefien des gefammten Publikums 
von dem Beſtehen oder Nichtbeftehen der Anlage berührt werden“. Dagegen 
bat derjelbe Gerichtshof in einer Entſch. v. 20. März 1879 (V. 253) da ge- 
meine Gefahr und Noth als vorhanden nicht angejeben, wo der Amtsvor: 
jteber lediglich auf den Antrag eines, durch den angeblich mangelhaften Waſſer— 
abfluß benachtheiligten Intereſſenten einem Meühlenbefiger die Entfernung der 
in dem Waflerlaufe vorhandenen Eisdede aufgegeben hatte, jedoch die Verhält: 
nilje nicht danach angethan erachtete, eine Durchführung feiner Auflage im 
Zwangswege zu bewirken, und der f. £. öjterreichiiche oberſte Gerichtshof in 
einem Falle, wo die Nöhrenleitung des einen Betheiligten vom anderen durch: 
Ichnitten, in dem Prozeſſe aber Inkompetenz der Gerichte und begrenzte Zuftäns 
digkeit der Verwaltungsbehörde behauptet worden war, richterliche Kompetenz 
angenommen, „da die fragliche Störungshandlung in feiner Weiſe das öffent: 
liche Intereſſe berühre und auch nach gar feiner Weije zur Inſchutznahme irgend 
welcher öffentlicher Rückſichten auftordere.“?) Anders wieder in dem Falle, 


’) Vergl. auc Erf. desjelben Gerichtshofs III. 190 (für Erhaltung und Reinigung 
eines öffentlihen Hauptfanals hat die Gemeinde aufzufommen). — Umgefehrt wird diejer 
Grundjatz natürlich auch zuweilen die Folge haben, daß nur ein Theil der wirklichen Inter: 
eſſenten beitragspilichtig ijt, wie z. B. wenn die Grenze ziweier Gemeindebezirfe am Fluß— 
ufer liegt und daher die Pilicht zu Bau und Unterhaltung der Brüde für eine beide Ger 
meinden verbindende Straße einer Gemeinde allein zufällt (vergl. Luthardt, Blätter f. 
admin. Praris in Bayern XXXI. 394. Sache der Pa it es, au weit gehenden 
Konjequenzen des Gemeindeprinzips ee (ſ. Ert.d. kak. BG. Hojes IV. 389). 

%, Deiterr. Zeitichr. f. Verw. XVI. S. 3. Bergl. weiter entic, d. preuf. O⸗V.G. 
IX. ©. 349. 
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wo ein einzelner Grundbejiger einen über eine Mehrzahl von Grumdftücen fich 
eritrecfenden Wafjerabzug unter Störung des Befiges feiner Nachbarn außer 
Wirkung geſetzt hatte und die Polizeibehörde hiergegen eingeſchritten war 
(VIII. 235) ſowie in einem anderen Falle, in welchem der Gemeinde von der 
Aufjichtsbehörde angejonnen ward, den Koftenaufwand für Wiejenmelioration 
vorzuſchießen und die Gemeinde dies verweigerte, der Provinzialausſchuß von 
von Oberheſſen aber ein öffentliches Intereſſe im Sinne v. Art. 48, II, 2 der 
heſſiſchen Kreisordnung annahm, weil das Intereſſe einer anſehnlichen Anzahl 
von Gemeindeangehörigen in Betracht komme und auch das Intereſſe der ganzen 
Gemeinde durch Hebung des Wohlſtandes einer großen Anzahl ihrer Ange— 
hörigen gefördert werde. (Hell. Zeitichr. f. Staats: u. Gemeindeverwaltung 
VII. 22 und 82.) Es wird übrigens zumeiſt eine größere oder eine nicht feit 
begrenzbare Zahl von Betheiligten fein, welchen der verwaltungsrechtliche Schuß 
unter dem Titel des öffentlichen Jnterefies zu Gute fommt.') Iſt Dagegen 
eine begrenzte und kleine Anzahl von Einzelnen bei einem Lebensverhältnifie 
rechtlich interejfirt, jo liegt es näher, daß ihnen privatrechtlicher Schuß gewährt 
wird. Eine Entjcheidung des Oberverwaltungsgerichtes (VII. 382) führt in 
diefer Beziehung aus: „Es mag richtig fein, daß falls dem Kläger das von 
ihm behauptete Recht zum Befahren des fraglichen Feldweges mit jeinen, dem 
Betriebe einer Ziegelei dienenden Lajtfuhrmwerfen nicht zujteht, der Weg und 
die angrenzenden Grunditüde des Schußes gegen jeine Uebergriffe bedürfen. 
Es handelt ſich dabei aber einzig und allein um rein privatredhtlicdhe 
Intereſſen eines durch privatrehtlihe Verhältnijje feſtbe— 
ftimmten Kreijes von Perjonen. Wenn die Berufungskflägerin weiter 
ausführt: die Summe der Intereſſen der betheiligten Acderbejiger gehöre dem 
Gebiete des öffentlichen Intereſſes an, jo fann damit wohl nicht gemeint jein, 
daß ein von dem Intereſſen der Aderbefiger verichiedenes und eigenartiges 
Öffentliches Interejje an der Fernhaltung von Beichädigungen des Weges und 
der Ländereien bejtehe, zu deſſen Schuß die angefochtene Verfügung erlaſſen 
ſei; das Vorhandenſein eines ſolchen Intereſſes iſt nicht einmal angedeutet, 
geſchweige denn dargethan.“ Das Gebiet des Wegeweſens mit ſeiner Unter— 
ſcheidung zwiſchen öffentlichen und Privatwegen läßt überhaupt die jetzt zur 
Bel ſprechung ſtehende Frage am Oefteſten praktiſch werden,“) obwohl dieſelbe 


„Es entſpricht . . . den... geſetzlichen Beitimmungen, wenn dem Kläger durch die 
RD. Verfügung vom 16, März 1877 aufgegeben worden ijt, diejenigen Zubereitungen, 
Heilmittel, Droquen und chemiſchen Präparate, deren Feilhalten und Berfauf nach der Verord⸗ 
nung bom 4. Januar 1875 nur in Apotheken gejtattet it, aus jeinem Verfaufslofale zu 
entfernen. Mit Unrecht macht der Kläger biergegen geltend, dab dieje Verfügung nicht im 
döffentlihen Intereſſe, jondern im Intereſſe ſeiner Konkurrenken erlaſſen 
ſei; denn die Verordnung vom 4. Januar 1875 iſt unzweifelhaft im öffentlichen Intereſſe 
ergangen; ein joldyes ijt aber auch bei einer polizeilichen Verfügung anzunehmen, welche 
lediglich die Beitimmungen  diejer Verordnung ausführt.“ Entſch. d. preuß. O⸗VeG. vom 
2. Februar 1878 (Böttger, Verkehr mit Arzneimitteln ©. 70). | 

) Bergl. 3. B. Entſch. d. preuß. D.-B.:G. V. 235: „Die Wegepolizeibehörde, welche 
nur Die öitentlide Verlehrsinterejjen wahrzunehmen hat, kann auf (Privatıvege) 
nicht einwirken.” Erf. d. f. £. V-GeHofes V. 67: „Wenn das Vorarlberger Straßen: 
geieg vom 3. uni 1863 im $ 11 den Ortögemeinden die Verpflichtung auferlegt, die noth= 
wendigen Gemeindeſtraßen und Wege innerhalb ihres Gebietes herzuſtellen und zu erhalten, 
fo ift damit nicht ausgeichlojien, daß die Gemeinden bejchliefen fünnen, auch ſolche Gemeinde— 
ftraßen herzustellen und einzuhalten oder ihre Herjtellung und Einhaltung durch Beiträge aus 
Gemeindemitteln zu fördern, welde, ohne ftreng nothwendig zu jein, die Verbindung 
im Innern der Gemeinde oder mit benachbarten Gemeinden beijer vermitteln und daher 
im Intereſſe der Gemeinde liegen.” — Erf. desjelben V. 115 f., wojelbit die Eigenjchait eines 
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auch auf anderen Gebieten des Verwaltungsrechtes zur Sprade a) 
Im Allgemeinen ift Hierbei zutreffend, was das preuß. O-V-G. VII. 376 
wie folgt ausgeiprochen hat: „Die öffentliche Ordnung und die auf öffent 
lich-rechtlichen Normen beruhenden Anjtalten zu ihrem Schutze im Sinne dieſer 
Sejebesporfchriften bilden den Gegenſatz zu den privatrechtlichen Beziehungen 
der einzelnen Nechtsfubjefte zu einander und deren Schuß durch die bürger: 
liche Gerichtsbarkeit. Das Necht zum Eingriff der Polizei in dieſes letztere, 
ihr grundfäßlich entzogene Gebiet . . . muß ihr durch Spezialgejeße zuge: 
twiejen fein,“ 

V. Nicht genug, daß die FFeititellung des Inhalts eines rechtlichen Be— 
fugnifjes der öffentlichen Gewalt dann Schwierigkeiten bereitet, wenn dasjelbe 
auf das oder ein bejtimmtes öffentliches Intereſſe ala Titel geſtützt iſt; es gibt 
auch eine Reihe von Berwaltungsrechtsnormen, welche die Behörde berechtigten 
und verpflichten, das zu fordern, was fienah Abwägungverichiedener, 
abweichender oder entgegengejegter Interejjen als das dem Ge- 
meinwohle Förderlichite erachten. Sp müſſen, wie das preußiiche Oberver- 
twaltungsgericht mehrfach (V. 226. VII. 257) ausgefprochen hat, „bei jedem 
Streite über einen Wegebau, dejien Nothwendigfeit der Natur der Sache nad) 
jtet3 eine mehr oder minder relative ift, auch alle übrigen der Obhut der 
Polizei anvertrauten öffentlichen Intereſſen derart zur Beurtheilung gezogen 
werden, daß deren Gewicht gegen einander abzuwägen iſt und danach zu ent: 
jcheiden bleibt, welcher Geſichtspunkt überwiege,?) wobei übrigens auch die 
Sorge um die wirthichaftliche Eriftenz des Wegebaupflichtigen mit in den Kreis 
der Erwägung gezogen werden joll. Zuweilen gibt der Geſetzgeber jelbjt 
gleich von vorn herein die Direktion, welches Intereſſe im Kollifionsfalle als 
das vorzüglichere zu erachten ſei. 3. B. „gebt das (preufifche) Geſetz v. 
25. Auguſt 1876 von der Abficht aus, ein Necht zur Anfiedelung anzuerkennen, 
diefes Necht in feiner Ausübung von ungehörigen Erjchwerungen zu befreien 
und dasjelbe nur da und zwar wirkſam einzufchränfen, wo der legitime An: 
jpruch anderer berechtigter Intereſſen auf ftaatlihen Schuß dies fordert.“ 
(Entih. d. D.8.:G. II. 380). Nicht minder wird im Allgemeinen das 


wegen eines Lärmes einzujchreiten, welcher dieje, nicht aber das Publitum im Allgemeinen 
oder einen größern Theil desielben beunruhigt, wenn ſich der Lärm eben nur auf einem 
beſchränkten Naume, innerhalb der nächſten Wohnungen vernehmen läht, ohne öffentliche 
Störungen hervorzurufen.“ Entſch. d. R.G. in Zivil. VI. 218. 

) Vergl. auch Entſch. d. Meichdger. in Zivilf. III. 172: „Die Organe der Magenden 
Stadtgemeinde waren öffentlich-rechtlich verpflichtet, bei ihrer Beſchlußfaſſung über die theil— 
weile Einziehung der fraglichen Straße alle einichlagenden Intereſſen in billig abwägende 
Berüdjihtigung zu ziehen.“ Entſch. d. preuß. O-Verw./G. IX. ©. 351: Den Anjprüchen 
auf möglichite Fernhaltung von Beläftigungen jtehen die gleich jchwer wiegenden Intereſſen 
derjenigen gegenüber, welche ihre Mittel und Kräfte in erlaubter Ermwerbsthätigleit ver: 
werthen wollen, was ohne ein gewilies Mai; von Beläftigung Anderer in der überwiegenden 
Zahl von Fällen nicht ausführbar jein wird. Die Aufgabe der Polizeibehörde geht dahin, 
der Freiheit der Einzelnen diejenigen Scranten aufzuerlegen, welche im Intereſſe des Ge 
meinwohl& unerlählich find. 
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Intereſſe der Landesvertheidigung das Verkehrsintereſſe an Bedeutung über— 
wiegen (V. 226).') 

Zwei Gebiete, in denen die Kollifion verfchiedener öffentlicher Intereſſen 
die einschlägigen Fälle zu bejonders jchwierigen geitaltet, find das Wafjerrecht 
und das Bergreht. Auch bier muß es zwar Aufgabe des Geſetzgebers 
fein, die Nechte und Pflichten, deren Aufjtellung zur Regelung diejer Gebiete 
er für erforderlich im öffentlichen Intereſſe erachtet, jo zu bejtimmen, daß in 
den einzelnen gejeglichen Borjchriften nicht wieder auf die öffentlichen Intereſſen 
zurückverwieſen, jondern in bejtimmterer Weife unmittelbar Vorausjegung für 
Entjtehung und Endigung der betreffenden Rechtsverhältnijje jowie deren Um: 
fang erjichtlich gemacht wird. Allein bei der großen Schwierigfeit des Ge— 
bietes an fi) und bei der großen Zahl und Verſchiedenheit der hier ein- 
ichlagenden Intereſſen verjchiedener Lebensfreije?) it es dem Gejeßgeber nicht 
allenthalben gelungen, den angedeuteten Standpunkt zu erreichen. Anlangend 
das Waſſer, jo jagt v. Pözl in der Einleitung zu feinem Kommentar der 
berühmten bayerijchen Waljergejege mit Recht: „Das Waller bildet einen der 
wichtigjten Faktoren in dem rihfchafttichen Leben der Völker; Intereſſen der 
mannigfachiten Art fnüpfen jich an dasjelbe. Zu der einen Zeit und an dem 
einen Orte oder Lande unternimmt der Menſch den Kampf gegen dasjelbe, 
um ſich gegen die Nachtheile und Zerjtörungen, die ihm vom Waſſer drohen 
und die jeine Gejundheit oder fein Vermögen gefährden, zu ſchützen und zu 


') Bejonders eingehend find die hier einjchlagenden Fragen II. 408 f. (j. auch III. 196) 
in nadhjtehender Weile vom Oberverwaltungsgerichte behandelt worden: „Die Uebungen des 
Heeres zur Erzielung jeiner Kriegstüchtigkeit find Funktionen des Staatödienjte® in uns 
mittelbarer Ausübung der Staats- (Militär:) Hoheit ganz ebenjo, wie die Ausübung der 
Polizeigewalt jelbit. Indem beide Zweige des Staatödienjtes den allgemeinen Endzweden 
der Staatsverwaltung dienen, iſt dadurch nicht ausgejchlofien, daß diejelben in der Verfolgung 
der ihnen amvertrauten Intereſſen fkollidiren. Eine derartige Kollilion liegt Hier vor, wo 
die Uebung der Truppen auf dem ihnen angewiejenen Sciehplage die Sicherheit eines an- 
grenzenden Amtsbezirks in offenbar weitgehendem Maße gefährdet; fie ift auch ſonſt mannig- 
fach möglidy, wie beijpielöweije bei herrichenden Seuchen, Mihernten und dergl. den Märſchen 
und Uebungen der Truppen wejentliche Bedenken im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und 
Ruhe polizeilicherjeits entgegenzuijtellen fein werden. Derartige Kollijionsfälle unterliegen regel— 
mäßig nicht einjeitigen Entſcheidungen einzelner Staatsbehörden, und zwar lediglich um des- 
willen nicht, weil das Geſetz, von Ausnahmezujtänden abgejehen, grundjäglic feinem der 
follidirenden öffentlihen Intereſſen eine jo abjolute Bedeutung eingeräumt hat, daß dem: 
jelben die anderen Rüdjichten des Staatswohls unbedingt zu weichen hätten, weil es alſo 
nad) diejer Lage der Gejeßgebung regelmähig auf einen Ausgleich der kollidirenden öffent: 
lihen Intereſſen nad Gefihtspunften ankommt, welche das Staatswohl in allen Beziehungen 
umfajien . . . Nach alle dem haben die Polizeibehörden regelmähig nicht die Befugniß, anderen 
ihnen nicht unterjtellten, jondern koordinirten Staatsbehörden die Normen der Ausübung von 
Alten der Staatöhoheit durch einjeitige, im polizeilichen Zmwangäverfahren zu vollitredende 
Anordnungen vorzujcreiben ; Gegenſtand diefer Anordnungen jind nicht die Kolliſionen der 
einzelnen Staatsbehörden in ihren reſſortmäßigen Funktionen, jondern die Kollifionen der 
Freiheit des einzelnen Rechtsjubjeft3 im birgerlichen Verkehre mit dem öffenttichen Intereſſe.“ 

?) Vgl. 3. B. v. Pözl, bayerische Waſſergeſetze 2. Aufl. ©. 3. 41. Neubauer, Zu: 
jammenitellung des in Deutichland geltenden Wajjerrechts (1881) an zahlreichen Stellen. 
Klojtermann, Kommentar z. preuß. Berggeiege 3. Aufl. 227. Im Uebrigen iſt an diejer 
Stelle darauf aufmerkſam zu machen, dal; die Waſſer- und Berggeſetzgebung nicht rein ver: 
waltungsrechtlichen Charakters it, jondern auch Privatrechtsverhältnifie regelt, und daß 
(1. ſchon oben $ 21) namentlich die im Terte mit in Bezug zu nehmenden waſſer- und berg: 
recdhtlihen Enteignungsnormen jtreng genommen Berhältnilie materiell privatrechtlicher Natur 
angehen, bei denen nur zur Begründung des Nechtsverhältniiies eine Mitwirkung der öffent: 
lihen Gewalt, alſo auch eine verwaltungsrechtliche Beziehung der Einzelnen zu Teßterer, 
eintritt. 
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vertheidigen. Zu einer anderen Zeit und an einem anderen Orte fieht er das 
Waſſer als jenen Bundesgenofien und Gehilfen an und jucht fich dasjelbe 
möglichjt dienitbar zu machen und für feine Zwecke zu benügen. Abgejeben 
von den taufenderlei Anwendungen, welche wir täglich, ja ſtündlich vom Waljer 
im Leben der Individuen machen jehen, erinnern wir, um das, was von all: 
gemeinem Intereſſe ift, anzudeuten, an die befruchtende und düngende Kraſt, 
welche das Waſſer an Grund und Boden äußert und durch welche es für die 
Landwirtbichaft jo wichtig wird, und an die bewegende Macht, die es für 
den Gewerbe: und Fabrikbetrieb, jowie für die Schifffahrt jo bedeutungsvoll 
macht. Daß nun dieſe verfchiedenen Interefien, die bezüglich des Waſſers 
möglich find, einander im Wege ſtehen, ſich behindern oder gar einander aus— 
ſchließen können, Liegt in der Natur der Dinge.“ Eben deshalb aber hat es 
der Gejehgeber für unumgänglich erachtet, die Erwägung darüber, welches 
Intereſſe das wichtigere fei, nicht allenthalben ſelbſt allgemein vorzunehmen, 
jondern im Nahmen einer allgemein gefaßten Norm dem einzelnen ‘Falle vor: 
zubehalten. Als Belege mögen folgende Stellen der preußischen Waſſergeſetz— 
gebung!) dienen. 

Borfluthsedift v. 15. November 1811: „Findet e8 fich hierbei (bei Ver: 
bandlung über die Waſſerſtandshöhe für Waflerwerfe), daß feine flaren Be: 
jtimmungen des Waſſerſtandes vorgelegt werden fünnen, jo jegen die Kommiſſarien 
denjelben Ddergeftalt feit, daß dabei das gegenjeitige Intereſſe der 
Bodenfultur und des Müllers oder jonjtigen Stauberedhtigten 
möglichſt vereinigt werde.” 

Geſetz über die Benugung der Privatflüjje v. 28. Februar 1843 8 28: 
„Wenn ein vom Unternehmer dev Bewällerungsanlage beabfichtigter Rückſtau 
von der Art ift, daß dadurch die Entwäfjerungsfähigfeit der oberhalb liegenden 
Ländereien eines Dritten beeinträchtigt wird, jo joll bei Beantwortung der Frage 
ob ein überwiegendes Landesfulturinterefje in der Anlage obwaltet, 
das Intereſſe der Entwäſſerung in zweifelhaften Fällen über 
das der Bewäfjerung geitellt werden.“ 

iichereigefeß v. 30. Mai 1874 $ 41: „Die Bezirksregierung hat unter 
Abwägung aller Intereſſen zu bejtimmen, in welchen Theilen des 
Jahres der Fiſchpaß geichloiien gehalten werden muß.“ $ 43: „Es ift ver- 
boten, in die Gewäller aus landwirtbichaftlichen oder gewerblichen Betrieben 
Stoffe von folcher Beichaffenheit und in ſolchen Mengen einzuwerfen, einzu= 
leiten oder einfließen zu laſſen, daß dadurch fremde Fiſchereirechte geſchädigt 
werden fünnen. Bei überwiegendem Intereſſe der Landwirthſchaft 
oder der Induſtrie fann das Einmwerfen oder Einleiten jolcher Stoffe in 


) Aus dem Königreiche Sachſen, woſelbſt ein Waflergeieg noch fehlt, vergl. die in 
Fiſcher's Zeitichrift für Praris und Gejeggebung der Verw. III. 258 f. abgedrudte Minis 
Iterialverordnung dv. 28. März 1882, welche fich gegen die Verunreinigung der fließenden 
Gewäſſer richtet umd die Behörden anweiſt, hiergegen vorzugehen, dabei aber bemerkt: 
„Selbjtverftändlich wird dabei vorausgejegt, daß am die betreffenden Anlagen, unter 
Ihonender Wahrnehmung der Änterejiender Induftriewieaudhderfland 
wirtdihaft und unter möglichiter Zuziehung der Anterejienten, nur jolde Anforderungen 
geitellt werden, welche mit einem nußbringenden Fortbetriebe derjelben vereinbar ſind.“ 
Siehe aud) den in derjelben Zeitichrift II. ©. 149 j. abgedrudten Privat⸗ Entwurf eines 
ernichlägigen Gejeges in den S$ 5 f., wojelbit der bemerkenswerthe Verſuch gemadt 
wird, das „Anterejje der allgemeinen Wohlfahrt“, das Intereſſe der „Hauswirth- 
Dr „Landwirthſchaft“, „Induſtrie“, „Fiſcherei“, „Schifffahrt“, „Flößerei“ präzis zu 

efiniren. 
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die Gewäſſer von der Regierung geftattet werden. Soweit es die örtlichen 
Berhältniife zulafien, joll dabei dem Inhaber der Anlage die Ausführung 
jolcher Einrichtungen aufgegeben werden, welche geeignet jind, den Schaden 
für die Fischerei möglichjt zu bejchränfen.“ 

Natürlich aber kann auch hier nur danı bei Behandlung des einzelnen 
Nechtsverhältniljes auf das öffentliche Interefje ald Grund für einen Anſpruch 
der öffentlichen Gemwalt zurüdgegriffen werden, wenn die Rechtsnorm einen ent: 
jprechenden Titel rg ) 

Auf den Gebiete des Bergrechts iſt es die natürliche und nie ganz ab— 
wendbare Kolliſion der Intereſſen der Bergwerksinduſtrie und derjenigen der 
Oberflächennutzung, welche nicht allenthalben durch präziſe Rechtsnormen 
unbedingt zu Gunſten des einen oder des anderen Theils hat entſchieden werden 
können. Obwohl im Allgemeinen die Geſetzgebung mit Rückſicht auf die Un— 
entbehrlichkeit der Mineralſchätze und deren ſporadiſche Vertheilung im Unter— 
irdiſchen von einer Bevorzugung des Bergbaues gegenüber der Grundnutzung 
ausgeht, finden wir daher auch eine Reihe bergrechtlicher Normen, welche die 
Abwägung des vorzüglicheren Intereſſes von der Prüfung der Sachlage ſeitens 
der Behörde im einzelnen Falle abhängig machen. Vergl. z. B. folgende 
Normen: 

Preuß. Berggeſetz v. 24. Juni 1865 8 4: „Auf öffentlichen Plätzen und 
Eifenbahnen, jowie auf Friedhöfen ift das Schürfen unbedingt unterfagt. Auf 
anderen Grundjtüden iſt dag Schürfen unjtatthaft, wenn nad) der Entjcheidung 
der Bergbehörde überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes entgegen- 
ſtehen.“ 

cidida $ 136: „Die (Grund-) Abtretung (zu Bergwerkszwecken) darf 
nur aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Intereſſes verjagt werden. 
gu Abtretung des mit Wohn-, Wirthſchafts- oder Fabrifgebäuden bebauten 

rund und Bodens und der damit in Verbindung ftehenden eingefriedigten 
Hofräume kann der Grundbefiger gegen feinen Willen niemals angehalten 
merden.“?) 





!) Erk. des. f. £. B.:G.:9. III. 44: „Das Waſſerrechtsgeſetz anerfennt allerdings, dab 
die Wafjerverforgung von Ortichaften und Gemeinden eine Angelegenheit öffentlichen Intereſſes 
jei und trifft Beitimmungen, um die Behebung eintretenden Doshermcnge u erleichtern 
(88 36—38); allein es bietet feinen Anhaltspunkt dafür, daß die politiihen Behörden be 
rechtigt wären, im Intereſſe der Bededung des Waſſerbedarfes die Laſt derjelben Jemand 
aufzuerlegen, der in gejeglicher Ausübung ſeines Rechtes die eingetretene Waflernoth etwa 
Berbeigeführt hat.” — Hocdinterejlant ift das jchöne Erkenntniß des preuß. O.V.G. in 
Saden der Umbauung des Berliner Kreuzbergs: Entih. IX. ©. 353— 384. 

2) Aehnlich preuß. Gejeg dv. 12. März 1869 Art. IL hinſichtlich des Schürfens auf 
Deiden. 

3) Mehnlich k. ſächſ. Berggeſetz v. 16. Juni 1868 $ 122, Bemerkenswerth iſt der da— 
ſelbſt gemachte Verſuch, die Frage, welches nterefie im Einzelfalle als überwiegend zu be 
trachten jei, gejeglich zu enticheiden. Vergl. $ 129: „Wird die Ueberlaſſung von Grund: 
ftüden oder Gebäuden, welche zu Fabriken oder anderen gemwerbliden Unternehmungen be: 
nußt oder zur Erridtung von dergleihen in Anjprucd genommen werden oder an deren 
fonjtige Benutzung fich ein bejonders volkswirthſchaftliches Intereſſe knüpft, für Bergbau- 
zwede gefordert, jo ijt bei der... . Enticheidung über die Ueberlaſſung jelbjt darauf Rück— 
jiht zu nehmen: 

a) welche der kollidirenden Unternehmungen den größeren voltswirthichaftlichen Bor: 
theil für die größere Anzahl Menſchen oder auf einen längeren Zeitraum erwarten läßt oder 
ſonſt auf die Nahrungsverhältnifie der Gegend von größerem Einfluſſe ift; 

b) welche der kollidirenden Anlagen mit geringerem Nachtheile für das Unternehmen 
an einen anderen Ort verlegt werden fann. 

Annalen bed Deutihen Reihe. 1884. 97 
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Ebenda $ 49 (j. auch 8 51): „Die Bejtätigung (einer Grubenfeldfon- 
jolidation) darf nur verfagt werden, wenn die Felder der einzelnen Bergwerfe 
nicht an einander grenzen oder wenn Gründe des öffentlichen Intereſſes ent: 
gegenstehen.“ 

Ebenda $ 65: „Der Bergwerfsbefiger ift verpflichtet, das Bergwerk zu 
betreiben, wenn der Unterlafjung oder Einftellung des Betriebes nad) der Ent- 
jcheidung des Oberbergamts überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes 
entgegenstehen.“ 

Kal. ſächſ. Berggeſetz v. 16. Juni 1858 8 141:. „Wenn durch den Berg: 
twerfsbetrieb Anlagen an der Oberfläche gefährdet oder am Entjtehen behindert 
werden, an deren ungejtörte Erhaltung oder Errichtung ein überwiegendes 
öffentliches oder volfswirtbichaftliches Interefie (SS 129, 130) fich Fnüpft, und 
es läßt fich die Kollifion nicht durch Veränderung oder Verlegung jener An: 
lagen bejeitigen, jo muß der Bergwerfsbetrieb infoweit bejchränft werden, daß 
die Gefährdung oder Behinderung wegfällt.“ 

Bejonders augenfällig tritt auf den letberührten wie auf anderen Gebieten 
die Kollijion öffentlicher Intereſſen, welche einen Nechtstitel auf Leiftungen 
oder Unterlafjungen begründen, dann hervor, wenn die verjchiedenen, in Frage 
kommenden öffentlichen Intereſſen von verfchiedenen öffentlichen Behörden 
zu vertreten find.?) 


$ 23. Die Verwaltungsrechtspflege. 


Die vorjtehenden Betrachtungen haben fich in eingehender Weife mit der 
materiellen Seite des Verwaltungsrechts beichäftigt. Im Folgenden möge es 
gejtattet fein, eine kürzer gehaltene Erörterung über die formelle Seite unjeres 
Berwaltungsrechts anzufchließen, eine Erörterung, deren Gegenstand zwar an 
ſich als ein jelbjtändiger erfcheint, deren Wurzeln und Begründung aber zum 
Theil in dem Borausgegangenen mit enthalten find. 

I. Die neuere Entwidelung unferes Staatslebens — der „Rechtsſtaat“ — 
jtrebt nach einer Einfchränfung der Herrichergewalt, welche 

a) auf dem Gebiete der Normengebung durch die Mitwirkung einer Volks— 
vertretung, 

—* auf dem Gebiete der Rechtſprechung durch die Unabhängigkeit der 
ichter 

herbeigeführt wird. Die Staatsverwaltung als ſolche wird dagegen grund— 

ſätzlich immer der freien Thätigkeit des Herrſchers überlaſſen bleiben müſſen, 


Bei gleichen Verhältniſſen in vorſtehenden Beziehungen iſt das bereits beſtehende Unter— 
nehmen dem vorzuziehen, welches erſt errichtet werden ſoll.“ 

$ 130. „Wird die Ueberlaſſung von Grundſtücken oder Gebäuden, welche zu polizeilichen 
oder jonjtigen öffentlichen Zweden benugt oder in Anſpruch genommen werden, zu Zweden des 
Bergbaues gefordert, jo ift bei der... . Entſcheidung über die Ueberlaſſung jelbjt einerjeit3 die 
volfswirtbichaftlihe Wichtigkeit des Berqwerksunternehmens und die Unthunlichkeit jeiner 
Verlegung, andererjeits der Werth, den die Anlage, um welche es ſich handelt, im öffentlichen 
SInterefie hat, und die Frage in Erwägung zu ziehen, ob eine Verlegung derjelben ohne 
wejentliche Beeinträchtigung ihres Zweckes ausführbar ift.* 

*) Vergl. 3. B. die gemeinjame Thätigkeit der Berg: und allgemeinen Verwaltungs: 
Behörden in Bergerpropriationsfachen. Ueber Kollifion der Polizeibehörde und der Bahn- 
behörde bei Wahrnehmung der Berkehrsficherheit gegenüber dem Nangiren von Zügen. 
Entih. d. preuß. D.-B.-&. III. 192, über eben jolde bei der Frage der Anſiedelungs— 
genehmigung für Bahnwärterhäufer. Entſch. desjelben v. 25. Juni 1879. (Grojjer, Ber- 
waltungsgejegblatt Il. ©. 206), über Kolliſion der Polizei: mit der Militärbehörde die weiter 
oben angezogenen Entjcheidungen. 
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weil ſich die angemeſſene, rechtzeitige und thatkräftige Durchführung der Staats: 
interejien im Cinzelfalle nicht ohne eine gewilje Freiheit der Entichließung 
bewerfjtelligen läßt.) Die Gewähr dafür, daß die Staatöverwaltung — 
die Negierung — den Anfchauungen und Bedürfniiien der Negierten entjpricht, 
wird aljo im Wejentlichen durch die Normengebung erjtrebt werden müſſen, 
als deren Aufgabe es deshalb u. a. erjcheint, die Nechte und Pflichten 
der Regierungsgewalt jenen Anſchauungen und Bedürfniiien gemäß möglichit 
genau unter Mitwirkung der Volfsvertretung fejtzuftellen. Im vorigen Jahr— 
hunderte noch fonnte von einem Syiteme des Verwaltungsrechts nicht die Rede 
jein, die „Polizei“ bildete einen vagen Kollekftivbegriff verjchiedener gemein— 
nüßgiger „Einrichtungen.“ ?) Aber auch nachdem man den Nechtöcharafter der 
Zwangsbefugniſſe der Regierung allmälig erfannt hatte, fträubte man fich 
lange gegen die Gleichitellung der Berwaltungsrechtsnormen mit jonjtigen 
Nechtsnormen in Bezug auf die jtändiiche Mitwirkung zu ihrer Errichtung. 
Sp enthält die auf Grund des Beichluiies vom 27. März; 1852 oftroyirte 
Berfaflungsurfunde für Kurheſſen in $ 75 die Beitimmung: „Ohne Beiſtimm— 
ung der Stände fann fein die Privatrechte, die Steuern und die Rechtspflege 
änderndes Geſetz gegeben oder authentifch erläutert werden.“ Die Gejeßgebung 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts jollte alfo, abgejehen von den Steuern 
und der Nechtspflege, in den Händen der Negierung allein ruhen.®) Das 
Gleiche beabfichtigte der Kindenau’fche Entwurf zur Verfaſſungsurkunde für das 
Königreich Sachſen, in welchem $ 67 lautete: „Kein Geſetz, welches die Ver: 
faſſungsurkunde ergänzt, erläutert oder abändert, über die Freiheit der Perſonen 
und über das Eigenthum der Staatsangehörigen neue Vorſchriften ertheilt 
oder die bejtehenden abändert oder authentifch interpretirt, fann ohne Zuftimm: 
ung der Stände ergehen.“) Man gelangte eben, ähnlich wie beim Straf: 
rechte — welches man noch in den eriten Jahrzehnten unjeres Jahrhunderts 
nicht als eigentlichen Theil des Rechtsſyſtems anjah?) — erit allmälig zu der 
Erfenntnig, daß der von den Berwaltungsbehörden gegenüber den Gewalt: 
untertorfenen ausgeübte Zwang doch auch auf jpezielle Normen fich gründen 
müjje und über diejelben nicht hinausgehen dürfe. Erſt „jeitdem ein ſehr 
umfangreicher und wichtiger Theil der administrativen Rechtsnormen nur mit 
Zuftimmung der Kammern geändert werden darf, tritt die Gejeßqualität der 
Normen, an welche die Verwaltung gebunden ijt, handgreiflich hervor.“ ®) 


Natürlich ſchließt dieſe Thatſache nicht aus: einen auf Gejeg beruhenden Organismus 
der Berwaltungsbehörden und eine Betheiligung des Yaienelementes (Ehrenamts) an gewiſſen 
Verwaltungsgeſchäften, welche letztere aber ihre wohl zu beachtenden Grenzen hat. Vergl. in 
a Preußens innere Berwaltung in der Krifis ihrer Steuerbild- 
ung S 

9 Ezapowsti, die Polizeigelehrten des vorigen Jahrhunderts, Auszug in der Zeit 
ſchrift F. d. geſ. Staatswili. Band 40 ©. 208. „Das öffentliche Recht erfannte man in 
diefer Phaje gar nicht ala Recht an, fondern es galt nur als praecarium, der Staat ijt der 
abjolute Herricher der öffentlichen Angelegenheiten. Die Verwaltung erfolgt nicht nad) Ge— 
feßen, jondern nad) Staatäraijon. “ Friedenthal. 

2) Bähr, Rechtsſtaat S. 17, Anm. 9. 

* Der Kanzler von Könnerig beantragte hiezu die Faſſung: „Bei Polizeigeſetzen, 
welche auf das allgemeine Wohl und die Verfaſſung von Einfluß find, treten die Stände 
u ein.“ v. Wigleben, ÜEntitehung der konjtitutionellen Verfaſſung 1881, 

f 

. R. Löning, Ueber geſchichtliche und ungeſchichtliche aus des deutſchen 
Etrafredjta in der Zeitichr. f. d. geſ. Strafrechtswiſſenſchaft III. ©. 32 

Lüders, Semohnbeitäreht auf dem Gebiete der —— isses, ©. 2. 
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Haben wir fomit nunmehr in Wiſſenſchaft und Praris den Standpunft 
erreicht, daß e3 ein Verwaltungsrecht und Verwaltungsgeiege gibt, jo iſt doch, 
zu b) des Eingangs, die Nechtiprehung in Verwaltungsſachen noch durchaus 
in der Entwidelung begriffen So lange die landläufige Meinung dahin ging, 
daß die Verwaltung überhaupt nicht nach Nechtanormen zu erfolgen habe, 
fonnte natürlich der Gedanke einer Rechtiprehung in Verwaltungsſachen nicht 
Platz greifen. Aber auch nachdem das Verwaltungsrecht als jolches erfannt 
und anerkannt worden war, glaubte man eine Rechtſprechung in Verwaltungs 
jachen als ein Unding anjehen zu müjjen und behandelte Forderungen, welche 
auf Einführung einer ſolchen Rechtſprechung hinzielten, als unlogiſch oder 
doch wenigjtens als unpolitiich,') indem man durchaus dem WBorbilde der 
frangöfiichen Revolutionsperiode folgte, welche Juftiz und Verwaltung nicht 
blos al3 zwei von einander getrennt zu haltende Begriffe, jondern als zwei 
Gebiete der Staatsthätigfeit anfah, welche vor jeder gegenfeitigen Berührung 
eifrigft zu bewahren jeien.?) Auch „gegen die Uebermweifung der Strafjachen 
an die Gerichte hatte ja der abjolutijtiiche Staat lange Widerjtand geleiftet, 
es 5 an einem höchſten Strafrichterthume des Landesherrn feſtzuhalten 
uchte.“ 

So lange man ſich nun nicht entſchließen kann, alle Rechsſtreitigkeiten, 
einſchließlich derjenigen auf verwaltungsrechtlichem Gebiete, richterlicher Ent— 
ſcheidung zu unterſtellen, hat die Abgrenzung zwiſchen Juſtiz und Verwaltung 
nicht blos die Bedeutung, daß die Juſtiz richtet, die Verwaltung die übrigen 
Rechte der öffentlichen Gewalt ausübt, ſondern iſt auch ausſchlaggebend Hr 
die Frage, in wie meit ein Necht dem DVerpflichteten gegenüber vor Gericht 
geltend gemacht werden muß, beziehungsweife kann oder nicht. Hier aber fehlt 
e3 an einem allgemein maßgebenden Anhalten und nur das pofitive Recht 
fann Antwort auf jene frage ertheilen. In dieſer Beziehung ift nun 

a) was das eine der beiden großen Ausgleich&mittel von Rechtsverletz— 
ungen, die Strafe, anlangt, durch die neuere deutſche Entwidelung ein gemeines 

) „Angelegenheiten, weldje die Staatäregierung, infonderheit die Ausübung unverleih- 
barer Hobheitörechte, unmittelbar betreffen (Regierungsiachen), find kein Gegenjtand gericht- 
liher Erörterung und Enticheidung,“ jagt z. B. noch Klüber, öffentliches Recht des deutichen 
Bundes $ 875 (3. Aufl.) unter Bezugnahme auf Struben, Mevius u. a. Gegenüber diejer 
berrichenden Anſicht verflangen Stimmen wie diejenige Pfeiffer's (pralt. Ausführungen 
v1. ©. 76: „Auch bei der unbedingten Herrihaft des Rechts braucht die Kraft der Admi— 
niftration, wenn fie das Rechte will, nicht im geringiten gehemmt zu fein“), v. Gönner’ 
(deutiches Staatsrecht $ 303: „Gleihgültig ift es, aus welcher Duelle die Rechte abgeleitet 
werden, ob aus einem Staatögrundgejeg, ob aus Zivil-, Kriminal- oder Polizeigejegen, wenn 
ed nur dem Rechte gilt“) oder Bähr's (Rechtsſtaat ©. 84: „Es ijt eine Unmahrheit, daß 
eine fittlihe Autorität dabei gewänne, dab fie für fih den Vorzug in Anjpruch nimmt, fich 
feinem Rechte zu beugen“) ungehört. 

?) Belanntlicd) gründete jich diefe Anſchauung nicht, wie man heutzutage anzunehmen 
geneigt fein würde, auf die Befürdtung, daß die Verwaltung in da® Gebiet der Juſtiz über- 
greifen möchte, jondern man eradıtete es angefichts des Einflujjes, welchen die Rarlamente 
der Königszeit jelbjt Hinfichtlich der Geſetzgebung gewonnen hatten (enregistrement des lois; 
vergl. 3. B. Mittermaier, im Archive f. ziviliit. Praris Bd. 21 ©. 274. Paraquin, 
Franzöſ. Geſetzgebung I. 14 f.), grade umgelehrt für nothwendig, Lebergriffen der Gerichte 
in die Verwaltung entgegenzumwirten. Demgemäß ſprach das Gejeg v. 24. Vendemiaire II. 
die Unvereinbarkeit der Verwaltungs und richterlihen Amtsthätigfeit aus und das Decret 
vom 16. Fructidor desjelben Jahres verbot den Gerichten, über Handlungen der Verwaltun 
zu erfennen. Eine Verfolgung von Verwaltungsbeamten wegen amtlider Handlungen war 
nur auf Grund vorgängiger Entiheidung des Staatsraths gejtattet (Art. 75 der Verfafl. v. 
22. jrimaire VIII). ©. aud) Giron, droit administr. belge, I. ©. 181. 

H. Schulze, deutſches Staatsrecht I. ©. 544. 
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Reichsrecht infofern zu Stande gefommen, als diejenigen Fälle, in welchen 
die Verwaltungsbehörden noch zur Auflegung von Strafen befugt find oder 
landesrechtlich für befugt erflärt werden dürfen, in der Neichögejeggebung 
genaue Feititellung erfahren haben.!) Hiernach iſt den Verwaltungsbehörden 
in einer, wiervohl gegen früher jehr eingefchränften Weife das Recht zur jelb- 
jtändigen Verhängung von Strafen geblieben, wobei fie, da die betreffende 
Entſchließung den Antrag eines öffentlichen Anflägers nicht vorausfegt, ſowohl 
die Anklage als das Gericht repräjentiren. 

b) Was dagegen das Gebiet der direften materiellen Ausgleihung von 
Nechtöverlegungen angeht (f. $ 18 bei Anm. 9), jo hat die Reichsgeſetzgebung 
fi zur Zeit (abgejehen von Beitimmungen wegen Zulajjung des Rechtsweges 
in einzelnen, reichörechtlich geordneten Materien) darauf bejchränft, eine 
landesrechtliche Ausschliegung des Nechtsweges in bürgerlichen Nechtsftreitig: 
feiten, für welche nach dem Gegenitande oder der Art des Anſpruchs der 
Rechtsweg zuläffig ift, aus dem Grunde, weil als Partei der Fisfus, eine 
Gemeinde oder eine andere öffentliche Korporation betheiligt ift, zu verbieten. *) 
Im Uebrigen aber ift die Grenze der Zuftändigfeit der Zivilgerichte gegenüber 
der Verwaltungstompetenz nur negativ dahin beitimmt, daß an die ordent- 
lichen Gerichte alle bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten gehören jollen, für welche nicht 
entweder reichsgejeglich bejondere Gerichte bejtellt oder zugelajjen find vder 
die Zuftändigfeit von Verwaltungsbehörden oder Berwaltungsgerichten begründet 
iſt.) Hiernach verbleiben, vom Standpunkte des Reichsrechts, auf dem Ge— 
biete der materieller Ausgleichung fähigen Nechte der Verwaltung 

J. diejenigen bürgerlichen, d. b. auf Privatrechtnormen (f. $ 14) zurüd- 
greifenden Nechtsjtreitigfeiten, für welche in der angedeuteten Weife 
die Zuftändigfeit von Verwaltungsbehörden oder VBerwaltungsgerichten 
beiteht®), 

2. die Sachen des öffentlichen Rechtes, joweit fie nicht ausnahmsweife 

den ordentlichen Gerichten übertragen find. 

Unter den joeben erwähnten, der Entjcheidung der VBerwaltungsbehörden 
überlajjenen „Sachen des öffentlichen Rechts“ find natürlich nur diejenigen 
Fälle zu verjtehen, wo die Verwaltungsbehörde auf Grund des öffentlichen 
Rechts eine Handlung oder Unterlafiung Dritter oder umgekehrt auf gleichem 
Grunde ein Dritter ein jolches Verlangen gegen die Verwaltungsbehörde erhebt, 
bezw. auf beiden Seiten ın jolchem Sinne Vertreter der öffentlichen Gewalt 





N, St.:Pro3.:0. 88 453 f. 459 f. Für die Ausdehnung der Strafgewalt der Gerichte 
auf die Polizeiftrafiachen plädirte jhon Pfeiffer, prakt. Ausf. Il. ©. 411. 

*, Einführungsgefeg S 4 3. Zivilproz-O. Hiernach iſt die Attributivjuftiz der Ber: 
waltungsbehörden, melde jhon im alten Nom (bei Quäftoren, Konſoren, Aedilen) fich findet 
— Mommijen röm. Staatsrecbt I. ©. 166 — und bis in unjer Nabrhundert hinein ſich erhalten 
bat (vergl. die ſchöne Schilderung der „Nammerjuftiz“ bei 5. Meier, Reform der Vermwalt- 
ungsorganijation unter Stein:Dardenberg. 1881 S. 43 f.) in einer ihrer wejentlichiten Partien 
in Deutichland bejeitigt. 

) R.-Serichtsverfajiungsgeießb $ 13. 

% 3.89. Streitigfeiten des Gewerbeperjonals nad) $ 1208 der B.-D., des Schiffer und 
Schiffmanns nad $ 106 der Seemannsordnung, des Wirthes und Neiienden nad) $ 75 der 
G.O. wegen Eriaßgeldes und Pfändung nad) SS 75 f. und 82 f. des preufjiichen Feld: 
und Foritpolizeigejeßes v. 1. April 1830, die Bergichädenjadhen nad $ 145 des allgem. Berg: 
ejepes für das K. Sachſen dv. 16. Juni 1868, Selbjtverjtändlic, find es nicht prinzipelle 
—— praktiſche Rückſichten geweſen, welche für dieſe Sachen die Ueberweiſung an die Ver— 
waltungsbehörden angezeigt erſcheinen ließen: v. Stengel in Schmollers: Jahrb. f. Ge— 
feßgebung u. ſ. w. VII S. 406. König in der Dejterr. Zeitichr. f. Verw. XVII. S. 77. 


m 


betheiligt find. Die hieher gehörigen Sachen müſſen alfo die doppelte Eigen: 
ſchaft haben, 

a) daß fie der Beurtheilung nach Sätzen des öffentlichen Rechts im 

oben I b begrenzten Sinne unterliegen, woraus von jelbjt folgt, 

b) daß mindejtens auf einer Seite ein Vertreter der öffentlichen Gewalt 

als folcher betheiligt ift. 

Demnach fommen als „Sachen des öffentlichen Rechts” jedenfalls nicht 
in Betracht Angelegenheiten, in welchen die Verwaltung auf Grund von Privat: 
recht3titeln fordert oder belangt wird (FFisfalfachen); Angelegenheiten, in wel: 
chen die Verwaltung einen rechtlichen Anjpruch überhaupt nicht jtellt, jondern 
im Wege freier Einwirkung vorgeht;') Angelegenheiten, in welchen die Ber: 
waltung Alte gejeggeberischen Inhalts befugter Weiſe ausübt, indem jie nor: 
mirende Verordnungen erläßt oder von bejtehenden Nechtspflichten zuläfjiger 
Weiſe dispenfirt.?) 

Nicht von Bedeutung für den Charakter einer Sache als Sache des 
Öffentlichen Rechts iſt es dagegen, ob dabei Lediglich die Verwaltung Einem 
oder mehreren Einzelnen als öffentlich = rechtlich befugt oder verpflichtet gegen- 
überfteht oder zugleich eine Mehrzahl von Einzelnen mit entgegengejegter Recht: 
ftellung oder Intereſſenrichtung betheiligt erjcheint.?) 

Das Gebiet von Nechtsfachen, welches im ehenden abgegrenzt wor: 
ai ift e8, auf welchem die heutige Verwaltungsrechtspflege ihre Thätigfeit 
entfaltet. 

II. Es ijt nicht Aufgabe und Abficht diefer Zeilen, bier im Einzelnen 
darzulegen, in welchem Umfange nad) einzelnen Neichsgefegen und nach dem 
Zandesrechte der meiſten größeren deutfchen Staaten eine Verwaltungsrechts— 
pflege beſteht.) Nur folgende Bemerkungen müſſen hier zur Charakterifirung 
der Inſtitution im Allgemeinen Platz finden: 

a)’ Bejondere Beitimmungen hinfichtlich eines nach Art des Zivilprozeſſes 
geregelten Verfahrens und einer durch richterliche oder Selbjtverwaltungs- 
elemente verjtärften oder gebildeten bezw. ſonſtwie unabhängig geftalteten ent— 
cheidenden Stelle für PBarteifachen des öffentlichen Nechts, d. h. für jolche 
Saden, in welchen Privatperjonen oder Korporationen über Gegenjtände des 
Öffentlichen Rechts vom entgegengefegten Rechtsitandpunfte mit einander jtreiten 
(Adminiftrativjuftizfachen), find nad) dem Vorgange des franzöfiichen conten- 
tieux administratif ſchon ſeit dem Anfange unſeres Jahrhunderts in ver— 
ſchiedenen deutſchen Staaten getroffen worden und bilden auch gegenwärtig 
noch hie und da (Königreich Sachſen, Heſſen) das Ganze der Verwaltungs— 
rechtspflege. Zu voller Eigenthümlichkeit aber hat ſich die letztere nur da 
entwickelt, wo ſie unter dem unten zu beſprechenden Einfluſſe der Gneiſt'ſchen 
Schriften zu einer „Rechtskontrole der Verwaltung“ ſich geſtaltete, mag nun 
ein voller Inſtanzenzug von Verwaltungsgerichten organiſirt ſein oder lediglich 
ein oberſter Verwaltungsgerichtshof durch richterliche Ueberprüfung der admi— 
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Vergl. darüber $ 11 und Leuthold, Sächſ. Verwaltungsrecht S. 11 f. 
) ©. oben 8 18. 
. Vergl. ichon die Ausführungen in der tüchtigen Schrift Funde’: Die Verwaltung 
in ihrem Verhältniſſe zur Juſtiz (1838) ©. 142 f. 
*) Bergl. darüber G. Meyer, Lehrbuch des deutichen Berwaltungsredtä 5 55 95.24. 
v. Sarwey, das öffentlihe Recht und die Verwaltungsrechtäpflege SS 7 f., v. Stengel, 


— 


preußiſche Verwaltungsreform ©. 49 f. 
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niftrativen „Judicate“ eine „außerordentliche Nechtshilfe” ') gewähren. Hier 
ericheint ihr Inhalt als die Einräumung einer Berufung aus Gründen des 
öffentlichen Rechts an richterlich organifirte Stellen gegen Verfügungen der 
öffentlichen Verwaltung. 

b) Diejer Charakter der neuen Berwaltungsrechtspflege bringt es mit 
fih, daß in dem einjchlägigen Verfahren die öffentliche Verwaltung ftet3 die 
Rolle dez Beklagten einnimmt?) und nie als Kläger auftritt. 

e) Das grumdjägliche Ziel der Verwaltungsrechtspflege, eine Rechts: 
fontrole aller auf öffentliches Recht gegründeten Handlungen und Unterlafjungen 
der Verwaltung zu bieten, erjcheint dadurch nicht geändert, daß das eben erſt 
in der Entwidelung begriffene pofitive Recht nicht ſchon überall dieje Kontrole 
auf allen jachlichen Gebieten der Verwaltung gegen Entjchließungen der — 
behörden und in allen einſchlägigen Einzelfällen zuläßt, vielmehr z. B. 
Preußen für die Finanzverwaltung überhaupt keine Rechtskontrole beſteht, * 
auch auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung die Miniſterialent— 
ſchließungen ihr nicht unterliegen und dieſelbe überhaupt nur in den vom 
Geſetze aufgeführten Fällen eintritt (Taxations- oder Enumerationsmethode). 

d) Die heutige Verwaltungsrechtspflege iſt nicht wie die ältere Admi— 
niſtrativjuſtiz“) dem Gedanken entſprungen, daß Parteiſachen unter Privaten 
kontradiktoriſch ausgetragen werden ſollen, ſondern ſie beruht auf der viel 
weiter gehenden und tiefer greifenden Erkenntniß, daß es nicht gut ſei, die 
Verwaltung zum Richter in eigener Sache zu machen, ohne wenigſtens eine 
„außerordentliche Rechtshilfe“, eine „Rechtskontrole“ gegen ihre Verfügungen 
in einer richterlichen Stelle zu bejigen. Dieje Erkenntniß ift in Deutichland 
noch faum ein Vierteljahrhundert alt, denn die Beitimmungen in den Reichs— 
verfafjungen von 1849 (Frankfurter $ 182, Unionsentwurf $ 1504 und in 
den Landesgejegen damaliger Zeit?) haben noch ausfchlieglich die alte Admi— 
niſtrativjuſtiz einfchließlich der nad) franzöſiſchem Meufter in einzelnen Bundes: 


N) Motive zum öjterr. Geſetze v. 22. Oftober 1875. 

2) Thatjählich iſt dies auch da der Fall, wo wie in Banern und Württemberg, bei 
den einichlägigen (fog. Rechtsbeſchwerden) Saben ein unmittelbar kontradiktorilches Verfahren 
vor dem Verwaltungsgerichtähofe nicht jtattfindet. Eine wirkliche, beveutungsvolle Aus- 
nahme findet in $ 2+ Erwähnung. 

3) Vergl. ſchon Cramer bei Hommel, Rhapsodia quaestionum vol. IV (1776) 
S. 801, wojelbit gelagt wird, daß „Policei-Sadyen“, dann „pro Contentiosis® und für ein 
Objecetum Justitiae zu halten, wenn „außer dem statu politico, Jura et laesiones Partium 
mit in Confideration zu nehmen“; dv. Yinde, Lehrbuch des Zivilprozefjes 5. Aufl. (1838) 
5.60 f. u.a. m. 

* „Die Verwaltungsrehtpflege hört auf; über alle Nechtsverlegungen enticheiden die 
Gerichte”. — Ueber die damaligen Anschauungen vergl. Pfeiffer, praft. Ausführ. III 
S. 210 f. Uebrigens kann die im jener Verfafjungsbeitimmung zu Tage tretende Vorein— 
genommenheit gegen Adminijtrativjuitiz nicht befremden, wenn man ſich vergegenwärtigt, 
daß die Motivirung dieſes Inſtituts damals darauf hinauslief, „daß bei der Entſcheidung 
gewiſſer Streitſachen auch auf den Staat und auf die Wohlfahrt des Ganzen Rückſicht genom— 
men werden müſſe, weil dem Privatrechtsſtreite auch ein öffentliches Moment innewohne“ 
(j. v. Pözl, bayer. Verw. Recht, 3. Aufl. S. 158). Hierin liegt, wie H. Schulze, preuß. 
Staatsrecht II ©. 868, mit Necht bemerkt, eine ſehr unzutreffende Empfeh ung der Verwal: 
tungsgerichtshöfe, denn „ſolche Nüdjichtnahme auf politische Nüglichfeitsgründe in der Ent: 
iheidung eines vorliegenden Rechtsfalles würde den Gedanken jener Gerichtsbarkeit auf 
heben“. 

»), 2. ®. H ſächſ. Gejeg vom 23. November 1848, die Umgejtaltung der Untergerichte 
u. ſ. w. betr. $ 3: „Zur Rechtspilege gehört: a) die jtreitige Gerichtsbarkeit in Zivilfahen mit 
Einichluß der ————— in der durch die künftige Geſetzgebung zu beſtim— 
menden Weile”. .... 


— —— — 
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ftaaten übernommenen Berwaltungsfompetenz in gewiljen Fisfalfachen ') in Augen. 
Ja ſelbſt der preußijche Kreisordnumgsentwurf vom 8. Oktober 1869 ſpricht 
in der allgemeinen Begründung lediglih davon, daß der Kreisausſchuß mit 
einer Reihe „schwerwiegender Funktionen der Verwaltungsjuftiz und der Exe— 
fution“ ausgejtattet werde, und noch die Kreisordnung jelbjt fannte ziwar den 
Ausdruck „jtreitige Verwaltungsfachen”, bezog denſelben aber auf die Geeig- 
netheit der Sache zu einer fontradiftorischen Verhandlung, während das Ber: 
waltungsgerichtägejeg von 1875 ihn auf den rechtsftreitigen Charafter der 
Sache übertrug.) Dagegen weift die badifche Regierung zur Begründung 
ihres Entwurfes zu dem nachmals am 5. Dftober 1863 ergangenen Gefeße 
über die Organifation der inneren Verwaltung darauf hin, daß die politische 
Verwaltung die Fräftige Leitung eines Einzelbeamten, die Anwendung des 
öffentlichen Nechts auf die bei dem Bollzug der VBerwaltungsgejege im ein- 
zelnen Falle entitehenden Streitigfeiten aber die reifliche Berathung eines 
Kollegiums von vechtsgelehrten VBerwaltungsbeamten verlange, deren ausjchließ- 
lihe Beichäftigung mit der Geſetzesanwendung bei gegenüberjtehenden An— 
jprüchen eine weſentliche Garantie für unparteiiiche Entjcheidung bilde, und 
gedenft zur Begründung der Nothiwendigkeit einer bejonderen Verwaltungs: 
rechtöpflege mit Necht namentlich des Falles, daß der Berwaltungsbeamte Ent- 
ſchließung auf Widerfprüche gegen eine von ihm felbjt ausgegangene Handlung 
oder Verfügung treffen muß.?) Im der That ift es ſchon dieſer einfache Ge— 
jihtspunft des täglichen Lebens, welcher das im neuerer Zeit immer mehr 
enpfundene Bedürfniß nad) einer Rechtiprehung in Verwaltungsſachen zur 
Genüge erflärt und es bedarf nach unjerem Dafürhalten keineswegs des in 
den Gneijt'jchen Schriften bis zum Ueberdruſſe wiederkehrenden Hinweiſes 
auf politiſche Barteirüdjichten, durch welche fich die Minifter und die ihren 
Anweilungen unterworfenen Verwaltungsbehörden zum Nachtheile der gleichen 
Mafbeitimmung in Verwaltungsjachen angeblich in Preußen erfahrungsmäßi 
jeit Beginn der Eonjtitutionellen Aera öfters haben leiten Lafjen.*) Gewik 
können folche Thatjachen mit zur Begründung der Nothivendigfeit einer „Rechts- 
fontrole” dienen; aber e3 ift für die Mitteljtaaten Deutjchlands nahezu unver: 
ftändlich, wenn man diefen Gefichtspunft in erjter Linie heranzieht, um Die 
Berwaltungsrechtspflege als Zeitbedürfniß erfcheinen zu laſſen.““ In den 


) Badiſches Organiſationseditt vom 26. November 1809. Preußiſche Kabinetsordre 
vom 2. November 1822 (Gei.-5 S 229) $ 5. — Noch viel weniger beſteht natürlich ein 
Zujammenhang mit der Negiminalgerichtsbarkeit der alten Neichsgerichte oder gar mit der 
tribuniciichen — des römiſchen Staatsrechts (vergl Mommſen, römiſches Staats— 
recht 1 ©. 253 f. der 2. Aufl.). 

, v. Brauditic (Stude und Braunbehrens), preuß. — ©. 6 f. 

) Weizel, Organifation der inneren Verwaltung, 1864, ©. 129 

J Mit Gneiſt's Worten auch v. Rönne, preuf. Staatärecht II ©. 331 der 4. Aufl. 
H. Schulze, Preuß. Staatsrecht 1I ©. 871, während Gneijt neuerdings (vergl. Engliſches 
Verwaltungsrecht III. Aufl. S. 417) ſelbſt ertluri in den „gereifteren Parteiverhältniſſen ſeit 
1867* ſei der redliche Wille, das gute Erbtheil einer unparteiiſchen Staatsverwaltung 
auch in der neueren Staatsform zu bewahren, allen Parteien und der Staatsregierung ge 
meinſam. 

5) Vergl. u. a. v. Sarwey, Oeffentliches Recht S. 42, 177. Ueberhaupt iſt die ruhige Ent- 
widelung der Verwaltungsrechtspflege durch das Hereinziehen fremdartiger Geſichtspunkle viel⸗ 
fach geſtört und ihr Weſen nicht ſelten mit Aeußerlichkeiten verwechſelt worden. Vergl. v. Sar- 
wen.a. a. O. ©. 260. Württemberg. Staatsrecht IT ©. 323. „Die Reform bezweckt . ., 
den in dem öffentlichen Rechte begründeten Rechten der Einzelnen einen gleichartigen Schutz 
zu gewähren, wie er den Privatrechten durch die Givilgerichtsbarfeit zu Theil geworden iſt. 
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meiſten Fällen handelt es fich vielmehr um Thatbejtände, welche vom Stand: 
punfte der politifchen PBarteirichtung ganz gleichgiltig find, 3. B. um Baus oder 
Schanffonzeffionsfachen, Austragung von Armen und Wegeftreitigfeiten u. ſ. w. 
Hier fortwährend die Beſorgniß hegen und äußern zu wollen, daß aus Rück— 
jiht auf die politische Parteiftellung der betheiligten Perſonen oder Korpo— 
rationen die enticheidende Verwaltungsſtelle eine parteiiiche Entjcheidung treffen 
könnte, erjcheint denn doch zu weit gegangen und involvirt eine durch Nichts 
ausreichend gerechtfertigte Beichuldigung gegen den deutichen Beamtenjtand. 
Viel näher liegt, wie gejagt, die Erwägung, daß derjenige Beamte, welcher 
eine Berfügung erlaflen — 3. B. eine Bauerlaubniß verjagt oder eine Wege: 
beritellung gefordert — hat, dann, wenn gegen die rechtliche Zuläſſigkeit dieſer 
Verfügung vom Empfänger der legteren Einwendungen erhoben werden, doc 
leicht geneigt fein wird, die Bedeutung der Gegengründe gegenüber der eigenen, 
in der Verfügung zur Geltung gebrachten Rechts: und Sahauffallung zu unter: 
Ihäßen. Nun bejteht allerdings allenthalben die Füglichkeit, gegen die VBerfüg- 
ungen der erjtinftanzlichen Berwaltungsbehörde ein Rechtsmittel (Rekurs u. ſ. w.) 
zur höheren Stelle einzulegen. Allein da zahlreiche Verfügungen der erjten 
Inſtanz jich auf allgemeine oder auch jpezielle Anordnungen der vorgejehten 
Behörden gründen, welchen die untergebenen Stellen unbedingt Folge zu leiten 
haben, jo wiederholt fi in ziemlich ausgedehnten Umfange auch hier das 
* geltend gemachte Bedenken gegen die Unbefangenheit der entſcheidenden 
uſtanz. 

Von dieſem Standpunkte aus wird man es alſo durchaus erklärlich finden 
müſſen, wenn mit der zunehmenden Entwickelung des materiellen Verwaltungs: 
rechts und der damit Hand in Hand gehenden Erfenntniß von der rechtlichen 
Natur zahllofer Verwaltungsverfügungen das Bedürfnif nach einer unbefangenen 
und unparteiiichen Stelle zur Entjcheidung von verwaltungsrechtlichen Streitig- 
feiten jich einjtellt und wenn zur Befriedigung diejes Bedürfnijjes Verwaltungs: 
gerichte geichaffen werden, welchen man entweder durch richterliche Stellung ihrer 
Mitglieder oder ehrenamtliche Heranziehung des Laienelements zur Bildung 
eines enticheidenden Kollegiums, theilweile und grundfäglich richtig auch durch 
volljtändige Trennung der verwaltungsgerichtlichen von den Verwaltungsitellen, 
die erforderliche Unabhängigkeit in perjönlicher wie fachlicher Hinficht zu 
geben jucht. 

III. „Die Behauptung einer vorhandenen Rechtsverlegung läßt fich nur 
prüfen und Schuß gegen jolche nur gewähren, wenn die Verlegung eines Nechts 
nah den vorliegenden Verhältniſſen fich juriſtiſch, d. h. nach Nechtsnormen 
erkennen läßt.” ") Inſofern ijt es richtig, wenn von vielen Seiten als noth— 
wendige Vorausſetzung einer Verwaltungsrechtspflege die Ausbildung des mate- 
riellen Berwaltungsrechtes bezeichnet wird.?) Anderſeits wirkt die fontradifto- 
riihe Verhandlung von Verwaltungsfachen troß der erjt wenige Jahre um- 
fafienden Thätigfeit der Verwaltungsgerichte zweifellos ganz wejentlich mit zu 
jener Ausbildung der materiellen VBerwaltungsrechtsnormen, ganz ähnlich, wie 


In Fällen, in welhen jene Einzelrechte mit dem in der Staatöverwaltungsbehörde verkör— 
perten Geſammtwillen in Kolliiion geratben, jollen nicht dieje Behörden, jondern Organe, 
weiche von der Verwaltung unabhängig find, die Enticheidung treffen“. v. Braudhitic, 
Preuß Organiſationsgeſetz I. S VII. 
Pfeiffer, prakt. NAusführ. V 240. 
*, Slajer, Handb. d. Strafprozeſſes (1883) I S. 280. 
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dies unter dem Einfluſſe des Strafprozeſſes rückjichtlich des materiellen Rechts 
der Uebertretungen zu beobachten ift.") 

Bon diejer fortjchreitenden Entwidelung des materiellen Verwaltungsrechts 
ift vor allen Dingen zu hoffen, daß fie die bereits oben — $ 14 und nament: 
lich $ 20 — von Grund aus befämpfte Vorftellung von dem „feiten Rechts: 
freife des Einzelnen“, in welchen die öffentliche Gewalt hineingreift, recht bald 
und für immer bejeitigen möge. Denn erjt dann ijt der Weg für diejenige 
Auffaflung von den Aufgaben umd der Stellung der VBerwaltungsrechtspflege 
geebnet, welchen im folgenden 5 24 das Wort geredet werden joll. Nach der 
jest herrfchenden Anjchauung?) „it der leitende Gejichtspunft der Geſetzgebung 
für die Umgrenzung der Kompetenz der Verwaltungsrechtiprehung der der 
Nechtöfontrole*. „Wo rechtlich geſchützte Intereſſen, jubjektive Nechte, jei es 
einer einzelnen phyſiſchen Berjon oder einer Korporation, von den durch die 
Verwaltungsbehörden vertretenen Anforderungen des öffentlichen Intereſſes be: 
rührt werden und mit dieſen in Kollifion gerathen, da jollen nicht jene Behörden 
jelbjt, jondern die Verwaltungsgerichte entjcheiden.“ „Diejenigen Eingriffe der 
Polizeigewalt in die Nechtsiphäre der Einzelnen, welche zum Schuße des öffent: 
lichen Intereſſes jtattfinden“, unterliegen der Nechtsfontrole. In diejer Auf: 
fafjung liegt eine Unflarheit verborgen. Die öffentliche Gewalt darf nur dann 
Handlungen oder Unterlafiungen eines Einzelnen fordern, wenn fie dazu Durch 
das öffentliche Necht befugt ist. Thut fie es, jo greift fie nicht in den Rechts: 
freis des Einzelnen ein. Fordert fie, wo fie nicht dazu befugt ift, jo kommt 
es nicht erſt noch darauf an, bejonders feſtzuſtellen, ob fie in einen fremden 
Nechtsfreis eingreift. Denn wenn fie ohne Rechtsgrund von Jemandem eine 
Handlung oder Unterlafjung fordert, jo Liegt doch hierin ſchon zur Genüge 
ausgefprochen, daß eine rechtliche Verpflichtung des Dritten nicht ftattfindet. 
Es fann ſich alſo lediglich um Erörterung der Frage handeln, ob ohne Rechts: 
grund gefordert wurde. Dafür iſt das Anhalten nicht in „Srundrechten“ des 
Individuums, jondern in denjenigen Normen zu juchen, auf welche ſich das 
Anverlangen der öffentlichen Verwaltung jtügt. Es iſt alfo Lediglich zu 
prüfen, ob dieſen Normen die vorhandenen thatlächlichen Verhältnijje ent: 
iprechen. Wenn eine Bolizeibehörde einen Mann ſämmtlichen Wirthen feines 
Aufenthaltsortes als motorischen Trunfenbold bezeichnet und diefelben veran= 
laßt, ihm den Aufenthalt in ihren Yofalen zu verjagen,?) jo fommt es für die 
materielle Zuläffigfeit einer ſolchen Verfügung nicht darauf an, ob durch die 
Behörde „an Bezug auf ihn eine Thatlache behauptet und verbreitet wird, 
welche ihn in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignet ift, auch 
Dritte zu einer dem entſprechenden Behandlung des Beſchwerdeführers zwingt 
und ſomit objektiv eine Minderung ſeiner Ehre involvirt“, ſondern es handelt 
ſich blos darum, ob die Verwaltung nach dem geltenden Rechte befugt iſt, gegen 
notoriſche Trunkenbolde in der bezeichneten Weiſe vorzugehen und ob der Be— 
treffende wirklich ein notoriſcher Trunkenbold iſt. Mit Recht hält Gneiſt 
ſelbſt) dem „Verwaltungsſtreitverfahren in den deutſchen Mittelſtaaten“ Fol— 
gendes ein: „Da faſt jeder Verwaltungsakt irgend ein Intereſſe der Freiheit 
oder des Vermögens der Individuen berührt, ſo entſteht auf dieſem Wege eine 
unendliche Kette von Klagen der Unterthanen gegen die Obrigkeit, ebenſo un— 

3. B. Jolly in Zeitichr. f. d. gef. Staatäw. Bd. 34 ©. 588. 

2, Entſch. d. preuß. O.V.⸗Ger. II S. 404 u. f. 

3) Entich. des preuß. O.V. G. J 330. 

ı) in Holhtzendorff's NRectsleriton III 2, S. 116. 
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endlich wie die habituellen Beichwerden des Deutjchen über die „Verwaltung“, 
wie die Klagen des Bürgers und Bauers über die Zumuthungen des „Staates“. 
Man kann fich dagegen nur helfen, indem man die Verwaltungsflage als eine 
aus einem rechtlih anerfannten Individualintereſſe entipringende actio 
definirt, womit man zu einem reinen Zirfelfchluß gelangt.“ 


$ 24. Tas Hlagprinzip in Verwaltungsrechtsſachen. 


I. Nach unferem Rechte ift in Streitigkeiten über Verlegung verwaltungs- 
rechtlicher Befugniſſe und Verpflichtungen der Nechtsweg in der Negel ausge: 
Ihloffen, vielmehr den Verwaltungsbehörden innerhalb der Grenzen ihrer Zu: 
Ttändigfeit ein Recht der Selbjthilfe!) dergeftalt eingeräumt, daß fie nad) 
Maßgabe ihrer pjlichtmäßigen Ueberzeugung diejenige Handlung, Leiſtung oder 
Unterlajjung, zu welcher fie einen ihrer Gewalt Unterworfenen nad) dem be— 
jtehenden Berwaltungsrechte für verbunden erachten, von demjelben unmittelbar 
fordern und nöthigenfalls erzwingen dürfen. Die ältere Doktrin erblickt hierin 
einen völlig normalen Zuſtand. „Nach der Natur des Staates als eines 
jittlichen Reichs, dem die Einzelnen als Glieder angehören, kann nur er felbjt 
jeine eigene beberrichende Macht, johin die Regierung das Urtbeil über die 
gefegmäßige Anwendung ihrer Funktionen haben; fie kann nicht für Vornahme 
derjelben erjt der Entjcheidung der Gerichte als einer dritten Macht bedürfen, 
noch weniger fann fie jelbjt der Macht der Gerichte, deren Verurtheilung, Be: 
fehl und Vollſtreckung unterliegen. Dächte man fich einen Zuftand, daß über 
die Alte der Staatsgewalt, jei es vor ihrer Vornahme, ſei e8 nachher, richter: 
liche Entjcheidung überall eintrete, wenn der Unterthan ſich auf Rechtsver— 
legungen beruft, jo hätte damit der Staat aufgehört, wirklich Staat, ein fitt 
liches Reich über den Individuen zu fein, er wiirde ſelbſt eine bloße Privat: 
partei, feine Handlungen verlören den Charakter einer höheren Autorität; es 
fäme ihm jein Herricherrecht gegen den Unterthan nicht im anderer Art zu, 
als dem Gläubiger jeine Befugnijje gegen den Schuldner, und die Unterthanen 
hätten aufgehört, ergänzende Glieder des Staates, des fittlichen Ganzen zu 
jein, jondern jtänden ihm als einem Subjefte außer ihnen als losgetrennte, 
unabhängige, gleichartige Subjefte gegemüber.“?) Soll alfo die öffentliche 
Verwaltung zwar auch nach diefer Auffaſſung nach Nechtsgrundfägen fich achten, 
infoweit jie Handlungen oder Unterlafjungen von den Unterthanen in Anfpruch 
nimmt,®) jo wird es Doch für gänzlich unthunlich erachtet, fie einer Nechts- 
fontrole durch Gerichtshöfe zu unterwerfen, weil ſonſt die Verwaltung der 
Juſtiz unterjtellt wäre, aber auch für völlig unnöthig angejehen, die Verwaltung 





Leuthold, ſächſ. Verw-Recht S. 385. Vergl. auch ſchon Zahariä, 40 Bücher 
vom Staate III. ©. 30. 

*, Stahl, Nedtsiehre 3. Aufl. (1865) $ 173. Der Fehler der Stahl'ſchen Argu- 
mentation liegt darin, daß nicht berücfichtigt wird, wie dem Staate jelbjt bei voller formeller 
Gleichitellung in allen Gebieten des öffentlichen Rechts mit dem Privat: „Gläubiger“ doc) 
das ausſchließliche Befugniß verbleiben würde, den Inhalt der öffentlichen Nechte zu bes 
jtimmen, weil ihm allein die Geſetzgebung zuitebt. 

Bekanntlich liegt auch hierin jchon ein Fortſchritt gegenüber älterer Auffafjung, welche 
die öffentlihe Verwaltung lediglih nah Zweckmäßigkeitsgründen handeln läht und den 
Charakter des öffentlichen Rechts als Recht nicht Mar erkennt. Diejer älteren Auffaſſung 
treten die freifinnigen Schriftjteller aus der Mitte des 19. Jahrhunderts entgegen; vergl. 
3: B. Pieiffer, prakt. Ausf. IIL ©. 300 }. V. ©. 216. VI. S 76. Bähr, Redtsitaat 
S. 84. 9 Schulze, deutiches Staatäreht I. S. 541. Die ältere Auffajiung aber ins 
volvirte mit ihrer Rei des öffentlichen Wohls wieder einen Fortichritt gegen die 
vorausgegangene dynaftiich-patrimoniale Lehnſtaatstheorie. 
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noch weiter zu fontroliren, weil fie ja ohnehin vom öffentlichen Intereſſe ſich 
leiten lafje. Nun ift e8, was zunächjt legteren Punkt anlangt, ja gewiß im 
Allgemeinen richtig, daß die Beamten der öffentlichen Verwaltung, weil zu: 
meilt perfönlich nicht am Ausgange der von ihnen zu vertretenden Sachen 
betbeiligt, nicht jo leicht wie ein Privatmann geneigt fein werden, ihre Macht: 
ſphäre der Nechtsnorm zumider zu überjchreiten und daß deshalb die Ent- 
twidelung des Staats: und Kulturlebens jchon ſehr meit vorgejchritten jein 
muß, wenn der Mangel einer Rechtſprechung in Verwaltungsjachen durch be: 
fondere Gerichte ala eine Lücke im öffentlichen Leben empfunden werden joll.') 
Allein ift diefer Entwidelungsgrad erreicht, jo Fann dem vom Standpunkte 
desjelben prüfenden Auge nicht wohl entgehen, daß die „Jurisdiktion“ der 
Verwaltungsbehörden?) in Wirklichkeit eine jolche nicht ift, ebenjo wenig wie 
als folche die gewiſſenhafteſte Erwägung des Privatberechtigten über den Um- 
fang der eigenen Befugniſſe gelten darf.?) Was aber die Nebenordnung der 
Sujtiz und Verwaltung, die präzife Trennung der Gewalten anlangt, jo iſt 
es auch jener Auffaſſung nicht gelungen, dieſelbe rein ihrem Ideale ent: 
jprechend,*) durchzuführen. Vielmehr hat es ſich immerdar nöthig gemacht, 
der Juſtiz Die maßgebende Stimme bei Entjcheidung über Kompetenz-Zweifel 
und zwar mindejtens dann einzuräumen, wenn die Ueberjchreitung der Amts: 
befugniije der Berwaltungsbehörden zum Nachtheile Privater behauptet ward.?) 


') So erflärt ſich die überaus verjchiedenartige Auffaſſung vom öffentlichen Rechte ın 
den verichiedenen Entwidelungszeiten. Mit Recht betont Gneijst, Rechtsſtaat S. 152 f., daß 
erit die legten Jahrhunderte dem Berwaltungsrechte eine tiefergebende, ſtetig wachſende 
Bedeutung gegeben haben und daß der heutige Staat die von ihm zu itellenden militärijchen, 
finanziellen, polizeiliden Anforderungen den widerjtrebenden Intereſſen und Freiheiten der 
Stände in fortwährendem Kampfe mühjam abgewinnen mußte Für jolde Zeit mußte 
man allerdings fragen: „Was wäre aus dem heutigen Staate geworden, wenn wegen aller 
neuen Anjprüche, welche dem Egoismus der Gejellichaft Schritt für Schritt abzuringen waren, 
der Unterthan den Staat bei den Gerichten hätte verflagen künnen?“ Bergl. auch Gnei it, 
engl. Berfafl..Geih. S. 298 f. 638 f. Mayer, Grundzüge des Verw.R. S. III f. und die 
Nede Friedenthal’s im preußiihen Abg.-Dauje am 16. März 1872. 

Vergl. namentlich Gneiſt, z. B. in den Verhandl. des XII. deutſchen Juriſtentags 
III. ©. 232 in folgender Weije: „Die Dekrete der anordnenden Obrigkeit enthalten aber eın 
jelbjtändiges Urtbeil darüber, ob die Anordnung ſinngemäß dem Gejep und dem Staatszweck 
entipredye. Die Verwaltungsdekretur iſt injofern an ſich ſchon Rechtſprechung. Eben des— 
halb bezeichnet das engliſche Verwaltungsrecht das Dezernat der „verwaltenden“ Polizei und 
jedes höhere Berwaltungsdezernat als jurisdiction.* 

3, Sehr richtig führt Bähr, Rechtsſtaat ©. 52 f. dies näher aus: „Die Stellung der 
ai Tg zu Recht und Geſeß iſt .. . feine andere, als die des einzelnen Staats 
bürgers. ir alle bewegen uns auf einem relativ freien Gebiet, innerhalb dejien nicht das 
Net, jondern unjer Anterefie, unjer perjünlices Wohl, den pofitiven Beitimmungsgrund 
unjeres Handelns abgibt. Wir forgen für unfere Nahrung, bauen uns Häuſer, verichaffen 
uns geiftige Genüsie, begründen eine Familie u. f. w. und Niemand wird behaupten, wir 
thäten das alle8 nur um des Nectes willen. Aber wir werden, wenn wir anders 
rechtlich gefinnt find, das alles nur innerhalb des Rechtes zu thun bejtrebt jein; mir 
werden deshalb eine jede Handlung, zu welcher unjer Intereſſe uns antreibt, bei entjtehendem 
Zweifel auch bezüglich ihrer Rechtmäßigkeit prüfen und nur wenn dieje Prüfung zu deren 
Gunsten ausfällt, fie vollführen. Bei diejer Prüfung haben wir nun ganz die nämliche 
geiftige Operation vorzunehmen, die auch dem Richter bei Prüfung der Rechtmäßigkeit einer 
vor ihm jtreitig gewordenen Handlung obliegt. Gleichwohl ift unfere Prüfung feine richter- 
liche, denn wir prüfen vom Standpunkte unjeres Intereſſes, und was wir alö berechtigt er 
kennen, erachten wir für unfer jubjeftives Recht. Der Nichter dagegen prüft das vor 
ihn Gebrachte lediglich als Vertreter der objektiven Rechtsordnung . . ." 

+ Vergl. 3. B. Mayer, Grundſütze ©. 41 f. 

Vergl. weiter italienijches E-Gejep v. 20. März 1865 art. 4: L’atto amministra- 
tivo non poträ essere rivocato o modificato se non «nvra ricorso al!e competenti 
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„Es läßt fich fein Grund denken . . . warum nun gegen Eingriffe des Staats, 
die gerade die gefährlichiten find, da hier zu dem Willen zu jchaden, wenn 
er vorhanden ift, immer auch die Macht kommt, der Einzelne feinen Schuß 
finden jollte; dag Recht muß überall Recht bleiben.” ’) Freilich „bedarf die 
Regierungsgewalt der Juſtiz nicht, um fich in ihren Rechten zu ſchützen. Sie 
thut das jelbjt mit ihren eigenen Mitteln. Da fühlt fie denn eine neben ihr 
ftehende Rechtiprehung, die für Andere eben jo jehr Schuß ala Schrante 
ift, für fih nur als Schranfe.?) 

In der That hat denn auch die neuere Entwidelung unjeres öffentlichen 
Lebens jener älteren Theorie zum Troge uns eine „NRechtsfontrole der Ver- 
waltung“ gebradt. Die Thätigkeit der Verwaltungsbehörden in Ausübung 
öffentlicher Rechte iſt durch das neuejte Verwaltungsrecht mit mehrerer oder 
minderer Konſequenz dem richterlichen Urtheile unterjtellt worden. Allein man 
hat dabei im großen Ganzen fich gejcheut, die legte Konſequenz zu ziehen, 
indem man die Verwaltung jchon dann, wenn fie Rechte geltend macht, grundfäß- 
lih an richterlihe Hilfe verweift; man ijt dabei ſtehen geblieben, daß man 
gegen die fortdauernd in Kraft belafjene Selbithilfe der Verwaltungsbehörden 
ein außerordentliches Rechtsmittel in der Berufung auf verwaltungsgerichtliche 
Entjcheidung einführte. Auch Bähr, welcher offenbar nahe daran war, jene 
legte Konjequenz zu ziehen,?) glaubte jchlieglich doch einlenken zu müfjen*) und 
nicht minder jteht die heutige Theorie auf dem Standpunkte, daß mehr als die 
jest gejchaffene „Rechtsfontrole der Verwaltung“ nicht geboten werden könne.) 


autoritä amministrative, le qualisi conformerannoalgiudicatodeitribunali 
in quanto riguardo il caso deciso. Nach Art. 8 des zugehörigen Regulativs v. 25. Juni 
1865 jteht den Vertretern der Verwaltung vor Gericht fein ausgezeichneter Plag zu. 

Wächter. fritiiche Zeitichr. f. Rechtswiſſenſch. I. ©. 108. 

?, Bäühr, Rechtsſtaat S. 106. 

3) Rechtsſtaat S. 108: „Als eine ganz phantaftiihe Unmwahrheit müſſen wir ed endlich 
auch bezeichnen, wenn man jagt, durd eine Nechtiprehung über die Handlungen der 
Regierungsgewalt befomme das Gericht die gefammte Verwaltung in die Hand. Es geſchieht 
das jo wenig, als die Gerichte die Berwaltung des Eigenthums dadurh in die Hand be 
tommen, daß fie über die Nechtögrenzen, innerhalb deren der Eigenthümer jein Eigenthum 
ausüben darf, zu jprechen berufen find.” 

*, Ebenda ©. 65: „Wir begehren ferner eine Feſtſtellung des Rechts der Regierungs— 
gewalt durch Richterſpruch nur als Mittel der Abwehr von Seiten deſſen, der ſich verletzt 
erachtet, nicht als Vorbedingung dafür, daß jene überhaupt thätig werde. Die Regierungs- 
gewalt braucht nicht, einem Privaten glei, ihr Vorjchreiten, auch wo dies pofitiv in Die 
Privatrechtsſphäre der Unterthanen eingreift, erjt durch einen Richterſpruch zu fegalifiren. 
Es rechtfertigt ſich theils aus ihrer Stellung als jittlicher Autorität, fraft welcher ſich einſt— 
weilen die Vermuthung für die Rechtmäßigkeit ihrer Handlungen in Anjpruch nehmen darf, 
theild aus der Wichtigkeit und Dringlichkeit ihrer Aufgaben, dab ihr das Recht verbleibe, 
ihre, Praft öffentlihen Rechts getroftenen Anordnungen jelbjtändig und ohne durd) einen 
dagegen nachgeſuchten Rechtsſchutz behindert zu jein, zur Vollziehung zu bringen.“ 

) Vergl. 3. B. Schmitt, PVerwaltungsrehtspflege S. 125: „Uebrigens wird die 
Rolle des Klägers in der Negel dem einzelnen Gliede, die des Beflagten der öffentlichen Ver: 
waltung zufallen, denn da jede öffentliche Verwaltung zu den einzelnen Theilen des Ganzen 
eine rechtlid anerkannte übergeordnete Stellung einnimmt, jo muß jeder Theil als joldyer 
naturgemäß gehalten jein, den Anforderungen der im Namen des Ganzen handelnden Ber: 
waltung in der Regel jofort Folge zu leiften, jedoch vorbehaltlich nachträglicher ſtaatsrichter— 
licher Prüfung des Anſpruchs, wenn jolche mittels Klage, deren Erhebung auf eine beftimmte, 
von der adminiftrativen Vorprüfung an laufende Friſt zu beichränfen ift, verlangt wird. 
Darum find denn auch die Staatdangehörigen genöthigt, die jtaatärichterlihe Funktion ſelbſt 
in ſolchen Fällen (mit einer Art Negatorienklage) anzurufen, in welchen ihnen von der Ver— 
mwaltung eine ungebührliche Belaftung oder Beichräntung zugemuthet wird, die fie in einem 
privaten BVerhältnifie unter Abwartung der Klage des Gegners einfach verweigern fünnten.“ 
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Die heutige Theorie ift aber auf halbem Wege ftehen geblieben. Erfennt 
man einmal die Thätigfeit der Verwaltung als richterlicher Kontrole bedürftig 
an, fo liegt auch fein Grund vor, das Klagprinzip in Verwaltungsrechtsjachen 
in anderer Weije einzuführen, als in Zivil und Strafjachen. Vielmehr ijt 
nicht einzujehen, warum nicht auch die öffentliche Verwaltung, wenn fie Rechts— 
anfprüche geltend macht, diejelben grumdjäglich im Klagwege joll verfolgen 
müſſen, jtatt ſich der Selbithilfe bedienen zu dürfen. 

II. Die berrichende Theorie bat allerdings Gründe gegen Einführung 
eines Klagzwanges für die öffentliche Verwaltung geltend gemacht und zwar 
find e8 vornehmlich die drei folgenden: 

a) die Stellung der Verwaltung als „Sittliche Autorität“ vertrage den 
Klagzwang nicht; 

b) die Rechte der öffentlichen Gewalt auf verwaltungsrechtlichem Gebiete 
jeien vielfach jo allgemeiner Natur, daß eine jpezielle Formulirung des von 
dem Gewaltunterivorfenen zu fordernden Leiftungsobjefts unthunlih falle und 
nur eine Begrenzung der Gewaltjphäre der Verwaltung auf Anrufen des 
Gemwaltunterworfenen möglich jei ; 

ce) die Forderungen der öffentlichen Berwaltung jeien häufig jo dring- 
licher Natur, daß ihre Erfüllung durch den Klagzwang nicht aufgehalten 
werden dürfe, 

Alle diefe Gründe erjcheinen aber nicht dDurchichlagend. Was den legten 
anlangt, jo beanjprucht das gleiche Bedenken Beachtung jowohl in Straf: 
als in Zivilfachen und hat diejelbe dort auch gefunden. Schon hieraus erhellt, 
daß auch in Berwaltungsjachen der Klagzwang als Negel fich mit der Dring: 
lichkeit mancher Anjprüche der Verwaltung, welcher durch Ausnahmsbeſtimm— 
ungen Rechnung zu tragen fein wird, recht wohl verträgt, daß es fich aljo 
infoweit um eine Spezialfrage zweiter Ordnung handelt, deren nähere Be— 
Iprechung ebenſo jpäterer Stelle vorzubehalten ift, wie der zweite, zu b) ange: 
führte Grund. 

Was dagegen den erſten jener Gründe anlangt, jo iſt demjelben vom 
Standpunkte unferer heutigen Kultur und NRechtsentwidelung mit aller Ent: 
ichiedenheit entgegen zu treten. Gewiß ijt die öffentliche Verwaltung eine fitt- 
liche Autorität von hoher Bedeutung in dem Sinne, daß fie den Gedanken 
einer Vertretung der allgemeinen Kulturinterefien (vergl. oben den I. Abjchnitt) 
verkörpert; gewiß follen auch die Nechte der öffentlichen Verwaltung inhaltlic) 
ganz andere fein, als die Rechte des Einzelnen jemals jein fünnen; allein 
jo wenig die Gerichte allein eine Berfafjung aufrecht erhalten können,) jo 
wenig darf man von der Verwaltungsrechtspflege eine Schädigung der Ver: 
waltungsautorität erwarten, ?) und jo wenig im Zivilrechte die Höhe der For: 
derung und im Strafredhte die Höhe der möglichen Strafe, oder in einem 
oder anderem Die vornehmere oder geringere Stellung des einen Theil von 
Einfluß it auf die Frage, ob eine Nechtspflicht vorliege oder nicht, ebenjowenig 
fann im DVerwaltungsrechte dem Inhalte einer Verpflichtung oder der Stellung 


') v. Gerber, Weber öfjentlihe Rechte (1855) © 

®; p. Sarwey, Verwaltungsrechtäpflege ©. 89 bt zu, daß durch richterliches Urtheil 
über Verwaltungsverfügungen der Staatszwech und die Autorität der VBerwaltungsbehörden 
nicht gefährdet werden würde, behauptet aber, eine jolche Gefährdung würde eintreten, wenn 
die Verwaltung von jedem Einzelnen, welcher ſich verl’tt glaubt, in die Stellung einer ihm 
gleichjtehenden Segenpartei gebracht werden fünnte Wir vermögen einen Grund biefür nicht 
zu erfennen. 
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der die leßtere geltend machenden Behörde Einfluß auf die Beantwortung 
der Frage eingeräumt werden, ob eine Nechtspflicht vorliegt.") Im Uebrigen 
darf man auch feineswegs davon ausgehen, daß etwa in allen Fällen und 
Punkten die Befugnijje der Verwaltung inhaltlich über die Befugniſſe der 
Privaten oder gar der öffentlichen Anklage in Straffachen hinausgingen. Im 
Gegentheil find insbejondere die Pflichten Friminell Verurtheilter zur Straf: 
duldung meijt viel einjchneidender als die Pflichten der Staatsbürger gegen: 
über der Verwaltung und es liegt ohne Zweifel hierin einer der Gründe, 
weshalb die Ausübung der Strafgewalt jchon auf niederer Kulturjtufe an 
richterliche Formen gebunden zu werden pflegt, in Zeiten, in welchen die Ber: 
waltungsrechtspflege noch ein gänzlich unbekannter Gedanke ift.?) Zahlreiche 
Privatrechtsverhältnijje legen ebenfalls inhaltlich viel jchwerere Pflichten auf, 
ala manche Verhältniſſe des öffentlichen Rechts. Man denfe nur einmal an 
das Rechtsverhältniß zwijchen den Ehegatten oder an das Eltern und Kindes: 
verhältniß auf der einen, und an verwaltungsrechtliche Verpflichtungen min- 
derer Art, wie 3. B. die Pflicht der Hausbefiger in vielen Orten zur Trottoir- 
legung, Straßenreinigung u. ſ. w.?) Nichtsdejtoweniger joll gar nicht in 
Abrede gejtellt werden, daß nad) der ganzen Stellung und Aufgabe der öffent: 
lihen Verwaltung inhaltlich naturgemäß viele von deren Nechten von großer 
Tragweite find und jein müſſen (Militärpflicht, Enteignungszwang, Ausweiſung 
u. 5. w.). Das ändert aber, wie gejagt, nichts an dem Rechtscharafter jener 
Befugniſſe und an der theoretischen Zuläffigkeit des Nechtswegs zu deren Geltend- 
machung. Den beiten Beweis biefür bietet die Enttwidelung des Rechtswegs 
für Straffachen und*) für Fisfalfachen,?) ſowie neuerdings in Ehenichtigfeitg- 
und Entmündigungsjachen.‘) Das Strafrecht ift derjenige Theil des üffent- 


!) „Der Verwaltungärichter wird zwar, wie dies aud) der Zivil: und der Strafrichter 
tun müſſen, bei der Auslegung eines zweifelhaften Rechtsſatzes fih zu fragen haben, ob 
derjelbe nicht zum Zwecke der Förderung eines bejtimmten öffentlichen Intereſſes gegeben jei 
und er wird gegebenen Falls diejenige Auslegung annehmen, welde diejem Zıwede am 
meiiten entipricht. Eine Berwallung@gerkniiäge Enticheidung aber, welde dahin lauten 
würde, dab zwar nad) dem Nechte die Entiheidung jo oder jo lauten würde, daß dieje Ent- 
ſcheidung jedod aus Gründen des öffentlichen Intereſſes in diejer oder jener Weile modifizirt 
werden müjje, würde von Jedermann = eine Ungeheuerlichleit bezeichnet werden.“ 
v. Stengel in Shmoller'& Jahrb. VII. ©. 430. 

2 Sewii irrt der trefflihe Bähr, — er im Rechtsſtaat S. 94 dafür Folgendes 
ausführt: „Darin unterſcheidet ſich die Ausübung der Strafgewalt von der Ausübung 
anderer öffentlich rechtlicher Befugniſſe des Staats, daß die Zwecke des Gemeinwohls durch 
die einzelne Beſtrafung nicht unmittelbar, ſondern nur mittelbar gefördert werden. Deshalb 
iſt es nicht allein möglich, ſondern auch ſachentſprechend, daß der Staat ſein Recht auf Be— 
ſtrafung ſogar von einer vorgängigen richterlichen Entſcheidung abhängig mache, während 
da, wo die Staatsgewalt in unmittelbarer Verfolgung ihrer Zwecke handelt, es ihr un— 
benommen bleiben muß, jelbjtändig vorzuicreiten. ($ 22.) — Werden die „Zwecke des 
Staat3“ etiwa durd; die Aufitellung von Genehmigungsbedingungen für Erridtung einer 
Kleinviehſchlächterei „unmittelbarer gefördert“ als durd die Bejtrafung eines Diebes ? 

3) Yuc) darin, dab die Nechte der öffentlichen Gewalt gegen jeden Gewaltunterworfenen 
zu geben Diiogen, liegt feine Bejonderheit des Verwaltungsrechts. Das Eigenthum gibt 
ir eine Befugniß gegen jeden Dritten. 

) Hier aud X Bahr, S. 54 j 
5) Für welche noch heute = Frankreich der gewöhnliche Rechtsweg als bedenklich 
erachtet wird: v. Sarwey, Verw.-Rechtspflege S. 190, während umgekehrt in England 
bereits jeßt der — in nn Steuerſachen gegen den Einzelnen lagen muß. Gneiit, 
Engl. an ‚edit, 3. Aufl. 1. 339. 
BD. 8 569: In Ehefadhen ift_die Staatsanwaltſchaft zur Mitwirkung befugt. 
Kal. ff Gejeß vom 4. März 1879 $ 2: Die Erhebung der Nichtigkeitsflage in den Fällen, 
wenn eine Ehe gegen die Sorktriften | in 8 33 unter 1 bis 4 und in $ 34 des Reichsgeſetzes 
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lichen Rechts, dejien Rechtscharafter zuerjt erfannt worden iſt. Darum it 
auch von Alters ber der Beitrafung jchwerer Vergehen regelmäßig ein Ber: 
fahren vor den jeweilig mit der richterlihen Gewalt betrauten Organen 
borausgegangen. Selbjt zur Zeit der Herrichaft der Inquifitionsform trug 
daher das Strafverfahren eben den Charakter eines Prozeſſes und nicht den; 
jenigen einer verwaltungsobrigfeitlichen Thätigfeit. 

Auch auf dem Gebiete des eigentlichen Bermwaltungsrechts find bereits 
eine Heine Zahl Fälle zu verzeichnen, in welchen nach dem geltenden Rechte 
ein klagweiſes Vorgehen der Verwaltungsbehörde vorgejehen wird. Hierher 
ehören : 

a) Neichsgefeg vom 4. Juli 1868 $ 35: „Wenn eine Genofjenschaft ſich 
geſetzwidriger gen lungen oder Unterlaffungen jchuldig macht, durch welche 
das Gemeinmwohl gefährdet wird, oder wenn fie andere, als die im gegen: 
wärtigen Gefege bezeichneten geichäftlichen Zwede verfolgt, jo fann fie aufgelöft 
werden, ohne daß deshalb ein Anſpruch auf Entichädigung ftattfindet. 

Die Auflöfung kann in diefem Falle nur durch gerichtliches Erfennt: 
niß auf Betreiben der höheren Berwaltungsbehörde erfolgen. 
ALS zuftändiges Gericht iſt dasjenige anzufehen, bei welchem die Genofjenichaft 
ihren ordentlichen Gerichtsftand hat.” *) 

Ein nahe verwandter Fall liegt in $ 126 des preußifchen Zuftändigfeits- 
gefeßes vom 1. Auguſt 1883 vor: „Der Bezirfsausfchuß enticheidet auf Klage 
der Auffichtsbehörde über die Schließung einer Innung oder eines gemein: 
famen Innungsausfchuffes (5 103 des R.Geſ. vom 18. Juli 1881). Vergl. 
weiter wegen Schließung eingefchriebener Hilfskafien $ 142. 

b) Preußifches Zuftändigkeitsgefeg vom 1. Auguft 1883 8 119: „Der 
Kreisausihuß, in Stadtkreifen und in dem zu einem Landfreife gehörigen 
Städten mit mehr ala 10,000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, entjcheidet 
auf Klage der zuftändigen Behörde: 1) über die Unterfagung des 
Betriebes der im $ 35 der R.-Gemw.-D. und der in $ 37 a. a. D. gedachten 
Gewerbe; 2) über die Zurüdnahme von Konzeffionen zum Betriebe der Gaſt— 
und Schanfwirthichaft, zum Kleinhandel mit Branntwein- und Spiritus, ſowie 
zum Betriebe des Pfandleihgewerbes und zum Handel mit Giften (53 a. a. D.). 
$S 120: Der Bezirksausſchuß entſcheidt auf Klage der zuftändigen 
Behörde über die Zurüdnahme 1) der im vorjtehenden $ 119 Nr. 2 nicht 
gedachten im $ 53 der R.Gew.O. aufgeführten Approbationen, Genehmig- 
ungen und Beitallungen, mit Ausnahme der Konzefjionen der Markſcheiden; 
2) den Konzeffionen der Berficherungsunternehmer jowie der Auswanderungs: 
unternehmer und Agenten; 3) der Konzeffionen der Handelsmafler; 4) der 
Patente der Stromfchiffer ($ 31 Abf. 3 d. R-Gew.O.); 5) der Prüfungs: 
zeugniffe der Hebammen ($ 30 Abf. 2 a. a. D.). 

ce) preufßiiches Gef. vom 13. März 1878, betreffend die Unterbringung 
verwahrlojter Kinder, $ 15: Wenn einer der im $ 7 gedachten Verbände die 
ihm nach diefem Geſetze obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Zuftändigfeit fejtgeftellten Leiftungen zu erfüllen verweigert oder unter: 
läßt, jo enticheidet das Oberwaltungsgeriht auf Antrag des Oberprä— 
fidenten. 





vom 6, Februar 1875 geſchloſſen worden ijt, liegt der Staatsanwaltihaft ob. — Z-P.O. 
$ 595: In allen fällen ift auch der Staatdanwalt ... zur Stellung des Antrags (auf Ent: 
mündigung eines Geiftesfranfen) befugt. S. auch $$ 597. 617. 620. 

!) Vergl. Gerichtsiaal Bd. 36 ©. 30 f. dv. Sicherer, Kommentar ©. 218. 276. 
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d) preußiiches Geſetz über die allgemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 
1883 $ 126: Der Oberpräfident kann endgiltige Beſchlüſſe des Provinzial: 
raths, der Negierungspräfident endgiltige Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes und 
der Yandrath, beziehungsmw. der Vorfißende des Kreis: (Stadt:) Ausjchufjes 
endgiltige Beſchlüſſe diefer Behörde mit auffchiebender Wirkung anfechten, wenn 
die Beſchlüſſe die Befugniſſe der Behörde überjchreiten oder das beſtehende 
Recht, insbejondere auch die von den Behörden innerhalb ihrer Zuitändigfeit 
erlaſſenen Berordnungen, verlegen. Die Anfehtung erfolgt mittelit 
Klage beim Oberverwaltungsgericht. Die Behörde, deren Beſchluß 
angefochten wird, ijt befugt, zur Wahrnehmung ihrer Rechte in dem Berfahren 
vor dem Oberverwaltungsgerichte einen bejonderen Vertreter zu wählen. 

In allen diefen Beltimmungen!) fommt bereits dasjenige Prinzip zum 
Vorſchein, welches offenbar die künftige Entiwidelung des formellen Verwaltgs— 





N Neben denjelben jei verwiejen auf die Auffafiung Hauſchteck's, Preußens innere 
Verwaltung in der Kriſis ©. 38: „Das Verwaltungsgericht iſt feiner Beitimmung nad) ein 
Schiedsgericht für den Streit zwijchen dem ntereiie der Behörde und von Privaten oder 
Korporationen im Staate“, eine Auffaliung, weldye ebenfalld der formellen Gleichitellung 
der öffentlichen Berwaltung mit dem Einzelnen in Verwaltungsrechtsſachen bereit? Rechnung 
trägt, während es allerdings unricdtig it, wenn bier Hauichted ebenjo wie Due du 
Grais, Handb. der Verf. u. Verw. in Preußen S. 64, von einem Streite zwiſchen In— 
terejjen, beziehungsweiſe zwiſchen Gejammtinterejje und Einzelreht, v. Sarwey, 
mwürttemb. Staatöredht II. S. 325 und jonjt gar davon redet, daß die Verwaltungsgerichte 
nur zum Schutze der Andividualintereijen berufen feien. Ferner vergl. den Anlauf, wel— 
chen bereit3 das alte Neichsrecht genommen batte, indem der deutiche Kaiſer nach Art. 21 
$S 5 und 6 der Wahllapitulation angelobte, die Fürften und Stände nicht jelbit zu verge— 
waltigen, jondern im Falle einer Forderung gegen fie vor den ordentlichen Reichs-— ꝛc.) 
Gerichten Klage zu erheben vergl. 3. B. Koch'ſche Sammlung der Reichsabſchiede, Zugabe 
©. 27.) — Im Uebrigen vergl. auch noch Ulbrich, Deiterr. Staatöredht (1882) ©. 655: 
„Bei Geltendmachung der üffentlihen Abgabenpflicht trifft der Staat mit der privaten Ber: 
mögensjphäre des Berpflichteten zufammen. Er erwirbt auf Grund der öffentlich = rechtlichen 
Antprüche Privatrechte oder er mu in gewiſſen Fällen die Abgabenpflidt in 
prozefjualen Formen geltend maden.“ So erwirbt er 3. B. auf Grund des 
Geſetzes Hypotheken für Grumditeuern und muß feine Abgabenforderungen in Konkurſen 
und bei Zwangsverjteigerungen dem Gerichte anmelden; nicht minder bedient er jich gericht- 
licher Hilfe, wo es gilt, wegen Geldleiitungen in Berwaltungsiachen die Zwangsvollitredung 
in das unbewegliche Vermögen zu vollziehen (preuß. Berordn. v. 7. Sept. 1879 $ 54) 
oder Forderungen zu pfänden (f. ſächſ. Geieh v. 7. März 1879 $ 9). ferner ſchon v. Ger— 
ber, Ueber öffentliche Mechte (1852) ©. 99: „das aktive und paſſive Wahlrecht wäre recht 
wohl einer gerichtlichen Geltendmachung fähig“ — und das Zitat von Darejte bei Weizel, 
Organifation der inn. VBerw. ©. 123. Die neuejte preußiiche Verwaltungsreform hat zwar 
mehrere Bejtimmungen der Bejeggebung von 1876, weldye der öffentlichen Verwaltung den 
Klagzwang auflegten, aus folgenden Gründen (vergl. vd. Brauditich, d. neuen Preuß. 
Verw.:Gejege, Ausg. von Studt und Braunbehrens, 1854. Bd. I. S. 160) wieder 
beſeitigt: „Dies entſprach weder der berufsmäßigen Stellung der Verwaltungsbehörden, nod 
derjenigen der Verwaltungsgerichtsbehörden. Es entiprad) aber auch nicht der Natur der 
Sadıe, injofern ein Streit zwiihen der Verwaltungsbehörde und den Betheiligten begrifis- 
mäßig eine Anordnung der Behörde vorausjegt, durch welche die Betheiligten ſich in ihren 
Rechten verlegt fühlen. Die bezüglichen Bejtimmungen bedürfen daber um fo mehr der Ab- 
änderung, als jie in ihrer Konfequenz dahin führen würden, die Ausübung der Staatd- 
hoheitörechte auf aleiche Linie mit der Ausübung von Privatrechten zu jtellen. Es geht 
über das Biel eines Nechtsjchuges gegen willtürliche Anordnungen der Verwaltung hinaus, 
wenn man der Verwaltung dad Anordnungsrecht jelbjt entzieht. Troßdem hat man die 
im Terte angeführten Fälle des Klagzwangs beibehalten, welde unter die voritehend ent» 
widelten Gejihtspunfte nicht fallen.“ Warum die Entwidelung des formellen Verwaltungs» 
rechts mit der Rechtskontrole der Verwaltung (welche, beiläufig bemerft, ihrerjeitS vor etwa 
50 Jahren jedenfalls der Praris ebenfalls als eine Ungebeuerlichkeit und Mißachtung der 
Staatshoheitärechte erichienen wäre, ihren Höhepunkt erreicht haben joll, während doch nicht 
blos im Zivilprozeſſe der Private dem Klagzwange unterliegt, jondern auch das Strafver- 

Unnalen des Deutihen Reichs. 1884. 28 
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rechts beſtimmen wird und muß, nämlich das Klagprinzip oder der Klag— 
zwang für Anſprüche der öffentlihen Verwaltung. 

II. Diejes Prinzip würde zu praftiicher Geltung in folgender Weiſe fich 
bringen laſſen: 

A. Verwaltungsſtreitſachen find alle Angelegenheiten, in welchen es fich 
um Geltendmachung eines ftreitigen, auf die VBerwaltungsgejeggebung geftügten 
Anſpruchs für oder gegen die öffentliche Verwaltung oder zwiſchen verjchie- 
denen Gemeinweſen handelt. 

B. Zuftändig zur Verhandlung und Entjcheidung der Verwaltungs: 
jtreitfachen find Die Gerichte. 

C. Das Berfahren gründet fih auf das Inftruftionsprinzip. 

D. Die Verwaltungsbehörden find nicht befugt, zur Durchführung eines 
jtreitigen Anſpruchs der öffentlichen Verwaltung gegen den oder die in An— 
ſpruch genommenen Perjonen oder deren Eigenthum Zwang anzuwenden, bevor 
nicht rechtskräftige Verurtheilung des oder der Beklagten im Verwaltungs: 
ftreitverfahren erfolgt iſt. 

E. Dafern jedoch dem Berechtigten Gefahr droht, ohne Selbſthilfe ſein 
Recht nicht verwirklichen und die rechtskräftige Entſcheidung im Verwaltungs— 
ſtreitverfahren nicht rechtzeitig erlangen zu können, darf derſelbe das zur Ab— 
wendung jenes Nachtheils nothwendige vorläufig durchführen. Die Entſcheidung 
im Verwaltungsſtreitverfahren erſtreckt ſich dann auch auf die Rechtmäßigkeit 
der vorläufigen Maßregeln. 

F. Diejenigen Vorſchriften, wonach gegen Entſcheidungen der öffentlichen 
— den Betheiligten der Zivilrechtsweg offen ſteht, erle— 
digen ſich. 

Hierzu mögen die folgenden erläuternden Bemerkungen geſtattet ſein: 

Zu A. Verwaltungsſtreitſachen ſind natürlich nur ſolche Sachen, in 
welchen ein rechtlicher Anſpruch zur Geltung gebracht wird. Handelt es ſich 
um ein Verlangen der öffentlichen Verwaltung, welches an den freien Willen 
des Einzelnen gerichtet ift (z. B. eine Sammlung milder Gaben) oder umge— 
fehrt um ein Berlangen des Einzelnen gegenüber der öffentlichen Verwaltung 
in einem Falle, wo legtere nach freiem Ermeſſen zu handeln befugt iſt (4. B. 
um Dispenjation von einer polizeilichen Verpflichtung)), jo fann von einem 
Anfpruche feine Nede fein. Auf der Verwaltungsgejeßgebung beruhende Ver— 
hältniſſe, welche eine fortlaufende Verpflichtung des einen Theils zu perjönlicher 
Treue und Gehorjamleiftung gegenüber dem andern Theil mit fich bringen, wie 
z. B. das Verhältniß des Soldaten zum Befehlshaber, des Schülers zum 
Lehrer, des Beamten zum VBorgejegten, find an und für fich zweifellos ebenjo 
gut Nechtsverhältniije, wie im bürgerlichen Rechte das Verhältniß des Kindes 
zu den Eltern, des Gejindes zum Dienftherrn, des Arbeiters zum Arbeitgeber. 
Theoretiich läßt fi alfo faum ein Grund finden, warum im Falle der Weiger: 


fahren mit einer öffentlihen Klage des Staatsanwalt zu beginnen hat, wird ebenio 
wenig gejagt, als ji der Grund angegeben findet, weshalb die im Texte aufgeführten Fälle 
ohne Schädigung der Staatähoheit dem Klagprinzipe habe unterworfen werden fünnen. Es 
zeigt fich bier eben grade der Widerjtreit zwiichen einer neuen und einer älteren Anjchauung, 
welche leßtere der erjteren nur mit Widerjtreben das Feld räumt, obwohl fie bereits anfängt, 
mit jener zu rechnen. Die ältere Anjchauung führt übrigens in ihren Grundwurzeln zurüd 
auf die Theorie von der „Irennung der Bewalten“, wie dies z. B. die Ausführung bei 
Giron, droit admin. Belge I. ©. 184 deutlich zeigt. 

) Vergl. Entſch. d. preuß. O.V.«G. IX. ©. 270, 
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ung des Gehorſams die öffentliche Verwaltung von dem Klagzwange befreit 
fein jollte. Dagegen wird jelbjtverjtändlich für folche Fälle eine fünftige Geſetz— 
gebung in Verwaltungsftreitfachen der Verwaltung den ausgiebigiten Gebraud) 
von der umten zu E. beiprochenen Selbjthilfe geitatten müjjen, und gejchieht 
dies, jo dürfte auch vom praktischen Standpunft ſich eine Einwendung dagegen 
jchwerlich erheben laſſen, daß z. B. der Lehrer, welcher den Schüler gezüchtigt 
bat, jpäter von den Eltern des leßteren vor dem Verwaltungsgerichte belangt 
und von legterem ein Ausspruch darüber gefordert werden kann, ob die Züch— 
tigung zu Nechte geſchah oder nicht.) Sollte aber gleichwohl, namentlich in 
Sachen der Heeresverwaltung, im Intereſſe der Disziplin es für bedenklich er: 
achtet werden, auch nur eine nachträgliche Klage des einzelnen Soldaten gegen 
die Heeresverwaltung beim VBerwaltungsgerichte (3. B. wegen rechtswidrig zu 
geringer Bejoldung oder Verpflegung) zuzulaſſen, jo würde dies doch der Rich: 
tigkeit des vorftehend verfochtenen Prinzips und deſſen Durchführbarfeit auf 
den übrigen Lebensgebieten nach unferem Dafürhalten feinen Abbruch thun. 
Der geltend zu machende Anſpruch muß felbjtverjtändlih ein bejtimmter 
fein; ſonſt ließe fich ja überhaupt eine Ausführung oder Leijtung des Gefor- 
derten nicht erwarten.?) Er muß fich weiter auch, wie jeder Anfpruch, auf 
einen zuläfligen Rechtstitel jtügen. Als ein folcher kommt im Verwaltungs: 
rechte aus früher (ſ. $ 20) erörterten Gründen zumeift die Nechtsnorm (Geſetze, 
Verordnungen, Ortsitatuten u. j. mw.) unmittelbar in Betracht. Gibt dieje feinen 
Rechtstitel, jo kann auch nach jegigem Nechte Schon die Verwaltung feinen An— 
ſpruch Stellen. Ob und in welchem Umfange num aber ein Rechtstitel vorhanden 
fei, darüber befindet nach heutigem Rechte die Verwaltung, alſo der Berechtigte, 
einfeitig und nur infoweit eine Rechtsfontrole der Verwaltung eingeführt ift, 
fann nachträglich eine Korrektur für die Auffaljung der Verwaltung jeitens des 
in Anjpruch genommenen Einzelnen erreicht werden.?) Findet aber das Klag— 
prinzip für Berwaltungsitreitiachen, wie uns zweifellos ericheint, künftig Ein— 
gang in das geltende Recht, jo muß die Verwaltung in Streitfällen ſchon von 
vornherein ihren Anjpruch vor dem VBerwaltungsrichter begründen, alfo die 
jenigen tbatjächlichen Verhältnifje anführen, welche nach der bezüglichen, den 
Rechtstitel bildenden Rechtsnorm den erhobenen Anfpruch rechtfertigen. Sierbei 
werden num ohne allen Zweifel mannigfache Schwierigkeiten namentlich dann 


ı In vielen Fällen wird übrigens eine jolche verwaltungsgericdhtliche Austragung der 
Sache deshalb entbehrlich erjcheinen, weil die betreffende Handlung des Lehrers oder Vorge— 
jegten zugleich als jtrafbar erjcheint und deshalb nad) dem jhon jetzt geltenden Rechte 
eine Erörterung der Nechtöwidrigkeit der Handlung vor dem Ötrafrichter jtattfinden fann. 
Vergl. auch oben $ 18. 

?) Auf die Möglichkeit von Alternativaniprücen (4. B. Verlangen, entweder Einricht- 
ungen zum Schuße der Arbeiter zu treffen oder den Betrieb einzujtellen) ift hier nicht weiter 
einzugehen. 

2) Das Bemühen, die Negierungsgewalt von den allgemeinen formellen Nedtsichranten, 
wo irgend möglich, zu entbinden, führt, wenn es Pflege findet, auch noch weiter als zur 
Ausſchließung des Rechtsweges für Verwaltungsitreitiahen. So ijt befanntlich vielfach für 
Staatöbauten und Staatöbergwerfe die allgemeine bolizeiliche Kontrole ausgeichlofien und 
die Wahrnehmung der materiellen Verwaltungsrechtsgrundfäge rüdfichtlid) derjelben den 
betreffenden fisfaliihen Adminiitrationen überlajien. Vergl. aud Neubauer, Zuſammen— 
ftellung des in Deutichland geltenden Waſſerrechts (1881) S. 26: „Streitig iſt für Bayern, 
ob auch bei den einer höheren techniichen Prüfung unterliegenden Staatöbauten die nad) dem 
Bajjerbenugungsgejege zuitändige Verwaltungsbehörde zu prüfen hat, ob die öffentlichen und 
die polizeilich zu ſchützenden Privatinterefien gehörig gefichert find.“ Entſch. d. bayer. V-G.⸗ 
Hofes II. ©. 541. 
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ſich ergeben, wenn die Rechtsnorm der öffentlichen Verwaltung nur eine allge— 
mein gehaltene Vollmacht zum Fordern gibt, ſo daß es ſich, dem Thatbeſtande 
des Einzelfalles gegenüber, fragt, welchen Gebrauch die Verwaltung gerade 
hier von jener Vollmacht zu machen berechtigt ſei? Eine Geſetzgebung, welche 
dies vor Augen hält, wird je länger deſto mehr im Stande ſein, durch 
erſchöpfende Feſtſtellung der einſchlägigen Befugniſſe ſolche Unſicherheiten zu 
vermindern (vergl. oben $ 17). Ganz werden ſich freilich Zweifel der frag— 
lihen Art nie, auch durch die beſte Gejeßgebung nicht, aus der Welt jchaffen 
lajien, wie dies ja auch das in Bezug auf innere Ausbildung dem Verwalt— 
ungsrechte bedeutend vorausgeeilte Privat: und Strafrecht bis auf den heutigen 
Tag befundet (ſ. oben S 21 IV.) Auf alle Fälle müſſen nun aber, ebenſo 
wie dem Zivil und dem Strafrichter, auch dieſe Zweifel dem Verwaltungs: 
richter zur Beurtbeilung umnterjtellt werden. Es ijt ein vergebliches Bemühen, 
in Berwaltungsitreitiachen den Verwaltungsrichier vor der „Zwedmäßigfeits- 
frage“ rückſichtlich eines Anſpruches der Verwaltung Halt machen laſſen zu 
wollen. So wie heute jchon die Beurtheilung des Strafrichter® maßgebend 
it für die Annahme einer Fahrläſſigkeit oder abfichtlichen Verſchuldung, mie 
daher 3. B. der Kommiljar des Neichseifenbahnamts über den Zufammenbang 
und die Veranlafjung des Eifenbabnunfalls von Hugjtetten „vor Abjchluß der 
gerichtlichen Unterfuchung nur Vermuthungen äußern fann“, jo wird fünftig 
auch die Frage, ob die Errichtung einer Volksschule oder einer Verfehrsanlage, 
welche die öffentliche Verwaltung nur im Bedürfnißfalle fordern darf, wirklich 
ein Bedürfniß jei, im Streitfalle endgiltig nur vom Verwaltungsrichter ent: 
jchieden werden fünnen. Mean darf auch, wie gegenüber dem Bedenken oben 
zu b) zu bemerfen ijt, bierwon weder eine unzuläfjige Unterjtellung der 
öffentlichen Berwaltung unter die Berwaltungsgerichtsbarfeit fürchten — vergl. 
weiter oben —, noch abnehmen, daß es nicht amgängig ſei, den Richter 
mit der Feſtſtellung jolcher Fragen zu behelligen. Hat doch jelbjt von den 
Vertretern der gegentheiligen Anficht nicht geleugnet werden fünnen, daß ähn- 
liche Feititellungen in Zivil» und Strafiachen ſich ebenjo gut nöthig machen, 
wie in Streitigfeiten auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes.) Und wer 
fordert denn vom VBerwaltungsrichter, wenn e8 ſich um Erwägungen jachver: 
jtändiger Natur handelt, daß er ohne Beiziehbung oder Gehör eines Sachver— 
ftändigen urtheilt? Läßt fich nicht auch durch Beiziehung des Yaienelementes 
eine Garantie für angemejiene Entjcheidung über Zweckmäßigkeits-Fragen 
ichaffen ??) 

N Selbit die Motive zum preuß. Yujtändigfeitsgeiege räumen das theilweiie ein: 
„Wenn in Bezug auf jtreitige Schulbanjaden, Wege- und Waflerpolizeiiahen und andere... 
das Verwaltungsitreitverfahren auch für die Bedürfnißfrage beibehalten worden ift, jo berubt 
dies auf dem unlösbaren Zuſammenhange, in weldem in den gedachten Angelegen- 
beiten dieje Frage mit der Rechtsfrage ſteht.“ Bon diejem Standpunft aus eriheinen auch 
Beitimmungen einengender Natur, wie $ 127 des preuß, Gejepes vom 30. Juli 1883, auf 
die Dauer faum haltbar. Vergl. auch G. Meyer, Lehrbuch d. deutichen Berw.R. 1. ©. 37. 
Pann, Beiträge ©. 57. — Nicht zu befinden hat dagegen der Verwaltungsrichter über 
die Zwedmähigfeit objeftiver Normen (z.B. Polizeiverordnungen, Regulative, 
Statuten), welche die zuftändigen VBerwaltungsbehörden in Ausübung der niederen Gejeß- 
gebungsgewalt erlaffen. S. auch Weizel, Organijation d. inn. Verw. ©. 131, 200. 

2, Dies Mingt auch aus der Gneiſt'ſchen, obwohl prinzipiell gegenfäglich gehaltenen, 
Auslaflung — ſ. 3. B. Rechtsſtaat ©. 124 }. — heraus: „Das Zivilgericht enticheidet 
über die Rechtmäßigkeit einzelner Handlungen unter Privaten im Gebiet des Vermögens: und 


Familienrechts lediglich nad) Antrag und Vortrag der Parteien. Das Verwaltungsdezernat 
dagegen enthält Entichliegungen über eigene Handlungen der Obrigkeit, zu welden jie 


wer 
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Zu B. Die Frage, wie die Gerichte * zu organifiren jeien, welchen die 
Entjcheidung der Berwaltungsitreitiachen übertragen werden joll, ift von jeher 
Gegenjtand weitgehender Meinungsverjchiedenheit geweien. Das theoretifch 
richtigite und jedenfalls auch praftiich erreichbare iſt wohl die Bildung be— 
jonderer Abtheilungen (Kammern) für VBerwaltungsftreitiachen bei den Ktollegial- 
gerichten (in erjter Inſtanz alfo bei den Yandgerichten). Indeſſen wäre es 
natürlich auch angängig, daß VBerwaltungsgerichte ganz jelbjtjtändiger Ord- 
nung wie die höheren Berwaltungsgerichte des heutigen Nechts, eingeſetzt 
würden.'!) Selbjtverjtändlich würde es aber in einem wie im andern Falle 
bei der nur generellen Ausbildung im VBerwaltungsrechte, welche den jpäteren 
Suftizbeamten auf der Univerfität zu Theil zu werden pflegt, von höchſter 
Wichtigkeit für ein gedeibliches Wirken der vorgeichlagenen Inſtitution ſein, 
daß, wenn nicht für alle, jo doch mindejtens fir die Hälfte der Mitglieder 
der in Berwaltungsitreitfachen Recht jprechenden Gerichtshöfe eine mehrjährige 
Praris in der öffentlichen Verwaltung oder die Abjolvirung eines Examens 
für die höhere Verwaltung neben der allgemeinen juristischen Bildung erfordert 
werde. Auch liegt es gewiß nahe, für die Organijation der ganzen Ein: 
richtung eine reichsrechtliche Norm als wünſchenswerth zu bezeichnen. ?) 

Ueber Spezialfragen, wie Gerichtsbarkeit und Gerichtsftand zu reden, ift 
bier nicht der Ort. Nur das Eine jei hervorgehoben, daß für gewiſſe be— 
jonders wichtige Angelegenheiten, 3. B. Verfaſſungskonflikte,*) natürlich ebenjogut 
ein bejonders fonftitwirter hoher Gerichtshof eriter und ausschließlicher Inſtanz 
(Staatsgerichtshof) beibehalten oder errichtet werden kann, wie 3. B. nad) 
8 136 des R.Gerichtsverfaſſungsgeſetzes für Unterfuchung und Entjcheidung 


felbjt nad) einer im Gejege vorgezeichneten Richtung von Amtswegen verpflichtet iſt. 
Injofern bietet daS VBerwaltungsdezernat Analogien mit der amtlichen len der Straf: 
gerichte dar und diefer Analogie ift in Deutichland die Ausführung der Polizeiſtrafgeſetze 
immer mebr gefolgt. Allein im Straiprozei handelt es ji) doch nur um einzelne, nad) 
fejten Merkmalen bezeichnete Handlungen der Unterthanen, welche mit einer geieplid) 
bejtimmten Strafe zu belegen jind. In den Polizeiverwaltungsgejeßen dagegen: a) um 
eine fontinuirliche Selbitthätigfeit der Obrigkeit im Sinne einer Fürſorge für das 
öffentlihe Wohl; b) um Handlungen, die nicht nad) feiten Merkmalen zu bejtimmen, jondern 
relativ ſowohl bezüglih der Beranlajjung wie des Maßes des obrigfeitlihen Zwanges 
in concreto zu beurtheilen jind. Die Frage, ob eine Wegebeflerung nothiwendig oder nur 
wünjchenswerth; ob eine Erweiterung oder Verlegung des Weges erforderlich; ob eine Wohn— 
ung oder Stelleranlage für „gemeinjchädlich“ oder dem Publitum „Tätig“ zu erachten; ob ein 
Armer der Unterjtügung wirklich „bedarf;" ob die Weife der Unterftügung richtig; ob eine 
Entjhuldigung vom Schulzwange als „genügend“ zu eradhten — dieje und die unabjehbare 
Reihe analoger Fragen des Verwaltungsdezernates beruhen auf relativen Vorausjegungen 
und relativen Maßbejtimmungen, welche nicht jowohl durch logiſche Auslegung, jondern aus 
einer empirischen Bergleihung analoger Fälle mit Rückſicht auf die konkreten Verhältnifie des 
Ortes, der Zeit, der Perſonen in der Ausübung ſelbſt, durch die ausübenden Organe zu er— 
mejien find. Es find „Sachen, die von eine magistratus secandum utilitatem publicam 
mensurato arbitrio abhängen und durch Verordnungen und Schlüſſe pro prudenti impe- 
rantium arbitrio abgethan werden“, wie fie j. 3. ſchon Cramer bezeichnet hat. Solde 
Entfheidungen ex arbitrio fommen auch in der Nedtjprehung der 
ordentlihen Gerichte vor als zufällige Inzidentpuntte; bier dagegen bilden 
fie (? 1) den überwiegenden Charakter des Dezernats.“ Intereſſant ijt im Gegenhalte hierzu 
die unbefangene Erörterung von Bähr, Redtsitaat ©. 61, j. audh Meyer, Lehrbuch des 
deutichen VBerw.:R. I. ©. 37. Bann, Beiträge ©. 57. 

N) Vergl. dazu Bulmerincgq in vd. Holgßendorff!3 und Brentano's Jahrb. 
1879 ©. 543. Bözl, in der Krit. Vierteljabrsihr. j. Gejepgeb. N. F. II. ©. 88. 

"9. Schulze, Deutiches Staatsreht 1. S. 659. — Mitwirkung von Laien? Dafür 
Bähr, Rechtsſtaat ©. 72. 

2) Vergl. Entſch. d. Neichger. in Civil. II. ©. 410. 
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in den Fällen des Hochverrathes und Landesverathes gegen Kaifer und Reich 
in erjter und letzter Inſtanz das Neichsgericht zuftändig ift. Andererſeits kann 
auch Anlaß zu ſummariſchen VBerfahrensarten für manche Sachen vorliegen. ') 

Zu C. Wie jchon in der furzen Zeit des Beftehens einer „Rechtskontrole 
der Verwaltung” in deutſchen Landen mit großer Deutlichkeit hervorgetreteu 
ift, zerfallen die „Bermwaltungsrechtsjachen“ oder „Verwaltungsſtreitſachen“ 
ihrer materiellen Natur nach in eine ganze Anzahl verjchiedener Arten. Aehn- 
lich wie fich 3. B. im Bereiche der jegigen ftreitigen Gerichtsbarkeit Zivil- 
und Kriminalfachen und innerhalb der eriteren wieder Vermögensanjprüche 
und familienrechtliche (insbejondere Ehe) Sachen gegenüberjtehen, bei welchen 
in Bezug auf die Klarjtellung des Streitgegenitandes das öffentliche Interefje 
ganz verjchiedene Anforderungen jtellt oder zuläßt, ähnlich finden fih auch 
unter den VBerwaltungsrechtsjachen jolche, bei denen es faum nöthig erjcheinen 
mag, bon anderen prozeljualen Grundjägen als in gewöhnlichen Zivilfachen 
aus dem Forderungsrechte auszugehen, wie z. B. die Erjaßanfprüche von 
Armenverbänden aus $ 28 Sag 2 des Unterjtügungsmwohnfiggejeges. Im All- 
gemeinen aber wird die Natur der Berwaltungsrechtsiachen auf Handhabung 
des Anftruftionsprinzips in der Geftalt hinweiſen, wie es 3. B. in Art. 14 
des bayer. Gefeges vom 8. August 1878 vorgefehen ift: „der Verwaltungs» 
gerichtshof hat innerhalb feiner Zuftändigfeit die Rechtmäßigkeit des Verfahrens 
zu prüfen und alle Umjtände zu würdigen, welche auf die Feitjtellung der im 
Streite befangenen Rechte und Berbindlichfeiten Bezug haben.) Nähere Be: 
trachtungen gehören nicht hieher. 

Bu D. So wenig Forderungen des bürgerlichen Nechts der Regel 
nad vor die Gerichte gezogen werden, von welchen vielmehr von den zahl: 
reihen Millionen bürgerlicher Nechtsverhältniffe nur ein ganz fleiner Theil 
ftreitig wird, jo wenig ift daran zu denfen, daß fünftig bei Einführung des 
Klageprinzips für Verwaltungsitreitfachen alle Berwaltungsitreitfachen von den 
zuftändigen Gerichten zum Austrage gelangen ſollen. Im Gegentheile läßt ſich 
erwarten, daß auch fernerhin auf die Aufforderung der Verwaltungsbehörden 
zur Einrichtung von Schugmaßnahmen bei einer Fabrik, zur Einreichung eines 
Betriebsplanes für ein Bergwerk, zur Herjtellung eines Wegs oder zur Er: 
richtung einer Volksſchule der Pflichtige der Regel nad) dem gejtellten Ber: 
langen entjprechen und Klageerhebung jeitens der Verwaltung nur ausnahms- 
teile nöthig werden wird. 

Zu E. Auch das bürgerliche und Strafrecht fann troß des prinzipiellen 
Klagzwanges die Selbjthilfe nicht miſſen, inſoweit ohne ſolche die Rechtshilfe 
illuforifch werden würde.) Das Gleiche muß natürlich) auch in Verwaltungs: 


Verordnung des Reichskanzlers für Elaß-Lothringen, betr. da3 Verfahren vor den 
Bezirtsräthen, v. 1. September 1872 $ 14: „Steuerreflamationsjadhen fünnen, naddem die 
Rellamationsverhandlungen beim Bezirfsrath eingegangen find, ohne weiteren Schriften- 
wechjel zur Hauptverhandlung verwiejen werden. Die VBorladung der Parteien zur Haupt: 
verhandlung erfolgt in Steuerreflamationsjadhen nur, wenn diejelbe von einer Partei bean: 
tragt worden ijt.” In ähnlicher Weife würden auc künftig ein Zahlungsbefehl oder dergl. 
gerade bei Abgabenjorderungen das Verfahren abkürzen können. Bergl. dazu Art. 6 des 
italieniichen E.:Bejeges v. 20. März 1865. 

2 Vergl. auch die überjichtlihe Zujammenjtellung der Grundzüge des Verfahrens bei 
Seydel, Grundriß zu Vorlej. über Bayer. Verw.:Redt. 1883 ©. 89 f. ©. Meyer, 
Lehrb. d. deutichen Verw.-Rechts I. ©. 49 f. 

, Man vergl. a) k.jächi. BGB. $ 178: „Selbjthilfe durch Vertheidigung gen wider: 
rechtliche Angriffe auf die Perion oder das Vermögen und die Unterjftügung Anderer bei 
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jtreitfachen gelten.) So wird z. B. die öffentliche Verwaltung in einem 
Streite über die Verpflichtung Jemandens zur Vorkehrung feuerpolizeilicher 
Schutmaßregeln oder von VBerkehrseinrichtungen u. dergl., dann, wenn ohne 
alsbaldige Treffung der erforderlichen Maßnahmen und Einrichtungen Feuers: 
gefahr oder wejentliche Verfehrsnachtheile zu befürchten wären, zur — 
Anordnung des Nöthigen, ferner zur Erhebung von Eingangszöllen ı dergl. 
troß Widerjpruchs des in Anſpruch Genommenen, aud) nad) Einführung des 
Klageprinzips für Verwaltungsſtreitſachen zweifellos für befugt zu erachten 
fein. Gilt doch ſelbſt nach heutigem Rechte die Polizeibehörde für befugt, 
in Angelegenheiten, welche definitiv auf dem ordentlichen Rechtswege ihren 
Austrag zu finden haben, dann vorläufige Anordnungen behufs Herftellung 
eines Interimiſtikums zu treffen, wenn Solches zur Aufrechthaltung der öffent: 
lichen Sicherheit und Ordnung geboten erjcheint.?) 

IV. Bei Erörterung der vorjtehend ei Geſichtspunkte liegt noch 
die Frage nahe, wem das Klagerecht Namens der öffentlichen Verwaltung zu— 
ſtehen ſolle? Das Nächſtliegende ſowohl nach der Natur der Sache als nach 
der ganzen bisherigen Entwickelung iſt jedenfalls, daß diejenigen Verwaltungs— 
behörden, welchen organiſationsmäßig die Ausübung gewiſſer öffentlich-recht— 
licher Befugniſſe nach Außen hin zuſteht, auch die Klagberechtigten ſind. In— 
deſſen handelt es ſich hier um eine Frage zweiter Ordnung. Es kann unter 
gewiſſen Verhältniſſen zweckmäßiger erſcheinen, die Klagerhebung lediglich den 
oberen oder mittleren Behörden des betreffenden Reſſorts oder, wie im Straf— 
prozeſſe, einer Staatsanwaltſchaft zu übertragen, welche dann zugleich den 
Zweck mit zu erfüllen haben würde, um deſſen willen z. B. das bayeriſche 
Geſetz v. 8. Auguſt 1878 einen Staatsanwalt beim Verwaltungsgerichtshofe 


—__— 





jolchen find erlaubt“. $ 179: „Selbjthilfe durch eigenmädtige Wegnahme von Sadıen oder 
durch eigenmäctige Nöthigung des Schuldners zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit und die 
Unterjtügung Anderer hierbei jind nicht erlaubt, ausgenommen, wenn dem Berecdtigten Ge: 
fahr droht, ohne Selbithilfe jein Recht nicht verwirklichen und die Hilfe der Obrigkeit nicht 
gi erlangen zu fünnen.“ $ 180: „Ein Gläubiger kann dem Schuldner, welcher fich jeiner 

erbindlichkeit durd die Flucht zu entziehen jucht, wenn die Hilfe der Obrigkeit nicht zeitig 
zu erlangen iſt, jeithalten, oder ihm die nöthigen Dedungsmittel abnehmen. Er bat aber 
ohne Verzögerung die abgenommenen Saden bei Gericht abzuliefern und wenn er die Berjon 
fejtnahm, dieje bei demjelben borzuführen.“ $ 181: „Jeder hat das Recht, jih in jeiner 
Inhabung zu ſchützen, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben und, wenn der Andere ihn jeiner 
Inhabung entſetzt hat, ſich der Sache wieder zu bemächtigen. Die Wiederbemächtigung muß 
ſofort geſchehen.“ $ 182: Jeder kann ſeine Perſon und ſein Vermögen gegen Thiere Anderer 
durch Verjagung, und fowen nöthig, ſelbſt durch Tödtung derjelben jchügen, wenn nicht be: 
jondere Berechtigungen entgegenjtehen.“ $ 188: „Fremde Sachen, welche einer eigenen Sache 

Schaden zufügen oder derjelben Gefahr droben, oder ihren Gebrauch hindern, fann man zur 
Abwendung diejer Nachtbeile entfernen, und jomweit nöthig, jelbjt bejhädigen oder vernichten.” 
$ 184: „Jeder fann Beranjtaltungen zur Sichernng ſeiner Perſon und ſeines Vermögens 
gegen widerrechtliche Beſchädigungen treffen, ſoweit dadurch nicht Gefahr einer widerrechtlichen 
Schadenzufügung für Andere entſteht.“ $ 185: „Bei keiner Art der Selbſthilfe darf der 
dazu Berechtigte mehr Gewalt, als zur Bertheidigung oder zur Nechtsverfolgung nöthig ift, 
anwenden.“ b) Reichs-Straf-Proz.O. $5 98 (Anordnung von Beihlagnahmen), 102 (Bor: 
nahme einer Durchjuchung), 127 (vorläufige Feitnahme), 131 (Erlaiiung eines Stedbriefes, 
durch die Staatdanwaltichait aa deren Hiljsbeamte). 

N, Bergl. Entſch. d. preuß. O.“B.G. VI. ©. 22; d. R. Ser. f. Civilj. V. S - Bayern 
Art. 24 behält den Vermwaltungsbehörden das Recht vor, bei Gefahr auf — oder bei 
drohendem Nachtheile für Leben, Geſundheit oder Eigenthum im öffentlichen Intereſſe vor— 
ſorgliche Anordnungen zu treffen. 
N) Bergl. 3. 8. Entih. des R.-®. dv. 17. Sept. 1880 bei Kenner u. Mecde, Ar: 

div II. ©. 119. — Retentions: und Konfisfationsrechte der öflentlichen Verwaltung, 
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aufgeitelll bat, nämlich (und zwar auch in den Sachen, wo die öffentliche Ver: 
waltung beflagt it) berufen jein würde, Darüber zu wachen, „daß die Judi— 
fatur eine gleichmäßige, von Schwanfungen und Widerjprüchen frei“ jei. Bon 
Einführung einer Bopularflage dagegen, welche ja auch bisber in den Yändern 
der Nechtsfontrole nicht jtattgefunden bat,') dürfte im Allgemeinen em 
großer Erfolg nicht zu erwarten jein.?) Höchſtens könnte ſich Ddielelbe als 
jubjidiäres Inſtitut (für den Fall, daß die Flagberechtigte Behörde bezw. 
Staatsanmwaltichaft nicht jelbit klagt) zur Beruhigung derjenigen,?) welche eine 
parteimäßige Handhabung der öffentlichen Klage fürchten, oder für einzelne 
Gebiete, in welchen ein öffentliches Recht des Einzelnen (ſ. o. $ 25) zwar 
von der Gejeggebung nicht anerfannt, gleichwohl aber ein Einzelner oder eine 
Mehrheit Einzelner bei Durchführung einer Befugniß der öffentlichen Ver: 
waltung bejonders intereifirt iſt,) empfeblen. 

Die Bollitrefung von rechtsfräftigen Enticheidungen der Verwaltungsge— 
richte zu Gunſten der öffentlichen Verwaltung wäre ohne Zweifel der legteren 
ebenfo zu überlafien,) wie in Straffachen bereits jeßt der Staatsanmwaltichaft 
und in bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten auf Betreiben des Einzelnen dem „Ge— 
richtsvollzieber.“ j 


F 25. Der Schutz der öffentlihen Rechte Einzelner. 


I. Für Ansprüche aus öffentlichen Rechten Einzelner iſt jchon jetzt das 
fontradiktoriiche Verfahren bergebracht, jei es, daß dasjelbe jich in den Formen 
des eigentlichen Zivilprozejies bewegt, welcher ja nicht auf Streitfragen des 
Privatrehts fich unbedingt bejchränft,®) jei es, daß wenigſtens gegen Ber: 
legungen jener öffentlichen Nechte durch die öffentliche Verwaltung eine Be 
Ichwerde oder Klage im Berwaltungsjtreitverfabren gegeben erjcheint.‘) Natür: 


') Vergl. Entſch. d. preuß. O.V.⸗G. IV, ©. 230, 233. VII. ©. 334 (ausnahmsw. Zu: 
laſſung in Anfiedelungsjachen). 

2 Vergl. die auch für das Verwaltungsrecht zutreffenden Ausführungen von Jude 
im Gerichtsiaal Band 36 ©. 75 f. 

s Bähr, Nedtsitaat S. 182, 

+ Bergl. Pfizer, Reform der Verwaltungsrechtspflege S. 22 f. Die Beiladung von 
Interejienten, wie jie das preußiſche Verwaltungsrecht vorfieht (Nreisordnung $ 149; Geſetz 
über die allgemeine Yandesverwaltung dv. 30. Juli 1883 $ 70) bildet natürlid) einen voll 
ftändigen Erſatz nicht. 

5, Vergl. auch Gneiſt, Verwaltungserefution in dv. Holtzendorff's Rechtslexikon 
III. 3. ©. 1106 f. 

®%... it darin beizupjlichten, day eine Klage, welche einen Gegenitand des Privat- 
eigenthums betrifft, nicht deshalb als unzuläffig zurüdgewiejen werden darf, weil zur Ent: 
iheidung des Nechtsitreites die Prüfung und Enticheidung jtaatsrechtlicher und anderer das 
öffentliche Recht betreffender Fragen mit erforderlich wird. Denn wo nicht durch ſpezielle 
aejepliche Vorjchriften das Gebiet der Juſtizſachen eingeichränft ijt, gehört es zum Begriffe 
der Jujtizfachen nicht, da der Gegenitand des Streites privatrechtliher Natur fei, daß es 
ſich um Verlegung eines auf einem gültigen Privatrechtstitel beruhenden Rechtes handle, 
jondern es gehören zur gerichtlichen Nognition auch Streitigkeiten, welde auf Grundlage 
eines Thatbejtandes des öffentlichen Rechts entjtanden find. Entid. d. RG. in Bivili, 
III. 410. v. Brauditid, (Studt und Braunbehrens) preuß. Verw.-Geſetze ©. 22. 

°, Genau genommen trägt freilich die Klage oder Beichwerde des Einzelnen im Ber: 
waltungsftreitverfahren regelmäßig nicht den Charakter der Geltendmachung eines Anſpruchs, 
jondern denjenigen eines Rechtsmittels. Es wird nicht ein jelbitändiges materielled Recht, 
fondern nur ein Schugmittel gegen übermäßige oder unrichtige Anſprüche — bier der öffent« 
lihen Berwaltung — gegeben; es liegt nidht eine jelbjtändige Einrede, jondern ein u 
ſetztes Leugnen des Klaggrundes, bezw. der Beweistraft der für denjelben beigebradhten Be 
fheinigungsmittel vor. 
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lich kann es fich aber dabei nicht um die Geltendmachnng bloßer Intereſſen 
handeln, für welche jederzeit begrifflich mur eben der Weg freier Einwirkung 
auf die Betbeiligten offen steht.) Ebenſo wenig fann jelbjtveritändlich die 
Geltendmachung privatrechtlicher Berugnijie gegenüber dem Staate (Fiskus) 
oder in Bezug auf öffentliche Einrichtungen gegenüber Brivaten?) hier in Be: 
tracht fommen, weil es fich dabei nicht um öffentliche Nechte Einzelner 
handelt. 

Für das Verfahren in Fällen der Geltendmachung öffentlicher Rechte 
Einzelner vor dem VBerwaltungsrichter umd für die VBorausjegungen eines 
jolchen Berfahrens fünnen im Allgemeinen diejenigen Grundjäge zum Anhalten 
dienen, welche im neueren Berwaltungsjtreitverfahren, insbejondere des preuß: 
iichen Rechts, bereit3 zur Ausbildung gelangt find. In einzelnen Materien 
fann es ziveifelhaft jein, ob die Sache vor den Zivilrichter oder vor den Ber: 
waltungsrichter zu weilen ſei, namentlich dann, wenn nach der jeitherigen Ge— 
jeggebung gegen die Entjchliegungen der Verwaltung der Zivilrechtsiveg ge: 
geben war. Hier wird der Verwaltungsrechtsiveg dann zu eröffnen jein, wenn 
es jich um Berpflichtungen der öffentlichen Verwaltung handelt, welche ihrem 
Inhalte nach nicht privatrechtlich, d. h. welche jo beichaffen find, daß fie nur 
der öffentlichen Gewalt und nicht auch Privaten obliegen fünnen, 3. B. Die 
Berpflichtung zu Steuervergütungen (nad) dem R.G. v. 26. Juni 1869 5 3 
für Buder, nad) dem R.-G. v. 16. Juli 1879 SS 30 f. für Tabad), zu Ent: 
Ihädigung für auf polizeiliche Anordnung getödtete Thiere in Seuchenfällen 
(nad dem R.G. v. 23. Juni 1880 $ 57).°) 

Die Abficht des gegenwärtigen Aufſatzes iſt nicht dahin gerichtet, ein voll: 
jtändiges Bild derjenigen Gejtaltung des formellen VBerwaltungsrechts zu 
entrollen, welche nady dem im $ 24 Dargelegten muthmaßlich in nicht ferner 
Zukunft praftiiche Geltung erlangen wird; denn dazu würde der Raum eines 
Buches erforderlich jein. Es fann daher hier aud) auf die weitere Schilderung 
des Ganges derjenigen VBerwaltungsftreitiachen, in welchen Anfprüche Einzelner 


Gute Ausführung hierüber in den Motiven zum Entwurfe des öjterr. Geſetzes v. 
22. Ott. 1875. — ... die Kontrole darüber, daß die Boligeibehörden von den ihnen durch 
das Geſetz beigelegten Befugnifien Gebrauch machen und gegen Einzelne zwingend da ein— 
treten, wo dies innerhalb ihrer gejeglic; geordneten Machtbefugniß liegt, it regelmäßig nicht 
Gegenjtand der richterlichen Thätigfeit im Steitverfahren, jondern Aufgabe der jtaatlichen 
Aufſichtsbehörde. Hierüber kann zunächſt da kein Zweifel obwalten, wo es ſich um den der 
Rolizei anvertrauten Schug allgemeiner öffentliher Interefien handelt. Dasjelbe aber gilt 
auch der Regel nad) da, wo das Geſetz Interejien und Rechte Einzelner um ihrer Bedeutung 
für das öffentlihe Wohl willen oder weil die Hilfe des ordentlichen Richters nicht mit der 
ſachlich — Schleunigkeit einzutreten vermag, unter einen beſonderen polizeilichen Schutz 
ſtellt. Auch hier ſteht grundſätzlich der Befugniß und amtlichen Pflicht der Polizeibehörde, 
gegen Dritte einzuſchreilen, fein ſubjektives, im Streitverfahren verfolgbares Privatrecht des 
Intereſſenten gegen die Behörde auf deren Einjchreiten gegenüber. Erf. d. preuß D.B.-®. 
III. 214, 


9, Net auf privatrechtlihen Schug im Gebrauche eines öffentlichen Wegs: Entſch. d. 
Reichäger. in Zivilj. VI. ©. 162. v. Langenn und Kori, Erörter. praft. Rechtsfragen 
(1836) I. ©. 233 d. 2. Aufl.; Recht auf Entihädigung wegen Mißbrauchs der Amtsgewalt. 
„Gegen Handlungen der Staatsverwaltung, wodurd) as in jeinen Privatrechten ſich 
verlegt glaubt”, muß „der Weg Rechtens ohne alle Einſchränkung um jo mehr zugelaſſen 
werden, als die Unterthanenpflicht demjelben augenblidlic Folge zu leiten, gebietet.“ Pfeiffer, 
praft. Ausf. J. ©. 278 f. 


% Wegen der Entihädigung bei Enteignungen zum Beften eines Gemeinwejens 
überhaupt vergl. oben $ 15. 


De 
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gegen die öffentliche Verwaltung zur Verfolgung gelangen,) nicht zurückgekommen 
werden. Nur eine, bejonders interejjante, Frage möge jchon hier nicht ganz 
unerörtert bleiben. Wenn die öffentliche Verwaltung dem Klagzwange unter: 
tworfen wird, jo kann fie — abgejehen natürlih von proviſoriſchen 
Sicherungsmaßregeln — gegen ihrer Auffafjung nad) genehmigungspflichtige 
Unternehmungen,?) welche ohne Genehmigung begonnen wurden, nur im Klag— 
wege beim Verwaltungsgerichte Berurtheilung des Schuldigen zur Einftellung 
des Betriebes u. ſ. mw. fordern?) Hiernach könnte es jcheinen, als bedürfe es 
ferner eines Klagrechtes für denjenigen Einzelnen nicht, welcher, nachdem er 
um Genehmigung eines Unternehmens der fraglichen Art nachgefucht hat, je— 
doch von der Verwaltungsbehörde abgewiejen worden ift, ſich bei diejer Ab- 
weijung nicht beruhigen will. Denn es bietet ſich ja foldhen Falls für ihn 
die Füglichkeit, trogdem feinen Betrieb zu beginnen und abzuwarten, ob Die 
Verwaltungsbehörde den Verwaltungsrechtsweg gegen ihn betreten wird. In— 
deſſen kann es nur im Intereſſe geordneter Zuftände liegen, wenn dem Ein- 
zelnen in jolhen Fällen die Füglichkeit verbleibt, nad) Art von $ 231 der 
3-P-D. Klage gegen die öffentliche Verwaltung mit dem Anjpruche hervor: 
zutreten, daß Diejelbe zur Ertheilung der verjagten Genehmigung verur: 
theilt werde.9 j 

II. Eine Gattung öffentlicher Rechtsverhältnifje, welche zwijchen den eigent: 
li typischen — Beredtigter: öffentliche Gewalt, Verpflichteter: der Einzelne 
— und den vorjtehend beſprochenen — Berechtigter: der Einzelne, Ber: 
pflichteter: die öffentliche Gewalt — inne liegt, ift diejenige, woſelbſt auf 
beiden Seiten Gemeinwejen einander gegenüber ftehen. Hierbei muß wieder 
unterjchieden werden, ob Gemeinweſen gleicher Ordnung (z. B. Armenverband 
gegen Armenverband)?) oder jolche verjchiedener Ordnung (3. B. Staat gegen 
Gemeinde; Neich gegen Staat)‘) in Frage fommen. Inſoweit für Die beider: 
jeit3 betheiligten Gemeinwejen eine übergeordnete Gerichtsbarkeit nicht beiteht, 
fann natürlich auch von einem Berwaltungsitreitverfahren in öffentlich-vecht: 
lichen Streitigkeiten zwijchen beiden nicht die Rede fein. Inſoweit dagegen 

) 3. B. auf die Frage nad) derjenigen Stelle, welche die Beflagtenrolle einzunehmen 
habe; vergl. dazu oben $ 24 unter IV. und die Beitimmungen wegen der Bellagtenrolle 
des Staatdanwalts in Entmündigungsjahen d. Z-P.O. $$ 607, 624. — Im Allgemeinen 
dürfen, wie bereit gejagt, für diejenigen Sachen, woſelbſt der Einzelne als Kläger gegen 
die öffentlihe Verwaltung auftritt, die Grundjäße des jegigen Verwaltungsitreitverfahrens 
vorjchweben. i 

2, Bauten, Gewerbsanlagen, für welche eine Genehmigungspflicht beiteht; Apothetenbe- 
triebe; Gewerbe und Berufe, zu deren Betriebe nur behördlic geprüfte, autorifirte oder an— 
geitellte Berjonen befugt find. — Aehnlich verhält es fi mit anzeigepflichtigen Unter— 
nehmungen. 

3) Mebenher kann natürlich, wie jegt jchon, gegen den jtrafbar Schuldigen das Straf: 
verfahren laufen. 

* Gelbjtverjtändlich ijt dies nur in jolden Fällen angängig, wo die Genehmigung 
unter gewiſſen VBorausfegungen ertheilt werden muß, nicht aud dann, wo die Verwaltungs- 
behörde frei ermejien darf, ob die Genehmigung zu verjagen jei oder nicht. Entid. d. 
bayer. B.-8.-9. IV. ©. 476. 

Freizügigkeitsgeſetz S 11. Unterjtügungötoßnfip-Bejep 8 28. 

®) Verpflichtung des Reichs zur Leiſtung der Entihädigung für Friedensquartiere: 
R.-Quartierleijtungsgejeß dv. 25. Juni 1868 $ 1; Verpflichtung der Landesverwaltung zur 
Einholung der Zuſtimmung der Gemeinde vor Errichtung einer neuen öffentlichen Schule: 
Elfah-Lothringiiches Geſetz v. 1. Nov. 1878 (Althoff Ul. ©. 912) $ 2 u. ſ. w. — Eigen: 
thümliche Beſtimmung Art. 11 des bayer. Geſ. v. 8. Aug. 1878 wegen ſchiedsrichter— 
liher Entiheidung von Streitigkeiten zwiichen SKommunalverbänden durd) eine Ver— 
waltungsbehörde. 
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erjtere einer oder derſelben Geſetzgebung Hinfichtlich ihrer öffentlichen Rechte 
unterliegen, it ein Berwaltungsftreitverfahren recht wohl denkbar und findet 
befanntlich auch insbejondere was Streitigkeiten zwifchen Kommunalverbänden 
anlangt, bereits nach) dem geltenden Rechte in weiten Umfange jtatt.") 

II, Streitſachen zwiſchen Privaten fünnen begrifflich nicht im materiellen 
Sinne öffentlicherechtliche Streitigkeiten fjein.?) Streitigkeiten, bei melchen 
formell zwei individuell berechtigte Subjekte als ftreitende Theile auftreten, 
materiell aber die Klage gegen die Verwaltung gebt, durch welche der eine 
Theil zu Gunften des anderen in feinen Rechten verlegt oder mit einer Ber: 
bindlichfeit belaftet zu fein behauptet, find natürlich materiell feine Streitig- 
feiten zwijchen Privaten?) und bilden deshalb jet einen der Hauptgegen- 
ftände des Verwaltungsitreitverfahrens. Sie follten aber auch formell in diejem 
nur in der Weiſe zugelajten werden, dat als Bellagte die Verwaltung er: 
Jcheint, während mitbetheiligten Privaten eine Nebenrolle (3. B. als Litis— 
Denunziat oder Beigeladener) im VBerwaltungsitreitverfahren verbleiben fünnte.*) 
Darauf, ob der Anspruch des Einzelnen oder der öffentlichen Verwaltung auf 
einen Vertrag oder auf ein Geſetz gejtügt wird, fommt natürlich etivas für 
die Beitimmung einer Sache als Verwaltungsitreitjache feinesfalls an; es 
fragt ſich lediglich, ob der Rechtstitel, auf welchen der Anſpruch gejtüht wird, 
dem öffentlichen Rechte im Sinne von $ 12 f. angehört.?) 


) Vergl. z. B. Unterſtützungswohnſitz-Geſetz $ 37 f. Preußiſche Kreisordnung v. 
13. ne 1872 ss 3 u. 4. Preuß. Geſeßz, betr. die Theilung der Provinz Preußen v. 
De ——— 1877 8 4. Preuß. Zuſtändigkeitsgeſetz v. 1. Auguſt 1883 8 140. Löning, 

ehr 

2) oben = 12 I. und Meyer, Grundiäge ©. 37. Meyer, Lehrb. des deutichen 

Berwaltungsrechts I. ©. 39, 
G. Meyer, D. ©. 41. v. Sarwen, — S. 41. 113 f. 

E. Löning, Lehrb. S. * 799. 

+) Bergl. dazu Entſch. d. preuß. DO. Verw. . VIII. ©, 207. IX. ©. 254. 

8) Enticheid. d. bayer. Berw.sßer. Hofs IV. ©. 607. 
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Von Seiten mehrerer Zoll- und Steuer-Direktivbehörden ſind kürzlich Berich— 
tigungen ihrer urſprünglich aufgeſtellten Nachweiſe über die Beträge der in den 
einzelnen Kampagnejahren für Zucker bezahlten Ausfuhrvergüt— 
ungen mitgetheilt worden. Dieſe Mitheilungen machen Berichtigungen der vom 
Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt ſeither aufgeſtellten und veröffentlichten bezüglichen 
Zufammenjtellungen *) erforderlich. Dieſelben werden in der gegenüberſtehenden 
Tabelle gegeben. 


2, Für 1871/72 Band IE der Statiftil ded Deutichen Reiches, S. 1 f.; für 1872/73 
Band VII, ©. I. 40 f.; für 1873/74 Band VII, ©. VI 124 f.; fir 1874/75 Band XIV, 
©. IX. 46 f.; für 1875/76 Band XX, ©. VII. 1. f.; für 1976/77 Band XXV November: 
heit S. 59 5.; für 1877/75 Band XXXVIL Februarheft, S. 49* f.; für 1878/79 Band XLIIL 
S. II. 25 f.; für 1879/80 Band XLIII, ©. XIL 35* f.; für 1880/81 Band LIU, ©. IL 
29 f.; für 1881/82 Band LIII, ©. XII. 1 f. und für 1882/83 Band LIX, ©. XI. 31 f. 
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Hene Beiträge zur Lehre vom Bundesſtaat. 
Bon 


Profeſſor Dr. Philipp Born 
in Königdberg i. Pr. 


— — — 


Die Lehre vom Bundesſtaat bildet auch heute noch ein ungelöſtes Problem 
des Staatsrechtes und trotz allen im letzten Jahrzehnt an dies Problem ge— 
wendeten Scharfſinnes ſcheint es, als ſei man in Löſung desſelben kaum einen 
Schritt voran gekommen. Jeder neue Bearbeiter der Materie ſtellt auch eine 
neue Theorie auf: quot capita tot sensus. Von irgend einem der aufge— 
ſtellten ernſthaften Löſungsverſuche einfach zu erklären, er ſei „ganz verfehlt“, 
wie Brie ſich dies mir gegenüber erlaubt hat, iſt darum in Anbetracht des 
wiſſenſchaftlichen Standes der Streitfrage gewiß unſtatthaft, zumal wenn man 
das vor zehn Jahren der Welt gegebene Verſprechen eines eigenen Löſungs— 
verſuches zu erfüllen bis jetzt nicht im Stande war. 

Daß die Löſung des bundesſtaatlichen Problems bis jetzt nicht gelungen 
ijt, hat jeinen Grund darin, daß über zwei Punkte fein Einverjtändniß beitebt, 
welche für die Löjung enticheidend find, erjtens die Frage: ijt das Recht 
nur Ausflug des Staatswillens? und zweitens: ijt Die Souve— 
ränetät ejjentielles Merkmal des Staatsbegriffes? 

Es handelt jich bier um zwei alte, fundamentale Streitfragen, twelche 
ebenjowohl der Rechtswiſſenſchaft als der Philoſophie angehören und feines: 
fall3 von erjterer ohne die Hilfe der leteren gelöft werden fünnen, während 
die Hilfsmittel, welche die Gejchichte fir Löſung gerade Diejer beiden prin= 
zipiellen ragen zu bieten vermag, nach meiner Ueberzeugung von geringerem 
Gewichte jein dürften. 

Wer eine Theorie des Bundesstaates begründen will, muß zuvor jene 
beiden Grundfragen erledigen oder jedenfalls zu denjelben Stellung nehmen. 
Beide Fragen find bald in dem einen, bald in dem entgegengejegten Sinne 
entjchieden worden und vielleicht, ja jogar wahrjcheinlicher Weile, wird Dies 
immer jo bleiben. Die Frage nach der lebten Quelle des Nechtes haben die 
Römer bekanntlich nicht zu Gunjten des Staates, wenigſtens theoretiſch nicht, 

- beantwortet. Die Erörterung von Prinzipien ift nicht die Stärfe der römischen 
Juriſten. So ift auch die Frage nach der letzten Quelle des Nechtes fein 
Gegenjtand eingehender Unterfuchung für die Koryphäen der römischen Juris: 
prudenz geworden. Die Grundjäge über Entjtehung und Kraft des Gewohn— 
heitsrechtes jedoch, welche in den römischen Rechtsquellen niedergelegt, wenn 
aucd in ihrer Schärfe erjt von der modernen biltoriichen Schule formulirt 
find, ftehen dem Sabe: „Der Staat it die Quelle alles Rechtes" entgegen. 
Die moderne Jurisprudenz, in allen ihren Zweigen durch das römische Recht 
bejtimmend beeinflußt, dürfte in der großen Mehrzahl ihrer Vertreter — bis 
in die allerneuejte Zeit hielt man es übrigens faum für nothiwendig, daß der 

Unnalen des Deutichen Reichs. 1884. 30 
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Juriſt ſich über dieje Fragen überhaupt ein Urtbeil bilde — die abjolute 
Burüdführung des Rechtes auf den Staat verwerfen. Immerhin aber fehlt 
es diefer Anfchauung über das Grundprinzip des Nechtes nicht an Vertretern, 
und derjenige umter dem modernen juriftiichen Schriftitellern, der den Grund 
fragen des menschlichen Lebens in ihrer Beziehung auf das Recht am tiefiten 
nachgeforjcht hat, Jhering, hat jenen Saß befanntlich zum Mittelpunkt feines 
glänzenden Werkes: „Der Zwed im Recht“ gemadt.!) Daß diefe Anſchauung 
auch ältere bedeutende Vertreter zählt, jet nur erwähnt. 

Sit e8 bei diefer Sachlage gerechtfertigt, wenn Brie diefe „in der neueften 
Zeit wieder ſtark ſich vordrängende und in den weiteiten Kreiſen verbreitete 
Lehre” mit jouveräner Geringichägung als eine „der Gejchichte der Rechts— 
entwicelung durchaus widerjtreitende, Die Rechts: und Staatswiſſenſchaft ver— 
ödende Theorie“ ?) abthun zu dürfen glaubt? Iſt eine ſolche Sprache dem 
willenschaftlichen Stande der Sache angemeſſen? 

Und noch bedenflicher erjcheint das abiprechende Urtheil des nämlichen 
Schriftitellers in Beziehung auf die zweite der oben firirten Grumdfragen, über 
die Lehre: daß die Souveränetät begriffliches Merkmal des Staates fei. 

Diefer Sa mar bis vor furzer Zeit wohl unbejtritten in der Theorie des 
deutichen Staatörechtes, und in der ausländiichen Literatur dürfte dies, jo weit 
ich mich zu orientiren vermochte, auch heute noch der Fall fein. In der deutjchen 
Literatur iſt allerdingd in der neueften Zeit die entgegengejegte Anjchauung 
mehrfach von bedeutenden Autoritäten vertreten worden,?) Doch feineswegs in 
einem Umfange, der die Berechtigung zu der Behauptung böte, die Souveränetät 
als ejientielles Begriffsmoment des Staates ſei „aufgegeben“. Vielmehr hält 
die andere Anfchauung nicht nur noch mit voller Kraft das Feld, fondern fie 
ift bis zur Stunde noch überwiegend.*) Vielleicht wird man bei ganz ruhiger, 
objeftiver Erwägung es ſogar wenn nicht jegt, jo in jpäterer Zukunft faum 
begreiflich finden, wie ein Theil der deutichen Theoretifer die Souveränetät 
als ejjentielles Begrifismoment des Staates hat aufgeben können. 

Die Erklärung biefür liegt jedoch nicht ferne. Faſt alle ftaatsrechtlichen 
Schriftiteller der Neuzeit find zu dem Nejultate gelangt, daß im Bundesſtaate 
die Gentralgewalt jouverän jei.’) Faſt alle Schriftiteller haben gleicherweiſe 
die Möglichkeit einer Theilung der Souveränetät als begrifflih unmöglich ab— 
gelehnt. Hält man nun an der Souveränetät als dem ejjentiellen Begriffe: 
moment de3 Staates fejt, wie die ältere Lehre dies that, jo kann man der 
logiſchen Konjequenz unmöglich ausweichen: der Gejammtitaat ift der Staat, 
die Glieder mögen jogenannte Staaten fein und als folche weiterhin bezeichnet 
werden, aber fie find nicht mehr im juriftiichen Sinne des Wortes Staaten. 

Dieje Konjequenz aber glaubt man völlig perhorresziren zu müffen, ja man 
ift wohl geneigt, diefelbe geradezu als Hocverrath zu brandmarfen. Man gebt 
fo weit, einfach zu erflären: jene Konjequenz muß falfch fein; fie ift als 





1) Außerdem find Ernſt Meier und Seydel als Bertreter diejer Grundanihauung 
hervorzuheben. 

n In Grünhut's Zeitichr. Bd. XI S. 98. 

8, inter den Bearbeitern des deutichen Staatsrechts befonder3 von Laband und 
G. Meyer, ferner Jellinet und Rofin. 

4) Unter ihren Vertretern aus der neueren jtaatörechtlichen Literatur jeien hervorgehoben: 
Hänel, Held, Ernſt Meier, Otto Mejer, Seydel, Gareiß. 

) ———— anderer Anſicht ſind nur diejenigen Schriftſteller, welche überhaupt den 
Begriff des Bundesſtaates für rechtlich unkonſtruirbar erklären, vor Allen Seydel. 
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jolhe gar nicht disfutirbar, fondern es ijt nur die Aufgabe, den Punkt in der 
Rechnung zu juchen, der die Urfache des falfchen Facits bildet und diefer Punkt 
muß gefunden werden, denn das Facit muß eben faljch fein.!) Wenn man 
in diefer Weile aus den Feſſeln einer gebundenen Marjchroute heraus argu— 
mentirt, jo darf doch der Zweifel erhoben werden, ob dies wiſſenſchaftlich zu— 
läfjig jei und wir unfererjeit3 würden dies verneinen. Das Grauen, welches 
manche Schriftiteller vor der ftaatsrechtlichen Konjequenz zu empfinden jcheinen, 
daß die Einzeljtaaten im Bundesjtaate nicht Staaten im ftreng jurijtischen 
Sinne de3 Wortes jeien, mag wohl feinen Hauptgrund in der unmittelbaren 
hiſtoriſchen Tradition haben, welche auf die lebende Generation noch beftim- 
mend einmwirkt; jpätere Gejchlechter werden über die ganze Streitfrage jehr viel 
fühler denken und urtheilen, wie diejelbe denn in der That einer fo hoch— 
gradigen Aufregung, ja Entrüftung unjeres Erachtens praftifch nicht werth it. 
Die Reichspoſt- oder Neichszollgejege find für Beitand und Entwidelung des 
Neiches, wie uns ſcheint, jehr viel wichtiger, als der ganze theoretifche Streit 
um die Souveränetät. 

Um nun der obigen Konjequenz, daß die Einzeljtaaten im Bundesſtaate 
nicht mehr Staaten jeien, zu entrinnen, haben, wie bemerft, mehrere Schrift: 
jteller da3 Erforderniß der Souveränetät für den Staat ganz preisgegeben.?) 

In der That gibt man aber mit dem FFallenlajien der Souveränetät den 
feften Punkt in der wiljenjchaftlicyen Konjtruftion des Staatsbegriffes auf und 
die Schriftjteller find denn auch theilweile auf ganz abenteuerliche Bahnen 
gerathen bei ihren Verſuchen, an Stelle der Souveränetät eine andere Bafis 
für den Staatsbegriff zu finden. 

Einen Mittelweg haben diejenigen Schriftiteller eingeichlagen, welche die 
Spuveränetät als Begriffsmoment für den Staat feithalten, aber den Bundes» 


So Dahu im Lit. Gentralblatt 1880 Nr. 38, ebenjo Gierke in Schmoller's Jahrb. 
VII, 4 ©. 1160: „Da der Bundesitaat als ein aus Staaten zujammengeiepter Staat erijtirt, 
muß der Staatäbegriff dergeitalt gefaht werden, daß er auch in einem joldhen Falle anwend— 
bar bleibt.“ — Quod erat demonstrandum! Gierfe erflärt bei diefem Anlaß jehr katego— 
riih: „Nach dem was wir oben über die jurijtiihe Methode gejagt haben, brauchen wir uns 
bier mit der Widerlegung von Theorien nicht aufzuhalten, die entweder dem Deutjchen Reiche 
oder den deutichen Einzeljtaaten die jtaatliche Qualität rauben“. „Wir bejtreiten der Juris- 
prudenz das Recht, in ſolcher Weiſe die Gejchidhte zu verkehren, die Verfaſſung umzudeuten 
und das Nechtäbewuhtjein der Nation zu ignoriren.” Wir lehnen die harten Vorwürfe des 
legten Sages als völlig unzutreffend und willenichaftlih unzuläffig ab. Gierke jelbit Hat 
wenige Zeilen vorher erklärt, daS „Problem“, ob und „wie die gleichzeitige jtaatliche Quali— 
fifation eines Ganzen und jeiner Theile fich mit dem Staatäbegriffe vereinbaren läßt“, jei 
ein ungelöjtes. Löjungsverjuche, welche zu einer Berneinung diefer Möglichkeit von ihren 
wiſſenſchaftlichen Vorderjägen aus gelangen, mit den Worten abzuthun: „Wir brauchen uns 
mit der Widerlegung nicht aufzuhalten“, iſt ein wiſſenſchaftlich unzuläſſiges Verfahren, ſobald 
überhaupt ein „Problem“ einerieit3 und ernites wiljenjchaftliches Beitreben zur Löſung des— 
jelben andererjeit3 anertannt werden müſſen. Mit jo abjprechender Polemit wie der obigen 

fürdert man die Löſung unferer ſchweren wiſſenſchaftlichen Probleme nicht. 
| 2) Siehe oben Note 1. Zu den Schriftitelleern, welche früher die Souveränetät im 
' ftrengiten Sinne fejtgehalten haben, gehört insbefondere Gierke, neuejtens aber fcheint aud) 
| er jeine Anſicht geändert zu haben. Vergl. Rechtsgeſchichte d. deutichen Genoſſenſchaft I 
©. 883 mit dem oben zitirten Aufſatze bei Shmoller, bei. ©. 65; dann aber wieder S. 72 
die richtige Erfenntniß in den Süßen, „dah es eine auf dem Nechtsgebiete höchſte Verbands: 
gewalt über allen anderen VBerbandsgewalten in jedem jelbjtändigen nationalen Lebens- 
freife geben muß.” „Mithin fann man die Staatögewalt der Souveränetät nicht entkleiden, 
ohne das Spezifische in ihr aufzuheben. Ebenſowenig fann man die ftaatliche Sphäre als 
getheilt voritellen, da hiermit entweder der Wideripruch einer mebriadyen „höchſten“ Ge— 
walt auf demijelben Rechtögebiete jtatuirt oder wieder der nichtiouveräne Staat eingeführt wäre.“ 
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ftaatsbegriff aus der „beichränften“ Souveränetät deduziren zu fünnen glauben. ") 
Wir werden jofort nachweifen, daß auf diefem Wege ein in fich logiſch geichloj: 
jenes Rejultat nicht gewonnen werden fann. 

Im Folgenden follen die neueren Beiträge zur Lehre vom Bundesitaate, 
joweit diejelben einen pofitiven Löjungsverfuch enthalten, einer kritiſch-referiren— 
den Betradhtung unterzogen werden. 


I. Bake. 


In feinem Werke: „Beschouwingen over den Statenbond en 
den Bondsstat‘ hat der Niederländer Bake einen jehr eingehend begrün: 
deten Löſungsverſuch unjerer Streitfrage gegeben. Bake's Buch wurde als 
Doktordiijertation im April 1881 zu Amjterdam veröffentlicht. Den im Mai 
1880 erichienenen erjten Band meines Staatärecht3 und ebenjo die Anfang des 
Jahres 1381 in der Tübinger Zeitichrift erichienene Abhandlung: „Streitfragen 
des deutjchen Staatsrechts“ hat Verfaſſer nicht gefannt. Ich bin gemöthigt, 
dies ausdrüdlich zu bemerfen, denn die Webereinjtimmung der Bake’jchen 
Argumentation mit der meinigen it bis auf einen einzigen wichtigeren Punkt 
fo volljtändig, daß fie mir geradezu überrafchend war. Da der Berfajjer meine 
Arbeiten nicht kannte, jo habe ich lediglich mit Genugtbuung zu konſtatiren, 
daß ein fremder Autor zu gleicher Zeit genau zu den nämlichen Rejultaten 
wie ich über den Begriff des Bundesjtaates gelangt it. 

Die Arbeit Bafe's zerfällt in die Hauptitüde: Staat, Staatenbund, 
Bundesitaat. 

Als das charakteriftiiche Merkmal des Staates betont Verfaſſer die Sou- 
veränetät; er erklärt mit Held dieſe legtere als „das Natur: und Vernunft: 
pojtulat jedes ftaatlichen Weiens.“ „Zijne macht (die aard zijner macht) 
onderscheidt hem van alle andere openbare vereenigingen, waarin wij 
ook een heerschappij van menschen over menschen aantreffen‘* „hij 
alleen is aan geen hoogeren wil onderworpen: hij is oppermachtig. 
Oppermacht — wel te onderscheiden van allmacht, die nooit aan een 
vereeniging van menschen kan toekomen — is het kenmerk van den 
Staat. Met een vremd word noemt man haar Soevereiniteit.‘‘ „Soe- 
vereiniteit is de eenheid, de volheid van de staatsmacht.“ (5. W, 
11.18) 

Faft wörtlich treffen diefe Säße mit der von mir formulirten Begriffs: 
bejtimmung überein.?) Bafe führt zur Stüße jeiner Anficht eine Reihe von 
Ausiprüchen älterer und neuerer Schriftiteller an; jpeziell die ältere deutjche 
jtaatsrechtliche Literatur iſt ihm volljtändig befannt umd vertraut. 

Von dieſem prinzipiell richtigen Ausgangspunft formulirt Bake jodann 
die einzelnen jtaatsrechtlichen Konjequenzen durchweg in Uebereinjtimmung mit 
meinen Ausführungen: richtig wird die Mutonomie als vom Staat abgeleitete 
Nechtsquelle bejtimmt (S. 21), die Scheidung zwijchen jtaatsrechtlicher und 
völferrechtlicher Souveränetät, ferner die Theilbarfeit der Souveränetät und 
die „Halbjouveränetät“ zurücdgewieien (S. 25 f.) und zulegt zutreffend die 
Bedeutung der Staatsverträge dahin charakterifirt: daß im ihnen immer eine, 
begrifflich mögliche, Bejchränfung der Souveränetät liege, indem der Staat 
einem fremden Staate gegenüber ſich verpflichte, einen bejtimmten Inhalt zum 








!, Gareig, Dahn. 
2) Staatsrecht I. ©. 46 j. Tüb. Zeitichr. 1581, 2. S. 306 7. 
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Recht zu erheben; daß aber die Rechtskraft der Staatöverträge doch immer 
lediglich von dem einzelnen Staat abhänge. „Die overeenkomst kan de 
verplichting opleggen, een algemeen voorschrift te geven, maar is zelve 
geen bevel, tot de onderdanen van de partijen gericht‘ — „een ver- 
drag op zich zelf bindt de onderdanen niet‘ — „de burgers van een 
staat zijn alleen omdat dir staat zelf het beveelt gehoeden de in het 
verdrag opgenomen bepalingen nateleven.“ 

Freilich zieht Verfaſſer aus dieſen legteren Sätzen nicht alle Konjequenzen, 
wozu auch fein Anlaß vorlag, da er die Lehre von den Staat3verträgen nicht 
ex professo behandelt. — 

Wir wenden ung von hier aus jofort zum dritten Hauptjtüd der Bake'— 
ihen Arbeit, der Lehre vom Bundezjtaat. Die Refultate der Bake'ſchen 
Unterfuchung jtimmen völlig mit den unjerigen überein, 

Zunächſt konſtatirt Verfaſſer die drei hauptſächlichſten, in der neueren 
deutichen Literatur aufgeftellten Anfichten: die von Seydel in Scharffinniger 
Weile verjuchte Zerjtörung des Bundesjtaatsbegriffes; die den Unterſchied 
zwiichen Bundesjtaat und Einheitsjtaat jo ziemlich aufhebende, mehr bijtorijch- 
politische als juriftiiche Theorie Treitſchke's und endlich) die von der Mehr— 
zahl der neueren Schriftjteller vertretene dritte Meinung: der Bundesſtaat jei 
ein aus Staaten zuſammengeſetzter Staat. 

Gegenüber legterer Theorie erinnert Bake zunächſt an den Sab Pufen— 
dorf: „si sit una civitas, non potest plures civitates aliter 
continere, quam ut illae civitates esse desierint.“ Dieſem 
Sate muß auch Bake in Konjequenz der im erjten Hauptitüd entwidelten 
Prämifjen beipflichten. In ausführlicher Darjtellung erörtert jodann Verfaſſer 
die begrifflichen Merkmale des Bundesstaates. Es werden als ſolche aufgezählt: 
der Bundesſtaat hat eine Volfsvertretung, er hat eine Regierung, jelbjtändige 
richterliche Gewalt, fein eigenes Bürgerrecht, er gibt ſelbſt Gejege, bringt die— 
jelben auch jelbjt zur Durchführung, obwohl er dies auch den Einzeljtaaten 
überlafjen fann; das Necht des Bundes bricht das Recht der Einzeljtaaten; 
der Bundesſtaat hat eine jelbjtändige Finanzgewalt; er entjcheidet allein in 
höchiter Inftanz über die Grenzen feiner Kompetenz gegenüber den Einzeljtaaten; 
er hat das Recht, feine Kompetenz zu erweitern (die Kompetenz-Kompetenz). 

Bake begründet alle diefe Sätze zugleich prinzipiell und vermitteljt des 
pofitiven Rechtsmateriales, welches er aus den Verfafjungen der jchweizerijchen 
Eidgenofjenschaft und der nordamerifanifchen Union entnimmt — das Deutjche 
Reich bleibt unberücfichtigt — und, wo dies erforderlich, nad dem Maßſtab 
der gewonnenen prinzipiellen. Nefultate feiner Eritiichen Prüfung unterwirft. 
Mir fünnen auch mit diefem Theile der Bake'ſchen Unterfuchung unfer rüd- 
haltlojes Einverjtändniß erklären und haben die jämmtlichen oben angeführten 
Poſtulate bezw. Konſequenzen des Bundesjtaatsbegriffes gleichfalls an anderem 
Drte formulirt. Nur dagegen möchten wir Bedenken erheben, daß jene Sätze 
gewiljermaßen umvermittelt nebeneinander gejtellt werden. 

Charafteriftifch für den Bundesjtaat gegenüber anderen Formen der Staaten: 
verbindung ijt u. E. einzig der Umftand: daß der Bund jouverän, ergo 
Staat ift. Daraus ergeben fi alle von Bafe im Einzelnen formulirten 
Konjequenzen in nothwendiger logiſcher Deduftion: Die eigene Regierung, die 
eigene Gerichts-, Finanz, Exekutiv-, Gejeggebungsgewalt, dag eigene Bürger: 
recht, die eigene VBolfsvertretung, wenn anders eben der Bundesſtaat konſti— 
tutionell verfaßt ijt, was keineswegs begrifflich nothwendig erjcheint. 
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Daß aber ein jtaatliches Gemeinmwejen jouverän ift, folgt, wie auch Bake 
ausführt, mit zwingender Nothwendigfeit aus dem pofitiven Necht über die 
Kompetenz-Kompetenz. Darum muß diefer Punkt das Zentrum der Beweis: 
führung bilden. Sehr richtig bemerft Bafe: „it de voorschriften, die de 
bondsakte of staatsregeling zelve voor hare herziening bevat, blijkt 
ons zijn rechtskarakter.“ „Als wij der halve weten willen, of wij 
een staat of eene vereeniging van staten voor ons hebben, moeten wij 
de vraag doen: wie kan de inrichting veranderen? Is de herziening 
het werk van het geheel, dan bepaalt het geheel zijn eigen bevoegd- 
heden en is er dus en Staat; is de herziening het werk der deelen, 
dan berust de „Competenz-Competenz‘ bij de deelen, en is er dus een 
Statenbond.“ (S. 156.) Darin allein liegt das enticheidende Moment. 
Dasjenige ftaatlihe Gemeinmwejen, welches jeine Kompetenz in 
unbejchränfter Weije legal erweitern fann, iſt ſouverän, ihm 
jtteht die.hböchjte Gewalt zu, alle anderen Gemeinwejen innerhalb 
der tbatjählihen Machtſphäre, die es umjaßt, find ihm unter: 
geordnet. 

Wenn Fellinef?) dieje Begriffsbeitimmung der Souveränetät als inhalts- 
(08, als eine bloße „Relation“ verworfen hat, jo ift dies, wie jpäter darzu— 
legen jein wird, unzutreffend. Die fo bejtimmte Souveränetät iſt feineswegs 
eine bloße formelle Relation ohne Inhalt, fie umfaßt vielmehr den gefammten 
Inhalt aller jtaatlichen Hoheitsrechte, die es überhaupt gibt. Nicht inhaltslos 
H * Souveränetät, aller Rechts: und Machtinhalt iſt vielmehr in ihr um— 
chloſſen. 

Daß da, wo das poſitive Recht dem Bund die Kompetenz-Kompetenz zu— 
weiſt, die Einzelſtaaten nicht mehr ſouverän ſein können, weil eben der Bund 
ſouverän iſt, ergibt ſich von ſelbſt und wird auch von der Mehrzahl der 
Schriftſteller nicht beſtritten. 

Lebhafter Widerſpruch wird dagegen von allen Seiten erhoben gegen zwei 
hieraus gezogene Folgerungen: 1. daß die Einzelſtaaten dann juriſtiſch nicht 
mehr als Staaten erſcheinen und 2. daß die Rechte der Einzelſtaaten im 
Bundesſtaat als aus der Souveränetät der Zentralgewalt abgeleitet aufgefaßt 
werden müſſen. Ich habe an anderem Ort dieſe Folgerungen zuerſt gezogen?) 
und Bake kommt zu dem gleichen Rejultate.?) Jene beiden Sätze haben von 
allen Seiten Widerjpruch erfahren. Läßt man die Souveränetät als ejjentielles 
Begrifismoment des Staates fallen, jo ift diefer Widerjpruch logisch möglich 
und in ihr Gegentheil verkehren jich jelbitverjtändlich die obigen Behauptungen, 
jobald man die Souveränetät der Einzeljtaaten behauptet. (Seydel.) 

Legtere Theorie lafjen wir hier bei Seite. Erſtere aber hat nun, nad 
dem jie mit der Souveränetät den fejten Punkt im Staatsrecht preisgegeben 
hat, die Aufgabe, eine neue Grundlage für den Staats: bezw. Bundesjtaats- 
begriff zu finden. Ich gebe zu, daß an dies Problem in letter Zeit viel 
Scharfjinn gewendet wurde. Daß dasjelbe aber trogdem bis zur Stunde 
völlig ungelöjt geblieben it, insbejondere was die Abgrenzung des Staates 
nad) unten, den Gemeindeverbänden gegenüber, betrifft,*) darf mit aller Ruhe 





%) Ueber den Jellinefichen Bundesjtaatsbegriff j. unten sub IV, 

2) Staatsrecht I. ©. 58 f. Tüb. Zeitihr. a. a. O. ©. 318 f. 

2) A. a. O. ©. 163. 

) Vgl. hieher beſonders unten sub III. über den von Roſin unternommenen Verſuch. 
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behauptet werden. Die bisherigen Löſungsverſuche laſſen die Hoffnung begründet 
erjcheinen, daß in nicht zu ferner Zeit die Theorie des Staatsrechtes wieder 
lebhafte Sehnjucht nach dem fejten Bunfte im Staatsbegriff, der Souveränetät, 
empfinden umd dann wieder in die alten geordneten Bahnen zurückehren wird, 
die man ja doch eigentlich nur im Drange einer gewiljen Verlegenheitsjuris- 
prudenz, welche jich verpflichtet glaubte e vinculis ratiocinari, verlaſſen hat. 
Die Konjequenz, daß im Bundesitaat die Einzeljtaaten nicht mehr juriftiich 
Staaten find, ift nicht jo grauenerregend und hochverrätheriich, wie man dies 
— ſie ſchmälert die Rechte der Einzelſtaaten auch nicht um ein 
ota.! 

Ob man dem Sprachgebrauch die Konzejiion machen joll, die Bundes: 
glieder als Staaten weiter zu führen, halten wir für ein jehr untergeordnetes 
Moment. Bafe erflärt ſich entjchieden dagegen. Daß der Spracdhgebraud) 
fein juriftiiches Argument it, erjcheint jelbjtverjtändlich. 

Diejenigen Schriftjteller aber, welche die Souveränetät als Ejjentiale des 
Staates fejthalten, fünnen fich der obigen Konfequenz nicht entziehen, fie find 
logisch gefangen. Wir werden den hauptjächlichiten Verſuch, der nach diejer 
Richtung gemacht wurde, unten beleuchten. 

Die zweite der oben formulirten Konfequenzen, daß die Rechte der Bundes» 
glieder im Bundesjtaat als aus der Zentralgewalt abgeleitet juriftiich aufgefaßt 
werden müſſen, hat womöglich noch lebhafteren Widerjpruch erfahren. Bake 
gelangt auch hier zu dem nämlichen Reſultate.“) Brie dagegen ijt über jene 
Auffaſſung jo entrüjtet, daß er diefelbe offenbar am liebjten als einen gar 
nicht weiter disfutirbaren Unfinn erklären möchte, jo jehr widerjtreite ſie der 
Gejchichte und den Thatjachen.?) Was lehrt uns die Gejchichte? Daß die 
deutjchen Einzeljtaaten jouverän waren, jomit unzweifelhaft ihre Nechte als 





. II weiß nicht, ob nicht das „juriftiiche Taktgefühl“, auf welches Gierke in ſeinem 
vielfach ſchönen und durchweg gedankenreichen Aufſatze über Laband's Staatsrecht in 
Schmollers Jahrbuch jo viel Gewicht legt, den verdienten Verfaſſer hätte abhalten ſollen, 
denjenigen Autoren, welche „um der Folgerichtigkeit willen“ den Einzelitaaten den jurijtiichen 
Staatscharafter abſprechen müſſen, zu jupponiren, dal jie dies „leichten Herzens“ thun. 
Eine jurijtiihe Methode, welde dem „Tattgefühl“ die Befugniß einräumt, das „logiſche 
Element“ zu kreuzen und damit zu vernichten, ift m. E. feine juriſtiſche Methode, denn „ver— 
ihiedene, logiſch gleich mögliche Wege juriftiicher Konſtruktion“ zu pojtuliren, aus welden 
das „Gefühl“ den richtigen zu „wählen“ habe, heilt die Logik verneinen. Bon bier aus 
wird man allerdings leicht geneigt jein, im jeder Logik, jobald fie dem eigenen jubjeltiven 

„Gefühl“ widerſtreitet, eine „Ueberſchätzung der formalen Logik“ zu finden, während doch die 
gone Darjtellung pojitiven Rechtes nichts Anderes iſt und jein kann als „formale Logik.“ 
as „Zaftgefühl“ iſt Sache des Gejeggebers und würde das Staatörecht lediglich wieder 
jurüdwerjen in das frühere Chaos jubjektiver hijtorifch-politiicher Willtür, wollte man es als 
4 ejjentielles methodiches Element für die Darjtellung des pofitiven Nechtes zugeben und des 
N legteren „Wejen“ in „Mannigfaltigkeit und Wechſel“ finden! 
Bake faht jein Nejultat in folgende Säge zufammen: „de rechten, welke deze 
gewesten genieten, steunen op die staatsregeling, op dien wil van den bondsstaat. 
Door wijziging der grondwet kunnen zij worden opgeheven.‘“ „Historiesch moge de 
bondsstaat zijn rechten aan de staten ontleend hebben, juridiesch ontleenen de deelen 
hanne rechten aan het geheel“. Schr treffend verweilt Bake gegenüber der Behauptung, 
die Geſchichte widerlege unier Argument, auf die Entjtehung der Neu-England-Staaten aus 
Gemeinden. Mit gleicher Entichiedenheit wie Bake tritt auch Jellinek für diefen Sap ein 
©. 45 f., 57, 281. ee übrigens aud) die Bemerkungen von Gareis 107, Roſin 39, 
welche jonjt entſchiedene Gegner des aus der Zentralgewalt abgeleiteten Rechtes der Einzels 
itaaten jind. Gierte ©. 672 nennt dieje Behauptung „Nequilibrijtit” und rubrizirt jie in 
die „Kategorie der juriftiichen Kunſtſtücke.“ 
9 Bıie S. 100. 
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eigene, nicht von einer höheren Gewalt abgeleitete, bejellen haben. Das 
beitreitet Niemand. Was lehren uns die Thatjachen? Daß die deutichen 
Einzelitaaten einen Bund geſchloſſen haben, welchem fie eine höhere Gewalt 
über fi, alſo eine höchite jouveräne Gewalt, einräumten. Iſt aber Souve- 
ränetät die einheitliche Bollgewalt ftaatlicher Hoheitsrechte, ſo iſt mit der 
Gründung des Bundesſtaates die Geſammtheit der Staatshoheitärechte auf die 
Bentralgewalt übergegangen. Zu dieſer Schlußfolgerung nötbigt Art. 78 
unjerer Neichsverfaflung abjolut. Wenn man weiter das abgeleitete Recht als 
den Gegenjaß zum eigenen Necht auffaßt,"). jo iſt lediglich das durch Leber: 
tragung der Souveränetät feitens der Einzeljtaaten auf die Zentralgewalt 
begründete Recht der leßteren ein eigenes, aus welchem alle übrigen Rechte 
innerhalb der thatjächlichen Machtipäre des Bundesſtaates juriftiich abgeleitet 
werden müſſen, aljo aud die Rechte der Bundesglieder. „Iſt es Die weſent— 
lichite, alles Uebrige bedingende Aufgabe des Staates, das Recht zur Geltung 
zu bringen, jo ijt im vollfommenen Staate feine Berfon, welche ihre Kompetenz 
nicht auf die Anerkennung des Staates zurüdführen müßte und damit von ihm 
die Grenzen feiner Stompetenz bezeichnet erbielte.“*) Darum müſſen auch die 
Einzeljtaaten ihre Kompetenz auf das Reich zurücdführen und darum ift dieſe 
Kompetenz eine abgeleitete. 

Bake behandelt weiterhin auch die jchwierige und ungelöſte Streitfrage, 
wie im Bundesitaat die Verfaſſung Geſetz werde, in u. E. jehr zutreffender Weiſe. 
Die Mehrzahl der Schriftiteller ftimmt überein, daß nicht Berträge ſondern 
das Geſetz der Verfaſſung die Srundlage des Bundesstaates jei. Hänel bat 
in erichöpfender Weife für unferen deutichen Bundesſtaat die Gründe dargelegt, 
warum die Verträge nicht jeine juriftiiche Grundlage jein fünnen. Wie aber 
jurijtiich die Verfajlung zum Geſetz wird, darüber gehen die Anfichten weit 
auseinander. Die Deduktion Bake's trifft im Wejentlichen mit der von ung 
verjuchten Yöfung der Frage zufammen. Der Vertrag wird zum Gejeß, jobald 
durch Aufrichtung einer Negierungsgewalt der neue Staat entjtanden tjt: „land 
en volk werden een eenheid dor het scheppen van een over allen en 
alles herrschend gezag. Op het sogenblick, dat de regeering ingesteld 
is, wordt de staat geboren." „En zoodra de bondsstaat is, krijgt het 
door de staaten bij verdrag vastgestellte reglement het karakter van 
een staatsregeling, de kracht van een grondwet.“ °) 

Zuletzt beſpricht Bake noch die unterfcheidenden Merkmale zwiichen Bundes» 
und Einheitsjtaat*) und findet diefelben in 1. einer jehr viel größeren Freiheit 
der Bewegung, twelche den Bundesgliedern im Bundesjtaat ala welche den 
Provinzen im Einheitsjtaat zufomme und 2, in dem Antheil, welcher im Bundes 


) Darüber, daß mur dieje Beitimmung des „eigenen Rechtes” für das Staatsrecht 
Werth hat, j. unten sub III. und IV., dort aud die nähere Erörterung über die Rojin’jche 
und Jellinefiche Bejtimmung des „eigenen“ Rechtes. 

) Hänel J. ©. 39. 

A. a. O. S. 159; j. aud unten sub IV, über die von Jelline! verjucdte Konſtruk— 
tion. Der Jellineficen Konſtruktion jchließt ſich rüdhaltlos an: XKaband bei Mar: 
quardjen I, 2. ©. 11. Laband bemerft zutreffend gegen meine Darjtellung, daß es 
nicht auf die „Lonjtitutionelle“ jondern überhaupt auf die vehtliche Verfaſſung anfomme. 
Ich habe das "thema probandum früher zu eng gefaßt. Die sub IV, gegebene fritiihe Er— 
Örterung gegen Jellinet, bat, wie ich hoffe, dieſem berechtigten Einwande Laban dis ge; 
nügende Rechnung getragen. Den Grundgedanken, auf welchem die früher von mir gegebene 
Konſtruttion beruhte, halte ich feſt. 

9 A. a. O. ©. 188 f. 
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Itaat den Bundesgliedern an der Negierung des Bundes gebührt. Der eritere 
Punkt erjcheint uns rechtlich irrelevant und lediglich von thatjächlichen Verhält- 
nijjen abhängig. Entjcheidend aber it der zweite Punkt. Sch habe in meinem 
Staatsrecht bemerkt: man fünme fich darüber feiner Täufchung Hingeben, daß 
die Grenze zwilchen Bundesftaat und Einheitsſtaat eine fließende ſei.,) Dies 
ift in jolcher Allgemeinheit unzutreffend. Ein prinzipielle Unterjchied zwiſchen 
Bundesjtaat und Einheitsjtaat bejteht infofern nicht, als beide die Souveränetät 
haben. Der Unterjchied liegt vielmehr, wie ich Dies auch in Ergänzung der 
in meinem Staatsrecht enthaltenen Säße in der Tübinger Zeitichr. ausgeführt 
babe, ?) in der Organilation der Staatsgewalt, nämlih dem Antheil der 
Bundesglieder an der Zentralregierung. Die leßtere ijt föde— 
rativ organijirt: dies iſt nach meiner Ueberzeugung das einzige, 
den Bundesftaat prinzipiell vom Einheitsjtaat unterjcheidende 
Merkmal. Am deutlichiten tritt dieſe füderative Negierung im Deutjchen 
Reiche in der Inſtitution des Bundesrathes hervor. In der Eidgenofjenjchaft 
und der Union bejtehen auf dem gleichen Gedanken beruhende Inſtitutionen 
gleichfalls: der Ständerath und der Senat. °) 

Das zweite Hauptftüd der Bake'ſchen Arbeit ift dem Staatenbund 
gewidmet. Darüber nur ein paar furze Bemerkungen. Negativ wird der 
Staatenbund richtig und in Uebereinftimmung mit der herrichenden Lehre dahin 
bejtimmt, daß er eine Staatenverbindung des WVölferrechtes jei, d. i., daß die 
Glieder der Berbindung die Souveränetät und damit den Staatscharafter be: 
halten. Daraus wird vollflommen zutreffend deduzirt, daß der Staatenbund nicht 
fähig tft, Geſetze zu erlajjen, daß vielmehr Bundesbeichlüfje an ſich den die Staats: 
verträge beherrjchenden jurijtiichen Gefichtspunften unterliegen und die Gejeßes- 
fraft lediglich durch die Thätigfeit des Einzelftaates gewinnen fünnen.*) Sehr 
rihtig wird speziell ausgeführt, daß an dieſen Sägen auch dadurch jich 
Nichts Ändere, daß die Bundesglieder vertragsmäßig bejtimmen, zur Beſchluß— 
fajjung genüge Mehrheit der Stimmen, obwohl allerdings Stimmeneinheit dem 
Weſen des Staatenbundes nicht entipreche. Mit großer Schärfe hebt ferner 
Bafe denjenigen Punkt heraus, in welchem die Grenze zwiſchen Bundesjtaat 
und Staatenbund Liegt: Welches Maß von einzelnen Rechten dem Bund 
übertragen wird, ijt nicht entjcheidend: nur darauf fommt es an, daß der 
Bertrag, durch welchen der Bund begründet wird, nicht ein Unterwerfungs- 
traftat ijt, daß in ihm nicht ein Verzicht auf die Souveränetät zu Gunjten 
des Bundes und damit das Aufhören der Bundesglieder als Staaten durch 
Schaffung einer neuen Gejammtjtaatsgewalt Liege. ?) 

Die pofitive Ausführung, daß das unterjcheidende Merkmal des Staaten: 
bundes anderen Staatenverbindungen jpeziell der Allianz gegenüber darin Liege, 
daß der Staatenbund „Rechtsſubjekt“ des Völkerrechtes jei, kann ich nicht für 
zutreffend halten. Daß im Staatenbund ſowohl dem Bund als den Bundes- 


1, 6©. 61. 

2) 1881, 2, ©. 317 f. 

3) Vgl. unten sub IV. 

% „De besluiten eener bondsvergadering zijn verdragen, waar bij de staten van 
den bond elkaar beloven, zekere handelingen te zullen verrichten, zekere matregelen 
te zullen nemen ;“ — „zij leggen alleen den regeeringen een plicht op.“ (©. 78.) 

) U. a. O. © 111. „De soevereiniteit van de leden wordt dan op de veree- 
niging overgebracht. De vereeniging wordt een staat, de leden ho den op staten te 
zijn, omdat hij, die aan een ander de macht geeft zijne bevoegd heden te depalen en 
te beperken, zich daardoor aan een hoogeren wilonderwerpt.“ Vgl. Jellinet ©. 197. 
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gliedern das Vertragsrecht, das Gejandtichaftsreht und das Kriegstecht zu: 
fomme, wodurh Bake jeine Anficht begründet, ift Doch nicht unbezweifelt. 
Aber jelbjt zugegeben, daß dem jo fei, liegt Doch der juriftiich enticheidende 
Punkt in der Beitimmung des eigenen Nechtes und dieſe ergibt fich aus der 
Souveränetät. An anderer Stelle hat auch Bake die Unterjcheidung zwiſchen 
jtaatörechtlicher und völferrechtlicher Souveränetät abgelehnt. Dann aber it 
es nicht jtatthaft, eine völferrechtliche NRechtsjubjeftivität anzunehmen, wo die 
jtaatsrechtliche fehlt. Daß Yebteres beim Staatenbund der Fall, iſt aud 
Bake's Meinung; darım kann auch das Erjtere nicht feitgehalten werden. ') 
Die Ausführungen Bake's über den Staatenbund dürften bei genauerer Prüf: 
ung die Probe an den im erjten Hauptitüd bezüglich des Staates aufgeitellten 
Sätzen ſchwerlich bejtehen fünnen. ?) 


II. Gareis. 


In feiner einen Beitandtheil von Marquardſen's Handbuch des Deffent- 
lihen Rechtes bildenden Monographie über „Allgemeines Staatsrecht“ gibt 
Gareis eine Konſtruktion des Bundesjtaatsbegriffes. 

Sehr richtig betont der Berfaller, daß der Zwed des Staates Herrichaft 
jei:?) „von mehreren auf einem Gebiete zufammentreffenden Gemeinmwejen nennen 
wir nur dasjenige Gemeimvejen „Staat“, welches ebenda die Herrſchaft 
hat, „den jeweilig höchſten Machtverband“ (Gierfe), das „berrichende 
Gemeinweſen.“ Aus Ddiefem Prinzipalfage zieht Verfaſſer insbejondere aud) 
jehr zutreffend die Konjequenzen bezüglich der begrifflichen Begründung der 
Geſetzeskraft (S. 20). 

Schon in obigem Satze liegt das begriffliche Merkmal der Souveränetät 
für den Staat. Und Gareis läßt auch darüber keinen Zweifel, daß er hin— 
ſichtlich dieſes grundlegenden Punktes auf dem Boden der älteren Theorie ſteht. 

„Das berrichende Gemeinweſen kann als jein Intereſſe“) bezeichnen und zum 
Rechtsqut erheben, welches Intereſſe es will und fann zur Verfolgung dieſes 
Intereſſes Diejenigen Mittel anwenden, welche es will — dies iſt die „Sou— 
veränetät“, eine wejentliche Eigenschaft des Staates, als des herrſchen— 
den Gemeinweſens.“ Gareis führt jodann weiter aus, daß die Souveränetät 
„einſchränkbar“ jei: „mit der Charafterijirung als einjchränfbar 
ijt Die Souveränetät dem Staate wejentlid.“ ©. 31).?) 


PGareis 2. 115 jchreibt dem Staatenbund eine „relative juriftiiche Perſönlichkeit. 
u. Vgl. auch Rojin „Annalen“ 1853 2. 276 gegen Bake, cbenio die trefiende Aus | 
führung von Jellinet ©. 178 fi, jerner Yabanda. a. O. S. 15% 

®) » Dgl. die Note bei Jellinet © S. 179 gegen Hänel, die aud gegen Bake zutrifft. 

' S. hierüber auch unten sub III. 

> Tas „Intereſſe“ hat ©. in jehr gedankenreicher Darjtellung zum Mittelpunkt der 
Lehre vom Staat gemacht. Bedenklih aber jcheint mir die Schabloniftrung der Einzelinterefien 
in 5 „Baupt“ und 4 „Hilfshoheitsrechte“ ; „ſchließlich bleibt vielleicht das Bolizeiinterefie 
allein als bejonderes jelbitändiges Staatsintereiie übrig“, bemerkt G. jelbjit S. 26, offenbar 
in einer Anmwandlung von ſtarker Skepſis an jeinem wohlgeordneten Hobeitenverzeihniß. Den 
„Zweck“ des Staates im „allgemeinen“ Staatsrecht zu jpezialifiren, halte ich für verlorene 
Licbesmüh. Es iſt nicht einmal richtig, daß „iedenfalls“, „der Zwed des Staates in der Er- 
füllung von Nulturaufgaben beiteht“. Wenn ©. ©. 50% ſich für die „Kirchenbobeit” als 
„zufälliges Hoheitsrcht” auf die Darjtellung von Hinſchius in dem Marquardſen'ſchen 
Handbuch beruft, jo wird er inzwiſchen erfannt haben, daß Hinſchius jene unklaren Be 
griffe der älteren firchenrechtlichen Theorie völlig preisgegeben hat. 

5; Ueber die Bejchränfung der Souveränetät j. auch Jellinet ©. 53, 


n 
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Wir haben zu dieſen Sätzen lediglich unſere Zuſtimmung zu erklären, 
ſpeziell auch zu den Bemerkungen über die begriffliche Möglichkeit einer Be— 
ſchränkung der Souveränetät, ſowie zu der kritiſchen Erörterung der Jellinek'ſchen 
Beſtimmung des Souveränetätsbegriffes, auf welche wir weiter unten zurück— 
kommen werden. 

Wenn aber Gareis dann weiterhin die Frage, ob Bundesglieder 
im Bundesſtaate ſouverän find, dahin beantwortet: „Sie find es, ſoweit fie 
geleggebend die Wahl ihrer Intereſſen und die Wahl der Mittel zur Ber: 
tretung derjelben haben“, jo it Dagegen zu bemerken, daß eben dieſe Wahl 
den Bundesgliedern im Bundesſtaat nicht frei steht. Wenn die Verfaſſung 
beitimmt, daß außer den ausdrüdlich der Bundesgewalt zugewiejenen „Intereſſen“ 
auch jedes andere „Intereſſe“ auf dem Wege der Verfaſſungsänderung der 
Bundesgewalt übertragen werden kann, jo liegt doch die „Wahl“ Lediglich bei 
legterer und es kann micht mehr von einer „Wahl“ durch Die Glieder ge: 
fprochen werden; der Wirfungsfreis der leßteren it dann fein gewählter mebr, 
jondern lediglich ein angewiefener. — 

Den monarchiſchen Bundesitaat charakterifirt Gareis weiterhin richtig 
als „Plevnarchie*, wie ich dies fchon früher in, wie ich glaube, bejlerer 
Formulirung eines zuerjt von Georg Meyer ausgejprochenen Gedanfens 
getban habe.) Die pofitive Definition des Bundesjtaates wird fodann in 
folgenden Sätzen gegeben: „Wenn zwei oder mehrere Einheitsjtaaten eines 
oder mehrere ihrer Intereſſen als Sonderinterejlen aufgeben, aber als gemein- 
ſame Intereſſen erflären und zum Zwede der Vertretung diefer Intereſſen Organe 
geichaffen werden, welche nicht Organe der einzelnen vereinigten Staaten find, 
Organe, welche beiondere eigene Hoheitsrechte ausüben, jo liegt ein zuſammenge— 
ſetzter Staat vor; die „Zuſammenſetzung“, „Uno“, ift nicht etwa intenfiver oder 
etwa quantitativ bedeutender als eine bloße Staatenwerbindung in dem in 
$ 35 II. angedeuteten Sinne, fondern fie iſt wejentlich etwas Anderes; das 
Bufammengejegte ijt ein neuer Staat, ein neues, berrichendes Gemeinweſen, 
welches von dem (den ?) Gemeinmwejen, aus welchem (welchen ?) e8 zus 
ſammengeſetzt ift, qualitativ ja ejientiell verfchieden tit; im Gegenſatz zu den 
einzelnen Staaten, aus denen er zufammengejegt it und welche man Glied: 
ſtaaten, Theiljtaaten, Einzeljtaaten oder auch „Bundesitaaten” (in diefem Sinne) 
nennt, wird der dieſe zujammenfajiende Staat „Oberjtaat“, „Geſammtſtaat“, 
„Uno“, auch „Reich“, auch „Staatenftaat“ genannt.“ 

Dazu: „Die Möglichkeit, daß die Theile eines Staates jelbjt Staaten 
find, ergibt fich aus der hijtorisch bewiejenen Einjchränfbarkeit der Souve— 
ränetät.“ — 

Vollkommen richtig beitimmt iſt bier das „Zuſammengeſetzte“ in jeinem 
Rechtscharafter. Unhaltbar aber ift die Behauptung, daß die „Theile“ ſelbſt 
„Staaten“ find. Gareis geräth hier in Widerjpruch mit jeinen eigenen 
Prämiffen und die „hiſtoriſch bewiejene Einfchränfbarfeit der Souveränetät” 
rettet ihn nicht aus dieſem Widerſpruch. Wer die Souveränetät als ejjentielles 
Begriffsmoment des Staates pojtulirt, muß entweder wie Seydel den Staats: 
charafter des Bundes oder wie ich und Bake den Staatscharafter der Theile 
leugnen: ein Drittes iſt logisch nicht möglich. Diefem Dilemma des logiichen 
Gedankens vermögen nur diejenigen zu entrinnen, welche in der Berlegenheit 
die ganze Souveränetät als Begriffsmoment des Staates über Bord werfen. 


1) Staatäreht I ©. 62. 


Dies thut Gareis, wie oben gezeigt, nicht. Er erflärt die Souveränetät 
als ejjentielles Merkmal des Staates — er beitimmt die Souveränetät als 
die Fähigkeit, fraft freien höchſten Willens alle „Interefien“ zum „Rechtsgut“ 
zu erheben — und er erklärt die Souveränetät, d. i. die joeben bezeichnete 
Fähigkeit, für einfchränfbar. Aber auch mit der letzteren Modifikation fünnen 
nicht innerhalb derjelben Machtiphäre zwei Gemeinwejen fouverän fein. Die 
‚Fähigkeit fraft freien höchiten Willens die Intereſſen zu bejtimmen, welche 
zum Nechtsgut erhoben werden follen, iſt eine ausjchließende und muß dies 
jein; denn mur dann ift der Wille, um den es fich handelt, ein „freier“. 
Allerdings ijt dieſe Fähigkeit im Bundesſtaat „beichränft“; die Bundesgewalt 
übt Hobeitsrechte, die Einzeljtaaten üben Hoheitsrechte. Beide Gewalten find 
demnach „beichränft“, alſo thatſächlich unfrei. Juriſtiſch aber ijt die 
Fähigkeit desjenigen Willens frei, welcher die Beichränfung gibt; dagegen kann 
von einer freien Fähigkeit der Willensbejtimmung bei demjenigen Faktor nicht 
gejprochen werden, dejien Wille durch den Willen einer anderen Gewalt be: 
Ihränft wird. Das aber find im Bundesstaat die Einzeljtaaten und darum 
fönnen diefe nach der von Gareis ſelbſt gegebenen Begrifisbeitimmung nicht 
als jouverän, folglich auch nicht als „beichränft ſouverän“, folglich auch nicht 
als Staaten betrachtet werden, denn ihre Willensfähigfeit ift nicht frei, jondern 
wird von einer höheren Gewalt bejtimmt und begrenzt. Nur dieje legtere iſt 
frei und darum jouverän. 

Gareis bemerkt: „Staatsweſen, jelbjt wenn fie mit dem Namen, „Staaten: 
ſtaat“ oder „Geſammtſtaat“ bezeichnet werden, find jtet3 dann als Einheits— 
jtaaten zu betrachten, wenn die einzelnen Theile des ganzen in Betracht 
fommenden Staatswejens der eigenen — originären — Gouveränetät ent- 
behren. Herricht über den (nicht an fich und nicht von vorne herein ſouveränen— 
Theilen ein Machtivejen, welches rechtlich (verfajjiungsmäßig) die Gejeßgebung 
und die Verwaltung in Bezug auf alle Interejjen der Theile ausübt oder aus- 
üben fann, jo find dieje Theile höchſtens Provinzen, die mit Autonomie und 
Selbjtverwaltung ausgeftattet find, nicht aber Staaten.” 

Was Gareis hier über die Souveränetät bemerkt, iſt prinzipiell voll- 
fommen richtig. In dem Moment der Souveränetät treffen Einheitsjtaat und 
Bundesjtaat zufammen, das unterfcheidende Merkmal zwiichen beiden Staats: 
formen liegt in der Organifation der Staatsgewalt.') Im Bundesjtaat 
entbehren die Einzeljtaaten der „originären” Souveränetät, denn über ihnen 
„herrſcht ein Machtweien, welches rechtlich die Gejeßgebung und die Verwaltung 
in Bezug auf alle Intereffen der Theile ausüben kann.“ Den jurijtischen 
Gedanken, welchen Gareis in die in Parentheſe geichalteten Worte „nicht an 
jih (?) und nicht von vorne herein (?) ſouveräner“ gelegt willen wollte, habe 
ich mir nicht klar zu machen vermodht. 

Der Sab: „Die Glieditaaten bleiben in Bezug auf ihre nicht bundes- 
verfaljungsmäßig geordneten oder geeinten Intereſſen wirkliche, alfo jelbjtändige 
Staaten, folglih im Beſitze aller ihrer Hoheiten und üben diejelben kraft 
eigenen Rechts, fraft urjprünglichen (originären) Rechts, (nicht fraft übertragenen 
oder überlajienen Rechts, wie etwa autonome Provinzen oder innerjtaatliche 
Selbjtverwaltungsförper) vollitändig, als Einheitsjtaaten, aus“ — widerlegt 
jich für das deutjche Reich durch Art. 78 der Verfaſſung, welcher die gefammte 
ftaatliche Interefieniphäre zur Dispofition des Reiches ftellt. „In den zus 
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N) Vergl. hierzu Gareis ſelbſt S. 108, 
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zufammengejegten Staaten haben die Theiljtaaten dem Oberjtaate nah Maß: 

abe der Verfaſſung Gehorfam zu leijten*, jagt Gareis jehr richtig: das 
—* aber die Souveränetät und damit den Staatscharakter der „Theil— 
ſtaaten“ völlig aus. 


III. Roſin. 


Einen ſehr werthvollen Beitrag zur Löſung unſerer Streitfrage bietet 
Roſin in der, zuerſt in den „Annalen“ (1883),') dann ſelbſtändig erſchienenen 
Abhandlung: „Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbitverwaltung.“ 

Rojin beitimmt zunächit den Begriff der Souveränetät auf induftivem 
Wege. Souveränetät iſt höchjte Macht: darüber herrjcht Einverftändnig. Welchen 
juriftiichen Inhalt aber haben die Worte: „höchite Macht?" Macht iſt „der 
fonfrete Willensinhalt einer Perſönlichkeit, welcher für den Willen anderer der 
eriteren gegenüberjtehenden Perſönlichkeiten bejtimmend tft.” Das Wort „höchite“ 
bedeutet an jich nur eine Nelation in pofitiver und negativer Hinficht. Die 
beiden Begriffe aber in Verbindung gejegt ergeben folgenden Inhalt: „darin 
liegt das Weſen der richterlichen Ueber: und Unterordnung der Perjönlichkeiten 
oder wie wir jeßt jagen können, der Herrichaft einer Perjünlichkeit über die 
andere, daß die eritere den rechtlichen Grund für die Beitimmung der legteren 
in ſich jelbjt findet, die erjtere den Willen der letzteren aus eigener Macht zu 
bejtimmen berechtigt iſt.“ „Der pofitive Begriff der Souveränetät“ iſt aljo 
„diejenige Rechtsſtellung einer Perfönlichkeit, vermöge deren fie auf Grund des 
beitehenden Rechts durch den Willen feiner anderen Berjönlichkeit rechtlich be- 
ſtimmt werden fann oder affirmativ ausgedrüdt: ausſchließliche Beſtimm— 
barfeit durch eigenen Willen.“ 

Wir jtimmen diefem Sabe volljtändig bei und insbefondere auch dem un— 
mittelbar folgenden: „Daß der Begriff der Souveränetät für eine Perſönlich— 
feit nicht ausgejchloffen wird, wenn fie zwar durch einen fremden Willen be— 
ſtimmt werden fann, dieſer aber jeine rechtliche Urjadhe in dem 
eigenen Willen der bejtimmenden Berjönlichfeit findet.” „Nicht 
jouverän iſt jede Berjönlichfeit, welche durch einen fremden 
Willen aus dejjen eigener Machtd. b. durch einen joldhen fremden 
Willen, der die rechtliche Urſache jeiner Kraft in ſich jelbit und 
nicht in der ihm gegemüberjtebenden Berjönlicdhfeit findet, be- 
jtimmt werden fann.“ 

Soweit reicht unfere volle und ganze Uebereinftimmung mit den Aus: 
führungen Roſin's. Im deutjchen Reiche weiſt Nofin gemäß jeinen grund- 
‚legenden Sätzen die Souveränetät dem Neiche zu und jpricht fie den Einzel: 
itaaten ab. Auch diefem Refultate ftimmen wir zu. Wenn aber zum pofitiven 
Beweis hiefür neben AB. Art. 73 auch Urt. 2 und Art. 4 verwendet 
werden und Verfaſſer fich bier und im Folgenden mit großer Schärfe gegen 
die Behauptung ehrt, Kompetenz-Kompetenz jet identisch mit Souveränetät, jo 
können wir dieſe Ausführungen nicht für zutreffend erachten und find der 
Meinung, die Unhaltbarkeit derjelben folge zwingend aus des Verfaſſers eigenen 
Vorderjägen. 

Die Souveränetät des Neiches ergibt ſich pofitiv einzig umd allein aus 
Art. 78 der Berfafjung. Art. 2, welcher dem Reiche das „eigene“ Gejeß: 
gebungsreht vindizirt und den Grundjag janftionirt: Reichsrecht bricht 


1), 265 f. 
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Landesrecht, enthält fein jelbjtändiges Prinzip, jondern nur eine notbiwendige 
Konjequenz aus Art. 78,') deren ausdrückliche Formulirung jogar bätte 
unterbleiben fünnen, ohne daß das bundesftaatliche Rechtsverhältniß irgend- 
wie alterirt worden wäre. Neben Art. 78 it Art. 2 jelbjtverjtändlich und 
gewiſſermaßen überflüſſig. Wenn für das Reich eine Verfaſſung erlaſſen und 
in dieſe der Grundſatz aufgenommen iſt: die Verfaſſung kann jederzeit auf 
dem Wege der Geſetzgebung geändert werden, ſo liegt darin und darin allein 
die Herrſchaft der Reichsperſönlichkeit über die Staatenperſönlichkeiten, die recht 
liche Fähigkeit der Reichsperſonlichkeit, den Willen der Staatenperjönlichkeiten 
„aus eigener Macht zu beitimmen,* alſo die Souveränetät. Daraus aber 
folgt dann von ſelbſt: einmal daß die Neichsperjönlichkeit ihren Willen über: 
haupt im der Form der Gejeßgebung ausiprechen kann, und zweitens insbe: 
jondere: daß der ſo ausgejprocdhene Wille des Reiches dem Villen 
der Einzelftaaten vorgebt ala der Wille derjenigen Perjön 
lichfeit, welche bejtimmt, gegenüber denjenigen Berjönlichkeiten, 
welche bejtimmt werden. Somit fommt dem Art. 2 eine jelbjtändige Be 
deutung für die juriftiiche Konjtruftion nicht zu: Art. 78 ijt das Prinzip, aus 
welchem Art. 2 als nothwendige Konjequenz folgt, ebenfo wie 3. B. auch 

Art. 17, welcher dem Kaiſer als Organ des Neiches „die Ueberwachung der 
Ausführung“ der Reichsgejege, Art. 19, der dem Reiche das Recht der Erefution 
gegen Bıundesglieder, Art. 76 und 77, die dem Neiche ein Aufjichtsrecht über 
die Einzeljtaaten zuweiſen. 

Weiter beruft ſich Roſin für die Souveränetät des Neiches auf Art. 4. 
Auch das iſt unzutreffend, aber aus anderen Gründen. Art. 4 enthält befannt- 
lich die Aufzählung derjenigen Materien, welche der „Geſetzgebung und Beauf- 
fihtigung des Neiches“ „unterliegen“. Durch die Ueberweifung diejer Materien, 
mag deren Umfang und Inhalt noch jo bedeutend fein, an das Neich wäre 
der „eigene Wille“ der en nicht ausgeichlofjen. ) Wäre die Kom: 
petenz des Meiches nach Maßgabe d es Art. 4 abgeſchloſſen, ohne die Mög— 
lichkeit der Erweiterung, wie dies der Abgeordnete Zachariae im nord— 
deütſchen Parlament wollte, jo würde die Kompetenz des Neiches nicht auf 
dejien eigenen Willen, jondern auf dem der Einzeljtaaten beruben.?) Nur 
der Art. 78 gibt dem Reiche den „eigenen“ Willen in der redt- 
lihen Möglichkeit, jeder Zeit ſelbſt und mit bindender Kraft 
für die Einzeljtaaten über jeine ee zu entfcheiden. Zwar 
ift es richtig, was Roſin bervorbebt, daß eine mechanische Zerreigung der 
Staatsaufgaben nicht möglich, aber daraus folgt nicht der „eigene“ Wille des 
Reiches, die Souveränetät, weil das Neich im Rahmen des Art. 4 als höhere 
Potenz immer die Einzeljtaaten beauffichtigen und leiten müßte. Dies ließe 
jih noch ganz wohl auf den eigenen Willen der Einzeljtaaten als „rechtliche 
Urſache“ zurüdführen, *) der „fremde* Wille wäre ohne Art. 78 nur jcheinbar 


1) Auch Laband bei Marauardien S. 18 jtellt jept zum Beweije der Souperänetät 
des Reichs den Art. 78 an die Spiße und bejtimmt dann jehr richtig die Bedeutung des 
Art. 2 in der im Tert angegebenen Weile. Die Ausführungen im 1, Bande des Staatd- 
rechtes ließen diefe Schärfe der Begriffsbejtimmung noch vermifien. 

2) Bezüglich des Umfanges und Inhaltes volltommen richtig Rofin ©. 11 f.: „Die 
Art der Kompetenzvertbeilung ijt nad) allen Richtungen bin nicht geeignet, einen Unter: 
ichied in der rechtlichen Perjönlichkeit des Reichs und der Einzelitaaten zu begründen.“ 

’ Vgl. hieher die Ausführung in Tüb. Ztichr. 1881, ©. 301 ff. 

% ©. auch Jellinek ©. 55. 
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ein fremder, thatjächlich vielmehr „der eigene Wille der bejtimmbaren Perſön— 
lichkeit,“ weil ein an dieſen leßteren und durch Ddenjelben gebundener, aljo 
unfreier. Bei Urt. 78 aber verjagt dieſe Konjtruftion völlig. Der Wille, 
der jeine Freiheit dabingibt dadurch, daß er prinzipiell in jeder Beziehung 
jih als „beſtimmbar“ durch einen anderen Willen erffärt, ift nicht mebr 
„rechtliche“ jondern höchſtens „hiſtoriſche“ Urjache diefes letzteren Willens: er 
iſt als „eigener,“ als „freier“ untergegangen und bejteht nur noch bejtimmt 
von jenem anderen Willen. „Man erkennt bei aufmerfjamer Betrachtung, daß 
— der Wille des jich einer Herrichaft Unterwerfenden allerdings der Rechts— 
grund für das Entjteben des Herrichaftsverhältniijes ift, nicht aber fort- 
twirfend als Urjache für das Bejtehen der Herrichaft und aller ihrer Nechts- 
wirfungen in Betracht fommt. — Zwar fann ji der Wille von ji 
aus einer Herrichaft unterwerfen; mit dieſem Akte aber konſu— 
mirt er jih in jeiner urſächlichen Wirkung für das Rechts— 
verhältniß, das von nun an in jich jelbit und den in ibm 
wirfenden Kräften d. b. in dem rechtlich bejtimmten Willen 
der berrichenden PBerjünlichfeit jeine Begründung findet.“ „Sit 
auch der im Gejammtwillen liegende Einzelwille (mitwirfende) Urjache zur 
Entjtebung der Gejammtperjönlichfeit, jo iſt er damit noch nicht Urjache 
ihres Beſtehens; einmal in’ Leben gerufen, beiteht der Orga: 
nismus des Gejammtitaats durch jich jelbit und beherrſcht 
damit unter Negirung jeder anderen Souveränetät von feinem 
Willen aus den der Einzeljtaaten.”!) Dieje jurijtiiche Konftruftion 
ergibt jich aber für unſer Neich nur aus Art. 78. 

Wir halten demnach daran feit: die dem Neiche in Art. 78 zuge 
wiejene KompetenzsKompetenz iſt das ausſchließliche Merkmal 
der Nihtjouveränetät der Einzeljtaaten, würde fie feblen, jo 
würde die Kompetenz des Reiches ihre „retliche Urſache“ nur 
im Willen der Einzelitaaten haben und Die letzteren wären 
demnach jouverän geblieben. Es iſt ein „offenbarer Fehlſchluß,“ zu 
jagen: Wäre Art. 73 nicht in die Neichsverfaljung aufgenommen, jo hätten 
weder das Reich noch die Einzeljtaaten die Kompetenz-Kompetenz: die leßtere 
it dem Wejen des Staates „immanent,“ aljo irgendwo muß fie fein; wäre 
fie nicht beim Weiche, jo müßte fie bei den Einzelftaaten jein, fonjt wäre das 
Staatsleben jo wie es it verjteinert und eritarrt ohne die Möglichkeit der 
Ausdehnung und Entwidelung; dadurch eben, daß diejelbe pofitiv dem Neiche 
übertragen wurde, iſt legteres zu derjenigen Perjönlichkeit erhoben worden, 
deren „Wille“ als „eigener* den Willen aller untergeordneten Berjönlichkeiten 
prinzipiell bejtimmt. Allerdings fünnen auch jet die Einzeljtaaten ihre Kom: 
petenz noch erweitern; aber das Neich kann ihmen jeder Zeit jede Kompetenz 
nehmen und darauf allein fommt es für die Entjcheidung der Frage an, wo 
die „rechtliche Urjache“ aller Willensbethätigung innerhalb der thatfächlichen 
Machtgrenzen liegt. Iſt eine Macht die höchſte, jo Liegt darin, daß 
fie in jedem Grad und Umfang das Recht hat, die innerhalb 
ihres Machtbereiches vorhandenen Perjönlichfeiten zu bejtim- 
men und daß es nur von ihrer eigenen Erwägung abhängt, wie 
weit fie dies thun oder richtiger wie weit jie dies nicht thun 
will. Der Begriff der Souveränetät gibt ſomit auf alle dieſe ragen aller- 


NNRofin, ©. 300, 304, ferner Bake, ©. 178 und bejonders Jellinef (. unten). 
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dings eine völlig ausreichende Antwort, was Roſin aus unzureichenden 
Gründen bejtreitet. 

Rofin bejchäftigt fich dann weiter mit dem Verhältniß der Souveränetät 
zum Staatsbegriff, und fommt zu dem Scluffe: die Souveränetät ſei fein 
ejientielles Begriffsmoment des Staates. „Darüber, jo wird ausgeführt, ob 
und in wie weit die als ſouverän charakterifirte Perſönlichkeit ein Staat jei, 
der nicht ſouveräne feiner, gibt der Begriff der Souveränetät feine Auskunft. 
Man kann allerdings, wenn man dies zur Vermeidung von Irrthümern aus: 
drüdlich hervorhebt, das jouveräne Gemeinwejen Staat nennen, das nicht 
jouveräne aber mit einem anderen Namen belegen. Allein man bat dann 
weiter nichts gewonnen, als eine Benennung, die allen Werth) verliert, wenn 
der Betreffende, der dieſe Benennungen gewählt bat, ſich im Widerfpruce 
befindet mit dem gewöhnlichen Sprachgebrauche und er nicht den Einfluß 
befigt, denjelben zu jeinen Gunsten umzujtimmen.” 

Es wurde bereit3 mehrfach von anderer Seite hervorgehoben, ein wie 
unficheres Argument der Sprachgebrauch iſt.) Wir jtehen neuen jtaatsredt: 
lichen Problemen gegenüber, für deren Yöfung die Wiljenichaft die bejtimmenden 
juriftiichen Gedanken zu finden in jchmwerer Arbeit ſich müht. Kann da ein 
„Sprachgebrauch“, der auf der Grundlage anderer thatjächlichen Verhältniſſe ſich 
gebildet bat, ein der Berüdfichtigung werthes Moment fein? Nicht der Sprad: 
gebrauch darf die Gedanfenarbeit, jondern letztere muß den erſteren beſtimmen, 
wenn ihr das oft auch nur ſehr allmälich gelingt. Der Sprachgebrauch hält 
auch heute noch das „geiltige Eigenthum“ feft und es ließen fich zahlreiche 
Beijpiele beibringen für andere Formen des Sprachgebrauchs, die dem damit 
verbundenen juriitiichen Gedanken gegenüber falſch ſind. Nöthigt die wiſſen— 
ſchaftliche Denkarbeit zu der Annahme der Souveränetät als des eſſentiellen 
Begriffsmomentes des Staates, ſo iſt der Sprachgebrauch irrelevant und muß 
ſich umbilden. Bis dahin gilt auch hier das an anderer Stelle von Roſin 
ſelbſt gegenüber einem inkorrekten Sprachgebrauch Bemerkte: „nothwendig iſt 
nur eins, daß man ſich die Verſchiedenheit der Begriffe bei gleichmäßigem 
Gebrauche des Wortes — — ſtets vor Augen halte,“ denn jeder Vorſchlag 
einer Menderung der Terminologie würde vorerjt unzweifelhaft „ohne Wirkung 
bleiben und nur die Verwirrung vermehren. “ 

Ein jachliches Argument gegen die Souveränetät als dem Staate begriff: 
lich nothwendig entnimmt Rojin aus dem von ihm konſtruirten Begriff des 
„eigenen Rechtes.“ In feinem ausgezeichneten Werfe über Staatenverbindungen 
hat Jellinek den Begriff des eigenen Nechtes für feine Konftruftionen in 
umfajiender Weife verwerthet. Ber Jellinek iſt eigenes Neht = unkontro— 
(irbares Recht. Wir halten dies für richtig, gelangen aber zu anderen Kon: 
jequenzen als Fellinek.?) Roſin verwirft die Jellinek'ſche Beſtimmung 
des eigenen Nechtes und kommt feinerjeit3 zu dem Schlufje: „eigenes und 
fremdes Necht jind die einfachen, dem Wortfinn entiprechenden Gegenfäße.“ °) 
Jedes Necht ift für fein Subjekt ein „eigenes. Nicht Die Entziehbarkeit, 
nicht die Kontrolirbarkeit, nicht die Ableitbarfeit, bejtimmt den Begriff des 
eigenen Nechtes, jondern nur der Gegenjag zum fremden Rechte. Zur Begründ: 
ung werden eine Anzahl von einzelnen, meilt dem Privatrecht entnommenen 
Nechtsverhältnifien, von jubjektiven Nechten angeführt. 

') Bate a. a. O. 170, Brie 94, und vor allem Roſin jelbjt ©. 321 (j. unten). 

®) ©, unten sub IV. 

3) Genau die nämliche Bejtimmung des „eigenen“ Nechtes bei Gierke ©. 67—69. 
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Man wird jchwerlich gegen diefe Roſin'ſche Deduftion den Vorwurf der 
Unrichtigfeit erheben können. Dieſelbe jcheint uns aber fir das Staatsrecht 
ganz nublos. Daß die Einzelitaaten im Rofin’schen Sinne „eigenes“ Recht 
haben, ijt gewiß; ebenjo aber haben dies die Gemeinden, !) ebenfo jede pri— 
vate Korporation, ebenjo jeder Einzelne. Was joll damit fir das Staatsrecht 
gewonnen fein? Wenn wir im Staatärecht behufs der Begriffsbejtimmung 
von Staat und Bundesjtaat nady dem Begriffe des „eigenen“ Nechtes juchen, 
wie Jellinek dies thut — wir lafjen vorerjt ganz dahingeftellt, ob mir 
jenen Begriff überhaupt brauchen —, jo kann dies doch mur in Beziehung 
auf das objektive Necht geichehen, mit anderen Worten, twir wollen feit- 
jtellen: wen jteht „eigenes“ Necht in dem Sinne zu, daß er als legte Quelle 
des Nechtes betrachtet werden muß, als oberfte regulirende beitimmende In— 
jtanz allen nachgeordneten Potenzen gegenüber? Wen fteht „eigenes“ Necht 
in dem Sinne zu, daß er das Recht nur aus fich ſelbſt bejigt, während alle 
übrigen Potenzen es erjt von ihm empfangen? Die Beantwortung Diefer 
Frage allein hat für das Staatsrecht Bedeutung und auch diefe nur, wenn 
man von ihr die Beſtimmung der Souveränetät und des Staatsbegriffes 
abhängig macht. Wer aber im Roſin'ſchen Sinne „eigenes“ Necht hat, das 
ijt völlig irrelevant; für das Staatsrecht ift der Begriff des „eigenen“ Nechtes 
nur verwerthbar im Sinne des „originären‘ Nechtes?) und den Gegenſatz 
hiezu bildet lediglich Das abgeleitete Recht. Daß aber der Begriff des „eigenen“ 
Rechtes in dieſer Weile gefaßt werden könne, wird auch Rofin jchwerlich 
leugnen. 

„Succeſſion“ allerdings jchließt das eigene Recht nicht aus, wohl aber 
jede Bejtimmbarfeit durch einen übergeordneten Machtfaktor. Darin hat 
Jellinek vollfonmen recht, nur bat Rofin den erjteren Schriftiteller zutref- 
fend dahin reftifizirt, daß ftatt „Unfontrolirbarfeit‘ zweckmäßig „Nichtbeſtimm— 
barkeit“ zu jegen ift. Jellinek ſelbſt wird biegegen jchwerlich einen Ein— 
wand erheben. Die von Rofin verjuchte fachliche Konftruftion aber ift nicht 
gelungen: die privatrechtlichen Beifpiele find nicht zu verwenden und die aus 
dem öffentlichen Recht entnommenen beziehen fih auf einzelne Rechtsver— 
hältniſſe, während es jich dody nur um das Recht, die Rechtsordnung, das 
objektive Recht fragen fann. Mit einem Worte: eigenes Recht im 
jtaatsrehtlihen Sinne hat nur der ſouveräne Staat. 

Roſin macht ſodann weiterhin einen jehr beachtenswertben, gedanken: 
reichen und anregenden Verſuch, den rechtlichen Unterfchied von Staat und 
Gemeinde zu gewinnen.) In der Souveränetät fann derjelbe nah Roſin 
nicht liegen, denn zwar find alle jouveränen Gebilde Staaten, aber nicht alle 
Staaten brauchen jouverän zu fein. Den rechtlichen Unterfchied zwiſchen Ge— 
meinde und Staat findet Roſin „in der Verfchiedenheit ihres Zwedes”. 
„Während die Befriedigung der auf dem örtlichen Zujammenmwohnen und der 








) Darauf weiit auch Gierke S. 68 hin und deduzirt daraus die Unbrauchbarkeit des 
„eigenen“ Rechtes für die Begriffsbeftimmung von Staat und Bundesjtaat. 

2) S auch Gareis ©. 104. 106. 

) Man vergl. hieher Gierke ©. 65 f.: „Wenn es nicht mehr zum Begriffe des Staates 
gehört, daß er das jouveräne d. h. auf dem Rechtsgebiete höchſte Gemeinweſen ift, jo jcheint 
hier jede prinzipielle Grenzlinie zu zerfliegen. Und wirklich ijt es auf diejer Bajis bisher 
nicht gelungen, ein durchgreifendes Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen jtaatlichen und fommunalen 
Staatögliedern zu finden.” Gierke fritifirt jodann die bisher nad) dieſer Richtung ge: 
machten Verſuche und erklärt diejelben durchweg als nicht gelungen. (S. 6570, dazu 99 
gegen Rojin). : 

Annalen bes Deutichen Reichs. 1884. 31 
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nachbarlichen Yage der Grundjtüde beruhenden Gemeindebedürfnifje Zweck der 
Ortsgemeinde ift, verfolgt der Staat die Aufgabe, die nationalen, dem Geſammt— 
volfe als natürlicher Gemeinjchaft eigenen Intereſſen zu realifiren“ und zwar 
„tommt jowohl der Gemeinde als dem Staate die Totalität der Gemeinzwede 
zu“ innerhalb der oben bezeichneten Sphären. Der jcharfjinnige Verfaſſer 
hat gewiß jelbjt die Empfindung, wie außerordentlich unbejtimmt dieje Grenz: 
ziehung iſt; man fühlt fich verjucht, fait zu jedem Worte des obigen Sates 
ein Fragezeichen zu machen. Es wird jchon ſchwer fein, mit jener Beſtimmung 
des Gemeindeziwedes die höheren Kommumalverbände zu umfaſſen; bedenflicher 
aber noch erjcheint die Frage: was jind „nationale“, was find „Lokale“ In: 
terejien? Eine Antwort hierauf, deren Rechtfertigung in der Sache läge, wird 
man überhaupt nicht finden. In ganz allgemeiner Weife wird man ja wohl 
die Grenze zwijchen Staats und Gemeindezwed jo wie Rofin ziehen können: 
dem Hiltorifer, Nationalöfonomen, Philoſophen mag das genügen. Für den 
Juriften aber muß doch der entjcheidende Punkt in den Säßen liegen: die Ge: 
meinde it ein territorial begrenzter Berwaltungsbezirf des Staates — Die 
Verwaltung wird zum Theil vom Staat jelbjt geführt, zum Theil von Organen 
der „Selbjtverwaltung“ — welche „Zwede“ der legteren zu überweijen jind, 
bejtimmt der Staat. Auch die Gemeinde hat „nationale“ Intereſſen, auch der 
Staat hat „Lokale“ Intereſſen wahrzunehmen.) Staatsrechtlich ift der Be: 
griff Gemeinde im Unterjchied von dem geographiichen Berwaltungsbezirfe des 
Staates lediglich bejtimmt durch das Recht freier „Selbftverwaltung”, das 
vom Staat gewährt und dejjen Umfang vom Staat bejtimmt it. Den Muss 
führungen Roſin's sub IV. über den Begriff der Selbjtverwaltung, beſonders 
©. 45, jchließe ich mich vollftändig an und betrachte Diejelben als einen werth— 
vollen Beitrag zur Feititellung jenes vielumjtrittenen Begriffes, nur mit dem 
Vorbehalt, daß ich nad) dem oben über das „eigene“ Recht Ausgeführten der 
Unterjcheidung zwiichen dem „eigenen“ und dem „übertragenen“ Wirkfungsfreis 
der Gemeinde feine Bedeutung beizumeßen vermag. Von einer „Zotalität“ 
der Zwede kann bei der Gemeinde nicht geiprochen’werden, jondern nur beim 
Staat und die „potentielle Totalität des Zweckes“ iſt identisch mit der Souve— 
ränetät. Der Unterjchied zwijchen dem „eigenen“ und dem „übertragenen 
Wirkungskreis“ der Gemeinden, auf den Roſin jo großes Gewicht legt, ift 
nur ein quantitativer in Bezug auf das Maß der Selbitoerwaltung, fein 
qualitativer. Hier wie dort fungirt die Gemeinde fraft vom Staat über: 
tragenen Rechtes. Wir vermögen nicht anzuerfennen, daß es „ein vollendeter 
Widerſpruch in ſich“ jei, wenn der „Lebenszweck“ einer Perjönlichkeit darin 
beiteht, „dauernd als Vertreter eines Anderen zu fungiren“, wie dies bei den 
Gemeinden in ihrem Verhältniß zum Staate der Fall it. Solche „Vertretung“ 
als ausschließlicher „LXebenszwed“ einer Perjünlichkeit begegnet uns doch auf 
allen Gebieten des privaten und öffentlichen Lebens fortwährend. Dabei mag 
allerdings gerne zugegeben werden, daß Die Gemeinde nicht ein blos „wirth— 
Ichaftlicher”, jondern auch ein „obrigkeitlicher* Berband iſt, aber ihre „obrig= 
feitlichen” Rechte, auch die Finanzgewalt hat fie vom Staat.?) 

Der „Zwed* in jener Rofin’jchen Faſſung kann demnach juriftiich nicht 
das unterjcheidende Moment zwilchen Staat und Gemeinde fein: beide ver- 


) Auf die Unbrauchbarkeit der Roſin'ſchen Grenzbejtimmung weijt jehr richtig auch 
Gierke ©. 99 hin. 
*) Vergl. auch Jellinet ©. 41. 
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folgen im Roſin'ſchen Sinne den nämlichen „Zweck“, die Grenzbeſtimmung 
durch die Worte „national“ und „lokal“ verſagt ſchon ihrer Unbeſtimmtheit 
halber juriſtiſch ganz und iſt überdies ſachlich unbegründet. Demnach iſt es 
allerdings richtig: eine Auffaſſung des Staates, welche das Merk— 
mal der Soupveränetät preisgibt, verliert jedes prinzipielle 
Unterjheidungsmerfmal zwiſchen Staat und Gemeinde: beide 
üben Hobeitsrechte; der Unterjchied liegt einzig und allein in der Souveränetät 
de3 Staates, „welche ſich in einer bejchränfenden Einwirkung auf die ver: 
ne Thätigfeit der untergeordneten Perjönlichkeit äußert oder doch äußern 
ann.“!) 

Darnach halten wir mit Gerber feſt: Zweck des Staates iſt allein 
Herrſchaftund zwar oberſte Herrſchafte) darin erſchöpft ſich der Staats— 
begriff: alle übrigen „Zwecke“ ſind wechſelnd und unbeſtimmt. „Aufgaben“, 
welche „nach der Auffaſſung des Rechts d h. des ausgeſprochenen Volks— 
bewußtjeing“ — dieſes „d. h.“ bedürfte auch erjt noch jeines Beweiſes! — 
„al3 Aufgaben eine® Staates anerfannt werden", laſſen ſich nicht prin- 
zipiell feititellen. Das Argument des Fiskus, welches Roſin für feine 
Behauptung, daß die Aufgabe des Staates ſich nicht im SHerrichen er: 
jchöpfe, beizieht, beweist Nichts. Denn eben darin kommt die Herrichaft 
des Staates zur Geltung, daß er frajt jeines höchſten Willens bejtimmt, 
inwieweit er ſich als Fiskus unter die Regeln des WPrivatrechts jtellen 
will. Das Beifpiel des Militärerfages, welches Roſin ferner anzieht, be— 
weiſt auch nur gegen ihn: während früher der Staat als Fiskus die Sol- 
daten miethete, weil er es eben jo wollte, befichlt er jeßt: jeder Deutiche ift 
wehrpflichtig umd die Unterthanen haben lediglich zu gehorchen, weil eben der 
Staat in diefem Punkt jebt nicht mehr Fiskus jein will. Die privatrecht— 
liche Eigenichaft des Staates als Fiskus ijt nicht dem Begriff 
des Staates immanent, jfondern eine Folge feines Herrider- 
mwillens. Weil aber die Herrichaft des Staates höchſte Herrichaft und ala 
jolche einzig und ausſchließend ift, ſind für deren Erklärung alle privat: und 
fpeziell die lehenrechtlichen Analogen völlig unbrauchbar. Für die Herrichaft 
des Staates gibt es überhaupt Feine juriftiiche Parallele: ſie kann ihre Er: 
— nur in ſich ſelbſt tragen. 

33—41 zieht dann Roſin ſein Reſultat für den Bundesſtaat. 
—EE— iſt ein Staat, in welchem die Staatsaufgaben, theils durch den 
ſouveränen Geſammtſtaat, theils in demſelben durch eine Reihe ihm ein- und 
untergeordneter Gliedjtaaten bejorgt werden.” Das ijt vollkommen richtig, aber nicht 
ausreichend. E3 fragt fich eben, durch welche juriftiichen Momente das Verhältniß 
von Gejammtjtaat und Glieditaaten zu einander beftimmt werden und wenn Rofin 
darauf antwortet, daß beide Gebilde „der Art nad) völlig gleich“, nur eines der 
Souveränetät de3 anderen untergeordnet jei, jo liegt eben darin eine fundamentale 
Verſchiedenheit, ja geradezu ein Gegenſatz der „Urt“. Hält man nicht die 
Souveränetät als das begriffliche Merkmal des Staates fejt, jo ift auch bier 
fein Rejultat zu gewinnen. Und der Unterjchied des Bundesjtaates vom Ein: 
heitsftaat liegt nur in der Organijation der Staatsgewalt: der deutiche Bundes» 
rath, der jchweizerifche Ständerath und der Unionsjenat find die charafterijti- 


NNofin, ©. 811. 
2) Ebenſo Gareis, f. oben sub II. Jellinekt, ©. 31 f. 92, vergl. auch Gierke, 
S. 34, 55. 
31* 
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ihen Inſtitutionen des Bundesjtaates und wären in einem Ginbeitsitaat in 
diefer Gejtaltung nicht denkbar. Die Entjtehung des Bundesſtaates dagegen 
und ebenjo die Art der Geltendmachung des Staatswillens gegenüber den 
Unterthanen (ob direft oder durch das Medium der Einzelſtaaten) jind, mie 
Roſin treffend ausführt, für den Begriff des Bundesitaates irrelevant. 

„Staatsperjönlichkeit und Staatözwed, jowie die aus der Theilung der 
leßteren zwijchen einem Geſammtſtaate und einer Reihe ihm eingeordneter 
Gliedſtaaten fich ergebende Ueber: und Unterordnung der Staatsperjönlichkeiten 
erichöpfen demnach den Begriff des Bundesſtaates“, jo faßt Roſin das Re 
jultat jeiner Deduftion zujammen. „Berjönlichkeit” ift der Bundesjtaat, das 
find aber auch die Glieditaaten, das find ebenjo die Gemeinden. Der „Zwed“ 
läßt fih im Roſin'ſchen Sinne nicht fallen: „nationale“ und „Lofale* Auf: 
gaben ijt eine vage, juriftiich unbrauchbare Begriffsbeitimmung ; der „Zweck“ 
des Staates ift begrifflih nur höchſte Herrichaft; dieſe kann nur ein Faktor 
haben, darum fann in einem Gebiete nur eine Potenz den Staatszwed er: 
rüllen und den Staatächarafter haben. Im Bundesjtaat ift die höchite Herr: 
ichaft beim Bund, der Staatszweck wird folglich nicht von den Einzelitaaten, 
jondern nur vom Bunde erfüllt Der Bundesſtaat theilt dies begriffliche 
Merkmal des Staates mit dem Einheitsjtaat. Weder „Perſönlichkeit“ noch 
„Zweck“ jind demnach untericheidende Merkmale des Bundesitaates. Auch 
die „Iheilung* der Staatsaufgaben ift ein ſolches nicht, denn dieje findet aud) 
im Staatenbunde jtatt. 

Eigentbümlich ift dem Bundesstaat nur die füderative Organijation der 
Staatögewalt, des Trägers der Souperänetät: dies Moment unterjcheidet den 
Bındesjtaat allein von allen übrigen Staatsformen. Eine „monarchiſche“ 
Staatsgewalt im Bundesſtaate, die Roſin für „nicht ausgeſchloſſen“ hält, 
wäre nur denkbar, indem dag Necht des Einen ein von den Gliedern Des 
Bundes übertragenes wäre und das wäre feine monarchiſche Staatsgewalt. — 


IV, Jellinek. 


Die Konjtruftion des Bundesjtaatsbegriffes bildet jodann einen Haupt: 
bejtandtheil des trefflichen, im Vorſtehenden ſchon mehrfach erwähnten Buches 
von Jellinek: „Die Lehre von den Staatenverbindungen (1882).“ 

Zunächſt verbreitet fih Jellinek in einer Einleitung über die Methode, 
welche bei der Bearbeitung jtaatsrechtlicher Materien zur Anwendung gebracht 
werden müſſe. Der Forderung „Elarer juriftiicher Durchdringung der Rechts: 
begriffe” schließen wir ung natürlich durchaus an und ſtimmen ebenjo mit 
Jellinek überein, wenn er davor warnt, die jtaatsrechtlichen Begriffe „ein- 
fach durch Analogieen aus dem Privatrecht zu gewinnen“,') bei Beiprechung 
der Rofin’schen Abhandlung war oben wiederholt darauf hinzuweiſen, wie 
auch dieſer Schriftjteller der hierin liegenden Gefahr mehrfach erlegen it.) 

Wenn Jellinef in diefen Vorbemerkungen auch den Satz betont: „die 
Aufgabe der Jurisprudenz ift e&, nicht nur ftabile, ſondern auch vorüber: 
gehende Rechtsverhältnifie zu erflären“, jo möchten wir dies doch mur mit 
einer gewiljen Reftriktion für richtig halten. Daß die Willenichaft fich der 
Aufgabe nicht entziehen darf, Staatsformen wie die der öſterreich-ungariſchen 


) Rellinet, S. 15 f. 
‚”) Uebrigens ijt Jellinek feiner eigenen Mahnung nicht durchweg gefolgt, die privat: 
rechtlihen Analogien ©. 41 f. zur Erklärung des „eigenen“ Rechts find u. E. unzutreffend. 
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Monarchie oder des deutſchen Reiches juriſtiſch feſtzuſtellen, iſt natürlich zuzu— 
geben. Vielleicht handelt es ſich ja bei dieſen Staatsformen im Rahmen der 
Weltgeſchichte auch nur um Uebergangszuſtände der Staatenbildung; jeden— 
falls aber ſind dieſe Staatsformen für die Dauer berechnet und repräſentiren 
ein zwar komplizirtes, aber vollſtändig geordnetes Syſtem; zudem beziehen ſie 
ſich auf Staaten, die im Mittelpunkt des geſammten Staatenſyſtemes ſtehen. 

Ob es aber lohnt, ſtaatliche Gebilde, bei denen dieſe Vorausſetzungen 
nicht vorliegen und die offenſichtlich nach Maßgabe der hiſtoriſchen Erfahrung 
als ephemer oder gar als Fiktionen ſich darſtellen, als „Produkte unklarer 
und meiſtens ſchwer zu klärender politiſcher Situationen“ (S. 121), einer 
prinzipiellen wiſſenſchaftlichen Feſtſtellung zu unterwerfen, ob dies auch nur 
möglich iſt — dieſe Frage bejahen wir nicht ſo unumwunden wie Jellinek. 
Eine prinzipielle Unterſuchung über den dermaligen ſtaatsrechtlichen Zu— 
ſtand von Oſtrumelien, Bosnien, Herzegowina, Cypern, der Indianerſtaaten 
in der Union und in Mexiko ſcheint uns eine ziemlich nutzloſe Verwendung 
wiſſenſchaftlicher Mittel und wiſſenſchaftlicher Mühe; ſie zeigt höchſtens, was 
ja auch ohnedem Niemand bezweifelt, „daß die realen Thatſachen des Staats— 
lebens nicht nothwendig mit den einfachſten Konſequenzen des Staatsbegriffes 
übereinſtimmen.“ (S. 121.) Das aus den türkiſchen Vaſallenſtaaten, dieſen 
Verlegenheitsgebilden diplomatiſcher Künſtelei, über welche die Weltgeſchichte 
ſtets nach kurzen Zeiträumen ihr Verdikt fällt, entnommene Argument für die 
Behauptung: daß es nicht jouveräne „Staaten“ gebe,') iſt nach unjerer Meinung 
werthlos. Einen thatjächlichen Zuftand, wie denjenigen Heſſens im nord» 
deutjchen Bund prinzipiell firiren zu wollen, ijt juriftiich unmöglich und gleich: 
fall3 ohne wiljenschaftlichen Werth. — 

Das grundlegende Kapital für die ſämmtlichen Konjtruftionen Jellinek's 
iſt dasjenige über die Souveränetät. (S. 16—60) als des „Grund- und 
Editeines der juriftiichen Erfenntniß des Staates." Jellinek mweilt hier zu: 
nächſt eine Reihe von irrigen Begriffsbejtimmungen der Souveränetät zurüd, 
jo „die mechanische Definition derjelben als einer Summe einzelner Hobeits- 
rechte”, die Forderung eines bejtimmten Maßes „Taktiicher Souveränetät“, 
die Unterjcheidung zwischen jtaatsrechtlicher und völferrechtlicher Souveränetät 
—- in allen diefen Punkten theilen wir vollftändig des Verfaſſers Meinung, 
wie wir dies früher bereit3 verjchiedentlich an anderen Orten ausgeführt haben. 

Weiter wendet ſich Jellinek gegen die Definition der Souveränetät als 
„höchſter und unabhängiger Macht”, indem er hierin nur eine „Relation“ 
findet, welche „vollftändig im Unklaren laſſe“, „worin fich dieſe höchjte Ge: 
walt äußert, was fie jei.“ WBereit3 oben bei Erörterung der Roſin' schen 
Arbeit wurde dieſer Einwand zurücgemwiefen: jene Definition hat nicht nur 
nicht, wie Jellinek behauptet, feinen Inhalt, jondern fie hat überhaupt allen 
Inhalt, fie iſt vollfommen erichöpfend. Selbjtverjtändlih muß jene „höchite 
Macht“ eine „NRelation” haben; dieſe bildet der Zwed des Staates. Eines 
bejonderen Beweijes bedürfte diefes Moment nach Sellinef nicht; doc ijt 
es jedenfall dankenswerth, daß Roſin dasjelbe jcharf hervorgehoben hat. 
Zweck des Staates ijt aber nicht, wie Roſſin dies auszuführen juchte, die 
Erfüllung von völlig imaginären „nationalen“ Aufgaben, jondern die Herr: 
ſchaft, joweit diefe nach Zeit, Ort, Umständen auszuüben der Staat den 
Willen hat. Die Einheit dieſer Willensmacht als die Souveränetät zu be: 


N Sellinel, ©. 49. 
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zeichnen, ift nicht, wie Jellinef jagt, eine Verwechjelung der Folge mit dem 
Grund: die Bethätigung der Herrichaftsrechte ift allerdings die Folge des 
Borhandenfeins derjelben, die höchite Willensmacht ſelbſt aber, aus welcher 
das Recht zu dieſer Bethätigung in jedem Einzelfalle fich ergibt, ift der Grund.’) 
Wenn ich Spuveränetät als „Einheit der geſammten Herrichaftsrechte* definirt 
habe, jo it dies identisch mit „abjoluter Willensmacht” und dieſe iſt identisch 
mit „Rompetenz:lompetenz”. Den Vorwurf der „Unflarheit* verdient Dieje 
Begriffebeitimmung doch wohl nicht. 

In der Faſſung „Kompetenz-Kompetenz“ erflärt Jellinek die Beitimmung 
der Souperänetät al$ ausreichend für das innere Staatärecht, aber unge— 
nügend für die Erfaffung der rechtlichen Verhältniſſe der Staaten umter ein— 
ander, denn es liege darin eine Leugnung des Völkerrechtes. Jellinek be: 
merft mit Bezug auf Die jpezifiiche Nechtsquelle des Völkerrechts, den Staats- 
vertrag: „der Staat iſt fompetent, d. h. frei, indem er den Vertrag jchließt, 
er iſt jedoch infompetent, d.h. gebunden, dem geichloffenen Vertrag gegenüber,“ 
Selbit die „elausula rebus sie stantibus“, „die ftillichweigend dem Staaten: 
vertrage hinzugefügt tft“, jei ein „Rechtsgrund“. Jedenfalls iſt dieſer „Rechts— 
grund“ fein „Scharfer, eckiger, kantiger Begriff”, wie ſolche Jellinek an anderer 
Stelle entichieden und mit Necht auch für das Staatsrecht fordert. 

Wir folgen dem Verfaſſer nicht auf das Gebiet des Völferrechtes und des 
„Rechtsgrundes“ der clausula rebus sie stantibus, ?, begnügen uns vielmehr 
mit jeinem Zugejtändniß, daß die Definition der Souveränetät ala „Kompetenz: 
Kompetenz“ für das innere Staatsrecht ausreihe. Wenn Jellinef, um das 
Völkerrecht zu retten, an Stelle unferer Definition der Souveränetät die andere 
jet: „ausſchließliche VBerpflichtbarfeit durch eigenen Willen‘, jo haben wir 
feinen Grund, biegegen Einwendungen zu erheben: das Völkerrecht wird damit 
nach unferer Ueberzeugung doch nicht gerettet und im übrigen find beide Defi: 
nitionen identisch, infofern ihr Kernpunkt in der abioluten Willensmacht des 
Staates liegt. °) 

Gegen die eritere Definition verteilt Jellinek auf das Verhältni des 
Suzeräns zum Vaſallen und fragt, ob denn die Pforte im Verhältniß zu 
Bulgarien die KompetenzeKompetenz babe. Diefer Einwand trifft unjeres 
Bedünkens ganz ebenjo die Fellinefiche Definition: ift denn die Pforte in 
ihren Rechtsverhältniſſen durch eigenen Willen bejtimmt oder nicht vielmehr 
lediglich durch den Willen der Großmächte? Wer hindert die Pforte juri— 
ftifch, vermöge der jederzeit beliebig anwendbaren clausula rebus sie stan- 
tibus, den Boden des Berliner Vertrages zu verlaſſen und den Verſuch einer 
Kompetenzerweiterung zu machen? Wir wiederholen übrigens: Die Argumente, 
welche aus den merkwürdigen ftaatsrechtlichen Gebilden auf den Trümmern des 
zerfallenden türkischen Reiches entnommen werden, find juritiich alle bedenklich) 
und wir find jehr geneigt zu behaupten, daß es für Bulgarien zur Zeit aller: 
dings „feine jouveräne Gewalt“ gibt. Wenn Die Türkei die an Bulgarien 
gemachten Konzeflionen nicht verringern, alfo ihre Kompetenz nicht erweitern 
fann, jo beruht dies micht auf der rechtlichen Natur jener Konzejlionen, fondern 


N Vergl. au Brie, ©. 91. 

2) Welchen Werth hat eine Nechtsdisziplin, deren Quinteflenz und Schlußſatz lautet: 
„Wenn die höchite Pilicht des Staates, feine Selbjterhaltung, es gebieteriich verlangt, mu 
ihr die niedere Pflicht der Vertragstreue weichen,“ (Jellinet S. 54) — ? 

2) Vergl. auch Brie ©. 93, 

4) Vergl. Brie S. 92. 
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auf dem thatjächlichen Schwergewicht, mit welchem die Großmächte dieſe Ber: 
hältnifje beherrſchen. 

Jellinek wendet fich dann der weiteren Frage zu: iſt Die Souve— 
ränetät ejjentielles Begriffsmoment des Staate3? Die Bernein: 
ung Diefer Frage ergibt fich dem Verfaſſer — den Sprachgebrauch erflärt er 
nicht für entſcheidend — daraus, daß «8 „politische Gebilde‘ gebe, „welchen 
einerjeit3 feine Souveränetät zugejchrieben werden darf, die aber andererjeits 
ein wejentliches Meerfmal aufweilen, durch welches fie fich von den dem Staate 
ein= und untergeordneten Korporationen unterſcheiden“ und er jtellt weiter feſt: 
„wo ein politijches Gebilde nach irgend einer Richtung ſtaat— 
licher Thätigfeit bin aus eigenem Rechte bindende Normen zu er: 
berechtigt ijt, da iſt im jurijtiihen Sinne ein Staat vor: 

anden.‘ 

„Eigenes Recht‘ aber ift „unfontrolirbares Recht‘, wie dies in eingehender 
Deduftion begründet wird. !) 

Zugegeben, daß politifche Gebilde der oben bezeichneten Art möglich find, 
jo fünnen diefelben eben als „Staaten“ juriftiich nicht gefaßt werden.?) Der 
Sat Jellinefs: daß die Segung von Rechtönormen „aus eigenem Necht und 
in en Namen derart, daß dieſe Thätigfeit Feiner Kontrole unterliegt‘, eine 
„Ipezifiiche Eigenjchaft des Staates“ fei, ift richtig, deckt ſich aber nach unferer 
Ueberzeugung mit der Souveränetät.) Souveränetät ift Die Möglich: 
feit der eigenen Nechtsjetung ohne höhere Kontrolle. it die 
legtere Möglichfeit die jpezifiiche Eigenjchaft des Staates, jo 
ift damit zugleich erwiejen, daß Souveränetät ein eifentielfes 
Begriffsmoment des Staates ift. 

Nicht Originalität, nicht Unentziebbarkeit ift das Merkmal des eigenen 
Nechtes, jagt Jellinek, fondern nur Unfontrolirbarfeit. Darum find die eng: 
liichen Kolonien nicht Staaten, weil ihre Gejege nicht „jelbitändiger Wille der 
Kolonie“, fondern „Wille des englifchen Staates‘ find, der fie jederzeit kaſſiren 
und an deren Stelle neue erlaſſen kann. 

Mit diefem Jellinek'ſchen Begriffe des eigenen Rechtes ift aber den 
Gliedern des Bundesjtaates der Staatscharafter genau jo wenig zu retten wie 


) In diejer Deduktion gliedert Jellinek das Recht in ſolches, durch welches der Staat 
Andere, die Untertdanen, und ſolches, durch welches er ſich jelbit bindet. Auf der letzteren 
Möglichkeit ruht die juriſtiſche Konitruftion des Völkerrechtes und ebenjo des inneren Staats⸗ 
rechtes. Daß man für die juriſtiſche Erfaſſung des letzteren jenen Gedanken der Selbjtbind- 
ung des Staates keineswegs nöthig hat, wollen wir bier nicht weiter begründen, da die Frage 
mit der im Text behandelten Materie nicht in nothwendigem Zuſammenhang ſteht. Sehr 
richtige Bemerkungen gegen den ganzen Gedanken von der Selbjtbindung des Staates bei 
Gareis S. 30. Auch Gierte ©. 77! findet, dal es dem Willen eine „unmögliche Yeijtung 
zumuthet, aus ſich heraus eine objektive Beitimmung feiner jelbjt zu produziren.” Brie da- 
gegen S. 97 findet darin einen „fruchtbaren Gedanken.“ 

9) Daß „nichtſouveräne Staaten” „Rechtsſubjekte im völkerrechtlichen Sinne“ find (©. 49), 
iſt — in der Theorie noch in der Praxis unzweifelhaft übereinſtimmend: mit Jelline! 
Brie ©. 9. 

3) Sehr eingehend kritiſirt Gierke ©. 67 f. den Jellinefichen Begriff des „eigenen“ 
Rechtes und kommt dabei zu dem Schluffe, daß es unmöglich jei, mit diejem Begriffe „das 
erjtrebte Ziel zu erreichen.“ Gierke trifft in jeiner pofitiven Bejtimmung des „eigenen“ Rechts 
völlig mit Roſin zujammen: „jedes Recht gehört eben, jo weit es reicht, jeinem Subjelte 
zu eigen.“ Diejer Begriff ift allerdings für das Staatsrecht werthlos und mit demjelben fein 
„Ziel zu erreihen“: denn „eigenes“ Necht in diefem Sinne hat, wie Gierke mit Necht ber 
— „iede öffentlicherechtliche Körperſchaft.“ S. auch oben sub III. Pergl. ferner auch 

rie 99. 
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den Kolonien. Zugegeben, die „Unkontrolirbarkeit“ ſei das fpezifiiche Merkmal 
des eigenen Rechtes, jo haben eben die Bundesglieder im Bundesjtaate ein 
jolches Recht nicht. Liegt denn nicht die denkbar höchite und jchärfite „Kon- 
trolirbarfeit‘‘ in der rechtlichen Willensmacht, frei darüber befinden zu fönnen, 
ob einem diefer rechtlichen Willensmacht unterworfenen Gebilde ein Recht 
genommen twerden darf umd in der Fähigkeit, dieſer Willensmacht fofort auf 
gejelichem Wege praftiiche Durchführung zu geben? Alles was überhaupt 
unter den Begriff der „Sontrolirbarfeit‘ gebracht werden kann, Liegt in höchiter 
Potenz in Art. 78 Abſ. 1 unferer Neichsverfaffung umſchloſſen: die Einzel: 
ftaaten haben nicht „eigenes“ Recht im Jellinek'ſchen Sinne, jedes ihrer 
Rechte kann ihnen jeder Zeit kraft der „Kontrole‘ des Reiches entzogen werden, 
darum find fie auch jelbjt nach der Jellinek'ſchen Begriffsbeftimmung nicht 
Staaten im juriftiichen Sinne. Mit Necht weiit auh Roſin (S. 21) gegen 
Jellinek darauf hin, daß die „Kontrole des Reiches“ fich nicht allein auf die 
Materien des Art. 4 der R.-V. erjtrede, fondern „genau jo weit, al3 die von 
ihm ausgehende Bejtimmung der Einzelftaaten‘‘ reicht, aljo, da letztere nad) 
Art. 73 potentiell unbegrenzt ift, auf alle Beziehungen der Einzeljtaaten. 
Ebenjo betont Gierfe (S. 69%): „daß es völlig in feiner Beziehung 
an einer Kontrole des Gejammtjtaates auch über die Thätigfeit der Glied- 
jtaaten fehlt.“ Ebenſo Laband 9.232. Unkontrolirbarkeit it identijch mit 
Souveränetät umd dieſe hat im Bundesftaat nur die Zentralgewalt. Uebrigens 
widerlegt Jellinek felbjt jchon feinen Sat von der Unfontrolirbarfeit durch 
die demjelben gegebene Modififation, daß der nichtfouveräne Staat „auf Schritt 
und Tritt durch die Nothmwendigkeit der Nüdfichtnahme auf die ſouveräne 
Staat3gewalt eingeengt‘ fei, daß Konflikte zwiichen beiden „unvermeidlich‘‘ 
jeien, „und da muß die jouveräne Gewalt durch ihren Willen und ihre Organe 
den Konflikt Löjen.‘') Es erjcheint wirklich als ein Spiel mit Worten, dieſem 
Sate gegenüber noch von einem „untontrolirbaren‘ Nechte des nichtjouveränen 
„Staates‘ zu jprechen.*) Wenn Jellinek — vollfommen richtig — ſagt: 
daß e3 „für den Staat fein Gebiet des Lebens gibt, das er nicht, wenn feine 
Zwecke e3 erfordern, jeiner Herrichaft unterwerfen kann“ (S.141) — trifft dies 
etwa im Bundesitaat für die Bundesglieder zu? Oder liegt nicht darin das 
Zugeftändniß, daß der Staat als jolcher jouverän fein müſſe? Oder (5.261): 
„das it aber das Moment, welches den Staat von allen anderen Formen 
menschlicher Gemeinjchaft unterfcheidet, daß es ihm gegenüber Feine abjolute 
Berechtigung irgend eines feiner Glieder gibt, daß er das Maß und die Grenzen 
der rechtlichen Freiheit jeiner Glieder abſteckt, aber fein Herrjchaftsbereich nicht 
von ihrem Belieben und guten Willen abhängt“ — ijt nicht auch dieſer Sat 
ein Beweis dafür, daß Jellinek jelbjt unmillfürlich anerfennen muß, der Staat 
jet begrifflich nothiwendig jouveräner Staat? 

Die Erörterungen von ©. 253 bis 316 find jodann dem Bundesſtaate 
ex professo gewidmet, fie bilden den Abjchluß des Werkes, in welchem alle 
Arten von Staatenverbindungen zu gründlicher wiljenjchaftlicher Erörterung 
gebracht find; auch äußerlich zeigt fich jo, daß der Bundesjtaat die vollendetite, 





') Jelhlinet jelbit macht demnach mit jeinee Theorie vom eigenen — untontrolirbaren 
Recht nicht Ernit. Würde man dies thun, jo „führt dieje Lehre, wie Gierke ©. 69% jehr 
richtig bervorhebt, nothiwendig zur getheilten Souveränetät zurüd.“ 

2, it denn Jellinet felbit im Stande, einen jolhen „Staat“ ala „höchſte Form der 
als Herrſchaft organifirten menſchlichen Gemeinſchaft“ als „höchſte menjchheitliche Organijation“ 
(S. 102, 93) zu behaupten? 
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fejtejte Form einer Staatenverbindung iſt. Die Theorie, zu welcher unfer Ver: 
fajjer gelangen muß, ergibt jich jchon mit logischer Konjequenz aus feinen 
Borderfägen und die von unierer Seite an dieſe Vorderjäße im Obigen 
gefnüpften Eritiichen Bemerkungen enthalten auch bereits die Quinteſſenz unferer 
Kritif der Jellinek'ſchen Bundesitaatstheorie. 

Mit großer Schärfe weit Jellinek zunächſt die Möglichkeit einer 
Staatengründung durch Bertrag zurüd und nennt die hiefür erzählten Bei- 
jpiele „abgeichmadt‘: „weder ein Einzelner noch ein Staat fann durch Ver: 
trag mit Anderen eine bisher nicht beitehende Volksgemeinſchaft jchaffen.‘ 
Darum fommt auch Jellinek zu dem früher bereit3 von mir ausgejprochenen 
grundlegenden Reſultate: „alle Berjuche, die Entjtehung des Bundesjtaates aus 
einem Vertrage der Glieditaaten abzuleiten, müjjen mißlingen, weil es un: 
möglich ijt, die Entjtehung des Staates juriftiih zu fonftruiren.') 
Der Staat als Vorausjegung der Rechtsordnung kann nicht durch einen Sat 
der erjt von ihm Sanktion empfangenden Ordnung erklärt werden. Jede juris 
jtiiche Rechtfertigung des Staates beruht daher auf einem "botepov TrpWwrepov. 
„Für die Bildung der Staaten gibt es fein anderes Recht ala das der Welt: 
gejhichte und um fie zu begreifen, muß man jich den bijtorisch wirkenden 
Kräften zumenden, deren Gewalt in's Dafein ruft, was dem Juriften jtets ein 
Gegebenes, nicht weiter Ableitbares iſt.“,“ „Erjt wenn der Staat fertig 
daſteht, fann der Juriſt die Formen unterſuchen und begreifen, 
in denen jich das Leben desjelben vollzieht.“ 

Wir halten dieſe Sätze für zutreffend. Wenn der Verfaſſer aber alles 
Gewicht für diejen faktiichen Prozeß auf das nationale, das Volkselement 
legt und diejes gewiljermaßen in Gegenjag zum „dynaſtiſchen“ oder bejier : 
monarchiichen stellt, jo ift Dies ungerechtfertigt. ®) Der welthiftorifche Prozeß 
der Bildung unjeres Reiches beruht in feinen dynamischen Faktoren ebenjoviel 
ja mehr auf dem monarchiichen als auf dem Volfselement; leßteres wäre, mie 
die Bewegungen von 1848 beweiſen, niemals ohne die Initiative des erjteren 
zu einem Reſultate gelangt. Dies gibt übrigens auch Jellinek jelbjt in jeiner 
weiteren Erörterung zu, hebt aber eben damit jeine Vorderſätze über die Gründ— 
ung unjeres Bundesjtaates als „That der Nation‘ auf. Und das von Rechts: 
wegen. Es iſt nicht den Thatjachen entiprechend und aus anderweitigen Gründen 
in hohem Grade bedenklich, mit derartigen Nedensarten zu operiren. 

Wenn nun aber Jellinek auch die „Verfaſſung“ lediglich als etwas 
TIhatjächliches, juriftiich nicht weiter Ableitbares erklärt, jo fünnen wir dem 
nicht beipflichten. „Der Akt der Staatsjhöpfung ift identiich mit dem Aft der 
Berfaliungsichöpfung‘ behauptet Jellinek; das ijt richtig, wenn man „Ber: 
faſſung“ im allerallgemeinjten Sinne von Staatsgewalt nimmt; der Aft der 
Staatsjhöpfung iſt identijch mit der Begründung einer Staats— 
gewalt; injomweit ijt auch leßtere nur thatjählich, nicht weiter 
ableitbar, jurijtijch nicht fonjtruirbar. 


nd 


1) Ebenjo Gierke ©. 57 und Laband ©. 9. An der Verfennung dieſes Momentes 
liegt der Grundfehler des im Uebrigen vortreffliden und höchſt dantenswerthen Buches von 
Arndt: Das BVBerordnungsredht des Deutichen Reiches (Berlin und Leipzig 1884) ©. 13, 

) Auf einen augenfälligen Widerſpruch, in welchen Jellinef mit diejen Süßen geräth 
gegenüber jeinen Bebauptungen, daß nicht jouveräne Staaten „Staaten“ jeien, daß fie aber 
ihre Rechte als aus der jonveränen Gewalt rechtlich) abgeleitete bejigen, weiſt treffend bin 
Brie ©. 103/104. 

3) Sehr gut äußert fich hierüber auh Laband ©. 19! gegen Sellinet. 
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Die Gründung des norddeutſchen Bundes war eine Thatſache, kein Rechts— 
akt; der norddeutſche Bundesſtaat mußte ſelbſtverſtändlich mit einer Staats— 
gewalt in's Leben treten; dieſe Staatsgewalt war die Einheit der verbündeten 
Regierungen: ſoweit reicht das rein Thatſächliche, juriſtiſch nicht Konſtruirbare. 
In dieſem Sinne iſt die „Verfaſſung“ Thatſache, nicht Rechtsſatz. 

Jede weitere „Verfaſſung“ aber iſt nicht Thatſache, ſondern Rechtsſatz 
und muß juriſtiſch gefaßt werden. Thatſache iſt nur die in der Staatsgewalt 
liegende Potenz des Rechtes: alſo für uns das monarchiſche Prinzip, im 
Bundesſtaate in föderativer Zuſammenfaſſung. 

Wie aber die Staatsgewalt zu organiſiren, in welchen Formen ſie thätig 
zu werden, wieweit die Staatszwecke auszudehnen, wie im Bundesſtaate die 
Vertheilung der Kompetenzſphären zu erfolgen hat: alle dieſe grundlegenden 
Fragen der „Verfaſſung“ ſind nicht Thatſache, ſondern Rechtsſatz. Thatſache 
iſt das Daſein der Staatsgewalt als der rechtserzeugenden Potenz: jede 
Willensäußerung des Staates, welcher Art ſie ſei, iſt Rechtsſatz. In dieſem 
Sinne iſt auch unſere Reichsverfaſſung nicht Thatſache, ſondern Geſetz, erlaſſen — 
nach langen komplizirten Vorbereitungsarbeiten — von der Staatsgewalt, welche 
am 1. Juli 1867 bezw. 1. Januar 1871 in's Leben getreten war ala That— 
ſache; von der Staatögewalt, welche identiſch war mit der damals erfolgten 
Staatögründung. Der Staat und die Staatsgemwalt war thatjädlid 
vorhanden: die erite Willensäußerung, das erjte Gejes, war Die 
Verfajjung.') Wenn wir die Verfaſſung juriftiich nicht ableiten könnten, 
hätten wir juriftiich überhaupt feinen Boden und mit mehr Recht wie Kellinet 
gegenüber den Leugnern des Völferrechtes den Vorwurf erhebt, ihnen fehle 
auch die juriftiiche Bafis für das innere Staatsrecht, müßten wir ihm dieſem 
Vorwurf zurüdgeben; die Säße, welche Jellinef ©. 265/266 gegen mich 
formulirt, rauben dem Verfaſſungsrecht jeden juriftiichen Boden und eliminiren 
den oberjten fundamentaliten Ausdruck des Staatswillens, die VBerfafjung, aus 
dem Gebiete der Jurisprudenz in das Gebiet des Thatjächlichen, während doch 
nur die Staatsgewalt jelbit diefem Gebiete angehört; ja es fünnte unjerer 
Ueberzeugung nad der Nachweis geführt werden, daß eine Verfaſſung im 
weiteren Sinne gar nicht „Thatſache“ jein fann, jondern Rechtsſatz jein 
muß.‘) Nicht durch den imaginären, juriſtiſch völlig unfaßbaren 
„Willen der Nation“ erhält die Verfaſſung „Leben und That: 
kraft“, ſondern durch den Willen der Staatsgewalt erhält ſie 
Rechtskraft. Die „unmittelbare Sanktion“, das „Getragenwerden vom Volks— 
geijte‘‘, überhaupt die ganze Erörterung S. 266/267 über die „Heranbildung 
der bloßen Potenz des Staates zur Wirklichkeit‘ muthen in ihrer politifch- 
hiſtoriſch-moraliſchen Unbejtimmtheit böchit eigenthümlih an in einem Werke, 
das auf der Nothwendigkeit „kantiger“ juriftiicher Begriffe aufgebaut und im 
übrigen Io vorzüglich durchgeführt iſt.) 


) Die Jell ine kiſche Theorie don der Verfaſſung als Thatſache, die nicht juriſtiſch 
konſtruirt werden könne, acceptirt vollſtändig Laband a. a. O. S. 10. Soweit Laband's 
kritiſche Bemerkungen gegen mich berechtigt ſind, hoffe ich ſie im Text erledigt zu haben. 

?) Vergl. auch Brie 5. 151, der es mit Recht als „unerflärlich“ bezeichnet, wie „aus 
der geichichtlichen, jeder jurijtiichen Dualifitation entbehrenden Art der Entitehung des Bundes— 
jtaates und der Bundesitaatsverfaflung weitgehende jurijtiihe Folgerungen“ jollen gezogen 
werden fünnen. 

’) „Die Begriffe, nach welchen wir juchen, müſſen aber ſcharf, bejtimmt, fejt und gegen 
einander jtreng abgegrenzt jein. — — Rechtsbegriffe jind allemal fantig, da® Verſchwimmen der 
einen in den anderen wäre der Tod der Rifjenichaft, der Tod des Rechtälebend.“ Jellinet, ©. 15. 
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Bermag man nicht durch die obige Konjtruftion der Verfafjung den Ge— 
jegescharafter zu retten, dann hat Seydel allein Necht; die Verfafjung auf 
den „Willen der Nation”, auf das „Ruhen im Bolfsbewußtjein“ begründen 
und nur als „Ihatjache* gelten laſſen zu wollen, ift ein Banferott der Juris: 
prudenz. Es ijt vollfommen willfürlich zu behaupten: „der Nechtsgrund der 
Konititution liegt zwar in den alten Staaten immer in einer Konzejfion der 
Krone, in einem freien Entjchlufie des Trägers der Staatögewalt." „Nicht 
jo in den neugebildeten nationalen Staaten der neueiten Zeit. Hier wird die 
Staatsgewalt jogleich als eine in ihren Trägern rechtlich beichränkte geboren.?)* 
Der Hinweis auf Belgien ift für uns ganz unbeweifend: Belgien hat ein vom 
Volke übertragenes Königthum, ein völlig anderes monarchiſches Prinzip als 
wir — auc im Deutjchen Reihe — und wir müſſen die „monarchiſche“ 
Grundlage Belgiens für uns weit ablehnen. Die „Natur der Konftitutionen 
von Yändern wie Norwegen, Belgien und Rumänien“ ift feineswegs „unver: 
ftändlich”, aber dieſe „Natur” iſt eine völlig andere als die unferer deutichen 
Konjtitutionen und jede Generalifirung it bier unzuläffig: die deutſche Reichs— 
verfaflung iſt der Abjchluß der deutjchen, auf dem monarchiſchen Prinzip 
beruhenden Staatenbildung, nicht der norwegiſch-belgiſch-rumäniſchen.?) 

Die Erörterung ©. 271 über die Handlungsfähigfeit eines „werdenden 
Staates", eines „Staatenembryo“ als „naseiturus“ „bis zum Zuftandefommen 
und Inslebentreten der Verfaſſung“ ijt ein dem Privatrecht entnommenes Aus» 
hilfsmittel, welches nur nothdürftig die ftaatsrechtliche Blöße diejer ganzen 
Argumentation verdedt. 

Faſt alle fonjtigen Deduftionen Jellinek's enthalten in ihrer juriftischen 
Umficht und Schärfe eine entichiedene Förderung der Wifjenjchaft : die Erörterung 
über die Entjtehung der Verfaſſung des Bundesjtaates it ein Rückfall in 
biftorisch-politische, völlig unjuriſtiſche Betrachtungen.?) 

Wenn wir aber im Stande find, nach Maßgabe der oben und an anderen 
Orten gegebenen Darlegung die Entjtehung der Bundesjtaatsverfajlung zu 
jondern von der Entjtehung des Staates und erjtere aus dem Fluß des 
biftorischen Werdens auf den Boden feiter juriftiicher Negeln zu retten, jo 
ſchrecken wir auch amdererjeits nicht zurück vor der abſurd erjcheinenden Be: 
hauptung :*) die heutige Union ift der achtundzwanzigſte Bundesjtaat, den die 
Amerifaner in den legten neunzig Jahren gegründet haben. Bielleicht ijt das 
eine reine Doktorfrage. Die Staatsgewalt iſt eine Thatſache — die erſte 
Staatsgewalt der Union bejtand aus elf „verbündeten Negierungen“ — zwölf 
bezw. achtumddreigig „verbündete Negierungen“ find eine andere Thatjache als 








) Ebenſo Raband, Staatsrecht L, ferner Hänel, Gierke; „in demjelben Augen 
blide, in dem jich die Einzeljtaaten als Glieder des Bunpdesitaates erflärten, handelten jie 
auch ichon als Glieder.“ Das iſt und bleibt eine generatio aequivoca: nicht „zwei 
Seiten desjelben jchöpfertiihen Altes“, jondern zwei verichiedene Alte liegen vor, die mit 
logiicher Nothiwendigfeit getrennt werden müjien. 

2) Die Polemit Jellinet's, ©. 276 Note, gegen mich iſt grundlos. Daß eine 
„Pleonarchie“ unter den Prinzipien des monarchiſchen Staatärechtes ftebe, iſt wohl an ich 
und nad unferer Ueberzeugung jedenfalls für unjer Neich jelbitverjtändlicd, die Pleonardie 
ijt im dieſem prinzipiellen Sinne Monarchie, der Unterſchied iſt fein innerer, jondern ein 
äußerer. Und daß die Ausnahme der drei freien Städte nur die Negel bejtätigt, bedarf auch 
feines bejonderen Beweijes: Nichts iſt unzweifelhafter, als daß der Geſammtcharakter unjeres 
Reiches ein monarchiſcher in füderativer Urganijation iſt. 

3) Auch Brie, ©. 151 gelangt zu dieſem Schlußurtbeil. 
os *#) Dem von Jellinef in diejer Richtung erhoben Vorwurf ſchließt fih auch Qaband 

. 14 an. 
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elf: alſo it die Staatsgewalt der erjteren eine andere als die der letteren. 
Und wenn dabei achtundzwanzig Bundesjtaaten herausfommen, jo tragen wir 
dies in Geduld. Nicht eine Veränderung eines „weſentlichen“ Momentes, 
jondern nur eine Veränderung der Staatsgewalt iſt eine Weränderung des 
Staates: Preußen war nach 1866 juriftifch der nämliche Staat wie vorber 
troß des Gebietszumachjes, denn die Staatsgewalt war unverändert ; aber die 
franzöfiiche Republik ift juriftifch ein anderer Staat als die franzöſiſche Monarchie 
und die Einheit von fünf bisher jelbjtändigen Staatsgewalten ijt ein Anderes 
ald die Einheit von zweiundzwanzig. 

Mit den weiteren Ausführungen Jellinef’s über die Natur des Bundes: 
ſtaates (S. 276 ff.) ftimmen wir meift überein, abgejehen von dem oben 
bereit3 erörterten umd erledigten Punkte über das „unkontrolirbare“ Recht 
der YBundesglieder und dem hieraus abgeleiteten Staatscharafter derjelben. 
Jellinek verwendet hier lediglich die früher getwonnenen, von uns als un: 
haltbar erachteten Nefultate über den Begriff des „eigenen“ Rechtes. Die 
dreizehnzeilige Definition des Bundesſtaates, S. 278, welche auf jener Bejtim- 
mung des Bundesglieder beruht, iſt darnach nicht richtig; wir erjeßen diejelbe 
durch die fürzere Definition: ein Bundesftaat ijt ein Staat mit füde 
rativ organifirter Staatsgewalt.’) Und hieran haben wir noch die 
Erörterung eines weiteren Differenzpunftes gegenüber der Jellinek'ſchen 
YBındesjtaatstheorie zu knüpfen. Daß in der füderativen Organijation der 
Staatsgewalt das einzige jpezifiiche Merkmal des Bundesjtaates gegenüber 
dem Einheitsjtaat liege, weiſt Jellinek zurüd (S. 284 ff.), erflärt dies 
Moment vielmehr mit Nofin als irrelevant. „Iſt es richtig, daß der Bundes: 
jtaat nicht durch die Staaten geichaffen, fondern eine That der Nation ift, 
dann zwingt Nichts zu der Forderung, daß die Zentralgewalt die Einbeit 
der Glieditaatsgewalten fein müſſe. Ja wenn man den ftaatlichen Charakter 
der Bundesgewalt behauptet, erfcheint e8 vom jtreng formal jurijtiichen Stand: 
punkte aus überhaupt irrelevant, wie der Wille des Bundesitaates zu Stande 
fommt, Daß die Schöpfung des Bundesjtaates „eine That der Nation“ 
nicht jei, haben wir oben nachgewieſen. Aber auch der zweite der vorjtehenden 
Jellinek'ſchen Sätze ift nicht richtig: es ift eben gerade das jpeziftiche 
Merkmal der Bundesjtaaten innerhalb des Genusbegriffes Staat, daß 
jener Begriff fich bejtimmt durch die Art, wie der Staatswille zu Stande 
fommt.“?) Daß in dem zu Stande gefommenen Willen der Prozeß der Willens: 
bildung gar nicht mehr erkennbar ift, ift richtig, aber daraus folgt doch nicht 
nothwendig, daß der „Vorgang der Willensbildung ſelbſt“ juriftiich irrelevant, 
„juristisch gar nicht zu fallen jei". Das ift im Bundesjtaat auch thatjächlich 
nicht jo, jondern in diefem Prozeſſe allein dofumentirt ſich siegte 3 mit 
Macht das füderative Element. Daß die Gliedjtaaten an diefer Willens: 
bildung Theil nehmen, das bezeichnet nicht „eine Spezies des Genus Bundes: 
ſtaat,“ ſondern eben dieſes leßtere jelbjt und zwar ganz ausjchließend. Der 
Ausführung des Verfaſſers über den jchweizerischen Ständerath und den Unions: 
jenat vermögen wir darnach nicht beizuftimmen: diefe beiden Injtitutionen find 


', Wenn man das jpezifiihe Moment des Bundesjtaats in diejer Weiſe faht, jo it 
der Einwand Gierke's, daß „auch im Einheitsſtaate zu Gunjten von Gemeinden und Pro: 
pinzen“ eine Berheiligung „an der Bildung der Organe des Geſammtſtaates“ vorkommen 
könne (S. 65) jedenfall® nicht möglich. 

2) Dies betont jehr richtig auch Brie ©. 155. 





Ph. Zorn: Neue Beiträge zur Lehre vom Bundesitaat. 481 


das republifanische Analogen unſeres deutjchen Bundesrathes, was fpeziell 
bezüglich des Unionsjenates nicht bezweifelt werden jollte.') 

Der Ausführung des Verfaſſers über Kompetenzvertheilung und Kompetenz: 
Kompetenz jtimmen wir volljtändig bei, nur iſt der leßtere Punkt bei Fellinet 
an der Peripherie jtatt im Zentrum.*) „Wie immer die Vertheilung der 
Kompetenzen ausfallen möge, dem Bundesitaate bleibt der Charakter als ſou— 
veräner Staat dadurch gewahrt, daß potentiell alle Hoheitsrechte, auch die den 
Gliedjtaaten zur jelbjtändigen Innehabung überwiefenen in ihm enthalten find.“ 
Ferner: „das Recht der Verfaſſungsänderung ijt eine Konſequenz des Begriffes 
des jouveränen Staates. Ein Staat, deſſen Eriftenzbedingungen dem guten 
Willen feiner Glieder anheimgeitellt find, ift nicht fouverän, denn Souveränetät 
ichließt die Unabhängigkeit in fi.“ „Sein wie immer geartetes Necht eines 
Mitgliedes des Staates gibt es, das ihm nicht durch den in den verfaſſungs— 
mäßigen Formen geäußerten Staatswillen entzogen werden fünnte. Iſt daher 
der Bundesstaat jouveräner Staat — umd das wird Jeder zugeben müſſen, 
der ihn überhaupt für möglich hält, — jo gibt es fein Necht feiner Glieder, 
an dem er eine Schranfe fände, es jei denn, daß er fie fich ſelbſt geſetzt 
hätte.“ „Ein ſouveräner Staat, der ſich die Grundzüge feiner Organijation 
vorjchreiben und fich verbieten laſſen muß, fie über eine gewilje Grenze hinaus 
zu verändern, it eine Vorſtellung, wie fie widerjpruchsvoller nicht gedacht 
werden kann,“ — da aber jeder Staat begrifflich jonverän fein muß, gilt dieſer 
Sab überhaupt von jedem Staate und enthält das juriftiiche Verdikt über 
den Staatscharafter der Gliedjtaaten im Bundesjtaate. 

Aber joweit vermögen wir nicht mit dem Verf. zu gehen, daß der Bundes: 
ftaat Durch. bloße Berfajlungsänderung in den Einheitsftaat umgewandelt 
werden könne; die Negation Diejer Möglichkeit ift feineswegs eine Negation 
der Souveränetät und des Staatscharafters des Bundesitaates. ®) 

Der Staat ijt eine Thatjache, fein Nechtsjag; auch der Bundesjtaat. Die 
Thatjache des Staates involvirt die Thatjache der Staatsgewalt, des Bundes: 
jtaates der Bundesjtaatsgewalt. Dieje Staatsgewalt ift die Einheit der bisher 
jelbjtändigen Staatsgewalten der Bundesglieder — dies iſt die thatjächliche 
Baſis des Staates, welche dem Rechte, aljo auch der rechtlichen Veränderung, 
entzogen ift. Die Umwandlung des Bundesstaates in den Einheitsjtaat könnte 
aud nur Thatjache jein und liegt begrifflich jenfeits des Nechtsgebietes. Die 
Behauptung der Möglichfeit der rechtlihen Ummandlung des 
Bundesjtaates in einen Einheitsjtaat ijt eine Negation des 
Bnndesjtaates. Letzterer kann zu Gunſten eines Einheitsjtaates auf Die 
Souveränetät verzichten: damit wandelt er ſich aber nicht um, jondern damit 
hört er auf und im Einheitsjtaat entjtebt etwas begrifflich völlig Neues. An 
der Thatjahe der Staatsgewalt hat die Möglichkeit einer 
Berfajjungsänderung ihre Grenze Die Staatsgemwalt ijt aber 
eben die bundesjtaatliche nicht die einheitsftaatlihe. Die Ber: 
fajfjungsänderung ijt ein Willensaft der Staatsgewalt; die Um: 
wandlung des Bundesjtaates in den Einheitsftaat wäre ein 


) Bol. Jellinet 5. 288 N. 49a. 

2) Auch Gierke (S. 68) leugnet die Kompetenz-Kompetenz als Ejientiale des Bundes— 
ftaatäbegriffes: „ohne verfaſſungsmäßige Ermächtigung eines andern Faktor würde vielmehr 
auch im wahren Bundesftaat nur die Totalität der Staaten zur Berjhiebung der Sphären 
befugt jein.” Dann wäre eben der „wahre Bundesjtaat fein Bundesitaat. 

3, Auch Hier jchließt fih Laband ©. 26 der Ausführung von Zellinel an. 
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Aufheben der dermaligen Staatsgemwalt als der thatjädhlidhen 
Borausjegung der Berfafjung, wäre aljo innerhalb des Rah— 
mens der legteren unmöglich, wäre die Schaffung einer neuen 
Staatsgemwalt. 

So gewinnen wir die Unveränderlichkeit der bundesjtaatlichen Unterlage, 
die Erijtenz der Gliedjtaaten, ohne doch den Bundesſtaat auf „vertragsmäßige‘ 
Grundlagen ftellen zu müjlen. 

Meder mit der Gareis’jchen „beichränkten“ Souveränetät, noch mit 
dem NRofin’schen „nationalen“ Zwed, noch mit dem Jellinek'ſchen „eigenen“ 
Recht vermag man demnach den Gliedjtaaten im Bundesſtaat den juriftiichen 
Staatscharafter zu retten und das begriffliche Unterjcheidungsmertmal des Glied: 
jtaate8 von der Gemeinde zu gewinnen. 

Zu diefem negativen Nejultate gelangt auch Gierfe und fnüpft daran 
folgende Betrachtung: „Hiernach jcheint es alſo wirklich ein vergebliches Be— 
mühen, einen begrifflichen Unterjchied zwijchen jtaatlichen und fommunalen 
Gliedern eines Staates zu entdeden. Und da gleihwohl im Leben ein jolcher 
Unterjchied anerkannt ift, den die Wiſſenſchaft nicht wegdisputiren darf, jo 
Icheint die Jurisprudenz ihrer Aufgabe zu genügen, wenn fie fonftatirt, daß 
nach dem durch die geichichtliche Entwicklung bedingten und mit der Ausjage 
des Nechtsbewußtjeins übereinjtimmenden pofitiven Nechte gewiſſe Gemein— 
wejen nun einmal Staaten find und andere es nicht find. In der That iſt 
bier wie überall das pofitive Recht die unverrüdbare Baſis aller juriftiichen 
Konftruftion. Auch darf man gegenüber dem Fluß der Gejchichte und dem 
Neichthum des Lebens den Werth juriftiicher Begriffsabgrenzungen nicht über: 
ihäßen. Gleichwohl kann fich die Jurisprudenz nicht bei einem folchen Re: 
jultate beruhigen. Wer fie damit vertröftet, daß die realen Dinge fließen und 
ſchwanken, der vergißt, daß die Nechtswijjenichaft es nicht mit den realen 
Dingen, jondern mit einer von ihnen abgehobenen Vorftellungswelt zu thun 
hat. In der Welt des Nechtsbewußtjeins aber muß dem Sabe, daß dieſes 
Gebilde ein Staat ift und jenes nicht, irgend ein faßlicher Gedanke zu Grunde 
liegen. In irgend einer noch jo umabgeklärten Form muß die Vorjtellung 
eines Unterjchiedes walten, der ein Unterjchied der Art umd nicht blos des 
Grades ijt. Die Jurisprudenz joll und wird immer wieder den Verjuch unter: 
nehmen, diefen Gedanken zum Begriffe zu erheben.“ 

Wir entziehen ung nicht dem Gewicht diejes Gedanfenganges. Gierfe 
fnüpft daran eine nur wenige Seiten umfajjende „genofjenfchaftliche" Kon- 
jtruftion des Bundesjtaates, welche den Glieditaaten den juriftiichen Staats» 
charakter rettet. Dieſe Ausführungen find unjeres Erachtens das Beachtens- 
werthejte, was in jüngjter Zeit zur Feſtſtellung des Begriffes Bundesſtaat 
geboten wurde. Wir müſſen uns ein abjchließendes Urtheil über die „ges 
noſſenſchaftliche“ Konjtruftion Gierfe’s vorbehalten und erflären uns zu 
einem jolchen zur Zeit offen für infompetent. Jedenfalls ift der Gierfe’jche 
Berjuch der einzige bis jet unternommene, der nicht von vorne herein 
den Stempel der Unhaltbarfeit an der Stirne trägt. Die für uns noch 
offene fritiiche Frage gegenüber der Gierfe’fchen Theorie geht dahin: ift es 
logiſch und jurijtiich möglich, „den Geſammtſtaat und die Einzeljtaaten in 
ihrer Zujammengehörigfeit“ al® Ein „Subjekt“ zu fajjen, da doch die Einzel- 
jtaaten dem Gejammtitaat rechtlicdy unterworfen find, oder muß der Gedanke 
nothwendig zu dem Schlufje fommen: der Gejfammtjtaat und die Einzeljtaaten 
müſſen Logijch nothwendig als zwei Subjefte betrachtet werden? Hebt nicht 
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die „genoſſenſchaftliche“ „Perſon“ Gierke's das Weſen der Perſon, nämlich 
ihre Einheit und Untheilbarkeit auf?) 

Mit dem Sage: „mithin ift auch im Bundesjtaate die Staatsgewalt als 
ſolche genau jo bejchaffen, wie im Einheitsjtaate. Der Unterfchied liegt nur 
in der eigenthümlichen Gejtaltung des Subjeftes der Staatsgewalt, welcher 
bier nicht eine einzige Geſammtperſon, jondern eine in bejtimmter Weiſe zu— 
jammengeordnete Mehrheit von Geſammtperſonen iſt“, — iſt die oben gejtellte 
Frage nicht beantwortet. Gierke iſt jelbitverjtändlich volllommen jelbjtändig 
zu diefem Gedanken gelangt; die Priorität desjelben aber für mich zu wahren, 
darf ich gerade hier nicht unterlafjen.?) 

Derjelbe enthält eine wie ich glaube erjchöpfende Antwort nad) dem 
Träger der Staatsgewalt im Bundesitaate und damit die Feſtſtellung des 
einzigen jpezifiichen Merfmales dieſer Staatsform. Die Frage nach dem 
Staatscharafter der Gliedjtaaten beantwortet derjelbe nicht. — 


"), Vergl. hierher au Laband, ©. 16. 
) Tüb. Ziſchr. 1881, ©. 817. 


Zur Frage der bäuerlichen Erbfolge‘) 


Ueber das bäuerliche Erbrecht im Großherzogtfum Baden und deſſen 

mögliche Reform durdy die Geſetzgebung. Bericht des geheimen 

Raths Profeſſor Dr. Hermann Schulze an die landwirthichaftliche 
Kommiſſion der badijchen erjten Kammer. 


Sin tiefer, ceigenthümlicher Zug des nationalen deutichen Rechtes ift Die 
hohe Bedeutung, welche dasjelbe dem Grumdeigenthume beilegt. Während das 
römiiche Necht Immobilien und Mobilien als wejentlich gleichartige Vermögens: 
objefte auch nach gleichen Grundfägen behandelt, zerfällt nad deutſchem Rechte 
das ganze Vermögen in Liegenschaften und Fahrniß, welche aud juriftiich ihre 
verichiedenen Schidiale haben. Dem Grundeigenthum fam bei den Deutichen nicht 
nur eine privatrechtliche, Tondern auch eine öffentlicherehtliche Bedeutung zu, in— 
den es als die weientliche Grumdbedingung für die Ausübung aller politiichen 
Rechte in Staat und Gemeinde hervortritt. In der älteiten Zeit ilt das freie 
Grundeigenthum auch die Grundlage aller Freibeitsrechte. Diele wichtigen Vor: 
theile famen aber nicht blos dem Anhaber des Grundeigenthums felbit, fondern 
allen Familiengliederu zu, welche mit ihm in einem Erbverbande ftanden und in 
ihm den Vertreter ihrer eigenen Intereffen erfannten. Dieſes Intereffe der Familie 
an der Erhaltung des Grundeigenthums hat int deutichen Nechtsleben von jeher 
eine Berüdjichtigung gefunden, indem es der Familie einen, jedoch in jeiner 
Wirkſamkeit nicht immer gleich beitimmten Einfluß auf das Scidial bes in der 
Hand eines ihrer Glieder befindlichen Grunditüdes einräumte. 

G. Beieler, Erbverträge, Bd. II, Abth. 2, ©. 6 ff., ©. 265 ff. 

Homeyer, über die Heimath nad) altem deutichen Rechte, beionders das 
Handgemal. Berlin 1862. 

G. F. v. Gerber, Deutiches Privatredht. $ 81. 

8. Schulze, aus der Praris des deutichen Staats- und Privatrehtö 1876. 
©. 310 ff. 

Aus diefen Anſchauungen erwuchſen ſchon im den älteiten Zeiten eigen- 
thümliche Nechtsjäge, welche beionders im Erbrechte zur Geltung fommen. Die 
jelben beitehen in einer Beichränfung der Veräußerungsfreiheit des gegenwärtigen 
Beſitzers durch die ſchon bei feinen Lebzeiten beitehenden Anrechte der nächiten 
Verwandten und in einen Vorzugsrechte des Mannsftammes. Den Kompler 
diefer Grundfäge bezeichnet man mit dem allgemeinen Ausdrud als „Deutiches 
Stammgutsiyitem“, 

Bergl. bei. 2. Zimmerle, das deutfche Stammgutsſyſtem nad jeinem Ur— 
fprunge und Verlaufe. Tübingen 1857. 


i) Vergl. „Annalen“ 1883 ©. 702 (von Helferidh) und „Annalen“ ©. 284 (von 
Bayrer). 
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Obgleih in einzelnen Punkten abweichend, finden fich doc; bereitö in den 
älteften germaniſchen Rechtsquellen, den Volksrechten, vom 5. bis zum 9. Jahr: 
hundert, die Grundzüge eines ſolchen Stammgutsſyſtems ausgeprägt. Ebenſo 
feunt die wichtigite Rechtsquelle des eigentlichen Mittelalters, der Sachſenſpiegel, 
im Beiſpruchsrechte des näditen Erben, eine Beichräntung der Ber: 
äußerungsbefugniß und einen Vorzug de Manneöftammes iniofern, ald Söhne 
die Töchter, Brüder die Schweitern von der Erbfolge in dad Grunbeigenthum 
ausſchließen; Dagegen verichmwindet dad Stammgutsſyſtem immer mehr in den 
Städten, wo beim Bürgeritand dad Mobiliarvermögen oft weit das Grundeigen— 
thum überwiegt und ber altgermaniiche Begriff der Familie zurüdtritt. Diele 
in den Stabtredhten bereit angebahnte Richtung wird dann durch die Aufnahme 
bed römischen Rechts mächtig gefördert, welches in feiner neueſten Entwidelung 
Agnaten und Kognaten völlig gleichitellt, jede Beichränfung der Veräußerungs— 
freiheit verwirft, Mobilien und Immobilien ganz gleich ftellt, die Erbfolge als 
Univerfalfucceifion behandelt, und durch ein weitgehendes Pflichttheilarecht in 
vielen Fällen mit Nothwendigfeit zur Theilung oder Veräußerung des väterlichen 
Grumdbeiiges führen muß. Wären biefe Grundiäge folgerihtig in Deutichland 
in allen Lebenäfreifen durchgeführt worden, jo hätte ihon damals eine vollitändige 
Zeriplitterung des Grundbeiiges eintreten, eine Auflöfung der ganzen ſtändiſchen 
Berhältniffe erfolgen müſſen. Aber der folgerichtigen Durchführung der römiſch— 
rechtlichen Grundjäge traten mächtige Strömungen entgegen, welche von denjenigen 
Klaſſen audgingen, deren innerites Standesbedürfniß und die darauf gegründete 
Rechtsordnung von dieſen nivellirenden Grundiägen eines fremden Rechtes bedroht 
wurde. Nur das Bürgerthum der Städte fand in dem römischen Erbrechte einen 
homogenen Rechtsſtoff und unterwarf fih daher demfelben ohne wejentlichen 
Widerftand. Die drei übrigen Geburtöftände: der Herrenſtand, die Nitterichaft 
und der Bauernſtand entwidelten in ih Sonderredhte, welche einen Damm 
gegen das römische Recht bildeten und das eigenthümliche Lebensprinzip diejer 
Stände zu retten fuchten. Am mächtigiten reagirte der SHerrenitand oder hohe 
Adel, welcher in feiner Reihöftandihaft und feiner Landesherrlichkeit die ſtärkſten 
Hebel der Macht beſaß und kraft feiner vollen Autonomie fein Familienrecht 
feinen Stanbesbebürfnifien gemäß ordnen konnte. Im feinen Hausgelegen 
prägte er die im altgermaniichen Nechte nur im Steime vorhandenen Anjäge eines 
Stammgutsſyſtems folgerichtig in feiner Hausverfaflung aus, welche auf dem uns 
bedingten Vorzug des Mannesitammes, der Umveräußerlichkeit des gelammten 
Familienbeſitzes und der Untheilbarkeit desielben beruhte und endlich in den Primo: 
genitipordnungen ihren Abſchluß fand. 

9. Schulze, das Recht der Erftgeburt in den deutſchen Fürftenhäufern. 

Derjelbe, das Erb: und Familienrecht der deutichen Dynaſtien des Mittel: 
alterö. 1871. 

Derjelbe, die Hausgeſetze der regierenden deutichen Fürftenhäufer. 3 Bde. 
1862 —1883. 

Die Ritterſchaft (der ſpätere niedere Adel) erfreute fich diejer unbedingten 
Autonomie nicht, beionders wo fie unter einer Landesherrichaft jaß. Dennoch fand 
auch fie die Mittel, die Grundſätze des römischen Nechtes, die ihr gefährlich 
waren, von ſich abzuhalten. Da ihre Güter meift im Lehensverbande ftanden, 
jo wurden fie auch nach lehenrechtlihen Grundſätzen vererbt, welche ebenfalls Die 
ausjchlieglihe Erbfolge de3 Mannesſtammes als Regel feithalten und die Un— 
theilbarfeit des Lehens im Intereſſe der Lehensherren begünftigen. Später ver: 
wendete der niedere Adel das Anftitut der Familienfideikommiſſe, weldes 

Unnalen bed Deutihen Reichs. 1884. 32 





486 Bur Frage der bäuerlichen Erbfolge. 


deutichsrechtlihe Grundſätze in ein römiſches Gewand zu zwängen ſucht, mit 
großen Erfolge für die Erhaltung ſeines Grundbeiiges in der Familie. Während 
der hohe Adel jeine Hausverfaſſung bereits fertig hatte, als das Familienfidei— 
fommiß durch Die Nechtöwiflenichaft ausgebildet worden war, wurde dasielbe io 
recht zum jpezifiihen Standesinftitut des niederen Adels. Hatten jo dieſe privis 
legirten Geburtöitände fich mit Erfolg des nivellirenden Ginfluffes des römischen 
Nechtes zu erwehren gewußt, jo war die rectlihe Yage de Bauernftandes 
allerdings Seit dem jpäteren Mittelalter eine viel ungünftigere. Die altgermaniice 
freie Bauernverfaffung war zu Grunde gegangen. Der Bauer war fat überall ' 
in Hörigfeit hinabgelunfen; nur ganz ausnahmsweije an den Geftaden des Meeres 
bei den FFrieien, wie in den Thälern der Alpen, bewahrte er noch perlönliche 
Freiheit und freies Gigenthum. In allen anderen Territorien, geiftlichen und 
weltlihen, im Süden wie im Norden Deutichlands, war der bäuerlice 
Grundbefig ein abhängiger, mit Zinfen, Zehnten, Frohnden belafteter Beſitz. 
Man wandte auf denielben die dem Lehenrechte entnommene Zerminologie 
des getheilten Gigenthums an und betrachtete den Gutsherrn als Ober-, den 
Bauern als Untereigenthümer des Guted, Trog aller drüdenden Xaiten 
war ed doch für den sFortbeitand des Bauernitandes unendlich viel werth, 
dat man regelmäßig die Dinglichkeit und Erblichkeit feines Grundbeſitzes aner: 
fannte. Nur in einigen Gebieten Norddeutichlands, wie 3. B. in Medlenburg 
und Schwediſch-Pommern, führte eine falſche juriftifche Theorie, welche die Ding: 
lichkeit des bäuerlichen Rechtes leugnete, zu jenem widerrechtlichen Bauernlegen 
und jomit zur Vernichtung eines grundbejigenden Bauernftandes. 1leberall ander: 
wärts trat diefer auf Vernichtung des Bauernitandes gerichteten Tendenz einc 
Macht gegenüber, welche ſich deſſen Honjerpirung zur Aufgabe machte. Dies 
war die erjtarkte landesherrliche Gewalt, welche an der Erhaltung des Bauern: 
ftandes ein wejentliches Intereſſe hatte. Die Nitterihaft und die Prälaten hatten 
ihre Güter fteuerfrei zu machen gewußt, die Städte zahlten meist. nur eine ver: 
tragsmäßig firirte Summe, die Hauptiteuerlaft lag auf dem fchwergebrüdten 
Bauernitand (misera plebs contribuens), aus welchen der Landesherr auch 
fein Heer refrutirte. Die Ginverleibung der Bauerngüter in die Nittergüter war 
daher für legtere ebenjo bevenflich, wie die Zeriplitterung bderielben in leiſtungs— 
unfähige Parzellen. Erhaltung „der Bräftationsfähigfeit” der Bauerngüter wurde 
daher zur leitenden Marime der landeöherrlichen Gejeggebung des 17. und 18. 
Jahrhunderts. Beſonders energiich wirkte in dieſer Beziehung das Haus Branden— 
burg Preußen in allen feinen verichiedenen Gebieten, indem es ſowohl das Zer— 
trümmern der Bauerngüter wie deren Einziehung in die Nittergüter in zahlreichen 
Ediften verbot. Aber auch andere größere und kleinere, geiftliche und weltliche 
Landesherren gingen in diefem Sinne vor. So entitanden die zahlreichen Meier: 
Eigenthums- und Dienftorduungen im 17. und 18. Jahrhundert, welche in Nord 
und Süddeutſchland dielelbe Tendenz verfolgten, indem fie einerjeitö den Bauern 
in jeiner gutsunterthänigen Stellung, anderſeits aber in feinem bingliden und 
erblichen Gutsbefige erhielten und ihm zugleich gegen zu weitgehende ungemellene 
Belaftung und jchließliche Bernichtung ſchützten. Obgleich alle dieſe Gejege von ber 
Unfreiheit der Perſon und des Befiges der Bauern ausgehen, fo find fie doch zugleich 
von einem gewiſſen Wohlwollen für den Bauernitand bejeelt und juchen deſſen Rechts— 
verhältniffe im Geiſt des bäuerlichen Standesbewußtieind zu regeln. ebenfalls 
haben dieje Gejeße unendlich viel dazu beigetragen, den deutſchen Bauernftand überhaupt 
zu erhalten; fie haben denjelben als grundbefigenden Stand bis in unſer Jahrhundert 
herüber gerettet, wo endlich aud) für den Bauernftand der Tag der Freiheit anbrad). 
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Diefen Gang der Entwidelung hat das bäuerlihe Recht auch in den ver: 
Ihiedenen Gebieten durchgemadt, aus welden das jekige Großherzogthbum Baden 
zuſammengeſetzt iſt. Ueberall find in den beiden Testen Jahrhunderten Rerord: 
nungen ergangen, welche das bäuerliche Erb- und Familienrecht zu regeln unters 
nahmen, wobei zu beachten it, daß in dieſen Eleinen Territorien die Landesherr— 
ſchaft vielfach zugleih die Gutöherrihaft war. Uns liegen beſonders folgende - 
Verordnungen vor: die Baden-Durlachſche vom 2. März 1701 für die Herrichaften 
Röteln und Badenweiler, die Fürftlich-Füritenbergiiche vom 2. Juni 1757, welcher 
die für die Abtei St. Blafien nachgebildet ift, das öfterreihiiche Patent vom 
3. April 1787, die Hofdefrete vom 16. Mai 1788, 22. September 1788 und 
vom 25. Juni 1789, die failerliche Verordnung vom 29. Oktober 1796. Letztere 
beziehen ſich auf die öfterreichiichen Worderlande, welche einen bedeutenden Theil 
des ſüdlichen Großherzogthums ausmachen. In anderer Weile fuchten der Ber: 
jplitterung des Bodens entgegenzuwirfen: die Yandesverordnung für die Markgraf: 
ichaft Baden und Hochberg vom 8. Mai 1654 Th. 6 Titel 1, die Baden-Durlachſche 
Verordnung vom 17. Mai 1760, die gräflid Werthheimiihe Verordnung vom 
20. Mai 1750, die Fürftlih Speyeriiche Verordnung vom 19. Mai 1753. Bes 
ſonders charakteriltiich Spricht fich darüber die obenerwähnte Fürftenbergiiche Ver: 
ordnung von 1757 aus: „damit gute und fittliche Hauswirthe und Hausmirthinen 
auf die Gewerbe erlangt, die Erblehen-Grundzind und eigenthümliche geichloflene 
Hofgüter in bäuerlichen Ehren erhalten und ſowohl das Intereffe der Miterben 
und Sculdgläubiger, dann der Lehn: und Grundzinäherrn damit befördert, als 
auch die herrichaftlihe und publica praestanda fleißiger entrichtet, der Kredit 
beſſer bergeitellt und dem gemeinen Weien durchgehends Nützliches ge 
rathen werde.” Mille dieſe Geſetzgebungen wollen fein neues Recht jchaffen, 
fondern ein bejtehendes bäuerliches Gewohnheitsrecht befeltigen, zum Theil läutern 
und forrigiren. Ahr leitender Gefichtspuntt ift Erhaltung eines leiftungsfähigen 
Bauernitandes; in eriter Linie fommt dabei dad landes: und gutöherrlihe In— 
terefle zur Geltung, doch wirfen auch bereits volkswirthſchaftliche Motive mit, 
indem man unter dem Ginfluffe der damals zum Anſehen gelangten phyfiofrati- 
ihen Schule die Bedeutung der Landwirthichaft für das Gemeinwohl beifer als 
bisher zu würdigen gelernt hatte. Als oberiter Grundſatz steht die Untheil— 
barkeit feit, jo daß die untheilbaren oder geichloffenen Banerngüter einen Güter: 
fompler bilden, welcher entweder gar nicht oder nur unter gewiſſen Beſchränkungen 
aufgelöft oder verändert werden kann und daher der Theilung durdy Veräußerung 
oder Erbfolge nicht unterworfen ift. 

G. Bejeler, Syitem des deutſchen Privatrehts. Abth. II (III. Aufl.), 
$ 186, ©. 762 ff. 

Wenn man diefen Grunbjag der llntheilbarfeit der Güter aud) nicht als 
einen durchgreifenden jelbitändigen Rechtsſatz des altgermanifchen Rechts nad)- 
weiſen kann, fo läßt fi) doch annehmen, daß während des ganzen Mittel 
alter die meiften Bauernftellen thatfählich in einem unveränderten Beitande ge: 
blieben find. 

vd. Maurer, Geichichte der Frohnhöfe B. IV, ©. 321 ff. 


Grit als feit dem fechzehnten Jahrhundert die agrariihen Verhältniſſe in’s 
Schwanken geriethen, feste die Gejeßgebung die Untheilbarfeit der Bauerngüter als 
Nechtöregel feit. Das Verbot der Theilung ift zuweilen ganz allgemein auöges 
fprochen, jede jog. Dismembration fogar unter Strafe geitellt. Ausnahmweiſe 
ift eine jolche zuläffig, wenn die Landes bezw. Gutsherrihaft ihre ausdrüdliche 
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Genehmigung ertheilt. Diefe Untheilbarkeit der Bauerngüter führt am fich noch 
nit mit Nothwendigkeit eine beiondere Erbfolge mit fih, da fie an fi nur 
die Naturaltheilung ausichließt, dodh würde bei der Anwendung der gemein- 
rechtlichen Erbfolge der andere Zwed biefer Gejege, die Erhaltung ded Gutes 
in der Familie, und bamit eined gediegenen, feitbegründeten Bauernitandes 
nicht erreicht werden. Dazu muß zu ber Untheilbarkeit noch eine befonbere 
Succeffionsart treten, weldhe nur Einen aus der Zahl der Miterben zur Suc- 
ceffion in das Gut beruft (Imdividualfucceilion). Inter den meh 
reren Miterben erijheint Giner ala ber Gutserbe oder Anerbe. 
Es fragt fih, wie diefer Cine beftimmt werden fol. Während beim hohen und 
niederen Adel der Vorzug des Aelteren in verichiedenen Geftalten — ald Primo: 
genitur, Majorat, Seniorat — enticheidet, finden wir bein Bauernitande häufig 
den Borzug des jüngften Sohnes, Minorat. Beſonders fcheint in den Gebieten, 
aus welchen der heutige badiihe Staat beiteht, das Minorat die Regel gebildet 
zu haben. Dies wird uns ausdrüdlic für die Fürſtenbergiſchen, Deiterreichiichen, 
Badenmweiler-Röteln’schen Herrſchaften bezeugt. Die Uebelftände, die aber mit dieſer 
Succeffionsart verbunden find, führen überall in dieſen Verordnungen des vorigen 
Jahrhunderts zu der geieglichen Feſtſtellung, daß in erfter Linie der Anerbe nicht 
durch den Zufall der Geburt beitimmt werben fol, jondern daß ſtets unter den 
Söhnen der Tüchtigite zum Anerben ausgewählt werden fol. Die Auswahl 
des Tüchtigſten erfolgt nad) Ermeſſen der Eltern, nad deren Tode ber beitellten 
Pfleger, aber ſtets unter enticheidender Mitwirfung der Obrigfeit. 
Wenn aber alle Söhne gleih tauglich find, bleibt der Vorzug des Jüngſten 
wenigſtens nad) der Fürſtenbergiſchen und Badenmweiler’ihen Verordnung bejitehen, 
während Sailer Joſeph UI. für die öfterreichiichen Gebiete 1787 den Vorzug des 
Aelteften einführte. Nirgends ift in dem Bauernrecht das ſcharfe agnatiiche Prinzip 
des Abdelörechtes durchgedrungen, wo die Familie nur aus den durch Männern vers 
wandten Männern beiteht und der entfernteite Agnat jelbit die Tochter ausichliegt. 
Ueberall find in Ermangelung von Söhnen die Töchter berufen; bier gebt in 
der Negel die ältefte Tochter der jüngeren vor, doch juchen die Verordnungen bes 
vorigen Jahrhunderts auch eine Auswahl unter den Töchtern zu treffen, indem 
diejenige, welche jelbit „die tauglichite ift und den tauglichiten Wirth geheiratet 
hat”, den Vorzug erhält. Ja, es fann unter Imftänden ſogar einer Tochter der 
Borzug vor den Söhnen gegeben werden. Die fogenannte Beſitz- oder Bor: 
theilßgerehtigfeit ded Anerben beiteht darin, daß ihm das Gut zu einen 
„eindlihen oder mittleren” Anichlag überlaffen wird, bei welchem immer der Ge: 
ſichtspunkt obwaltet, daß dem Anerben die Fortführung der Wirthſchaft möglich 
gemacht wird. Ueberall haben aber die nicht juccedirenden Geſchwiſter bezw. übrigen 
Verwandten Ansprüche auf das Gut, melche neben denen des Anerben zu befrie 
digen find; überall finden die eigenthümlichen Nechtsverhältniffe der Bauerngüter 
darin ihre Erklärung, „daß das Bauerngut als der Mittelpunkt der bäuerlichen 
Familie ericheint und gewiflermaßen für dieſe diefelbe Aufgabe erfüllt, welche nad 
der gemeinen deutichen Rechtsauffaſſung der Hausgenoffenichaft oder Were, in der 
ſich das Vermögensrecht der Familie darftellt, zufällt“. (Bejeler, a. a. ©. ©. 
770.) Daher da3 Recht der Stinder, auch nadı dem Tode der Eltern bei dem 
Anerben auf dem Hofe zu bleiben, oder auf deſſen Koſten unterhalten zu werden, 
bis fie ihren Interhalt felbjtändig erwerben können; daher die Abihichtung aus 
der Were, welche bier nur durch das weitere Necht des Anerben beichränft wird 
und nicht als Givilerbtheilung fondern als Abfindung aus dem Bauerngut 
ericheint. Auf derielben Grundlage erwachſen find einige andere dem Bauernſtand 
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eigenthümliche Rectsinftitute, jo die Gutsabtretung mit Leibzucht oder Altentheil, 
die Interimdwirthichaft, die fogenannte Siggerechtigfeit des überlebenden Ehegatten 
u. j. w. Trotz mancher partifularrechtlicher Verfchiedenheiten ruhte das Necht der 
Bauerngüter in allen Gebieten, welche im Anfang dieſes Jahrhunderts zum Groß: 
berzogthum Baben vereinigt wurden, auf dieſen deutihen Neihsanihauungen, 
und laflen fih alle dieje Rechtsinftitute, wenn auch unter verjchiedenen Namen 
nachmeilen; nur daß überall neben dieſen geichlofienen Bauerngütern fogenannte 
walzende Grundftüde vorkamen, welche frei veräußert und getheilt werben konnten 
und auch unter den gewöhnlichen erbrehtlichen Grundſätzen ſtanden. Die oben 
erwähnten Verordnungen bezogen fi immer nur auf „die Erbe, Lehen: und 
Grundzindgüter, auch eigenthümliche geichloffene Bauerngewerbe“, welche fie den 
„Privatgrundftüden“ gegenüberftellten, für welche die regelmäßige Zivilerb- 
theilung ftattfand. (Fürftenbergiiche Verordnung von 1757.) Diejes ganze, tief 
mit dem Bolfsbewußtiein und den Bebürfniflen des Bauernftandes verwachiene 
Familien: und Erbrecht gerieth in Gefahr, ald in Baden das neufranzöfiiche 
Zivilreht in der Geitalt des badiſchen Landrechtes aufgenommen wurde. 

Auch in Frankreich hatten fowohl in den pays du droit contumier, wie 
in den pays du droit &erit zahlreiche Sonderredhte beitanden, welche die Erb» 
folge im Sinne der Erhaltung des Grundbejiges in der Familie unter Bevor: 
zugung einiger Erben vor den andern, der männlichen vor den weiblichen, der 
jüngeren vor den älteren regulirten. Dieje Geitalt des Erbrechts vertrug fich nicht 
mit den von der Revolution proflamirten Prinzipien der abjoluten Gleichheit. 
Schon am 8. April 1791 wurden alle Vorichriften des Inteitaterbrechtö befeitigt, 
foweit jie Töchter und jüngere Söhne zurüdjegten. Aber immerhin war ed dem 
Familienvater nod möglich, durch Teſtament eines feiner Kinder zu begünftigen. 
Gegen die Teftirungäfreiheit erließ der Konvent am 7. Mürz 1793 das Delret, 
daß es fortan feinem Water geitattet jein follte, „einem feiner Kinder ein Geichent 
unter Lebenden oder Todten zu madhen, da alle Kinder ein gleiche8 Erbrecht an 
das elterlihe Vermögen haben“. Die Dekrete vom 5. Brumaire und 17. Niv. II 
vollendeten dad Werk, indem fie mit einem Schlage das ganze biöherige Erbrecht 
aufhoben und die Teitirungsfreiheit jo gut wie vernichteten. „So bejeitigte man, 
wie 9. vd. Spbel jagt, aus den Fundamenten der bürgerlihen Gejellichaft jede 
Stetigfeit; man ftellte fortan der Staatögewalt nicht mehr feite Gruppen von 
Familien, fondern einzelne Individuen gegenüber, und befeitigte mit dem wich: 
tigften Ausfluß des freien Gigenthums zugleich die ftärkite Gewähr der politiichen 
Freiheit." Diefes Erbrecht hatte den ausgeſprochenen Zwed, die ganze alte Ge— 
jellichaft zu vernichten, indem e3 ihren Grundbefigt „moreelirte*. Napoleon I. 
hat das Erbrecht der Revolution mit einigen Milderungen aufrecht erhalten. So 
herrichte nachweisbar jelbft bei der Schlußredaftion des Code die Furcht vor, daß 
bei freier Dispofitionsbefugniß der Eltern fich der Grundbefig in den Familien 
wieder befeitigen und fo wieder eine Art von grundbeſitzender Ariftofratie entjtehen 
fönnte, welche man ebenjo im Adel, wie im Bauernitande fürdtete. Man jah die 
unbedingte Theilbarkeit und den fteten Wechſel der Familien im Grundbelig als 
ein bemofratifches Prinzip an. Man beichräntte daher die Tejtirungsfreiheit der 
Eltern auch fernerhin jehr, indem fchon beim Borhandenfein von drei Kindern 
nur über ein Viertel des Vermögens „la portion disponible“ frei verfügt 
werden fann. Das badiihe Landrecht nahm diefe Grundjäge ber beichränften 
Teftirungsfreiheit ebenfo auf, wie die Säße, welde die Naturaltheilung der Liegen 
ihaften oder deren Werfteigern bei Erbfällen zur Regel machen. „Badiſches 
Zandr, 826: Jeder Miterbe kann feinen Antheil an Fahrniß und liegender Habe 
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im Stüd verlangen . . . 827: Iene Liegenschaften, die ſich nicht füglich theilen 
laſſen, follen gerichtlich) verfteigert werden.“ 

Mit folgerichtiger Durchführung diefer Säte wäre das aus dem Standes— 
bedürfniffe des Bauernftandes hervorgewachlene Familien und Erbredit vernichtet 
und die Auflöfung des badiichen Bauernitandes unterzeichnet geweſen. 

Wir müflen aber auch hier die Weisheit Karl Friedrichs und der erleuch— 
teten Männer anerfennen, die ihm als Nathaeber zur Seite ftanden, indem fie 
ein richtiges Verſtändniß für die Bedürfniife des Banernitandes und die hohe 
Bedeutung der bäuerlichen Grundbeſitzes offenbarten. Noch ehe das badiiche Land— 
recht in Kraft trat, erging „Die landesherrliche Verordnung, Gefek über den Vor: 
zug vom untheilbaren liegenichaftlichen Erbe, Beſitzgerechtigkeit oder Vortheils— 
gerechtigfeit genannt” vom 23. März 1808 (Reg.Bl. Nr. XL), welde, ganz im 
Gegenſatz zu der franzöfiicheraditalen Strömung der Zeit, die Untheilbarfeit gewiſſer 
Liegenihaften ald Grundſatz ausſprach. Dahin gehören alle „Zins, Bau-, Erb- 
oder Schupflehen in Häufern, Höfen und Gütern beitehend, und alle geichloi:- 
jenen Hofgüter, welde nad Gejeß oder Ortögewohnheit bis dahin als jolde 
behandelt worden find“. Diefe Untheilbarfeit ift aber feine abfolute, ſondern es 
fönnen allzugroße Hofgüter mit Cinwilligung der Oberpolizeibehörde in einzelne 
Höfe zerichlagen werden, wo volfswirthichaftliche Intereffen dies rathſam ericheinen 
lafien, ebenio fönnen ſolche Güter, ohne Zerichlagung durch Anordnung der 
Eltern oder Vereinbarung der Miterben in halbe oder Bierteldantheile zertheilt 
werden, jo oft Wohnung für fo viele Familien. mit den nöthigen wirthidhaftlichen 
Gebäuden vorhanden ift. Die Negel bildet aber immerhin bie Untheilbarkeit dieler 
verichiedenen Arten von Bauerngütern. Dagegen find die Eigenthümer der Hof: 
güter berechtigt, ihre Güter zu verkaufen und zu verpfänden, sur zerichlagen 
dürfen jie fie nicht ohne obrigfeitliche Erlaubniß. Es ift daher unzutreffend, wenn 
diejelben bisweilen als „Vauernfideikommiſſe“ bezeichnet werden, da ihnen 
gerade die Haupteigenichaft des Fideikommiſſes, die Unveräußerlichfeit, abgeht. 
Die Untheilbarkeit fordert aber Individualfucceifion, wenn dad Gut ber Familie 
erhalten werden joll und dieje wird dadurch ermöglicht, daß einen Miterben ein 
„geleglich berechtigtes Vorzugsrecht“ beigelegt wird, in ſolches kann 
begründet werden durch eine Millensordnung des Erblaſſes, durch Vertrag der 
Miterben, dur einen Lehensvertrag; als ein ſolches wird aber auch dasjenige 
anerfannt, „mweldes durch eine über dreißig Jahre rüdwärts ununterbrocdene 
beobachtete Ortöfitte eingeführt und dadurd Theil des Ortsbannrechted geworden 
ift, mit Vorbehalt, daß diefe Ortsfitte längftens in fünf Jahren jhriftlih aufs 
gezeichnet, von dem mehreren Theile der ftimmfähigen Gemeindemtitglieder zur Bei— 
behaltung gewünfcht und jo der PBrovinzialregierung zur Beitätigung vorgelegt 
wird“. Da die meilten Orte, welche in ihrem Ortsrechte diefe Sitte aufgenomen 
haben, den Vorzug dem jüngften Sohne oder wo feine Söhne vorhanden find, 
der älteften Tochter zuerkannt haben, fo wird dies für die allgemeine Regel erflärt, 
die auch an ſolchen Orten anzunehmen ift, wo bisher eine andere Perſon, 3. B. 
der älteite Sohn das Vorrecht hatte, Eine jolche Ortsfitte entjcheidet aber nur 
für den Fall, wo der Erblaffer nichts anderes anordnet oder die Erben insge- 
jammt eines andern fich verglichen haben, fie beftimmt daher nur das Inteſt at— 
erbredt, beichränft aber das Verordnungsrecht des Erblafiers über das Vor— 
zugörecht nicht, von weldem das Cigenthum des untheilbaren Gutes herrührt. 
Der Anichlag, zu welchem der Vortheiberechtigte das Gut zu übernehmen hat, 
wird durch das MWaiiengericht oder fonft dazu verordnete Perſonen gemacht, jedoch 
jo, daß ein Zehntheil des ermittelten Preifes als Erleichterung für den Guts— 
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übernehmer abgezogen und dadurch auf einen findlichen Anſchlag gebradt wird. 
Das Vorzugsrecht geht aus verichiedenen Gründen verloren; find aber mehrere 
Miterben vorhanden, die das Gut übernehmen fönnen oder wollen, jo hat die 
Unterpolizeibehörde über die Tauglichkeit des llebernehmers zu befinden. Geht 
das Vorzugsrecht ohne Schuld des Vorzugsberechtigten auf eine andere Perſon 
über, fo erhält er ein Vortheilögeld, Abtrittögeld, Abwich; iſt er Ichuldig, 3. B. 
ald Berichwender, Verbrecher, jo Fällt dasielbe ohne Entihädigung weg. Dieſes 
Vorzugsrecht fällt ebenfalld weg, wenn dad Gut mit Schulden überlaftet ift und 
feiner der Miterben in Stande ift, die Gläubiger zu befriedigen. In dielem Falle 
muß das unbheilbare Gut zur Dedung der Schulden veräußert werden. Diele 
bebeutiame Verordnung ſchließt fih in den meilten Punkten an die oben erwähnte 
Fürftenbergifche Verordnung von 1757 an, welche jomit bis auf den heutigen 
Tag als mittelbare Grundlage bes Hofgüterrehts in Baden anzufehen iſt. Die 
wejentlichen Beitimmungen des Gejeges vom 23. März 1808 wurden bald nachher in 
das Yandredt 827 c—g aufgenommen, jedoch mit der Anordnung, daß der Vortheil 
deö Anerben von für rauhe Berggegenden auf ’/, erhöht, den Eltern aber eine 
weitere Erhöhung bis auf !/, des laufenden Verfaufswerthes geitattet werde. Im 
Uebrigen beiteht das ältere Geieg neben dem Landrechte fort (I. Einf.-Ed. $S XVII. 
Ueber dieje Beitimmungen des badiihen Landredtes 827 c—g finden ſich 
dann in Brauer’: Grläuterungen Bd. II ©. 266 intereflante juriftiiche und 
voltswirthichaftliche Bemerkungen, welche bei der Stellung des Verfaſſers an der 
Spitze der Geſetzgebungskommiſſion faft den Werth einer authentiihen Interpre— 
tation haben. Für die Anwendung des Geſetzes von Bedeutung ift ferner Die 
Rechtsbelehrung des Großh. Juftizminifteriums vom 3. März 1810, melde fich 
mit der jogenannten Siggerehtigfeit beihäftigt, worunter man „eine Ver: 
ſchreibung verjteht, die ein Chegatte dem anderen auf den lleberlebungsfall gibt, 
und darin beiteht, daß der Heberlebende nicht nur für fi, ſondern auch im Wieder: 
verheiratungsfall mit und nah ihm ein zweiter Gatte in dem Hofgute gegen 
Tragung der darauf ruhenden Lajten und Erziehung der Stinder eriter Ehe für 
lebenslang oder für gewille Zeit als Gemeinichaftsgenofie nugnießlich figen bleiben 
dürfe“. Nachdem durch mehrfache Mtinifterialverfügungen angeordnet war, dab 
diejenigen Gemeinden, welche ſich hinſichtlich der Vortheilögerechtigkeit, von ihren 
vorgejegten Aemtern zur Erflärung nicht befonder8 aufgefordert, nachträglich durd) 
die geeigneten Bezirfsämter zu vernehmen feien, und dies meiltens geichehen war, 
erfolgte am 4. November 1837 eine Wollzugsverordnung zum Geſetz vom 23. 
März 1808. Durch diefelbe wurden den Verwaltungsbehörden die Grundjäge vor: 
gezeichnet, nad) welchen in den Fällen bes $ 3 des Ediktes von 1808 die Ge: 
ſuche um Trennung geichloffener Hofgüter in einzelne Höfe beichieden werden sollten. 
Das Hauptgewicht ift darauf gelegt, „ob der loszutrennende und der übrig blei- 
bende Theil des Gutes für die Wohnung und Bewirthichaftung nothwendigen 
Gebäude befigen oder erwerben fönnen und nach ihren einzelnen Beitandtheilen 
ein landwirthichaftlicheg Ganze bilden, welches für fich zur Ernährung einer Fa— 
milie ausreiche, aud fol der Bedarf an Brennholz aus dem Gute gebedt wer: 
ben“; doc kann Nachſicht ertheilt werden, „wenn neben einen fleineren Gute ber 
Beliger noch einen anderen ficheren Nahrungszmweig nachweiſt, ſowie aus anderen 
dringenden Gründen, namentlich im Intereſſe des Wohlitandes eined Ortes oder 
des öffentlichen Wohles, jofern die Theilung nicht gar zu Sehr in's Kleine geht“. 
Durch die Vollzugsverordnung vom 12. Juli 1864 wurde die polizeiliche Ge: 
nehmigung zur Theilung geichloilener Hofgüter, Loslöfung und bezw. Ginver- 
leibung einzelner Bejtandtheile folder Güter dem Bezirksrathe überwiejen. 
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Die Leichtigkeit, mit welcher zu Zeiten dieſe Erlaubniß ertheilt wurbe, ober 
ein Hofgut wegen Schulden aufgelöft werden konnte, bewirkte allerdingd, daß eine 
nicht unbeträchtlihe Zahl Hofgüter im Laufe der Zeit aus den Händen ber ur: 
ſprünglichen Beliger fam oder ganz zertrümmert wurde; im Ganzen ſtemmte ſich 
aber die tief im Volksbewußtſein lebende Sitte einer weiter gehenden Auflöjung 
entgegen. Selbit bie eingreifenden Menderungen in den 1830er Jahren, ber 
Untergang der TFeubalrechte, inöbeiondere die Aufhebung der Zins-, Bau-, Erb- 
oder Schupflehen, womit eine weientlihe Schranke gegen die freie Theilbarfeit 
der Liegenichaften gefallen war, vermochten hier feine namhafte Veränderung her: 
beizuführen. Als im Jahre 1848 die Reichsverſammluug zu Frankfurt a. M. 
in den Grundrechten die Untheilbarkeit alles Grundeigenthums zu befeitigen ver: 
ſuchte, gingen 69 Petitionen aus den Aemtern Waldkirch, Wolfach, Freiburg, 
Neuftadt, Hornberg und Staufen an die Reihöverfammlung mit Hunderten von 
Unterfchriften ab, worin auf die Vorzüge des Schwarzwälder Hofgüteriyftems 
hingewiejen wurde und dringend gebeten wurde: bei nochmaliger Nevifion der 
Grundrechte die Entiheidung der Frage über die Theilbarkeit des Grundbefiges 
den betreffenden Landesgejeßgebungen zu überlaffen.” Dadurch veranlagte Erheb: 
ungen der landwirthichaftlichen Zentralftelle für dad Großherzogthum ſprachen 
ſich auf's Entichiedenfte dahin aus, daß die von der deutichen Reichsverſammlung 
dazumal beichloffene Aufhebung der gebundenen Hofgüter für die Verhältniffe des 
badiihen Schwarzwaldes von dem größten volföwirthichaftlichen Nachtheile wäre. 
Auch gegen jpätere Angriffe, einer abitraften volföwirthichaftlihen Theorie und 
einer unhiſtoriſchen Gleihmacherei behaupteten die Hofgüter das gute Recht ihres 
Fortbeſtandes. So bildet das Recht der geſchloſſenen Hofgüter bis 
auf den heutigen Tag noch einen wichtigen Theil des geltenden 
Rechtes in Baden. 

Bogelmann, über die geichloffenen Hofgüter des badiihen Schwarz: 
waldes, in Rau's Archiv der politifhen Oekonomie nebit Zufägen 
des Heraudgeberd. 1840. 

Schupp, das Hofgüterweien im Amtsbezirt Wolfah. Heidelberg 1870. 

Engelbert Dorer (Hofbauer in Furtwangen), Beleuchtung des neuer: 
dings wieder in's Leben getretenen Strebend, „daß die Untheilbarfeit 
der Hofgüter gejeglich aufgehoben werden ſoll“. Beilage zum Schwarz» 
wälder Nr. 40. Willingen 1870. 

MWahrheitögemäße Darftellung der Gründe für die Erhaltung der ge= 
ichloffenen Hofgüter des Hochſchwarzwaldes. Denkſchrift im Auftrage 
vieler Gemeinden und im Einverſtändniß fehr vieler Bewohner jedes 
Bezirks verfaßt und bein Großh. Minifterium eingereicht. I. N. Helme, 
Hofbauer, Freiburg i. B. 1871. 

„Weber die Untheilbarfeit der geſchloſſenen Hofgüter.“ Landeskultur— 
rath II. Seſſion 1870. 

lieber die Zahl der noch beftehenden geichloflenen Hofgüter haben wir feine 
fihere ſtatiſtiſche Nachricht; jedenfall ift fie noch eine jehr bedeutende. Annäher— 
ungsweiſe dag Beite gibt Profeſſor Dr. v. Miaskowsti in einem fchriftlichen 
Gutachten, welches fi) in den Akten des Minifteriums des Innern befindet. (Bafel 
am 21. März 1879): „Geichlojiene, d. h. nur bedingt theilbare Güter finden 
fih in 15 von den 52 Amtsbezirfen, alfo in 30°, ſämmtlicher Bezirke. Inner: 
halb diejer 15 Bezirke ift das Verhältnig der Gemeinden mit geichloflenen Gü- 
tern zu der Gejammtzahl der Gemeinden in °/, ausgedrüdt folgendes: 
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In 100 ..75%, In 74....50%,|In 49.... 25% | In24 u. weniger %/o 


ſämmtlicher Gemeinden des Amtsbezirks kommen geichloffene Güter im obigen 


Sinne vor 
Waldkirch Wolfach Oberkirch Villingen 
Triberg Neuſtadt Emmendingen 
Freiburg Staufen 
Offenburg | Ettenheim 
| St. Blafien 
Waldshut 
Achern 
Lahr 


Das Nreal diejer geichlofienen Güter nimmt in den Gemeinden der verichie- 
denen Amtsbezirke einen jehr ungleihen Bruchtheil des gefammten Areals der 
Gemeinden ein. Die äußerften Grenzen finden fih in ben Amtöbezirfen reis 
burg (über 80°%/,) und Waldshut kaum 4°/,. In den Gemeinden jänmtlicher 15 
Bezirke zuſammen beträgt dad Areal der geichlofienen Güter etwas über 58°], 
des Gejammtarealö diefer Gemeinden.” 

Abgeſehen von dieſen geleglich geichloffenen Gütern gibt es, wie Profeſſor 
v. Miaskowski nachweiſt, in vielen Gegenden Badens zahlreihe Güter, für 
welche die geieglichen Borausjegungen der rechtlichen Untheilbarkeit, deö Anerb- 
rechtes und ber Vortheilögerechtigfeit fehlen, gleichwohl faktiſch immer ungetheilt 
aus einer Hand in bie andere überzugehen pflegen. „In diefem legten Falle wird 
die fehlende Nechtöverbindlichkeit, diefe Güter ungetheilt zu erhalten, erjegt durch 
eine faktiſche althergebrachte Gewohnheit oder durch die Einfiht in die wirth- 
Ihaftlihe Zwedmäßigfeit oder gar Nothwendigfeit, ſolche gewöhnlich in rauhen 
Wald» oder Gebirgögegenden liegenden Güter zuſammenzuhalten.“ Wenn biejer 
Zuftand auch im Geſetze feine eigentlihe Stüge hat und vom ftreng juriftifchen 
Geſichtspunkt nicht als ein eigentliches Erbrechtsſyſtem betrachtet werden kann, fo 
hat dod für den Zweck unſerer Betrahtung dieje in vielen Theilen Badens geübte 
Gemwohnbeit thatjächlich die Bedeutung eines Erbrechtsſyſtems, welchem wir hier 
eine gleihe Aufmerkſamkeit zu jchenten haben, wie den gejeglich beitimmten Erb: 
folgen. Wir unterjcheiden daher im Umfange des jegigen Großherzogthums Baden 
dreierlei Geftaltungen ber Erbfolge in Bauerngütern: 

1. Das Hofgüterrecht mit gejeglicher Untheilbarkeit der Güter und dem Recht 
bed Anerben auf einen Eindlihen Anjchlag des Gutswerths. 

2. Die Erbfolgeordnung des badiſchen Landrechtes, wonach jeder Miterbe 
feinen Antheil an liegender Habe im Stüde erhält und ein geſetzlicher Zwang 
zur Theilung beiteht, fall3 auch nur einer der Miterben biefelbe begehrt, oder 
falls nicht alle Miterben anweſend find, oder einer derielben mundlos oder min- 
derjährig ift (LZandr. 754 und 815). 

3. Zwiſchen beiden in der Mitte fteht ein Iediglih auf Sitte und Herkom— 
men beftehendes Anerbenrecht bei im übrigen völliger Gleichberechtigung ber Ge— 
ſchwiſter. 

Wir werden dieſe Dreitheilung unſerer weiteren Betrachtung zu Grunde legen. 

Unzweifelhaft iſt keine Inſtitution von ſolchem Einfluß auf die Beſitzver— 
theilung des Grundeigenthums, als das beſtehende Erbrecht. 

Hauptwerk: Auguſt v. Miaskowski, das Erbrecht und die Grund— 
eigenthumsvertheilung im deutſchen Reiche. Abth. J. Leipzig, 1882. 


494 Zur Frage der bäuerliden Erbfolge. 


Die Frage nach der zweckmäßigſten Geftaltung des Erbrechts wird daher eine 
verichiedene Beantwortung finden, je nachdem man die Zulammenhaltung des 
Grundbeliges oder deſſen Zeriplitterung für eriprießlih hält. Die alte viel- 
beſprochene Streitfrage, ob große oder Kleine Güter vorzuziehen, ob der land— 
wirthichaftliche Groß: oder Stleinbetrieb wirthichaftlich vortheilhafter und daher 
mehr zu befördern jei, fann natürlich hier nicht von Neuem erörtert werden; über: 
haupt verzichtet die neuere Volkswirthichaftölehre ganz auf eine allgemeine Beant- 
wortung dieſer Frage und geht davon aus, daß aud hier eine abitrafte Regel 
nicht aufgeltellt werden kann, ſondern daß die Enticheidung fich lediglich nad) den 
£onfreten, geichichtlichen, wirthichaftlihen und lokalen Verhältniffen eines Landes 
und Volkes richten muß. Dies gilt auch von Baden, two offenbar eine jehr weit- 
gehende Theilung des Grundbeſitzes ftattfindet. 

Das Grofherzogthum Baden zählt, nah) den uns vorliegenden neneften 
Erhebungen, 222,746 landwirthichaftliche Betriebe; faſt ein Drittel des land— 
wirthichaftlihen Areals fällt in die unterfte Befiggruppe, deren Angehörige fait 
drei Viertel aller landwirthichaftlihen Haushaltungen bilden und wegen ber 
Kleinheit ihres Beliged vorwiegend oder nebenbei ihren Lebensunterhalt in ans 
beren Beihäftigungen ſuchen müſſen. Dahin gehören Güter von O— 10 Morgen; 
daneben beftehen aber die eigentlihen bäuerlihen Betriebe, in melden 
der Schwerpunkt im landwirthichaftlichen Gewerbe liegt, von 10—100 Morgen, 
in großer Anzahl und bewirthichaften 59,9 Prozent oder erheblich mehr als die 
Hälfte des landwirthichaftlihen Areals. Verſchwindend ift der Großgrundbeiig ; 
die Güter von 100—500 Morgen umfaffen nur 8,4 Prozent, die Güter über - 
500 Morgen nur 0,6 Prozent der landwirthichaftlichen Geſammtfläche. „Die 
einzelnen Landestheile weilen natürlich Hinfichtlih der Beſitzvertheilung ehr 
mejentliche WVerfchiedenheiten auf; im Schwarzwald, jowie in einem großen Theil 
des nördlichen und füdlichen Hügellandes haben die mittlern und größern Bauern: 
güter entichieden das lIebergewicht; in der Aheinebene überwiegen bie mittleren und 
kleinen Betriebe ; daielbit ift durch die Nähe bevölterter Städte und Induſtrie— 
pläge vielfach Gelegenheit zu lohnendem Nebenverbienite vorhanden, während die 
günftigen Boden», Klima- und Abjagverhältnifle eine mehr gartenmäßige Benup: 
ung de3 Grund und Bodens in vielen Gemeinden ermöglihen und baher bie 
Minimalernährungd: und Bewirthſchaftungsfläche vielfach ſchon bei einem Belige 
bon 5—10 Morgen gewährleijtet iſt.“ Am Allgemeinen liegt die Sache jo, „daR 
in 15 UAmtöbezirfen (von 52) auf die mittel- und großbäuerlichen Güter drei 
Biertel bi vier Fünftel und in 36 Amtöbezirfen immer noch mehr als die Hälfte 
des landwirthichaftlichen Areals entfällt.“ Die Erhebungen fommen daher zu dem 
Rejultat, dab eine nahtheilige Zerfplitterung nur in einzelnen Gebieten bes 
füblihen Schwarzwaldes, in einem Theil des Obenmwaldes, in einem Theil ber 
Mheinebene vorfommt, daß im Großen und Ganzer aber die Beiigvertheilung im 
Großherzogthum Baden als eine günftige betradhtet werden darf. In— 
dem wir dieſes wichtige Nefultat der Erhebungen unjerer weiteren Erörterung zu 
Grunde legen und daran unfere Vorichläge anknüpfen wollen, unterſcheiden wir 
die obengenannten brei Erbrechtsſyſteme. 


I. Das Syitem der geſchloſſenen Hofgüter. 


Wir haben oben die gejeglichen Vorfchriften hinreichend erörtert, auf welchen 
noch heutzutage das Recht dieler Güter beruht. Wo dad Edikt von 1808 bie 
Untheilbarteit und das Anerberecht für gewiſſe Güter feitgeitellt hat, haben ſich 
bie Befigverhältnifle im Allgemeinen jehr ftabil gehalten. Nah den Erheb— 
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ungen wird für fämmtliche betreffende Erhebungsgemeinden die Beibehaltung 
des Hofgüterrehtd als ein abjolutes Bedürfniß bezeihnet. Seine 
einzige Stimme aus dem betheiligten Kreiien hat ſich für Auf- 
hebung des Geſetzes don 1808 außgeiproden. Die Zeiten find glück— 
liherweife vorüber, wo ein naturrehtliher Doktrinarismus und eine iubividus 
aliftiiche -volfswirthichaftliche Theorie in diefem Inſtitut nur einen „überlebten 
Reſt mittelalterliher Barbarei* ſah, welcher von einer aufgeklärten Geſetzgebung 
jo bald als möglich zu bejeitigen jei; wir erfennen darin vielmehr den lebens 
kräftig fortwirtenden Trieb volfsthümlihen Rechtsbewußtſeins, welchen die Geſetz— 
gebung mit vorfichtiger Hand zu ſchützen und zu pflegen hat. Wir heben hier 
einzelne Zeugniffe der Erhebungstommiffionen hervor: „In der Gemeinde Neu 
kirch (Erhebung XXX ©. 11) war man der Anficht: „daß in Anbetracht ber 
geringen Ertragsfähigfeit des Grund und Bodens die Erhaltung des Hofgüter: 
weſens entichiedened® Bedürfniß fei, ebenio die Beibehaltung der Erbrechts- und 
Uebergaböverhältnifife, da Gütervertheilungen beim Mangel an genügender Haus: 
induftrie zu unhaltbaren Eriftenzen führen würben.* Für Oberwolfadh (XX 
S. 7) bezeugte die Kommiflion: „daß die Beibehaltung des Ediftes von 1808 
über die Untheilbarfeit der Liegenfchaften für Oberwolfach und die andern Schwarz: 
waldorte ein unbebdingtes Bedürfniß ſei.“ Auch die Gemeinde Steig (XXII 
©. 5) erklärt ſich gegen die freie Theilbarfeit und mißbilligt jene Fälle, „bei 
denen durch zu nachfichtige Handhabung des Geſetzes Feine Parzellen zur Gründ— 
ung von Familien zweifelhafter Eziftenz von geichloffenen Hofgütern losgetrennt 
werden." Auch in anderen Berichten aus den Erhebungsgemeinden wird em: 
pfoblen, daß die Genehmigung zur Zerichlagung von Hofgütern mit größter 
Borfiht ertheilt werde, nachdem fich ergeben habe, daß in einzelnen Fällen die 
Käufer der Theilftüde infolge zu hoher Kaufpreiſe theils zu Grunde gegangen, 
theil3 wegen der unzureichenden Bewirthichaftungsflähe ſchon jest nicht mehr 
eriftenzfähig wären. In einer Maldgemeinde wird die fchlimme Lage hanptjäd: 
lid mit der einige Zeit in Hebung geweienen Naturaltheilung in Berbindung 
gebracht, und beigefügt, dal die Bevölkerung von felbit wieder zum bewährten 
Spitem des Hofgüterrecht3 zurüdgefehrt fei. 

Da die Erhebungstommilfion in jeder Erhebungsgemeinde mit ber bäuer- 
lichen Bevölkerung in engite Verbindung getreten ift umd nur nad Umfrage bei 
biefer ihre Anfichten niedergezeichnet hat, To können dieſe geradezu wie volksthüm— 
lihe Weisthümer angejehen werden. Es wird von Intereſſe fein zu fehen, wie 
fih in den Hofgütergemeinden thatſächlich der Uebergang der geichloflenen 
Bauerngüter vollzieht. Wir legen auc hier die Mittheilungen aus den Erheb— 
ungsgemeinden zu Grunde, welche dieſe Verhältniffe ziemlich gleichlautend ſchil— 
dern: „Gewöhnlich geht das Anweſen auf den jüngfien Sohn über in Form 
eines Kindskaufes, welchen die üblichen Haufbedingungen mit !/,jähriger oder 
Msjähriger Kündigung und eine 3’/,prozentige, biöweilen Aprozentige Verzinfung 
zu Grunde gelegt wird. Die Höhe des hierbei vereinbarten Werthanichlages 
richtet fi nad) dem Baarvermögen und nad dem Werthe des Waldes. Iſt 
erftere3 vorhanden und haben die Eltern nicht nur für fich feine Nahrungsiorgen 
zu befürchten, fondern auch für die übrigen Kinder ein entiprechendes Vermögen, 
fo ift der Anſchlag ein mäßiger zum Steueranichlage oder nur wenig darüber. 
Im andern Falle und namentlich bei einem großen Waldwerthe erhöht jich der— 
felbe bis zu °’/, über den Steueranichlag. Hier fommt es zuweilen vor, daß Die 
Laſt eine bleibende für den Beſitzer wird und die Schuld von einer Generation 
auf die andere übergeht. Die Abtragsbedingungen find meift günftig geitellt und 


496 Zur Frage der bäuerlichen Erbfolge. 


erfolgen nicht in beftimmten Raten, fondern auf Verlangen des Uebergebers und 
nad) deifen Bebürfniffen. Dabei ſollen Bebrüdungen jeitens des letzteren fo gut 
wie gar nicht vorkommen und ber Kaufichilling gewöhnlich bis nad dem Tode 
des Genußberechtigten ſtehen bleiben. Dagegen it die Verzinfung des Kaufgeldes 
allgemein üblih. Die Erbantheile der Geſchwiſter find in ben Kindskäufen mit- 
inbegriffen und werden erit nad dem Tode des einen oder anderen Pfründen: 
genießerd als Gleichftellungsgelder ausgeichieden. Bei der nun erft ein- 
tretenden Erbtheilung partizipirt der Hebernehmer des Anweſens gleich den übrigen 
Grbberehtigten an der Hinterlaffenihaft. Mit der Uebergabe des Hofes behalten 
fi die Abtretenden ein Leibgeding vor, zur Unterhaltung ihrer Lebensbebürfniife 
und mit der Bedingung des eigenen und des MWohnungsrechtes für die übrigen 
Geichwiiter bis zu ihrer Verheiratung. Solche Leibgedingäbezüge find bei den 
Ertragöberehnungen in ihren Einzelheiten beichrieben und jet hierzu nur erwähnt, 
daß die Lieferung in natura aus den Hoferzeugniffen erfolgen und dieſelbe nad 
Anſchauungen in der Gemeinde gewöhnlich nicht für drüdend gehalten werben. 
Der Tod von einem Leibgedingsberechtigten ändert an dem ganzen Leibgedings— 
rechte nur dann etwas, wenn basjelbe jehr hoch geitellt it. Nach dem Tode 
beider Eltern hört die ganze Laſt ohne weldhe Rüdvergütung an die übrigen 
Erben auf. Den Ehen wird die allgemeine Gütergemeinihaft zu Grunde gelegt 
und häufig mit dem Zufas im Ehevertrag erweitert, daß dem lleberlebenden das 
Recht zufteht, als feinen Anspruch noch mit einem Kindötheile beim Erbe einzu- 
treten oder auch die Liegenichaften zu dem gerichtlichen Anſchlag zu übernehmen. 
Die ehelichen Güterrechte üben daher hier feinen Einfluß auf Beligvertheilung 
aus.“ (Erhebungen XX ©. 10.) Nur jelten tritt der Fall einer Inteitaterb- 
folge ein, gewöhnlich nur wenn der bejigende Familienvater vom Tode überrafcht 
wird. Sonft vollzieht fich die llebergabe faft immer durch Webergaböverträge in 
Form von Kindskäufen. In jo echt deuticher Weiſe hat der Bauernftand in 
jenen Gegenden jein bäuerlihes Erb: und Familienrecht zu erhalten gewußt. 
Mährend man fih früher häufig über die zu niedrigen Gutstaren und die 
zu große Benadhtheiligung ber nicht in dad Gut fuccedirenden Kinder bejchwerte, 
werden die Stlagen jegt nach einer entgegengelegten Seite hin laut. Gerügt wird 
bei manden Schwarzwaldorten, wo dad Syſtem der Hofgüter beiteht, daß bei 
den Gutsübergaben, die fich meist zu Lebzeiten der Eltern in der Form des ſog. 
Kindskaufes abwideln, die Uebernahmspreife zu hoc bemeifen jeien und daß die 
ihon infolge hiervon erjchwerte Lage des Webernehmers dur die vertragsmäßig 
zu leitenden Leibgedingslaften noch eine weitere WVerfchlimmerung erfahre. Der 
jog. Vortheil des kindlichen Anſchlages jei Ihon nad wenigen Jahren durch die 
mit dem Uebergangsvertrag übernommene Laſt aufgezehrt. Unter dieſen Umſtänden 
wird natürlic die die Erhaltung eines gelunden Bauernitandes im Schwarzwald 
bezwedende Ablicht des Geſetzes von 1808 jehr häufig nicht oder wenigitens nicht 
vollftändig erreiht. Wir halten daher die in den Berichten mehrerer Gemeinden 
des Schwarzwaldes geforderte Nevifion des Ediktes in dem Sinn für wohlbe 
gründet, „daß eine übermäßige Belaftung des Gutsübernehmers ferngehalten werde 
durch Regelung der Uebernahmöpreife nah dem Ertragöwerthe.“ Das Edikt 
von 1808 jchreibt $ 10 vor, „daß der Preis, den das Gut nad) den Ianbläufigen 
Preiſen alsdann, wenn es zur Theilungszeit verkauft werde, gelten möchte, ers 
hoben, und an dieſen mitteld ernſter Grmahnung der Schäger zu richtiger und 
poller Schägung zu erhebenden Preis ein Zehntheil als Erleichterung für den 
Gutöübernehmer abgezogen und dadurd auf einen jog. kindlichen Antheil gebracht, 
feineswegs aber ein größerer Abzug, unter weldem Namen er geichehe, nach einer 


willfürlihen Beitimmung des kindlichen Anſchlags ftattgegeben werde." Während 
in früheren Zeiten bei günstigen Verhältniſſen des landwirthichaftlichen Betriebes 
Kaufpreis und Ertragswerth der Güter fich regelmäßig bedten, tft Dies jegt anders 
geworden, beionders bei dem bäuerlihen Grundbeſitze. Die Kaufpreiſe der Güter 
richten fih nicht mehr nad dem Ertragämwerth, wie die® nad) normalen volks— 
wirthſchaftlichen Verhältniſſen ftattfinden follte.e Während die Nente der Güter 
durch eine Menge zujammentreffender Faktoren auf ein Minimum herabgeſunken 
ift, ijt der Kaufpreis derjelben nur in wenigen Gegenden wejentlich zurüdgegangen. 
Es hängt dies mit der Vorliebe des deutſchen Bauern für den Erwerb von Grund» 
befig zujammen, er fauft Grundftüde für Preiſe, die ihm nie eine Grundrente 
gewähren können, blos um jeine Arbeitöfraft zu verwerthen. Man mag dies 
vom abftraften volfswirthichaftlihen Standpunft thöricht und kopflos nennen, 
in biejer Vorliebe des Bauern für Grundbeiig liegt doc zugleih ein gejunder, 
fonjervativer Zug, ein bäuerliches Stanbesbewußtfein, welcdes auch für den Staat 
von hohem Werthe if. Der Bauer will feinen Grundbefig vergrößern, arron- 
diren, jelbit der Beſitzloſe will Grundbefiger um jeden Preis werden. Darum 
oft die enorm hohen Kaufpreife bei notoriſch noch fo geringen Erträgniffen ber 
Güter! Wie es daher ungerecht ift, bei der Einfhägung zur Grundfteuer auf 
die Verkaufspreiſe der Güter Rückſicht zu nehmen, fo ift ebenſo ungerecht: 
fertigt, die Tage, zu welcher ber Gutsübernehmer das Gut zu übernehmen hat, 
nad dem Berfaufspreife zu beſtimmen, welchen das Gut ergeben würde, wenn es 
zur Theilungszeit verkauft worden wäre. Cine ſolche Tare überfteigt den Ertrags— 
werth um eine ſolche Summe, daß der Uebernehmer bei allen auf ihm ruhenden 
Laften da3 Gut gar nicht ober nur mit den größten Schwierigkeiten behaupten 
fann. 

Wir fallen unsere Vorſchläge in Betreff der nad) dem Gefee von 1808 
beftehenden Hofgüter in folgenden Sätzen zufammen: 

1. Das Gejeg vom 23. März 1808 ift aud für die Zukunft aufrecht zu 
erhalten. 

2. Damit aber jede Recdhtsunficherheit in Betreff derjenigen Güter aufhöre, 
auf welche dasſelbe anwendbar ift, ift ein Verzeichniß der Güter feitzuftellen, welche 
dem Rechte der Hofgüter unterworfen find. 

3. Es ift eine neue zeitgemäße Inftruktion an die Bezirksräthe über die Grund: 
fäge zu ertheilen, nach welchen diefelben die nachgeſuchte Genehmigung der Ber: 
legung von Hofgütern zu ertheilen oder zu verſagen haben. Es ift hierbei der 
Standpunft feſtzuhalten, welchen ſchon Brauer in feinen Erläuterungen und 
die Bollzugöverordnung von 1837 ausipriht, daß die Genehmigung zur Ser: 
ſchlagung nur dort zu ertheilen fei, wo es fih um Theilung zu großer Hof 
güter handelt, welche der bejleren Bewirthihaftung halber in mittlere zerlegt 
werben, joweit dieje noch fähig find, eine Bauernfamilie ftandesgemäß zu ernähren. 
Die Ertheilung der Genehmigung wird daher leichter in fruchtbaren Gegenden 
ertheilt werben können, wo ein intenjiver Betrieb vorherriht, als „in rauhen 
MWaldgegenden, wo, wie Brauer jagt, der Boden jchwer zu bebauen ift, und 
Ihon eine große Maſſe Feldes zufammen fein muß, um ihren Mann zu er: 
nähren.“ 

4. Das Geſetz von 1808 mühte eine Nevilton erfahren, wonad die Tare 
bei der Gutsübernahme nicht mehr nadı dem momentanen Verkehrswerth, ſondern 
nad dem Ertragswerthe jtattzufinden hat, welcher allein eine ſolide Grundlage 
der Abihägung gewährt. Die mehrfachen in diefem Sinne von den Erhebungss 
gemeinden ausgeiprochenen Wünsche ericheinen höchſt beachtenswerth. Während 
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die Maßregeln 2—3 auf dem Wege minilterieller Verfügungen erfolgen fönnten, 
würde zu Nr. 4, d. h. der Revifion des $ 10 des Ediktes von 1808 in oben 
angedeutetem Sinne eine geſetzliche Vorlage zu machen jein. 


II. Das Syſtem des badischen Landrechtes. 


In vielen Gemeinden des Landes kommt die Negel des badiſchen Landrechts 
ungebrochen zur Anwendung, wonad regelmäßig die Liegenihaften in ber Hinter: 
laflenichaft in natura getheilt oder verfteigert werben, um legteren Falls den 
Erlös zur Theilung zu bringen. Daß dieje Geitaltung des Erbrechts zur Ser: 
jplitterung gewijler Theile des badiſchen Landes in zahlloje Zwergwirthichaften 
beigetragen hat, it unleugbar ; faſt ein Drittel des landwirthichaftlichen Areales 
beiteht aus Beligungen unter 10 Morgen, welche von landwirthichaftlichen Tags 
föhnern, Fabrifarbeitern und Gemwerbsleuten bewirthichaftet werden. Daß in ein: 
zelnen Gemeinden und Gebieten unter der Herrichaft dieſer erbrechtlichen Grund» 
läge eine fich jchädlich ermweiiende, unmirthihaftlihe Zerftüdelung eingeriflen ift, 
wird durch die Erhebungen fonftatirt, bejonders zeigt fich dies in den rauhen 
Gegenden des füdlihen Schwarzwaldes mit ihren ungünftigen wirtbichaftlichen 
Verhältnifien; vereinzelt find ſolche Fälle einer nachtheiligen Zeriplitterung 
auch in den Gemeinden des ſüdlichen und nördlihen Hügellandes und jelbit in 
der Rheinebene und des angrenzenden Hügellandes vorgefommen, aber dod nur 
meift da, wo ungünftige Verhältniffe des Bodens, Klimas und Mangels an 
Nebenverdienit fich geltend madıten. Im Ganzen hat fi dagegen bie übliche 
Naturaltheilung des Liegenihaftsbejiges nicht ſchädlich erwieſen; im Gegentheil 
thun die Erhebungen dar, daß die Gemeinden, wo dieſe Art des Erbganges die 
Regel bildet, ji im Allgemeinen in geordneten Vermögensverhältniſſen befinden. 
Auch geht aus den Erhebungen hervor, daß die ländliche Bevölkerung in den— 
jenigen Landeötheilen, in denen naturale Theilung feit langer Zeit in Hebung 
ift, jeder Aenderung diejes Erbigitems auf's Entichiedenste widerftrebt. Im großen 
Gunzen entipricht e3 den wirthichaftlichen und fozialen Verhältnifien eines großen 
Theiles bes badischen Landes. In den fruchtbaren Gegenden der Rheinebene reicht 
aud ein verhältnigmäßig Kleiner Grundbefig zur Erhaltung einer Familie aus; 
bei dem gartenbauartigen Betriebe und dem vorherrichenden Anbau von Handels— 
gewächſen fällt die Arbeit weit mehr in’s Gewicht, ala ber Befit von Grund 
und Boden. Dabei fommt in Betracht, daß dieſe kleinen Grundbefiger meijt einen 
lohnenden Nebenverbienit als Taglöhner, Fabrifarbeiter, Gewerböleute haben, daß 
für fie aber ein nod fo fleiner Grundbefig ein höchſt werthvolles Element ift, 
welches ihnen einen wirthichaftlichen und fittlichen Halt gewährt. In unferen 
Augen ericheint fogar dieſe Vertheilung des Grundbefiges als ein im beiten Sinne 
fonfervatives Element. Daß wir in Baden 222,746 Grundbefiger haben, unter 
denen 160,581 der unterſten Beligklafle (unter 10 Morgen) angehören, iſt gewiß 
ein Hauptgrund, dab die jozialdemokratiiche Bewegung von dem gejegneten badi— 
ihen Lande. im großen Ganzen ferngeblieben it. Der Taglöhner oder Fabrik— 
arbeiter, der nur einen Morgen Landes mit einigen Objtbäumen und ein eigenes 
Häuschen ſein nennt, wird den verführeriichen Lehren der Sozialdemokratie nie 
mals ein jo williges Ohr leihen, wie der heimats- und befiglofe Arbeiter, wenn 
er auch einen weit höheren Lohn bezieht. Der Staat hat gewiß alle Urſache, an 
biejen Zuftänden nicht zu rütteln, die auch mit dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
auf's Engite verwachſen find. Wo der Betrieb der Landwirthſchaft einen Zuſammen— 
halt des Grundbeſitzes nothiwendig macht, wo nur ein „Ipannfähiges Gut* land— 
wirthichaftlich jeine Aufgabe erfüllen fann, wird ſich aud im Wolfe naturgemäß 
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die Ueberzeugung herauöbilden, daß bie Untheilbarfeit des Gutes und die damit 
gegebene Bevorzugung eines Kindes im öffentlichen wie im Familienintereſſe uns 
bedingt nothiwendig und ſomit feine Ungerechtigkeit ift. Es wird fich ein bäuer— 
liches Standeögefühl entwideln, welches mit Stolz auf den Hof hinblidt, der 
feit Jahrhunderten fih vom Bater auf den Sohn vererbt hat und auch in der 
Gegenwart noch den zufanmenhaltenden Mittelpunft für alle Yamilienglieber 
bildet. Von einem foldhen Gefühle fann in den Gegenden der Garten= und 
Spatenkultur nicht die Rede fein. Hier würde jede Bevorzugung eines Kindes 
bei der Erbfolge in Liegenichaften als eine Ungerechtigkeit empfunden werden, weil 
fie feine wirthichaftlihe Nothwendigfeit ift, weil fie allen fozialen Anfhauungen 
der Bevölkerung widerſpricht. „Es wiberjtrebt dein Geiite der hieſigen Landleute, 
ein Kind vor dem andern zu bevorzugen, und fie jehen feinen Grund zu einer 
ſolchen Ungleichheit.“ 
9. Rau, Die Landwirthichaft in der Heidelberger Gegend, Feitichrift 
für die Mitglieder der XXI. Verfammlung deuticher Landwirthe 1860, 
©. 296 ff. 

Auch Scheint diefe Behandlung des Grundeigenthums in dieſen Gegenden 
längit vor der Einführung des franzöfiichen Rechts beitanden zu haben. Bon 
befonderen bäuerlichen Erbrechten, wie in den übrigen Gegenden des Landes ift 
hier nicht die Nede. Nach der Eurpfälziichen Landesordnung von 1700 (Tit. XI. 
$ 2) war nur bei gewillen Arten de3 bäuerlichen Beſitzes, bei Gütern in Theil: 
bau mit Gülten: oder Erbpachtszinſen behaftet, Beſtand-⸗, Lehn- oder Hubgütern, 
zufammen in ein Korpus gehörig, die Grlaubniß zur Theilung „des Eigen: 
thümers“ erforderlih. Freilich wird beigefügt, die Beamten und Ortsvorſtände 
follen bei Erbtheilungen ihädlihe Trennungen nicht zulaffen, diefe Vorſchrift ift 
aber höchſt unbeftimmt und wurde wahrjceinlich nicht in ftrengem Sinn gehand- 
habt. Dean fieht aus den Schilderungen von Gugenmus, daß in den 1770er 
Jahren an der Bergitraße einzelne Grunditüde in voller Freiheit veräußert wurden, 
während von gebundenen Gütern feine Rede ift. Und jo verhält es ſich überall 
dafelbit bis auf den heutigen Tag. In Dielen Gegenden mit ihrer Garten: und 
Spatenfultur, mit ihrer zahlreihen Bevölkerung, mit ihrer lohnenden Neben: 
beihäftigung, ilt der Grund und Boden naturgemäß mobilifirt, Die Anſchau— 
ungen des älteren beutichen echtes, welche den XLiegenichaften eine jo hervor: 
ragende Bedeutung neben der Fahrniß einräumen, find hier ein überwunbdener 
Standpuntt. Es ift daher vollftändig ſachgemäß, wenn hier aud) bei der Erb: 
folge Liegenihaften und Fahrniß ganz nach gleichen Grundjägen behandelt werden. 
Die Ideen des neufranzöfiichen Rechtes in der Geſtalt des Badiichen Landrechtes 
ericheinen hier ald der wahre Ausdrud des Rechtsbewußtſeins der Bevölkerung. 
Wie wir daher ernitlic gewarnt haben, in die beitehende Rechtsordnung der 
geihhlofienen Hofgüter des Schwarzivaldes einzugreifen, jo würden wir es für 
ebenjo verfehlt halten, wenn man je daran dächte, an dem erbrechtlichen Syſtem 
des Landredhts das Geringfte zu ändern, welches dem Bewohner der fruchtbaren 
Nheinebene ebenjo in Fleiih und Blut übergegangen iſt, wie dem Hofbauer des 
Schwarzwaldes jein altes Hofredt. 


III. Syſtem eines auf Sitte und Herkommen beruhenden Anerberedts, 


Dieſes dritte Syitem beruht nicht wie das der geichloflenen Hofgüter oder 
dad der Naturaltheilung des badischen Landrecht3 auf geleglichen Beitimmungen, 
fondern ledigli auf einem Herkommen, welches fich unter der Herrſchaft des 
Landrechts thatſächlich in vielen Gegenden behauptet hat. In zahlreichen 
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Gemeinden, in welchen das Edikt von 1808 niemals gegolten hat, werden her— 
kömmlicher Weiſe die Güter nur einem Kinde überlaſſen, und zwar regelmäßig 
in der Form des Kindskaufes. Man kann dieſe Gegenden als die „des 
freiwillig geübten Anerberechts“ bezeichnen. In dieſem Herkommen zeigt 
ſich ſo recht die Stärke des volksthümlichen Rechtsbewußtſeins, welches ſich da, 
wo ein wahres Bedürfniß dazu vorliegt, ſelbſt gegen den Buchſtaben des geſchrie— 
benen Rechtes zu behaupten weiß. Wenn ſich in Baden trotz des neufranzöſiſchen 
Zivilrechts noch 22,000 Bauerngüter mittleren und größeren Umfangs, von 20 
Morgen aufwärts, erhalten haben, ſo haben wir es lediglich dem Umſtande zu 
verdanken, daß die gute Sitte hier ſtärker war als der Buchſtabe des Geſetzes. 
Plus ibi boni mores valent, quam alibi bonae leges. „So haben ſich gegen 
die durch das Erbrecht des badiſchen Landrechts gebotene Zwangsparzellirung fort: 
dauernd mächtige Gegentendenzen wirkſam erwieſen.“ 

Während das Syſtem der Naturaltheilung und Parzellirung den wirthſchaft— 
lichen Verhältniſſen der oben erwähnten Gegenden, der fruchtbaren und ſtark 
bevölkerten Rheinebene, entſpricht, iſt es gewiß ebenſo wünſchenswerth, daß in 
den eigentlich landwirthſchaftlichen Gegenden, wo naturgemäß Körnerbau und Vieh— 
zucht vorwiegt, der Beſtand mittlerer und größerer Bauerngüter erhalten werde, 
daß neben jenen Tauſenden von Zwergwirthſchaften ein geſunder, kräftiger Bauern— 
ftand erhalten werde, welcher als die ficherite Grundfäule des Staates erſcheint. 
„Auf den mittleren Gütern“, fagt Rofcher, „beruht der eigentliche Bauern- 
jtand, dieſe Wurzel des ganzen Volkes und namentlich Hauptquelle feiner milis 
täriihen Kraft. Nur wo fie überwiegen, ſcheint ein freies Gemeindeleben mit 
feinen unfchägbaren Segnungen möglih.* Wir müffen e8 gewiß als einen 
ihönen Zug bäuerlichen Standesbewußtjeind und Familienheims anerkennen, daß 
fi in vielen Gegenden Baden durch Sitte und Herfommen die Untheilbar: 
feit ber VBauerngüter und das damit nothiwendig verbundene Anerbenredt 
bis auf den heutigen Tag erhalten hat. Aber es ift nicht zu verfennen, daß 
bei dem ganzen Geifte unjerer Zeit ein ſolches Herkommen leicht in’s Schwanfen 
gerathen fann. Ein einziger unzufriedener Miterbe, ja ein übergewillenhafter 
Bormund kann fich bei einem Erbfalle auf den Buchſtaben des Gejeges berufen 
und Naturaltheilung verlangen und jo das Gut zertrümmern oder wenigitens 
duch Antrag auf Verfteigerung aus der Familie bringen. Damit jchwindet dann 
wieder eine feitbegründete Bauernfamilie und finft in den Stand der Zwergwirthe, 
in ber zweiten Generation vielleicht der ländlichen Proletarier herab. Ueberall 
iprehen die Zeichen der Zeit dafür, daß die alte Sitte mehr und mehr an Kraft 
verliert und daß der Individualismus, der rüdfichtslofe Egoismus unferer Zeit 
im Begriffe fteht, ſelbſt den zähen Familienfinn de Bauernftandes zu unter: 
graben. Soll nun der Staat einen hochwichtigen Stand, der unmittelbar aller: 
dings nur für fein eigenes Yamilienintereffe, mittelbar und unbewußt aud für 
die wichtigiten Grundlagen unferes Staats- und Volkslebens eintritt, in dieſem 
Kampfe gegen ein ihm widerfpredhendes Recht im Stid) laſſen oder ſoll er ihm 
die Hand reichen, indem er ihm entſprechende pofitive Nechtöinftitute barbietet, 
melde ihm als Bollwerk für fein bedrohtes Standesrecht dienen fünnen? Das 
ift eine der brennenditen Fragen der Gegenwart, welche in ihrer ganzen Trag: 
weite faum noch genügend gewürdigt wird. Che wir zu ihrer Beantwortung 
ihreiten, bedarf es einen Rückblick über die Verſuche, welde in diefer Beziehung 
in Deutſchland gemacht worden find. 

Bekanntlich) begann Preußen zuerft in den Zeiten der Noth durd die fogen. 
Stein'ſche Reformgeieggebung das Werk der Bauernbefreiung im großen Stile. 
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Langjam folgten ihm die übrigen Staaten nad; aber jelbit in Preußen ftodte 
bisweilen der Fortgang des Werkes. Erſt das Jahr 1848 bradte biejen großen 
fulturgeihichtlichen Prozeß zum Abſchluß. Nachdem die perfünliche Abhängigkeit 
des Bauern ſchon längſt bejeitigt war, wurde jest endlich auch jein Grundeigen— 
thum von den zahllofen Laften befreit, welche das Mittelalter auf dasfelbe gelegt 
hatte. In diefer Beziehung find die Grundrechte der deutichen Nation zur Wahr: 
heit geworden. Das vollfreie bäuerliche Cigenthum bildet die Grundlage unferer 
heutigen ländlichen Rechtsordnung. Das iſt das große Nefultat der Gejetgebung 
des Jahres 1848, nicht blos in allen Gebieten des heutigen Deutichen Reiches, 
jondern auch in allen Erbländern Defterreihs, melde auch hier mit uns den 
gleihen Entwidlungsgang durchgemacht haben. Das Jahr 1848 hat jomit das 
Verdienst gehabt, Schranken der verderblichiten Art niederzumwerfen, aber die indi— 
pidualiftiihe Richtung jener Zeit hatte feinen Sinn dafür, organische Neuſchöpf— 
ungen an die Stelle der überlebten Inftitutionen zu jegen. Bald zeigte fih, dab 
der befreite, fi nun jelbit überlaſſene Bauernitand anderen Gefahren preiögegeben 
jei, die jeine Eriitenz bedrohten. Mit der Bejeitigung aller gutsherrlichen 
Scranfen jah man meift auch alle erbrehtlichen Sonderrechte al8 aufgehoben an, 
welche bis jest zur Stonfervirung des Bauernitandes beigetragen hatten. Mit der 
Unterftellung desielben unter die Regeln des gemeinen Rechtes war die Erhaltung 
des Grundeigenthums in der Familie in hohem Grade gefährdet. Der bäuerliche 
Grundbejig gerieth in die Gefahr, vom Großfapital aufgefauft und vom Lati— 
fundium verichlungen oder in Zwergwirthichaften aufgelöft zu werden. Daher 
trat in den fünfziger Jahren eine Gegenitrömung ein, welche diefen Gefahren zu 
begegnen juchte, indem fie eine Reform des Erbrechtes im Geifte des bäuerlichen 
Familien- und Standesbewußtfeins anzubahnen ſuchte. Wir bezeichnen dieſe erite 
Periode der Neformbeitrebungen ald die des Stammgutsiyftens, inden man 
eine neue Konftruftion für den alten Begriff des Stammguts zu finden ſuchte, 
„weiches, in der Familie erhalten und ungetheilt vererbt, diefer Familie Seßhaf— 
tigfeit und damit ein beitimmtes Gebiet landwirthichaftlicher Produktion ſichern 
follte.* 

Dr. Baernreither, Stammgüterinftem und Anerbenrecht in Deutſch— 

land. Wien 1882. 

Den eriten Verſuch in diefer Richtung machte das Königreich Bayern durch 
das Gele vom 22. Februar 1855, nachdem aud hier dur die Grundentlaftungs- 
geiege von 1848 der bäuerliche Beſitz jedes Sonderrechtes auch auf dem Gebiete 
des Erbrechtes entfleidet worden war, 

P. d. Roth, Bayeriiches Zivilrecht II. Theil, S. 592 ff. 

Nad) dieſem Gejege kann jeder dispojitionsfähige Cigenthümer fein Gut in 
einem Teſtament oder einer öffentlichen Urkunde zu einem „landwirthſchaft— 
lihen Erbgut” maden. Die zu einem Erbgut beitimmten Grundſtücke müſſen 
mindeitend eine Grundjteuer von 6 Gulden bezahlen, dad Minimum des ſchulden— 
freien Grundwerthes 4,500 Gulden betragen. Dieſe Errihtung fann der Stifter 
nur jo lange widerrufen, als noch Niemand durch lebergabe oder Vertrag Rechte 
auf das Erbgut erworben hat; ift dagegen das Gut bereit3 in der zweiten Hand, 
jo fann die Gigenfchaft des Erbgutes nur aus beitimmten gejeglichen Urſachen 
aufgehoben werden. Der jeweilige Befiger ift ſowohl hinſichtlich der 
Veräußerung als der Belaftung durdh die Rechte der Anwärter 
beihränft. Zur Veräußerung des Erbgutes oder von Theilen desſelben ift die 
Zuftimmung jämmtlicher vorhandener Anwärter erforderlich; ebenſo ift der Eigen— 
thümer in Betreff der Belaftung des Gutes ohne Zuftimmung der Anerben jehr 

Annalen des Deutihen Reichs. 1884, 33 
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beſchränkt. Das Geſetz beitimmt eine Succeflionsordnung, welche burd die Dis: 
pofition des Eigenthümers nur in beichränfter Weile abgeändert werden fann. 
Grundiag ilt, daß das Gut immer nur auf einen der vorhandenen Anwärter 
übergehe. Wenn der Anerbe ein Deicendent des Erblaffers ift und mit Geſchwiſtern 
oder Geichwifterfindern fonfurrirt, fo erhält er nicht nur ein Drittel des ſchulden— 
freien Hofwerthes als Präzipuum, fondern es fommt ihm aud von den übrigen 
zwei Dritteln ein Kindstheil zu. Dieſes Gefeg ift ein todter Buchltabe geblieben. 
Nach 16jährigem Beſtande desielben im Jahre 1868 waren in Bayern nur drei 
folder Erbgüter errichtet, zu denen 1872 ein viertes fam. Ganz auf gleicher 
Grundlage ruht das großherzoglich heſſiſche Geſetz, „betreffend die landwirthſchaft— 
lihen Erbgüter“ vom 11. September 1858. Auch in Heflen-Darmitadt ijt nur 
ein einziges ſolches Erbgut errichtet worden. Für uns beionders interejlant ift 
der Entwurf eines Geſetzes über geihlojiene Hofgüter, welder für 
das Großherzogthum Baden vom Minifterium ausgearbeitet, aber den Kammern 
niemals vorgelegt wurde. Derjelbe ſchließt ſich ebenfalls im Wefentlihen an das 
bayeriiche Gejeg an, indem er den Gigenthümer denielben Beichränfungen in 
Betreff der Aufhebung der Hofgutseigenfhait, der Veräußerung und Belaftung 
des betreffenden Gutes unterwirft. Man fann die im bayerischen und heſſiſchen 
Geſetze und im badiichen Gejegentwurf beabjichtigten Erbgüter geradezu al® Bauern: 
fideikommiſſe bezeichnen, indem zur Untheilbarfeit des Gutes noch Unveräußerlichkeit 
und eine weitgehende Beſchränkung der Dispofitionsfreiheit des Eigenthümers hin- 
zutritt. Gerade hierin hat man die Urſachen des vollftändigen Mikerfolges diejer 
Gelege zu ſuchen. In einer wirthichaftliden Ordnung der Dinge, in welder die 
Individuen nad freien Entichliegungen zu handeln gewohnt find, fand dieje weit— 
gehende Beihränfung der Dispofitionsfreiheit feinen Anklang. 
Eine Kritik diefes Gntwurfes gibt (der damalige Regierungsafleilor) 
Turban: „Der Gefegentwurf über geichloflene Hofgüter. Magazin 
für badiſche Nechtöpflege und Verwaltung“ Band Il, S.304—313. 
Mannheim 1856. 

Belehrt durch dieſe Erfahrungen hat die neueite Gejeßgebung ganz neue Wege 
eingeichlagen, welche in einem entichiedenen Gegenjage zu dem Stammgutsiyiten 
der erwähnten Gejege von Bayern, Heilen: Darmitadt und des badijchen Gejegent: 
wurfes von 1855 stehen. Dan bezeichnet das neue Syſtem als das des Anerben: 
rechtes im Gegenjage zu dem Stammgutsiniten. Diefe neueſten Geſetze und 
Geiegesentwürfe gehen ſämmtlich von dem leitenden Grundgedanfen aus, daß 
das geſetzlich feitgeitellte Anerbenreht nureine Beredhtigung inner: 
halb der vollfommen freien Dispofitionsbefugniß des Beſitzers 
babe, daß es deshalb dem Ländlihen Grundbeiiger niht aufge» 
drungen, jondern nur in der Art angeboten werden joll, daß er 
die Wahl habe, es anzunehmen, abzulehnen oder zu modifiziren. 
Auch hat man nicht beliebt, wie in den älteren weſtfäliſchen Gelegen und in dem 
Schorlemer'ſchen Entwurfe eines derartigen Gejeges, ein beionderes büuer- 
liches Inteitaterbredt zu jchaften, welches überall einzutreten hat, wo eine 
legtwillige Verfügung nicht getroffen iſt, ſondern die überwiegende Strömung der 
Zeit wird durch das hannöveriche Höferecht beitimmt, weldes fein befonderes 
bäuerliches Inteftaterbreht Ichafft, fondern ein fakultatives Anerbenredt, 
in der Weile, daß dem Beſitzer eines Hofes überlafien wird, fein Gut in eine 
Rolle eintragen zu laſſen, und dab erſt dieſer Akt die Wirkung hat, im Falle 
der Inteſtaterbfolge eine ungetheilte Vererbung des Hofes nad) Anerbenrecht her— 
beizuführen. Als der klaſſiſche Prototyp fteht das Gejeg, betreffend 
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das Höfereht in der Provinz Hannover vom 2. Juni 1874 nebit 
Nachtragsgeſetz vom 24. Februar 1880, da. Mit diefem bahnbrechenden 
Gejege ift die bäuerliche Erbrechtsreform in eine ganz neue Phaje getreten. Wir 
werden daher dies Geſetz einer eingehenden Beiprehung unterziehen, da wir in 
demſelben eine jchöpferiiche legislatoriiche That erkennen, welche einem entjchiedenen 
volf3wirthichaftlihen Bebürfniffe einen korrekten juriftifchen Ausdrud zu geben 
veritanden hat. Der Antragiteller Herr v. Bennigien fagte 1873 mit Net: 
„In dem Gntwurfe habe man e8 verſucht, die Grundfäge, die jegt der Geſetz— 
gebung deö gemeinen Nechtes weſentlich unterliegen, zu vereinigen mit den den 
bäuerlihen Rechtsanſchauungen Rechnung tragenden, das volfswirthichaftliche 
Intereffe und die Erhaltung eines gejunden jtarfen Bauernitandes fichernden 
Prinzipien.“ 

In dem ehemaligen Stönigreihe Hannover jaß don Alters ber ein mwohl- 
habender, intelligenter Bauernitand auf anjehnlihen, zum Theil geichloffenen 
Gütern. Dabei bejtand aber eine wunderfihe YBuntichedigfeit des bäuerlichen 
Familien- und Erbredit3 in den einzelnen Landestheilen. Wergeblih hatte man 
zu Beiten der Selbitändigfeit ded Königreichs Hannover eine gejeglihe Ordnung 
diefer Verhältniſſe eritrebt. Dieſe Angelegenheit fam erit wieder auf die Tages: 
ordnung, nachdem Hannover eine preußiiche Provinz geworden war. Alle Feijeln, 
welche früher den Bauernitand gebunden, aber zugleih seinen Beſitz fonjerpirt 
hatten, waren gefallen. Sollte nun aud fein Erbrecht ganz unter das von 
römiihen Anſchauungen durchdrungene gemeine Recht geftellt werden, ſollte mit 
der vollitändigen Befreiung des Bauernftandes auch jein ganzes eigenthiümliches 
Standesrecht geopfert, jollte er beſonders den itriften Beitimmungen des Pflicht: 
theilsredhtes unterworfen werden, wie fie das römische Recht und in noch weiter: 
gehender Weile das allgemeine preugiihe Landrecht aufſtellt? Es handelte ſich in 
der That hier um eine Griltenzfrage dieſes wichtigiten und fernhafteiten Standes 
des hannöverihen Landes. Wir ſehen bier nun einen Kampf der Meinungen 
entbrennen, der ſich faſt überall in gleicher Weile wiederholt. Das damalige 
preußiiche Juftizminiiterium fam den faſt einftimmig ausgeiprochenen Wünichen 
des hannöverichen PBrovpinziallandtags nur zögernd, ja fait widerwillig entgegen, 
wie wir faft überall einen ähnlichen Widerftand des ganz von romaniftiichen 
Anſchauungen beherrichten Juriftenitandes begegnen, welche den von deutichrecht- 
lichen Gedanfen getragenen Neformbeitrebungen des bäuerlichen Erbrechts entgegen: 
gelegt wird. Das Volk von Hannover mußte fich fein gutes Recht in Ichwierigen 
Verhandlungen und harten parlamentariichen Kämpfen Schritt für Schritt erobern, 
bis das Gejeg, betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover, 
vom 3. Juni 1874 zu Stande fam und am 1. Juli 1875 in’s Leben trat. 
Verſuchen wir es in aller Stürze, die leitenden Grundgedanken, jowie den Inhalt 
dieſes epochemachenden Gejetes zu jkizziren. 

In den trefflihen Motiven des Verwaltungsausichufles des Provinzialland: 
tages heißt es: „Der Entwurf hat das Anerbenrecht, deilen Geftaltung fein eigent- 
liches Weſen ausmacht, fo aufgefaßt, daß darin in feiner Weile eine Beſchränkung 
der Verfügungsfreibeit liegt. Im Gegentheil ergibt ſich leicht, daß das nad) den 
Beitimmungen des Entwurfes beitehende Anerbenrecht eine Erleichterung der Ver: 
fügungen enthält, welche der Gigenthümer zu treffen wünſcht. Der Charakter des 
Entwurfes beiteht daher nit in einer Gebundenheit oder Bevormundung des 
Gigenthümers, Tondern in der Erweiterung feiner Dispofitionsfreiheit nad Form 
und Inhalt.“ Das früher vielfah beitandene obligatoriihe An: 
erbenredt ift in ein fafultatives verwandelt. Es hängt von dem &igen- 
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thümer eines Hofes ab, ob er durch Eintragung in die Höferolle fein Gut einem 
eigenthümlichen Inteltaterbrecht unterwerfen will. Als Hof fann jede landwirth— 
ichaftliche, mit einem Wohnhaus verſehene Befigung, nad den neueiten geleglichen 
Beitimmungen können auch landtagsfähige Rittergüter eingetragen werden. Die Ein: 
tragung ift auch für jeden nachfolgenden Cigenthümer wirkſam. Ebenſo wie bie 
Eintragung Steht auch die Löſchung im Belieben jedes dispofitionsfähigen Eigen: 
thümerd. Damit erliicht die Hofgutseigenihaft von jelbit. Es muß zwar bei 
der Eintragung erlichtlicy gemacht werden, welche Orundftüde zu dem Hof gehören, 
aber es fteht im Belieben des Beſitzers, nur die Grundftüde zur Eintragung zu 
bringen, die er will, eingetragene löjchen zu laſſen, andere eintragen zu laflen u. 
ſ. w. Nur in Ermangelung einer jpeziellen Beſtimmung gehören zum Hofe alle 
Grundftüde des Hofeigenthümers, welche mit der Hofitelle auf demjelben Grund: 
buchblatte eingetragen find. Im Zweifel ift die wirthichaftlihe Zulammengehörigfeit 
bei allen regelmäßig von berjelben Hofftelle aus bewirthichafteten Grunditüden 
anzunehmen. Zubehör des Hofes find: 1. die mit dem Hofe oder einzelnen 
Theilen desjelben verbundenen Gerechtigfeiten; 2. die auf dem Hofe vorhandenen 
Gebäude; 3. dad Hofesinventar; dasselbe umfaßt das auf dem Hof behufs der 
Bewirthichaftung besjelben vorhandene Vieh, Acker- und Hausgeräth einſchließlich 
des Yeinenzeuges und der Betten, den vorhandenen Dünger und die für die Hof: 
bewirthihaftung bis zur nächlten Ernte dienenden Vorräthe an Früdten und 
fonftigen Erzeugniifen. 

Die rechtlichen Wirkungen der Eintragung eritreden fih auch auf alle drei 
Haupttheile des Erbrechtes, das Inteſtaterbrecht, das teitamentariiche Verfügungs— 
recht, dad Pflichttheilsrecht. 


1. Inteſtaterbrecht. 


Hat der Eigenthümer eines eingetragenen Hofgutes feine legtwillige Verfüg— 
ung binterlafien, jo tritt die eigenthümliche Erbfolge nach Anerbenredht ein. Wird 
der Eigenthümer eines Hofes von mehreren Perſonen zugleich beerbt, fo fällt der 
Hof nebit Zubehör als Theil der Erbichaft fraft des Geſetzes einem Erben, dem 
Anerben, allein zu. Das Anerbenrecht eritredt jih in Hannover nur auf die 
Nachkommen des Grblafjers. Leber die Berufung zum Anerben gelten folgende 
Beitimmungen: Xeiblihe Kinder und deren Nachkommen gehen Adoptivfindern 
und deren Nachkommen, eheliche den unehelichen vor. Durch nachfolgende Ehe 
legitimirte Kinder jtehen den ehelichen gleich. Ferner geht vor der ältere Sohn 
und deſſen Nachkommenſchaft beiderlei Geichlehts, in Grmangelung von Söhnen 
und Nachfommen derjelben die ältere Tochter und deren Nachkommen beiderlei 
Geichlehts. Dieſes Inteftatanerbenrecht begünftigt Den Anerben a) durd 
die Zuweiſung eines Präzipuums aus der Erbichaft, b) durch befondere Beſtimm— 
ungen über die Erbichaftsichulden, c) durd die Art der Abichägung des Hofes. 

Behufs der Erbtheilung zwiichen dem Anerben und den Miterben wird der 
Hof nad) beionderen Grundfägen geihäst und es geichieht die Berechnung des 
Erbtheiles der Miterben auf folgende Weile: Bon dem Schätungswerthe des 
Hofes erhält der Anerbe ein Drittel ald Voraus und die übrigen zwei Drittel 
gelangen nebit dem ſonſt etwa vorhandenen Nachlaſſe zur Bertheilung unter 
fämmtlichen Erben mit Einſchluß des Anerben nad) Maßgabe der Vorſchriften 
de3 allgemeinen Rechtes. In Betreff der Erbihaftsihulden beitimmt das 
Geſetz, daß fümmtliche auf dem Hofe vorhandenen Hypotheken und Grundichulden 
bei der Erbtheilung aus dem fonft vorhandenen Nachlaßvermögen zu deden find. 
Nur injoweit fie nicht durch das anderweitige Vermögen gededt find, muß fie der 
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Anerbe übernehmen, doch werden fie dann von dem ber Erbtheilung zu Grund 
zu legenden Schägungswerthe de3 Hofes abgezogen. Der Werth des Hofes foll 
durh eine Schägung nad dem Reinertrage ermittelt werden. Dabei wird 
der jedesimalige Kulturzuftand und die ordnungsmäßige Bewirthihaftung zu 
Grunde gelegt, darnach der Ertrag berechnet und dieſer Ertrag mit den Zwanzig: 
fahen fapitalifirt. Der jo ermittelte Ertrag kann allerdings von dem momen— 
tanen Berfaufswerthe weientlich abweichen, dies rechtfertigen die Motive folgender: 
maßen: „Die Beitimmungen des Entwurfes über die Ermittelung des bei der 
Erbtheilung mahgebenden Hofwerthes bezweden, dem Anerben eine ſolche Bevor: 
zugung zu Theil werden zu laſſen, daß er den Hof in ordnungsmäßigenm Stand 
und möglichit unverichuldet erhalten und gehörig bewirthichaften fann. 


2. Tehamentarifches Erbredt. 


Durch die Eintragung in die Höferolle iſt jedoch der Beliger in feinen letzt— 
willigen Dispofitionen in feiner Weile behindert. Der Erblafler kann, falls bei 
jeinenn Tode ein Unerbenrecht eintreten würde, legtwillig beitimmen, daß ein An— 
erbenrecht nicht eintrete, da die Bevorzugung des Anerben in einer andern als 
in dieſem Gelege bezeichneten Weije ftattfinde, welche Perſon unter den zur Erb: 
folge berufenen Nachkommen Anerbe fein, zu welchem Betrage der Hofeswerth bei 
der Erbtheilung angerechnet werden joll. Auch wird dem Eigenthümer nicht das 
Recht entzogen, durch Bertrag das Vermögen ganz oder theilweile unter Xebenden 
mit Rückſicht auf einen künftigen Erbfall abzutreten. Durch dieje freie Dispo— 
fitionsbefugniß wird der Erblaſſer in die Lage veriegt, die Erbtheilung in einer 
den Verhältniſſen des konkreten Falles entiprechenden Weile zu regeln, denn wo 
Eleine umd nicht jchuldenfreie Höfe in Frage fommen, wird das gejegliche Voraus 
allerdings häufig zu klein, wo der Anerbe dagegen noch viel Stapitalvermögen 
miterbt, öfters zu groß jein. Doch iſt dieſe weitgehende Dispofitionsfreiheit 
dur das Pflichttheilsrecht beichränft, indem dies feineswegs aufgehoben, jondern 
nur modifizirt worden ift. 


3. Pflichttheilsrecht. 


Nach römischen Nechte beiteht der Pflichttheil in einem Drittel der Inteftat- 
erbportion, wenn höchitens einer, und in der Hälfte, wenn mehr als vier Theile zu 
machen find; nach preußiſchem Landrecht ift der Pflichttheil derart feſtgeſtellt, daß 
er ein Drittel der Inteftatportion, wenn nur ein oder zwei Stinder vorhanden 
find, ferner die Hälfte bei drei oder vier Stindern, endlid) zwei Drittel, wenn 
mehr al3 vier Kinder vorhanden find, beträgt. Obgleih mande Stimmen laut 
wurden, welche überhaupt das dem römiſchen Necht entitammende Pflichttheilärecht 
verurtheilten und als das zu eritrebende Ziel die in England und Nordamerika 
geltende Teftirungsfreiheit, welche gar fein Pflichttheil feunt, anjahen, jo nahm 
man dod Anftand, in ein spezielles PBartifulargeieg einen jo weit greifenden 
Grundſatz hereinzuzichen und ließ vielmehr das ganze beftehende Pflicht: 
theilsreht unberührt. ine thatlächliche Modifikation des Pflichttheilsrechts 
fann nur dadurch bewirkt werden, daß die Art der Berehnung desſelben eine 
andere ift, indem ſie geichieht nach Abzug des den Anerben gewährten Bräzipuums, 
nah der oben angegebenen Berechnung der Erbichaftsichulden und auf Grund ber 
Ertragsihägung des Hofes. So kann bei voller Aufrechterhaltung der beitehenden 
Prlihttheilsgrundjäge thatfählich eine bedeutende Herabminderung des Pflichttheils 
eintreten, 
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Das Geſetz vom 2. Juni 1874, welchem man bei feiner Entftehung von 
Seiten der preußiichen Regierung mit jo vielen Bedenken entgegengetreten war, 
war dermaßen aus dem Rechtsbewußtſein und dem Bebürfniffe des Bauernitandes 
in Hannover hervorgewachſen, das ſchon nad) fünfjährigem Beftande desfelben von 
100,125 Höfen der Provinz 61,000 in die Höferolle eingetragen waren. Dem 
hannöverſchen Geſetze nahe verwandt ift das oldenburgiiche Geile vom 24. April 
1873. Das dort eingeführte „Grunderbenrecht” bedeutet ganz dasjelbe wie das 
fafultative Anerbenreht in Hannover, wenn auch jonit noch lokale Verſchieden— 
heiten im Einzelnen ftattfinden. Much das oldenburgiiche Gejeß hatte den gün- 
ftigften Erfolg und in vielen Gemeinden hatten jchon in demjelben Jahre ſich 
über 60 Prozent der Grundbefiger eintragen laffen. Ganz nad) dem Muſter des 
hannöverſchen Gejeges ift das Gejet vom 21. Februar 1881, betreffend das Höfe: 
recht im Öerzogthum Lauenburg, entworfen. Das Bremer Gejeg vom 14. Januar 
1876 ilt ebenfalld eine Nachbildung des hannöverichen Höferechts, jedoch geht es 
in der Begünstigung des Anerben nicht joweit, der Uebernahmswerth des Hofes 
wird nicht wie in Hannover mit dem 2Ofachen, jondern mit dem 25fachen Rein— 
ertrage zum Kapital gerechnet, der Anerbe erhält nur ein Viertel des Hofwerthes 
als PBräzipuum. 

Auf einer andern Grundlage ruht das braunfchweigiiche Geiet vom 28. März 
1874, welches feine Eintragung in die Höferolle fennt, jondern alle bejtehenden 
und alle künftig entitehenden Bauerngüter einem Anerbenrecht ab intestato unter: 
wirft, es errichtet aljo abweichend von dem hannöverihen Syitem ein finguläres 
bäuerliches Inteftaterbredt. Bemerkenswerth ift die Ausdehnung, die in diefem 
Gejege dem Wirkungskreiſe von bäuerlichen Schiedsgerichten eingeräumt ift. 

Eine eigenthümliche und wechſelvolle Geihichte hat das bäuerliche Erbrecht 
in der Provinz Weftfalen durchgemacht, wo ebenfalls die niederfächliichen Rechts— 
anihauungen feite Wurzeln im Bewußtjein des Bauernitandes geichlagen hatten. 
Das Gejeg über die bäuerliche Erbfolge vom 13. Juli 1836 fand feinen rechten 
Boden, eö wurde am 18. Dezember 1848 ganz bejeitigt. Die darauf folgenden 
Gejege von 1856, 1860 und 1861 begnügten fich damit, die in Weſtfalen üb: 
lichen Uebergaböverträge des Bauernitandes zu unterftügen, durch Vorſchrift einer 
billigen Abſchätzungsmethode, durch Herabjegung der Stempelgebühren bei ſolchen 
Uebergaben u.. |. w. Den Anitoß zu weiter gehenden Reformen gab ein von 
Frhrn. v. Schorlemer-Aljt befürworteter Entwurf eines Geſetzes über Die 
Vererbung der Landgüter in der Provinz Weitfalen, welcher in der Seflion von 
1879 dem preußiichen Abgeordnetenhaus vorgelegt wurde. Diejer Entwurf beruht 
auf der Annahme eines bejonderen bäuerlichen Intejtaterbrehts, wurde aber von 
der preußiichen Regierung nad) dem hannoverihen Worbilde umgeftaltet und auf 
die Einführung einer Höferolle gegründet. Aus diefem umgearbeiteten Entwurfe 
ift Die gegenwärtig geltende YLandgüterordnung für die Provinz 
Weitfalen und die Kreiſe Rees, Eſſen, Duisburg und Mühlheim 
a. d. Ruhr vom 30. April 1882 hervorgegangen. 

Die jegt geltende Landgüterordnung weicht im Grundprinzip, wie in 
einzelnen Beitimmungen vom Schorlemer'ſchen Entwurfe ab. Vor Allem werden 
die im legteren enthaltenen Beitimmungen eliminirt, welche das ehelihe Güterrecht 
zu Gunsten des Anerben umgeftalten follten. Die Landgüterordnung begünitigt 
im Gegentheil in Webereinftimmung mit der Gewohnheit den überlebenden Ehe: 
gatten, indem fie beitimmt, daß einem Ehegatten, welcher in Gütergemeinichaft 
gelebt hat, das Recht zuiteht, das ganze Landgut ungetheilt zu einer ermäßigten 
Tare mit billigen Zahlungsfriften zu übernehmen. Obgleich die Landgüterord— 


— — — — 
7 = F 
* 
ae 


[22 


Zur Frage der bäuerlihen Erbfolge, 507 


nung im MWejentlihen auf der Grundlage des hannöverichen Höferechtes beruht, 
jo weicht fie doch in einzelnen Punkten von demfelben ab. In Hannover beihräntt 
fih das Anerbenrecht auf die Dejcendenten des Erblaffers, die Landgüterordnung 
beruft jedoch noch den Ehegatten, Deicendenten, die Geſchwiſter und Geſchwiſter— 
finder. Das hannöveriche Höferecht läßt in allen Fällen eine individuelle Schätz— 
ung des Gutes eintreten, die weftfäliiche Landgüterordnung fieht von der indivi— 
duellen Schägung, wie fie dad hannöveriche Recht anordnet, ab und legt den 
20fachen Kataftralwerth zu Grunde, doch wird das Inventar nicht beionders in 
Anichlag gebradit wie in Hannover. Dagegen erhält der Anerbe fein Prä— 
zipuum wie in Hannover. Die miterbenden Geſchwiſter des Gutsübernehmers 
können ftandesgemäßen Interhalt auf dem Landgute gegen ftandesgemäße, ihren 
Kräften entiprechende Mitarbeit beanſpruchen. Dieje Befugnik hört auf, fobald 
die Abfindung oder Zinien derjelben auf Verlangen der Geichwifter gezahlt werden. 
Wenn der Abzufindende bis zu feinem Tode den Unterhalt auf dem Landgute 
gehabt hat und weder einen Ehegatten noch Kinder hinterläßt, jo fällt die Ab: 
findung desjelben an den Hofbeiiger zurüd. 

Im preußifchen Abgeordnetenhauje wurde 1879 der Antrag angenommen : 
„Die Königliche Staatöregierung zu erfuchen, aud bezüglich der übrigen Provinzen, 
joweit für fie dad Bedürfnig nah Regelung der Erbfolge in den Bauerngütern 
bervortritt, nah Anhörung der Provinziallandtage Gejegentwürfe in gleichem 
Sinne den beiden Häufern des Landtages zur Beihlußfaffung vorzulegen.“ Solde 
Vorlagen find erfolgt für Brandenburg und Sclefien. In Betreff diejer beiden 
Provinzen betrat die Anerbentrage ein neues Gebiet. Während Hannover, Olden- 
burg, Bremen, Lauenburg, Braunichweig und Weftfalen ſämmtlich zur nieder- 
ſächſiſchen Rechtsgruppe gehören und jo die Gejeßgebung an eine fortdauernde 
geihichtliche Tradition anknüpfen fonnte, war ein beionders bäuerliches Erbrecht 
in den alten Provinzen Preußens jeit mehr als hundert Jahren nicht vorhanden. 
Bejonders ftarf war das lebergewicht des römischen Nechts in der Mark Branden- 
burg, wo durch die jogen. Joachimica vom Jahre 1527 das römische Inteftat- 
erbrecht nebſt Pflichttheilsrecht mit aller Strenge durchgeführt worden war. 

Ebenſo beitand nirgends in Schleſien mehr ein bejonderes bäuerliches Erb: 
recht. Eine Anfnüpfung an das alte Anerbenredht, wie in den Ländern de3 nieder: 
ſächſiſchen Nechtes, war hier nicht möglid. Es mußten daher in Dielen Gebieten 
die auf Reform des bäuerlichen Erbrecht3 gerichteten legislatoriichen Beſtrebungen 
eine etwas andere Geftalt annehmen, wie in jenen Landen des alten Sadjen- 
rechtes. Vor allem konnte das Anerbenreht nicht jo weit auögedehnt, nicht jo 
Scharf ausgeprägt werden, wie im hannöverſchen Gejege, wenn man auch weſent— 
Iih auf deilen Grundlagen baute. Die Beitrebungen in der Provinz Branden- 
burg fonnten nur dahin gehen, „die Beichränfungen, welche das Landredt und 
die Joachimieca dem Erblaſſer gegenüber den Pflichttheilsberechtigten auferlegen, 
zu verringern, da der Hofbefiger, wenn er mehrere Kinder hat, auch durch letzt— 
willige Verfügungen nicht im Stande ift, den Uebergang des Gutes auf einen 
Erben herbeizuführen.” Eine jo weitgehende Bevorzugung des Anerben, wie jie 
in Hannover jtattfindet, wird hier weder beabjichtigt, noch von dem Bauernjtand 
gewünicht. Won einem Präzipuum oder Voraus des Anerben wurde ganz abge: 
fehen. „In der Regel vermöge fich der Hofannehmer, wenn nur eben der Uns 
nahmepreis dem wirklichen Ertragswerthe des Hofes entipricht, bei einigermaßen 
umfihtiger und vorjichtiger Bewirthichaftung im Beſitze des Hofes zu erhalten. 
Das Richtigſte ſei daher eine angemeflene Schägung des Gutes nad) feinem Ertrag? 
werthe." Der 40fache Betrag des Grumditeuerreinertrages der Liegenichaften wird 
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als Werth des Landgutes angenommen. Auf Antrag des Anerben oder eines 
Miterben ift jedoch der Gutswerth nach beitimmten Vorfchriften abzuichägen. Das 
Landgut nebit Zubehör wird alsdann nach dem jährlihen nachhaltigen Reinertrag 
geihägt, welchen dasjelbe durch Benutzung als Ganzes im gegenwärtigen Kultur: 
zustande und bei ordnungsmäßiger Bewirthihaftung gewährt. Der fo ermittelte 
Fahresertrag wird nad Abzug aller Laſten und Abgaben mit dem 2Ofachen zu 
Kapital gerechnet. Der Entwurf, welcher im Brandenburgiihen Provinzialland— 
tag von 1881 zur Verhandlung fan, wurde in mehrfacher Beziehung mobdifizirt. 
Beionderd gab man ichließlich den Gedanken auf, ein beiondered ländliches In— 
tejtaterbrecht zu ichaffen und fügte fi) dem von der Regierung befürmworteten 
Spitem der hannoverichen Höferolle. Auf diefer Grundlage ruht die neueite 
Landgüterordnung fürdie Provinz Brandenburgpom 10. Juli 1883. 
Sehr verwandt ift der Entwurf einer Landgüterordnung für die Provinz 
Schleſien, welder von beiden Häuſern des Landtage angenommen, bis jebt 
noch nicht als Geſetz verfündigt ift. Auch in Sclefien lag die Sache wie in 
der Mark Brandenburg; ein eigentliches Anerbenrecht wie in Hannover und Weit: 
falen war dajelbit nie befannt geweien, wenn auch der Wunjch der Bauern, die 
Güter in der Familie ungetheilt zu erhalten, regelmäßig zu eigenthümlichen Rechts: 
geichäften, beionders zu Gutsabtretungen bei Lebzeiten führte. Trotz der äußerſt 
ungünftigen Gejeggebung hatte fih in der Mark Brandenburg wie in Schlefien 
die Sitte erhalten, das Gut auf Einen ungetheilt zu übertragen, entweder kraft 
Teftaments oder einer Gutsübergabe bei Lebzeiten. Es ift auch hier bewunderns— 
werth, wie fih ein volksthümliches Rechtsbewußtſein einem unvolksthümlichen 
Geiegesbuchitaben gegenüber mit zäher Lebenskraft behauptet hatte. In Branden- 
burg wie in Sclefien beruht das Zufammenhalten der Bauerngüter und deren 
regelmäßige Uebertragung auf Einen Nachtommen lediglich auf Sitte, „welche“, 
wie es in den Motiven heißt, „um jo mehr in’s Gewicht fällt, als das geltende 
Recht über Inteitaterbfolge und Pflichttheil ihre Durchführung im höchiten Grade 
erichwert.* Mill ein Miterbe, in welchem der Privategoismus ftärfer entmwidelt 
ift, als das Yamiliengefühl, oder ein Vormund, der fich im Intereſſe feines 
Mündels jtreng an den Buchſtaben des Gejeges hält, eine ſolche Verfügung ans 
fechten, jo können dieje fait in jeden Falle die Naturaltheilung oder den Verkauf 
des Gutes herbeiführen. Wir finden Gemeinden in Schlefien, wo die alte bäuer- 
lihe Sitte fait ganz erloichen ift und man das väterliche Grundeigenthum wie 
eine Summe Geldes oder eine Wiehheerde theilt, wo nachweisbar im legten 
Menichenalter ein eigentlicher, feſt begründeter Bauernitand ganz verichwunden ift 
und die Söhne und Enfel der alten Hofbauern zu Parzellenbefigern, Taglöhnern 
oder ländlichen Proletariern herabgejunfen find. In den meiften Gemeinden hat 
fih jedody die alte Sitte noch bis auf den heutigen Tag erhalten, wonadh das 
Gut ſtets gewohnheitsmäßig auf Einen Nachkommen überzugehen pflegt. Je 
mehr aber eine ſolche Sitte in's Wanken geräth, je mehr der individuelle Privat— 
egoismus den büuerlichen Familienſinn zu untergraben im Begriffe fteht, eine 
um jo dringendere Pflicht der Geſetzgebung ift es, den Bauernitand im Stampfe 
für feine gute alte Sitte gegen einen ihm wibderftrebenden fremden Geſetzesbuch— 

ftaben zu Hilfe zu fommen. Periculum in mora. 
Vergl. die Worte des Berichterftatterd in den Verhandlungen des Ber: 
eind für Sozialpolitif vom 9. Oftober 1882. Stenograph. Bericht 

S. 47. 

Das ſcheint uns auch die Aufgabe der Gejeggebung im Groß: 
hberzogthbum Baden zu fein. Es iſt eine zwar meitperbreitete, aber falſche 
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Auffafiung, wenn man meint, die bäuerlichen Zuftände Badens feien von denen 
des übrigen Deutichlands völlig verichieden, weil der oberflächliche Beobachter 
gewöhnlih nur an die ihm zunächſt vor Mugen liegenden, völlig parzellirten 
Gegenden der Rheinebene denkt; vielmehr haben unſere geichichtlichen Mittheil- 
ungen genügend dargethan, daß auch in Baden das bäuerlidhe Familien und 
Erbredt auf ganz bdenjelben Grundlagen erwachſen iſt, wie in allen übrigen 
Gebieten unferes großen Vaterlandes, ja daß fich gerade in vielen Theilen Badens 
werthvolle Gewohnheiten und Sitten im Bauernftande erhalten haben, an welche 
eine neue Gejeßgebung anknüpfen kann. Solde große legislative Bewegungen, 
wie fie nicht nur im Deutichen Reiche, Tondern auch in den bdeutichen Ländern 
des Hauſes Delterreich auf dem Gebiet des bäuerlichen Erbrechts mit unwider— 
ftehlicher Macht fich jest geltend machen, gehen nicht von zufälligen und willfür- 
lichen Meinungen der Theoretifer aus, fondern find ein Zeichen eines großen volt3- 
thümlichen und volfswirthichaftlichen Bedürfniffes der Gegenwart. Ja, wir jehen jo- 
gar, daß ſich die Theorie der gelehrten Juriſten vielfach ablehnend zu Dielen 
Beitrebungen verhält, während in den unmittelbar betheiligten Lebensfreiien, wie 
jie in den Provinziallandtagen vertreten find, überall faſt einjtimmig ein ſolches 
Bedürfniß anerkannt wird. Sa, am lautejten erheben sich dieſe Stimmen im 
Bauernitande jelbit, welcher in Deutichland wie im deutichen Oeſterreich in neueſter 
Zeit eine jolde Reform des bäuerlichen Erbreht3 gefordert hat. Wir find daher 
der Anficht, das ein ſolches Geſetz auch den Bedürfniſſen des badiichen Landes 
entiprechen würde, welchem ebenſo wie jedem andern deutschen Lande die Erhalt: 
ung eine wohlhabenden, gediegenen und leiltungsfähigen Bauernitandes am 
Herzen liegen muß. Wir wollen verfuchen, die Grundzüge eines ſolchen Geſetzes, 
unter fteter Bezugnahme auf die oben erörterten neueiten legislatoriichen Verſuche, 
aber ebenio unter Berüdjihtigung der eigenthümlichen badiichen Verhältniſſe in 
aller Kürze zu jkizziren, ohne einen vollitändigen Gejegesentiwurf auszuarbeiten, 
welcher jich aber aus diefen Srundzügen leicht wird formuliren laffen. 

Was zunächſt das Grundprinzip einer neuen Landgüterordnung für das 
Großherzogtum Baden betrifft, jo wäre jede Rüdkehr zu dem Stammguts— 
Ipitem zu verwerfen, nachdem alle in diefem Sinne erlaffenen Gejege todtgeborne 
Kinder geblieben find. Ebenjowenig ift es zwedmäßig, ein befonderes bäuerliches 
Inteſtaterbrecht zu ſchaffen, wie dies der Schorlemer’ihe Entwurf für Weitfalen 
verlangte und wie e3 in Braunschweig durd das Geieß von 1874 wirklich 
begründet ift. linfere neue Yandgüterordnung fann nur auf dem Prinzip des 
freien Cintrages in die Yandgüterrolle beruhen, welche dabei dem Eintragenden 
die vollite Dispofitionsfreiheit gewährt. Kurz, das jest allgemein anerfannte 
Spitem des hannöverſchen Rechtes ift aud für Baden allein möglich und 
zwedmäßig. 

Die neue Landgüterordnung für das Großherzogthum Baden hätte fich 
in ihrer territorialen Ausdehnung auf das ganze Großherzogthum zu erjtreden. 
Eine Beichränfung dieles Geſetzes auf gewiſſe Streife des Landes, wie man es 
3. B. beim Gejege über die gemeinen Schafweiden beabiichtigte, wäre unzweck— 
mäßig. Thatſächlich wird ſich freilich die Sache jo geftalten, dag man nur in 
beitimmten Gegenden davon Gebraud macht. In der Aheinebene, dem Elaffiichen 
Lande der Bodenzeriplitterung, wird faum ein Parzellenbefiger geneigt jein, feinen 
Beſitz ald Landgut eintragen zu laſſen; follte fich aber mitten in dieſem zeriplits 
terten Grundbeſitze hie und da noch ein eigentliche® Bauerngut finden, tie dies 
allerdings mannigfach der Fall ift, jo wäre es doch möglich, daß auch hie und 
da ein folder Grundbeſitzer Werth darauf legte, feinen Grundbeſitz zuſammenzu— 
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halten und ungetheilt in der Familie zu vererben und deßhalb den Gintrag be- 
gehrte, was im allgemeinen Interefle nur zu wünſchen wäre. Freilich wird in 
der Regel die Eintragung in die Yandgüterrolle nur da beantragt werden, wo bis 
jetzt das Anerbenreht freitwillig geübt worden ift. 

Was dad Objekt der Gintragung betrifft, jo ſehen wir feinen Grund ein, 
aus welhem man wie in Sclefien, Brandenburg und Weitfalen eine Minimal- 
grenze für die Größe eines ertragsfähigen Gutes feititellen ſollte. Ein beſtimmtes 
Areal de3 einzutragenden Gutes zu finden wäre nad badiichen Verhältniffen un: 
möglih, da 10 Morgen in der Nheinebene oft viel mehr Werth find als 50 im 
Schwarzwald. Auch die Begrenzung nad dem Grunditeuerreinertrage (etwa 60 
bis 75 Mark) ericheint unficher und ſchwankend. Wir würden daher vorichlagen, 
wie in Hannover zu beitimmen: „Als Landgut kann jede landwirth— 
Ihaftlihe, mit einem Wohnhauſe verjehene Beligung eingetragen 
werden.“ Es wäre jedenfalls völlig unſchädlich, wenn auch einmal eine ganz 
unbedeutende Stelle eingetragen würde, obgleich dies wohl kaum jemals geichehen wird. 
Gin ausdrüdlicher Ausihluß oder Einſchluß des ritterfichaftlichen Grundbefiges 
wäre fir Baden überflüffig, da außer den grundherrlichen Beſitzungen Nittergüter 
im rechtlichen Sinne nicht vorhanden find und überhaupt ein Unterſchied zwiichen 
Ruſtikal- und Dominialbefig, wie er in den öftlichen preußifchen Provinzen beiteht, 
unbefannt ift. 

Zuftändig zur Eintragung ift das Amtsgericht, in deifen Bezirk das Wohn— 
haus liegt. Die Eintragung und Löſchung in der Landgüterrolle erfolgt auf 
Antrag ded Eigenthümers. Zur Stellung des Antrages ift jeder Eigenthümer 
berechtigt, welcher über feine Beligung lestwillig verfügen fanı. Die Eintragung 
tft für jeden nachfolgenden Eigenthümer wirkſam; der Cigenthümer ift aber ſtets 
berechtigt, feine Eintragung wieder löichen zu laſſen. Zum Landgut gehören die 
auf Antrag des Eigenthümers in die Yandgüterrolle eingetragenen Grundftüde, 
Ju Ermangelung einer näheren Bezeihnung in der Landgüterrolle gehören zum 
Hofe alle Grundftüde des Cigenthümers, welche biöher von ihm von ber Hofitelle 
aus bewirthichaftet worden find. Als Zubehör des Hofes gelten die mit dem 
Gute oder einzelnen Theilen desſelben verbundenen Gerechtigkeiten; die auf dem 
Gute vorhandenen Gebäude, Anlagen, Holzungen und Bäume, das Hofinventar; 
dasjelbe umfaßt das auf dem Hofe behufs der Bewirthichaftung desjelben vor: 
handene Bieh, Acker- und Hausgeräthe, einſchließlich des Leinenzeuges und der 
Betten, den vorhandenen Dünger und die für die Bewirthichaftung bis zur 
nächſten Ernte dienenden Worräthe von Früchten. und jonitigen Erzeugniſſen. 

Nachdem jo das Objekt der Vererbung feitgeitellt ift, hat das Geſetz zuerſt 
die geleglihe Erbfolge feitzuitellen, welche eintritt, wenn der Gutäbefiger 
niht über jein Gut legtwillig verfügt hat. 

Wird der Eigenthümer eines Yandgute® von mehreren Perjonen beerbt, fo 
it in Ermangelung einer entgegenitehenden legtwilligen Verfügung einer der Erben, 
der Anerbe, berechtigt, bei der Erbtheilung das Landgut nebit Zubehör zu einer 
geieglich feitzuftellenden Tare allein zu übernehmen. Die Berechtigung fteht nur 
den Nachkommen des Eblafjers, den Geſchwiſtern des Erblaſſers und deren Nach— 
fommen zu. Das hannöverihe Gefeg erfennt nur den Nachkommen des Guts— 
eigenthümers ein Anerbenreht zu. Wir würden es aber für richtiger halten, ein 
ſolches auch den Gejchwiftern und deren Nachkommen einzuräumen, da dieje regel« 
mäßig mit dem Inhaber noch in einer näheren verwandtichaftliden Beziehung 
ftehen und jo beiler dafür geiorgt wird, auch bei Ermangelung von Nachkommen 
das Gut in der Familie zu erhalten. Das Anerbenrecht weiter auszudehnen jcheint 
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unzwedmäßig. Die dem überlebenden Chegatten zuitehenden Berugniffe bleiben 
durc das Anerbenrecht unberührt. Cine derartige Beitimmung iſt infofern wichtig, 
als dadurch jeder Konflitt mit den Beitimmungen des ehelichen Güterrechtes ver: 
mieden wird. Darauf hätte die Feititellung der geleßlichen oder Inteſtatſucceſſions— 
ordnung zu erfolgen, in Betreff deren wir und weſentlich dem brandenburgiich- 
ſchleſiſchen Syſtem anichließen würden. Leibliche Kinder gehen Adoptivfindern, 
eheliche den umehelihen vor. Durch nachfolgende Ehe legitimirte Kinder ftehen 
den ehelichen gleih. Ferner geht vor der ältere Sohn und deilen Nachkommen 
männlichen Geichlechtes, in Ermanglung von Söhnen und männlichen Nachkommen 
beöfelben die ältere Tochter des älteren Sohnes und deren Nachkommen; falls 
aber Nachkommen von Söhnen nicht vorhanden find, die ältere Tochter des Erb- 
laſſers und deren Nachkommen. Inter den Nachkommen eines Kindes richtet ſich 
die Berechtigung zur Uebernahme des Gutes nach denjelben Grundiägen. Ob: 
gleih in Baden in vielen Gegenden der Vorzug des Jüngſten gilt, jo halten 
wir doch die Nactheile des Banernminorates für jo groß, daß wir bei einer 
geleglichen Neuregulirung de3 Anerbenrechtes entichieden dem Melteiten den Vorzug 
geben würden, wie dies auch alle neueren Gelege gethan haben. Der älteite Sohn 
ift nad dem Tode des Waters naturgemäß das Oberhaupt der Familie, welcher 
in der Regel auch ſchon in einem jo reifen Alter fteht, daß er dad Gut anzu— 
treten im Stande iſt, während bei dem Minorat viel häufiger Bormundichaften 
nöthig werden. Auch scheinen uns durch die unnatürliche Bevorzugung des 
Jüngſten viel leichter Yamilienftreitigfeiten hervorgerufen zu werden, da die Be- 
ftimmung des Anerben jo lange in suspenso bleiben muß. Uebrigens ift wohl 
zu bedenken, daß auf die Feititellung der geſetzlichen Succeſſionsordnung verhält: 
nigmäßig wenig ankommt, da der Gutsbeliger jederzeit auch den Anerben ganz 
nad Belieben lestwillig beitimmen kann. Zweckmäßig ericheint es ung, die dem 
hannöverihen Gejeg unbekannten Ausichließungsgründe des Anerben aus 
anderen Gejegen aufzunehmen: Kinder, welche zur Zeit der Erbtheilung wegen 
Geritesfrankheit oder Verſchwendung entmündigt find, ſowie Kinder, welde eine 
Verurtheilung zu Zuchthausitrafe und zugleih zum Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erlitten haben, stehen den übrigen Miterben nad. Wie wir bereits 
erwähnt, entipricht dem Bewußtſein der Länder, in welchen das Anerbenrecht nicht 
einen unmittelbaren geichichtlihen Boden in früheren Gelesen bat, die große 
Bevorzugung des Anerben durh die Gewährung eines Präzipuums von einem 
Drittel des Hofwerthes, wie fie das hannöveriche Geieg fennt, nicht. Wir würden 
daher vorschlagen, auch für Baden das Präzipuum fallen zu laſſen. 

Das MWichtigfte bleibt die geietliche Feititellung der Gutstaxe, wonacd der 
Anerbe das Landgut zu Übernehmen hat. Wir würden hier uns gegen da3 weit: 
fälifch-fchleitich-brandenburgiihe Syſtem ausſprechen, welcdes den beim Grund- 
fteuerfatafter angejegten Neinertrag der Liegenichaften in eriter Linie zu Grunde 
legt und jo und jo vielmal (20—40 mal) multiplizirt. Wir ziehen vor, eine 
jedesmalige individuelle Schägung des Gutes als Negel hier vorzunehmen, 
weil fie dem gegenwärtigen Stulturzuitande des Gutes Rechnung tragen fann und 
jedenfalls für beide Theile billiger ausfallen wird. Wir würden daher folgende 
Formulirung vorichlagen, wie fie für den Fall, dab der Anerbe oder einer der 
Miterben eine Abſchätzung des Gutes beantragt, in der ſchleſiſchen Landgüter— 
ordnung vorgeichrieben it: das Landgut nebit Zubehör, wozu auch das Guts- 
inventar gehört, wird nach dem jährlichen nachhaltigen Reinertrage geichäßt, 
welhen dasielbe durch Benußung als Ganzes im gegenwärtigen 
Kulturzuftande und bei ordnungsmäßiger Wirthſchaft gewährt. Die 
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vorhandenen Gebäude und Anlagen find, infoweit fie zur Wohnung und Bewirth: 
ichaftung erforderlich find, nicht beionders zu ichägen, ſonſt aber nach dem Werthe 
des Nutzens, weldher durch Vermiethung oder auf andere Weile daraus gezogen 
werden fann, zu veranichlagen. Dies gilt beionders von Nebenwohnungen, ſowie 
von Gebäuden und Anlagen, welcde zu beionderen Gewerbebetrieben beſtimmt find. 
Bon dem ermittelten jährlichen Ertrage find alle dauernd auf dem Landgute mebit 
Zubehör ruhenden Laſten und Abgaben nad ihrem muthmaßlichen jährlichen Betrage 
abzufegen. Yaften und Abgaben, auf welche die Ablöſungsgeſetze Anwendung finden, 
find dabei mad) deren Borichriften in eine jührliche Geldrente zu verwandeln. 
Der jo ermittelte Jahresertrag wird mit dem Zwanzigfachen zu 
Kapital berehnet. Won dem Geſammtwerthe des Guts nebit Zubehör werden 
die vorübergehenden Gutslaſten, 3. B. Altentheile mit einem nad Maßgabe des 
$ 9 der Zivilprozeßordnung zu berechnenden Napitals, höcitens aber mit dem 
Zwanzigfachen des Jahresbetrags in Nechnung gebradt. Das jo ermittelte 
Ntapital bildet den Gutswerth. Diele von und vorgeichlagene Formulirung 
weicht bedeutiam von dem hannöver'ichen Gelege ab, welches das Hofinventar 
beſonders nach feinem durchichnittlichen Verkaufswerthe abihägen und dem Guts— 
werthe zulegen läßt. Wir würden aber hier die in den anderen Yandgüterords 
nungen enthaltene Beſtimmung vorziehen, welche das Inventar ganz in Den 
Gutswerth einrechnet, weil dasielbe in der That der Zubehör des Guts und ohne 
dasſelbe ein Wirthichaftsbetrieb undenkbar iſt. Wenn darin eine größere Begünitig: 
ung des Anerben liegt, To ift zu bedenfen, dab wir auf jedes Präzipuum des— 
jelben verzichtet haben. Zwedmäßig iſt es, über alle derartige Fragen ein Sciebs- 
gericht enticheiden zu laſſen, jo daß derartige Streitigkeiten ganz den ordentlichen 
Gerichten entzogen werden. Wir würden uns bier dem weitfäliihen Gelege 
anschließen, welches bejtimmt: Streitigfeiten über die Feititellung der Tare find 
durch Schiedsgerichte zu enticheiden Der Ichiedsrichterlichen Enticheidung unter— 
liegen ferner Streitigkeiten über die Feititellung der Zahlungsfriiten, über Die 
Berziniung der Abfindungen, über die Gewährung des Unterhaltes auf dent Lands 
gute. Bei der Enticheidung über diefe Streitigkeiten find nach billigem Ermeſſen 
einerjeits die Leiltungsfähigfeit des Gutsübernehmers, anderſeits das Bedürfniß 
der Adzufindenden zu berückſichtigen. Die Schiedsrichter müflen mit einer land— 
wirthichaftlichen Beligung in dem Bezirfe angejellen fein, in welchem das Nachlaß— 
gut belegen iſt. Auf das jchiedsrichterliche Verfahren finden die Beitimmungen 
des zehnten Buches der Zivilprozeßordnung Anwendung. Dagegen ericheinen uns 
folgende Beltimmungen des hannöver’ihen Geleges in Betreff der Schulden 
ernpfehlenswerth : Die Erbichaftsichulden ind zunächit auf dad außer dem Land— 
gute nebit Zubehör vorhandene Vermögen anzurechnen. Infoweit fie durch dieſes 
Vermögen nicht gededt werden, find fie von dem Anerben als Schuldner allein 
zu übernehmen In dielem alle werden fie bei der Erbtheilung vom Gutswerthe 
abgezogen. Die Theilung der Erbſchaftsmaſſe unter die Miterben, einichließlich 
des Anerben, erfolgt nach dem allgemeinen Recht. Nach diefem Recht richtet fich 
auch die Haftung der Erben bei Erbichaftsichulden. Der Anerbe haftet den Erb- 
Ihaftögläubigern auch mit dem Vermögen, welches er als Anerbe erhalten hat. 

Alle dieje Beitimmungen beziehen fih auf den Fall, daß der Hofbefiger 
nicht legtwillig verfügt hat; fie regeln alſo lediglich die Inteſtatſucceſſion. Durch 
die Gintragung begibt ich der Eigenthümer aber keineswegs feines legtwilligen 
Berfügungsrechtes; er ijt befugt, in einen Teitamente oder in einer gerichtlich 
oder notariell beitätigten Urkunde zu beitimmen, daß ein Anerbenreht nicht ein— 
treten, daß die Bevorzugung des Anerben in einer anderen als in der im Gelege 
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bezeichneten Weile ftattfinde, welche Perſon unter den zur Erbfolge berufenen 
Nachkommen Anerbe fein foll, zu welchem Betrage der Gutswerth bei der Erb: 
theilung angerechnet werden fol. Die einzige Schranfe diejer Verfügungs: 
freiheit liegt in dem Bflihttheilsrehte der Miterben. An dieſem 
wird grundjäglih nichts geändert; die Beltimmungen des badiichen 
Landredhts über die portion disponible bleiben unberührt, jo daß aud ferner: 
hin bei Vorhandeniein von mehr als drei Stindern der Erblaffer nur über ein 
Biertel feines Vermögens legtwillig freiwillig verfügen fann. Nur dadurd wird 
thatſächlich meiſtens eine Verringerung des Pflichttheils der Miterben eintreten, 
daß bei Ermittelung desielben die Abſchätzung des Gutes nad) den oben erörterten 
geieglihen Borichriften zu Grunde gelegt wird. Wichtig ift noch die Hinzu: 
fügung von Beitimmungen, wodurch jehr häufig im Bauernitande vorkommende 
Rechtsgeſchäfte gegen jede Anfechtung geihüst werden. Wegen Verlegung des 
Pflichttheils fönnen nicht angefochten werden: 1. Verfügungen des Erblaſſers, 
durd; welche dem leiblichen Vater des Anerben lebenslänglich, der leiblichen Mutter 
bis zur Großjährigfeit des Anerben das Necht beigelegt wird, das Yandgut 
nebit Zubehör nad) dem Tode des Erblaſſers in eigene Nugung und Berwaltung 
zu nehmen, mit der Verpflichtung, den Anerben und deilen Miterben, letztere 
bis zur Auszahlung ihres Erbtheils, angemeſſen zu erziehen und für den Noth: 
fall auf dem Landgute zu unterhalten; 2. Verfügungen des Grblafiers, durch 
welche die Fälligkeit der Erbtheile der Miterben bis zu deren Großjährigkeit 
unter der Verpflichtung des Anerben, die Miterben bis zu dieſem Zeitpunkte 
angemejien zu erziehen und für den Nothfall auf dem Yandgute zu unterhalten, 
hinausgeihoben wird. 

Als Schlußbeitinmung wäre nod hinzuzufügen, daß durch dieſes Geſetz 
über die Landgüterordnung nicht geändert werde: a) das für das Fideikommiß-, 
Lehen: und Stammgüter beitehende Necht, b) das Necht der Hofgüter, fir welche das 
Edikt von 1808 maßgebend ift, c) das Recht, durch Vertrag das Bermögen ganz 
oder theilweije unter Lebenden mit Rückſicht auf die fünftige Erbfolge abzutreten. 

Sp würde dur ein ſolches Geſetz in die Verfügungsfreiheit der Individuen 
keineswegs eingegriffen; dieſelbe würde nicht beichränft, fondern erweitert und 
von läftigen Feileln befreit. Da ein ſolches Gejek aber aucd das beitchende ehe: 
fihe Güterreht nicht alterirt, fondern alle Rechte des überlebenden Ehegatten 
aufrehthalten würde, da auch die Beitimmungen über die portion disponible 
und das darauf begründete Pflichttheilereht grundiäslicd nicht abgeändert 
würden, jo würde ein ſolches Geſetz keineswegs tief in das bejtehende Rechts: 
ſyſtem eingreifen, fich demjelben vielmehr organic einfügen lafien. Am wenig- 
ften ift zu befürchten, dab ein ſolches Geſetz mit den Grundiägen des in der 
Ausarbeitung begriffenen Neichszivilgeiegbuches in Widerfpruch treten würde; denn 
es ſteht zu erwarten, daß das bürgerliche Geſetzbuch für ganz Deutſchland gerade 
auf dem Gebiete des bäuerlichen Erbrechts der Yandesgeieggebung freien Spiel: 
raum gewähren wird. Wenn man die uationale Einheit des Rechts nod jo 
hochhält, jo giebt es doc) entichieden Gebiete, welche nur eine partifularrechtliche 
Regelung zulaffen, und dahin rechnen wir vor allen das bäuerliche Erbredt. 
Wäre man hiervon nicht feit überzeugt, jo würde man in Preußen nicht daran 
gedacht haben, für eine Provinz nad der anderen eine bejondere Yandgüterord- 
nung zu erlaflen. Dagegen würden wir es für verfehlt halten, wenn man mit 
einem foldyen Gejege in Großherzogthum Baden jo lange zuwarten wollte, bis 
das neue bürgerliche Geſetzbuch erichienen ift. Bei den Gefahren, welche in unjerer 
Zeit den Bauernftand bedrohen, bei der allgemein konſtatirten Verihuldung des 


— 
514 Zur Frage der bäuerlichen Erbfolge. 


ländlichen Beſitzes, welche wenigſtens zum Theil mit den beſtehenden erbrechtlichen 
Verhältniſſen zuſammenhängt, heißt es ſo ſchnell als möglich Hilfe bringen. 
Bis dat, qui cito dat. Wir erfennen in einem ſolchen Geſetze feine Panacee 
aller Webelftände, ja wir fnüpfen an den Erlaß eines ſolches feineswegs ſangui— 
niſche Hoffnungen. Wir willen, dab der Landmann gegen alles Neue eingenommen 
ist, jelbit wenn das Neue auch nur das Alte in neuer Geftalt ift, daß in ber 
bäuerlichen Bevölkerung ein großer Mangel an Initiative herricht und daß man 
fih lang bedenken wird, ehe ſich der Eine oder der Andere in die neue Land— 
güterordnnung eintragen laflen wird. Wir glauben nit, daß das von uns befür: 
mwortete Gejeg jo glänzende und jchnelle Erfolge erzielen wird, wie in Hannover 
und Oldenburg, dent Elafliichen Boden des niederlähfiichen Bauernthums. Aber 
die Gewährung gewiſſer pefuniärer Erleihterungen wie völlige Sportelfreiheit bei 
allen Erbfällen und Gutsübergaben, welche auf Grundlage diejes Gejeges erfolgen, 
würden nicht ganz ohne Wirkung bleiben. Am meiſten veriprechen wir uns aber 
von einer wohlwollenden und umsichtigen Belehrung von Seiten der Regierung, 
der Yandesbehörden und bejonders der landwirthichaftlichen Vereine. Dies Ber: 
fahren hat in Oldenburg und Hannover ſich alö erfolgreich bewährt. So wurde 
im Großherzogthum Oldenburg zugleih mit dem Inkrafttreten des Gejeges jeder 
Hofbefiser von den Verwaltungsbehörden durch Zuftellung eines gedrudten Aus: 
zugs über die weientlichen Beitimmungen des Geſetzes belehrt. In Hannover 
juchte das Kandesdireftorium, unter dem maßgebenden Einfluſſe des Herrn v. 
Bennigien, als das Höfegeſetz in's Leben trat, durch Brojchüren, Vorträge und 

3 Medium der landwirtbicdhaftlichen Vereine das Verſtändniß für die Benußung 
des neuen Gejeges zu erweden. Auch die Amtsrichter wurden mit der Aufgabe 
betraut, bei jeder Gelegenheit darüber zu belehren, ohne daß irgendivie die freie 
Entſchließung des Ginzelnen unbillig beeinflußt worden wäre. Much in Baden 
wiürde eine jolche ſachgemäße Belehrung durd Männer, welche die nächſte Fühl- 
ung mit den bäuerlichen Streifen haben, wie unjere jo tüchtigen Wanderlehrer, 
durd die landwirthichaftlichen Vereine und volfsthümliche und beliebte Staat3- 
beamte nicht erfolglos bleiben. Mehr als die Lehre wirft bei den Bauer befannt: 
lih das Beiſpiel. Würden fich in verſchiedenen dazu geeigneten Gegenden des 
badiichen Landes vorerit nur einzelne intelligente Yandwirthe in die Güterrolle 
eintragen laſſen, wiürden ihre Nachbarn jehen, daß durch dieſe Eintragung die 
Berfügungsfreiheit nicht im geringiten gebunden wird, würde fi) das neue 
Spitem auch in einzelnen Crbfällen praftiich bewährt haben, jo find wir über: 
zeugt, daß ein jolches Beilpiel für ein Geieg Propaganda machen würde, mweldes 
den Landmann nicht etwas Neues aufzwängt, fondern nur feine alte Yamilien- 
jitte in eine geleglihe Form Eleidet, welche dielelbe gegen einen wideriprechenden 
Geſetzesbuchſtaben befjer zu ſchützen im Stande iſt, als dies bisher der Fall war. 
Würde ein in diefem Sinne abgefaßter, den badiichen Verhältniſſen wohl ange: 
paßter Geſetzentwurf dem nächſten Yandtage vorgelegt und von beiden Kammern 
genehmigt werden, jo wirde ein solches Geleg immerhin in Werbindung mit 
anderen legislativen und abminiftrativen Maßregeln dazu beitragen fünnen, ben 
in Baden noch wirklich vorhandenen zahlreihen mittleren Bauernitand zu erhalten, 
auf deilen Fortbeitand und Kräftigung nicht blos in Baden, fondern im ganzen 
deutichen Vaterland die jtärkite Hoffnung einer geiunden ftaatlichen, jozialen und 
wirthichaftlichen Entwidelung unſeres Volkslebens beruht. 
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Der zur Ueberwachung des Auswandererweſens beſtellte Reichskommiſſar hat 
ſeine Amtsthätigkeit während des verfloſſenen Jahres in Hamburg, Bremen und 
Stettin in der gleichen Weiſe wie in den früheren Jahren ausgeführt. 

Die genaue Befolgung der durch die erlaſſenen Verordnungen getroffenen, 
das Intereſſe der Auswanderer berührenden Beſtimmungen von Seiten der Landes— 
Reviſionsbehörden, der Auswanderungsunternehmer und aller bei der Auswanderer: 
beförderung betheiligten Perfonen iſt von ihm Eontrolirt und das Intereſſe der 
Auswanderer in jeder Hinficht wahrgenommen worden. Die zur Auswanderer: 
beförderung benugten Schiffe find, joweit es die gleichzeitige Beauffichtigung ber 
drei deutjchen Häfen, aus welchen eine Auswandererbeförderung ftattfindet, zulieh, 
ſämmtlich perfönlih von dem Reichskommiſſar, in der Negel im Verein mit den 
in den einzelnen Hafenorten bejtellten Bejichtigungsbehörden, revidirt worden. Es 
ift hierbei die Seetüchtigfeit der Schiffe und ihre Geeignetheit zur Raffagierbeför: 
derung, die Zweck- und Vorſchriftsmäßigkeit der Einrichtungen für Unterbringung 
der Paſſagiere, für VBentilation und Erleuchtung der einzelnen Näume und der 
Hoipitaleinrichtungen feitgeltellt worden. Wo die Cinrichtungen nicht genügten, 
oder nicht zwedentiprechend waren, find Die nöthigen Anordnungen getroffen und 
ift deren Ausführung überwadht worden. 

Die Proviantvorräthe wurden in Bezug auf Quantität und Qualität genau 
geprüft und nicht ganz tadellojer Proviant von Bord entfernt und durch neuen 
eriegt. 
Die zur Beherbergung der in den Ginichiffungshäfen eintreffenden Aus— 
wanderer beitimmten Yogirhäuier, die Empfangnahme an den Bahnhöfen, die Ein: 
ihiffung und Unterbringung der Auswanderer an Bord der Schiffe find möglichft 
oft Eontrolirt worden. 

63 fann hierbei Eonftatirt werden, daß die jtattgehabten Revifionen im ver: 
flojjenen Jahre zu feinen bedeutenden Ausitellungen Veranlaſſung gegeben haben. 
In den vereinzelten Fällen, in denen ſich unter den Proviantvorräthen Einiges 
vorfand, was nicht mehr als völlig gut anzujehen war, wurde ſolches ftets ſo— 
fort durch tadelloien Proviant von den Rhedereien erjegt. 

Bom Jahre 1869 einschließlich ab hat die Auswanderung, wenn das Jahr 
1870 als unter Einwirkung des Krieges ftehend nicht in Anichlag gebradt wird. 
bis zum Jahre 1872 jtetig zugenommen und von 1873 bis 1877 wieder regel- 


1) Bal. die früheren Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 ©. 214; 1877 ©, 699 
1878 ©. 461; 1879 ©, 547; 1850 ©. 593; 1881 ©. 345, 1582 ©. 189 j. 
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mäßig abgenommen. Vom Jahre 1878 bis zum Jahre 18381 einſchließlich iſt 
diejelbe wieder jährlich geitiegen. Im Jahre 1882 dagegen hat die Auswander— 
ung, obwohl fie zu Anfang des Jahres gegen den gleichen Zeitraum des Bor: 
jahres eine ziemlich bedeutende Zunahme zeigte, doch im Ganzen, entgegen den 
im vorigen Jahre von verichiedenen Seiten ausgeſprochenen Erwartungen, eine 
Steigerung nicht erfahren, vielmehr it ſowohl die Gelammtziffer der im ver— 
flofienen Jahre über die deutichen Häfen beförderten Auswanderer (232,210), als 
auch im Beſonderen die Zahl der deutichen (reichsangehörigen) Auswanderer 
(168,454) gegen bie im Vorjahre beförderte Anzahl (247,346 indgefammt, 
mworunter 184,369 Deutiche) nicht ganz unerheblich zurüdgeblieben. Da aud) die 
früheren Jahrzehnte ein ähnliches periodiiches Steigen und Fallen der beförderten 
Anzahl aufweifen, jo darf vermuthet werden, dab im Jahre 1881 der Höhepunkt 
der legten fteigenden Bewegung erreicht worden ift, und für die nächſten Jahre 
eine weitere Abnahme der Auswanderung ftattfinden werde. 

Die geſammte Austwandererbeförderung über die deutichen Häfen fand im 
verflofienen Jahre, ebenio wie überhaupt ſchon in den legten Jahren, fait aus: 
ichließlich vermittelit Dampficiffen ftatt. Abgeiehen von denjenigen Schiffen, 
welche, wie dies alljährlich vorkommt, nur einzelne Paflagiere mitnehmen und 
daher als zur Nusmwandererbeförderung benußte Schiffe geſetzlich nicht betrachtet 
werden, wurde im Laufe des Jahres nur ein einziges Segelichiff mit Auswans 
derern, und zwar von Geitemünde nach den hawaiichen Inſeln, erpedirt. 

Unter den in dieſem Jahre beförderten Auswanderern befand fich eine große 
Anzahl aus Rußland auswandernder Ziraeliten, für welche ebenjo mie für Die 
im Jahre 1881 auögewanderten Jiraeliten bejondere Einrichtungen bezüglid der 
Unterbringung und namentlich bezüglich des Proviants und der Zubereitung der 
Speifen getroffen werden mußten. Allein über Hamburg wurden 10,474 ruſſiſche 
Siraeliten nach Amerifa beförbert. 

Nachdem im vorigen Jahre, wie in dem bezüglichen Jahresbericht !) erwähnt 
ift, der Norddeutiche Lloyd in Bremen den Anfang gemacht hatte, den Zwiſchen— 
deckspaſſagieren ald Yagergeräth Strohſäcke und Strohtiffen unentgeltlich zu liefern, 
find im Laufe diejes Jahres zwei der Hamburger Linien, die Hamburg-Amerikaniſche 
Padetfahrt-Attiengejellihaft und die Erpedienten Morris & Co. (Garr’iche Linie) 
diefem Beiſpiele gefolgt und liefern nun ebenfalls für jeden Zwiſchendeckspaſſagier 
unentgeltlich eine Seegrasmatrage nebſt Kopfkeil. 

In Folge des im vorigen Jahre erlaflenen, die Auswandererſchiffe betref: 
fenden neuen norbamerifaniichen Geſetzes find auf den deutfchen, nad den Ber: 
einigten Staaten von Amerika fahrenden Schiffen die einzelnen Sclaftojen für 
die Zwifchendedspaflagiere bis auf zwei Fuß engliiches Maß verbreitert worden, 
wodurd der in den einzelnen Räumen für die Bewegung der Paflagiere rejervirte 
Raum nicht unerheblidy beichräntt worden ift. Der Raum für die Zwiſchendecks— 
pafjagiere ift nach diefem neuen Gejege überhaupt ein beichränfterer geworden als 
ihn das frühere ameritaniiche Gejeg verlangte. Das frühere amerifaniiche Geſetz 
verlangte bei 7'/, Fuß Bwiichendedshöhe für jeden Zwiichendedöpaflagier 14 
Quabratfuß (engliich) reine Dedflähe, alio 105 Kubikfuß Raum, während das 
neuerlajjene Gejeg nır 100 Kubikfuß Raum für jeden Baflagier vorichreibt. Es 
find ferner auf denjenigen Schiffen, auf denen fie noch nicht vorhanden waren, 
Eßtiſche und Sigbänfe in den Zwiichendedsräumen angebradht worden. Bisher 
fehlten diefe Gegenstände auf einem Theil der deutichen Schiffe und waren aud) 
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da, mo fie vorhanden, theilweile außer Gebrauch gejegt worden, um ben Platz 
nicht zu beengen, da die Kapitäne und anderen Angeitellten die Erfahrung gemacht 
haben wollten, daß die vorhandenen Tiſche 2c. von den Paſſagieren nicht benugt 
wurden, fondern bieje ihre Mahlzeiten auf Ded oder auf ihren Kiſten und Koffern 
figend verzehrten. 

Die vielfältig vorgefommenen Feuersbrünſte in mit großen Menfchenmaffen 
gefüllten Gebäuden haben Beranlaffung gegeben, daß die Bremer Polizeibehörbe 
bejondere Maßregeln zur Sicherung der mit Auswanderern belegten LZogirhäufer 
angeordnet hat. Dieſe Maßregeln beftehen in folgenden Anordnungen: 

1. Sämmtliche Korridore und Treppen der Häufer müffen von Eintritt ber 
Dunfelheit an bis Tagesanbrud durch Gasflammen oder Petroleumlampen 
genügend erhellt fein. 

2. Sobald in einer Wirthichaft mehr ald 20 Perſonen übernadhten, haben 
die Wirthe für die ununterbrochene Bewahung der Wirthichaft während 
der Nachtzeit Sorge zu tragen. 

3. Der Thürverfchluß der Logirzimmer muß in der Weile hergeltellt fein, 
daß ſich dad Thürfhloß von innen nur durch einen Handgriff verichließen 
läßt, der von außen durch einen Zimmerſchlüſſel geöffnet werdet kann. 
Die Zimmerfhlüffel müflen Abends abgezogen und während der Nacht 
von dem Wirthe bezw. von der Nachtwache bewahrt werden. Weitere 
Thürverfchlüffe, als Riegel und dergleichen, anzubringen ift nur bei 
folhen Zimmern geftattet, in denen höchſtens 4 Perſonen logiren dürfen. 

In Hamburg, wo Auswandererlogirhäufer vorhanden find, welche eine jehr 
große Anzahl von Perfonen gleichzeitig zu beherbergen vermögen, wurde die Auf: 
merkſamkeit der NAuswandererbehörde gleichfalls auf dieſen wichtigen Punkt ge— 
lenkt. Es hat in Folge deffen eine Befihtigung diejer Häufer durch eine Kommiffion 
ftattgefunden, dieſelbe hat aber die beftehenden Einrichtungen für ausreichend ers 
achtet und feine Veranlaffung gefunden, ähnliche bejondere Sicherheitämaßregeln 
in Antrag zu bringen. 

Ferner iſt eine Grgänzung der in Hamburg bezüglich der indirekten Be 
förderung über britiihe Zwiſchenhäfen geltenden Verordnungen in folgender 
Richtung angebahnt worden. Es waren mehrfach Beichwerden und Streitig- 
feiten dadurch entitanden, daß Auswanderer, welche mit einer direkt befördernden 
deutichen Linie nad) Nordamerifa zu gelangen beabfichtigten, in ihrem binnen 
ländiſchen Heimatsorte von dem dortigen Agenten Annahmeicheine (fog. Interims— 
icheine) für eine inbireft beförbernde britifche Linie gegen Anzahlung ausgehändigt 
erhalten hatten, indem der Umſtand, daß die Beförderung indirekt erfolgt, aus 
dem Inhalte des Annahmeſcheines nicht erfichtlih war, vielmehr erjt nach ber 
Ankunft der Auswanderer in Hamburg bei der Aushändigung des definitiven 
Paflagelontraft3 zu Tage trat. Eine Vorfchrift, wonach alle wejentlichen Be: 
dingungen ber Beförderung nicht blos in die Paffagelontrakte, ſondern bereits in 
die erwähnten Annahmeicheine aufzunehmen find, befteht nad dem Wortlaut der 
bezüglihen Hamburger Verordnungen nur für die direkte, nicht aber für die in— 
birefte Beförderung (beide Beförberungsarten find in getrennten Verordnungen 
behandelt). Won den Gerichten war baher das erwähnte Verfahren der Erpedienten 
und Agenten als nicht vorbotöwidrig erachtet, und beifpieläweife in Fällen auf 
Freifprehung erfannt worden, in denen dem Auswanderer, ber für die Route 
über Liverpool angenommen mar, feiner Angabe nah aber die Abficht gehabt 
hatte, direft von Hamburg nad New-York zu reijen, ein die Quittung über das 
gezahlte Handgeld enthaltende Interimäbillet ohne Namhaftmahung jenes eng— 
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liſchen Hafens gegeben worden war. Zugleich mwar aber in den betreffenden Er: 
fenntniffen ausdrüdlicd; anerkannt worden, daß eine Abänderung dieſes Zuftandes 
auf gejeglihen Wege höchſt wünſchenswerth ericheine. 

In Folge diefer Anregung hat der Hamburger Senat der Bürgerſchaft einen 
Nachtrag zu den erwähnten Verordnungen zur Genehmigung vorgelegt, durch 
welchen bie Namhaftmachung des Zwiſchenhafens bei der inbireften Beförderung 
auch für die Interimöfcheine vorgejchrieben und überdied beftimmt wird, daß bie 
inbireft befördernden Auswanderererpedienten in ihren Zirkulären, Profpeften und 
Annoncen allemal den Namen des betreffenden Zwiſchenhafens ausdrüdlih auf: 
zuführen haben. 

Es dürfte feinem Zweifel unterliegen, daß dieſer Vorſchlag des Senats bie 

Mitgenehmigung der Bürgerfchaft finden wird. 

Im Laufe des Jahres mwurben verichiebene deutihe Auswandererſchiffe von 
Unfällen betroffen, glüdlichermeile jebodh, ohne daß bei biefen Unfällen ber Ver— 
luft an Menjchenleben zu beklagen wäre. Es ging der mit Muswanderern be 
jegte Dampfer „Mofel* des Nordbbeutichen Lloyd auf der Ausreiſe bei Lizard 
an ber engliihen Küfte verloren; Paflagiere und Bemannnung wurden gerettet 
und erftere dur) andere Dampfer an ihren Beitimmungsort befördert. In Folge 
ber eingeleiteten feeamtlichen Unterfuchung ift gegen ben erften Steuermann, welcher 
zur Zeit des Verluftes die Wache hatte, auf Entziehung der Befugniß zur Aus— 
übung des Sciffergewerbes erkannt, außerdem gegen benfelben Anklage wegen 
fahrläffiger Vernichtung fremden Eigentums erhoben worden. Auf einem 
anderen Dampfer des Norbdeutichen Lloyd „Frankfurt“ brach im Bremerhafen 
furz vor Einfhiffung der Paſſagiere Feuer aus und zeritörte einen Theil ber 
inneren Cinrihtung. Der ber Hamburg:Ameritanifhen Padetfahrt-Aftiengeiell- 
Ichaft gehörige Dampfer „Herber” wurde, von New-Yrk zurüdfehrend, bei Kap 
Race verloren; auch hier gelang ed, fämmtliche Paflagiere und Mannſchaften zu 
retten; bie jeeamtliche Unterſuchung ift eingeleitet. Der dem Stettiner Lloyd ge 
hörige Dampfer „Kätie“ gerieth ausgehend im Sund an den Grund und ftieß 
let. Die an Bord untergebraditen Auswanderer, 325 Berjonen, wurben in 
Folge deſſen über Hamburg mit einem Dampfer der Garr’ichen Linie weiter bes 
förbert. 

Der BVerluft des Hamburger Dampfers bei Kap Race hat der Direktion der 
Hamburg: Amerikanifhen Packetfahrt-Aktiengeſellſchaft Veranlafjung gegeben, für 
die Zukunft! ihren Dampfern in jofern einen einzuhaltenden Kurs vorzu— 
fchreiben, als diefelben bei Reifen von und nad Nordamerika den 50. Grad weit: 
licher Länge nicht nördlicher al3 unter dem 45. Breitengrad kreuzen jollen. Dem: 
nächſt hat dem Vernehmen nad) auch der Bremer „Norbbeutiche Lloyd” eine 
ähnliche Verfügung und zwar dahin erlaffen, daß deſſen Dampfer beim Paſſiren 
des Kap Race ſich demjelben in nördlicher Richtung nicht mehr ala bis auf 50 
Seemeilen jüblih davon nähern dürfen. 

Es wurden im Laufe des Jahres wiederum verichiedene Klagen, theild gegen 
deutſche Auswandererſchiffe, theild gegen Austwandereragenten erhoben. So wurde 
von einer Anzahl Baflagiere des Hamburger Dampferd „Australia“ in Nems 
VYork Beihwerde wegen jchlechter Beköftigung, jchlechter Behandlung und Unfauber: 
feit erhoben. Die in New-York dieferhalb geführte Unterfuchung hat indeh er: 
geben, daß dieſe Klagen in der Hauptjache unbegründet waren. Der wegen 
Injultirung zweier Frauen angellagte Proviantmeifter des Schiffes wurde fofort 
nad Eintreffen des Schiffes in Nordamerika feiten® der Nheberei entlaffen und 
der dortigen Unterfuhungsbehörbe zur Verfügung geftellt. 
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Ferner wurbe in Sydney bei dem beutichen Konſulat von einigen Paſſagieren 
de3 Hamburger Dampferd „Barcelona“ Klage über Verpflegung und Behandlung 
während ber Reife geführt. Es haben ſich indeß auch dieje Klagen zum größten 
Theil ald unbegründet ober übertrieben herauögeftellt, und foweit fie begründet 
waren, iſt Abhilfe geihaffen morben. 

Die übrigen eingegangenen Klagen beftanden hauptjählich in Denungziationen 
gegen im Binnenlande nicht onzeflionirte Auswanderungserpebienten und Agenten, 
jowie gegen jogenannte Winkelagenten wegen llebertretung ber über die Konzeſſions— 
pflichtigfeit ber Vermittlung der Auswanbdererbeförberung in den binnenländifchen 
Bunbesjtaaten beitehenden Gefege und Verordnungen, insbejonbere des $ 10 bes 
preußiichen Gejeges vom 7. Mai 1853. Diefe Klagen find den betreffenden zu— 
ftänbigen Behörden zur Unterfuchung bezw. Verfügung vorgelegt worben. ferner 
gehören hieher die bereit3 oben erwähnten mehrfachen von Ausmwanderern gegen 
Auswanbereragenten erhobenen Klagen darüber, daß ihnen gegen ihren ausge— 
ſprochenen Wunſch Paflageicheine für inbirefte Beförderung mit engliichen Schiffen, 
anftatt für birefte Beförderung mit einem deutſchen Schiffe ausgehändigt worden 
feien — lagen, welche demnächſt durch die erwähnte Nachtragdverordnung für 
bie Zukunft ihre Erledigung finden bürften. 

Bon Seiten des Stettiner Lloyb war zur Paflagierbeförberung ein britijcher 
Dampfer gehartert worden. Bei der vor Abgang de3 Schiffes durch den Reichs: 
fommifjar vorgenommenen Revifion fanden ſich mehrfahe Mängel an dem ſich 
fonft in gutem Zuſtande befindenden Schiffe vor, die e8 zur Paflagierfahrt im 
Ganzen nicht beionder3 geeignet erfcheinen ließen. Den vorgefundenen Mängeln 
wurde für bie bevorftehende Reife beitmöglichit abgeholfen und das gedharterte 
Schiff nit ferner zur PBaflagierbeförderung benust. 

Zum Schluffe folgen hier einige ftatiftifche Notizen über die Auswanderer: 
beförderung während des verflofjenen Jahres. 


34* 


520 Bericht über die Thätigkeit des Reichstommiſſars 





Die im Jahre 1882 über deutſche Häfen nach überſeeiſchen Ländern gegangenen dentichen 












































Zahl der Auswanderer Davo n gingen über BEER 7 
Staaten bezw. Landeötheile | aus dem Deutſchen Reich den Be Ba = 
N nad) — = Vereinigten „,s 
* überfeeiihen Ländern | # 3 5 Staaten IE 5: 
Herkunft im Jahre 1882 S Z * von 
* > Amerita 
_ | Männ. Weibl. Zufam. aim. Bes nf 
1. 2, 3. | 4. 5-1 6. 7. 0.11. 
ur 
Preußen. | | | 
Provinz Oftpreußen . . . 919, 691) 1610| 766 750 94 896 682 81 
„  Beitpreußen. . . 8,694 wa) 16,428| 10,204| 6,125) 99] 8,582] 7,657. 49 30 
„Brandenbu mit J 
Stadt Berlin. . 10 4,491 10,610] 83,404 7,083 5,882] 4,371, 27) 2 
„»  Bommen . . .] 11,978: 10.421. 22,400] 10 311| 10,894 ) 11,794|10,289, 28 23 
> Sl. 77117 6.504 14,221] 7,971 6,121 7,661| 6,452! 28 3 
»  Schlefien. . . "| 8237 2142) 5,379] 2,359 3,004 3,131 2,082 14 10 
„  Sadjien . 2,404 1.609 4,013| 2,664| 1,345 2332| 1,5701 6 w 
„ Schleswig: Holftein.. 7,152. 5,457 12.609] 591] 12,014 6,939| 5,325. 15, 11 | 
” Ban — 8,966) 6,205. 15,171| 12,576| 2,595 8,680) 6,067 121 ® | 
= eitfalen.. . . . 2,637) 1,886! 4,522] 4,239 283 2,596 1,863] — - 
» Sellen-Nafiau . „| 4,181) 8,107. 7,288| 6,059 1,229 4,116 3,077 3 — 
„ Rheinland . . .| 1,353] 972, 2,325] 1,954 871 1,308° 9561 — 1 
„ SBohengollem . . 51 87 88 51 37 51 37 —— 
Preußiſcher Staat.168,409 51,255 116,664] 63,149] 51,801| 1,714| 63,968|50,428 190 14 
Bayern { rechts des — 6,949 4,918 11,867| 8,875| 2,984 81 6,830 4,841 7 5 
Bla . . 604) 491) 1,095| 1,080 5 — 604 891) —— 
Sadien . .» 2 2 2.2..4 4,267) 3,0491 7,316) 4,994| 2,319 3] 4,137) 3,004 15) 4 
Württemberg . . . . »| 4,309] 3,358 7,667] 6,018] 1,649) — | 4,275| 3,3401 — — | 
Baden. . » 2 2.2... 1888| 1,186| 2,574] 1,936) 6388| — | 1,3771 1,179 — - 
Bellen. . ... | 1,587 1,094, 2,681] 1,5500 931] — | 1,551[| 1,085 — 
Medienburg- Schwerin. . „| 3,355) 2,770 6,125] 687) 5,409 29| 3,304) 2,755 # 3 
Sadien-RBeimar . . . . 506) 884 sul TEL 128 — 4983| 376: — — 
Medlenburg- — — 501 393 8944 154 740 — 499| 392 — — 
Dldenburg . . Bd 1,238| 952. 2,190] 2,027 1683| — | 1231| 99 — — 
Braunidweig : » .» . . 431 308 739 5881 201 — 4001 304 — — 
Sahjen-Meiningen . . . 383 222 55 488 17T — 3501 21 — — 
Sadjjen-Altenburg . ee 125 78 208] 114 3 — 121 750 - 
Sahien-Koburg-Gotha . . 321 211] 5 407 125 — 3121 210 — — 
Anhalt . 164 93 257—1 1544 1 — 148 s8 — — 
Schwarzburg· Sondershauſen 70 #3, 113 88 28 — 7) 42 —— 
Schwarzburg⸗ — 118 9 2111 182 21 — 118 93 — — 
Waldeck . . ; : 168 100) 268] 225 3 — 166) 100) — — 
Reuß älterer Linie ... 37 28 65 60 | — 37 28, —| — 
Reuß jüngerer Linie. . . 151 87 238 171 67 — 149 87 —— 
— — 38 27 65 63 2! — 38 2m —— 
Lippe . . . — 825] 200 5251 473 52 — 3199 200 —— 
| 7 AP u 137 67 204 16 188 — 118 62 —— 
Bremen 2 oo 913) 739) 1,652] 1,567 5 — 847 89 — — 
Hamburg. 2.2.4 1915] 1,375) 3,280] 116) 8174 — | 1,599) 1,226 5 1ı 
Elfag-Lothringen . . . . 6 68 184 75 59 — ee 6er I - 
Deutfches Reih. . . . . | 95,445) 73,589169,034] 96,116) 71,164 1,754] 93,120|72,3637222.159 
Davon: | | | 1 
unter 1 Jahr alt . 5,598 5,546 11,144] 5,887! 5157] 10) —| — — 
über 1 bis 10 Jahr alt | 16.844 15,709| 32/553] 18,839 18,787] a] — | — — 
über 10 Jahr alt . . | 73,003 52,384/125,337| 71,890 52,220 127] — | — — 
Ferner über Antwerpen . . | 15,207) 9,446) 24,655| — — — 14,784! 9, 100 1 ! 
*) Hierunter 4 Kinder ohne Geſchlechts- und Altersangabe; dieſelben find gleihmäßig auf die 
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Einfuhr und Ausfuhr 


ber 


wichtigeren Waarenartifel im Deutihen Bollgebiet 


vom 1. Januar Bis Ende Dezember 1883. 


Eingang in den freien Berkehr des Bollgebiets 
und Ausgang aus demfelben, 
nah den Ländern der Herkunft bezw. Beitimmung der Waaren auf Grund ber 
Verkehrs-Nachweiſungen der Zollitellen zufammengeftellt vom Eaiferl. ftatift. Amt. 
(Bgl. „Annalen“ 1881 ©. 279, 1882 ©. 565, 1883 ©. 107.) 


Bemerfung. 
Die gewöhnlichen Frakturziffern (1234567890) bedeuten bie Einfuhr, die 
Schwabaderziffen (1234567890) die Ausfuhr, außerdem ift noch die Einfuhr 
mit ©. die Ausfuhr mit A. bezeichnet. 


Einfuhr und Musfuhr des Deutſchen BZollgebietes 





Vaarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


1. Abfälle. 
Guano natürlicher . 


Qumpen aller Art . 


2. Baumwolle und Baum: 
wollenwaaren, 


Baummolle, rohe . 


Baummwollengarn 
darunter bei ber Einfuhr: 


Baummwollengarn, eindrähti- 
ges, cob. . . — 
—, zweidräthiges, roh — 
—, ein⸗ und ziweidrüthiges, 
gebleicht oder gefärbt. . 
—, dreis und mehrdräthiges, 
roh, gebleicht, gefärbt 
.-, —— gezwirnt. Nähfad., 
auch accomodirter. 
—, Dodte, ungewebte 


bei der Ausfuhr: 


Baummollengarn, außer Bis 
gognegarn, eindräht., roh 
_, zweidrähtiges, vd . 
—, ein: u. zweidräht., gebleicht 
oder gefärbt ; 
—, dreis u. mebrdräht., vob, 
gebleicht, gefärbt . . . 
—, mehrf. geziwirnt. Nähfad., 
aud) accomodirter, . . 
—, Dodhte, ungemwebte 
Bigognegarn, ein und mehr: 
drähtiges 
Baummollengarn (unvolit. 
beflarirt . E 
Baummoll. Beugwaaren, dichte, 
roh, mit Ausſchluß der auf: 
geichnittenen Sammete . 


—, Tüll, roh u. ungemujtert 
—, dichte,gebleicht,auch appre: 
tirt, mit Ausſchl. der aufs 
geſchnittenen Sammete . 


—, aufgeichnittene Sammete 





Bremen 


185,557 
426 


402 
595 


224 
158 


15 


Hamburg: 


Altona 


421,835 
149 
45,546 
127,270 


den deutſchen Bollausichlüfien 


„pen 
u * 


aus⸗ 
ſchlüſſen 


an 


Einfuhr und Ausfuhr im 


Düne 
mark 


Nor |Schwe 
wegen | ben 

— 700 

1,120 5,191 

165| 1,542 

— 6 

— 44 

— 1 

102) 3,405 

_ 1 

2 48 

— 25 

95| 700 

4 1,199 

2 45 

— 32 

ij 1,358 

2 35 

1453| 608 

4 67 


I 
I 


Rußland 


! 
Deiter- 


reich 
Unger | 








59,020; 
132,946 


1,309) 
10,198) 


763 
475 











229 








im Jahre 1888, 525 
reien Berfehr von resp. nad) . De 
1 
| den Ber 
den inia* den 
Groß · einigten Summa Summa 
—— Belgien | Nieder: — Italien | Staaten | übrigen 1888 1888 
landen von Ländern 
Amerika 
87 294| 82, 1881 B155 192 — 6590) 112,376) 729,844|1,063,157 €. 
1,196 5 1,417 8,71% 1,680 — — — 17,622 16,297 U. 
7,750 89,096, 72,271] 89,876 9,278 212 — = 347,426| 872,806 €. 
4,455 8,509 9,722 7,290| 115,214 215) 70,057) 3,458) 373,523] 345,924. 


42,047| 102,067] 256,548| 113,047] 308,510| 79,896) 542,118) 199,250| 1,891,043]1,558,588 €. 


11,547 16,744 5,982 9,575 1,454 128 — 4 205,947] 174,792 U. 
20,663 1,116 2,705 7,5271 176,631 — 44 — 219,409] 180,751 €. 
3,628 14,654 2,549 1,681 19,918 4,041 317) 1,184 81,757] 106,668 A. 
17,812 486) 1,418 6,274| 89,152 _ — — 121,591] 87,890 E. 
1,684 30 605 958 79,143 _ _ — 85,165] 80,356 E. 
312 380 559 158 2,417 — — — 4423| 3,751 E. 
561 87 50 60 3,083 — 4 — 4,101 3,952 E, 
304 130 78 82 2,836 — — — 4,126 4,796 €. 
z 3 = — — — — — 3 6E 
406 12,018 95 580 17 38 l 3 14,823] 27,708 A. 
20 128 6 6 10 3 6 N 745 1,0114. 
1,107 897 1,514 252 6,616 1,562 38 213] 24,379] 25,5084. 
1,625 584 445 401 14 605 204 52 8,669] 10,872 A. 
294 965 623 450 256 1,645 67 884 7,3527 7,2574. 

8 2 11 10 22 3 21 320 348 U. 

168 60 49 — 13,003 182 _ 101 25,4500 34,111 9. 

2 2 10 2 — 5 — — 44 551. 

293 44 118 16 2,080 — — — 2,865 2,141 €. 
1,108 1,207 59 132 352 360 37 56 4,594 5,2094. 
196 21 10 40 740 — — — 1,071 676€ 
— PR — — — — 43 102 51. 
33 121 80 66 823 8 31 — 1,432 1,521 €. 
2,922 3,757 1,010 998 669 1,556 209| 1,113 19,585] 19,354 A. 
8 34 1 19 86 — — — 235 134 €. 


214 1,050 213 223 78) 252 158 112 3,073 2,9749. 


526 Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 


a: 








den deutichen Zollausſchlüſſen 


BWaarengattung Br 
(Menge von 100 kg. netto) Bremen Hamburg> ü h * 
Altona aus 
ſchlüſſen 
| 
Baummollene Zeugwaaren, = 
dichte, nicht unter 34, 36, t * 24 = 23 
37 und 44 begriffen e i 
—, undichte, roh, mit Aus * JJ — 
ſchluß der —— > 
und Tülle . . 
2 116 
BaummwolleneStrumpfwaaren 5,057 9,262 3 
Baummwoll. Poſamentier⸗ und 
Knopfmacherwaar. auchGe⸗ — 119 — 
ſpinnſte in Verbindung mit 352 2,416 2 
Metalliäde 
Baumwoll. — ge⸗ 4 HU — 
bleidht und appretirt . . 4 327 l 
Baummwoll. Zeugm., undichte, 1 102 — 
nicht unter Wr. 35, 39 u. 79 W558 — 
42 begriffen . , 
Baummollene Den ar su 2 378 
Stidereien . 253 3 — 
3. Blei und Bleiwaaren. 
Rohes Blei, Brudblei . . { eb a zu 
5. —— Apotheler⸗ 
und Farbewaaren. 
Aetznatron (Tara: 17°/,) ze ar : 
Alaun (Tara: 9°/,) D - u 2 
Ehlorkalt (Zara: 10%/,) . - { = — F 16 
Farbholzertrafte (Tara: 16%.) { ” 1 ee — 
Gelatine u. Leim (Tara 14°/,) Bis: ns e 
. 9 693 
Zündhölzer (Tara: 20%,) . s00 4,391 = 
— Natron 13 1,007 13 
(Zara: 18%,) i 11 12 — 
Soda, kalzinirte (Tara: 13%,) N ii — 
’ 
Soda, rohe; auch — 696 8,396 212 
Tara: (10° /o) 119 54 U 


Einfuhr und Ausfuhr im 


Däne| Nor  Schwe 


mark 


wegen 


den 





Deſterreich 
Rudland yngom 
19 2% 

851 5,907 
— 5 
29 sr 

2 2 

1,551 2,236‘ 
4 18 

867 1,188 

— | 5% 
co 2 

) | 

2 

162 2 

— 1$ 
138 tie 
90 1,697) 
94,186 11,05% 











34 3,231 

3,847 9,217 

2 1,015) 

316 3,050) 

23 

226 122 

— 249 
6,638 17, 

= 4 


2,092| 15,572) 


Rn 








BT 3 7 AT a ERS RE Sumuer ww. |iwr. rm — * 





im Jahre 1883, 527 


freien Verkehr von resp. nadı: 






















d den Ver⸗ de 
en ini n 
Groß⸗ einigten | 
Schweiz | Frankreich | Belgien | Nieder: ann: Italien | Staaten | übrigen zu 
britannien 1882 
fanden —— Ländern 

































115 618 73 116 1,326 10 — 18 2,927 €. 
8,191 20,190 3,845 5,710 7,853 6,052 2,297) 20,523 114,555 N. 
397 16 3 1 21 — — — 750 €, 
6 339 10 20 15 8 14 26 85. 
32 80 12 87 80 2 2 1 385 €. 
956 1,089 721 2,544 6,544 1,161) 26,547) 4,585 59,502 U. 
63 79 2 2 19 1 — — 186 €. 
646 997 856 1,618 7,013 477 2,299 943 22,419 9. 
849 E. 

1,2749. 

2,169 €. 

35118. 

3,028 €. 

159 66 50 tum 835 59 485 112 1,618. 
206 1,341| 16,965 2,563 4,220 — — 1,998 19,725 €. 
7,149| 146,767| 40,560 51,030 79,352 u 500) 2,412 419,157 N. 
223 527 882 413 39,802 _ 343 — 65,773 €, 
11,142 435 36 70 8 3 18 2 4,4524. 
131 675 496 1 1,108 — ll — 4411 E. 
14,178 3,144 1,505 3,583 10,369 4,083 600 389 58,996 U. 
192 16 8,778 2,225 38,509 — — — 58,170 €. 
2,101 948 287 35 — — 2 5 3,5719. 
1,785) 14,800| 2,519 8,106 3,109 1l 8,096 42 46,489 €. 
553 694 1,528 691 50 4 — a 5,465 U. 
1,910 4,987 1,166 862 2,460 104 E 1) — 15,965 €. 
1,626 3,745 2,110 3,998 1,203 699 1,409 280 28,950 U. 
19 18 77 131 4 51 — — 4,814 €. 
1,177 613 457 4,285 58 474 137) 1,274 25,501 1. 
4,172 €. 

1,196 U. 

87,854 E. 

31,872. 

104,479 E. 


31,126 U. 





528 Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 





? Einfubr und Ausfudı im 
den deutichen Zollausſchlüſſen | 














Baarengattung den Düne: | Nor ¶Schw Def ” 

amburgs | Übrigen | Rußland — 

Menge von 100 kg netie) Bremen up J de mark | wegen | ben 5 Unger 

au 
ſchlüſſen 
1 

47 14 — — — — 1,029 5,981 
PO (Eama 10.) II 6 14,0085 — | 6,96 45 2,541] 12,020 
era — — — — — _ — 17 
Alizarin.. ge oo — 9 — 02 3,384 3. 
Ammoniak, kohlenſaures; Sal- 33 1,371 — — — 8 169 2,256 
miat, Salmialgeift . 92 1,061 ı 419 52] 186 2,879 1,255 
960 26,348 — ee 3,285 10,756 
Ammoniak, jchmwefelfaures . 15 Ball. | — 10 580 est 
Anilin, Toluin { = er Ft Me Me el 14 
’ De ee 12 514 — 3 ı 14 851 262 
Anilinfarben u. andere 2. 4 144 — 16 — 1 12, 7 
farbftoffe . . - 82 1,836 2 136 301 242 3,751, 3,51% 
Baryt, künſtlicher (Barptfalze — = rn Me es a Pie = 0100320 
i 4,470 1,659| — ı u 101 316] 4,98 
319 5,3391 — 1 — 2 183 10,964 
Bleiweiß Bintorvd (Sintweih)]| 1,063| 30,561 226| 4,153| 4,2872 8,014 6,560 3,082 
— 475 13 — — — — 2 
Chinarinde — —* J 7 4 (7 1 
33 ee —- | -i—- I - N | 
Eocenille . ’ — — 5 — — 168 26 
1,368| 244,733 — | — ss — 4 
Blaubolg » ©. 0. - { 5 1600 — 2,916| 1,965] 3,616 9,855| 28,148 
I 
4,341 41,096 1 3 — — — 4314 
dether I 2,274 — 6 94 2000 1239| os 
260 40,156 2! — 6 — — 246 
Nothholz . I | 0 5,28 — 05) 133] 674 2485| 5,16 
_ 1301| — 154 — — 9,980 1,32% 
Glycerin und Glycerinlaug [ 15 7905| — 372 82| 369 = —* 
2,245 2598 — — 1 — — 390 
Indigo 47 is — 121 2689 1,269 2,854 
15 2,6005 — — — — > 521 
Kali, hromfaures . j { 11 J 5 4 2 263 1298 
Kali, ſchwefelſaures und ſalz⸗ 44 229 — — — 58 1 6,306 
jaures (Chlorkalium) j 17,555] 707,314 — 396 23| 2,608 3,114 29,07 
14 347851 — 3 — 1837| 116,869] 24,678 
Knochenkohle 3 1180| — 2) — 964 103 32,58% 
13 47,460 — 276 — — 67,247 90,279 
— 3 0 55 — | aa — | was 1920) 4,280 
9 1426| — — ur — = 30 

Krapp, auch gemahlen j [ _ 4 — —— — 519 1a 
Kreide, ——— * 9 [ 156 8,318 — 3450| — 4,104 3 149 
malen . . , 2,214 20,818 13 80 19) al 43,421 16,465 


. 
- 
x 


- 
vor 


ien Berfehr von resp. nad) 


den 
; Frankreich Belgien | Nieder: 
landen 


14,321 
114 
8,861 
N 


15,753 
ı 
11,526 
1217 


318 
128 


1,490 
7 


1,431 
81,022 


7,607 
1,255 
230 
203 
108 
15 
8,667 
49 


Groß⸗ 
britannien 


64 
16,671 
161 
22,272 


2,495 
62 


209,408 


1,110 

422 
2,130 
2,995 


1,030 
7,883 


499 
72,020 


5,486 
l 
275 
22|, 
22,520 
2 


4,170 


9,711 


13,506 
62,941 
812 
1,905 


237 
2 
1,355 
5 


i se 


den Ber: 


einigten 


den 


Italien | Staaten übrigen 
bon 


1,455 
8 
1,589 
220 


— 


2 
2 
188 


7 
970 
873 

1 
935 


6 
13 


8,630 
923 
294 

3 
395 
4 
51 
90 


Amerika 


21,214 


1,622 


ändern 


34,438 
13 


3,670 


4,315 


201 
345 
247 

48 


Digitizedi# 


20,317 €, 
75,357 9. 


410 €, 
45,354 A. 
7531 €. 
7,169 A. 
341,473 €, 
885 W. 


2,883 €, 
7,140 U. 
5,724 €, 
31,141 U. 
2,865 €. 
52,951 4. 
26,001 €. 
132,770 U. 
25,793 €, 
124 9. 
1,938 €. 
51 A. 
355,279 €, 
68,535 U. 
60,169 €. 
9,734 9. 
88,544 €, 
19,521 U. 
65,394 €. 
28,323 U. 


15,619 €. 
5,208 U. 
21,616 €, 
2,599 U. 
8,672 €, 
962,050 A. 
337,103 €, 
67,440 A. 


252,417 €. 
19,555 A. 
6,551 €, 
3,207 U. 
75,152 €, 
94,689 U. 


RE. 


7 X 


Google 





den deutſchen Zollausjchlüfien 


Baarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Mineralwafier, einſchl. der { 
Flaſchen und Krüge 


Natron, ſchwefelſaures (Glau- 
Be) (3 en 
Ehitifalpeter. . . - . If 


Anderer Salpeter, * und 
gereinigt . - wer 


Salzjäure . 
Schießpulver. 
Scmefel . 
Scwefeljäure 
Superphosphate 
Terpentinöl und anderes 
RE: 6 a 
Ultramarin . 


Vitriole aller Art . 


Weinhefe, trodene und ER 
artige : 


Weinſtein. 


Weinjteinjfäure . 


* * * * * * * * * “ 
— —— —— un, — — ul un nl ul u — — 


6. Eiſen und Eifenwaaren. 

Roheiſen aller Aıt (Tara: —) [ 

Brucheiſen und Eifenabfülle, | 
x. 


außer — — 
Tara: —) . . 


Luppeneiſen, noch Shlagen 
enthaltend; ru | 


Ingots (Tara: 

Schmiedbares Eifen in Stäben 
mit Einſchluß des — 
nirten (Tara: —) 


Bremen 


1,092 
3,551 


6 
295 
5 


3,809 
1,043 


10,038 
1,853 


1,167 
30,988 


Hamburg- 
Altona 


1,981 
16,614 
9,176 
2,184 
651,806 
1,465 
42,465 
30,928 
3,190 
25,643 
96 
2,151 
4,592 
809 
34,716 
8,263 
225,698 
3,589 
23,655 
694 
489 
10,016 
2,601 
7,856 
3 


596 
255 

36 
151 


120,478 
4,207 


24,709 
34,208 


102 


10,890 
100,694 


den 
ee 


2: 


ſchlüſſen 


84| 159 
1,849| 48,555 





»3% 


. 
u on 
u E 


hr don resp. 


—— * 
einigten 
Frankreich Belgien . | Italien | Staaten | übrigen Summe | Summe 
anmıen von Rändern 1883 1882 
Amerika 


121 1 = 50,995] 55,270 
54,639 92,120 ’ 14,614| 4451| 257,452] 270,624 


11,135 112 i _ — 35,177| 19,951 
1,645 1,299 ‚2 1,062 162 65,552] 52,289 
9,261 95,510 i 12,317| 873,642| 1,661,846|1,269,494 E. 
2,282 1,584 Ä — 101 20,915] 21,465 U. 

816 42 6 _ — 43,449| 32,969 E. 
7,131 5,258 i x — 2,296 65,746] 67,455 U. 
5,183 1 — 183,0251 9,785 €. 

51 4,255 105,974 83,201 A. 
— — 618 400 E. 

890 1571 ‚ 35,109] 23,011 U. 

14,957 5,231 111,978] 97,558 €. 

25 70 5 3 2,542| 4,068 N. 

14,777 16 77,76 77,277 €. 
4,073 4,113 156,319] 95,400 U. 
3,029 254 ; 315,637] 248,785 €. 
2,514 3,884 74,524 66,852 U. 

22,684 5,166 l ; 86,416] 79,003 €. 

24 54 2 14,955] 14,750 U. 
15 163 — 2,2661 2,411 €. 
5,026 5,941 ‚ ‚ 54,145] 54,285 U. 

892 197 ; 12,785] 8,091 €. 

2,182 2,580 56,956] 51,841 U. 
73 349 Ä 22,877| 12,937 €. 

— — 367 327 9. 

630 410 329 j 24,555] 31,318 €. 

274 256 121 2,508] 2,150 A. 


22 20 16 712 632 €. 
381 1,524 8,289 13,519| 12,535 U. 


87,561 6,836) 2,539,620 102 2,748,206[2,830,093 €, 
809,601| 154,262 33,464| 76,774 R 2,590,142]1 869,384 1. 


2,853] 22,878 7,599 1 87,240] 80,485 €. 
15,752 2,271 1,671] 13,883 604,214] 595,482 U. 


64 102 523 — 4466 6,830 €. 
108,652 100 1,560| 76,616 320,824] 329,575 U. 


8,270 1,399] 30,197 4 16 — 161,284] 157,853 E. 
88,582| 172,925| 39,860] 162,557) 10,251] 164,786 1,469,888 —B 





tized ‚oogle 
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Einfuhr und nl : | 
den deutichen Zollausſchlüſſen | 








Waarengattung 


den | 
(Menge von 100 kg netto) übrigen | Düne | Nors Sch we⸗ —— 


Zoll- | mark wegen den Rußland Ungam 
aus⸗ 


ſchlüſſen 


Hamburg: 


Bremen Altona 
















| 
Radkranzeiſen, Pflugſchaaren— — | 5 — 50 8 19] 
eifen (Zara: — 212 





553 ı| 1,502 ı 7o 1,448 
— 38 1.) ge DRRBAE Tr 2 — 2 
Ed: u. Rinteleifen (Tara: —) 4,886 3,293 2 420 — 2 12,586 2,168) 
= — = * 2101 
Eijenbahnichienen (Tara: —) 0 177 j 





3,004 30,538 126| 33,484| 11,829! 31,032 13,522) 144,95) 


Eiſenbahnlaſchen, Unterlags— 








—1 99 ll — — | — — 
platten u. eiſerne Schwellen 
(Tara: —) 5 557 87 14,972 2 449 2,731 
Rohe Platten und Bleche aus 182 2,938 21 1 | 2,931 10 
ſchmiedb. Eijen (Tara: —) 34,446| 22,367 192) 12,598 10 — 177,315 
Weißblech * innt. ran] | — 
(Tara: N. 172 383 — 18 105 
— gefirnißte, —* 12 % | _ 2 = 
x. Blatten und Bleche aus se 
ſchmiedb. Eifen (Tara : 6°/,) au 1,097 9 > ı — 10 sn 
Eijendrabt, auch vertupf., ver: 29 1,515 1 11l — [21,863 904 
zinnt, verzinkt ꝛc. . 35,908 15,541 5355| 8,460) 2,949| 6,842 23,745 
1,789 5,977 6ıl 267 36| 107 20 


* grobe Eiengufmanten: 
(Zara: 2%,) - - 


Eiſen, z. groben — 


5,596 12,817 353] 3,775 


527] 11,296 2 — 
izin 962) 16,405 





18 210 — — AR — — 
v. Maſchinen u. Wagen roh 
vorgeſchm. (Zara: 1%,) * Late — LT a 
Eiferne Brüden und Brüden: 23 18 — — — — 
beſtandtheile (Tara: —) 5,140 3360| — 3,906| — | — 2,768 
54 1,619 si 2 — — 5 
Unter und fetten . 592 sa — 604 81 55 99 
' 1 91 1 5 we — 
Drahtſeile. 433 sul “28 10H 628 535 u 
—— ers. 1 78 g En 
radeifen, Eifen ahuräder, 2 F u —2 
Puffer (Zara: —) 827 4,797 — 2,023 45 1,670 3,569 
SKanonensRohre, Amboſe, 
Schraubitöde, Winden, Ha— 101 1,300 10 235 — 45 7 
dennägel, Schmiebehämmer 547 3,574 1753| 3,041 1453| 753 3,3582! 
x. (Tara: 3°%),) . ; | 
Gewalzte u. gezog. Röhren aus 278 1,607 10 gg — — 9 
ſchmiedb. Eiſen (Tara: —) 5,408 6,237 154 2,904] 639) 3,696 12,842 
: — oo — — — — 
Draptitifte 3,955| 14,385) 208 22,122] 533] 246 2,569 
2,242 11,920 103 301 4 223 114 





Grobe Eifenwaaren, andere. 14.022] 62.5701 1,287 ı2,016| 2,264) 9,857] 93,000 


reien Verkehr von resp. nad 


Schweiz Frankreich | Belgien 





13 
6,553 
22 
15,298 
26 
113,434 
13 
36,511 
543 
26,949 
17 

956 

30 
1,597 


181 
23,140 
3,273 
10,566 


82 
1,929 


9 
296) 
5| 
e 
18 
243 


106 
4,4356 


124 
4,255 


294 
18,817 
17 
1,209 


3,828 
28,593 


111 
50,130 
522 
7,423 
324 
121,150 


16 
578 


3,411 
15,084 
1,201 
1729 


120 
1,622 
867 
139,565 
6,197 
20,513 


137 
3,522 


207 
210 
6,793 
46 


102 
287 


938 
10,526 


1,156 
3,242 





467, 


22,913 
26 
865 


24,548 
44,232 


Annalen des Deutſchen Reiche, 


591 
2,510 
232 
1,1%0 
12,207 
66,533 


736 
12,968 


1,065 
15,348 


1,787 
28 


146 
3,345 
215,111 
4,833 
5,933 


1,104 
1,687 


417 
2,681 
243 


2,424 
11,115 


600 
6,125 


316 
28,611 


— 


5,752 
35,946 


den 
Nieder: 
landen 


24 
6,838 

5 

4,674 
1,865 
256,472 


11 
66,541 | 


1,308) 
28,191 


133 
897 


1,375 


670 
157,944 
1,073 
23,258 


17 
1,522 


45,742 
2,160 
88,442 


1884. 


im Jahre 1883, 


roß⸗ 


britannien 


34 
12,137 


335 


+50 


22 
59,412 


7 
5,090 


17,184 
23,556 


8,948 
228 


184 
28 


8,030 
445,866 


14,038 
1,502 


858 
90 


6 
5,959 
33 
332 
1,114 
26 
4,902 


408 
2,944 


2,870 
6,249 
36 
62,697 
14,081 
12,823) 


) 
ben Ber-! 
einigten | 


en 


Italien | Staaten | übrigen 


von 
Amerika 





39,867) 48,641 
12,500 1,604 
229,175] 63,553 
776 292 

50 — 
63,683 1,009 
— 1 

188 — 

1 — 

704 — 
6 1 
71,580) 570,556 
2 102 
4,170 115 
— 7 

2,180 — 
234 2,803 

1 — 
9 1,910 
421 859 
39,955 398 
1 5 
1,936 815 

3 — 
5,768 351 
10,562 4,228 
31 1,131 
31,997 2,172 


ändern 


9,521 


4,295 


603,766 


58,299 


21,899 


513,959 


16,917 


1,960 


— 


37,039 


Summe 


1,171 


38,491 


533 


Summe 
185852 


384 €, 
140,649 A. 


1,996 E. 
36,955 N. 


6,629 €. 


5l1,860,540 N. 


1,729 €. 
115,962 U. 


31,566 ©. 
442,041 A. 
27,489 €. 

4,3587 U. 


256 €. 
15,357 U. 


34,960 €. 


2,274,155 8. 


40,421 €. 
186,045 U. 


6,590 N. 


3,107 €. 
61,225 A. 


7,350 €. 
173,928 N. 


234 E. 
238,768 M. 


77213 €. 
599,728 U. 


534 


nn ⸗ 








den deutichen Jolausſchiuſſen 








ÜWaarengattung 


(Menge von 100 kg. netto) gremen 


Feine Eiſenwaaren mit Aus— 


nahme von Nähnadeln, 93 
Schreibfedern, Uhrfourni— 2,135 
turen und Gemehren 
7. Erden, Erze und edle 
Metalle. 
12,309 
Zement RK 199.978 


Blei- u. Kupfererze, au IR 
baltige . 


Eifenerze, Eifen: u. Stahlitein ! ’ 
8. Flachs und andere vege- 


tabiliſche Spinnſtofft, außer 
Baumwolle. 


rg 

Flachs, roh, geröftet su. . IN gr 
ä 2,096 

Hanf, desgt. . N jr 
Heede und Werg von on Jlache 141 
und Hanf . . 398 

e 0 

Jule, roh, geröftet ı.. K 


9, Getreide und andere Er— 
zengnilie des Landbaus. 


Buchweizen (Tara: 1,,%%,) 


Mal; (Tara: 20%). 


Raps u. Rübfaat(Tara: 1,,°/, 


Weizen (Tara: 1%/,) I a 
Rogaen (Tara: 1%/,) . | — 
Hafer (Tara. 1%). IN a 
Hülſenfrüchte (Tara: 1,0 = 
Gerſte (Tara: 1°/,) N Bi 
Mais (Tara: 1,°%) . N un 

Ni 

N 

\ 















‚ Hamburg: 
Altona 





236,495 
222,582 
363,545 
80,422 
15,780 
8,458 
24,468 
32,501 
249,481 
270,562 
417,099 
110 
5,960 
1,055 
18,677 


20,515 


83,470 





15,407 




















den 

übrigen 
Soll- 
aus: 

ſchlüſſen 








Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 





























32 2,055) 350 
8,520 3041 — 
31,2741220,618124,527 
— 1 259 
— a — 

— — 50 
= 347) — 
= sı _ 

3A 282 25 

27 1 — 

198) 7,707: 5,838: 

T 2868 — 

38) 378, 60 

0 — | 
—— 3 — 

4593| 14,833 — | 8,2586 
1,272, 77,905) 3,261) 53,749 
25,920 16,859 8 584] 4,435,22: 

2) 2,038] 6,935 550 
2,105) 4,522) — 

1,580) 38,850 102 

305 846 1 

554 5,550 9,965 
15,547) 26,769] — 

5; 10,525/10,109 
4,402 8270| — 

— 64 — 

—1 5011 — 
=> l 1,593 l 

5 40 — 

72] 3,008 371 

14 514 — 

8| 57,479 13 





Digitized by 6x 





— 


im Jahre 1883, 


D35 


— — —— ——— — — — — — —— — — — — — — — — — — 


freien Verkehr von resp. nad 


rc 
Schweiz Frankreich 
1} 
I 





Belgien 


dent 
Nieder: 
landen. 


Groß 
britannien | 


Stalten 


den Wer: 
einigten 
Staaten 


bon 


Amterifa 


ven 


übrigen | 


Lundern 


Summe 
1883 


Summe 
1882 


D j 
a — — — — ee ee essen 


244 


2422 
24 


7494 
99,051 
62 
396 
216 
1,529] 


392 
155,326 
542 
2,948 
7,850 
54,594 
2,163 
1,555 
45 
2,282 
123,463 


161 
+00 








3,497 668 
3,739 5,226 
59,217) 4,770 
16,574 253,170 
6,168, 164,308 
788,962) 901,569 
5,748,923|12,875,408 
I 

27! 16,143 
182,897 60,483 
720. 1,205 
55,864 10,972 
408| 12,527 
7,561 8,545 
4 16,889 

l — 
15,264| 602,352 
7,266 7,032 
660,603] 478,502 
224 804 
8,044 97,049 
7,858. 3,545 
3,021) 25,917 
47,132| 33,522 
64,008 168,894 
20,522] 47,556 
11,340) 73,909 
en 8 
4,479 3,673 
23! 55 
3,088) 845 
6,052 5,556 
10,387| 241,479 
875 473 


428 


7,002 


715,636 
32,307 
3,048 


2,729,761 
7,040 


| 50,179 


309,557 
38,690 
589,060 
2,433 
218,942 
8,770 
36,746 
11,954 
55,733 
162,235 
35,369 
59 
11,548 
2,299 
130 
24,029 
45,785 
4,625 





37,16%) 
5,231 
95,265 
315 
18,612 
172,824 
269 


26,037 
350,541 
1,848 
2,496 
1,769 
76,146) 
4,527 
97,890 
2,322] 
250,501) 
189: 


165 


— 





249 
812,960, 
1,254) 


il 


u | 8 
2,185 


54 


63,527 
8 


8,430 


80,831 
4,154 
N 


— 


373,730 


172,251 
13,152 
+ 
22,927 
32 
18,184 


315,062 





45 
15,731 


19,642 


356,139 
3,083,774 
312,569 
14,586 


2,742,609| 8,003,727 


123,866 


213,512 
1,621 
42,323 


3,594 
227 
26,335 
a) 
48,448 


258,895 





18,864,501 


675,608 
422,150 
418,259 
218,639 
150,377 
72,204 
334,365 
3,884 


6,371,348 
807,581 
7,751,899 
121,359 
2,600,913 
418,225 
500,327 
256,253 
3,213,595 
828,239 
1,771,289 
3,274 
106,896 
6,720 
576,712 
102,378 
1,154,440 
115,203 
35* 


7621 €. 


63,820 A. 


251,920 E. 


2,501,748 A. 


264,719 €. 
24,635 N. 


7,553,595 €. 
16,211,820W%. 


741,802 E. 
526,518 N. 
389,501 E. 
230,661 A. 
125,854 E. 
69,484 A. 
236,013 E. 
2,5579. 


6,872,411 E. 


625,021 N. 


6,582,796 €. 


157,554 A. 


2,748,678 €. 


257,787 9. 


508,208 €. 
302,621 1. 


3,726,482 €. 


797,432. 
966,227 E. 
21,839 I. 
149,171 E. 
4,258 U. 
498,644 E. 
73,545 9. 


681,144 E. 
115,089 N. 










536 Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 





Einfuhr und Ausfuhr in 
den deutichen Zollausihlüjlen. | | 
























































1 | 
Baarengattung | | den F © V 
— = \Schwe- Defterreidsi 
Menge von 100 kg netto | ambur übrigen ne Fr | | 
(Dteng s ) Bremen * 8 ' Bolle | mark | wegen | den Rubland Ungarn | 
tona auds | 
ſchlüſſen 
1000 a0 1,044 ul wor m 
ini ‚ D | ’ — 70,772 7,3320 
Leinſaat 168 1295 — 15348] 2657| 5256 1684 220iT 
26 267,778 — Er — 13 
Palmkerne — = I GE 5 En 2 
\ 12,668] 34,044 3 2,553 5| 142 10,698) 32,516 
Kleeſaat i251 23,318 5| 10,546| 237) 2,664 2672| 7,956 
’ 2,166| 14,100) 1,3865] 1,175 — 6| 135,411) 66,981 
Kartoffeln | 84,308] 1,194,276| 7,734 81,325! 10,339| 20,970 4,480) 126,073 
— 314 9924 17% 18 — 6 1,081! 234,624 
Friſches Obſt 12,032] 197,459) 776 8,978] 351) 4,897 2,210] 15% 
Friſche und getrodnete (ges K — 33 — — — — — | 26 
darrte) Cichorien 5 13558 — 9,6561 — 36 17,166 77,16 


10. Glad und Gladwaaren. 


Grünes und andereö natur: 
farbiges gemeines Hohlglas 
Glasgeſchirr] (Zara: 18°.) 


Weißes Hohlglas, ungemuſtert, 
ungeſchliffen x. (Tara:22°/,) 


Fenfter: und Tafelglas, grün, 
halb und ganz weih, uns 
geſchliffen ꝛc. 


Spiegelglas, rohes, ungeſchlif⸗ 
fenes (Tara: 17%). - 


Tafel: (FFeniter-) und Spiegel: 
glas, gejchliffenes 2c., mit 
Yusnabme des en 
(Zara: 17°/,) 


Tafel: (Fenfter:) und Spiegel: 
glas, belegtes (Tara: 179/,) 


Gepreßtes, geichlifienes, po— 
lirtes, abgeriebenes ıc. Glas 


Farbiges und bemaltes ꝛc. 
Glas > 





231 402 6 18) — 2 64 2 
126,4551 211,401) 1,707] 1,073 35] 907 805 5,01 


40 206 1 3 — — 3 1,250 
1,645 60,765 91 1,427 1172) 600 1,466 4,85 


128 2,626 56 2 — | 1 8 
469 4,819 1001| 272) — | 58 225 


11 — — FE — — 


| 
| 
I 
"N 1,313 yes — 42 — 60 532 
| 
| 
| 
| 


4 32 — = — u u 
1,157 1,216 3 102 45 52 1,251 


5 515 — I). — FR 
415 2,688 115 202 8 198 525 


234 248 — 2 — — 2 
303 2,023 ı| 110 9 6 313 


20 8 — 1 ee — 
397 1,588 — 19 1 29 66 


11. Haare, Federn und 
Borſten 


Pferdehaare, roh, gehechelt, 
geſotten, gefärbt ꝛc. 


Borſten 


Rohe Bettfedern 








im Jahre 1883. 537 
ireien Verkehr von resp. nad) 
| | | | den Ber: 
- * | Grohe einigten | gi Summe Summe 
Schweiz | frankreich | Belgien | Nieder: br B Stalien | Staaten | übrigen 1888 * 
landen britannien von Ländern 188 


Amerika | 





























| 9 165] 135,747] 102,128 2,339 402 299) 5,006] 751,779] 764,723 €. 
95 2,314] 17,817 54,137) 154,442 — 98 2 282,4881 288,597 A. 
1 — 115 10,881 180,614 7 1132,796 592,232] 546,897 €. 
4 — — — — — — — 8 1,208 9. 
1,554 18,138 6,668 5,178 1,547) 10,610] 23,069 491 159,442] 143,546 E. 
2,2772 1,796 7,526 3,797 9,233 2) — -- 70,456] 73,676 A. 
' 7,056 15,691] 69,719 36,485 279 10824 — 8} 361,216] 264,455 €, 
' 298,185 29,447| 460,561) 666,273] 424,993 I 18 417! 3,409,400]2,333,552 A. 

| } 
46,732 1,616 6,441 52,472 148| 12,820 110 118] 366,760] 364,607 €. 
20,443 23,084 3,212 45,948 57,702 2 280 1 395,945] 239,216 4. 
199 101| 64,423 15,742 ll — _ — 80,709] 91,056 E. 
2,909 3,088 500 2 — 2,593 l 8| 114,448] 124,066 4. 
38 490 180 56 38 12 101 — 1,7751 1,722 €, 
6,542 19,732) 27,013 20,209 63,058 4,567 1246| 11,521| 506,163] 436,219 9. 
54 961 99 38 108 2 si — 2803| 2,410 € 
3,695 15,077 7,407 3,385 6,542 4,797 7072| 3,7141 114,252] 91,445 9. 

| | | | 
10 270 3,800 82 4-1 - | 7,628] 7,566 €. 
9,364 1,504 611 722 143. 895, 6 4,487 29,446] 26,565 U. 
| 
— ee. ——— 1 1. — en — | 97,972] 30,605 €. 
322 1,292! 648 302 1149) 1,057 — 251 8,281] 2,839 4. 
3 149 460 22 20 4 — I — 757 831 E. 
1,050 546 4,580 1,165 7,541 1,3565 4,373 283 27,753] 31,248 U. 
t 

3 14 34 26 32 2 10 — 660 432 E. 
509 892 1,427 1,024 1,085 281| 21,915 860 32,977] 31,260 9. 
14 630 361 26 148 5 68 3 4805] 5,099 E. 
3,007 7,639 4,917 607 3,183 2,180 3943| 1,145 26,744] 22,972 A. 
21 130 63 10 36 21 — — 5,2911 5,324 E. 
214 274 216 138 644 242 1,091 181 5,970] 6,008 U. 
332 475 ie 88 53 1 493] 9 12,604] 11,936 €. 
908 1,092 877 410] 512 343 5 9 8,3094 9,802 A. 
486 795 98) 216 100 10 1201 — 17,505| 15,973 €. 
zu 2,243 ss“) 368 (1,764 177 171 45 11,965] 10,074 U. 
59 215 273 812 647 20 0 — | 191  33,895| 32,998 €. 
687 568 2 | 339 101 { 43 — 6,584] 5,057 A 





538 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 





Baarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


12. Häute und Felle. 
Rohe Rindshäute, grüne 


Rohe Rindshäute, gejalgene, 
gefalfte, trodene. \ 


Rohe Kalbielle . 


Rode behaarte Schafr, 
und Biegenfelle . 


Rohe Roßhäute. 


Lamm: 


Selle zur Belzwerkbereitung 


13. Holz umd andere vegt⸗ 
tabilifhe 2c., Schnitzſtoffe, 
fowie Waaren daraus. 


Korkholz, auch in — u. 
Scheiben 


Hörner und Hornſpitzen. 


Holzborfe und BEE 
(Zara: 1%) . . 


Baus u. Nupholz, roh x. :euro- 
päijches, hartes (Tara: —) 


Bau u.Nupbolz, roh ic. :euro- 
püiiches, weiches (Tara: —) 


Außereuropäiiche Hölzer . 


Baus u.Nuph., geſägt xc., euro: 
pätjches, hartes (Tara: —) 


Bau: u. Nutzh. geſägt zc., euro: 
päijches, weiches (Tara: —) 


Tiſchler-, Drechsler:, Böttcher: 
und Wagnerarbeiten, mit 
Ausſchluß der Möbel von 
Hartholz u. der —— 
Möbel . >. 


Holz in — Four⸗ 
niren u. — 
bodentheile 


Hölzerne Möbel und Möbel- 
beitandtheile . : 











Bremen 





216,057 
30,308! 


7,632 





Hamburg: 
Altona 


1,210 28 
1,044 59 23; 
102,001 548 1,269 
17,614 2 624 
6,088 24 2,845 
14,024 5 68 
21,771 105 491 
2,325 151 779 
4085 — 1 
1,8631 — 21 
1326 — 91 
1,658 — 65 
15,850 1 408 
1251| — 24 
8,088 — 660 
1,043 2 169 
19,070 121 127 
9,001 121) 1,028 
9,585 407 41 
65,035] 1,617) 16,959 
183,607| 2,109 289 
111,908) 1,637! 18,557 
41,548) 10,174 82 
2,554 6 1,555 
19,396 210 106 
76,701 172) 13,695 
112,741| 139,711 3,747 
370,705] 3,900) 41,953 
1 
14,060 250 697 
32,872 301) 3,278 
1,468) 18): == 
1968 0 — | 305 
1,528 29 20 
8,115 si 122 


den 


Boll: 


aus 


ihlüfien | 


den deutjchen Zollausihlüfien | 





en 














übrigen | Düne ! Kor: 
mark | wegen 


— — 215 1121! 
— 6 448 4,678 
— 2411 1,776 3,943 
— 34 11,548 22,386 
402 9781 29,162] 14,5% 
+ 6 67 2,25 
46 | 13,793 24,002 
— 116 495 1,574 
— 11 423 575 
— — 419 2,508 
2 23 717 2461 

I 16, 3,540 522 

— 6 8 152 
— 60 621: 2,557 
ni 9 7,168 8,7% 
_ 2 558 5,556 
_ — 8,323] 324 326 
— = 945 11, 
36 86| 393,836) 173,216 
4,672] 1,259] 8,909) 15,480 
50,367| 295,391/7,582,958| 3,479,757 
440 2,262 11,57% 227,617 
_ | — 15 
2 272 1,646 +84 
43 616] 376,926] 755,878 
1,246| 4,332] 5,655 25,285 
390,091/1,175,217)1,210,470| 2,141,604 
58 507 23,971 72,616 
3981 4,242 752) 37,691] 
206 1,596| 19,268! 28,777 
_ — 20 297 
13 437 468 s3 
— 9 8 3,818 
46 20 1,139 1,008) 


Schwe⸗ 


den 











Einfuhr und Ausfuhrim 


Oeſterreich 
Rußland Ungarn | 
























im Jahre 1883, 539 
ireien Verfehr von resp. nad) 
| | i 
ben | | —* Ber | den 
— ze Groß⸗ , einigten | De Summe Summe 
‚ Schweiz | Frankreich Belgien | Nieder: — Italien Staaten | Bbrigen! 1888 1882 
| | | landen | | von | 
j Ti | 
| | | | 
| 11,190) 1,210 398) 1,561 _ 6. — — 17,154| 15,703 €. 
| 1,248 165| 209) 6 255 27 116 16 8,423| 16,087 U 
6.029 20,573) 102,117) 27,306. 41,506: 28 18,803] 19,727| 376,749| 334,827 €. 
896 6229) 11,998 1,294) 3455| 164 1,097 zu 24,291] 106,879 U. 
| 2,318 18,366; 520 960. 461, 39 — 19 77,749| 71,404 €. 
| 5,351 19,824| 2,590 645 1,523 472 2,318 590 50,247| 48,461 M. 
| 2,282] 5,743 2,066 1,052 2,546 5,310 55| 3258 82,861] 73,459 €. 
556 11,813 3,510 1,685 1,093 52 362 31 24,990] 24,316 U. 
| 455 6,915 2,580 3,279 6,002 — 445) 2,949 65,378] 50,574 E. 
10 107 162 86 5 — — — 5,206 5,554 A. 
226 2,337] 357 540 3,636 144 1,824 9) 21,567] 20,320 €. 
i 172 3,042) 148) 67 2,232) 248 640 692 16,807| 16,807 4. 
1] 
| | 
| | 
| _ 440) 101 702 1,515 8 20) 23,074| 54,169) 42,247 € 
20 — — 33 — — — — 4,667 2,7600 A 
| 901 10,608 5,625 1,687 4,746 87: 854 587 50,139| 61,373 €. 
| EL 376 251 132 177 u N _ 8,973] 10,966 A. 
| 3,327| 158,630) 63,944. 16,053 3,381. 4 — 6589| 598,123] 592,637 € 
2,789 1,2511 6,206 5,5553 100 — — — 41,097| 45,988 U. 
| 13,219 17,493! 1,315 15,774 1,082 419 596 347| 631,421] 884,438 €, 
| 35,497) 119,234| 67,199) 176,262 126 u — 101 590,630] 623,562 N. 
| 28,113] 21,958 734 18,070 162 — — —  |11,634,449]10,184,981 €. 
| 125,024 467,551) 682,487) 295,556) 129,698] 4,444 — 64| 2,114,147]2,129,048 A. 
| 15 1,520) 5,5211 12,641] 11,545 608| 132,856] 41,750] 307,911] 337,992 €. 
229 9 310 477 _ — — — 7,686] 11,487 A. 
10,212 8,758) 8,776 7,030 960 6,999 4083| — | 1,206,134]1,030,902 €. 
735,373 682,105 116,794 157,553 38,444, 389 19) 3,064 1,211,022[1,042,739 U. 
54,656 11,088| 20,810 34,867 168) 561 9,186 — | 5,523,539]5,247,236 €, 
| 341,699) 820,030 108,898) 233,439| 170,380) 13,231 — 11,490| 2,243,067]2,541,946 U. 
2,868 5,405) 8,241 4,8324 2,143) 261 1,940 43 91,391] 89,810 € 
17,960 32,047. 8,760 20,705 11,209. 10,028) 6,172) 2,750) 202,113] 225,481 U 
J—— 
| 608 5,063 191 17 23 3 28 — 7,742 6,958 €. 
| 445 1,244 559 705 a 3 — | 38 8,241] 10,359 U. 
129 604 43 122 9 16 10° — 6,475 5,650 €. 
2,009 1,588 783 6,230 1,3200 345 102) 1,818) 26,249] 23,858 ' 


































































— — ¶ 














540 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 
Einfuhr und Ausfuhr im 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | | | | 
tt den > | - | Deiter: | 
— —— Hamburg⸗ übrigen Tine | Nor Sqhwe⸗ Ruß⸗ Rn 
(enge von 100 kg. netto) Bremen Boll marf | wegen | den | fand | € 
Altona Auds | Ungarn 
ſchlüſſen 
| 
50 1618| — 29 1 156 596 228 
Korhvaaren . J [ 380 u — 42 I 62 6 1,059 
Beine Holzwaaren; Holz: 238 702 20 30 — 6 102) 1,194 
BEINE: 5 1,962 58,080) 26 544 112 2758| 2,7245) 3,417 
14. Hopfen. 
s 145 476 2 34 — 57 686) 9,214 
Bopfen (Zara: 8%) . € 1,125 7,426 3 2,657 1261| 2,929] 12,325| 17,671| 
15. Juftrumente, Maſchinen 
und Fahrzeuge. 
57 663 — 3 1 10 — 74 
Fortepianos und Klaviaturen 656 25,713 8 635 tu 1817 2,208 2,183 
Andere muſikaliſche Inſtru— [ 48 166| — I — 1 19. 928 
7 Be 4,028 14,133 ı 329 44 364 1,993, 1,598 
— BZ = — ei — Fr; * 
Lokomotiven . . [ 100 7,310 = 4,112 — 65 2,640i 10,551) 
26 1,694 — — — — — 598} 
Zolomobilen . ; | Ra 200 — J => 8506| 1,586 
Dampjfefjel aus jchmiedbarem 74 41 — 1011| — — — 54 
Eifen (Tara: —) . . . 19 3,472 2201| — — 1200 6,o15) 3,065 
5,7200 44,766 92| 1,029 401 900 976] 11,585 
Andere Majchinen aller Art 2296| 69,700 1,097] 10,9491 2,426] 16,861) 145,048] 156,959 
darunter bei der Einfuhr: 
Andere Maſchinen, überwie- 
gend aus Holz (Tara: 6%,) 217 4,269 6 127) — 5 
Depgleichen, überwiegend aus 
Gußeiſen (Tara 6%) . . 4,754| 37,708 81 841 370 878 
Deßgleichen, überwiegend aus 
ihmiedbarem Eijen (Tara: 
— 713 2,512 4 61 31 14 
Deßgleichen, überwiegend aus 
anderen unedlen Metallen 36 262 1 — _ 8 
Dampfmaſchinen und Dampf: 
teſſel zum Sciffebau . . — — — — — — 
W Werth Wert 
ee ee 
5 9 6 N Ö * Ö * — 6 7 
Eijenbahnjahrzeuge, weder mit |f 9 1124 | wi eh A 
a nod mit Poljter- 1. oT 2—-| — |330| sıc—| — | 2 1— 
Andere Eijenbahnfahrzeuge . — 5 — —— a ll le 
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Sreten Verfehr von resp. nah = 


Schweiz | 





! 


F 
r 


rank 
eich 


Belg ien 


den 


Nieder 


ta 


landen 


Großbri 


nen 





Er 
AL 


alien 


den 


r m 
Ver - 


ein igten 
ztaaten 


von 


Anterika 


den 


übrigen 


44 
Ya 


* 


ider 


rn 
| 


Summe 
1883 


Summe 
1582 


— — — — — — — — — — — — — — — — — — ————— — — 


1,099 








306 56 
26 3| 
48]: 262 
5,9481 253,168 
l 
| 
1 
1,403 734 
2,61 + ?,992 
| 
156 46 
4,779) 15,135 
60! 67 
52 544 
32 168 
14,652 
24 18,151 
199 
2| 57 
3,416 1 
10,684 168,507 
48,534 13,502 
74 20 663 
8,859! 133,222! 
1,162) 12,977 


1,761] 42 
68 15] 16 
401 1,177] 3115 
1,154 13,429] 3,885 
| 
145 1,532] 2465 
3,277 9,202] 3,855 
I 
| | 
| 23 408 41 
| 1,27 662 1,527 
402 233| 15 
621 1,200: 732] 
1,063; 19 s15 
19,276 30,384 1,668 
83 204 825 
233 330 — 
9 201 131 
677 650 478 
24,057 19,040) 26,602 
27,379] 126,944 39,196 
1,677 1,698! 1,416 
19,114 12,630! 20,853 
2,842 3,3261 4,173 
148 1,336 160 
276 _ — 
* Ir er Werthi., ei ” 
> = = x 
5 1000 5 1000 ,5 1000 N 


127) — 


A 


331 
251 2 


Me 


| Mi 


2 46 
11587 1,1571 1 


⁊t 


136 


Werth 
in 
1000 


* 
— 


1) 


35 6 


706 


1,612 
33 
Werth 


in 
1000 
Sb. 


22 


1" 





34 








16,942 
74,951 


1,513 
67,3 18 
2,143 
38,254 
90 
2, 200 


132,059 


319,611 


63,861 
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Werth 
= in 
5 11000 
I | 
v se. 
251) 155 
2,221] 5,211 
200) 1,566 


16,093 


126,927 


1,368 


07,415 Y 


2,167 
33,5 4 
1,735 
15,100 
20,643 
1 7568 
573 
22,056 


295,579 


08,066 3% 


38,778 
227,494 
24,982 


4,777 


1,558 


Stüd 


M 
87| 188 
1,552! 3,249 


230, 1,517 


E. 
A. 


Werth 
in 
| 1000 


E. 
A. 


A. 
E. 
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Einfuhr und Ausfuhr im 
den deutſchen Zollausjhlüfien | 







| 





Waarengattung den Dane⸗ Nor⸗ Sch ec 
⸗Schwe⸗ Deiterreid- 
(Menge von 100 kg. netto) — —5* «Menden mart |wegen | den Rußland Unger | 


Wtona | aus 
| ſchlüſſen 



































17. Kautſchud u. Guttapercha, | | | 
fowie Waaren darans. | | 
Kautihud und — 154 4,49 — 2! — 2 39| — 
roh oder gereinigt . 85 602 — | — — | 106 384 
: 5 29 — — — 2 134 79 
Kautjſchudwaaren 3,20 — s88| 114] 1032 1,296 2,625 
Gewebe mit Kautichud über- — sl — _ = BE 2 81 
dergl. aus Kaut⸗ A ' a 
fhudjäden ꝛc. 23 282 — 150 8 151 5 595) 
: ı 1 | 
i — | | 
18. Kleider und Leibwäfde, | 
fertige, auch Pubwaaren. | 
Kleider, aD u. a 60 3111 — 9 1 3 4 152 
waaren 4,172 6,455 57 5791 205 908 541 1,073 
9 5 — 3 2! — 1 2 
Seinene u. baumm. Leibwäſche { 305 2,029 sl 672 43 965 149 254 
Herrenhüte aus Filz, — | 14 37 — — I wi, et 131 
und ungarnirt 20 816 — 355 39 504 14 112 
| 
19. Kupfer und andere nicht | 
befonderd genannte unedle 
Metalle :c. u. Wanren darans. 
x 179 16,139 5 544 104 581 544 2,550 
Kupfer, roh oder als Bruch { 249 1,264 — 2) — N = 44,922 
8 180 — a — — — 2,946 
Queckſilber — Be —— 20 
Kupfer, geſchmiedet oder ge—⸗ 8 413 4 1 — — — | 117 
walzt in Stangen u. Blechen 301 2,651 — 154 31 255 2,970 ‚26% 
Kupferdraht, — e — 79 — | — — — a 85 
tabel . 82 33 — 59 6 195 466 1,560 
Grobe Supferimiebe- eh 40 1,028 4 ii — — 24 245 
Gelbgiegerwaaren j 589 1,533 34) 297] 227 469 1,150] 2,207 
Andere Kupferſchmiede— mn 34 307° — 5 2 4 51 980 
Gelbgießerwaaren 368 5,192 609 140 898 3,555] 3,668 
Woaren aus Wluminium f | “ 
: 2 20 135 — — — 2 6 176 
Nickel; 
thee Banren ul al nu ul se an al as 2208 
20. Kurze Waaren, Onin- 
caillerien :c. 
Waaren, ganz oder theilweife * RR 
aus edlen Metallen will gi r we . _ - u > 
Taſchenuhren . . j I “ 














im Jahre 1883, 543 
freien Be tt 
| 
| den | ben Ver d 
ger Groß⸗ einigten Mm Summe Summe 
Schwei i ie Nieder unten] Itali S ‚übrigen | 
Schweiz | Frankreich Belgien | die — Italien | Staaten übrigen | 1883 1882 
ı landen von Ländern 
Amerika | 





























35 559 157 1,201 12,830 3) 16 255) 19,988] 19,985 €. 
5 32 5 28! 48 | 20 I 1,520 1,494 9. 
24 438 180 53 346 8 81 3 1,652] 1,738 € 
907 1,242 505, Lo) 5,103 66 207 598 20,527] 19,970. 
86 227 25) 33) 355 1 il — | 8096 
110 64 217 157 575 5 36 226 2,815 2,220N. 
210 687 148 297 158 4 16 2 2,062 2,101 €. 
3,414 1,357 1,250 = 9,090 sı7! 4,680] 1,555) 44,504] 41,941. 
26 66 11 21! 5 — — — 224 237 6, 
658 542 865 2,437 943 119 24 387 10,403 8,789 A. 
24 137 17 5 21 1 _ _ 449 506 €. 
220 53 85 351 20 8 2 a 2470| 1,9429. 
857 3,842 7,948, 20,926) 54,949 — | 4,091! 3,087) 116,646] 105,787 E. 
1,018 1,191 4,221 1,375) 956 786 2 100 57,509| 60,967 4. 
3 1 20 11 1,156 is — 36 4,385] 3,958 €. 
= — jJ 5 — 3 — 4 60 60 A. 
17 1,118 64 4 39 325 — — 2,110 1,594 E. 
2,649 85: 184) 1,227 454 1,582 32 204 13,297| 14,088 W. 
| 
54 221 52) 23 110 _ _ _ 624 710 E. 
612 122 101 1,092 636 583 155 879 6,782 5,884 N. 
191 2,127 296, 81 1,795 7 il © 5545| 5,474 €. 
758 961 428 957 265 — 66 918 11,424] 12,694 A. 
106 2,024 252 159 477 6 15 3 4,425 4,671 €. 
1,139 1,944 1,235 2,643 1,736 1,018 669| 2,4357 27,252 25,845 4. 
46 766 49 61: 195 25 15 20 2,116 1,964 E. 
571 1,979 1,022 2,110) 3,306 908 2720| 1,262 22,781] 18,091 9. 
336 44 8 10 29 18 _ 2 56) 520 €. 
7 23 220 56 3 179 954 862 M. 
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Einfuhr und Ausfuhr im 












































den deutichen Zollausihtüflen | | | | 
— | | | 
Waarengattung |, den Ion * 
2 ne i übrigen | Düne | Nor: Schwe- Oeſtertei 
(Menge von 100 kg netto) — —— Boll: | mark wegen | den Rußland Ungarn 
Altona auss 
ſchlüſſen | 
L 1} 
21. Leder- und Yederwaaren. | | | 
7 alter — Sohl— 123 3,918 1 16 | 6 565 829 
eder, Handſchuhleder ꝛc., — in = a3] 27 
ungefärbtes x. | au 3,99- J 555 RR e 403 9,046 
Sohlleder 41 10,100 1 12 1 — | — 203 
Sohlleder | 459 1,541, I 200 res | 163: 735 1,508 
Brüſſeler u. Däniſches Hand- | . | | | r 
ı 3 — 3 — 2 151 244 
fchubleder; Korduan; Ma- R — | zu — — 
294 2,055 l 239 19 3m 1,507. 5,075 
rokin ꝛc. N i | 
Halbgare und — nicht en — 10 — 6 384 
weiter zugerichtete Ziegen: ie: — — u 16! 46 502 
und Schaffelle (Tara: 2%, ‚|! u | | 
ee — 56 974 4 13° — 2 32] 1,1% 
aus ungefärbtem ꝛc. Leder 417 1,655 22 481 64 501 61? 1,050 
GrobeSchuhmacher ⸗ ꝛtc. Waaren — re ven | 3 
9 38 6 3 33 
aus grauer Badleinwand, 128 1,264 9) so 9 50 64) 113 
Segeltuh x. . — | 
j u 
Feine Lederwaaren von Kor- ! 35 477 2 3 — 2| 9 1,145 
duan, Saffian ıc. 2,563) 15,112 8 7355 184 995) — 1,428 
Lederne Handſchuhe und zu g 7) — 2 — = — | 450 
——— Re 548 62) — 2 ı 21 15 207 
22. Leinengarn, — | 
und andere Leinenwaaren. | 
Leinengarn, nicht gefärbt, be 55 687 — —_ — — 35 75,302 
drudt oder gebleicht : 39 957 — 334 53 222: “| 8,797 
Leinengarn, gefärbtes, be» 20 170 — — — 1 _ 573 
drucktes, gebleichtes : l 5, Me 394 en 885 36 268 
amt j 2 9 — — — J — 1) 7 
— 66 1,157 15 36 3} 17 602 33% 
or I r 
Seilerwaaren : { 4,057 10.275 1,5741 1,338 232 559 1,285 2,886 
BEHHE TEST ucH2 Baer: Baer BR Br BE: BB 
gebleicht I 3,565 4,678 419) 1,184 42) 378 42 652 
Leinwand, Zwillich, Driltic, 22 24 — _ _ 1 7 133 
gefärbt, bedrudt, gebleicht 829 6,606 8 752 52) 414 282 258 
Damajt, verarbeitetes Tiſch-, J 53 — — — — — 6 
Bett: und Handtücherzeug 101 1,15 — 47 2 50 42 504 
Leinene Bänder, Borten, | | y 
Franſen, Gaze, geivebte — — — za rar — Su Ei 
Kanten, Schnüre xc. : | “ u — 2 i » 4 2 
ah - I — = — Bei — 4 
Zwirnfpiben 2. 2 2.2. { 2 = | — 5 3 a 








im Jahre 1883, 545 








:eien Verkehr von resp. nad) 













































































| | 
den Ber- 
den anni den 
— Groß⸗ einigten | * Summe | Summe 
Schweiz Frankreich Belgien Nieder ann Ztalien | Staaten übrigen 1950 1881 
landen von Rändern - 
Amerifa | 
| | | 
512 2,8621 3,779 2,414 7,568 56 48 — | 22,703| 19,321 €. 
4,792 2,054) 700 1,801 4,566 3,183 1,661 2,571] 37,810] 39,225 4. 
342 523 1,334 2 2 — 48 235) 16,116] 13,981 €. 
555 4,455 28 286) 213 486 J 55/1 9840| 9,956 N. 
51 1,752 258 260, 764 17 12) 3 3874| 3,084 €. 
827 ‚258 1,050 1,536 5,525 1,836 1192| 2,274] 25,860] 25,524 A. 
155 4,356) 488) 355 11,786 ou — | 8,943] 27,130| 27,133 €. 
2 118 Ü 7 14) 6 — .ı 2 zzel 1,8259. 
| h | 
145) 433} 249 231 662 4 | — 4,004] 4,133 E. 
3,999) 301 180 1,875 577) 156 99 643] 12,617] 12,125. 
7 56 9 6 27] 3! — — 202| 240 €. 
4 359 128 453) 519 10 33 160 3,938] 3,2278. 
34 962 349 158) 262 6 4 2 3526| 3,556 €. 
1,582 1,885 1,926 ws 11,614, 1,014 1,110) 1,649] 46,916] 47,285 4. 
_ a — N 9 4 | — 93] 508 €. 
28 29 + 122; 312) 6 492 + 2,461| 2,5874. 
939 4,526| 39,183 2,456 12,814. 1,778 — — 137,775|123,006 €. 
935. 123 59 400 25 229 — ‚088 13,465] 12,572 9. 
6 92 393 828 1371 3 — _ 6,463] 6,332 €. 
249 5 1 768 | 1,201 — 2,052 6,092] 7,2024. 
16 810 4,803] 115 931) 25| li — 7,770) 7,786 €. 
81 17 ⁊ 2 3 32 3 zıl 1382| 1,307 4. 
572 645, 684 474 1,032. i2 — — 5,705| 5,149 €. 
1,392 2,298) 1,777 2,852 892, 893, 29| 3,602] 36,189] 36,676 N. 
! | | 
156 274 2721 295 0 — — 101 71,629] 80,289 €. 
707 187 246 1,701) 468, 53) 73) 415) 14,969] 16,196 N. 
12 169 173 2 1,776 — = | — 2,08091 2,551 €. 
457 53) 79 = 840, 192 1,495 767) 13,850] 12,286 9. 
8 47 38 3 di — — | — 233] 262 €. 
181 84 40) 202) 125) 6 wm 107 4,240] 6,489 A. 
. 56; 1 _ 1 _ - — 64 86 E. 
80, 147 69 52 91 104 375 38 1,491] 1,0618. 
— | 64 1 — = — — J— 99 79 €. 
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Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 


23. Lichte. 
Lichte . 


25. Material- u. Epryereie, 
aud Konditorwaaren und 
andere Konjumtibilien. 


Bier aller Art, auh Meth 
(Tara: BU)... 
Arrat, Rum, Franzbranntw. 
Anderer Branntwein aller 
Art, mit — des 
verjegten 


Bein und Moft in Fällern 
Schaumwein in Flaſchen 
Anderer Wein in Flaſchen 


Butter, auch künſtliche 


Fleiſch, ausgeſchlachtetes, fris 
ſches und zubereitetes . 


Stodfische,getrodnet(Tara:—) 


Friſche Apielfinen, gen 
Limonen x. —— 


Korinthen 

Roſinen 

Mandeln, getrocknet 
Pfeffer (gewöhnlicher) . 
Heringe, gejalzene . 
Kaffee, roher. 


Kakao in Bohnen . 


Käfe aller Urt . . 











Bremen 


27 
200 


1,287 
64,590 
8,337 
7 


168) 


8,942 


30,591 
3,793 
89 

198 
544 
822 
1,107 
7,543 
31,179 
4,699 
270 





Hamburg: 
Altona 








5,464 

395,846, 

6,394 
4 


405 
195,11 
49,957 
5,524 
1,513 
451 
1,701 
3,717 
2,842 
100,399 
29,670 
38,129 
689 

u 
41,598 
5 
24,999 
\ 
22,537 


430,072 
4? 
18,496) 


—ı 


den deutjchen Zollausichlüfien 
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Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 


Einiubr und Ausfuhr im 
| 



























den 
Zoll: | mark | wegen | den | — 
* | | 
ſciũſſen | | | 
1 — _ ss 464 
7 188 16 600 312 331] 
| 
| 
30 19 — 5 24 120,04. 
8,071| 3,732 110 +66 951; 15,553 
103 132 1 4 14 52 
l 19 — 10 952 27 
62 9 1 7 8 154; 
‚545| 1,008 189 64 4,035 1,465 
4576| 3857 — 10 36 73,05 
co 619 136 769 4,587 1,551 
1 7 — — 5 57 
l 78 42 127 141 265 
15 8 — 3 29 1,053) 
34| 22 1134| 1,393 879 1,70%) 
150 67 — 7 8,681 29,121 
6655| 3,516 432 78 10 184] 
l 
1990| 797 — | ı2| 6811 2,181) 
282] 223] 45 158 8 1,46%. 
— | 1,193 1,430 | o — | 14) 
— — | 1 — 156 u 
44 v7, — — 3 21,34% 
— 3 — — 3 
441 — — _ — nn 
21 34 — — 1 17,568) 
— — — — — u 
3 — 2 — — 2,778) 
— — — — 5 — 
1355| — — _ — 20 
— 6 6 A 33 _,5 
Sa | Fah | Faß Faß Faß Faß 
167| 7,708 192,07) 6,092. 144 21) 
I — — 2 92 478; 
Mengen von 
538] 1,024 1 2 21 2,001 
_— — — — 12 107 
} 
— Ss — — — — 
59) 21 — 84 751 
71] 1,560 u 32 27 2,523 


3 ‚110| 
5,645 








im Jahre 1883. 547 
reien Berfehr von resp. nad) 
den Ber: 
ben ** den 
—— Groß⸗ einigten |, Sumnte | Summe 
Schweiz | Frankreich Belgien — — Italien Staaten — 1883 1582 
anden von Ändern 
Amerika 

















12 343 582 2,113 
255 78 280 148 
300 721 285 221 

77,815) 545,645| 104,228] 42,587 

32 10,107 300 8,989 
201 40 14 33) 
108 2,575 194 474 

47,181) 47,969 11,929 895 
5,930 261,661| 6,505 7,748 
36,621 19589] 9,615] 11,147 
83] 28,508 161 212 
91 169 579 1,588 
305 3,844 277 306) 
522 728] 2,500 9,165 
1,361 3,258 122 2,060 
1,191 1,880| 6,615 610 

510 929| 10,005 9,819 
4,006) 15,247) 5,791 1,920 

55 18 176 5,333 

20 3 2 3 
250 2486| 2,782] 10,258 

6 _ ! l 
81 9| 4,808] 10,951 

— — _ 30 
120 2,055| 1,375] 21,226 
184 2,043 137 539 

1 310 175 4,585 
26 _ 26 
Faß Faß Faß aß | 
2 7,686 2,077) 146,601 
13 9 13 al 

00 kg. netto, 

1,687:  27,104| 93,925] 334,159 

27 107 6 14 
980 1,073 774 1,180 

26,555 4,079 58 4,849) 

4,3562| 172,226 220 208 


6,700: 








12,485 


Far 
404,315 


135,849) 
3,503 
218 
2354 





td) 


417 
4,971 





5 934 
54 1 
2,573] 42,150 
15 223 
9 16 
_ 24 
367) 249,229 
152| 40,237 
24,940| 1,155 
3 26 
383 691 
11 181 
7,812| 2,215 
1 — 
— 20 
8,884 110 
27 To 
1 | 
3| 7,284 
— 1 18,198 
30 15,624 
I 517 
— 2 
— 305 
Faß Faß 
— 66 
19,066| 45,122 
_ 97 
1 — 
52 15 


4278| 4,742 €. 
17,155] 14,199 U. 
185,375] 127,610 €. 
1,332,085|1,285,474 9. 
40,129| 35,616 €. 
1,963 2,220. 
4,486 5,624 E. 
643,421] 909,657 N. 
522,362] 509,513 €. 
124,395] 103,571. 
30,886] 30,401 €, 
14,112] 13,262 4. 
8,585 8,338 E, 
48,779] 48,406 N. 
48,881] 46,637 €. 
125,846] 116,585 9. 
103,225] 74,534 €. 
73,251] 59,275%. 
9,257 8,812 €. 
207 294%. 
100,946] 85,736 €. 
28 354. 
73,258] 62,157 €. 
31 34. 
105,525] 86,327 €. 
2 IM. 
29,007] 34,469 E. 
12 6 A. 
29,155] 27,339 E. 
99 66 4. 

Faß Faß 
867,977] 875,208 €. 
914 1154 A. 
1,141,747]1,071,231 €. 
332 3571. 
26,290] 25,570 ©. 
3 6A. 
40,6371 38,099 E. 
38,374| 42,011 8. 
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: — 
* 

































Einfuhr und Ausfuhr in 


Schwe⸗ Rußland Deiterreid: 


den | 


115,297 


63,875 


9,713) 175,875 


den deutichen Zollausſchlüſſen 
Waarengattung den | 
: | übrigen Däne: |; Nor 
(Menge von 100 kg. netto) — Hamburg⸗ Zoll- | mark | wegen 
ſchlüſſen 
Kakaomaſſe, gemahlen. Kakao, u 9 f 
Chofolade und oe | * ei * u e 
jurrogate . | | 9 
Obſt, getrodnet, gebaden, ge: 206 736 = 
pulvert, eingesocht Kara: | — — 122 N = 
10%). . * — 
Gebrannte ober gemablene 3 41 — 3 — 
Eichorien (Tara 12%,,) 839 10,288 1356| 1,051 — 
— 8,284 1,086 20 ll — 
Stürke (Tara 12%) . . . 1.043 56,092 53 250 8 
Kraftmehl, Ruder, Arrowroot 200 1,233 — — — 
(Zara 120/,).. Sr 596 155,505 — |11,065| 2,796 
Gejchrotene oder geſchälte Kör- | 
841 1,309 28 38 — 
ner, Graupe, Gries, —— | - ' a 
(Zara: 2%.) B } , 5,469 14,026 45 7,487 53 
Mehl aus Getreide und Hür- 2,132 2,789 968 46 1 
ſenfrüchten (Tara: 2°/,) . 57,291) 335,369] 1,315] 10,031|155,223 
f 475,169 124,796) 2,119| 21,900 — 
Reis ; 62 18 2 2 
> 1,115 5,231 369 606 — 
Salz “| 32,885] 485,005] 3,737] 32,816| 3,219) 
* 595) 16,558 24) 1128 — 
an Al 132 847 2 sl u 
— 1 == — 
Melaſſe “| —— —— 
Unbearbeitete QTabadblätter|f 155, > 32,041 133 68 — 
und Abfälle von joldhen . ss — 3I6| — 
Tabadjtengel a — ER * _ Be 
352 1,907 1 | — 
Zigarren . al 259) 919 2* * to 
Entrippte Tabadblätter . „|| Er Bo 
Rauchtabad u. andere Tabad: 
fabrifate, außer MEN: j 20 2,188 — nn 
und Kautabad i "N 14 * J — 
Thee 1,896 Ei 4 17 zu 
2 — 
Zuder ME auzen| ansnen| naslinan 
darunter bei der Cinfuht — - ß 
Raffinirter Zuder aller Art 738 5,305 41 3 — 
Rohzuder von Wr. 19 des 
Hol. Standard u. darüber 40 HH — 1 — 
Rohzucker unter Nr, 19 des 
Hol. Standard , 88] 1,670) 1 643 — 








52,513 
zz 


1,712 
4,952 


56 


46 
503,441 





1) 


Ungarn 





144,495 
176 


J 
3,114 
3,688 
1,529 
41 
24 
45,266 
3,355 
394,54 
16,57% 
1,05% 

23 




















im Jahre 1883. 549 
'reien Verkehr von ep. nam m— u BEZ 
; | | den Ber: 5 
en a‘ | einigten en 
— Groß⸗ „.. pemg Mose Summe] Summe 
Schweiz Frankreich Belgien | Nieder: J Italien Staaten übrigen 1883 15882 
| landen | von Rändern 
| | Amerika 
| | 
388 575 DT 2,444 1 4,7600 3,688 €. 
19 2 5) 57) 49 — 1 1? 360 3356 A. 
! 
597 2,918 1,641. 4,391) 494 3.131 1,286) 1,843! 180,229] 165,569 €. 
173 171 99 287 66, — 101 28 2,261 3,0704. 
| I 
13 7,071 1,075, 527 6 - I — — 8,857 8,200 E. 
31,023 3,996 2,699: 4,110 245 10,256 2,282 207) 70,7247) 72,056 8. 
72 571 327 495 894. 3 598 — | 16,128] 18,049 E. 
7,097 2,650 16%) 412 1,554, 826 543 84 73,061] 140,960 4. 
71 1,322) 21) 53 302 3 48 2 3,383] 2,840 E. 
5,097 eo 416 3,973 5,96% 2,7557 1,814 313. 191,567] 284,356 4. 
636 22,268 249) 37,315 300 572! 28 336 161,702] 129,187 E. 
7,021 241] 159, 1,603 2,174) 22! 196 e| 40,717] 39,187 4. 
3,604 58,226 2,080 15,625 731| 1,657 5,455 16) 489,649| 445,610 E. 
21,34% 3,073, 7,506 103,405] 531,081! _ 43 1,562,815] 928,443 A. 
| = 123 $ 
497 981! 34,503: 120,558 22,186 3,284) 9 59,219: 866,295] 878,007 E. 
123 5 5 421 0 — | i — l) 7359 276 A. 
10,409 84,057 829) 826| 302,071 van — 14,3544 370,126] 370,169 €. 
17,453 2,0251 11,168] 77,015 22 102 5) 15,265/1,462,137|1,488,528 N. 
4 1,187) 2 9 17060 — 215 2 36,904] 36,689 €. 
594 725) 1,648) 124 ae 9 16 12 5,206 9,076 A. 
| 
— (2 Eee — — — — — — | 4867 1,744 E. 
2,540) 91,961) 22,464) 2,084 2,484 Il — 4 190,605] 152,579 4. 
92 289, 750 63,847 650. 11! 12,392} 8,570| 273,310| 262,844 €. 
3,386) 1562] 1,103) 536 29 1,980 — — | zworı| 350194. 
_ — — 1,152 — — 16,585 — | 29,825] 26,062 €. 
0 — — — — | — — il 11 94 A. 
75 72 89 672 28 — 28 196| 3,473 3,651 €. 
1354 382 115 214 290: — 92 354 2,962 3,4144, 
* — — 1 - — — — 2 36€ 
— — 766 4,568 3,259) — — 20) 9,007] 10,989 U. 
4 203 31 105 Hl — 86) 1,283) 4,054] 3,894 €. 
73 1,794 21 6 6 — 2| 130 2,092 Lt79 U. 
| 
16 59 56 4,342 461) _ = 242) 15,918] 14,842 E. 
ı2 2 — { — | — 1 185 2119. 
164 6,688 288) 15,427 4,868 — 9| 2,332) 39,112] 44,905 €. 
86,754: 79,899) 76,567, 583,638] 3,584,926 530,058) 41,121) 31,402/5,126,505[5,488,975 A. 
114 6,171 193 5,695 103° — 2 28| 18,445| 21,696 €. 
1 2 1 356 1 5 3 662 603 E. 
49 515 94, 9,376 4,764; — 2 2,8011 20,0001 22,606 E. 

















Annalen des Deutſchen Reichs. 





1384. 
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550 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 





—_—_  —  — —— 
den deutichen —— — | 
Waarengattung | 


(Menge von 100 kg netto) 


Hamburg⸗ übrigen Bine Nor- Schwer Deſterreich⸗ 


Boll: 
Altona et 


ſchlüſſen | 


Rußland 


Bremen | | mark | wegen | den Ungarn 





bei ber Ausfuhr: 


Kandiszuder und Zuder in 
weihen, vollen, harten 
Broden bis zu 12, kg | 
Nettogewicht . . 51,480) 148,381 323) 8,049| 8,641| 87,959 61,725 € 

Aller übrige harte Zuder u. | 
alle weihen trodenen Zuder | 
von mindeftens 98%, Po— | 























larijation . 2 22.» 8,096] 72,575 — 4,429) 1,072! 13,879 255 — 
NRobzuder von mindeitens | 
8807, Polarijation — 162 82,288 — 5,7711 — 74,036 24 — 
Zucker, für welchen Ausfuhr: 
vergütung nicht gewährt ijt 10 63 — — — l 23} 3 
26. Del, anderweit nicht ge- | 
nannt, und Fette. 
— 2,682 17,036 17 1777 — — 1 11,851 
Dlivenöl (Baumöl) in Fäſſern — 5 220 ! 31 — 22 590 2.950 
a a 12,206) 78,118 I. — — 82 58 
Leinöl in Fäſſern (Tara: —) = 491 to A 10 14 605 
Rüböl, Rapsöl in Faſſern ve 354 6 4 — — 7 538 
(Zara: —) ,. 1 2,020) 9,406 9 15’ 3,700) 285 160 768 
2 — 2,646 32,815 14! — — — — 14 
Imöl, ſeſtes (Tara: 130 
Palmöl, ſeſtes (Tara: 139/,) 6 10329 — 104| 107 247 4,181. 39,507 
-. fo 4,378 — — — — — es 
C 13° ’ 
Kokosnußöl, feites(Tara 13°,,) cz re = I5 23 — 1,506 
Schmalz von ——— und 31,005| 133,426 92] 2,335 10 — 74 4 
Bänien. . . 32 108 2 I — — — 
4 363 2,207 — 1 — — 4 10,767 
tearin, Palmitin ꝛc. 
S Pe 6 8324| — 6“ — 231 1,483 10,2% 
———— ————— 2,608 51,675 33| 6,730 13,599| 232 12 1,654 
Fiſchſpeck, Fiichthran(Tara :—) { 17 30 — 46 15 r 276 * 
Talg (eingeihmolzenes Fett i A Pi 
von Rinde und Schafvieh) | — en 51| 946 31 20 8,078 4,442 
(Tora: 13%) . ... | x 2 2 1 — 2 91? 5,236) 
27. Papier: und Pappwaaren. 
Halbitoff zur Vapier-Fabri— ii — 10 — 99 3,487 2,8316 2 14,397 
fation (Zara: 2%). . 3 2,85) — a2 — 198 24,844) 29,898 
Graues Löſch⸗ und ig N 3U 1,094 1 — — 318 9 3,451 
aller Art . . 2,008) 39,293 124] 534 65 86 190 3,282 
Pappe aller Art und Er if 364 1,526 8 21 — 1 — 11,617 
ſpune — 20,531 24| 4,190 186) 2,736 5,500 19,499 
’ 129; 1,957 15| — 17 8 8,530 
Anderes { . a ' 
rapie 15,401) 151,852 274| 2,797) 629) 4,602 1,982 6,582 








“ 
« 


im Jahre 1883, 551 





teten Verkehr von resp. nad 









N den Ber: er 

en — einigten 

© ’ : j Groß⸗ — Po Summe | Summe 

Schweiz | Frankreich | Belgien | Nieder: — Italien Staaten übrigen 1888 1888 
Amerita 






landen | von Bändern 
| 





| 

| 
80,091 155] 58,881 2,859 3,745 90 — 15,785] 508,3261 406,967 A. 
5,988 — 823 408 121,654 2,959 57) 14,844) 249,594] 183,721 A. 
621 79,672) 16,642} 580,112| 3,459,527| 26,983) 41,064 773] 4,567,895|2,897,708 A. 
34 72 21 259 — — — — 486 577 A. 
1,275 8,069 6,964 3,145 10,006| 57,459) — 37,498| 156,180] 102,219 €. 
117 9 189 511 l 2 — — 4,651 4,474 8. 
334 2,1465) 17,288! 189,185] 177,389 8 4 — 477,426] 359,565 €. 
48 121 3 57 l 21 2 12 1,476 1,568 A. 
121 897 4,775 553 158 — — — 7,526] 3,604 €. 
1,349 128| 264 72 23357 — 101 J 41,853] 91,163 A. 

I 

— 1,999 6,104 8,761 17,470 — — 2,554 72,377] 89,466 E. 
5,461 872 2 20 4,614 — 659 4653 72,187] 85,904 U. 
2 17 104 25 1514 — — 372) 20,8591 18,307 E. 
85 (8: 7 184 20 2! — 397 2,871] 27,907 4. 
700 368] 33,177 8,070 14,719 1551| 85,688 — 310,253] 258,904 €, 
39 49 4 24 — — 2 — 267 272 A. 
5 5,021 3,252 18,738 1616 — 851 — 50,531] 62,861 €, 
6453 798 206 484 1,562 3,505 — 1,055 29,134] 30,955 4. 
81 1,389 3,097 9,978 9,335 135 112 36] 100,706] 98,406 €. 
145 6 2 210 N 23 3 32 4,998] 3,147 A. 
140 5,000 6,103 2,682 21,831 — 2,020 16,869 86,123] 69,939 €. 
464 64 1? 351 2 | — — 5,411] 8,335 U. 
1,487 963 1,166 2 76 6 2 — 24,013] 38,813 €, 
23,740 92,149) 53,456 7,590 11,298 9,286 3 199| 255,981] 216,881 U. 
786 906 1,678 484 1,526 17 14 — 10,309] 12,212 €. 
5,996 2,539 2,532 8,125 17,271 1,506 5354| 2,259 97,144] 87,212 U. 
311 372 119 158 634 166 176 — 15,454] 17,046 E. 
4,639 3,137 3,507 5,098 129,476 428 2727| 1,998] 209,851] 214,685 U. 
4,527 3,463 718 669 855 10 82 17 20,997] 23,230 €. 
5,454 16,714] 13,027 28,232 31,759 2,821 2,202| 12,934| 277,242] 247,676 U. 
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552 





Vaarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


* 





Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 





den deutichen Zollausihlüfien 


den 








Bapiertapeten 


28. Belzwert. 
Pelzwert . 


29. Petrolenm. 


Petroleum, roh und gereinigt 
(Zara: Er 


30. Seide und Seidenwaaren. 


UngefärbteSeide, u Seiden⸗ 
watte 


Gezwirnte Seide 


Seide und Floretſeide, ge 


fürbt; Yacets . 

Zeugwaaren von reiner Seide 
oder zzloretjeide . 

Seidene Pojamentier= und 


Knopfmacherwaaren. 


Seidenwaaren, gemiſcht mit 
anderen Spinnmaterialien 
und zugleich in ESSIG 
mit Metallfäden . 


Zeugwaaren ans Seide oder 
Aloretieide in Verbindung 
mit Baummvolle . . 


Zeugwaaren aus Seide oder 
Floretſeide in Verbindung 
mit Leinen, Wolle ıc. . 


Dalbjeidene Pojamentier: und 
Knopfmacherwaaren 
33. Steine und Sttinwaaren. 


Dachſchiefer 


und Schiefer— 
platten . er 


34. Steinfoblen, Braun: 
fohlen, Koals, Torf, Torf- 
foblen. 


Steintohlen . 


Koat3 . 


— 


— — 


| 














Einfuhr und Ausfuhr im 


| ) 
| | 


























Hamburg: übrigen Däne| Nor Schwe | Rußland Deiterreid 
Bremen = | mark | wegen | den Wen 
| Altona | Aus 
I 
ſchlüſſen | 
. 15 — _ _ 4 — 11 
693 6,768, 6 331) | 716 346 2,521 
| 
{ | 4 6 — u 158, 55 
1% 165 2 54 8 106 25! 38% 
| | 
1,157,301| 881,081) 10,430 20 — 11 38,755 1,520 
207, 277 82 60 — 32 51 1,955 
' | i N ; 
7 3 — — — — 246 1,879 
2| 239 — ij — 12! 921 1,535 
2 u — - | — - | 1 100 
3) sa — | 45) 1 5 473! + rı 
— 21 — — | — — — 
— Bo — ii — | ! 176 1,061] 
_ 3 — _ — | — — 2) 
10 151 ı 89 5 69 66 180 
— — — — — — — — 
20 J J 25! 1 20 106 37 
l ‚ 
i 
— e — | = Be — N 
+ Il ae — | 5 18 q 
| | | 
2 80 — Jj — — | 4 71 
488 gl \ 302 29| 171) 94 543 
— 4 — 17. = — = wen — 11 
73) 1451 — 25 11 19 28 407 
— DER, WER 
1,037, 555 — 144 7 88 y5| 397 
| 
27,542) 57,826) 7,377 3 — — — 66,16 
69 145 5 3 0 — il 3,615 84,797 
{ 27,672! 3,619,663| 34,904) 5,645) 500 3 8,986) 3,103,751: 
"113,097,117| 2,941,214 209,643) 18,551| — | 74,859 4,055,705123,152, 126, 
1249 78,40 29 56 18 | 8359| 92,163) 
56,4 133,495) 11,803| 11,690) 2,700) 13,500) 398,808 676,606 
I) 
ui 2 








im Sabre 


1883, 





553 








ireien Berfehr von resp. nach 























| | | | | | 
| : den Ber: ; 
i en - einigten en 
Groß⸗ Summe Summe 
Scmeiz |; i i ieder= |, 3 — u 
Schweiz | Frankreich | Belgien nn. Britannien Italien —— 1888. 1882 
anden | — x ndern 
| | | 
7 792 97 25 2 — | — * 1,142 1,259 €. 
1,212 2,214 1,837 5,091 727 1,020 86 511 23,880| 23,223 A. 
| 
6, 69 1 24 1385| — 6 — .|. 573 450 €. 
50 +9 9 39 259 10 5 208 1,590 1,697 A. 
| 
5,277 2,518| 420,596 80,621 2,081 611,296,629| 913) 3,698,230] 3,425,101 €. 
2,460 187 15 508 — 1447) — | 213 7,704 7,942 U. 
20,019. 6,191 . 152) 945 — — 1 33,727] 34,371 €. 
| 2,703! 2,410 95 16, 2,12 73 — 2 9,942 9,416 A. 
2275 309 30 — 26 a — — 3,014 1,159 €, 
| 21% 471 35 ss) 18 is 8 39 1,666 1,848 U. 
742 447 3 6 40 J — — 1,274 834 E. 
| 561) 20 106, 1? 496 29, 3 10 2,549 2,307 9. 
| 814 867 17) 11 72 2 — 1 1,915| 2,082 €. 
102 138 81 243 673 45. 182 108 2,123 2,641 A. 
10 3 — — — — | — — 73 89 E. 
35} 19 18 53| 277 42 87 28 811 938 U. 
| 2 sl — 1 Sl — | — — 38 54 €. 
| _ 7 161 2 30 4 35 64 425 310 U. 
| | 
596. 869 34 76. 274 15 0 — 2,050 1,827 €, 
282 3,738 882 1,120: 11,565 512) 10,746 989 31,955] 34,685 N. 
20 168 11 27 102 — _ — 356 247 E. 
46 126 52 92 214 60 284 195 2,225 2,683 A. 
10 50 2 1 4 80 91 E. 
193] 141 186 +44 1296 * 1,866; 250 10,030 10,067 U. 
| | 
| } 
12,856 45,648| 64,156 8339| 157,952 | — = — 1 439,884] 603,962 €. 
121 800 907 3,657) 43 _ 4 94,250) 55,823 U 
5,937] 471,946] 556,499) 260,128/13,718,122) — — 50'21,811,816]20,906,222 €. 
5,541,215112,180,417|7,711,499|27,532,988) 2,7206'493,911 2,400) 25,553/87,039,704]76,5 16,165 %. 
4,726 8,111 1,152,993 1232| 323224 — — — 1,668,095 2,013,234 €. 
549,236) 3,628,515) 519,485] 378,679, 1,000) 39,026| | — 103] 6,021,585] 4,783,506 W. 


















































554 Einfuhr und Ausfuhr im Deutihen Zollgebiet 





Einfubr und Ausjuhr im 












den deutichen Zollausichlüfien | | 





Waarengattung | _ dem Däne Nor: Deiterwid- 
‚übrigen ne | Nor Schwe⸗ eiterreic- 

Menge von 100 kg. netto) — Hamburg⸗ Boll- | marf | wegen | den Rukland Ungarn | 
Altona | au: 1 

ſchlüſſen 














Braunkohlen. 


36. — Kun, Harze, 
Theer 


Asphalt (Beratheer) . 


Terpentinharz (Kolofonium, 
Fichtenharz), Terpentin 


Undere Harze 


37. Thiere und mieriſche ER 
dufte,nicht anderweit genannt. 


Eier don —— aa 
15%).) 
38. —— 


Gewöhnliche —— 
feuerfeſte Steine . 


Nicht glafirtes Töpfergeichirr 


fadyeln ꝛc., glafirte BADEN 
Muffeln, Krüge ꝛc. 


—— Töpfergeftin (Eu: 


Andere — — 
Porzellan ꝛc., außer Ver— 
bindung mit anderen Ma— 
terialien 


N 
N 
{ 
Schmelztiegel; gemeine Ofen: | 
N 


Porzellan und — f 
Waaren, außer Verbindung 
mit anderen Materialien . \ 


39. Bieb. 


Pferde mit Ausſchluß der Fül— [ 
len, weldye der Mutter folgen 


Stiere . 
BEE tin — { 
Ohſe 


J 
N 





18] 
702 


9,310 
4,247 
139 
554) 
5,972 
19,512 
5,098 





365 
5 


— 


12,671 
345,591 
152 
2,511 


418 
7,879 


494 


1,438) 





56 
5,282 
| 


79 
9,090) 


1,038 
1,079 
52 
389 
798 
2,507 


19) 
2,292] 





133,079: 


l 


30,942 


68,083 
26,711 
2,552 
67,751 
16,438 
7,163 
153,934 
1,103 
4,301 
25 
| 
1,378; 
9,623 


277,610 
2,881,050 


717 
1,782 
9,197 
9,095 


2,169 
5,064 


986 
59,209 


317 
22,933 


181! 


| 


8,662 
11,530 








235 
302 


22,408 — 
445,588 


174 — 
23] — 


102! — 
5,772 


4 
441 ’ 


64 — 
2,406 
J 


1,100) 


511 


Stück 
3200 — 
215) 
7) — 

35 — 
5,505 
1,058 


155 


6 
29 
1 
18 







4 33,066,108 


2,078 
522,884 


7 
54 


1,451 


26,158 
175 


110,106 


41,105 
13,327 
21,430 
18,794, 
6,231 
TEE, 
2,347, 
25,158; 


| 
150,178 
513,877, 
108 
6,028 


3,551 
18,452 


5,461) 
10,861 








im Jahre 1883, 555 





freien ®erfehr von resp. nad 






| | | 
| den Ber: * 





den 

















nr | 
Frank ʒ Groß⸗ einigten 3634 Summe | Summe 
Schw Belgien | Nieder: amsion, Italien | Staaten | Übrigen 
reich — britannien — lakahern 1883 1882 
Amerika 































































28) 100 — 0 — — — — 38,198,488—30, 2009, 887 €. 
116,056 10,477 3,5551 181,232 — 5,000 — — | 457,885] 351,554 9. 
| | 
81,194 9,747] 4403) 31,034) 67,299) 10,873 4 3 352,282| 287,128 €. 
1,487) 16,855) 44,781 510 2,494 1855| — 7249| 126,449] 116,955 U. 
33 si 228 1176| 2604 — 19 — 33,380| 29,903 €. 
3,624, 122,556) 3,655| 2,124 1,182! 8,050 197 134] 244,555] 189,947 4. 
105,500) 40,630 148 405 12,046) 5,154 6| 34,234] 227,696] 151,017 €. 
389 1,594| 178 sl 16,070 91 18,483 357 94,401 137,975 U. 
515) 42,252 29,957 50,610| 28,707 192) 183,886| 3,971) 504,287) 508,144 E. 
1,650 473 33 82 7 3 — 131 50,337 54,900 U. 
22 689, 182 4,971 5,723 15 37 170 17,024 18,089 €. 

302 125 39 333 74 0 — 19 2,255 1,484 U. 
| 1,246) 1,610) 96 3,325 71 713 — — | 181,685| 181,253 €. 
| 3,684 1,948; 575 3,914 985) | 953 0 — | 22,930 19,572 8. 
| 21,450 10,475 132,197 56,257) 220,613 — — — 4660,3981 745,099 E. 
| 65,695) 255,256) 77,816) 675,110 2,671 1,575 5.371| 10,839| 3,698,184]| 5,908,076 4. 
61 402| 28) 61 7 Il — — 1,719 1,645 €. 
' 1,021 3,172 158) 2,293 2 2 — 145 16,989 19,905 U. 
| | 
396 4,012) 1,868 445 11,584) 2 ml — 36,796] 36,876 €. 

8,690) 13,452) 18,690) 39,457 71 4,268 3,602) 4,450) 148,689] 145,545 9. 
| 1,551 952 128 688 106 — — — 11,708 11,897 €. 
| 1,544 3,399 5,731 1,520 66 47 33 269 29,880 30,766 A. 
| 1sı 809 165 3386| 14091 84 1 30 5485| 5,155 €. 
| 3,200: 35,176 2,2951 5,564 3,539 5.959 4,424| 37,415| 160,583] 141,947 9. 
| 
| 43 854 73 82 153) 8 1 24 4,052 4,192 €. 
| 2,855| 4,058 4,264 3,630 20,407, 1,260) 15,218 4,294 96,162 87,602 N. 

Stüd 
1,452! 8,551] 12,078 8,634 169 ı — | — 76,836] 64,980 €. 
2,700) 509 2,582 2,200 55) 164 3 — | 19,197 18,225 9. 
I | - 

181 35 10 21 2| 5 — I — ı| 686 644 E. 
1,988 247 383) [81 tt8 4 I — B,542 8,064 A. 
| 19,221] 4,139 329) 16,635 u BB — 80,316| 89,086 €. 
| 8,564 6,215 12,962: 2,894 10,024 +0 | — | 60,508 54,1204. 

849 331 43 99 _ 17 — | — 28.092] 25,197 €. 
| 4,920 692 6,179 541 14,547 5 — — 66,872 70,340 A. 


556 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 





Bi ua Re Jo fuhr und Ausfuhr im 
den deutichen Zollausiclüffen | | | 


| den | 
Waorengattung übri Däne | Now Schwe—⸗ ‚Deiterreich- 
gen 
Bremen Yamburg- | Bolle | mark | wegen, den Rußland Ungarn 
Altona | Aus | | 
ichlüffen | 















































Jungvbieh im Alter ei zu J 285 3,721 61 6,354 — 20 1 14,444 
2'/, Jahren 5,793 25,086 220) 2,109) — 84 ) 66% 
1116 1,808 627 121 — 20 — 2,598 
Kälber unter 6 Wochen . 11.293 24.549 433 — su 12,824 
— 365| 155,810 210 2,2868 — 464 392,665. 283,426 
Scqhweine. 14,280] 368,898) ,o81. 970 — 8 49 908 
* 504 526 211] 1182 — _ 26,206) 33,535 
Spanferkel unter 10 kg. . 291 2,611 183 2 — 5 35. 9,459 
i 163 4,433 36 108 — — 12,704 55,920 
TOUR: 2.2... 2% 5,8511 187,927 192 126 — 10 1,971 454 
108 674 9 447 — — | 7 11,33% 
Lämmer . . . 1,105 6,046 25 16 u | 21 45 
41. Wolle, ———— der 
anderweit nicht genauuten 
Thierhaare, ſowie Waaren 
daraus. Mengen von) 
Schafwolle, roh, auch ge— 42,400| 40,121 — | 220 — 54 ATOST 632 
wilden . 2 2 2020. 6,899 10,094 — 1,501! 196) 1,955 22,018, 30,133 
Shoddy, ——— Kämme — 6,820 — * 38 79 221 5,105‘ 
line ... — 3,915 3540| — 1,055| — 1,596 10,281' 32,495 
197 8,037) — 2 — — 30 10,63% 
Wollengarn . 598 5,236 ıl 569 42| 2, s2 13,588) 13,764 
darunter bei ber Einfuhr: 
Senappes= ıc. Garn, einfaches, 
ungefärbt (Tara: 12%,,) . 2 72 — — — — — 1,118 
Anderes Garn, rob, einjad) . 14 659 — _ — — — 3,507 
Genappes⸗ ꝛc. Garn, einfaches, | | 
gefärbt (Tara: 12%) . . — 123 — _ — — — 23 
Anderes Garn, gebleicht oder | | | | 
gefärbt, einfach Een; 19 5751 — 21 — — 3 37 
! 
Senappes= ıc. Garn, dublirtes, | | N | 
ungefärbt (Tara: 12%) . 13, 976 — | — — — — “2 
Underes Garn, roh dublirt " 1808 — | — — — 158 4,965 
Genappes- x, Garn, — | | | | 
gefärbt . . . 3 71 — — — | — — | -_ | 
Anderes Garn, gebleicht oder | 
gefärbt, dublirt . . . 2 1355| — — — — 4 7 
Genapped= x. Garn, drei: oder | 
mehrfach gezwirntes . . — 16° — — — — | — — — 
Anderes Garn, drei⸗ oder mehr⸗ | | 
fach gezwirnts . . . . 127 3,3556 — — — — | 8 606: 











freien Verkehr von resp. nad 


\ 


ı Schweiz 





Frantreich Belgien 


den | 
Nieder: | 
landen 





Groß⸗ 
britannien 


| Italien 


den Ver⸗ 
einigten 
Staaten 
von 

| Amerita | 








den 
fibrigen Summe 
Ländern 1888 





Summe 
1852 














397] 


1,513: 
5,548 
1,940 
2,748, 
19,980) 
4,741 
19,330 
1,195 
306. 
545,157] 


52 
100, 


netto 


46,010 
14,702 


1,453 
10,120 


9,702 
2,587 





504 
‚89 
1,462 
1,501 
1,280 
4,973 
17,813) 
ven] 
130) 
243,876 


161 
764 





219,453] 
25,425) 
14,975 
15,419 


nn 
1,052 





8,006] 
264. 
13,07 ı 
29 
22,877 
3,407 


175 
96,299 
169 
399 











218,565 
1,174 


21,681 
54,544 


94,057 
2,980 


3,804 
17,738 
8,177 
5,640! 


18,500 
22,919 








60 


= 








| 
| 

32 ng 926,502 
| 


5 


— 


41,078 
54,138 


37,882 
53,977 


417,822 
180,168 
21,308 
75,406 
11,418,703 


2, 13,268 
| 23,945 


100| 198,568] 909,680 
108) 122,215 








55 


92 


I 
55,074 
9) 129,709 


1 166,579 
B| 48,225 


6,484 
50,708 
3,841 
13,286 


20,964 
37,266 


ı 2951 


— 
= 
ro 


56,126 €. 
52,166 1. 
43,486 E. 
56,757 N. 


1,039,136 €. 


294,792 9. 


278,047 €. 
23,278 4. 


59,058 €, 
1,450,106 U. 


10,084 €. 
21,664 A. 


885,022 E. 
154,519 U. 


55,954 €. 
149,595 U. 


159,985 €. 
50,545 U. 


4,527 €. 
49,260 E. 
3,113 €. 
17,619 €. 


19,535 €. 
32,974 €. 


4,381 €. 
2,098 €. 
474 €. 


26,004 * 
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den deutichen Zollausihlüfen. | 





Waarengattung | 
(Menge von 100 kg netto) — Hambuig⸗ 
Altona 


— 





den 





Düne 


| Bolls | marf 
auds 
ſchlüſſen 





Einfuhr und Ausfuht in 


Defierteid 





bei der Ausfuhr: 
Wollengarn, es ne 


fürbt l 165 
Desgl., einfaches, gef 12 96 
Deögl., dublirtes, ungefärbt 20 265 
Desgl., dublirtes, gefärbt . 40 454 
Desgl., drei: oder aes 

gezwirntes 525 4,256 


Desal., unvollitändig deflarirt — — 
Wollene Fußdecken. 
Unbedrudte wollene —— 


waaren . 


Unbedrudte Tuch und deug⸗ 
waaren. 


Bedruckte wollene Strumpf— 
waaren. —— 


ee 
Andere bedruckte eh — 139 
N 


Raaren, außer Fuhdeden ıc. 
Wollene Rofamentierr und 


Knopfmacherwaaren ꝛc. 78 1,606 

* 11 46 

Wollene Plüſche 950 1,186 

Wollene Spipen, Tülle und — 2 

Sticdereien . co 192 

Gewebte wollene Shamltücer { — 2 

mit drei oder mehr Farben 333 2,545 
42. Zint und Zintwaaren. 

nn 14 5,470 

Rohes Zink, Bruchzink . . { 965) 194.643 

— 22 284 

Gewalztes Zink (Tara: 10%/,) { 3,265 63,808 
43. Zinn: und Zinnwaaren. 

— 88 4,160 

Rohes Zinn, Brucyzinn . 311 684 


| 








— 294 
— 62 
— 41 
— 87 
1 85 
— 4 
3 322 
— 10 
11 462 
— 96 
32! 8,796 
— —1 
— 4 
4 123 
— 1 
— 324 
— 3 
4| 32 
ee 
— 129 
30 195 
31 199 
2) — 
8 8,211 
3 21 
— 7 

















im Jahre 1883, 

















| 
j 
den | | | ven Sen den 
! j Sroh: ‚ einigten Summe Summe 
Schweiz Frankreich Belgien | Nieder: | . toß ' Italien | Staaten | übrigen 
britannien 1882 
landen N bon Ländern 
Amerika | 




















| 
187 858 765 156 155 97 2 45 21,483] 24,185 9. 
207 304 107 736 438 29 — 31 4,908 5,595 U. 
142 1,154 58 103 667 3 95 65 5,414) 4,904 A 
104 48 47 244 51 47 2961| 209 3,147] 2,971 U. 
872 222 25 706 1,689 185 507 580 13,268] 12,691 U. 
— J — — — _ — — 5 3 A. 
12 430) 99 203 1,548 5) — 81 2,908| 3,025 €. 
448 2 297 519 167 201 28 499 6,3539] 6,421 U. 
43 314 24 52 112 6 — 7 913] 1,116 €, 
1,002 2,000; 280 1,484 5,972 258 469) 1,880 21,282] 19,197 4. 
205 2,266 796 665 5,885 14 20 1 12,174] 13,876 €. 
11,814 12,533 5,505 9,939 9,512] 11,339] 15,703] 11,297) 175,233| 173,204 9. 
1 541 — 1 1 ll — -- 20 51 €. 
47 167 7 55 225 ® 2 46 901 924 U. 
8 15 20 16 571° — — — 452 653 E. 
652 227 34 1,464 4,629 250 28 634 10,113] 6,935 9. 
— 64 2 7 15 — — 113 149 €. 
509 880 674 950 5,278 259 5586| 1,662 14,520] 16,068 A. 
9 62 2 14 78 1 11 _ 251 248 €. 
102 266 145 821 1,022 121 871 169 7,725 5,626 A. 
5 2 — _ 3 ll — _ 42 66 E. 
34 8 11 29 12 15 27 124 62 670 A. 
— 24 BER. — 1 — — — 39 45 E. 
44 6 27 148 126 194 49 341 4,407 5,958 U. 
60 458 8,833 749 19,869 2! — — 44,745] 43,954 €. 
762 24,676| 21,704 65,061 71,180 516| 25,240 131) 550,108| 564,777 A. 
20 43 477 N) 4 — u — 906] 1,480 €, 
4,557 266 1,253 13,757 48,014 5,190 2,090| 2,795] 165,045| 142,697 WU. 
74 23 932 30,929 232717 — — 2,298 61,243] 58,356 €. 
567 103 19 72 50 53 2 u 4,054 6,673 A. 





Hamburger Wanrendurdjlicnittspreife 


für die Jahre 1882/83.1) 




















Im Durdichnitt Im Durchſchnin 
der Jahre | der Jahre 

1882| 1883 1882 | 1888 
Alaun Camphor, roher 155,0 1238,*0 
Aloe | ri raffinirter 236,9 212, 
Amidam . Canehl —— 193,4 208,9 
Anis Cardamom . 1,3862,00 | 1,4414 
Untimonium Garden 139,79 176,# 
Arrac . Garobbe . 17, 20,® 
Arrow⸗root Cassia flores . 87,4 78, 
Arjenit | „  lignea 74,” 68,9 
Caſtanien 43,* 40,* 
Balſam Copaivae . Gement und Tarra®. . 4,» 4,6 

Peru Cichorien und Caffee— 

Baumwolle . . .» ‘ jurrogate KR 83,7 94,” 
Baummwollenwaaren , igarren im Ganzen 1,381,’7® | 1,305, 
Bettfedern und Dunen _ Havanı . 8,178,77 | 2,075,* 
Bimitein —* Citronen⸗ und Orangen— 

Blätter, Lorber⸗ ichalen . . 60,* 55,% 

„ Senne . . " Eodenile . . 955, 265,# 
Bleche, gewalzte Eifen- ' Cognac und franzöfi cher 

„  berzinnte „ Branntwein . 187,69 204,1 

„ Meiiing - und ı Gorianderr . . . 44,10 48,9 

Meſſingdraht⸗ Corinthen — 45,9 44,0 

» Bub .. . Cryſtall- und Cremor 
Blei . I tearteri . 2. 2. 2. 236, 267,” 
Bleiweiß FR BR Gubeben 418, 445,8 
Bohnen, Pierde- und Gurcuma 29,’ 44, 

Tauben = . 

„ weiße Drabt, Ei . .. 29,18 29,# 
Borar . 3 | „  Stahl- — 57,15 89,70 
Boriten . sı0,5? 824,9 | 
Brauerpech 49,76 48, | Eiderdunen . 8,058,57 | 3,892,® 
Buchweizen 17,16 21, Eiſen, Rob: und Schmelz 6,w 5% 
Butter 217, 213,9 | „ Stangen: Band 

| und PBlatten- . . 17,5% 16,’ 
Eacao 140,#% 158,” | Eifen, Stangen, Band— 
Caffee im Ganzen . 100,3 100, | Englijches : 15,4 14,5 
„ Java 147,3 123, | Eifen, Stangen -, Bande 

„ Brafil 85,78 67,98 | Schwediiches 23,3% 20, 

» Domingo 75,9 90, |, Eifenbahnicienen 18,6 16,7 

„ SLaguayra 106, '? 111,1? | Eifenwaaren, grobe . 29,9 32,9 

" ae 159,6 157,8 Elephantenzähne . . . | 1,748,77 | 1,858," 


) vem. „Annalen“ 


1883 ©, 753 ff. 





® 





Im Durhihnitt Im Durchſchnin 










der Jahre der Jahre 
1882 1883 





N 
—— ——————— 
1882 | 1883 | 





Me MN MH. AM 
in - 15.500: 21,!° 18,2 | Hafel- und Wallnüfje 51,38 46,10 
Eiig . . —— 22,0 16,%: | Haujenblajen 1,083, | 1,661, 
Ertract, Blaudolz . La 81," 80, Heede und Werg . 31,9 30,’ 
Belbhol . . . 117," 112,” | Seringe . . . . 28,3® 29,2 
— Rothholz. .. 149,* 131,9 | Holz, Blau- 14,13 13,® 
» Quercittons . . 66," 4% Sc .... 11,8 10, 
. 55 ” 
Feberpoien . » 2... 176,0! 189,99 | „ Roth * 
27,1 9,3% 
M . 20 56 93 47 
Rennthier- . . 313,9 292,71 ” ⸗ ei, 
Gele, Kal . . . | ae» Eben 16," 22, 
„ Schaf: und Ziegen 172,% 184% | „  Jacaranda- —* 31,” 
Sende . - . 63,4 se“ Ka 8, 63,” 
iſche er Er A 57,0 62,9 |" Mabenme. . . * * 
lahs . . ne) ne Bw 52, 14," 
Fleiſch, gelalz. on ge N Honig a. a8 2 8 08 08 en sr 
räud). Ochſen⸗ 103 1 106 w d Hopfen * * . . . 370, 464, 
Fleiſch, geialz. und ges ö "4 Hörner, Büfie Seh, 105,9 86,9% 
4 — ı8 2 " irſch eh: u. 
ERmE Smmane ; . 08: 106, h Rennthier . s 96,'? 107,:9 
— ee ar Zu ce ca 27," 24, | Hörner, Rind 73,55 63,% 
1 Re 127, 114,78 | : 
Garn, Baummollen . . 272,5 269,0 | Indigo . . 1,862, an 
Good . ... 43,9% 47,09 Ingber, roher 76,5 * 
— candirterr . » 


60,9 " 
Käle . 


N — F 6976 
Kali, blauſaures 


einen⸗ und⸗Zwirn 292,9 
„Wollen- und Halb- 


157 
= 
“L 
.. 
* 

















Feigen 52,9 | 47,10 N 7) Sk . ac, 
I. Ruf .. 
elle, Hirſch Reb- und | re ee 


wollen: . 467,9 481,% ,  chromjaures 121, 108, '% 
Gelbmetall (Nellom- Metal) 114,9 113,9 ' Salt . — g1e zor 
Genever . . . 44,9 34,9 | Nnoden . TF 12,* 13,* 
Gerite. 19,9% 17. ) inodenidaum . . 13,5 13,9 
Slütt. :» > -»- - =. 97,% 37,9% Knochenſchwärze u. Mehl 18,9 18,* 
Graphit 21,0 14,39% RKorke , 238,9 2829 
Grauen . 2... 28,18 25.5 | firapp und Garancine . 73,99 78,30 
Guano . . a0 6, 15,9 14,%* | Kreide NDR 3* 2,70 
Gummi Arabium . . 144,8 128,5: | Stümmel 48,77 55,6 
„ Bene ... 360,9 478,% | Supfer 143,9 136," 
» Sl» ..%.. 154,®' 173,17 | 

„» Dam ... 176,90 168,76 | Yac dye . 220,0 162,}° 
Elajtieum . . 455, 485,10 | Lachs, geräucherter 580,* 494 1% 
Senegal . x. 96,69 97,” | Zadmus 41,5 48,9 
Gummidule 2... 561,9 538,» | Lakritzen 175, 186,°® 
Gutta Berda . . . . 290,8 274,90 Leder 318,” 360,17 
u Mm... 29,’ 33,8 

Baar, fu . . . . 55, 44,” Leim und Gelatine . 104,9 108, 7° 
„Biere... . 330, 36T, Keinen 2. 222 158,% 180,!° 

„ Schweinde . . 38,0 66," | ichte, Stearin ; 110, 118, 
Häute, Aſfritaniſche und Linien . ; j 44,9 42,” 
Kips 116,9 117,4, Sumpen. . . j 29 5 Pr 
Häute, trodene Rind i 116,9 117,!% ü ; 
”„  gejalzene „ - 116,9 117,1: Macd . ... 0. 392, 380,9 
»„ Rob ..0..| 2168| 117% Macisnüffe el 39 
8* — 15,82 IN ra 2 2, 
DE 2.0068 00% 38, 359: Mandeln . . .. - 187, | 158,% 
KGB: u 4 Sa ie: a 59,?* 60, Manna . . — 256,9 352,1? 
22. Pe Er Es euer 12,% 10,5 | Marmor 12,9 12,0 
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Mehl, Kartoffel— 
„Moggen— 
„Waizen— 

Mennige 

Meſſing 


Nägel, eiſerne 
Nelten 
Nudeln und Maccaroni 


Dder . . . 
Del, Anis . . ar 
„ Bergamott:, Citro— 
nens, Orangen: . 
„ Kaijia 
„ Nelten- 
„Pfeffermünz⸗ 
Krauſemünz⸗ 
Sternanis⸗ 
„Terpentin⸗ 
„Ricinus-⸗ 
„ Dliven- 
> Yaummollenfaat- 
„ Koco& 
„ Banf: . 
„ Keine 
„ WBalm: . 
Rüb⸗ 
Deituchen 
Orlean 
Orſeille 


Vech 
verimutterſchaalen 
Perſio —F 
Petroleum.. 
Pfeffer 
lee getrodnete und 
wetſchgen 
Photogene und 
Sasflüffigkeiten 
Pimen . . 
Pommeranzen trodene 


Pottaſche. 


Queckſilber 
Quereitron 


und 


andere 


Reis, im Ganzen . 
„  Barolina 
” Java . 
Rhabarber 
Roggen 
Rofinen 
Rum 


DSahre 
1882 | 1883 
se Mi 
25,4 26,74 
21, 17,9 
32,0 28,7 
83," 32,% 
73,77 79,# 
42,% 40,* 
182,1? 132,57 
66,'° 60,51 
19,% 19,9 
1,630,09 | 1,820,5% 
1,661,% | 1,567,” 
849,0! 786,9 
1,437,59 | 1,270, 
2,408,% | 2,595, 
1,656,53 | 1,685,9% 
80,77 66,57 
99,1? 91, 14 
94,5 85,” 
60,* 59, 
69, 12 7 4,% 
62,79 69,2° 
54,®1 49,” 
63,6 69," 
58,8 71 „” 
14,9 13,9% 
151,79 164,15 
95,9 89,75 
19,53 13* 
136,0 122,62 
221,9 220,5 
15,93 16,55 
110,0 129,3 
46,% 53,9 
46, 38,% 
78,07 62,77 
29, 21,%0 
42,9 40,71 
403,65 354,0 
16,3 18,” 
17, 19,85 
78, 70,9 
36,16 30,2° 
344,56 472,9 
16,97 14,4 
58,76 48,51 
104,47 | 11204 





Im Durchſchnitt der | 

















Runkelrüben 


Saat, Kanarien- 
„ Klee 
„ lim . 
„ Rapp: und Rüb- 
„ Ser ’ 
Saflor . 
Safran . 
Sago 
Salmiat . 
Salpeter, roh. oſtindiſch. 
„Südſee 
ie taffinirter . 
Salz, Hirſchhorn- . 
„  Kode und * 


08 

‘ Sardellen 
‘ Safjaparille 
Säure, Zitronen: 


» Salpeter . 
„ Sa; . 
„ Scejel: .-. 
„Weinſtein—⸗ 
Scellad . 
Schiehpulverr . . 
Schiffs- u. anderes Brod 
Scildpatt i 
Schmalz . 
Schwämme . 
Scywefel, roher 
— raffinirter. 
Schwefelblumen 
Schwerſpath 
Seegras . 
Segelgarn > 
Ceide, rohe und ge, ezwirnte 
Seiden- und Hal Ba 
waaren . 
Geife . ’ 
Soda, caleinirte 
B eriftallifirte 
Spangrün . . 
Spanijche Fliegen 
Spermaceti . ira 
Sprit, Franzöſiſcher und 
Spanijcher 
„ u. Spiritus, Korn- 
und Kartoffel 
Stahl —— 


Stearin . 5 
Steine, — 
alt 
» Mauer: 
Mühl: 
Steinkohlen und Einders 





Im Durchſchnitt der 
Jahre 

1882 1883 

M Me 
15,9 15,9 
29,66 3ı,n1 
103,4 130,77 
22,78 23,75 
29,5? 30,85 
52,5% 60,18 
271,7 326,00 
5,511,% | 4,861,% 
33,78 29,40 
75,” 75,37 
26,97 22,37 
46,4 44,71 
114,77 109,9 
2,” 2,09 
219,# 233,74 
156,9 137, 
497,8 430,3 
37,9 35,0 
4,58 4,0 
6,5 6, 
325,9 366,91 
230, 201,87 
134,# 185, % 
38,9 38,4 
1,959,1° | 2,803,91 
116,72 98,9 
748,97 722,8 
13,3 11,” 
20, 12, 
20, 12,6 
5, 5,% 
6,” 8,0 
141,* 140, 
3,026,5* | 3,326, 
2,391,11 | 2,360, 
57,9 55,3 
14,5 13,39 
7,5 7,6 
154,% 130,4 
641,7! 764,08 
163,7 | 172,” 
121,* 106,8 
40,% 43,9 
36,%% 34,87 
103, '% 107,55 
5% 7 e 
0,9 0,7% 
0,9 0,8 
16,18 17,09 
— 1,” 
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Im Durhichnitt der 
Fahre 


1882 1883 


Im Durchſchnin der 
Jahre 





—— ——7 
1882 1883 | 


| 
| 





Sternanis 

Stublrohr . 
Succade und Orangeat 
Sumar . 

Sprup und Meiaſſe e 


Taback, im Ganzen 

„Cuba.. 

„ Domingo . 

”„ Mortorito . . 
a a und Abiat 
Talg 
Tamarinden 
Tauwerk, neues 
Terpentin 
Terra Catechu 

„Japonica 
Thee 
Theer . 

Thran 


Vanille.... 
Wachholderbeeren 

Wachs en ar ma nie 
— und Si 
Wein, im Ganzen — 


EFxtl. — 
„ Champagner 


214,77 
15,8 
62,67 


3,786, #7 


19,61 
168 


1,228,02 
91,50 
85,72 

389,9 
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-_ 
o 

= 





3,367,7° 


18, 
191,6 


1,670,08 | 
98, | 
86, | 

410,8 | 


Wein, anderer v. SUR 


reid) . : 
Wein, von Spanien 
„ Portugal 
Weinftein j 
Weizen 
Wicken 


Wolle, Schaf und Lamm⸗ 
Schweins⸗ 
Shuddy⸗ 


Wollen; und balbwoüen- 


waaren . i 
Wurzeln, Baldrian- . 

“ Bred): ; 
Sentian- 
Jalapp⸗ 
Zichorien 


* Ze: 


ZJink, rohes 
Ni. und Sintgrau 


inn . 
innober 
Zuder, rober im Ganzen 
P "» Brafil. 

Havana 

= =: a; 

„  Eryitall:Sand- 
Bajtern u. Farin 


” ” 


z Candis . . 
Raffıinaden, De: 
li8, Qumpen . 


Miszellen. 


Die Steigerung der Kommunalſteuern in den preußiſchen Gemeinden ſeit 
dem Jahre 1849. — In Anbetracht der vielfach drückenden Höhe der gegen— 
wärtigen Gemeinde: bezw. Körporationsabgaben in Preußen zeigen wir 
in Nachitehendem an der Hand des XVI. Grgänzungäheftes zur „Zeitichrift des 
Königl. preuß. ſtatiſt. Bureau's“ die zeitlich entwidelte Steigerung bderjelben. 
Bezüglich der Stadtgemeinden läßt fich Diele Steigerung bis in das Jahr 1849 zurüd 
verfolgen, wobei es jich jedoch empfiehlt, um der inzwiichen erfolgten Vermehrung 
der Zahl der Städte ſowie namentlich der Zunahme ihrer Einwohner Rechnung 
zu tragen, nur die auf den Stopf der Bevölkerung fallenden Durchſchnittsbeträge 
zu vergleihen, Nach den anıtlichen Aufnahmen ftellten ich die auf den Kopf der 
ftädtiichen Bevölkerung fallenden Gemeindeausgaben im Jahre 1849 auf 3,77 «Ib, 
1869 auf 6,4 Ar, 1876 auf 9,,, Aa, 1880/81 auf 10,,; ‚A. und 1883/84 
auf 11,4 Fb, ſodaß die Steigerung des legteren Jahres gegen 1880/81 rund 
8 Proz., gegen 1876 rund 20 Broz., gegen 1869 77 und gegen 1849 196 Proz. 
beträgt. Die vorftehenden Zahlen find Durchſchnittswerthe für den ganzen Staat; 
was die einzelnen Provinzen betrifft, jo iſt bemerfenäwerth die beträchtliche 
Steigerung der Stopfbeträge von 1869 auf 1876 in Berlin um 48 Proz., iu 
Heſſen-Naſſau um 36 und in Rheinland um 61 Proz., ferner von 1876 auf 
1880/81 in Hannover um 52 und in Heſſen-Naſſau um 24 Broz., endlid von 
1880/81 auf 1883,84 in Schleswig-Holſtein um 12 und in Weſtfalen bezw. 
Heſſen-Naſſau je um 17 Proz. Dagegen weilt Berlin für 1880/81 gegen 1876 eine 
geringe Abnahme des Gemeindeiteners$topfbetrages auf. Cine ſolche Abnahme findet 
ſich insbejondere aud in den Yandgemeinden. Diejelben zeigen zwar im allgemeinen 
Staatsdurdhichnitte von 1876 auf 1880/81 eine Steigerung um O,,; Mb. und 
von 1880/81 auf 1883/84 eine ſolche um O,og Ab. pro Kopf; allein es fand in 
den Provinzen Oft: und MWeltpreußen, Poſen, Sachſen und Pommern von 1876 auf 
1880,81 und in DOftpreußen, Pommern, Schlefien und Hohenzollern von 1880,81 
auf 1883.84 eine Abnahme der Ntopfbeträge ftatt. Im Allgemeinen jehen wir 
jedoch, daß die Steigerung der Gemeindeabgaben als die Negel zu betrachten ift. 
Diele Steigerung betrug für Stadt: und Yandgemeinden zufammen von 1876 auf 
1883,84 O,,, Mb. pro Hopf, während die vom Staate erhobenen direkten Steuern 
fi im derjelben Zeit um O,,, Fb. pro Kopf vermindert haben. 

Erwägt man nach dem heute und früher Ausgeführten, daß zu der andauernden 
Steigerung der Gemeindeabgaben noch die aus der Ingleihmäßigfeit ihrer Ver— 
theilung und Aufbringung ſich ergebenden Nachtheile kommen, jo wird man bie 
Dringlichkeit des Bedürfniffes zu einer einheitlichen gleihmäßigen Regelung der 
das kommunale Abgabenweien betreffenden Borjchriften nicht bejtreiten können. 
Eine vollftändige und genügende Erleichterung der Gemeinden wird aber, wie unfere 
Duelle am Schluſſe treffend herporhebt, erit dann möglich) fein, wenn die in Angriff 
genommenen jozialspolitiichen Reformen im Reiche eine Verminderung der Armen 
fait der Gemeinden herbeigeführt haben, und wenn durch die Stenerreformen im 
Reiche die Mittel beichafft jein werden, um die kommunalen Laſten — namentlich) 
auf dem Gebiete des Unterrichtsweſens — durd) Uebernahme eines Theiles der Volks— 
ihulunterhaltung auf die Staatsfafie wirkjant erleichtern zu künnen. 

(Stat. torr.) 





Die rechtliche Natur des Stantsdienftes 
nad; dentfchem Stantsreryt 
hiſtoriſch-dogmatiſch dargejtellt. 

Bon der juriftiichen Fakultät der Univerfität München gefrönte Preisfchrift. 
Von 


Hermann Rehm. 


Einleitung. 


$ 1. Aufgabe. 


Die deutjche Sprache gebraucht das Wort Dienst in feiner natürlichen 
Bedeutung entweder um eine Thätigfeit oderum einen Zuftand zu bezeichnen, 
Im erjten Falle veriteht fie darumter die zu Gunften eines anderen aufgerwandte 
Arbeitäfraft, im anderen Falle das Dienftverhältniß d. h. die Beziehung dejien, 
der Dienite leitet, zu Dem, welchen die Dienste geleijtet werden. Beides ift 
mit einander verbunden: derjenige, welcher einem anderen „Dienfte“ Teiftet, 
jteht im „Dienjte” deſſen, dem er leiitet, it deſſen „Diener“. 

Für dieſe Vereinigung von Thätigkeit und Ruhe in demfelben Worte 
müßte an jih auch das Kompoſitum „Staatsdienſt“ einen Beleg bieten. 
Und in der That finden wir, daß das Wort Staatsdienft ſowohl der Ausdrud 
für eine Dienitleiftung wie für eim Dienjtverhältniß it. So unter: 
Icheidet Grotefend') „Staatsdienit im objeftivem Sinne” und den „perſön— 
lihen Staatsdienft” ; das erfte iſt der „“„subegriff der Funktionen, welche 
durch bejondere Organe zur Verwirklichung der in dem Monarchen fich dar- 
jtellenden Negierungsgewalt bejtimmt find“, das zweite der „Dienst, welchen 
die Perſon dem Staat und feinen Intereſſen leitet als eine Verpflichtung, 
deren Erfüllung dem Staat gegenüber geichuldet wird“. 

Allein schon die Volksſprache leitet uns darauf bin, daß nicht jeder, der 
dem Staate Dienite leijtet, im Staatsdienſtverhältniſſe jteht, oder, was 
dasjelbe heißt, Staatsdiener ift.?) Der Bauunternehmer, welcher die Her: 
jtellung eines Staatsgebäudes in Akkord nimmt, leistet dem Staate wohl einen 
Dienst, die rechtiprechende Thätigfeit des Gejchworenen ift Aufwand von Arbeits: 
kraft zu Gunsten des Staats, aber weder der eine noch der andere ift nach 
der Sprache des Volkes Staatsdiener; er ſteht wohl in einem Dienftverhältniß 








) Grotefend, das deutiche Staatsreht der Segenwart. 1869. S. 656. 
?) Meijterlin, die Verhältnifie der Staatsdiener nach rechtlichen Grundiäßen. 1838 
S. 2. „Schon der gewöhnliche Spradgebraud bezeichnet ... . nicht jeden Dienft, 
der dem Staat geleiitet wird, mit dem Ausdrud Staatsdienit”. 
Annalen des Deutichen Neiche. 1884, 37 
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zum Staate, im Dienjte des Staates, aber nicht im Staatsdienſtverhältniß. 
Es ergibt fich alfo, daß der Staatsdienft im Sinne von Staatsdienitleiit- 
ung ein Begriff von weiterem Umfang tft als im Sinne von Staatsdienft- 
verhältniß. Darnach unterjcheidet man einen Staatsdienjt im „engeren“ und 
„weiteren“ Sinne; zum buchjtäblichen Sinn des Wortes ift eine technifche 
Bedeutung desjelben getreten. 

Die „Kunſt“ nun, welche diefes Wort im ihren bejonderen Spradichag 
aufgenommen hat, ift die Rechtswiſſenſchaft. Als die Disziplin, welche 
die Regelung der äußeren Willensbeziehungen zufammenlebender Menſchen 
in Bezug auf die Verfolgung ihrer Lebensintereilen zum Gegenjtande hat, be- 
trachtete fie den Staatsdienft vom Gefichtspunft des Willensverhältniſſes 
aus, und in dev Begrenzung, welche die Begriffe Staatsdienit und Staats- 
Diener von den Juriſten erhalten haben, find dieſelben in die populäre 
Sprache übergegangen. 

Die wörtliche Bedeutung hat die Staatswirthichaftslehre beibehalten. 
Für fie ift das Wichtigite die „Ihätigfeit“ für den Staat. Denn die Ber: 
wirklichung der Staatszwede erheifcht Aufwand von Arbeit und Kapital; der 
Herricher iſt zunächit zur Erfüllung der Staatsaufgaben berufen, aber die 
Löſung derjelben überfteigt feine Kräfte, er bedarf der Unterjtügung durch fremde 
Arbeit und fremdes Vermögen, finanzwiljenichaftlich geiprochen: Perſönliche 
Dienjte und Sachgüter machen zujammen den Staatsbedarf aus. Die Her 
beiihaffung der Dienſte bildet einen Theil der finanzwirthichaftlichen Thätigfeit 
des Herjchers. In dieſem Sinne it Staatsdienjt jeder dem Herrſcher zur 
Berwirklihung der Staatsaufgaben geleitete Dienit, jo aufgefaßt find 
auch jener Akkordant und der Yaienrichter Staatsdiener. 

Dieje Unterfcheidung zwiichen dem natürlichen Begriff und dem juriſtiſch⸗ 
ge ift in der Rechtslehre jchon Lange herkömmlich. Zuerſt findet fie 
fi) bei Franz Arnold von der Bede in jeiner Schrift „Bon den Staats— 
ämtern und Staatsdienern” 1797, Einleitung $5 u. 12. Meijterlin!) jagt 
zutreffend: „Der Ausdrud Staatsdienst bezeichnet in feiner weiteften Bedeutung 
Dienfte, welche dem Staat geleiftet werden, und es tft in dieſem ausgedehnten 
Sinne des Wortes ein jeder, der dem Staat Dienfte leiftet, im Staatsdienft“. 
H. A. Zahariä?) hält die „grammatiiche” und „technische Bedeutung“ aus— 
einander, ihm folgen Bluntichli?) und Hermanı Schulze. *) 

Wenn, wie aus dem Dbigen hervorgeht, der jurijtifche Begriff des 
Staatsdienftes einen kleineren Umfang bat als der finanzwiljenfchaftliche, fo 
muß er andererjeits einen größeren Inhalt haben. 

Der Inhalt eines Begriffes, das Wejen eines Dinges, wird gebildet von 
der Gejammtheit der nothwendigen Eigenjchaften oder Merkmale diejes Dinges, 
d. h. derjenigen Merkmale, welche gegeben fein müſſen, damit man von der 
Eriitenz eines jolchen Dinges jprechen fann. Der Inhalt eines Begriffes ift 
alfo größer alö der eines anderen, wenn es einer größeren Zahl von wejent- 
lichen Elementen zur Bildung diejes Begriffes, als zur Zufammenfegung des 
anderen bedarf. Beide Staatsdienjtbegriffe nun gehören derjelben Begriffsreihe 
an, haben manche Merkmale gemeinfam, aber nicht alle. Der Staatsdienit im 
engeren Sinne ift ein Begriff von größerem Inhalt, als der Staatsdienit im 


) Meifterlin, ara. O. S. 1. 

nN9 A. Zachariä, — Staats- und Bundesrecht. 3. Aufl. 1867. Bd. II. 3133. 
s) Bluntichli, Lehre vom modernen Staat. 5. Aufl. 1875. Bb. 1. ©. 599. 

* Schulze, Deutſches Staatöredht. Bd. I. 1881, ©. 316. 
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natürlichen Sinne, umgekehrt it dieſer der Gattungsbegriff, jener der Art: 
begriff, d. h. der Staatsdienjt im engeren Sinn ijt eine bejondere Art 
des Staat&dienftes im weiteren Sinn, das Staatsdienitverhältnig ijt ein 
bejonders geartetes Dienjtverhältniß gegenüber dem Herricer. 

Wenn zwei Begriffe iu dem Verhältniß von genus und species zu ein- 
ander jtehen, jo geht bei ihrer Betrachtung die erjte Frage naturgemäß dahin: 
welches Merkmal des Artbegriffes iſt dasjenige, das diejen von der Gattung 
und allen anderen Arten, welche unter das genus als nebengeordnete Begriffe 
fallen, unterjcheidet? man fragt alfo nach) dem gerade dieſer species eigen- 
thümlichen Merkmal, nach der jpezifiichen Differenz derjelben. Dieſes ſpezifiſche 
Element ijt natürlich jelbjt wieder irgend einem Sattungsbegriff entnommen 
und zwar wird diejer Begriff, weil die Jurisprudenz die fünftliche Bedeutung 
des Wortes Staatsdienjt geichaffen hat, von rehtlicher Beichaffenheit fein. 

Da es nun die eigenjte Aufgabe der wiljenjchaftlichen Behandlung des 
Nechtes ijt, die konkreten Erjcheinungen des Nechtslebens in ihre einzelnen rechtlichen 
Elemente zu zerlegen und jo auf immer allgemeinere Nechtsbegriffe zurückzu— 
führen, jo muß es auch die Nechtslehre fein, welche dieje Elemente des tech: 
nischen Begriffes Staatsdienjt auffucht. Die Frage, welche darnach der rechtlichen 
Betrachtung des Staatsdienjtes vorliegt, it die: Welchen rechtlichen Gatt- 
ungsbegriffen müſſen die jpezifiihen Merfmale des Staatsdienjtes 
im juriftifchetehniichen Sinne entnommen werden? Diejes Problem ift 
aber fein anderes als das von der „rechtlichen Natur des Staatsdienjtes“ 
im engeren Sinne. Denn unter rechtlicher Natur des Staatsdienjtes in feiner 
juriftiichen Bedeutung versteht man diejenigen Elemente desjelben, welche diejen 
Begriff von allen anderen Spezies der Gattung „Dienftverhältnig gegenüber 
dem Staat oder Herricher“ unterjcheiden; die Frage nach der rechtlichen Natur 
eines Dinges ijt die Frage nach den Spezifiichen rechtlichen Merfmalen 
eines Dinges, die Frage, welchen Gattungsbegriffen die bejonderen Ele: 
mente diejes beitimmten Dinges entnommen werden müſſen. 

Daß dies der Sinn des Ausdrucdes „rechtliche Natur eines Dinges” ift, 
zeigt ein Blick auf andere Fälle, wo derjelbe in Anwendung kommt, theil® um 
anzudeuten, daß in der geichichtlichen Entwidelung das Wejen einer Sache 
gewechjelt hat, theils um darauf hinzumeilen, daß es in der modernen Rechts— 
wiſſenſchaft jtreitig it, welchem Gattungsbegriff das jpezifiiche Merkmal gerade 
dieſes Nechtsinititutes angehört. So jagt man: Der rechtliche Charakter der 
Thronfolge hat ſich gegen früher geändert, früher ſah man darin eine Erbfolge 
in eine Vermögensgeſammtheit, aljo ein privates Nechtsinftitut, heute wird fie 
für eine Succejlionsberechtigung üffentlichrechtlicher Natur erklärt; der ge: 
meinfame Begriff, unter welchen in beiden Fällen das „bejondere Element“ 
fällt, ift der Begriff Nachfolge. Die Steuer war in den vergangenen Jahr: 
hunderten eine auf dem freien Willen des Steuernden berubende privatrechtliche 
Vermögensleiftung, jetzt iſt fie eine auf Geſetz gegründete öffentlichrechtliche 
Hingabe von Sachgütern. Man weiß, daß die Reallajt ein Inſtitut des Ver— 
mögensrechtes ijt, aber e3 iſt jtreitig, ob dinglichen vder obligatorijchen Cha— 
rakters. Die rechtliche Natur des deutichen Reiches iſt Gegenjtand eines leb- 
haften Streites; der Gattungsbegriff iſt Staatsgebilde, die einen nehmen einen 
Einheitsjtaat an, andere den Bundesjtaat, dritte den Staatenbund. 

Bon der rechtlichen Natur des Staatsdienjtes num jagt ſchon ein Juriſt 
des — Jahrhunderts, Paul Kreß, der in einer dissertatio juridica de 
jure officiorum et offieialium, Helmſtädt 1732, dies Problem erörtert hat, 
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daß über die Beantwortung desjelben ein dissensus doetorum!) herriche, und 
bis heute hat der Zwieſpalt der Meinungen gewährt. 

Wenn Kreß von einem dissensus doctorum fpricht, ſo deutet er zus 
gleich an, daß die Löjung der Frage, weil es ſich um Begriffsbeitimmung und 
Begriffsentwidlung bandelt, der Wiſſenſchaft zukommt, nicht aber der 
Nechtsbildung, der Staatsrechtswiljenichaft, nicht dem Staatsrechte. 

Eine hiſtoriſch-dogmatiſche Darftellung der rechtlichen Natur des Staats- 
dienstes nach deutichem Staatsrecht hat demgemäß die Aufgabe 

1. zu beantworten: wie wurde in der Gejchichte der deutſchen Staats- 
rechtswijjenichaft auf Grund der etwa vorhandenen pofitiven Nechtsvorjchriften 
die rechtliche Natur des Staatsdienjtes erklärt? 

2, zu beantworten: wie bat die moderne deutjche Staatsrechtswiſſenſchaft 
auf Grund des gegenwärtig geltenden Rechtes die rechtliche Natur des Staats— 
dienſtverhältniſſes zu beſtimmen? 


Erſter Theil. 
Geſchichtliche Darſtellung der rechtlichen Natur des Staatsdienſtes nad) 
deutſchem Staatsrecht. 


Erſtes Kapitel. 
Vorbemerkungen. 


F 2. Geſchichte des Staatsdienerthums. ?) 


Zweierlei it vorauszufchiden: 

1. Das Problem vom rechtlichen Charakter des Staatsdienſtes ijt nicht, 
wie man etwa meinen Fönnte, zugleich mit dem Erjcheinen jenes Dienit: 
verhältnijjes aufgetaucht, welches wir als den Ausgangspunkt der Entwidlung 
des modernen Staatsdienertbums bezeichnen, und 

2. einmal aufgeftellt, wurde es nicht als eine Frage von ſelbſtändigem 
wiljenschaftlichen Intereſſe behandelt, jondern nur im Gefolge und ala Behelf 
zur Löjung einer andern Frage von eminent praktischer Bedeutung in Betracht 
gezogen. 
nn Die Rechtsverhältniſſe der Staatsdiener haben ihre geichichtliche Grundlage 
in dem Dienjtverhältniß derjenigen Berjonen, welche in einer ähnlichen Rechts: 
beziehung im alten deutſchen Reiche jtanden, und in der rechtlichen Stellung 
der jogenannten landesherrlichen Bedienten, mit anderen Worten: hiſtoriſch 
erjcheinen die Staatsdiener als Neichsdiener und als Territorialdiener. 

‘m Rechtsſinne waren nur die Reichsdiener Staatsdiener, denn nur das 
Reich war ein Staat,?) weil ſouverain, während die Territorien bis zum Jahre 
1806 nur jtaatsähnliche Gebilde waren, nur Provinzen eines Staates, wenn 
aud) deren Statthalter in Selbjtgefeßgebung und Selbjtverwaltung die weit- 


1) Kreh a. a. D. Rap. II. 8 12. 

2) Georg Mayer, Lehrb. des deutichen Staatsrechts $ 107 und Schulze, preußijches 
Staatsrecht 8 76, deutiches Staatsrecht Bd. I. $ 118 u. $ 127, geben die Literatur an; 
vergl. ferner die geichichtliche Ueberſicht bei Edgar Yöning, 2ehrb. des deutichen Berwalt- 
ungsrechts 1884, $ 8 u. $ 23. 

2) Mayer a. a. O. & 21 Anm. 10. 
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gehenditen Befugniſſe übten; zum Begriff eines Staates fehlte den Territorien 
die Souverainetät, die höchite rechtliche Macht, die „ausschließliche Beſtimm— 
barfeit durch eigenen Willen“, um mit Roſin die Souverainetät zu definiren.!) 

A. Wenn wir zunächjt nach der Zeit des Auftretens von Reichsſtaats— 
dienern fragen, jo iſt zurückzugehen auf den Abjchied jenes großartigen 
Neichstages vom Mainz im Jahre 1235. 

Durch dieſes Neichsgejeg von 1235 wurde ein jtändiger Hofrichter ein- 
gejegt, welcher, jtetS am faijerlichen Hofe anweſend, an Stelle des Kaiſers die 
Gerichtsbarkeit ausüben jollte. 8 24 des R.-W.?) lautet alſo „item wir jeßen 
das Unjer Hoff hab einen Hoffrichter der ein freyman jey, der fol an dem 
Amt pleyben zu dem mynjten ein Jar ob er fich recht und wohl daran hält, 
der jol auch alle tag zu gericht ſitzen.“ 

Ft nun die rechtliche Stellung dieſes Hofrichters zum Kaiſer ein Vaſallen— 
oder Miniſterialen-Verhältniß? 

Anscheinend wäre es möglich. Der Yehensmann und der Dienitmann 
find zu Dienjt und zwar zu Hofdienjt verpflichtet. Die Negierung der da— 
maligen Zeit iſt eine Hofregierung, d. b. es tjt feine Scheidung vorhanden 
zwijchen den Gejchäften, welche der Dienſt des Herrn als einer Perſon ber: 
vorruft, und den Gejchäften, welche die Negierungstbätigfeit erforderlich macht; 
Hofbeamte find meiſt zugleich Staatsbeamte. Dazu fommt, daß der einzige 
Staatözwed jener Zeit eigentlich nur der Nechtsichug durch Nechtiprechung war 
und gerade eine ausgezeichnete Prlicht des Yebensträgers und Minifterialen 
darin bejtand, im fürftlichen Gericht, im Gericht zu Landrecht, Urtheil zu 
finden 

I. Allein troß dieſer Mebnlichkeiten wird der Hofrichter nicht mit dem 
Amt belehnt.?) Das Verhältniß zwiſchen Kaiſer und Hofrichter wird nicht 
begründet durch den Aft der Huldigung und Leibe. Der Hofrichter leiftet 
nicht „Mannſchaft“, ſondern thut nur Hulde nach freien Mannes echt „unde 
dat he, deme koninge hulde du nu vries mannes rechte‘; *) er jchwört 
nicht den allgemeinen Bajalleneid „dem Herrn getreu und hold zu fein, wie 
der Bajall von Rechtswegen dem Herrn jein joll*, jondern den Nichtereid, 
welchen $ 26 des Mainzer Yandfriedens feſtſetzt. Auch der actus traditionis 
fehlt, d. h. die Uebertragung des Lebens, aljo bier des Amtes, der richterlichen 
Gewalt, des Gerichtsbannes, in der Form Lehenrechtlicher Inveſtitur. 

Die Begründung des Verhältniſſes, in das der Hofrichter tritt, erfolgt 
vielmehr „nach Ableijtung des Eides durch eine schriftliche Beſtallung.“') Dieje 
Beitallung hat nur thatlächliche Aehnlichkeit mit dem Yehensbrief, namentlich 
was den Inhalt anlangt, denn der Yebensbrief ijt ohme rechtliche Bedeutung 
für die Entitehung des Yehensverbältnifjes, indem er nicht die rechtlich vorge: 
jchriebene Form für die Begründung desjelben bildet. 

Es wird ferner fein vafallitiiches Necht an dem Amt begründet, jondern 
es wird durch Uebertragung desjelben nur eine Pflicht Fonftituirt. Weiter: 


)Roijin, „Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbjtverwaltung”. Kritiſche Begriffsitudien 
in den Aunalen des deutichen Neichs. Jahrg. 1883 ©. 269. 

®; Neue und vollitändige Sammlung der Reichsabichiede 1747 Frankfurt Theil I ©. 25. 
(fog. Sentenberg’ishe Sammlung) und Monumenta German. hist. Legum II ©. 317, $ 15. 
e 5) a zum Folgenden Franklin, das Reicdhshofgericht im Mittelalter 1869. Bb. I, 

. 112 fi. 

% 8. Sp. 111 54, 1 u. 88, 1. 
>) Nah Franklin a.a. D. ijt eine ſolche Beitallung erhalten, aber nicht veröffentlicht. 
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hin ift das Necht des Vafallen am Lehensgut in der Regel dauernd und jogar 
erblich, hier heißt e8: qui in eodem persistat officio ad minus per 
annum, si bene et juste se gesserit. Wollte man, weil eine beſtimmte 
Zeit der Amtsdauer in minimo angegeben iſt, ein Taglehen annehmen, fo 
wäre doch zu jagen: man darf wohl vorausjegen, daß in einer Zeit, wo die 
lehenrechtliche Form faſt alle Nechtsverhältnijje des privaten und öffentlichen 
Nechts beherrichte, einmal überhaupt der Ausdrud, mit welchem das Inſtitut 
de3 Hofrichter8 begründet wurde, dem Yebenrecht entnommen wäre, und bes 
jonders in dem Ausnahmsfalle eines Taglehens, d. b. der Belehnung auf be- 
jtimmte Zeit. Daß die Ausübung des Nichteramts eine Pflicht war, fein jus 
beneficiarium, zeigt der Beilag des Wohlverhaltens an. Denn eine Verlegung 
bieler Pflicht it nicht ein Lehensfehler, fie hätte jonjt im Lehengericht nach 
Lehenrecht abgeurtbeilt werden müjjen, Jondern die Entjcheidung, ob ein jchlechtes 
Berhalten vorliege, alfo der Fall der Amtsentjegung gegeben jei, hat der 
Kaijer allein, und die Pflicht des Wohlverhaltens bezog ſich nicht blos auf die 
amtliche Stellung, jondern auch auf das außeramtliche Leben,) wie heute die 
Pflicht des Staatsdieners zu achtungswürdigem Berbalten; „jedes Zuwider— 
handeln gegen die Wünſche und Befehle des Königs, wider unser gepot und 
briffe wurde als genügende Urſache für die Entfernung vom Amte angejehen“.?) 
Andererſeits zeigt aber der Beifat si bene et juste se gesserit doch wieder, 
daß dem jubjektiven Willen des Königs der objektive des Gejeges vorgeht, alſo 
bei offenbarem Wohlverhalten nicht entlaſſen werden joll. 

Die rechtliche Stellung des Hofrichters läßt ſich aber auch nicht in der 
Weiſe zu einem lebenrechtlichen Verhältniß in Beziehung jegen, wie es in der 
farolingiichen Zeit beim Beamtenverbältniß ’) vorfam. Das beneficium, welches 
die Beamten damals fir ihre Dienitleiftung erbielten, war nur thatjächlich, 
nicht rechtlich mit dem Amte verbunden, d. h. es bildete nicht eine rechtliche 
Gegenleiftung für den Dienſt, die dem obwaltenden Dienftverbältnifie ent- 
Iprungen wäre. Franklin bemerkt über diefen Punkt Seite 118: „für Die 
Wahrnehmung jeines Amtes wurde der Nichter weder . .. . durch Genuß eines 
Yehens noch Zahlung eines bejtimmten Gehalts entichädigt.“ 

II. Ebenjowenig, wie in das Verhältniß des Vaſallen, tritt der Hofrichter 
in Das eines Minifjterialen. An fich war es ja im 13. Jahrhundert Sitte, 
den Staud der Freiheit mit dem der Unfreiheit eines Minifterialen zu vertaujchen, 
weil der Nitterdienjt, wie ibn die ministeriales leilteten, gejellichaftlich jo 
hoch erhob, daß man die rechtliche Verſchiedenheit zwiſchen Lehensmann und 
Dienitmann vergaß, und zwar um fo leichter, als auch die Meinijterialen mit 
Dienjtgütern für die Dienftleiftung im bofrechtlicher Form belehnt und im 
13. Jahrhundert jogar febensfähig wurden. Aber die Konftitution von 1235 
verlangt stricte einen Mann liberae conditionis. — 

Den volljtändigen Bruch mit dem Prinzip lebenrechtlicher Ueber: 
tragung von Nemtern haben die „Ordnungen“ des 1495 aufgerichteteit kaiſer— 
lihen Kammergerichts vollzogen ; fie enthalten zahlreiche Beitimmungen über 
die rechtliche Stellung des Kammergerichtsperjonals; bejonders die legte von 


" Ein Beweis dafür ift, wad Franklin Bd. I. ©. 237 Anm. I anführt: Der Hof- 
richter Krafft Johannes von Lupfen ı1424) hatte zu einem dem König höchſt mihliebigen 
Vertrag zwiihen dem Kurfürſt von der Pfalz und dem Markgrafen Bernhard von Baden 
mitgewirkt. 

?, Franklin Bd. I, 217. 

Paul Roth, Geichichte des Benefizialweiens ©. 429. 
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1555, welche „aus allen alten R.-G.:D. und Abjchieden zujammengezogen“, 
wie die Ueberjchrift lautet, nach $ 1 ihres Einführungsgejeges alle älteren 
Beitimmungen aufhob; fie handelt zufolge $ 2 der Einleitung im erjten Theil 
bon den „Berfonen des Kammergerichts“ vom oberjten Richter bis herab zum 
Pedell (I Tit. 34). 

Der Grundjag der Bejepung it darin vollfommen durchgeführt, jo 
heißt es in der K.G.O. von Worms (1495) $ 1 pr. „zum erjten das Kammer: 
gericht zu bejegen mit eynem Richter... . und 16 Urtheilern“ oder, wie 
eine andere Wendung lautet „die Sefretäre und Schreiber der Kanzlei darf 
der Verwalter der Kanzlei mit Willen und Willen des Kammerrichter8 und 
der Beifiger aufnehmen.“ ') 

Zum zweiten tritt Flar hervor, daß das Rechtsverhältniß diefer Perſonen 
primär ein Pflichtverhältniß it. Die Z.G.O. von 1495 $ 19 jagt darüber 
„Sammerrichter, Urtailer und andere Perſonen, wie dem Gericht verpflicht 
und zu warten verpunden fein jollen“. Neben diejer Pflicht („dem Kammer: 

ericht getreulich und mit Fleiß obzujein“ 1495 $ 3) legt die 8.-.:D. von 1555 
heil I Tit. 3 die Pflicht auf, auch äußerlich die Wiirde des Amtes zu wahren 
„in Kleidung, Weſen und Wandel“; die Pflicht zur Amtsverjchtwiegenheit end- 
lid wird in I Tit. 13 8 10 näher bejtimmt. 

Bon den Rechten der Kammergerichtsperſonen redet jchon die KeG.O. von 
1495, diejelben jeien „redlich” zu verjolden. Die 8.:G.-D. von 1555 I Tit. 
49 gewährt ihnen für ihre Berfon Sicherheit und Geleit, Freiheit von Umgeld, 
Steuer und Gerichtszwang. — 

Die Neichshofratbsordnung von 1654 gibt jo gut wie gar feinen Auf: 
ichluß über die rechtliche Stellung der Beamten diejes Gerichtshofes. 

B. Die Entjtehung des landesherrlichen Dienerthbums fonnte erit in 
eine Zeit fallen, wo die Landeshoheit rechtlich begründet war. Dies geichah 
durch die Konftitutionen Kaiſer Friedrichs 11. vom Jahre 1220 und 1232. 
Die thatfächlich jchon eriitirende Erjcheinung, welche durch dieſe Geſetze zu 
einem Nechtsverbältniß erhoben wurde, die Yandeshoheit, war dadurch 
entjtanden, daß die Amtsrechte, deren Inhalt in der Ausübung von öffentlichen 
Gewalten bejtand, mit der privatrechlichen Gewalt des Grundherrn in Ein 
Privatrecht zuſammenwuchſen und zwar zu einem Vermögengrecht, geuauer zu 
einem Immobiliarrecht, ala deſſen Erwerbstitel nach den Reichsgeſetzen die 
Uebertr agung des Nechtes zu Lehen von Seite des Kaiſers angejehen wurde. 

Die Amtsrechte waren bejonders gerichtlicher Art gewejen. Im 11. Jahr: 
hundert wurden die gräflichen Befugniſſe, welche ihrem Inhalte nach vorzüg- 
lid die Rechtspflege betrafen, auf die Immunitätsherrn, wie auch auf Die 
weltlichen Grundherrn exemtionsweiſe ald Lehen übertragen; die mit Jurisdif- 
tion befleideten Memter wurden Gerichtslehen, d. h. derjenige, welcher die Ge— 
richtsgewalt amtlich ausübte, hatte nicht mehr blos eine Pflicht zur Ausübung, 
wie fie der Beamte allein hat, jondern ein Recht auf die Uebung der gerichts- 
berrlihen Gewalt eben als Lehensträger. Der Fortichritt lag alfo darin, 
daß die Amtsinhaber gegenüber dem Herrn ein Recht auf die Ausübung des 
ihnen zur Ausübung delegirten gerichtsherrlichen Rechtes erhielten. 

Die weltlichen Herren nun übten meift thatfächlich die gräflichen Rechte, 
welche fie zu Leben erhielten, durch Stellvertreter, welche fie mit der Ausübung 
belehnten, die geiftlichen Großen dagegen konnten jchon von Rechtswegen das 





N 8-G+D. von Wormd 1521 Art. 12, 8-G.-D. von 1555 Tit. 26, 8 2. 
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vaſallitiſche Necht nicht jelbit ausüben, wegen ihres geiltlichen Berufes, der 
ihnen verbot über das Yeben der Mitmenjchen ein Urtbeil zu fällen‘) Dieie 
Stellvertreter befamen aber den Königsbann, d. b. das Necht Gericht zu halten 
nicht direft vom Immunitätsherrn, jondern vom König durch die Bannleibe; 
jeder höhere Richter nämlich mußte den Königsbann vom König jure benefi- 
eiario übertragen befommen. 

Die erſte Möglichkeit zur Schaffung eines landesberrlichen Diener: 
ſtandes war durch den Umſtand gegeben, daß unter Friedrich II. das Erfordernif 
der königlichen Bannleihe wegfiel:?) centumgravü recipiant centas a domino 
terre.?) Der „Yandesherr” konnte nun die Gentenare nicht blos mit dem 
Amte, jondern zugleich auch mit dem Königsbann belehnen. 

Zur Bejeitigung der Bannleihe direft vom Könige ber mußte noch die 
Aufhebung des Leihezwanges hinzu treten, wenn es möglich jein jollte, 
an die Stelle der Belehnung mit Nemtern das Prinzip der Ernennung zu den— 
felben zu ſetzen. In dem Grafenlehen it das Schulzenlehen als Aiterleben 
enthalten, nach Neichslcehenreht mußte der Inhaber des eriten Lebens das 
untergeordnete weiter verleihen, darin beitand der Leihezwang. Ginmal nach 
oben unabhängig, weil die königliche Bannleibe fehlte, brachen die Yandesherrn 
alsbald auch innerhalb ihres Gebietes mit dem Yeihezwang. Der Amtsin- 
haber war von nun an nicht mehr Yehensempfänger, d. h. derjenige, welcher 
in Vertretung des Yandesherrn die öffentliche Gewalt ausübte, erichien nicht 
mehr als Subjekt eines dauernden, erblichen Nechtes auf Ausübung diejer Ge- 
walt, jondern er trat in ein Verbältniß zum dominus terrae, welches dem 
legteren die Möglichkeit gab die Verbindung mit diejer Perſon leichter zu löſen. 
Der Uebergang zum Grundfag der Ernennung von Staatsbeamten an Stelle 
der Belehnung mit Aemtern entiprang alfo dem Streben nach Konzentration 
der landesherrlichen Gewalt. 

Daß dies der Grundgedanke war, welcher zur Aufhebung der Memterver: 
leihung führte, Ipricht auh Schulte aus: bei der Ernenmung, jagt er, fonnte 
im Gegenſatz zur Belehnung „nach der Zeitanfchauumg der landesfürjtliche 
Wille in jedem Moment das Mandat revociren, während im anderen Falle 
ein fejtes Privatrecht entſtand.“ Desgleichen weit Niezler’) darauf bin 
durd) die Bemerkung, daß die Inhaber der Vitzthum-Aemter im 13. Jahr— 
hundert häufig und zwar nicht blos in Folge von Todesfällen, jondern wahr: 
ſcheinlich auch von Amtsvergehen wechjelten, während die Entziehung eines 
Lehens mit großen Schwierigfeiten verbunden war. Bejonders aber bat 
Slaacjohn,°) der es zuerit unternommen hat, die Gejchichte des Beamten— 
thums einer eingehenden Betrachtung zu unterziehen, dieſen Umstand hervor: 
gehoben. Er berichtet, daß in der Mark Brandenburg?) die Hof: und Yandes- 
Beamten auf unbejtimmte oder furze Zeit angeftellt wurden. Dadurch war 
dem Markgrafen Gewähr gegeben, Näthe, die nicht genehm waren, jederzeit 


Schulte, Lehrbud der deutihen Staats: und Rechtsgeſchichte, 3. Auflage 1873, 


Schulte, ©. 354. 
Monum. Germ. Legum, ©. 292 (Berg). 

) Schulte,a. a. ©. ©. 252. 

°) Riezler, Geſchichte Bayerns Bd. 2. 1880 S. 172, 

9) Ziaacjohn, Geſchichte des preuß. Beamtenthums vom Anfang des 15. Jahrhunderts 
bis auf die Wegenwart 3. Bd. 1874, 1878 und 1884. 

) a. a. O. S. 5 des 1. Bo. 
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entlalien zu fünnen, und andererjeits hatte er doch den Vortheil, diejelben auf 
Lebenszeit zu behalten, indem nach Ablauf der urjprünglich feſtgeſetzten Jahre 
das Verhältniß durch jtillichweigende Uebereinkunft auf unbeitimmte Dauer 
prolongirt wurde; es war aber — umd das wollten eben die Fürjten — für 
fie feine rechtliche Prlicht vorhanden, die betreffende Perſon auf Lebenszeit zu 
behalten; „es waltete dabei (d. h. bei der Beitellung auf ungewilje Zeit) das 
Gefühl der Bequemlichkeit, vertraute Beamte, die man auf Lebenszeiten anzu— 
itellen zu vorfichtig war, in einer Form zu binden, die die Berwerthung ihrer 
Dienjte dem Yandesherrn ebenjolange und jo vollitändig geitatte, als die Be: 
jtellung auf Yebenszeit, ohne die zwingende Verbindlichkeit jener zu haben.“ ') 

Diejes Streben der Yandesherren nad) Beamten, die in ſolcher Weije leicht 
abjegbar jind, zeigt fih jchon in dem Jahrhundert, in welchem die Yandes- 
hoheit zur Ausbildung fam, alfo im 13. Jahrhundert.) Die Entjtehung des 
landesherrlichen Dienerthums fällt demnach nicht erſt in das 14. Jahrhundert, 
wie Schulte meint,’) oder gar erit in die Zeit der Nezeption des römischen 
Nechts,t) deren Beginn von der neueren Forichung in das 15. Jahrhundert 
verlegt wird. Die Richtigkeit obiger Anficht dagegen ergeben die Nachweiiungen 
von Riezlerd) und Iſaageſohn.“) 

Zuerit fand der Grundjag der Anftellung Eingang bei den niederen Be: 
amten, dem Sajtner, Mautner, Münzer d. b. den Verwaltern der landesherr: 
lihen Domänen, Gefälle und des Müngregals, für die höheren Memter, 3. B. 
in Bayern die Vitzthumämter, erſt ſpäter. Für dieſes Land beweiſt dies neben 
den Forſchungen Riezler's?) die tabellariſche Ueberſicht „über die Gerichts— 
und Berwaltungsbeamten Altbayerns nach ihrem urfundlichen Borfommen 
vom 13. Jahrhundert bis 1803“ im oberbayerijchen Archiv für vaterländijche 
Geſchichte (Bd. 26 und 28, ©. 27 reip. 1). Was die Behauptung hinficht- 
lich der Vitzthume anlangt, jo ijt ein treifender Beleg dafür die Urkunde 203 
der monumenta Wittelsbacensia,*) enthaltend einen Sühnevertrag zwiichen 
König Yudwig und jeinem Bruder Rudolf vom 6. Mat 1315, in welchem fie 
ſich über die Aufjtellung von Vitzthumen aljo verjtändigen: „und swelken 
wir setzen deme sulen wir hertzog Rudolf den pan und das ampt 
mit unser hand leihen“ und ein anderer Ausjühnungsvertrag aus dem 
Sabre 1317 enthält die Stelle: „wir suln auch alle baenne lihen den 
unser brueder der chuenich dev ampt lat oder sin vitztuem.“* 

Die Vermehrung der Gejchäfte der Landesverwaltung im 14, 15. und 
16. Jahrhundert vergrößerte auch die Zahl der landesherrlichen Diener und 
gab dem NRechtsverhältnig derjelben feſtere Formen, während die lehenrechtliche 
Inveititur als Modus für Die Uebertragung von Aemtern zujebends außer 
Gebrauh fam. Im 15. und 16. Jahrhundert famen die landesherrlichen 
Kanzleien oder Regierungen auf und die landesherrlichen Hof- oder Kammer: 


i) a. a. O. 

N Schulze, is Staatörecht Bd. I. 1881 S. 286 und Edg. Yöning, deutiches 
Berwaltungsredt S. 38, 39 und 108. 

3) Schulte, a. a. O. ©. 358. 

So Meyer, deutſches Staatsrecht $ 142 ©. 353. 

Riezler, a. a. ©. ©. 175 Anm. 1, dann 172—175. 

°) Jlaacjohn, a. a. D. Bd. 1; diejer weijt für Brandenburg das Vorkommen von 
Vögten jhon um die Mitte des 13. Jahrhunderts nad, ebenda ©. 54. 

”, Riezler, Bd. II ©. 172 f 

°, Quellen zur baneriihen und deutichen Geſchichte Bd. 6 ©. 237. 

®) Mon. Wittelsbac. Wr. 255 S. 250; ferner Nr. 315 und 347. 
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gerichte. Die erjteren traten an Stelle der Notare und des Rathes, welcher 
aus Minijterialen, VBajallen und Klerikern bejtanden hatte, und bildeten die 
jtändigen Kollegien für die Wahrnehmung der namentlich jeit der Reformation 
nen auftretenden Negierungsaufgaben. Das Entjtehen der Hofgerichte war 
das erjte Anzeichen von jenem Prozeſſe der Entwidlung des gelehrten Richter- 
thums, welcher in der Mitte des 15. Jahrhunderts damit begann, daß neben 
und außerhalb der ungelehrten „Gerichte“ d. h. der Schöffengerichte rechts- 
fundige landesherrliche Verwaltungsbeamte als von den Parteien gewählte 
Schiedsrichter zur Nechtiprechung herangezogen wurden, und am Ausgang 
des 30jährigen Krieges damit Schloß, daß auch in den unteren Inſtanzen nur 
gelehrte Kollegialgerichte die Jurisdiftion ausübten.’) 

Die rechtlihe Stellung dieſer landesherrlichen Diener nun wurde nicht, 
wie die des Kammergerichtsperjonals, durch ein Geſetz geregelt, jondern hat 
jih auf gewohnheitsrechtlihem Wege entwidelt. Die Grundjäge über das 
Berhältnig zwischen Fürſt und Diener famen zum Ausdrud in den Beitallungen 
d. bh. in den Urkunden über die erfolgte Anjtellung einer Perſon als landes- 
herrlicher Diener.) Sie jind die einzige Erkenntnißquelle für den Rechts— 
zuftand vom 13. bis tief in das 18. Nahrbundert. Die Bejtallungspatente 
erhielten nach und nach einen jtereotupen Inhalt: Pflicht und Recht des 
Diener als ſolchen d. h. ohne Rückſicht auf das bejtimmte einzelne Amt, 
wurden immer twieder in gleicher Weiſe feitgejtellt; es bildeten ſich Beſtallungs— 
formeln heraus. 

Auf ſolche Art war bis zum 17. Jahrhundert das Rechtsverhältniß der 
landesherrlichen Beamten foweit firirt, daß gemügendes Material für eine 
willenjchaftliche Studie vorlag. So erklärt es jich, daß das erite ſtaatswiſſen— 
ſchaftliche Werk über die öffentlichen Verhältniſſe in den deutjchen Territorien, 
Veit Yudwig von Sedendorfs „teutjcher Fürſten-Stat“ aus dem Jahre 
1656, auch der Stellung „der Diener des Yandesfürjten”, wie er die Territorial- 
beamten nennt,d) Beachtung widmete. Diejes Buch eines erfahrenen Staats: 
mannes hatte eine wejentlich praktische Tendenz, e8 wollte eine Anleitung fein 
zu richtiger Verwaltung eines deutfchen Fürſtenthums, war alfo mehr politi- 
ichen, denn ftaatsrechtlichen Inhalts, die Ausführungen find in höherem Grade 
eine Darjtellung deijen, was die Zwedmäßigfeit verlangt, ala daß fie eine 
Aufklärung der rechtlichen Verhältniſſe als jolcher geben. Diejer Anlage des 
Werkes entipricht auch die Art, wie das Dienjtverbältniß der Territorialdiener 
behandelt wird; der Verfaſſer gibt nämlich einen „Anhang ausführlicher Ent- 
würfe etlicher Bejtallungen der vornehmbjten oder mweitläufigiten Aemter und 
Dienjte bei einem deutjchen Fürjtenthum oder demjelben gleichzuachtender Graf: 
oder Herrichaft.“ 

Dieſe Schemata find ein getreues Abbild des Staatsdienerrechtes um Die 
Mitte des 17. Jahrhunderts. Wir wollen an der Hand des erjten Formulars, 
der Beitallung eines Geheimenraths, das Nechtsverhältniß des landesherrlichen 
Dieners jener Tage zu erkennen fuchen. 

Der Eingang des Patentes iſt ein trefflicher Beleg dafür, daß die lehen— 
rechtliche Form für die Uebertragung von Memtern verſchwunden ijt. Er lautet : 


') Stölzel, die Entwidlung des gelehrten Richterthums in deutichen Territorien 
1872 Vorrede ©. 9 und 27. 

®, rei, diss. jur. de jure officiorum et officialium cap. II. $ 13 nennt jie 
formulae praepositionum, 

2) a. a. O. ©. 37 und 38. 
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„Von Gottes Gnaden Wir N. N. erkennen biemit, daß wir den N. N. zu 
unferen geheimen Rath auf fürgehende, reifliche Betrachtung feiner Gejchid- 
lichkeit und Qualiteten auff nachfolgende Mafje beftellet und angenommen 
haben, bejtellen ihn auch biemit und in Krafft dieſes dergeftalt und alfo.“ 

In einem erjten Abjchnitt werden nun die „generalia“ aufgezählt d. 6. 
die allgemeinen Pflichten, mweldye dem Landesdiener obliegen, abgejehen 
von dem bejonderen Amt, das er gerade zur Führung überfommt; es jind 
nicht allein Rechts-, jondern auch moralische Verpflichtungen ; da find genannt 
chriftliche Religion und Gottesfurcht, chriftliches Yeben und chriftlicher Wandel, 
Treue und Gehorjam gegen die Herrichaft, gebührliche Bezeugung gegen andere 
Diener d. h. Neipeft den VBorgejegten gegenüber. 

Daran ſchließt jih dann eine ausführliche Inftruftion über die befonderen 
Pflichten des einzelnen übertragenen Amtes mit dem Hinweis, daß, wo die 
Beitallung nichts erwähne, die „Ordnung“ ') d. h. die allgemeine Dienjtinjtruftion 
gelte, und daß auch dem einzelnen Auftrag willig zu geborchen jei. Diejer 
Theil endigt mit der Erwähnung der Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit (S. 31V). 

Wichtig für die Frage nach der rechtlichen Natur des Verhältmiſſes ift 
der Schlußpaflus. Auf der einen Seite werden noch einmal die Pflichten 
des Diener zufammengefaßt, erwähnt, daß fie fich nicht im Einzelnen auf: 
zählen laſſen, jondern ungemejjene find, und daß der Diener ihre Erfüllung 
mit einem Eide angelobt bat; es heißt nämlich (S. 310): „auf diefe Bejtallung 
und Ddarinnen einverleibete Punkten, auch was mehr einem chriftlichen, ver: 
nünftigen, treuen, redlichen Rath und Diener zu thun und zu Lafjen gewiſſens 
Erbarfeit und Löblicher Gewohnheit wegen eignet und gebühret, hat ung Ein- 
gangs gedachter unfer geheimer Nath N. mit einem förperlichen Eyd zu Gott 
dem Allmächtigen Pflicht und Hulde geleiſtet.“ Nun kommt der Gegenjaß, 
die Aufzählung der Rechte des Dieners; dem Berjprechen, der Angelobung 
desjelben werden in folgender Faſſung die „Verſprechungen“ des Fürſten gegen: 
übergeitellt: „dabingegen wir ihm Fürftlich verijprechen und zufagen laſſen, 
ihm auch jolches biemit und in Kraft dieſer Schrifftlichen beitallunge bezeugen, 
ihn bei jolchem jeinem Ampt und Dienjt und dazu erforderten Respect und 
Ehrenjtand gebührlich und mächtig zu ſchützen mnd ihn im feinem Beruf 
mit Gnaden und Fürſtliche Hulden zu meinen und anzufehen, Ihn in denen 
von und Ihm aufgetragenen und nach unjerem Befehl übernommenen Ber: 
richtungen zu vertreten, auch Koſten und Schäden zu entheben, darneben auch 
Jährlich auf unjer Fürjtl. Rent-Cammers zu 4 Quartalen nachfolgende Be: 
foldung al N. N. reichen zu laſſen . . .“ 

Dieje gegenfeitigen Berjprechungen, wodurch Recht und Pflicht ſowohl 
für den Herrn, wie für den Diener Eonjtituirt wird, dokumentiren fich deutlich 
als die beiden Seiten eines Bertrags Wenn wir aljfo heute verjuchen, den 
Nechtöcharafter dieſes Verhältniſſes in der Weife zu erklären, wie es nad) 
unferer Anficht der Nechtsanichauung des 10. und 17. Jahrhunderts entiprechen 
würde, jo müſſen wir jagen: e8 liegt ein privatrechtlihes Vertrags 
verhältniß vor. Die Auffafiung des öffentlichen Lebens jener Zeit war 
durchaus eine privatrechtliche. Der Fürſt nahm die Stellung des Eigenthümers 
des Territoriums ein, war dominus terrae. Wie jedes andere PBrivatrechts- 


) Val. über diefe Hof: und Amtsordnungen, in welden die den einzelnen Beamten 
zufallenden Geichäfte und das bei ihrer Bollziehung zu beobadıtende Berfabren näher bejtimmt 
wurde, auch Edg. Yüning, Verwaltungsrecht ©. 109, 
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jubjeft, fonnte auch er fich Leiftungen, zu welchen feine gejegliche oder gewohn— 
heitsmäßige Pflicht der Landeseinwohner gegeben war, nur durch Vertrags: 
abſchließung verjchaffen und, da zwilchen den Dienern des Fürften für jeine 
Perſon und denjenigen, welche bei der Verwaltung des Yandes behilflich 
waren, fein rechtlicher Unterſchied bejtand, jo entſprach das rechtliche Verhält— 
niß der letzteren vollkommen der Rechtsſtellung des Hofgeſindes!) und dieſe 
gründete ſich auf einen Dienjtvertrag. 

In ähnlicher Weife charakterifirt auch Jlaacjohn?, das Verhältniß, 
wenn er jchreibt: „Die Beitallungen diefer Zeit — er meint das 15. Jahr: 
hundert — find ausgeiprochenermaßen Berträge zwijchen dem Landesherrn 
und dem von ihm Bejtellten als einander gleich gegenüberjtehenden Stontrahenten. 
Den Rechten des erjteren werden die des legteren, den Bedingungen jenes Die 
des Beamten gegenübergeftellt.” Der Diener jtebt „in Lohn und Brod“ des 
Herrn und dieſer verpflichtet jich durch feine Beltallung dazu „des Herrn 
Nugen zu werben und Schaden zu wenden.“ Neueſtens bat Edg. Yüning?) 
in jeinem Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes diejer Auffaflung Aus— 
drud gegeben. Er bezeichnet die Beziehung des landesherrlichen Dieners zum 
Fürſten als ein privatrechtliches Dienjtverbältniß, in welchem die gegenjeitigen 
Nechte und Pflichten durch die Beitimmungen des Miethvertrags geregelt wurden. 

Die Nechtswilienschaft des 17. Jahrhunderts nun ging nicht fo gerade 
auf das Biel los; darum erwähnten wir oben, daß die Frage nach dem recht: 
lichen Wejen des Staatsdienjtes bei ihrem Ericheinen nicht als ein Problem 
von jelbjtändigem Intereſſe auftrat. 


$ 3. Die Kontroverje über die willkürliche Löſung des Dienjtverhältniiics 
von Seite des Fürſten. 


Ob ein Fürſt feine Diener, welche auf unbejtimmte Zeit berufen find, 
wider ihren Willen ohne einen rehtmäßigen Grund entlajjen 
fönne, das war jene bedeutjame Frage, welche bei dem VBerjuch ihrer Löſung 
auch zur Ergrindung der rechtlichen Beichaffenheit des Verhältniffes von Fürſt 
und Diener führte. Zu Ddiefem erjten Problem trat noch ein zweites von 
untergeordneter Bedeutung, nämlich ob auch der Diener ohne hinreichende Ur- 
jache aus dem Dienste jcheiden dürfe. 


Für die Reichsdiener waren beide Kontroverjen durch das Neichsrecht 
entschieden. Handeln wir zunächit von der minder wichtigen. Um die Auflöfung 
des Dienftverhältniiies von Seite des Dieners zu bezeichnen, gebraucht Die 
K.G-. O. von 1495 bei den höheren Beamten, dem Richter und den Beifigern, 
allgemein das Wort „abfommen“,') $ 6 der KeG.O. von 1521 jpezialifirt 
diefen Ausdrud, er umterjcheidet „Abgang“ d. i. Yöjung durch Tod des richter⸗ 
lihen Beamten und „Abſtand vom Amte“ als den Fall der Nefignation.?) 
Dieje wird dem Kammerrichter ohne weiteres zugejtanden (ibid), während der 
SO || jet Abjtehen dem Gericht 6 Monate zuvor mitzutheilen und „auch 


) Schulze, deutſches Staatsreht S ©. 286 „nad er des Hofgeſindes.“ 
Iſaacſohn, a. a. O. Bd. 1 ©. 6 und Bd. II ©. 124. 
) Löning, deutiches Berwaltungsredt © ©. 109 u. 111. 
8 28-8.0. von 1495 „jo der Urtailer einer oder mehr abfämen“. 
>) „und wann obgemeldte Kammerrichter und Beifiger einer oder mehr Tods verichiede 
oder jonft abſtünde“ $ 6 K.G.O. von 1521. 
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diefe 6 Monate nach der Auffündigung in jeinem Beifigeramte zu bleiben 
und zu verharren“ jchuldig ift.*) 

Zu der anderen Frage übergehend, beftimmt die KeG.O. von 1555 Theil I 
Tit. 5, daß fein Beiſitzer willkürlich entlaffen oder, wie der Text jagt, „abge: 
ſchafft“ werden darf, jondern allein wegen „Untüglichkeit“ (8.-6.:0. von 1521 
Art. 7, v. 1555 I, Tit. 6 $ 2), worumter jeglicher Mangel an Fleiß, Tüch- 
tigfeit und Sitte zu verjteben ijt, und ferner nur in einem bejonders geordneten 
Berfahren von disziplinarrechtlichem Charakter durch Urtheil des Gerichts oder 
der Bilitationsfommilfion des Neichstags. 

Die niederen Beamten des Gerichts fünnen zu jeder Zeit „beurlaubt“ d. 5. 
entlaſſen twerden.?) 

‚Für die Territorialdiener gebrad) es an einer gejeßlichen Bejtimmung 
in dieſer Hinficht.?) Da aber zur Gründung des landesherrlichen Dienerthums 
gerade der Gedanke geführt hatte, in der Entfernung unfähiger und unanges 
nehmer bei der Landesverwaltung betheiligter Leute möglichſt ungehindert zu 
jein, jo darf man vermuthen, daß die Anficht herrſchte: der Yandesherr fann 
nah Willtür entlajien, es müßte denn tm Anftellungspatent ein Gegentheiliges 
beitimmt jein, und daß, wenn in die Beitallungsurfunde überhaupt über dieje 
Frage etwas aufgenommen wurde, dies meift in dem Simme der Eutlaſſungs— 
freiheit gejchah.*) 

Das oben angeführte Beitallungsformular aus Sedendorf's „teutichem 
Fürſten-Stat“ jchliegt mit folgenden Worten: „da aber uns nicht länger an— 
jtünde Ihn in unjern Dienjten zu behalten, oder Er wollte aus bewegenden 
Urſachen fich jeines Amptes oder Dienjtes begeben, joll jedem Theil, ung als 
dem Herrn, und ihme als Dienern frei und bevoritehen, die Auffündigung 
zu thun, doch daß ein halb Jahr nach der Aufkündigung die Bejoldung und 
jeine Dienſtleyſtung da, wo wir es begehren würden, fortgehe“; der Fürſt 
kann alſo willfürlich zurüdtveten, der Diener aus triftigen Gründen. 

Derjelbe Gedanke fommt zum Ausdrud in der Storrejpondenz, welche 
die beiden geheimen Räthe Freiherr von Jena und Kajpar von Blumenthal mit 
Kurfürft Friedrich Wilhelm bezüglich des Nangjtreites mit dem geheimen Nath 
Bodo von Gnadebed führten ;?) fie jtammt aus den Jahren 1675 — 78. Dort heißt 
es: „Zwar weißen wir auch wohl, daß Ew. Cuhrf. Durchl. Dero Diener auch 
ohne anzeugung der geringjten Urſache Ihren Dienjt erlaßen 
und Lizentiren können.” 

Ebenjo bejtätigt dies Tweſten in den preußischen Jahrbüchern.“) ©. 123 
berichtet er von König Friedrich Wilhelm, daß er fich gegen feine Beamten 
zur freieften Dispofition befugt erklärte; gegen den königlichen Beſcheid „Toll 
platt cajfiert werden,“ war an feinen Widerſpruch oder Rechtsweg zu denfen. 

Das Prinzip der adminiftrativen Willkür in der Löſung des Dienſt— 
verhältnijjes von Seite des Fürſten beſtand thatjächlich als Kegel. 

Da es nun an einem gefeglichen Anhaltspunkt fehlte, ob dieje Uebung 
ar — ſei, ſo war es Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft, bei den 


N KDD. 1555 I, Tit. 4, 8 2. 

?, 8.0. von 1521 $ 22, von 1555 I, Tit. 18 und 26 $ 2. 

3) Zach ar iä, deutiches Staats: und Bundesrecht Bd. II. ©. 68. 3. Aufl. 1867. 

Dieſe Anjicht äußert auch Löning, Verw.R. ©. 109 und 111. 

>) Sjaacjohn, Bd. II. 369 fi. 

°, Tweſten, der preußiſche — preuß. Jahrb. Bd. 18. ©. I und 129; vgl. 
auch Edg. Löning, VBerw.:R. ©. 112 Nr. 2, 
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Streitigkeiten über diefe Frage durch Anwendung allgemeiner Rechtsgrundjäge 
dad Richtige zu finden. In diefem Streben famen die Nechtsgelehrten dazu, 
auch die rechtliche Natur des Verhältniffes zwiſchen Herrn und Diener zu 
unterfuchen. 

Zunächſt müfjen wir aber jene Kontroverſe kurz darlegen. 

Jede junge Wiljenfchaft fucht zu ihrer Weiterentwicklung die Unterftügung 
einer älteren, ſchon tiefer Durchgebildeten. Die deutiche Staatsrechtswifienichaft, 
welche bei Auftreten diefer Fragen kaum entjtanden war, holte daher zunächit 
den Rath der jchon länger gegründeten Staatsrechtälehre des Auslandes ein. 

Die auswärtige Aechtsdisziplin fnüpft an einen Sat in dem Kommentar 
des Baldus de Ubaldis zum römischen Recht an; diefer macht zu 1. 7 Cod. 
de precibus imperatori offerendis et de quibus rebus supplicare liceat 
vel non (1, 19) die Bemerkung: „magistratus quoad materiam et formam 
sunt de jure eivili et ideirco potest princeps eos ad libitum 
revocare.') 

Der Sinn diefer Worte ift: der Fürſt ift Eigenthümer des Amtes, der 
Eigenthümer kann nach freiem Belieben über fein Hecht und die Sadıe ver- 
fügen, er kann die Sache einem Anderen zur faktifchen Ausübung des Rechtes 
überlaffen, ohne ficy) zu binden, er kann aber auch jederzeit die Sache wieder 
zurüidverlangen. 

Hiemit ift eine volllommen privatrechtliche Auffaſſung der rechtlichen 
Stellung der Beamten inaugurirt; aus Grundjägen des Privatrechts juchte 
man nachzuweiien, daß Dem princeps nicht das Necht zugeftanden werden 
fünne, den landesherrlichen Bedienten willfürlich feines Dienjtes zu entlajjen. 

Die ausländischen Juriſten, z. B. Antonius de Petra, Menodius, 
Carolus Tapia*) erkennen demgemäß im Prinzip an, daß jede Entlafjung, 
auch die grundlofe, nur die Ausübung eines unbeſchränkten Rechtes des Amts— 
verleihers ift, oder, mie fie in Anlehnung an das fanonifche Recht jagen, die 
vom Fürſten anvertrauten Aemter jeien manualia seu ad nutum revocabilia. 

Allein eben die Entlehnung eines Ausdrudes aus dem fanonischen Recht 
veranlaßte die genannten Juriſten von dem Grundſatze abzugehen. 

In der Kirchenrechtsichre wurde ein Unterjchied gemacht zwijchen officia 
titulata oder perpetua und officia manualia oder ad beneplacitum con- 
cessa ;?) die erjteren find nämlich zugleich beneficia d. h. mit ihnen ijt ein 
auf firchliches Vermögen vadizirtes Einfommen dauernd verbunden ;*) aljo 
fönnen diefe Memter als Ordinationstitel dienen, denn Vorausjeßung für die 
Ordination oder die Aufnahme in den Stand der Kleriker ift Sicherung des 
Lebenunterhalts des zu Ordinirenden für fein ganzes Leben; in Folge deſſen 
werden die oflicia titulata zu dauernder und lebenslänglicher Ausübung 
an eine Perſon verliehen und es kann dieſer die Musübung, das Recht der 
Ausübung nur bei Vorhandenfein gejeglicher Gründe entzogen werden.) Die 
officia manualia dagegen haben nicht Benefizialcharakter, werden daher auf 


) J. H. Boehmer, diss. jur. de jure principis circa dimissionem ministrorum, 
Halae i716, cap. IL & 17, 

?) Vergl. Consiliorum Casparis Klocki.., Tom I, 1. Aufl. 1645, 2. Aufl. 1678; 
Consilium 32 gibt über diefe und andere jpaniiche und italienifche Juriſten näheren Aufs 
ihluß. Der bedeutendite unter ihnen ift der Italiener Menochius (1532—1607). 

2) Hinſchius, katholiſches Kirchenrechtäiyftem Bd. II, ©. 373. 
Hinihius, aa. O. ©. 367, 
>) Hinſchius, a. a. D. Bd. IL, 366. 
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Wohlgefallen übertragen, d. h. folange e8 dem collator beneficii beliebt, 
behält der Inhaber das Amt. 

Die Juriften jagten nun: alle offieia saecularia jeien für perpetua 
zu halten, ſowohl die indefinite oder simplieiter verliehenen d. h. die ohne 
Beitbeftimmung verliehenen, als auch die definite oder ad beneplacitum über: 
tragenen, welche gegeben jind, jobald_ die Beitallung eine Zeitgrenze oder eine 
der Formel ad beneplaeitum dem Sinne nad) entſprechende Klauſel enthält; 
fie beweifen dies nun für die ad beneplacitum anvertrauten Aemter, wo es 
doh dem Wortlaut geradezu widerſprach, wenn man ſagte, ſie ſeien dauernd 
übertragen; ſei es bei dieſen — jo folge durch einen Schluß a maiori 
ad minus, daß auch die officia definite et simpliciter concessa nur bei 
Eriftenz eines gerechten und vermünftigen Grundes, ex causa legitima et 
rationabili, entzogen werden fünnen.') 

Dieje Abweichung vom ftrengen Recht entſprach der franzöſiſchen Geje: 
gebung. Eine Ordonnance Karl VIII. batte bejtimmt, officia non finiri nisi 
morte officialis, resignatione, oflicialis torefacto,?) dies allein find alſo 
die justae causae der Beendigung des Dienitverhältnijies. 

Wenn wir darnach jehen, worauf die fremdländiiche Rechtsſchule ihre 
Anficht jtüßt, jo finden wir, daß dieſelbe nicht Nechtsgründe für dieſelbe anzu— 
führen vermag, jondern nur Gründe der Billigfeit, Sittlichfeit umd 
Bwedmäßigfeit. 

Menoch ius?) nämlid) jagt „bene placitum significare arbitrium boni 
viri, nullum autem bonum virum auferre concessionem alicui factam, 
„auf Wohlgefallen“ bedeute alfo nicht freies Ermeſſen, ſondern Gutdünken, 
twie es der Billigkeit entſpreche. 

Ferdinand de Dtero ſieht in einer grundloſen Entlaſſung eine Verlegung 
des „guten Namens“, ignominiosum esse officia etiam ad beneplacitum 
concessa sine justa causa revocari. ) 

Antonius de Petra endlich fügt einen politischen d. h. eben einen Zweck— 
mäßigfeitsgrund binzu, wenn er hervorhebt, daß millfürliche Entlafjung ein 
publieum detrimentum fehr leicht zur Folge habe.”) Er denft ſich aljo, daß 
bei der Entlaſſung der landesherrlichen Diener ſich in derjelben Weije ein 
Einfluß des öffentlihen Wohles auf die privatrechtliche Willensfreiheit 
geltend mache, wie bei der Auflöfung der Ehe, wo auch das Öffentliche Intereſſe 
die reine Willfür ausſchließe. Auf jeden Fall zeigt diefe Motivirung den Weg 
zu einer richtigen Auffallung an. — 

So ftehen ſich alfo zwei Meinungen gegenüber. Die dura sententia, 
wie fie Lynder®) nennt, geht dahin, daß im jedem Fall, ob nun der Bejtallung 
die Bemerkung beigefügt it, daß das Amt mur auf Wohlgefallen anvertraut 
wird, oder nicht, der unbedingte Widerruf von Seite des Fürſten nicht blos 
giltig, fondern auch erlaubt, alfo für den Betroffenen unanfechtbar ijt; die 
mildere Anjchauung dagegen erflärt eine grundlofe Entlaſſung wohl für giltig, 
bezeichnet fie aber zugleich als unbillig, moraliich und politiſch verwerflich. 


1, Böhmer, a. a. D. Kap. IL 8 14. 

N Kreß, a. a. O. Kap. VIS 2 

3, Vergl. Menochius, de arbitrariis judicum quaestionibus et causis (ed. 1576) 
lib. I, quaest. 55 n. 4 und Klock, a. a. O. & 12, 

) Böhmer, a. a. D. Kap. ITS 3. 

5) Kloch, a. a. 0.815. 

6) Lyncker, de beneplacito 1677, sect. II. Kap. I. 8 2. 


580 9 Rehm: Die rechtliche Natur des Staatödienites 


Beide Anfichten wurden nun nach Deutichland übertragen, die erjte von 
David Mevius in jeinen berühmten decisiones super causis praecipuis 
ad supremum Tribunal regium Wismariense delatis!) und zwar in der 
Beſprechung eines 1654 ergangenen Urtheils; die zweite von Kaſpar Klod 
in feinen consilia.?) Der letztere jteht auf rein privatrechtlichem Boden, indem 
er den dritten Grund, welchen die Ausländer für die mildere Meinung ins 
Feld führten, alfo die Einwirkung deſſen, was der öffentliche Nutzen fordert, 
außer Acht läßt und jo gerade den Punkt, von welchem aus am eriten ein 
Uebergang zu einer ricytigen Erfenntnig vom Wejen des Dienjtverhältnijies 
möglich gewejen wäre, von vorneherein der Betrachtung entzieht. 

Für unfere jpätere Unterfuchung it nöthig, daß auf die Ausführungen 
beider näher eingegangen wird. 

Das Nechtsgutachten Klocks behandelt die Entlafjung eines Faijerlichen 
Poſtbeamten; es wird darin Folgendes auseinandergejeßt: der Betrieb der Post 
ift ein dem Kaiſer vorbehaltenes mußbringendes Necht. Der Kaiſer kann über 
das Recht umd die Art der Ausübung desjelben ganz nach freiem Ermeſſen 
verfügen; alfo ijt auch die Anftellung des nötbigen Perſonals an ſich eine Sache 
des „willfürlichen Beliebens“; wenn der Inhaber des Nechts ein folches Amt 
einem Anderen „anberieblt” oder „allergnädigit aufträgt“, jo thut er es ad 
beneplacitum. Allein die diefem willfürlichen Belieben entiprechende Befug— 
niß, nun auch nach Yaune wieder vom Amte abzurufen, widerfpricht dem Rechte: 
gefühl, der wahren, inneren Gerechtigkeit. Der Kaiſer als „ein lebendiger Brunn— 
quell der Gerechtigkeit”, „als ein gerechter Kaiſer“ (8 12 und 18) wird nicht 
„ohne fürtringende Urſach“ von einem mühbevollen „mit trefflichen Unkosten, 
Meühe, Fleiß und Emſigkeit“ geführten Amt verjtoßen. Inwiefern nun die 
„Berechtigfeit” d. i. die Billigkeit dies fordere, gibt Klod an der Hand der 
franzöfiichen Staatsrechtslehre dahin an, daß nach einer „opinio communiter 
recepta‘ etiam officium ad beneplacitum eoncessum reputatur perpetuum, 
beſonders weil eine Derartige Löſung des Verhältniffes für den Diener ver: 
Fleinerlich fei und ihm zu nicht geringem Unglimpf gereiche (S 16). Alſo wird 
von Klod vorzüglich die Berlegung der Ehre des Dieners gleichjam als eine 
Nechtsverlegung, nicht bloß als ein Verſtoß gegen die Moral angefehen und 
in der That bildete jpäter die Behauptung, daß fich in jeder willfürlichen 
Entlafjung eine Mißachtung des Dieners befunde, ein Hauptargument diejer 
Anficht. 

Klock fand für die Uebertragung der fremdländiichen Theorie auf deutfchen 
Nechtsboden vielfach Anerkennung, jo von Schilter in feinen exercitationes 
ad L libros Pandectarum (exere. 37 n. 143 und 144), welcher dem Diener 
actio injuriarum aestimatoria zufprach, dann von Lyncker,“) welder jagt 
„ne formulam quidem beneplaciti, si quae constitutioni officialis adjeeta 
sit, adeo erude aceipiendam‘“ und zulegt von Zahn in feiner politiamuni- 
eipalis*) mit den Worten „facile apparet, quantum ademptio loci honoris 
in Republica semel assignati injuriae et ignominiae contineat, 
qui nemini absque facto suo auferri debet“. Daß diefe Anficht auch in 


1) 10, Auflage von Höpfner 1794. 

?) Tom. I, cons. 32 Je jure postarum, 

2) Unnder, a. a. ©. sectio Il cap. I $ 2, 

*% Bahn, „politia municipalis“, Leipzig 1713, lib, IL. cap. 33 8 9: vergl. auch 
Struf, usus modernus Digestorum, lib. III tit. IV $ 16, 
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die Praxis Eingang fand, veranlaßten beſonders die Rechtsgutachten, welche 
die Spruchkollegien der Juriſtenfakultäten!) in dieſem Sinne abgaben. 

Wenn wir andererſeits nach den Gründen forſchen, welche für die Ent— 
ſcheidung der Frage nach ſt rengem Recht beigebracht wurden, jo gibt darüber 
Mevius?) eine bündige Erklärung: So lange nicht durch eine Rechtsnorm, 
alfo Gejeh oder Gewohnheit, erflärt ift, daß ein oftieium ein fogen. officium 
perpetaum jei, d. h. ein folches, das nır ex gravi et justa causa genommen 
werden kann, ift jedes Amt beliebig widerruflich; die Willkür des Ueber: 
tragenden ift maßgebend „offieium voluntate constituentis ex beneplaecito 
seu electione defertur‘‘; aus dem Weſen der Widerruflichfeit folgt aber die 
unbejchränkte Zuläſſigkeit willfürlicher Amtsentjegung, nicht bloß die Rechts: 
giltigfeit einer jolchen, „et ei qui contulit abdicare lieitum‘ „ab abdicatione 
officii non appellatur“‘. Als zweiten Grund fügt Mevius an, daß es auch die 
gleiche Behandlung mit dem Diener fordere, jo zu entjcheiden, denn dieſem ſei 
e3 unbenonmen, jederzeit zu reſigniren. — 

Ludolf Hugo (de statu regionum Germaniae 1661 Kap. III. 34) 
hat umter den Anhängern von Mevius die eben mitgetheilte Anficht wohl am 
treffendften ausgedrüdt „in prineipum ditionibus . . . pleraque officia 
non tam a legibus sed a solo nutu principis dependent, Ahasver 
Fritſch (1629 —1701) (opuscula varia Partis I tractatus IV. 1731) 
Ichließt ſich wörtlich an Mevins an und Kaſpar Ziegler (de juribus ma- 
jestatis 1712 cap. 29 n. 7) jagt „postest ille, qui Magistratum consti- 
tuit, eundem iterum removere . . „, prout ipsi libuerit, invito etiam 
magistratu, cui ne hiscere quidem adversus eiusmodi decreta liei- 
tum est“. 

Ein Schriftiteller endlich, ZYeyfer, bekannt durch feine meditationes ad 
pandectas, hat in verichiedenen Abjchnitten eben diejes Werkes die entgegen: 
gejegten Anfichten vertreten, zuerjt?) vertheidigt er die Meinung von Klock, 
weil er in einer dimissio ab officio eine deminutio dignitatis fieht; fpäter*) 
dagegen hält er es für unbillig, dem Fürjten nicht zu geitatten, was dem Diener 
allgemein gegeben werde, nämlich das Recht freien Rücktritts. 


Inwiefern in der Behandlung diefer Kontroverje das Problem der recht: 
lichen Natur des Dienjtverhältnijjes der landesherrlichen Diener berührt wurde, 
jet der nächjte Gegenſtand unjerer Unterfuchung. 


— 


) Edg. Löning, Verwi-R. S. 112 Nr. 1 führt beiſpielsweiſe an Brunnemann, 
Decis. Cent. (ed. Stryk 1688, pag. 180) von Frankfurt 1657 und Lyncker, Rerum in 
Dicaster. Jenens. Cent. III, n. 1450 (III, 470) von 1689, . 

2) Mevius, decisionum pars II deecis. XII: „ab abdicatione officii non appellatur 
nisi ob aliam isti accedentem injuriam“ d. h. in der Entlafjung an ich Tiegt fein Grund 
zur Klage, aber fie kann mit Beleidigung, Verleumdung und unbilliger materieller Benad)- 
theiligung verbunden jein. 

®) Leyſer, medit. ad Pand. speeimen LXII. zu Lib. 4 tit. V de capite minutis. 
1. Aufl. 1717, 3. Aufl. 1741. Vol. J. 

*, ibid spec. 570 8 46. 
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weites Kapitel. 
Die privatrechtlichen Dertragstheorien. 


$ 4. Im Allgemeinen. 


Einige beiläufige Bemerkungen der genannten Schriftjteller find es, welche 
erfennen lafjen, daß es der Beitanfchauung entſprach, dem Dienftverhältnifie 
der „landesherrlichen Bedienten“ einen Vertrag zur Grundlage zu geben. 

Zunächſt findet ſich bei Lyncker!) eine Wendung folcher Art. Er ſpricht 
davon, daß, wenn ein Amt auf Widerruf verliehen jei, das Verhältniß doch 
nicht jo ohne weiters aufgehoben werden fünne, zumal wenn der Beamte vor 
jeiner Anftellung Prüfungen gemacht oder andere Stellen aufgegeben habe in 
dem Bertrauen, feine Lage zu verbejjern; dieſen Privatinterefjen gehe aber 
immer die publica utilitas vor, wenn fich, nachdem die Prüfung gehalten 
und „contractum cum eo sit“, jpäter Unmiürdigfeit des Dieners herausitelle. 

Schon näheren Aufjchluß über die Vertragsnatur gibt Zahnz;?) er jagt 
„negotium, quod inter civitatem et civem in conferendo officio 
publico geritur, non est justitiae commutativae, ut contractus loca- 
. tionis conductionis privatarım operarum, sed distributivae, euius ob- 
jeetum est dignitas muneris publiei*. Zahn fnüpft alfo an Artjtoteles 
an: der Unterfchied zwijchen vertheilender und ausgleichender Gerechtigkeit it 
gleich bedeutend mit dem zwischen öffentlichen Verhältniſſen und Beziehungen 
des Verkehrs unter Privatperfonen. Durch die vertheilende Gerechtigkeit werden 
den Menjchen die Güter der Welt zu Theil nach ihrer Würdigfeit für das 
Staatsleben, während gegenüber der ansgleichenden Gerechtigkeit alle Menjchen 
einander gleichitehen. Beim Dienjtverhältniß des Territorialbeamten nun find 
nicht die „operae“ Gegenftand des Gejchäftes, fondern Hauptinhalt dieſes 
Bertrages — denn das iſt das „Geſchäft zwiſchen Staat und Bürger“ — iſt 
die „Würde“, denn (munere publico) certus dignitatis gradus in Republica 
constituitur und die Ehre darf nicht ohne Verjchulden gefchmälert werden. 

Befonders Har tritt Leyſer“) für die Annahme eines Vertrages ein, 
ohne jedoch eine bejtimmte Art von Verträgen anzuwenden, wenn es a.a. O. 
heißt: facta legitime et ab electo acceptata electio contractus aliquis 
et conventio est. Der Ermwählte erhält, fährt er fort, ein Recht auf das 
Amt, das ihm gegen feinen Willen nicht genommen werden darf; daraus folge, 
daß auch er nicht gegen den Willen des Uebertragenden abdanken fünne, denn, 
erflärt Zenfer, „cum .. . conventio inter eligentes et electum ineatur, 
neutri parti liberum est eam invita altera tollere et obligationi quam 
sponte subiit sine justa causa renuntiare.“ 

Diefe Ausführungen von Leyſer zeigen deutlich, welchen Zweck es hatte, 
wenn man der Beziehung zwifchen dem Landesheren und dem Beamten das 
Weſen eines Vertrages beilegte: man wollte aus der Natur des ziweileitigen 
Nechtsgefchäftes die Auffündbarfeit des Verhältniſſes ableiten; die Anhänger 
der VBertragstheorien, der allgemeinen, wie der bejonderen einzelnen, welche wir 
in Folgendem betrachten werden, ſahen die Entjcheidung über die Entfernbar: 
feit des Dieners als etwas an, was fich aus der in dem —— enthaltenen 


Uebereinkunft einzig und allein erklären laſſe, und ſo drehte ſich bis zum 


i) Lyncker, diss. de beneplacito sect. II cap. I $ 2. 
2) Bahn, Polit. munic, lib. II cap. 33 $ 8 und 9. 
») Xeyjer, Medit. ad Pand,, spec. 62. 
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Beginn des 19. Jahrhunderts der Streit um die Frage, ob Auffünd bar: 
feit oder Unauffündbarfeit ein naturale dieſes Kontraftes ſei, ob 
erſteres oder leßteres im Zweifel gelte. 

Noch ein zweites Moment tritt bei Leyſer zuerjt hervor, das fich auch 
bei den meijten jpäteren Vertheidigern der Vertragstheorie findet Er bringt 
nämlich neben dem Satze, daß fich fein Vertragstheil der Verpflichtung, welche 
er eben durch den Bertragsichluß Freiwillig — sponte — übernommen 
habe, einjeitig entziehen könne, als Argument für die Nothwendigfeit der Zus 
jtimmung des Landesherrn zum Nüdtritt des Diener nocd die Behauptung 
bei: munera publica necessitatis sunt ita ut invitis quoque 
imponantur, ergo multo minus pro lubito abdicantur; aljo läßt er 
einerjeitö die Dienftpflicht des Beamten auf dem freien Willen des Vertrags: 
Ichließenden ruben, während jie anderntheils ein Ausfluß der Unterthanenjchaft 
jein joll. Eines jchließt Doch wohl das andere aus; man müßte höchjtens 
zur Erflärung den Satz herbeizieben, daß ein erlaubter Zwang zu Verträgen 
den freien Willen desjenigen Vertragstheiles nicht aufhebe, für den eine Pflicht 
bejtebe, den Bertrag abzuichliegen. 


I. Mandatum. 
SD. 

Leyſer Spricht, wie eben angeführt, von einem „contractus aliquis‘; 
er will aljo umentichieden lafjen, welcher Gruppe von Verträgen gerade diejer 
zwilchen dem Yandesfürjten und jeinem Beamten angehöre. Mevius iſt es, 
der — verhüllt mwenigitens — eine Vertragsart bezeichnet bat, unter twelche 
dieſes Dienjtverhältni unterzuordnen wäre; es iſt der Auftragsvertrag 
des römiſchen Privatredts. 

Die Art und Werje, wie Mevius dieſe jeine Meinung andentet, legt 
den Gedanken nahe, daß es in feiner Zeit gleichſam für jelbjtverjtändlich 
gehalten wurde, in der Nechtsitellung des Territorialdieners ein Mandat zu 
erfennen. Er will nämlich beweilen, daß der Fürjt das Necht zu jederzeitiger 
Entlajjung des Dieners habe; als Grumd gibt er, wie erwähnt, an, es ver: 
lange dies die Gleichjtellung beider Kontrahenten, und zum Beweis dafür 
allegirt er dann 1. 22 $ ult. — 25 D. mandati (17, 1). Im Ddiejen 
Sätzen iſt als Prinzip ausgeſprochen, daß jeder Theil frei vom Vertrag 
zurücktreten fan: „renuntiari autem ita potest, ut integrum jus mandatori 
reservetur vel per se vel per alium eandem rem commode explicandi‘; 
alfo kann auch der Fürſt jederzeit die Verwaltung der Regierungsgejchäfte 
einem Anderen übertragen. 

Zur Aufitellung des Mandatsverbältnifjes hat aber noch ein zweiter Um— 
ftand geführt. Der landesherrliche Beamte it Dritten gegenüber der Vertreter 
des Landesheren. Juſt Henning Böhmer nennt ihn z.B. deßwegen institor 
publicus, tamquam principis procurator;!) wie der institor auf dem 
Gebiete des Privatrechts den Gejchäftsherrn vertritt, im Namen und für Ned): 
nung desjelben handelt, jo daß jeine Handlungen rechtlich als Handlungen 
des Geſchäftsherrn gelten, ſo führt der Beamte die Geſchäfte der Landesver— 
waltung im Namen des Fürſten. Aus dieſem Prinzipe wurde die wichtige 
Frage entſchieden, ob der Landesherr aus pflichtwidrigen Handlungen und 

) Böhmer, diss. eit, cap. II $ 
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Unterlafiungen jeiner Beamten dritten Perſonen gegenüber vermögensredhtlich 
verpflichtet werde.) Die Antwort darauf entiprach vollflommen der privat- 
rechtlichen Auffajiung von der Stellung des Landesherrn; nicht blos für die 
privatrechtlichen Gejchäfte, ſondern auch für die rein fjtaatsrechtlichen Hand- 
lungen der Yandesverwaltung galt der Satz facta officialium pro facto 
ipsius prineipis haberi,?) der Fürſt muß für jeden Nachtheil eintreten, den 
ein Dritter aus den ſchuldhaften Handlungen oder Unterlafiungen des Dieners 
leidet. Weil mun im der Negel dem VBollmacht3: oder Bertretungsverhältnif 
nach Außen ein Auftragsverbältniß nad) Innen entipricht, jo wurde auch bier 
ein privatrechtliches Mandat angenommen; der Auftrag gebt auf Führung der 
Amtsgeichärte. 

Daß dies der Gedanfengang jener Zeit war, beweiit ein Reiponjum des 
Tübinger Juriſten Ferd. Chriſt. Harpprecht.) Derſelbe gibt über folgenden 
Rechtsfall ein Gutachten ab. Ein Beamter hat unter Verſäumniß der ihm 
obliegenden Diligenz eine „ſeinem Prinzipalen präjudizirliche Handlung“ vor— 
genommen. Er ſoll deswegen dem Fürſten „Satisfaktion“ leiſten. Bevor er 
aber in Anfpruch genommen wird, jtirbt er. Es fragt ſich, ob feine Erben 
baftbar gemacht werden können. Harpprecht geht bei der Enticheidung von 
dem „Artom“ aus, quod ex conventione, qualiscungue illa sit, 
descendentes actiones omnes in universum in heredes active et passive 
transitoriae sint. Die Beamten find „Eraft ihrer Beitallung und Injtruftion 
und mithin ex contractu“ zu Fleiß verbunden, denn „es werden folcherlen 
officiales per loeationem oder per contractum mandati fonitituirt.” 
Alſo, ſchließt Harpprecht, kann die ex isto contractu profeeta actio aud) 
wider Die heredes intendirt werden. 

Die Berührungspunfte des Dienitverbältnities des Iandesherrlichen Dieners 
mit dem Mandat waren nun im Einzelnen nach Eyben, diss. de regalibus 
pag. 180 5 15, welchen Kreß‘) als den eigentlichen Vertreter diejer Theorie 
hervorbebt, folgende: 1. der Beamte übernimmt das Amt freiwillig; 2. er 
muß jich, wie der Mandatar in den Schranken jeines Auftrages, in den 
Grenzen der formula praepositionis halten; 3. er muß, wenn er einmal 
ein beſtimmtes Geſchäft begonnen hat, Dies der Negel nad auch vollenden ; 
4. er präjtirt jeden Grad von Diligenz; 5. das Verhältniß endigt mit dem 
Ablauf der vorbeitimmten Zeit; 6. mit dem aufgetragenen Geſchäft; 7. mit 
dem Widerruf von Seite des Herrn; 8. mit der Nefignation des Dieners 
und 9. mit dem Tod eines von Beiden. 

Fritſch) vereinigt no die Bejoldung mit dem Mandat, welches an 
ji) als Merkmal die Unentgeltlichkeit hat, indem er das salarium officialis 
niht merces civilis, jondern honorarium nennt. 

Unter den Vertretern diejer Theorie iſt es Fritſch, welcher zugleich die 
Amtsführung als Folge einer Vertragsberedung und als Erfüllung einer 
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1 Vergl. über dieje Frage Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechts« 
pilege 1880 ©. 304 Anm. 3 

?, Ferd. Christ. Harpprecht, consilia Tabingensia, vol. I 1695 cous. 95 n. 257 
S. 1813. 

2 Ferd. Christ, Harpprechti Responsorum eriminalium et civilium Vol. VI. 
1708. Resp. 93 n. 76— 178, 

9 Kreß, diss, jur, eit. II 14. 

9) Fritſch, opuscula varia, P. | tract, IV de resignatione Imperatoris et oficia- 
lium $ 111, dazu $ 90 und 13. 
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Unterthanenpflicht binftellt; er jagt „si subditus — ad munus aliquod pub- 
lieum in aula vel euria obeundum idoneus — refractarius fuerit, a 
superiore cogi potest vi obligationis, quae inter civem et rem publi- 
cam intercedit, ‘qua civis tamquam pars ac membrum civitatis ad ob- 
seguium et munera adstringitur.‘“ ') 

Sah man in der rechtlichen Beziehung des Dieners zum Fürſten ein 
Mandat, jo hatte man zwar den erjtrebten Zweck erreicht, indem dieſem Ber- 
trag das freie Recht des Niücktrittes weſentlich ijt, aber dieſe Seite der Aehn— 
lichkeit jpringt nicht jofort in die Augen, weil fich, wie angeführt, viele andere 
Punkte finden, bei welchen an eine Analogie jenes Dienftverbältnijjes mit dem 
Mandat gedacht werden fann. Darum errang eine andere Ansicht, welche ſich 
allein das Ziel jtedte, die Entlajjungsmwillfür des Fürſten als rechtmäßig hin 
zujtellen, größere Bedeutung, wenn jie auch, rein wiſſenſchaftlich betrachtet, wegen 
ihrer Einjeitigfeit der Mandatstheorie, welche das Verhältniß der landesherr: 
lichen Diener nach verſchiedenen Richtungen bin zu erklären vermag, jedenfalls 
nachitand. 


II. Precarium. 


$ 6. Myler von Ehrenbad). 


Schon als Gegenstand des Mandatsvertrages erichien nicht ſowohl der 
Umstand, daß der eine Theil dem andern Dienſte leitet, als vielmehr, daß 
der Fürſt dem andern Kontrahenten die Führung eines Amtes anvertraut, ihm 
eine Ehrung erweiit. In noch viel höherem Grade bildet bei der num zu er: 
Örternden Theorie das Objekt der Bereinbarung nicht die Arbeitsfähigfeit des 
VBerpflichteten, jondern das Amt al3 ein Bermögensrecht des Berechtigten, als 
eine res, über deren Benügung eine Willensübereinfunft erzielt wird. 

Die Theorie des precarium — dieſe iſt es, von welcher wir jebt handeln 
wollen — hat im Laufe der Zeiten zwei bedeutende Bertreter gefunden, von 
welchen der eine dem 17., der andere dem 18. Nahrhundert angehört. Es 
jind Myler von Ehrenbach und Juſt Henning Böhmer. Die Aus— 
führungen Beider tragen einen ſehr verſchiedenen Charakter, indem der ältere 
Rechtslehrer ſich von Anfang an auf rein privatrechtlichem Boden bewegt, 
während der andere den Verſuch macht, zu einer von öffentlich-rechtlichen 
Geſichtspunkten getragenen Auffaſſung emporzufteigen. Soweit aljo ihre Darſtell— 
ungen auseinandergeben, muß auch bier die Betrachtung Beider getrennt werden. 

Nikolaus Myler de Ehrenbach (1610— 1677) hat im Anfchluß an 
jeine Lehre vom Monarchenrecht (Archologia) in einer Hyparchologia (seu 
de officialibus, magistratibus et administris liber singularis 1678) die 
Nechtsverhältnifje der landesherrlichen Diener eingehend erörtert. 

Der FZundamentalfag, von dem Myler ausgeht, lautet: „princeps ac 
dominus territorü est dominus officiorum suorum eave distribuit 
juxta beneplacitum cui vult.“s) Diejen Sat jpeziell auf die Gerichtsämter 
angewendet, heißt es: ea, quae sunt jurisdictionis, sunt juris eivilis, d. 
* die Jurisdiktion und ihre Aemter ſtehen dem Herrn als ein Privatrecht 

wenn der Herrſcher einen Diener „zur Verwaltung der Gerechtigkeit" auf: 
ei, jo Handelt er demgemäß pro lubitu, ideo quoque princeps ad lubitum 





) Fritſch, a. a. O. $ 1 umd 7 
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suae voluntatis jurisdietionis administrationem tollere potest,!) Die 
rechtliche Stellung des officialis ijt alſo von der Willfür des Fürjten abhängig; 
darım it der Beamte einem PBrefaristen gleichzuachten 

Diefe Skizze wird nun von Myler weiter ausgeführt. 

Nach der Yegaldefinition ift precarium, quod precibus petenti utendum 
conceditur tamdiu, quamdiu is, qui concesserit, patitur (l. 1 pr. D.43, 26); 
e3 ijt die umentgeltliche Geſtattung der faktiichen Ausübung der im Eigen— 
thum enthaltenen Befiges: und Gebrauchs:Befugnijfe unter dem Vorbehalt 
willtürlichen Widerrufs der Gejtattung; es it ein Vertragsverhältni und zwar 
wird es perfekt mit Hingabe der Sache, mit Einräumung des Beſitzes oder der 
Detention; der precario dans will jich zu feiner Yeijtung verpflichten; es ent- 
fteht nur Eine Obligation, die der Zurüdgabe der Sache und Unterlafjjung 
der Ausübung der Befugniſſe, und nur Ein Necht, nämlich das, jederzeit Die 
Sache zurüczufordern. Die rechtliche Vereinbarung betrifft alfo die Dauer 
eines im Uebrigen vollfommen thatjächlichen Verhältniſſes, denn über die Art 
und den Umfang des Gebrauches wird nichts bejtimmt. 

Dies wird nun auf das Amt angewendet: der Fürjt ijt „Eigentbümer 
der Aemter,* *) er gewährt Anderen „aus Gefälligfeit“ (juxta beneplacitum), 
„aus Gnade” (ex gratia), „nach freiem Belieben“ (pro lubitu) die faktiſche 
Ausübung des Amtes, das exereitium offieii; die Ausübung der Amtsrechte 
jegt aber den Befig des Amtes voraus, darum erhält die Perfon auch die 
possessio offieii®) und, da jede Gefälligkeit und Gnade Ausflug der Willkür 
ist, jo fann der Eigenthümer des Amtes jederzeit aufhören, gefällig und gnädig 
zu fein, er kann die Amtsbefugnijie nach freiem Belieben zurüdnchmen. 

In diefen Vorgängen num findet Myler „omnia precarii requisita et 
quidem substantialia“: *) 

denn 1. erfolgt die Uebertragung des öffentlichen Amtes durch Ueberein— 
funft der Willen des precario dans und des precario accipiens; 

2. wird der Vertrag perfeft durch muneris traditio et immissio in 
funetione collata; 

3. fteht der jederzeitigen Widerruflichkeit der Gebrauchsgejtattung das Necht 
willfürlicher Amtsentziehung gleich; 

4. wie nad) 1. 12 D. 43,26 ein Nebenvertrag, der die Widerruflichkeit des 
Prefariums ausichließen will, unverbindlich für den precario dans iſt, jo ijt 
auch jede Nebenberedung, welche die Freiheit der Entfernung vom Amt betrifft, 
unwirkſam, denn J. 12 eit. jagt: „nulla vis est huius conventionis ut rem 
alienam domino invito possidere liceat.“ 

Aus der Natur des precarium wird dann — das ift ja der Zweck der 
Analogifirung — die Nechtmäßigkeit willfürlicher Entlaſſung mit folgenden 
Worten abgeleitet: ea quae precario concessa sunt in liberrimo prin- 
eipis arbitrio consistunt. Is enim, qui rem precario concessit, potest 
illam revocare prout libuerit.. .. . nec juste de eo conqueri potest 
officialis aut sibi injuriam ea revocatione fieri contendere, cum juris 
executio injuriam non habeat. Utitur autem princeps revocando offi- 
cium suo jure, ideo nemini facit injuriam. ®) 


', ibid. cap. IV $S 2 n. 4. 

®)a. a. D. cap. IIl $ 32 n. 98, 
*, Hyparch. Ill $ 29 n. 84. 

* a. a. D. III $ 32 n. 100. 

°) Hyparch. cap. IV$ 2 n. 6. 
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Nur diefes Eine, daß der Diener fein Recht auf Beibehaltung des Amtes 
hat, folgert Myler aus dem Weſen des Prefariums. An jich würde daraus 
auch folgen, daß der Prefarijt jederzeit auf die Gunſt verzichten kann; aber 
hier ſchließt ſich Myler dem kanoniſchen Rechte an und erflärt die Löſung des 
Berhältniijes durch den Diener nur für zuläſſig aus einem gejeßlichen Grunde 
und unter Zuftimmung des Fürſten.) 

In einem weiteren Punkt ruft Myler’s Theorie geradezu einen Wider: 
Ipruch hervor. Das Prekarium wird bekanntlich zum Vortheil des Prefariiten 
abgeſchloſſen; Dagegen dient der Beamte jelbjt nah Meyler’s Ausfpruch der 
utilitas publica, aljo dem Konzedenten, denn Myler definirt officialis folgender: 
maßen: er jei „praefectus societatis ceivilis. eui a majestate ... . sub 
certo salario concessa est potestas de negotiis rei publicae cognoscendi, 
jadicandi, imperandi et ratioeinia curandi ad utilitatem rei pub: 
licae, ut ipsum Imperantem in oneribus regiminis sublevet.“?) Dieje 
Divergenz tritt bei Myler noch einmal zu Tage bei der Unterjcheidung, welche 
er zwiſchen beneficium und offıeitum (= Amt) madıt, „in eo tamen bene- 
fieium ab officio distinguitur scilicet, utilitate; nam ubi utilitas superat 
obligationem, beneficium appellatur, officium autem simpliciter dieitur, 
quoties in eo prineipaliter consideratur labor et opera.“ ?) Beim Mandat 
it ein jolcher Fehler nicht vorhanden, denn es it Regel, daß die Dienitleiftung 
des Beauftragten wenigjtens nicht allein in jeinem Intereſſe tft. 

Wie unvollſtändig Die Theorie vom precariam ſelbſt binfichtlich des 
Zwedes it, den fie verfolgt, zeigt der Umftand, dag Myler mur jagen kann: 
princeps ... regulariter precario confert.*) Dem Brefarium ift Ge: 
brauchsgeftattung ohne Bejchränfung auf eine bejtimmte Zeit weſentlich; darum 
muß Myler den Fall, wo eine praefinitio temporis jtattgefunden hat, als 
eine Ausnahme von der Negel aufitellen. 

Ohne jegliches Bedenken ſtellt Myler glei feinen Vorgängern neben 
den Saß: die Uebertragung des Amtes erfolge eonsensu utriusque 
tam dantis quam aceipientis,d) die Behauptung, daß die Eingeborenen 
als joldhe zur Uebernahme von Aemtern verpflichtet feien und zwar aus 
einem rechtlichen Grunde, dem homagium, aus einem Billigkeitsgrunde und 
aus einem moraliſchen Anlaß. Ueber den erſten Grund jagt ev: ex communi 
illa sponsione quisque in ceivitate ... . domieilium constituens ad ne- 
cessitatem suscipiendi muneris et oneris pro civitate aut prineipatu 
obstringitur.®) Der Billigfeit entipreche dieſe Forderung, weil der 
Staatsangehörige auch die commoda protectionis, defensionis, eommereio- 
rum geniche, *) und drittens jei es ſchon ein natürlich=jittliches Band, 
das ihn verpflichte, für das Beſte des VBaterlandes zu jorgen. ®) 

s 7. Juſt Henning Böhmer. 


Es fann Wunder nehmen, daß ein Jurift wie Böhmer eine jo einfeitige 
Erklärung der rechtlichen Stellung des landesberrlihen Beamten angenommen 





Na.a. 2. cap. IVS1n2 
2a. a. O. cap. 1$ 2n5, 

%; a.a. O. cap. IIL 8 29 n. 85. 
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®) Hyparch. cap. III $ A n. 100, 
Na.a.D. cap. IV $ 21. 
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bat, wie fie die Auffaſſung als Brefarium enthält, allein dies it nicht blos 
deswegen gejcheben, um eine bequeme Antwort auf die Frage nach der Ent: 
lajjungsfreiheit des ;Fürjten geben zu fünnen, wie man etwa aus dem Titel 
der Diſſertation,) in welcher er feine Anficht wiedergibt, jchließen möchte, 
fondern bejonders war folgender Gedanke für die Mdoptirung dieſer Theorie 
ausichlaggebend. Böhmer war der Meinung, ein vollkommenes Ktontraftäver- 
hältniß könne zwiſchen Fürſt und Diener nicht ftattfinden, wenn der leßtere 
des erjteren Unterthan ſei, weil der princeps fih dem subditus gegemüber 
nicht rechtlich zu verpflichten vermöge. Darum jchien ibm das precarium zur 
Erklärung geeignet, indem fich damit nicht die Borjtellung von einer rechtlichen 
Berpflichtung des Fürſten gegen den Untertban verband. 

Daß es die befondere Stellung des princeps ift, die Böhmer abhält eine 
Theorie aufzuftellen, welche das Nechtsverhältniß des Landesherrlichen Dieners 
erichöpfender erklärt hätte, Dies ergibt fich aus dem berben Tadel, mit welchem 
er den veteres interpretes der von ihm behandelten Lehre begegnet. Er 
weit ihnen nämlich mac), wie falſch ihre Meinung jei nihil in jure pub- 
lico vel eo, quod principis jura — définiri et decidi posse nisi 
rationibus ex jure Romano petitis;”) nicht das römijche Staatsrecht, 
jondern nur das römische Zivilrecht fei in Deutjchland aufgenommen, das 
Beamtenrecht jei aber ein Theil des Staatsrechtes, darım tota 
haee docetrina ex prineipiis juris publiei ad statum rei 
Germanicae accomodatis petenda est.) 

Seine Schrift nun ift in erjter Yinie der dimissio ministrorum 
prineipis gewidmet. Ginmal will er damit jagen, daß er nicht blos die 
ministri publici (== officiales), qui negotiis publieis praeficiuntur, in 
Betracht ziehen will, jondern auch die Privatdiener“ des Fürſten, d. b. die zum 
Hofdienſte berufenen Leute; einzig und allein die famuli ſchließt er aus, d. h. 
diejenigen, welche feine digniora negotia®) zu beforgen haben. Andererfeits 
will er von der dimissio im Gegenſatz zur remotio handeln. Dieje, die 
Dienftentjegung, ſei diejenige Art der Beendigung des Dienſtverhältniſſes, welche 
für den Diener eine entehrende Strafe enthalte, indem fie mit dem Verluſt des 
status und titulus dignitatis®) verbunden jei. Darum babe Ddiejelbe zur 
materiellen VBorausfegung das Vorhandenſein eines Delifts, zur formellen 
richterliche Unterfuchung und Enticheidung. Die dimissio dagegen jei nicht 
infamirend („salvo honore“); fie belajje den Ehrentitel umd hänge daher aud) 
nicht von einem Nichterjpruch ab. Er unterfucht nun, ob die dimissio wenig: 
ſtens an eine materielle Vorausjegung gefmüpft fei, etwa an die einer justa 
causa, und gelangt zu dem Nejultat, daß bis zum Beweiſe des Gegentbeils 
der Diener, jofern er Unterthan ei, jederzeit und unbedingt „entlaſſen“, 
aber nicht „‚entjegt‘‘ werden fünne. 

Bei der Begründung dieſer Anficht fommt er auf die Bejegung der Aemter, 
die collatio offieiorum, zu jprechen. Davon ausgehend, daß die rechtliche 


’) Böhmer, diss,. de jure prineipis in dimittemdis ministris 1716; diejelbe findet 
jih auch in feinem Jus eccles. Frotest. V. Tit. 37 & 67 fi. V, ©. 680 ff) 

®, diss, cap. 188 

) a. a. O. cap. II$ 9. 

* Die Unterjcheidung von ministri und privati finden wir nerjt bei Pufendorf, 
de jure naturae et gentium 1672, VIII. cap, 2 3 24; vergl. &. Löning, Verw.R. 
©. 111 Nr. 2. 

9) diss. cap. I $ 3. 

®) ibid, cap. I $ 16 
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Stellung der Inhaber von Aemtern auf einem mehrfachen Nechtsgrunde beruhen 
fönne,') theilt er die offieia in officia hereditaria und personalia. Die 
eriteren find die zu Lehenrecht übertragenen, aljo die Erbämter, die leßteren 
find Aemter, deren Webertragung von der Lebenszeit des damit Betrauten 
begrenzt ift. Won dieſen jcheidet er aber auch wieder diejenigen aus, welche 
negotia mere transeuntia seu temporalia zum Inhalte haben, wo alſo mit 
der Bollendung des Geichäftes die Stellung als minister prineipis zu Ende 
geht, und behandelt nur die officia perpetua, d. h. diejenigen, quae certo 
tempore non finiuntur, ?) nur diejenigen ministri, qui officio constanti, 
ordinario et sua natura perpetuo praefieiuntur; denn jeien die officia 
hereditaria zweifellos unmiderruflich, jo jeien die negotia oder officia tem- 
poralia unbejtritten jederzeit revofabel. Alſo bleibt die Kontroverſe von der 
Widerruflichfeit der Amtsübertragung nur für die officia perpetua. 

Daß aber bier das Amt eine dauernde Einrichtung it, bindert nicht die 
Widerruflichfeit der Verleihung. Dies ergibt fich dem Worte nach ſchon, wenn 
das Amt ad beneplaeitum oder, wie jih Böhmer noch ausdrüdt, definite, 
d. h. mit einer Beſtimmung verliehen worden ift, welche die Yöjung des Ver: 
hältnifjes betrifft. Beneplacitum bedeutet liberum arbitrium; wer jagt, 
es jei darunter arbitrium boni viri zu veriteben, wie 8 Menochius 
that, der verwechfelt die Regeln des Rechts mit den regulae honesti 
et prudentiae. ®) 

So beichränft ſich Böhmer darauf nur zu entjcheiden, ob die officiales 
simplieiter sive indefinite constituti, d. h. diejenigen Diener, welche 
angejtellt werden, ohne daß in ihre Bejtallung eine Vorſchrift über die Been- 
digung des Dienjtverhältniijes aufgenommen wird, ad nutum principis ent- 
fernbar find oder nicht. 

Die Löfung diefer Frage fucht er in dem Nechtsgrunde der zwilchen dem 
Fürſten und Beamten beitehenden Beziehung, wenn er die Frage aufwirft, 
quae sit ratio officiorum publicorum?‘) 

Zunädit gibt er an, daß der minister fein Necht an dem Amte haben 
faın „ofticia et munera quae alicui committuntur a principe, esse 
partem sollieitudinis principalis et radicaliter ad principem 
pertinere, exercitium tantum et administrationem eorum aliis 
committi;°) in diefem Satze ilt dem Gedanfen Myler's, daß der Fürſt der 
domjnus otficiorum jei, eine dem Weſen der fürftlichen Stellung angemejjene 
Faſſung gegeben. 

Nachdem fo die rechtliche Wirkung des Begründungsaftes nad) ihrer 
negativen Seite fejtgeftellt it, unterfucht Böhmer die Rechtsform der Leber: 
tragung jelbjt, oder, wie es heißt, ipsam concessionis rationem°). Dieſe 
iit eine conv entio inter prineipem et offieialem, des einen ad conce- 
dendum offieium, des anderen ad aceipiendum ; „der Fürſt erflärt feinen 
Willen in der Negel durch ein Berufungsichreiben, die Kandidaten thun ihre 
Bereitwilligteit fund entweder unmittelbar durch Bitten an den Yandesheren 
oder durch Umfaſſen der im Berufungsichreiben ausgedrüdten Gnade.“ 


)a.a. D. cap. II $ 11 „varia oflicialium‘ fit ratio. 
⁊) a. a. O. cap 1181 

®) diss. cit. cap. II $ 13. 

*) ibid. cap. Il H ri 

) ibid, cap. II $ 

6) ibid. cap. II $ 1 
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Was nun aber diefe „eonventio“ anlangt, jo unterjcheidet Böhmer, ob 
der eine Vertragstheil subditus oder extraneus iſt. 

Der Untertban fann, quamvis rarior compulsio esse soleat, zur 
Führung von Aemtern gezwungen werden „(subditis) jussu principis offi- 
cium quodammodo imperari potest, ut quandoque etiam suo modo 
inviti illud subire teneantur“*') und dafür gibt er folgenden Grund an: 
„hoc Huit ex obligatione singulorum subditorum et potestate imperan- 
tis eirca rempublicam.“?) Diefe Sadlage, einerjeit$ eine conventio, 
andererfeit3 eine compulsio, veranlaßt Böhmer zu der weiteren Bemerkung 
„vix est, ut certam contractus speciem constituere queamus* 
und zwar meint er einen contractus bilateralis inter privatos, d. b. einen 
Vertrag unter Gleihberechtigten mit gegenfeitiger Verpflichtung; 
ein ſolcher widerjpricht jeines Erachtens dem respeetus, qui inter prin- 
cipem et ministrum intercedit. 

Aus diefem Grunde ift Böhmer gegen die Annahme eines mandatum 
und eines contractus innominatus von der Form facio ut des, wenn er jagt 
„non ita uti inter privatos negotium hie geritur“ oder „inter princi- 
pem et subditos tamquam aequales hie minime contrahatur, sed ille 
auctoritate imperii sui agere et provedere possit h. e. non contrahat 
cum subditis, ut par, ut aequalis, sed ut princeps, ut imperans offi- 
eium publicam committit subdito.‘®) 

Dan muß alje auf die Vermuthung kommen, daß Böhmer durch den 
Segenfag von eonventio und contractus etwa ausdrüden will, daß die 
Ucbereinfunft zwiichen dem Fürften und dem Untertban nur die Bedeutung 
einer thatjächlichen Verabredung habe, während der Nechtsgrund für die Amts— 
führung in dem jussus prineipis liege. Wie aber aus dem unten mitzuthei— 
lenden Endrefultate der Böhmer’schen Ausführungen bervorgebt, hat er doch 
einen Bertrag zu Grunde gelegt. „Jedenfalls ift bier eine Unflarheit in der 
Deduftion Böhmer's zu fonftatiren. 

Weiter jchreitend juht Böhmer eine Begründungsform, welche ein Ver: 
trag iſt, aber fein Vertrag, der eine rechtliche Verpflichtung für den Fürſten 
mit sich bringt, jondern ein jolcher, der nur eine obligatio des Diener 
bewirkt ; anderjeits joll der respectus inter prineipem et ministrum gewahrt 
bleiben und zum Dritten die natura officiorum beachtet werden, d. h. der 
Umstand, daß der Beamte fein eigenes Recht, fondern ein fremdes übt. Dieje 
drei Vorzüge hat das precarium. Die Kollation des Amtes geichieht „gra- 
tiose“ , „gratiose‘* gewährt der Fürſt das salarium, d. bh. beides hat nicht 
in einer Verpflichtung, jondern in einer Gnade des princeps jeine Urjache. *) 
Das Reſpektsverhältniß kommt formell in der Thatſache zum Ausdrud, 
dab Die litterae solemnes super collationem offieii vom Fürjten allein 
ausgefertigt werden, während es fih materiell darin bekundet, daß der 
Yandesherr ut princeps cum eo agit, non ut par cum pari con- 
trahit. In der wiederholten Verwendung des Wortes gratia jpricht fich der 
Gedanke aus, daß dag Amt pare_ sollieitudinis prineipalis, nicht aber ein 
jus — quaesitum ꝰ) des Dieners iſt. 


2) Diss, eit. cap II $ 15. 

) Böhmer, Introductio in jas publicum universale 1726, 2. Aufl. $ 11 Anmerk 
) Jdiss. cit. cap. IE $ 16. 

* Diss, de jure — etc cap. II S 16. 

»» ibid. cap. II S$ 14. 
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Nun führt Böhmer dieſelben Gründe für die Analogie mit dem preca- 
rium an, wie Mpler'), bejonders alfo den, daß bier und dort ein con- 
sensus vorliege; daraus geht hervor, dak Böhmer doch ala den eigent- 
lien Nehtsgrund nicht die Verpflichtung des Unterthanen als folchen, 
fondern Die Zujtimmung desjelben im Vertrage angejeben willen will; 
jein Bejtreben war nur, ein Geichäft zu finden, wo ex nutu et voluntate 
unius totius negotii vigor dependeat.*) Daß er ein zweijeitiges Rechts— 
geichäft als Baſis annimmt, zeigt auch die Art und Weife, wie er es mit 
dem Weſen eines PBrefariumg zu vereinigen jucht, daß bier „immer“ eine ma— 
terielle Gegenleiftung von Seite des princeps erfolgt; er jagt nämlich, daß 
ſich das precarium auch mit omerofen Verträgen verbinde, d. h. mit ſolchen, 
wo eine Rechtspflicht zu einer Gegenleiſtung erijtire — als Beiſpiel führt 
er die locatio conductio precaria der J. 4 D. 19, 2 an —, um fo mehr 
müſſe dasjelbe der Fall jein bei Gejchäften, wo die Segenleiftung nur ein 
At der Gnade fei, und ſolche Geichäfte find eben Verträge mit einjeitiger 
Dbligation, Togenannte Iufrative Verträge. Darin eben, daß er die Zahlung 
der Bejoldung nicht als Erfüllung einer obligatorischen Verpflichtung bezeichnet, 
liegt fir Böhmer auch die Möglichkeit zu behaupten, es jei das Weſen des 
precarium, das Gewährung eines Vortheils ohne Vergeltung fordert, nicht 
verlegt. 

Nach diefer Ausführung über den Nechtscharakter des Dienjtverhältnifies 
zieht Böhmer dann den fir jein Thema wichtigen Schluß „liquidum inde 
est clausulam ad beneplaeitum collationi beneficiorum semper in- 
esse ex natura rei, quamvis expresse non fuerit“; er jagt aljo Die 
Widerruflichkeitsklauſel ift ipso jure in dem Nechtsverbältniß enthalten, es iſt 
fein Unterjchied vorbanden zwiichen Aemtern, die definite, und jolchen, Die 
simplieiter übertragen worden find; jofern Untertbanen in Betracht fommen, 
kann der eine und der andere Beamte pro lubitu entfernt werden. 

An ſich folgt daraus, daß die Befoldung mit der Entlaſſung aufhört; 
nur in zwei ‚Fällen hält Böhmer es für nothwendig, daß der Beamte in- 
demnis, jchadlos, gehalten werden muß, nämlich bei der exstinctio rei publicae, 
alio dem Untergang des Fürſtenthums durch Eroberung u. ſ. w. und, wenn 
die Uebertragung der Stelle gegen Erlegung einer bejtimmten Summe erfolgt 
iſt.) Diefer Gedanke einer Entichädigung ift ſpäter für Die Konjtruftion des 
Dienjtverbältniijes von Bedeutung geworden. 

Nenn wir noch fragen, wie Böhmer die conventio zwilchen dem Fürſten 
und einem Ausländer näber bejtimmt, fo finden wir, daß er dieſen Punkt 
umgeht. Er bemerkt nur: extranei liberrima voluntate oblatam 
vocationem ad offiecium amplectuntur vel repudiant, ) hier iſt allo in 
jedem Fall die Webereinjtimmung zweier von einander unabhängiger Willen 
vorhanden. Auch bier, jagt er, muß man, was die Dimiſſion anlangt, ad 
rationem collationis zurücdgeben; er fommt aber zu einem andern Nejultat, 
als wenn dem Fürſten Staatsangehörige gegenüberftehen; in einem jolchen 
Falle werden durch eine willfürliche Entlafjung non tantum honestatis et 
pietatis, sed etiam justi regulae verlegt?) nicht blos die Billigkeit, jon: 





Y ibid, cap. II $ 16 
®, ibid, cap. II $ 16. 
?; Diss. eit. cap. II $ 20 u. Z: 
” ibid. cap. II $ 19 
” ibid. cap. II $ 20 
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dern auch das Recht, mit Ausnahme des Falles, wo das öffentliche Intereſſe 
einen ſolchen Schritt fordert. 

Durchichlagend ift die Theorie Böhmer's feineswegs; denn wenn Die 
Verleihung des Amtes auf bejtimmte Zeit erfolgt oder die Einhaltung einer 
bejtimmten Kündigungsfrift vereinbart wird, jo iſt der princeps jedenfalls 
binfichtlich der Entlaſſung gebunden; dann kann aber das Prekarium nicht 
mehr zur Bergleichung herangezogen werden. Ferner darf man doch fragen, 
warum wird in der Beitallung ausdrüdlich der Beiſatz „auf Woblgefallen“ 
gemacht, wenn bei dem Mangel diejer Klauſel derjelbe Effekt erzielt würde ? 
Bei der Enticheidung der Frage endlich, ob dem Diener freie NRefignation 
zuftehe, vermag Böhmer jelbitverjtändlich feinen Gebrauch von feiner Theorie 
zu machen, vielmehr muß er darauf zurücgeben, daß die Uebernahme von 
Staatögeichäften Yajten des Unterthanen find, jo daß es im arbitrium des 
Fürſten liege, ob er eine spontanea renuntiatio zulaſſen wolle oder nicht.") 

Es war alfo an der Zeit, eine Nonftruftion zu ſuchen, welche nicht mehr 
jo jehr im Banne einer einzigen Frage ftand, jondern auch andere Seiten, 
als die Beendigung des Dienitverhältniies, aus einem Prinzip zu erklären 
vermochte. 


III. Locatio conductio operarum. 
$8. Die Beranlafjung diejer Theorie. 


Böhmer hat in die Erklärung des Begriffes der ministri principis 
als ein Merkmal aufgenommen, daß es Perſonen find, qui auctoritate pub- 
lica a principe certo ut plurimum constituto salario assumti sunt,?) 
womit auch der Sat übereinftimmt, officium semper in se conditionem 
habet consueti salarii promissi;°) er hat alfe mit Haren Worten die 
Beloldung für ein wejentliches Element des Dienftverhältnijies erklärt. 
Nichts dejto weniger hat er es unterlajien, dasſelbe in jeiner Konftruftion zu 
verwertben, er bat vielmehr ein Nechtsinftitut zur Baſis genommen, welches 
das Merkmal der Unentgeltlichfeit an der Stirne trägt, und die Bejoldung 
nur dadurch in Harmonie mit feiner Theorie gejegt, daß er die Leiftung des 
salarium als einen Ausflug der Gnade, nicht als Erfüllung einer Rechts— 
pflicht bezeichnet hat. Er dachte wohl daran, daß er ſich den Bau des 
Verhältniſſes im diefer Beziehung wentgjtens erleichtern würde, wenn er das— 
jelbe als Dienſtmiethe charafterifirte, allein einmal war der Zweck feiner 
Theorie, die administrative Willkür binfichtlich der Entlaſſung al® eine recht- 
mäßige Willensbethätigung zu vertheidigen, und andererjeits bielt ihn davon 
das Wandeftenreht ab, demzufolge er jagen mußte: opera ministrorum 
„mercenaria‘‘ aut „locari solita“ diei nequit nec salarıum quod iis sol- 
vitur „mercedis‘“ rationem habet.*) 

Ueber Ddieje Bedenfen jegten fih Paul Kreß, Chriſtian von Wolff, 
der Naturrechtslehrer, und Wilhelm Neumann hinweg und legten dem 
Berhältnii zwiſchen Yandesheren und Beamten einen Dienjtmiethevertrag 
zu Grunde, nicht ohne die Gründe anzugeben, welche jie veranlaßten, von der 
Theorie des Mandats und PBrefariums abzumweichen, 


) Böhmer, introdactio in jus publicum universale $ 24. 
) Böhmer, a. a. O. cap. 1 $ 2, 

3) cap. II $ 16. 

) cap. ILS 15. 
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Kreß!) ſucht die Umrichtigfeit der erjten Hypotheſe darzuthun, Neu: 
mann?) jefundirt ihm dabei und unterzieht die Auffallung Mylers einer 
zutreffenden Stritif.?) 

Was das Mandat anlangt, jo heben Kreß und Neumann als einen 
allgemeinen Gefichtspunft hervor, es jei dem Mandat wejentlich, daß der 
Mandatar den Auftrag ohne Gegenleiftung vollführe, wenigitens ohne ver: 
iprochene Gegenleiltung. Die Beamten aber, jagen fie, leijten ihre Dienjte 
gegen Bejoldung,*) und dieje könne deßwegen nicht al$ donatio remuneratoria, 
d. b. als freiwillige, ehrende (honorarıium) VBermögenszumendung nach voll: 
zogenem Auftrag angejehen werden, weil das Recht auf Gehalt vertragsmäßig 
dem Diener zuftehe,alfo durch die Zahlung der Befoldung nur eine vertrags: 
mäßige Pflicht erfüllt werde.) Wenn alfo zu einem Auftrag in diefer Weife 
Entgeltlichkeit binzutrete, jo „degenerire“ das Mandat in eine Miethe oder 
in einen Jnnominatkontraft. ©) 

Im Befonderen widerlegt Kreß die einzelnen Punkte, in welchen 
eine Aehnlichkeit mit dem Auftragsverhältnig gefunden wurde, ?) in folgender 
Weile: 1. Der Mandatar darf bei Ausführung des Auftrags nicht feinen 
Bortheil juchen, jelbjt wenn es ohne Schädigung des Mandanten gejcheben 
fann; bier jucht der Diener aber in dem Verhältniß feine Nahrungsquelle ; 
2. die Merkmale, die dort als substantialia mandati bezeichnet wurden, find 
meift auch anderen Berträgen eigen. 

Neumann greift die Lehre von der PBrefariumsmatur des Dienit- 
verhältniffes an ihrer wunden Stelle an; er jagt, der Sab „munus con- 
ereditum pro lubitu concedentis revocare liceat®) quando voluerit“ jei 
in diefer Allgemeinheit falſch; es werden in Wirklichkeit Memter auch auf 
Lebenszeit verliehen, alfo kann die Widerruflichfeit der Stellung nicht im 
Wejen des Dienjtverhältniiies liegen. In Folge dejjen verwirft er es auch, 
daß man den Saß der 1. 12 pr. D. 43, 26, wonach eine Vertragsbejtimmung, 
derzufolge für eine bejtimmte Zeit der Widerruf beim Prekarium ausgejchlofjen 
jein ſoll, null und nichtig ift, auf das Verhältniß zwilchen dem Landesfürſten 
und feinem Beamten übertrage. De facto fommen jolche Zufäge bier vor, 
e3 ift dann die Intention der Parteien, daß die Kollation in umwiderruflicher 
Weiſe jtattfindet, alfo ift das, was Mpler precariam nennt, in einem jolchen 
Fall simplex stipulatio, ein allgemeiner Vertrag, nicht der bejondere des 
Prefariums. Dazu fommt, daß das Prefarium nur von Vortheil für den 
precario accipiens ijt, während die Amtsverwaltung fir den Beamten nicht 
blos Bortheile, ſondern auch die Laſt der Arbeit bringt. 


$ 9 Paul Kreß und Chrijtian von Wolff. 


Wenn wir nun zu den pojitiven Ausführungen der Nepräjentanten der 
Dienftvertragslehre übergehen, zunächit zu denjenigen von Kreß, jo tritt ung 


) Kreß, diss. de jure officiorum et officialium 1732, 

2, Wilhbelmvon Neumann in Wolfsfeld, consiliarii Brandenburgico-Anspacensis 
Meditationes Juris principum privati de jure personarum illustrium earamque mini- 
stris. Francof. 1751. Lib. III Tit. 1 $ 242. 

») Neumann, Medit. cit. $ 239— 241. 

* Neumann, 1. c. & 242, 

5) ref, diss. de jure etc, cap. IV $2 „in quod princeps cum officiali convenit.“ 

5), Neumann, 1. c. $ 242. 

) Siehe oben $ 5. 

#) Mpler, Hyparchologia cap. III $ 32 n. 100. * 
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diefer glei) in den eriten Säßen als ein Anhänger der von PBufendorf 
begründeten naturrechtlichen Schule entgegen, alſo jener Richtung in der 
NRecdhtswilienichaft, welche die aus Wernunftgründen abgeleiteten Theorien 
an Stelle der wirklich geltenden Rechtſätze zu jepen beitrebt war. 

Kreß jagt, wollte er fich auf den Boden des rezipirten römischen Rechtes 
jtellen, jo müßte er den Kontraft, durch welchen dieſes Dienſtverhältniß ent- 
ſteht, unter die Klaſſe der unbenannten Verträge Stellen; jo aber „betrachten 
wir die Sache vom Standpunkt des wahren und natürlichen Rechtes" ') umd 
darnach ift das Verhältniß begründet Durch einen Dienjtmiethevertrag; denn 
nach dem „jus gentium“ unterjcheide nur der Name und nicht Die Sade 
die operae officialium von den gemeinen Dienften, das salarium von der 
merces, nach dem Naturrecht jei es ferner nicht nöthig, Daß die Bejoldung 
immer in Geld beitehe, und dies feien eben die Punkte, welche vom gemeinen 
Rechte aus am der Annahme einer locatio conductio operarum hinderten. 
Er dagegen erklärt „dominum conductoris, officialem operarii 
mercenarii loco esse.“ ®) 

Mit diefer Theorie iſt ein zweifacher Fortichritt gemacht: 

1. Das Amt erjcheint nicht mehr als Gegenftand des Vertrags, was 
bisher der Fall war; eine Folge davon it, daß in höherem Grade vermieden 
wird, in das innere Nechtsverhältniß, d. h. in die Beziehung zwiſchen Herrn 
und Diener Das Vertretungsverhältniß nach Außen, zu den Untertbanen, 
welches 3. B. theilweife den Anlaß zur Mandatstheorie gegeben hatte, herein 
jpielen zu laſſen. 

2. Die Frage nadı dem rechtlichen Weſen diejes Verhältniſſes wurde 
unabhängig dem Problem von der Entfernbarfeit des Dieners gegenübergeitellt, 
denn aus der Dienjtmiethe läßt fich nicht ohne mweiters jchließen, ob die Ver: 
muthung für bedingte oder unbedingte Widerruflichkeit ſpricht. Kreß für jeine 
Perſon nimmt als Regel eine indefinita locatio conductio, d. h. eine Miethe 
ohne Angabe einer beſtimmten Zeit an?) und tritt inſofern für das „liberum 
jus dimittendi‘‘t) ein, als er nachweiſt,“) daß weder das Naturrecht noch 
a Unbeftimmtbeit der Dauer für die Lebenslänglichkeit der Anjtellung 
Ipreche. ® 

Der beite Beweis aber für die Richtigkeit der Behauptung, daß ſich aus 
der Natur des Dienjtmiethevertrags nichts für umd nichts gegen die Entlaſſungs— 
willfür anführen läßt, it wohl der Umftand, daß der nächite Vertreter diejer 
Theorie, Chriſtian v. Wolff, im Gegenjag zu Kreß erklärt: si cui officium 
confertur non in certum diem vel sub conditione resolutiva, in per- 

etuum collatum intelligitur. ’) 

Wolff ift demgemäß der Auffaſſung von einer Dienjtmiethe nicht des— 
wegen beigetreten, um mit ihrer Hilfe die Frage von der Beendigung der 


i) Kreß, diss eit. cap. II $ 16 a. a. O. „rem ex vero et naturali jure aesti- 
mamas,' 

2) ibid. cap. II $ 16. 

) Kreß a.a. D. cap. II $ 17. 

) a. a. O. cap. VIS7. 

9) a. a. O. cap. VI 8 41. 

9) a. a. O. cap. VIlS 7 Anm. „nec jus gentinm nec formula (Beſtallung) ofici- 
orum perpetuitatem inferat." 
’) Wolff, Jus natarale Pars VIII de imperio publico seu jure eivitatis 1748, 
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Stellung eines landesherrlihen Dieners zu löfen, jondern, weil er der Anficht 
war, daß der Inhalt dieſes Berhältnijies ſich daran vorzüglich verdeutlichen 
fafie, denn er hebt an dieſer Theorie rühmend hervor: „si collationem offi- 
eiorum publicorum ad contractum locationis conductionis reducas, ex 
iis, quae de hoc contractu demonstrata sunt, nullo negatio solves 
plures quaestiones, quae de offieiis publieis ineidunt.‘ ') 

Wir geben jeine Ausführung kurz wieder. Die Beſetzung der Wemter ?) 
wird durch ein pactum ausgeführt, das zwiſchen dem Verleiher des Amtes 
und dem, welchem es übertragen werden joll, eingegangen wird. Denn wer 
ein öffentliches Amt einem Anderen überträgt, vertraut ihm die Verwaltung 
gewiſſer Gejchäfte an und der Andere, welcher die Führung annimmt, erflärt 
eben dadurch, daß er Liefe Geichäfte fleißig verwalten und ausführen wolle; 
beide fommen aljo über dasjelbe überein und, da dieſe Vereinbarung ein Ver: 
jprechen enthält, jede Vereinbarung aber, welche ein Beriprechen zum JInhalt 
hat, ein Vertrag iſt, jo erfolgt die Beſetzung der Aemter durch Vertragsſchlüſſe. 
Speziell dann auf die Dienſtmiethe übergehend, erklärt er „quae de heri 
ac famuli jure ac obligatione valent, ea etiam de jure ac obliga- 
tione superioris seu collatoris et eius, qui officio publico fun- 
gitur, jure atque obligatione intelliguntur; ®) er nimmt alfo eine voll: 
fommene Gleichjtellung des landesherrlihen Dieners mit dem Ge: 
jinde vor. 

Während Kreß ohne jede weitere Vermittlung direft neben den Sat, daß 
das Rechtsverhältniß des Beamten ein contractus ijt,*) die Behauptung jept, 
nach einer regula juris gentium müſſe jeder Bürger öffentliche Nemter über— 
nehmen,?) läßt Wolff wenigitens hervortreten, daß ein Zwang nur im Falle 
der Noth eintreten dürfe. Er führt folgenden Beweis: jeder Bürger iſt ver: 
bunden, das gemeine Beſte zu fördern;“) das Intereſſe des Ganzen verlangt, 
daß die Nemter richtig verwaltet werden, deßhalb kann der superior, dem die 
potestas eminens zuiteht, fraft deren er im Falle der Nothivendigfeit über 
die Perſon des Unterthanen verfügen kann, jeden Unterthanen, wenn ein anderer 
gleich tüchtiger nicht vorhanden ift, zur Bekleidung des Amtes zwingen. ?) 


8 10. Wilhelm Neumann. 


Wolff ijt befannt als derjenige Gelehrte, welcher die Naturrechtslehre 
der „Sozialijten“ d. h. der Pufendorf'ſchen Schule®) weiter ausgebildet hat 
Die Anhänger Pufendorf's haben das bejondere Verdienit, das deutſche 
Staatsrecht aus den Banden römijch-rechtlicher Anſchauung befreit und dem 
ganzen Staats: und Nechtsleben eine, wenn auch auf abjtraften Grundlagen 
eruhende, jo doch unabhängige Auffaſſung gegeben zu haben, welche auf be: 
ſtimmten Prinzipien in geordneter Weile ſich aufbaut; befonders haben jie, wie 
jelbjtverjtändlich, den Begriff des Staates zu erflären verjucht. 








1, Wolff, a. a. O. 8 904, 

r Wolff,n. a. D. $ 900. 

a. a. O. 8 904. 

Kreiß, diss. eit. cap. II 8 

®) ibid cap. II $ 17, 

Wolff, a. a. ©. 8 895. 

) Wolfif, a. a. D. 8 925. 

°) Siehe Beyer in v. Holtzendorff's Encyflopädie der Rechtswiſſenſchaft, Eriter Theil, 
4. Aufl. 1882 ©. 17. 
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In dem Abjchnitte, wo Wolff von den rechtlichen Verhältniſſen der 
Beamten, oder, wie er nur jagt, „derjenigen, welche öffentliche Aemter be: 
fleiden“, jpricht, tritt das Erwachen der Staatsidee wenigſtens in den gebrauchten 
Ausdrücden hervor. Er jagt nicht mehr, daß der princeps oder dominus 
terrae der eine VBertragstheil fei, jondern die res publica, quatenus tamquam 
persona moralis speetatur, dieje ift der conductor operarum; beim Ber: 
tragsabichluß wird fie vertreten vom „superior“, der jpeziell in dieſer Be— 
ziehung collator offieii heißt, qui rempublicam quoad jus conterendi 
repraesentat.') 

Neumann?) nun, welchen wir oben als den dritten Vertreter der Theorie 
vom Dienjtmietbevertvag bezeichnet haben, hat zwar die herfümmliche Benennung 
„ministri principis” beibehalten, aber materiell die Lehre von den „Dienern 
des Fürften“ vollfommen dem natıtrrechtlichen Spiteme angepaßt, bejonders 
bat er die von Wolff angebahnte Gleichjtellung der landesherrlichen Beamten 
mit den famuli conductitii weiter ausgeführt. 

Zunächſt bedarf es alfo einer Erörterung der Grundlagen des Naturrechts. 

Das Vernunftrechtsſyſtem geht vom Menichen als Individuum aus, legt 
die Stellung des Einzelnen in den manmichfachiten Gejellungen des Lebens 
klar und vermittelt jo den Zufammenhang des Staates mit den iibrigen menſch— 
lichen Vereinigungen. 

Pufendorf untericheidet den natürlichen?) Stand des Menſchen und den 
Gejellichaftsitand desjelben. Der status naturalis ijt der Stand der Gleichheit 
und Freiheit und der angeborenen Rechte und Pflichten, d. b. derjenigen Nechte 
und PBilichten, welche dem natürlichen und göttlichen Gejehe gemäß find. Der 
status adventitius dagegen entjteht durch einen ausdrüdlichen oder ſtillſchwei— 
genden Vertrag und ift theils ein vollkommener, theils ein unvollftommener; in 
ihm entiteben die erworbenen oder hupotbetiichen Rechte. Der unvollfommene 
Stand ift der Familien» oder Hausjtand, societas domestica oder familiae*) 
„die Verſammlung von mehr Berfonen, welche unter einem gemeinjchaftlichen 
Hausvater beyſammen leben“. Er zerfällt in die societas conjugalis, welche 
die eheliche Gefellung ift, in die societas paterna umd die societas herilis, 
welche das Verhältniß der Dienfthalten und Ehehalten zum „Herrn“ ans 
langt.) Der vollfommene status adventitius ijt der status civilis socie- 
tatis, der Staat, die bürgerliche Gejellichaft. 

An dieſe Grumdeintheilung des Naturrechts jchließt ſih Neumann an; 
er handelt, wie bemerkt, von den „Dienern des Fürſten“ in jenem Werfe über 
das Brivatfüritenrecht. 

Das Verhältniß zwifchen Fürſt und Diener ift eine societas herilis, 
ein Dienftverhältniß gleich dem der Ehehalten, denn nur ratione administra- 
tionis et objecti unterfdyeiden fich die Öffentlichen Diener von den pri— 
vaten, nicht aber in der Art der Begründung, in dem nexus, quo dominis 
suis obligantur.") 


N Wolff, jus nat. pars VIII 8 904. 

?, Neumann, Meditationes juris principum privati de jure personarum illu- 
strium earumque ministris. 

5, Hreittmayr, Grundriß des allgemeinen teutichen und bayeriihen Staatsrechts 
1. 8 2. 
% Kreittmahr, Anmerkungen über den Cod. Max. Bav. Civ. Theil 1. Cap. 4 8 1. 

) Kreittmayr, Grundriß $ 1 und 4 und Neumann a. a. D. Einleitung $ 10. 

©) Neumann, a a. O. Lib. III Tit. 1 $ 230. Dieje Anficht war um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts gang und gäbe. Als charakteriſtiſches Beiſpiel jei folgender Sag aus 


nach deutichem Staatsrecht. 597 


Das Dienjtverhältnig wird durch einen Vertrag (pactum mutuum) be: 
gründet, aus freiem Willen verjpricht der Diener servitia zu leiften und räumt 
jo dem Herrn das Recht ein, ihn zur Erfüllung des Berjprechens zu zwingen. 

l. Die Art des Vertrags, Durch welchen diejes Zwangsrecht begründet 
wird, d. h. die Entſtehungsweiſe des Dienjtverhältnifies ift eine zweifache. 

1. Die Verpflichtung zur Leiſtung bejtimmter ministeria entjtehbt mittel: 
bar durh Gründung des Staatswejens; dieſe geht durch Abjchluß eines 
expressum vel tacitum pactum inter prineipem et populum !) vor fich, 
dadurch wird der jog. nexus eivilis, eine mutua obligatio herbeigeführt: 
der Negent verſpricht Schuß, der andere Theil Gehorſam und insbejondere 
zur Erhaltung des Gemeinmwejens beizutragen und unterwirft jich der Gewalt 
des Herricherd. Dieje Gewalt fann eine deſpotiſche oder eine bejchränfte fein; 
in der Dejpotie wird der Unterthan zu allen Dienftleiftungen „gezwungen“, 
bei der bejchränften Staatsform ad ea ministeria saltem, quae ad publi- 
cum statum conservandum absolute sunt necessaria, neutiguam vero ad 
alia, exempli causa quae soli principis recreationi inserviunt.?) Der 
Unterthan leijtet jomit Dienft im öffentlichen Amt als Folge des von ihm 
freiwillig eingegangenen Unterthanenverhältnities. 

2. Die Verpflichtung zur Dienftleiftung im Staatsamt wird durch Ab— 
Ichluß eines unmittelbar auf Uebernahme des Staatsamts gerichteten 
Vertrags begründet. Dies iſt der Fall, wenn ein Ausländer Beamter 
wird. Diejer expresse und immediate eingegangene Vertrag iſt eine Dienſt— 
miethe oder ein unbenannter Vertrag, das erite, wenn die Belohnung für die 
Dienfte in Geld, das zweite, wenn fie in Nahrungsmitteln beſteht; find pecunia 
und alimenta verbunden, jo liegt ein contraetus mixtus vor. 

II. Seinem Inbalt nad iſt das Dienjtverhältniß eine societas herilis; 
es entjtehen gegenfeitige obligationes, die des Diener find operae °) umd 
obsequium;*) „ex ipsa societatis indole“ folgt audererjeits eine Verbind— 
lichkeit des Herrin zum Schuß des Dieners.d) Dagegen iſt die Pflicht 
zur Yeiftung von salarium oder alimenta der herilis societas nicht 
weſentlich, ſondern dieſe ergibt ſich allein aus der Art der Begründung des 
Verhältniſſes. Iſt dasſelbe Durch Abſchluß des pactum subjectionis®) ent— 
ſtanden, ſo iſt an ſich keine Pflicht dazu vorhanden, denn der subditus kann 
gezwungen werden, auch ohne Entgelt vom imperans öflentliche Nemter zu 
übernehmen; findet jih dagegen eine Befoldung, jo muß ein „bejonderer Ber: 
trag“ Pflicht und Größe der Leiſtung beſtimmen. Bei der Entſtehung durch 
Miethe oder Innominatkontrakt iſt durch die Natur des Vertrags die Exiſtenz 
der Pflicht, durch eine Vertragsklauſel deren Umfang beſtimmt. 

III. Was endlich die Beendigung des Verhältniſſes anlangt, ſo leitet 
Neumann aus dem Weſen der societas herilis ab, 1. daß die Beziehung 


J. J. Mosers, observationes practicae juris publici de jure stataum imperii circa 
suos consiliarios 1738, $ 6 angefüibrt: Eum juris tantum publici observationes de 
hac materia promiserimus, nihil nobis rei est cum quaestionibus de receptione, 
juramentis, salario, coereitione, dimissione etc, ministrorum atque consiliariorum 
ad jus privatum pertinentibus, 

„Neumann, Lib. II Tit. 1 $ 234 und Kreittmayr, Staatäreht S. 6. 

N Neumann,a. ca. D. $ 234 

RNeumann a. a. O. 8 346. 

%a.a. O. 8 305. 

5, jbid. $ 430 ut tueatur... de ipsa huius (herilis) societatis essentia est. 

9 a. a. d. S 444, 
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aufgehoben werden fann,') wenn beide Theile ibre Pflichten erfüllt haben, und 
2. daß fie nicht blos durch den Tod des Dieners, ſondern auch durch den des 
Fürſten ihre Yöfung findet. ?) 

Das BVerdienit Neumanns iſt es, ein Prinzip aufgeitellt zu baben, 
aus dem ſich Necht und Pflicht des Diener und zum Theil auch die Auf: 
— des Verhältniſſes herleiten läßt; ob das richtige Prinzip, iſt eine andere 

rage. 

Beſonders aber liegt darin ein Fortſchritt, Daß er es vermieden hat, für 
den Dienjt des Unterthanen neben der Untertbaneneigenjchaft noch einen weiteren 
Bertrag zur Basis zu nehmen, wodurch die ſchon vorhandene Pflicht zur Be: 
fleidung öffentlicher Nemter gleichſam noch einmal begründet würde. Nur 
jpricht ſih Neumann nicht darüber aus, wie, d. h. durch welchen Nechtsaft 
die virtuelle Verpflichtung des Untertbanen in aftive Dienjtleiftung überge: 
leitet twird. 


IV. Die Entwidlungsperiode von 1750—1780. 


S11. 


In den drei Jahrzehnten von 1750--1780 iſt für Die Weiterführung 
der Theorie von der rechtlichen Natur des Staatsdienits direkt jehr wenig 
geicheben, obgleich in diefer Zeit zwei Männer, wie Joh. Jak. Mojer und 
Joh. Stephan Pütter, als berühmte Staatsrechtsiehrer tbätig waren 

Die institutiones juris publiei von Pütter (Frankfurt 1772) geben 
überhaupt feinen Auffchluß über die rechtlichen Verhältniſſe der landesherrlichen 
Bedienten, jondern handeln nur von der Einrichtung des Gejchäftsdienftes im 
Staate und den Arten desjelben, alſo vom Aemterrecht (8 120 ff.) 

Auch J. I. Mofer thut der Frage in feinem „neuen teutjchen Staats: 
recht” feiner Erwähnung; man fönnte glauben, daß er vielleicht in dem Ab— 
Ichnitt „von der Yandeshoheit in Anfebung der Untertbanen Perſonen und 
Vermögen“ ?) dem Geift der Zeit entiprechend die Führung von öffentlichen 
Aemtern als Bürgerrecht erklärte, der Umstand aber, daß Moier in dem 
Titel „von der Yandeshobeit in Regierungsiachen überhaupt“ (1772) in $51 
„den Austritt ohne jegliche Urſach“ für zuläſſig erklärt, läßt vermuthen, bob 
Mofer einen Zwang zur Staatsämterverwaltung nicht anerkannt bat. 

In welchem Lichte die Behandlung dieſer Frage überhaupt betrachtet 
wurde, zeigen am beiten die Worte von Kreittmayr in feinen Anmerkungen 
über den codex Maximilianeus:*) „Gleichwie übrigens bei jeder Promotion 
zwijchen promoventem et promotum ein wahrer Kontrakt vorgehet, jo Dis: 
putiven zwar die authores, was es für ein Kontrakt ſeye . . ., es iſt aber 
unnötiger Schulſtreit, denn es kommt eirca jura et obligationes zwiſchen 
Herrn und Dienern nicht darauf an, wie man den Beſtellungskontrakt nennt, 
ſondern wie er an ſich it und was er ex verbis vel mente contrahentium 
mit jich bringt.“ 

Nichtsdeitoweniger finden ſich bei ihm und noch einigen Rechtsgelehrten 
wenigitens Andeutungen über unjere Frage. 


Neumann, 1. ec. lib. III Tit. 20. 

?, jbid, ib. III Tit. 20 $ 499. 

Erſchienen 1773. 

* treittmayr, adnot. ad Cod Max. Bav. Civ. Theil V cap. 24 $ 4. 
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So betont zunächſt Ulrich von Cramer!) die allgemeine Vertragsnatur, 
er jpricht von einer conventio cum offieiali inita; an einer anderen Stelle 
jagt er von der Begründung „circa collationem offieii occurrit principis 
et ministri mutuus consensus“. ”) 

Friedrich Manzel ) dagegen hebt bervor, daß die Bekleidung von Staats: 
ämtern allgemeine Bürgerpflicht jei, er kommt zu diefem Sage, indem er eine 
gejegliche Beitimmung des lübiſchen Rechts, wonach der zum Nath oder Bür— 
germeijter Erforene die Wahl „bei Berluft der Stadtwohnung und zehen Marf 
löttigen Goldes“ annehmen muß, als Regel dahin verallgemeinert, dab „ipse 
cives ad otficia sive tutelaria sive alia cogendi obnoxii /sint) ex praevio 
eontraetu*, mworunter er den VBürgervertrag veriteht. 

Auch Kreittmayr tritt im jeinem Grundriß des Staatsrechts (S 11) für 
die Zwangätheorie ein; den Nechtsgrund dafür gibt er in den Anmerkungen 
zum Codex Maximilianeus eivilis*) an. „Yandesfinder und Unterthanen wären 
zwar auch wider ihren Willen vermöge der ex nexu civilis societatis flüſſender 
Obligation zu dienen ſchuldig“, die hypothetiſche Form des Satzes zeigt aber 
ihon, daß dies Kreittmayr nicht Für das der Wirklichkeit Entiprechende 
hält, darum fügt er bei: „beim heutigen großen Weberfluß der Leute aber 
pflegt man ad officia publiea niemand mehr zu zwingen“, es iſt alfo auch 
von Seite des Yandesfindes die Uebernahme eines Amtes ein Akt der Frei— 
willigfeit, daraus erflärt fich, daß er in der oben angeführten Stelle?) die 
Kontraftsgrundlage vertritt. Nur bei der Frage, ob die Nefignation des Dieners 
unbedingt zuläſſig fei, läßt er den jtaatlichen Zwang wieder durchbliden, wenn 
er jagt: 9) „von Yandesfindern nimmt man auch Die Nefignation dergeftalt 
nicht an, als wann joldye ex causa saltem aequali und mit gebührender 
submission gejucht wird. “ 

Als einen Anhänger von Kreß endlich befimdet fih David Strube,') 
indem er den landesberrlichen Bedienten für einen locator operarum erklärt. 

Nach Ddiefen wenigen Angaben fünnte man der Anficht fein, als hätte die 
NRechtswilienichaft in den genannten 30 Jahren überhaupt ihre Augen von 
dem Verhältniß „zwiichen Fürſt und Diener“®; abgewandt. In Wirklichkeit 
aber war dieje Zeit eine Zeit der Stoffiammlung für neue Theorien, aljo 
wenn nicht Direkt, jo doch mittelbar für Die Förderung unferer Frage thätig. 
Es trat nämlich jenes Problem wieder in den Vordergrund, von welchem die 
wiſſenſchaftliche Behandlung des Staatsdienitverhältniiies überhaupt ausgegangen 
war; nad) den Worten Strubens lautet e8: „Sit der Yandesherr befugt, 
ohne erhebliche Urjachen feinen Bedienten den Abjchied zu geben ?* 


!, Cramer, Opuseuloram Tomus IV, Marburg 1756 Op. 21 8 6. 

?; Gramer, Observationum juris universi et Praxi recentiori supremorum imperii 
trıbunalium haustarum Tom, II. pars II, Weglar 1761. Tbi. 628. 

2) unsch de coactione ad munera et oflicia publica, speeiatim juxta jus Lu- 
becense ($ 8 Tımd 8 aus dem J. 1757. 

"de a Anm. über den cod. Max. civ. Theil V cap. 24 $ 3 

>) Siehe oben S. 598 Anm. 4. 

»Kreittmayr, Anm ad Cod. Max. V cap, 24 $ 15. 

’;, Etrube, rechtliche Bedenken, III. „ Theil, 2. Aufl. 77, Nummer 144, 

) Die Schrift „Der Herr und der Diener“, geichildert mit patriotiicher Freiheit von 
Friedrich Karl von Mojer, Frankfurt 1750, ijt politischer Natur; unſere Frage it nicht 
berührt und die ©. 421 von dem Berfafjer in Aussicht geitellte Abhandlung von den Necdten 
und Pflichten der Herren und Diener, welche ſich an die erite anichließen jollte, it nicht 
erichienen. 
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Daß diefe Frage wieder Gegenjtand lebhaften Streites wurde, erflärt ein 
Blick auf die Staatsverfaffung jener Tage. Die Jahre von 1750—1780 
repräfentiren in der Staatengejchichte Deutſchlands die Zeit des aufgeklärten 
Abjolutismus. Die Macht der Yandjtände war in Dejterreih, Preußen umd 
Bavern gebrochen, die Staatsgejebgebung und Staatsverwaltung fonjolidirte 
fih in der Hand des Herrichers. Dazu bedurfte e8 aber vor Allem der fräf- 
tigen Unterjtügung tüchtiger Beamten. Wie für deren Heranbildung die Ein: 
führung des Prüfungswejens, die genaue Feititellung der Amtspflichten in 
Suftruftionen und Beitallungen, und die Kontrole des Gejchäftsdienjtes notb- 
twendige VBorausfegungen waren, jo bing es von der Entjcheidung der oben 
aufgeworfenen Frage ab, ob den deutjchen Territorien ein berufsmäßiges 
Beamtentbum bejchieden fein follte oder nicht; ein berufsmäßiges Beamtenthum 
ift aber vorhanden, wenn der Beamte nicht blos jeine ganze Perjönlichkeit, 
jondern die ganze Yebensthätigfeit dem Wohle des Staates widmet. 

Sollte ein Beamtenjtand ins Leben treten, jo mußte jene Frage verneint 
werden und an die Stelle des Prinzips adminiftrativer Willfür der Grundjaß 
lebenslänglicher Anftellung treten, denn nur der Schuß vor Willkür und Yaune 
fonnte den Einzelnen veranlajien, fich unter Verzicht auf jede andere Erwerbs: 
quelle in den Dienjt der Landesverwaltung zu jtellen. 

Die Macht der Thatſachen alfo hat das Problem von der Entfernbarfeit 
der Landesherrlichen Bedienten wieder zum Objekt eines wiljenschaftlichen Kampfes 
gemacht. Wir legen biemit diefe Controverſe furz dar. 

Kreittmayr!) it ein Vertreter der älteren Anficht, daß nämlich der 
Herrichaft eine dimissio honesta im Gegenjaß zu einer Amtsentjegung unbe: 
dingt freifteht, „ohne daß fie dem Diener die Urfache zu jagen jchuldig it.“ 
Er folgt darin Böhmer: „alle offieia ſowohl perpetua al® temporalia 
ungeacht diejelben simplieiter oder indefinite verliben jeynd, (haben) naturam 
precari an ſich und jeynd dem deutjchen Sprüchwort nady?) feine Ehen, 
joferne nicht pacta vel capitulationes etwas anderes bejtimmen“. 

Strube jchlieft fih an Kreittmayr an, indem er darauf hinweiſt, daß 
„locationes gemeiniglich nicht auf Lebenszeit geſchehen, daher jolches keineswegs 
zu vermutben jey“. ®) 

Nicht minder tritt Mofer*) für das unbedingte Rücktrittsrecht des Fürjten 
ein, muß aber zugleich zugefteben, daß die Praxis des Neichsfammergerichts 
und des Neichshofratbs eine andere ſei. Er erwäbnt, daß ein brandenburgijch: 
onolzbachischer Hofregierungs= und Juſtizrath 1760 wegen Nichtannahme eines 
Duells vom Markgrafen juspendirt und dann feiner Dienjte entlajjen wurde. 
Ein Rejfript des Neichshofratbs habe dagegen ausgeführt, „Daß des Herrn 
Markgrafen decreta suspensionis et remotionis mit denen Nechten feineswegs 
bejteben“, und Wiedereiniegung in den vorigen Stand befohlen, während bisher 
in jolchen Fällen nur wegen rüdjtändigen Soldes ein unbedingtes Exekutiv— 
mandat ergangen jet. 

Darin iſt alſo ausgeſprochen, daß eine vorläufige Enthebung vom Amte, 
wie eine Entlafjung aus dem Dienfte nur bei einer binreihenden Ur: 
jache rechtlich ſtatthaft jei. 

RKreittmayr, Anm. ad Cod. Max. T. V, c. 24 $ 15. 

?) „Herrendienite find feine Ehen‘, d. b. die Löjung derjelben ift nicht beichräntt , wie 
die der Ehen, ſiehe Kreß, diss, de jure ofliciorum etc. cap. VII $ 7. 

3) Strube, rechtliche Bedenken. Theil III Nr. 144. 

Moſer, Landeshoheit in Regierungsiahen überhaupt. $ 51. 
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Dieſen Umſchwung in der Rechtsſprechung hatte vorzüglich die umfaſſende 
literariſche Thätigkeit des Reichskammergerichtsaſſeſſors Joh. Ulrich von 
Cramer bewirkt; er übte auf die Jurisdiktion dieſes Gerichtshofs einen maß— 
gebenden Einfluß aus 

Hatte Cramer noch in opusculum 21") eine dimissio d. h. eine Ent: 
laſſung, welche nicht Folge eines Delikts iſt und daher nach allgemeiner An—⸗ 
ſicht im freien Ermeſſen des Herrn ſteht, für zuläſſig erklärt, und nur im Falle, 
daß ein Sold rüdjtändig war, ein mandatum sine elausula de residuo 
solvendo ertbeilt, jo behauptete er ſchon drei Jahre jpäter?) — das zu Grunde 
liegende Urtheil ift aus dem Jahre 1759 —, daß jede Entlaffung, die nicht 
eine justa causa hinter ſich babe, unitatthaft jet, indem er den Sa aus: 
iprach „simplex dimissio otficialis tam ignominiosaestquam 
formaliscassatio.“ Daraus it erſich tlich, daß er das Hauptargument 
für die Richtigkeit ſeiner Anſicht, wie einſt Klock und ſeine Anhänger, nicht 
aus dem rechtlichen Charakter des Dienſtverhältniſſes entnimmt, ſondern auf 
die Behauptung ſtützt, daß jede grundloſe Entlaſſung eine Verletzung der Ehre 
des Dieners enthalte. Die rechtliche Natur des Verhältniſſes ruft er erſt im 
zweiter Yinie zu Hilfe, indem er ausführt, daß die Uebertragung Des Amtes 
durch einen mutuus consensus erfolge, ein Vertrag aber von feinem Kontra= 
henten ohne Willen des anderen „verlegt“ d. b. aufgehoben werden fünne. So 
kommt es, daß er alle Aemter, welche nicht auf beitimmte Zeit verliehen find, 
als auf Dauer übertragen erflärt, alſo auch die ad beneplacitum anver- 
tranten, und, weil er dimissio und remotio in der Wirkung volllommen gleich: 
jtellt, macht er die Forderung geltend, daß alle Aemter non sine causae 
cognitione d. h. nicht ohne richterliches Urtbeil nee absque justa 
cansa entzogen werden fünnten,?) denn einen Meenjchen obne Grund zu 
„beichimpfen”, jtehe nicht in der Willfür des Herrn.*) 

Mojerund Strube nehmen gegen diefe Behauptung Stellung. Mofer?) 
erflärt kurz: „Cramer bat auszuführen gejucht simplicem dimissionem 
officialis tam ignominiosam esse quam formalem cassationem, welches ich 
aber nicht zu behaupten wüßte.” Strube®) wendet ſich gegen das argu- 
mentum ab ignominia ductum, es erweiſe nichts, weil es zu viel erweiſe, 
„denn Die ignominia, welche einem ſolchen Bedienten widerfährt, it nicht 
größer als diejenige, jo ein domestique erdultet, dem aufgejagt wird, oder 
einem Wechtsgelebrten und Arzt, an deſſen Statt man einen anderen gebraucht, 
weil jolches allemal eine Unzufriedenbeit mit jemandes Dienften zu erkennen 
gibt und ihm öfters ſehr Ichädlich ift. Dennoch kann er es nicht verhindern. 
Denn dadurch wird nur die existimatio intensiva, oder die gute Meynung 
welche andere von ihm haben, gemindert, die niemand ex jure perfecto 
fordern und fich im Gericht darüber beichweren kann, daß fie ibm entzogen 
werde.“ Strube wiederholt alfo die Worte Böhmers, daß durch eine ein— 
fache Entlaſſung wohl die regulae honesti, aber nicht die regulae justi ver: 


) Cramer, Opusenlorum Tom. IV. 1756. 

?) Cramer, Observationum Tom. Il. pars Il. 1761, Obs. 628. 

) Cramer, Observationum Tom. III. Obs. 824 und „Weplariihe Nebenitunden“ 
1764 Theil 38 Wr. 5 und Theil 79 Wr. 7. 

9 Eramer, „Wetzlariſche Nebenſtunden“ Theil 38 Wr. 5. 

J. J. Moſer, „von der Fandeshobeit in Regierungsjadyen überhaupt“ 1772 III. $ 35. 

s, Strube, rechtlihe Bedenfen a. a. O. 
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legt werden; ein Necht auf Ehre gibt es nicht, alfo auch feine darauf bezüg— 
liche Nechtöverlegung. — 

Wir müſſen noch fonftatiren, daß in der Gerichtspraris nach Vorgang 
des R.:8.:G. die Anjicht Cramer's den Sieg davon trug; nur der 
Neihshofrath neigte zur älteren Theorie. Es iſt aber nicht unfere Aufgabe, 
die fammergerichtliche und hofrätbliche Nechtsiprechung nach diefer Richtung hin 
zu unterjuchen. Eine Ueberſicht der diesbezüglichen Nechtsfälle geben Schlözer's 
Staatsanzeigen, Heft 29 Jahrgang 1785, S. 18, 43 und befonders ©. 52 — 64 
für das MNeichsfammergericht;") für die Jurisdiftion Des RHR. iſt eine 
Sammlung der Entjcheidungen enthalten in dem Buche von Nieffel „der 
Neichshofratbh in Juſtiz, Gnaden und anderen Saden“ 1791. Darnach iſt, 
wie ein Aufſatz „über merfwürdige Neichshofratbserfenntnijje* im Staatsarchiv 
von Häberlim*) mittheilt, das Prinzip des R-H.-R. gewejen, daß der Herr 
jeinen Diener immer, jedoch sine allegatione causae, entlajjen fann; 
jobald aber eine Urfache gegen den Diener oder feine Dienjte angeführt werde, 
müſſe eine causae cognitio vorhergeben, d. h. ein ordnungsmäßiges rechtliches 
Verfahren. Wo dies nicht beachtet wird, rejtituirt der R.=H.:R.?) 

Um ar Mitte der achtziger Jahre ungefähr war aljo die Kontroverje zu 
jur communis opinio doctorum erhoben. 

Der Wiſſenſchaft konnte es aber nicht genügen, den Beweis für die Richtig: 
feit diefer Anficht allein darin zu finden, daß die Ehre des Dieners durch 
eine willfürliche Entlafjung geichmälert werde; die Behauptung, daß Suspenfion 
und emotion des Dieners nur aus einem gerechten Grunde und nur 
duch richterliches Urtheil ausgefprochen werden könne, mußte auch eine 
rechtliche Motivirung erhalten. 

Mit dieſem Bedürfniß verband ſich aber zugleich die Nothwendigfeit, 
jene Aufjtellung von Neumann und Wolff, welde das Dienjtverhältnig 
der landesherrlihen Beamten unter das genus der herilis societas jtellte, 
als umrichtig darzulegen. Es galt eine Anficht zu verdrängen, welche zwiſchen 
den Brivatdienern des Herrichers und jeinen Gehilfen bei der Ausführung der 
öffentlichen Gejchäfte feinen rechtlichen Unterjchied zu finden wußte und eben 
darum noch in einer vollfommen privatrehtlidhen Auffafjung diejes 
Dienjtverhältnijjes befangen war. 

Das wiljenjchaftliche Nüftzeug zu diefem Kriege gegen Neumann lieferte 
die Staatslehre von 3. I. Rouſſeau, welche mittlerweile in Deutjchland 
Eingang gefunden hatte. Sie enthielt einen jo eminenten Fortſchritt in der 
Erfenntniß des Staatswejens, daß fich Die Ueberzeugung von der Unrichtig- 
feit der Theorie Neumann’s Bahn brechen mußte. Rouſſeau gab der 
rechtlichen Stellung des Herrichers eine ganz andere Erklärung. 

Seine Fundamentalfäge find folgende: Durdy den Bürgervertrag entjteht 
die von dem Willen der Einzelnen verjchiedene volonte generale; dieſe ift 


) Vergl. auh B. W. Pfeiffer, praktiihe Ausführungen aus allen Theilen der Rechts— 
wilienichaft Bd. 1, 1825, ©. 288. Dazwiſchen finden jidh auch kammergerichtliche Urtheile, 
welche nicht der Anficht Cramer's beipflichten; vergl. Seuffert, Bon dem Verhältniß 
des Staats und der Diener des Staats 1793 $ 83 und Häberlin, Staatsardiv Bd. 5 
S. 231. 

2), Häberlin, Staatdarhiv Bd. 10 ©. 319. 

9) Siehe darüber Häberlin' & nen Bd. 10 ©. 321 Anm. Bd. 12 ©. 189. 

ı), Schulze, deutiches Staatsrecht 1. 312. 
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der Souverän, weil fie der Wille des Volkes als Geſammtheit ift. Der „all: 
gemeine Wille“ verfolgt nur die Förderung der „allgemeinen Wohlfahrt“,") 
nicht ein Sonderinterejie, denn der Staatszweck ijt das gemeine Wohl. Da: 
mit die Glücjeligkeit der Bürger, der Staatszwed, erreicht werde, ſetzt das 
Volk einen „Regenten“ ein, al® simple officier du souverain; jein „Amt“ 
it es, dem öffentlichen Wohl zu dienen. 

Demgemäß erjcheint der Yandesherr als jolcher nicht mehr als der Groß: 
grundbejiger und Batrimonialberr, als PBrivatrehtsjubjeft von Land 
und Leuten; durch das Hervortreten des Staatözweds wurde man vielmehr 
gewöhnt, an dem „Negenten” jeine Eigenjchaft als Brivatmann und als üffent- 
liche Berjönlichkeit rechtlich auseinanderzubalten und damit auch einen Unter: 
Ichied zu machen zwijchen ministri publiei und privati. 

Sp war der Wiſſenſchaft eine doppelte Anfgabe gejtellt, einmal, die 
Lehre Gramersrehtlich zu begründen, und dann, die Bergleihung 
mit der herilis societas aus der Welt zu Schaffen Der Verjuch, 
dieſe Aufgabe zu löjen, trat äußerlich zumächit in jener Theorie auf, welche 
das Verhältniß zwilchen Fürjt und Diener als zur Gattung der unbenannten 
Berträge gehörig bezeichnet. 


V. Contractus innominatus. 


$ 12. Weſtphal. 


Den Innominatfontraft hatte jchon Neumann bemügt zur Kon: 
itruftion des Dienjtverbältnijjes für den Fall, daß das Mequivalent der Dienjte 
nicht in Geld beiteht. Nun wird er angewendet, um die Parallelifirung der 
Beamten mit den Dienjtboten, welche der Dienitmiethevertrag nahe gelegt 
hatte, fern zu halten. 

Derjenige Schriftiteller, welcher die Benügung des unbenannten Vertrages 
in dieſer Wichtung einleitet, iſt Weſtphal.“ Er hat nicht das Bedenken 
Böhmer’s, es möchte fich mit einer folchen Konjtruftion die offenbare „Un: 
gleichheit der Kontrahenten“ nicht vereinigen laſſen, er erflärt vielmehr, daß bier 
ein „wahrer Sontraft“ vorliege und, wenn man ihm einen römiſchen 
Namen geben wolle, jo ſei e8 eben der contractus innominatus,. 

Kur joweit iſt Weſtphal für die Löjung der angebenen Doppelauf: 
gabe thätig, er befeitigt den Dienitmiethevertrag. Nicht aber geht er dazu über, 
die Berpetuitätstheorie von Cramer zu rechtfertigen, im Gegentheil er vertheidigt 
die Anſicht Böhmer's, insbejondere betont er, daß von Seite des Ange: 
jtellten fein rechtlicher Hinderungsgrund für eine freie Bethätigung des Ent: 
laſſungsrechtes bejtehe, wohl aber — und bier macht ſich der Einfluß 
Rouſſeau's bemerflihd — fünne der Fürſt bei einem ganz willfürlichen Bor: 
geben binfichtlich der Entlafjung die Pflichten verlegen, die er feinem Yande 
Ichuldig jei. Dies erklärt jich eben daraus, daß Weſtphal im Landesherrn 
nur den vom jouveränen Volke beauftragten ‚Führer der Yandesverwaltung er: 
blickt. Dem Lande, führt Weitphal aus, iſt der Regent verpflichtet, die 
Bedienungen mit reiferen, geprüften umd tüchtigen Perſonen zu bejegen. Diefer 
Pflicht wird offenbar zumidergehandelt, wenn der Regent nur nad) Laune 
bei der Entlafjung verjährt. 


iJ Geyer, Geichichte und Syitem der Rechtsphiloſophie 1863 ©. 47 und 48. 
Y Meitphal, „deutiches Staatsrecht“ 1784, Abhandlung 19. 
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Der Fortichritt, welcher in dieſer Begründung enthalten tt, fommt am 
ichärfjten in dem Schlußpaſſus der Abhandlung Weſtphals zum Ausdruck, 
wo e3 heißt „aljo iſt hier auf Negierungspflichten und Staats flugbeit en 
Nüdficht zu nehmen, als auf die Brivatgrımdjäge vom Vertrag.” Dieſe 
Worte zeigen eben das Auffeimen des Gedanfens an, daß das Mefen der 
Nechtsitellung des „Landesherrlichen Bedienten“ im enger Verbindung mit dem 
Staatszwed, mit dem öffentlichen Intereſſe gebracht werden muß, daß dasielbe 
nicht allein privatrechtlicher, ſondern aud ſtaatsrechtlicher Be— 
urtheilung zu unterwerfen ift. 


$ 13. Auctor voti. 


Sm Jahre 1785 erichien in Schlözer’s Staatsanzeigen (Heft 29) 
folgender Aufſatz: „Votum über die Frage, ob und inwiefern ein princeps 
berechtigt jei, jeine Diener zu dDimittiren oder einen in officio publico jtehenden 
officialem jeines Dienſtes zu entſetzen.“ 

Der anonyme Berfajler diefer Abhandlung, zıtirt als auctor voti, hat 
nun micht blos die Untbunlichkeit der Anwendung des Begriffes herilis societas 
auf das Dienjtverbältnig der landesherrlichen Diener eingehend nachgewieſen, 
ſondern auch die Eramer’fche Yehre von der Perpetuität der Nemterverleibung 
zu rechtfertigen gelucht. 

Damit er aber dies konnte, mußte er geradezu verleugnen, daß das Ant 
eine Staatliche Inftitution tft, eine pars sollieitudinis principalis, wie Böhmer 
jagt; feine Theorie entbehrt jeglicher Einwirkung des „Staatlichen Intereſſes“, 
fie erreicht den Höhepunkt privatrehlidher Auffaſſung des Staats: 
dienſtverhältniſſes, obgleich gerade in Diefem Auflage zuerjt der Ausdruck 
„Staatsdiener” ') an Stelle des „landesherrlichen Bedienten“ tritt, und zwar 
it es folgende Auslaſſung, in welcher jich die rein privatrechtliche Anfchanung 
bekundet: „Sch behanpte bei allen indefinite ertheilten Dientitellen in 
eivitate (aliud enim in societate herili et domestica) einen contractum 
perpetuum reciprocum et jus quaesitum mnilateraliter irrevocabile‘ 
(S. 33). 

Hiermit it das Schlagwort gefallen, welches lange Zeit die Theorie vom 
Staatsdienfte beberrichte: Der Staatsdiener bat em Jus quaesitum am 
Amt, ein mwohlerworbenes Privatrecht auf Beibehaltung der Amtsführung, 
Das Amt it ein Bermögensrecht des Dieners, das, einmal erworben, wie 
andere VBermögensrechte, in der Vermögensmaſſe des Staatödieners fortdauert 
und nur bei Borhandenjein einer hinlänglichen Urjache und allein Durch richter: 
liches Urtheil gleichlam erproprürt werden fan. 

Einleitend bemerkt der auctor voti, daß er dem Dienftverhältniß die 
Natur eines precarium zuvörderſt abjchneiden muß, weil er, wie Wolff, 
in der „Dienjtannahme in perpetuum“ die Negel und in der Verleihung ad 
beneplacitum oder ad certos annos nur die Ausnahme erfennt.?) Anderer: 
jeit3 fmüpft er aber an Böhmer an, wenn er erklärt, daß für die officiales 
honoratiores publiei die Auffafjung ihrer rechtlichen Stellung als „einfache 
locatio conductio“ erniedrigend jei, denn fie leiften non corpore Dienite 
und ihre operae jeien aestimabiles. Um aber doch einen Vertrag mit gegen: 
feitiger Obligirung aufrecht zu erhalten, nimmt er einen unbenannten Vertrag 





!) auetor voti, ©. 11 „Statö:PDiener.” 
, Schlözer, Staatöanzeigen Heft 29 ©, 9. 
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zu Hilfe nach den Worten Böhmer's:') ad contractum innominatum 
eonfugiunt, utpote qui toties obtinet, quoties contractns certus designari 
nequit.“ 

Demjelben Gedanken, wie die Verwerfung der Analogie der Dienftmietbe, 
entjpringt die Verdammung des Neumann’jchen Satzes, daß das Verhält— 
niß jeinem Inhalte nad) eine societas herilis jei: „jehr niederträchtig be 
handelt man die officiales publicos als den imperantem jelbjten, wenn 
man . . . fein Bedenken trägt, von privaten und öfonomijchen Gejellichaften 
auf den Staat zu ſchließen“ (S. 10). 

Dadurch, daß der Verfaſſer des Votums eine Vergleichung mit dem 
„domestique* (S. 17) als entehrend gerade für den otficialis publieus 
binftellt, hat er jchon verbüllt eine Scheidung zwiſchen den Privatdienern des 
Fürjten und den öffentlichen Dienern vorgenommen, die er zunächſt äußerlich 
in der Weiſe hervortreten läßt, daß er als der Erſte in der Yiteratur dem 
offieialis publieus den Namen „Staatsdiener“ beilegt. Er fpricht demzu— 
folge vom Berhältni des „Staatsdieners" zum „Fürſten“. Allein auch der 
„Fürſt“ iſt ihm nicht mehr der dominus terrae d. bh. dasjenige Nechtsfub- 
jeft, welches das Herrichaftsrecht über Yand und Leute als ein ihm gehöriges 
Privatvermögensrecht übt, alfo in ſeinem Intereſſe, Jondern der „Regent“, 
welcher al3 simple officier du souverain mit der Förderung des Geſammt— 
intereſſes beauftragt it. 

Dies ergibt fich aus den Ausführungen, durch welche er materiell die 
Verwerfung der herilis societas und die Scheidung zwiichen Staatsdienern 
und Privatdienern des Fürſten begründet: 

„Es ift ein bimmelgroßer Unterichied inter societatem herilem, 
et civilem seu eivitatem: der scopus von beiden ift jujt inversus et con- 
trarius. In jener ift der herus, das bonum patrisfamilias der 
einzige mwejentlihe Zwed, worauf alle Handlungen der Untergebenen ges 
richtet jein müſſen; es iſt alſo das bonum heri das prineipium juris socialis 
oeconomiei: inbürgerlihen Gejelljchaften verhält es ſich ganz anders; 
der Zweck davon iſt nicht die felicitas principis, wiewohl dieje eben— 
falls erzielt wird, jondern seo pus primarius et essentialis est bonum 
et felicitas civium, qui unice ex scopo felicitatis suae obtinendae 
commune quoddam Imperium super se agnoverunt. Das prineipium 
juris socialis eivilis sive juris publici universi ijt demnach jowohl bei 
dem summo imperante als bei den Untergebenen: fac ea quae scopo 
eivitatis conveniunt oder dirige actiones tuas ad obtinendam ceivi- 
tatis securitatem. Dann ubi adest securitas tam interna tam externa, 
ibi etiam habetur felieitas. Der imperans hat feine andere Jura 
majestatica als nur jene, welche ex jure dirigendi actiones aliorum ad 
hune eivitatis finem coneipienda sunt“ (©. 10 und 11). 

Wenn man beim auetor voti eben diefen Schlußpaſſus lieit: „Der Herricher 
des Staates hat feine anderen Hobeitsrechte als die, welche ſich aus dem 
Rechte ergeben, die Handlungen Anderer nach dem Staatszwed zu lenfen“, 
jo jollte man meinen, der „Berfajler” würde zu dem Gedanken vordringen, 
daß in Folge diefes Umſtandes der Negent das Recht, die Beamten zu ent— 
lajien, welches er, wenn man die Staatsdiener den Dienjtboten gleichitellt, 
unbefchränft wie ein Brivatrecht nah Willfür üben kann, nur üben darf 


1) Böhmer, diss. de jure prineipis in dimittendis ministris cap. II. 15. 
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als ein Hoheitsrecht, d. b. nach der Beantwortung der Frage, ob ein 
ferneres Berbleiben des betreffenden Staatsdienerd im Amte dem Staats 
zwed, dem gemeinen Wohl entjpreche oder nicht. 

Allein joweit geht der auctor voti nicht, er will mit dem Hinweis auf 
Die veränderte Stellung des Fürften nur die Ungereimtheit einer Annahme 
der societas herilis fir das Staatsdienftverhältniß darlegen; was die Ent: 
laſſung anlangt, jo will er ja vielmehr die Beichränfungen, welche Cramer 
dem Fürſten binfichtlich der Yölung der Beziehung zum Staatsdiener aufer: 
legt, aus einem Prinzipe rechtfertigen. Wir gehen alfo auf diejen zweiten 
Theil des Aufiages über. 

Der auctor voti jchreibt dem Staatsdiener — dies ijt jein Prinzip — 
ein jus quaesitum, ein Privatrecht an dem Amte zu. Dasjelbe beruht auf 
einem nexus pactitius eivilis perpetuus imperantem inter et otficiales 
indefinite assumtos, Diejes „dauernde jtaatsbürgerliche Band“ zwischen dem 
Herricher und den auf unbegrenzte Zeit angenommenen Staatädienern ift die 
rechtliche Folge eines Bertragsabichluffes. Der Vertrag, welcher diejen Effekt 
bat, ift das paetum unionis et subjeetionis, der Staatsgeiellichaftsvertrag, 
der contrat social. Während in der societas herilis alles auf das bonum 
heri abzwedt, aljo der Hausfnecht fich jederzeitige Entlaſſung gefallen laſſen 
muß, gilt in dem durch das pactum subjeetionis gegründeten Staat, daß 
der Fürſt der Bürger wegen vorhanden ift und nicht die Bürger des Fürſten 
wegen. In Folge deſſen, alſo wegen des zwiichen dem Fürjten und Staats: 
bürger beſtehenden perpetuus nexus eivilis, darf der Unterthan vom 
Negenten nicht ohne Grund aus dem Lande getrieben werden; ergo fann der 
Fürſt auch feinem Bürger fein erlerntes Metier ohne Grund nehmen. Die 
officiales nun find pars populi;') der Staatsdiener iſt ein Bürger, welcher 
als Meetier die Amtsverwaltung hat, alſo kann der Fürſt nicht sine justa 
causa dem Staatsdiener das Amt wegnehmen, diefer hat vielmehr zufolge des 
nexus perpetuus ein dauerndes, d. i. einfeitig ummiderrufliches, wohlerworbenes 
Necht auf das Amt. Was der Verfafler des Aufjages des näheren unter 
einem jus quaesitum verjteht, erklärt er nicht. Dies hat erjt ein fpäterer 
Schriftſteller Malacord, flargelegt. 

Das Hereinziehen des nexus subjectionis eivilis regulariter perpetuus 
benüßt der auctor voti auch noch dazu, dem Staatsdiener die Verzichtleiitung 
auf das Amt abzuerfennen. Nur wenn es Gejeh oder Gewohnheit erlaubt 
oder wenn es ausdrüdlich in pacto primaevo, d. h. in dem Staatögejellichafts- 
vertrag vorbehalten ift, darf der Bürger nach Belieben auswandern; in der 
Regel aber ijt der nexus paetitius zwiſchen Fürſt und Unterthan ein dauernder, 
aljo darf der Bürger das Land nicht nad Willkür verlaſſen und folglich auch 
nicht jein Amt. — 

So treffend der Verfaſſer des Botums den Unterfchied zwiichen der recht: 
lichen Stellung des Staatsdieners und dem Bedienten eines Privatmannes 
Dargeitellt hat, jo wenig überzeugend find jeine Folgerungen aus dem contrat 
social, mit welchen er die Nichtigkeit des Sabes beweifen will, daß für die 
Lebenslänglichkeit des Dienjtverhältnijjes oder, was dasjelbe ift, für ein jus 
quaesitum des Beamten auf jeine Stelle die a... Ipreche. 

Das eritere zeigt Jich befonders an dem FFortjchritt, welchen der auctor 
voti ; gegenüber Neumann bimfichtlich der Frage macht, ob der Negierungs- 


) auetor voti, Seite 14. 
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nachfolger gebunden jei, die unter jeinem Vorgänger aufgenommenen Staats: 
diener zu behalten, mit anderen Worten, ob in dem Tode des Regenten ein 
rund für die Beendigung des Dienftverhältnilies liege. Neumann?!) näm— 
lich it, wie alle anderen Schriftjteller vor ihm,?) der Anficht, daß für den 
Nachfolger nur dann eine Verpflichtung beiteht, den Diener zu bebalten, wenn 
er zugleich der Erbe des Vorgängers it, denn der heres muß facta defuneti 
praestare. Der auctor voti Dagegen macht den richtigen Unterſchied, welcher 
in diejer Beziehung zwijchen den Staatsdienern und den für die Berjon des 
Fürſten bejtellten Dienern Pla greift: „Der successor iſt gebunden ad 
officiales haud dimittendos, weil Dienftaufnahmen unftreitig ad facta 
regiminis gehören, ea autem, quae facit antecessor qua princeps, 
servare debet succrssor ex jure publico‘“; aber die homines mere 
privati in ordine ad civitatem, d. h. diejenigen ministri, qui ad pom- 
pam tantum habentur, „fann der successor wol abjchaffen, dann jie find 
dem Stat wol entbehrlih“ (S. 17). 

An die Beantwortung Ddiefer Frage knüpft der „Verfaller des Votums“ 
noch eine Bemerkung, in welcher der Schwache Keim des Gedankens rubt, 
durch dejien Entwidlung die ganze Theorie vom unentziehbbaren Recht 
des Staatsdieners auf jeine Stellung umgejtoßen werden follte. Der „Ber: 
faſſer“ des Aufſatzes fühlt ſich nämlich von dem Reſultate nicht jo ganz 
befriedigt, daß der successor imperii die vorhandenen Staatsdiener von jeinem 
Vorgänger ohne freie Wahl gleihjam mitübernehmen muß. Es will darum 
dem Nachfolger die Möglichkeit geben, wenigjtens die aktive Dienſtleiſtung des 
ihm nicht genehmen, von feinem Vorgänger angenommenen Dieners zu jiltiren, 
und jagt daher, daß derjelbe den Diener „aus der activitas offieii, aus dem 
wirklichen Dienjte entlaſſen“ fünne, wenn er ihn an Ehre und Einkommen 
„ſchadlos“ halte (S. 22), und als Grund dafür gibt er an, daß der con- 
tractus mit dem Staatsdiener „specialem fiduciam et industriam supponens‘ 
jei, d. h. ein bejonderes Vertrauen des Herrn zu dem Diener und eine 
beiondere Gejchilichkeit des Dieners unterjtelle.. Wie dann das Verhältniß 
zwiichen dem vom wirklichen Dienjte entbundenen Diener, der noch Gebalt 
fortbezieht, und dem Fürſten zu erklären jei, erfahren wir nicht; joviel geht 
aber aus dieſem Verſuch hervor, daß er eine Härte des Prinzips von jus 
quaesitum für den Fall des Negentenwechjels mildern will. Darin, daß der 
„Verfajier“ den Fortbezug des Gehaltes als eine „Schadloshaltung“, alfo 
als eine neue Obligation an Stelle der alten zur Bezahlung der Bejoldung 
hinjtellt, jchließt er fih an Böhmer an, welcher davon jpricht, daß unter 
beitimmmten VBorausfeßungen der Diener bei jeiner Entlafjung „indemnis“*) 
gehalten werden müſſe. — 

Die in dem eben behandelten votum niedergelegten Anfichten wurden noch 
erläutert und ergänzt von Runde in demjelben Heft der Schlözer’ichen 
Staatsanzeigen.*) 

Es ift ung bisher jchon öfters begegnet, daß dem Fürſten das Necht zu 
beliebiger Entlafjung zuerfannt wurde, weil dem Diener zweifelsohne die 
Befugniß zu unbeſchränkter Reſignation zuſtehe. Dies iſt z. B. die Beweis— 


9 Neu mann, Medit. Tit. 20, Nr. 499. 

Ich führe den bedeutendjten an, Böhmer, diss. eit. cap. II. 

s, j. oben $ 7, Seite 591 Anm. 3. 

4 Schlözer, Staatsanzeigen Heft 29 Jahrgang 1785, ©. 43—43: „Zuſätze zur Ab— 
bandlung über die Abdankung der Dienerichaft.” 
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führung von Mevius und jeinen Anhängern. Generalifirt lautet der Sa, 
daß bei allen durch Vertrag begründeten Berbältniien in Bezug auf die Löſung 
des Vertrags jura debent esse réciproca. In Folge diefer Reziprozität der 
Nechte des Dieners und Fürſten beweiſt Mevius, daß der Fürſt willfürlic 
dimittiren fann, weil der Diener willkürlich rejigniren könne,) und Leyſer 
andererjeits, daß der Diener nicht nach freiem Belieben abdanfen kann, weil 
auch der Fürſt ihm nicht nach Yaune das Ant wegnehmen dürfe.) Der auctor 
voti dagegen hat eine jolche Beweisführung vermieden; nicht weil er dem 
Fürſten das Recht, vom VBertrage zurücdzutreten, abipricht, nimmt er Diele 
Befugniß auch dem Diener, jondern weil er das eine wie das andere für 
unvereinbar mit Dem nexus perpetuus zwiichen Negent und Untertban bält. 

Daran fnüpft nun Runde erläuternd an, daß bei einem Verhältnis, 
twie dem Des Megenten zum ZStaatsdiener iiberhaupt feine jolche Reziproz ität 
der Rechte jtattfinden könne, alſo die Negel jara debent esse rec — nicht 
ohne Ausnahmen ſei. Der Grund dieſer Exzeptionen liegt nach Runde in 
dem „perſönlichen Verhältniß“ der beiden kontrahirenden Theile oder 
in dem „Gegenitand ihrer Einwilligung“.) Er jagt: Die Verträge zwischen 
Herr und Untertban ſind von bejonderer Natur; jeder nicht [eibeigene Unter: 
than iſt nach deuticher Verfaſſung berechtigt, jobald er will, aus Dem Yande 
zu zieben und dadurch ſich jeiner Untertbanenpflichten zu entledigen, aber deß— 
halb it der Yandesherr noch nicht befugt, jeden Untertban nach Willkür aus 
dem Yande zu treiben. Der Negent bat Das Necht die Regierung niederzu: 
legen und dadurch von jeinen Pflichten ſich zu befreien, die er als Negent 
jenen Unterthanen aus dem Vertrage (pactum subjeetionis) jchuldig war, 
aber deßwegen find die Untertbanen nicht befugt, nach Willkür ihrem bisberigen 
Herren den Öehoriam aufzufündigen. Aus diefen Beiipielen fünnen wir abnebmen, 
daß Runde auch den Vertrag zwiichen dem Fürſten umd dem Staatödiener 
unter. Die Verträge inter prineipem et subditum ftellt, daß er alfo jagen 
will, bier liege ein privatrechtlicer V zertrag mit bejonders gearteten 
Kontrabenten vor. Der wahre Kern, welcher in diejer befonderen Hervor: 
bebung von „Verträgen zwijchen Herr und Unterthan“ Liegt, it der Umſtand, 
daß fich darin eine Ahnung von der weientlichen Beziehung bekundet, welce 
das Staatsdienftverbältnig zum Staate und zum Staatszwede bat. Die 
Erfenntniß dieſer Nelation war aber einer jpäteren Zeit vorbehalten. 

Runde nabm an der Theorie des auctor voti auch eine Ergänzung 
vor. Diejer hatte feine Yebre nur für die indetinite berufenen Staatsdiener 
aufgeitellt, worumnter er die nicht ad beneplacitam oder ad certos annos 
angejtellten verſtand.) Runde erklärt nun den Beiſatz „ad beneplacitum“ 
für eine nichtsfagende Kanzleiformel, für „nichts bedeutende Worte des Kanzlei: 
jtils", behanptet demnach, daß die auf Wohlgefallen angejtellten Diener dauernd 
angenommen ſeien: nach jeiner Meinung liegt alſo bei dem ad bereplaeitum 
berufenen Diener gerade das vor, was an ſich durch die Dinzufügung der 
Klauſel ad ee aus ichloffen werden ſoll, nämlich, daß der Beamte 
ein jus perpetuum auf das Amt bat. | 

Die von Hunde in Ddiefer Weile erweiterte Theorie vom Innominat— 
fontraft fand ihre vollitändige Annahme von Seiten Nönnebergs in jeinem 


5. oben $3 €. 581 3. 14 v. o. 

nf. oben $ 4, S. 582 3. 12 v. u. 

N Runde, a. a. O. S. 46. 

*) ſiehe diefen $, ©. 604 3. 26 v. o. 


nach deutſchem Staatsrecht. 609 


Buche „über D Dienjtentlaffung und Dienftauffündigung“ 1799 ©. 40, 27, 17.N 
Dieſer Juriſt Schreibt über die Entlafjung folgendes: Der Fürſt kann feinen 
Beamten eigemvillig von einem Amt entlafen, was er bis dahin zum wahren 
Wohl des Staates verwaltet bat, weil er biedurch nicht allein wider feine 
Prlicht, einen jeden Staatsgenofjen gegen willfürliche Behandlung zu ſchützen, 
den Beamten im Genuß der jich erworbenen Achtung und Ehre und feines 
Hausitandes fränft, jondern auch jelbit den Staat beeinträchtigt dadurch, 
daß er einen getreuen und vorzüglichen, nach feinen Talenten und Erfahrungen 
brauchbaren Beamten ſchuldlos entläßt und er nicht jelten einen minder brauch: 
baren auſtellt“ (S. 13). In der Hervorhebung, daß „auch“ das staatliche 
Intereſſe bei der Beendigung des Verhältniſſes in Betracht zu ziehen ift, zeigt 
jih mitten in der rein priatrechtlichen Auffaſſung das langjame Erwachen 
der Erkenntniß, daß das Staatsdienitverhältmig nicht zum Geringiten von 
jtaatsrechtlichen Geſichtspunkten beherrſcht wird. 

Viel deutlicher tritt dieſer Umſtand, wenn auch noch im Dienſte der Lehre 
vom jus quaesitum hervor in der Diyiertation von Sebaſtian Malacord 
„de publieis offielis absque justa causa eiusque legali cognitione non 
auferendis‘' Göttingen 1785, zu deren Behandlung wir jebt übergeben. 


VI. »rivilegium. 
8S 14. 


Malacord bat ein zweitaches VBerdienit, 
1. bat er aufgetlärt, welchen rechtlichen Inhalt der Satz bat, daß das 
Ant ein jus quaesitum Des Beamten bilde, 

2. bat er den Einfluß des jus pablieum auf die Beurtheilung des Staats: 

dienftverbältnifies prinzipieller ausgeiprochen. 

I. Die Ueberichrift zu S 7 der Dijfertation lautet: „collatio officii con- 
ventionem onerosam continet“, die Verleihung des Amtes entbält einen 
läſtigen Vertrag, d. b. einen Vertrag, durch welchen gegenfeitige Nechte und 
Pflichten entiteben; dann fährt Malacord fort: „obgleich der Privatmann 
durch Beförderung zu einem Amt vom Fürſten eine Wohlthat aus reiner 
Gnade empfängt, ſo wird nichtsdeſtoweniger zwiſchen beiden eben dadurch eine 
bilateralis conventio abgeſchloſſen oder, was dasſelbe iſt, der Private 
erhält ein privilegium onérosum“. Zweierlei iſt damit gejagt: 1. das Wer: 
hältniß entiteht durch einen Bertrag, 2. die Nechtswirfung dieſes Vertrages 
it, Daß ein Privatmann eine jubjektive Berechtigung erhält, welche ein Vor— 
recht, eine Begünitigung, eine Wohlthat, ein privilegium im jubjektiven Sinne 
des Wortes ilt. 

Die heutige Nechtsanfchauung erblidt in dieſem Nefultate einen Wider: 
ſpruch, denn nach moderner Anficht entiteht ein privileginm im jubjeftiven 
Sinne durch ein Privileg im objektiven Sinne des Wortes, durch eine lex in 
privum data, allgemeiner durch einen einjeitigen Staatsaft und nicht durch 
Bertrag.) Alſo ijt Die Meinung Malacords näher aufzuklären. 


'; Ebenio in dem „merfwirdigen Redtsautachten einer Juriſtenfakultät, die willfürliche 
Entlailung eines Staatsdieners betreffend”, enthalten im Waffenträger der Belege Nr. 4, 1801 
S. 8 78 bei. €. 15— 18. 

2, Brims, — 2. Aufl. Bd. L, S. 69 und 70: Laband, Staatsrecht des deut: 
ſchen Reigt Bd. II. 3. 
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Soviel ift jicher, daß er einen Vertrag zur Grundlage des Verhältniſſjes 
macht;') er jagt: „Die Beförderung zu einem Amt erfolgt durch eine Willens: 
übereinjtimmung beider Theile und zwar durch einen contractus bilateralis*. 
„Jedes Geichäft zielt auch grundjäglich in gleicher Weife auf den Nuten beider 
Theile ab, des Gebenden und des Empfangenden. Da der Fürſt Einem auf: 
erlegt, die Berwaltung beitimmter Staatsgeichäfte in jeinem Namen zu führen, 
und ihm einen bejtimmten Rang, bejtimmte Nechte und Vortheile (certum 
dignitatis gradum certaque jura et certa commodaı verjpricht, dieſer 
hingegen gelobt, die Geſchäfte fleißig und genau zu betreiben, ſo enthält die 
Verleihung eines Amtes im Sinne des Naturrechts einen wahren Kontrakt, weil 
ein gegenfeitiges angenommtenes Berjprechen vorliegt (compromissio acceptata)“ 
Ein precarium ijt diejer Vertrag nicht, denn concessiones, quae ex speciali 
gratia fiunt, d. h. Verleihungen, welche ibren äußeren Anlaß in einer 
befonderen Gnade haben,*) jind micht nothwendig verbunden mit der Eigen: 
ichaft eines precarium, d. b. das liberum jus revocandi iſt fein weientliches 
Merkmal des Bertrage, nicht einmal ein naturale negotii; vielmehr iſt der 
animus sese irrevocabiliter in concessione muneris obligandi und die 
intentio, ut is. eui oftieium collatum est, eodem pro omni vita sua 
fungatur, als naturale des Gejchäftes zu fetzen und zwar aus politiſchen 
Gründen; denn ſonſt würde der Beamte, die Sicherheit einer feſtgegründeten 
Öfonomilchen Stellung (vietus) juchend, jede Gelegenbeit zur Beſſerung jeiner 

Tage benügen und aus dem Dienfte jcheiden, jo daß der Staat in die prefäre 
Situation fommen fünnte, nicht die nötbige Zahl von Beamten zu baben. 
Aus alledem folgt: Wenn Die Bermutbung der Perpetnität ausgeſchloſſen jein 
joll, bedarf es eines ausdrüdlichen paetum precarü. 

Weil alfo die Präfumtion für die Danerbaftigfeit des Verhältniſſes ftreitet, 
jo nimmt Malacord, einen Schritt weitergebend, an, daß dieſer Vertrag 
ein privilegium fei. In der Zeit Malacords berrichte nämlich jene irrige 
Auffaſſung von der Entjtehung eines Privilegiums, welche den 
äußeren Anlaß zur Verleihung desjelben und den juriftiichen Grund des Privileg 
verwechielte, eine Auffaſſung, die jich bis auf den heutigen Tag fortgepflanzt 
bat in den Ausdrücken privilegium onerosum und gratuitum, conventionale 
und non conventionale; denn man untericheidet Die Privilegien noch heute 
darnad), ob der Verleihung eine vertragsmäßige Verpflichtung zur Verleihung 
voraufgegangen iſt oder nicht, und darnach, ob eine Gegenleiitung des Privi: 
legirten damit verbunden it oder nicht. Der juriſtiſche Entitehungsgrund ift 
in jedem der vier ‚Fälle der einfeitige, rechtswirkſame Ausipruch der Staats: 
gewalt. 

Die Privilegientbevrie jener Tage nun it bei Wejtphal?) näher aus: 
geführt. Dort beißt es: Jedes Privilegium, nicht blos das titulo oneroso 
erworbene, jondern auch das umſonſt und aus bloßer Gnade ertheilte, iſt ein 
privilegium conventionale. „Die Benennung alfo, wo man blos bei der 


', Malacord, diss, eit. $ 8 „pactum‘; 3 24 „contractus cum oflciali initus‘, 

? Malacord ſagt darüber des Näberen: Daß fih in der llebertragung der Dienititelle 
eine Gnade ausipricht, wird gewöhnlich der Fall fein, indem auf Bitten das Amt verliehen 
wird; dieſe preces find dann der dußere Aulaß, die occasio negotii, nicht der Rechtsgrund 
des Geſchäftes, dies it der Vertrag und, was die Beziehung von Veranlafiung und Rechts 
arund angebt, jo gilt: „occasio ... . contractus naturam eius minime mutat*; vergl. auch 
$ 21 der Tifiertation. a 

», Meitphal, Teutiches Staatsrecht 1784, Abhandlung 18, $ 4 
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erſten Art der Erwerbung ein privilegium conventionale nennt, iſt ſehr um: 
ſchicklich“. So wird der den Herricher bindende Bertrag aus einer thatſäch— 
lichen und ummwejentlichen Vorausſetzung der Entitehung eines privilegium zu 
der rechtlichen und weſentlichen Vorausſetzung der Entſtehung eines ſolchen 
gemacht. „Ein jedes Privilegium iſt ein Vertrag zwiſchen dem Oberherrn 
und dem Privilegirten, denn jener verſpricht dabei und dieſer acceptirt“;!) 
alſo gilt für Privilegien auch der allgemeine Grundſatz des Vertragsrechtes 
pacta sunt servanda, fein Kontrahent darf eimjeitig zurücktreten; demzufolge 
it das Privileg umwiderruflich, „die Privilegien dürfen nur wegen böchit 
wichtiger und erwiejener Urſachen, des gemeinen Beten oder eines groben 
Mißbrauchs dem Jınpetranten wieder entzogen werden“ ;?) und in der Tha 
gilt nach gemeinem Recht, daß Privilegien nur zur Strafe genommen werden 
fünnen oder aus Gründen, welche überhaupt Eingriffe in das Privatrecht 
rechtfertigen, alfo aus Gründen des öffentlichen Wohls, wo aber eine Ent: 
ſchädigung gegeben werden muß.) 

Dieje Ausführungen von Weſtphal wendet Malacord auf das Beanten- 
verhältni an; er erflärt alfo dasjelbe für ein Privilegium. Der Gedanfe 
war infofern nicht neu, als bereits der früher genannte Leyſer“) angedeutet 
hat, daß es denkbar wäre, ein Privileg zur Bafis diefer Nechtsbeziehung zu 
nehmen; er jtand jogar auf dem richtigen Standpunkt, indem er das privi- 
legium im objeftiven Sinne in Gegeniag zum Vertrag jtellte. Die Nechts- 
wirkung it in beiden Fällen die gleiche: das Privileg begründet em 
wohlerworbenes Recht. Malacord nun geht von jeiner vertraglichen 
Grundlage aus. Er fagt: Eine lex naturalis bindet beide Theile, zu dem 
Vertrag zu ſtehen, den deeiicer, welcher dem subditus ein Amt iiberträgt, 
in gleicher Weiſe, wie den Yandeseimmohner, der gebalten iſt, das Amt zu 
verwalten. Naturale des Vertrags zwiſchen Serricher und Diener iſt der 
Charakter der Dauer. Es entjtebt alfo durch die Uebereinfunft für den 
Diener ein Necht auf dad Amt, welches, wie ein Privileg, nur aus 
bejtimmten Gründen entzogen werden kann. So it dieſes Recht 
eben ſelbſt ein Privilegium oder, weil jedes Privileg im objektiven Sinn 
ein jus quaesitum begründet, ein wohlerworbenes Net, ein Privat- 
recht des Dieners. Für wohlerworbene Rechte aber gelten folgende Säge: 
1. jie können nur ex Justa causa entrifjen werden, eine jolche liegt aber nur 
vor, wenn es die salus rei publicae verlangt; 2. Die Entreifung kann mur 
im Wege Rechtens, via juris, alfo mit der Möglichkeit für den Betroffenen, 
ſich zu vertheidigen, geicheben durch Urtheil eines collegium justitiae vel 
commissarii jurisperiti; 3. Schadloshaltung muß da eintreten, wo die Ent 
reißung nicht ob laesionem juris ex altera parte, d. b. wegen Pflichtver- 
letzung von Seite des Beamten erfolgt. Es find dies Fälle, in welchen das 
allgemeine Beſte die Entlaſſung fordert, die ausgleichende Gerechtigkeit Dagegen 
verlangt, ut subditus indemnis praestetur; übrigens, fügt Malacord bei, 
trete dieſe Erſcheinung mr ganz außerordentlicher Weile ein. 

Der leptgenannte Punkt ift nichts als die Ausdehnung eines jchon vom 
auctor voti?) ausgefprochenen Gedantens. Diefer hob hervor, daß der Thron- 








) Weſtphal a. a. O. 

» Weſtphal a. a. O. 8,6. 

Arudts, Pandekten S 57. 

Leyſer, ————— ad pandectas, spec. 62; ſ. oben $ 3 und 4. 
>, 5. oben 8 13. 
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folger die von feinem Vorgänger angenommenen Staatsdiener gegen Schadlos: 
haltung aus dem aktiven Dienſte entlajjen fann. Malacord faht diefen Fall 
nur anders auf, er läßt micht eine neue Obligation zur Entihädigung an 
Stelle der Pflicht zur Gehaltszahlung treten, jondern jeiner Anficht nad) dauert 
die erjte Pflicht fort, argumento: integrum quidem ipsi (imperanti) est 
eorum consilio uti, hine jure suo quidem, minime vero obligationi 
sune renuntiare. Da, wo die Entlaſſung nicht Folge des Negentenwechjels 
it, nimmt auch Malacord das Entitehen einer neuen Dbligation zur Ent: 
jchädigung des Diener (indemnis) an. — 

Die drei angegebenen Säße bilden den rechtlichen Inhalt eines jus quae- 
situm, aljo auch des Nechtes, welches der Diener an feiner amtlichen Stellung 
hat. Diefes Nefultat hat Malacord nod gegen etwaige Einwendungen zu 
deden, die ihm deßhalb Leicht gemacht werden Fünnten, weil er, wie viele jeiner 
Vorgänger, eine Pflicht der Unterthanen als folcher zur Führung ftaatlicher 
Aemter jtatuirt. 

1. Es fünnte ihm entgegengehalten werden, daß, wenn jchon der Unter: 
than als jolcher verpflichtet jei, feine Zuftimmung zur Uebertragung feine 
rechtliche Bedeutung mehr habe, alſo fein Bertrag im Nechtsfinne vorliege. 
Malacord ammortet darauf, der Fall des Zwanges trete nur jelten en, 
nämlich nur, wo es die äußerjte Noth fordere, erit dann entipreche er der 
salus publica, erjt dann jei er 5 ferner vertheidigt ſich Malacord 
mit dem von uns bereits in $ 4 a. E. angedeuteten Satze, daß der Zwang 
die Zuftimmung nicht ausſchließe,) denn jtilljchweigend habe er im pactum 
subjeetionis zugeftimmt, mit omnibus suis facultatibus zur Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt beizutragen. 


2. Ein anderer Einwurf lautet, es jei unter diefer Vorausfeßung umer: 
flärlih, warum das Amt nur ex justa causa entzogen werden dürfe, denn 
aus der Zwangspflicht folge, daß vi subordinationis sine ulla contra- 
dietione dem Untherthanen die „Laſt“ abgenommen werden fünne. Dagegen 
läßt fih Malacord in ſehr bemerfenswerther Weife aus, indem er erklärt, 
dies wirde ungerecht jein, und hinzufügt, genau bejehen jei eine jolche Behaupt: 
ung nur ein apparatus verborum, welcher die arbitraria imperantis potestas 
vertbeidigen folle, d. b. die Dejpotie, während doch der Herricher ex salutis 
publicae rationibus ($ 1) jein Necht ausüben müſſe 

3. Auch das Bedenken, dat die Möglichkeit einer Nefignation des Diener 
ausgeichloflen jei, wenn eine Pflicht des Landeseinwohners zur Führung 
jtaatlicher Gejchäfte bejtehe, jucht er zu heben. Durch jede Entlafjung, jagt 
er, licet honesta dieatur, werde der gute Ruf des Dieners verlegt, Feines: 
wegs aber erfahre die Ehre des Negenten eine Schmälerung, wenn ein Diener 
austrete;’) wegen der Berjchiedenheit der Folgen fei daher auch die Entlafjungs- 
freiheit zu verjagen, die Nefignationsfreibeit zu gewähren; demnach ſei für den 
Regenten eine obligatio se aequum singulis subditis exhibendi begründet. 

So iſt Malacord der Erjte, welcher wenigſtens verfucht hat, es als logisch 
haltbar binzuftellen, daß ein und demjelben Nechtsgeichäfte ein gegenfäß- 
licher Rechtsgrund, wie es Vertragsfreibeit und Untertbanenpflicht find, 
unterliege. 


Malacord, diss. eit.: subditi licet coacti consensus necdum excluditur. 
9 Malacord, diss. $ 10 und 15, 
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II. &3 erübrigt noch zu erörtern, inwiefern Malacord die Einwirfung 
des ftaatlichen Intereſſes auf die rechtliche Stellung des Staatsdieners 
aus einem Nechtsprinzipe erflärt bat. 

Wir haben oben!) die Behauptung des auctor voti erwähnt, daß der 
Herricher des Staates feine anderen Hoheitsrechte habe, als die, welche ſich 
aus der Befugniß ergeben, die Handlungen Anderer nad dem Staatszwede zu 
fenfen; wir bemerften dazu, es wäre für den auctor voti die Folgerung nahe 
elegen, daß auch das Recht, die Staatsdiener anzuftellen und abzufegen, ein 
—* — Hoheitsrecht ſei, welches dem Staatszwecke gemäß gehandhabt werden müſſe. 
Dieſen Schluß zieht nun Malacord. Er erklärt das jus munerum et 
offieciorum, d. i. das Necht über die Aemter zu verfügen, aljo dasjelbe, was 
die Melteren mit dem „dominus otficiorum“ ausdrüdten, für ein „Majeſtäts— 
recht”, das vom Regeuten nicht im eigenen Namen, jondern im Namen des 
Staates (non suo, sed rei publicae nomine) und mit der Wirkung, als 
handelte der Staat jelbjt (ac si ipsa eivitas illud constituiset,’) ausgeübt 
werde und ferner nicht im eigenen Intereſſe des Regenten, jondern 
in Rüdjiht auf das Wohl der Geſam mtheit des Volkes, ex salutis 
publicae rationibus,?) denn für den Fürſten bejtehe eine obligatio ad salutem 
totius civitatis promovendam. 

Diefe Betonung des jtaatlichen Intereſſes und des Staatszweckes fommt 
ihm trefflich bei der Kritik jener Theorien zu Statten, welche dem Staatsdiener 
die Stellung eines locator operarum oder mandatarius zuſchreiben. Er 
jagt, der Endzwed des Staates ijt universorum et singulorum bonum atque 
salus eivium. „Diejer Staatözwed wird nicht bewahrt, wenn eine Privat: 
perjon als jolche oder als Vermietberin ihrer Arbeitskraft oder als Mandatarin 
zur Führung der öffentlichen Gejchäfte in der Weile ernannt wird, daß jie 
wie ein famulus domesticus jederzeit wieder entlaffen werden fann". Denn 
der Fürſt handelt bei Beitellung und Entlafjung des Dofgelindes (famulitium 
principis) als „privata persona“ und übt dabei nur ein „privatum oder 
arbitrarium jus" aus. 

Diefe Worte zufammengeitellt mit dem Sabe „jus majestaticum ex salutis 
publicae rationibus exercendum‘, berechtigen wohl zu der Erflärung: 
Malacord hat im Prinzip erkannt, daß das Staatsdienjtverbältnif 
nicht allein privatrechtlicher Natur iſt; denn wie kann der Gegen: 
ja von privatrechtlicher und jtaatsrechtlicher Befugniß treffender ausgedrückt 
werden, als mit dem Sabe, daß das eine Necht nach freiem Ermeſſen, das 
andere nur mit Nückjicht auf den Staatszweck geübt werden darf? 

Wenn Malacord das Prinzip in feiner Abhandlung nur wenig ver: 
werthet hat — 3. B. an der Stelle,) wo er .das VBorbandenjein einer justa 
causa für eine Vorausſetzung jeglicher Entlaſſung des Dieners erklärt, — fo hat 
dies jeinen rund darin, daß er eben im Banne feiner Zeit ſtand, welche aus 
praftifchen Rüdjichten die Theorie vom jus quaesitum und damit eine vorwiegend 
privatrechtliche Anjchauung des Verhältniſſes nicht aufgeben zu können glayıbte.?) 





5. oben & 18. 

ꝛ Malacord, diss. eit. $ 1 und 12. 

s2) Malacord, a. a. O. 8 1 und 11. 

9 ſ. dieſen $, ©. 612 3.14 v. u. 

5) Malacord hat einen Anhänger jeiner Frivilegiumstheorie gefunden in dem Vers 
faſſer des Schriftchens „Berfuch über die Frage, ob ein Herr jeinen verpflichteten Beamten 
ohne Urjache jeiner Dienste entjegen oder entlajien fönne* ‚von Nebmann), Regensburg, 1791. 
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Ganz dasjelbe gilt von den beiden Monographien, weldye, am Ende des 
18. Jahrhunderts erfcheinend, das Staatsdienftverhältniß nad) jeiner Begründung, 
feinem Inhalt und feiner Endigung von einem einheitlichen Prinzipe aus bis 
in das Einzelne zu erklären juchten. — 


VI. Der Staafsdienfiverfrag- 


$ 15. Der Anjtellungsvertrag I. M. Seufferts. 


Seuffert!) erflärt es für einen Grundjaß des allgemeinen Staatsrechts, 
daß jedes Staatsmitglied zum Dienfte des Staates volllommen ver: 
bunden ſei. Der Umfang diefer Verbindlichkeit, fährt er fort, fteht im gleichen 
Verhältniß mit den Bedürfniſſen des Staates. Die Bedürfnifje find zum Theil 
jo beichaffen, daß fie nicht Durch das Zuſammenwirken aller oder der meiſten 
einzelnen Kräfte der Staatsbürger befriedigt werden fünnen, fondern nur durch 
das Wirfen einer oder einiger Kräfte, umd zwar find dies ſolche Bedürfniſſe, 
welche mehr Aufwand von geistiger als fürperlicher Kraft zu ihrer Befrie— 
digung erfordern. In Folge deſſen find nur einer oder wur einige in dieſem 
„beionderen Staatsdienſte“ zu dienen ſchuldig, eben jener oder jene, 
welche das fragliche Bedürfniß zu befriedigen im Stande find, 

Seuffert gibt diefer Verpflichtung des Unterthanen eine doppelte Grund: 
lage; ſie iſt 

1. ein Ausfluß des dominium eminens des Staates im Falle der 

Kollifion mit dem Vortheil der Staatsangebörigen; 

2. die rechtliche Folge eines Vertragsabſchluſſes. 

1. Den erjten Sag begründet Seuffert folgendermaßen: 

Stoßen das Wohl des ganzen Staates und das Wohl des einzelnen 
Mitgliedes oder, was dasſelbe ift, das Bedürfniß des Ganzen und das Bedürf- 
niß des Einzelnen im Staate zufammen, jo gilt der Sab, daß das Wohl des 
Ganzen dem des Einzelnen vorgeht, der Einzelne muß fein Wohl für Alle 
opfern, insbejondere jein „Eigentbum“, d. h. der Staat kann über des 
Staatsbürger Eigenthum Disponiren, nicht blos über das an körperlichen 
Dingen, jondern auch über dasjenige, welches in bejonderen Eigenschaften des 
Geiſtes beſteht. 

In Natur und Weſen des körperlichen und geiſtigen Eigenthums liegt 
keine Verſchiedenheit, denn daß das körperliche Eigenthum mit äußerem Zwang 
entzogen werden kann, dagegen die Aufopferu ng und Benutzung des geijtigen 
Eigentbums ſich nicht erzwingen fäht, fondern nur eine Strafe für 
Nichterfüllung der Pflicht auferlegt werden kann, ändert nichts an der Ertitenz 
= Berbindlichfeit und dem gegemüberjtebenden unverjährbaren Rechte des 

taates. 

Aber jogleih gibt Seuffert auch zu, daß fich der Staat diefes Rechtes 
nicht bis auf den legten Punkt bedient, weil die Geiftesarbeit nicht erzwing— 
bar it und, wie er noch binzufegt, Staatsbürger nicht fehlen, welche frei— 
willig ibr Talent umd ihre Gefchieflichfeit aufopfern. 

Gegen den Einwand, daß, wenn nicht geübt, dieſes Necht auch nicht 
begründet jei, entgegnet Seuffert, es fomme bei einer Unterfuchung der recht: 


IM. Seuffert „Bom Verhältniß des Staats und der Diener des Staats gegen 
einander im rechtlichen sınd dolitiichen Verstand“, Würzburg 1798, ©. 9 fi. 
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lihen Natur der Verbindlichkeit zum Staatsdienft nicht darauf an, was 
der Staat wirklich thue, jondern was er zu thun berechtigt fei. 

Zum aftiven Dienjte nun werden die zum befonderen Staatsdienfte Fähigen- 
berufen. Dem Auf muß der Einzelne unbedingt folgen. 

Er „muß“, weil, wenn der Negent ruft, der Wille Aller ruft, und diefer 
ift für den Einzelnen Gejeg, dem er ald Staatsbürger zu folgen jchuldig tft. 

Er muß unbedingt folgen, d. h. nicht blos, wenn es feine fähigeren 
Subjefte gibt; nicht nur im äußerſten Notbfall, fondern jederzeit, fo oft der 
Ruf ergeht, ift eine Kolliiion vorhanden; denn, jagt Seuffert, würde man 
jene Einrede zulalien, jo fünnten die Bedürfnifie des Staates nicht befriedigt 
werden (S. 16) 

So erklärt ſich die erjte Behauptung Seufferts, daß die Verbindlich: 
feit des Staatsgliedes als jolchen zum befonderen Staatsdienfte ein Ausfluß 
de3 dominium eminens Des Negenten im Stollifionsfalle fei. 

2. Der zweite Grund der Verbindlichkeit zu dem gemeinfamen und zu dem 
bejonderen Staatsdienjte it der ausdrüdliche oder ftillfhweigende 
Bertrag, welchen jeder Einzelne mit dem Staate dahin eingeht, daß er 
ſich anheiſchig macht, fiir die gemeinfamen Vortbeile, welche der Staat gewährt, 
zur Erhaltung desselben nach Kräften mitzuwirken (S. 18). Die Erhaltung 
des Staates macht nicht blos die Wirkung der allgemeinen Kräfte nothiwendig, 
jondern auch die von befonderen. Wer dieje bejonderen Sträfte befist, muß 
„bejonderen Staatsdienit” leiſten. 

Aus dem Zwed und Grund des geleijteten Dienſtes folgt aber feines- 
wegs eine „bejondere Hauptverbindlichkeit“ des Staates gegen den Dienenden, 
denn der Endzweck der Dienftleiftung it das Wohl des Staates und der 
einzige Grund die Verbindlichkeit des Staatsmitgliedes zu "dienen 

In diefer Weiſe leitet Seuffert aus dem zweiten Nechtsgrunde, den er 
für die Prlicht des Unterthanen zum befonderen Staatsdienſte anführt, indirekt 
ab, daß die Bejoldung fein essentiale des Staatsdienjtes ilt. Deß— 
wegen unterläßt er es aber nicht, dieſes Recht des Staatsdieners juriſtiſch zu 
fonjtruiren. Er nennt es ein zufälliges Necht, weil es nur dann eintritt, 
wenn der Dienende bei dem befonderen Staatsdienjt einen Schaden in jeinem 
PBrivatwohl erlitten hat; alſo it es ein Recht auf Schadenerjaß, nicht 
auf ftandesgemäßen Unterhalt, eben weil es nur auf eine zufällige 
Borausjegung gegründet ift (S. 68). Vom Standpunkt des Staates aus be- 
zeichnet er die Prlicht zur Zahlung des Gehaltes demgemäß als Nebenver: 
bindlichfeit, womit er zum Ausdruck bringen will, daß es feine wejentliche 
Obligation iſt, d. b. fein wejentlicher Beſtandtheil des Staatsdienjtverhältnifjes. 

Someit bat Seuffert ein zweifaches Nejultat getvonnen: 

1, In abstraeto liegt die Verpflichtung des Staatsmitgliedes zum beſon— 
deren Staatsdienite begründet in dem dominium eminens des Staates und 
in dem Staatsgefellichaftsvertrag. 

2. Die rechtliche Bafis der Bejoldung it in abstracto die Verbindlichkeit 
de3 Staates, jene Bürger, welche ihm bejondere Dienjte leisten, dafür zu ents 
jchädigen, daß fie wegen der ihnen obliegenden Dienjte auf eine andere Art 
ihre Nahrung nicht eriwerben können (S. 32). 

Nun fragt Sich 

I. wie im einzelnen Fall, alfo in eonereto, die wirkliche Dienftleiftung 
herbeigeführt wird, und 

II. wie im gegebenen Falle die Verpflichtung zur Gchaltszahlung entjteht. 

40% 
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Il. Das erfte haben wir fchon oben erwähnt: es ergeht ein „Ruf“ des 
Negenten an Die, welche wirflich Dienite leiiten ſollen. Dieſe Erklärung 
würde an fich hinreichen. Aber Seuffert gibt diefem „Ruf“ eine bejondere 
rechtliche Gejtaltung, damit er bequem ein umentziehbbares Necht des Staats— 
dieners auf das Amt neben der Verbindlichkeit des Unterthanen als ſolchen 
zur Leiſtung bejonderer Dienfte behaupten Kann. 

Er nimmt folgenden rechtlichen Vorgang an (S. 25 u. 26). Der Staat 
„verlangt” von einem Staatsmitglied befondere Dienfte und „gibt“ ihm das 
Necht, diejelben zu leilten; das Staatsmitglied erklärt und „anerfennt” 
jeine Verbindlichkeit zu diefen befonderen Staatsdienjten und „verſpricht“ zur 
Erfüllung dieſer Verbindlichkeit die ihm eigenen Kräfte wirfen zu laſſen. 
Wechjeljeitige Nechte werden aufeinander „übertragen“ und wechſelſeitige 
Verbindlichkeiten werden „übernommen“; mithin liegt ein Vertrag vor. Es 
it der Anjtellungsvertrag, d. b. ein „Bertrag, vermöge deſſen 1. die 
Verbindlichkeit eines einzelnen Staatsmitgliedes, dem Staat zu dienen, durch 
Uebertragung eines Staatsamtes vom Staat beftimmt und 2. ihm 
ein Necht zu diefem Amt eingeräumt wird, dagegen von dem einzelnen Staats: 
mitglied 3. dieſe bejtimmte Verbindlichkeit anerfannt und 4 das Necht zu 
dem Amte angenommen wird.“ 

Diejer Vertrag iſt eine „VBertragsform für ſich“, ein contractus 
sui generis, der fich von allen übrigen Verträgen eben durch feine vier wejent: 
lichen Beftandtheile unterjcheibet. Seuffert will damit jagen, daß er Dielen 
Vertrag nicht unter eine der allgemeinen Kontralisformen des gemeinen römiſchen 
und deutſchen Privatrechts zu ſubſumiren vermag;! derjelbe bilde für ſich eine 
beſondere privatrechtliche Vertragsart deutſchen Urſprungs. 

Der Anſtellungsvertrag beſteht in der Uebertragung eines Amtes. Durch 
dieſelbe wird erſtens die ſchon beſtehende Verbindlichkeit des Staatsmitglie— 
des „beſtimmt“ d. h. ſie erhält einen konkreten Umfang, in welchen ſie durch 
die Thätigkeit des Staatsdieners verwirklicht werden ſoll; von Seite des 
Staatsdieners wird nicht erſt eine beſtimmte Verbindlichkeit übernommen, ſon— 
dern die beſondere Beſtimmtheit der ſchon beſtehenden „anerkannt“. Die an— 
dere Seite des Vertrages bildet die Schaffung eines Rechtes auf das Amt; 
der Staat „überträgt auf das einzelne Staatsmitglied ein Recht zum Amt“ 
(S. 27), macht aus der Verbindlichkeit zum beſonderen Staatsdienſt ein „Recht“ 
zum beſonderen Staatsdienſt, der Diener „acceptirt“ dieſes Recht, mit anderen 
Worten, es iſt für den Staatsbürger ein Recht auf Erfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit erzeugt, ein jus quaesitum auf ſeine Pflicht. 

So hat der „Ruf“, dem das Staatsmitglied als folches zu folgen gebun— 
den ift, die Geitalt eines Vertrags befommen, aber eben, weil der Ruf, alio 
eine einfeitige Handlung, ſchon den Effekt bätte, daß der Bürger feine Ber: 
bindlichfeit wirklich erfüllt, ift diefer Anjtelungsvertrag ein Zwangsvertrag, 
d. h. nur formell ein Bertrag, aber nicht materiell, denn die Zuſtimmung 
des Staatsmitgliedes iſt feine freie, alſo nicht von rechtlicher Wirffamteit. 

Das Wichttgfte an dieſem Anftellungsvertrag ift, daß dadurch ein Recht 
auf die Erfüllung der Pflicht erſt begründet wird, denn gerade dadurch ſoll 
ſich nach Seuffert (S. 22) der „beſondere Staatsdienſt“ von den „allge— 


 Seuffert, a. a. O. ©. 26: Einen Namen kann ich dieſem Vertrag nicht geben, 
aber ich denke, wenn alle Beſtandtheile desſelben ſich deutlich entwickeln laſſen, ſei ein be— 
ſonderer Name nicht nöthig.“ 
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meinen Staatsdienſten“ der Unterthanen unterſcheiden: die Erfüllung gemein— 
jamer Verbindlichkeiten gehöre unter die wohlerworbenen Rechte des Staats— 
bürgers, ſo habe jeder die Verbindlichkeit und das Recht Steuern zu geben; 
für die Erfüllung der beſonderen Dienſte aber ſei der Ruf des Staates Be— 
dingung; er ertheile dem Staatsbürger auch das Recht, dem Staat die be— 
ſonderen Dienſte zu leiſten. 

II. Weil die Beſoldung fein weſentlicher Theil des Rechtsverhältniſſes 
ist, jo entjteht das Necht darauf auch nicht Durch den Anjtellungsvertrag an 
ſich; es bedarf zu jeiner Entitehung eines bejfonderen Nechtsgrundes umd 
dDiefen legt Seuffert in einen dem Anjtellungsvertrag parallel gehenden 
Nebenvertrag, welcer im Zweifel als beigefügt fingirt werden darf (S. 32 
und 93). — 

Zwei Süße find jo gewonnen: 

1. Die Dienftleiftung des Staatsdieners hat ihren rechtlichen Grund in 
der Verbindlichkeit desjelben als Staatsmitglied, nicht in einer vertragsmäßigen 
Gegenleistung, oder was dasjelbe it, Entgeltlich£eit it dem Staatsdienſt 
nicht wejentlich. 


2. Der Staatsdiener leitet Dienjte für den Staatszwed, weil zur 
Befriedigung von Staatsbedürfnifien: „Das Necht, dem Staat bejondere Dienite . 
zu leiſten, . . . leidet feine Auslegung zum bloßen Privatvortheil des 
Staatsbeamten, fondern allein zum Wohl des Staats" (S. 112). 

Auf Grund dieſer beiden Theſen widerlegt Seuffert die bisherigen 
Theorien. 

Der Aımabme eines Mandats jteht der Umstand entgegen, daß die 
Dienſtleiſtung des Staatsdieners nicht auf freier Eimmwilligung, jondern auf der 
Staatsangebörigfeit beruht. Das precarium ijt nicht herbeizuzieben, weil 
aus der Natur des Anftellungsvertrages nicht als Negel folgt, daß der Fürſt 
dem Diener die Durch den Vertrag begründeten Nechte nady Willkür wieder 
entziehen fann. Gegen die Theorie der Dienjtmiethe und des unbe- 
nannten Vertrags ferner ſpricht die Thatjache, daß der Grund der Dienit: 
verbindlichfeit nicht die Gehaltsleiftung von Seiten des Staates ült. 

Näher it zu erwähnen, in welcher Weile Seuffert die Theorie Ma- 
lacord's widerlegt. Er schafft fich zu diefem Zwecke eine bejondere — wohl 
zu enge — Definition des Privilegiums; er veriteht nämlich darunter die Los— 
Iprechung des Staatsdieners von Pflichten, welche anderen Staatsbürgern durch 
gewiſſe Geſetze auferlegt werden. Die Einwände, welche er auf dieſe Erflär- 
ung bafirt, find folgende: 

1. Die Beioldung, welche allein zur Annahme eines Privilegiums Anz 
laß gegeben babe, jei nicht wejentlicher Beitandtheil des Staatsdienjtes. 

2. Das Necht, dem Staat befondere Dienjte zu leiſten, ſei fein Recht, 
von dejien Genuß man andere nicht Berechtigte ausſchließen dürfe, aljo fein 
Privileg. Hier nimmt Seuffert alfo an, daß die Losſprechung von Pflichten, 
welche der Gejammtheit auferlegt find, erfolgen könne durch Ertheilung von 
befonderen Rechten. Allein das Recht, welches dem Staatsdiener zugeiprochen 
wird, ijt fein jolches bejonderes Necht, das eine Ausnahme von allgemeinen 
Pflichten im fich faßt, der Diener wird nicht entbunden von gewiſſen 
Pflichten, jondern übernimmt die Erfüllung befonderer Pflichten. 

3. Aus der Natur eines Privilegiums laſſen ih Recht und Pflicht des 
Staatödieners nicht erklären. 
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4. Der Zwed des Rechtes, welches der Diener erhält, iſt nicht jein 
privates, jondern das öffentlihe Wohl. 

Wenn man die Kritik Seufferts an den bisherigen Theorien betrachtet 
und jieht, wie er feinen Vorgängern bauptjächlich entgegenhält, daß die Ver: 
bindlichfeit zum Staatsdienfte durch den Vertrag nur näher bejtimmt, nicht 
erit begründet werde, weil es ſchon die Pflicht des Staatsmitgliedes als ſolchen 
jei, dem Staate bejondere Dienjte zu leilten, jo drängt fich die Frage auf, 
wie vereinigt e8 Seuffert mit jener Theorie, wenn ein Ausländer in 
den Staatsdienjt tritt? Die Antivort darauf gibt der Sat: „Ein Ausländer, 
welcher in die Dienjte eines fremden Staates tritt, muß eber Bürger werden, 
als er Staatsbeamter wird“ (5. 28), d. b., die Ertbeilung des Birgerrechts 
geht der Anſtellung jtillfchweigend voran. — 

Nachdem Seuffert jo die Prinzipien feiner Anficht feitgeftellt und ver— 
theidigt hat, wendet er jie im Einzelnen an. 

In Bezug auf den Inhalt des Nechtsverbältnifjes betont er, was 
die weſenthichen Rechte und Pflichten anlangt, ihre Beziehung zum 
Staatszwed. So fagt er von dem Nechte, dem Staate bejondere Dienjte 
zu leiten: „Dieſes Necht leidet feine Auslegung zum bloßen Privatvortbeil des 
Staatsbeamten, jondern allein zum Wohle des Staats”; „der Diener des 
Staats iſt fein Eigenthümer feines Amtes, ſondern ein VBerwalter*.') Die 
Dienftleiitung it aber zugleich eine Pflicht; in dieſer Nichtung beißt es: 
„Der Diener hat die Pflicht, dem Hauptzwed des Staats gemäß zu 
handeln“. ?) 

Im Gegenfag dazu jchreibt Seuffert über das unweſentliche Recht 
auf Bejoldung, daß der Gehalt feiner Natur nach eine Entjchädigungsfumme, 
aljo zum Wohle des Dieners, nicht zu dem des Staates gegeben jet. ®) 
Er zieht daraus den Schluß: Der Diener kann auf Bejoldung verzichten, denn 
fie gründet fich auf ein Privatrecht, und Privatrechten kann der Regel nad 
entjagt werden. 

Hat Seuffert zur Beſtimmung des Inhaltes die eine Seite feines Prin- 
zips, daß der Staatsdienjt zur Erreichung des Staatszwedes geleiftet wird, 
benüßt, jo verwendet er zur Erklärung der Beendigungsarten des Dienit- 
verhältnifjes das Prinzip nach der Nichtung, daß die Dienjtleiftung ein ver: 
tragsmäßiges Recht und eine durch Vertrag beitimmte Pflicht des 
Staatsdieners jei, das Erjte hinfichtlich der Frage von der Entlaßbarfeit 
des Staatsdieners, das Zweite mit Rückſicht auf die Reſignation desjelben. 
Beides aber faßt Seuffert in einem Grundjaße zufammen, der folgender: 
maßen lautet: Wenn die Natur des Amtes, 3. B. ein vorübergehendes Ge: 
ſchäft (S. 24), oder ein Vertrag die Dauer des Dienjtes auf bejtimmte Zeit 
fejtiegt, jo bindet die Natur der Sache oder der Vertrag den Staat und feinen 
Diener; *) it aber das Ende des Staatsdienjtes nicht beftimmt, jo ijt die Be: 
endigung des Dienjtverbältniiies aus der Natur der Staatsdienjte umd 
aus der Natur des Anjtellungsvertrages zu erflären.°) 

Zunächſt erprobt er diefen Grundjag an der Frage, ob eine willfür: 
liche Entlaſſung zuläffig fei. Unter Entlafjung verjteht er „eine Handlung, 


) Seuffert, a. a. O. ©. 54, 133, 43, 112. 


) a. a. O. S. 109, 115. 

2) a. a. O. ©. 155, 9. 
Na. a. O. ©. 124 und 125, 
) a. a. O. ©. 135. 
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wodurd der Staat feinem Diener das von ihm bisher befleidete Amt gegen feinen 
Willen ohne vorhandenen oder doch nicht rechtlich unterfuchten Grund ſammt 
der von ihm bezogenen Dienjt-Beitallung (Bejoldung) abnimmt“ (S. 125). 
Wir jehen, Seuffert zieht das unweſentliche Recht der Bejoldung in den 
Begriff der Entlajjung berein, den er für die Löſung des Dienſtverhältniſſes 
an jich, d. h. ohne Rückſicht, ob Beſoldung ftattfindet oder nicht, hätte bilden 
jollen. Die Widerrechtlichfeitt der Entlaſſung in der von ihm gegebenen 
Umjchreibung leitet er nun im folgender Weiſe aus feinem Brinzipe ber: 
Durch den Anjtellungsvertrag erbält der Diener ein Necht auf das Amt und 
zwar ein „wohlerworbenes Necht,“ d. b. ein ſolches, welches der Staat 
feinem Staatsmitglied obne Grund zu entziehen befugt it (S. 130).') Alle 
Rechte nämlich, welche man fich durch einen bejonderen Vertrag erwirbt, jind 
fortdauernd und fünnen dem einen Theile von dem andern einjeitig nicht ent: 
zogen werden, wenn Dies nicht aus der Natur des Vertrags oder der erwor— 
benen Nechte und einer ausdrüdlichen Vertragsbejtimmung ſich ergibt. So 
fünnen bier, wenn das Amt fortdanernd it, alfo nicht blos vorübergehende 
Geichäfte übertragen find, auch die Nechte fortwähren, wie das Amt jelbit. 
„Vertragsmäßige Nechte, welche fortwähren fünnen, (währen) auch (fort), 
wenn nichts Anderes verabredet worden it“ (S. 133). Daher wäre die 
Entziehung des Rechtes auf das Amt durch „Entlafjung“, d. h. ohne einen 
rechtlich unterjuchten Grund und gegen den Willen des Beamten, eine wider: 
rechtliche Handlung. 

Allen Seuffert macht ſofort zwei Ausnahmen, wodurc er dem Negenten 
die Möglichkeit erhält, fich eines nicht genehmen Dieners zu entledigen. 

1. Wie Malacord folgert er aus dem Begriff des moblerworbenen 
Nechtes, daß der Diener im „Kollifionsfalle mit dem öffentlichen Wohle“ 
feine vertragsmäßig erworbenen Rechte gegen Entichädigung, mithin gegen 
Beibehaltung jeiner Ehre und feiner Bejoldung, aufzuopfern jchuldig ſei 
(S. 134). 

2, Die zweite Ausnahme gewinnt er Dadurch, daß er einen anderen 
Ausspruch Malacord's verallgemeinert. Diejer hat, wie früber erwähnt, 
dem Negierungsnachtolger das Necht eingeräumt, ohne jede weitere Voraus: 
ſetzung, alſo nicht blos im Falle, wo es das öffentliche Wohl verlangt, Die 
von jeinem Vorgänger angeltellten Beamten unter Belafjung von Titel umd 
Gehalt vom aktiven Dienite zu befreien. Seuffert erklärt nun allgemein, 
daß, „wenn dem Diener Ehre und Gehalt ungefränft belafien, aber 
von ihm fernerbin Feine Dienste gefordert werden, mehr der Begriff einer 
Befreiung von Dienften, als der Begriff einer Entlaſſung“?) vorliege, 
mitbin diefe Befreiung von aktiver Dienftleiftung unter Aufrechthaltung des 
Nechtes auf Titel und Bejoldung rechtlich jtatthaft ſei. Dieſer Fall, ſetzt 
Seuffert hinzu, untericheide fich von der „Entlaſſung“ im technischen Sinne 
durch feine Wirfung; bier werde dem Beamten der durch die „Entlaſſung“ 
verurjachte Schaden erjebt, während Dies bei der Entlafjung in der von ihm 
gebildeten befonderen Bedentung nicht eintrete. 

Dieje beiden Fälle haben das Gemeinjame, dab an dem Nechtsverhältniß, 
in t welchem der Staatsdiener fteht, eine Scheidung zwiſchen der Dienit- 


Y Seuffert, a a. O. ©. 145 „Es iſt ungerecht wohlerworbene Rechte einem 
Bürger des Staats zu entziehen, ohne ihm vorher den —— zu machen durch Urtheil und 
Recht.“ 

2) a. a. O. S. 121. 
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leitung und dem Recht auf Ehre und Gehalt binfichtlih ihrer Dauer 
vorgenommen wird. Die twirfliche Dienſtleiſtung kann aufhören, obne daß 
zugleich Dieje beiden Rechte zu Ende geben. Hiedurch ift unbewußt bereits 
die Yehre vom jus quaesitum auf das Amt, d. b. auf die wirkliche Dienit- 
leiſtung durchbrochen. Dies hervorzubeben iſt deßhalb von Belang, weil eben 
diefer Gedanke jpäter der Musgangspunft zur Vernichtung der Theorie 
vom unentziebbaren Recht des Dieners auf jein Amt wurde. Aus dem: 
jelben Grunde muß noch ein weiteres Argument, welches Seuffert für die 
Unzuläffigfeit der „Entlaſſung“ anführt, bier berührt werden. 

Seuffert jagt, die Widerrechtlichfeit der „Entlaflung‘ in dem von 
ihm aufgeftellten Sinne ergebe fich auch aus den Folgen einer derartigen 
Entfernung des Dieners;') einmal verliere der Diener jeine Reputation, Die 
der Staat ihm zu entziehen nicht berechtigt fei, und danıı büße er die Quelle 
für jeinen Nabrungserwerb ein. Seuffert jebt zum Beweis dafür einen Fall, 
der, nach jeiner Meinung eine Hypotheſe, von einem ſpäteren Schriftiteller als 
der Wahrheit entiprechend erfannt wurde; er juppenirt nämlich:*) Selbit 
wenn man nicht annimmt, daß der Staatsdiener ein Necht auf Beibehaltung 
des Amtes bat, jo tit es Doch ein Erfabrungsfaß, dat Jeder, welcher ein 
Amt erbält, der Negel nach darauf zählen kann und darf, daß er jein Amt, 
jo lange er lebt, behalten wird. Alſo ergibt fich aus der Entlaflung ein 
Schaden, auf deilen Abwendung der Diener des Staats cin vollfommenes 
Necht hat; und zwar ift dieſes Necht dann ein „Recht auf Entſchädig— 
ung, niht auf Beibehaltung des Amtes“ (S. 139). Seuffert 
fügt dann für jeinen Zweck noch binzu, daß dieſes Necht auf Entjchädigung in 
Zuſammenhalt mit der Beeinträchtigung der Ehre einen neuen Beweis 
für die Unwiderrruflichfeit des an dem Amte erworbenen Nechtes, alio 
für das Necht auf Beibehaltung des Amtes jelbjt liefere, 

Soweit find wir den Ausführungen Seuffert's über die Entlafjung 
gefolgt und haben gejehen, wie er nach diefer Seite das Recht auf die 
Dientleiftung betont. 

Im Gegeniag dazu ftellt er bei der Behandlung der Frage, ob es eine 
Nefignation von Seite des Dieners gebe, den Satz an die Spike: „Die 
Staatsdienjte find PBilichten (5. 155). 

Die Nefignation faßt Seuffert auf als „eine Handlung, vermöge 
welcher der Diener erklärt, daß er das ihm übertragene Amt nicht länger zu 
verwalten gemeint ſei.“) Der Begriff iſt alſo wetter, als der beute gebräuch— 
liche; wir veritehen darunter den Austritt des Staatsdienerd aus dem Staats- 
dienjt mit Aufhebung jeiner PBenfionsrechte in Folge eines freien, nicht von 
einer körperlichen oder geiftigen Gebrechlichfeit veranlaßten Willensentſchluſſes; 
nad) Seuffert gehören dagegen zur Nejignation auch die Fälle, wo der 
Diener wegen feiner Krankheit ꝛc. ausſcheidet. Es wird fich aber jogleich 
zeigen, daß auch Seuffert eine der heutigen Untericheidung entiprechende 
$ruppirung vornimmt. 

Seuffert behauptet, daß zu jeder Löſung des Dienjtverhältnifies auf 
Unregung des Dieners die Zuſtimmung des Regenten binzutreten müfje; er 
weicht alfo in diefer Beziehung von Malacord ab.) 





i) a. a. O. ©. 134. 
) a a. O. S. 138 u. 139. 
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Den Beweis führt Seuffert durch Anwendung feines oben erwähnten 
Prinzips, demzufolge im Falle, daß über das Ende des Staatsdienjtes nichts 
beſtimmt ift, die Beendigung des Dienftverbältniijes aus der Natur der Staats- 
dienite und aus der Natur des Anitellungsvertrages erklärt werden muß. 

1. Die Nichtigkeit der Behauptung folgt aus der Natur der Staats: 
dienste. Staatsdienite find feine Privilegien oder Wohlthaten, denen man 
beliebig entjagen könnte, jondern fie find Pflichten. In dem Willen des Obli- 
girten aber liegt es nicht, fich der ihm obliegenden Pflicht zu entjchlagen, 
alſo fann auf die Dienftleiftung von Seite des Dieners nicht verzichtet 
werden (5. 155). 

2. Die Notbiwendigkeit der Einwilligung des Herrfchers ergibt jich aus der 
Natur des Anftellungsvertrages. Im Weſen des Vertrags liegt, daß 
jedem Kontrahenten die einjeitige Aufhebung des Vertrags verboten ift (S. 154). 

Die Einwilligung des Negenten, führt Seuffert des Weiteren aus, 
ift zum Theil eine nothwendige; das ift der Fall, wenn der Beamte ein 
vollfommenes „Recht“ hat, feine Staatsdienfte niederzulegen, alfo bei Alter, 
Auswanderung u. j. mw., zum Theil ift fie eine freiwillige, was eben ein- 
tritt, wenn der Diener fein „Necht“ bat, feine Dientleiftung einzuftellen; bier 
erfolgt die Auflöfung aljo mutuo dissensu, Dies nur jind die Fälle, welche 
nach moderner Anschauung unter den Begriff der Nefignation gehören. 

Mir überjfehen noch einmal die Lehre Seuffert's. Er bat den richtigen 
Ausgangspunkt: Die Leitung von Staatsdienjten it zunächjt Verpflichtung. 
Dem Staatsdiener foll aber ein Necht auf die Dienjtleiftung erhalten werden; 
daher gebt Seuffert zur privatredhtlihen Vertragstheorie über, 
wornac fein Kontrabent ohne den Willen des anderen den Vertrag einjeitig 
aufheben darf.) Zur Bekräftigung diefes Sabes, alfo auch zum Beweiſe vom 
Vorhandenſein eines wohlerworbenen Nechtes auf das Amt geht Seuffert 
in der Unterordnung dejjen, was das Intereſſe des Staates for- 
dert, unter die privatrechtliche Vertragslehre foweit, daß er die in 
Deutfchland herrichende Negierungsform als Beweismittel heranzieht. Er 
jagt nämlich: Die Negierung der deutjchen Fürſtenthümer ijt feine deſpotiſche; 
aljo kann der höchiten Gewalt nichts eingeräumt jein, was nicht dem Wohle 
des Staat? gemäß ift; mit diejem verträgt fich feine Willfür, folglich auch 
feine Willfür in der Entlafjung der Staatsdiener! (S. 140 und 141.) Yäßt 
Nch er aus vorjtehendem Sabe ein Necht des Beamten auf jeinen Dienft 
ableiten? 

In diefer Weife verfennt Seuffert, was die Endigung des Staats 
dienjtes anlangt, ſowohl das Intereſſe des Staates, als das des Dieners. 
Durch die Aufhebung der Refignationsfreibeit wäre der Dienjt Sklaverei. Daß 
der Nuten des Staates Anderes verlangt, gibt Seuffert jelbft zu, weil er eine 


‚weitgehende Entlafjung unter Erhaltung der Ehren: und VBermögensanjprüche 


einführt. 
Bei der Betrachtung des Inhalts des Verhältnifies gönnt Seuffert 
dem Staatszmwed einen Einfluß, aber weiß ihm nicht anders zum Ausdrud 


n Edg. Löning, Lehrb. des deutſchen VBerwaltungsrechtes $ 23 ©. 113 N. 6 und 
825 S. 119 N. 3 jtellt die Behauptung auf, Seuffert jei e8, der zuerit eine öffentlich— 
rehtlihe Auffaſſung des Staatsdienitverhältnifies „durchgeführt“ habe, indem er dem 
Dienitvertrag öffentlichrechtlihen Charakter beilegte. Dies joll aus $ 15 der Seuffertichen 
Monographie abzunehmen jein. Allein dajelbjt ift nichts von einem „üffentlichrechtlichen 
Bertrag“ zu leien. Seuffert und jeine Zeit kennen nur Verträge des Privatreditö. 


urn 
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zu bringen, als daß er zwiſchen wohlerworbenen Rechten, alſo 
privatrechtlichen Befugniſſen, unterſcheidet, denen man entſagen kann, 
und ſolchen, auf welche man nicht verzichten darf. Das erſte Recht 
iſt das auf die Beſoldung, es iſt ein „wohlerworbenes Recht“ des Dieners, 
ein Privatrecht zum „Wohle des Dieners,“ das er jederzeit aufgeben fann.’) 
Das zweite Recht tit das Necht auf das Amt, es iſt ein „mwohleriworbenes 
Recht“,“) das „allein zum Wohle des Staates‘, nicht zum Privatvortheile 
des Tieners ausgelegt werden darf,?) auf das alfo nicht verzichtet werden 
fann (desbalb iſt die Nefignation des Diener von Sceuffert verworfen). 

Die Grundlagen der ganzen Konftruftion jelbit erregen aber prin— 
zipielle Bedenken. 

1. Seuffert erflärt es fir einen Grundſatz des allgemeinen Staats: 
rechts, daß jedes Staatsmitglied zum Dienit gegenüber dem Staat verpflichtet 
ſei. Jedes Syſtem eines allgemeinen Staatsrechts wird ſich an irgend eine 
pofitive Staatsgeftaltung anfchließen. Seuffert nun berüdjichtigt die deut— 
ſchen Zuſtände in Geſetzgebung und Nechtiprechung wir haben vorhin 
erwähnt, wie er die Negierungsform der deutichen Territorien als Argument 
benütt hat —; entipricht aber das Prinzip Senffert's der deutſchen Rechts: 
anſchaunng? Das dürfte zum Meindeften zu bezweifeln fein. Was Seuffert 
zu dieſem Prinzip veranlaßt hat, zeigt das Motto feines Buches; es iſt einer 
Nede Nobespierre's entnommen, die dieſer im franzöſiſchen National- 
fonvent am 23. April 1793 hielt: „les fonetions publiques, ne peuvent etre 
considerees comme des distinetions, ni comme des recompenses, mais 
comme des devoirs publies“, einem Ausſpruche, der jeinerjeitö wieder 
nur die Umschreibung des im franzöfiichen Geſetze v. 3.—22. Auguſt 1790 
enthaltenen Satzes tft: „chez un peuble libre servir l’etat est un 
devoir que tout citoyen est tenu de remplir“. 

2. Die Hinzufügung eines weiteren Bertrags, des Anftellungsvertrags, 
zu dem die Verbindlichkeit begründenden contrat social erjcheint als eine 
der Wahrheit wenig entiprechende Konitruftion. Der gefünjtelte Inhalt des— 
jelben und der Zwed jener Einfchiebung — nämlich dem Diener ein Recht 
auf das Amt zu verichaften — beitärfen in diejer Vermuthung. 

Dieſe Bedenken konnten aber den erjten Nachfolger Seuffert's nicht 
abhalten, ſich demfelben ohne wejentliche Modifikation anzufchließen ; - 
it Biibofi in feinem Handbuch der SKanzleipraris Th. I Hauptit. 
Abichn. 4. 1797. 

Erjt Franz Arnold von der Bede iſt es, dem jene beiden grund: 
jäßlichen Zweifel auffteigen und der deßhalb eine andere Baſis für das Staats- 
dienſtverhältniß jucht. 


$ 16. Der deutſchrechtliche Dienitvertrag von der Bedes. 


Bon der Bede?) jtellt an ein Prinzip zwei Anforderungen: 

1. Es muß wabr fein (Einleitung 5 17); 

2. Alle untergeordneten Sätze müſſen fich aus dem Prinzipe ableiten 
lajjen Einl, $ 29). 


)aa.D. S. 155 u, 99. 

a.a. O. ©. 130. 

Na. a. O. ©. 48. 

) Fr. A. von der Bede „von den Staatsämtern und Staatsdienern.“ Heilbronn 1797 
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Beides vermißt von der Bede an der Theorie von Seuffert. Zunächſt 
fucht er die Unwahrheit des Fundamentaljages darzuthun, auf welchem 
Seuffert jein Syſtem aufbaut. 

Nah Seuffert ift der eine Rechtsgrund der Verbindlichkeit des 
Staatsbürgers auch zum bejonderen Staatsdienjte der „Staatsvertrag". Dieſer 
Vertrag, durch welchen der Staat begründet ſein ſoll, iſt kein wirklicher, 
ſondern nur ein fingirter, alſo muß ſich, erklärt von der Becke, Diele Ber: 
bindlichteit „aus dem Begriff und Wejen des Staates“ ergeben. Der Staat 
iſt nach von der Becke „die Vereinigung aller Kräfte einer größeren Gejell: 
Ihaft im eine zum Zwecke des allgemeinen Beſten unter der Richtung einer 
oberſten Gewalt zu gebrauchende Kraft“. Die Ver bindlichfeit zu bejon: 
derem Staatsdienft ift darin nicht enthalten, denn eine ſolche müßte in den 
beionderen Verfaſſungen ausgeſprochen ſein und der Erfahrung 
nach ſind die Einzelnen entweder in keinem oder doch nur in wenigen Staaten 
verbunden, ein ihnen angetragenes Amt wirklich zu führen, höchſtens in kleinen 
Republiken. Alſo beweist v. d. Becke weniger aus dem „Begriff und Weſen 
des Staates,“ wie er meint,) ſondern vielmehr aus der Erfahrung zunächit, 
daß eine folche Berbindlichfeit des allgemeinen Staatörechts für die Mehrzahl 
der deutjchen Territorien nicht zutreffe, mit anderen Worten, v. d. Bede 
jtellt fi auf den Boden des pofitiven deutſchen Sta atsrechts und deut— 
ſcher Rechtsanſchauung. 

Zum Zweiten nimmt er als Argument auch den fingirten Staatsgeſell— 
ſchaftsvertrag auf. Im der Natur desſelben liegt, wie Seuffert richtig 
bemerkt, daß jeder Staatsbürger ſeine Kräfte zum Wohl des Ganzen wirken 
laſſen soll. Wer Die gemeinfchaftlichen Vortheile genießt, muß auch die gemein: 
Ihaftlichen Laften mittragen. Weil aber dieſe Pflicht, fährt v. d. Becke 
fort, allgemein oder gemeinschaftlich ift, fo iſt fie auch für Jeden 

gleich, aljo nicht unbegrenzt und unbedingt. Die Verbindlichfeit hört auf, 
Die Berbindlichfeit eines jeden Einzelnen zu fein, ſobald fie aufhört, die Ver: 
bindlichkeit Aller fein zu können: „nur das kann Verbindlichteit Aller ſein, 
was Verbindlichkeit eines jeden Einzelnen ſein kann“ (Einl. $ 23 und 24). 
Die modernen Staatsämter nun find der Erfahrung nad) a Art, daß Sie 
nicht Jeder führen kann; fie verlangen „Arbeiten Des Kopfes, nicht 
förperliche Verrichtungen“ (u $ 84). Eine Prlicht, diefelben zu übernehmen, 
fünnte nur aus einem Kollifions: oder Notbfall hergeleitet werden, denn die 
Verpflichtung aller Staatsbürger zu perfönlichen Diensten iſt eine gleiche Die 
Öffentlichen Aemter fünnen nur vom „Stand der Gelehrten“ verwaltet werden, 
welche fich „ausſchließlich anderer Beichäftigungen den Wiljenjchaften widmen“ 
($ 26 Eint.), aljo können die Staatsämter nach der Natur der Dinge 
feine gemeinschaftliche Laft aller Staatsbürger fein. Die 
Gelehrten aber haben zu perjönlichen Dienjten feine größere Verbindlichkeit, 
als alle übrigen Untertbanen ($ 27); e8 würde ihnen durch Zwang gegenüber 
den übrigen Bürgern nicht blos, jondern auch gegenüber ihren Standesgenoflen 
eine vorzügliche Yajt aufgebirdet. 

AS zweiten Rechtsgrund der Verbindlichkeit gibt Seuffert das 
Nothrecht, das dominium eminens des Staates an, Allein die Behauptung, 
dat in jedem Falle, wo eine Stelle zu befegen ift, ein Nothfall vorliege, läßt 


') Denn wie folat aus dem Staatäbegriff v. d. Beckes, daß darin die befondere Verbind— 
lichfeit zum befonderen Staatädienit nicht enthalten jei? Bede gibt darüber feinen Aufſchluß. 
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jich, jagt v. d. Bede, gegemüber der Thatfache nicht aufrecht erhalten, daß in 
Fällen, wo es hinreichend Inländer gibt, Ausländer zum Dienſte berufen 
werden. 


So fommt v. d. Bede zu dem Nejultate, daß auch obne die unbe: 
dingte Pflicht des Untertbanen zur Uebernabme von Memtern die Möglichkeit 
gegeben fein muß, die Bedürfniſſe des Staates zu befriedigen, und daß nicht 
bei jeder Belegung eines Amtes ein Notbfall vorliegt. 

Hierauf wendet ſich v. d. Bede zur Unterfuchung, ob, was bei einem 
wahren Brinzipe wirklich der Fall jein muß, aus dem Grundfaße Seuffert's 
auch alle Unterfäge fich ableiten laſſen. 

Er findet, daß ſchon der erite Unterfaß, den Seuffert aufitellt, nicht 
aus feinem Prinzip Deduzirt werden fann,') und damit berührt er das oben?) 
angedeutete zweite prinzipielle Bedenten Der Grundſatz iſt: jeder 
Staatsbürger muß dem Staate beſondere Dienſte leiſten, daraus folgt aber 
nicht: alſo geſchieht die Beſetzung der Aemter durch einen Vertrag (8 34). 
Er unterſucht nun dieſen Vertrag des Näheren. Bei Seuffert S. 26 heißt 
es:“) „Der Staat verlangt von einem Staatsmitglied beſondere Dienſte.“ Dieſes 
Verlangen iſt ein Befehlen und Gebieten, denn das Staatsmitglied iſt als 
ſolches ſchon verpflichtet; alſo bedarf es nicht der „Anerkennung“ der Verbind— 
lichkeit von Seite deſſen, an den der Befehl ergeht, denn die Anerkenntniß 
ſteht nicht in ſeinem freien Belieben. So ergibt ſich, weil „das Verlangen“ 
fein Offert und das „Anerkennen“ fein Accept iſt, daß nicht „wechſelſeitige“ 
Verbindlichkeiten „übernommen“ und „wechſelſeitige“ Nechte „übertragen“ 
werden; ) die Plicht des Staatsbürgers zum Dienſte bejteht vielmehr jchon, 
aljo auch bereits das Necht des Staats, den Dienjt zu fordern. Dazu fommt, 
daß die Verbindlichkeit zur Zahlung dev Beſoldung dem Berhältniß unweſent— 
(ih ift. Alſo überträgt der Staat — das iſt das einzig neue — nur ein 
Recht der Ausübung der Schon beitehenden Pflicht, und jo erflärt v. d. Bede, 
indem er die Annahme dieſes Nechts von Seite des Dieners unbeachtet Läßt, 
weil demſelben die Pflicht, auf welche ich diehes Recht bezieht, bereits obliegt: 
„Der Staat allein iſt — bei confequenter Durchführung des Seuffert: 
Ihen Prinzips — das bandelnde Subjeft und der Staatsbürger verhält 
ſich blos leitend' (v. d. Bede, Einl. 8 35), „mithin feblen die Beitandtheile 
eines Vertrags überhaupt umd noch vielmehr eines zweibändigen”; der Bor: 
gang, welchen Seuffert Anftellungsvertrag nennt, will v. d. Bede jagen, 
bat nur folgenden Inhalt: Der Staat „beitimmt“ Durch Uebertragung eines 
Amtes die Verbindlichkeit des Staatsbürger und dieſer erhält durch Die 
Uebertragung des Amtes zugleich ein Necht auf das Ant. 

Die Verwerfung des Seuffert’ichen Prinzips faßt v. d. Bede in den 
Sap”) zufammen: „Der Begriff des Staatsdieners iſt von dem eines 
Staatsbürgers ganz unabhängig”; damit hat ſich v. d. Bede aber 
in die Nothwendigfeit verfeßt, neue Grumdfteine für den Aufbau des Staats: 
dienſtverhältniſſes zu ſuchen. 


28 d. Becke, a. a. ©. Einl. $ 29. 

S. oben $ 15 i. |. 

s Siehe oben & 15. 

9 S. Seuifert, vom Verhältniß des Staats u. ſ. w. ©. 286. 
md Bede,a.a 0.185 Anmerkung. 


nach deutichem Staatsrect. 625 


I. Er jagt: Der erite allgemeine Begriff von Staatsdiener ift der von 
Sehilfen des NRegenten‘) bei Beförderung des Staatözwedes. Der Begriff 
umfaßt jowohl denjenigen, der ein Staatsamt befleidet, als denjenigen, der 
eine fogenannte „Kommiljion“ auszuführen bat.*) Das Staatsamt beiteht in 
einer fortgeiegten Neihe von Handlungen,?) die Kommiſſion in einer einzigen 
oder doch nur wenigen einzelnen Handlungen.’) Nur der Staatsbeamte iſt 
Staatsdiener im eigentlichen Sinne, aljo, erklärt v. d. Bede, iſt Staats» 
beamter und Staatsdiener gleichbedeutend (1 8 9). Nun hat der Negent das 
Recht, die Staatsbeamten anzımehmen (1 8 13); es liegt in feinem freien 
Willen, wen er zum Staatsdiener machen will, „Niemand hat ein Staats- 
anıt, welchem feines vom Negenten übertragen it“ (I & 14). Andererſeits 
fann der Staat Niemandem ein Amt wider feinen Willen aufbirrden; folglich 
befegt er das Amt nur mit dem Subjekt, welches das Amt übernehmen 
will. Es liegt demgemäß bei jeder Anftellung „eine wechlelfeitige Einwillig⸗ 
ung ziveier frei bandelnder Subjefte‘ vor, alfo ein Vertrag. V. d. Bede 
nennt denſelben „Dienſtvertrag“ und definirt ihn als die „Uebereinfunft 
zwiſchen dem Negenten oder dem Staat und dem Staatsdiener, wodurd) das 
Staatsamt diefem von jenem anvertraut und von diefem dasfelbe zu verſehen 
veriprochen wird‘ (1 S 14). 

Während bei Seufie rt durch den „Anftellungsvertrag‘ eine ſchon vor: 
bandene Verbindlichkeit nur näher beitimmt wird, entſteht bier eine Obli- 
gation, alfo ein privatrehtlidhes Verhältniß. 

Daß dies Die Anficht v. d. Bede's it, ergeben feine eigenen Worte in 
Bd. II S 75, wenn er jagt: „Was durch einen freiwilligen Vertrag verjprochen 
iſt, das muß jeder Theil auch halten und jo lange balten, als der Vertrag 
jelbjt dauert. Dies it dem Rechte der Natur gemäß, iſt Grundſatz des 
gemeinen Nechtes und auch diejes bindet den Regenten“. Unter gemeinem 
Necht kann v. d. Becke nur Privatrecht veriteben, alfo it der „Dienjtvertrag‘ 
ein privatrechtlicher Vertrag und das dadurch begründete Nechtsverhältniß ein 
privatrechtliches. 

II. Der Haupt, d. b. der weientliche Gegenitand des Vertrages iſt 
das Amt. Daraus leitet v. d. Bede den Satz ab, daß alles, was aus 
dejien Natur erflärbar ift, als ein Theil des Vertrages anzuſehen 
it (TS 15); „alles, was aus der Natur des Staatsamts umd des Dienjtver- 
trags durch vernünftige Gründe folgt, ift ebenſo berbindlich, als wenn es aus— 
drücklich ftipulivt oder durch ein Gejeg verordnet wäre (II S 68, Anm.). 

II. Der Zwed des Amtes it das Wohl des Staates, denn das 
Staatsamt ijt „der Inbegriff aller der Handlungen einer und derielben Art, 
welche zu einem beitimmten Staatszweck verrichtet werden müſſen“ (IS 9). 
Diejen Gedanken überträgt v. d Becke dam von dem Amte ſelbſt auf den 
Träger des Anıtes, den Beamten, und auf deſſen Dienftverhältnig mit folgenden 
Worten: „Der Beamte ift des Amtes wegen da, alfo gehört er nicht mehr 
ſich jelbjt, er gebört dem Staat, deſſen Wohl zu fürdern und beionderen 
Zweck zu erreichen, er lich durch den Dienjtvertrag verbunden bat.“ So 
it alfo der Amts: oder Dienitzwed gleichbedeutend mit Staatszweck. 


i) v. d. Becke a. a. O. I8 5 und 6. 
) a. a. O. 1812 
Na. a. C. 188. 
NRa. a. O. 18 12. 
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Auf dieſem Wege bat v. d. Becke zwei Quellen für die Beurtheilung 
des Nechtsverhältniiies gefunden; es find 

1. der ausdrüdliche Inhalt des Vertrages, 

2. die Natur der Staatsämter oder der Staatszwed. 

Beide wendet er mın in meilterhafter Weile zur Erflärung der Nechte und 
Pflichten an, welche Herr und Diener gegeneinander haben. Immer und 
immer wieder geht er auf Die Natur der Aemter, auf den Staatözwed zurüd. 
Als Beifpiel führe ich an, was er in dieſer Beziehung über die Pflichten des 
Dieners jagt (II S 119: „Das Prinzip, wodurch der Grund und der Umfang 
diefer Prlichten beitimmt wird, ift zunächſt die Eigenschaft und der Endzwed 
des Staatsamtes und dann auch der oberite Staatszwed. Es ilt daher 
Prlicht für den Staatsdiener, alles dasjenige zu thun, was zur Erreihung 
und Beförderung des Zwedes jeiner Anstellung nothiwendig oder dien— 
lich it, Dabingegen alles dasjenige zu vermeiden, wodurch diefer Zwed ver- 
fehlt oder demjelben gar zumwidergehandelt wird; wo dieſer einen Zweifel übrig 
läßt, dem oberiten Staatszwed gemäß zu handeln.“ 

Seine Erörterung weiter verfolgend, kommen wir auf das Verhältniß 
zu jprechen, im welchem die beiden Quellen, der Vertrag und die Natur 
des Amtes, zu einander jteben, nnd damit auf die Bejoldung. 2. d. 
Bede jagt:') „Alles, was nicht aus dem Weſen des Amtes und des Dienit: 
verbandes folgt, muß im Vertrag enthalten fein. Der Anfpruch auf Bejold: 
ung folgt nicht aus dem Weſen des Amtes, denn es fan einer auch „Der 
Ehre wegen‘ dienen, Die ihm fein Amt gewährt, und dieſer iſt doch wohl 
Staatsdiener.?) Aber tweil Niemand verpflichtet ift, dem Staate unentgeltlich 
Dienite zu leiten, ſo darf dieſes Recht im einzelnen Fall vermuthet, alſo ſein 
Entſtehungsgrund in einem Theil des Hauptvertrages geſucht werden; es iſt 
nicht nöthig, das Recht auf einen beſonderen Nebenvertrag zu ſtützen, wie es 
Seuffert gethan hat. Weil für v. d. Becke die Unterthanenſchaft nicht mehr 
die Baſis des Staatsdienſtes iſt, ſo bricht er auch mit der Anſchauung, daß 
die Beſoldung eine Entſchädigung ſei, er gibt ihr vielmehr die Natur eines 
ſtandesgemäßen Unterhaltes,) was Seuffert noch entſchieden geleugnet hat.“) 

Soweit hat ſich v. d Becke von ſeinem Prinzipe, von dem, was in dem 
Weſen des Staatsamtes und Staatszweckes ruht, in richtiger Weiſe leiten 
laſſen, aber an der Klippe hat ihn die Rückſicht auf den Staatszweck nicht 
vorbeigeführt, daß er dem Beamten ein Recht auf die Erfüllung jeiner Ber: 
bindlichkeit einräumt. Er fagt, der Staat verleiht dem Diener das Amt durch 
den Vertrag, er gibt ibm das „Recht“, die Amtshandlungen zu verrichten ; 
diefe Handlungen müſſen verrichtet werden, denn fie find zur Befriedigung der 
Staatsbedürfniſſe unentbehrlich, alfo iit der Gegenstand des Vertrags — 
und Dies it eben das Amt — von jteter Dauer, mithin muß das „Recht“ 
des Beamten auch von Seite des Negenten unwiderruflich fein, wenn fein Vor: 
behalt gemacht worden ift (ITS 63). 

Aber nicht blos aus der Natur des Staatdamtes, fondern auch aus der 
Bertragsmatur joll fich dies ummwiderrufliche Necht ergeben, indem diefe Annahme 
der Intention der Kontrahenten entipreche. 


) v. d. Becke, a. a. O. 8 91. 

2) p. d. Bede, ne IS 17 und 18 

) v. d. Bede,aa. 2.118 39,118 46, Anm. 
9 ſ. oben 8 15 
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Die Folgerung, welche v. d. Bede aus diefer Behauptung zieht, ijt leicht 
zu errathen: Ganz abgejehen davon, daß jede ungebetene Entlafjung von nach— 
theiligen Folgen für die Ehre des Beamten ift (II $ 60 und 61), erjcheint 
es als unſtatthaft, einen öffentlichen Beamten „ohne alle oder wenigjteng 
nicht rechtlich unterjuchte Urfache zu entlafjen nach bloßem Gefallen, ob— 
wohl mit Beibehaltung der Ehre (II $ 84). Das Nejultat iſt alſo das 
gleiche, wie bei Seuffert, mur daß v. d. Bede vermeidet, das unweſent— 
liche Recht der Bejoldung in den Begriff der Entlafjung zu ziehen. 

So das Prinzip v. d. Becke's. Allein die Thatjachen find jtärfer als 
jede Theorie. Eben der Staatözwed, auf welchen v. d. Bede grundſätzlich 
jo viel Gewicht legt, zwingt auch ihn, die Regel öfters zu durchbrechen. Be— 
zeichnend dafür it folgender Paſſus, welcher der Annahme eines Privatrechtes 
am Amte, wie es das jus quaesitum ijt, geradezu entgegenfteht; es heißt: 
Das Amt fann nie das jeinige, d. h. des Staatsdieners, werden, es bleibt 
immer ein Amt des Staated und die Sorge für dejien 31 e dd mäßige Ber: 
waltung eine Pflicht der oberiten Gewalt, deren fie fich nicht einmal begeben 
darf“ (II 8 69). 

Daraus erklären fich drei Ausnahmen: 

1. Daß v. d. Bede dem Negenten die Befugniß einräumt, offenbar un: 
fähige Diener von ihrem Amte ohne gerichtliche Unterfuchung und ohne richter: 
liches Erfenntniß zu entfernen (II $ 56 und $ 67). Dieſe Befugniß fei a) ein 
Ausfluß des Oberauffichtsrechtes des Negenten, b) eine Forderung des Umſtandes, 
daß die Pflichten gegen den Staat im Kollifionsfall den Pflichten gegen 
den Beamten vorgehen müſſen. Pflicht des Negenten gegen den Staat jei 
aber, fähige Beamte anzuftellen (II S 56, $ 67, 8 68). 

In zweifacher Weife kann bier der Beamte entfernt werden, entweder es 
wird ibm „das Amt genommen‘ und damit auch die Befoldung, oder er wird 
vom Dienjte „Dispenfirt“, wobei ihm die Bejoldung jolange fortgereicht 
wird, bis er eine andere Verſorgung bat (II $ 68). 

2. Der Herricher hat das Necht, wegen Alters und Krankheit einen Staats: 
diener in Ruheſtand zu verjegen: Es ijt dies eine Folge der Pflicht des 
Negenten gegen den Staat aus dem Zweck des DVienjtes; die Staats: 
diener gehören zu den Bedürfniffen des Staates, die Diener find des Amtes 
wegen da; fünnen fie es nicht mehr verjeben, fo müſſen fie entfernt werden; 
aljo dispenfirt der Regent den Diener von der wirklichen Dienitleiftung — 
obgleich der Beamte, wie oben bemerkt, nach v. d. Bede ein Recht auf 
bejtimmte Handlungen gegen den Staat hat —, nur der Anfpruch auf Yebens- 
unterhalt bleibt dem Diener. „Das Amt wird ihm eigentlich nicht genommen‘ — 
das zu behaupten wird v. d. Becke durch den Umstand gehindert, daß, wenn 
der Vertrag unbeftimmt gefaßt it, das Verhältniß als auf Lebenszeit einge— 
gangen gilt (II $ 74) —, fondern er wird nur von deſſen Bürde befreit und, 
wenn der Negent dem in Ruheſtand zu Verſetzenden die Bejoldung für die 
Zukunft anweiſt, jo kann demjelben die —— in Anſehung des Amtes 
von Niemandem beſtritten werden‘ (II $ 

3. Dem Regenten fommt das dicht * Verſetzung und Beförderung 
zu, es müßte dann gewiß ſein, daß der Diener nie in den Dienſt des Staates 
getreten wäre, wenn er nicht die Sicherheit gehabt hätte, dieſes Amt zu behalten 
oder wengfiens in der beſtimmten Sparte belaſſen zu werden (II 8 70). Dieſes 
Recht leitet v. d. Bede aus dem Zwecke des Dienjtes ab: „Wer fich zu 
befonderen Staatsdienjten verbindet, deſſen Pflicht bringt es mit fich, Das 
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Wohl des Staates nach allen feinen Kräften zu fürdern, er gehört nicht 
mehr fich jelbit, jondern dem Staat, deſſen Dienft er fich gewidmet hat; aljo 
überall, wo feine Talente nüglich jein können, da findet er Platz“ (II 870). 
Damit ſtimmt aber nicht die Definition des Dienftvertrages als einer Ueber: 
einfunft zwilchen Staat und Diener, wodurch das Staatsamt dieſem von 
jenem anvertraut und dasjelbe zu verjehen von Diener verfprochen wird (I 
$ 14). Darnach ift Die Hebertragung eines bejtimmten Amtes der Inhalt 
des Verträges, denn das Amt iſt der „Inbegriff aller Handlungen derjelben 
Art für einen bejtimmten Staatszwed‘, alfo müßte bei jeder Verſetzung der 
beitchende Vertrag aufgelöft und ein neuer geſchloſſen werden. 

Soweit ift v. d. Becke gezwungen, aus Rückſicht auf den Zweck des 
Dientes, d. i. das ftaatliche Intereſſe, vom Prinzipe des jus quaesitum ab: 
zugeben. — 

In Beantwortung der Frage, ob einjeitiger Nüdtritt des Staats— 
dieners rechtswirffam fei, konnte v. d. Bede ohne Bedenken von der Anficht 
Seuffert's abweichen, die dabin ging, daß es bei der Nefignation der 
Zuftimmung des Negenten bedürfe; denn v. d. Bede verwarf den Funda— 
mentallaß Seuffert's, daß der Staatsdienit in erſter Linie Unterthanen: 
pflicht jet, eine Behauptung, aus welcher mit logiicher Nothivendigfeit die 
Seuffert'iche Erklärung über die Nefignation folgen mußte. V. d. Bede 
jagt vielmehr in Anwendung jeines Prinzips: „Das ganze Necht des Negenten 
auf bejondere Dienftleiftung berubt einzig und allein auf der freien, in dem 
Dienftvertrag ausgedrüdten Einwilligung des Dieners“ (II $ 100). Das Ins 
tereſſe des Dieners fordert die Möglichkeit des Niüdktritts, denn fein Menſch 
will einem Anderen vollfommen jein Schiejal in die Hand geben, und das 
Intereſſe des Staates verlangt es, indem der „Sflavenfinn“ umd 
maschinenmäßige Gang der Gejchäfte, wie er eintreten würde, wenn Zwang 
zum Bleiben beſtünde, nicht der Staatswohlfahrt entſprechen würde (II S 101 
und 102). 

Auf jeden Fall enthalten die Ausführungen v. d. Becke's Fortſchritte in 
der Erkenntniß des Staatsdienjtes; fie laſſen fich im folgende drei Süße zu— 
ſammenfaſſen: 

1. v. d. Becke bat nur einen Rechtsgrund für das Staatsdienſt— 
verhältniß aufgeſtellt, indem es für feine Konſtruktion ſich gleich bleibt, ob ein 
Ausländer oder Inländer paftirt; es bedarf auch nicht der Fiktion, welche 
Seuffert anwenden muß, daß jtillichweigend die Aufnahme als Bürger der 
Anftellung vorausgebe. Im Notbralle erkennt v. d. Bede einen ftaatlichen 
Zwang an, aber bei äußerſter Noth berrfcht nicht mehr das Necht, jondern Die 
Thatjache der Gewalt, alfo ift diefer Zwang fein rechtlicher mehr. 

2.0.2. Bede hat dem Staatszwed einen hervorragenden Einfluß 
auf die rechtliche Geitaltung des Verhältniſſes gewährt. 

3. Es tritt bei ihm deutlich hervor, daß der rechtliche Unterjchied 
zwiſchen „allgemeinem Staats dienſt“ und „befonderem Staatsdienjt“ 
im Nechtsgrunde liegt, dort Untertbanenfchaft, hier Vertrag. 

Diele Verdienste haben e8 möglich gemacht, daß die Theorie v. d. Bede’s 
fi) bis in die vierziger Jahre des 19. Jahrhundert ferterhalten hat. 

Andererjeits gibt es aber auch Punkte in feiner Darjtellung, weldye der 
Prüfung auf ihre Nichtigkeit und weiterer Aufklärung bedürfen: 

1. &3 fragt fi, ob wirklich der Unterjchied im Nechtsgrunde, welchen 
twir oben zwiſchen allgemeinem und bejonderem Staatsdienjt angegeben haben, 
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mit einer Scheidung von gemeinen Dienſten und von Dienſten des Geiſtes 
zufammenfällt. Wenn man, wie v. d. Bede, den Begriff des eigentlichen 
Staatsdienjt3 von einer bejtimmten Art von Dienjten abhängig macht, jo muß 
doch wohl der Gedanke fommen, daß diefe Abgrenzung ſchwer vorzunehmen 
ift, und fich der Zweifel erheben, ob denn wirklich nur ein Dienft von be: 
fonderer Beichaffenheit „Staatsdienjt” jein fann. 

2. Wie Seuffert eine „Befreiung von der wirklichen Dienftleiftung 
unter Belajjung von Gehalt und Ehre“ der vollitändigen Aufhebung des Dienjt: 
verhältnifjes gegenüberftellt, jo umterjcheidet auch v. d. Bede Dispenjation des 
Beamten vom aktiven Dienjt und Entlajjung desjelben aus dem Dienſtver— 
bande; bei der Dispenjatton erfcheint das Verhältniß als noch nicht voll- 
ftändig gelöit. 

Diefe Scheidung von theilweiler und vollftändiger Aufhebung des Dienit: 
verhältniljes regt die Frage an, ob die Führung eines Amtes dem Staats— 
dienste mwejentlich jei; wenn nicht, was dann den Inhalt des Dien ftver: 
trages bilde. 

3. Damit hängt die weitere Frage zufammen, ob der Diener wirklich 
ein Recht auf das Amt erhält. Wie wenig dies der Wahrheit entfprechen 
fann, geht ſchon daraus hervor, daß v. d. Bede zur Wahrung des ftaat- 
lichen Interejies jo viele Ausnahmen von diefem Satze zu machen für gut 
findet, und dann jteht mit einem Nechte des Diener auf ein bejtimmteg 
Amt die Befugniß des Regenten in Widerfpruch, den Diener wider feinen 
Willen zu verjegen. — 

Die von Seuffert und v. d. Bede bezeugte Thatfache, daß der Negent 
dem Staatsdiener die Verwaltung eines Amtes abnehmen kann, wenn er ihm 
das Necht auf Gehalt bejtehen läßt, war befonders geeignet, die Meberzeugung 
von der Unhaltbarfeit einer Theorie nahe zu legen, welche dem Beamten 
ein unentziehbbares Recht auf das Amt jelbjt gibt. Gelangte man 
zu diefer Erfenntniß, jo war Die weitere Folge, daß man auch von einer 
vorwiegend privatrechtlichen Auffafjung des Staatsdienſtverhältniſſes zurück— 
fommen mußte. 

Nikolaus Thaddäus Gönner ift es nun, der von diefem Punkte aus 
die Cramer'ſche Snmamovibilitätstheorie amgegriffen und ver: 
nichtet hat. 

Im „kritiſchen Archiv der neuejten juridiichen Literatur und Rechtspflege“) 
jpricht er den bedeutungsvollen Sat aus: „Nur aufdie Befoldung, nicht 
auf Beibehaltung des Staatsamt3 haben Staatsdiener ein 
Recht“, und er erflärt, es jei eine „Uebertreibung, wenn manche Rechtslehrer 
behaupten, der Staatsdiener habe nicht blos auf feine Bejoldung, jondern auch 
auf das Staatsamt jelbjt ein Recht. Zum Dienjt ifter nurverbunden, 
zur Bejoldung berechtigt und, wenn ihm der Regent die Bejoldung läßt, aber 
ihn von Dienjten dispenjirt, jo iſt es doch flar, daß der Staatsdiener 
dadurch gewinnt. Sobald der Negent dem Staatsdiener die Bejoldung nicht 
entzieht, verlegt er durch eine Entlafjjung fein Necht, denn aus welchem 
Grund foll ein Staatädiener befugt fein, feine Dienste dem Staat wider Willen 
aufzudringen ?" ?) 


materien” Nr. 74 ©. 513 j | 
2, Ebenio Gönner, Teutſches Staatsreht 1804 8 425. 
Annalen bes Deutichen Reichs. 1884. 41 


1) Kritiſches Archiv Jahrg. 1806 Bd. 5 Heft 4. „Beobachtungen über verichiedene Rechts 
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So hat Gönner ausgefprohen, daß eben der Gedanfe, welchen 
a nur als Hypotheſe Hingeftellt hat,!) allein der Wahrheit ent- 
pricht 
Die äußeren Urſachen, welche Gönner den Muth gaben mit der Lehre 
vom jus quaesitum zu brechen, waren 
1. eine Aenderung der Anſicht über die Entlaßbarkeit der Staatsdiener, 
welche in den Gerichtshöfen des Reichs vor ſich ging, 
2. die Geſetzgebung in zwei deutſchen Territorien, welche eine rechtliche 
Ordnung des Staatsdienſtverhältniſſes unternahm. 
Beide Punkte ſollen nun im nächſten Paragraphen zur Darſtellung 
ommen. 


Drittes Kapitel. 


Der Staatsdienſt ein rein ſtaatsrechtliches Verhältuiß. 


Ss 17. Rechtſprechung und Geſetzgebung an der Wende des Jahrhunderts. 


Was die Aenderung der Rechtſprechung in Bezug auf die Entlaß: 
barfeit der Staatsdiener anlangt, jo tt von Gönner?) jelbjt ein Urtheil 
des Neichsfammergerichts vom 1. Oktober 1504 mitgetheilt, wo es bei der 
Birte des Klägers um ein mandatum de restituendo in pristinum archi- 
varii offieium vel solvendo usque ad finem vitae salarium huic officio 
annexum den impetratifchen Theil nicht alternative de restituendo in 
pristinum officium, fondern nur dahin verurtbeilt, dem Impetranten das ihm 
jelbjt zugeitandene jährliche Gehalt ſowohl pro praeterito als futuro ſammt 
Zinſen und Schäden auszuzahlen. 

— Hinblick auf die Geſetzgebung jener Zeit iſt Folgendes zu be— 
merken: 

1. Die „königlich preußiſche Geſetzeskommiſſion für Abfaſſung des all— 
gemeinen Landrechts“ hat in einem Gutachten?) an den König vom 2. März 
1787 ſich dahin ausgeiprochen, daß „ein Eöniglicher Bedienter darum, daß 
jeine Dienjte nicht weiter nötbig find und die von ihm befleidete Bedienung 
überhaupt aufgehoben wird, nicht Schlechthin und ohne ihn wegen des ver: 
lorenen Bojtens völlig ſchadlos zu halten, dimittirt werden fünne, es wäre 
denn die Dauer des Poſtens durch die Natur der Gefchäfte oder durch aus: 
drüdlichen Vorbehalt auf eine gewilie Zeit eingejchränft worden“. Damit 
it Die Möglichkeit anerkannt, dag der Staatsdiener, joferne er für den Ber: 
luft des Amtes entjchädigt wird, aus dem Dienſt entlafien werden kann, alfo 
fein Recht auf das Amt, jondern nur auf lebenslängliche Beſoldung bat. 

2. Die Wahlfapitulationen „‚eopolds II. von 1790 und Franz II. 
von 1792 reden dagegen in Art. 24 $ 10 wieder vom jus quaesitum, wenn 
es heißt: „Much ſoll fein eichshofrath anders als nach vorbergegangener 
rechtlicher Kognition und darauf erfolgtem Spruch Rechtens von der Stelle 
entfet werden.“ Die Wahlfapitulationen hatten die thatjächliche Kraft von 
Neichsgefegen, alfo war von Neichswegen anerkannt, daß richterliche 





5.0.8 15, Seite 620, 

) Kritijches Arhiv a. a. O. 

3’; Abgedrudt als Anhang bei Malacord, de publicis officiis absque justa causa 
eiusque legali cognitione non auferendis, 
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Beamte nur nach erfolgter causae cognitio und sententia judieis des Amts 
verluftig gehen fünnen. 

3. Der Entwurf des preußiſchen Landrechts nun wollte dieſen 
Sat für alle „Staatsbedienten“ zur Geltung bringen.) Allein in Rückficht 
auf das jtaatliche Intereſſe — um die freie Wahl der Diener nicht zu be— 
ſchränken — wurde er nicht für die VBerwaltungsbeamten, ſondern nur für die 
Richter angenommen. Im 10. Titel („von den Rechten und Pflichten der 
Diener des Staats”) des II. Theils des Gefegbuches wurde bejtimmt, daß 
Richter nur von Landesfollegien, d. h. Gerichten ihres Amtes entjeßt werden 
dürfen, während die übrigen Zivilbedienten nach dem Geſetzbuche“) wider ihren 
Willen und ohne richterliches Erfenntniß „einfeitig entjegt oder verabjchiedet“ 
werden können. Iſt im dieſer Vorfchrift auch) enthalten, daß die Vermuthung 
bei der Anitellung für Lebenslänglichkeit jpricht, jo iſt doch zugleich darauf 
hingewiejen, daß der Diener in der Regel fein Privatrecht am Amte hat, 
das ihm nur durch gerichtliches Urtheil entzogen werden könnte. 

4. Biel deutlicher als im preußifchen Necht erjcheint dieſer Gedanke pofi- 
tivrechtlich dargejtellt in der furfürjtlich bayerijchen Hauptlan Desprag: 
matif über die Dienjtverhältnijje der Staatsdiener, vorzüglich in 
Beziehung auf ihren Stand und Gehalt vom 1. Jänner 1805. 

Während die preußische Geſetzgebung eigentlich nur die Amtspflichten des 
Staatsdieners näher regelt, normirt dieje furfürftliche Verordnung befonders 
die Rechte des Staatsdieners und die Beendigung des Dienjtver: 
hältniijes. Wie aus den einleitenden Worten derjelben hervorgebt,?) hat fie 
drei Zielpunkte; Marimiltian Joſeph will ordnen „das öffentliche Ver: 
hältniß unjerer Staatsdiener in der dreifachen Beziehung auf Wirde und 
Schuß ihres Standes, auf einen gerechten und anjtändigen Bejoldungsgrad 
und endlich auf ein beruhigendes Schiejal ihrer hinterlajjenen Wittwen und 
Waiſen.“ 

a) Dieſe Staatsdienerpragmatik nun verwirft das jus quaesitum 
auf das Amt vollſtändig. 

Ehe wir die betreffenden Rechtsnormen erwähnen, müſſen wir die Unter— 
ſcheidung anführen, welche von der Verordnung zwiſchen den Gehaltstheilen 
gemacht wird. Sie trennt einen „Gehalt des Standes“ von einem „Gehalt 
des Dienſtes“ (Art. 2); der erſte iſt „derjenige Beſoldungstheil, durch welchen 
im Allgemeinen die Kompetenz des Individuums als Gliedes einer 
gewiſſen Klaſſe des dienerichaftlichen Standes gelichert wird;“ der andere 
ijt derjenige Theil, „durch welchen insbejondere die Befriedigung jener 
inneren Bedürfniſſe und äußeren Formen, welche für das Individuum als 
Funktionär in der Klaſſe ſeines Standes entſtehen, geſichert iſt“ (Art. 3). 
Darnach erklären ſich die Beſtimmungen in der Sache ſelbſt. 

Art. 11 lautet: „Die Funktion des Dieners und der Dienſtgehalt find 
prefärer Natur. Sie fünnen ohne Nefurs an den Richter . . . ent: 
weder für immer . . . oder für eine gewiſſe Zeit benommen werden;“ da— 
gegen hat nah Urt. 10 „der einmal verliebene Dienerjtand und Standes: 
gehalt die unverlegliche Natur der Perpetuität.“ 





— 


Tweſten, in den — Jahrbüchern Bd. 18 S. 124. 

2) Allg. ER. $ 98—10 

3, Die Pragmatif ijt von Gönner „mit erläuternden Anmerkungen“ veriehen 
und feinem Buche „der Staatsdienjt aus dem Gefichtspunft des Rechts und der 
Nationalöklonomie betraditet* Yandshut 1808 als Anhang beigegeben. 
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So hat das bayerijche Recht die beiden Ertreme vereint; das eine, wo— 
nach der Beamte ein abiolutes Nedt auf das Amt Hat, und das andere, 
welches dem Herricher freijtellt, jeder Zeit mit Wegnahme auch der vermögens— 
rechtlichen Anſprüche den Diener zu entlaſſen. 

b) Die Pragmatif gibt ferner einen Beweis von der Unrichtigfeit des 
Sates, daß nur Derjenige, welcher wirklich ein Amt verwaltet, Staats- 
diener iſt.) In Art. 20 wird vorgejchrieben, daß der in Folge einer ad» 
miniftrativen Erwägung oder organischen Verfügung in die Quieszenz gejegte 
Staatsdiener verbunden bleibt, der Berufung in eine feiner vormaligen 
Funktion angemefjene Aktivität zu folgen. Der jolchermaßen Duieszirte 
jteht alfo noch im Dienjtverhältniß zum Staat,?) obgleich er feine Amtsver— 
waltung führt. 

c) Was dagegen den dritten von uns oben berührten Punkt anlangt, jo 
jeßt die Pragmatif Dienjte höherer Art für den Begriff des Staatsdienft3 voraus, 
denn in Art. 1 heißt es, daß der Stand des Staatsdienerd erworben wird 
„nach den erfüllten Dualififationsbedingungen“ durd ein Anftellungs- 
rejfript; Diefe Bedingungen bejtehen in einem ordnungsmäßig zurüdgelegten 
Bildungsgang und in dem Bejtehen einer Prüfung, Borausjegungen, welche 
eben nur für höhere Dienſte damals gegeben waren.®) 

Su weicht das bayerische Recht in zwei Punkten (a und b) von der An— 
ſicht v. d. Becke's ab. Sollten dieſe pofitiven Rechtsnormen eine entjprechende 
Erklärung finden und die oben ($ 16 i. f.) vom theoretiſchen Standpunkte 
aus erhobenen Zweifel und ragen bejeitigt und gelöft werden, jo mußte 
nothwendigerweiſe eine twillenjchaftliche Revifion der Grumdlehren des Staats— 
dienerrechtes eintreten. Nikolaus Thadd. Gönner iſt es, welcher in Der 
berühmten Monographie „der Staatsdienjt aus dem Gefichtspunft des Recht s 
und der Nationalöfonomie betrachtet”, Landshut 1808, Ddiefen an Die 
Wiſſenſchaft geitellten Anforderungen nachgekommen iſt. 


8 18. Nik. Thadd. Gönner, 


Während v. d. Becke von den zwei Elementen, welche die Konſtruktion 
von Seuffert enthält, das ſtaatsrechtliche Element verwirft und das Rechts— 
verhältniß allein auf das privatrechtliche des Anſtellungsvertrages gründet, 
verneint Gönner die Vertragsnatur und hält den ftaatsrechtlichen Geſichts— 
punkt fejt, die Verpflichtung des Staatsmitgliedes als joldhen. 

Er erflärt aljo die rechtliche Stellung des Staat3dieners für ein ftaat$- 
rehtlihes Rechtsverhältniß.) Bor ihm hatte Schon ein Aufſatz in 
Häberlin’s Staatsarhiv Jahrg. 1803 Bd. 10 S. 319 über „merkfwürdige 
Neichshofrathserfenntnilje" das Staatsdienitverhältnig als „Itaatsrechtliches 
Verhältniß zwilchen Herren und Diener“ bezeichnet und in gleicher Weije hat 
bereits Kurfürſt Marimilian Joſeph IV. in dem oben?) angegebenen Paſſus 





)1.0.816 ©. 629, 

?) Siehe auch Anm. 18 zur Pragmatif von Gönner. 

®) Bergl. bayer. B-D. v. 25. Juni 1799 Intell.“Blatt S. 483 und V.⸗O. vom 
15. Aug. 1803, Reg.-Bl. ©. 657. 

4 „Staatädienjte gehören zum öffentlichen Neht und müfien nach der Natur des 
Staates aus fi jelbit ohne Einmijhung privatredhtliher Normen beurtheilt 
werden” (S. 143). „Da Staatädienjte zum öffentlichen Recht gehören, folgli ihre Ber 
hältnifie aus dem Privatrecht nicht bejtimmt werden . . .“ (5. 175), ebenfo noch S. 280 
der angef. Schrift. 

5) Vergl. die vorhergehende Seite. 


a 
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der Einleitung zur Pragmatif den Staatsdienjt ein „Öffentliches Verhältniß“ 
genannt. 

Gönner bricht mit der Vertragstheorie, wie wir aber jogleich bes 
merfen wollen, nur im Prinzipe, nicht in der Ausführung. Sowohl für die 
Begründung des Staatsdienjtverhältmijjes als auch für die Theorie von der 
Entjtehung der Staaten vermeidet er den Vertragsbegriff anzuwenden. Er 
erfennt nämlich nur Verträge des Privatrechts an. „Eben darin, ſagt 
er, unterſcheidet ſich das öffentliche von dem privaten Verhältniß, daß diefes 
auf beſonderen Handlungen eines berechtigten Individuums gegen das ver— 

pflichtete und, wenn dieſe Handlungen in einem wechjelfeitigen Einverjtändniß 

zur Uebertragung eines Nechtes beitehen, auf Berträgen ruht, wogegen den 
öffentlihen Verhältnifjen, ſelbſt wenn von Einwilligung die 
Rede ift, ein Bertrag nicht zu Grunde Liegt.“ !) 

Gerade in dem Umitand, daß man den Vertrag zur Konjtruftion von 
doch wirklich öffentlichen Verhältniſſen benützt hat, fiebt er den Grund, warum 
die Juriſten bisher vergebens die Wahrheit zu erfennen jtrebten. Er jchildert 
dies folgendermaßen:?) „Das öffentliche Recht muß fi) — gegenwärtig — 
aus dem Privatrecht Fonjtruiren laſſen; das große Band, womit Natur und 
Bernunft in vereinter Thätigkeit Millionen Menjchen umjchlingt ( (der Staat) 
und irgend eine beliebige, zufällige, wandelbare Handelsfozietät joll nach einer: 
let Formel... ., nach der Formel des gejellichaftlichen Vertrags 
rechts beurtheilt werden, welche als eine blos privatredtlidhe Form 
den Staatswiljenjchaften, jo gewiß fie auch eine Quelle des öffentlichen Rechtes 
find, den Zugang verſchließet.“ 

Was jpeziell den Staatsdienit anlangt, Jo macht er den Nechtölehrern den 
Vorwurf, daß fie die Lehre vom Staatsdienft nicht „als einen Theil des 
öffentlichen Rechts“, jondern unter dem „privatrechtlichen Gefichtspunft eines 
Vertrages“ behandelt haben;?) von Seuffert insbejondere jagt er ©. 17 
und 18, er war „der erjte, welcher . . . das Prinzip aller Staatsdienfte . . - 
in der Natur ded Staates, aljo im öffentlichen Recht aufſuchte“, aber er trat 
„von jeinem richtig aufgefaßten Prinzip des öffentlichen Rechts mit der Annahme 
des Anftellungsvertrags in die privatrechtliche Sphäre zurüd“.*) 

Wenn wir nun dazu übergehen, die Lehre von Gönner zu analyjiren, 
jo ift e8 zumächit jeine Theorie von der Natur des Staates, melde zu 
betrachten iüft. 

Gemäß feinem Streben, auf dem Gebiet des ftaatlichen Lebens Die 
Eriftenz von Verträgen auszujchließen,°) verwirft Gönner die Rouſſe au' ſche 
Lehre vom Gejellichaftsvertrag. Der Staat ijt feine „Sejellichaft“, d. h. eine 
durch menschlichen Willen herbeigeführte Bereinigung, jondern ein „Organismus“, 
ein „organischer Verein“, d.h. ein von Natur ohne menjchliches Zuthun ent- 
ſtehender und ſich entwickelnder Verein von Menjchen (S. 54 und 141). Der 
Negent ift der Mittelpunkt, die „Seele“ des ganzen Staats; in ihm, gleich 


1) Gönner, der Staatödienjt ꝛc. S. 142; vergl. noch ebenda ©. 80: „privatredhtliche 
Kontraltäformel“ u. ©. 84 

2) Ibid. ©. 2. 

9) Vorrede ©. IX. 

*) Bergl. noch das a. a. D. ©. 86 über Seuffert Gejagte. 

) a. a. O. ©. 140: "Man muß nirgends mehr als im Staatäreht vor Auſſtelung 
der Verträge als Erdichtungen und Hppotheien zur Erklärung des rechtlichen Verhältnifies 
der Bürger jich hüten.“ 
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dem Sreislauf des Bluts im menschlichen Körper fonzentriven ſich alle Kräfte, 
von ihm aus jtrömen jte wieder auf alle Punkte des Staat? nach dem jedes: 
maligen Bedürfniß zurüd (S. 30).') 

Wir menden ung nach Ddiefer Vorbemerkung über Gönner’s Staats- 
idee zu feiner Anficht über das rechtliche Wejen des Staatsdienites. 

Gönner jagt, daß, um die rechtliche Natur des Staatsdienits als eines 
öffentlich-rechtlichen Verhältniſſes vollkommen zu erfallen, nicht eine ein- 
jeitige Betrachtung nach Nechtsprinzipien genüge, jondern eine Behandlung 
desjelben nach Finanzwijienifhaftliden und nationalöfonomifchen 
Geſichtspunkten von Nötben fei.?) 

Die finanzwiljenschaftliche und nationalökonomiſche Seite des Staatsdienfts 
wird in der Weiſe mit der rechtsmwiljenichaftlichen Anlage desjelben in Ber: 
bindung gejeßt, daß am die ſtaats- und volkswirthſchaftliche Natur 
bejtimmte rechtliche Folgerungen angeſchloſſen werden. 

I. Seinem finanziellen Gharafter nad bat der Staatsdienjt eine 
„Beziehung auf den Staatsbedarf* (S. 48 und 49), ift alfo ein Staatäsbe- 
dürfniß und fommt in diefer Hinficht zum rechtlichen Ausdrud in dem 
„Necht der Staatsgewalt, ſich Die Bedürfniiie zur Negierung aus den ver: 
einigten Kräften der Unterthanen herbeizuſchaffen“, (5. 48 und 49 Ueber: 
jchrift des $ 16) und in der diefem Recht forrefpondirenden Verbindlich: 
feit der Unterthanen zum Staatsdienit.) 

II. Bom nationalöfonomijchen Gefichtspunfte aus find Die Staats- 
dienjte Grundlage der wirtbichaftlichen Exiſtenz eines Individuums,) find 
„Erwerbsquelle“ (S. 45), „Erwerbszweig“ (S. 26) und treten rechtlich 
in die Erjcheinung als ein „Recht des Bürgers, von jeinem Kunjtfapital 
(der zum Staatsdienjt erforderlichen Bildung) durch feinen Fleiß jo, mie 
andere Bürger Durch andere Arbeiten, eine Nente zu ziehen“ (©. 48). 


J. 


Wir erörtern nun zunächſt die Ausführungen Gönner's über die unter J. 
gegebene Skizze. 

Die Beziehung „auf die Finanzen“ (S. 25) iſt mit der Natur eines 
Staates untrennbar verbunden, daher am Staatsdienſt wejentlich, unver: 
änderlich und allen Staaten gemein (S. 49). 

Aus der Natur des Staates folgt, daß Staatsdienjte für alle Branchen 
der Staatöverwaltung ein unentbehrliches Bedürfniß find. Die Mannich— 
faltigfeit der bei der Staatsverwaltung nöthigen Handlungen erzeugt einen 
unermeßlichen Bedarf an Dieniten. °) 

Auf diefen Sat geftüßt, Itellt Gönner weiterjchreitend die eine der von 
uns oben®) proponirten Forderungen als richtig dar, nämlich, daß es nicht 
bejtimmte Arten von Dienjten find, welche den Namen Staatsdienft im jurt- 
jtiichen Sinne tragen, jondern daß jeder Dienſt Staatsdienit fein fann. 


S. 141 jpricht er vom „lebendigen Verkehr der im Staat vereinigten Kräfte.“ 
2) S. Worrede ©. IX. und den Titel des Buches. 
S. 56 „Staatödienjte überhaupt find eine Staatöverbindlichkeit“, S. 153 „öffentliche 
Verbindlichkeiten.“ 
S. 111 „Staatsdienſte können wegen dem mit ihrer Leiſtung verbundenen Ein— 
kommen als Erwerbszweige betrachtet werden.“ 
S. 56 u. 27 
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Gönner jchreibt nämlich: „Jede Arbeit, welche der Unterthan leijtet, iſt 
Staatsdienft (5. 27 u.28)') ohme Unterjchied, ob die Leitung in gemeiner 
Arbeit bejteht, oder ob eine Gewerbsbildung oder gar eine Geijtesbildung dazu 
erfordert wird“, aljo find die Staatsämter, welche in dem Auftrag des Negenten 
beiteben, im jeinem Namen die zur Staatsverwaltung innerhalb einer 
bejtimmten Sphäre nothwendigen Handlungen vorzunehmen (S. 31), nur 
eine „Klaſſe“ der Staatsdienite (S.29), die Staatsbeamten, d. h. die: 
jenigen, welche ein Staatsamt befleiden, nur ein Theil der Staatsdiener 
(S. 31), aber immerhin Staatsdiener. 

E3 folgt daraus, daß es auch Staatsdiener gibt, welche feine Staats: 
beamten find, daß es „Staatsdiener ohne Amt“ gibt (S. 33). 

So fünnte es jcheinen, al3 wäre damit von Gönner auch der Richtigfeit 
der oben?) aufgeitellten Hypotheje zugeitimmt, daß nicht blos derjenige, welcher 
wirklich ein Amt verwaltet, Staatsdiener tft. Allein Legtere Aufjtellung will jagen, 
daß es Staatsdiener gibt, welche feinen aktiven Dienit leijten, Jondern von 
der wirflichen Dienjtleijtung entbunden find, fie will nicht jagen, daß es 
Staatödiener gibt, welche aktiven Dienit leiften, aber nicht gerade in einem 
Staatsamt, und dies allein ijt der Sinn der Gönner’jchen Worte. 

Dies ergibt fih aus den Angaben Gönners, welche Perjonen er als 
Staatsdiener ohne Amt angejehen wiljen will. Das find die zum perjönlichen 
Dienst des Negenten berufenen Hofdiener (S. 22 u. 33), die approbirten Aerzte, 
die Notare und Advofaten, die ohne eine bejtimmte Staatsfunftion ange— 
nommenen Rathgeber des Negenten und geheimen Abgeordneten in auswärtigen 
Angelegenheiten, ja jogar alle, „deren Geiftesprodufte ihrer Natur nach dem 
Staate wichtig, aber ohne einen beitimmten Plab in dem Staatsmechanismus 
find, deren- Produktion fi) der Staat durch ihre Aufnahme in den Staatsdienft 
fihern will" (S. 34 u. 35), 3.8. ftaatlich angejtellte Ajtronomen.?) 

Dieje Aufzählung erläutert alfo den Saß näher, daß die Art der Dienite 
fein wejentliches Merkmal des Staatsdienitbegriffes ilt. 

Wenn man nun, fährt Gönner fort, alle diefe Arten von Staatsdienften 
zufammenfaßt (S.50) und unter den Gattungsbegriff Staatsdienjt ſtellt, To 
findet man, daß das rechtliche Weſen des Staatsdienjtes „auf eine allgemein 
giltige und für alle Arten der Staatsdienite gleichfürmige Weile” (S. 50) 
erklärt werden kann, wenn man den Staatsdienit in Beziehung auf den Staats— 
regierungsbedarf, finanzwilienichaftlich aufgefaßt, ala Staatsbedürfniß 
hinjtellt (S. 49 u. 51), denn daß der Staat ein unermeßliches Bedürfniß an 
Dieniten hat, folgt, wie erwähnt, aus der Natur des Staats. *) 

Wenn man nım im Staatsdienjt ein Staatsbedürfnif fieht, jo muß für 
alle Arten desjelben bei der Identität des Zwedes, bei der Gleichheit 
des Bedürfnifjes — denn fie werden alle für den Staatszwed geleijtet, fie find 


1) &. 57: „Weder die Art des Dienites . . . . kann das Wejen der Dienite . 
abändern“. 

25.0.8 16 S. 629 3. 2 und $ 17 ©. 632 2. 6, 

) Daß dieſe „produzirenden Gelehrten ohne Funktion” Staatsdiener find, erklärt 
Gönner aus „nationalsötonomijchen“ Gejichtspunften. Der Staat darf das geiftige Bes 
dürfniß des Volkes nicht vernachläſſigen und ift darum berufen, der „eigentliche Abnehmer 
der Geijtesprodufte” zu jein. Siehe darüber bei Gönner $ 13 u. ©. 154. 

) S. 49; 5.231 werden die Staatödienfte ald das „erite Staatsbedürfniß“ bezeichnet ; 
in Gönners teutjhem Staatörecht 1804 $ 425 heißt es: „Unter den Staatäbedürfniiien 
nehmen Dienjte die erite Stelle ein“. 
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alle ee — auch ein und derjelbe Rechtsgrundſatz gelten 
(S. 5l). 

Um auf diefen rechtlichen yundamentalfag und damit auf die Natur des 
Staatsdienjts zu fommen, jtellt Gönner eine Betrachtung über das „rechtliche 
Berhältniß des Staatsregierungsbedarfs oder des Finanzweſens“ (S. 51 u. 52) 
an, welche wir kurz zu verfolgen haben. ') 

Die Staatsbedürfnifje müſſen „gedeckt“ werden. Die Mittel dazu find 
im Staat vorhanden, es find die „im Staat fonzentrirten Kräfte“ der Staats: 
bürger. Alle Kräfte, wie fie in großer Menge und Verfchiedenheit organiſch 
im Staat vereinigt find, bilden den Fond zur Dedung aller Staatsbedürfniſſe, 
„ven Nationalfond“, „den Hauptfond“. Was immer der Staat zur Regierung 
braucht, wird für die Geſammtheit aufgewendet, wenngleich” mancher Auf- 
wand nur einer bejonderen Klafje von Birgern zu nützen jcheint, denn die 
Negierung ergreift fie nur als integrirende Theile der Totalität. 

Alſo, ſchließt Gönner, „jedes Staatsbedürfnif ift radizirt auf 
allen im Staat vereinigten Kräften“; wenn alfo auch ein Bedürfniß 
al3 ein Bedürfniß bejonderer Art nur aus bejonderen Kräften, aus befonderen 
Fonds befriedigt werden kann, jo heben doch ſolche jpezielle Fonds die ALL: 
gemeinheit des gefammten Nationalfonds für das gefammte Bedürfniß des 
Staates nicht auf; wie der Ueberfchuß oder das Defizit der befonderen Kaſſen 
an den allgemeinen Fond der Hauptkaſſa zurüdfältt, jo müſſen alle jpeziellen 
Fonds an Dienftfräften als Theile des Hauptfonds angejehen werden. 
„Es iſt Daher allemal der gefammte Nationalfond, an welchen jich der Staat 
hält, wenn er auch zur Dedung eines Bedarfs an befonderen Dienjten ſich an 
die bejonderen Kräfte der Bürger als einen fpeziellen Fond hält“ (S. 63). 

Sp werden nun die Bedürfniiie des Staates durch die Kräfte der Unter: 
thanen befriedigt; hiebei muß aber eines der eriten ftaatsrechtlichen Prinzipien 
beobachtet werden, die rechtliche Gleichheit,“ welche darin beiteht, daß 
„Jeder nad) dem Verhältniß feiner Kräfte zu den jämmtlichen neben 
ihm vereinigten Kräften beitrage‘‘, mit anderen Worten, daß Jeder das gleiche 
quantum, nicht aber eben Das gleiche quale von Dienften für den Staat 
leifte. Wenn demgemäß ein Bürger von jeinen Kräften zum Staatsbedürfniß 
einen Beitrag gibt, welcher die Größe desjenigen überſteigt, was er in Ent— 
gegenhaltung der Beiträge ſeiner Mitbürger an den Staatslaſten tragen muß, 
ſo iſt er für dasjenige, was er über die Grenze beiträgt, zu entſchädigen 
(S. 101, 54 u. 57). 

Dieje Entjchädigung it fir den Staatsdiener die Bejoldung; fie erjcheint 
als „eine aus dem Weſen des Staats (insbejondere aus dem Prinzip der 
rechtlichen Gleichheit) hervorgebende Wirkung des übertragenen Staats: 
dienſts“ (S.102), ohne aber zum Begriff des Staatsdienſts zu gehören, 
denn fie iſt logisch nur verlangt, wo die rechtliche Gleichheit der Staats- 
angehörigen in Aufopferung von Sträften für den Staat verlegt wird, aljo 
nicht bei Neihedienit oder bei Dienſt nach Loos. 

Sp find die weientlichen Elemente des Staatsdienfts und das unmejentliche 
der Bejoldung finanzwiſſenſchaftlich vorbereitet. 

In welcher Weile nun Gönner den Uebergang zum rechtlichen 
Wefen des Staatsdienſts vermittelt, tritt durchaus nicht prononzirt hervor, 


’ . 
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wie man doch bei der bejonderen Aecentuirung des Sabes erwarten jollte, daß 
die rechtliche Seite des Staatsdienjts ohne finanzwirthichaftliche Baſis nicht 
volljtändig erfaßt werden kann. 

Sn $ 18 ©. 56 jeiner Monographie gibt er folgende Gedanfenreihe: 
„Staatsdienite jind für alle Staaten, für alle Branchen der Staatsverwaltung 
ein unentbehrliches Bedürfnig — diefer Sat ijt oben bewieſen —, folglich 
macht die Summe der im Staat fonzentrirten Kräfte den Fond aus, woraus 
der Negent diejes Staatsbedürfniß zu beitreiten das Necht hat ($S XVII:).“ 

Die erjte Folgerung, daß Die Kräfte des Unterthanen den Fond zur 
Dedung des Staatsbedürfnifies bilden, ift, wie wir oben gejehen haben, eine 
finanzwiſſenſchaftliche. Das Necht des Staates zur Beitreitung des Bedürfniſſes 
aus diefem Fond — alfo die zweite Folgerung — ſoll fich, wie aus der Parentheſe 
„$S XVU1“ hervorgeht, aus dem Satz erflären, daß jedes Staatsbedürfniß 
auf allen im Staat vereinigten Sträften radizirt jet. 

Es leuchtet wohl ein, daß dieſe Begründung des ftaatlichen Rechts, von 
den Unterthanen die Leiſtung der nöthigen Dienjte zu fordern, nicht eben jehr 
überzeugend it. Der Anjchauung unſerer Zeit würde es entiprechender 
erfcheinen, daß als Grund für diefes Necht eben die Natur der Herricher: 
oder Staatsgewalt angegeben wäre als des nad) dem Begriff des 
Staates über den Staatsgliedern erijtirenden höchiten Willens, welcher eben 
als höchjter die ihm unterworfenen Willen zu gewiſſen Handlungen und Unter: 
lajiungen wirfjam bejtimmt. Es hätte dann überhaupt feiner jo umfafjenden 
finanzmwijjenjchaftlichen Erörterung bedurft, jondern nur der KKonftatirung, 
daß ein Bedürfnig des Staats an Diensten vorliegt, und etwa der Bemerkung, 
daß die Staatsgewalt in Beziehung auf dieſes Bedürfni als Finanzgewalt 
bezeichnet wird. 

Dieje jtaatsrechtliche Begründung des angegebenen jtaatlichen Rechtes 
läßt Gönner in zwei Aeußerungen wenigitens durchbliden, einmal, indem er 
die Befugniß des Negenten ein Necht nennt, welchem eine aus dem „Staats: 
verein“, dem „Begriff und Wejen des Staates“ „unmittelbar hervor: 
gehende Staatsverbindlichfeit der Unterthanen korreſpondirt“ (S. 56 
u. 58),') zum anderen, indem er, gegen Seuffert ſich wendend, ausjpricht: 
„Die Finanzgewalt beweiſt dieſe Verbindlichkeit weit zwanglojer“, als der 
Gejellichaftsvertrag und das dominium eminens (S. 57). 

So hat Gönner den rehtlihen Grundjah gefunden, der dahin 
lautet, daß der Negent aus den vereinigten Staatsfräften alle Staatsbedürfniije 
zu befriedigen befugt ilt, daß er die Leiſtung der nöthigen Dienjte von den 
Unterthbanen als Staatsverbindlichfeit fordert, ohne ſich um ihre 
Einwilligung zu Fimmern, und daß der Staat bei Dienjten gegen feine 
Unterthanen jo wenig, als bei Entrichtung der Steuern, ſich in einen Kon 
trahenten verwandelt” (S. 51).*) 

Weil nur die Staatsgewalt die Öffentlichen Laften und die Mittel zur 
Befriedigung der Staatsbedürfnifie bejtimmen fanı, jo jest, ſchließt Gönner 
weiter, jede Uebertragung eines Staatsdienjtes einen Akt des 


1, &. 83: „Aus der Natur des Staatövereines*, 

2) Ebenjo ©. 56: „Staatädienfte überhaupt find eine Staatöverbindlichkeit”, ©. 83: 
„Staat3dienjte find demnad) eine Staatslaſt“, ©. 182: Staatödiener find eine „beiondere 
Klaſſe von Unterthanen“; ebenijo Gönner, Staatsrecht $ 425: „Die Uebernahme eines 
Staatsamts ift kein Vertrag“. 
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Regenten voraus, einen „Auftrag des Regenten“, „einen Staatsruf”.‘) Da 
ferner der Staatsdienjt eine Staatsverbindlichfeit des Untertanen ift, fo fommt 
e3 bei der Uebertragung eines Staatsdienjtes auf den Willen des Unterthanen 
gar nicht an, jondern der als „Gebot”, ala „Auftrag“, nicht als „Verſprechen“ 
erflärte Willen des Negenten vollendet das ganze Gejchäft nach jeinen recht: 
lichen Beitandtheilen, folglich wirft die einjeitige Willenserflärung 
des Negenten verbindlich, welche die rechtliche Möglichkeit eines Ver— 
trags ausjchlieht“.®) 

So hat Gönner folgendes Nefultat gewonnen: Wie vom finanzwilien- 
Ichaftlichen Gefichtspunft aus jeder Dienit Staatsdienit ift, welcher ein Staats: 
bedvürfuiß?) it, jo it vom rechtlichen Standpunft aus jeder Dienit Staats: 
dienst, welcher eine Staatsverbindlichkeit ift. 

Keineswegs nimmt aber Gönner an, daß jeder Dienft, welcher Staats— 
bedürfniß iſt, rechtlich als ( Staatsverbindlichkeit erjcheinen muß, ſondern er 
erflärt ausdrüdlich, daß der Negent wenigjtens die notbwendigen techniichen 
Dienſte oder Geijtesarbeiten nicht blos „als Staatsverbindlichkeit gegen 
Erſatz“, jondern auch „in Form eines Kauf: oder Meiethvertrags* BERN 
fan.) — 


Il. 


Gönner bat dem Staatsdienit wegen de3 damit verbundenen Einfommens 
auch die Eigenjchaft eines Erwerbszweiges beigelegt; dieſe Eigenichaft iſt eine 
unmejentliche, denn das Recht auf Beſoldung gehört auch nad Gönner nicht 
zum Begriff des Staatsdienfts, wie wir bereit3 oben bemerften. 

Was Gönner dazu führt, den Staatsdienft als Ermwerbsquelle in Betracht 
zu ziehen, erfährt man, wenn man fich daran erinnert, daß er vom Prinzip 
der rechtlichen Gleichheit aus zu Dem Sate gekommen ijt, daß demjenigen, der 
für das Ganze eine feinen gewöhnlichen Antheil überjteigende Staatslajt 
trägt, eine Entihädigung gebührt, ) die in einer Bejoldung oder ehrenden 
Auszeichnung beitehen kann. Als Maßſtab für die Höhe diefer Entjchädigung 
gibt dann Gönner an, daß dem Diener Erſatz für Alles gebühre, was ihm 
durch Uebertragung des Staatödienjtes entgehe, ohne daß zwiſchen pofitivem, 
d. h. durch den Staatsdienjt entjtandenem Aufwand und dem entgehenden 
Bortheil zu unterjcheiden jei. ©) 

Daraus nun folge von jelbjt,?) daß die gemeinen Dienfte nur durch eine 
auf den Lebensunterhalt beichräntte Summe, den Arbeitslohn, vergolten 
werden, weil die gemeine Arbeit der Negel nach nur eine dem Lebensunterhalt 
gleichfommende Rente abwerfe; die Bejoldung derjenigen dagegen, welche 
technijche Dienste leilten, dürfe niemals als bloße Alimentation 
betrachtet werden, jondern fie müſſe, weil dieſe Dienjte ein befonderes 
Kunftfapital an Geiftesanlagen und Bildung vorausſetzen, dem 
Ertrag anderer eine gleiche Bildung vorausjegender Erwerbszweige gleich: 
fommen, welche auch nicht blos einen dürftigen Unterhalt gewähren, ſondern 


S. 153 u 154, dann ©. 53: „Die Auswahl der Mittel kommt dem Negenten zu*. 
4 u. 56, 
: „jede Gattung von notbwendigen“ (Dieniten), 
— der Staatsdienſt. S. 55. 
102, 103, 104, 
105. 
’ Vgl. zum Folgenden ©. 104 u. 105, 107 u. 108, 


- 
— 
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als Rente eines bejonderen Induſtriekapitals einen größeren Gewinn ver: 
ſchaffen. — 

Soweit mın die Entichädigung Rente eines bejonderen Induſtriekapitals 
ift, it fie Erjag für einen entgehenden VBortheil, denn der Beſitzer dieſes 
Kapitals konnte es auch anderwärts fruchttragend anlegen. Aber, wie bemerkt, 
ift unter dem ejichtspunfte der Entichädigung fein Unterjchied, ob die Be: 
joldung für einen entgehenden Vortheil oder für den Dienjtaufwand geleiftet wird 
(S. 106 und 104). Daraus folgt, weil mit der Urfache die Wirkung wegfällt, 
daf der Anſpruch auf Bejoldung als Entſchädigung, welcher die Wirfung vor: 
jtellt, ebenjo bald erliiht, als der Diener von der öffentlichen Laſt des 
Staatsdienit3 befreit wird, Denn der Grumd jeines Verluftes ift dann 
aufgehoben, folglich auch fein Objekt mehr vorhanden, wofür er eine Ent: 
ſchädigung fordern fünnte (S. 106), !) es müßte denn eine jpezielle Zuficherung 
oder der Fall einer fortwirfenden im Dienjt erlittienen Beichädigung vorliegen. 

Nun gibt e8 aber Fälle, wo mit der Beendigung der Dienit: 
leijtung Die Zahlung von Gehalt an den Beamten nicht aufbört; 
wir haben oben 3 16 i. f. davon gejprochen. Wäre die Beſoldung nur eine 
Entichädigung, jo fünnten diefe Fälle nicht erklärt werden. Um alfo auch fie 
rechtlich Eonjtruiren zu fünmen, betrachtet Gönner den Staatsdienit auch von 
der volfswirthbichaftlihden Seite und findet, daß derjelbe noch eine 
andere Eigenichaft, als die einer Staatsverbindlichkeit haben kann; dieſe 
fomme ihm Durch das Bejoldungsrecht zu, wenn diejes nicht als Ent: 
ſchädigungsanſpruch, jondern als Erwerbsmittel angefehen werde, 

Der Gedanke, welchen er zum Ausgangspunkt nimmt, ?) it, daß jeder 
Bürger im Staat einen Nahrungsitand haben muß, mag diefer in einem 
Grund- oder Arbeitsfapitale beitehen, eine Erwerbsquelle alfo, welche nicht 
nur vorübergehend, jondern fortdauernd jeine Subſiſtenz fichert. Demnach 
muß auch der Staatsdiener einen Nahrungsitand befiten. 

Bei der Uebertragung eines Umtes — Gönner fchränft hier die Be— 
trachtung auf die Staatsdienite ein, welche Aemter find — jtebt die Regierung 
vor der Alternative: entweder nur ſolchen Bürgern ein Amt aufzutragen, welche 
Icon einen Nahrungsjtand außer dem Staatsamte haben, oder an den Staats: 
dienjt einen Nahrungsjtand zu fnüpfen. Im eriten Fall nun, führt Gönner 
aus, ijt denkbar, daß der Staatsdiener ein Anıt nur als Staatslajt über: 
nehme, und daß jogar der mit wirflicher Dienitleiftung verbundene Erſatz 
als ein vorübergehbender Erwerb den Charakter eines Nahrungsitandes 
nicht an fich trage, jondern mit dem Ende der wirklichen Dienitleiftung 
aufhöre. Im zweiten Fall dagegen fünnen Staatsdienite einen fortdauern- 
den Erwerbszweig bilden und es fanı darauf ein von der wirklichen 
Dienjtleiitung unabhängiger Nahrungsjtand gegründet werden. 

Das Prinzip der rechtlichen Gleichheit fordert, wie bemerkt, daß dem 
Diener „für den Berluft durch die wirkliche Dienitleiftung während des 
Staatsamts"*) Entfchädigung zu Theil werde; es verlangt aber noch mehr: 
Der Staatsdiener muß auch Erjag erhalten, wenn er durch Uebernahme eines 
Staatsdienjts die Möglichkeit eines anderen Erwerbs für die Zufunft 
aufzugeben genöthigt wird; Ddiefer Erjaß fann nur darin beſtehen, daß er 

) S. 147 ebenſo: „Wo Staatädienfte nur als Staatöverbindlichleit betrachtet werden, 
da hört mit der Dienjtleiftung aller Aniprud auf Erjag auf. 

2) Berg. ©. 114 ff. 

3) Vergl. zum Folgenden ©. 116 und 117. 
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für feine Yebenszeit einen eigenen Nahrungsftand indem Ertrage des 
Staatsdienjtes befigt, jo, wie andere Bürger in ihren Gewerben. Demnach 
ergibt ſich als Nefultat: „Daß der Staatsdienjt einen unmwiderruflihen 
(d. h. einen auf Lebenszeit dauernden und unter der unmiderruflichen Garantie 
des Staates jtehenden) Nahrungsstand jo oft begründe, als der Bürger 
durch Lebernahme eines Staatsdienjtes einen anderen unmiderruflichen Nahrungs: 
jtand verliert” (S. 117). 

In der Regel mun ijt dies nur der Fall bei den Dienften, welche eine 
technifche Bildung vorausjegen,') eine jzientifiiche oder eine Gewerbs— 
bildung.?) Dede Bildung it ein Indujtriefapital des Beſitzers; 
unter gleichen Verhältniſſen kann die Rente eines jeden Jnduftriefapitals vom 
Staate gleiche Garantie fordern; jede Bildung muß alfo zum gleichen Nefultate 
führen, zu einem auf Lebenszeit dauernden Nahrungsitand. 

So erjcheint die Befoldung ala „Rente eines Induftriefapitals“ 
(S. 122 oben). 

Wenn man diefe volfswirtbichaftliche Theorie von Gönner vollitändig 
würdigen will, jo muß man im Auge behalten, daß Gönner in der Periode 
des Bolizeiltaats lebte, alfo in der Zeit, wo auf gewerberechtlichem Gebiete 
das Konzejjionswejen berrichte. Darum findet Gönner auch in Diejer 
Beziehung „volle Identität der Staatsdienjte mit den übrigen Erwerbszweigen“ 
(S. 125). Hier wie dort ijt eine Konzejfion von Seite des Staates Beding- 
ung des Nahrungsitandes. Der „Ruf“, durch welchen der Unterthan zur 
Erfüllung feiner Staatsverbindlichfeit angehalten wird, ijt zugleich die Konzeſſion 
der „alle Erwerbszweige nad) dem Staatsbedürfnig leitenden Staatsgewalt“ 
(S. 153 und 125) und, weil fich in der Konzeſſion „das oberfthoheitliche 
Leitungsrecht der Gewerbe” ausſpricht (S. 141),?) kann audy in diejer 
Nichtung fein Vertrag der Rechtsgrund des Staatsdienites fein.) Die Wirkung 
der Konzefjion ift, daß dem Diener die Nente eines Kunftfapitals in unwider— 
ruflicher Weife garantirt ijt;?) auf Ddiefer Garantie des Staates ruht der 
Nabrungsitand des Dieners. 

Wenn wir num fragen, wie fich rechtlich diefer Nahrungsftand darftellt, 
jo lautet die Antwort Gönners: Nechtlich ericheint die Begründung eines 
auf Gewerbebetrieb beruhenden Nahrungsitandes als Entjtehung des Meijter- 
rechtes; „Die Aufnahme in den Staatsdienft iſt die Konzejfion des gelehrten 
Meijterrechtes“ (S. 126). Diefes ift ein „unmwiderrufliches Recht“ auf den 
Nahrungsſtand,“) das nur durch ein Verbrechen oder Tod verloren gebt 
(S. 126), ein Necht des Bürgers, von feinem Kunjtfapital durd 
jeinen Fleiß eine Rente zu zieben (S. 48). 

Allen Gönner bemerkt noch, daß nicht die ganze Bejoldung eine Rente 
des Kunſtkapitals darjtellt, während fie, als Entfchädigung gefaßt, ihrem ganzen 
Umfange nah Erſatz für den durch die wirkliche Dienitleiftung verurjachten 
Schaden tft; ein Theil des Gehalts ift nämlich auch vom nationalöfonomifchen 
Standpunkt aus „Entihädigung für den durch den wirklichen Dienft erfittenen 
. 119 ff. 

122 8 44. 
142 erjcheint die Begründung des Nahrungsitandes als Ausfluß der „ſtaats— 
wirtbichaftlichen Gewalt“. 

* Siche ©. 141. 

5) ©. 126 und 142. 

°; ©. 139: „Net des Unterthans auf Fortdauer des ihm vom Staat angewiejenen 
Erwerbszweiges“. 
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Verluſt“, alſo Erjag des Dienjtaufwands (S. 144 und 147). So erflärt 
Gönner die Trennung, welche die bayerische Gejeßgebung zwijchen Standes: 
und Dienjtgehalt macht; denn er erwähnt ausdrüdlich noch, daß dieſer zweite 
Theil der Bejoldung mit der wirklichen Dienjtleiltung genommen werden fann, 
aljo widerruflich ijt, wie der Dienjtgehalt nach bayerischem Recht. — 

Wir haben oben gejehen, daß Gönner den Staatsdienft, ſoweit er eine 
Verbindlichkeit des Unterthanen iſt, jelbitverjtändlih als ein Inſtitut des 
Öffentlihen Rechts erjcheinen läßt. Es fragt ſich, ob er dies auch thut, 
foweit der Staatsdienjt als Nahrungsſtand aufgefaßt werden fann. 

Gönner jagt ausdrüdlich, daß die Konzeifion ihrem Inhalt nach die 
Erlaubniß „zur öffentlichen Betreibung eines Gewerbes“ it‘) — daß „ohne 
Konzejlion des Negenten fein Bürger zur Betreibung eines öffentlidhen 
Gewerbes befugt“, folglich auch fein Bürger berechtigt it, ohne Beiſtimmung 
des Negenten feinen Nahrungsſtand auf den Staatsdienjt zu gründen,”) — daß 
durch Uebertragung eines Staatsamts dem Diener eine öffentliche Exiſtenz 
im Staat gegeben wird (S. 126). Damit ift die öffentlichrechtliche Natur 
des Staatsdienſts auch nad) diejer Seite anerkannt. 

So iſt alfo nah Gönner der Staatsdienft ein rein jtaatsrechtliches Ver— 
hältniß. Bekräftigt wird dieſe Behauptung durch folgenden Sat: „Staats 
dienjte gehören in jeder Eigenjchaft, als öffentlihe Laſten und 
als Nahrungsjtand, zum öffentlihen Rechte und müljen nach der 
Natur des Staates aus fid) jelbit ohne Einmiſchung privatredhtlicher 
Normen beurtheilt werden" (S. 143). 

Nur in einem Fall ericheint ein privatrechtliches Forderungsrecht des 
Dieners gegen den Staat. Gönner jagt nämlich, Einbehaltung der Bejold- 
ung von Seite des Staates habe zur Folge, „daß der Staatsdiener für den 
Rückſtand ein Gläubiger des Staates werde". Steineswegs erhalte der 
Diener dadurch die Befugniß, gegen den Willen der Staatsgewalt den Dienft 
aufzufündigen, weil Staatsdienjte als Staatslajt eine Folge des bürgerlichen 
Gehorjams jeien, und es im Widerjpruch mit dem Prinzip des Staatsdienjtes 
jtehe „aus privatrechtlihen Gründen eine Auffündigung der Unterthans— 
pflichten zuzulafjen" (©. 262). — 

Die Erfolge, welche die Lehre Gönners erzielte, laſſen jich erjt erfennen, 
wenn wir die Anwendung der von ihm aufgeitellten Prinzipien im Einzelnen 
verfolgen. 

1. Aus den grundlegenden Erörterungen ergibt ſich bereits implicite, 
daß Gönner jenes Recht des Beamten auf Erfüllung jeiner Verbindlich— 
feit hat verichtwinden laſſen. Ausdrücklich betont er: „In Beziehung auf die 
Dienjtleijtung und auf den Staat hat der Staatödiener nichts als 
Berbindlihfeiten.... Die Leijtung der Dienjte iſt nichts als Verbind— 
lichkeit, durchaus fein Recht“ (S. 90 u. 91). 

a) Gönner thut dar, daß jelbit, wenn man einen privatrehtlidhen 
Vertrag zu Grunde lege, wie es bisher geſchehen jei, dieſer Anjtellungsver- 
trag durdy eine Eigenthümlichkeit, nämlich) das Recht auf die Erfüllung der 
Pflicht, dem allgemeinen Vertragsgrundjage, daß die vertragsmäßige Verbind- 
lichkeit gegen andere eben nur vertragsmäßige Verbindlichkeit gegen die— 
jelben jei, geradezu widerjprechen würde; jeder Vertrag gibt dem einen Pazis— 


1) ©. 141 und 125. 
2) S. 158. 
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zenten nur ein Necht auf dasjenige, was der andere, nicht auf das, was 
er zu leilten verfprochen hat (©. 283). 

b) Dann aber weiſt Gönner treffend nach, daß ein jolches Hecht des 
Diener auf das Staatsamt jelbit als wirkliche Dienftleiftung der „Natur 
des Staates” d. h. der wejentlichen Beziehung des Staatsdienit3 auf den 
Staat volllommen widerjtreiten würde (S. 273). 

Durch Dienfte ſoll nämlich der Staatszweck nicht blos im Momente der 
eriten Uebertragung eines Staatsamtes, jondern fortdauernd in jedem neuen 
Augenblide erreicht werden. Der Negent hat ausſchließend das Recht, 
dDiefe Mittel dem fortdauernden und fich mit jedem Momente erneuernden 
Staatsbedürfnifie gemäß auszumählen (5. 53 Ill). Alſo kann ein Staats 
diener die rechtliche Abficht gar nicht haben, gegen den Staat ein Nedht 
darauf zu erwerben, daß der Megent ihn auf feine ganze Lebenszeit al 
das bejte Mittel für Erreichung des Staatszwedes anjehe, und der Negent 
fann ebenfalls nicht die Intention haben, dieſes Necht auf ibn zu übertragen. 
Demnady bat erjterer die Befugniß, den Bürger jederzeit von der Verbind— 
Lichfeit zur Dienitleiftung zu befreien. 

2. Gönner kann jene Fälle aus dem Weſen des Staatsdienjtes erklären, 
two eine „Veränderung“ in der wirklichen Dienftleiftung vor fich gebt, ei 
es, daß dieſelbe in eine andere Dienititelle übergeführt wird, oder daß fie ganz 
aufhört, aber immer das Bejoldungsredht fortdauert. Das Prinzip, 
welches Gönner in diefer Richtung aufitellt, lautet: „Der Staatsdiener bat, 
wenn wir Staatsdienfte als öffentliche Laſten betrachten, gar fein Recht 
auf das Staatsamt, er hat nur die Verbindlichkeit, dem Staate an dem vom 
Negenten ibm angewiejenen Platze zu dienen, und binfichtlich des Nahrungs 
ftandes fann der Diener auf gar nichts Anspruch machen, als daß ihm der 
Negent gegen feine Bereitmwilligfeit, Dienfte zu leiiten, feinen Nahrungs: 
ſtand ungekränkt belaſſe; da nun beide Eigenschaften, ohne jich aufzuheben, 
neben einander bejtehen, jo folgt, daß der Negent alle Veränderungen an 
Staat3dienjten vornehmen fünne, welche den Nahrungsitand des Staats» 

dieners nicht ftören“ (S. 19). 

" a) Zunächit wird der Grundjag auf Die Verſetzung angewendet. Dieſe 
läßt jich, wie wir bei v. d. Bede!) bemerkten, nicht erflären, wenn man zum 
Bertragsinhalt die Uebertragung eines bejtimmten Amtes macht. Dieſe Anjicht 
theilt Gönner:“ „So lange (der Diener) kein Fajjationsmäßiger Schuft iſt, 
ichüst ihn fein Vertrag, denn pacta dant legem contractibus“; iſt aber die 
Baſis die potenzirte Unterthanenpflicht, jo kann der Regent die Diener, jo lange 
er ihren Nabrungsitand unverrüdt läßt, „dahin beordern, wo er von ihnen 
nügliche Dienſte erwartet“. 

b) Was die Fälle der „Endigung der Staatsdienſte“ anlangt, fo 
icheidet Gönner Endigungsarten, welche „das ganze Staatsdienerverbältniß, 
jogar mit Nüdficht auf den Nahrungsitand und die hiemit verfnüpften Rechte 
der Familie“ aufheben (3. B. Nemotion oder Kafjation), und folche, welche 
„ih nur auf den Dienst als jolchen beichränten, ohne die Rechte des 
Nahrungsitandes zu verändern" (5. 236). 

Uns interejjiren in diefer Beziehung feine Angaben über die Entlafjung, 
d. h. die „Handlung, wodurch einem Staatsdiener fein bisheriges Amt ohne 


N 1 ober N 16 ©, 628, 
®, Hönner, der Staatödienit ©. 87 und Erläuterungen zur Pragmatit Anm. 19. 
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Beweis einer den Dienſtverluſt nach ſich ziehenden Urjache wider feinen 
Willen abgenommen wird" (S. 271). Der Staatsdienft iſt wejentlich eine 
öffentliche Laft. Indem der Staat einen Bürger zum Staatsdienft ruft, 
legt er ihm eine Verbindlichkeit zur Dienjtleijtung auf, von welcher 
die Staatögewalt den Bürger auf eben diefelbe Art wieder befreien’) fann, 
d. h. eben: durch eine einfache Abberufung tritt Entlaſſung oder Befreiung von 
Laſten ein. 

Was nun die Folgen der Entlaſſung anlangt, ſo erlöfchen die bejonderen 
Pflichten des Staatsamts für die Zukunft, ebenjo die Auszeichnungen an 
Rang, Titel u. ſ. w., weil eine „Folge des wirklichen Staatsdienftes“ 
(S. 276), und die Befoldung, „Sofern jie nur Erfaß für den mit wirklicher 
Dienftleiftung verbundenen Schaden it” (S. 276). Dagegen dauert das Necht 
auf Bejoldung fort, jomweit auf dem Stantäbienft der Nahrungsitand beruht. 
Als Grund dafür gibt Gönner an, „der Staatödiener erfüllt durch feine 
Bereitwilligfeit zur ferneren Dienftleiftung alle Bedingungen, von 
welchen . . . fein Nahrungsſtand abhängt” (S. 277). 


) ſ. S. 272 a. a. O. 


Fortſetzung folgt.) 


Miszellen. 


Die Finanzlage der preußiſchen Gemeinden. Mach der umfangreichen 
1883er Statiſtik von L. Herrfurth und W. v. Tzſchoppe.) Die Geſammt— 
einnahmen der Stadt: und Landgemeinden des preußiſchen Staates (ausſchl. der 
Gutsbezirke) betrugen im Jahre 1883/84 354 Mill. «4, die Geſammtausgaben 
373 Mill. M., während fich die geſammten Staatseinnahmen bezw. Ausgaben im 
Soll des Jahres 1883'854 auf rund 1083 Mill. Ab. ftellten, d. h. etwa auf das 
Dreifache jener Gemeindezablen. An direften Steuern erhoben die Gemeinden 
167 Mill. AM, alſo 1%, mal fo viel wie der Staat, an indirekten Steuern 
nur 4°, Mil. Ab, alio etwa *,, der entiprechenden Einnahme des Staats. Für 
Unterrichtsziwede verausgabten die Gemeinden 85 Mill. 4 oder 2!/, mal jo viel 
wie der Staat; ipeziell für das Glementar-Schulweien wandten die Gemeinden 
66°, Mill. A auf, d. h. mehr als dreimal fo viel wie der Staat. Das Ber: 
hältnig der Einnahmen und Ausgaben der Städte zu denen der Land-— 
gemeinden wid von dem der beiderieitigen Bevölferungszahlen auf’s Erheb- 
lihfte ab. Denn während die Bevölkerung der Städte fi zu der der Land— 
gemeinden wie 3:5 ftellte, verbielten ſich die beiderjeitigen Geſammteinnahmen 
wie 5:2 (253 zu 101 Mill, «%) und die Gefammtausgaben wie 51, :2 (272 
zu 101 Mill. .M). Auf den Kopf der Bevölferung entfielen an Cinnahmen in 
den Städten 27 MA., in den Landgemeinden 6', M., an Ausgaben in eriteren - 
29 Ab, in legteren 6’, M. Am geringsten war der Unterichied zwiichen Stadt 
und Land bei den Ausgaben für das Volksſchulweſen und für Verkehrs— 
anlagen, am größten bei den Ausgaben für das höhere Unterrichtsweſen und 
für gewerbliche Anlagen bezw. gemeinnügige Anſtalten. Bei den Ausgaben für 
allgemeine ftaatlihe Zwede, welche 17°,, bezw. 71/,;, Mill. M betrugen, zeigte 
fi) nur eine geringe Abweihung von dem bei den Gefammtausgaben beobadteten 
Verhältniſſe. Die Kopfbeträge ftellten fih auf 1,4. bezw. O,, Me, würden fich 
jedoch, ebenſo auch die abjoluten Beträge, bedeutend höher geitellt haben, wenn 
nicht von den Koſten der Polizei, welche unter dieſe Ausgabenfategorie gehören, 
der Staat einen Fehr erheblichen Antheil übernommen hätte. Für Berfehrsanlagen 
(Straßen, Plätze, Wege, Brüden u. dgl.) gaben die Städte 32, die Yandgemeinden 
18'1/, Mill. M. aus, d. i. pro Kopf 3,54 bezw. 1,17 M. Die Differenz zwijchen 
Stadt und Land it hier eine verhältnigmäßig geringe; ganz anders bei den 
gewerblichen Anlagen zu Gemeindeziweden, für welche Seitens der Städte 55°/, 
Mill. A, in den Landgemeinden noch niht 1 Mill. AM, alſo in eriteren fait 
62 mal jo viel wie in lesteren, verausgabt wurden. Weniger bedeutend, aber 
doch nicht ganz unerheblich war der Unterſchied zwiſchen Stadt und Land in Bezug 
auf die Ausgaben zu Zweden der Wohlthätigfeit und Armenpflege; dieſelben 
betrugen nämlich) in den Städten fait 36, in den Yandgemeinden faft 13 Mil. .£, 
alfo in eriteren fat dreimal oder nah Maßgabe der Stopfbeträge — 3,,5 bezw. 
O,3, fe. — 4°/, mal ſo viel wie in legteren. Auch hier liegt der Grund nahe: 
die Eoftipieligere geichlofjene Armenpflege (MAnitaltöpflege) fommt faft nur im den 
Städten vor; die offene Armenpflege in den Städten beruht mehr auf Geld, auf 
dem Yande fait nur auf Naturalunterftügungen, und es findet ein größerer Zuzug 
jowohl von Armen, wie von Werarmenden nach den VBerfehrözentren hin jtatt. 
Für das Interrihtsweien verausgabten die Städte 62, die Landgemeinden rund 
23 Mill. „%, alſo erftere 2°/, mal jo viel wie legtere. Die Kopfbeträge Ttellten 
fi) auf 6,55 und 1,4; fa, verhielten fi) aljo wie 4'/, : 1. (Stat. Rorr.) 
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Die rechtliche Natur des Stantsdienftes 
nad) dentſchem Stantsredzt 


hiſtoriſch-dogmatiſch dargeitellt. 


Bon der juriftiichen Fakultät der Univerfität München gefrönte Preisſchrif 
Von 


Hermann Rehm. 
Fortſetzung.) 


— — — 


Aber Gönner ſieht ſogar „in keiner Entlaſſung von Seite des Staates 
eine gänzliche Aufhebung des Rechtes, Dienſte zu fordern“,') alſo ſelbſt in 
der Entlafjung aus einer Dienftftelle nicht, welche nicht zugleich einen Befold: 
ungsanſpruch begründet. Dies entjpricht vollfommen dem YFundamentalfage, 
daß der Staatsdienit Unterthanenverbindlichkeit ift, alfo eine „Fortdauernde 
und gleihjam mit jedem Momente neu erwachende Verbindlichkeit" (S. 258). 
Die Entlaſſung befommt bei Gönner den Charakter der thatjädhlichen 
Nichteinhebung einer Pflicht, welche über die Zeit wirklicher Dienft- 
leiftung virtuell fortdauert 

Bei Betrachtung der Lehren v. d. Bede’s haben wir drei Punkte als 
der Aufflärung bedürftig bezeichnet.‘) Gönner hat zwei von diefen Fragen 
vollftändig beantwortet, wenn er jagt, daß dem Begriff des Staatsdienſtes 
eine bejtimmte Art von Dienften nicht weſentlich ilt, und daß der Staats: 
diener fein Necht auf Erfüllung feiner Verbindlichkeit erhält.) Im Hinblid 
auf die dritte Frage ergibt das Prinzip von der „Staatsverbindlichkeit“ wenig— 
ſtens jo viel, daß die Pflicht zur Dienftleiftung bei der Entlafjung über die 
Zeit wirklicher Dienftleiftung fortdauert. 

Dies alles zu erkennen ift Gönner gelungen, weil er den Staatsdienft 
als eine jtaatliche Inſtitution aufgefaßt hat, und jede jtaatliche Einrichtung ift 
eben aus dem Weſen des Staates zu erflären. Er hat nachgewiefen, daß fich 
aus der rein privatrechtlichen Vertragsthorie das Entlajjungs- und Verſetzungs— 
recht des Negenten faum abnehmen läßt, weil das Verhältniß eben ein ſtaats— 
rechtliches iſt. 

— Ob aber dennoch gerade ſein Prinzip das richtige iſt, iſt eine andere 
age. 

1. Gönner bat die Bertragsgrundlage verworfen, weil er nur privat— 
rehtliche Verträge fennt, und darum die Unterthanenfchaft als Rechtsgrund 
des Verhältnifjes gewählt. Einen anderen Ausweg findet Gönner nicht, 
denn er jelbjt jagt: „Wollte man diefe Staatsverbindlichkeit nicht anerkennen, 
jo müßte man die Nechte zwijchen dem Staat und dem Staatödiener aus 


ji. ©. 277 a. a. D. 
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einem Vertrage, als Privatgeſchäft, ableiten” (S. 69), jo daß man 
außer Stande wäre, „jehr viele Nechte des Staats“... „aus Prinzipien 
abzuleiten" (5. 69) 

Es bfeibt darum fraglich, ob die Behauptung, daß der Untertban als 
folder zum Staatsdienit verpflichtet it, mit der Wirflichfeit und den 
thatſächlichen Verhältnifjen übereinjtinmt, denn Gönner jelbjt fpricht aus: 
„sch kenne feine größere Empfehlung einer Theorie, als wenn aus ihr zugleich 
alle Erfcheinungen, wie fie fich in der lebenden Welt darjtellen, ohne Zwang 
natürlich erklärt werden können“ (5. 130). 

Gönner will zwar die Lehre vom Staatsdienft nicht „aus-dem Gefichts- 
punft des pofitiven Nechtes” (S. 280', jondern nach den Prinzipien des „Ver: 
nunftitaates* (S. 116), des Staates der Theorie, des allgemeinen Staats: 
rechtes betrachtet haben, aber er jieht fich gerade in Hinblid auf feine eben 
mitgetheilte Anficht über den wahren Werth einer Theorie veranlaft, darauf 
hinzuweiſen, daß jeine Konjtruftion den thatſächlichen Vorgängen in der 
Geſchichte entipreche. Er zeigt an, daß in Nom die Öffentlichen Aemter 
„Öffentliche Yajten” genannt wurden (©. 58, 68, 84), daß in Griechenland 
eine Verpflichtung der Untertbanen zur Führung von Staatsgeichäften bejtand 
(S. 68, 54), daß eine jolche auch dem kanoniſchen Necht gemäß ſei (S. 58) 
und daß „in den Stürmen der franzöſiſchen Revolution“ ein Zwang zur 
Berwaltung der Staatsangelegenheiten jtattgefunden habe (S. 58 u. 68). Für 
die Deutjchen Berhältnifje dagegen gibt” er zu, daß „unjere Negenten bei der 
emporgeftiegenen Kultur wegen den mit Staatsämtern verbundenen Vortbeilen, 
wegen dem Andringen mehrerer Kompetenten um erledigte Staatsämter jelten 
in den Fall fommen, von dem Nechte jelbft Gebrauch zu machen“ (©. 63 u 79); 
allein, fügt er Hinzu, was fünnte hieraus gegen das aus Prinzipien voll: 
fommen Ddeduzirte Necht gefolgert werden? umd womit joll dem Staat geholfen 
werden, wenn es zum Dienjte an joldhen Volontärs gebridt? (S. #4 ) 

Dem gegenüber ijt vor Allem zu fragen, ob denn die Prinzipien 
jelbit dem wirklichen Nechtszuftand in Deutjchland entiprechen. 

Gönner erklärt, weil ibn die foniequente Durdführung feiner 
Theorie dazu veranlaßt, die Reſignation des Dieners für unzuläffig. Dies 
folge aus der „Natur der Staatsdienjte* (S. 255). Staatsdienfte find eine 
„Staatsverbindlichkeit des Unterthans“. So wenig nun ein Unterthan ſich 
diefer Berbindlichkeit durch Verweigerung der Annahme eines Amtes entzieben 
darf, ebenſowenig darf er fi) von der Erfüllung der einmal auferlegten 
Pflicht zu wirklicher Dienftleiftung durch „Freiwillige Niederlegung eines 
Staatsdienſtes“ (S. 256) losmachen. Der Einwand, daß der Staatsdiener 
dem Nahrungsftand, alfo einem Nechte und Bortheile, doh wohl entjagen 
fünne, ift nicht ftichhaltig, denn die Eigenfchaft eines Nahrungsjtandes kann 
das twefentliche Moment, die öffentliche Laſt, nicht aufheben, und der Nefig- 
nirende will mehr die Lajt von ſich abwälzen, als das Recht aufgeben 
(S. 259). 

Die beiden deutſchen Gefeggebungen jener Tage dagegen fprechen 
die Zuläffigfeit der Nefignation aus, die eine unbedingt, die andere bedingt; 
nad) der bayerijchen Landespragmatif Art. 17 A „ann der Staatsdiener zu 
jeder Zeit ohne alle Motivirung feine Entlafjung aus dem Staat3dienite nehmen“; 
das preußische Landrecht (Theil II Titel 10 8 95) gejtattet eine Verweigerung 
der Entlajjung nur, wenn e8 das Beſte des Staates fordert. 


— 
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Gönner!) erflärt freilich dieſe Erfcheinungen des pofitiven Nechts 
dahin, daß „der Negent bier von der Strenge jeines Rechtes Umgang 
genommen und dem Staatsdiener im Boraus feine Einwilligung in die Nefig- 
nation durch eine allgemeine Verfügung ertbeilt habe, weil in der bayerischen 
Gejepgebung die Eigenschaft des Nahrungsftandes mit einigem Webergemwicht 
anfgefaßt ſei und „nach heutigen Berhältnifien Fein Mangel an anderen taug- 
lihen Subjeften bejtehe, wenn ein Diener abgehe“. Allein vielleicht läßt fich 
aus diejer Nechtsnorm doch Schließen, daß diefe Geſetze feinen ftaatlichen Zwang 
zum Staatsdienft im technijchen Sinne Fennen. 

2. Ebenjo erregt ein Einwand Bedenken, welchen v. d. Bede gegen 
Seuffert vorbringt, der ja aud die Staatsangehörigfeit zur rechtlichen Bafis 
de3 Staatsdienjtes genommen hatte. Der Einwurf kann demnach aud) gegen 
Gönner gerichtet werden. 

Die übrigen Gründe rechtlicher Art,?) welche v. d. Becke gegen Seuffert 
anführt, beruben alle auf der Annahme, daß nur eine bejtimmte Art von 
Dieniten, die Dienjte der geiftigen Arbeit, Gegenstand des eigentlichen Staats: 
dienstes fein fünnen. Dieſe widerlegt Gönner in ihrer Gelammtheit?) aus 
dem Grundſatz, daß jeder Dienjt Staatsdienft fein kann. 

Bor einem Einwurf muß aber auch Gönner Halt machen. B.d. Bede 
jagt nämlich, daß „die Negenten fich nicht daran binden, nur Staatsbürger 
zu Staatzämtern zu berufen*.t) Nun fann Gönner allerdings dagegen vor: 
bringen, dies ſchade dem Prinzip nichts, denn daß dem Regenten neben der 
Befugniß, die Unterthanen zum Dienfte heranzuziehen, auch das Recht zuftehe, 
durch Einberufung der Ausländer das Staatsbedürfniß zu decken, hebe die 
genannte Befugniß keineswegs auf (S. 85). Aber immerhin muß Gönner 
jein Prinzip durchbrechen, um diefer Thatfache, daß Ausländer 
in fremden Dienft treten, rechtswiljenjchaftliche Analyje zu Theil werden zu 
(alien, und es fünnte möglich jein, daß eben dieſes Loch, welches in den 
Grundſatz der Staatsverbindlichkeit geriljen wird, die Nichtigkeit des Prinzipes 
jelbjt in Frage ftellt; jedenfalls wird dasfelbe erheblich geſchwächt. 

Was nun diefen „Ausnahmsfall” angeht, jo erflärt Gönner, daß da, 
wo der Negent einen Ausländer zu einem Staatsamt beruft und Ddiejer 
den Auf annimmt, unftreitig ein Vertrag vorliegt (S. 93), denn der Aus: 
länder ijt zu der Zeit, wo der fremde Staat ihm ein Amt anträgt, zur Ueber: 
nahme desjelben als einer Staatslaft nicht verbunden. 

Gönner befchränft diefe Ausnahme auf den Fall, da der Staat vom 
Ausland beruft. Wenn dagegen ein Fremder den Staatsdienjt juche, fo 
ſetze fich derſelbe rücjichtlih der Folgen mit inländifchen Supplifanten in 
Konkurrenz und müſſe fich, da er eben hiedurch das PVertragsverhältniß auf: 
gehoben habe, in allen nicht befonders vorbehaltenen Punkten mit den übrigen 
inländischen Staatsdienern einer gleichen Behandlung unterwerfen (S. 98 
und 97). 

Die Erflärung wendet Gönner auch auf das Verhältniß an, in dem 
jich derjenige vom Ausland berufene Staatsdiener befindet, welcher auf jein 
Geſuch eine Verfegung in ein anderes Amt erhält. Diejer Hat „ſich mit 
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den eingeborenen Staatödienern in eine Linie verjegt, er hat in feinem Gejuch, 
wenn er feinen Vorbehalt machte, die Rechte aus dem vorigen Vertrag 
aufgegeben” (S. 98). Ineidenter bemerken wir alfo, daß Gönner, wenn der 
Vertrag das Fundament des Dienftverhältnifjes ift, in jeder Verjegung den 
Abſchluß eines neuen Vertrages erkennt; imdireft ſpricht dies Gönner noch 
aus, wenn er fagt: „Eine Befoldungsvermehrung hingegen bei unveränderten 
Staatsamte — alfo im Gegenfaß zur Verjegung — hebt den urjprünglichen 
Dienftvertrag nicht auf, denn eine Bejoldungsvermehrung ift feine neue Ans 
ftellung“ (S. 98). 

Diefen Vertrag, welchen der Ausländer eingeht, nennt Gönner „Ueber: 
nahms-“ oder „Dienftvertrag” (S. 99 und 98) und erflärt ihn, „follte er 
auch die Kanzleiform eines Anftellungsdefretes haben“, für den „Maßjtab“ 
der ftaatsdienerlichen „Dienftverhältnifie” (S. 99). So fteht diejer Vertrag 
bis auf zwei Punkte auf einer Stufe mit dem Staatsdienftvertrag v. 
d. Bede's. 

a) Während v. d. Bede dem Diener das Recht zum Austritt aus dem 
Dienste gibt unter Befeitigung eines jeden Anſpruchs, nimmt Gönner eben 
aus der Vertragsnatur ab (S. 260 u. 261), daß einer Refignationsfreiheit 
des Diener wider Willen des Staates ganz vorzüglich der Vertrag entgegen- 
ſtehe, — der Diener nicht befugt ſei, den Vertrag einſeitig auf— 
zuheben. 

b) Den anderen Punkt deutet Gönner durch das Prinzip an, „daß nur 
ſoweit, als ein beſonderer Vertrag zur Uebernahme eines Dienſtes in einem 
fremden Staate wirken kann“, Verſchiedenheit gegenüber der Herleitung aus 
der Unterthanſchaft ſtattfinde (S. 99). Er ſpricht nämlich allgemein aus 
(S. 245), daß keiner von allen Staatsdienern berechtigt iſt, die Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeite dem Staat aufzudringen; alſo auch nicht der ein— 
berufene Ausländer, mit anderen Worten, auch dieſer hat kein Recht auf Bei— 
behaltung des Amtes und kann folglich unbedingt entlaſſen werden. Wer das 
Gegentheil behaupte, ſagt Gönner, betrachte den Anſtellungsvertrag „nur 
aus dem privatrechtlichen Geſichtspunkt“ und überſehe, daß bier dem 
Staatödiener die „Staatsgewalt“ gegemüberjtehe (S. 284). Jeder Unter: 
than müſſe, wenn es das Staatsbeſte fordere, feine Hechte gegen Erſatz dem 
Staate aufopfern, der Regent entjcheide ausjchließlich über dasjenige, was das 
Staatsbefte fordere. Alfo liege in jeder ehrenvollen Entlaſſung eine Er- 
Härung des Negenten, daß dag Staatsbejte den Rücktritt eines Staatsdieners 
fordere; die Entjchädigung für den Verluft, welcher in der Entziehung des 
mit dem Amte verbundenen Gehaltes beitehen würde, jei durch die Fortdauer 
des Nahrungsftandes gegeben (S. 284 u. 285): darum bleibe dem Ausländer 
an Bejoldung alles, was ihm für die Uebernahme des Staatsdienjtes bedungen 
worden fei, wenn er feine Bejoldung im Lande verzehren wolle; nur mit der 
Auswanderung verliere er, jofern nichts anderes ausgemacht ei, den Nahrungs: 
ftand (©. 277 u. 275). 

Die privatrehtliche Vertragstbeorie Gönner's, wie fie in diefem 
Uebernahmspvertrag zu Tage tritt, vermag, wie bereit3 angedeutet, ') die 
Verſetzung wider Willen nicht anders zu erklären, als daß der eine Ber- 
trag aufgehoben und ein neuer gejchlojfen wird. 


1) ſ. dieje Seite oben 3. 5. 
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So führt Gönner das PBertragsprinzip feiner. Vorgänger bier jogar 
fonjequenter durch, als v. d. Bede,') wenn auch gerade an diefem Punkt die 
Konfequenz übel angebracht ift. 

Aber auch eine andere Bemerkung Gönner's ift nicht eben überzeugend. 
Gönner gibt für die Thatjache, daß bei der Entlaffung des einberufenen 
Ausländers die Beſoldung doch fortdauert, diefelbe Begründung, wie für den 
gleichen Fall, da ein Unterthan, welcher im Staatödienfte ſteht, entlafjen wird.?) 
Er Sagt: „Denn der Staatsdiener erfüllt durch feine Bereitwilligfeit zur 
ferneren Dienjtleiftung alle Bedingungen, . . . deren Erfüllung ihm ver: 
tragamäßig obliegt, und wenn der Staat ſich des Nechtes Dienſte zu fordern 
nicht bedient, jo Darf dies nicht anders ala unbejchadet der Nechte des Staats— 
diener® . . . auf die vertragsmäßige Belohnung geſchehen“ (S. 177), So 
erjcheint auch bei Gönner da, wo der Vertrag von ihm zur Grundlage des 
Rechtsverhältniiies gemacht wird, die Entlaffung nicht als eine „gänzliche 
Aufhebung“ desjelben, Sondern nur, wie bei v. d. Becke und Seuffert, ala 
eine Befreiung von thatfächlicher Dienftleiftung und als Dispenjation.?) 

Wie fommt es, daß Gönner vom VBertragsitandpunft aus nur das 
Eine erreiht hat, durch richtige Verwerthung der öffentlichrechtlichen Natur 
des Staatsdienftes im Gegenfap zu Seuffert und v d. Bede dem Re: 
genten das Entlafjungsrecht zuguerkennen, daß es ihm aber nicht geglückt 
it, von Verſetzung und Entlafjung eine wahrheitsgemäßere Darjtellung zu 
geben? 

Verſetzung und Entlafjung haben nach Gönner beide das gemein, daß 
hier und dort der Staatsdiener fein bisheriges „Amt“ verliert.*) Es handelt 
fih num um die Frage, vb wirklich an der Entlafjung das Wefentliche 
der Amtsverluft ift; ob denn mit der Wegnahme des Amtes, wie 3. B. bei 
der Berjegung, immer eine Löſung des Dienftverhältniffes Hand im 
Hand geht. 

Um die Frageſtellung zu vereinfachen, können wir, weil ein Amtsverluft 
nur eintreten fann, wenn ein Amt übertragen worden ift, die Frage dahin 
formuliren, ob die Begründung des Staatsdieuſtverhältniſſes recht 
lich gleichbedeutend fei mit der Uebertragung eines beftimmten 
Staatsamts oder, wie wir bereit3 oben ($ 16 i. f.) fagten, ob die wirt: 
lihe Führung eines Amtes dem Staatsdienft auch binfichtlich feiner 
Entſtehung wefentlich jei. 

Dies it Die Meinung von Gönner und von feinen Vorgängern. ?) 
Gönner jagt z. B.: „Inſolange als der berufene Ausländer das Amt, wo: 
für er berufen wurde, befleidet, ruht jein Verhältniß auf dem bei der Ueber— 
nahme des angetragenen Amtes abgejchlojienen Vertrage“ (S. 98). Es er: 
Scheint jo als das Objekt des Kontraftes die Uebertragung eines 
beitimmten Amtes. 

Näher ergibt fich dies aus den Erörterungen Gönner's über den Ver: 
tragsbegrifi. ©. 84 heißt es: „Es ift ein folgenreicher Irrthum der 
Nechtslehrer . . ., wenn fie glauben, das Einverjtändniß zweier Subjefte über 


')j. oben $ 16 ©. 627 Bifl. 9. 

®) j. oben S. 643 u. ©. 645 Abi. 1, 

2) j. oben $ 16 ©. 629 Hill. 2. 

%) Wegen der Entlafjung diejen $ ©. 642 unten, wegen der Verjepung S. 647 unten. 

5) ef, oben 8 16 und 16 die Definitionen, welhe Seuffert ımd v. d. Bede vom 
Dienitvertrag gebe 11: ©. 616 bezw. 625. 
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Nechte und Verbindlichfeiten mache das ganze Weſen eines Vertrages aus.“ 
Gönner fordert vielmehr noch, ') was nun allgemein anerfannt ift, 


x. daß das Objekt des Vertrags von der „freien Willensbejtimm- 
ung‘ der Berjonen abhängt, 

B. daß „ein reiner Ausfluß der Willkür dem Rechte unter dieſen be: 
jtimmten Individuen fein Dafein gibt“, 

7. daß die Perſonen in Anjebung des Gegenjtandes ihrer Willens: 
vereinigung im Buftande einer rechtlichen Gleichheit Jich befinden. 

Dieje drei weiteren Erforderniſſe laſſen es Gönner unmöglich erjcheinen, 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes einen Vertrag anzunehmen; 
- Speziell fann alfo ein ſolcher auch nicht Grundlage des Staatsdienftes jein. 
Es ınag vielleicht beim Staatsdienfte „der Willen des Negenten, welcher das 
Amt überträgt, und der Willen des Unterthans, der es annimmt, überein: 
ſtimmen“ (S. 85), aber die drei übrigen Nequifite feblen. 

Das Objekt ilt für Gönner eine bejtimmte Dienjtitelle, durch 
deren Führung die Staatsbedürfniije befriedigt werden; da aber „nur die 
Staatsgewalt die Mittel zur Befriedigung der Staatsbedürfnijie beftimmen 
fann‘, jo hängt das Objelt des Staatsdienftes nur von dem Belieben des 
Negenten, nicht auch von der freien Willensbeftimmung der in den 
Staatsdienft tretenden Perjon ab. 

Die Uebernahme des Staatsamtes iſt nichts als die Erfüllung einer be- 
reits vorhandenen Unterthanenpflicht ; demmach gibt nicht ein reiner Aus— 
fluß der Willkür dem Nechtsverhältnifje zwischen Negent und Diener jein 
Daſein. 

Hinzu kommt noch, daß die Perſonen des Staatsdienſtverhältniſſes in 
Anſehung des Gegenſtandes ihrer Willensübereinſtimmung nicht im Zuſtand 
einer rechtlichen Gleichheit ſich befinden, denn dem Staatsdiener ſteht die 
Staatsgemwalt gegenüber (S. 234). — 

Allein eine Stelle findet fih Doch bei Gönner, wo er den Vertrag dem 

Öffentlichen Rechte nicht ganz unzugänglich macht; wir haben fie bereit8 oben 
erwähnt.) Er wirft feinen Borgängern vor, daß fie „den Anjtellungsvertrag 
nur aus dem privatredhtlidhen Geſichtspunkt betrachten und ganz 
überſehen, daß hier dem Staatsdiener die Staatsgewalt gegenüberſteht“ 
S. 284). In Folge dieſes letzteren Umſtandes behauptet Gönner, daß — 
auch den Anſtellungsvertrag vorausgeſetzt — jede Entlaſſung rechtlich ſtatthaft 
ſei, wie wir oben des näheren zeigten. Die Einwirkung des öffentlichen Rechts 
auf den privatrechtlich gedachten Anſtellungsvertrag, welche bier Gönner 
geltend macht, bezieht jich auf dag perjonale Erforderniß der rechtlichen Gleich: 
heit; diefen Einfluß des öffentlichen Nechtes will Gönner offenbar auf eine 
bei dieſem Berbältniß vorliegende rechtliche Ungleichheit der Perſonen 
des Vertrags binfichtlich des Gegenstandes ihrer Willenseinigung zurüdführen. 

Die allgemeine Frage, welche jih aus diefer Bemerkung Gönner’s 
ergibt, ift die: „Was hat man unter der rechtlichen Gleichheit der Ber: 
tragstbeile zu veritehe n?“ 

Hiezu tritt, wie wir oben ausführten, die weitere Frage, ob die Begründ— 
ung des Staatsdienſtverhältniſſes in der Uebertragung eines beſtimmten 
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Staatsamtes beſtehe, alſo ſpeziell für die Vertragsgrundlage, ob das Objekt 
des Vertrages die Uebernahme beſtimmter ſtaatlicher Geſchäfte ſei. 

Die Aufforderung, welche demnach an die Nachfolger Gönner's erging, 
war Die, eine Löſung der beiden Probleme zu verluchen. 


Viertes Kapitel. 


Die Zortentwiclung der privatrechtlichen Vertragstheorien. 


$ 19. Aeltere und neuere Anſichten. 


Der Fortichritt in der Auffaſſung des Staatsdienftes, welchen die Gön— 
ner'iche Monographie befundet, beitand darin, daß jtaatsrechtliche Prinzipien 
in erjter Yinie zur Slonjtruftion dieſes Nechtsverbältnifies verwendet wurden, 
Wenn diefer Erfolg aber nicht ſogleich von allen Seiten erfannt und ges 
würdigt wurde, jo war daran der Umſtand jchuld, daß Gönner ein ſtaat— 
lihes Zwangsrecht zur rechtlichen Bafıs des Staatsdienftes machte. Dies 
entjprach offenbar nicht der deutſchen Nechtsanichauung, und jo kam es, 
dag die privatrechtlichen Theorien fich nicht blos erhielten, ſondern ſogar er: 
weiterten. Ein Theil derjelben, befonders die Lehre Meijterlin’s, hat fogar 
dazu beigetragen, die beiden vorhin gejtellten Fragen aufzubellen. 

A. Wir betrachten zunächit drei Theorien, welche eine direkte Fortfegung 
der Nechtsanfchauungen des 17. und 18. Jahrhunderts find. _ 

I. Die erite ift die des unmwiderrufliben Mandats, vertreten von 
Scheht in der „allgemeinen Bolizei- und Juſtizfama“ von Hartleben.') 

Indem Schenf darauf hinweiſt, wie die bayerische Staatsdienerpragmatif 
dem Diener vollftändige Refignationsfreiheit gibt, führt er aus, daß man, 
würde nicht auf Grund Diefes pofitiven Rechtsſatzes die Freiheit, in den 
Staatsdienft zu treten, angenommen, das „lächerliche Prinzip‘ aufitellen 
müßte: „Der Staatsdienjt ijt beim Anfang Prlicht, in Hinficht der Fortſetzung 
aber freier Wille" (S. 142 und 146). Er findet vielmehr, daß das Berbält- 
niß ein civilrechtliches Mandat iſt S. 249), welches fich vom Mandat 
des römischen Rechts nur dadurch unterjcheidet, daß ihm die Widerruflich- 
feit nicht eignet. Schon die Widerruflichkeit des römischen Mandats Liege 
nicht jo jehr in der Natur der Sache jelbit, ala in den poſitiven Geſetzen, 
vorzüglih aber in der Eigenheit des bürgerlichen Berfehrs und in dem 
Umjtand, daß das Mandat mehr zum Vortheil des Mandanten und zur Be: 
lältigung des Mandatars ſei und der Mandant durch den Widerruf nur für 
fih eine Wohlthat bejeitige, ohne dabei dem Mandatar eine zu entziehen. 
Dazu fomme, daß Die Umwiderruflichkeit des deutſchen Staatsdienjtverhält: 
niljes auf uralter dDeuticher Gewohnheit berube, und daß dieſe Sitte nad) 
dem Ariom: „in contraetibus veniunt et ea quae sunt moris et consuetu- 
dinis* die Stelle der vertragsmäßigen Beredungen vertrete (S. 150). 

Wenn ferner dem Staatsdienit die Entgeltlichfeit innervohnen könne 
(S. 151), jo ändere dies doch nichts an jeiner Aufjtellung, denn das Mandat 
Ka nicht die Stipulation für ſolche Dienjte aus, welche feinen Marktpreis 
aben. 


1) Jahraang 1815 Nr. 34—43: „Ueber die Rechtsverhältniſſe der Staatödiener zum 
Staat in Hinfict Deutſchlands“. 
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Schenk beichränft aljo das Verhältniß wieder auf operae liberales. 

Anhangsweiſe bemerken wir hier, daß in neuerer Zeit Brinz in ſeinen 
Pandekten (Bd. II S 334, Anm. 12 und 13, 2. Aufl) von dem heutigen 
Staatsdienftverhältniß ausfpricht, daß es jeines Erachtens im Wejentlichen 
mit dem römischen Recht der faiferlihen Beamten übereinftimme, und für die 
rechtliche Grundlage der Stellung diefer Beamten erflärt er eben das Mandat, 
wobei er den Bejoldungen den Charakter von Suftentationen beilegt, welche, 
ie der dem Mandanten obliegenden Dedung der Auslagen nicht ferne ab- 
tehen“. 

II. Ein vollkommener Anhänger des Dienſtmiethevertrags iſt Haller. 
In feiner „Reſtauration der Staatswiſſenſchaften“ 1817 Bd. 2 Ichreibt er: 
„Es gibt feinen reellen und wejentlichen Unterſchied zwijchen den fogenannten 
Staatsdienern und den perjönlichen Dienern des Fürſten . .. . demnach find 
alle Nechte und Berbältnifie zwischen dem Fürſten und feinen Beamten blos 
allein nach der Lehre von den Dienftverträgen überhaupt... . zu be- 
urtheilen“ (S. 138 u. 139). Das Motiv zu diefer Anſchauung liegt darin, 
(2 ; — in dem Herrſcher einen „unabhängigen Grundherrn“ ſieht 

III. Die Theorie des Innominatkontraktes wurde von Hertel, 
einige Worte über den Staatzdienft, bejonders über den Staatsdienjt im 
Großherzogtbum Heſſen 1827, angenommen, ohne daß jedoch von ihm neue 
Gefichtspunfte geliefert wären. 

An ſich müßte an diefer Stelle die Fortentwidlung der Lehre v. d. 
Becke's angereiht werden, allein bei ihrer Wichtigkeit ift fie einer geſonderien 
Betrachtung vorbehalten. 

B. Von neuen Theorien ſei wegen ihrer Originalität eine Anſicht — 
welche in der „Allgemeinen juriſtiſchen Zeitung“ von Elvers und Bender, 
Jahrgang 1823, niedergelegt iſt.) E3 wird nämlich der Verjuch gemadt, das 
Staatsdienftverhältnif als Schenfungsvertrag, (donatio sub modo, hin= 
zuftellen. Das „Amt“ ift eine donatio sub modo und fann nur zurück— 
genommen werden, wenn der Beſchenkte den modus verlegt oder nicht erfüllt, 
d. h. die Dienjtpflichten verlegt oder nicht erfüllt. Der Zurücdgabe oder Auf: 
gabe der Schenkung jteht nichts im Wege. 

Ganz bedeutend gegenüber diefer Auslafjung ift eine wenig beachtete 
Arbeit von Meifterlin, Die Verhältniſſe der Staatsdiener nad 
rehtlihen Grundjägen, Kaſſel 18383, bedeutend deßhalb, weil fie, wenn 
auch von privatrechtlichen Gefichtspunften aus, die Frage, ob der Gegenjtand 
de3 Staat3dienjtvertrages das Amt ei, zutreffend beantivortet hat. 


$ 20. Meiiterlin. 


Meifterlim’s Ausgangspunkt ift ein ähnlicher, wie ber v. d. Becke's. 
Er jagt: Die vielfachen Dienfte, deren der Staat bedarf und welche fich der: 
jelbe leiten läßt — Staatsdienjt im weiteren Sinne — find Hinfichtlich des 
Grundes fowohl, auf welchem deren Anforderung und Leiltung beruht, Ks 
auch Hinfichtlich ihrer Beichaffenheit jehr verjchieden (S. 1 und 2) und zwar 
bedingt die Art der Dienjte den Rechtsgrund derjelben. 


) Elvers und Bender, Allgem. jurijt. Zeitung, 1828, „Ueber das Rechtsverhältniß 
zwiſchen Landesregierungen und Beamten“, Nr. 46 und 48 ©. 181 ff. und 189 ff 
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Die einen Dienfte beruhen auf den aus dem Staatsverband hervor: 
gehenden Pflichten aller Untertanen. Diefe müſſen alfo Dienfte fein, welche 
in der Regel alle Unterthanen zu leiften im Stande find (S. 5), und folche, 
welche nicht eine ununterbrochene, fortgefegte Thätigkeit des Dienftleiftenden 
ausschließlich in Anspruch nehmen. Das Iebtere entipricht der Sicherum 
eye Nechte umd der Freiheit der Berufswahl. !) Es ergibt fie 
araus: 

1. Daß die Pflicht des Staatsbürgers, zum Wohl des Ganzen mit— 
zuwirken, für jeden gleich iſt; 

2. Da es Leiſtungen ſein müſſen, welche den Unterthanen nicht verhindern, 
für ſich und ſeine Angehörigen zur Sicherung des Lebensunterhaltes Arbeiten 
und Geſchäfte nach individuellem Ermeſſen zu verrichten, jo können es auch 
nur Dienſte ſein, welche keinen Anſpruch auf Gegenleiſtung gegen 
den Staat geben (S. 8). 

Indirekt finden wir aus dieſen beiden Sätzen die Elemente des Staats— 
Dienstes im eigentlichen Sinn: 

1. Es müjjen Dienfte fein, deren Verrichtung eine nicht überall vor: 
handene befondere Ausbildung vorausjegt (S. 13). Alſo fann die Verbind: 
lichfeit hiegu nicht aus dem Unterthanenverband hervorgehen, daher muß 

2. Die Berbindlichkeit zu ihrer Leiſtung auf einer beſonders eingegan- 
genen Verpflichtung ruhen (S 7). 

Diefe beiden Merkmale reichen wohl bin, um den eigentlichen Staatsdienft 
von der Dienjtverpflichtung der Unterthanen auszuschließen, aber nicht um ihn 
von den „einzelnen“ Dienftleiftungen zu unterſcheiden, welche für den Staat 
in einzelnen Fällen übertragen und übernommen werden (S. 11). Der Staats: 
Dienst nun ſoll nicht „einzelne” Dienftverrichtungen zufällig dem Staat ver: 
Schaffen, jondern die erforderlichen Dienftleiftungen dem Staat „[ortwährend" 
dadurch fichern, dal geeignete Perfonen bewogen werden, für den Staat eine 
fortgejegte Dienjtleiftung zu übernehmen (S. 11). 

3. Sp ift denn ein drittes Moment in folgender Definition des Staats: 
dienites enthalten: Es ift „eine Verpflichtung, dem Staat auf Aufforderung 
des Staatsoberhauptes fortwährend Dienfte einer gewiſſen Art, deren Ber: 
richtung eine nicht überall vorhandene befondere Ausbildung vorausjegt (operae 
liberales), zu leiten” (S. 13). 

Dieje allgemeine Verpflichtung nun, fährt Meifterlin fort, wird durch 
Vertrag begründet. 

Um näher zu erläutern, daß die Wirkung dieſes Vertrages in der Ber: 
pflichtung liege, auf Aufforderung des Negenten fortwährend Dienfte zu 
leiiten, fommt der Schrifiteller auf die Frage zu fprechen, ob der Inhalt 
des Vertrages die Llebertragung und Uebernahme eines Staatsamtes 
fei, und ob die Verpflichtung des Staatsdieners wejentlich in der aftuellen 
Führung eines Staatsamtes beitehe. | 

Meifterlin Sagt: Der diefe allgemeine Verpflichtung begründende Ber: 
trag beſteht vollgiltig auch dann, wenn ſolche Dienfte oder Gefchäfte, zu deren 
Berrichtung das Dienitverhältniß begründet ift, nicht gleichzeitig oder 
ac jelbjt gar nicht übertragen werden. In diefem Falle entjpricht der 


') ef. bei Meijterlin, aa. O. S. b: „Kein Dienjt von der Art, dal; er den Staats: 
bürger verhindert, „nad Gefallen“ für die eigene und der Angehörigen Erhaltung . . . 
zu er 
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Staatödiener feiner Berbindlichkeit vollitändig duch Bereitwilligfeit, 
jtet3 Dienftleiftungen der bezeichneten Art zu übernehmen (S. 12). Soweit 
iſt alfo ausgefprochen, daß die Begründung des Dienftverhältnifies nicht 
wejentlich in der Uebertragung eines beftimmten Staatsgejchäftes bejteht. 

Ebenfo iſt auch die Beendigung eines bejtimmten Staatsgeichäftes, 
aljo die Entjegung von einem Staatsamt, nicht nothwendig zugleich eine Be— 
endigung des Dienjtverbandes, in welchem der Diener zum Staate jteht. 
„Werden ihm (dem Staatsdiener) Verrichtungen aufgetragen, fo endigt feine 
Verbindlichkeit nicht mit der Beendigung diefer Verrichtungen, während ein 
jeder Anderer. der Dienftleiftungen für den Staat übernimmt, feine Berbind: 
lichfeit nur durch wirfliche Dienftleiitung erfüllen fann, und wenn diefes 
volljtändig geichehen, feiner Verbindlichkeit entledigt iſt“ (S. 12). 

Demnach erfcheint bei Meifterlin diefe Verpflichtung, auf Erfordern 
Dienjte zu übernehmen, als eine Pflicht der Bereitwilligkfeit zur Dienſt— 
leiftung, nicht aber als eine Pflicht wirklicher Dienjtleiftung. Daber der 
Satz: Es fünnen Aufträge nicht ertheilt, ertheilte Aufträge zurüdgezogen, 
aujgetragene Geschäfte beendigt oder auch andere Geſchäfte 
übertragen werden, ohne daß fich deßhalb die Rechte und Pflichten 
des Staatsdieners aus dem Staatsdienftpertrag verändern oder 
gar erlöjchen (©. 19. 

In Folge dejien hält auch Meifterlin zwei rechtliche Vorgänge aus— 
einander, Die Beſtellung oder Ernennung zum Staatsdiener", die „Uebertrag: 
ung und Uebernahme der allgemeinen Verpflichtung“ und die „wirkliche 
Uebertragung und Webernahme von Dienftleiftungen“ ) (S. 15 und 23); zu— 
gleich hebt er aber hervor, daß häufig mit der „Beitellung zum Staatödiener" 
gleichzeitig gewiſſe Dienftleiftungen übertragen werden (S. 16) 

Die Befoldung führt Meifterlin damit ein, daß er darauf hinweiſt, 
wie dieſe Verpflichtung, dem Staat unausgefegt Dienfte zu leiften, nicht 
wohl übernommen werden fünne, ohne daß man mit der Hebernahme zugleich 
eine Sicherung des Lebengunterhaltes erreiche (S. 18). Auch das Intereſſe 
des Staates fordere dies, weil fich fonft Niemand ausschließlich dem 
Staatsdienjte widmen würde. 

So hat Meifterlin die einzelnen Elemente für den Begründungsvertrag 
gefunden. Die „Beitellung zum Staatsdiener“ erfolgt in Deutjchland 
allenthalben gewöhnlich durch einen zweijeitigen Vertrag, in welchem 
von der Regierung ein Gehalt zugefichert und die allgemeine d h. 
nicht auf ein bejtimmtes Gejchäft gerichtete Verpflichtung, dem Staat gewilie 
Dienfte zu leiften, übertragen, vom Staatsdiener aber die Zuficherung des 
Gehalts angenommen und die Verpflichtung zur Leiftung der Dienjte der 
bezeichneten Art eingegangen wird (©. 15). In der vielleicht gleid’ 
zeitig erfolgenden „Uebertragung bejtimmter Dienftleiftungen“ 
liegt dann die nähere Bezeichnung der Beichaffenheit der Dienfte, welche über: 
tragen werden fünnen und angenommen werden müljen (S. 16). 

Wir fehen, Meifterlin ftellt das Gehaltsrecht in einer Weile voran, 
daß es als essentiale negotii ericheint; deßhalb nimmt er auch einen 
Bertrag mit gegenfeitiger Obligirung zur Grundlage. 


) In dieſer Weije ift es erflärlich, dah in dem eriten Abjchnitte jeines Buches das 
Wort „Staatsamt“ gar nicht vorfommt. 
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Der Nachweis Meijterlin’s, daß die „wirfliche Uebertragung und 
Uebernahme von Dienftleiftungen durchaus fein nothwendiges Erforderniß 
der Giltigfeit und des Beſtehens des Staatsdienftvertrages ift“ 
(S. 19), wird für den Schriftiteller die Veranlaſſung, von den bisherigen An: 
fihten abzumeichen, die ja gewohnt waren, in der Zuficherung umd Annahme 
des Gehaltes und in der Uebertragung und Annahme von Dienftleiftungen 
ein und Dasjelbe Nechtsgeichäft zu erbliden. Alle diefe Theorien ſahen 
gerade in der wirklichen Uebernahme gewiſſer Dienjtleiftungen den eigent— 
lihen Hauptgegenjtand des Vertrages (S. 19. Dieſer Umstand macht 
es Meifterlin unmöglich, ihren Anfchauungen beizutreten; er jegt auseinander, 
daß in Beziehung auf den in Thätigfeit gejegten Staatsdiener zwei in 
Wirklichkeit durchaus verschiedene Nechtsgejchäfte vorliegen. 

Das eine ift der Staatsdienitvertrag mit dem oben angegebenen 
Inhalt der Zuficherung eines Gehalts und der Uebernahme der Ber: 
pflichtung, dem Staat fortwährend Dienſte von einer gewiſſen Beichaffenheit 
nach Kräften zu leilten (5. 49). 

Das andere Geichäft ift in der Regel ein Mandatsvertrag 'S. 23 
und 24), welcher die wirfliche Uebertragung und Uebernahme von Gefchäften 
zum Inhalt hat, mag diefelbe gleichzeitig mit der Errichtung des Staats: 
dDienitvertrages oder nachher als ‚Folge des vorausgegangenen Dienjtvertrages 
(S. 23) ftattfinden. 

Aus diejen zwei Verträgen follen befondere Rechtsverhältuniſſe hervor: 
gehen umd der Zufammenhang des zweiten Vertrags mit dem eriten nur darin 
beiteben, daß die in dieſem enthaltenen Berabredungen auf Anſprüche Ein: 
flug haben fünnen, welche aus der Webertragung der Dienftleiftungen ent: 
Ipringen (©. 25). 

Zunächſt gilt es, die Begründung, welche Meifterlin feiner Theorie 
gibt, zu erörtern. 

Es ift, jo beginnt er, ein „allgemein als unbejtritten richtig anerkannter 
Grundſatz, daß alle Kontrakte, welche in Dentjchland vorfommen, fobald ſolche 
dem römischen Necht befaunt waren, in Beziehung auf die Erfordernijie 
ihrer Giltigkeit und in Beziehung auf die aus ihnen hervorgehenden rechtlichen 
Berbältnijie nach römiſchem Necht beurtheilt werden müſſen.““ Meifterlin 
bewegt jich aljo vollfommen auf dem Gebiete privatrechtlicher Verträge 
Er will demgemäß nachweifen, daß nicht blos fein „Mandatsvertrag”, jondern 
auch jein „Staatsdienjtvertrag” dem römischen Necht befannt war. 

Um dies zu ermöglichen, nimmt Meiiterlin ein fleines quid pro quo 
vor. ©. 15 und S. 17) erjcheint ala Inhalt des Dienjtvertrages Zuficher: 
ung und Annahme des Gehalts, Uebertragung der allgemeinen Berpflicht: 
ung zum Dienſt und Uebernahme diejer Verpflichtung. S. 22 bereits tritt 
der Vertrag als ein folcher auf, „wodurch auf öffentliche Kojten von Der 
Regierung einer gewiſſen Perſon ein salarium zugefichert wird in der Ab— 
fiht, von derjelben für den Staat oder zum Nußen des Staates operas 
liberales zu erlangen” ; es fehlt alſo das Verfprechen des salararius, zu Dienjten 
fortwährend bereit zu fein. Ebenſo wird S. 35 und 36, wo es fich immer 
noch darum- handelt, das Vorhandenjein des Vertrages im römischen Recht 
darzuthun, als Inhalt des erjten Vertrags kurz die Zuficherung und Annahme 
des Gehaltes, als Inhalt des anderen die Uebertragung und Annahme von 


') Vergl. vorige Seite den vorlegten Abiap. 
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Dienjtverrichtungen bingeftellt, während ©. 49, wo Meifterlin beginnt, die 
aus den Verträgen fliegenden Nechte und Pflichten zu behandeln, wieder zu 
leſen ift: „Es kommen die Verhältniife in Betracht, welche aus dem Staats: 
dienjtvertrag oder der Lebertragung und Uebernahme der allgemeinen Ver: 
pflichtung, dem Staat Dienjte zu leiften, hervorgeben.“ 

ALS Beweisthema gilt alfo, daß nach römischen Recht die Zuficherung 
eines salarium in der Bedeutung eines jährlichen Gehaltes als ſelbſtän— 
diges Rechtsgeſchäft üblich und giltig war und folche in der Abjicht vorkam, 
operas liberales des salararius zu erlangen. 

Die Hauptjtelle feiner Beweisführung (S. 25—31) ift 1.4 $ 2 Dig. 
de deeretis ab ordine faciendis 50,9: Sed etsi salarinm alicui decuri- 
ones decreverint, deeretum id nonnunquam ullius erit momenti, ut 
puta si ob liberalem artem fuit constitutum vel ob medicinam, ob 
has enim causas licet constitui salaria. Aus der Zuficherung des Gehalts 
nämlich, erläutert Meijterlin, entjteht jofort die Verbindlichkeit, dieſelbe zu 
erfüllen. Dies fegt natürlich die Annahme der Zuficherung voraus; mit der 
Annahme aber fer die bei der Zuficherung des Gehaltes ausgejprochene Ab— 
ficht, auf welcher die Gehaltszuficherung beruht, anerkannt und hierauf der: 
gejtalt eingegangen, daß hieraus für den Bejoldungsempfänger die Verbind— 
lichfeit folgt, der Abficht, aus welcher die Gehaltszuficherung hervorgegangen 
ift, zu entiprechen, die hierin enthaltene Bedingung zu erfüllen und auf Er: 
fordern die Dienfte auch wirklich zu Leiften, wegen welcher oder zu deren 
Erlangung die Zuficherung des Gehaltes jtattgefunden hat (S. 28). 

Dies alles Lieft Meifterlin aus dem furzen Satz heraus, daß die 
Defurionen einer Stadt beichlojien haben, einer Perfon ein Gehalt zu geben 
in der Abficht, von ihr die Ausübung einer ars liberalis zu erlangen. 

Zum anderen führt Meifterlin eine Belegjtelle dafür an, daß nad 
römischen Necht die Uebertragung von Dienftverridhtungen, welche dem eigent: 
lichen Staatsdienjt angehören, an Befoldete (salararios) durch einen Mandats: 
vertrag jtattfand, und daß beide Verträge, „der die Zuficherung des Gehaltes 
enthaltende und der Mandatsvertrag*, giltig neben einander bejtanden haben. 
Es it 1.1089 D, 17,1: „Idem Labeo ait, et verum est, reputationes 
quoque hoe judieium admittere et, sicuti fructus cogitur restituere is, 
qui procurat, ita sumtum, quem in fructus percipiendas fecit, deducere 
eum oportet; sed et, si ad vecturas suas, dum excurrit in praedia, 
sumtum fecit, puto hos quoque sumtus reputare eum oportere, nisi 
si salararius fuit et hoe convenit, ut sumtus de suo faceret ad 
haec itinera, hoc est de salario.“ Offenbar, jagt Meijterlin, find bıer 
zwei verichiedene Nechtsgeichäfte angedeutet, nämlich zuerjt das die Eigenjchaft 
als salararius begründende und dann das Mandat; beide ftehen in einer 
gewiſſen Verbindung, indem die bei der Zuficherung des Gehaltes jtattgehabte 
Berabredung auf das Mandat Einfluß dahin hat, daß vom Mandatar der 
Erſatz gewiſſer, bei der Beforgung der ertheilten Aufträge aufgewandter Kojten 
nicht verlangt werden kann (S. 35). 

Das Resultat iſt alfo, daß ein salararius zugleich auch mandatarius 
jein kann (S. 34). 

Durch die Zerlegung des Begründungsaftes in zwei Verträge wird es 
Meifterlin fehr leicht zu beweifen, daß der Staatsdiener wohl ein Recht 
auf Befoldung, aber nicht auf Beibehaltung eines bejtimmten 
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Amtes oder überhaupt auf aftive Dienftleiftung hat, und daß das Staats— 
dienjtverhältniß mit dem Aufhören wirklicher Dienftleiftung nicht zu Ende geht. 

Das eine Rechtögefchäft nämlich begründet, jofern nicht ein anderes aus— 
drücklich fejtgejegt ift, die Fortwährende Berbindlichkeit, den Gehalt zu 
gewähren (S. 29), während das Mandat tet beliebig zurüdgezogen werden 
fann, aljo die Regierung die Befugniß hat, Dienftleiftungen gar nicht zu ver: 
langen, ertheilte Aufträge abzuändern oder zurüdzuziehen (S. 37). Neben 
dem Anfpruch auf Fortbezug des Gehaltes bejteht die „Verbindlichkeit, ſich 
fortwährend zur Xeiftung von Dienjten, wegen welcher der Gehalt zuge: 
fihert worden ift, bereit zu halten und Aufträge zu übernehmen.“ D 
ergibt jich jehr bequem, daß die Berjegung durhaus nicht in Löfung 
und Neubegründung eines Staatsdienjtverhältnifjes beiteht. 

Die Wirkung, welche Meifterlin mit feiner Konftruftion erzielt, ift nur 
anzuerfennen, aber man fann zweifeln, ob es nothwendig und richtig ift, zwei 
Verträge einzuführen, um nacdhzuweijen, daß nicht die wirkliche Dienftleift- 
ung, jondern nur die Bereitwilligfeit zu derjelben dem Staatsdienftver: 
hältnifje weſentlich ift. 

Begriffliches Erforderniß eines jeden obligatorischen Vertrages ift es, daß 
für die Kontrahenten, wenigjtens für einen, eine Verbindlichkeit, die noch 
nicht vorhanden war, neu begründet wird, was eben durch freie Zuftim: 
mung des durch den Bertrag zu Verpflichtenden geſchieht. Nun gehört nad) 
Meifterlin zum Inhalt des Dienjtvertrages nach feiner vollen Faſſung, wie 
bemerkt, die allgemeine Verpflichtung, dem Staat Dienfte gewiller Art auf 
Erfordern zu leiten.) Wenn nun das Staatsoberhaupt durch die Auf: 
forderung zu wirklicher Dienftleiftung beftimmte Dienjte überträgt, jo übt 
e3 damit nur das Necht aus, vom Staatsdiener fortwährend Dienjte zu ver- 
langen; es bedarf alfo nicht mehr der Zujtimmung des Dieners, diefer mu 
die bejtimmten Dienjte wirklich leiften, nicht weil er num zujtimmt, jondern 
weil er bereits zur Dienftleiftung verpflichtet ift. Demnach it es unlogiich, 
noch cinen zweiten Vertrag zu dem erjten treten zu laſſen; die wirfliche 
Dienftleiftung ift die rechtliche Folge. eines in Ausübung eines Schon 
beitebenden Rechtes ergebenden Befehls. Sintenis jagt in jeinem 
praktischen Zivilrecht Bd. 2 ©. 563: „Steht dieſer (der Beauftragte) in einem 
ſolchen Berhältnig zum andern, daß ihm die Handlung befohlen werden kann, 
fo iſt ein folcher Befehl fein Auftrag” im Nechtsfinne. 

Diefer logische Fehler läßt fih nur daraus erflären, daß Meifterlin 
bei dem Streben, den Dienjtvertrag unter römischrechtliche Erfcheinungsformen 
zu bringen, die eine Seite des Vertrags, die allgemeine Dienjtverpflichtung, 
fajt ganz vernachläffigt und die Zuficherung der Beſoldung zur Hauptjache 
gemacht hat. 

Troßdem Meifterlim prinzipiell vollfonmen im Banne des Privatrechtes 
jteht, hebt er doch den Einfluß des Staatszweds ähnlih wie Seuffert und 
v. d. Becke hervor, wenn er jagt: Alle hinfichtlich der Verhältniſſe der Staats: 


Diener bejtehenden VBerabredungen und Beſtimmungen müſſen ſtets als jo beab- 


fichtigt und eingegangen angejehen werden, wie jolches mit der Erreihung 
der Staatözwede im Einklang ſteht, denn der Staatödienit beiteht zur 
Erreichung der Staatszwede und die Anjtellung der Staatsdiener beabjichtigt 
lediglich die Erreichung der Staatszwede (S. 51). 


') cf. diejen $ ©. 653. 
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Aus diefer Anffaſſung beraus erflärt Meifterlin fogar, daß dem 
Staatsdiener das Nefignationsrecht zuftebe. Von denjenigen nämlich, melde 
ihrem Willen entgegen Dienite leiften müſſen, ſei eine nüßliche und fleißige 
Dientverforgung, wie folche den Staatszwecken entipreche, nicht zu erwarten!) 


8 21. Die Schule Franz Arnold von der Bede's. 


J. Zunächſt jei von den Bearbeitungen der Lehre v. d. Becke's aus der 
Beit vor Gönner die Nede. 

1. Die erite iſt enthalten in dem Lehrbuch des deutichen Staatsrechts 
von Yeift 1803 ($ 99 — 102). Sie unterjcheidet fih nur dadurch von den 
Ausführungen v. d. Bede's, daß fie, vollfommen privatrechtlich vorgebend, 
auch die Verjegung unter den „Erledigungsgründen‘ aufzäblt; dies it aller: 
dings konſequenter, aber es it darin Das Weſen der Sache ganz verfannt. 

2. Die Ausführungen Emmermann's“) dagegen find um deßwillen von 
Bedentung, weil darin Die Frage von der rechtlichen Gleichbeit der 
Kontrabenten berührt und mit Elaren Worten die Stellung des Beamten 
gegenüber dem Publikum als eines Nepräfentanten des Negenten und ſein 
Verhältniß als Diener gegenüber dem Negenten unterjchieden wird. Er fagt: 
Die Uebertragung der Staatsämter fanı nur durch einen Bertrag 


gejcheben — er ſieht alfo in der Uebertragung des Staatsamtes das Weſen 
des Begründungsafte® — und zwar mur durch einen Vertrag, bei welchem 
\ 9 3 N 


„beide fontrahirende Theile ala völlig gleich ericheinen“. Wenn jchen die 
Befugniß zu einem Staatsamt zu ernennen aus einer Machtvoll: 
fommenbeit entipringt, wenn gleich Durch Ausübung des Amtes eine 
Nepräfentation des Spuveräns ftattfindet — ſoweit läßt Emmermann das 
Staatsrecht berrichen —, jo tit Doch der Akt der Lebertragung und Annahme 
der Stelle ſelbſt Davon weſentlich verjchieden und, da biebei von der einen 
Seite Berbindlichfeiten gegen eine gewiſſe Entichädiqung angeboten werden, 
welche man auf der andern Seite annimmt oder ausfchlägt, jo muß in dieſem 
Augenblif der Souverän nicht als moralische Perſon oder als Herricer, 
welcher blos Nechte, aber feine Verbindlichkeiten bat, fondern als phyſiſche 
Perfon betrachtet werden, welche unter dem Geſetze ftebt und Verträge 
und Berbindlichkeiten eingeben fan, auf deren Erfüllung geflagt werden 
darf (S. 426). 

Emmermann ımtericheidet denmach am Souverän feine Herrichereigen: 
ichaft, wornach der Sat gilt: Princeps legibus solutus est, und feine Stell: 
ung als Subjeft des Privatrechts, als welches er auch in Ausübung feines 
Herricherberufes ericheinen fanıı, und fiebt in ibm bei Abichluß des Staats- 
dDienjtvertrags den Kontrahenten eines privatrehtliden Kontrafts. 

Allein eben die doppelte Subjeftivität des Souveräns zwingt ibn, Die 
Behauptung, daß bei dieſem Vertrag die Theile völlig gleich feien, geradezu 
zurüdzunehmen, denn S. 432 erflärt er: „Bei diefem Vertrag find nicht 
völlig gleiche Nechte rücjichtlich der Kontrahenten vorhanden, was in dem 
politifchen (d. i. ftaatsrechtlichen) Verhältniß derjelben liegt.“ Das Dienſt— 
verhältnig beruht nämlich auf der doppelten Eigenjchaft des Fürſten als 
Selbjtherricher und als Privatrechtöfubjett, welches unter Beobachtung der 


1). Meifterlin, a. a. O. ©. 17, 56, 57, 58. Ben 
® Winkfopp, der rheinifche Bund, eine Zeitichrift hiſtoriſch-politiſch-ſtatiſtiſch geograph— 
iſchen Inhalts, Bd. 4 Heft 12 ©. 421: „Ueber die Dienftanitellungen und deren Dauer x.“ 
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gewöhnlichen Formalitäten handelt (S. 432). So kommt Emmermann, 
wie $önner,') zu dem Schluſſe, daß der Staatsdienft ein Verhältniß zwischen 
rechtlich ungleichen Berjonen tft. Näher führt er nicht aus, worin diefer 
eine Ungleichheit berbeiführende Einfluß des „politiichen Verhältniſſes“ bejteht. 

Der Aufklärung näher gerückt ift alfo die Frage von der rechtlichen 
Gleichheit der Vertragstheile nicht. 

Il. Die Anhänger von der Bede's, welche nach dem Erjcheinen des 
Gönner’schen Werfes auftraten, waren bejtrebt, die Nejultate diefer Schrift, 
welche auf ftaatrechtslichen Gebiete lagen, mit ihrer prinzipiell privatrecht: 
lichen Bertragslehre immer mehr in Einklang zu jegen, zuerit allerdings nicht 
mit den Worten, daß das Staatsrecht auf das Verhältniß mitbeftimmend 
wirfe, jondern mit dem Ausdruck, daß der Staatszweck bei Beurtheilung 
der Stellung des Dieners erbeblih in's Gewicht falle. 

1. Demgemäß bat Klüber?) ſofort das dem Wejen des Staats voll: 
kommen widerjprechende Necht des Beamten auf Beibehaltung feines Amtes 
bejeitigt. Im Uebrigen läßt er fich über den Einfluß des Staatszwecks 
folgendermaßen aus: „Die Heiligkeit des Staatszweckes legt beiden Theilen 
wejentliche Bilichten auf, dem Staat Entlafjung, Berfegung oder Zuruhe— 
jeßung nach der Forderung des Staatszwecks, mithin nach Pflicht zu verfügen, 
dem Diener, bei einer Auffindigung nach untadelbaften Gründen, nicht nach 
bloßer Willkür, zu verfahren“ (3 492). 

Klüber bat, wie alle Nachfolger v. d. Becke's, nur die Staatsdiener 
behandelt, welche zu „intellektueller Dienftleiftung” auserjehen find und in 
jener Zeit jpeziell al3 „Staatsbeamte‘‘ ($ 487) bezeichnet wurden. 

2. Während Mittermever?’) in einem Weferat über Gönner und 
v.d. Bede nur ausſpricht, daß die Annahme einer gemeinfamen bürgerlichen 
Laſt unverträglich wäre mit der Natur der freien Dienjte, mit der Freiheit 
der Neigung und mit der Verschiedenheit der Talente, begründet Jordan) 
eingehend, warum er der Anficht von der Becke's beitritt. 

Der Staatsdienit beruht auf einem befonderen Vertrag, dem contractus 
de munere publieo suscipiendo. Dadurch wird der Beamte auftorifirt 
und verpflichtet und zur Forderung einer angemejlenen Bergeltung berechtigt. 
So erjcheint bet Jordan ganz deutlich als das weſenthiche am Staats: 
dienit eine beitimmte Art von Dienften, die Uebertragung eines bejtimmten 
Geſchäftes und der Beſoldungsanſpruch. 

Weil bet Jordan der Gehalt als essentiale auftritt, erflärt er daraus 
auch das Necht der Nefignation, indem der Diener jederzeit auf feinen „Nahr— 
ungsitand“ verzichten fünne. | 

Bemerkenswertb ift an den Ausführungen Jordan's, daß er die immer 
häufiger werdende gejeßliche Negelung des Dienjtes mit der Vertrags— 
jeite des Berhältniifes in Verbindung zu jegen unternimmt. Dieje gejeglichen 


N) Beral. 0. $ 18 5. 650, 

N Klüber, Oeffentliches Recht 1. Aufl. 1817; 4. Aufl. 1840 $ 487 u. 492. Edg. 
Löning behauptet in jeinem Verwaltungsreht S. 11 N. 3, Klüber lege dem Staats- 
dienſtverhältniß einen öffentlihrechtlichen Vertrag zu Grunde. U. E. ericheint bei Klüber der 
Staatädienitvertrag als ein privatrechtlicher, der unter Einwirkung des Staats zwechs fteht. 

) Mittermepyer in der Allgemeinen Encyllopädie von Erſch u. Gruber, dritter 
Theil 1819 S. 425. 

N FZordan, Lehrbuch des allgemeinen und deutihen Staatsrecht$ 1831, 1. Abtheil- 
ung $ 72. 
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Beitimmungen, welche das Verhältniß ein für alle Mal regeln, feien bie 
jedesmaligen gegenfeitigen Bedingungen des Amtsvertrages und ber 
Regent erjcheine bei der Anftellung blos als Vollzieher diefer gefeplichen Aner: 
bietungen und Forderungen des Staates, in welche der Beamte durch Annahme 
des Amtes. einwillige. So erfcheinen die gefeglichen Vorſchriften im einzelnen 

all als vertragsmäßige Beitimmungen, fie werden jo angefehen, ala feien 
fie ausdrüdlich verabredet. 

3. Mehr als bei Jordan zeigt fi die Einwirkung der ftaatsrecht: 
lichen Theorie Gönner's in der Faſſung, welche ihr deffter gegeben hat, 
bei zwei Praftifern. 

B. W. Pfeiffer‘) folgt im Grunde v. d. Bede, in der Ausführung 
finden fich jtaatsrechtliche Einwirkungen. Beweis dafür ift ein Auffag über 
die Örenzen von Verwaltung und Zuftiz,*) dort heißt es: „Lediglich won ber 
Anwendung des Prinzips der Zweckmäßigkeit für das öffentliche Intereſſe 
hängt e8 ab, ob ein Staatsdiener länger bei der Ausübung der ihm über: 
tragenen Amtsfunktion belafjen werden foll; darüber kann alfo kein Gericht 
enticheiden. Wohl aber tritt auch hiebei die richterliche Kompetenz fofort ein, 
wenn von den Wirkungen einer folchen Aominiftratiomaßregel... auf das 
dadurd verlegte Privatintereſſe des feines Amtes entlafjenen Staats» 
dieners ausgegangen wird.“ 

Der andere Praktiker ift Spangenberg;?) diefer überträgt beſonders 
die Ausführungen Gönner's über den Nahrungsftand auf den privatrecht- 
lichen Boden, um nachzumweifen, daß bei einer Dimiffion fein Necht auf das 
Amt verlegt wird. 

4. Buddens*) gewährt dem öffentlichen Necht bereits eine jo weit gehende 
Kraft, daß er eine allgemeine ‘Formel für den ftaatsrechtlichen Einfluß auf: 
jtellt. Er jagt: Das Verhältniß der befoldeten Staatsdiener beruht in der 
Hauptſache auf einem Kontraftsverhältniß, das aber, ſowie eine 
Menge anderer von Staatöwegen angeordneter Kontraktsverhältnifje, 3. B. das 
Berhältniß der Exrpropriation, der Ablöfung bäuerlicher Laſten, der Grund: 
ſtückzuſammenlegung u. ſ. w., den höheren Rechten des Staats als 
jolden, namentlih den nothiwendigen politifhen Nüdfichten nachiteben 
muß, inwiefern dieſe mit den aus den privatrechtlichen Kontraktäverhält- 
nijjen entipringenden Nechten kollidiren“ (S. 747). Dieſer Sa darf fich 
füglich neben das Urtheil jtellen, welches Gönner?) von feiner eigenen Lehre 
gibt: „Meine Theorie... darf auch auf den Vorzug Anspruch machen, daß 
fie dem Negenten in allen Anordnungen, welche er dem Staate nützlich glaubt, 
fein Dindermiß in den Weg legt und dennoch das Loos der Staatediener, 
joferne ihnen ein Recht zugefprochen werden kann, gegen jede Willkür fichert.“ 

Buddens wendet mın feinen Grundfagß in zwei Fällen an: 

a) Bei der Erörterung des Befoldungsrechtes. Diefes Recht folge aus 
privatrechtlichen und ftaatsrechtlichen Gründen (S. 747 und 755). Der 


'; Preiffer, „Praftiiche Ausführungen aus allen Theilen der Rechtswiſſenſchaft“ 
Bd. I 1825 ©. 21. 

Ebenda Bd. III, S. 353. 
— Spangenberg, praktiſche Erörterungen aus allen Theilen der Rechtsgelehrſamkeit 
Bd. IS. 4. 

Buddeus in Weiske's Rechtslexikon für Juriſten aller dentſchen Staaten Bd. I, 
Art. Beamte, 1839. 

>) Gönner, „Der Staatsdienſt“ S. 278, 
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Staatsdiener opfere dem Wohle des Gemeinweſens mehrere ihm zuftändige 
Vortheile auf (S. 746), rücfichtlich deren er einen privatredhtlichen Ent- 
Ihädigungsanfpruch habe; andererjeits trete der Beamte an die Stelle der 
anderen Staatsbürger, welche zum Staatsdienjt nicht befähigt jeien, deßhalb 
müjje er aus den gemeinfchaftlichen Mitteln der Unbefähigten entichädigt 
werden (S. 348). 

b) Die Entlafjung und Sufpenfion vom Amte führt er auf Nüdfichten 
des höberen Rechts, auf Gründe, welche nicht im erzwingbaren Rechte, 
d. h. im pofitiv privatrechtlichen Nechte Liegen, zurüd (S. 756). 

Den Gedanfen an eine locatio conductio operarum weift Buddeus 
(S. 749) damit ab, daß dieje feinen Nahrungsſtand begründe; das Wejen 
des Nahrungsitandes liege aber darin, daß er nicht ohne Verjchulden entzogen 
werden fünne. So ift Gönner nachgeahmt, nur mit dem Unterjchied, daß 
bei Buddeus das Bejoldungsrecht als ein privatrechtlicher Anfpruch in erjter 
Linie erjcheint. 

5. 8. Eduard Weiß!) geht noch einen Schritt weiter; er jpricht ſchon 
davon, daß das Verhältniß wegen „feiner ſtaatsrechtlichen Beimiſchung“ 
nicht als „rein privatrechtlichet" mehr betrachtet werden fünne. In welcher 
Weiſe fich diefe Behauptung erklärt, joll eine Skizzirung feiner Anficht ergeben. 

Der Uebertritt?) aus dem allgemeinen Bürgerverbältniß in die befondere 
Kaffe der Staatsdiener kann, da ich die öffentliche Gewalt in der Hand des 
Spuveräng vereinigt, nur durch dejjen Verleihung mittel® Vornahme eines 
Iihriftlihen Aktes begründet werden. Das Verhältniß des Dieners zum 
Staat iſt ein freiwilliges, denn nur im Notbfalle ift nach allgemeinen 
Grundjägen eine zwangsweiſe Konjkription rechtlich zuläffig. Der zu Grunde 
liegende Bertrag it ein privatredhtlicher ($ 365 Anm. e). ber 
jeiner ftaatsrechtlichen Beimifchung wegen kann das Berhältniß nicht 
als ein rein privatrechtliches angejehen werden und ift daher auch Feineswegs 
allein aus dem Beitallungspatent, fondern gleihmäßig aus der den öffent: 
lichen Dienjt betreffenden Gejeßgebung und der Natur des VBerhältnijjes zu 
beurtheilen, infofern nämlich der Dienft nur öffentlihe Zwede und nur 
für den Dienjt des Vaterlandes geleijtet wird.?) 

6. Uebereinjtimmend Spricht fich Ernit v. Moy*) aus. Die Eigenfchaft eines 
Staatsdieners wird mohl durch eim fönigliches Anftellungsdefret erworben, 
aber die Annahme desjelben ijt in den freien Willen des Ernannten geitellt; 


2 4 eo. Rn Staatsrechts“ 1843, $ 362— 368. 

) eiß 

s) Auch von Beih befauptet Ede. Löning, Verw.“R. ©. 119 N. 3, er babe die 
Auffaſſung vertreten, daß der Staatödienit durch einen — —— Vertrag“ begründet 
werde. Wach unjerer Meinung ſieht Weih in dem Staatsdienjtvertrag einen Bertiag des 
Privatrechts, an welchen ſich ſtaatsrechtliche Wirkungen fnüpfen. Er jagt in $ 365: „Obs 
wohl . das Verhältniß des Dieners zum Staat ein freiwilliges genannt werden muß 
und deshalb als ein vertraggmäßiges e) ericheint, jo fann doc dasjelbe jeiner jtaat® 
rechtlichen Beimifhung wegen nicht als rein privatredtliches betrachtet werden und ijt 
daher auch keineswegs allein aus dem Beitallungspatent — das will u. E. jagen, aus dem 
privatrechtlihen Vertrag —, jondern gleihmähig aus der den öffentlichen Dienit betreffenden 
Geſetzgebung und der Natur des Verhältniſſes zu beurtheilen.“ Ebenſo heißt es in der 
alleg. Anmerkung e) des $ 365: „Der Dienſtvertrag iſt übrigens weder ein römijcher Mieth— 
fontraft noch ein unbenannter Vertrag noch auch ein precarium; damit ift gejagt: Er ift 
wohl ein Vertrag des Privatredhts, aber gehört nicht zu den are Kategorien. 

Moy, Lehrbuch des bayeriichen Staatsrechts, I. Theil, 1. Abtheilung & 95 und 96. 
1840 — 1843, 
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demnach iſt das Verhältniß desſelben, ſoweit nicht geſetzliche Beſtimmungen 
darüber vorliegen, nach den „privatrechtlichen Normen des Dienſt— 
vertrags“ zu beurtheilen; die geſetzlichen Vorſchriften aber find im „öffent- 
lihen Intereſſe und als Bürgichaften des öffentlihen Rechtszuſtandes 
gegeben, der Staatsdiener fann deshalb darauf ebenjomwenig verzichten, ala 
der König davon abgehen" ($ 96 ©. 319 u. $ 97 ©. 321). 

Buddeus, Weiß und Moy haben dem Staatsrecht eine eben: 
bürtige Stellung neben dem Privatrecht bei der Behandlung der einzelnen 
Seiten de3 Dienjtverhältnifies des Staatsdieners eingeräumt. Der Mangel, 
welchen ihre Darftellungen aber noch zeigten, beſtand darin, daß fie es ver: 
ſäumten, die Gleichwerthigfeit der öffentlichen Rechtsordnung bei Beitimmung 
des Staatödienjtverhältniiies auch in der Konftruftion des Staatsdientes 
hervortreten zu laſſen, denn wenn wirklich jtaatsrechtliche Gefichtspunfte in 
Menge auf die rechtliche Normirung von Entjtehung, Inhalt und Beendigung 
der jtaatsdienerlichen Stellung einwirkten, jo fonnte es nicht mehr genügen, 
die rechtliche Grundlage des Verhältnijjes in einem rein privatredhtlidhen 
Vertrage zu finden. 

In welcher Weije die neuere Staatsrechtälehre es verfuchte, der Miſch— 
ung von Staatärecht und Privatrecht bei Normirung des Staatsdienftes auch 
fonjtruftiv gerecht zu werden, jei einer jpäteren') Betrachtung vorbehalten. 

Zunächſt gilt es, die Entwicdlung, welche die Theorie von Gönner 
durchmachte, zu erörtern, weil diejfelbe zu dem gleichen Endreſultate, wie die 
Fortbildung der Lehre von der Becke's, geführt hat. 


Fünftes Kapitel. 
Zortentwiclung Der rein ſtaatsrechtlichen Theorie von Gönner. 
$ 22. Karl Salomo Zadariä. 


Die Erkenntniß, daß der Staatsdienjt ein aus öffentlichem und bürger- 
lihem Rechte gemifchtes Verhältniß fei, war das Facit des Entwidlungs: 
ganges der prinzipiellrein privatrechtlichen Theorie v. d. Bede’s; 
fie war aber auch der Schlußftein an dem Ausbaue, welchen die urfprünglidh 
vollfommen öÖffentlichrechtliche Lehre Gönner's in der Folgezeit 
erfuhr. 

Nach einer anderen Seite ift die Weiterbildung der Anfiht Gönner’s 
gleichbedeutend mit dem allmählichen Verfhwinden der Unnahme eines jtaat- 
lihen Zwangsrechtes zum Staatsdienit. — 

Borausgefchict fei noch, daß alle Nachfolger Gönner's bis auf Perthes 
ihre Unterfuchungen auf die höheren Staatsdiener, die Geijtesarbeiter, be— 
Ichränfen. — 

Der erite Jünger Gönner ’s iſt Karl Salomo Zahariä.?) Inte: 
refjant ift feine Darftellung befonders um deßwillen, weil jie einen fchlagenden 
Beweis für die Unhaltbarkeit der „Theorie vom Dienſtzwang“ liefert, tie 
Zachariä feine Lehre zu betiteln beliebt. 








’) Bergl. unten $ 31. 
8.5. Zahariä, „Vierzig Bücher vom Staat.“ 1. Aufl. 1820—1832; 2. Aufl. 
1842, Buch 35. 
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Der Grund für das Necht des Staates, Dienfte von feinen Unterthanen 
zu fordern, ift der Dienjtbedarf desfelben. So gewiß der Staat zur Erreichung 
jeines Zweckes jegliche Art von Dienften nöthig hat, fo gewiß ift auch die 
Dienftgewalt des Staats von demfelben Umfange, erftredt ſich alfo auf geiftige 
Dienfte nicht weniger, als auf Handdienjte (S. 202). Deswegen kann die 
Stellung des Diener nicht auf einem Vertrag beruhen, denn was der Staat 
feinen Unterthanen „befiehlt“, ijt eben deswegen dem „&ebiete menschlicher 
Willkür“ entzogen (S. 202). 

Schon hier maht Zachariä einen Schritt feitwärts von feinem Prinzipe. 
Er will nämlich die Intereſſen auch des Staatsdienerd gegenüber dem Dienft: 
zwang zur Geltung bringen. Er jagt: Wenn auch die Dienftgewalt, wie die 
Staatsgewalt überhaupt ihrem Wejen nad) unbejchränft ift, fo ift fie doch 
in der „Ausübung“ mit der äußeren freiheit ber Einzelnen möglichſt, 
d. h. „infofern in Uebereinftimmung zu jeßen, als diefer Zweck unbejchadet 
des Intereſſes des Staate® und insbeſondere des Intereſſes des Staatd- 
dienjtes erreichbar iſt“. 

Durch eine Beichränfung der Ausübung muß Zachariä aljo das Zwangs— 
recht jelbjt erhalten, wenn e8 nur irgendwie der Wahrheit nahefommen ſoll. 
Er kommt fogar dazu, die VBortheile des Staatsdienerd für die Hauptfache 
zu erflären, denn er jchreibt: „Auch in dieſer Beziehung ijt die äußere Frei— 
heit der Einzelnen die Hegel, der Dienjtzwang nur die Ausnahme” 
(S. 203 und 204). Die Garantie für die Nechte des Dieners fann er feinem 
Prinzip zufolge nicht in dem Wefen des Dienjtes finden — „in dem recht 
lichen Wejen des Dienjtverhältniijes liegt eine ſolche Bürgfchaft nicht, denn 
dieſem Verhältniß liegt nicht ein Vertrag zu Grunde” —, fie ruht vielmehr 
im „Berfafjungsrecht“, worunter er eben das öffentliche Necht verjteht: alfo 
verfennt er eine privatrechtliche Seite des Staatsdienjtes. 

Mit jedem weiteren Satze verläßt er mehr und mehr das „strenge Recht“ 
oder, richtiger gejagt, jein Prinzip. So heißt es an einer Stelle: „Wenn 
auch der Staat dem ftrengen Rechte nad) feine Untertanen zur Annahme 
eines Amtes, jowie zur Fortführung eines jolchen zwangsweije anhalten 
fann und wenn mithin auch der Unterthan dem jtrengen Nechte nad) ein 
Umt weder auszujchagen noch niederzulegen befugt ift, jo Hat doch 
der Staat jeinen Unterthanen in der Negel freizuftellen — alfo jogar eine 
Pflicht —, ob fie in jeinen Dienst treten und in demfelben beharren wollen 
oder nicht“, mur in „Nothfällen” iſt der Staat berechtigt, von dieſer „Regel“ 
abzumweichen. 

In diefer Weile it Zachariä auf dem Standpunkt angelangt, daß jein 
Grundſatz zulegt als Ausnahme erjcheint. 

Aber nicht blos Hinjichtlich der Unnahme von Dienern und ihrer Reſig— 
nation, fondern auch in Bezug auf die Löſung des Bandes zwifchen Herrn 
und Diener von Seite des Fürjten rüdt er das „strenge Recht“ gegenüber 
der „Billigfeit” umd der „milderen Anwendung“ in den Hintergrund. Dem 
jus strietum nad; kann der Staat feine Beamten nad Gefallen entlajjen; 
dieſes Necht foll er aber „im Intereſſe der Beamten mit der Mäßigung 
ausüben, welche nur mit dem Geifte der Berfafjung und mit der Wohlfahrt 
des Bolfes vereinbar ijt” (©. 206 und 207). 

ga man kann jagen, Zahariä weiſt jelbjt die Unrichtigfeit der 
Theorie vom Dienſtzwang nach, wenn er als Regel für die Handhabung des 
Zwangsrechtes aufjtellt, daß, die Dienjtgewalt jo auszuüben it, wie fie, 
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wenn das Verhältniß zwijchen dem Staat und feinen Dienern auf Bertrag 
beruhte, auszuüben jein würde" (5. 207) 

Zum Schluß geht Zahariä geradezu in das gegnerische Yager der 
privatrechtlichen Bertragstheorie über, indem er äußert, der Staat fünne „auch 
vertragsweiſe“ anjtellen und mit dem Beamten mittel eines Dienjtver- 
trages über die Nechte übereinfommen, welche diefem als ſolchem für feine 
Perſon zujtehen jollen (S. 208). 

Nur durch dieſes Hinneigen zum Vertragsprinzip läßt ſich auch erklären, 
wie Zachariä das von feinem Grundjage aus leicht zu erfallende Wejen der 
Berjeßung!) verfennt. Wie noch bei feinem jeiner Vorgänger, erjcheint jie bei 
ihm als eine Verbindung von Entlafjung und Anjtellung. „Die Berjegung 
eines Beamten auf ein anderes Amt begreift ihrem Weſen nad) zwei Hand 
(ungen in fich, die Entlaffung . . . und die neue Anftellung.* „Daß bei 
der Berfegung die eine und Die andere Negierungshandlung in einem that: 
jächlichen oder geichichtlichen Zufammenhange jtehen, hat auf die rechtliche 
Beurtbeilung des Falles feinen Einfluß.“ 

Ob die Bejoldung Gegenjtand eines privatrechtlichen Anfpruches iſt oder 
nicht, darüber gibt Zahariä feinen Aufichluß (S. 250); er bemerkt nur, 
daß es „auch im Intereſſe des Staatsdienjtes” ift, eine Bejoldung 
zu geben. — 


$ 23. Heffter. 


Die Arbeit von Heffter‘) über den Staatsdienft hat einerjeits 
Uehnlichfeit mit den Erörterungen Zachariä's, nämlich infoferne, als auch 
er, um das Zwangsprinzip zu erhalten, weitgehende Einjchränfungen für den 
Gebrauch desjelben machen muß. 

Andererjeits befundet fie einen bedeutenden Fortjchritt in der aus privat- 
und öffentlichrechtlichen Sätzen gleicherweife gemischten Beichreibung des Rechts: 
verhältniſſes. Endlich bietet fie ein klares Beifpiel dafür, wie jehr man die 
Berwaltung ftaatlicher Gejchäfte als den Gegenftand der rechtlichen Beziehung 
zwiſchen Staat und Diener aufjaßte. 

Obſchon Heffter nicht außer Acht läßt, daß alle Staatsdienfte in Wirf- 
lichkeit 3) freiwillig übernommen werden, ftellt er doch die Anficht auf, es bejtehe 
ein ſtaatliches Zwangsrecht; Dies folge aus einem thatjäcdhlichen Grunde, 
indem ohne Staatsdiener dem Regenten eine Staatsverwaltung unmöglich 
jein würde, und aus einem rechtlichen Grunde, da in einer Staatsverbindung, 
welche die höchſten intelleftuellen Intereſſen des menjchlichen Gemeinlebens 
umfchließe, die Prlicht eines Jeden, zur Erreichung dieſes Zwedes bejonders 
nad feinen intellektuellen Kräften beizutragen, gegeben jei (S. 126 und 127). 
Heffter befräftigt diefe Annahme durch eine conclusio a minori ad maius: 
Jedes Mitglied einer einfachen Gejellichaft iſt ſchon jchuldig, zu den Gejell- 
ſchaftezwecken Hilfe zu leiften, um wie viel mehr ift es aljo bei dem Staats— 
mitgliede der Fall. 

Das Zwangsrecht ift nicht auf den Nothfall bejchränft, aber die 
Ausübung it „von jelbjt* limitirt. Einerſeits darf fie nämlich nicht gegen 


') j. oben $ 18 ©. 642 die Erklärung, welhe Gönner von der Verjegung gibt. 
2) Heffter, Beiträge zum deutichen Staatöreht. 1829 ©. 106 f. 
9) ſ. a. a. O. ©. 126. 
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Eittlichfeit und Recht und nicht gegen die Verfaflung verjtoßen, und anderer: 
jeit3 unterliegt das Zwangsrecht den für jeden Zwang gejegten Beichränfungen, 
daß er nicht eher, als nöthig, und nicht länger, als es der Zweck erfordert, 
angewendet werden fol. 


Da Zwang nicht früher als notbwendig eintreten foll und auch nad 
der Anficht Heffter's alle Staatödienjte wirflich freiwillig übernommen 
werden (S. 126), jo ergibt fih für Heffter die nothiwendige Folgerung, daß 
die Anjtellung im einzelnen Fall feine Ausübung des Zwangsrechtes ift. Dem: 
gemäß erklärt er auch, daß der Regent, „die Freiwilligkeit der Annahme in der 
Hegel dem Gebrauch feines Nechtes vorziehend“, die unbejegte Stelle den Be: 
fähigten anbiete. 

Diefer Gedante muß für die ganze Ausführung von Heffter beibe 
halten werden; er will nirgends mehr die Annahme erweden, als fei das 
Verhältniß durch Zwang entitanden; das Thema feiner Erörterung lautet 
vielmehr: „Wenn der Staatsdienit ein freiwilliger ift, was für ein Ver: 
hältniß gebt daraus zwijchen Staat und Diener hervor? 

Die Natur des Staatsamtes ift es, welche er bemüßt, um dieſe Frage 
entfprechend zu beantworten. 


Die Stiftung und Dotirung der Staatsämter, die Beitimmung der ver: 
Ichiedenen Wirkungskreiſe jind ein Ausfluß der geießgebenden Gewalt, Die 
Aemter jelbit find ein Theil der Staatsverfafjung; fie fönnen alſo 
nur inſofern Gegenftand privatredhtlicher Willkür jein, als dabei das 
öffentlihe Intereſſe nicht gefährdet wird. Dies it der Funda— 
mentaljag Heffter's. 

Den Borgang der Uebertragung eines Staatsamtes Legt er fich demge— 
mäß in folgender Weiſe zurecht. 

Der Staat „bietet” die unbejeßte Stelle „an“, entweder allgemein oder 
unmittelbar gewiljen Individuen. „Wird der Ruf angenommen, jo überträgt 
mun der Neprälentant des Staates förmlich das Amt, und Staat und 
Beamte treten jo von ſelbſt im mechjeljeitige Nechte und Pflichten.“ Es 
geht alſo eine Willensübereinfunft voraus, ein Anbieten und ein Annehmen; 
aber dies ijt fein Bertrag im Nechtsjinne, fie begründet nicht das Rechts— 
verhältnig, jondern der Nechtsgrund iſt der einjeitige Uebertragungs— 
akt; dieſer ift die Form („Fürmlich“) und zwar die rechtliche Form der 
Entjtebung. 

Heffter gibt noch bejonders an, warum fein Bertrag die Grundlage 
jein kann: „Das Amt, das Verhältniß, die obligatio — alles Bezeichnungen 
für das Amtsverhältniß — wird nicht erſt durch einen Vertrag, eine conventio 
geichaffen, es ift Schon vorbanden und wird nur jedesmal durch einen 
Regierungsaft bei einer neuen Anſtellung Fir ein bejtimmtes Indi— 
viduum in's Leben gerufen.” Diefem Satz liegt offenfichtlich der Gedanke zu 
Grunde, daß die Begründung des Dienjtverbältniiies durch Amtsverleihung 
erfolgt und daß ein Amt als Theil der Berfaffung, d. b. eben ala 
Inſtitut des öffentlichen Nechts an ſich nicht Gegenstand privatrechtlicher 
Bereinbarung jein kann. In legterer Beziehung it die Erwähnung be— 
deutjam, daß Pilicht und Recht „von ſelbſt“ entjteben Durch den Regierungs— 
aft, d. h. ohne rechtlihwirfiames Zuthun des Dieners. 

Der Ausſpruch Heffter's, das Amt fei ein Theil der Verfaſſung, legt 
im Hinblid auf den Staatsdienjt die Worte Gönner's Har, daß da von 
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feinem Vertrag die Nede fein fünne, wo das Objekt der Vereinbarung „nicht 
von der freien Willensbejtimmung der Berfonen“ abhänge.' 

Zur Weiterführung feiner Lehre nimmt Heffter einen Gedanken des 
Obligationenrechts auf. 

Die Entitehungsgründe der Obligationen find zweifacher Urt, fie ent: 
jtehen ex voluntate oder ex re, d. h. durch freimillige Uebernahme der Ber: 
pflihtung von Seite des Berpflichteten oder durch Eintritt irgend einer That: 
ſache, an welche ſich rechtliche Folgen fnüpfen. Im letzteren Falle liegt fein 
Vertrag zu Grunde, aber die entitandene Forderung und Berbindlichkeit hat 
manchmal der Entjtehung nad) Mehnlichkeit mit der durch Vertrag erzeugten 
Forderung und Verbindlichkeit, die rechtliche Wirfung des Entitehungsgrundes 
entjpricht hier den Nechtsfolgen eines Vertragsſchluſſes; es liegen vertrags: 
ähnliche Berpflichtungsverhältnijje vor, obligationes quasi ex contractu, aljo 
Erjcheinungen des Privatredts. 

Ein jolches Imftitut nun, jagt Heffter, ift Tutel und Guratel des röm— 
ſchen Rechtes; die Uebernahme beider ijt eine „allgemeine Bürgerpflicht”, denn 
fie find munera publica. 

In beiden er num Heffter eine vollkommene Analogie für das 
Amtsverhältniß“ (S. 130). Tutel und Curatel werden theils durch Geſetz, 
theils durch den Magiftrat von Staatswegen übertragen; es entjtehen 
daraus unmittelbar durch die Berufung Nechte und Pflichten, und es bedarf 
feiner, etwa „vertragsmäßigen“, Erklärung, die Vormundſchaft übernehmen zu 
wollen, wenngleich gewiß die Mehrzahl derjelben freiwillig übernommen wird. 

In analoger Weife entjteht das Beamtenverhältniß, d. b. ohne Ber: 
trag. Es kann ein Vertrag in Beziehung auf das übertragene oder das zu 
übertragende Amt ftatt haben, aber Gegenstand desjelben fünnen nur „minder 
weſentliche Modalitäten“ fein; der Regent kann dabei nur als Privat: 
perjon handeln, eingeengt durch den Saß „jus publicum pactis privatorum 
mutari nequit“, wobei von Heffter unter jaspublicum dag Wemterrecht 
veritanden wird. 

Die Hauptjache bei der Uebertragung des Amtes ijt nämlich „die Um— 
Fleidung mit einem bejtimmten öffentlichen Charakter und Wirkungsfreis, dies 
ift ein Verfaljungsgegenitand, und es ift allein Sahe und Recht des 
Staates, dasjelbe zu bejtimmen und zu verleihen. 

Was Heffter unter den „minder wejentlichen Modalitäten“ begreift, 
ergibt fih aus folgenden Sätzen, welche zugleich enthalten, wie weit 
Heffter das Privatrecht an der Normirung des Staatsdienjtverhältnifjes 
theilnehmen läßt. 

„Allein durch die Lebertragung und von jelbjt durch die Ueber: 
tragung eines Staatsdienjts entjtehen wechjeljeitige Nechte zwilchen Staat und 
Diener.“ Damit will gejagt fein: Es bedarf feiner rechtlichen Zuftimmung 
von Seite des Dieners. 

Dann, fünnte man aber jchließen, haben dieje Nechte öffentlichen Charafter. 
Heffter dagegen erklärt: „Nichts dejtoweniger find Die mwechjelfeitigen Rechte 
zum Theil privatrehtlidher Natur.“ Den Begriff „privatrechtlich” 
bejtimmt er dahin: „Es kann alles privatrechtlich genannt werden, was nicht 
blos Beziehung auf das Allgemeine im Staate hat, fondern in einer 
eigentlichen zivilijtifhen obligatio bejteht und auf das Privatver— 
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mögen influirt.“ Daraus darf man, was Heffter unterläßt, folgern, daß 
die Bermögensrechts- Anfprüche des Diener privatrehtliche Forder 
ungen jind. 

Heffter weicht demnach felbft im Brinzipe von Gönner ab, welcher 
behauptet, daß Staatsdienjte nur nad Normen des öffentlichen Nechts 
zu beurtheilen find. 

Bisher hat Heffter die VBormundfchaft herangezogen, um damit die 
Entitehung des Staatsdienftverhältnijies im Ganzen in Parallele zu 
bringen. Er jucht aber die Analogie auch für den Inhalt des Verhältnifjes 
darzuthun, ſoweit derjelbe die zivilijtifche obligatio zwifchen Herr und 
Diener betrifft. 

Das römische Recht unterjcheidet actiones strieti juris und bonae fidei ;?) 
die Klagen aus dem vormundfchaftlichen Verhältniß gehörten zu den [eßteren 
(S. 133), d. h. die Beziehung zwifchen tutor und pupillus beruht auf 
treuem Glauben; der eine Theil muß dem anderen gewähren quidquid ex 
bona fide est. Dies legt fih Heffter nah 1. 31 $ 20 D. de aedilitio 
edicto 21, 1 (eaenim, quae sunt moris vel consuetudinis, in bonae fidei 
judiciis debent venire) dahin aus, der Intention der Parteien entſpreche bei 
obligatorischen Berhältnijien alles ex bona fide, was gewöhnlich in 
gleichen Fällen beobachtet werde (S. 133). 

Ebenſo nun fei das Verhältniß zwiichen Staat und Diener ein „Ver: 
bältniß auf Treu und Glauben” (S. 131) und zwar das „privat- 
rehtliche Verhältniß des Dieners zum Staat“ (S. 149). Diefer Umjtand 
müſſe entjcheiden, wenn Geſetz oder die lex collationis officii oder die Staats» 
objervanz feinen Aufichluß geben. Jeder Staatsdiener gewinne hiedurch recht: 
lichen Anfpruch auf alles, was das Staatsherfommen den in gleichen Kategorien 
Stehenden zu bewilligen pflege, und was als ftillfchweigende Bedingung des 
Eintrittö in den Staatsdienft anzuſehen jei. Dies lebtere fer aber alles, ohne 
dejjen VBorausjegung der Diener ein jolches Amt vernünftiger Weife nicht über: 
nehmen fünnte (S. 133 und 149). 

Bei der näheren Ausführung dieſes Satzes geht Heffter einige Male 
über fein Vorhaben hinaus, nur die zivilrechtliche Seite des Dienjtes aus 
dem Grundſatze zu erflären, daß jeder an einer Quafifontrafts-Obligation Be- 
theiligte leiften muß, quod ex bona fide dare facere oportet. Denn er 
führt 3. B. die Leitung des pflichtmäßigen Gehorjams (S. 132) und den 
Anfpruch des Dieners auf Schuß feines Amtscharakters auf die bona fides 
zurüd (S. 133). — 

Wenn wir die Anfiht Heffter's furz refapituliren, jo it fie folgende: 
Prinzipiell bejteht ein Zwangsrecht; die Ausübung desfelben ift nur unter be: 
jtimmten Borausjegungen zuläjfig, alfo wird das Verhältniß in der Regel 
von beiden Seiten freiwillig eingegangen; aber, weil dag Amt ein Theil der 
„Berfallung“ ift, wird es nur „übertragen“, nicht angenommen; allein durd 
die „Uebertragung” entjtehen Recht und Pflicht. Inhaltlich ift der 
Staatädienft, joweit er vermögensrehtliche Anjprüche birgt, zum Privat: 
recht gehörig. 

Eines unterließ Heffter, eine Erklärung darüber zu geben, welcher 
Gattung von rechtlichen Begründungsformen der ſtaatliche Uebertragungsaft 
angehört. Dies geichah erit in jpäterer Zeit durch Heinrich Albert Zahariä. 


i) Siehe Wächter, Pandelten I. ©. 517. 
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$ 24. Dahlmanı. 


ſteh Mehr als Heffter bleibt Dahlmann!) beim Prinzip des Dienſtzwanges 
tehen. 

Prägnant bringt er zum Ausdrud, daß der Staatsdienft eine potenzirte 
Unterthanenpflicht ift, wenn er jagt, die jedem Unterthanen obliegende 
Pflicht, ſich dem Staat dienjtlich zu erweijen, wird bei dem Staatsbeamten 
durch die Einweifung in eine beitimmte Amtsſphäre und durch die beiondere 
Verpflichtung des Dienfteides gejteigert (S. 276). 

Wie wenig aber eine jolche Erklärung den Thatſachen entſprach, mußte 
auch Dahlmann anerkennen, wenn er äußert, der Staat werde gut thun, 
fih feines Zwangsrechtes ſo ſparſam wie möglich zu bedienen, denn er 
bedürfe ſeiner höchſtens in der Wehrverfaſſung; eigentliche Staatsämter 
ſeien von jeher mehr geſucht, als aufgedrungen worden (S. 271). 

Das immer wiederkehrende Eingeſtändniß, daß in Wirklichkeit der Staats— 
dienſt freiwillig übernommen wird, — bei Zachariä und Heffter find wir 
ihm begegnet —, mußte doch endlich einmal wenigſtens dazu führen, eingehend 
zu erörtern, wie man troß der Thatjache, daß der Eintritt freiwillig erfolge, 
von der Erfüllung einer Unterthanenpflicht \prechen fünne. Dies führt uns 
auf den bedeutendjten Anhänger Gönner's, Berthes. 


$ 25, Perthes. 

In den Vordergrund feiner Betrachtung Stellt Perthes?) den Saß, daß 
der Staat ala Ganzes beitehben und ausgebildet werden joll (S. 22). 
Nun kann der Staat ohne menschliche Thätigkeit nicht exijtiren (S. 44). 
Der König, felbit nicht im Befige der hinlänglichen Kraft, muß die Kräfte 
Anderer in Anspruch nehmen, welche, wie er, „innerhalb der Örenzen des Rechts“ 
für den Staat thätig werden. Für manche öffentliche Verhältnifje find alle 
Glieder des Staates thätig, manche andere fordern nicht den Kraftaufwand 
Aller, fondern können und müſſen durch die Thätigkeit Einzelmer verjeben 
werden (23), „Es iſt aljo nothwendig, aus allen Unterthbanen Einzelne 
heranszuheben und mit der Sorge für Verhältniſſe diefer Art zu beauftragen.“ 
Dies find die Staatsdiener. 

Aus dem Bisherigen ergibt fich, daß der Staatsdienjt eine öffentliche 
Einrichtung ift, denn er bejteht, damit der Staat als Ganzes beſtehen 
fann. 

Theil II Tit. 10 98 1—3 des preußischen Landrechts benügt Berthes 
zur Herjtellung des Begriffes Staatsdiener. 

Diefe Paragraphen lauten: „Militär: und Zivilbediente find vorzüglich 
beftimmt, die Sicherheit, die gute Ordnung und den Wohlftand des Staates 
unterhalten und befördern zu helfen. Sie find außer den allgemeinen 
Unterthanenpflichten dem Oberhaupt des Staates bejondere Treue und 
Gehorſam jchuldig. Ein Jeder ift nach VBeichaffenheit feines Amtes und nad) 
dem Inhalt feiner Inftruftion dem König noch zu bejonderen Dienjten 
durch Eid und Pflicht zugethan.“ 





N) Dahlmann, die Politit 1. Aufl. 1835; 3. Aufl. 1847, Bd. Jl. $ 251—258 
©. 271— 280, 

2) Perthes, der Staatsdienjt in Preußen, ein Beitrag zum deutſchen Staatärcdt. 
Hamburg 1838. 
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Darnach iſt der Staatsdienſt die „beſondere Verpflichtung“ zu einer 
„durch Treue und Gehorſam gegen den König geregelten Arbeit für den 
Staat“ (S. 23 und 51). 

An das erjte Element, „Ihätigfeit für den Staat“, knüpft Berthes die 
Bemerkung an, dab „für das Wefen des Staatsdienites die Verjchiedenheit der 
Arbeit gleichgiltig* ſei (S. 35 und 30). 

Das zweite Merkmal, „Arbeit durch Treue und Gehorjam gegen den 
König geregelt“ oder „Arbeit im Sinne, nad dem Willen des Königs“ (S.23), 
gibt ihm Veranlaflung, den von Meijterlin aufgededten Sa wieder ber: 
vorzuholen, daß wirkliche Dienftleiftung fein wmejentlicher Beitandtheil des 
Staatsdienftbegriffes jei. Wir wollen hierauf furz eingeben. 

u der genannten Andentung führt ihn eine Gegenüberjtellung des Ber: 
hältnitjes, im welchem der „Herr“ zum Diener, und in welchem der Hand» 
werfer al3 conductor operis zum Bejteller ſteht. Der Handwerker arbeitet 
für den Dritten, ohne in jeinem Dienjt zu ſtehen; er hat jeine Verpflichtung 
vollfommen erfüllt, fobald er die bejtellte Arbeit vollendet hat. Vom Diener 
dagegen erwartet der Herr, daß er alle Arbeiten jo ausführt, wie der Herr 
jelbit, wenn er fie hätte übernehmen konnen und wollen, fie ausgeführt haben 
würde, aljo daß er nach dem Willen des Herrn arbeitet (S. 31). In gleicher 
Weile reicht es zum Begriffe des Staatsdienftes nicht bin, wenn Jemand für 
den Staat thätig iſt: „Die Yeiftung der Arbeit iſt . . . nicht das 
Charafterijtiiche des Dienstes” (S. 31), es muß vielmehr eine Unter: 
ordnung des Willens unter den Willen des Fürſten, alſo eine Ab— 
hängigfeit des Dieners,') vorhanden fein. 

Befonders geht uns das dritte, eigentlih rechtliche Element an, die 
„bejondere Verpflichtung". Bierüber jagt Perthes: „Es bedarf, damit der 
Staatsdienft entitehe, der Verpflichtung zu bejonderer Arbeit und zu 
beionderem Gehorſam“ (S. 35), d. h. dieſe Verbindlichkeit „Liegt nicht in 
der allgemeinen Unterthanenpflicht und bedarf daher eines bejonderen 
rundes, um zu entjtehen, und jegt eine Entſchädigung für die übernommene 
befondere Leiſtung voraus“ (©. 36). 

So jehen wir, daß das dritte Merkmal im Entjtehungsgrunde liegt, 
und es fragt fich mur, welcher Art diefer „bejondere Grund“ und damit dieje 
„bejondere Verpflichtung“ iſt. 

Der Staat, erklärt Perthes, vermag das Daſein, welches er allein 
durch Menſchen hat, aus denen er gebildet iſt, nur durch deren Kräfte und 
Thätigkeit zu erhalten. So ſind denn die Menſchen, welche ihn bilden, ver— 
pflichtet, die zu ſeinem Beſtand nothwendigen Kräfte für ihn hinzugeben. 
Denn ohne diefe Verpflichtung hängt das Daſein des Staates von dem zu— 
fälligen Umftande ab, ob Perſonen vorhanden find oder nicht, welche freiwillig 
in den Staatsdienſt eintreten wollen (9. 52). 

Demnach nimmt Perthes aus dem Grunde eine Pflicht der Unterthanen 
zur Dienjtleiftung an, weil die Möglichkeit eines Mangels an freiwilligen 
Bewerbern beiteht 

Alſo ericheint dem Schriftjteller ala Grund dafür, daß die Staatsdienit- 
leiftung Unterthanenpflicht ift, die Möglichfeit, daß es an freiwilligen 
Bewerbern fehlen künnte, 


) Ein Wille muß die Thätigkeit aller leiten“, „der Wille des Königs ſoll enticheidend 
fein in allen öffentlichen Verhältniſſen“. 


..-.. 
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Diefe Verpflichtung der Unterthanen iſt aber nicht eine „allgemeine 
Untertdanenpflicht“, d. h. eine Pflicht, welche alle StaatSglieder zugleich 
trifft, fondern, mweil der Staatsdienjt nur die Thätigfeit Einzelner erfordert 
(S. 23), nur von Einzelnen verfehen werden kann, ijt fie im Sinne Berthes’ 
als bejondere Unterthanenpflicht zu bezeichnen. 

Da nur die Lebensthätigfeit Einzelner für den Staatsdienft erforderlich 
ift, müſſen diefelben durh Auswahl (S 53) beitimmt werden. Diefe befteht 
in einer „Willenserklärung des Königs" (S. 78 u. 69) oder des von 
ihm mit der Auswahl Beauftragten. 

Nun iſt Berthes auf dem Punkte angelangt, wo er feinen Beweggrund 
— die Möglichkeit, es künnte an freiwilligen Bewerbern fehlen — gegenüber 
der Thatfjache, daß ein Andrang zum Staatsdienft befteht, vertheidigen muß. 

Er erkennt an, daß bei folcher Sadjlage zwar das Recht, zum Ein: 
tritt in den Staatsdienft zu zwingen, nicht zur AUsübung fomme, fondern 
nur unter den vielen Kanditaten einer bezeichnet werde, welcher die Anstellung 
als das Ziel langjährigen Strebens mit Freuden übernehme (S. 54). „Allein, 
fährt Perthes weiter, die Natur der Entjtehung des Staatsdienites 
ändert fich hiedurch nicht; der Grund derjelben liegt vielmehr nach wie vor 
in der Verpflichtung jedes Mitgliedes des Staates, die Thätigfeit aufzumenden, 
deren der Staat bedarf”.) Daraus, daß nur die Bereitwilligen ge: 
nommen werden, dürfe man nicht jchließen, daß eine Verpflichtung zur 
Uebernahme des Dienjtes überhaupt nicht bejtanden habe. Es beruhe 
deshalb die Uebernahme des Amts nicht auf einem Vertrag; denn die Pflicht 
höre nicht auf, Pflicht zu fein, wenn der, welchem fie obliege, fie 
mit Freuden erfülle (S. 55). 

Die Thatjache, daß nur Bereitwillige im den Dienft treten, hat alfo 
nach Berthes feinen rechtlichen Grund, fondern nur einen Zweckmäßig— 
feitögrund, einen politiichen. Perthes gibt jelbit zu, daß es „widerfinnig“ 
erjcheint, „wenn Jemand genöthigt wird, Forſtmeiſter oder Regierungsrath 
© DEE Dane zu werden, aber nur, weil die Bereitwilligen bejjer dienen“ 

. 55). 

Nun können wir zu der zweiten uns intereffirenden Trage übergehen, 
ob Berthes, wie Gönner, die rechtliche Stellung des Diener nur nad) 
Normen des Staatsrechts beurtheilt. 

Wir müfjen dies vermuthen, wenn wir Iefen, daß Kontraftsverhältnifje 
durchaus privatrechtlicher Natur feien, und daß die Regierung, foweit fie joldhe 
eingegangen habe, nur als Brivatpartei in Betracht fommen Eönne,?) dem, 
wie bemerkt, verwirft Berthes die vertragliche Grundlage des Staatsdienftes. 

Eine eigenthümliche Gedanfenverbindung führt den Schriftiteller zu der 
angegebenen Trage. 

Er hebt nämlich hewor (S. 36), es ſei fein wefentliches Merkmal des 
Staatsdienftes, daß die Arbeit des Dieners den Charakter der Dauer an fid 
trage; „die Arbeit fann (auch) eine vorübergehende fein“. 

Indeß das erjte iſt Das „regelmäßige*’) in der Gegenwart und fo nimmt 
Perthes, feinen Gefichtsfreis einengend, wenigjtens fir Preußen an, daß 
der Staatödienft Lebensberuf jei, und erflärt nun: Es ift ein.öffentlicher 


) Vergl. a. a. O. ©. 55 und 79. 
) Perthes, der Staatäbienjt S. 111. 
Na. a. O. 5.46 „Der Staatädiener wendet jeine Lebensthätigkeit für deu Staat auf“. 


hi 
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Beruf, weil er de3 Staates wegen vorhanden ift, denn der Grund diejes 
Berufes liegt in der Thatfache, daß der Staat ohne menſchliche Thätig- 
feit nicht beſtehen kaun.) Demgemäß iſt auch die in Folge der Identität 
des Berufes eintretende Vereinigung der Staatsdiener, der Stand derjelben, 
ein „öffentlihder Stand“ (S. 44). 

Aber des weiteren erwähnt Perthes, daß diefer Stand nur „vor= 
wiegend ein Öffentlicher Stand” iſt (©. 44). Denn da die Staats: 
Diener für die Aufwendung ihrer Lebensthätigkeit Entfhädigung, 3. B. 
Befoldung und äußere Ehre, erhalten, jo haben fie in Beziehung auf diefe 
gemeinfame Brivatintereiien (S. 44). 

Sp erjcheint ein zivilrechtlicher Gefichtspunft, allerdings nur ein jolcher 
von fefundärer Bedeutung, denn jofort ijt beigefügt, daß Die genannten 
Brivatinterefjen „den Öffentlichen Intereſſen untergeordnet find, da die 
perfönlichen Bortheile fich Lediglich deßhalb finden, damit die Thätigfeit 
für den Staat möglich ſei“) (S 4%). 

Hiemit ift angedeutet, daß diejes Necht auf Entjchädigung nicht allein 
dem Bortbeile des Dieners, fondern auc dem Bortheile des Staates 
entipricht. 

Wenn wir genauer zujehen, wird evident, daß Perthes das VBorhandens 
fein des Befoldungsanfpruches zunächſt „aus Gründen des Öffentlichen 
Rechts“ (S. 93), aus dem „Intereſſe des Staates" herleitet. 

Die eine Grundidee, welhe Berthes bei der Betrachtung des „Rechts: 
verhältnijjes während des Staatsdienjtes“ verfolgt, ift die folgende: „Der 
Staatsdiener foll thätig fein. Damit dies möglich iſt (S. 84 und 108), 
muß ihm erſtens ein beſtimmtes „Anſehen“ zukommen, diefes wird ihm durch 
den Rang gegeben, und zweitens eine gewilje „Unabhängigkeit“, welche ihm 
eben die Befoldung verleiht. 

Soll der Diener nicht in feiner Thätigkeit gehemmt fein, jo fann er des 
Anfehens und der Unabhängigfeit,’) wie fie eine fichere und um den Unter: 
halt unbekümmerte Lebenslage hervorruft, nicht entbehren. Mit dem Neid): 
thum aber jtehen die Eigenschaften, welche der Staatsdienjt erfordert, feines 
wegs in einem nothwendigen Zufammenhang. Alſo müſſen Aemter auch mit 
Armen bejegt werden und folglih muß der Beamte jene jorglofe Lage 
durch den Staat erhalten (S. 92 u. 93). An fich wäre es demnach zwar 
denkbar, daß es unbejoldete Diener gibt, aber eine in dieſer Hinficht erforder: 
liche Unterfuchung der Vermögensverhältniſſe liegt außer dem Bereich der 
Möglichkeit. Daher ift ein für alle Mal eine bejtimmte Bejoldung 
mit dem bejtimmten Amte verbunden, welche Jeder, dem das Ant übertragen 
wird, erhält, mag er großes oder geringes eigenes Vermögen haben (S 93). 

Um nachzumetien, daß die Befoldung auch auf „Bründen des Privat- 
rechts“ (S. 93) ruht, nimmt Perthes eine Analogie des Enteignungs— 
rechtes auf 

Der König ernennt einen Unterthanen zum Beamten und nöthigt ihn da— 
durch zur Aufopferung des Nechts, einen beliebigen Beruf zu ergreifen. 


Na. a. O. S. 44: „Der Beruf iſt alfo vorhanden des Staates und nicht des Staats» 
dieners wegen“. 

2) „Als das Weſentliche darf nie im Staatsdienft der Erwerb des Unterhalts, weldyen 
er gewährt, betrachtet werden.” 

>) S. 93: „Die Nüdfiht auf den Staat, welder unabhängiger Beamten bedarf, 
ruft eine bejtimmte Bejoldung für das bejtimmte Amt bervor“. 
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Die Ernennung felbft iſt rechtsgiltig, denn der Staat kann ohne Diener 
nicht beitehen, aber der Vermögensverlujt, welcher in der Einbuße des aus 
jedem Nahrungsjtand hervorgehenden Lebensunterhaltes Liegt, entbehrt jeglichen 
Grundes. Auf diefen Unterhalt hat der Staatsbürger, da er befugt it, ſich 
frei feinen Beruf zu wählen, einen privatrechtlichen Anſpruch (S. 9). 
Nur der Dienjt des Unterthanen, nicht der Verluſt des Nahrungsjtandes ift 
für das Intereſſe des Staates nöthig; mithin bleibt dem Diener das Necht 
auf den Geldwerth des aufgegebenen Nahrungsjtandes als ein privatrect: 
licher Anſpruch auf Entjchädigung. 

Es fragt fich nun, welcher von beiden Gründen, der öffentliche oder der 
private, der ftärfere iit, m. a. W, welcher die Natur des Bejoldungsrechtes 
in erjter Linie bejtimmt. 

Scen oben, wo wir von den Elementen des Staatsdienftbegriffes jprachen, 
ſahen wir, daß Perthes die Bejoldung, die bei ihm ja als essentiale 
ericheint, als Entichädigung bezeichnet und von einer öffentlichen Natur der: 
jelben nichts erwähnt. Nun aber in sede materiae weiſt Berthes direkt 
nach, daß die Bejoldung in eriter Linie Gegenftand eines priv atrehtliden 
Forderungsrechtes iſt. „Bu nächjt muß der privatrechtliche Anſpruch 
des Beamten befriedigt werden.“ „Die Höhe des Gehalt3 beſtimmt jich 
zunächit nad) dem privatrechtlichen Anſpruch, alfo nach Auslagen und Erjag 
des aufgegebenen Nahrungsitandes“ (98). „Wenn dagegen die dem Beamten 
als Entſchädigung zufommende Befoldung nicht jo hoch iſt, daß fie ihm 
eine unabhängige Stellung verichafft, jo muß aus öffentlihen Gründen 
ein mehreres gegeben werden und auf diejen Ueberichuß bat der Staatsdiener 
feinen privatrehtlihen Anſpruch“ (S. 9). Diefer Ueberſchuß ent: 
fpricht feinem Wejen nach dem „Dienjtgebalt“, wie ihn die bayeriſche 
Staatsdienerpragmatif kennt. 

Die feine Unterjcheidung zwiichen dem ftaatlichen Intereſſe und Dem 
privativen Vortheile erreicht ihren Höhepunkt in folgender Konklufion, welche 
Perthes aus der Natur jenes Ueberjchufles zieht: „Der Beamte kann jich 
über einen Eingriff in jein Privatrecht nicht beflagen, denn nicht in jeinem, 
jondern lediglich in des Staates Intereſſe ward ihm der entzogene Beitand: 
theil gegeben. Daß auch er für feine Perſon Vortheile davon hatte, war ein 
glücklicher Zufall, deſſen Wegfallen ihm nicht die Befugniß geben kann, einen 
Nechtsanfpruch geltend zu machen  . ., da nicht von der Geltendmachung 
eines Brivatrechts die Nede iſt (S. 100). 

Nur in Bezug auf den Gehaltsanfpruch alfo weicht Perthes von 
Gönner ab, welcher auch diefem eine nur öffentlichrechtliche Natur beilegt. 

Im Uebrigen trennt fih Perthes prinzipiell nirgends von Gönner, 
auch nicht hinfichtlich der Entlajjung und Nefignation. Die Möglichkeit, daß 
ein Ausländer in den Dienſt tritt, berührt Perthes — ob bewußt oder un: 
bewußt, läßt ſich nicht entj — überhaupt nicht. 


Seäftes Kapitel. 
Die gemifchte Theorie mit einfeitigem Begründungsakt. 
$ 26. Vorläufer, 


Perthes iſt der lebte Schriftiteller, welcher das Recht des Staates, die 
Untertanen zur Leiftung von Diensten anzubalten, zum Prinzip erhob. 


u — — — 
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— Mir gehen zu einer anderen mit der bisher erörterten Theorie, nament— 
lich mit der Lehre Heffter’3, eng zufammenbängenden Gruppe. über. Die 
Stellung derfelben zu der Frage, melde Nechtäform dem Staatsdienitver- 
hältniß zu Grunde liegt, läßt fich furz dahin angeben, daß fie fein ftaat- 
liches Zwangsrecht annimmt, nichts deſto weniger aber nicht einen Vertrag, 
fondern einen einjeitigen ftaatlihen Begründungsaft zur rechtlichen 
Bafis des Staatsdienjtes macht. 


Den Grund dafür erfährt man aus der Antwort, welche diefe Gruppe 
auf die andere das Staatsdienftverhältniß betreffende Frage gibt. Diefe 
Frage lautet: Welchem Rechtstheile gehört der Staatsdienft an, dem ftaat- 
lichen oder dem bürgerlichen Nechte? Die Schriftiteller entfcheiden fich für eine 
aus beiden Theilen gemiſchte Natur des Staatsdienftes; daraus folgt aber, 
daß Fein Vertrag der Entjtehungsgrund fein kann, denn es gibt keine Verträge 
des öffentlichen Rechts. 

Alle Juriften, welche diefer Schule angehören, verlangen für den Staats- 
dient im juriftiichen Sinne eine befondere Art von Dienften, ſtaats amt— 
lie Dienite.') 

Ein Schriftiteller, welcher in Hinblid auf die erfte Frage nur negative 
Nefultate erzielt hat, it Stahl.?) 

Er ift der Anficht, daß mit der monarchiſchen Staatsform der deutjchen 
Staaten ein Dienftziwang überhaupt unvereinbar ift. Diefelbe Stetigfeit 
der Negierung, welche das Königthum fordert und auszeichnet, verlangt auch 
eine Stetigfeit der Staatsämter. Darum beiteht das Amt als dauernder 
Lebensberuf, dann aber muß die Uebernahme vom freien Willen abhängen. 
Aber der Staatsdienjt iſt „Eein bloßes Vertragsverbältniß, jondern es ift 
uriprünglich und im Ganzen ein Öffentliches Verhältniß“, das will 
jagen: Kein Vertrag kann der Entjtehungsgrund fein, denn es gibt nur Ber: 
träge des Privatredıts. 

Der zivilrechtlichen Spuren, welche Stahl doch nicht ganz verwirft, 
jeien nur wenige, nämlich ein umentziehbbares Necht auf Bejoldung und 
Rang (©. 252) zufanmen mit feiner gerichtlichen Berfolgbarfeit und der 
Umjtand, daß innerhalb der verfallungsmäßigen Beſtimmungen Brivatjtipus 
lationen zuläflig find. 

Maurenbrecher? fügt zu diefen Andeutungen Stahl's Gefichtspunfte 
pojitiven Inhalte. 

Zunächſt gibt er den Grund an, welcher Stahl berechtigt, kurzweg 
den Vertrag zu verwerjen. In Anfchluß an Heffter fpricht er aus: Das 
Berhältnig zwiichen Negierung und Diener beruht auf der Verfaſſung und 
kann darum nur aus einem „Negierungsaft des Negenten hervorgehen, 
nicht aus einem Privatvertrag”. Damit hat Maurenbrecher auch erwähnt, 
welche Begründungsforn des Verhältnifjes anzunehmen ift, wenn man die 
Vertragsgrundlage desjelben leugnet. 








') Bergl. darüber Laband, das Staatärecht des deutichen Reichs Bd. I. 1876 ©. 390 
Unm. 1 und 2, wo die Vertreter angeführt mb; nur Zöpfl, Grundſätze des gemeinen 
deutſchen Staatsrechtes 5. Aufl. 1863 Bd. II. S. 778 Um. 4, iſt auszunehmen. 

N Stahl, Geſchichte und Sole der Philoſophie des Rechtes 1. Aufl. 1830—37; 
2 Aufi. 1847 Bd. U 5. 248— 258 

»), Maurenbrecder, Srundfäge des heutigen deutichen Staatärechts, 1. Aufl. 1837; 
2. Aufl. 1847 8 159-164. 
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Maurenbrecher hat in diefen kurzen Sägen ferner die dunflen Worte 
Hegel’s über den Staatsdienft verdeutlicht. Diefer bemerkt in den „Grund- 
linien der Philojophie des Rechts” (1821 8 294), das „Amtsverhältniß“ ſei, 
objchon ein doppeltes Einwilligen und ein Leiſten von beiden Seiten vorliege, 
doch fein Bertragsverhältnig, und gibt ala Grund dafür an: „Der Bedienftete 
ift nicht für eine einzelne, zufällige Dienftleiftung berufen, wie der Mandatarius, 
jondern legt das Hauptinterejje jeiner geiftigen und bejonderen Exiſtenz im 
diejes Verhältniß.* Damit will Hegel ausgedrüdt haben, daß der Staats- 
dienst fein obligatorifches, d. h. privatrechtliches Verhältniß iſt und alfo, weil 
e3 nur Verträge des Privatrecht3 gibt, nicht durch Vertrag begründet werden 
fann; der Staatsdienjt ift vielmehr ftaatsrechtlicher Natur. Den Unterichied 
zwijchen obligatorischer Leitung und jtaatsrechtlicher Leiltung findet Hegel 
darin, daß die erite willfürlih und zufällig nach jubjektiver Anficht und für 
jubjeftive Zwede vollführt wird, während die legtere die Aufopferung ſub— 
jeftiver Zwecke fordert. Dies ift bei der Staatsdienftleiftung der Fall, aljo 
it fie nicht privatrechtlicy und entjteht nicht durch Vertrag, jondern ijt ſtaats— 
rechtlich und entiteht durch einen „jouveränen Akt“ des Fürſten. — 

Die Thatjache, daß das „Verhältniß“ auf der Verfaſſung beruht, läßt 
Maurenbreher noch über Heffter hinausgehen. Er erflärt den Staats 
dient für ein „Durchaus ftaatsrechtlihes Verhältniß“ ($ 161), das 
lediglich nach der Verfaſſung des einzelnen Staates und dem Staatsredht 
überhaupt zu beurtheilen ift. Jedes aus dem Verhältnig hervorgehende Recht 
gegen den Staat ijt ein politifches Recht ($ 162 Ff.), jogar das Ned 
darauf, „daß ihm die verfafjungsmäßige Bejoldung zu Theil wird als 
angemejjene Entjchädigung dafür, daß er feine ganze Eriftenz dem Staate 
twidmet“. 

Die Skizzirung nun, welche Stahl und Maurenbreder an der 
Hand Heffter’3 von einer neuen Aufaljung gegeben haben, hat Heinrich 
Ulbert Zahariä ausgearbeitet; insbejondere hat er unterjucht, welcher 
Spezies von Regierungshandlungen der begründende Negierungsaft angehört. 


$ 27. Heinrid Albert Zadariä. 


Dasjelbe, was Heffter mit den Worten jagen will: „Das Amt ift ein 
Theil der Berfafjung“, drüdt Zachariä') dadurch aus, daß er den Staatd 
dienjt ein Öffentliches Verbältniß nennt (Bd. II S. 27), denn in einem 
Öffentlichen Verhältniß erblidt er ein jolches, das durch das Geſammtintereſſe 
der jtaatlihen Gemeinschaft beitimmt wwird.?) 

In Folge deſſen ift die dem Staatsdiener übertragene Ausübung der 
Dienftfunftionen, weil diefe blos „Beitandtheil der ganzen Staat 
thätigfeit” find, ftaatsrechtlichen Charakters. Daraus ergibt ſich aber zu: 
gleich, daß fie feine PBrivatberechtigung des Dieners ausmachen fünnen, daher 
der denfiwürdige Sag: „Im Verhältniß zum Staat hat der Beamte, was 
jeine Dienftfunftionen betrifft, nur Pflichten“. 

Su den Rechten aber, welche „möglicherweife“ der Beamte gegen die 
Regierung bat, fommt die privatrechtliche Seite des Staat3dienjtes zur 
Erjcheinung. Alles, was privatrechtlih am Staatsdienjt iſt, ift ſubjektives, 
wohlerworbenes Recht, Beltandtheil der bejonderen Rechtsſphäre des 


1), 9.4. Zahariä, deutiches Staats: und Bundesrecht 1. Aufl. 1841, 3, Aufl. 1865—67. 
2) Bergl. a. a. O. Bd. IS. 4. 
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— Das find die Ehren- und Vermögensrechte des Staats— 
ieners. 

Diefes „gemischte Verhältnig* mm entfteht durch eine einfeitige 
Willenserklärung. 

Schon Gönner fprach dies befanntlic) aus, allein aus einem anderen 
Grunde, nämlich deßwegen, weil die Dienftleiftung eine ftaatsbürgerliche Laſt 
fi. Zachariä dagegen nimmt einen einfeitigen Willensaft felbjt in dem 
Fall an, wo ein Ausländer in den Dienjt tritt oder durch Geſetz ausdrücklich 
eine Verpflichtung des Unterthanen zur Staatsdienftleiftung ausgejchlofjen ift; 
er behandelt die Frage nach der Entjtehungsart ganz unabhängig von der 
Entjcheidung, ob jtaatliher Zwang möglich iſt oder nicht. 

Für Zachariä ift ausfchlaggebend, daß der Staatsdienft öffentlicher 
Natur ift, denn derjelbe bezieht fich auf die Funktionen, welche einen Theil 
der gefammten Staatsthätigfeit ausmachen; für Gönner ift die Veranlaſſung 
zu der Annahme eines eimjeitigen Staatsaftes der Umftand, daß bereits eine 
Berbindlichfeit vorhanden iſt. 

Weitergehend legt Zachariä der Llebertragungshandlung den Charakter 
einer lex specialis bei. Wie das Privilegium im fubjektiven Sinn, fo joll 
> 2 Staatsdienjtverhältniß durch ein Spezialgefeg entjtehen (Bd. II ©. 28 

nm. 10). 

Es erhebt ſich alfo die Frage: Was verjteht Zachariä unter einer lex 
specialis? Bejonders ijt dabei auf die Bemerkung Zachariäs zu achten, 
daß auch der Nechtstitel der dem Staatsdienjt entfpringenden Brivatrechte 
unmittelbar in der lex specialis beruhe. 

achariä nennt die lex specialis einen „Ausfluß der gejeggebenden 
Gewalt” (Bd. I, S. 139 u. 140). Dieje lettere fei das Necht umd die 
Prliht der Staatsgewalt, die VBerhältniie des Staates und feiner Theile durch 
allgemeine und spezielle Vorjchriften zu normiren. Allein der Inhalt der 
Spezialnormen, jagt Zachariä, find feine Nechtsfäge. Nur Vorſchriften all- 
gemeinen, abjtraften Inhalts fünnen „Geſetze im eigentlichen Sinne“ fein, d. h. 
Nechtsnormen; ſolche Borjchriften find allein die leges generales. Die 
„Spezialgejege* dagegen find nur befondere Beitimmungen über fonfrete 
Berhältnifie, alfo feine eigentlichen Geſetze. 

Demnach entipricht das Weſen der Sache ihrem Namen nicht; alfo ift 
zu ergründen, was dann materiell dieſe constitutiones personales find. 

Zacariä deutet es an der Stelle‘) an, wo er die einzelnen Arten der - 
jelben aufzählt. Dort jagt er: „Privilegien, Dispenfationen, Eventualbelehn: 
ungen, Grjpeftanzertheilungen, Konzeffionen, Begnadigungen find auf lex 
specialis berubende Verfügungen“. 

Daraus folgt, daß Anstellungsdefret und Privilegium demfelben genus 
angehören. Aldo it das Anftellungspatent feinem Weſen nad fein Gejeß, 
fondern eine Verfügung, denn e3 enthält feine Nechtsnorm, es jchafft nicht 
Nechtsjäge, fondern ein Nechtsverhältniß. 

Nod mehr Härt fich Ddiefe Behauptung, wenn wir unterfuchen, was 
Bahariä mit dem Ausdrud „eigene oder wohlerworbene Rechte des Staats: 
Dieners bezeichnen will. 





3b. 15. 897, Bd. II S. 189. 
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Er verjteht darunter ein Recht, welches als ein durch einen giltigen, 
bejonderen Rechtstitel begründeter gegenwärtiger Beitandtbeil der Privat: 
rehtsjphäre einer beftimmten Perſon zu betrachten ift.') 

Weil ein Nectstitel nöthig it, kann ein Verhältniß, welches nur 
Pflichten enthält, an fich nicht als wohlerworbenes Necht erfcheinen Der 
Staatsdienit iſt weſenlich Berpflichtungsverhältnig, allein „möglicyerweije“ 
verbinden ji) damit auch Rechte; dies find wohlerworbene Rechte und hiemit 
fommen wir auf das thema probandum. Zachariä bezeugt, daß es für 
den Begriff des wohlerworbenen, d. h. aljo des privaten Rechtes gleichgiltig 
iit, ob der bejondere Rechtstitel ein „rein privatrechtlicher ift, wie 3. B. der 
Vertrag” oder ein „taatsrechtlidher 3.3. in einer Regierungsbandlung 
(lex speeialis) beftehender‘. 

Damit iſt ausgejprochen, daß die lex specialis an fich ein „Itaatsredht- 
licher Erwerbsgrund“ ift und zwar ein „bejonderer Nechtstitel*, alſo Fein 
genereller, wie das Geſetz, und daß aus dieſem ftaatsrechtlichen Erwerbsgrund 
Privatrechte entſtehen können. 

Man muß alſo konſtatiren, daß bereits der Begründer der Theorie 
von der lex specialis die geſetzliche Natur der lex specialis abgelehnt hat. 

Zwei Bunfte bedürfen noch der Erwähnung. 

In erjter Yinie ift zu bemerken, daß Zachariä nur im Prinzip das 
Zwangsrecht aufgegeben bat, d. b. als das Fundament der Konjtruftion. Unter 
zwei VBoransjegungen fennt er noch den Dienjtzwang. 

Einmal bält er ihn für jtatthaft, wenn die Bedingungen des intritts 
des jus eminens gegeben find, d. h. des Nechtes der Negierung, in außer: 
ordentlichen, durch Geſetz nicht vorgejehenen Fällen vom PBrinzipe der Unverlep: 
lichkeit der Privatrechte abzumweichen (Bd. II S. 122 u. 124); dieſe Bedingungen 
bejtehen in dem Vorhandenſein eines auf andere Weife nicht zu bejeitigenden 
Notbhitandes. 

Zum Anderen fann jich der Dienjtzwang nur auf die Uebernahme des 
temporären, nicht des berufsmähigen Staatsdienjtes beziehen. — 

Ein zweiter Bunft, welcher noch anzuzuzeigen ift, ift der, daß Zachariä 
den Bertragsbegriff nicht vollkommen aus dem Staatsdienjtrechte zu verbannen 
vermag, indem er für die „eigenen Rechte des Beamten“ die Möglichkeit 
von Stipulationen anerfennen muß, welche der lex specialis vorausgehen 
oder fie begleiten (Bd. IT S. 28). - 

Wir find jchon früher einer Brivilegiumstheorie begegnet, nämlich 
bei Malacord. Diejer jab in dem Privilegium einen privatrechtlichen Ber: 
trag. Demmach dürfte es nach früber Ausgeführtem nicht zutreffend jein, wenn 
Badhariä (Bd. II S. 26) von Malacord jagt: „Noch Andere waren zwar 
der Wahrheit etwas näber gefommen, da fie annahmen, die Rechte und Pflichten 
des Staatsdieners beruhten auf einem vom Negenten ertheilten Privileg“. 
Dieje Bemerkung würde eher auf Leyſer?) palien, welcher, wie erwähnt, auf 
die Möglichkeit hinmwies, im Staatsdienjt ein privilegium onerosum mit 
einjeitiger Begründung zu erfennen. 

Andererjeit3 darf man aber Zachariä auch nicht den Vorwurf machen, 
als jei er wieder auf die privatrechtlichen Anjichten des vorigen Jahrhunderts, 
befonders auf Malacord zurüdgegangen; er nennt ja das Privilegium im 


) Bergl. Zahariä, a. a. D. Bd. II ©. 113. 
2) Veral. $ 14 ©. 611 N. 4 
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... Sinne ausdrücklich einen ftaatsrechtlichen Erwerbagrund (Bd. II 
©. 113). 


$ 28. Die Anhänger Zachariä's. 


Die Lehre Zachariä's war bis in die neueſte Zeit die allein herrichende; 
fie kann die bedeutenditen Nechtögelehrten zu ihren Vertretern zählen. ") 

Diejelben jehen ſich aber jämmtlich genötbigt, neben dem einjeitigen 
Souveränetätsaft der Begründung der Willenspereinbarung wenigitens 
binfichtlich der vermögensrechtlichen Anfprüche einen Spielraum zu gewähren, 
fei es, daß fie das Voraus: oder Nebenbergehen eines Vertrages 
oder das Nachfolgen eines ſolchen gejtatten. ?) 

Zöpfl, al der erjte der Nachfolger Zachariä's, hat das ftaatliche 
Zwangsrecht als Recht vollkommen verſchwinden laſſen. „In keinem Staat 
iſt dermalen ein Zwang zur Uebernahme von Staatsämtern als geſetzlich 
zuläſſig anerkannt“ (S. 779) 

Ferner hat bereits are, wie fpäter Bluntfchli, Gerber umd 
Meyer,*) dann von Holgendorff und Grotefend?) vermieden, jene 
Täuſchung bervorzurufen, zu welcher der Ausdruck lex specialis leicht ver: 
leitet, al3 ob ein wirkliches Gejeg vorläge. Er nennt nämlich das Anſtellungs— 
defret eine „vom Souverän im öffentlichen Intereſſe erlafjene Verfügung“. 

Ein Fortichritt bekundet ſich auch injofern bei Zöpfl, ala er bejonders 
hervorhebt, Daß Die Verſetzung nicht zu den Beendigungsarten des Staats— 
dienjtes gehört; er erklärt ausdrüdlich, daß fich der Diener „vom Eintritt an 
und, jo lange big derjelbe durch Entlafjung beendet wird“, jede Verjegung ges 
fallen laſſen muß. 

Vollkommen an Zachariä angejchloffen ift dann der Aufſatz „Vom 
— — in der deutſchen Vierteljahrsſchrift 1844 ©. 25 ff., beſonders 
©. 97—:9, 

Zachariä und Zöpfl find ferner die Vorbilder von Pözle) und 
Bluntichli,”) dann von Rönne;?) ebenfo fnüpft Gerber in jeinen 
„Brundzügen des deutſchen Staatsrechts* (1. Aufl. 1865, 3. Aufl. 1880 
8 35 ff.) an dieſe Lehre an. Im gleicher Weile Spricht ſich Gierfe’) aus. 


) Laband,a.a. D. IS. 401 Anm. 1 und Georg Meyer, Lehrbuch) des deutichen 
Pete: 8 143 Anm. 9 geben eine lWeberjicht über die Anhänger der Spezialgejegtheorie. 
?) Me. z. B. Zöpfl, Grundſätze des gem. deutſchen Staatsrechts Bd. II ©. 787; 
Groteiend, das Staatsredht der Gegenwart ©. 69 u. 702: Bluntſchli, allgemeine 
Staatälchrte 1875 ©. 604; Georg Meyer, Staatöreht $ 145 ©. 363; Schulze, deutjches 
Staatöreht Bd. I 1881 $ 129 ©. 317; Ulbrich, das Staatdrecht der A ungar- 
iſchen Monardie, Marquardjens Handbuch, Bd. IV, 1. Halbbd., 1. Abth. S 

») ; PpiL; aa. D. Bd. II ©. 787. 

e funtichli, a. a. D. ©. 603; Gerber, Grundzüge eines —— des deutſchen 
Staatsrechts, 3. Aufl. 1880. 8 53 Anm. 5; Meyer a. a. DO. $ 145 Anm. 2. 

5, von Holgendorif, Enchflopädie der Rechtswiſſenſchaft, Syit. Theil, 4. Aufl. 1882; 
„Das deutiche Verfaſſungsrecht“ 8 37; Srotefend, Staatöreht S. 679 Anm. 3, 

v Pözl, Art. Staatödiener in Bluntſchli's und Brater's „deutichem Staatswörter— 
buch“ Bd. IX ©. 686 fi. und Lehrbuch des bayerischen Verfaſſungsrechtes. 1. Aufl. 1851, 
5. Aufl. 1877 ©. 466 H. 

") Bluntichli, Lehre vom modernen Staat Bd. I 1875 ©. 603 ff,, zuerſt 1852, 

s) Rönne, Staatsrecht der preufiihen Monarchie 4. Aufl. Bd. HI 8 253 und 
Staatsrecht des deutihen Reiches 2. Aufl. 1576 Bd. I ©. 344. 

) Gierke in der Zeitſchrift für die geſammten Staatswiljenihaften, Bd. 30, 1874 
©. 331. — Auch Lorenz von Stein gehört diefer Richtung an, Berwaltungälehre ®.L 
1865. ©. 342—363, bei. S. 358. 
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Auf Gerber, bejonders auch auf feine in der Schrift über die „öffentlichen 
Rechte“ (1852) niedergelegte Anficht, jomwie auf Pözl und Bluntjchli werden 
wir im zweiten Theile zurüdfommen, wo auch die Ausführungen der neuejten 
Vertreter dieſer Anficht, von Kannegießer, Hermann Schulze, Georg 
Meyer und Zorn in Betracht zu ziehen find. 

Bon Holkendorff') unterjcheidet fich infofern von den genannten 
Schriftitellern, als er dem Berufungsaft den Namen „öffentlicherechtliche Ver: 
ordnung“ gibt; er will mit diefem Ausdrud ganz bejonders darauf hinweiſen, 
daß die Pflicht zur Wahrnehmung der Gejchäfte und zu Gehorſam nit aus 
einem Conſens der Betheiligten, jondern vielmehr aus der Funktion des Staats- 
amtes jelbjt hergeleitet werden müſſe, d. b. eben, daß die jtaatsrechtliche Natur 
des Verhältniſſes vorherrice. 


Eine bejondere Stellung unter den Vertheidigern der Theorie des einjeitigen 
Souveränetätsaftes nimmt Orotefend?) ein, indem er im Gegenjaß zu 
Zachariä dem Rechte des Staatsdiener® auf Rang und Titel?) und auf 
Bejoldung einen ftaatsrechtlichen Charakter beilegt. Er erflärt: „Die recht: 
liche Seite des perjünlichen Staatsdienjtes fteht Durhaus unter den Grund- 
jägen des öffentlichen Rechtes und der Politik“ (S. 692).*) 


Des Näheren find jeine Bemerkungen über die Bejoldung zu beachten. 


Die Befoldung bezeichnet Grotefend als eine „jelbjtverjtändliche 
Folge der Organifation des Staates und darum als eine prinzipielle Ver: 
pflichtung desjelben gegen den Diener“, denn in demjelben Maß, in welchem 
der Staat dem Mann die Möglichkeit entzieht, ſich den Unterhalt zu ver: 
ichaffen, erwächit für den Negenten die Pflicht, dem Diener dieſe Mittel zu 
gewähren (S.714). So erjcheint der Anjpruch auf Gehalt als öffentliches 
Forderungsreht. Allein Groterend macht eine Unterjcheidung zwijchen 
dem Bejoldungsrecht im Allgemeinen und der einzelnen fälligen aus 
diejem Necht entipringenden Schuld. Das „Recht auf Bejoldung“ oder „der 
Eintritt der etatmäßigen Anftellung* wird vom öffentlichen Recht beitimunt, 
während die „vermögensrechtlichen Konjequenzen dieſes Nechtes, der Eonfrete 
Gebaltsanipruch des Dieners durchaus privatrehtlicher Natur“ ift, „Die 
Vorausſetzung des privatrechtlichen Gehaltsanipruchs it die ſtaatsrecht— 
lihe Be gründung des abjtraften Befoldungsverhältnijjes für dieſe 
bejtimmte Perſon“ (S. 715). 

So fommt alſo das Privatrecht wenigitens wieder in der einzelnen Bes 
joldungsrate zur Geltung. 

Wenn wir auf alle Genoſſen Zach ariä’s zurüdjchauen, jo ergibt fich, 
daß fie jammt und jonders der von uns früher aufgetworfenen Frage, ob Die 
Begründung des Dienjtverhältnifies wejentlich in der Uebertragung eines 
Amtes vor ſich gebe, gar nicht näher treten. Es tauchte überhaupt fein Zweifel 
in dieſer Beziehung auf. Am bezeichnenditen dafür ift wohl folgender Paſſus 
bei Grotefend (©. 656): „Die Uebertragung eines Staatsamtes 


)Y von Holpend orff, Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft. Spit. Theil. 4. Aufl. 
S. 1007 ff., bei. ©. 1044. 

R. eier das deutjche Staatärecht der Gegenwart. ©. 695 u. 679 Anm. 3. 

2) „Der mit dem Staatsdienſt verbundene und diejen bezeichnende Rang und Titel iſt 
ein el A des Staatsdieners.“ ©. 695. 

4) Vergl. a. a. ©. $ 680, ©. 702. 
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auf eine bejtimmte Perſon macht diefe zum Staatsdiener und begründet 
die Eigenjchaft der perjönlichen Staatsdienerichaft“. ') 


Sechstes Kapitel. 
Der äffentlichrechtliche Vertrag. 
$ 29. Schmittheuner und Mohl. 


Wie erwähnt, mußten Zachariä und jeine Nachfolger anerkennen, daß 
vor, neben oder nach erfolgter Anftellung durch einjeitigen hoheitlichen 
Akt Verträge wenigjtens über die vermögensrechtliche Seite, alfo über Die 
privatrechtliche Stellung des Dieners zum Abjchluß fümen. Wir wollen zum 
Beweis hiefür die Anfichten einiger älterer und neuerer Vertreter wiedergeben. 

3Zöpfl?) ſpricht fich dahin aus, daß über Gehalt und Penfionirung 
ein „ürmlicher Vertrag“ der Anstellung vorhergehen fünne, welcher in diejer 
Beziehung bejondere Nechtsaniprüche begründe. Bluntſchli a.a.d. ©. 604 
bemerkt, dem jtaatshoheitlichen Akt der Begründung fann eine Unterhandlung 
oder ein wirklicher Vertrag, 3. B. mit einem Ausländer, voraufgehen. Georg 
Meyer?) jchreibt: „Der Anitellung können vertragsmäßige Vereinbarungen 
vorhergegangen jein, Durch welche die Nechte und Pflichten des Angejtellten 
wenigitens theilweile bejtimmt werden.“ Gegenüber diefem Schriftiteller ſchränkt 
Schulze*) den Inhalt des Vertrags wieder auf die „jefundäre oder abge— 
leitete privatrechtliche Seite des Beamtenverhältnifjes, auf Gehalt, Penſion und 
andere vermögensrechtliche Vortheile“ ein. 

Wenn Meyer aucd über die Prlichten des Dieners, aljo über die jtaats- 
rechtliche Seite, vertragsmäßige Vereinbarungen zuläßt, jo fünnen dies, weil 
er feine Verträge jtaatsrechtlichen Inhalts kennt, nur thatfächliche Berabredungen 
ohne rechtliche Wirkung jein. 

Soweit mun die genannten Verträge der Anjtellung vorangehen, wird 
ihnen ein lediglich vorbereitender Charakter beigelegt, jo daß ſie noch 
nicht einen Theil des den Staatsdienjt begründenden Aktes neben der ein= 
feitigen Negierungshandlung bilden. Schulze jagt in diefer Beziehung a. a. 
D.: „Sie haben nur einen präparatoriichen Charakter”, und Gerber’) be- 
merft: „Der Vertrag bei der Gründung des Staatsdienftverhältnifies Br 
bereitet den Eintritt des Nechtsverhältnifies nur vor“. 

Schmitthenner®) nun ging weiter. Gr jtellt die Anficht auf, daß der 
den Staatsdienſt erzeugende rechtliche Vorgang in zwei Abjchnitte zerfällt. 
Der eine Vorgang iſt ein „Vertrag“, der andere ijt die im Anjtellungs- 
defret zum Ausdruck fommende „lex specialis‘‘; beides find wejentliche Be— 


ı) Vergl. auh Stein, Verwaltungslehre Bd. I. 1865. ©. 342; „Die Gejammtheit der 
Rechtsverhältniſſe, welche für die individuelle Perſönlichkeit des Beamteten durch die Leber: 
nahme des Amtes entitehen, (nennen wir) das Staatsdienerredt“. 

2) Zöpfl a. a. D. Bd. IL ©. 787. 

’) Meyer, Lehrbuch des deutichen Staatsrechts $ 145 ©. 363, 

9 Schulze, preußijches Staatsrecht 1. Aufl. 1872 $ 98 ©. 316, und deutſches 
Staatöredht Bd. I 1881 $ 129 ©. -317. 

5, Gerber, deutiches Staatsrecht $ 37 Anm. 1. 

9 Schmittbenner, Srundlinien des allgemeinen oder idealen Staatsrechts. Gießen 
1845. ©. 498 fi. 
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ftandtheile des Begründungsaftes, durch das eine allein kann das Staatsdienit- 
verhältniß nicht entitehen. 

Dem Bertrag gibt Schmittbenner einen weiteren Inhalt, als es die 
Schule Zahariä’s gethan hat. Er umfaßt das ganze Nechtäverhältnif 
und ift auch, ſoweit er Bereinbarungen über Wermögensleijtungen enthält, 
ftaatsrehtlicher Natur, er it ein „öffentliher Vertrag“. 

Um die Lehre Schmitthenner's vollflommen zu erfalfen, muß man von 
feiner Definition des Staatsdieners ausgehen. Er verjteht unter Staatsdiener 
oder Beamten (officialis publicus) „das Individuum, welches mit der Voll: 
ziehung einer öffentlichen Funktion im Staat vom Regenten beauftragt 
iſt“ (S. 562). Weil der Staatsdiener eine Öffentliche Funktion zu 
führen übernommen bat, nennt Schmitthbenner das Rechtsverhältniß, in 
welchem der Staatsdiener jteht, ein organiiches, denn Alles, was öffentlich 
ist, ift organisch. 

Die organische Natur des Staatsdienftes it das A und das D in den 
Ausführungen Schmittbennere. Es muß daher unterfucht werden, was 
er mit dem Ausdruck „organisch“ jagen will. 

Organiſch it ihm alles, was eine Beziehung zu dem Organismus bat; 
Organismus iſt ein Syitem (d. b. die Zufammenfafjung des Meannichfaltigen 
in der Einheit, wie 3.8. des Bolfes in der Regierung), twelches „das Prinzip 
feines Beitehens als bewegende Seele in ſich jelber trägt“.*) 

Ein folcher „Organismus“ oder „organisches Syftem” iſt nun der Staat, 
wie die Gemeinde und Kirche (S. 2), und zwar find dies „organifche Vereine“ 
oder „Semeinbeiten”; alſo beherricht fie Die Idee des Gemeinweſens 
(S. 263), d. h. die Gejtaltung Diefer Vereine von Menfchen wird von einer 
objektiven dee bejeelt (S. 262) und ift in Folge deilen unabhängig vom 
Willen der einzelnen Menjchen, alſo vom Privatwillen (S. 263). Die 
Perſonen in dieſem organischen Verein find vielmehr „Durch das Bewußtſein 
ihrer organischen, d. h. durch die Idee der Gemeinheit für fie gejegten Pflicht“ 
geleitet (S. 262). 

So fommt Schmittbenner zum Gegenjaß von „öffentlich“ und „privativ“; 
öffentlich it, was fi in einer Gemeinheit auf dieſe als ideales Ganze 
im Gegenſatz zu ihren Gliedern bezieht;?) privativ ift, was auf die einzelnen 
Glieder im Gegenſatz zum Ganzen oder auch zu den übrigen Gliedern abjzielt. 
Es ergibt fich jo, daß das Organijche als dasjenige, was Beziehung zu 
einem Organismus hat, gleichbedeutend iſt mit „öffentlih“ „Die 
öffentlichrehtlihen Verhältniſſe find organisch, durch die Idee 
des Inſtitutes beberricht und beſtimmt“ (S. 3). 

Im Einzelnen nun bat das Organische folgende Merkmale: 

1. Alles Organische it vom Willen der am organischen Verhältniß 
Betheiligten unabhängig und vielmehr von der Idee beherricht, welche 
den Organismus bejeelt. 

2. Die Perſon wird ihrem ganzen Wejen nad) von dem organifchen 
Verhältniß, in welches fie gejegt ift, erfaßt, während bei Berhältnifjen, welche 
unbejeelt find, alſo das Prinzip ihres Beitehens außer jih haben, es von dem 


N Schmitthenner, Brundlinien der Geſchichte der Staatswiſſenſchaft, der Ethnologie, 
des Naturrechtd und der Nationalöfonomie. 1839, 2. Aufl. ©. 4; ähnlich ideales Staatsrecht 
©. 5 u. 20. 

2%) Schmittbenner, ideales Staatörecht ©. 2 u. 262, 


[ee 








nad) deutichem Staatsrecht. 681 


Willen der Perfon abhängt, wie weit jie abhängig fein will (S. 2). Eine 
Folge diefes Satzes ijt es, daß die organischen Verhältnijfe nicht auf 
bejtimmte Zeit, jondern für immer gejchlojjen find. 

3. Eine weitere Gigenthümlichkeitt des Organifchen findet Schmitt: 
benner darin, daß die Beziehung der an dem organischen Verein Betheiligten 
ein Subjeftionsverbältniß iſt, d. h. ein Verhältniß, in dem die eine 
Perſon der anderen zur Jdee des organischen Inſtituts unterworfen wird. 
(S. 7, 273 u. 279.) 

4. Drganifche Verhältnifje können nur durch Geburt oder Vertrag ein- 
gegangen werden. 

Die Elemente des Organiſchen überträgt Schmitthenner nun auf den 
Staatädienft. 

Er jagt: „Der Staatsdiener vollzieht eine öffentliche Funktion im 
Staatsleben.“ Demnach iſt das Verhältniß ein organtichzöffentliches und zwar 
ein jtaatsrechtliches, denn das Staatsrecht im objektiven Sinn ift der Inbegriff 
der Nechtöregeln, welche das organische Syitem des öffentlichen Lebens, den 
Staat, bejtinnmen (S. 4). Daher jpriht Schmittbenner ©. 507 Anm. 1 
von einer organijchen oder „jtaatsrechtlihen Natur“ des Staatsdienites. 
Daraus folgt: 

l. Beim Staatsdienft ift die Willfür der Parteien ausgejchlojjen, aljo 
kann er fein obligatorische Verhältniß fein, 3. B. feine locatio eonductio. 
(S. 507 Anm. 1 u. 504 Anm. 1.) 

2. Der Beamte iſt nicht blos zu einer einzelnen bejtimmten Leiſtung 
berufen, jondern er muß 

a) jeine ganze Berjönlichfeit und Kraft dem Staate widmen ; Daher 
fann fein Mandat oder Innominatkontrakt vorliegen, denn da müßten be— 
ftimmte Berrichtungen aufgetragen jein oder bejtimmte Xeiltungen als 
Gegengabe gefordert werden. 

b) Auch ohne beitimmte Inſtruktion muß er alle in der übernommenen 
Funktion enthaltene Thätigfeit als Prlicht erfüllen. 

ec) Der Staatsdienft it ein permanentes Nechtsverhältniß: 

3. Ferner iſt der Staatsdienft auch ein Subjeftionsverhältniß. 
Dies joll fich darin zeigen, daß der Staat nicht ein bloßes Klagerecht, jondern 
das Necht zu Befehl und Zwang hat. Das Wejen des Subjeftionsverhältnifjes 
liegt nah Schmittbenner nämlich darin, daß es erlaubt iſt, die Pflicht: 
übung durdy äußere Gewalt zu erzwingen (9.8). Den Gegenjag dazu bildet 
das obligatorische Berhältnig, wo Jemand nur eine beliebige Verbind— 
lichfeit übernimmt, deren Erfüllung blos durch Klage erzwingbar ijt (©. 2 
und ©. 279). 

4. Einer näheren Unterfuchung bedarf der vierte Punkt, nämlich Die 
Trage, wie fih nah der Meinung Schmittbenner's das Staatsdienit: 
verhältniß zu dem Sabe verhält, dab organische Berhältniffe nur durch 
Geburt oder Bertrag begründet werden. 

Schmitthenner bemerft darüber, daß im modernen Staate als der 
höchiten menschlichen Vereinigung die Erblichfeit der Staatsämter jchon aus 
dem einfachen Grunde nicht jtatthaben fünne, weil die intellektuellen Kräfte, 
welche zur angemejjenen Vollziehung der jtaatlichen Aufgaben erfordert werden, 
jih nicht vererben. Die Folge davon iſt, daß allein der Vertrag die 
rehtlihe Grundlage bildet. Allein der Staatsdienjt it öffentlichen 
Charakters, alfo muß diejer Vertrag auch öffentlicher Natur fein. 
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So erkennt Schmitthenner in der That „jtaatsredhtlihe Ver— 
träge“ oder „Verträge des organiſchen Rechts“) an. 

Es gibt einen „Vertrag im Allgemeinen“,?) das iſt der „Beſchluß, 
welcher mit Zuftimmung des Anderen rein verbindlicdye Kraft für diejen hat“, 
und „Arten desjelben“, neben dem Vertrag des abitraften Vermögensrechtes 
ftaatsrechtliche und völferrechtliche. 

Die Staatsgewalt bedarf nämlich der Verträge in der Beziehung zu ſolchen 
Perjonen, welche der Staatögewalt, wie fremde Staaten und Unterthanen der— 
jelben, gar nicht oder doch, wie jelbjt eigene Unterthanen, in dem fejtzuitellenden 
Verhältniß nicht unterworfen find; hier kann fich die beſchließende Gewalt 
nur „bedingt“ und „unvollfommen“ äußern, d. h. fie ijt an die Zu: 
ftimmung diefer anderen gebunden. Der ftaatsrechtliche Bertrag unter: 
ſcheidet fih nur inhaltlih vom privatredhtlichen: Durch ihn wird 
ein Subjeftionsverhältniß begründet, verändert oder aufgelöjt; durch den 
Privatvertrag dagegen werden zivilrechtliche Verhältniſſe, auch des Staates 
feitgeitellt, d. 5. E olche, die nur auf Vermögensrechte desjelben gehen. 

Wir haben oben erwähnt, daß Schmitthbenner auch die lex specialis 
zur Konftruftion des Staatsdienftverhältniffes heranziehbt. Wie vereinigt fich 
dies mit dem Vertrag? Schmitthenner fucht eine Konkordanz herbeizuführen. 
Er jagt: „Die Uebernahme und Uebertragung beruht auf einem bejtimmten 
Bertrag, geſchieht aber definitiv durch Ertheilung des Anjtellungs- 
defretes, welches ganz den Charafter einer lex specialis hat“. 

Zur Erläuterung bedient er fich einer Analogie: „Wie der Inveſtitur 
beim Lehen der Lehensvertrag, jo geht der Beitallung (Anjtellung) als causa 
praecedens der Dienftvertrag voran oder ift, wenn ein anderes Gejchäft nicht 
vorhergegangen ift, in derjelben enthalten“ (S. 506 u. 509). 

Hier fragt fih, wie Schmitthenner Ddiefe Analogie aufgefaßt wiſſen 
mwill, denn nur daraus läßt ſich erflären, wie er beim Staatsdienjt ſich das 
Zujammenftimmen von Vertrag und lex specialis denft. Er verweiſt in 
diefer Beziehung auf Eichhorn's „Einleitung in das deutjche Privatrecht" 
5. Aufl. 1845 8 203. Eichhorn jeßt dort auseinander, daß die Inveſtitur 
nicht3 anderes als die auf das Lehenrecht übertragene gerichtliche Auflafjung 
jei; fie habe die Bedeutung der Llebermittlung eines Rechts an einer Sache, 
bier des dominium utile. „Sie erfordert daher, wie jede gerichtliche Auf: 
lajjung eine causa praecedens,” aljo einen Rechtsgrund der Webertragung. 
Diejer ift immer ein DBertrag, welcher die gegenfeitige Einwilligung der 
Lehensperfonen zur Errichtung eines Lehens an einer bejtimmten Sache ent: 
hält. Der Vertrag liegt, wenn fein anderes Geſchäft hinzufommt — 
er denft wohl an Kauf, Taufch, Schenkung —, in der darauffolgenden In: 
veftitur jelbjt. Haben dagegen vor der Inveſtitur beide Theile zur Verleihung 
und Annahme derjelben fich verpflichtet, jo enthält die Inveſtitur blos die 
Uebertragung des Rechts an der Sache und die Vollziehung jenes den Lehens— 
vertrag bereits enthaltenden Geſchäftes. 

Wenn wir die Anſicht Eichhorn's auf das Staatsdienſtverhältniß über— 
tragen, fo erſcheint bei Schmitthenner der Dienſtvertrag als die noth— 
wendige causa traditionis officii, als der Grund der Ausſtellung 


’) Vergl. zum Folgenden Schmittbenner a. a. O. ©.509 Anm. und ©. 315 u. 316. 

2) ©. 509 Unm. wird auf den Irrthum Mancher bingewiejen, die „den Vertrag 
im Allgemeinen einer bloßen Art desielben, dem Vertrag des abjtraften Vermögens⸗ 
rechts, namentlich dem obligatoriſchen, gleichſetzen“. 
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des Anſtellungsdekretes, oder anders ausgedrückt, als die causa efficiens 
des konkreten Dienſtverhältniſſes, während die Ertheilung des Dekretes die das 
Verhältniß vollendende conditio sine qua non ijt, m. a. W. der materielle 
Nechtsgrund ift der Vertrag, der formelle das Dekret. Eines ift fo weſentlich 
wie das andere, denn die Mebertragung des Amtes „beruht“ auf dem Ber: 
trag, „Durch“ ihn wird ein organiſches Subjeftionsverhältnig „begründet“ 
(S. 509) und andererſeits „gejchieht“ die Uebertragung „definitiv“, d. h. 
wird vollendet durch „Ertheilung“ der Beitallung. Geht alfo feine ausdrück— 
liche Vereinbarung voraus, fo wird fingirt,') daß das Anitellungspatent den 
Charakter eines Kontraftes und einer lex specialis hat. 

Wollte man annehmen, daß nur ein rechtsbegründender Alt gegeben fei, 
die Ertheilung des Batentes, und würde man demgemäß dem Vertrag nur 
vorbereitenden Charakter beilegen, jo würde man nad Obigem Schmitthenner 
eines Widerſpruchs zeihen. 

Daß aber Schmitthenner Ddiefer lex specialis feine materiellrechtliche 
Wirkung zufchreibt, folgt aus dem, was er unter einem Spezialgejeg im 
materiellen Sinne verjteht. 

Schmitthenner theilt die Staatsgewalt in eine „bejchließende” und 
eine „erefutive”. Die eritere enthält ein „unbedingtes“ und ein „bedingtes“ 
Recht. Das eine ift das Recht zu gebieten; es ift unbedingt, weil zur ver: 
bindenden Kraft feiner Aeußerungen nicht die Zuftimmung eine Andern 
nöthig ift (S. 299 u. 300). Das „bedingte Recht” iſt die Befugniß, in Ans 
gelegenheiten des Staates Berträge?) abzujchliegen, bedingt darum, weil hier 
zu dem einen Anderen verpflichtenden „Beichluß"” die Einwilligung diejes 
Anderen erfordert wird (S. 298). 

In der gebietenden Gewalt ift die gejeßgebende enthalten (S. 301). 
Eine lex specialis insbejondere ift ein rechtsgiltiger Beihluß im Staate, 
welcher eine objektive Rechtsregel ausſpricht und ſich nur auf bejtimmte 
Verhältniſſe und individuelle Perſonen bezieht.?) 

Nun wird der jtaatsrechtliche Vertrag von dem Regenten eben eingegangen, 
weil fi in Bezug auf den Staatsdienit, wie erwähnt (f. o. ©. 682), die 
beichliegende Gewalt nicht unbedingt, d. h. gebietend äußern fann. Alſo 
fann das Anjtellungsdefret materiell nicht von gebietendem Charakter jein, 
fondern nur die Form eines gebietenden Beſchluſſes an jich tragen. 

Es erübrigt noch, zu betrachten, in welcher Weile Schmitthenner für 
die ftaatsrechtliche Natur des Staatsdienſtes eintritt. Hier werden wir 
finden, daß Schmitthenner, wie er für die Begründung die lex specialis 
noch beibehalten hat, auch in diefer Beziehung äußerlich mit der gemifchten 
Theorie von Zahariä in Berbindung bleiben will. 

!) Dies iſt die wunde Stelle, welche Bluntſchi, der einzige, der fih mit Schmit- 
thbenner's Lehre befaßt, in feiner allgemeinen Staatslehre S. 604 berührt. Er macht die 
vollkommen richtige Bemerkung, daß vorhergehende Verträge nur ausnahmsweiſe vortommen, 
und daß eine etwaige Anfrage, ob Jemand ein Amt annehmen würde, und die Zujage des: 
felben noch feinen Bertrag bewirfe; wir können binzujegen, weil dieje „Anfrage“ eben nicht 
eine Offerte, jondern nur Aufforderung zur Offerte iſt. „Alſo, führt Bluntichli fort, 
müßte ein ſolcher Vertrag fingirt werden und dafür gibt es feinen Grumd.“ 
Dieſer gerechten Bemängelung einer Fiktion fonnte leicht abgeholjen werden, wenn man die 
lex specialis ganz aus ber Konjtrultion entfernte und das Verhältniß allein auf Vertrag 
Rn, oben S. 682, Tert zu Note 2. 

2) ſ. bei Schmitthenner, ideales Staatsrecht S. 304, 


—— 
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Schmitthenner hat das Verhältniß ein organifches genannt, alſo ift 
es nur folgerichtig, wenn er Seite 5ll a. a. D. die mit der Stelle verbundenen 
Borrechte, Würden, Titel, Bejoldung und PBenfion als „öffentlihe Rechte“ 
bezeichnet. Allein er jagt, nur „an ſich“ hätten fie diefen Charakter. Was 
dies bedeutet, jol folgender Sag erklären: „Wenn ein Subjektionsverhältniß 
durch eine Nechtsregel feitgejtellt wird, wie eben dasjenige des Staatsamts 
durch die lex collationis, die Dienjtpragmatif oder blos das Staatsherfommen, 
entjtehen natürlich für die jubjizirte Perfon bejtimmte (juriftifche) Rechte, 
die man auch wohl, wenn fie unter dem Schuß der rihterlichen Gewalt 
jtehen, Brivatrechte nennt“. 


Wegen der vielen befonderen Ausdrüde, deren fih Schmitthenner 
bedient, bedürfen diefe Worte felbjt der Erläuterung. 

Das Subjektionsverhältniß iſt zumächit ein organiſch-ſittliches, d. h. 
durch die Idee des Inſtituts gegeben. Es entitehen daraus, wie auch beim 
Subjeftionsverhältnif des Unterthanen, Rechte, Die unbejtimmt find. Indem 
aber das fittliche <ebenänerhältutg durch eine Rechtsregel „beitimmt“ und 
„begrenzt“ wird (S. 278), alſo zum NRechtsverhältniß wird, erhalten auch die 
jubjeftiven fittlichen Nechte in der äußeren Ordnung des Staates genauere 
Bejtimmtheit, fie werden jo „äußere“ oder „beitimmte“ Nechte, d. h. jolche, 
welche unter pofitiven Nechtsregeln im Staate ftehen im Gegenfaß zum fitt: 
lichen oder natürlichen Rechte überhaupt. Dieje äußeren Nechte werden, weil 
fie nicht bloß in der Idee bejtehen, jondern durch bindendes Necht geſetzt 
find, auch „juriftiiche Nechte” genannt (S. 558). 

In diefem Sinne find aljo die für den Staatsdiener fich ergebenden Rechte 
„beſtimmte“ oder „juriftiiche”. An ſich find diefelben von öffentlichem Charafter, 
weil fie „Durch die Begrenzung eines Verhältniſſes zur öffentlichen Gewalt 
einer Gemeinheit“ entjtanden find (S. 257). Sie ftehen aber unter dem Schutz 
der rihterlihen Gewalt (S. 385 Anm. 2), ſchließen ein Klagerecht 
ein und fünnen daher „wegen diefer Form des Innehabens“ Privatredte 
genannt werden, denn, wie e8 ©. 385 heißt, „die dem Inhalt nach öffent- 
lichen Nechte werden der Form des Innehabens nad) auch wohl Privat: 
rechte genannt, infofern fie unter dem Schuße der richterlihen Gewalt 
ſtehen“. Dieſe Rechte erjcheinen damit als „Ausfluß eines Verhältnijjes der 
Koeriftenz“, wie Schmitthbenner im Gegenjage zum öffentlichen oder 
Subjeftionsverhältniß die PBrivatrechtsverhältnilje betitelt (S. 7). 

So faht denn Schmitthenner feine Meinung in folgende Worte zu— 
jammen (©. 510, Anm.): „Indem durch die Nechtsregel, welche das eigen= 
thümliche öffentliche Berhältniß der Subjeftion begründet und näher 
bejtimmt, zugleich ein Rechtsverhältniß der Koerijtenz gejebt wird, welches 
jogar nach der Auflöfung des erjten fortbejtehen kann, jo hindert nichts zu 
jagen, daß in dem Staatsdienjtverhältniß neben demjenigen öffentliher 
Subjeftionein privatrechtliches d. b. ein jolches, in welchem ein Privat— 
recht im Sinn von einem juriſtiſch fubjektiven Necht bejteht, vorfommen könne“. 

Das Fazit der Ausführungen Schmitthenner'g iſt alfo: Der Staats: 
dient ift ein durch einen ftaatsrechtlidhen Vertrag als materiellen 
Grund und eine lex specialis als Begründungsform erzeugtes, feinem 
Inhalte nach durchaus ftaatsrechtliches Berhältniß, bei welchem nur 
die Jjubjeftiven Nechte des Staatsdieners wegen der Form ihres Inne— 
habens als privatredhtliche Berugnijje erjcheinen. 
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Es bedarf kaum der Hervorhebung, daß die Einſchwenkung Schmitthenner's 
in das Privatrecht ihren Grund allein in der Anficht hat, als ‘gäbe es nur 
Hagbare Zivilrechtsanfprüche, nicht aber flagbare öffentliche Rechte. 

Mohl!) verläßt diefe Anficht, als ſei die Klagbarkeit das fpezififche 
Merkmal von Brivatrechten, jchüttelt noch jede weitere Erinnerung an Zachariä, 
wie die lex specialis und die gemifchte Natur des Staatsdienftes, ab und 
jtellt dag Dienitverhältniß als ein rein Öffentlichrechtliches, durch Vertrag 
begründetes dar. Er jagt: Der Staatsdienft fommt durch Angebot einer und 
Annahme andererjeits zu Stande, alfo durch einen Vertrag (S. 269). Im 
Gegenſatz zum Aemterkauf, two ein „privatrechtliches VBertragsverhältniß" vor: 
liegt, entjteht bier ein „eigenthünmtliches, öffentlichrechtliches Verbältnig” (S. 256 
und 263). Ausdrücklich hebt er hervor, daß „an der rechtlichen Natur der 
Entſtehung“, alfo an dem öffentlichrechtlichen Charakter des Vertrags, der 
„Inhalt der dem Beamten vom Staatsoberhaupt verliehenen Rechte“, d. h. 
der Umjtand, daß diejelben VBermögensleiftungen zum Inhalt haben, „durchaus 
nichts ändere“ (S. 269). 


$ 50. Seydel und Yaband. 


Der Mangel an präzifen Ausdrüden, unter welchen die Darstellung in 
Mohl's Encyflopädie litt, war e8, welcher der Theorie des rein ftaatsrecht: 
lichen Vertrages in der Literatur feine Beachtung finden lieh. 

Erjt die klare und jcharfe Begründung diejer Anficht durch Mar Seydel 
in feinen „Örundzügen einer allgemeinen Staatslehre“ 1873 ©. 59 ff. und 
die Annahme derjelben durch Yaband?) führten die Theorie vom öffentlich: 
rechtlichen Dienftvertrag in weitere Kreiſe ein, wo fie zum einen Theile ab- 
lehnende Kritik erfuhr, andererjeits fich aber auch eine Zahl rüdhaltslojer 
Anhänger gewann. 

Während Seydel insbejondere jener Anficht begegnete, welche von dem 
Dajein einer VBermögensleiftung auf ein privatrechtliches Verhältniß jchlieht,?) 
trat Yaband*) mit der Behauptung hervor, daß der Staatsdienjt feinem 
Inhalte nach ein „Gewaltverhältniß“ jei, welches jenem Subjeftionsverhält: 
ni Schmitthenners entjpreche,’) und betonte, unbewußt zu Meifterlin 
zurücfehrend, daß die Anjtellung einer Perſon im Staatsdienft durchaus nicht 
gleichbedeutend mit der Uebertragung eines Staatsamtes je.) 


£ ) Mohl, Encyflopädie der Staatöwiflenfchaften 1. Aufl. 1859, 2. Aufl. 1872 8 34 
. 252 — 271. 

2) Laband, das Staatsrecht des deutichen Reichs Bd. I, 1876, $ 37 ff. und in 
Marquardſen's „Handbuch des öffentlichen Necht$ der Gegenwart“ Bd. Il, 1. Halbband 1883 
„Reichsjtantörecht“ S 9. 

9) Seydel, a. a. D. S. 56 und 62. 

) Laband, Staatsrecht des deutichen Reiches Bd. I S. 386, 

6) Laband, a a. D. S. 388 Anm. 1. 

6%) Yaband, a. a. D. ©. 403 und 383. 

) Stengel in den Annalen des deutichen Reiche 1876 „das Öffentliche Recht und 
bie Berwaltungsgerichtöbarteit in Elſaß— Lothringen“ S. 897. 

) E. Löning, die Haftung des Staates aus rechtswidrigen Dandlungen feiner 
Beamten nach deutichem Privat- und Staatöredht 1879 ©. 131, jodann Lehrbuch des deutichen 
Verwaltungsrechts 1884 $ 25. 
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Zu den Anhängern dieſer Lehre zählen wir Stengel,?) E. Löning?) 
Gareis') und Gaupp.‘) 
Eine nähere Betrachtung diefer Theorie joll im zweiten Theile folgen. 


Achtes Kapitel. 
Der gemifchte Dertrag. 
$ 31. 


Als wir oben ($ 21) die Darftellung des Entwidlungsganges, welchen 
die Lehre v. d. Becke's in diefem Jahrhundert genommen hat, abjchloiien, 
fügten wir die Bemerkung an, diejelbe habe ſich in den vierziger Jahren 
bis zu einem Bunfte fortgebildet gehabt, daß fie die Grundlage für eine neue 
Konftruftion abzugeben im Stande war. Mean hatte erfannt, daß das Staats: 
recht nicht weniger, ald das Privatrecht auf die Regelung des Staatsdienft- 
verhältnijjes von Einfluß ift. Dann war es aber unbedingt nöthig, die rein 
privatrechtliche Begründungsform, wie fie der Dienjtvertrag v. d. Becke's bot, 
aufzuheben und für die Stellung des Staatsdieners eine rechtliche Bafis zu 
juchen, die auch der üffentlichrechtlichen Natur des Staatsdienjtes gerecht 
wurde. 

Konnte man fich mit der Anficht vertraut machen, daß e3 auch öffentlich: 
rechtliche Verträge gebe, jo war es nahe liegend, dem Staatädienjtverhältnig 
einen Vertrag zu Grunde zu legen, der ſowohl jtaatörechtliche, wie 
privatrehtlidhe Wirkungen hervorbringt. 

Auf diefem Gedanken beruhen die Erklärungen, welche Welder?) und 
Sarmwey*) von der rechtlichen Natur des Staatsdienftes geben. Auch bei 
Sintenis, praftiiches Civilrecht Bd. II $ 119 Anm. 11 (2. Aufl.) finden 
fih Spuren einer ſolchen Auffaſſung. 

Die Erörterung diefer Theorie joll mit der dogmatiichen Darjtellung ver: 
bunden werden. 

Dort wird auch die früher ($ 18 i. f.) aufgeworfene Frage, was unter 
der rechtlichen Gleichheit der Vertragstheile zu verjtehen jei, einer eingehenden 
Unterfuhung unterzogen werden. 


) Gareid in — — u de3 öffentlichen Rechts“ Bd. I, 1. Halbband 
„Algemeines Staatsrecht“ $ 64, 

Gaupp en BD. IT, \ elbband, 2 > Abth. „Das Staatörecht des Königreichs 
Württemberg“ $ 29, ©. 88, 1884, 

“ Stanteleriton ı von Rotted und Welder 3. Aufl. Bd, 13, 1865 ©. 577 fi. 

9 Sarwey, zuerſt in der Zeitſchrift für die geſammten Staatswiſſenſchaften Jahr- 
gang 1850 ©. 605—659, dann in „das Öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege“ 
1380, $ 20, zulegt im „Staatäreht des Königreichs Württemberg” 1883, Bd. IT 3 116 ©. 276. 


Fortſetzung — II. Theil — folgt im nächſten Jahrgange.) 


nadı deutihem Staatsrecht. 
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Die Reichs Unfallverſicherung.) 
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1. Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen 2c. verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung bes 
Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine Beitimmungen. 
Umfang der Berfiherung. 


Alle in Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Steinbrüden, 

+ Gräbereien (Gruben), auf Werften und Bauhöfen, jowie in Fabriken 

und Hüttenwerfen beichäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, lestere jofern ihr 

Jahresarbeitöverdienit an Lohn oder Gehalt zweitauiend Mark nicht überfteigt, 

werden gegen die Folgen der bei dem Betriebe fich ereignenden Unfälle nad Maß: 
gabe der Beitimmungen dieſes Geſetzes verlichert. 

Dasjelde gilt von Arbeitern und Betrieböbeamten, welde von einem Ger 
werbetreibenden, deſſen Gewerbebetrieb fi) auf die Ausführung von Maurers, 
Zimmer:, Daddeder:, Steinhauers und Brunnenarbeiten eritredt, in dieſem Bes 
triebe beichäftigt werden, jowie von den im Scorniteinfegergewerbe beichäftigten 
Arbeitern. 

Den im Abjag 1 aufgeführten gelten im Sinne diejes Geleges diejenigen 
Betriebe aleich, in welchen Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft (Wind, Wailer, 
Dampf, Gas, heiße Luft u. ſ. mw.) beivegte Triebwerke zur Verwendung fommen, 
mit Ausnahme der land» und forfjtwirthichaftlien nidyt unter den Abias 1 
fallenden Nebenbetriebe, ſowie derjenigen Betriebe, für welche nur vorübergehend 
eine nicht zur Betriebsanlage gehörende Kraftmaichine benugt wird. 

Im Vebrigen gelten als Fabriken im Sinne diefes Gejeges inäbeiondere die: 
jenigen Betriebe, in welchen die Bearbeitung oder Verarbeitung von Gegenständen 
gewerbsmäßig ausgeführt wird, und in welchen zu dieſem Zweck mindeftens zehn 
Arbeiter regelmäßig beichäftigt werden, fowie Betriebe, in welchen Erplofipftoffe 
oder erplodirende Gegenjtände gewerbsmäßig erzeugt werden. 

Welche Betriebe außerdem als Fabriken im Sinne diefes Gejeges anzufehen 
find, enticheidet das Reichs-Verſicherungsamt (88 87 ff.). 

Auf gewerbliche Anlagen, Eiſenbahn- und Scifffahrtsbetriebe, welche weient: 
lie Beitandtheile eines der vorbezeichneten Betriebe find, finden die Beitimmungen 
diejes Geſetzes ebenfalls Anwendung. 

Für folche unter die VBorichrift des 8 1 fallende Betriebe, welche mit Un— 
fallgefahr für die darin beichäftigten Perſonen nicht verfnüpft find, kann durch 
Beſchluß des Bundesraths die Verfiherungspflicht ausgeichloffen werben. 

Arbeiter und Betriebsbeamte in anderen, nicht unter Abſatz 2 fallenden, auf 
die Ausführung von Bauarbeiten ſich erjtredenden Betrieben fünnen durch 
Beſchluß des Bundesraths für verfiherungspflichtig erflärt werden. 





— 


) Vgl. „Annalen“ 1881 ©. 97 ff., 1883 ©. 323 ff., 1884 ©. 12 ff. 


I. Ullgemeine Bejtimmungen. 689 


> Durch ſtatutariſche Beſtimmung (SS 16 ff.) kann die Verficherungs: 
+ pflicht auf Betriebsbeamte mit einem zweitaufend Mark überfteigenden 
Sahredarbeitönerdienit eritredt werden. In diefem alle ift bei der Feſtſtellung 
der Entihädigung der volle Jahresarbeitsverdienit zu Grunde zu legen. 

Durh Statut fann ferner beitimmt werden, daß und unter weldhen Be- 
dingungen Unternehmer der nad) $ 1 verficherungspflichtigen Betriebe berechtigt 
find, ſich jelbit oder andere nah 8 1 nicht verficherungspflichtige Perſonen gegen 
die Folgen von Berrieböunfällen zu verfichern. 


Ermittelung des Jahresarbeitsverdienfles. 


6) Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieled Gefeßes gelten auch Tantiemen 
+ md Naturalbezüge. Der Werth der legteren iſt nad) Ortsdurchſchnitts— 
preifen in Anja zu bringen. 

Als Jahresarbeitöpverdienit gilt, ſoweit fich derielbe nicht aus mindeftens 
mochenmweife firirten Beträgen zuſammenſetzt, das Dreihundertfache des durch— 
fchnittlichen täglichen Arbeitöverdienites. Für Arbeiter in Betrieben, in welchen 
die übliche Betriebsweiſe für den das ganze Jahr regelmäßig beichäftigten Arbeiter 
eine höhere oder niedrigere Zahl von Arbeitstagen ergibt, wird diefe Zahl jtatt 
der Zahl dreihundert der Berechnung des SJahresarbeitöverdienjtes zu Grunde 
gelegt. 

Bei jugendlichen Arbeitern und jolchen Perſonen, welche wegen noch nicht 
beendigter Ausbildung feinen oder einen geringen Lohn beziehen, gilt als Jahres: 
arbeitöverdienit dad Dreihundertfahe des von der höheren Verwaltungsbehörde 
nad) Anhörung der Gemeindebehörde für Grwachiene feſtgeſetzten ortsüblichen 
Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 des Geſetzes, betreffend die Kranken— 
verfiherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883). 


Weichs-, Staats- und Kommunalbeamte. 


Auf Beamte, welde in Betriebsverwaltungen des Neichd, eines Bundes— 
—. ftaates oder eines Kommunalverbandes mit feitem Gehalt und 
Penſionsberechtigung angeitellt find, findet dieſes Gejet feine Anwendung. 


Gegenftand der Verſicherung und Umfang der Entfhädigung. 


R  Gegenftand der Verfiherung ift der nach Maßgabe der nachfolgenden 

eo). Beitimmungen zu bemeſſende Erſatz des Schadens, weldyer durch Körper— 
verlegung oder Tödtung entiteht. 

Der Schadenserfag joll im Falle der Verlegung beftehen : 

1. in den Koften des Heilverfahrens, welche vom Beginn der vierzehnten 

Woche nah Eintritt des Unfalls an entitehen; 

2. in einer dem PBerlegten vom Beginn der vierzehnten Woche nadı Ein- 
tritt des Unfalls an für die Dauer der Ermwerbaunfähigfeit zu ge 
währenden Rente. 

Die Nente ift nah Maßgabe desjenigen Mrbeitöverdienites zu berechnen, 
den der Rerlegte während des legten Jahres feiner Beihäftigung in dem Betriebe, 
in welchem der Unfall fich ereignete, an Gehalt oder Lohn durchſchnittlich für 
den Arbeitstag bezogen hat ($ 3), wobei der vier Mark überjteigende Betrag 
nur mit einem Drittel zur Anrechnung kommt. 

War der Berlegte in dem Betriebe nicht ein volles Jahr, von dem Unfalle 
zurüdgerechnet, beichäftigt, jo ift der Betrag zu Grunde zu legen, welchen 
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während diejes Zeitraumes Arbeiter derfelben Art in demſelben Betriebe oder in 
benachbarten gleichartigen Betrieben durchichnittlich bezogen haben. 

Erreicht diefer Arbeitsverdienit (Abſ. 3 und 4) den von der höheren Ber: 
waltung3behörde nad Anhörung der Gemeindebehörde für Erwachſene feitgeiegten 
ortsüblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 des Geſetzes, betreffend 
die Kranfenverficherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1883) nicht, jo ift ber 
legtere der Berechnung zu Grunde zu legen. 

Die Nente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer derjelben ſechsund— 

fechzigzweibrittel Prozent des Arbeitöverdienites ; 

b) im Falle theilweifer Erwerböunfähigfeit für die Dauer derjelben einen 
Bruchtheil der Nente unter a, welder nah dem Maße der verbliebenen 
Erwerbsfähigfeit zu bemeflen it. 

Dem Verletzten und feinen Hinterbliebenen fteht ein Anſpruch nicht zu, wenn 

er den Betriebsunfall vorläglid; herbeigeführt hat. 

Die Berufögenoflenichaften ($ 9) find befugt, der Krankenkaſſe, welcher der 
Verlegte angehört, gegen Eritattung der ihr dadurch erwachſenden Koſten die Für— 
forge für den Berlegten über den Beginn der vierzehnten Woche hinaus bis zur 
Beendigung des Heilverfahrens zu übertragen. In diefem alle gilt als Erſatz 
der im $ 6 Nbiag 1 Ziffer 1 des Stranfenverficerungsgeieges bezeichneten 
Reiftungen die Hälfte des in jenem Gejege beitimmten Mindeitbetrages des Kranken— 
geldes, fofern nicht höhere Aufwendungen nachgewieſen werden. Streitigfeiten, 
welche aus Anlaß diefer Beltimmung zwiſchen den Berufsgenoffenihaften und 
den Krankenkaſſen entitehen, werden nad) Maßgabe des 8 58 Nbjag 2 bes 
Krankenverſicherungsgeſetzes entichieden. 

Von Beginn der fünften Woche nah Gintritt des Unfalls bis zum Ablauf 
ber dreizehnten Woche ilt das Stranfengeld, welches den durch einen Betriebsun— 
fall verlegten Perjonen auf Grund des Stranfenverfiherungsgeieges gewährt wird, 
auf mindeitens zwei Drittel des bei der Berechnung besjelben zu Grunde gelegten 
Arbeitslohnes zu bemeilen. Die Differenz zwiichen dieſen zwei Dritteln und 
dem geſetzlich oder ftatutengemäh zu gewährenden niedrigeren Stranfengelde ift der 
betheiligten Krankenkaſſe (Gemeinde = Stranfenverficherung) von dem Unternehmer 
desjenigen Betriebes zu eritatten, in welchem der Unfall fich ereignet hat. Die 
zur Ausführung dieſer Beſtimmung erforderlichen Vorſchriften erläßt das Reichs— 
Berfiherungsamt. 

Den nad) 8 1 verficherten Perſonen, welche nicht nad den Beltimmungen 
des Stranfenverfiherungsgeieges verfichert find, hat der Betriebsunternehmer die 
in den 88 6 und 7 des Stranfenverfiherungsgeleges vorgelehenen Unterftügungen 
einschließlich des aus dem vorhergehenden Abjage fid ergebenden Mehrbetrags für 
die eriten dreizehn Wochen aus eigenen Mitteln zu leilten. 

Streitigkeiten, welde aus Anlaß der in den beiden vorhergehenden Abjägen 
enthaltenen Beitimmungen unter den Betheiligten entitehen, werden nad Maß: 
gabe des 8 58 Abſatz 1 des Stranfenverficherungsgeleges entichieden, und zwar 
in den Fällen des legtvorhergehenden Abfates von der für Ortskrankenkaſſen des 
Beihäftigungsortes zuftändigen Auffichtöbehörde. 

° Im Falle der Tödtung ift als Schadenserfat außerdem zu 
+ Jeilten: 

1. ald Erſatz der Beerdigungskoſten das Zwanzigfache des nah $ 5 Abſatz 3 
bis 5 für den Arbeitstag ermittelten Verdienſtes, jedoch mindeſtens 
dreißig Mart; 
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2. eine den Hinterbliebenen des Getödteten vom Todestage an zu gewährende 
Rente, welche nah den Vorſchriften des $ 5 Abſatz 3 bis 5 zu bes 
rechnen ift. 

Diefelbe beträgt: 

a) für die Wittwe des Getödteten bis zu deren Tode oder Wieberver- 
heiratung zwanzig Prozent, für jedes hinterbliebene vaterloje Kind 
bis zu deilen zurüdgelegtem fünfzehnten Lebensjahre fünfzehn Prozent 
und, wenn das Sind auch mutterlos ift oder wird, zwanzig Prozent 
deö Arbeitöverdienites. 

Die Renten der Wittwen und der finder dürfen zujammen 
ſechzig Prozent des Arbeitsverdienites nicht überfteigen; ergibt fich ein 
höherer Betrag, jo werden die einzelnen Renten in gleichem Ver— 
hältniſſe gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheiratung erhält die Wittwe den drei— 
fachen Betrag ihrer Jahresrente als Abfindung. 

Der Anipruch der Wittwe iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe erſt 
nad dem Unfalle geichloflen worden ift. 

b) für Aizendenten des Beritorbenen, wenn diefer ihr einziger Grnährer 
war, für die Zeit bis zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der 
Bebürftigfeit zwanzig Prozent des Arbeitöverdienites. 

Wenn die unter b benannten Berechtigten vorhanden find, jo wird 

die Nente den Eltern vor den Großeltern gewährt. 

Wenn die unter mehrere der bezeichneten mit den unter a bezeich— 
neten Berechtigten fonfurriren, fo haben die eriteren einen Anfpruch nur, joweit 
für die legteren der Höchitbetrag der Nente nicht in Anipruch genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, welche zur Zeit des Unfall® nicht 
im Inlande wohnten, haben feinen Anjpruch auf die Rente. 

F An Stelle der im 8 5 vorgeichriebenen Leiſtungen kann bis zum be= 

‘ + endigten Heilverfahren freie Kur und Berpflegung in einem Kranken— 
hauie gewährt werden, und zwar: 

1. für Verunglüdte, welche verheiratet jind oder bei einem Mitgliede ihrer 
Familie wohnen, mit ihrer Zuftimmung oder unabhängig von derfelben, wenn 
die Art der Verlegung Anforderungen an die Behandlung oder Ber: 
pflegung stellt, denen in der Familie nicht genügt werden kann; 

2. für fonftige Verunglüdte in allen Fällen. 

Für die Zeit der Verpflegung des Verunglüdten in dem Krankenhauſe iteht 
den im $ 6 Ziffer 2 bezeichneten Angehörigen desfelben die daſelbſt angegebene 
Nente infoweit zu, als fie auf diejelbe im Falle des Todes des DVerlegten einen 
Anſpruch haben würden. 


Verhältniß zu Krankenkaſſen, Armenverbänden Xc. 


Die Verpflichtung der eingeichriebenen Hilfskaflen, ſowie der ſonſtigen 

+ Stranfen:, Sterbe:, Invalidene und anderen Unterſtützungskaſſen, den 

von Betrieböunfällen betroffenen Arbeitern und Betriebösbeamten ſowie deren An— 
gehörigen und Hinterbliebenen Unterftügungen zu gewähren, jowie die Ber: 
pflihtung von Gemeinden und Armenverbänden zur Unteritügung hilfsbebürftiger 
Perſonen wird durch dieſes Gefeg nicht berührt. Soweit auf Grund folder 
Verpflichtung Unterftügungen in Fällen gewährt find, in welchen dem Inter: 
ftügten nad) Maßgabe dieies Gejeges ein Entihädigungsanjpruc zuiteht, geht 
der legtere bis zum Betrage der geleiteten Umterftügung auf die Kaſſen, die Ge- 
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meinden oder die Armenverbände über, von welchen die Unterſtützung gewährt 
worden ilt. 

Das Gleiche von den Betriebsimternehmern nnd Kaſſen, welde die den be: 
zeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unter: 
ftüßung auf Grund gefegliher Vorjchrift erfüllt haben. 


Träger der Verficherung (Berufsgenolfenfchaften). 


Die Verfiherung erfolgt auf Gegenseitigkeit durd) die Unternehmer der 
* unter 8 1 fallenden Betriebe, welche zu diefem Zwecke in Berufsge— 
noflenichaften vereinigt werden. Die Berufsgenoffenichaften find für beſtimmte 
Bezirfe zu bilden und umfaflen innerhalb derſelben alle Betriebe derjenigen In— 
duſtriezweige, für welche ſie errichtet find. 
ALS Unternehmer gilt Derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt. 
Betriebe, welche wejentliche Beſtandtheile verichiedenartiger Induſtriezweige 
umfaflen, find derjenigen Berufsgenoſſenſchaft zuzutheilen, welder der Haupt: 
betrieb angehört. Fra 
Die Berufsgenofienichaften können unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
BVerbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werben. 
Für die Verbindlichkeiten der ‚Berufsgenoifenidait haftet, den Gläubigern 
derjelben nur das Genoſſenſchaftsvermögen. el 


Aufbringung der Mittel. u M 


1 Die Mittel zut Deckung der von den PBernfögenoflenichaften zu 

+ leiitenden Gntihädigungsbeträge und der Verwaltungskoſten werden 
durch Beiträge aufgebracht, welche von den Mitgliedern nach Maßgabe der in 
ihren Betrieben von den Verficherten verdienten Löhne und Gehälter beziehungs— 
weile des Jahresarbeitsverdienftes jugendlicher und nicht ausgebildeter "Arbeiter 
($ 3 Abſ. 3), ſowie ber ftatutenmäßigen Gefahrentarife ($ 28) Jährlich umge: 
legt werben. 

Löhne und Gehälter, welche während der Beitragsperiode durchſchnittlich den 
Sag von. vier Mark täglich üiberfteigen, kommen mit dem vier Mark überfteigenden 
Betrage nur zu einem Drittel in Anrechnung. 

Zu anderen Bmeden als zur Dedung der von der Genoffenichaft zu Tetitenden 
Entihädigungsbeträge und der Verwaltungskoften, zur Gewährung von Prämien 
für Nettimg PVerunglücdter und für Abwendung von Unglüdsfällen, ſowie zur 
Anfammlung des Nefervefonds (8 18) dürfen weder Beiträge von den Mitgliedern 
der Genoflenfchaft erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Sermögen der 
Genoſſenſchaft erfolgen. 

Behufs Beichaffung der zur Beftreitung der Verwaltungstoften — 
Mittel können die Berufsgenoſſenſchaften von den Mitgliedern für das erſte Jahr 
einen Beitrag im Voraus erheben. Falls das Statut hierüber nichts Anderes 
beſtimmt, erfolgt die Aufbringung dieſer Mittel nach Maßgabe der Zahl der von 
den Mitgliedern in ihren Betrieben beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen 
($ 11). 


I. Bildung und Veränderung der Berufsgenoſſenſchaften. 
Ermittelung der verfiherungspflictigen Betriebe. 


11 Jeder Unternehmer eines unter den $ 1 fallenden Betriebes hat den 
44: legteren binnen einer von dem Neichöverficherungsamt zu beftimmenden 
und öffentlich befannt zu machenden FFrift unter Angabe des Gegenitandes und 
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der Art desjelben, ſowie der Zahl der durchſchnittlich darin beidhäftigten vers 
fiherungöpflichtigen Perionen bei der unteren Berwaltungsbehörde anzumelden. 

Für die nicht angemeldeten Betriebe hat die untere Verwaltungsbehörde die 
Angaben nad ihrer Stenntniß der Verhältniffe zu ergänzen. 

Diefelbe ift befugt, die Unternehmer nicht angemeldeter Betriebe zu einer 
Auskunft darüber innerhalb einer zu beitimmenden Friſt dur Geldftrafen im 
Betrage bis zu einhundert Mark anzuhalten. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat ein nah den Gruppen, Klaſſen und 
Drdnungen der Reichöberufsftatiitit geordnetes Verzeichniß jämmtlicher Betriebe 
ihre3 Bezirks unter Angabe des Gegenitandes und der Art des Betriebes, ſowie 
der Zahl der darin beichäftigten verficherungspflichtigen Perſonen aufzuftellen. 
Das Verzeihniß iſt der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen und von dieſer 
erforderlihenfald Hinfichtlich der Ginreihung der Betriebe in die Gruppen, Klaſſen 
und Ordnungen ber Reichöberufsftatiftif zu berichtigen. 

Die höhere Berwaltungsbehörde hat ein gleiches Verzeichniß ſämmtlicher 
verſicherungspflichtigen Betriebe ihres Bezirks dem Reichs-Verſicherungsamt ein- 
zureichen. 


Freiwillige Bildung der Berufsgenoflenfchaften. 


12 Die Bildung der Berufsgenoſſenſchaften erfolgt auf dem Wege der 
+ Bereinbarung der Betriebdunternehmer unter Zuftimmung des Bundes: 
rathd. Die Zuftimmung des Bundesraths kann verjagt werden: 

1. wenn bie Anzahl der Betriebe, für welche die Berufsgenoſſenſchaft ge- 
bildet werben joll, oder die Anzahl der in denjelben beichäftigten Arbeiter 
zu gering ift, um die dauernde Leiftungsfähigfeit der Berufsgenoſſen— 
ihaft in Bezug auf die bei der UInfallverfiherung ihr obliegenden Pflichten 
zu gewährleiften; 

2. wenn Betriebe von der Aufnahme in die Berufögenofienichaft ausge: 
chloffen werden jollen, welche wegen ihrer geringen Zahl oder wegen 
der geringen Zahl der in ihnen beichäftigten Arbeiter eine eigene leiftungs- 
fähige Berufögenofjenichaft zu bilden außer Stande find, und aud einer 
anderen Berufögenofienihaft zweckmäßig nicht zugetheilt werden können; 

3. wenn eine Minderheit der Bildung der Berufsgenoſſenſchaft wideripricht 
und für einzelne Induſtriezweige oder Bezirke eine beiondere Berufsge— 
noffenichaft zu bilden beantragt, weldhe als dauernd leiftungsfähig zu 
erachten iſt. 

1: Die Beihlußfaffung über die Bildung der Berufsgenoſſenſchaften 

+ erfolgt durch die zu diefem Zweck zu einer Generalverfammlung zu 
berufenden Betriebsunternehmer mit Stimmenmehrheit. 

Anträge auf Einberufung der Generalverfammlung find an dad Reichs-Ver— 
fiherungsamt zu richten; dasſelbe hat, fofern es nicht den Fall des $ 12 Ziffer 1 
für vorliegend erachtet, den Anträgen ftattzugeben, wenn diefelben innerhalb vier 
Monaten nad) dem Inkrafttreten diejes Gejeges und mindeitens von dem zwanzig— 
ften Theil der Unternehmer derjenigen Betriebe, für welche die Berufsgenoſſen— 
ſchaft gebildet werden foll, oder von foldhen Unternehmern, welche mindeſtens den 
zehnten Theil der in diefen Betrieben vorhandenen verfiherungspflichtigen Perſonen 
beihäftigen, geitellt werben. 

Erachtet das Neichs:Verfiherungsamt die Vorausfegungen des $ 12 Ziffer 1 
für vorliegend, jo ift von demjelben die Enticheidung des Bundesraths ein- 
zubolen. 
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Findet das Reichs-Verſicherungsamt bei der Prüfung von Anträgen auf 
Einberufung der Generalverfammlung, daß der unter $ 12 Ziffer 2 vorgefehene 
Fall vorliegt, fo hat dasielbe die Unternehmer der dabei in Betracht kommenden 
Betriebe zum Zwed der Beſchlußfaſſung über die Abgrenzung der Berufsgenoffen- 
fchaft zu der Generalverfammlung mit einzuladen. 

1 Auf Grund der unter $ 11 erwähnten Berzeichnifie werden die Ber 

+ trieböunternehmer von dem Neichö-Berfiherungsamt unter Angabe 
der ihnen zuftehenden Stimmenzahl zur Generalverfammlung einzeln eingeladen. 

Jeder Unternehmer oder Bertreter eines Betriebes, in welchem nicht mehr 
als 20 verficherungspflichtige Perſonen beichäftigt werben, hat eine, darüber hinaus 
bis zu 200 für je 20 und von 200 an für je 100 mehr verficherungspflichtige 
Perſonen eine weitere Stimme. 

Abweſende Betriebdunternehmer können ſich durch ftimmberechtigte Berufsge— 
noffen oder durch einen bevollmächtigten Leiter ihres Betriebes vertreten laſſen. 

Die Generalverfammlung findet in Gegenwart eined Vertreters des Reichs— 
Verſicherungsamts ftatt, welcher dieſelbe zu eröffnen, die Wahl des aus einem 
Vorfigenden, zwei Schriftführern und mindeſtens zwei Beifigern beftehenden Bor: 
ftandes herbeizuführen und, bis Dielelbe erfolgt it, die Verhandlungen zu 
leiten hat. 

Die Generalverfammlung hat unter der Leitung ihres Vorſtandes außer 
über den auf Bildung der Berufsgenoſſenſchaft gerichteten Antrag, welcher zu 
ihrer Ginberufung Anlaß gegeben hat, aud) über die aus ihrer Mitte dazu etwa 
geftellten Abänderungsanträge Beſchluß zu fallen. 

Auf Verlangen des Bertreters des Reichs-Verſicherungsamts, welcher jeder: 
zeit gehört werden muß, erfolgt die Abitimmung über die in Bezug auf die Ab: 
grenzung der Berufsgenoflenichaft geitellten Anträge getrennt nah Induftrie 
zweigen oder Bezirken. 

Ueber die Verhandlungen der Generalverfammlung ift ein Protofoll aufzu: 
nehmen, welches die geftellten Anträge, ſowie die gefaßten Beſchlüſſe — letztere 
unter Angabe des Stinmverhältniffes, jowie der Art der Abitimmung — ent: 
halten muß. Das Protokoll ift innerhalb acht Tagen nach der Generalverfanmlung 
durd; den Vorſtand dem Reichs-Verſicherungsamt einzureichen und demnächit dem 
Bundesrath (8 12) vorzulegen. 


Bildung der Berufsgenoffenfchaften durd den Bundesrath. 


1 5 Für diejenigen Induftrieziveige, für welche innerhalb der im $ 13 

+ feitgejegten Friſt genügend unteritügte Anträge auf Einberufung ber 
Generalverlammlung zur freiwilligen Bildung einer Berufögenoflenihaft nicht 
geftellt worden find, werden die Berufsgenoflenichaften durch den Bundesrath 
nah Anhörung von Wertretern der betheiligten Induftriezweige gebildet. Das: 
jelbe geihieht, wenn den geftellten Anträgen in Rückſicht auf $ 12 Ziffer 1 nicht 
ftattgegeben, oder wenn den Beichlüflen, welche in einer nad) $ 14 berufenen General: 
verſammlung gefaßt find, die Genehmigung verjagt worden ift, jofern nicht der 
Bundesrath den Betheiligten eine weitere Frift für die Faſſung anderweiter Bes 
ſchlüſſe gewährt. 

Die Beichlüffe des Bundesraths, Durch welche Berufsgenoflenichaften errichtet, 
fowie die beantragte Bildung freiwilliger Berufsgenofjenichaften genehmigt werben, 
find unter Bezeichnung der Bezirke und Induftriezweige, für welche die einzelnen 
Berufsgenoſſenſchaften gebildet find, durdy den Neichsanzeiger zu veröffentlichen, 
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Statut der Berufsgenollenfchaften. 


16 Die Berufsgenofjenihaften regeln ihre innere Verwaltung, fowie ihre 
- Geihäftsordnung durd ein von der Generalverfammlung ihrer Mit: 
glieder (Genoffenihaftsverfammlung) zu beichließendes Statut. Bis zum Zus 
ftandefonmen eines giltigen Genofjenichaftsftatuts (8 20) finden die im $ 14 
enthaltenen Beitimmungen über die Einladung zu der Generalverfammlung, bie 
Ausübung des Stimmrecht? der Genofjenfchaftsmitglieder und die Betheiligung 
eined Vertreters des Neichö-Verfiherungsamt3 an den Verhandlungen auch auf 
die Genofjenihaftsverfammlungen Anwendung. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung wählt bei ihrem erftmaligen Zuſammen— 
treten einen aus einem VBorfigenden, einem Schriftführer und mindeſtens drei Bei- 
figern beftehenden proviforiihen Genofienichaftövorftand, welcher bis zur Ueber— 
nahme der Gejchäfte durch den auf Grund des Statuts gewählten VBorftand 
die Genoffenfchaftöverfammlung leitet und die Gefchäfte der Genofienfhaft führt. 

Die Mitglieder der Berufögenofjenichaften können fih in der Genoſſenſchafts— 
verfanmlung durch andere ftimmberechtigte Mitglieder oder durch einen bevoll— 
mädtigten Leiter ihres Betriebes vertreten laſſen. 


17. Das Genofienihaftsitatut muß Beſtimmung treffen: 
1. über Namen und Sig der Genoflenichaft; 

2. über die Bildung des Genofjenfchaftsvorftandes und über den Umfang 
feiner Befugnifie; 

3. über die Berufung der Genoflenichaftsverfammlung, ſowie über die Art 
ihrer Beihlußfaflung ; 

4. über das Stimmredt der Mitglieder der Genofjenichaft und die Prüfung 
ihrer Vollmachten; 

5. über das von den Organen der Genoffenjchaft bei der Einſchätzung der 
Betriebe in die Klaſſen des Gefahrentarifs zu beobachtende Verfahren 
($ 28); 

6. über das Verfahren bei Betrieböveränderungen, ſowie bei Menderungen 
in der Perfon des Unternehmers (88 37 letter Abſ., 38, 39); 

7. über die Folgen der Betrieböeinftellungen, insbejondere über die Sicher: 
ftellung der Beiträge der Unternehmer, welche den Betrieb einſtellen; 

8. über die den Pertretern der verlicherten Arbeiter zu gewährenden Ber: 
gütungsfäge (58 44 Abi. 4, 49 Abi. 2, 55 Abi. 1); 

9. über die Aufftellung, Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung; 

10. über die Ausübung der der Genoſſenſchaft zuftehenden Befugniſſe zum 
Erlaß von Vorfchriften behufs der Unfallverhütung und zur Ueberwachung 
der Betriebe (88 78 ff.); 

11. über die Vorausfegungen einer Abänderung des Statuts. 

| > Die Berufsgenoflenichafften haben einen Reſervefonds anzuſammeln. 

. An Bufchlägen zur Bildung desſelben find bei der erftmaligen Um: 

legung der Entichädigungsbeträge dreihundert Prozent, bei der zweiten zweihundert, 
bei der dritten einhundertundfünfzig, bei der vierten einhundert, bei der fünften 
achtzig, bei der jechiten fechzig und von da an bis zur elften Umlegung jedesmal 
zehn Prozent weniger als Zuichlag zu den Gntichädigungsbeträgen zu erheben. 
Nah Ablauf der eriten elf Jahre find die Zinſen des Nejervefonds dem leteren 
folange weiter zuzufchlagen, bis dieſer den doppelten Jahresbedarf erreicht hat. 
Iſt das Iegtere der Fall, jo fünnen die Zinfen infoweit, als der Beitand des 
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Reſervefonds den laufenden doppelten Jahresbedarf überſteigt, zur Deckung der 
Genoſſenſchaftslaſten verwendet werben. 

Auf Antrag des Genoffenihaftsvoritandes kann bie Genpflenihaftey — 
fung, jederzeit weitere Zuſchläge zum Reſervefonds beſchließen, ſowie 
daß derſelbe über den doppelten Jahresbedarf erhöht. werde. , Derartige Veiſchlũſſe 
bedürfen der Genehmigung des Neichs-Verfiherungsamts.,, ..- 

In dringenden. Bedarfsfällen kann die, Senofienidaft,, wit Genehmigung des 
Neich3-Verficherungsamtes ſchon vorher die Zinfen und erforderlichenfalls auch 
den Stapitalbeitand des Reſervefonds angreifen. Die Wicderergänzung , erfolgt 
alsdann nad näherer Anordnung des Reichs-Verſicherungsamts. 


19. Das Statut kann die Zuſammenſetzung ber; Genofienicaftsveriamm- 

* Jung aus Vertretern, die, Gintheilung ‚der Berufsgenoſſenſchaft in 
örtlich abgegrenzte Sektionen, ſowie die Einſetzung von ‚WVertrauensmännern als 
örtliche Genofjenichaftsorgane. vorjhreiben, Enthält dasselbe Vorſchriften. dieſer 
Art, To iſt darin zugleich über die Wahl der Vertreter, über, Sig und Bezirk 
der Sektionen, über die Bildung der Sektionsporftände und . über. den. Umfang 
ihrer Befugnifie, fowie über die Abgrenzung der Bezirke ber, Vertrauensmänner, 
die Wahl der letzteren und ihrer Stellvertreter und den Umfang, ihrer Befugniſſe 
Beitimmung zu treffen. 

Die Abgrenzung ber Bezirke der Vertrouenswänner, ſowie die Wahl der 
letzteren und ihrer Stellvertreter fann von ber Senoffenihaftsverfanmlung dem 
Genoſſenſchaftsvorſtande übertragen werben, 

> Das Genofienichaftsitatut bedarf: zu feiner Giltigkeit der Genehmigung 

+ des Reichs-Verſicherungsamts. 

Geo bie Entſcheidung desſelben, durch welche die Genehmigung neriagt 
wird, findet binnen einer. Friſt von vier Wochen, vom. Tage der Zuf ‚an 
den proviforifchen Genofienihaftsporftand ($ 16), Die Beſchwerde an deu Bunbes- 
rath ſtatt. 

Wird innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde nicht eingelegt oder wird die Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung des Statuts vom Bundesrath aufrecht erhalten, io hat 
dad Reichs-Verſicherungsamt innerhalb vier Wochen die Mitglieder der Genoffen- 
ihaft zu einer neuen Genoflenihaftsverfammlung behufs anderweiter Beſchluß— 
faffung über das Statut einzuladen. 

Wird auch dem von diefer Verſammlung beichlofjenen Statut die. Genehm— 
igung endgiltig verjagt, fo wird ein foldes von dem Reichs-Verfiherungsamt 
erlaſſen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Genehmigung des Reichs-Ver— 
ſicherungsamts, gegen deren Verſagung binnen einer Friſt von vier Rosen die 
Beichwerde an den Bundesrath zuläffig iſt. 


Veröffentlihung des Namens nnd Sites der Genoflenfdaft &r. 


2 Nach endgiltiger Feſtſtellung des Statuts hat der Genoſſenſchaftsvor—⸗ 
+ jtand durch den Reichsanzeiger bekannt zu machen: 

1. den Namen und den Sitz der Genoſſenſchaft, 

2. die Bezirke der Sektionen und ber Vertrauensmänner, 

3. die Zufammeniegung des Genofienichaftsvorftandes und der Geftionäpor: 

ftände, fowie die Namen der Vertrauensmänner und ihrer Stellvertreter. 

Etwaige Aenderungen find in gleicher Weife zur öffentlihen Kenntniß zu 

bringen. 
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 Genoffenfhaftsvorflände.. 


.27 Dem Benoffeniehaftsporftande liegt die geſammte ecwelinig der 
Genoffenſchaft ‘ob, ſoweit nicht einzelue Angelegenheiten durch Geſetz 
oder Statut det Beſchin ahnie der Genoſſenſchaftsverſammlung borbehaften ober 
anderen Organen der Genoffenſchaft übertragen find, 

Die Beſchlußfaffung der Vorftände tann in eiligen Fällen durch, ſchriftliche 
Abftimmung erfolgen. 

Der Veſchlußnahnie der Seioffenfiaftsoekfaminfiung miiſſen vorbehalten 
werden: 

1. die Mahl der Mitlieder des Genoſſenſchaftsvorſtandes, u 

2. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechuung, — 

3 Abänderiingen des 'Statitta. 

23 Die Genoſſenſchaft wird durd) ihren Vorſtand erkielld und außer 

gerichtlich vertreten. Die Vertretung erftredt ſich auch auf diejenigen 

— AAN: Rentshandlungen, für welche nad) beit Geſetzen eine Spezialvoll⸗ 
macht erforderlich iſt. 

Durch die Geſchäfte, welche der Vorſtand der Genoſſenſchaft und die Vorftände 
der Seltionen, jowie die Vertrauensmänner innerhalb der Grenzen ihrer geſetz— 
lichen und ſtatutariſchen Vollmächt im Namen der Genoſſenſchaft abſchließen, 
wird die lebtete berechtigt und verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtände bei Hiechisgeſchäflen genügt die Beſcheinigung 
der Höheren Verwaltungsbehdrde daß die darin beʒeichnelen Verſonender Vor: 
jtand bilden. 


20 Wuhlbar zu Mitgliedern der Worftähbe umd zu Verttauensmännern 

ſind nur bie ſtimmberechtigen Mitglieder der Genoſſenſchaft beziehungs— 
weiſe deren geſetzliche Vertreter. Nicht wählbar iſt, wer durch idig An: 
orbnung in der Verfügung über fein Vermögen beichränft iſt. 

+ Die Ablehnung der Wahl iſt nur aus denſelben Gründen zuläſſig, aus 
welchen das Anıt eines Vormundes abgelehnt twerden fan. Cine Wiederwahl 
kann abgelehnt werben. 

Genoſſenſchaftsmitglieder, welche eine Wahl ohne folchen Grund ablehnen, 
tönnen auf Beihluß der Genofjenihaftsverfammlung für die Dauer der Wahl» 
periode zu erhöhten Beiträgen bis zum doppelten Betrage heramgezogen werden. 

Das Statut farm beſtimmen, daß die don den Unternehmern bevollmächtigten 
Leiter ihrer Betriebe zu Mitgliedern der Boritände und zu Bertrauensmännern 
getvähft werden können. 


25 Die Mitglieder der Vorſtände und die. Vertrauensmänner verwalten 
e), ihr Amt als unentgeltlihes Ehrenamt, jofern nicht durd das Statut 
eine Entihädigung für den durh Wahrnehmung .der Genoſſenſchaftsgeſchäfte ihnen 
erwacjenden Zeitverluft beitimmt wird. Baare Auslagen werden ihnen von der 
Genofjenichaft eriest, und zwar, foweit fie in Reiſekoſten beitehen, nach feiten, 
von der Genojjenjchaftsveriammlung zu beitimmenden Sägen. 


2 Die Mitglieder der Vorſtände, ſowie die Vertrauensmänner haften 
+ der Genoſſenſchaft für getreue Geſchäftsverwaltung, wie Vormünder 
ihren Mündeln. 

Mitglieder der Vorſtände, ſowie Vertrauensmänner, welche abſichtlich zum 
Nachtheil der Genoſſenſchaft handeln, unterliegen der Strafbeſtimmung des $ 266 
be3 Strafgeſetzbuches. 
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Solange die Wahl der geſetzlichen Organe einer Genoſſenſchaft nicht 

ie zu Stande kommt, Solange ferner diefe Organe die Erfüllung ihrer 

geleglihen oder ſtatutariſchen Obliegenheiten verweigern, hat das Reichs-Ver— 

fiherungsamt die legteren auf Koſten der Genoflenichaft wahrzunehmen oder durch 
Beauftragte wahrnehmen zu laflen. 


Bildung der Gefahrenklaffen. 


> Durh die Genoſſenſchaftsverſammlung find für die zur Genoſſen— 
+ Ichaft gehörigen Betriebe je nach dem Grade der mit denjelben ver— 
bundenen Unfallgefahr entiprechende Gefahrenklaſſen zu bilden und über die Höhe 
der in denjelben zu leiftenden Beiträge (Gefahrentarif) Beitimmungen zu treffen. 

Durch Beihluß der Genoſſenſchaftsverſammlung kann die Aufftellung und 
Nenderung des Gefahrentarif3 einem Ausichuffe oder dem Vorftande übertragen 
werden. 

Die Aufftellung und Abänderung des Gefahrentarifs bedarf der Genehmigung 
des Neich3:Verliherungsamts. Wird ein Gefahrentarif von der Genoſſenſchaft 
innerhalb einer vom Reichs-Verſicherungsamt zu beitinmtenden Friſt nicht aufges 
ftellt, oder dem aufgeitellten die Genehmigung veriagt, fo hat das Reichs-Ver— 
fiherungsamt nah Anhörung der mit der Aufitellung beauftragten Organe der 
Genoſſenſchaft den Tarif felbit feitzuiegen. 

Die Veranlagung der Betriebe zu den einzelnen Gefahrenklaſſen liegt nad 
näherer Beſtimmung de3 Statuts ($ 17) den Organen der Genoflenichaft ob. 
Gegen die Veranlagung fteht dem Betriebsunternehmer binnen einer Frift von 
zwei Wochen die Beichwerde an das Neich3-Verfiherungsamt zu. 

Der Gefahrentarif ift nah Ablauf von längſtens zwei Nehnungsjahren und 
fodann mindeftens von fünf zu fünf Jahren unter Berüdfihtigung der in den 
einzelnen Betrieben vorgefommtenen Unfälle einer Reviſion zu unterziehen. Die 
Ergebniſſe derfelben find mit dem Werzeichnifie der in den einzelnen Betrieben 
vorgefommenen, auf Grund diefes Geſetzes zu entichädigenden Unfälle der Genoffen 
ſchaftsverſammlung zur Beſchlußfaſſung über die Beibehaltung oder Aenderung 
ber bisherigen Gefahrenklafien oder Gefahrentarife vorzulegen. Die Genoſſen— 
jhaftsverfammlung kann den Unternehmern nad) Maßgabe der in ihren Betrieben 
vorgefommenen Unfälle für die nächte Periode Zuſchläge auflegen oder Nach— 
läſſe bewilligen. Die über die Aenderung der bisherigen Gefahrenflaflen oder 
Gefahrentarife gefaßten Beſchlüſſe bedürfen zu ihrer Giltigfeit der Genehmigung 
des Reichs-Verſicherungsamts; demjelben ift das Verzeichniß der vorgekommenen 
Unfälle vorzulegen. 


Cheilung des Rifikos. 


> Durd das Statut kann vorgejchrieben werden, daß die Entſchädig— 
+ ungöbeträge Dis zu fünfzig Prozent von den Sektionen zu tragen 
find, in deren Bezirken die Unfälle eingetreten find. 

Die hiernad den Sektionen zur Laſt fallenden Beträge find auf die Mit— 
glieder derielben nah Maßgabe der für die Genoflenichaft feitgejegten Gefahren 
Hafjen und der in dieſen zu leiltenden Beiträge (88 10, 28) umzulegen. 


Gemeinfame Cragung des Rilikos. 


30 Rereinbarungen von Genoflenichaften, die von ihnen zu leiftenben 
+ GEntichädigungsbeträge ganz oder zum Theil gemeinfam zu tragen, 
find zuläſſig. Derartige Bereinbarungen bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Zus 
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ftimmung der betheiligten Genofjenichaftsverfammlungen, fowie der Genehmigung 
des Reichs-Verſicherungsamtes. Diejelben dürfen nur mit dem Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres in Wirkſamkeit treten. 

Die Vereinbarung hat fid) darauf zu erftreden, in welcher Weife der gemein» 
fam zu tragende Cntihädigungsbetrag auf die betheiligten Genofjenichaften zu 
vertheilen ift. 

Ueber die Vertheilung des auf eine jede Genoſſenſchaft entfallenden Antheils 
an der gemeinſam zu tragenden Entihädigung unter die Mitglieder der Genoffen: 
ihaft enticheidet die Genoflenichaftsverlammlung. Mangels einer anderweiten 
Beitimmung erfolgt die Umlage diejes Betrages in gleicher Weije, wie die ber 
bon der Genoflenihaft nad) Maßgabe diejes Geſetzes zu leiftenden Entſchädigungs— 
beträge (58 10, 28). 


Abänderung des Bellandes der Berufsgenoffenfcaften. 


7 Nach erfolgtem Abichluß der Organifation der Berufsgenoſſenſchaften 
+ find Menderungen in dem Beitande der letzteren mit dem Beginn 
eines neuen Rechnungsjahres unter nachitehenden Vorausſetzungen zuläflig: 

1. Die Bereinigung mehrerer Genoflenichaften erfolgt auf übereinjtinmenden 
Beihluß der Genojlenichaftsverfammlungen mit Genehmigung des Bundes 
raths. 

2. Das Ausſcheiden einzelner Induſtriezweige oder örtlich abgegrenzter Theile 
aus einer Genoſſenſchaft und die Zutheilung derſelben zu einer anderen 
Genoſſenſchaft erfolgt auf Beſchluß der betheiligten Genoſſenſchaftsver— 
ſammlungen mit Genehmigung des Bundesraths. Die Genehmigung kann 
verſagt werden, wenn durch das Ausſcheiden die Leiſtungsfähigkeit einer 
der betheiligten Genoſſenſchaften in Bezug auf die ihr obliegenden Pflichten 
gefährdet wird. 

3. Wird die Vereinigung mehrerer Genoſſenſchaften oder das Ausſcheiden 
einzelner Induſtriezweige oder örtlich abgegrenzter Theile aus einer Ge— 
noſſenſchaft und die Zutheilung derſelben zu einer anderen Genofjenichaft 
auf Grund eines Genoflenjchaftsbeichluffes beantragt, dagegen von der 
anderen betheiligten Genofienichaft abgelehnt, jo enticheidet auf Anrufen 
der Bundesrath. 

4, Anträge auf Ausicheidung einzelner Induftriezweige oder örtlich abge: 
grenzter Theile aus einer Genofjenihaft und Bildung einer bejonderen 
Genofjenichaft für diejelben find zunächſt der Beſchlußfaſſung der Genoſſen— 
ſchaftsverſammlung zu unterbreiten und ſodann dem Bundesrath zur 
Entiheidung vorzulegen. Die Genehmigung zur Bildung der neuen 
Genoſſenſchaft kann verfagt werden, wenn einer der im 8 12 Ziffer 1 
und 2 angegebenen Gründe vorliegt. 

Wird die Genehmigung ertheilt, jo erfolgt die Beſchlußfaſſung über 
das Statut für die nene Genoflenihaft nah) Maßgabe der Beitimmungen 
in den SS 16 bis 20. 

32 Werden mehrere Genoſſenſchaften zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, 

ie jo gehen mit dem Zeitpunkte, zu welchem die Veränderung in Wirk: 
famfeit tritt, alle Rechte und Pflichten der vereinigten Genoflenjchaften auf Die 
neugebildete Genojjenichaft über. 

Wenn einzelne Imduftriezweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus einer 

Genoſſenſchaft ausscheiden und einer anderen Genoſſenſchaft angeichloffen werden, 
jo find von dem Cintritt dieſer Veränderung ab die Entſchädigungsanſprüche, 
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welche gegen die erſtere Genoſſenſchaft aus den in Betrieben der ausſcheidenden 
Genoſſenſchaftstheile eingetretenen Unfällen erwächſen ſtud, don‘ der Genoſſenſchaft 
zu befriedigen, welcher die Genoſſeuſchaftstheile nunmtehr angeſchlofſen ſind. 

Scheiden einzelne Induſtriezweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus einer 
Genoſſenſchaft unter Bildung einer neuen Genoſſenſchaft aus, ſo find von dem 
Zeitpunkte ber Ausſcheidung ab die Entſchädignugsanſprüche, welche gegen bie 
erſtere Genoſſenſchaft aus den in: Betrieben der ausſtcheidenden Genoffenſchafts⸗ 
theile eingetretenen Unfällen erwachſen ſind, von der neugebildeten Genoſſenſchaft 
zu befriedigen. J 

Inſoweit zufolge des Aubſcheibeus von Induftriegwweigen: oder ortlich abge 
grenzten Theilen Entihädigungsanfprüche auf andere Genoflenichaften Sipkrheben, 
haben die legteren Anſpruch auf einen 'entiprechenben Theil des Reſerv und 
des jonitigen Vermögens beriimigen Ben ofenferift; aus. — die Aus ſcheidaug 
ſtattfindet. 

Die vorſtehenden ——— können durch — 8 Beſchluß 
der betheiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen abgeändert ober ergänzt werben. 

Streitigfeiten, welche in. Betreff ‘der Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen 
ben betheiligten. Genoſſenſchaften entitehen, werben mangeld Verſtündigung ber: 
felben über eine —— —— Entſcheidung von dem ee ee 
— 


Auflöſung von ——— — — 


3 Berufsgenoſſenſchaften, welche zur Erfüllung der ihnen durch dieſes 

Geſetz auferlegten Verpflichtungen leiſtungsunfähig werden, können 
auf Antrag des Reichs-Verſicherunggamts don dem Bundesrath aufgel erben. 
Diejenigen Inbduftrieziveige, welche die aufgelöfte Genoflenichaft gie (nen, 
find anderen Berufsgenoflenichaften nad) deren Anhörung zuzutheilen. t der 
Auflöfung der Genoflenfchaft geben deren Rechtsanſprüche und Verpflichtungen, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen im 8 92, auf das Reid) über. 


III. Mitgliedjhaft des einzelnen Betriebes.  Betrieböveränderungen. 
Mitgliedſchaft. 
3 4 Mitglied der Genoſſenſchaft iſt jeder Unternehmer eines im Bezirke 
+ berielben belegenen Betriebes derjenigen Induſtriezweige, für welche 
die Genoſſenſchaft errichtet ift. Die Mitgliedihaft beginnt für die Unternehmer 
der zur Zeit des Inkrafttreten des Geſetzes verficherungspflichtigen Betriebe mit 
diefem Zeitpunfte, für die Unternehmer jpäter entitehender oder verſicherungs— 
pflichtig werdender Betriebe mit dem Zeitpunkte der Eröffuung beziehungsmeife 
bes Begiuns der Verjicherungspflicht berfelben. 
Stimmberechtigt iſt jedes Mitglied der Genoflenichaft, ſofern es fih im 
Belige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 


Betriebsanmeldung. 


3 Der Betriebsunternehmer, welcher jeinen Betrieb nicht bereit3 nach 

+ Mahgabe des $ 11 angemeldet hat, ift verpflichtet, binnen einer 
Woche, nachdem er Mitglied einer Genofjenichaft geworben iſt (8 34), der unteren 
Berwaltungsbehörde, in deren Bezirf der Betrieb gelegen ilt, eine Anzeige zu 
erftatten, welche 
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r. den Gegenitand und die Art des Betriebes, - 
2: bie Babl der verficherten Perſonen... 
3. die Berufsgenoſſenſchaft, welcher :der. ‘Betrieb — ER 
4: falls 8” ſich um einen nach dem Antrafttreten des Geſetzes neu — 
verſicherungspflichtig gewordenen Betrieb handelt, den Tag: der Eröffnung, 
beziehungsweiſe des Beginus der Verſicherungspflicht angibt: Die Anzeige iſt in 
zwei Exemplaten eimureithen. Ueber — ift eine ; Gmpfangöbejgeinigung zu 
ertheileni. ©; 
Wird die Anzeige nicht. — erftattet, fo findet Bi Vorichtift des 
8.11 Abjas 3: Anwendung. 
Ä 36. Die untere Verwaltungsbehörde hat. jeden in ihren Bezirke befegenen 
Betrieb; über. welchen die "uinzeige- (8:35) erſtattet ift, binnen einer 
Woche ee dem Eingange der letzteren durch Einſendung eines Exemplars der 
ſelben dem Vorſtande der in der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft zu überweiſen. 
Gehört: der Betrieb nach Auſicht der unteren Verwaltungsbehörde einer anderen 
al3 der. in der Anzeige bezeichneten Genoſſenſchaft an, ſo iſt dem Vorſtande dieſer 
Genoſſenſchaft, unter gleichzeitiger : Benachrichtigitng des Vorſtandes ‘ber in der 
Anzeige bezeichneten Genofienihaft und des Betrichäunfernehmers, . eine Abjchrift 
der. Unzeige zuzuſtellen. RZ 
Für Betriebe, über welche eine Anzeige nicht eritattet ift, hat die untere 
Verwaltungsbehörde die Ueberweiſung binnen einer Woche nach Ablauf der von 
ihr in Gemäßheit des’ 35 Abſatz 2 beſtimmten Friſt dadurch zu bewirken, daß 
fie die im $ 35 Ziffer 1 bis 4 bezeichneten Ungaben jelbit maht: «»« 


Genoſſenſchaftskataſter. = 


37. Die Genofjenichaftövorftände haben auf Grund der vom dem Reichs⸗ 

Verſicherungsamt ihnen mitzutheilenden Verzeichniſſe der verſicherungs— 
pflichtigen Betriebe ($ 11) und der jpäter exfolgenden Ueberweiſungen (5 36) 
Genoſſenſchaftskataſter zu führen. 

Die Aufnahme der einzelnen Genoſſen in das Statafter erfolgt nad vor: 
gängiger Prüfung ihrer Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft. 

Den in das Kataſter aufgenonmmenen Genoffer werden vom Genoſſenſchafts— 
vorstande durch Bermittelung der. unteren Verwaltungsbehörde Mitgliedicheine 
zugeftellt. Iſt die Genoffenihaft in Sektionen eingetheilt, fo muß der Mitglieds 
fchein die Sektion, welcher der Unternehmer angehört, bezeichnen. Wird die Auf: 
nahme in das Satafter abgelehnt, fo ift hierüber ein mit Gründen verfehener 
Beicheid dem Betriebsunternehmer durch Permittelung dev unteren Verwaltungs: 
behörde zuzuſtellen. 

Gegen die Aufnahme in das Statafter, ſowie gegen die Ablehnung derfelben 
fteht dem Unternehmer binnen einer Friſt von zwei Wochen nach erfolgter Zus 
ftelung des Mitgliedicheind, beziehungsweife des ablehnenden Beicheides die 
Beichwerde an das Neichöverfiherungs:Amt zu. Dieſelbe ift bei der unteren 
Berwaltungsbehörde einzulegen. Stellt fich bei der Verhandlung der Beſchwerde 
heraus, daß der Betrieb feiner der vorhandenen Genoffenichaften zugehört, jo iſt 
derjelbe durd das Reichs-Verſicherungsamt derjenigen Genoſſenſchaft zuzumeiien, 
ber er jeiner Natur nach am nächiten fteht. 

Wird gegen einen ablehnenden Beicheid von dem Betrieböunternehner inner: 
halb der angegebenen Frift Beichwerde nicht erhoben, jo hat die untere Verwaltungs: 
behörde den Fall dem Reichs-Verſicherungsamt zur Gnticheidung vorzulegen. 

Wird in dem Falle des $ 36 Abjag 2 die Mitgliedichaft des Unternehmers 


702 Unfallverfiherungsgeieg. 


von dem Vorftande der in der Anzeige bezeichneten Genofjenichaft anerkannt, jo 
liegt dieſem die Verpflichtung ob, hiervon dem Vorſtande der anderen Genoſſen— 
ſchaft Mittheilung zu machen. Letzterer ift berechtigt, innerhalb zwei Wochen 
nad den Empfange der Mittheilung gegen die Anerfennung der Mitgliedſchaft 
beim Reichs-Verſicherungsamt die Beichwerde zu erheben. 

Den Sektionsvorftänden find Auszüge aus dem Kataſter in Betreff der zu 
ihren Sektionen gehörenden Unternehmer mitzutheilen. 

Jeder Wechſel in der Perſon deöjenigen, für deſſen Rechnung der Betrieb 
erfogt, ift von dem Ilnternehmer binnen einer durh das Statut feitzufegenden 
Friſt dem Genoſſenſchaftsvorſtande behufs Berichtigung des Statafters anzuzeigen. 
Iſt die Anzeige von dem Wechſel nicht erfolgt, fo werden die auf bie Genoſſen— 
ihaftsmitglieder umzulegenden Beiträge von dem in das Satafter eingetragenen 
Unternehmer bis für dasjenige Nechnungsjahr einichlieglich forterhoben, in welchem 
die Anzeige geichieht, ohne daß dadurch der neue Unternehmer von der auch ihm 
geieglich obliegenden Verhaftung für die Beiträge entbunden: ift. 


Betriebsperänderungen. 


3 Jeder Betriebsunternehmer ift verpflichtet, Nenderungen feine Be— 

+ triebes, welche für die Zugehörigkeit zu einer Genoflenihaft von 
Bedeutung find, dem Genoflenihaftsvoritande binnen einer durch das Statut feſt— 
zufegenden Friſt anzuzeigen. Erachtet legterer in Folge diejer Anzeige, oder ohne 
den Empfang einer jolden von Amtswegen die Weberweifung des Betriebes an 
eine andere Senoflenichaft für geboten, fo theilt er dies unter Angabe der Gründe 
den Betriebsunternehmer burch Wermittelung der unteren VBerwaltungsbehörbe 
und dent betheiligten Genoflenichaftsvoritande mit. Sowohl der legtere, als aud 
der Betriebsunternehmer fünnen innerhalb zwei Wocen gegen die Weberweijung 
bei dem überweiſenden Genofienichaftsvorftande Wideripruch erheben. 

Wird innerhalb dieſer Friit fein Widerfprucd erhoben, jo erfolgt die Ab: 
beziehungsweile Zuichreibung des Betriebes in den Genofjenichaftstataftern, ſowie 
die Ausstellung eines anderweiten Mitgliedicheins für den Betrieböunternehmer. 

Wird gegen die leberweilung Wideripruch erhoben, oder beansprucht der 
Borftand einer dritten Genoflenichaft unter dem Widerfprud des Betriebsunter: 
nehmers oder des Borjtandes der Genoſſenſchaft, welder der Betrieb bisher ans» 
gehörte, die Ueberweiſung des lesteren, jo hat der WVorftand der Genoflenichaft, 
welcher der Betrieb bisher angehört hat, die Entjcheidung des Reichs-Verſicher— 
ungsamts zu beantragen. Dasjelbe enticheidet nach Anhörung des betheiligten 
Betriebsunternehmers, ſowie der Borftände der betheiligten Genoffenichaften. 

Wird dem lleberweifungsantrage jtattgegeben, jo tritt die Menderung in ber 
Zugehörigkeit zur Genoflenichaft von dem Tage ab in Wirkſamkeit, an welchem 
der Antrag dem betheiligten Genoflenichaftsvoritande zugeftelit ift. 

39 In Betreff der Anmeldung von Menderungen in dem Betriebe, 

« welche für deſſen Einſchätzung in den Gefahrentarif ($ 28) von 
Bedeutung find, ſowie in Betreff des weiteren Verfahrens hat das Genoſſen— 
ihaft3ftatut Beitimmung zu treffen. Gegen den auf die Anmeldung der Aender: 
ung oder von Amtswegen erfolgenden Beicheid des Genoflenichaftsporftandes 
oder des Ausichufles (8 28) ſteht dem VBetriebsunternehmer binnen einer Friſt 
von zwei Wochen die Beſchwerde an das Reich3-Verfiherungs:Amt zu. 

40 Binnen vier Wochen nach Ablauf des Rechnungsjahres hat der 

"Ye Genoflenihaftsporitand ein Verzeichniß der beim Schluſſe des 
Rehnungsjahres zur Genoſſenſchaft gehörenden Mitglieder dem Reichs-Verſicherungs— 
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amt nach einem von dieſem vorzuichreibenden Formular einzureichen. Ein gleiches 
Verzeichniß ift binnen derielben Friſt der höheren Verwaltungsbehörde, ſowie 
jedem Mitgliede der Genoſſenſchaft mitzutheilen. 

Das Reichs-Verſicherungsamt fann den Vorftand von diefen Verpflichtungen 
ganz oder theilweiſe entbinden. 


IV. Bertretung der Arbeiter. 
Vertretung der Arbeiter. 


4A Zum Zwed der Wahl von Beilisern zum Sciedögeriht ($ 46), 
+ der Begutachtung der zur Verhütung von Unfällen zu erlaffenden 
Vorſchriften (SS 78, 81) und der Theilmahme an der Wahl zweier nichtitändiger 
Mitglieder des Neichd-Verfiherungsamts (8 87) werden für jede Senoffenichafts- 
jeftion und, jofern die Genoffenichaft nicht in Sektionen getheilt iſt, für die Ge: 
noſſenſchaft Wertreter der Arbeiter gewählt. 

Die Zahl der Vertreter muß der Zahl der von den Betriebsunternehmern 
in den Vorſtand der Sektion beziehungsweiie der Genofjenichaft gewählten Mit: 
glieder gleich Sein. 

Die Wahl erfolgt durch die Vorftände derjenigen Orts-, Betriebs— 
ir (Fabrik-⸗) und Innungs-Krankenkaſſen, ſowie derjenigen Knappſchafts— 
kaſſen, welche im Bezirke der Sektion, beziehungsweiſe der Genoſſenſchaft ihren 
Sitz haben und welchen mindeſtens zehn im den Betrieben der Genoſſenſchafts— 
mitglieder beichäftigte verlicherte Perionen angehören, unter Ausichluß der Ber: 
treter der Arbeitgeber. Wählbar find nur männliche, großjährige, auf Grund 
dieſes Geſetzes veriicherungspflichtige Kaſſenmitglieder, welche in Betrieben der 
Genoſſenſchaftsmitglieder und im Bezirke der Sektion beziehungsmweife der Genoſſen— 
ſchaft beichäftigt find, sich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und 
nicht Durch richterlihe Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beichränft find. 

A Die Vertheilung der Vertreter der Arbeiter auf örtlich abzugrenzende 

+ Theile der Genoflenichaft wird mittelit eines Negulativs beftimmt, 
welches durch das Reichs-Verſicherungsamt oder, fofern es fich um eine Genoifen: 
ſchaft oder Sektion handelt, welche über die Grenzen eines Landes nicht hinaus: 
geht, durch die Landes = SJentralbehörde oder die von derjelben zu beitimmende 
höhere Verwaltungsbehörde zu erlaflen iſt. 

4 Die Wahl der Bertreter der Arbeiter erfolgt nad näherer Be: 

+ jtimmung des Negulativs unter der Leitung eines Beauftragten 
derjenigen Behörde, von welcher das Regulativ erlaflen worden iſt. 

Für jeden Bertreter find ein eriter und ein zweiter Erſatzmann zu wählen, 
welche denſelben in Behinderungsfällen zu erieben und im Falle des Ausicheidens 
für den Reit der Wahlperiode in der Neihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 

Die Wahl erfolgt auf vier Jahre. Alle zwei Jahre icheidet die Hälfte 
der Vertreter und Griagmänner aus. Die eritmalig Ausfcheidenden werden durd) 
dad Loos beitimmt, demnächſt enticheidet das Dienftalter. Die Ausicheidenden 
fönnen wiedergewählt werben 

Die Vertreter erhalten aus der Genoſſenſchaftskaſſe auf Anweiſung des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes nach den durch das Genofjenihaftsitatut zu beſtimmen— 
den Sätzen Grjag für nothwendige baare Auslagen und entgangenen Arbeitsver— 
dienst. Gegen die Anweiſung ift die Beſchwerde an diejenige Behörde, welche 
das Negulativ erlaffen hat (8 43), zuläffig. Dielelbe enticheidet endgiltig. 
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45 Die Nörktände‘ der Kramkenkafſen unde der See, elchen 
mindeſtens zehn in den Betrieben der Genoſſenſchaftsmũtg er ann 
ſchäftigte 'verficherte Perſöonen angehören‘ wählen ale ‚sei Ba ri Hi 
der Kaffenmitalieder zum Zwed der Theilnahme an den Un dunterſ ia Ai 
(8: 54) für ben Zweck einen ober mehrerer ‚Drtspoligetbehörden : je fi evoll- 
mädhtigten und zwein Erſatzmänner; deren“ Name und — den* ligten 
Ortspolizeibehörden mitzutheilen sit. SE 

Dien dem Vortſtande ber * — Berti der e Beitfene sehen 
an; der — — be ) 79 


“ Sichigeiän. * J — # i j 
9 Sdiedsgetichte dh 0 18 ; z 


46; ‚Fir: eben Bezizt einer ‚Bernisgenofienihait: — — Biefeibe 
in Sektionen: getheilt iſt, einer Satund awitd Ki —— 

errichtet. s —— 

Der Bundesrath kann anordnen, daß ſiatt eines sſonnong· bren meter 
nach Bezirken, gebildet, werden. uß Min Idns 
“Der Sitz des Schiedsgerichtes wird won’ber Zentralbehörhe des ‚Bundes; 
ftaates, zu welchem der Bezirk: desselben gehört; "oder; forern der Bezirk; über die 
Grenzen eines YBundesjtaates hinausgeht, im Einvernehmen mit den betheiligten 
Zentralbehörden von dem Reichs-Verſicherungsamt beitirutnt. 

47; Jedes Schiedsgericht, befteht aus, einem, ftändigen Vorſitz den und 

Gais bier Beiſitzern. re 

Det Vorfigende wird aus ber Zahl der öffentlichen Beamten, nit, A usihluß 
der Beaniten berjenigen., Betriebe, welche unter dieſes Gefeg. fallen, be Der 
Zentralbehörde des Landes, im welchen, der. Sit des Schiedsgerichts belegen iſt, 
ernannt, Für den Borfikenden ift in gleicher Weife ein ‚Stellvertreier „au 
ernennen, welcher ihn in Behinderungsfällen vertritt. _ 

Zwei Beifiger werden von der Genofjenihaft oder, fofern. die ‚Bosterldaft 
in Seftionen getheilt iſt, von der betheiligten Sektion gewählt, Mählbar find 
die ftimmberechtigten Genoſſenſchaftsmitglieder, ſowie die don. denfelben beoofl- 
mächtigten Leiter ihrer Betriebe, ſofern fie weder dem Vorjtande der, Genoifen: 
ihaft, nocd) dem Vorſtande der Sektion, noch den Vertrauensmännern angehören 
und nicht durch richterliche Anordnung in ber ‚Verfügung, über ihr Vermögen 
beihränft find. 

Die beiden anderen Beifiger werden nad) näherer Beftimmung des Regulativs 
N 43) von den im $ 41 verzeichneten Vertretern der Arbeiter aus der Zahl 
der in den Betrieben der Genoflenfchaft beſchäftigten, dem Arbeiterſtande ange 
hörenden verficherten Berjonen, welche den im $ 42 genaunten Kaſſen angehören, 
gewählt. 

Für jeden Beifiger find ein erfter und ein zweiter Stellvertreter zu wählen, 
welche ihn in Behinderungsfällen zu vertreten haben. 

Die Beiliger und Stellvertreter werden auf vier Jahre gewählt. Alle zwei 
Sahre jcheidet die Hälfte der Beiſitzer und ihrer Stellvertreter aus. Die erft- 
malig Ausjcheidenden werden durch das Loos beftimmt, demnächſt entjcheidet das 
Dienftalter. Scheidet ein Beifiger während der Wahlperiode aus, fo treten für 
den Reit derjelben die Stellvertreter in der Neihenfolge ihrer Wahl für ihn ein. 
Ausſcheidende Beiliger und Stellvertreter find wieder wählbar. 
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-48;? Der Name und Wohnort, des Borfigenden, ſowie der Mi r des 
.cC iebögerichtß und ‚der Stellversreter derſelben it bon ee 
—— (8.47 :Abj. 2) im dem zu, deren, amſichen Pers fentihunger be: 
fimmten Blatte öffentlich befannt zu. machen. , 
4 ‚Der Vorſibende ‚und “beiten Stellvertreter; ‚ bie: Beifiber. Sa ec 
+ .Stellvertzeter, find ‚mit Beziehung auf ihr Amtugı beeidigen. 

Auf das Amt der Beifiger des Sciedägeridjts finden ıdie  Beitimmungei 
der 88 24 Abiatyı 2 und: 25: Anwendung... Die von den Verſicherten gewählten 
Beiliger erhalten nad) den durch das Genoſſenſchaftsſtatut zu beitimmenden Säten 
Erjag für den ihnen in Folge ihrer Theilnahme an den Verhandlungen ent- 
gangenen Wrbeitsverbienft. Die Seitjegung, des Erſatzes, ſowie ber baaren Aus— 
lagen erfolgt durch den Vorſitzenden.“ 

Die Behörde, welche das im 8 43 vorgeſehene Regulativ erlaffen hat, iſt 
berechtigt, die Uebernahme und die Wahrnehmung der Obliegenheiten des Amts 
eines Beiſitzers oder. Stellvertreters dutch Geldftrafen bis zu — Mark 
gegen die ohne gejeglichen Grund ſich Weigernden zu erzwingen. Die itrafen 
fließen zur Genoſſenſchaftskaſſe. 

Verweigern die Gewählten gleichwohl ihre Dienftleiftung, oder kommt eine 
Mahl nicht zu Stande, jo hat, ſolange und joweit dies der Fall ift, die untere 
Bermwaltungsbehörde, in deren. Bezirt der Sitz des Schiedsgerichts belegen ift, 
die Beifiger aus der Zahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ernennen. 


Verfahren vor dem Schiedsgericht, 


50 Der Vorfigende beruft das Schiedsgericht und leitet bie, Verhand⸗ 
+ lungen desſelben. Das Schiedsgericht iſt befugt, denjenigen Theil 
des Betriebes, in welchem der Unfall vorgefommen iſt, in Augenjchein zu nehmen, 
ſowie Zeugen und Sadverftändige — auch eidlih — zu vernehmen. 

Dad Schiedsgeriht fit nur befhlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
eine gleiche Auzahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und zwar mindeftens 
je einer als Beifiger mitwirfen. 

Die Entiheidungen des Schiedögerihts erfolgen nah Stimmenmehrheit. 

Im Mebrigen wird das Verfahren vor dem Schiedsgericht durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuftimmung des Bundesrath3 geregelt. 

Die Koſten des Schiedsgerichts, ſowie die Koften des Verfahrens vor dem— 
jelben trägt die Genoſſenſchaft. 

Dem Borfigenden des Sciedögeriht3 und deſſen Stellvertreter darf eine 
Vergütung von der Genofjenfchaft nicht gewährt werden. 


VI. Heititellung und Anszahlung der Entihädigungen, 
Anzeige und Unterfuhung der Unfälle. 


5 Von jedem in einem verficherten Betriebe vorfommenden Unfall, 
+ durch welchen eine in bdemfelben beichäftigte Perfon getöbtet wird 
oder eine Störperverlegung erleidet, weldhe eine Arbeitsunfähigfeit von mehr als 
drei Tagen oder den Tod zur Folge hat, ift von dem Betriebdunternehmer bei 
der Ortöpolizeibehörde ſchriftliche Anzeige zu eritatten. 

Diefelbe muß binnen zwei Tagen nad) dem Tage erfolgen, an welchem der 
Betriebsunternehmer von dem Unfall Kenntniß erlangt hat. 

Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, welcher zur Zeit de Unfalls 


706 Uufallverfiherungsgejch. 


den Betrieb oder den Betriebötheil, in welchen fich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige erftatten; im Falle der Abwejenheit oder Behinderung des Be— 
triebdunternehmers ift er dazu verpflichtet. 

Das Formular für die Anzeige wird vom Reichs-Verſicherungsamt feſt— 
geitellt. 

Die Vorftände der unter Reichs- ober Staatöverwaltung ftehenden Betriebe 
haben die im Abſatz 1 vorgejchriebene Anzeige der vorgefegten Dienftbehörde nad 
näherer Anweifung derſelben zu erftatten. 

5 Die Ortspolizeibehörben, im Falle des 8 51 Abſatz 5 die Betriebs- 

+ voritände, haben über die zur Anzeige gelangenden Unfälle ein Un— 
fallverzeihniß zu führen. 
Jeder zur Anzeige gelangte Unfall, durch welchen eine verficherte 
Perſon getödtet ift oder eine Körperverlegung erlitten hat, die vor- 
ausfichtlid den Tod oder eine Grwerböunfähigfeit von mehr al3 dreizehn 
Wochen zur Folge haben wird, ift von der Ortöpolizeibehörde jobald wie mög— 
fich einer Unterfuhung zu unterziehen, durch welche feitzuftellen find: 
. die Beranlaffung und Art des Unfalls, 
. die getödteten oder verlegten Perfonen, 
. die Art der vorgefommenen Berlegungen, 
. ber Verbleib der verlegten Perfonen, 
. die Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten Perfonen, welche nad 
8 6 dieſes Geſetzes einen Entihädigungsanipruch erheben können. 
5 An den Unterſuchungsverhandlungen können theilnehmen: Vertreter 
+ der Genoſſenſchaft, der von dem Vorſtande der Krankenkaſſe, welcher 
der Getödtete oder Verlegte zur Zeit des Unfall angehört hat, gewählte Bevoll— 
mädtigte ($ 45), ſowie der Betrieböunternehmer, letterer entweder in Perſon 
oder durch einen Vertreter. Zu dieſem Zweck ift dem Genoſſenſchaftsvorſtande, 
dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe und dem Betrieböunternehmer von der 
Einleitung der Unterfuhung rechtzeitig Kenntniß zu geben. Sit die Genofien- 
Ihaft in Sektionen getheilt, oder find von der Genoſſenſchaft Vertrauensmänner 
beitellt, jo ift die Mittheilung von der Einleitung der linterfuhung an den 
Sektionsvorſtand beziehungsweije an den Vertrauensmann zu richten. 

Außerdem jind, ſoweit thunlic, die fonftigen Betheiligten und auf Antrag 
und Stoften der Genoſſenſchaft Sachverſtändige zuzuziehen. 

8 Dem Bevollmächtigten der Krankenkaſſe, welcher an der Unterſuchung 

des Unfalls theilgenommen hat, wird nad) den durch das Genoſſen— 
ſchaftsſtatut zu beſtimmenden Sägen für den entgangenen Arbeitöverdienit Erjag 
geleiftet. Die Feitiegung erfolgt durd die Ortspolizeibehörde. 

Bon dem über die Unterfuhung aufgenommenen Brotofolle, jowie von den 
ſonſtigen Unterjuhungsverhandlungen ift den Betheiligten auf ihren Antrag 
Einfiht und gegen Erftattung der Schreibgebühren Abichrift zu ertheilen. 

6 Bei den im 8 51 Abſatz 5 bezeichneten Betrieben beſtimmt die vor— 

+ gelegte Dienftbehörde diejenige Behörde, weldhe die Unterfuhung nad 

den Beitimmungen der 88 53 bis 55 vorzunehmen und die Vergütung für den 
Bevollmädhtigten der Krankenkaſſe ($ 45) feitzufegen hat. 


Entfcheidung der Vorſtände. 


Me Die Feitftellung der Entihädigungen für die durch Unfall verlegten 
.) ( + DVerficherten und für die Hinterbliebenen der durch Unfall getödteten 
Berficherten erfolgt 


DU ED - 


nr. 


VI. Feititellung und Auszahlung der Entichädigungen. 707 


1. fofern die Genoffenihaft in Sektionen eingetheilt ift, durch den Vorſtand 
der Sektion, wenn es ſich handelt 
a) um den Grjag der Koſten des Heilverfahrens, 
b) um die für die Dauer einer vorausfichtlic vorübergehenden Erwerbs— 
unfähigfeit zu gewährende Rente, 
c) um den Griaß der Beerdigungäfoften ; 

2. in allen übrigen Fällen durch den Vorjtand der Genoſſenſchaft. 

Das Genofjenihaftsftatut kann bejtimmen, daß die Feltitellung ber Ent- 
Ihädigungen in den Fällen der Ziffer 1 und 2 durch einen Ausichuß des Sektions— 
voritandes oder durd eine bejondere Kommiſſion oder durch örtliche Beauftragte 
(Bertrauendmänner) und in ben Fällen der Ziffer 2 auch dur den Sektions— 
vorstand oder durd einen Ausſchuß des Genoffenichaftsporftandes zu bewirken ift. 

Bor der Feititellung der Entihädigung ift dem Entihädigungäberechtigten 
durch Mittheilung der Unterlagen, auf Grund deren diejelbe zu bemeflen ift, 
Gelegenheit zu geben, ſich binnen einer Frift von einer Woche zu äußern. 

5 Sind verfiherte Perſonen in Folge des Unfalls getödtet, jo haben 

+ die im 8 57 bezeichneten Genoſſenſchaftsorgane fofort nad Abichluß 
der Unterſuchung (58 53 bis 56) oder, falld der Tod erit fpäter eintritt, ſobald 
fie von demſelben Kenntniß erlangt haben, die eititellung der Entſchädigung 
vorzunehmen. 

Sind verfiherte Perſonen in Folge des Unfalls körperlich verlegt, fo ift 
fobald als möglich die ihnen zu gewährende Entihädigung feitzuitellen. 

Für Diejenigen verlegten Perfonen, für welche noch nad) Ablauf von bdr.i- 
zehn Wochen eine weitere ärztliche Behandlung behufs Heilung der erlittenen 
Verlegungen nothmwendig ift, hat fich die Feititellung zunächſt mindeſtens auf bie 
bis zur Beendigung des Heilverfahrens zu Leiftenden Entihädigungen zu erjtreden. 
Die weitere Entihädigung ift, jofern deren TFeititellung früher nicht möglich tft, 
nad) Beendigung des Heilverfahrens unverzüglich zu bewirken. 

In den Fällen des Abſatzes 2 und 3 ift bis zur definitiven Feſtſtellung 
der Entihädigung noch vor Beendigung des Heilverfahrens vorläufig eine Ent- 
Thädigung zuzubilligen. 

5 Gntihädigungsberechtigte, für welche die Entihädigung nicht von 

+ Amtömwegen feftgeitellt ift, haben ihren Entſchädigungsanſpruch bei 
Vermeidung des Ausichluffes vor Ablauf von zwei Jahren nad dem Gintritt 
de3 Unfall bei dem zuftändigen Vorftande anzumelden. 

Nah Ablauf diefer Frift ift der Anmeldung nur dann Folge zu geben, 
wenn zugleich glaubhaft bejcheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls erſt fpäter 
bemerkbar geworden find oder daß der Entichädigungsberehtigte von der Verfol- 
gung jeines Anſpruchs durch außerhalb feines Willens liegende Verhältniſſe ab- 
gehalten worden ilt. 

Wird der angemeldete Entihädigungsanipruch anerfannt, jo iſt die Höhe 
der Entihädigung jofort feitzuftellen; anderenfalls ift der Entihädigungsaniprud) 
durd Schriftlichen Beicheid abzulehnen. 

Greignete fich der Unfall, in Folge deilen der Entihädinungsanipruc erhoben 
wird, in einem Betriebe, für welchen ein Mitgliedichein von einer Genoſſen— 
Ichaft nicht ertheilt war, jo hat die Anmeldung des Entſchädigungsanſpruchs 
bei der unteren WBerwaltungsbehörde zu erfolgen, in deren Bezirk der Betrieb 
belegen ift. Dieſelbe hat den Entihädigungsanfpruch mitteld Beicheides zurüd- 
zuweilen, wenn fie den Betrieb, in welchem der Unfall fid ereignet hat, für nicht 
unter den $ 1 fallend erachtet; anderenfalls hat fie die Feititellung der Genofien- 
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ichaft, welcher der Betrieb angehört, nach) Maßgabe der 88 34 bis 37 herbeizu— 

führen, und, nachdent dieje Tyeititellung erfolgt ift, den angemeldeten Entichädig- 

ungsanſpruch dem zuftändigen Vorſtande zur weiteren Veranlaſſung zu übers 

weifen, auch dem Cntihädigungsberechtigten hiervon fchriftlicd Nachricht zu geben. 

60 Die Mitglieder der Genoflenichaften find verpflichtet, auf Erfordern 

+ der Behörden und Vorſtände (Bertrauendmänner) ($ 57) binnen 

einer Woche diejenigen Lohn: und Gehaltönahmweifungen zu liefern, welche zur 

Feſtſtellung der Entichädigung erforderlich find. 

1 Ueber die Feititellung der Entihädigung hat der Vorftand (Ausſchuß, 

* Vertrauensmann), welcer diefelbe vorgenommen hat, dem Entichädig- 

ungsberedhtigten einen schriftlichen Beicheid zu ertheilen, aus weldem die Höhe 

der Entihädigung und die Art ihrer Berechnung zu erjehen ift. Bei Entichädig- 

ungen für erwerb3unfähig gewordene Verlegte ift namentlih anzugeben, in 
welchem Maße die Erwerbsunfähigfeit angenommen worden ift. 


Berufung gegen die Entfheidung der Behörden und Genoffenfhaftsorgane. 


6 Gegen den Beicheid der unteren Verwaltungsbehörde, durch welchen 
+ der Entihädigungsanfpruh au dem Grunde abgelehnt wird, weil 
der Betrieb, in welchem der Unfall fich ereignet hat, für nicht unter den $ 1 
fallend erachtet wird (8 59 Abi. 4), ſteht dem Werlegten und jeinen Hinter— 
bliebenen die Beſchwerde an das Neichd-Verfiherungsamt zu. Dieſelbe ift binnen 
vier Wochen nad der Zujtellung des ablehnenden Beſcheides bei der unteren Ber: 
waltungöbehörde einzulegen. 

Gegen den Beicheid, durdy weldhen der Entichädigungsanipruh aus einent 
anderen als dem vorbezeichneten Grunde abgelehnt wird ($ 59 Abi. 3), jowie 
gegen den Beſcheid, durch weldhen die Entihädigung feitgeftellt wird (8. 61), 
findet die Berufung auf fchiedsrichterliche Enticheidung ftatt. 

Die Berufung ift bei Vermeidung des Ausichluffes binnen vier Wochen 
nad der Zuftellung des Beicheides bei dem Vorfigenden desjenigen Schiedsgerichts 
($ 47) zu erheben, in deſſen Bezirk der Betrieb, in welchem der Unfall ſich 
ereignet hat, belegen tt. 

Der Beiheid muß die Bezeihnung der für die Berufung zuftändigen Stelle 
beziehungsweife des Vorſitzenden des Schiedsgerichts, ſowie die Belehrung über 
die einzuhaltenden Friſten enthalten. 

Die Berufung bat feine auffchiebende Wirkung. 


Entfcheidung des Schiedsgerihts. Rekurs an das Neihs-Berfiherungsamt. 


63 Die Enticheidung des Schiedögerichts ift dem Berufenden und dem— 
+ jenigen Genoſſenſchaftsorgane, welches den angefochtenen Beicheid er— 
lafien hat, zuzuftellen. Gegen die Entſcheidung fteht in ben Fällen bes $ 57 
Ziffer 2 dem PVerlegten oder deifen Hinterbliebenen, ſowie dem Genoſſenſchafts— 
vorftande binnen einer Frift von vier Wochen nad) der Zuftellung der Enticheidung, 
der Rekurs an das Neichö-Verfiherungsamt zu. Derjelbe hat feine aufſchiebende 
Wirkung. 

Bildet in dem Falle des 8 6 Ziffer 2 die Anerkennung oder Nichtaner= 
fennung des Nechtöverhältnifies zwiſchen dem Getödteten und dem bie Entihädig- 
ung Beanipruchenden die Vorausfegung des Entſchädigungsanſpruchs, fo fan 
dad Schiedsgericht den Betheiligten aufgeben, zuvörderſt die Feſtſtellung des be— 
treffenden Nechtsverhältnifies im ordentlichen Rechtswege herbeizuführen. In 
diefem Falle ift die Stlage bei Vermeidung des Ausſchluſſes des Entſchädigungs— 
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anipruches binnen einer vom Sciedögericht zu bejtimmenden, minbdeftens auf vier 
Wochen zu bemeijenden Frift nad der Zuftellung des hierüber ertheilten Beſcheides 
des Sciedögericht3 zu erheben. 

Nach erfolgter rechtsfräftiger Enticheidung des Gerichts hat das Schiedsge⸗ 
richt auf erneuten Antrag über den Entſchädigungsanſpruch zu entſcheiden. 


Verechtigungsausweis. 


6. Nach erfolgter Feititellung der Entihädigung (8 57) ift dem Be: 
X. rechtigten von Seiten des Genoſſenſchaftsvorſtandes eine Beicheinigung 
über die ihm zuitehenden Bezüge unter Angabe der mit der Zahlung beauftragten 
Boitanftalt ($ 69) und der Zahlungstermine auszufertigen. 

Wird in Folge des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens der Betrag der Ent: 
ihädigung geändert, jo iſt dem Entichädigungäberedhtigten ein anderweiter Be- 
rechtigungsausweis zu ertheilen. 


Veränderung der Berhältniffe. 


6 Tritt in ben Berhältnifien, welche für die Feſtſtellung ber Ent: 

+ ihädigung maßgebend geweien find, eine weſentliche Veränderung ein, 
io fann eine anderweitige Feititellung derielben auf Antrag oder von Amtswegen 
erfolgen. 

St der DVerlegte, für welchen eine Entihädigung auf Grund dee 8 5 
feitgeftellt war, in Folge der PBerlegung geitorben, jo muß der Antrag auf 
Gewährung einer Entihädigung für die Hinterbliebenen, falls deren Feititellung 
nicht von Amtöwegen erfolgt ift, bei Vermeidung des Ausschluffes, vor Ablauf 
von zwei Jahren nad) dem Tode des Verlegten bei dem zuftändigen Vorſtande 
angemeldet werden. Nad Ablauf diejer Frilt ift der Anmeldung nur dann Folge 
zu geben, wenn zugleid glaubhaft beicheinigt wird, dab der Entſchädigungs— 
berechtigte von der Verfolgung feines Anſpruchs durch außerhalb feines Willens 
liegende Berhältniffe abgehalten worden ilt. Im übrigen finden auf das Ber- 
fahren die Vorjchriften der SS 57 bis 64 entiprechende Anwendung. 

Cine Erhöhung der im $ 5 beitimmten Rente fann nur für die Zeit nad) 
Anmeldung des höheren Anſpruchs gefordert werden. 

Eine Minderung oder Aufhebung der Rente tritt von dem Tage ab in 
Wirkſamkeit, an welchem der diejelbe ausiprechende Beſcheid ($ 61) den Ent- 
ſchädigungsberechtigten zugeitellt ift. 


Fälligkeitstermine, 


6 Die Koften des Heilverfahrens (8 5 Ziffer 1) und die Koſten der 
+ Beerdigung (8 6 Ziffer 1) find binnen acht Tagen nad) ihrer Felt: 
ftellung ($ 57) zu zahlen. 

Die Entihädigungsrenten der PVerlegten und der Hinterbliebenen der Ge- 
tödteten find in monatlihen Raten im Voraus zu zahlen. Diejelben werben 
auf volle fünf Pfennig für den Monat nad) oben abgerundet. 


Ausländifhe Entſchãdigungsberechligte. 


67 Die Genoffenihaft kann Ausländer, welche dauernd das Reichs— 
+ gebiet verlafien, dur eine Stapitalzahlung für ihren Entihädigungs- 
aniprud abfinden. 


Annalen des deutfhen Reichs. 1884. 46 
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Unpfändbarkeit der Entſchädigungsforderungen. 


6 ) Die den Entſchädigungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zu— 
+ ftehenden Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder ver» 
pfändet, nod auf Dritte übertragen, noch fir andere alö die im $ 749 Abjaß 4 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Forderungen der Ehefrau und ehelihen Kinder 
und die des eriagberechtigten Armenverbandes gepfändet werden. 


Auszahlungen durd die Poſt. 


6 Die Auszahlung der auf Grund diefes Geſetzes zu leiſtenden Ent: 
+ jchädigungen wird auf Anweifung des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
vorſchußweiſe durch die Poftverwaltungen, und zwar in ber Regel durch das— 
jenige Poſtamt, in deilen Bezirk der Gntihädigungäberechtigte zur Zeit des Un— 
falles feinen Wohnfig hatte, bewirkt. 

Berlegt der Entihädigungsberechtigte feinen Wohnſitz, fo hat er die Ueber— 
weifung der Auszahlung der ihm zuftehenden Entihädigung an dad Poſtamt 
feines neuen Wohnorts bei dem Vorſtande, von welchem die Zahlungsanweifung 
erlafien worden ijt, zu beantragen. 


£iquidationen der Pol. 


7 Binnen acht Wochen nah Ablauf jedes Nehnungsjahres haben die 
+ BZentral:Boltbehörden den einzelnen Genoflenichaftsporftänden Nach: 
weilungen der auf Anmweifung der Borjtände geleifteten Zahlungen zuzuftellen 
und gleichzeitig die Poſtkaſſen zu bezeichnen, an welche die zu eritattenden Beträge 
einzuzahlen jind. 


Umlage- und Erhebungsverfahren. 


J Die von den Zentral-Poſtverwaltungen zur Gritattung liquidirten 
+ Beträge find von den Genoſſenſchaftsvorſtänden gleichzeitig mit den 
Verwaltungsfoften unter Berüdfihtigung der auf Grund der 88 29 unb 30 
etwa vorliegenden Verpflichtungen oder Berechtigungen nach dem  feitgeitellten 
Vertheilungsmaßitab auf die Genofjenichaftsmitglieder umzulegen und von den— 
felben einzuziehen. 

Zu diefem Zweck hat jedes Mitglied der Genoſſenſchaft binnen jehs Wochen 
nah Ablauf des Nechnungsjahres dem Genoflenichaftsvorftande eine Nachweiſung 
einzureichen, welche enthält: 

1. Bie während des abgelaufenen Nechnungsjahres im Betriebe beichäftigten 
verfiherten Werionen und die von denjelben verdienten Löhne und 
Gehälter, 

2. eine Berechnung der bei der Umlegung der Beiträge in Anrehnung zu 
bringenden Beträge der Löhne und Gehälter, 

3. die Gefahrenklaſſe, in welche der Betrieb eingeſchätzt worden ift ($ 28). 

Für Genoflenfchaftsmitglieder, welche mit der vechtzeitigen Cinjendung der 
Nahmweilung im Nüditande find, erfolgt die Feſtſtellung der legteren durch den 
Genoſſenſchafts- beziehungsweile Sektionsvorſtand auf Vorſchlag des etwa 
beitellten VBertrauensmannes. 

7 Bon den Genoflenichaftövorftande wird auf Grund der ihm vor: 

+ Legenden Nachweilungen ($ 71) eine jummariihe Geſammtnach— 
weiſung der im abgelaufenen Nechnungsjahre von den Mitgliedern der Genoſſen— 
ſchaft beichäftigten verficherten Perlonen und der von denjelben verdienten an- 
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rechnungsfähigen Gehälter und Löhne aufgeſtellt und demnächſt für jedes Genoſſen— 
ſchaftsmitglied der Beitrag berechnet, welcher auf dasſelbe zur Deckung des 
Gejammtbedarfs ($ 71 Abi. 1) entfällt. 

Jedem Genoijenichaftsmitgliede ift ein Auszug aus der zu dieſem Zweck 
aufzuitellenden Heberolle mit der Aufforderung zuzuftellen, den feſtgeſetzten Beitrag 
zur Vermeidung der zwangsweiſen Betreibung binnen zwei Wochen einzuzahlen. 
Der Auszug muß diejenigen Angaben enthalten, welche den Zahlungspflichtigen 
in den Stand fegen, die Richtigkeit der angeltellten Beitragsberehnung zu prüfen. 


1: Die Mitglieder der Genoſſenſchaften können gegen die Feititellung 
+ ihrer Beiträge binnen zwei Wochen nah Zuitellung des Auszuges 
aus der Heberolle unbeichadet der Verpflihtung zur vorläufigen Zahlung Wider: 
fpruch bei dem Genoflenichaftsporitande erheben. Wird demielben entweder über: 
haupt nicht, oder nicht in dem beantragten limfange Folge gegeben, io iteht 
. ihnen innerhalb zwei Wochen nad) der Zuftellung der Enticheidung des Genoſſen— 
ichaftsvoritandes die Beſchwerde an das Neich3-Verfiherungsamt zu. 

Die Beichwerde iſt nur zuläflig, wenn dieſelbe ſich entweder auf Rechen: 
fehler, oder auf die umnrichtige Feitftellung des anrechnungsfähigen Betrages der 
Löhne und Gehälter, oder auf den irrthümlichen Anjag einer anderen Gefahren: 
klaſſe, als wozu der Betrieb eingeſchätzt ift, gründet. 

Aus den lesteren beiden Gründen iſt die Beſchwerde jedoch nicht zuläflig, 
wenn die fFeititellung in dem ‘Falle der von dem Genoflenichaftsmitgliede unter: 
laſſenen Einiendung der Nachweiſung durch den Vorſtand bewirkt worden war 
(8 71 Ablag 3). 

Tritt in Folge ded erhobenen Widerfpruch® oder der erhobenen Beichwerde 
eine Herabminderung des Beitrags ein, fo iſt der Ausfall bei dem Umlagever— 
fahren des nächſten Rechnungsjahres zu bdeden. 


7 Rückſtändige Beiträge, ſowie die im Falle einer Betriebseinitellung 
+ etwa zu leiftenden Kautionsbeträge ($ 17 Ziffer 7) werden in ders 
jelben Weije beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. Dasjelbe gilt von den Straf: 
zuichlägen in bem Falle der Ablehnung von Wahlen ($ 24 Abi. 3). 
Uneinziehbare Beiträge fallen der Geſammtheit der Berufsgenoſſen zur Laft. 
Sie find vorſchußweiſe aus dem Betriebsfonds oder erforderlichenfalls aus dem 
Neiervefonds der Berufögenvfjenichaft zu deden und bei dem lmlageverfahren 
des nächſten Rehnungsjahres zu berüdjichtigen. 


Abführung der Beträge an die Poftkaflen. 


7— Die Genoſſenſchaftsvorſtände haben die von den Zentral-Poſtbe— 
. hörden liquidirten Beträge innerhalb drei Monaten nach Empfang 
der Liquidationen an die ihnen bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. 

Gegen Genoſſenſchaften, welche mit der Erſtattung der Beträge im Rück— 
ſtande bleiben, iſt auf Antrag der Zentral-Poſtbehörden von dem Reichs-Ver— 
ſicherungsamt, vorbehaltlich der Beſtimmungen des $ 33, das Zwangsbeitreib— 
ungsverfahren einzuleiten. 

Das Reichs-Verſicherungsamt iſt befugt, zur Deckung der Anſprüche der 
Poſtverwaltungen zunächſt über bereite Beſtände der Genoſſenſchaftskaſſen zu ver— 
fügen. Soweit dieſe nicht ausreichen, hat dasſelbe das Beitreibungsverfahren 
gegen die Mitglieder der Genoſſenſchaft einzuleiten und bis zur Deckung der 
Rückſtände durchzuführen. 

48% 
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Rechnungsführung. 

ap Die Einnahmen und Ausgaben der Genoflenihaften find von allen 

0. den Zwecken der legteren fremden Vereinnahmungen und Veraus— 
gabungen gejondert fejtzuftellen umd zu verechnen ; ebenſo find die Beſtände ge— 
fondert zu verwahren, Verfügbare Gelder dürfen nur in Öffentlichen Sparkaſſen 
oder wie Gelder bevormundeter Perjonen angelegt werden. 

Sofern bejondere gejegliche Vorichriften über die Anlegung der Gelder Be: 
vormundeter nicht beitehen, fann die Anlegung der verfügbaren Gelder in Schuld» 
verichreibungen, welche von dem bdeutichen Reich, von einem beutichen Bundes 
ftaate oder dem Neichslande Elſaß-Lothringen mit gejegliher Ermächtigung 
auögeitellt find, oder in Sculdverjchreibungen, deren Verzinjung von dem 
deutihen NReih, von einem bdeutihen Bunbesitaate oder dem Reichslande 
EljaßsLothringen gejeglih garantirt ift, oder in Schuldverichreibungen, melde 
von beutichen kommunalen Storporationen (Provinzen, Streifen, Gemeinden 2c.) 
oder von deren Streditanitalten ausgeitellt und entweder jeitens der Inhaber 
fündbar find, oder einer regelmäßigen Amortijation unterliegen, erfolgen. Auch 
fönnen die Gelder bei der Reichsbank verzinslich angelegt werden. 

"re Ueber die geſammten Rechnungsergebnifie eines Rechnungsjahres ift 

‘ ‘ + nad) Abichluß desielben alljährlid dem Neichdtag eine vom Reichs— 
Berfiherungdamt aufzuftellende Nachweiſung vorzulegen. 

Beginn und Ende des Nechnungsjahres wird für alle Genoffenihaften 
übereinftimmend durch Beihluß des Bundesraths feitgeitellt. 


VI. Unfallverhütung. Ueberwadung der Betriebe durch Genoſſenſchaften. 
Unfallverhütungsvorfihriften. 


“oO Die Genoflenichaften find befugt, für den Umfang des Genofien- 

( + jchaftöbezirfes oder für beitimmte Induſtriezweige oder Betriebsarten 
oder beitimmt abzugrenzende Bezirke Vorfchriften zu erlaflen: 

1. über die von den Mitgliedern zur Verhütung von Unfällen in ihren 
Betrieben zu treffenden Ginrihtungen unter Bedrohung der Zuwider— 
handelnden mit der Einſchätzung ihrer Betriebe in eine höhere Gefahren: 
Elaffe, oder falls ſich die legteren bereitö in der höchſten Gefahrenklaſſe 
befinden, mit Zufchlägen bis zum doppelten Betrage ihrer Beiträge. 

Für die Herftellung der vorgejchriebenen Ginrihtungen ift den Mit: 
gliedern eine angemejjene Friſt zu bewilligen. 
über das in den Betrieben von den PWerficherten zur Verhütung von Un 
füllen zu beobachtende Verhalten unter Bedrohung der Zuwiderhandelnden 
mit Gelditrafen bis zu ſechs Marf. 

Dieſe Vorfchriften bedürfen der Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. 

Dem Antrage auf Ertheilung der Genehmigung ift die gutacdhtliche Aeußer— 
ung der Vorftände derjenigen Sektionen, für welche die Vorfchriften Gültigkeit 
haben jollen, oder, jofern die Genofjenihaft in Sektionen nicht eingetheilt ift, 
des Genojlenichaftsvorftandes beizufügen. 

7 Die im 8 41 bezeichneten Vertreter der Arbeiter find zu der Be 

( + rathung und Beihlußfaffung der Genoſſenſchafts- oder Sektions— 
porftände über diefe Worichriften zuzuziehen. Diejelben Haben dabei volles 
Stimmredt. Das über die Verhandlungen aufzunehmende Protokoll, aus welchem 
die Abftimmung der Vertreter der Arbeiter erfichtlich fein muß, ift dem Reichs— 
Berliherungsamt vorzulegen. 


to 
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Die genehmigten Vorſchriften find den höheren Verwaltungsbehörden, auf 
deren Bezirke dieſelben ſich erſtrecken, durch den Genoſſenſchaftsvorſtand mit— 
zutheilen. 

80 Die im 8 78 Ziffer 1 vorgeſehene höhere Einſchätzung des Betriebes, 

a. ſowie die Feſtſetzung von Zuſchlägen erfolgt durch den Vorſtand 
der Genoſſenſchaft, die Feſtſetzung der im 8 78 Ziffer 2 vorgejehenen Geldſtrafen 
durch den Vorſtand der Betriebs (Fabrik) Krankenkaſſe, oder wenn eine ſolche 
für den Betrieb nicht errichtet ift, durch die Ortöpolizeibehörde. In beiden Fällen 
findet binnen zwei Wochen nad der Zuſtellung der bezüglichen Berfügung bie 
Beſchwerde ftatt. Ueber diefelbe enticheidet im eriten Falle das Reichs-Verſicher—⸗ 
ungsamt, im zweiten Falle die der Ortspolizeibehörde unmittelbar vorgejeßte 
Auffichtsbehörbe. 

Die Gelditrafen (8 78 Ziffer 2) fließen in bie Krankenkaſſe, welcher ber 
zu ihrer Zahlung Verpflichtete zur Zeit der Zumwiderhandlung angehört. 

Die von den Landesbehörden für beitimmte Induſtriezweige oder 

+ Betriebdarten zur Verhütung von Unfällen zu erlafienden Anord— 

nungen follen, fofern nicht Gefahr im Verzuge ift, den betheiligten Genoffen- 

ichaftsvorftänden oder Sektionsvorftänden zur Begutachtung nah Maßgabe des 

8 78 vorher mitgetheilt werden. Dabei findet der 8 79 entiprechende Ans 
wendung. 


Ueberwachung der Betriebe, 


82 Die Genoſſenſchaften ſind befugt, durch Beauftragte die Befolgung 
ie der zur Verhütung von Unfällen erlaſſenen Vorſchriften zu über: 
wachen, von den Ginrichtungen der Betriebe, foweit fie für die Zugehörigkeit 
zur Genoilenichaft oder für die Einihägung in den Gefahrentarif von Bedeutung 
find, Kenntniß zu nehmen und behufs Prüfung der von den Betriebsunter— 
nehmern auf Grund geieglicher oder ftatutarifcher Beitimmungen eingereichten 
Arbeiter: und Lohnnachmweifungen diejenigen Geihäftsbücher und Lilten einzufehen, 
aus welden die Zahl der beichäftigten Arbeiter und Beamten und die Beträge 
der verdienten Löhne und Gehälter erfichtlich werden. 

Die einer Genoffenichaft angehörenden Betriebsunternehmer find verpflichtet, 
den als ſolchen legitimirten Beauftragten der betheiligten Genoflenihaft auf 
Grfordern den Zutritt zu ihren Betrieböftätten während der Betriebözeit zu 
geitatten und die bezeichneten Vücher und Liiten an Ort und Stelle zur Einficht 
vorzulegen. Sie können hierzu, vorbehaltlich der Beſtimmungen des $ 83, auf 
Antrag der Beauftragten von der unteren Verwaltungsbehörde durch Gelditrafen 
im Betrage bis zu dreihundert Mark angehalten werden. 

8: Befürchtet der Betriebsunternehmer die Verlegung eines Fabrik— 

+ geheimmifies oder die Schädigung feiner Geichäftsintereffen in Folge 
der Beiihtigung des Betriebes durch den Beauftragten der Genoſſenſchaft, jo 
kann derielbe die Beſichtigung durd andere Sachverſtändige beanipruchen. Im 
diejem ‘Falle hat er dem Genofienihaftsvoritande, Tobald er den Namen des 
Beauftragten erfährt, eine entiprechende Mittheilung zu machen und einige 
geeignete Perſonen zu bezeichnen, welche auf jeine Koſten die erforderliche Ein— 
fiht in den Betrieb zu nehmen und dem PBoritande die für die Zwecke ber 
Genoflenichaft nothwendige Auskunft über die Betriebseinrichtungen zu geben 
bereit find. In Ermangelung einer Beritändigung zwiichen dem Betrieböunter: 
nehmer und dem Vorſtande enticheidet auf Anrufen des legteren das Reichs— 
Berliherungsanıt. 
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NS. Die Mitglieder der Vorftände der Genoflenihaften, ſowie deren 

+ Beauftrage (88 82, 83) und die nah 8 83 ernannten Sachver— 
ftändigen haben über die Thatiachen, welche durch die leberwachung und Kontrole 
der Betriebe zu ihrer Kenntniß kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten und fich 
der Nahahmung der von den Petriebsunternehmern geheim gehaltenen, zu ihrer 
Kenntniß gelangten Betriebseinrichtungen und Betriebsweiſen, ſolange als diele 
Betriebögeheimnifle find, zu enthalten. Die Beauftragten der Genoflenichaften 
und Sadyveritändigen find hierauf von der unteren Werwaltungsbehörde ihres 
MWohnortes zu beeidigen. 


85 Namen und Wohnſitz der Beauftragten find von dem Genoſſen— 
* Ichaftsvoritande den höheren Verwaltungsbehörden, auf deren Bezirke 
fih ihre Thätigfeit erftredt, anzuzeigen. 

Die Beauftragten find verpflichtet, den nach Maßgabe des 8 139 b der 
Gewerbeordnung beitellten ftaatlihen Auffihtsbeamten auf Crfordern über ihre 
Ueberwahungsthätigfeit und deren Ergebnifle Mittheilung zu machen, und fönnen 
dazu von dem Reichs-Verſicherungsamt durch Gelditrafen bis zu einhundert Marf 
angehalten werden. 

S + Die durch die Ueberwahung und Stontrole der Betriebe entitehenden 

+ Stoften gehören zu den Verwaltungsfoiten der Genofjenihaft. So— 
weit biejelben in baaren Auslagen beitehen, fönnen fie durdy den Boritand der 
Genoflenihaft dem Betrieböunternehmer auferlegt werden, wenn bderjelbe durch 
Nichterfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen zu ihrer Aufwendung Anlaß 
gegeben hat. Gegen die Auferlegung der Stoften findet binnen zwei Wochen nad) 
Zuftellung des Beichlufies die Beſchwerde an das Reichs-Verſicherungsamt ftatt. 
Die Beitreibung derjelben erfolgt in derjelben Weile, wie die der Gemeindes 
abgaben. 


VII. Das Reichs-Verſicherungsamt. 
Arganifation. 


87 Die Genoſſenſchaften unterliegen in Bezug auf die Verfolgung dieſes 
‘ Geſetzes der Beauflichtigung des Reichs-Verſicherungsamtes. 

Das Neichs- Verficherungsamt hat feinen Sig in Berlin. Es befteht aus 
mindeitens drei ftändigen Mitgliedern, einichließlich des WVorfigenden, und aus 
acht nichtitändigen Mitgliedern. 

Der Borfigende und die übrigen ftändigen Mitglieder werden auf Vorichlag 
des Bundesrathd vom Kaiſer auf Lebenszeit ernannt. Von den nichtitändigen 
Mitgliedern werden vier vom Bundesrath aus feiner Mitte, und je zwei mittelit 
ichriftlicher Abftimmung von den Genoflenichaftsvoritänden und von den Per: 
tretern der verficherten Arbeiter ($ 41) aus ihrer Mitte in getrennter Wahlhand— 
lung unter Yeitung des Neich3:Berfiherungsamts gewählt. Die Wahl erfolgt 
nad relativer Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos. 
Die Amtsdauer der nichtitändigen Mitglieder währt vier Jahre. Das Stimmen— 
verhältniß der einzelnen Wahltörper bei der Wahl der nichtftändigen Mitglieder 
bejtimmt der Bundesrath unter Berückſichtigung der Zahl der verjicherten 
Berjonen. 

Für jedes durch die Genoflenichaftsvoritände, fowie durch die Vertreter der 
Arbeiter gewählte Mitglied find ein eriter und ein zweiter Stellvertreter zu 
wählen, welche dasfelbe in Behinderungsfällen zu vertreten haben. Scheidet ein 
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ſolches Mitglied während der Wahlperiode aus, jo haben für den Neft derfelben 
die Stellvertreter in der Neihenfolge ihrer Wahl ald Mitglied einzutreten. 

Die übrigen Beamten des - Neichd-Verfiherungsamtö werden vom Reichs— 
fanzler ernannt. 


Zufländigkeit. 


8 Die Aufſicht des Reichs-Verſicherungsamts über den Geſchäfts— 

+ betrieb der Genoſſenſchaften hat ſich auf die Beobachtung der geſetz— 
lihen und ſtatutariſchen Vorichriften zu eritreden. Alle Entiheidungen desjelben 
find endgiltig, ſoweit in diejem Gejege nicht ein Anderes beitimmt ift. 

Das Reichs-Verſicherungsamt ift befugt, jederzeit eine Prüfung der Geſchäfts— 
führung der Genoflenihaften vorzunehmen. 

Die Voritandömitglieder, Vertrauendmänner und Beamten der Genoſſen— 
Ichaften find auf Erfordern des Neich3:Verfiherungsamt3 zur Vorlegung ihrer 
Bücher, Belege und ihrer auf den Inhalt der Bücher bezüglichen Storreipondenzen, 
fowie der auf die Feſtſetzung der Entſchädigungen und Jahresbeiträge bezüglichen 
Scriftitüde an die Beauftragten des Reichs-Verſicherungsamts vder an das lektere 
jelbit verpflichtet. Diejelben können hierzu durch Gelditrafen bis zu eintaufend 
Mark angehalten werden. 

St Das Reichs-Verſicherungsamt enticheidet, unbeichadet der Rechte Dritter, 

+ über Streitigkeiten, weiche fih auf die Rechte und Pilichten der In— 
haber der Genoflenichaftsämter, auf die Auslegung der Stututen und die Giltig- 
feit der vollzogenen Wahlen beziehen. Dasjelbe fann die Inhaber der Genoſſen— 
jchaftsämter zur Befolgung der geieglichen und ſtatutariſchen Vorſchriften durch 
Gelditrafen bis zu eintaujend Mark anhalten. 


Gefchäftsgang. 


9 Die Beſchlußfaſſung des Reichs-Verſicherungsamts iſt durch die An— 
+ wejenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern (einichließlid des Vor— 
figenden), unter denen fich je ein Vertreter der Genoflenichaftsporitände und der 
Arbeiter befinden müſſen, bedingt, wenn es ſich handelt 
a) um die Vorbereitung der Beſchlußfaſſung des Bundesraths bei der Be: 
jtimmung, welche Betriebe mit einer Infallgefahr nicht verbunden und 
deßhalb nicht verficherungspflichtig find ($ 1), bei der Genehmigung von 
Veränderungen des Beltandes der Genoſſenſchaft ($ 31), bei der Auf: 
löfung einer leiftungsunfähigen Genoſſenſchaft ($ 33), bei der Bildung 
von Sciedsgerichten ($ 46); 
b) um die Enticheidung vermögensrechtlicher Streitigkeiten bei Veränderungen 
des Beitandes der Genojlenichaften (8 32); 
c) um die Enticheidung auf Rekurſe gegen die Enticheidungen der Schieds— 
gerichte (S 63); 
d) um die Genehmigung von Vorichriften zur Verhütung von Unfällen ($ 78); 
e) um die Enticheidung auf Beichwerden gegen Strafverfügungen der Ge: 
noſſenſchaftsvorſtände (8 106). 

Solange die Wahl der Vertreter der Genoilenichaftsvorftände und der 
Arbeiter nicht zu Stande gefonmen it, genügt die Anmwejenheit von fünf anderen 
Mitgliedern (einschließlich des Vorſitzenden). 

In den Fällen zu b und e erfolgt die Beihlußfaflung unter Zuziehung 
von zwei richterlichen Beamten. 

Im Hebrigen werden die Formen des Verfahrens und der Geſchäftsgang des 
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Reichs⸗Verſicherungsamts durch Staiferliche Verordnung unter Zuftimmung des 
Bundesraths geregelt. 


Koften. 


9 Die Koſten des Reichs-Verſicherungsamts und ſeiner Verwaltung 
+ trägt das Reid. 

Die nihtftändigen Mitglieber erhalten für die Theilnahme an den Arbeiten 
und Sigungen des Reichs-Verſicherungsamts eine nach dem Jahresbetrage feit- 
zufegende Vergütung, und diejenigen, welche außerhab Berlin wohnen, außerbem 
Erſatz der Koſten der Hin- und Nüdreife nad den für die vortragenden Näthe 
der oberiten Reichsbehörden geltenden Sägen (Verordnung vom 21. Juni 1875 
Reichs⸗Geſetzblatt S. 249). Die Beitimmungen im $ 16 des Geſetzes betreffend 
die Rechtöverhältniffe der Neich&beamten, vom 31. März 1873, (Reichs-Geſetzbl. 
©. 61), finden auf fie feine Anwendung. 


fandes-Verfiherungsämter. 


9 In den einzelnen Bundesſtaaten können für das Gebiet und auf 
Koſten derſelben Landes-Verſicherungsämter von den Landesregier— 
ungen errichtet werden. 

Der Beaufſichtigung des Landes-Verſicherungsamts unterſtehen diejenigen 
Berufsgenoſſenſchaften, welche ſich nicht über das Gebiet des betreffenden Bundes— 
ſtaates hinaus erſtrecken. In den Angelegenheiten dieſer Berufsgenoſſenſchaften 
gehen die in den 88 16, 18, 20, 27, 28, 30, 32, 33, 37, 38, 39, 40, 62, 
63, 73, 75, 78, 80, 83, 85, 86, 88, 89, 106 dem Reichs-Verſicherungsamt 
übertragenen Zuftändigfeiten auf dad Landes-Berficherungsamt über. 

Soweit jedod in den Fällen der 88 30, 32, 37 und 38 eine der Aufficht 
des Reichs-Verſicherungsamts unterftellte Berufsgenoſſenſchaft mitbetheiligt ift, 
enticheidet das Reichs-Verſicherungsamt. 

Treten für eine der im Abſatz 2 genannten, der Auflicht eine Landes: 
Verſicherungsamts unteritellten Berufögenoffenihaften die Vorausſetzungen bes 
8 33 ein, jo gehen die Rechtsanſprüche und Verpflihtungen auf den betreffenden 
Bundesftaat über. 

9 Das Landes-Verſicherungsamt beſteht aus mindeſtens drei ſtändigen 

+ Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, und aus vier nichtſtändi— 
gen Mitgliedern. 

Die ftändigen Mitglieder werden von dem Landesherrn des betreffenden 
Bundeöftaates auf Lebenszeit ernannt; die nichtitändigen Mitglieder werden von 
ben Genofienichaftsvorftänden derjenigen Genoflenichaften, welche fich nicht über 
das Gebiet de3 betreffenden Bundesſtaates hinaus eritreden, und von den Ver— 
tretern ber verjicherten Arbeiter ($ 41) aus ihrer Mitte mitteljt jchriftlicher 
Abſtimmung unter Leitung des Landes-Verficherungsamts gewählt. Das Stimmen: 
verhältniß der einzelnen Wahltörper beitimmt die Landesregierung unter Berück— 
fihtigung der Zahl der in den betreffenden Genofjenichaften verficherten Perfonen. 
Im Uebrigen finden die Beitimmungen des 8 87 über die Wahl, die Amtsdauer 
und die Stellvertretung dieſer nichtitändigen Mitglieder gleihmäßig Anwendung. 
Solange eine Wahl ber Vertreter der Genoffenihaftsporftände und der Arbeiter 
nicht zu Stande kommt, werden Vertreter der Betriebsunternehmer und der Ber: 
fiherten von der Landes: Zentralbehörde ernannt. 

Die Beihlußfaffung des Landes-Verfiherungsamts in den im $ 20 unter 
b bi e bezeichneten Angelegenheiten iſt durch die Anweſenheit von drei ſtänd— 
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igen und zwei nichtitändigen Mitgliedern bedingt, zu welchen in den Fällen zu 
b und ce außerdem zwei richterliche Beamte zuzuziehen find. 

Die Formen ded Verfahrens und ber Geichäftsgang bei dem Landes-Ber- 
fiherungsamt, ſowie die den nichtitändigen Mitgliedern zu gewährende Vergütung 
werden durch die Landesregierung geregelt. 


IX. Schlaf: und Strafbeitimmungen. 
Rnappfchafts-Berufsgenoffenfchaften. 


Q. Unternehmer von Betrieben, welche landesgejeglich beſtehenden Knapp⸗ 

+ ſchaftsverbänden angehören, können auf Antrag der Vorſtände ber 
legteren nach Maßgabe der 88 12 ff. vom Bundesrath zu Knappſchafts-Berufs— 
genoflenichaften vereinigt werden. 

Die Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaften fünnen durch Statut beitimmen: 

a) daß die Entihädigungsbeiräge auc über fünfzig Prozent hinaus ($ 29) 
von denjenigen Sektionen zu tragen find, in deren Bezirken die Unfälle 
eingetreten find; 

b) da den Stuappichaftsälteiten die Funktionen der im $ 41 bezeichneten 
Bertreter der Arbeiter übertragen werden; 

c) daß Snappichaftsältefte ſtimmberechtigte Mitglieder des Genoſſenſchafts— 
vorſtandes oder, jofern die Knappſchafts-Berufsgenoſſenſchaft in Sektionen 
getheilt ift, der Seftionsporftände find; 

d) daß die Auszahlung der Entichädigungen durch die Knappſchaftskaſſen 
bewirft wird ($ 69). 


Haftpflicht der Betriebsunternehmer und Betriebsbeamten. 


9 Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen und deren 

+ Hinterbliebene können einen Anſpruch auf Erſatz des in Folge eines 
Unfalld erlittenen Schadens nur gegen diejenigen Betrieböunternehmer, Bevoll— 
mächtigten oder Nepräfentanten, Betriebs- oder Arbeiteraufieher geltend machen, 
gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feitgeftellt worden iſt, daß fie den 
Unfall vorjäglich herbeigeführt haben. 

In diefem Falle beichränft fi der Anipruch auf den Betrag, um welchen 
die den Berechtigten nad) den bejtehenden geieglichen Borichriften gebührende Ent: 
ſchädigung diejenige überfteigt, auf welche fie nad dieſem Gejege Anipruch haben. 

Diejenigen Betrieböunternehmer, Bevollmäcdtigen oder Repräfentanten, 

+ Betrieb3: oder Arbeiteraufieher, gegen welche durch itrafgerichtliches 

Urtheil feitgeitellt worden ift, daß lie den Unfall vorjäglic oder durch Fahrläffigkeit 

mit Außerachtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, 

Berufes oder Gewerbes befonders verpflichtet find, herbeigeführt haben, haften 

für alle Aufwendungen, welche in Folge des Unfall® auf Grund dieſes Gejeges 

oder des Geſetzes, betreffend die Strankenverlicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 

1883 (Reichs-Geſetzbl. S. 73) von den Genofjenichaften oder Krankenkaſſen 
gemadht worden jind. 

In gleicher Weile haftet als Betriebdunternehmer eine Aktiengejellichaft, eine 
Innung oder eingetragene Genofjenihaft für die durch ein Mitglied ihres Vor: 
ftandes, ſowie eine Handelögejellichaft, eine Innung oder eingetragene Genoſſen— 
ichaft für die durch einen der Liquidatoren herbeigeführten Unfälle. 

Als Griag für die Rente fann in dieſen Fällen deren Stapitalwerth ge: 
fordert werden. 
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Der Anſpruch verjährt in achtzehn Monaten von dem Tage, an mweldem 
das ftrafrechtliche Urtheil rechtöfräftig geworden ift. 
J Die in den 88 95, 96 bezeichneten Ansprüche können, aud ohne 
‘ e daß die daſelbſt vorgejehene Feititellung durch jtrafgerichtliches Ur: 
theil ftattgefunden hat, geltend gemacht werden, falls dieſe Feititellung wegen bes 
Todes oder der Abmwelenheit des Betreffenden oder aus einem anderen in ber 
Perſon desjelben liegenden Grunde nicht erfolgen fann. 


Baftung Dritter. 


9 Die Haftung dritter, in den 88 95 und 96 nicht bezeichneter Ber: 

+ fonen, welche den Unfall vorjäglich herbeigeführt oder durch Ber: 
ſchulden verurſacht haben, beitimmt fich nad) den beitehenden geieglichen Vorſchriften. 
- Yedody gebt die Forderung der Entihädigungsberechtigten an den Dritten auf 
die Genoſſenſchaft inſoweit über, als die Berpflichtung der legteren zur Ent: 
ihädigung durch dieſes Geſetz begründet ift. 


Verbot vertragsmäßiger Veſchränkungen. 


9 Den Berufsgenoſſenſchaften, ſowie den Betriebsunternehmern iſt 
+ unterjagt, die Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zum 
Nachtheil der VBerficherten durch Verträge (mittelft Reglements oder beionderer 
lebereinfunft) auszuichliegen oder zu beichränfen. Bertragsbeitimmungen, welde 
diejem Verbote zumiderlaufen, haben feine rechtliche Wirkung. 


Aeltere Verſicherungsverträge. 


10 Die Rechte und Pflichten aus Verfiherungsverträgen, welche von 

+ Ilnternehmern der unter $ 1 fallenden Betriebe oder von den in 
denielben beichäftigten verlicherten Perſonen gegen die Folgen der in dieſem 
Gelege bezeichneten Unfälle mit Verſicherungsanſtalten abgeſchloſſen find, gehen 
nad dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf die Berufsgenoffenichaft, welcher der 
Betrieb angehört, über, wenn die Werficherungsnehmer diejes bei dem Boritande 
der Genoflenichaft beantragen. Die der Genoflenichaft hieraus erwaclenden 
Zahlungsverbindlichfeiten werden durch Umlage auf die Mitglieder derielben 
(88 10, 28) gebedt. 


Rechtshilfe. 


10 Die öffentlichen Behörden find verpflichtet, den im Wollzuge dieies 

»Geſetzes an fie ergebenden Erſuchen des Reichs-Verſicherungsamts, 
anderer öffentlicher Behörden, ſowie der Genoflenihafts: und Sektionsvorſtände 
und der Sciebsgerichte zu entiprechen und ben bezeichneten Vorſtänden audy 
unaufgefordert alle Mittheilungen zukommen zu laffen, welche für den Geſchäfts— 
betrieb der Genojjenihaft von Wichtigkeit find. Die gleihe Verpflichtung liegt 
den Organen der Genofjenichaften untereinander ob. 

Die dur die Erfüllung diefer Verpflichtungen entitehenden Koſten find von 
den Genoſſenſchaften als eigene Verwaltungsfoften ($ 10) injoweit zu erftatten, 
als fie in Tagegeldern und Reiſekoſten von Beamten oder Genojlenihaftöorganen, 
jowie in Gebühren für Zeugen und Sadveritändige oder in fonfiigen baaren 
Auslagen bejteben. 
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Gebühren- und Stempelfreiheit. 


102 Alle zur Begründung und Abwidelung der Rechtöverhältnifie 
ui. zwiſchen den Berufsgenoilenjchaften einerieit3 und den Verjicherten 
andererſeits erforderlichen jchiedsgerichtlihen und außergerichtlichen Verhandlungen 
und Urkunden find gebühren: und ftenipelfrei. Dasielbe gilt für die behufs Ver— 
tretung von Berufögenoijen auögeitellten privatichriftlihen Vollmachten. 


Strafbefimmungen. 


103 Die Genoſſenſchaftsvorſtände find befugt, gegen Betrieböunter- 
+ nehmer Ordnungsftrafen bis zu fünfhundert Mark zu ver: 
hängen: 

1. wenn die von denjelben auf Grund gefeslicher oder ftatutariicher Be— 
ftimmung eingereichten Arbeiter- und Lohnnachweiſungen unrichtige that= 
ſächliche Angaben enthalten ; 

2. wenn in der von ihnen gemäß S 35 erftatteten Anzeige als Zeitpunfte 
der Eröffnung oder des Beginnes der PVerficherungspflicht des Betriebes 
ein späterer Tag angegeben iſt als der, an welchem diejelbe ſtattge— 
funden hat. 

10 Betriebsunternehmer, welche den ihnen obliegenden Verpflichtungen 

+ in Betreff der Anmeldung der Betriebe und Berriebsänderungen 
(88 11, 35, 38 und 39), in Betreff der Einreihung der Arbeiter- und Lohn— 
nachmweilungen ($$ 60 und 71) oder in Betreff der Erfüllung der für Betriebs— 
einftellungen gegebenen jtatutariichen Vorichriften ($ 17 Ziffer 7) nicht rechtzeitig 
nachkommen, können von dem Genofienichaftsvorjtande mit einer Ordnungsitrafe 
bis zu dreihundert Mark belegt werben. 

Die gleiche Strafe fanıı, wenn die Anzeige eines Unfall in Gemäßheit des 
8 51 nicht rechtzeitig erfolgt ift, gegen denjenigen verhängt werden, welcher zu 
der Anzeige verpflichtet war. 

A Die Strafvorichriften der 88 103 und 104 finden auch gegen 

* die geleglichen Vertreter handlungsunfähiger Betriebsunternehmer, 

beögleichen gegen die Mitglieder des Vorftandes einer Aftiengefellihaft, Innung 

oder eingetragenen Genoflenichaft, ſowie gegen die Liquidatoren einer Handels— 
geiellichaft, Innung oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 

106 Zum Grlaß der in den S$ 103 bis 105 bezeichneten Strafver- 

+ fügungen it der Vorſtand derjenigen Genoſſenſchaft zuitändig, 
zu welcher der Betriebsunternehmer gemäß $ 34 gehört. 

Gegen die Strafverfügung des Genoflenichaftsvoritandes fteht den Betheilig- 
ten binnen zwei Wochen, von deren Zuitellung au, die Beichwerde an das Reichs— 
Verfiherungsamt zu. 

Die Strafen fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 

107 Die Mitglieder der Vorſtände der Genoflenichaften, deren Beauf— 

tragte (58 82 und 83) und die nad) $ 83 ernannten Sachver: 
ftändigen werden, wenn fie unbefugt Betriebsgeheimnifle offenbaren, welche fraft 
ihres Amtes oder Auftrags zu ihrer Kenntniß gelangt find, mit Gelditrafe bis 
zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit Gefängnig bis zu drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betrieböunternehmers ein. 

10 ) Die Mitglieder der Vorftände der Genofienichaften, die Beauf: 

+ tragten derjelben (88 82 und 83) und die nad 8 83 ernannten 
Sadıverftändigen werden mit Gefängniß, neben welchem auf Verluſt der bürger: 
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lichen Ehrenrechte erfannt werben fann, beitraft, wenn fie abfichtlih zum Nach— 
theile der Betriebsunternehmer Betriebsgeheimniſſe, welche: kraft: ihres -Auttes oder 
Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, offenbaren, oder geheim gehaltene 
Detriebdeinrichtungen oder Betriebsweiſen, welche kraft ihres Amtes oder Auftrages 
zu ihrer Kenntniß gelangt find, solange. als diefe Betriebesgeheimniſſe find, 
nahahmen. 

Thun fie dies, um ſich oder einem Anderen einen Wermögensvortbeil zu 
verichaffen, jo kann neben der Gefängnißitrafe auf Geldftrafe bis zu dreitaufend 
Mark erfannt werben. 


Zuftändige Landesbehörden. Vermwaltungserekution. 


10 Die Zentralbehörden der Bundeöftaaten beftimmen, von welchen 
+ Staatd- oder Gemeindebehörden die in diefem Gefege den höheren 
Berwaltungsbehörden, den unteren Verwaltungöbehörden und den Ortöpolizei- 
behörden zugewiejenen Berrihtungen wahrzunehmen find und zu melden Kaſſen 
die in 85 11 Abſatz 3, 35 Abſatz 2, 82 Abſatz 2 und 85 Abſatz 2 bezeichneten 
Strafen fließen. Dieje, iowie die auf Grund der 88 49 Abſatz 3, 103 bis 105 
erfannten Strafen, deögleihen die von den Vorftänden der Betriebs: (Fabrik-) 
Stranfentaffen verhängten Strafen ($ 80 Abi. 1) werben in derfelben Weiſe bei- 
getrieben, wie Gemeindeabgaben. 
Die von den Zentralbehörden der Bundezitaaten in Gemaßheit vorſtehender 
Vorſchrift erlaſſenen Beſtimmungen ſind durch den Deutſchen Reichsanzeiger 
bekannt zu machen. 


Zuſtellungen. 


11 AZuftellungen, welche den Lauf von Friſten bedingen, erfolgen 
- durch die Post mittelft eingefchriebenen Briefe gegen Empfang? 
Schein. 


Gefeheskraft. 


111 Die Beltimmungen der Abfchnitte IL, IIL, IV, V und VIII, bie 
+ auf dieſe Abichnitte bezüglichen Strafbeitimmungen, Towie dies 
jenigen Borichriften, welche zur Durchführung der in diefen Abjchnitten getroffes 
nen Anordnungen dienen, treten mit dem Tage der Verkündung diejes Gejeges 
in Kraft. 

Im Mebrigen wird der Zeitpuntt, mit welchem das Geſetz in Sraft tritt, 
nit Zuftimmung des Bundesraths durch Kaiſerliche Verordnung bejtimmt. 

Urkundlic unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Staiferlihen Inſiegel. 


Gegeben Stoblenz, den 6. Juli 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt von Bismard. 
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2. VBollzugsvorfchriften zum Unfallverſicherungsgeſetz. 


A, Bekanntmachung, 
betreffend die Anmeldung der unfallverfiherungspflichtigen Betriebe, 
(Bom 14. Juli 1884). 


In Gemäßheit des $ 11 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6: Juli 1884 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 69) hat jeder Unternehmer eine unter den $ 1 bieles 
Geſetzes fallenden Betriebes den legteren unter Angabe des Gegenstandes und ber 
Art desjelben, ſowie der Zahl der durhichnittlih darin beichäftigten verficherungs- 
pflihtigen Perſonen bei der unteren Verwaltungäbehörde binnen einer vom Reichs— 
Berfiherungsamt zu beitimmenden Friit anzumelden. 

Dieſe Friſt wird hiermit auf die Zeit bis zum 


1. September db. J. einſchließlich 
feſtgeſetzt. 
Im Uebrigen wird wegen der Anmeldung auf den nachſtehenden Auszug aus 
dem genannten Geſetze, ſowie auf die beigefügte Anleitung hingewieſen. 


Berlin, den 14. Juli 1884. 


Das Reichs-Verſicherungsamt. 
Bödiker. 


B. Anleitung in Betreff der Aumeldung der verſicherungspflichtigen Betriebe. 
($ 11 des Unfallverſicherungsgeſetzes.) 


1. Die Anmeldungspflicht erſtreckt ſich auf alle verſicherungspflichtigen, d. h. 
unter den $ 1 des Unfallverſicherungsgeſetzes fallenden Betriebe. Zu dieſen 
gehören: 

a) Bergwerfe, Salinen und Aufbereitungsanftalten. 

b) Steinbrüde, Gräbereien (Gruben), Werften und Bauhöfe. 

ec) Fabriken aller Art und Hüttenwerfe. 

Als Fabriken gelten insbefondere — auch wenn dies nah dem Sprachge— 
brauch zweifelhaft fein follte — alle Betriebe, in melden die Bearbeitung oder 
Verarbeitung von Gegenftänden gemwerbsmäßig auögeführt wird und zu dieſem 
Zwede mindeitens zehn Arbeiter regelmäßig beichäftigt werben. 

Hiernach muß 3. B. ein Bäder, welcher in feinem Bädereibetriebe minde- 
ſtens zehn Arbeiter regelmäßig beihäftigt, diefen Betrieb anmelden. 

d) Alfe Betriebe, in welchen Dampffeffel oder durch elementare Kraft (Mind, 
Waſſer, Dampf, Gas, heiße Luft 2c.) bewegte Triebwerfe zur Verwendung 
fommen. 

Hiernach muß 3. B. ein Schneider, welcher mit einem Gasmotor und einem 
Lehrling arbeitet, feinen Betrieb anmelden. 

e) Betriebe, in welchen Erplofivftoffe oder erplodirende Gegenftände gewerbs— 
mäßig erzeugt werben. 

f) Jeder Gewerbebetrieb, welcher fich auf eine der nachitehend bezeichneten 
Arbeiten: Maurer:, Zimmer, Dachdeder:, Steinhauer, Brunnen: oder Schorn- 
jteinfegerarbeiten eritredt. 
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2. Nicht verfiherungspflidtig und daher auch nicht anzumelden find Betriebe 
aller Art, in welchen der Unternehmer allein und ohne Gehilfen, Lehrlinge oder 
fonitige Arbeiter thätig ift. 

Sodann fallen nicht unter das Gejeg: 

a) die Land» und Forftwirthichaft, einjchließlih der Gärtnerei, des Obſt— 
und Weinbaues, die Viehzudt und Filcherei. 

Die Benutzung einer feitftehenden oder transportablen Kraftmaſchine (Loko— 
mobile 2c.) zu landwirthichaftlichen Arbeiten, 3. B. zum Pflügen, Mähen, Dreichen, 
zur Bedienung einer Entwäflerungsanlage macht den landwirthichaftlihen Betrieb 
nicht verficherungspflichtig. 

Land» und foritwirthichaftliche Nebenbetriebe, d. h. gewerbliche Anlagen zur 
Verarbeitung der in der Land» und Forftwirthichaft gewonnenen rohen Natur— 
produfte, wie Brennereien, Ziegeleien, Stärfefabrifen 2c. find nur dann anzıte 
melden, wenn fie unter den $ 1 Abi. 1 oder 4 des Geſetzes fallen, insbeſondere 
aljo, wenn fie nad) der Art und dem Umfang des Betriebes als Fabriken anzu 
ſehen find. Hiernach find die Vrennereien auf großen Gütern als Fabriken 
zur Anmeldung zu bringen, nicht dagegen die als lanbwirthicaftliche Nebenge— 
werbe vorfommenden Hleinen HaussBrennereien und Brauereien, welche ben 
fogenannten Haustrunk bereiten oder nur in ganz geringem Umfange betrieben 
werben. 

Getreide:, Oel- und Waltmühlen, welche, zu einem Gute gehörig, in der 
Hauptſache gegen Entgelt für Dritte arbeiten und daneben den Bedarf 
des Gutsbefigerd und feiner Leute mitdeden, find anzumelden. 

Nichtverfiherungspflichtig ift ferner: 

b) das Handwerk, ſoweit nicht die unter 1c bis f bezeichneten Merkmale 
für den Betrieb zutreffen. Außerdem ift zu beachten, dat handwerksmäßige Bes 
triebsanlagen, welche wejentliche Beitandtheile eines der unter 1 bezeichneten Betriebe 
find, 3. B. eine Schlofferei in einer Baunmmvollipinnerei, mit dem Hauptbetrieb 
verfiherungspflichtig find. 

Endlich: 

c) find nicht verficherungäpflichtig da8 Handels- und Trandportgewerbe, 
fowie die Gaft:e und Schankwirthſchaft. Eiſenbahn- und Scifffahrtsbetriebe 
jedoch, welche weſentliche Beitandtheile eined der unter 1 bezeichneten Betriebe 
find, 3. B. ein Eifenbahnbetrieb auf einem Hüttenwerfe, fallen mit dem Haupt 
betrieb unter das Unfallverſicherungsgeſetz. 

3. Nah Ziffer 1d werden Betriebe, in weldhen Dampffefjel oder durch 
elementare Straft bewegte Motoren zur Verwendung fommen, als verſicherungs— 
pflichtig angelehen. Gleihwohl bleiben jolme Betriebe von der Verſicherungs— 
pflicht befreit, wenn die Motoren nur vorübergehend und ohne daß jte 
zur Betriebsanlage gehören, benugt werden, — vorausgeſetzt, dab ſolche 
Betriebe nicht ohnehin nach den übrigen Beitimmungen der Ziffer 1 verficherungs: 
pflichtig find. 

Die vorübergehende Benusung eines zur Betriebsanlage gehörenden, 
durch elementare Straft betriebenen Motors, 3. B. die vorübergehende Benugung 
einer zur Betriebsanlage gehörenden Turbine zur Winterszeit macht den Betrieb 
verjicherungspflichtig. Gbenio begründet die dauernde Benugung eines nicht 
zur Betrieböanlage gehörenden Motors, 3. B. einer Lokomobile oder einer ge— 
mietheten, aus einem Nachbarhaufe herrührenden jtationären Kraft die Verſicher— 
ungspflidt des Betriebes. 
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4. AS „Aufbereitugdanitalten“ find anzumelden: gewerbliche An— 
lagen zur mecaniichen Reinigung bergmänniich gewonnener Erze: 

als „Steinbrüce*: ſolche Anlagen, in denen die Gewinnung bon Steinen 
gewerb3mäßig und nah tehniihen Regeln über oder unter der Erde 
erfolgt, 

al$ „Sräbereien (Gruben)“: die auf die Gewinnung der in den ſoge— 
nannten oberflächlichen Lageritätten vorkommenden Mineralien (Miergel, Kies, 
Sand, Thon, Lehm 2c.) gerichteten Anlagen, in denen ein gewerbömäßiger 
und nah tehniiden Regeln ausgeführter Betrieb ftattfindet. Die 
Ausbeutung eined eigenen Mergel: oder Torflagers zum Gebraucd auf dent eigenen 
Ader oder in der eigenen Haushaltung, ſowie der nicht nach techniſchen Regeln 
erfolgende übliche Torfftih bäuerliher Beſitzer, auch wenn der Torf verkauft 
wird, fällt nicht unter dad Geſetz. — Nach techniichen Regeln gewerbsmäßig be— 
triebene Bernfteine, ZTorfs, Kies- 2c. Baggereien find als Gräbereien (Gruben) 
anzumelden. 

Als „Bauhöfe* find anzumelden: die auf eine gewiſſe Dauer berechneten 
Anlagen für Bauarbeiten (3. B. für Vorrichtung von Zimmerungen 2c.). 

5. Wer die Kraft feines jtationären Motors an verjchiedene Gewerbtreibende 
vermiethet, muß, auch wenn er jelbit die Straft nicht benußt, Diefen Gewerbebe— 
trieb mit Beziehung auf feinen Mafchinenmwärter, Heizer 2c. anmelden. Des— 
gleichen find die einzelnen Unternehmer der von diefem Motor bewegten Betriebe 
für ihre Unternehmungen anmeldungspflidtig. (Vergl. Ziffer 3 Schlußſatz.) 

6. Die gewerbsmäßigen Betriebe der Maurer, Zimmerer, Dachdeder, Stein: 
bauer, Brunnenmacher und Schornfteinfeger find anzumelden, wenn in denielben 
auh nur ein Lehrling beichäftigt wird, einerlei, ob es fih um Neubauten ꝛc. 
oder Reparaturen 2c. handelt. 

Perionen, welde nicht gemwerbömäßig Maurer: 20. Arbeiten ausführen, 
unterliegen der Anmeldungspflicht nicht, wenn fie einen Bau durch direkt ange: 
nonmene Arbeiter im Negiebetriebe ausführen laffen. 

Andererfeitö brauchen die Unternehmer das Bauhandwerk nicht perfönlich 
erlernt zu haben oder jelbit auszuüben, um wegen ihrer Maurer-, Zimmers, 
Dachdedergeiellen anmeldungspflichtig zu fein. Zur Begründung der Anmeldungs- 
pflidt genügt es, daß der betreffende Arbeitgeber gewerbsmäßig Maurer: ꝛc. 
Arbeiten ausführen läßt. 

Nur die Zahl der im Maurer:, Zimmer-, Dachdeder:, Steinhauer, Brunnens 
macher-, Scornjteinfeger-Gewerbe durhichnittlich beichäftigten Arbeiter ift anzu— 
melden. Die Zahl der von dem Bauunternehmer etwa mitbeſchäftigten Tiichler, 
Glaſer, Anitreicher 2c. ift nicht mit anzumelden, es fei denn, daß die Tiichlerei ac. 
von ihm fabritmäßig (oben Ziffer 1 e, d) betrieben wird und deshalb Für ſich 
verjiherungspflichtig. ift. j 

GErdarbeiter für Wege, Kanal-, Eiſenbahn- 2. Bauten find nicht anzu— 
melden 

7. Bei der Anmeldung ift der Gegenitand des Betriebes genau zu bezeichnen. 
E3 genügt 3. B. nicht, den Betrieb als Spinnerei, Weberei, Mühle anzumelden, 
fondern es muß aus der Angabe hervorgehen, was geiponnen, gewebt oder auf 
der Mühle verarbeitet wird. 

Umfaßt ein Betrieb wejentliche Beltandtheile verichiedenartiger Industries 
zweige, 3. B. Baummoll-Spinnerei, «Weberei und -Färberei, To find dieſe Beltand- 
theile bei der Anmeldung ſämmtlich anzugeben, und gleichzeitig ift derjenige 
Beitandtheil berporzuheben, welcher als der Hauptbetrieb anzuiehen iſt. 
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8. In der Anmeldung it ferner die Art des Betriebes genau zu bezeichnen, 
inöbejondere ob derſelbe lediglich ein Handbetrieb ift oder unter Benügung ele 
mentarer Kräfte (Wind, Waller, Dampf, Gas, heiße Luft 2c.) erfolgt. 

9. Zur Anmeldung verpflichtet ift der Unternehmer des Betriebes oder jein 
geieglicher Vertreter. Als Unternehmer gilt derjenige, für beilen Rechnung der 
Betrieb erfolgt, demnach bei verpachteten Betrieben der Pächter, bei Betrieben, 
welche im Nießbraud) bejeflen werden, der Nießbraucder. 

Für die Anmeldungspflicht iſt es einflußlos, ob der Betrieb im Belige 
von phyſiſchen oder juriftiichen Perſonen, des Reichs, eines Bunbdesftaates, eines 
Kommunalverbandes oder einer Privatperfon ift, 

10. Die Zahl aller in dem Betriebe durchſchnittlich befchäftigten verſicherungs— 
pflihtigen Perfonen muß in der Anmeldung angegeben fein, einerlei ob bdiejelben 
Inländer oder Ausländer, männlihen oder weiblichen Geichlehts, ob fie er- 
wachiene Arbeiter, junge Leute oder Kinder, Lehrlinge mit oder ohne Lohn find, 
ob fie dauernd oder vorübergehend beichäftigt werden. Beamte mit mehr als 
2000 Markt Jahreöverdienit find nicht mitzuzählen. 

11. Bei Betrieben, welche regelmäßig nur eine bejtimmte Zeit des Jahres 
arbeiten (Zuderfabrifen, Brauereien, Baubetriebe 2c.), ift die anzumeldende („durch⸗ 
Ichnittliche”) Arbeiterzahl diejenige, welche fih für die Zeit des regelmäßigen 
vollen Betriebes, aljo bei Maurern während des Sommers ergibt. 

12. Al „in dem Betriebe beihäftigt* find Diejenigen anzumelden, welche 
in dem Betriebsdienfte ftehen und Arbeiten, die zu dem Betriebe der Fabrik ꝛc. 
gehören, zu verrichten haben, ohne Rüdficht darauf, ob die Verrichtung inner: 
halb oder außerhalb der Betriebsanlage (der Fabrikhöfe 2c.) erfolgt. 


13. Selbitändige Gewerbetreibende, welche in eigener Betriebsftätte im Auf: 
trage oder für Rechnung anderer Gewerbetreibenden mit der Herſtellung ober 
Bearbeitung gewerblicher Erzeugnifle (d. h. in der Hausinduftrie) beichäftigt 
werden, find bei der Anmeldung nicht mitzuzählen. Ein Kaufmann (Fabrifant), 
welder 100 Hausweber beichäftigt, hat deshalb allein noch feinen verſicherungs— 
pflichtigen Betrich. 

Sollte dagegen ein Hausweber an feinem mittelft elementarer Kraft betrieb: 
enen MWebftuhl einen Mrbeiter beichäftigen, jo müßte der Hausweber (nicht der 
Fabrifant, für den er arbeitet) diejen Betrieb gemäß Ziffer 1d anmelden. 

14. Für die Anmeldung wird die Benugung des nachſtehenden Formulars 
empfohlen. 

15. Iſt ein Unternehmer zweifelhaft, ob er feinen Betrieb anzumelden habe 
oder nicht, jo wird derjelbe gut thun, die Anmeldungsfrift nicht unbenugt ver- 
ftreihen zu laſſen, wenn er ficher fein will, den aus der Nichtanmeldung eines 
verficherungspflichtigen Betriebes ich ergebenden Nachtheilen zu entgehen. Hier: 
bei bleibt ihm unbenonmen, in dem Formulare, Spalte „Bemerkungen“, die 
Gründe anzugeben, aus denen er die Anmeldungspflicht bezweifelt. 

16. Scließlid werden die betheiligten Betriebsunternehmer noch bejonders 
darauf aufmerkſam gemacht, daß, wenn fie die vorgefchriebene Anmeldung nicht 
bis zum 1. September 1884 eritatten, fie hierzu durch Geldftrafen im Betrage 
bis zu einhundert Mark angehalten werden können. 


— * 
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Formular für die Anmeldung. 


BEE —— Kreis (Amt),,, 2 2m 
Regierungabairt. . : 2.2... Gemeinde: (Gutö-) Bezirt . . . 


Anmeldung 
auf Grund des $ 11 des Unfallverſicherungsgeſetzes. 














2 5 

Name Gegenſtand Art Hall. ber PRIOR * 
des Ihnittlich 5 

Unt des des bejchäffigten ber» 2 
nternehmers — — ſcher &x kr 
x; Betriebes!) Betriebes?) „„„berung& E 
(Firma pflichtigen Perfonen =, 









Dar a te DE race ABER 


ei (Unterfchrift des zur Anmeldung VBerpflichteten.) 


8.8. Baumwoll:Spinnerei, »Weberei, Fürberei, Appretur, Holziägemühle, Ge— 
treidemühle, Oelmühle. 
= Bei mehreren Berriebszweigen ijt der Hauptbetrieb zu unterjtreichen. 
v2 2) 3. B. Handbetrieb, Betrieb mit Dampf, Wind», Waſſerkraft, Gasmotor ıc. 
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C. Formular 


für das von den unteren Verwaltungsbehörden nah $ 11 Abi. 4 des Geſetzes 
aufzuftellende Verzeihniß der Betriebe ihres Bezirks. 


Gruppe: . 2. 2 2. ,B8taat: . » 


Iame> . 0.5 0 Bezirk der höheren Verwaltungsbehörde: . > — 
Ordnung:... Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde: . 
Nachweiſung 


ber zur vorſtehend bezeichneten Ordnung gehörenden Betriebe. 
($ 11 des Unfallverfiherungsgejeges.) 





pp nenn — — 


m —— — 


Ri Gegenftand des Art des Zahl der e 
& | Gemeinde | Name des jetriebes. * durchſchnittlichh & 
* (Bei mehreren Betriebes, beichäftigten — 
2 (Gut) lUnternehmers] Betriebszweigen | (Dampftraft, Ri —* 3 . £ 
3 Firma) it der Waſſerkraft ꝛc. J verſicherungs⸗ = 
= B ! a } . } 7) gg: er 
3 ezir (Firma) Hauptbetrieb Hanbdbetrieb) pflichtigen * 


zu unterſtreichen) 


Perſonen 





Inhalts-Heberfidt. 


1. ——— sgefeh u 


I. Allgemeine — 


Umfang der Verſicherung 88 1und ? 688 
Ermittelung des Jahresarbeitsver⸗ 

dienſtes 83. . 689 
Reiche, Staats: und Kommunalbe- 

amte 8 4 689 
Gegenftand der Verſicherung und Um: 

fang der Entichädigung SS 5 big 7 689 
Verhältniß zu Krankenkaſſen, Armen 

verbinden u. 88. . 691 
Träger der Berficherung Berufege 

noſſenſchaften) 89. . 692 
Aufbringung der Mittel 8 10. 692 


II. Bildung und Veränderung der Berufs: 


genoſſenſchaften. 

Ermittelung der verſicherungspflich— 

tigen Betriebe $ 11 . . 692 
Sreimillige Bildung der Berufäge- 

nojienichaften 8&$ 12 bi8 14. . 693 
Bildung der Berufögenofienidiaften 

durch den Bundesrat S 15 . 694 
Statut der Berufsgenoifenjcoten 88 

16 bis 20 695 
Veröffentlichung. des Namend und 

Siges der Genoſſenſchaft x. $ 21. 696 
Genoſſenſchaftsvorſtünde 88 22 bi827 697 
Bildung der Gefahrenklaſſen $ 28 698 
Theilung des Riſikos $ 29. 698 
Gemeinſame Tragung des Riſikos 30 608 
Abänderung des Beſtandes der Be— 

rufsgenoſſenſchaften $$ 31 und 32 699 
Auflöſung don DEU RIRIENONETIKRORER 

x 33 . 700 


II. mitgliedſchaft des — — 
Betriebsveränderungen. 


Mitgliedſchaft $ 34 — 700 
Betriebsanmeldung 88 35 und 36 700 
Genofienfchaftäfatafter & 37. 701 
Betrieböveränderungen ’s8 38 bis 40 702 
IV. Vertretung Der Arbeiter. 
Vertretung der Arbeiter $$ 41 bis 45 703 
V. Schiedsgeridte. 
Schiedögerichte 83 46 bis 49 . 704 


Verfahren vor dem Schiedsgericht g 50 705 


VI Feſtſtellung und Auszahlung der 
Entihädigungen. 


Anzeige und Unterfudung der Unfälle 


88 51 bia 56 . 705 
Enticheidung der Vorſtünde 88 57bi861 706 
Berufung gegen die Entjheidung der 

Behörden und IVEROREN MOFA OEGAHE 

862 .. ur 708 











Seite 
Entſcheidung des Schiedsgerichts. Res 
kurs an das Reichs— — 
amt 8 63. . j 708 
| Berechtigungsausweis 8 ru ö . 709 
Veränderung der Verhältniſſe $ 65 . 709 
Fälligkeitstermine $ 66 . . 709 
Ausländijche Entichädigungsberechtigte 
867 . 709 
Unpfändbarfeit der Entihädigungs- 
forderungen $ 68 . . . 710 
Auszahlungen durch die Poſt 69. 710 
| Liquwidationen der Poſt 8 70. . . 710 
 Umlage- und ——— 
88 71 bis 74 . 710 
Abführung —* Beträge an die Bolt: 
fallen $ 75 . 711 
Rehnungeführung 88 76 und. 77 712 


vll Unfallverhütung. Ueberwachung der 
Betriebe durch Die Genoſſenſchaften. 


Unfallverhütungsvorſchriften $8 78 


bis 81. ; 712 
Ueberwachung der Betriebe 8 $82bi886 73 
VII. Das Neide: —— 
Organiſation $ 87. ; T14 
Zujtändigfeit 55 88 und. 89 715 
Geſchäftsgang 8 90 715 
Koiten 8 91. . 716 
Landes: Berfiherungsämter 88 92 u. os TI6 


IX. Schluß- und Strafbeſtimmungen. 


Knabpſchafts — oſſenſchaften 
894. 717 


Haftpflicht der Vetriebsunternehmer 

und Betriebösbeamten 88 95 bis 97 717 
Haftung Dritter $ 98 718 
Berbot vertragsmäßiger Beichränt: 

ungen S 399. . r 718 
Aeltere Verficherungsverträge 8 100 718 
Rechtshilfe $ 101. . 718 
Gebühren: und Stempelireibeit 102 719 
Strafbeitimmungen $ 103 big 108 719 
Zujtändige Yandesbehörden. Verwal— 

tungserefution $ 109 . 720 
Zujtellungen $ 110 720 
Geſetzeskraft $ 111 720 


2. Bollmugsvorfchriften sum — 
verſicherungsgejeh. 
Bekanntmachung, betreffend die An— 
meldung der unfallverſicherungs— 


pflichtigen Betriebe v. 14. Juli 1884 721 
Anleitung in Betrefi der Anmeldung 

der verjicherungspflichtigen Betriebe 

nebjt Jormular . i 721 


Formular für das von ben unteren 
Berwaltungsbehörden nah 8 11 
Abſ. 4 des Geſetzes aufzuitellende 
Verzeichniß der Betriebe ihres Bezirtd 726 
47* 


Die Kraukenverſicherung der Arbeiter.') 


— — — 


1. Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen bes Reiches, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrathes 
und des Reichstages, was folgt: 


A. Verſicherungszwang. 


$ 1. I. Perſonen, welche gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt ſind: 

1. in Bergwerfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben, 
in Fabriken und Hüttenwerfen, beim Eiſenbahn- und Binnendampficiff- 
fahrtsbetriebe, auf Werften und bei Bauten, 

2. im Handwerk und in fonftigen ftehenden Gemwerbebetrieben, 

3. in Betrieben, in denen Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft (Wind, 

Waſſer, Danıpf, Gas, heiße Luft 2c.) bewegte Triebiverfe zur Verwend— 
ung fommen, jofern biefe Verwendung nicht ausfchließlih in vorüber: 
gehender Benugung einer nicht zur Betriebsanlage gehörenden Straft- 
majchine beiteht, 

find mit Ausnahme der im $ 2 unter Ziffer 2 bis 6 aufgeführten Perfonen, 
jofern nicht die Beichäftigung ihrer Natur nad eine vorübergehende oder durch 
den Arbeitsvertrag im Voraus auf einen Zeitraum von weniger ald einer Woche 
beichränft ift, nad Maßgabe der Borichriften dieſes Gejeges gegen Krankheit zu 
verſichern. 

II. Betriebsbeamte unterliegen der Verſicherungspflicht nur, wenn ihr Arbeits— 
verdienit an Lohn oder Gehalt ſechs zwei drittel Mark für den Arbeitstag nicht 
überfteigt. 

III. Als Gehalt oder Lohn im Sinne diefes Gefeßes gelten auch Tantienten 
und Naturalbezüge. Der Werth der leiteren ift nach Ortsdurchſchnittspreiſen, in 
Anfag zu bringen. 

$ 2. I. Durch ftatutarifche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk, 
oder eine weiteren Kommmumalverbandes für jeinen Bezirk oder Theile desjelben, 
fann die Anwendung der Vorichriften des 8 1 erftredt werben: 

1. auf diejenigen in $ 1 bezeichneten Perſonen, deren Beichäftigung ihrer 
Natur nad) eine vorübergehende oder durch den Arbeitävertrag im Voraus 
auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche beichräntt ift, 

2. auf Handlungs:Gehilfen und =Lehrlinge, Gehilfen und Lehrlinge in 
Apotheken, 

3. auf Perionen, welche in anderen als den in $ 1 bezeichneten Transport: 
gewerben bejchäftigt werden, 


1) Vergl. „Annalen“ 1883 ©, 223 ff. 
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4. auf Perſonen, welche von Gemwerbtreibenden außerhalb ihrer Betriebö- 
jtätten beichäftigt werden, 

5. auf jelbftändige Gewerbtreibende, welche in eigenen Betriebsftätten im 
Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbtreibender mit der Heritellung 
oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugniffe beichäftigt werden (Hausinduftrie), 

6. auf die in der Land: und Forftwirthichaft beichäftigten Arbeiter. 

I. Die auf Grund dieſer Vorſchriften ergehenden ftatutariichen Beſtimmungen 
müflen neben genauer Bezeichnung derjenigen Klaſſen von Perſonen, auf welche 
die Anwendung der Vorjchriften des $ 1 erftredt werden fol, Beitimmungen über 
die Verpflichtung zur An» und Abmeldung, ſowie über die Verpflichtung zur 
Einzahlung der Beiträge enthalten. 

III. Sie bedürfen der Genehmigung der höheren VBerwaltungsbehörde und 
find in der für Bekanntmachungen der Gemeindebehörben vorgeichriebenen oder 
üblihen Form zu veröffentlichen. 

$ 3. 1. Auf Beamte, welche in Betrieböverwaltungen des Neiches, eines 
Bundesftaates oder eines Kommunalverbandes mit feitem Gehalt angeltellt find, 
finden die Beitimmungen der $$ 1, 2 dieſes Geſetzes feine Anwendung. 

II. Auf ihren Antrag find von der Verficherungspflicht zu befreien, Per— 
jonen, welche im Krankheitsfall mindeitens für dreizehn Wochen auf Verpflegung 
in der Familie des Arbeitgebers oder auf Fortzahlung des Gehaltes oder bes 
Lohne: Anfprucd haben. 


B. Gemeinde-Kranfenverfiherung. 


$ 4. I. Für alfe verfiherungspflichtigen Perſonen, welche nicht 
einer Orts-Krankenkaſſe ($ 16), 
einer Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe ($ 59), 
einer Bau-Krankenkaſſe ($ 69), 
einer Innungs-Krankenkaſſe ($ 73), 
einer Knappſchaftskaſſe ($ 74), 
einer eingefchriebenen oder auf Grund Tandesrechtlicher — er⸗ 
richteten Hilfskaſſe (3 75) 
angehören, tritt die Gemeindekrankenverſicherung ein. 

II. Perſonen der 88 1, 2, 3 bezeichneten Art, welche ber Verſicherungs— 
pflicht nicht unterliegen, fowie Dienftboten find berechtigt, der Gemeinde-Kranken— 
verſicherung der Gemeinde, in deren Bezirk fie befchäftigt find, beizutreten. Der 
Deitritt erfolgt durch Ichriftliche oder mündliche Erklärung beim Gemeindevorftande, 
gewährt aber feinen Anſpruch auf Unterftügung im Falle einer bereit? zur Zeit 
diejer Erklärung eingetretenen Erkrankung. Beigetretene, welche die Verſicherungs— 
beiträge ($ 5) an zwei auf einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiftet 
haben, jcheiden damit aus der Gemeinde-Krankenverſicherung aus, 

$ 5. I. Denjenigen Berjonen, für welche die Gemeinde-Krankenverſicherung 
eintritt, ift von der Gemeinde, in deren Bezirk fie befhäftigt find, im Falle einer 
Krankheit oder durd; Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit Kranfenunter: 
ftügung zu gewähren. 

— Von denſelben hat die Gemeinde Krankenverſicherungsbeiträge ($ 9) zu 
erheben 

$ 6. I. Als Sranfenunterftügung iſt zu gewähren: 

1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, ſowie 

Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel; 
2. im Falle der Erwerbsunfähigkeit, vom dritten Tage nach dem Tage der 
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Erkrankung ab für jeden Arbeitstag ein Stranfengeld in Höhe der Hälfte 
des ortsüblihen Taglohned gewöhnlicher Tagarbeiter. 

I. Die Krantenunterftügung endet ſpäteſtens mit dem Ablauf ber dreizehnten 
Woche nad Beginn der Strankheit. 

III. Die Gemeinden find ermädtigt, zu beichließen, daß bei Krankheiten, 
welche die Betheiligten ſich vorſätzlich oder durch jchuldhafte Betheiligung bei 
Schlägereien oder Raufhändeln, durh Trunkfälligkeit oder geichlehtlihe Aus— 
ihmweifungen zugezogen haben, das Krankengeld gar nicht oder nur theilweile 
gewährt wird, ſowie daß Perfonen, welche der Berfiherunggpflicdt nicht unter: 
liegen und freiwillig der Gemeindesstrantenverfiherung beitreten, erit nad Ablauf 
einer auf höchſtens ſechs Wochen vom Beitritte ab zu bemeffenden Friit Kranken— 
unterftüßung erhalten. 

IV. Das Stranfengeld ift wöchentlich poftnumerando zu zahlen. 


$ 7. I. An Stelle der in $ 6 vorgeichriebenen Leiftungen kann freie Sur 

und Verpflegung in einem Krankenhauſe gewährt werden, und zwar: 

1. für diejenigen, welche verheiratet oder Glieder einer Familie find, mit 
ihrer Zuftimmung, oder unabhängig von derjelben, wenn die Art der 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung ftellt, 
welchen in der Familie des Erkrankten nicht genügt werden fanı, 

2. für fonftige Erkrankte unbedingt. 


U. Hat der in einem Sranfenhaufe Untergebrachte Angehörige, deren Unter: 
halt er bisher aus feinem Arbeitöverdienite bejtritten hat, jo iſt neben der freien 
Kur und Verpflegung die Hälfte des in $ 6 feitgejegten Krankengeldes zu leiſten. 

$8. I. Der Betrag de3 ortsüblihen Taglohnes gewöhnlicher Tagarbeiter wird 
von der höheren Verwaltungsbehörde nad) Anhörung der Gemeindebehörbe feit- 
geſetzt. 

II. Die Feſtſetzung findet für männliche und weibliche, für jugendliche und 
erwachjene Arbeiter befonders ftatt. Für Lehrlinge gilt die für jugendliche Arbeiter 
getroffene Feititellung. 

$ 9. I. Die von der Gemeinde zu erhebenden Berficherungsbeiträge jollen, 
jo lange niht nah) Maßgabe des $ 10 etwas Anderes feitgeiegt ift, ein und ein 
halbes Prozent des ortsüblihen Taglohnes (vgl. $ 8) nicht überfteigen und find 
mangel3 bejonderer Beichlußnahme in diefer Höhe zu erheben. 

II. Diejelben fließen in eine befondere Kaffe, aus welcher auch die Kranken— 
unterftügungen zu bejtreiten find. 

III. Die Einnahmen und Ausgaben diefer Kaſſe find getrennt von den 
fonftigen Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde feitzuftellen und zu verrechnen. 
Die Berwaltung der Kaffe hat die Gemeinde unentgeltlich zu führen. Ein Jahres: 
abihluß der Kaſſe nebit einer Ueberſicht über die Verficherten und die Krankheits— 
verhältniſſe ijt alljährlich der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen. 

IV. Reichen die Beſtände der Krankenverficherungsfaife nicht aus, um die 
fällig werdenden Ausgaben derielben zu deden, jo find aus der Gemeindefaffe die 
erforderlichen Vorſchüſſe zu leiſten, welche ihr, vorbehaltlid der Beſtimmungen 
des $ 10, demnächſt aus der Stranfenverfiherungsfaffe mit ihrem Rejervefonds 
zu erjtatten find. 


$ 10. I. Ergibt fi aus den Jahresabſchlüſſen, daß die gefeglichen Kranken— 
verficherungsbeiträge zur Dedung der gejeglichen Krankenunterſtützung nicht aus: 
reihen, jo fönnen mit Genehmigung der höheren Werwaltungsbehörbe die Bei- 
träge bis zu zwei Prozent des ort3üblihen Taglohnes ($ 8) erhöht werden. 
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II. Ueberihüffe der Ginnahmen über die Ausgaben, welche nicht zur Dedung 
etwaiger Vorichüffe der Gemeinde in Anſpruch genommen werben, find zunächſt 
zur Anfammlung eines NRejervefonds zu verwenden. 

III. Ergeben fih aus den Jahresabichlüffen dauernd Ueberſchüſſe der Ein- 
nahmen aus Beiträgen über die Ausgaben, fo find nad Anfammlung eines Rejerve- 
fonds im Betrage einer durchichnittlichen Jahreseinnahme zunächſt die Beiträge 
bis zu ein und ein halb Prozent des ortsüblihen Taglohnes ($ 8) zu ermäßigen. 
Berbleiben aldann noch Ueberſchüſſe, jo hat die Gemeinde zu beichließen, ob eine 
weitere Herabjegung der Beiträge oder eine Erhöhung der Unterftügungen ein— 
treten fol. Erfolgt eine Beſchlußnahme nicht, fo kann die höhere Verwaltungs: 
behörde die Herabjegung der Beiträge verfügen. 

$ 11. Berfonen, für welche die Gemeinde-Stranfenverfiherung eingetreten 
ift, behalten, wenn fie aus ber dieſelbe begründenden Beihäftigung ausſcheiden 
und nicht zu einer Beichäftigung übergehen, vermöge welcher fie nah Vorſchrift 
dieſes Geſetzes Mitglieder einer Krankenkaſſe werden, den Anſpruch auf Kranken— 
unterſtützung, ſo lange ſie die Verſicherungsbeiträge fortzahlen und entweder im 
Gemeindebezirke ihres bisherigen Aufenthaltes verbleiben oder in dem Gemeinde— 
bezirke ihren Aufenthalt nehmen, in welchem ſie zuletzt beſchäftigt wurden. 

$ 12. I. Mehrere Gemeinden können ſich durch übereinſtimmende Beſchlüſſe 
zu gemeinfamer Gemeindes$tranfenverficherung vereinigen. 

I. Durch Beichluß eines weiteren Kommunalverbandes kann biejer für bie 
Gemeindesstrantenverfiherung an die Stelle der demielben angehörenden einzelnen 
Gemeinden geiegt oder die Vereinigung mehrerer ihm angehörender Gemeinden zu 
gemeinfamer Gemeindes$trantenverficherung angeordnet werden. 

III. Wo weitere Kommunalverbände nicht beftehen, kann die Vereinigung 
mehrerer benachbarter Gemeinden zu gemeiniamer Gemeindes$tranfenverficherung 
durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde angeordnet werden. 

IV. Derartige Beichlüffe und Verfügungen müſſen über die Verwaltung der 
gemeinjamen GemeindesKrantenverfiherung Beitimmung treffen. 

V. Die Beichlüffe bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungs: 
behörde; gegen die Verfügung der Legteren, durch weldye die Genehmigung ver: 
jagt oder ertheilt oder die Wereinigung mehrerer Gemeinden angeordnet wird, 
fteht den betheiligten Gemeinden und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen 
die Beichwerde an die Zentralbehörde zu. 

F 13. I. Sind in einer Gemeinde nicht mindeftens fünfzig Perfonen vors 
handen, für welche die Gemeinde-Stranfenverfiherung einzutreten hat, oder ergibt 
fi) aus den Jahresabichlüffen ($ 9 Abi. 3) einer Gemeinde, daß aud nah Er: 
höhung der Verficherungsbeiträge auf zwei Prozent des ortsüblicen Taglohnes 
($ 8) die Dedung der geieglichen Krankenunterſtützung fortlaufend Vorſchüſſe der 
Gemeindefaffe erfordert, jo fann auf Antrag der Gemeinde deren Vereinigung mit 
einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu gemeinjamer Krankenverſicherung 
durch die höhere Verwaltungsbehörde angeordnet werden. 

Il. Trifft diefe Vorausiegung für die Mehrzahl der einem weiteren Kom— 
munalverbande angehörenden Gemeinden zu, ſo kann die höhere Verwaltungs 
behörde anordnen, daß der weitere Stommunalverband für die Gemeinde-franten- 
verficherung der ihm angehörenden Gemeinden an die Stelle der einzelnen Gemeinden 
zu treten hat. 

III. Ueber die Verwaltung der Gemeinde-Stranfenverfiherung find in Dielen 
Fällen die erforderlichen Vorſchriften nad) Anhörung der betheiligten Gemeinden 
und Verbände zu erlaflen. 
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IV. Gegen bie auf Grund ber vorftehenden Beltimmungen von ber höheren 
Verwaltungsbehörde erlaffenen Anordnungen und Vorichriften jteht den betheiligten 
Gemeinden und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen die Beſchwerde an die 
Sentralbehörde zu. 

V. Gemeinden von mehr als zehntaufend Einwohnern können ohne ihre Ein- 
willigung nur dann mit Heineren Gemeinden vereinigt werden, wenn ihnen bie 
Verwaltung der gemeinfamen GemeinbesStrantenverfiherung übertragen wird. 


$ 14. I. Eine auf Grund des $ 12 oder des $ 13 herbeigeführte Ver— 
einigung kann auf demfelben Wege wieder aufgelöft werden, auf welchem fie 
herbeigeführt ift. 

I. Durch Beihluß des weiteren Kommunalverbandes ober Verfügung der 
höheren Verwaltungsbehörde fann die Auflöjung nur auf Antrag einer ber bethei— 
ligten Gemeinden herbeigeführt werben. 

III. Weber die Vertheilung eines etwa vorhandenen Reſervefonds ift, falls 
bie Auflöfung durch Beſchluß erfolgt, durch dieſen, falls fie von der höheren 
Verwaltungsbehörde angeordnet wird, in ber die Auflöfung anordnienden Verfüg— 
ung Beitimmung zu treffen. 

IV. Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde, durch welche die 
Genehmigung zu einer beichloffenen Auflöfung ertheilt oder verjagt wird, oder 
durch welche die Auflöfung angeordnet wird, fteht den betheiligten Gemeinden 
und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen die Beichwerde an die Zentral: 
behörde zu, 

$ 15. Für Gemeinden, welche nad) den Landesgeſetzen den nad Vorſchrift 
dieſes Geſetzes verficherungspflichtigen Perfonen Strankenunterftügung gewähren 
und dagegen zur Erhebung beitimmter Beiträge berechtigt find, gilt die landes— 
geieglich geregelte Srankenverfiherung als Gemeinde-ftranfenverfiherung im Sinne 
dieſes Geſetzes, fofern die Unterftügung den Anforderungen diejed Geſetzes genügt 
und höhere Beiträge, al3 nad) demfelben zuläffig find, nicht erhoben werben. 
Eine hiernad etwa erforderliche Erhöhung der Unterftügung oder Ermäßigung 
der Beiträge muß fpäteftens bis zum Ablauf eined Jahres nad) Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes herbeigeführt werben. 


C. Orts-Krankenkaſſen.) 


$ 16. I. Die Gemeinden find berechtigt, für die in ihrem Bezirke beichäf: 
tigten verjicherungspflichtigen Perfonen Orts-Krankenkaſſen zu errichten, jofern 
die Zahl der in ber Kaſſe zu verfichernden Perſonen mindeftens einhundert beträgt. 

Il. Die Orts-Krankenkaſſen ſollen in der Regel für die in einem Gewerbs— 
zweige oder in einer Betriebsart beihäftigten Perſonen errichtet werden. 

III. Die Errichtung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen für mehrere Gewerbs— 
ztveige oder Betriebsarten ift zuläflig, wenn die Zahl der in den einzelnen Gewerbs— 
zweigen und Betriebsarten beichäftigten Perfonen weniger als einhundert beträgt. 

IV. Gewerbözweige oder Betriebsarten, in welchen einhundert Perſonen oder 
mehr beihäftigt werden, fünnen mit anderen Gewerbszweigen ober Betriebsarten 
zu einer gemeinfamen Orts-Krankenkaſſe nur vereinigt werben, nachdem den in 


) Bei den Paragraphen diejes Abjchnittes, welche aud für die Betriebs: (tHabrik-) 
Krankenkaſſen gelen, iſt der bezügliche ei rd in Klammern angeführt. Ein beigejeßtes 
— zeigt an, daß die betreffenden Beſtimmungen für die Betriebskaſſen unverändert 
gelten. 
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ihnen beichäftigten Perſonen Gelegenheit zu einer Meußerung über die Errichtung 
der gemeinfamen Kaffe gegeben worden ift. Wird in dieſem Falle Widerſpruch 
erhoben, jo entjcheidet über die Zuläffigfeit der Errichtung die höhere Verwalt— 
ungsbehörde. 

$ 17. I. Durh Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde fanı die 
Gemeinde verpflichtet werden, für die in einem Gewerbszweige oder in einer 
Betriebsart beihäftigten Perfonen eine Orts-Krankenkaſſe zu errichten, wenn die 
von Betheiligten beantragt wird und diefem Antrag, nachdem ſämmtlichen Bethei- 
ligten zu einer Aeußerung darüber Gelegenheit gegeben ift, mehr als die Hälfte 
derjelben und mindeſtens einhundert beitreten. 

II. Dasjelbe gilt von der Errichtung einer gemeinfamen Orts-Krankenkaſſe 
für mehrere Gewerbözmweige oder Betriebsarten, wenn dem Antrage mehr als bie 
Hälfte der in jedem Gewerbözweige oder in jeder Betriebsart befchäftigten Per: 
fonen und im Ganzen mindeſtens einhundert beitreten. 


III. Gegen die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörbe, durch welche 
die Errichtung einer gemeinjamen Orts-Krankenkaſſe angeordnet wird, fteht ber 
Gemeinde innerhalb vier Wochen die Beichwerde an die Zentralbehörbe zu. 

Iv. Gemeinden, welche diejer Verpflichtung innerhalb der von der höheren 
Verwaltungäbehörde zu beftimmenden Frift nicht nachkommen, dürfen von den— 
jenigen Berjonen, für welche die Errichtung einer Orts-Krankenkaſſe angeordnet 
ift, Verficherungsbeiträge zur Gemeinde-Krankenverſicherung ($ 5 Abjag 2) nicht 
erheben. 

$ 18. DBeträgt die Zahl der in einem Gewerbszweige oder einer Betriebsart 
beichäftigten Perionen weniger als einhundert, jo faun die Errichtung einer Orts: 
Krankenkaſſe geitattet werden, wenn bie dauernde Leiftungsfähigfeit der Kaſſe in 
einer von der höheren Verwaltungsbehörde für ausreichend eracjteten Weile ficher 
geitellt ift. 

$ 19. I. Die Gewerbözweige und Betriebsarten, für welche eine Orts— 
Krankenkaſſe errichtet wird, find in dem Kaflenftatut ($ 23) zu bezeichnen. 

II. Die in diefen Gewerbszweigen und Betriebsarten beichäftigten Perſonen 
werden, ſoweit fie verficherungspflictig find, mit dem Tage, an welchem fie in 
die Beihäftigung eintreten, Mitglieder der Kaffe, ſofern fie nicht nachweislich 
einer der übrigen in $ 4 benannten Kaſſen angehören. 

III. Soweit fie nicht verfiherungspflichtig find, haben fie das Recht, der 
Kaffe beizutreten. Der Beitritt erfolgt durch fchriftliche oder mündliche Anmeld- 
ung bei dem Kaſſenvorſtande oder der auf Grund des $ 49 Abi. 3 errichteten 
Meldeitelle, gewährt aber feinen Anſpruch auf Unterftügung im Falle einer bereits 
zur Zeit diefer Anmeldung eingetretenen Erkrankung. 

IV. Der Austritt ift verficherungöpflichtigen Perſonen mit dem Schluffe des 
Nechnungsjahres zu geitatten, wenn fie denjelben fpätejtens drei Monate zuvor 
bei dem Vorſtande beantragen und vor dem Austritt nachweiſen, daß fie Mit- 
einer der übrigen in $ 4 bezeichneten Kaſſen geworden find. 

V. Die Mitgliedfhaft nichtverficherungspflichtiger Perſonen erliicht, wenn 
fie die Beiträge an zwei auf einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiftet 
haben. 

$ 20 ($ 64). I. Die Orts-Krankenkaſſen follen mindeſtens gewähren: 

1. eine Kranfenunterftügung, welche nad 88 6, 7, 8 mit der Maßgabe zu 

bemeifen ift, daß der durchſchnittliche Tagelohn derjenigen Klaſſen ber 
Verficherten, für welche die Kaffe errichtet wird, ſoweit er drei Mark für 
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ben Arbeitötag nicht überjchreitet, an die Stelle des ortsüblihen Tage 
lohnes gewöhnlicher Tagarbeiter tritt; 

2. eine gleihe Unterftügung an MWöchnerinnen auf die Dauer von drei 
Wochen nad ihrer Niederkunft; 

3. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld im zwanzigfachen 
Betrage des ort3üblichen Tagelohnes ($ 8). 

II. Die Feititellung des durchſchnittlichen Taglohnes kann auch unter Berück— 
fihtigung der zwiſchen den Kaffenmitgliedern hinfichtlih der Lohnhöhe beitehenden 
Verichiedenheiten Plaffenweife erfolgen. Der burhichnittliche Taglohn einer Klafie 
darf in biefem Falle nicht über den Betrag von vier Marf und nicht unter den 
Betrag des ortsüblihen Taglohnes ($ 8) feftgeftellt werden. 

8 21 ($ 64*). I. Eine Erhöhung und Erweiterung der Leiftungen ber 
— iſt in folgendem Umfange zuläſſig: 

. Die Dauer der Stranfenunterftügung fann auf einen längeren Zeitraum 
als dreizehn Wochen bis zu einem Jahre feitgefegt werben. 

2 Das Strantengeld kann auf einen höheren Betrag und zwar bis zu drei 
Viertel des durchſchnittlichen Taglohnes (8 20) feitgefegt werben ; neben 
freier ärztlicher Behandlung und Arznei können auch andere als die im 
$ 6 bezeichneten Heilmittel gewährt werben. 

3. Neben freier Kur und Verpflegung in einem Krantenhauie kann Kranken— 
geld bis zu einem Achtel des durchichnittlichen Taglohnes ($ 20) auch 
ſolchen bewilligt werden, welche nicht den Unterhalt von — 
aus ihrem Lohne beſtritten haben. 

4. Wöchnerinnen kann die Krankenunterſtützung bis zur Dauer von ſechs 

Wochen nach ihrer Niederkunft gewährt werden. 

Freie ärztliche Behandlung, freie Arznei und ſonſtige Heilmittel können 
für erfranfte Yamilienangehörige der Safjenmitglieder, jofern fie nicht 
jelbit dem Stranfenverficherungszwang unterliegen, gewährt werden. Unter 
derjelben Vorausſetzung fann für Ehefrauen der Staffenmitglieder im Falle 
der Entbindung die nah Nr. 4 zuläflige Stranfenunterftügung gewährt 
werden. 

6. Das Sterbegeld fann auf einen höheren als den zwanzigfaden Betrag 
und zwar bis zum vierzigfahen Betrage des ortsüblichen Taglohnes 
($ 8) erhöht werben. 

7. Beim Tode der Ehefrau ober eined Kindes eines Kaffenmitgliedes kann, 
fofern diefe Perfonen nicht jelbft dem Verfiherungszwange unterliegen, 
ein Sterbegeld und zwar für erftere im Betrage bis zu zwei Dritteln, 
für legtere bis zur Hälfte des für das Mitglied feitgeltellten Sterbegeldes 
gewährt werden. 

II. Auf weitere Unterftügungen, namentlih auf Invaliden:, Wittwen- und 
Waifen-Unterftügungen, dürfen die Leiltungen der Orts-Krankenkaſſe nicht aus— 
gebehnt werben. 

8 22 (8 64*). Die Beiträge zu den Orts-Krankenkaſſen find in Prozenten 
des durchſchnittlichen Taglohnes ($ 20) jo bemeilen, daß fie unter Einrehnung 
der etwaigen fonitigen Ginnahmen der Kaffe ausreichen, um die ftatutenmäßigen 
Unterftügungen, die Verwaltungsfoften und die zur Anfammlung oder Ergänzung 
des Neiervefonds ($ 32) erforderlichen Nüdlagen zu deden. 

$ 23 (8 64). I. Für jede Orts-Krankenkaſſe ift von der Gemeindebehörde 
nad) Anhörung der Vetheiligten oder von ertretern derſelben ein Kaſſenſtatut 
zu errichten. 
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II. Dasjelbe muß Beftimmung treffen: 

1. über die Klaſſen der dem Krankenverſicherungszwange unterliegenden Per- 
onen, welche der Kaffe ald Mitglieder angehören follen ; 

über Art und Umfang der Unterftügungen ; 

über die Höhe der Beiträge; 

über die Bildung des PVorftandes und den Umfang feiner Befugnifie; 
über die Zufammenjegung und Berufung der Generalveriammlung und 
über die Art ihrer Beihlußfaffung ; 

über die Abänderung des Statuts; 

über die Aufftellung und Prüfung der Jahresrechnung. 

II. Das Statut darf feine Beftimmung enthalten, welche mit bem Zwecke 
der Kaffe nicht in Verbindung fteht oder gefeglichen Vorſchriften zumiderläuft. 

$ 24 ($ 64*). I. Das Staffenftatut bedarf der Genehmigung der höheren 
Berwaltungsbehörde. Beicheid ift innerhalb ſechs Wochen zu ertheilen. Die 
Genehmigung darf nur verjagt werden, wenn dad Statut den Anforderungen 
diefes Geſetzes nicht genügt. Wird die Genehmigung verjagt, fo find die Gründe 
mitzutheilen. Der verjagende Beicheid kann im Wege des Berwaltungsftreitver: 
fahrens, wo ein jolches nicht befteht, im Wege des Nekurfes nad) Maßgabe der 
Vorichriften der SS 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

II. Abänderungen des Statut3 unterliegen der gleihen Vorſchrift. 

8 25 ($& 64*). I. Die Orts-Krankenkaſſe fann unter ihrem Namen Rechte 
erwerben und Berbindlichfeiten eingehen, vor Gericht klagen und verflagt werden. 

II. Für alle Verbindlichkeiten der Kaffe haftet den Kaffengläubigern nur das 
Vermögen ber Kaſſe. 

$ 26 ($ 64*). I. Für ſämmtliche Kaflenmitglieder beginnt das Recht auf 
die Unterftügungen der Kaffe zum Betrage der geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der 
Kaffe (8 20) mit dem Zeitpunkte, in welchem fie Mitglieder der Kaffe geworben 
find ($ 19). Von Kaſſenmitgliedern, welche nachweilen, daß fie bereit einer 
anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge zur Gemeinde-Krankenverſicherung 
geleiftet haben, und daß zwiichen dem Zeitpunft, mit welchem fie aufgehört haben, 
einer ſolchen Stranfenfafje anzugehören oder Beiträge zur Gemeinde-Krankenver— 
fiherung zu leiften und dem Zeitpunfte, in welchen fie Mitglieder der Orts— 
Krankenkaſſe geworden find, nicht mehr als dreizehn Wochen liegen, darf ein Ein- 
trittögeld nicht erhoben werden, 

III. Soweit die vorstehenden Beitimmungen nicht entgegenitehen, kann durch 
Kaflenftatut beftimmt werben, dab das Necht auf die Unterftügungen der Kaffe 
erit nad Ablauf einer Karenzzeit beginnt, und daß neueintretende Kaſſenmitglieder 
ein Gintrittögeld zu zahlen haben. Die Karenzzeit darf den Zeitraum von ſechs 
MWocen, das Eintrittägeld darf den Betrag des für ſechs Wochen zu leitenden 
Kaffenbeitrages nicht überfteigen. 

IV. Kaſſenmitgliedern, welche gleichzeitig anderweitig gegen Krankheit ver: 
fihert find, ift die ftatutenmäßige Krankenunterftügung foweit zu fürzen, als fie, 
zufammen mit der aus anderweiter Verfiherung bezogenen Sranfenunterftügung, 
den vollen Betrag ihres durdichnittlichen Tagelohnes überfteigen würde. Durd) 
das Kaſſenſtatut kann diefe Kürzung ganz oder theilweije aufgehoben werden. 

V. Durd) das KHaffenitatut kann ferner beitimmt werben: 

1. daß Kaſſenmitglieder, welche die Kaffe wiederholt durch Betrag geſchädigt 

haben, von der Mitgliedihaft auszuschließen find; 

2. daß Mitgliedern, welche ſich die Krankheit vorjäglich oder durch ſchuld— 

hafte Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit 
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oder geſchlechtliche Ausſchweifung zugezogen haben, das ftatutenmäßige 
Krankengeld gar nicht oder nur theilweile zu gewähren ift; 

3. dab einem Mitgliede, weldes die ftatutenmäßige Stranfenunterftügung 
ununterbrochen oder im Laufe eines Kalenderjahres für dreizehn Wochen 
bezogen hat, bei Eintritt einer neuen Krankheit nur der gefetliche Mindeſt— 
betrag der SKranfenunterftügung und die volle ftatutenmäßige Kranken— 
unterftügung erſt wieder gewährt wird, wenn zwiſchen ber legten Unter: 
ftügung und dem Gintritt ber neuen Krankheit ein Zeitraum bon brei= 
zehn Wochen oder mehr Liegt; 

4. dab Perſonen, welche der Verſicherungspflicht nicht unterliegen und frei- 
willig der Kaſſe beitreten, erft nah Ablauf einer auf höchſtens ſechs 
Wochen vom Beitritte ab zu bemeflenden Frift Stranfenunterftügung 
erhalten; 

5. daß aud andere als die in den 88 1 bis 3 genannten Perjonen als 
Mitglieder der Kaſſe aufgenommen werden können. 

V. Abänderungen des Statut, durch welche die bisherigen Kaſſenleiſtungen 
herabgeiegt werben, finden auf ſolche Mitglieder, melden bereitö zur Zeit ber 
Abänderung ein Unterftügungsanfpruch wegen eingetretener Krankheit zufteht, für 
die Dauer diejer Krankheit feine Anwendung. 

$ 27. Saflenmitglieder, welche aus der die Mitgliedſchaft begründenden 
Beihäftigung ausſcheiden und nicht zu einer Beichäftigung übergehen, vermöge 
welcher fie Mitglieder einer anderen der in den 88 16, 59, 69, 73, 74 bezeich- 
neten Krankenkaſſen werden, bleiben jo lange Mitglieder, als fie fih im Gebiete 
des Deutichen Neiches aufhalten, fofern fie ihre dahin gehende Abficht binnen 
einer Woche dem Staffenvoritande anzeigen. Die Zahlung der vollen ftatuten: 
mäßigen Staffenbeiträge zum erften Fälligfeitötermine ift der ausdrücklichen Anzeige 
gleich zu erachten. 

II. Die Mitgliedihaft erlifcht, wenn die Beiträge an zwei aufeinander fol- 
genden Zahlungsterminen nicht geleiftet werben. 

II. Durch Kaſſenſtatut fann beftimmt werden, daß für nicht im Bezirk der 
Gemeinde ſich aufhaltende Mitglieder der im erften Abjage bezeichneten Art an 
die Stelle der im $ 6 Abf. 1 Nr. 1 bezeichneten Leiftungen eine Erhöhung des 
Stranfengeldes um die Hälfte feines Betrages tritt. 

IV. Ueber die Cinjendung der Beiträge, die Auszahlung der Unterftügungen 
und die Srantenfontrole für die nicht im Bezirke der Gemeinde ſich aufhaltenden 
Perſonen hat das Kaſſenſtatut Beitimmung zu treffen. 

8 28 ($ 64*). Saffenmitglieber, welche erwerbslos werden, behalten für Die 
Dauer ihrer Erwerbälofigfeit, jedoh nicht für einen längeren Zeitraum als fie 
der Kaffe angehört haben und hödjitens für drei Wochen ihre Anſprüche auf die 
geieglihen Minbdeftleiftungen der Safe. 

8 29 ($ 64*), 1. Die Mitglieder find der Kaffe gegenüber lediglich zu den 
auf Grund diejes Geſetzes und des Kaſſenſtatuts feftgeitellten Beiträgen verpflichtet. 

II. Zu anderen Zweden als den jtatutenmäßigen Unterftüßungen, ber ftatuten- 
mäßigen Anfammlung und Ergänzung des Nejervefonds und ber Dedung ber 
Berwaltungstoften dürfen weder Beiträge von Mitgliedern erhoben werden, nod) 
Verwendungen aus dem Vermögen der Kafle erfolgen. 

8 30 (8 64). Entſtehen Zweifel darüber, ob die im Kaſſenſtatut vorge— 
nommene Bemeſſung der Beiträge der Anforderung des $ 22 entipridt, jo Hat 
die höhere Verwaltungäbehörde vor der Ertheilung der Genehmigung eine ſach— 
verjtändige Prüfung herbeizuführen und falls diefe die Unzulänglichkeit der Bei— 
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träge ergibt, die Ertheilung der Genehmigung von einer Erhöhung der Beiträge 
oder einer Minderung der Unterftügungen bis auf den geleglichen Mindeftbetrag 
($ 20) abhängig zu machen, 

8 31 (8 64*). I. Bei der Errichtung der Kaffe dürfen die Beiträge, foweit 
fie den Kaflenmitgliedern jelbft zur Laft fallen (vergl. $ 52), nicht über zwei 
Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes ($ 20) feſtgeſetzt werben, fofern folches 
niht zur Dedung der Minbeftleiltungen der Kaffe ($ 20) erforderlich ift. 

II. Eine jpätere Erhöhung der Beiträge über diefen Betrag, welcher nicht 
zur Dedung der Mindeftleiftungen erforderlich wird, ift nur bis zur Höhe von 
drei Prozent des durchſchnittlichen Taglohnes und nur dann zuläffig, wenn die— 
jelbe ſowohl von der Vertretung der zu Beiträgen verpflichteten Arbeitgeber (vergl. 
$ 38) als von derjenigen der Saffenmitglieder beſchloſſen wird. 

$ 32 (8 64*). I. Die Orts-Krankenkaſſe hat einen Nefervefonds im Mindeſt— 
betrage einer durchſchnittlichen Jahresausgabe anzuſammeln und erforderlichen Falles 
bis zu dieſer Höhe zu ergänzen. 

II. So lange der Reſervefonds diefen Betrag nicht erreicht, ift demfelben 
mindeſtens ein Zehntel des Jahresbeitrages der Kaſſenbeiträge zuzuführen. 

$ 33 (8 64*). I. Ergibt ſich aus den Jahresabſchlüſſen der Kaffe, daß die 
Einnahmen derjelben zur Dedung ihrer Ausgaben einſchließlich der Nüdlagen zur 
Anfammlung und Ergänzung des Neferbefonds nicht ausreichen, fo ift entweder 
unter Berüdfihtigung der VBorichriften des 8 31 eine Erhöhung der Beiträge 
oder eine Minderung der Kaſſenleiſtungen herbeizuführen. 

II. Ergibt fi) dagegen aus den Jahresabihlüffen, daß die Jahreseinnahmen 
die Jahresausgaben überfteigen, fo iſt, falls der Nejervefonds das Doppelte des 
geieglihen Mindeftbetrages erreicht hat, entweder eine Ermäßigung der Beiträge 
oder unter Berüdjihtigung der Vorſchriften der 88 21 und 31 eine Erhöhung 
der Staffenleiftungen herbeizuführen. 

III. Unterläßt die Vertretung der Kaffe, diefe Abänderungen zu beichließen, 
jo hat die höhere Verwaltungsbehörde die Beſchlußfaſſung anzuordnen und falls 
diefer Anordnung feine Folge gegeben wird, ihrerieitö die erforderliche Abänder— 
ung deö Hafjenftatuts von Amtswegen mit recht3verbindlicher Wirkung zu vollziehen. 

8 34 (8 64*). I. Die Kaſſe muß einen von der Generalverfammlung ($ 37) 
gewählten VBorftand haben. Die Wahl, welche, abgejehen von der den Arbeit: 
gebern nah $ 38 zuiftehenden Vertretung, aus der Mitte der Kaffenmitglieder 
erfolgt, findet unter Leitung des Vorftandes ftatt. Nur die erite Wahl nad) 
Errichtung der Kaffe, ſowie ſpätere Wahlen, bei welchen ein Vorſtand nicht vor- 
handen ift, werben von einem Vertreter der Auffichtsbehörde geleitet. Ueber die 
Wahlverhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen. 

II. Der Borftand hat über jede Aenderung in feiner Zulammenfeßung und 
über das Ergebniß jeder Wahl der Auffichtsbehörde binnen einer Woche Anzeige 
zu eritatten. Iſt die Anzeige nicht erfolgt, jo fanı die Aenderung dritten Per: 
jonen nur dann entgegengelegt werden, wenn bewieſen wird, daß fie legteren 
befannt war. 

$ 35 (8 64*). I. Der Vorftand vertritt die Kaffe gerichtlih und außer: 
gerichtlich und führt nad Maßgabe des Kaſſenſtatuts die laufende Verwaltung 
derfelben. Die Vertretung erftredt ſich aud auf diejenigen Geichäfte und Rechts— 
handlungen, für welde mad den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. 
Durd das Statut kann einem Mitgliede oder mehreren Mitgliedern des Vor: 
ftandes die Bertretung nad) außen übertragen werden. 

U. Zur Legitimation des Vorftandes bei allen Rechtsgeſchäften genügt die 
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Beiheinigung der Auffichtsbehörde, daß die darin bezeichneten Perfonen zur Zeit 
den Borftand bilden. 

8 36 ($ 64*). I. Soweit die Wahrnehmung der Angelegenheiten der Kaffe 
nicht nad) Vorichrift des Geſetzes oder des Statut3 dem Vorſtande obliegt, fteht 
die Beihlußnahme darüber der Generalverfammlung zu. Derfelben mu vor: 
behalten bleiben : 

1. die Abnahme der Jahresrehnung und die Befugniß, dieſelbe vorgängig 

durch einen bejonderen Ausihuß prüfen zu laſſen; 

2. die Verfolgung von Anſprüchen, welde der Kaſſe gegen Vorſtandsmit— 

glieder aus deren Amtsführung erwachſen, durd Beauftragte ; 

3. die Beſchlußnahme über Abänderung der Statuten. 

8 37 (8 64*). I. Die Generalverfammlung befteht nad Beitimmung des 
Statuts entweder aus fämmtlichen Kaffenmitgliedern, welche großjährig und im 
Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find, oder aus Mertretern, welche von den 
bezeichneten Mitgliedern aus ihrer Mitte gewählt werden. 

II. Die Generalverfammlung muß aus Vertretern beftehen, wenn die Kaſſe 
fünfhundert oder mehr Mitglieder zählt. 

Ill. Beiteht die Generalverfammlung aus Bertretern, jo findet die Wahl 
berjelben unter Leitung des Vorſtandes ſtatt. Nur die erjtmalige Wahl nad 
Errichtung der Kaffe, ſowie ipätere Mahlen, bei welchen ein Borftand nicht vor— 
handen iſt, werden von einem Vertreter der Auffichtsbehörde geleitet. 

$ 38 (8 64*). I. Urbeitgeber, welde für die von ihnen beichäftigten Mit— 
glieder einer Orts-Krankenkaſſe an dieſe Beiträge aus eigenen Mitteln zu zahlen 
verpflichtet find ($ 52), baben Anſpruch auf Vertretung im Borftande und der 
Generalverfammlung der Kaſſe. 

II. Die Vertretung ift nad) dem Verhältniß der von den Arbeitgebern aus 
eigenen Mitteln zu zahlenden Beiträge zu dem Gelammtbetrage der Beiträge zu 
bemefjen. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf ben Arbeitgebern weder in 
der Generalverſammlung, nod im Vorſtande eingeräumt werben. 

III. Die Wahlen der Generalverfammlung zum Vorſtande werden getrennt 
von Arbeitgebern und Stafjennitgliedern vorgenommen. 

IV. Durd das Statut fann beſtimmt werben, daß Arbeitgeber, welche mit 
Zahlung der Beiträge im Rüditande find, von der Bertretung und ber Wahl- 
berechtigung auszuichließen find. 

$ 39 ($ 64*). 1. Wird die Wahl des Vorſtandes von der Generalver: 
fammlung oder die Wahl der Vertreter zur Generalverfammlung durd die Wahl- 
berechtigten verweigert, fo tritt an ihre Stelle Ernennung der Mitglieder des 
Vorſtandes oder der Generalverfammlung durd die Aufjichtöbehörde. 

$ 40 (8 64*). 1. Die Einnahmen und Ausgaben der Kaſſe find von allen 
den Zweden der Kaſſe fremden Wereinnahmungen und Verausgabungen getrennt 
feftzuftellen; ihre Beftände jind gejondert zu verwahren. 

Il. Werthpapiere, welche zum Bermögen der Kaſſe gehören und nit ledig: 
lich zur vorübergehenden Anlegung zeitweilig verfügbarer Betriebögelder für die 
Kaſſe erworben find, find bei der Auflicht3behörde oder nad deren Anmweilung 
verwahrlich niederzulegen. 

III. Verfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen Sparkaffen oder wie Die 
Gelder Bevormundeter angelegt werben. 

IV. Sofern bejondere geſetzliche WVorjchriften über Anlegung der Gelber 
Benormundeter nicht beftehen, fann die Anlegung der verfügbaren Gelder in 
Schuldverihreibungen, mwelde von dem Deutichen Reiche, von einem deutjchen 
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Bundesſtaat oder dem Neichslande Elfaß-Lothringen mit gejeglicher Ermächtigung 
ausgeftelt find, oder in Schulbverichreibungen, deren Verzinfung von dem 
Deutichen Neiche, von einem deutichen Bundesſtaate oder dem Reichslande Elſaß— 
Lothringen geleglih garantirt ift, oder in Schuldverichreibungen, welde von 
deutihen kommunalen Korporationen (Provinzen, Streiien, Gemeinden 2c.) oder 
von deren Streditanftalten auögeftellt und entweder feitens der Inhaber kündbar 
find oder einer regelmäßigen Amortifation unterliegen, erfolgen. Auch können 
die Gelder bei der Reichsbank verzinslicd angelegt werden. 

$ 41 (64*). I. Die Kaffe ift verpflichtet, in den vorgeichriebenen Frijten 
und nach den vorgeichriebenen Formularen Meberfichten über die Mitglieder, über 
die Krankheits- und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und die geleijteten 
Unterftügungen, fowie einen Rechnungsabſchluß der Aufſichtsbehörde einzureichen. 

1l. Die höhere Berwaltungsbehörde ift befugt, über Art und Form der 
Rehnungsführung Vorichriften zu erlafien. 

$ 42 ($ 64*). 1. Die Mitglieder des Borftandes, jowie Rechnungs- und 
Kaffenführer haften der Kaffe für pflichtgemäße Verwaltung wie Vormünder ihren 
Mündeln. 

ll. Berwenden fie verfügbare Gelder der Kaffe in ihrem Nugen, jo können 
fie unbeſchadet der ftrafrechtlihen Verfolgung durch die Auffichtsbehörde angehalten 
werden, das in ihrem Nuten verwendete Geld von Beginn der Verwendung an 
zu verzinien. Den Zinsfuß beſtimmt die Auffichtsbehörde nach ihrem Ermeſſen 
auf acht bis zwanzig vom Hundert. » 

III. Handeln ſie abfichtlih zum Nachtheil der Kaffe, fo unterliegen fie der 
Beitimmung des 8 266 des Strafgeiegbudes. 

$ 43 (8 64*). I. Mehrere Gemeinden können fih durch übereinftimmende 
Beihlüffe zur Errihtung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen für ihre Bezirke ver: 
einigen. 

U. Dur Beihluß eines weiteren Stommunalverbandes fann für deſſen 
Bezirk oder für Theile desjelben die Errihtung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen 
angeordnet werden. 

111. Wo weitere Kommunalverbände nicht bejtehen, kann die Errichtung 
gemeinjamer Orts-Krankenkaſſen durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde 
für einzelne Theile ihres Verwaltungsbezirfes angeordnet werden. 

IV. Derartige Beichlüffe und Verfügungen müſſen zugleich Beltimmungen 
darüber treffen, für welche. Gewerbözweige oder Betriebsarten die gemeinfamen 
Orts-Krankenkaſſen errichtet und von welcher Behörde für die leßteren die den 
Gemeindebehörden übertragenen Obliegenheiten wahrgenommen werben follen. 

V. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungs: 
behörde. Dieje kann vor Grtheilung der Genehmigung den bei der Errichtung 
der gemeinfamen Krankenkaſſen betheiligten Perſonen zu einer Meußerung darüber 
Gelegenheit geben und die Genehmigung verjagen, wenn aus der Mitte der 
Betheiligten Wideripruch dagegen erhoben wird. 

VI. Gegen die Verfügung der höheren Werwaltungäbehörde, durch welche 
die Genehmigung verjagt oder ertheilt oder die Errichtung einer gemeinjamen Orts: 
Krankenkaſſe angeordnet wird, fteht den betheiligten Gemeinden und Kommunal: 
verbänden innerhalb vier Wochen die Beichwerde an die Zentralbehörde zu. 

$ 44 ($ 64*). 1. Die Auffiht über die Orts-Krankenkaſſen wird unter 
DOberaufjicht der höheren Verwaltungsbehörde in Gemeinden von mehr als zehn: 
taujend Einwohnern von den Gemeindebehörden, übrigen® von den jeitens der 
Zandesregierungen zu beitimmenden Behörden wahrgenonmen. 
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8 45 ($ 66). I. Die Auffihtsbehörde überwacht die Befolgung der geiles: 
lihen und jtatutariihen Vorichriften und fann dieſelbe durch Androhung, Felt: 
jegung und Vollftredung von Ordnungsſtrafen gegen die Mitglieder des Kaſſen— 
vorftandes erzivingen. 

II. Sie ift befugt, von allen Verhandlungen, Büchern und Rechnungen der 
Kaffe Einfiht zu nehmen und die Kaffe zu revidiren. 

III. Sie kann die Berufung der Hafjenorgane zu Sigungen verlangen und, 
fall3 diefem Verlangen nicht entiprochen wird, die Sigungen felbft anberaumen. 

IV. In den auf ihren Anlaß anberaumten Sitzungen fann fie die Leitung 
der Verhandlungen übernehmen. 

846. 1. Sämmtliche oder mehrere Orts-Krankenkaſſen innerhalb des Bezirks 
einer Auffichtöbehörde können durch übereinftimmende Befchlüffe ihrer Generalver— 
fammlungen zu einem Verband zum Zwecke: 

1. der Anjtellung eines gemeinfamen Rechnungs: und Kaſſenführers, 

2. der Abichließung gemeinjamer Verträge mit Werzten, Apothefen und 

Stranfenhäufern, 

3. der Anlage und des Betriebes gemeinjamer Anitalten zur Heilung und 
Berpflegung erkrankter Mitglieder 

fih vereinigen. 

II. Die Vertretung des Kaffenverbandes und die Geihäftsführung für den— 
jelben wird nad) Maßgabe eines von der höheren Verwaltungsbehörbe zu geneh— 
migenden Statuts durch einen von den Porftänden der betheiligten Kaffen zu 
mwählenden oder, jo lange eine Wahl nicht zu Stande fommt, von der Aufſichts— 
behörde zu ernennenden Vorſtand wahrgenommen. 

III. Die Ausgaben des Verbandes werben duch Beiträge der betheiligten 
Kaſſen gebedt, welche in Ermangelung anderweiter durch Uebereinkommen berjelben 
getroffenen Regelung nad) der Zahl der Kaſſenmitglieder umgelegt werben. 

$ 47 (Abf. 5: 8 68 Abi. 5). I. Die Schließung einer Orts-Krankenkaſſe 
muß erfolgen: 

1. wenn die Zahl der Mitglieder dauernd unter fünfzig finkt, 

2. wenn ſich aus den Jahresabichlüffen der Kaſſe ergibt, daß die gefeßlichen 
Mindeftleiftungen auch nad erfolgter Erhöhung der Beiträge der Ber: 
fiherten auf drei Prozent des durdichnittlihen Taglohnes ($ 20) nidt 
gededt werden können und gegen bie weitere Erhöhung der Beiträge aus 
der Mitte der Beitragspflidhtigen Widerjprud erhoben wird. 

Il. Die Auflöfung kann erfolgen, wenn fie von der Gemeindebehörbe unter 

Zuitimmung der Generalverjammlung beantragt wird. 

II. Die Schließung oder Auflöfung erfolgt durch Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde, welde nad) Maßgabe des 8 24 angefochten werden fanı. 

IV. Wird eine Orts-Krankenkaſſe geichloflen oder aufgelöft, jo find Die vers 
fiherungspflichtigen Perſonen, für welche fie errichtet war, anderen Ort3-Stranfen=- 
kaſſen und, joweit dies nicht ohne Benachtheiligung anderer Orts-Krankenkaſſen 
geichehen kann, der Gemeinde-Krankenverſicherung zu überweilen. 

V. Das etwa vorhandene Vermögen der Kaffe ift in dieſem Falle zunächſt 
zur Berichtigung der etwa vorhandenen Schulden und zur Dedung der bor ber 
Schließung oder Auflöfung bereits entftandenen Unterſtützungsanſprüche zu vers 
wenden. Der Reit fällt nah Enticheidung der höheren Verwaltungsbehörde den— 
jenigen Orts-Krankenkaſſen, ſowie der GemeindesStranfenverficherung zu, welchen 
die der geichlofienen oder aufgelöften Kaffe angehörenden Perſonen überwieſen 
werden. 
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VI. Die Vorſchrift des eriten Abſatzes findet feine Anwendung, wenn nad) 
dem Urtheil der höheren Bermwaltungsbehörde die Gewährung der gejeglichen 
Mindeitleiftungen durd vorhandenes Vermögen oder durch andere außerordentliche 
Hilfsquellen gefichert ift. 

8 48. 1. Orts-Krankenkaſſen, welde auf Grund der 88 16, 17 für ver: 
fiherungöpflichtige Perſonen verichiedener Gemwerbözweige oder Betriebäarten ers 
richtet find, können nad Anhörung der Gemeinde aufgelöft werden, mens die 
Seneralverianmlung der Kaſſe dies beantragt. 

Il. Unter der gleihen Vorausſetzung kann die Ausscheidung der demſelben 
Gewerbszweige oder derielben Betriebsart angehörenden Kaſſenmitglieder aus der 
gemeiniamen Kaſſe erfolgen, wenn die Mehrzahl dieſer Kaflenmitglieder zuftimmt. 

III. Für Orts- Stranfentaffen, welche auf Grund des $ 43 gemeiniam für 
mehrere Gemeinden oder für einen weiteren tommunalverband errichtet find, fann 
auf Antrag einer der betheiligten Gemeinden oder der Generalverfammlung der 
betheiligten Kaffe die Auflöfung oder die Ausfcheidung der in einer oder mehreren 
der betheiligten Gemeinden beichäftigten Staffenmitglieder erfolgen. 

IV. Die Auflöjung oder Ausicheidung erfolgt durch Verfügung ber höheren 
Verwaltungsbehörde, in welder nad) Maßgabe des $ 47 Abſatz 4, 5 über bie 
Verwendung und Bertheilung des Bermögens, ſowie über die anderweitige Ver: 
fiherung der verfiherungspflidtigen Verfonen Beitimmung zu treffen ift. Gegen 
die Verfügung, durh welche die Auflöfung oder Ausjcheidung angeordnet oder 
veriagt wird, fteht den Betheiligten innerhalb vier Wochen bie Beichwerde an die 
Zentralbehörde zu. 


D. Gemeinjame Beitimmungen für die Gemeinde-ranfenverfiherung und für 
die Orts-Krankenkaſſen. 


$ 49. I. Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beichäftigte verſicherungs— 
pflichtige Perfon, für melde die Gemeinde-stranfenverficherung eintritt oder welche 
einer Orts-Krankenkaſſe angehört, ſpäteſtens am dritten Tage nad Beginn ber 
Beihäftigung anzumelden und fpäteitend am britten Tage nach Beendigung des 
Arbeitöverhältnifies wieder abzumelden. 

II. Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für die Gemeinde-$tranten- 
verficherung bei der Gemeindebehörde oder einer von dieſer zu beftimmenden 
Meldeitelle, für die Ortö-stranfenfaffen bei den durch dad Statut beſtimmten 
Stellen. 

III. Die Auffichtöbehörde fanı eine gemeinſame Mteldeitelle für die Gemeinde: 
Stranfenverfiherung und ſämmtliche Orts-Krankenkaſſen eines Bezirks errichten. 
Die Koiten derjelben find von der Gemeinde und den Ort3:Rrantentafien nad 
Maßgabe der Zahl der im Jahresdurchſchnitt bei ihnen verficherten Berfonen 
zu bejtreiten. 

8 50. Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepfliht nicht genügen, find ver— 
pflichtet, alle Aufwendungen zu eritatten, welche die Gemeinde-Stranfenverjiherung _ 
oder eine Orts-Krankenkaſſe auf Grund geieglicher oder ftatutarifcher Vorichrift 
zur Unterjtügung einer vor der Anmeldung erkrankten Perion gemacht haben. 

$ 51. Die Arbeitgeber jind verpflichtet, die Beiträge, welche nach geieg: 
licher oder ftatutarifcher Vorſchrift für die von ihnen beichäftigten Perſonen zur 
Gemeinde-Krankenverſicherung oder zu einer Orts-Krankenkaſſe zu entrichten find, 
im voraud und zwar für die eritere, jofern nicht durch Gemeindebeihluß andere 
Zahlungstermine feitgeiegt find, wöchentlich, für die lettere zu den dur Statut 
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feſtgeſetzten Zahlungsterminen einzuzahlen. Die Beiträge find fo lange fortzus 
zahlen, bis die vorichriftsmähige Abmeldung (8 49) erfolgt ift, und für den 
betreffenden Zeittheil zurüdzueritatten, wenn die abgemeldete Perſon innerhalb 
ber Zahlungöperiode aus der biäherigen Verſicherung ausjcheidet. 

$ 52. 1. Die Arbeitgeber haben ein Drittel der Beiträge, welche auf die 
von ihnen bejchäftigten verfiherungspflichtigen Berjonen entfallen, aus eigenen 
Mitteln zu leiten. " 

Il. Durd ftatutariiche Regelung (8 2) kann beitimmt werben, daß Arbeit— 
geber, in deren Betrieben Dampffeffel oder durch elementare Straft bewegte Trieb: 
werfe nicht verwendet und mehr als zwei dem Krankenverſicherungszwange unter: 
liegende Perſonen nicht beichäftigt werden, von ber Verpflihtung zur Leiftung 
von Beiträgen aus eigenen Mittel befreit find. 

$ 53. I. Die Arbeitgeber find berechtigt, den von ihnen beihäftigten Per— 
onen die Beiträge, welche fie für diefelben einzahlen, ſoweit fie folche nicht nad 
$ 52 aus eigenen Mitteln zu leiften haben, bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung 
in Abzug zu bringen, foweit fie auf dieſe Lohnzahlungsperiode antheilöweije 
entfallen. 

11. Auf Streitigkeiten zwijchen dem Arbeitgeber und den von ihm beichäf- 
tigten Berjonen über die Berehnung und Anrechnung der von diefen zu leiften- 
den Beiträge findet $ 128a der Gewerbeordnung Anwendung. 

S 54 ($ 64*). Ob und im wieweit die Vorfchriften der $$ 49 bis 53 auf 
die Arbeitgeber der im 8 2 unter 1 bis 6 bezeichneten Perſonen Anwendung 
finden, ift durch ftatutariiche Beitimmung zu regeln; diefelbe bedarf der Genehmig— 
ung der höheren Berwaltungsbehörbe. 

$ 55. Rückſtändige Beiträge werden in bderielben Weiſe beigetrieben, wie 
Gemeindeabgaben. Diefelben haben das Vorzugsrecht des & 54 Nr. 1 der 
Reichs-Konkursordnung vom 10. Februar 1877. 

$ 56. Die dem Unterftügungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zus 
jtehenden Forderungen können mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch 
übertragen, noch gepfändet und dürfen nur auf geichuldete Beiträge aufgerechnet 
werben. 

$ 57. I. Die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Nerpflihtung von 
Gemeinden oder Armenverbänden zur Interftügung bifsbedürftiger Perjonen, ſo— 
wie die auf Gejeg oder Bertrag beruhenden Anſprüche der Berficherten gegen 
Dritte werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 

Il. Soweit auf Grund diefer Verpflichtung Unterſtützungen für einen Zeit— 
raum geleiftet find, für welden dem Ilnterftüsten auf Grund dieſes Geſetzes ein 
Unterftügungsanfpruch zuftebt, geht der letztere im Betrage der geleifteten Unter— 
ftügung auf die Gemeinde oder den Armenverband über, von welchen die Unter— 
ſtützung geleiftet iſt. 

Il. Das gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und Kaſſen, welche die 
den bezeichneten Gemeinden und WUrmenverbänden obliegende Verpflichtung zur 
Unterftügung auf Grund gejeglicher Vorschrift erfüllt haben. 

IV. Iſt von der Gemeindesstranfenverfiherung oder von der Ortö-stranfen- 
faffe Unterftügung in einem Stranfheitsfalle geleiftet, für welden dem Berficher: 
ten ein gejeglicher Entihädigungsanipruch gegen Dritte zufteht, jo geht dieſer 
Anipruc in Höhe der geleifteten Unterftügung auf die Gemeinde-Krankenverſicher— 
ung oder die Orts-Krankenkaſſe über. 

V. In Fällen diefer Art gilt ala Erjag der in $6 Abi. 1 Nr. 1 be 
zeichneten Leiftungen die Hälfte des geſetzlichen Mindeftbetrages des Krankengeldes. 
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8 58. I. Streitigfeiten, welche zwiichen den auf Grund dieſes Gefeges zu ver- 
fihernden Perſonen oder ihren Arbeitögebern einerjeitö und der Gemeinde-Kranken— 
verjiherung oder ber Ortskrankenkaſſe andererfeit3 über die Verpflihtung zur 
Leiftung oder Einzahlung von Beiträgen oder über Unterftügungsaniprüche ent: 
ftehen, werden von der Auffichtsbehörde entichieden. Gegen deren Entjcheidung 
findet binnen zwei Wochen nad Zuftellung bderjelben die Berufung auf den 
Rechtsweg mittels Erhebung der Klage ſtatt. Die Entſcheidung ift vorläufig 
vollftredbar, joweit es fih um Streitigkeiten handelt, welche Unterftügungsans 
ſprüche betreffen. 

II. Streitigleiten über die im $ 57 Abf. 2 bis 4 bezeichneten Ansprüche 
werden im Berwaltungditreitverfahren entſchieden. Wo ein jolches nicht beiteht, 
findet die Vorjchrift des Abi. 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß die vor: 
läufige Vollitredbarfeit der Entſcheidung der Aufſichtsbehörde ausgeſchloſſen ift. 


E. Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſen. 


8 59. Krankenkaſſen, welche für einen der im $ 1 bezeichneten Betriebe 
oder für mehrere dieſer Betriebe gemeinfam in der Weile errichtet werben, daß 
auf dem Mege des Arbeitsvertrages (Fabrikordnung, Reglement u. f. mw.) durd) 
die in dem Betriebe beichäftigten Perfonen zum Beitritt verpflichtet werden, 
unterliegen den nachfolgenden Borjchriften. 

8 60. I, Ein Iinternehmer, welcher in einem Betriebe oder in mehreren 
Betrieben fünfzig oder mehr dem Stranfenverfiherungsziwange unterliegenbe 
Perſonen beichäftigt, iſt berechtigt, eine Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe zu 
errichten. 

II. Er fanı dazu durch Anordnung der höheren Berwaltungsbehörbe ver: 
pflichtet werden, wenn dies von der Gemeinde, in welder die Beihäftigung 
ftattfinbet, oder von der Krankenkaſſe, welder die beichäftigten Perſonen anges 
hören, beantragt wird. Bor der Anordnung ift dem Unternehmer, fowie ben 
von ihm beichäftigten Perionen oder von diefen gewählten Bertretern und falla 
der Antrag von einer Orts-Krankenkaſſe ausgegangen ift, auch der Gemeinde zu 
einer Aeußerung darüber Gelegenheit zu geben. 

$ 61. I. Unternehmer eines Betriebes, welcher für die darin bejchäftigten 
Perſonen mit bejonderer Krankheitsgefahr verbunden it, können aud dann, wenn 
fie weniger als fünfzig Perlonen beichäftigen, zur Grridtung einer Betriebs— 
(Fabrik-) Krankenkaſſe angehalten werden. 

II. Unternehmern eines Betriebes, in welchem weniger als fünfzig Perſonen 
beihäftigt werden, fan die Errichtung einer Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe 
geitattet werden, wenn die nachhaltige Yeiltungsfähigfeit der Staffe in einer von 
der höheren Verwaltungsbehörde für ausreichend erachteten Weije fichergeftellt iit. 

$ 62. I. linternehmer, welche der Berpflichtung, eine Betriebs: (Fabrik) 
Krankenkaſſe zu errichten, innerhalb der von der höheren Verwaltung3behörde zu 
beitimmenden Frift nicht nachkommen, find verpflichtet, für jede in ihrem Betriebe 
beichäftigte, dem PVerfiherungszwange unterliegende Perſon Beiträge bis zu fünf 
Prozent des verdienten Lohnes aus eigenen Mitteln zur Gemeinbe: Krankenver⸗ 
ſicherung oder zur Orts-Krankenkaſſe zu leiſten. 

II. Die Höhe der zu leiſtenden Beiträge wird nach Anhörung der Gemeinde— 
behörde von der höheren Verwaltungsbehörde endgiltig feſtgetzt. 

8 63. I. Verſicherungspflichtige Perſonen, welche in dem Betriebe, für 
welchen eine Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe errichtet ift, beichäftigt werden, 
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gehören mit dem Tage des Eintritts in die PBeichäftigung der Kaſſe als Mit: 
glieder an, ſofern fie nicht nachweislich Mitglieder einer der in den 88 73, 74 
75 bezeichneten Kaſſen find. 

II. Nichtverfiherungspflichtige in dem Betriebe beichäftigte Perfonen haben 
das Necht, der Kaſſe beizutreten. Der Beitritt erfolgt durch fchriftliche oder 
mündliche Anmeldung bei dem Staffenvoritande, gewährt aber feinen Anspruch 
auf Unterftügung im Falle einer bereit® zur Zeit diefer Anmeldung eingetretenen 
Erkrankung. 

III. Verſicherungspflichtigen Perſonen iſt der Austritt mit dem Schluß des 
Rechnungsjahres zu geſtatten, wenn ſie denſelben mindeſtens drei Monate vorher 
bei dem Vorſtande beantragen und vor dem Austritt nachweiſen, daß ſie einer 
der in 8 75 bezeichneten Kaſſen angehören. 

IV. Nichtverfiherungspflichtige Perſonen, welche die Beiträge an zwei auf: 
einander folgenden Zahlungsterminen nicht geleiltet haben, ſcheiden damit aus 
ber Kaffe aus. 

$ 64. Die $$ 20 bis 42 finden auf die Betriebs: (Fabrik:) Krankenkaſſen 
mit folgenden Ndbänderungen Anwendung: 


1. Durch Beitimmung des Statut3 fünnen die Beiträge und Unterftügungen 
statt nach durdyichnittlichen QTagelöhnen ($ 20) in Prozenten des mirf: 
lihen Arbeit3verdienftes der einzelnen Verſicherten fejtgeiegt werden, ſo— 
weit diefer vier Marf für den Tag nicht überfteigt. 

2. Das Kaſſenſtatut ($ 23) iſt durch den Betriebsunternehmer in Verſon 
oder durch einen Beauftragten nach Anhörung der beichäftigten Berionen 
oder der von denfelben gewählten Vertreter zu errichten. 

3. Durh das Kaſſenſtatut kann dem Betriebsunternehmer oder einem Per: 
treter desjelben der Vorfig im Vorftande und in der Generalveriammlung 
übertragen werden. 

4. Die Rechnungs: und Kaffenführung iſt unter Verantwortlichkeit und auf 
Koſten des Betriebsunternehmers durch einen von demſelben zu beitellen: 
den Rechnungs- und Staffenführer wahrzunehmen. Verwendungen von 
ftaflengeldern in den Nuten der Betriebsunternehmer fallen unter die 
Rorichrift des $ 42 Abi. 2. 

5. Reichen die Beftände einer auf Grund der Vorichrift des $ 61 errichte 
ten Betriebs: (Fabrik) Krankenkaſſe nicht aus, um die laufenden Aus— 
gaben berjelben zu deden, jo find don dem Betriebsunternehmer die er— 
forderliben Vorſchüſſe zu leiten. 

6. Die aus dem Betriebe ausgeichiedenen Perionen, welche auf Grumd der 
Vorſchrift des $ 27 Mitglieder der Kaſſe bleiben, können Stimmredte 
nicht ausüben und Kaſſenämter nicht befleiden. 

8 65. 1. Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, die ftatutenmäßigen 
Beiträge für die von ihnen beichäftigten verficherungspflichtigen Kaſſenmitglieder 
zu den durd das Kaſſenſtatut feitgefesten Zahlungsterminen in die Kaſſe einzu— 
zahlen und zu einem Drittel aus eigenen Mitteln zu leilten. 

II. Sie find beredhtigt, diele Beiträge zu zwei Dritteln den Kaffenmitgliedern, 
für melde fie dielelben einzahlen, bei jeder regelmäßigen Lohnzahlung in Abzug 
zu bringen, foweit fie auf die Yohnzablungsperiode antheilsweile entfallen. 

III. Werden die geieglihen Mindeitleiftungen der Kalle ($ 20) durch die 
Beiträge, nachdem diefe für die Verficherten drei Prozent der durdichnittlichen 
Tagelöhne oder des Arbeitöverdienites erreicht haben, nicht gedeckt, jo hat ber 
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Betrieböunternehmer die zur Dedung derielben erforberlihen Zuſchüſſe aus eigenen 
Mitteln zu leiiten. 

IV. Auf Streitigkeiten zwiichen dem Betriebsunternehmer und den von ihm 
beichäftigten Perjonen über die Berechnung und Anrechnung der Beiträge der 
legteren findet $ 1202 der Gewerbeordnung Anwendung. 

V. Die $$ 55 bis 58 finden aud auf Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſen 
Anwendung. 

8 66. 1. Auf die Beauffichtigung der Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſen 
finden die 88 44, 45 Abi. 1 bis 4 Anwendung. 

Il. Die Aufiichtöbehörde ift befugt, Aniprüche, welche der Kaſſe gegen ben 
Betriebsunternehmer aus der Rechnungs- und Kaſſenführnng erwachſen (vergl. 
8 64 Nr. 4), in Vertretung der Kaſſe entweder jelbjt oder durch einen von ihr 
zu beitellenden Vertreter geltend zu machen. 

8 67. 1. Wird der Betrieb oder werden die Betriebe, für welche die Kaffe 
errichtet ijt, zeitweilig eingeftellt oder jo weit eingeichräntt, daß die Zahl der 
darin beichäftigten verfiherungspflichtigen Perſonen unter die doppelte Zahl ber 
ftatutenmäßigen Vorftandsmitglieder finkt, jo kann die Verwaltung von der Auf— 
fihtsbehörde übernommen werden, welche diefelbe durch einen von ihr zu bes 
jtellenden Vertreter wahrzunehmen hat. 

ll. Das vorhandene Staflenvermögen, die Nechnungen, Bücher und Jonftigen 
Aktenſtücke der Kaffe find in diefem Falle der Aufſichtsbehörde auszuliefern. 

III. Boritehende Beitimmungen finden feine Anwendung, wenn die zeitweilige 
Einftellung oder Einjchränfung eine durch die Art des Betriebes bedingte perio- 
dijch wiederkehrende ift. 

8 68. I. Die Kaſſe iſt zu Schließen: 

l. wenn der Betrieb oder die Betriebe, für welche fie errichtet ift, aufge— 
löſt werden; 

2. ſoweit nicht auf den Betrieb, für welchen die Kaffe errichtet ift, die Vor: 
ichrift des 8 61 Abi. 1 Anwendung findet, wenn die Zahl der im Betriebe 
beihäftigten verfiherungspflichtigen PBerjonen dauernd unter die gejegliche 
Mindejitzahl ($ 60) ſinkt und die dauernde Leiltungsfähigfeit der Kaſſe 
nicht genügend fichergeitellt wird ($ 61 Abi. 2); 

3. wenn der Betriebsunternehmer e3 unterläßt, für ordnungsmäßige Staffen- 
und NRechnungsführung Sorge zu tragen. 

Il. In dem Falle zu 3 kann gleichzeitig mit der Schließung der Kaſſe dem 

Betriebsunternehmer die in $ 62 vorgejehene Verpflichtung auferlegt und die 
Errichtung einer neuen Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe verjagt werden. 


II. Die Kaſſe kann nad) Anhörung der betheiligten Gemeinden aufgelöft 
werben, wenn ber Betrieböunternehmer unter Zuftimmung der Generalverjamme 
lung die Auflöfung beantragt. 

IV. Die Schließung oder Auflöfung erfolgt durd die höhere Verwaltungs: 
behörde. Gegen den dieielbe ausiprechenden oder ablehnenden Beicheid, in welchem 
die Gründe anzugeben find, kann binnen zwei Wochen nad) der Zuitellung Bes 
jhwerde an die vorgelegte Behörde erhoben werden. 


V. Auf das Vermögen der geichloffenen oder aufgelöften Kaſſe finden bie 
Vorichriften des $ 47 Abi. 5 mit der Maßgabe Anwendung, daß der Reſt des 
Vermögens, fofern SKaflenmitglieder, welche einer Orts-Krankenkaſſe überwiejen 
werben, nicht vorhanden find, der Gemeindesstrantenverficherung zufält. Sind die 
zur Dedung bereits entftandener Unterſtützungsanſprüche erforderlihen Mittel nicht 
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vorhanden, fo find die letteren vor Schließung oder Auflöfung der Kaffe aufzu: 
bringen. Die Haftung für diefelben liegt dem Betrieböunternehmer ob. 


F. Bau-Kraukenkaſſen. 


8 69. Für die bei Eilenbahn:, Kanal, Wege, Strom:, Deich: und 
Feltungsbauten, ſowie in anderen vorübergehenden Baubetrieben beichäftigten 
Perſonen haben die Bauherrn auf Anordnung der höheren Berwaltungsbebörde 
Bau-Krankenkaſſen zu errichten, wenn fie zeitipeilig eine größere Zahl von 
Arbeitern beichäftigen. 

$ 70. Die den Bauherrn obliegende Berpflichtung kann mit Genehmigung 
der höheren Berwaltungsbehörde auf einen oder mehrere Unternehmer, welche bie 
Ausführung des Baues oder eined Theiles desielben für eigene Rechnung über: 
nommen haben, übertragen werden, wenn diejelben für die Erfüllung der Ber: 
pflichtung eine nad) dem lrtheil der höheren Berwaltungsbehörde ausreichende 
Sicherheit beitellen. 

$ 71. Bauherrn, welche den ihnen nah $ 69 auferlegten Verpflichtungen 
nicht nachkommen, haben ben von ihnen beichäftigten Perfonen für den Fall einer 
Krankheit und im Falle de Todes derjelben ihren Hinterbliebenen die im S 20 
vorgeichriebenen Unterftügungen aus eigenen Mitteln zu leiften. 

8 72. I. Die in Gemäßheit des 8 69 errichteten Krankenkaſſen ſind zu 
ſchließen: 

1. wenn der Betrieb, für welchen ſie errichtet ſind, aufgelöſt wird; 

2. wenn der Bauherr oder Unternehmer es unterläßt, für ordnungsmäßige 

Kaſſen- und Rechnungsführung Sorge zu tragen. 

II. In dem Falle zu 2 trifft den Bauherrn oder Unternehmer die im $ 71 
ausgeſprochene Berpflichtung. 

III. Im Uebrigen finden auf die in Gemäßheit des $ 69 errichteten Kranfens 
kaſſen die Vorfchriften der SS 63 bis 68 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
über die Anmenbbarfeit der Vorjchrift des $ 32 die höhere Verwaltungsbehörde 
bei Genehmigung des SKaffenftatuts, über die Verwendung des bei Schließung 
oder Auflöfung einer Kaffe verbleibenden Neftes des Kaſſenvermögens das Kaſſen— 
Statut Beftimmung treffen muß. Cine Verwendung zu Gunften de3 Bauherrn 
oder Unternehmers iſt ausgeſchloſſen. 

IV. Auf Streitigkeiten über Unterftügungsanfprüce, weldhe auf Grund bes 
8 71 gegen den Bauheren erhoben werden, findet die Vorjchrift des 8 58 Abi. 1 
Anwendung; auf Streitigkeiten über Erjakanfprüche, welde auf Grund bes $ 71 
und des $ 57 Abi. 2 gegen den Bauherrn erhoben werden, findet die Vorjchrift 
bes 8 58 Abſ. 2 Anwendung. 


G. Innungs-Krankenkaſſen. 


8 73. I. Auf Krankenkaſſen, welche auf Grund der VBorjchriften des Titels 
VI. der Gewerbeordnung von Innungen für die Gejellen und Lehrlinge ihrer 
Mitglieder errichtet werben, finden die Vorschriften der $$ 19 Abſ. 4, 20 bis 22, 
27 bis 33, 39 bis 42, 51 bis 53, 55 bis 58, 65 Abi. 3 Anwendung. 

II. Im lebrigen bleiben für diefe Kaſſen die Vorichriften des Titels VI ber 
Gewerbeordnung in Straft. 
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H. Berhältniß der Knappſchaftskaſſen und der eingejhriebenen und anderen 
Hilfskaſſen zur Krantenverfiherung. 


8 74. I]. Für die Mitglieder der auf Grund berggeleglicher Vorſchriften 
errichteten Sranfenfaffen (Knappſchaftskaſſen) tritt weder die Gemeinde-Krankenver— 
fiherung noch die Verpflichtung, einer nach Maßgabe der Vorfchriften diejes Ge- 
jeges errichteten Krankenkaſſe anzugehören, ein. 

II. Die ftatutenmäßigen Leiſtungen dieſer Kaffen in Krankheitsfällen müffen, 
jofern fie den Betrag der für die Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſen vorgefchrie- 
benen Mindeftleiftungen nicht erreichen, Tpäteltens bis zum Ablauf des Jahres 
1886 für fämmtliche Dlitglieder auf diefen Betrag erhöht werden. 

III. Die dazu erforderliche Abänderung der Statuten der Knappſchaftskaſſen 
ift, foweit fie nicht innerhalb der gedachten Friſt auf den durch die Landesgeſetze 
oder die Statuten vorgefchriebenen Wege erfolgt, durch die Auffichtsbehörden 
mit rechtöverbindlicher Wirkung vorzunehmen. 

IV. Die Borjchriften des $ 26 Abi. 1 finden auch auf Knappſchaftskaſſen 
Anwendung. 

V. Im Uebrigen bleiben die landesgeieglihen Vorichriften über die Knapp— 
ſchaftskaſſen unberührt. 

8 75. Für Mitglieder der auf Grund des Geſetzes vom 7. April 1876 
(Reichs-Geſetzblatt Seite 125) errichteten eingeichriebenen Hilfskaſſen, ſowie der auf 
Grund landesrechtlicher Vorschriften errichteten Hilfskafien, für welche ein Zwang 
zum Beitritt nicht beiteht, tritt weder die Gemeindesftranfenverfiherung, noch die 
Verpflihtung, einer nad Maßgabe der Borfchriften dieſes Geſetzes errichteten 
Krankenkaſſe beizutreten, ein, wenn die Hilfskaſſe, welcher fie angehören, ihren 
Mitgliedern mindeltens diejenigen Yeiftungen gewährt, welche in der Gemeinde, 
in deren Bezirk die Kaſſe ihren Sit hat, nah Maßgabe des 8 6 von der Ge 
meindesstranfenverfiherung zu gewähren find. Kaſſen, welche freie ärztliche 
Behandlung und Arznei nicht gewähren, genügen diefer Bedingung durch Gewähr: 
ung eines Stranfengeldes von drei Bierteln des ortsüblichen Tagelohnes ($ 8). 


J. Schluß-, Straf: und VÜebergangsbejtimmungen. 


$ 76. I Hit für einen Bezirk eine gemeinfame Meldeftelle nad) Maßgabe 
des 8 49 Abi. 3 errichtet, jo kann die Auffichtsbehörde anordnen, daß die 
Krankenkaſſen des Bezirks, deren Mitgliedihaft von der Verpflichtung, der Ges 
meindesstranfenverfiherung oder einer Orts-Krankenkaſſe anzugehören, befreit, 
jeden Austritt eines Mitgliedes binnen einer Woche bei der Meldeitelle zur An— 
zeige bringen. 

II. Die Anordnung ift in der für Bekanntmachungen der Gemeindebehörden 
porgeichriebenen oder üblichen Form zu veröffentlichen. 

III. Zur Grftattung der Anzeige ift für jede Klaſſe, jofern deren Vorſtand 
nicht eine andere Perſon benennt, der Kaſſen- und Nechnungsführer derjelben 
verpflichtet. 

$ 77. Die auf Grund dieſes Geſetzes gewährten Leiftungen, jowie Die 
Unterftügungen, welche nad) Maßgabe des 8 57 Abi. 2 und 3 eriegt find, gelten 
nicht als öffentliche Armenunteritügungen. 

8 78. ]. Die auf Grund diefes Gejege zu verfichernden Perfonen find 
in Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche vom Koſtenvorſchuß befreit. 

II. Amtliche Beicheinigungen, welche zur Legitimation von Kaſſen und Ber: 
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bandsvorſtänden oder zur Führung der den Verſicherungspflichtigen nach Vor— 
ſchrift dieſes Geſetzes obliegenden Nachweiſe erforderlich werden, find gebühren— 
und ſtempelfrei. 

$ 79. Die Friſten und Formulare für die in den $$ 9, 41 vorgeſchrie— 
benen Ueberſichten und Rechnungsabſchlüſſe werden vom Bundesrathe feitgeltellt. 
Mindeitens von fünf zu fünf Jahren findet eine einheitlihe Zuſammenſtellung 
und Werarbeitung für das Neid) ftatt. 

8 80. Den Arbeitgebern ift unterfagt, die Anmwendung der Beltimmungen 
diejes Gejeges zum Nachtheil der Verficherten durch Verträge (mittelit Neglements 
oder beionderer Webereinkfunft) auszuichliegen oder zu bejchränfen. Vertrags— 
beitinnmungen, welche diejem Verbote zuwiderlaufen, haben feine rechtliche Wirkung. 


Ss 81. Mer der ihm nach $ 49 oder nad) den auf Grund des $ 2 Abi. 2 
erlafienen Beitimmungen obliegenden PWerpflihtung zur Ans oder Abmeldung 
oder der ihm nad $ 76 obliegenden Anzeigepfliht nicht nachkommt, wird mit 
Geldftrafe bis zu 20 Mark beitraft. 

$ 82. Nrbeitgeber, welche den von ihnen beihäftigten, dem Krankenver— 
jiherungszwange unterliegenden Perſonen bei der Yohnzahlung vorjäglich höhere 
ald die nad) SS 53, 65 zuläſſigen Beträge in Anrechnung bringen, ober dem 
Berbote des 8 80 entgegenhandeln, werden, ſofern nicht nach anderen gejeglichen 
Beitimmungen eine härtere Strafe eintritt, mit Gelditrafe bis zu dreihundert 
Mark beitraft. 

$ 83. Die in dielem Gelöge für Gemeinden getroffenen Beltimmungen 
gelten aud für die einem Gemeindeverbande nicht einverleibten, jelbitändigen 
Gutsbezirfe und Gemarfungen mit Ausnahme des $ 5 Abi. 2 und des $ 13. 
Soweit aus denielben der Gemeinde Rechte und Pflichten erwachſen, tritt an ihre 
Stelle der Gutsherr oder der Gemarkungsberectigte. 

8 84. I. Die Beitimmung darüber, welche Behörden in jedem Bundes: 
ftaate unter Gemeindebehörde, höhere Verwaltungsbehörde, und welde Verbände 
als weitere Kommunalverbände im Sinne dieles Geſetzes zu verftehen jind, bleibt 
den Landesregierungen mit der Maßgabe überlafjen, daß mit den von den höheren 
Verwaltungsbehörden wahrzunehmenden Geichäften diejenigen höheren Verwal: 
tungsbehörden zu betrauen find, welche nad) Landesrecht die Aufſicht oder Ober- 
auffiht in Gemeindeangelegenheiten wahrzunehmen haben, 

II. Die auf Grund dieſer Vorfchrift erlaflenen Beitimmungen find befannt 
zu machen. 

Ill. Bei Betriebs: (Fabrik-) und Bau-Krankenkaſſen, welche ausschließlich 
für Betriebe des Neiches oder des Staates errichtet werden, fünnen die Befug— 
niffe und Obliegenbeiten der Aufiichtsbehörde und der höheren Berwaltungsbes 
börde den den Derwaltungen diejer Betriebe vorgejegten Dienftbehörden über: 
tragen werden. 

8 85. Beſtehende Krankenkaſſen, in Anſehung deren nach den biöher gelten 
den Vorjchriften für Perſonen, welche unter die Vorjchrift des 8 1 fallen, 
eine Beitrittspfliht begründer war, unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

I. Die Statuten dieſer Kaſſen find, joweit fie hinfichtlich der Beitimmungen 
über die Kaſſenleiſtungen und Staflenbeiträge, über die Vertretung und Verwal: 
tung der Kaſſe den Vorſchriften dieſes Gejeges nicht genügen, bis zum 1. Januar 
1885 ber dazu erforderlichen Abänderung zu unterziehen. 

III. Wird die erforderliche Abänderung nicht bis zu dieſem Zeitpunfte auf 
dem durch die bisher geltenden Borichriften vorgejehenen Wege vorgenommen, 
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fo wird diefelde von der höheren Verwaltungsbehörde mit rechtöverbindlicher 
Wirkung vollzogen. 

IV. Bisherige Leiftungen dieſer Kaſſen, welche nach den Vorſchriften dieſes 
Geieges von den Krankenkaſſen nicht übernommen werden dürfen, können, joweit 
jie niht in Invaliden- Wittwen- und Wailenpenfionen beitehen, beibehalten 
werden, forern die bisherigen Itatutenmäßigen Kaſſenbeiträge mit Hilfe der Eins 
fünfte des etwa vorhandenen Vermögens nach dem Urtheil der höheren Verwal— 
tungsbehörde zur dauernden Dedung der Naflenleiitungen ausreichend find, oder 
auf dem für die Abänderungen des Statuts vorgejchriebenen Wege und unter 
Berüdiihtigung der Vorichrift des 8 31 Abi. 2 erhöht werden. 

V. Im Uebrigen finden auf die Abänderungen des Statuts die Vorichriften 
der 88 24, 30 Anwendung. 

S 86. I Für Kaſſen der in 8 85 bezeichneten Art, welche neben den nad) 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuläfligen Leiltungen Invaliden-, Wittivens oder 
Waifenpenfionen gewähren, treten folgende Beitimmungen in Sraft: 

1. Die bisherige Kaſſe bleibt als Krankenkaſſe beftehen. Auf dieſelbe finden 

die Vorichriften des $ 85 Anwendung. 

2. Der ftatutenmäßigen Vertretung der bisherigen Kaſſe, bei Betriebs: (Fa— 
brif-) Krankenkaſſen ($ 59) jedoh nur unter Zuftimmung des Betrichs- 
unternehmers, ift geitattet, eine bejondere Penſionskaſſe mit Beitritts- 
zwang für Diejenigen Klaſſen von Perſonen, welche der bisherigen Kaſſe 
beizutreten verpflichtet waren, zu errichten. 

3. Für die neue Penſionskaſſe ift durch Beſchluß der Vertretung der bis- 
herigen Kaſſe, bei Betriebs: (Fabrik:) Krankenkaſſen durch den Betriebs: 
unternehmer, nah Anhörung der Dertreter der bisherigen Kaſſe ein 
Kaſſenſtatut zu errichten. 

4. Findet die Errichtung einer bejonderen Penſionskaſſe itatt, fo erfolgt die 
Verwendung des Vermögens der bisherigen Kaſſe nah Anordnung der 
höheren VBerwaltungsbehörde in der Weile, daß zumächit derjenige Betrag, 
welcher zur Dedung der bereits entitandenen Penſionsanſprüche erforder: 
lich iſt, ausgeichieden und der Penſionskaſſe mit der Verpflichtung, dieſe 
Aniprühe zu befriedigen, überwielen wird. Der Reſt des Bermögens 
wird zwijchen der Krankenkaſſe und der Penfionstaife mit der Maßgabe 
vertheilt, daß der Krankenkaſſe höchitens der zweijährige Betrag der nad) 
Vorſchrift des neuen Kaſſenſtatuts für. die derzeitigen Kaſſenmitglieder 
zu erhebenden Beiträge überwielen wird. 

5. Wird eine beiondere Penſionskaſſe nicht errichtet, fo ift nad) Anordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde aus dem Vermögen der bisherigen Kaſſe 
derjenige Betrag auszuicheiden, welcher erforderlich ift, um vie bereits 
entitandenen PBenfionsaniprüche zu deden. 

U. Für den ausgefchiedenen Wermögenstheil ift von der höheren Verwal: 
tungsbehörde eine bejondere Verwaltung zu beitellen, auf welche die Verpflicht— 
tung zur Befriedigung der Penfionsaniprüce übergeht. 

111. Heicht das Vermögen der bisherigen Kaſſe nicht aus, um die bereits 
entitandenen Penſionsanſprüche zu deden, jo werben die legteren um den nicht 
gebedten Betrag pro rata ermäßigt. 

IV. Der nad) der Nusicheidung verbleibende Neft des Vermögens der bis: 
berigen Kaffe, und der nach Befriedigung ſämmtlicher auf den auögeichiedenen 
Vermögenstheil angewieſenen Anſprüche von dieſem verbleidende Reſt fallen der 
Krankenkaſſe zu. 
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8 87. 1. Das Geſetz, betreffend die Abänderung des Titeld VIII ber Ge 
werbeordnung vom 8. April 1876 (Reichs-Geſetzblatt S. 134), wird aufgehoben. 
Die auf Grund des Artikels 1 SS 141a, 141c, 141e desſelben getroffenen 
ftatutariichen Beſtimmungen treten, foweit fie den Vorſchriften dieſes Gefeges zu: 
widerlaufen, außer Straft. 

H. Das Geſetz über eingeichriebene Hilfsfaffen vom 7. April 1876 (Reichs: 
Geſetzblatt S. 125) findet in Zukunft auf die unter die Worfchriften der Ab- 
ichnitte C und G dieſes Gejeges fallenden Staflen feine Anwendung mehr. Auf 
beitehende Kaſſen dieſer Art, welche als eingeichriebene Hilfskaſſen zugelaflen find, 
finden die VBorfchriften des $ 85 Abſ. 1, 2, 3, 5 Anwendung. 

$ 88. Die Beitimmungen dieſes Geſetzes treten, Toweit fie die Beſchluß— 
fafjung über die ftatutariiche Cinführung des Berficherungszwanges, ſowie die 
Heritellung der zur Durchführung des Berfiherungszwanges dienenden Einricht— 
ungen betreffen, mit dem 1. Dezember 1883, die übrigen mit dem 1. Dezember 
1884 in Kraft. 


2, Statutenentwärfe für Orts: und Betriebs-Krankenkaſſen. 


(Zentralbl. f. d. Deutiche Reich 1884, ©. 65—100, unter Berüdfichtigung der Berichtigungen 
in Nr. 16 dajelbit.) 


Um eine Anleitung zur Aufftelung von Saflenftatuten nach dem Gelege 
über die Stranfenverficherung der Wrbeiter vom 15. Juni 1883 zu geben, hat 
der Bundesrath beichloffen, die nachitehenden Entwürfe von Statuten 

1. für eine Orts-Krankenkaſſe, 
II. für eine Betriebs: [Fabrik] Krankenkaſſe 
nebſt Vorbemerkungen und Erläuterungen zu veröffentlichen. 

Berlin, den 14. März 1884. 


Der Reich 3fanzler, 
In Vertretung: vd. Boettider. 


Entwurf des Statuts einer Orts-Krankenkafle 
nad dem Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883. 


Vorbemerkungen. 

1. Der Entwurf ſoll für die Aufſtellung wirklicher Statuten für Orts— 
Krankenkaſſen einen Rahmen und eine Anleitung geben. Sein Inhalt iſt in 
keiner Weiſe verbindlich, weder für diejenigen, welchen die Errichtung des Kaſſen— 
ſtatuts obliegt, noch für die Behörden, welchen die Genehmigung zuſteht. Bei 
der großen Verſchiedenheit der Verhältniſſe, auf welche bei der Errichtung von 
Kaſſenſtatuten für Orts-Krankenkaſſen Rückſicht zu nehmen iſt, kann ein Entwurf 
welcher ohne Aenderungen für jede Orts-Krankenkaſſe verwendbar wäre, nicht 
gegeben werden. Es iſt daher nothwendig, jede Beltimmung darauf zu prüfen, 
ob fie unverändert in das Statut für eine beftimmte Kaffe aufgenommen werben 
fann. Die Bemerkungen, auf welche die dem Terte des Statut3 in Klammern 


— | 
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() beigefügten Ziffern hinweiſen, werden dieſe Prüfung vielfach erleichtern. Cine ge— 
naue Beachtung derielben muß bei dem Gebrauche des Entwurfs vorausgejegt werden. 

2. Bei Aufitelung des Entwurfs ift von der VBorausjegung ausgegangen, 
daß eine Ausdehnung der Verjicherungspflicht auf die im $ 2 des Geſetzes vom 
15. Juni 1883 bezeichneten Klaſſen von PBerjonen nicht erfolgt ift; eine jolche 
Ausdehnung kann übrigens nicht durch ein Kaſſenſtatut, fondern nur durch 
die am angeführten Orte vorgejehene beſondere ftatutariiche Negelung einer Ge: 
meinde oder eines weiteren Kommunalverbandes ausgeiprocen werden. 

3. Bei Abfaffung des Entwurfs jind durchgehende die WVerhältniffe einer 
Orts-Krankenkaſſe ins Auge gefaßt, welche für mehrere verwandte, dem Bereiche 
des Handwerks angehörende Gewerbszweige errichtet wird. 

Derjelbe bietet aber aud für die Aufftellung der Statuten ſolcher Kaſſen, 
welche nur für einen Gewerbözweig (ein Handwerk), fowie folcher, welche für 
ſämmtliche Gewerbszweige in einer Gemeinde errichtet werden follen, eine aus: 
reichende Anleitung. 

4. Was durch geſetzliche Vorichrift in der Weiſe geregelt iſt, daß den ein- 
zelnen Staflenftatuten ein Spielraum für bejondere Beitimmungen nicht gelafien 
wird, 3. B. die Vorfchriften über die Beauflihtigung und Schließung der Hallen, 
itt in das Statut nur jo weit aufgenommen, als es nothwendig erichien, um 
das Berftändniß der getroffenen Beitimmungen zu fichern, oder den Kaſſenmit— 
gliedern eine ausreichende Kenntniß ihrer Rechte und Pflichten zu vermitteln. 
Wo es für zwedmähig erachtet wird, das Staffenftatut im diefer Beziehung zu 
vervollitändigen oder noch mehr zu vereinfachen, werden die erforderlichen Ergänz: 
ungen oder Streihungen an der Hand der Bemerkungen leicht auszuführen jein. 

5. Die im Terte des Statuts vorfommenden Klammern | | deuten, joweit 
fie nicht durch die Bemerkungen bejonderd erläutert werden, an, daß die in 
Klammern eingeicyloffenen Worte nad den Umſtänden beibehalten oder geitrichen 
werden fönnen, oder daß unter den mehreren in Stlammern eingeichloffenen 
Faſſungen, unter Berüdfihtigung der Verhältniffe, die Wahl zu treffen ift. 


(für neue Statute.) ’) 


Auf Grund der 88 16 und 23 des Gelege vom 15. Juni 1883, betreffend 
bie Stranfenverfiherung der Arbeiter (Reichs-Geſetzbl. S. 73), errichtet der Magi— 
ftrat [Gemeindevorstand] von N. nad) Anhörung der Betheiligten?) das nad: 
ftehende Kaſſenſtatut: 


oder 
(Für revidirte Statute.) ?) 


[Für die. . ... .. . . . Kaſſe zu N. wird nah Maßgabe des $ 85 
des Gefetes vom 15. Juni 1883, betreffend die Stranfenverficherung der Arbeiter,*) 


Zum Eingang. 1. Statute für neu zu errihtende OrtsKrankenkaſſen find von 
der Bemeindebehörde nad Anhörung der Betheiligten (Arbeitgeber und Arbeiter) zu 
errichten ($ 23 des Geſetzes). 

2. Soll der Genehmigung der zuftändigen Behörde im Eingange gedacht werden, jo 
find hier einzujchieben die Worte: 

mit Genehmigung ꝛc. (Bezeichnung der höheren Verwaltungsbehörde.) 

3, Bejtehende, nad) bisherigen gejeglichen oder ortsjtatutariichen Beitimmungen mit 
Beitrittszwang ausgeftattete Krankenkaſſen unterliegen, joweii jie nicht Innungs- oder 
Fabrik-Krankenkaſſen find, nad) $ 85 des Gejepes vom 15. Juni 1883 fortan den Vor— 
ihriften des lepteren über die OrtsKrankenkaſſen. Die nothwendige Statutenänderung ift 
auf dem durch die bisher geltende Vorichrift vorgeichriebenen Wege bis zum 1. Janıtar 1885 
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das nachfolgende revidirte Statut erlaſſen. Dasſelbe tritt an die Stelle des 
Statut3 vom ...... 


J. Name, Umfang und Sit der Kaſſe. 

$ 1. Unter dem Namen: ’) 

Orts-Krankenkaſſe der Tiichler, Drechsler, VBötticher und verwandter Gewerbe] 
wird für die machbezeichneten Gewerbe,?) mit Ausnahme derjenigen denielben an 
gehörenden Betriebe, für melde eine Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe errichtet 
ift,?) eine Orts-Krankenkaſſe errrichtet: 

1. [Tiichlergewerbe, 

2, Drechslergewerbe, 

3. Böttichergemwerbe, ] 

%. 

oder 

[Die Kaffe führt fortan den Namen ........... 

Sie beiteht für die nachbezeichneten Gewerbe, mit Ausnahme 2c.] 

Der Sig der Kaſſe iſt N. 


II. Mitgliedidaft. 
A. Verficherungspflichtige. 

s 2. Mitglieder der Kaſſe find alle von Gewerbetreibenden der im $ 1 
bezeichneten Art [in ihren Werk: [Betriebs:]') jtätten]?) innerhalb des Gemeinde: 
bezirfö gegen Gehalt oder Lohn beichäftigten Perſonen, [deren Beihäftigung 
weder ihrer Natur nad eine vorübergehende, noch durch den Arbeitsvertrag im 
voraus auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche beſchränkt ift]*) mit 
Ausnahme: ?) 

1. der Mitglieder einer auf Grund des Titels VIII der Gewerbeordnung 
errichteten, den Anforderungen des S 73 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
entſprechenden Innuungs-Krankenkaſſe,“) 

. der Mitglieder einer auf Grund des Geſetzes vom 7. April 1876 oder 
auf Grund landesrechtliher Vorſchriften errichteten, den Anforderungen 
des $ 75 des Krankenverſicherungsgeſetzes entiprechenden Hilfskaſſe. 


to 


herbeizuführen. Für fie it demnad) ein vevidirtes Statut zu errichten und aljo der für 
joldye bejtimmte Eingang zu wählen. 

4. Bergl. Bemerkung 2. 

Zu 8 1. 1. Die Wahl des Namens der Kaffe ift frei; wo derjelbe nicht von den 
Gewerbözweigen, für welche die Kafje bejtimmt ift, hergenommen wird, empfiehlt fich der Zus 
jag: „Orts-Krankenkaſſe für u. j. w.“ 

2. Die Gewerbszweige, bezw. die Klaſſen verfiherungspflichtiger Perjonen, für welche 
die Kaſſe errichtet wird, miflen nad $ 19 Abjaß 1 und $ 23 Ziffer 1 des Geſetzes im 
Kaſſenſtatut bezeichnet fein. j 

3. Da die Mitgliedvichaft bei einer Orts-Krankenkaſſe von der Verpflichtung, einer 
Betriebs-Krankenkaſſe beizutreten, nicht befreit, jo werden die Betriebe, für welche Kaſſen der 
legteren Art bejtehen, von der Orts:Kranfenfafie auszuschließen jein. 

Zu $ 2. 1. Beſteht die Kaſſe nicht ausichliehlih aus Handwerkern, jo wird die Be 
zeihnung „Betriebsjtätten” vorzuziehen jein. 

2, Die eingellammerten Worte fallen weg, wenn die bezeichneten Perjonen auf Grund 
des $ 2 des Geſetzes durch ſtatutariſche Negelung verfiherungspflichtig gemacht find. 

3. Da Mitglieder von Betriebs-Krankenkaſſen nad dem Ausſcheiden aus dem Betriebe 
das Recht, der Kalle ferner anzugebören, nur dann haben, wenn fie in eine Beichäftigung 
eintreten, vermöge welcher fie nicht Mitglieder einer anderen Kaffe werden, jo brauchen fie 
unter den Ausnahmen nicht aufgeführt zu werden. 

4. Da Innungen von dem Rechte, Krankenkaſſen für die bei Innungsmeiſtern beichäf- 
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$ 3.) Von der Mitgliedihaft find auf ihren Antrag durch den Kaſſen— 
voritand diejenigen PBerfonen zu befreien, welche im Strankheitsfalle mindeftens 
für 13 Wocen auf Verpflegung in der Familie ihres Arbeitgeberd oder auf 
Fortzahlung des Lohnes Anſpruch haben. 


B. Beitrittsberechtigte. 

S 4.) Berechtigt, der Kaſſe ala Mitglieder beizutreten, find: 

1. alle innerhalb des Gemeindebezirt® von Gewerbetreibenden der im $ 1 
bezeichneten Art gegen Gehalt oder Lohn beichäftigten Perfonen, deren 
Beihäftigung ihrer Natur nach eine vorübergehende oder durch den Arbeits: 
vertrag im boraus auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche 
beſchränkt ift,”) 

2. alle innerhalb des Gemeindebezirt3 von Gewerbetreibenden der im & 1 
bezeichneten Art mit Arbeiten ihres Gewerbes außerhalb ihrer Werk— 
(Betrieb3=) ftätten gegen Gehalt oder Lohn beichäftigten Perfonen, ?) 

3. die nachbenannten Perfonen :?) 


8 5.) Mies Gehalt und Lohn im Sinne der SS 2 bis 4 gelten aud 
Tantienten und Naturalbezüge. Der Werth der lesteren iſt vom Vorftande nad) 
den Ortsdurchſchnittspreiſen feſtzuſetzen. 


C. Beginn und Ende der Mitgliedſchaft. 
8 6. Für diejenigen Perjonen, welde auf Grund des $ 2 Mitglieder der 


Kaffe werden, beginnt die Mitaliedihaft mit dem Tage, an welchem fie in die 
Beihäftigung eintreten.') 

Für die zum Beitritt berechtigten Perfonen ($ 4) beginnt die Mitgliedichaft 
mit dem Tage der ichriftlichen oder mündlichen Anmeldung?) bei dem Kaſſen— 
voritande.?) 

[Die Anmeldung muB enthalten: 

den Bor: und Zunamen des Angemeldeten, 

die Beihäftigung, in welcher er ſteht, 

feine derzeitige Wohnung, 

[den täglichen Arbeitsverdienit, welchen er zur Zeit bezicht. ]*)] 


tigten Arbeiter zu errichten, jederzeit Gebrauch machen fünnen, fo empfiehlt ji die Aufnahme 
diejer Beitimmung auch da, wo zur Zeit derartige Hafen noch nicht beitchen. 

Zu $ 3. 1. Diefe Beitimmung findet auch ohne Aufnahme in das Statut Anmwend- 
ung kraft $ 3 Abſatz 2 des Geſetzes. Die im Abſatz 1 dajelbit bezeichneten Beamten werden 
bei Kaſſen der bier ın Frage itehenden Art nur ausnahmsmweije vortommen. Wird die Kaſſe 
auch fir größere Betriebe miterrichtet, bei melden jolhe Beamte vorkommen, jo find aud) 
dieſe zu erwähnen, falls die gejeglichen Berreiungen von der Verſicherungspflicht überhaupt 
in das Statut aufgenommen werden jollen, 

3u $ 4. 1. Vergl. $ 19 Abſatz 3 des Geſetzes. 

2. Die Nummer 1 und 2 jind zu ftreichen, falls die bezeichneten Perfonen kraft ſtatu— 
tariicher Regelung verliherungspflichtig find. 

3. Inwieweit von der durch $ 26 Abſatz 4 Ziffer 5 gegebenen Befugniß Gebrauch zu 
machen ilt, ob namentlich felbjtändigen Handwerkern der betreffenden Gewerbszweige der 
Beitritt zur Kaffe zu ermöglichen it, wird mach örtlichen Verbältniffen zu enticheiden jein. 
Die Aufnahme in die Kalle kann für diefe Perionen von Bedingungen, 5. B. Sefundheits- 
attejt, Lebensalter :c., abhängig gemacht werden, welce eintretendenfalls hier jeitzujtellen find. 

Zu 85. 1. Bergl. 5 1 Abſatz 3 des Gejepes. 

3u 8 6. 1. Bergl. $ 19 Abſatz 2 des Geſetzes. 

2. Vergl. $ 19 Abſatz 3 des Geſetzes. 

3. Auch wo übrigens eine beiondere Meldejtelle errichtet wird, empfiehlt es fich, die 
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8 7. Diejenigen Mitglieder, welche der Kaffe auf Grund bes 8 2 ange 
hören, jcheiden aus der Kaſſe aus: 

1. durch Austritt mit dem Schluß des Nechnungsjahres, wenn fie denſelben 
jpätejtens drei Monate zuvor bei dem Vorſtande anmelden und vor dem 
Ablauf des Rechnungsjahres nachweiſen, daß fie Mitglieder einer der im 
S 2 Nr 1 und 2 bezeichneten Kaſſen geworden find,') 

2. durch Ausscheiden aus der die Mitgliedichaft begründenden Beihärtigung. 

8 8 In dem alle des 8 7 Ziffer 2 bleiben die bezeichneten Perſonen, 
fo lange fie fich im Gebiete des Deutichen Reichs aufhalten und nicht zu einer 
Beichäftigung übergehen, vermöge welcher fie Mitglieder einer anderen Orts 
Krankenkaſſe oder einer Betriebs: (Fabrik-) Bau: oder Innungs-Krankenkaſſe oder 
einer Stnappfichaftsfafle werden, Mitglieder der Kaſſe, wenn fie ihre dahingehende 
Abficht binnen einer Woche nach dem Ausicheiden aus ihrer bisherigen Beſchäf— 
tigung beim Staflenvorftande anzeigen. Die Zahlung der vollen ftatutenmäßigen 
Beiträge ($ 30) zum eriten Fälligkeitstermine gilt der ausdrüdlihen Anzeige 
gleich.!) 

Für dieſe, ſowie für die auf Grund des $ 4 ber Kaſſe beigetretenen Mit: 
glieder erliicht die Mitgliedichaft durch mündliche oder ſchriftliche Austrittser: 
flärung bei dem Kaſſenvorſtande, oder, fallö die Kaſſenbeiträge an zwei auf: 
einander folgenden Terminen nicht gezahlt werden, mit dem zweiten Zahlungs: 
termine?) Für die bis zum Grlöjchen der Mitgliedihaft fällig gewordenen Bei: 
träge bleiben die Ausgeichiedenen verhaftet. 

8 9. [Mitglieder, welche die Kaſſe wiederholt dur Betrug geihädigt haben, 
find dur den Boritand aus der Kaſſe auszuichliegen. Die Mitgliedichaft er: 
liſcht in dieſem Falle mit dem Tage, an welchem dem Mitgliede die Ausſchließ— 
ung mitgetheilt wird. ]') 


D. Meldepflicht der Arbeitgeber. 


8 10.) Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beihäftigte Perſon, melde 
auf Grund des S 2 Mitglied der Kaſſe wird, fpätelten® am dritten Tage nadı 
dem Beginn der Beichäftigung bei dem [Staflenvoritande] Kaſſen- und Rechnungs: 
führer] [der von der Aufſichtsbehörde errichteten Mteldeftelle]?) anzumelden und 
jpäteitens am dritten Tage nad) Beendigung des Arbeitsverhältniffes dajelbit 
abzumelden.. 

Die Anmeldung muß enthalten: 

den Vor: uud Zunamen, |[fowie die Beichäftigung]‘) des Anzumel- 
denden, 

den Zeitpunkt des Gintritts in die Beichäftigung, 

[den täglichen Arbeitsverdienft, welchen derjelbe zunächſt beziehen wird.]*) 


Meldung der freiwillig beitretenden Mitglieder an den Vorſtand gelangen zu lafien, ba 
unter Umſtänden eine Enticyeidung über die Aufnahme erforderli werden fann. 

4. Vergl. Bemerkung 4 zu 8 10, 

3u 8 7. 1. Bergl. $ 19 Abjap 4 des Geſetzes. 

Yu 88. 1. Bergl. $ 27 Abjag 1 des Geiepes. 

2, Bergl. $ 19 Abſatz 5 und $ 27 Abſatz 2 des Geſetzes. 

Zu 89. 1. Vergl. $ 26 Abſatz 4 Ziffer 1. j 

Ob diefe Bejtimmung aetroffen werden joll, hängt von freiem Ermefien ab. 

3u 8 10. 1. Beral. $ 49 des Geſeßzes. 

2. Wo eine gemeinjame Meldeftelle von der Auffichtöbehörde nicht errichtet ift, wird es 
lid für größere Kaſſen meiſtens empfehlen, die Meldung bei dem Rechnungs und Kajlen- 
führer vorzuſchreiben. 


ot 
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Die Abmeldung muß enthalten: 
den Bor: und Zunamen des Abzumeldenden, 
ben Zeitpunkt des Austritt aus der Beichäftigung. 
[Die Verſäumniß diefer Verpflichtung zieht eine Gelditrafe bis zu 20 Mart 
nad) fich].°) 
[Arbeitgeber, weldye ihrer Anmeldepfliht nicht genügen, find außerdem ver: 
pflichtet, alle Aufwendungen zu eritatten, welche die Kaſſe zur Interftügung einer 
por der Anmeldung erkrankten Berfon auf Grund diefes Statut3 gemacht hat.]?) 


111. Unterſtützungen. 


A. Arten der Unterlüßungen. 


$ 11.) Die Kaffe gewährt ihren Mitgliedern 
1. für ihre Perſon 
a) eine Strantenunterftügung nad) Maßgabe des 8 13, 
[b) eine Wöchnerinnenunterftügung nad Maßgabe des 8 19]?). 
ec) ein Sterbegeld nad) Maßgabe des 8 20; 
[2. für ihre Familienangehörigen Interftügung int Krankheit: und Todes— 
falle nad) Maßgabe des 8 21.) 
[Die den Mitgliedern hiernach zuitehenden Forderungen können mit recht 
fiher Wirkung weder verpfändet noch übertragen, noch gepfändet und nur auf 
geichuldete Beiträge aufgerechuet werden.]?) 


B. Durchſchnittlicher Tagelohn. 


8 12.14)11) Der durchſchnittliche Tagelohn iſt feſtgeſtellt: 
1. für erwachſene männliche Kaſſenmitglieder, ausſchließlich der Lehrlinge, 
auf... . Marf, 
[2. für erwachiene weibliche Staffenmitglieder auf... .. Mart,]?) 


3. Erforderlich, wenn der durchſchnittliche Tagelohn klaſſenweiſe nah der Beihäf 
tigung feitgeitellt werden joll (vergl. 8 12). 

4. Erforderlid, wenn der durchichnittliche Tagelohn klaſſenweiſe nadı dem wirklichen 
Arbeitsverdienite feitgeitellt werden ſoll (vergl. $ 12). 

5. Geſetzliche Bejtimmung {$ 81 des Gejepes), welche auch ohne Aufnahme in das 
Statut Plap greift. 

6. — vergl. $ 50 des Geſetzes. 

3us$ 11. Inwiefern über die im $ 20 des Geſetzes feitgeftellten Minbdeitleift: 
ungen innerhalb % durch $ 21 gezogenen Grenzen binauszugeben ılt, muß nach den für 
die einzelne Kaſſe in Betracht kommenden Berbültnifien eriwogen werden. Für bereits be— 
jtehende Kaſſen wird für diefe Frage ein Anhalt in den bisherigen Erfahrungen vorliegen. 
Für neu errichtete Kaſſen wird es ſich empfehlen, zunächſt über die Mindeitleiittungen hinaus: 
zugeben, zumal, wenn die Feititellung der Beiträge auf den nad) $ 31 des Geſetzes zunächſt 
zuläſſigen Höchſtbetrag nach den Verhältniſſen der Kaſſenmitglieder nicht erwünſcht erſcheint. 
Am unbedenklichſten it ein Hinausgehen über die Mindeſtleiſtung hinſichtlich der Dauer 
der Kranfenunterjtügung, da die Verlängerung derfelben über 13 Wochen hinaus erfahrungs- 
mäßig eine erhebliche Mebrbelaftung der Kaffe nicht mit fich bringt, dagegen allen Kaſſen— 
mitgliedern ohne Unterichied zu gute fommt, während die Gewährung von Unterjtügungen 
für erfrankte Familienmitglieder im der Regel nur für die verbeirateten unter ihnen 
Intereſſe bat. 

2. Fällt aus für Kaſſen, weldye feine weiblihen Mitglieder haben. 

3. Sejepliche Beitimmung (8 56 deö Geſetzes), welche auch ohne Aufnahme in das 
Statut Anwendung Tabl. 

Zu $ 12. Grundlage für die Bemeflung der Höhe des Krankengeldes ift immer 
der durchichmittliche Zagelopn der Kaflenmitglieder (nicht wie bei der GemeindeKrankenver— 
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3. für männliche Kaflenmitglieder unter 16 Jahren und für Lehrlinge auf 
.... Mark, 
[4. für weibliche Kaſſenmitglieder unter 16 Jahren auf . . .. Mark,]?) 
Dieſe Sätze bleiben in Geltung, bis ſie durch die höhere Verwaltungsbe— 
hörde anderweitig feſtgeſtellt werden. In dieſem Falle find die neuen Sätze durch 
das im $ 63 bezeichnete Blatt bekannt zu machen. 


oder 


$ 12.|B] Für die Bemeſſung der Höhe des Krankengeldes werden die 
Kaffenmitglieder in 3 Klaſſen eingetheilt:?) 
1. Volljährige Gehilfen [Gefellen, Arbeiter] und [die $ 4 Ziffer 3 unter 
. . . aufgeführten Perſonen]“. I. Klaſſe. 
2. Minderjährige Gehilfen [Gefellen, Arbeiter] und die $ 4 Ziffer 3 unter 
. aufgeführten Perfonen. II. Klaſſe. 
3. Lehrlinge, jowie Ktaflenmitglieder unter 16 Jahren.d) III. Klaſſe. 
Der durhichnittliche Tagelohn ift bis auf weiteres feſtgeſetzt: 
für die I. Klaſſe auf Bee a RW REN, 
für die II. Hlaffe auf . . 2 2 2 22 le... Marf), 
für: Me 111. Klaſſe affff... (6.. . Mark). 
Dieſe Sätze bleiben in Geltung, bis fie durch die höhere Verwaltungsbe— 
hörde anderweitig feitgeitellt werden. In diefem Falle find die neuen Säge durch 
das im $ 63 bezeichnete Blatt befannt zu machen. 


oder 


8 12.0) [Für die Bemeſſung der Höhe des Sranfengeldes werden die 
Kaffenmitglieder in (3) Klaſſen eingetheilt: 


ficherung der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter). Der durhichnittliche Tage: 
lohn kann aber in zweifacher Weiſe fejtgeitellt werden: 

einmal ın der Weile, dab ein Durdichnittsfag je für fämmtliche männliche er— 

wachſene, weibliche erwachſene, männliche jugendliche, weibliche jugendliche Perſonen 

ohne Berüdjichtigung jonitiger Berichiedenheiten fejtgejtellt wird: bei diejer Art der 

eititellung würde der $ 12 die Faſſung unter A zu erhalten haben (veral. $ 2U 

Biffer 1 des Geſetzes); 

jodann in der Weije, daß die Kaſſenmitglieder in Klafien eingetheilt werden und 
für jede Klaſſe der Durchſchnittsſatz bejonders jeitgeftellt wird. Die Faſſungen des 
$ 12 unter B und C geben Beijpiele, wie eine foldye Rlafjjeneintheilung vorgenommen 
werden kann. Ob eine diejer Eintheilungen oder eine andere zu wählen, muß nach 
—— Verhältniſſen der Kaſſenmitglieder beurtheilt werden (vergl. $ 20 Abſatz 2 des 
ejeßes). 

Die Feititelung der Durchichnitttagelöhne erfolgt in jedem Falle durch die höhere 
Vermwaltungsbehörde, welder zu dem Ende je nach der verichiedenen Grundlage, welche für 
die Bemeſſung der Höhe des Aranfengeldes angenommen werden joll, die erforderlichen Unter 
lagen zu unterbreiten find; und zwar wird legteres in der Regel zwedmähig vorgängig 
und nicht erjt bei Einreihung des Kaflenjtatuts zur Genehmigung geſchehen. 

2, Fällt aus, wenn die Kaſſe feine weiblichen Mitglieder hat. 

3. Gehören der Kaſſe auch weibliche Mitglieder an, jo werden diejelben bei diejer 
Art der Ktlajjeneintheilung bejonders zu berüdjichtigen fein. - 

4, Werden freiwillige Mitglieder auf Grund des 8 26 Abſatz 4 Ziffer 5 des Gejepes 
zugelafien, jo müſſen dieje bei der Klaſſeneintheilung berüdjichtigt werden. 

5. Die Bezeichnung „jugendliche Arbeiter“ im $ 8 des Geſetzes muß im Sinne der 
Gewerbeordnung, aljo von Arbeitern unter 16 Jahren verjtanden werden. 

6. Bei diefer Art der Klaſſeneintheilung fünnen die Klaſſen jo abgegrenzt werden, 
daß auch weibliche und jugendliche Mitglieder, obne beſondere Klaſſenbildung für diefelben, 
in eine der gebildeten Klaſſen eingereiht werden fünnen. Die Zahl und Abſtufung der 
Klaſſen muß unter Berüdjichtigung der unter den Kaflenmitgliedern bejtehenden Berichieden- 
heiten bemejjen werden. 
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. Staflenmitglieder, deren Arbeitsverdienſt für ben Mrbeitstag . . . Mark 
... Pf. oder mehr beträgt. (I. Klaſſe.) 

. Haflenmitglieder, deren Arbeitöverbienft für den Tag... Mark ... Br. 
bis ... Mart... Pf. ausschließlich beträgt. (IT. Klaſſe.) 

3. Kafienmitglieder, deren Arbeitöverdienit für den Arbeitstag weniger als 
... Mart... Pf. beträgt. (III. Klaſſe.) 

Der durdichnittlihe Tagelohn ift bis auf Weiteres feitgeiegt: 


[re 


für die J. Klaſſe uf. . 2» 2 2 2 2 ler. Mark), 
für Be 11. Klaſſe mi. : - :» = = Ges. Mad, 
für die II. Klaſſe auf. » » . au . Marf). 


Jedes Kaffenmitglied wird auf Grund — ——— nad) Maßgabe des 
darin angegebenen Arbeitsverdienfte durd den Kaſſenvorſtand einer Klaſſe zuge 
theilt, welche in das für ihn auszuftellende Quittungsbuch (8 36) einzutragen ift. 

Veriegungen in eine höhere oder niedrigere Klaſſe finden bei verändertem 
Arbeitöverdienit, jedoh nur von [vier Wochen zu vier Wochen] [Vierteljahr zu 
Vierteljahr] Statt. 

Beichwerden der Mitglieder gegen die Feltitellung der Klaſſe werden von ber 

ufſichtsbehörde entichieden. 


C. Krankenunterftüßung. 


8 13. Als Kranfenunterftügung wird gewährt für die Dauer ber Stranf: 
heit, aber nicht über 13 [20, 26 . . .]') Wocen: 

1. vom Beginne der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung und Arznei, 

2, im Falle der Erwerbsunfühigfeit vom dritten Tage nad) dem Tage der 
Erkrankung ab für jeden Arbeitstag die Hälfte?) des im $ 12 feitgelegten Tages 
lohnes ala Stranfengeld, 


oder 
[a) für Mitglieder der erften Stlaffe von... Mar, 
b) für Mitglieder der zweiten Klaſſe von . . . Marf, 


c) für Mitglieder der dritten Klaſſe von ... Br.]?) 

3. Die Lieferung von Brillen, Bruchbändern und ähnlichen Vorrichtungen 
oder Heilmitteln, welche zur Heilung des Erfranften oder zur Heritellung 
und Grhaltung der Grwerbsfähigfeit nad beendigtem Heilverfahren er= 
forderlich find. 

$ 14.) Un die Selle der im $ 13 unter 1 und 2 bezeichneten Unter— 
ftügungen tritt auf [Untrag des Stafjenarztes und] Verfügung des PVorftandes 

u $ 13. 1. Die Dauer der Unterjtügung muh auf mindejtend 13 Woden, 
fann aber auch auf längere Zeit bis zu einem Jahre feitgeitellt werben (vergl. Bemerf- 
ung 1 zu $ 11). 

2. Das Krankengeld darf nicht unter der Hälfte (8 6 Ziff. 2, $ 20 Ziff. 1 des Geſetzes) 
und nicht über Dreiviertel ($ 21 Ziff. 2 des Geſetzes) des durchichnittlichen Tagelohnes be— 
tragen. Es kann durch Angabe der Quote des durdichnittlichen Tagelohnes, aber aud der 
Geldſätze für jede Kaſſe feitgejept werden." Eritered hat den Vorzug, daß bei der eintretenden 
Henderung der Tagelohniäte die Menderung der Krantengeldiäge ſich von jelbjt ergiebt; 
legtered ermöglicht jedem Mitgliede, die Höhe feines SKrankengeldes ohne Rechnung zu 
erfennen. 

3, Sollen auf Grund des $ 21 Ziffer 2 des Gejeged noch weitere Heilmittel gewährt 
werden, io jind — hier aufzuführen. 

Zu 8 14. 1. Der $ 7 des Geſetzes gilt nach 8 20 Ziffer 1 daſelbſt auch für Orts 
Krankenkaſſen. Die — der Beſtimmung empfiehlt ſich nur da, wo ein Krankenhaus 
zur Benutzung offen ſteht. 
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freie Kur und Verpflegung in [dem ftädtiichen Stranfenhaufe] [einem Stranfen- 
hauje]. 

Für ſolche Kaſſenmitglieder, welche verheiratet oder Glieder einer Familie 
find, fann die Unterbringung in einem Krankenhauſe ohne ihre Zuftimmung nur 
dann angeordnet werden, wenn nad der Erklärung des Staffenarztes die Art der 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Verpflegung jtellt, welchen in 
der Familie des Erkrankten nicht genügt werden fan. 

Die in einem Krankenhauſe Untergebrachten erhalten, wenn fie Angehörige 
haben, deren Unterhalt fie bisher aus ihrem Arbeitsverbienft beftritten haben, die 
Hälfte [andernfalls ein Zehntel]?) des im $ 13 unter 2 feitgejeßten Kranken— 
gelbes. 

$ 15.) Den auf Grund des $ 8 Abſatz 1 der Kaffe angehörenden Mit: 
gliedern, welche fih nicht im Bezirke der Gemeinde N aufhalten, wird das 
Krankengeld im anberthalbfahen Betrage der nah $ 13 Ziffer 2 feitgeitellten 
Sätze, unter Wegfall der in $ 13 Ziffer 1 und 3 bezeichneten Leiftungen 
gewährt. 

8 16.') [Für Mitglieder, welche die ranfenunterftügung ununterbroden 
oder im Laufe eined Stalenderjahres für 13 (20, 26 2c. Wochen?) bezogen haben, 
wird bei Eintritt einer neuen Krankheit, wenn zwiſchen demjelben und der letten 
Stranfenunterftügung weniger als 13 Wochen liegen, neben den in $ 13 Ziffer 
1 und 3 bezeichneten Leiltungen nur ein Stranfengeld im Betrage der Hälfte des 
durchſchnittlichen Tagelohnes gezahlt.) 

8 17.) [Mitglievern, welche fih eine Krankheit vorfäßli oder durch 
Ihuldhafte Betheiligung an Ecjlägereien oder Raufhändeln, durch Trunffällig: 
feit oder geichlehtlihe Ausichweifungen zugezogen haben, wird ein Srantengeld 
[nicht] [nur im Betrage von [ . . . Pf. ]9 gewährt. 

8 18.') [Mitgliedern, welche gleichzeitig anderweit gegen Krankheit ver: 
fihert find, wird das Krankengeld joweit gekürzt, daß es zufammen mit der aus 
der anderweiten Berficherung bezogenen Stranfenunterftügung den vollen Betrag 


ihres durhichnittlichen täglichen Arbeitsverdienftes?) nicht [nicht mehr ald um */,] 
überjteigt.] 


D. Unterſtützung für Wöcdnerinen. 


$ 19.1) [MBeiblichen Mitgliedern wird im Falle der Entbindung für die 
eriten [drei]?) Wochen nad) derjelben das Krankengeld“) gewährt. Erkrankungen, 





2. Vergl. $ 21 Ziffer 3 des Geſetzes; es kann in diefem Falle bis zu einem Achtel 
des Kranfengeldes gewährt werden. 

Zu $ 15. 1. Vergl. $ 27 Abja 3 des Geſetzes. 

Zu 8 16. 1. Vergl. $ 26 Abjap 4 Ziffer 3 des Geſetzes. Die Beſtimmung hat 
nur dann eine Bedeutung, wenn das Krankengeld den Mindejtbetrag überjchreitet. 

2. Hier ijt diefelbe Zahl von Wochen einzurüden, welche im $ 13 gewählt iſt. 

Zu 8 17. 1. Vergl. $ 26 Abjap 4 Ziffer 2 des Geſetzes. 

2. Soll in den fraglichen Füllen das Stranfengeld nicht völlig entzogen werden, fo ift 
hier der Betrag einzuftellen, welcher gewährt werden joll. 

‚ Bn$ 18. 1. Diefe Beitimmung gilt ohne Aufnahme in das Statut frait $ 26 
Abjap 3 des Geſetzes. Das Statut kann aber beitimmen, daß die fraglihe Kürzung gar 
nicht oder nicht in vollem Maße eintreten fol. Dies kann z. B. durch Einſchiebung der 
Worte: „nicht mehr als um ein Viertel (oder eine andere Quote)“ vor „überſteigt“ am 
Schluſſe geichehen. 

2. Das Gejep lautet: „ihres durcichnittlichen Tagelohnes“; darunter ijt nicht der 
allgemeine oder klaſſenweiſe feſtgeſetzte Durchſchnittstagelohn, jondern der Durchichnitt de von 
dem betreffendem Mitgliede wirklich verdienten Tagelohnes zu verjtehen. Um dies aufer 


Die Kranfenverfiherung der Arbeiter. 759 


welche während der Dauer des MWochenbett3 eintreten, begründen denſelben Anz 
ſpruch auf Unterftügung wie andere Erfranfungen.] 


E. Sterbegeld. 


8 20. Für den Todesfall eines Mitgliedes gewährt die Kaffe den Hinter: 
bliebenen ein Sterbegeld im Betrage') 
1. für männliche erwachſene Mitglieder von .... Marf, 
[2. für weibliche erwachſene Mitglieder von... . Marf,] 
3. für männlide Mitglieder unter 16 Jahren und für Lehrlinge... . 
Marf,] 
[4. für weiblihe Mitglieder unter 16 Jahren... . Marf.] 


F. Unterfiügung für FSamilienangehörige. 


8 21.) [Für die in ihrem Haushalte lebenden Samilienangehörigen, welche 
nicht felbjt einer Kranfenfaffe oder der Gemeinbefranfenverfiherung angehören, 
wird ben Saflenmitgliedern gewährt: 
1. im Falle der Erkrankung freie ärztliche Behandlung und Arznei für die 
Dauer der Krankheit, höchſtens jeboh für... . Woden, 

2, im Todedfalle der Ehefrau oder eines Kindes unter [14] Jahren ein 
Sterbegeld im Betrage von . . . . Marf für die erftere, im Betrage von 
.... Mark für das lettere, 

3. im Falle der Entbindung der Ehefrau für die eriten [drei] Wochen nad) 

derfelben eine Unterftügung von... . Mark täglid.] 


G. Beginn und Ende der Unterflübungsanfprücde. 


$ 22.1) Das Recht auf die Unterftügung beginnt für diejenigen, welche 
der Kaſſe auf Grund des $ 2 angehören, mit dem Tage ded Beginns der Mit: 
gliedihaft. [In Unterftügungsfälen, welche innerhalb der erften [jehs] Wochen 


Zweifel zu ftellen, iſt der Ausdrud „ihres durchſchnittlichen täglichen Arbeitsverdienftes“ 
ewählt. 
. Zu 8 19. 1. Fällt aus für Kaſſen, welchen weibliche Mitglieder nicht angehören. 

2. Die Dauer der Unterjtügung fann nad $ 21 Ziffer 4 des Geſetzes bis zu ſechs 
Wochen feſtgeſetzt werben. 

3. Die Beſtimmung hat nur Bedeutung in_dem alle, wo das Wocenbett normal, 
alfo ohne Erkrankung der Wöchnerin verläuft. Demnach kann Gewährung freier ärztlicher 
Behandlung und Arznei nicht in Frage fommen. 

Zu 5 20. 1. Das Sterbegeld ift für alle Mitglieder nicht auf Grund des durch— 
jhnittlihen Tagelohnes, jondern auf Grund des in Gemähheit des $ 8 des Bejches 
von der höheren Berwaltung&behörde für den betreffenden Gemeindebezirk jejtgeitellten ort s— 
üblichen Tagelohnes gewühnlidher Tagearbeiter zu bemefien. Es darf nicht unter 
dem Zwanzigfaden (vergl. $ 20 Ziff. 3 des Geſetzes) und nicht über dem Vierzigfachen 
(vergl. $ 21 Ziff. 6 des Gejehes) diejes Betrages fejtgejeßt werden. Beträgt aljo der orts— 
übliche Tagelohn z. B. 1,50 Mark, fo iſt mindejtens der Betrag von 30 Mark und höch— 
ften® der Betrag von 60 Mark einzuiftellen. 

Zu 8 21. 1. Ob dieſe Unterjtüßungen oder ob die eine oder die andere derſelben 
bon vornherein gewährt werden follen, bleibt der Erwägung im einzelnen Falle überlafjen 
(vergl. 8 21 Ziffer 5 und 7 des Geſetzes). Am unbedenklichiten wird für Kaffen, welde 
Kaflenärzte annehmen und mit diefen Honorarverträge abjchliegen, die Gewährung der Unter: 
jtügung unter Ziffer 1 des Paragraphen jein. 

Zu 822. 1. Vergl. S 26 Abjag 1 und 2 des Geſetzes. 

2. Fällt fort, wenn die Kaffe überhaupt nur die Mindeitleijtungen gewährt. Ob die 
Beſchränkung überhaupt und ob fie für volle ſechs Wochen oder weniger eintreten ſoll, iſt 
freigejtellt. 
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der Mitgliedihaft eintreten, wird die Kranfenunterftügung nur bis zur Dauer 
von 13 Wochen, das Krankengeld nur im Betrage von .... Marf, das Sterbe- 
geld nur im Betrage von... . Mark gewährt.]?) 

Diejenigen, welche auf Grund des 8 4 Mitglieder der Kaſſe merben,?) 
haben [für eine bereitö zur Zeit ihrer Anmeldung eingetretene Krankheit feinen 
Anspruch auf Unterftügung]*), [feinen Unterftügungsaniprud, wenn der Inter: 
ftügungsfall eintritt, bevor [jeh8] Wochen jeit ihrer Anmeldung veritrichen jind.] 

8 23. Mitgliedern, welche bei ihrem Ausscheiden aus der Kaſſe erwerbälos 
find, verbleibt der Anſpruch auf Kranfenunterftügung und Sterbegeld für ihre 
Perſon, wenn die Erkrankung oder der Todesfall während der Erwerbslofigfeit 
und innerhalb dreier Wochen nad) dem Ausicheiden eintritt. Mitgliedern, welche 
der Kaffe erſt kürzere Zeit als drei Wochen angehört haben, fteht diejer Anſpruch 
nur zu, wenn der Unterftügungsfall innerhalb eines die Dauer der Mitglied: 
ichaft nicht überjchreitenden Zeitraums nad dem Ausicheiden eintritt. ?) 

[In Fällen diefer Art wird die Sranfenunterftügung nur bis zur Dauer 
von 13 Wochen, das Sranfengeld nur im Betrage von... . Marf, das Sterbe- 
geld nur im Betrage von... . Mark gewährt]. ?) 


H. Leiſtungen der Unterflügungen. 


8 24. Die ärztlihe Behandlung der erkrankten Mitglieder erfolgt, ſoweit 
diefe nicht in ein Strankenhaus aufgenommen find, durd den Kaſſenarzt. Koften, 
welche durch Zuziehung eines anderen Arztes erwachſen, werden von der Kalle 
nur erjeßt, wenn die Zuziehung auf Anordnung oder mit Genehmigung des 
Borftandes oder bei Gefahr im Verzuge erfolgt iſt. 

Arzneis und jonitige Heilmittel werden den Mitgliedern auf Anordnung des 
Kaffenarztes nad) näherer vom Vorſtande zu treffender Regelung verabfolgt.') 

$ 25.1) Die Auszahlung des Sranfengeldes erfolgt an [jedem Sonnabend 
für die abgelaufene Woce]?) gegen Ginlieferung eines vom Staffenarzte auszu— 
jtellenden Srankenscheins, in welchem die Zahl der Wocentage, während welcher 
der Erkrankte erwerbsunfähig war, angegeben fein muß.°) 


3. Dergl. $ 19 Abſatz 3 des Geſetzes. 

4. Soll für Mitglieder der fraglichen Art auf Grund des $ 26 Abſatz + Ziffer 4 des 
Geſetzes eine Karenzzeit eingeführt werden, jo find ſtatt der Worte in der erſten Klammer 
die in zweiten zu wählen. 

us 23. 1. Der Sinn der Bejtimmung des 8 28 des Geſetzes geht nicht dahin, 
daß die Kranfenunterjtügung nur für die Dauer von drei Wochen oder bei kürzerer Mit- 
aliedichaft für einen nod) fürzeren Zeitraum zu gewähren tft, jondern dahin, daß fie für die 
volle Mindejtdauer und im Mindejtbetrage geleiftet werden muß, wenn die Erkranfung 
innerhalb der drei Wochen oder eintretendenjalls des fürzeren Zeitraums eintritt. Es er— 
ſcheint — dies durch die Faſſung außer Zweifel zu ſtellen. 
2. Fällt aus, wenn die Kaſſe überhaupt nur die Mindeſtleiſtungen gewährt. 

3. a. diefer Art zahlen feine Beiträge und haben feine Stimmrechte. 

Zu 8 24. 1. Die Verabfolgung der Arzneien wird in der Regel am zwedmäßigiten 
io geordnet werden, daß die dom Kaſſenarzte zu verſchreibenden Rezepte mit der Angabe, 
daß ſie für ein Kaſſenmitglied beſtimmt ſeien (etwa durch Stempel) auf die (eine oder meh- 
rere) Apotheken, mit weldien die Kaſſe Lieferungsverträge abgeſchloſſen hat, ausgeſtellt und 
von Zeit zu Zeit auf Rechnung bezahlt werden. 

3u 8 25. 1. Wenn es nad) den örtlichen Verhältnifien des Bezirks der Kaſſe nicht 
thunlich erſcheint, die Bezahlung des Krankengeldes ſtets von der Beibringung eines vom 
Kaſſenarzt ausgeſtellten Krankenſcheines abhängig zu machen, wenn es ſich namentlich wegen 
der Höhe der Koſten der Beigiehung eines nicht am Orte wohnenden Arztes empfiehlt, nicht 
bei allen Erkrankungen ohne Ausnahme die ärztliche Behandlung zur Bedingung der Be: 
zahlung des Krankengeldes zu machen, jo kann der erforderlide Schug der Kaſſe gegen 
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In dem erjtmalig einzureichenden Stranfenfcheine ift außerdem der Tag des 
Beginns der Srankheit, in dem legten der Tag bes MWiedereintrittö der Erwerbs: 
fähigfeit auzugeben, 

Für erfranfte Mitglieder, welche in ein Krankenhaus aufgenommen find, 
erfolgt die Ausstellung der Krankenſcheine durch den Strankenhausarzt. 

Für Mitglieder, welche der Kaſſe auf Grund des $ 8 angehören*) und fidh 
nicht im Gemeindebezirfe N. aufhalten, müffen die Krankenſcheine von einem 
approbirten Arzte ausgeftellt und von der Gemeindebehörde beglaubigt fein. Dem 
erstmaligen Krankenſcheine iſt eine Beſcheinigung der Gemeindebehörde des Auf: 
enthaltsort3 darüber beizufügen, daß der Erfranfte nicht vermöge feiner derzeit: 
igen Beihäftigung geleglich einer anderen Krankenkaſſe angehört oder thatſächlich 
einer jolchen beigetreten ift.>) 


8 26. [Sat der Safjenarzt Grund zu der Annahme, daß einer der im 
$ 17 bezeichneten Fälle vorliegt, jo ift dies in dem Krankenſcheine zu ver: 
merfen.]!) 


8 27.!) [Die Unterftügung für Wöchnerinen wird erftmalig an dem auf 
die Entbindung folgenden Sonnabend gegen Einlieferung einer Beicheinigung des 
Standesamt3 über die Eintragung des Geburtsfalles und demnächſt an jedem 
folgenden Sonnabend für die abgelaufene Woche gezahlt.] 


8 28. Das GSterbegeld für ein verftorbenes Mitglied wird gegen Ein: 
lieferung des ftandesamtlichen Todtenſcheins an [die Wittwe] [den Hinterbliebenen 
Ehegatten]!) desjelben oder, falld einfe] joldhelr] nicht vorhanden, denjenigen 
Hinterbliebenen ausgezahlt, welche dad Begräbniß zu bewirken haben. 

Sind ſolche Hinterbliebene nicht vorhanden, jo werden die Koiten der Be 
erdigung bis zum Betrage des Sterbegeldes aus der Kaſſe beftritten oder den— 
jenigen, welche dieſelben bejtritten haben, erjtattet. [Das Sterbegeld für die 
Ehefrau oder das Kind eines Mitgliedes wird diefen gegen Cinlieferung des 
ftandesamtlichen Todtenſcheins ausgezahlt.]?) 


Uebervortheilungen durch Simulationen ꝛc. dadurch bejchafft werden, daß die fofortige Anzeige 
der Erkrankungen und der Wiedergenefung an den Vorſtand oder den örtlichen Kranken— 
fontroleur im Statut angeordnet und für die jedesmalige genaue Uebung der Krankenkon— 
trole durch die zu bejtellenden Kontroleure geiorgt wird. 

Auch ift namentlich bei derartigen örtlichen Verhältnifien zu erwägen, ob es fich nicht 
empfiehlt, die Auszahlung des Krantengeldes nur auf jedesmalige, nad vorausgegangener 
Kognition über den Anſpruch erfolgte Anweiſung feitens des Vorjtandes erfolgen zu lajien. 

2. Die Zahlung muß nad $ 6 letzter Abſatz des Geſetzes wöchentlich postnumerando 
erfolgen. An welchem Wocentage fie erfolgen ſoll, ift nad den Umftänden zu ermejlen. 

3. Ob die Auszahlung des Kranfengeldes auf dieſe oder eine andere Art zu regeln 
ift, wird unter Berüdjichtigung der örtlichen VBerhältniffe, des Umfangs der Ratte rc. zu 
erwägen jein. 

4. Vergl. $ 27 Abſ. 4 des Geſetzes. 

5. Iſt der Erkrankte kraft Geſetzes Mitglied einer anderen Krankenkaſſe geworden, jo 
hört jein Necht, Mitglied der bisherigen Kaſſe zu bleiben, auf; ift er freiwillig Mitglied 
einer anderen Kaffe geworden, jo finden die Beitimmungen über Doppelverfiherung An: 
wendung. 

Zu 826. 1. Es ericheint rathiam, falls S 17 Aufnahme findet, fir die Konftatir= 
ung dieſer Thatjahe Vorjorge zu treffen, da der Vorſtand in joldhem Falle über die Aus- 
zahlung zu enticheiden hat. 

Fu 8 27. 1. Fällt aus, wenn der Kaſſe weibliche Mitglieder nicht angehören, und 
Wöchnerinenunterjtügung für Ehefrauen von Mitgliedern nicht gewährt wird. 

Zu 8. 1. Die zweite Klammer iſt zu wählen, wenn der Kaſſe auch weibliche 
Mitglieder angehören. 
2. Füllt aus, wenn Sterbegelder für Familienangehörige nicht gewährt werden. 
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IV, Beiträge. 
A. Eintrittsgeld. 


8 29. Diejenigen, welche Mitglieder der Kaffe werden, haben ein mit dem 
eriten Wochenbeitrage fälliges Cintrittögeld von . ... . Mark!) zu zahlen. 
Befreit vom Eintrittögelde find 
1. diejenigen, welche bei der Begründung der Kaſſe oder innerhalb der erften 
. Monate nad) derjelben Mitglieder werden, ?) 

2. biejenigen, welche nachweiſen, daß fie innerhalb der legten dreizehn Wochen 
vor ihrem intritt in die Kaffe einer anderen Krankenkaſſe angehört 
haben, oder Beiträge zur GemeindeStranfenverfiherung geleiftet haben.°) 


B. £ortlaufende Beiträge. 


$ 30.) Die wöchentlichen Kaffenbeiträge betragen :?) 
1. für erwachſene männliche Staffenmitglieber, Rn ber 


Lehrlinge . . : Pf., 
[2. für erwachſene weibliche Kafſenmitglieder —* een a] 
3. für männliche Kaflenmitglieder unter 16 Jahren und. für 

Lehrlinge . . ..  — 
[4. für weibliche Kaffenmitglieder unter 16 Jahren ee men u] 

oder 

[1. für Mitglieder der eriten Hlafle „> 2:0 —4 
2. für Mitglieder der zweiten Slafle . EEE 
3. für Mitglieder der dritten Klaſſe . . . - p ) 


8 31. Die Beiträge [find an jedem Montage für bie beginnende Mode 
einzuzahlen]') [werden an jedem Montage für die beginnende Woche vom Hafen: 
polen auf Grund einer vom Kaſſenführer aufgeitellten Hebelifte abgeholt].?) 


ug 29. Das Eintrittögeld darf die Höhe eines jechswöchentlihen Beitrags 
nicht überfteigen — $ 26 Abſ. 2 des Gejepes). Bis zu dieſer Grenze kann es beliebig, 
auch für die verichiedenen Mitgliederklajien verichieden feſtgeſtellt werden. 

2. Diefe Befreiung wird ſich namentlid da empfehlen, wo auf den Zutritt freiwilliger 
Mitglieder gerechnet wird. 

3, — — iſt gejeplich (vergl. $ 26 Abi. 1 ug © 

us 30, Es ijt rathſam, zunächſt den vollen Kafi enbeitrag für das Mitglied 
feftzuftellen und demnächſt die Beitimmung über die Art der Einzahlung und des von den 
Arbeitgebern aus eigenen Mitteln zu leiftenden Theiles folgen zu lafien, damit die Höhe des 
Beitrags derjenigen Mitglieder, für welhe Zuſchüſſe von den Arbeitgebern nicht zu leiſten 
find, außer ‚Zweifel gejtellt wird. 

2. Die eg müfjen in Prozenten des durchſchnittlichen Tagelohnes, nad welchem 
die Bemeſſung des Kranfengeldes erfolgt, bemefien werden. Ihre Höhe fann aud in diejer 
Form (Ungabe eines Prozentiages vom durchſchnittlichen Tagelohn) im Statut feitgeitellt 
werden. Für die Mitglieder wird es aber erwünſcht fein, wenn fie die Höhe ihres Beitrags 
in — Ziffern, für die Woche (6 Arbeitstage) berechnet, aus dem Statut erſehen können. 

Drei Prozent der durchichnittlichen Tagelöhne find der nad $ 31 ar 1 des Ge 
* für den Anfang zuläſſige Höchſtbetrag. Ob es erforderlich und rathſam iſt, ſofort bis 
zu dieſem Höchſtbetrage zu gehen, wird nad) den Erfahrungen bereit® längere Zeit bejtehen- 
der Krankenkaſſen zu beurtheilen fein. Für Kaſſen, melde ſich zunächſt auf die Mindeit- 
leiftungen bejchränten und für Arbeiterflafien mit nicht ungewöhnlicher Ktanthensgefahr 
beſtimmt find, läßt ſich nach den in den Motiven zu 88 9 und 10 des Geſetzentwurfs 
(Reichstags:Drudj. 1882 Nr. 14 ©. 34) gegebenen Erörterungen mit einiger Sicherheit an— 
nehmen, daß der Höchitbetrag der Beiträge nicht erforderlich ilt. Unter allen Umſtänden ijt 
es rathjam, die Beiträge womöglich jo feitzujtellen, daß fie Au für den einzelnen Urbeits- 
tag — drei theilbar ſind, um die Abrechnung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern zu 
erleichtern. 
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Für diejenigen, welche im Laufe einer Woche Mitglieder der Kaffe werden, 
ift der auf dieſe Woche entfallende, tageweiſe zu berechnende Beitrag mit dem 
eriten vollen Wochenbeitrage zu entrichten. 

$ 32.1) Für Diejenigen Kaflenmitglieder, welche der Kaffe auf Grund bes 
8 2 angehören, haben deren Arbeitgeber die Beiträge einzuzahlen, und zwar 

ein Drittel derielben aus eigenen Mitteln, 
zwei Drittel vorjchußweife für die von ihnen bejchäftigten Kaſſenmit— 
glieder. 

Sie haben dieſe Beiträge für jedes von ihnen angemeldete Mitglied fo lange 
zu zahlen, bis die vorfhriftsmäßige Abmeldung erfolgt iſt. Sceidet ein abge: 
meldetes Mitglied innerhalb [einer Woce]?) aus, für welche der Beitrag bereits 
gezahlt ift, To ift der legtere für die Tage nach ber Ausjcheidung zurüdzuzahlen. 

8 33. Die Arbeitgeber find berechtigt, den von ihnen beichäftigten Ar— 
beitern die Beiträge, welche fie vorſchüſſig für diefelben entrichtet haben, bei jeder 
regelmäßigen Lohnzahlung mit dem Betrage in Abzug zu bringen, welcher auf 
die Zeit entfällt, für welche der Lohn gezahlt wird. 

8 34. Diejenigen Mitglieder, welche der Kaffe auf Grund des 8 4 ober 
des $ 8!) angehören, haben die vollen Wochenbeiträge jelbit zum Fälligfeits- 
termin an die Kaffe einzuzahlen oder koſtenlos einzujenden. 

$ 35. Für die Zeit der durd Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähig- 
feit werden Beiträge nicht gezahlt. 


C. Auittungsbud. 


$ 36. Für jedes Saflenmitglied wird ein Quittungsbuch [mit einem Ab» 
druck dieſes Statuts]!) ausgefertigt, welches eine Angabe über die Höhe der 
Beiträge und der eintretendenfall3 zu gewährenden Unterſtützungen enthält. 

Dasjelbe wird bei ber erften Beitragszahlung, ſofern dieſelbe durch den 
Arbeitgeber erfolgt, diefem, anderenfalls dem Kaffenmitgliede eingehändigt. 

Jede Beitragszahlung ift in dem Quittungsbuche [durd den Rechnungs: 
und Staffenführer] [durch den Kaſſenboten] zu quittiren. Dieſe Quittung ift für 
die Kaſſe verbindlich). 

Kaflenmitgliedern, für welche die Einzahlung der Beiträge durch den Arbeit: 
geber erfolgt, ilt das Quittungsbuch bei jeder Lohnzahlung zur Einſicht vorzu— 
legen?) und beim Ausjcheiden aus der Beihäftigung einzuhändigen.?) 


3u $ 31. 1. Die Zahlungsperioden werden den übliden Lohnzahlungsperioden 
anzupajien oder, falls dies zur Erleichterung des Einkajfirung rathjam erſcheint, noch länger 
zu bemefien jein. 

2. Diefe Beftimmung wird meiftens erheblich dazu beitragen, die Zahl der Rüdjtände 
zu vermindern. 

Zu $ 32. 1. Vergl. $ 51 und $ 52 Abſatz 1 des Gejeges. 

2. Hier it die Zahlungsperiode einzurüden. 

Zu 8 33, 1. Vergl. $ 53 des Geſetzes. 

3u 8 34. 1. Bergl. $ 27 Ubi. 1, 2, 4 des Geſetzes. 

3u 8 36. 1. Für alle größeren Kaſſen ijt es rathſam, jedes Quittungsbuch mit 
einem Abdrud des Statuts oder eines Auszugs aus demjelben zu verjehen, welcher die fir 
die Kafjenmitglieder wichtigen Bejtimmungen wiedergibt. 

2. So lange der Arbeitgeber für die Zahlung der Beiträge verhaftet ift, wird ihm 
auch die Aufbewahrung des Quittungsbuches einzuräumen jein. Die Gewährung der Ein: 
ſicht iſt nothwendig, um dem Mitgliede die Kontrole der Lohnabzüge zu ermöglichen. 

3. Bwedmäßig, um dem Ausiheidenden gegenüber einer Kaſſe, welcher er jpäter bei— 
tritt, auf einfache Weiſe den nad) $ 26 Abſatz 1 des Geſetzes erforderlichen Nachweis zu 
ermöglichen. 
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V. Verwaltung der Kajle. 


8 37. Die Angelegenheiten der Kaſſe werden durch den Vorſtand und die 
Generalverfanmlung verwaltet. 


A. Raffenvorftand. 


Zufammenjegung und Wahl. 


$ 38.12) Der Borftand befteht zunächft aus 6 [9, 12 2c.]?) Mitgliedern. 

Die Wahl derfelben erfolgt durch die Generalverfammlung (vergl. $ 49) 
in der Weile, daß in getrennter Wahlverfammlung 4 [6, 8] Mitgliever von ben 
in der Generalverfammlung jtimmberechtigten Staffenmitglievern aus ihrer Mitte*) 
und 2 [3, 4] von den der Generalverfammlung angehörenden Arbeitgebern ge: 
wählt werben. 

[Mit Ausnahme der eritmaligen Wahl fönnen Kaffenmitglieder zu Mit: 
gliedern des Vorſtandes mur gewählt werden, wenn fie ber Kaſſe bereits [ein 
Sahr lang] angehören.]?) 

Die Wahl kann durch Atklamation‘) vorgenommen werden, wenn hiergegen 
von feinem der Stinmberechtigten Widerſpruch erhoben wird. Anderenfalls wird 


3u 8 38. 1. Für die Bildung des Vorftandes ift Folgendes zu beadjten: 

a) den Arbeitgebern fteht ein Anſpruch auf Vertretung im VBorjtande zu, welche nad) 
den Verhältniß der von ihnen aus eigenen Mitteln zu zahlenden Beiträge zu 
bemefjen ift und nicht mehr als */, der Stimmen ausmaden darf; 

b) der Borjtand mu von der Generalverfjammlung gewählt fein und zwar fo, dab 
Kafienmitglieder und Arbeitgeber ihre Bertreter jeder für ſich wählen; 

e) die Vertreter der Kaflenmitglieder müjlen aus ber Mitte derjelben gewählt werden; 
die Arbeitgeber fünnen auch andere Perſonen, 5. B. Betriebsbeamte oder Kaſſen— 
mitglieder zu ihren Vertretern wählen; 

d) die Arbeitgeber können auf die Vertretung im Vorſtande verzichten. 

2. So lange der Kaffe nur Mitglieder angehören, für welche deren Arbeitgeber Beiträge 
aus eigenen Mitteln leiften, it den Arbeitgebern '/, der Stimmen im Vorftande einzuräumten. 
Dies wird anfangs ftet3 der Fall jein, da Mitglieder, welde auf Grund der 88 4 und 8 
des Statuts der Kafje angehören, erft nad) der Konftituwirung der Kafje nad und nach ent— 
itehen werden. Die Zahl der PVorftandsmitglieder wird demnach zunächſt auf eine durch 
drei theilbare feftzufegen und zu */, und %, auf Kafienmitglieder und Arbeitgeber zu ver: 
theilen jein. Für den Fall, daß durd) Hinzutritt von Mitgliedern, für welche Beiträge von 
Arbeitgebern nicht gezahlt werden, die Summe der für Rechnung der Kajjenmitglieder ge 
zahlten Beiträge die Summe der von Arbeitgebern aus eigenen Mitteln gezahlten Beiträge 
um mehr als das Doppelte überjteigt, muß Vorſorge getroffen werden, dab das Verhältniß 
der Zahl der im Borjtande fipenden Kaſſenmitglieder entipredhend geändert wird. Dies fann 
ebenjowohl durch Minderung der Zahl der Arbeitgeber wie durch Vermehrung der Zahl der 
Kalienmitglieder geichehen. Aus der geieplichen Beftimmung wird aber nicht zu folgern fein, 
daß jede Veränderung des Verhältniſſes der Beiträge, welde im Laufe einer Wahlperiode 
eintritt, aud) jofort eine veränderte Zujammenjegung des Vorſtandes zur Folge haben 
müte, da dies unausführbar jein und zu fortwährenden Zweifeln über die Giltigkeit der 
Beichlüffe des Vorſtandes führen würde. Der geieplichen Beſtimmung wird vielmehr Genüge 
geichehen, wenn bei jeder Neumahl das vorgejchriebene Verhältnig nah Maßgabe des für 
das betreffende Rehnungsjahr fejtgeitellten Verhältniſſes der Beiträge bergeitellt wird. 

Ebenjo wird aus der gejeglichen Bejtimmung nicht zu folgern jein, dab das Verhält— 
niß der Vertretung im Vorſtande demjenigen der Beiträge ſtets mathematiih entiprechen 
müſſe, da auch dies praftiich unausführbar fein würde. Es wird vielmehr genügen, wenn 
die Vertretung der Kaflenmitglieder im Vorſtande eine entfprechende Verſtärkung im Bor: 
ftande erhält, jobald das Sinken der Arbeitgeberbeiträge ein Maß erreicht hat, welches der 
Verjtärkung der Vertretung der Kaffenmitglieder um ein Mitglied entipricht. 

Dem BVorjtehenden entiprechend ift im $ 38 die Zuſammenſetzung des Vorftandes für 
die erftmalige Wahl geregelt, und im $ 40 ein möglidit einfaher Modus für eine etwa 
nothivendige Berichtigung des Verhältniſſes der beiderjeitigen Vertretung in der Weife her— 


h 
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die Wahl durh Stimmzettel in einem Wahlgange?) in der MWeife vorgenommen, 
daß jeder Stimmmberehtige ſoviel Namen auf einen Stimmzettel jchreibt, wie 
Mitglieder zu wählen find. 

Gewählt find diejenigen, auf welche die meiften Stimmen gefallen find.®) 
Stimmen, welde auf nicht Wählbare fallen oder den Gemwählten nicht deutlich 
bezeichnen, werden nicht mitgezählt. 

Unter denjenigen, welche eine gleihe Stimmenzahl erhalten, entjcheidet das 
2003, welches von dem die Wahl Leitenden gezogen wird. 

Die Wahl wird im Auftrage des Vorſtandes für die Kafjenmitglieder von 
einem dieſen angehörenden, für die Arbeitgeber von einem dieſen angehörenden 
Mitgliede des Vorſtandes“) unter Affiftenz zweier von ihm zu berufender Mit: 
glieder der Wahlverfammlung geleitet. Das erite Mal und in Fällen, wo ein 
Vorſtand nicht vorhanden ift, tritt an die Stelle des Porftandömitgliedes ein 
Beauftragter der Aufſichtsbehörde. 

Ueber die Wahl ift ein Protofol aufzunehmen, welches von dem Wahl: 
leitenden und den Beiligern zu unterzeichnen ift. 

$ 39.) Die Mitglieder des Vorſtandes werden auf 2 [3, 4] Jahre ge— 
wählt, bleiben aber nad Ablauf diefer Zeit fo lange im Amt, bis ihre Nach— 
folger in den Borftand eingetreten find. Nach Ablauf des erften [... . . Jahres 
jcheidet die Hälfte [ein Drittel, ein Wiertel]?) der Vorftandsmitglieder und zwar 
ein [zwei] Arbeitgeber und zwei [drei] Saffenmitglieder aus. Die Reihenfolge 
des Ausſcheidens wird unter den erjtmalig Gewählten durd das Loos, demnädhit 
durch das Dienftalter beftimmt. Die Ausicheidenden find wieder wählbar. 

Mitglieder des Vorſtandes, welche die Wählbarkeit verlieren, ſcheiden aus. 

Scheidet ein Vorftandsmitglied vor Ablauf feiner Dienftzeit aus, jo findet 
in der nächiten Generalverjammlung eine Ergänzungswahl ftatt.?) Der in der: 
jelben Gewählte bleidt nur jo lange im Amt, wie die Dienftzeit des ausge: 
Ichiedenen Meitgliedes gedauert haben würde. 


geſtellt, daß die Zahl der Vertreter der Kajjenmitglieder erforderlichenfalls entiprechend ver— 
mehrt und bei wieder eintretender Verminderung der für Nechnung der Kaſſenmitglieder ein- 
gezahlten Beiträge auf Unforderung der Arbeitgeber wieder entiprechend vermindert 
werden muß. 

3, Die Zahl ift nad) dem Umfang der Kaſſe höher oder niedriger, aber jo zu bemeſſen, 
daß fie durch drei theilbar ift. 

4. Bei Kaſſen, welche für verfchiedene Gewerbszweige erricjtet werden, fann, wenn 
darauf Werth gelegt wird, auch beftimmt werden, daß je ein Mitglied oder mehrere aus der 
Zahl der den einzelnen Gewerbszweigen angehörenden Kafjenmitglieder gewählt werden 
müſſen. 

5. Ob eine ſolche Beſtimmung zweckmäßig und durchführbar erſcheint, iſt nach den ört— 
lichen Verhältniſſen zu beurtheilen. 

6. Die Akklamation, welche geſetzlich nicht ausgeſchloſſen iſt, wird, wenn überhaupt, 
nur dann zuzulaſſen ſein, wenn ſie widerſpruchslos erfolgt. 

7. Es kann auch für jedes zu wählende Mitglied ein beſonderer Wahlgang angeordnet 
werden. Died wird geihehen müjjen, wenn die unter 4 erwähnte Bejtimmung getroffen wird. 

8. Alſo Wahl mit relativer Mehrheit; joll die Wahl auf abjoluter Mehrheit beruhen; 
fo find Beſtimmungen über engere Wahl für den Fall zu treffen, daß im eriten Wahlgange 
abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht wird. 

9. Es ericheint nicht angemejjen, die Wahlverfammlung der Arbeitgeber durd den 
Vorligenden des Vorſtandes leiten zu lajfen, wenn derſelbe nicht Arbeitgeber ift. 

Zu $ 39. 1. Die Erneuerung des Vorſtandes durch juccejfives Ausjcheiden der 
Mitglieder und entiprechende theilweile Neuwahl wird im Intereſſe der Kontinuität der 
Bermwaltung der periodiihen gänzlihen Neumahl vorzuziehen jein. 

2. Die Perioden für das Ausſcheiden und die Zahl der jedesmal Ausicheidenden müſſen 
mit Rüdjicht auf die Theilbarkeit der Zahl der VBorjtandsmitglieder feitgeftellt werden. 
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8 40.) Bor jeber Neuwahl hat der Kaſſenvorſtand nad der der Auffichts- 
behörde zulegt eingereichten MWeberficht der Beträge (8 41 des. Geſetzes vom 
15. Juni 1883) das Verhältniß der von den Arbeitgebern aus eigenen Mitteln 
geleifteten Beiträge zu der Geſammtſumme der Beiträge feftzuftellen. 

Auf Grund dieſer Feititellung ift die Zahl ber aus der Mitte der Kaſſen— 
mitglieder zu mwählenden Vorjtandbömitglieber zu erhöhen um ein Mitglied, wenn 
die Summe der Beiträge der Arbeitgeber nicht über zwei Siebentel, um zwei 
Mitglieder, wenn bdiejelbe nicht über zwei Achtel, um drei Mitglieder, wenn 
biefelbe nicht über zwei Neuntel der Gefammtjumme der Beiträge beträgt. 

Eine entiprehende Herabſetzung der fo feitgeitellten Zahl der dem Vorſtande 
angehörenden Saflenmitglieder muß auf Verlangen ber Arbeitgeber erfolgen, wenn 
die vor einer jpäteren Neuwahl vorgenonmene Feititellung ergibt, daß die Summe 
ihrer Beiträge die ber festen Feſtſtellung zu Grunde gelegte Verhältnißzahl 
wieder überfteigt. 

Streitigkeiten, welche hierüber zwijchen den dem Vorſtande angehörenden 
Urbeitgebern und Arbeitnehmern entjtehen, entjcheidet die Auffichtsbehörbe. 


Geihäftsordnung des Vorſtandes. 


8 41. Vorbehaltlich der Beſtimmung des 8 55 über die dem Kaſſen- und 
Rechnungsführer zu gewährende Vergütung führen die Mitglieder des Vorſtandes 
ihr Amt unentgeltlih. Nothiwendige baare Auslagen, welche ihnen durch die 
Amtsführung erwachlen, find ihnen aus der Kaſſe zu erjegen. 

$ 42. Der Boritand wählt aus feiner Mitte auf die Dauer von . 
Jahren einen VBorfigenden, einen Stellvertreter desjelben [und einen Shriftführer.] 
[Bon den Borfigenden muß einer ein Urbeitgeber, einer ein Arbeiter jein.] 

Der Stellvertretende Worfigende vertritt den Worfigenden bei Behinderung 
oder im Auftrage desielben. 

$ 43. Der Borftand ift beichlußfähig, wenn [mehr als] die Hälfte jeiner 
Mitglieder anweſend [find] ift. Er faßt feine Beichlüffe mit Stimmenmehrheit der. 
in der Sigung Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des 
Borfigenden. 

$ 44. [AMllmonatlih]!) iſt eine ordentliche Sigung des Vorftandes ab» 
zubalten. 

Der Borfigende ift befugt, außerordentliche Sigungen anzuberaumen. Er 
it verpflichtet, innerhalb [8] Tagen eine joldhe abzuhalten, wenn dies von 2 
[3] Vorftandsmitgliedern unter Angabe der Verhandlungsgegenftände [ichriftlich] 
beantragt wird, 

Zu allen Sigungen, welde nicht zu beftimmten, durch Vorſtandsbeſchluß 
feftgejeßten Situngszeiten ftattfinden, hat der Vorjigende die Mitglieder mindes 
ſtens 24 [48] Stunden vorher [ichriftlich] einzuladen. 

$ 45. Die Vorftandsfigungen werden vom Worfigenden eröffnet, geleitet 
und geichlofjen. 


3. Ergänzung des Vorſtandes durch Kooptation eriheint unzuläfiig, da der Borjtand 
nad $ 34 * ar don der Generalverjammlung gewählt jein muß. 

Zu 84 1. Vergl. die Bemerkung 2 zu $ 32. 

3u $ 42. Hier iſt diejelbe Periode zu wählen , wie für die Ernennung des 
Boritandes. 

ug 44. 1. Ob die ordentlihen Vorjtandsfigungen in längeren oder kürzeren 

ee jtattfinden jollen, wird von dem Umfang der Kaſſe und ihrer Gejchäfte 
abhängen. 


Die Krankenverfiherung der Arbeiter. 767 


Die gefaßten Beihlüffe find [vom Schriftführer] [vom Borfigenden] unter 
Angabe des Tages der Sigung und der in derjelben Anweſenden [in ein Proto- 
follbuch einzutragen] [aufzuzeichnen] und von den Iegteren zu unterzeichnen. 


Obliegenheiten des Vorſtandes. 


8 46. Der Vorſtand hat nad) Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Statuts 
und des Gefeged vom 15. Juni 1883 die gefammte Verwaltung der Kafjenan- 
gelegenheiten, infonderheit auch die Vermögensverwaltung wahrzunehmen, ſoweit 
nicht durch 8 54 die Beihlußnahme der Generalverfammlung vorgeichrieben ift.?) 
Er hat die Bejchlüffe der Generalverfammlung, foweit diefe nicht etwas anderes 
ausdrüclich beftimmt, auszuführen, und für die Erfüllung der Verpflichtungen 
Sorge zu tragen, welche der Kaffe nach $ 41 des angezogenen Gejeges obliegen.?) 

[Die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Kaffe mit Einſchluß 
derjenigen Geihäfte und Nechtshandlungen, für melde nad den Gejegen eine 
Spezialvollmacht erforderlich ift, wird von dem Vorfigenden [in Gemeinihaft 
mit dem Schriftführer] wahrgenommen. Seine [ihre] Legitimation bei allen 
Rehtögeihäften erfolgt durd die Beicheinigung der Auffichtsbehörde, daß die 
darin bezeichneten] Perfonfen] zur Zeit die bezeichnete[n] Stelle[n] im Vorſtande 
befleidet[n].]?) 

oder 

[Der Vorstand vertritt die Kaffe gerichtlih und außergerichtlich aud) in den- 
jenigen Geichäften und NRechtshandlungen, für welche nad) den Gejegen eine 
Spezialvollmacht erforderlih ift. Seine Legitimation bei allen Rechtsgeſchäften 
erfolgt durch die Beicheinigung der Auffichtsbehörde, daß die darin bezeichneten 
Perfonen zur Zeit den Vorſtand bilden.) 

$ 47.) Der Vorftand hat über jede Aenderung in jeiner Zufammenjeßung 
und über das Ergebniß jeder Wahl der Auffichtsbehörde binnen einer Woche 
Anzeige zu erftatten. IIſt die Anzeige nicht erfolgt, jo kann die Aenderung 
dritten Perſonen nur dann entgegengejegt werben, wenn bewiejen wird, daß jie 
legteren befannt war.] 

8 48. Soweit die Geihäftsordnung nicht durch vorftehende Beftimmungen 
geregelt ift, wird fie durch eigene Beſchlüſſe des Vorftandes feitgeitellt. 


B. Generalverfammlung. 
Zufammenjegung. 


$ 49.1)?) Die Generalverfammlung beiteht aus 
1. fämmtlihen Kaffenmitgliedern, welche großjährig und im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte find ;?) 


Zu $ 46. 1. Der $ 36 des Gejeges bejtimmt, daß, ſoweit die Wahrnehmung der 
Angelegenheiten der Kaſſe nicht nach Vorjchrift des Gejepes oder ded Statut? dem Vorjtande 
obliegt, die Beſchlußnahme der Generalverfammlung zuiteht. Diejer Beitimmung kann aud) 
dadurch entiproden werden, dab die der Generalverjammlung vorbehaltenen Angelegenheiten 
aufgezählt und alle übrigen Gejchäfte dem Vorftande übertragen werden. Da ſich die erjteren 
leichter erſchöpfend aufzählen laſſen, als die mannigfaltigeren Gejchäfte des Vorjtandes, jo 
verdient das angegebene Berfahren den Vorzug. 

2. Bergl. Borat 13 zu $ 54. 

3. Wo der Vorſtand einigermahen zahlreich ijt, empfiehlt es fi, auf Grund des $ 35 
Abjap 1 Sap 3 des Geieges dem Vorſitzenden allein oder in Gemeinjchaft mit einem ande— 
ren Mitgliede die Vertretung nad) außen zu übertragen. Die Legitimation wird auch in 
diefem Falle auf die im $ 35 Abſatz 2 des Geſetzes bezeichnete Weije zu bejchaffen fein. 
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2. aus denjenigen Arbeitgebern, welche für Kaſſenmitglieder Beiträge aus 

eigenen Mitteln zu leiten haben. 

Das Stinmreht kann nicht durch Bevollmächtigte oder Stellvertreter ausge: 
übt werden. Für Arbeitgeber ruht dad Stimmrecht, jo lange fie mit der Zahl: 
ung von Beiträgen im Nüditande find. 

In der Generalverfammlung führt jedes ftimmberechtigte Kaſſenmitglied zwei 
Stimmen und jeder jtimmberechtigte Arbeitgeber für jede8 von ihm beichäftigte 
jftimmberechtigte Saflenmitglied eine Stimme.) Die Zahl der den erichienenen 
Arbeitgebern hiernach zuitehenden Stimmen wird in jeder Generalverjammlung 
vor Beginn der weiteren Verhandlungen vom Vorfigenden feitgeftellt und ver: 
kündet. 


oder 
$ 49,5) [Die Generalverſammlung beſteht aus Vertretern der Kaſſenmit— 
glieder und Arbeitgeber, welche auf |... . .] Jahre gewählt werden. 


Die Wahl der Bertreter der Staffenmitglieder erfolgt in Abtheilungen. 
Die Hafjenmitglieder jedes der im $ 1 bezeichneten Gewerbe bilden eine 
Abtheilung.®) 


Zu 8 47. 1. Vergl. $ 34 Abſatz 2 des Geſetzes. 

3u 849. 1. Für die Bildung der Generalverjammlung ift Folgendes zu beachten. 

a) Für Kaſſen, welche weniger ala 500 Mitglieder zählen, fann die Generalver- 
jammlung aus Vertretern bejtehen; fir Kaſſen mit 500 und mehr Mitgliedern 
munß die Seneralverfammlung aus Vertretern beſtehen ($ 37 des Gejepes). 

b) Die — der Generalverſammlung mu durch das Statut geregelt 
werden (vergl. $ 23 Abſ. 2 Ziff. 5 des Geſetzes). 

c) Den Arbeitgebern fteht ein Auſpruch auf Vertretung in der Generalverjammlung 
zu, weldye nadı dem Verhältniß ihrer Beiträge zu bemejjen ijt und '/, der General: 
vertretung nicht überjteigen darf (vergl. $ 38 Abſatz 3 des Geſetzes). 

d; Die Vertreter find von Arbeitgebern und Kajjenmitgliedern getrennt zu wählen 
(veral. 8 38 des Geſetzes). 

2. Das Statut wird entweder die Beitimmung zu treffen haben, daß die General: 
verjammlung aus jämmtlichen ſtimmberechtigen Kafjenmitgliedern und Arbeitgebern beſtehen 
foll, oder daß fie aus Vertretern bejtehen joll. Eine Beitimmung, nad) welder die General: 
verjammlung nad) der wechielnden Zahl der Kaflenmitglieder bald aus jümmtlihen Stimme 
berechtigten, bald aus Vertretern beſtehen foll, würde in der Ausführung zu Schwierigfeiten 
und zu Zweifeln über die Biltigkeit der Beichlüffe der Generalverfammlung führen. Someit 
nicht jchon aus anderen Gründen die Zuſammenſetzung aus Vertretern zwedmähig ericheint, 
wird jie daher ſtets dann vorzuziehen fein, wenn die Möglichkeit einer Vermehrung ber 
Mitgliederzahl auf 500 und mehr nahe liegt, weil ſonſt in diefem alle eine Statuten» 
ünderung erforderlich wird. 

3. Weitere Beichräntungen find für den Fall, dab die Generalverfjammlung nicht aus 
Vertretern bejteht, nach $ 37 Abjap 1 des Geſetzes unzuläjfig. 

4. Dieje Regelung hat die Wirkung, daß die Arbeitgeber bei Kaſſen, welche nur Mit: 
glieder zählen, deren Arbeitgeber Beiträge aus eigenen Mitteln zu leiften haben, ein Drittel 
jämmtlicher Stimmen führen, dagegen bei Kaſſen, welche auch andere Mitglieder zählen, eine 
der Zahl der legteren und folgeweije ihrer Beitragsverhältniſſe entiprechende Minderung ihres 
Stimmgewichtes erleiden. Ste erſcheint daher ald die einfachjte Art, der geſetzlichen An— 
forderung zu genügen. 

5. Soll die Beneralverlammlung aus Vertretern bejtehen, jo find verfchiedene Arten 
der Wahl der Vertreter möglich; namentlich: 

a) die Vertreter werden von ſämmtlichen Stimmberechtigten (jedoch getrennt für 
Kafienmitalieder und Arbeitgeber) in einem Wahlafte ohne nähere —————— 
über die zu Wählenden gewählt: 

b) die Wahl erfolgt in derjelben Weile, aber fo, daß die Vertreter in einem fejtge- 
jtellten Verhältniß verjchiedenen Klajien von Wählern angehören müſſen; 

e) die Wahl erfolgt nach Abtheilungen der Stimmberechtigten, welde entweder 
nad) örtlichen Begirten oder nach Klaſſen gebildet werden. Bei großer Mit- 

gliederzahl wird ſchon um der Erleichterung der Wahlakte willen die Wahl nad) 
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Jede Abtheilung wählt für je zehn [15, 20 2c.] dem betreffenden Gewerbs— 
zweige angehörende Kaflenmitglieder einen Vertreter.) Iſt die Zahl der Kaſſen— 
mitglieder nicht durch [10] 15, 20 2c.] theilbar, fo ift für die überjchießende 
Zahl, wenn diejelbe 5 [8, 10] oder mehr beträgt, ein weiterer Vertreter zu 
wählen. Wahlberechtigt und wählbar find nur diejenigen Kaflenmitglieber, welche 
großjährig und im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte find.?) 

Die Vertreter der Arbeitgeber werden von dielen in ungetheilter Wahlver: 
fammlung gewählt.) Für je 20 [30, 40]!% von den Arbeitgebern beichäftigte 
Kaffenmitglieder, für welche bie eriteren Beiträge aus eigenen Mitteln zahlen, 
wird je ein Vertreter gewählt.) Für den überjhießenden Bruchtheil wird ein 
weiterer Vertreter nur dann gewählt, wenn dadurd die Zahl der Vertreter der 
Arbeitgeber nicht über ein Drittel der Geſammtzahl erhöht wird. Jeder Arbeit: 
geber, welcher Beiträge aus eigenen Mitteln leitet, Führt bei der Wahl [eine 
Stimme], [auf jedes Staffenmitglied, für welches er Beiträge aus eigenen Mittel 
zahlt, eine Stimme). 

Die Zahl der von jeder Abtheilung der Kaſſenmitglieder und von den 
Arbeitgebern zu wählenden Vertreter wird vor jeder Wahl von dem Saffenvor- 
ftande feitgeftellt und in der Cinladung zum Wahltermine angegeben. 

8 49a. Die Wahl erfolgt für jede Abtheilung der SKaffenmitglieder und 
für die Arbeitgeber in einem bejonderen Wahltermine, zu welchem die Wahl: 
berechtigten adıt Tage vorher durch das im $ 63 bezeichnete Blatt [Towie durch 
Anichlag in den Herbergen der betheiligten Gewerbe]!) einzuladen find. 

Für die Form und Leitung der Wahl find die Beitimmungen des $ 38 
Abjag 4 fl. maßgebend. 


Abtheilungen vorzuziehen jein; und bei Kaflen, weiche verſchiedene Gewerbszweige 
umfaffen, werden die Abtheilungen, jofern nicht der große Umfang des Kafien: 
bezirks eine örtliche Eintheilung nöthig macht, am En nad; Gewerbszweigen 
gebildet werben. 

6. Hier können aud die einzelnen Abtheilungen namentlich aufgeführt werden, was 
fi) befonder8 dann empfiehlt, wenn wegen zu geringer Mitgliederzahl einzelner Gewerbs— 
ziveige mehrerer derjelben zu einer Abtheilung vereinigt werden müſſen. 

7. Diefe Regelung verdient vor der Feitiegung beitimmter Zahlen für die zu wählen» 
den Bertreter den Vorzug, weil fie dem Wechſel der in den einzelnen Wahlabtheilungen vor— 
bandenen Mitgliederzahl Rechnung trügt und die Grundlage für die einfachite Bemeſſung 
des Stimmverhältnijies der Arbeitgeber in der Generalverjammlung bildet. 

8. Für die Zahl der von einer Abtheilung zu wählenden Vertreter joll nicht die Zahl 
ihrer ftimmberedhtigten, jondern ihrer jämmtlichen SKaflenmitglieder — aljv 3. B. eins 
ichlieglid; der minderjährigen — maßgebend fein. Dies ift notbwendig, um das richtige 
Verhältniß in der Zahl der von den Sallenmitgliedern und von den Arbeitgebern zu 
wäblenden Bertreter zu erreichen. 

9. Wo die Verbältnifie es wünschenswert ericheinen laſſen, fünnen auch die Arbeit- 
geber in derjelben Weife wie die Kaſſenmitglieder in Abtheilungen eingetheilt werden. 

10. Hier ift das Doppelte der oben bei den Kajjenmitgliedern gewählten Zahl ein: 
zuitellen. 

11. Auf diefe Weile erhalten die Arbeitgeber die Hälfte der Vertreter, welche auf die 
Kafienmitglieder, für welde fie Beiträge zahlen, entiallen; aljo wenn die Kalle nur Mit- 
glieder diejer Art zählt, ein Drittel, wenn fie auc andere Mitglieder zählt, verhältnißmäßig 
weniger Stimmen. Daß im legteren Falle eine mathematisch genaue Hebereinftimmung des 
Berhältniiies der Vertretung mit demjenigen der Beitragszahlung nicht immer erreicht wird, 
wird nicht ald ein Verſtoß gegen die gejegliche Beitimmung, wonach die Vertretung nad) 
dem legteren Verhältnis zu bemeſſen ift, angejehen werden fünnen, da eine jolche Lebereins 
jtimmung durch feine Negelung jo bergeitellt werden kann, dab fie unter allen Umjtänden 
und zu jeder Zeit aufrecht erhalten bleibt. 

Zu $ 49a. 1. Bejteht die Kaſſe vorwiegend aus Handwerkern, für welche Herbergen 
beitehen, jo wird dieje Art der Bekanntmachung zwedmäßig fein. 
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Wird die Wahl von den KHaffenmitgliedern verweigert, fo werden die Ber: 
treter derfelben durch die Auffichtsbehörde ernannt.*) 

Wird die Wahl von den WUrbeitgebern verweigert, jo ruht deren Vertret— 
ung in ber Generalverfammlung für die betreffende Wahlperiode.®) 

Sceidet ein Vertreter während der Wahlperiode aus, fo findet durd bie 
Abtheilung, von welcher er gewählt war, für die übrige Dauer der Wahlperiode 
eine Ergänzungswahl itatt. 

[$ 49b.] In der Generalverfammlung führt jeder Vertreter eine Stimme.) 


Geihäftsordnung der Generalverfammlung. 


8 50. Die Generalverlammlung wird vom Vorftande unter Angabe der 
Gegenjtände der Verhandlungen durch eine wenigftens [8] Tage vorher durch 
das im $ 63 bezeichnete Blatt, [jowie durch Anichlag in den Herbergen ber 
betheiligten Gewerbe] zu erlaffende Einladung berufen. 

Ordentliche Generalverfammlungen finden ftatt:') 

1. im November jeden Jahres zur Wahl des Ausichuffes für die Prüfung 
ber Rechnung des laufenden Jahres und zur Vornahme der erforderlichen 
Neuwahlen für den Vorſtand; 

2. im [Mpril]?) jeden Jahres zur Beihlußfaffung über die Abnahme der 
Nechnung des Vorjahres. 

Außerordentliche Generalverfjammlungen beruft der Borftand nah Bebürfniß. 

Die Berufung der Generalverfammlung muß binnen ... . . Moden erfolgen, 
wenn der [zehnte Theil]?) ihrer Mitglieder jchriftlich darauf anträgt. 

Die Gegenftände der Verhandlungen hat der Vorſtand zu beftimmen; er 
muß unter biefelben alle Beſchwerden, welche von Kafjenmitgliedern oder beitrag: 
zahlenden Arbeitgebern gegen feine Verwaltung eingebracht werden, ſowie alle 
Anträge, melde von mindelten® .... . Mitgliedern der Generalverfammlung 
ſſchriftlichſ) geitelft werden, aufnehmen. 

$ 51. Der Borfigende des Vorjtandes eröffnet, leitet und jchließt Die 
Verhandlungen der Generalverfammlung.. Befinden fich unter den Gegenftänden 
derfelben Beichwerden oder Anträge, welche die Geichäftsführung des Borjtandes 
betreffen, jo hat er fofort nad der Eröffnung die Wahl eines anderen Leiters 
der Verſammlung herbeizuführen.) Diejelbe erfolgt durch Abjtimmung über die 
aus der Mitte der Vorgefchlagenen nach der Neihenfolge der Vorſchläge mit 
Stimmenmehrheit der Anweſenden. 

2. Vergl. $ 39 des Geſetzes. 

3. Die Nichtvornahme der Wahl durch die Arbeitgeber wird, da dieje nur einen Ans 
jpruc auf Vertretung haben, ald Verzicht auf die Ausübung ihres Rechts angejehen 
werden können. Haben fie auf diefes Recht verzichtet, jo wird ihnen nidt die Befugniß 
eingeräumt werden können, die Ausübung desjelben zu jeder beliebigen Zeit wieder in Ans 
jpruch zu nehmen. Es wird dies vielmehr erjt bei der zumächit eintretenden Neufonjtituirs 
ung der Generalverfammlung geichehen fünnen. 

u F 50. 1. Die Termine für die ordentlichen Generalverjammlungen müflen mit 
Rüdficht auf das Nehnungsjahr und die Wahlperioden gewählt werden. 

2. Hier ift ein Termin zu wählen, bis zu welden die Revifion der Rechnung durch 
den Ausſchuß erfolgt jein fann. 

3. Hier kann auch eine andere Quote oder eine feite Zahl eingejtellt werden. 

4. Die Forderung jchriftlicher Anträge wird zur Vermeidung von Zweifeln und 
Streitigkeiten dienen. 

Zu 8 51. 1. Dies Verfahren fann auch allgemein vorgeichrieben werben, jo daß 
der BVBorfigende des Vorjtandes immer nur die Seneralverjammlung zu eröffnen und ſofort 
die Wahl des Leiters herbeizufüihren hat. 
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Der Leiter der Verfammlung beruft zu feiner Unterftügung ein Kaffenmit: 
glied und einen Arbeitgeber als Beiliger und ernennt einen Schriftführer. 

Der Leiter der Berfammlung hat das Neht, Mitglieder der Generalver: 
fammlung, welche feinen zur Leitung der Berfammlung oder zur Aufrechterhalt- 
ung ber Ruhe und Ordnung getroffenen Anordnungen nicht Folge Ieiften, aus 
dem Verſammlungsraum zu verweilen, 

$ 52. Die erite Generalverfjammlung wird von einem Beauftragten der 
Aufficht3behörde berufen und geleitet. 

Generalverfammlungen, welche auf Verlangen der Auffichtöbehörde oder von 
diefer anberaumt find, werden auf Anordnung derjelben von einem von ihr Be 
auftragten geleitet.!) 

$ 53.) Beichlüffe der Generalverfammlung werden mit einfacher Stimmen 
mehrheit der Anwejenden gefaßt. 

Ueber eine Erhöhung der Beiträge, welche dad im $ 31 Abſatz 1 des Ge 
feße8 vom 15. Juni 1883 feitgelegte Maß überjchreitet und nicht zur Dedung 
der gejeglihen Mindeftleiftungen erforderlih ift, fann nur getrennt von den 
[Bertretern der) Kaſſenmitgliederſn) und den [Vertretern der] Arbeitgeber[n] Be: 
ihluß gefaßt werden. 

Die Abjtimmung erfolgt durd [Uufitehen und Sigenbleiben] ſErheben der 
Hände]. Nur wenn der Leiter der VBerfammlung und jeine Beiliger ſich über 
dad Ergebniß der Abjtimmung nicht einigen, erfolgt Zählung der Stimmen unter 
Namensaufruf. Im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme des Por: 
figenden den Ausichlag. 

Angelegenheiten, welche bei der Berufung der Generalverfammlung nicht als 
Gegenitände der Verhandlung bezeichnet find, dürfen zur Verhandlung und Be: 
ihlußnahme nur zugelafien werden, wenn aus der Mitte der Verfammlung fein 
MWiderjpruch erfolgt, oder wenn es fih um einen Antrag auf Berufung einer 
außerordentlichen Generalverfammlung handelt. 


Dbliegenheiten der Generalverjammlung. 


8 54.1) Außer den von ihr vorzunehmenden Wahlen liegt der General: 
verjammlung ob: 


1. Beichlußnahme über alle Angelegenheiten, bei welchen eine Abänderung 
des Statut in Frage fommt,?) [namentlich auch?) über die Ausſcheidung 
eines der im 8 1 bezeichneten Gewerbszweige aus der Kaſſe,“) ſowie über 
Abänderungen der Unteritügungen und Beiträge, ſoweit fie nicht ftatuten= 
mäßig in Folge einer veränderten Feſtſetzung der durchichnittlichen Tage: 
löhne eintritt],?) 

2. Beſchlußnahme über die Auflöfung der Kaſſe,“) 


— G —— 


Zu $ 52. 1. Vergl. $ 45 Abſatz 4 des Geſetzes. 

3u $ 53. 1. Die Beſchlußfaſſung der Generalverfammlung kann für einzelne Ans 
gelegenheiten, 3 B. wenn es fih um Abänderung des Statut3 oder Auflöfung der Kaſſe 
andelt, von bejonderen VBorausjegungen, 3. B. von der Anwejenheit eines bejtimmten 
heiles der Mitglieder, fowie von einer über die abjolute Mehrheit hinausgehenden Stimmen 
zahl (*,, */,) abhängig gemacht werden. Nothwendig iſt dies, abgefehen von dem im Abjak 
2 des Paragraphen vorgejehenen Falle der Beitragserhöhung, für welchen $ 31 Abſatz 2 des 
Geſetzes in Betracht fommt, nicht. Auch die Vorſchrift des $ 23 Ziffer 6 des Geſetzes er- 
fordert feine bejondere Beitimmung, da in Ermangelung einer ſolchen die allgemeine Be- 
Stimmung über die Beichlugnahme der Generalverfammlungen aud bei Beſchlüſſen über 
jtatutenänderungen Anwendung findet. 

Zu $ 51. 1. Vergl. Bemerkung 1 zu $ 46, 





en ———— 
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3. Beihlußnahme über den Beitritt der Kaffe zu einem auf Grund bes 
S 46 des Geſetzes vom 15. Juni 1883 zu bildenden Verbande mehrerer 
Ortöfrantenkaffen?) [und über das für denfelben zu errichtende Statut].*) 

4. Die Abnahme der Jahresrehnung?) und die Beitellung eine aus [3] 
Mitgliedern beitehenden Ausſchuſſes zur Vorprüfung derielben. 

5. Beichlußnahme über die Verfolgung von Anjprücen, welde der Kaſſe 
gegen Vorftandsmitglieder aus deren Amtsführung erwachſen find, und 
Wahl der damit zu Beauftragenden.?®) 

6. Entiheidungen über Beihwerden von Saffenmitgliedern und Arbeitgebern 

gegen den Borftand. 

. Beihlußnahme über Anträge von Mitgliedern der Generalverfanmlung. 

8. Die definitive Genehmigung der vom PVorftande abzufchließenden Verträge 
mit Aerzten, Apothelern und Sranfenhäufern.?’) 

9. Die definitive Feititellung der Vergütung für den Rehnungsführer und 
der von demielben zu ftellenden Staution.!?) 

10. Beihlußnahme über die Einführung und Regelung einer Sranfenkontrole.'?) 

11. Berathung und Beihlußriahme über alle Angelegenheiten, welche ihr zu 
diefem Zweck von dem Worftande oder von ber Aufichtsbehörbe vorgelegt 
werden.1*) 


—A 


VI. Rechnungs- und Kaſſenführung. 


8 55. Die Rechnungs- und Kaſſenführung wird unter Beobachtung der 
Vorichriften des Geſetzes vom 15. Juni 1883, der von der höheren Wermalt: 
ungsbehörde auf Grund bes $ 41 Abſatz 2 daſelbſt erlafienen Anordnungen und 
der Beitimmungen dieſes Statut, jowie nad) Maßgabe der vom Vorſtande und 
der Generalverfammlung gefaßten Beihlüffe von einem [Rechnungs: und Kaſſen— 
führer] Kaſſirer, Rendanten] wahrgenommen, welcher vom Borftande unter Bor: 
behalt einer |. . . . monatlichen] Kündigung angeftellt wird, und nicht Mitglied 
der Kaſſe zu ſein braucht. Die demſelben für ſeine Mühewaltung zu gewährende 


2. Tiefe Beſchluhßnahme mu der Generalverſammlung vorbehalten werden (vergl. 
& 36 Ziffer 3 des Geſetzes. 

3. Die bejondere Aufführung diejer beiden Gegenftände ift nicht nothwendig, aber zur 
ag von Arrthümern „zu empfehlen. 

4. Vergl. 5 48 Abſatz 2 des Geſetzes. 

5. Beral. $ 12A und B des Statuts, 

6. Vergl. F 47 Abſatz 2, 48 Abſatz 1 des Geſetzes. 

7. Vergl. 5 46 Abſatz 1 des Geſeßges. 

8. Für die Errichtung des Verbandsſtatuts wird die Beſchlußnahme der Generalver: 
jammlung nicht durch das Geſetz erfordert ($ 46 Abjat 2 des Geſetzes); fie fann daher 
auch dem Vorſtande überlaflen werden. 

9. Vergl. & 36 Ziffer 1 des Geſetzes. 

10. Bergl. $ 36 Ziffer 2 des Geſetzes. 

11. Kann auch definitiv dem PVorjtande überlaften werden. Sedenfalld empfichlt es 
ji, dem Voritande das Recht einzuräumen, joldje Verträge mit vorläufiger Wirkjamfeit 
abzujchließen. 

12. Wie zu 11. 

13, Die Regelung einer bejonderen Krankenkontrole (duch Krankenbeſucher, durch Vor: 
Ihriften über Meldung der Ertranfung u. j. w.), welche für Kajien von größerem Umfange 
zu empfehlen ijt, erfolgt am bejten durch bejondere Bejtimmungen neben dem Statut und 
fann auch dem Borjtande überlafien werden, wird aber im fegteren Falle demielben im $ +6 
ausdrüdlich zu übertragen jein. 

14. Zweckmäßig, um dem Vorftande die Möglichkeit zu geben, Angelegenheiten, für 
deren Entſcheidung er die Verantwortlidjkeit nicht übernehmen will, zur Beſchlußnahme der 
Seneralverfjammlung zu verjtellen. 
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Bergütung und die Höhe der von ihm zu ftellenden Kaution wird [vorläufig] 
vom Vorſtande [definitiv durch Beſchluß der Generalverſammlung)] feitgeitellt. 

8 56. Der Rechnungs: und Kaſſenführer hat die Ginnahmen und Aus: 
gaben der Kaſſe von allen den Zweden der Kaſſe fremden Vereinnahmungen und 
Verausgabungen getrennt fejtzuftellen und zu verrechnen, ebenjo ihre Beſtände 
gelondert zu verwahren.!) 

Zu anderen Zmweden, als den nad diefem Statut zu gewährenden Inter: 
ftügungen, der jtatutenmäßigen Anfammlung und Grgänzung des Reſevefonds 
und der Dedung der Verwalungskoften darf er Verwendungen aus dem Der: 
mögen ber Kaſſe nicht maden und Beiträge von den Mitgliedern und Arbeit» 
gebern nicht erheben.) 

S 57. Die den Mitgliedern zu gewährenden Stranfengelder hat er gegen 
Einlieferung der Krankenſcheine ($ 25)') zu zahlen, fofern nicht einer der im 
8 17 bezeichneten Fälle vorliegt. In diefen Fällen iſt die Entſcheidung des 
Borjtandes einzuholen. 

Die Sterbegelder und alle übrigen von der Kaffe zu beitreitenden Ausgaben 
find auf jedesmalige Anweifung des Worjigenden des PVorftandes zu leiiten. 

8 58. Der Rechnungs: und Kaflenführer hat die Beiträge am Fälligkeits— 
tage [einzufaffiren] ſdurch den Stafjenboten einfaffiren zu laſſen).) Das Ber: 
zeihniß der rücjtändigen Beiträge, welde niht auf von ihm zu erlallende 
Mahnung binnen einer Frift von [einer] [zwei] Wochen zur Kaſſe gezahlt werden, 
ift [monatlich] [alle zwei Monate] dem Vorſtande zur Herbeiführung der Bei— 
treibung vorzulegen. ?) 

$ 59. Borräthige Gelder hat der Rechnungs und Staffenführer [ioweit 
fie nicht zur Dedung der laufenden Ausgaben erforderlic find]'), bis zur Be: 
ihlusfaflung des Borftandes über anderweite Belegung, der Sparkaſſe . . . - 

zu übergeben. Verfügbare Gelder der Kaſſe find, ſoweit fie nicht der 
Spartafe N RN a ae übergeben werden, nad) Beichluß des Borjtandes 
in folgender Weiſe zu belegen: ?) 

1 


2. 

3. 

Werthpapiere, welde zum Vermögen der Kaffe gehören uud nicht lediglid) 
zur vorübergehenden Anlegung zeitweilig verfügbarer Betriebögelder für die Kaffe 
erworben find, find bei der Auffichtsbehörde oder nach deren Anweiſung ver: 
wahrlich niederzulegen.?) Die Hinterlegungsicheine find vom Rechnungs- und 
Raflenführer mit den Beſtänden der Kaffe zu verwahren. *) 


Zu 8 56. 1. Vergl. $ 40 Abſatz 1 des Geſetzes. 
2. Vergl. $ 29 Abſatz des Geſetzes. 
3u N 57. 1. Für die Auszahlung der Krankengelder wird der Einfachheit wegen 
in der Negel auf jedesmalige Anweiſung durch den Vorſtand vder dejien Vorſitzenden ver— 
zichtet werden können, da ſich der Anſpruch und feine Höhe aus den Krankenſcheinen ergibt. 
3u $ 58. 1. Vergl. die Bemerkung 2 zu $ 31. 
— 8 > des Geſetzes. 
us 59. Bier fann aud) eine beſtimmte Summe eingeftellt werden, über welche 
hinaus der Rechnungsführer vorräthige Gelder bei der Sparkafje zu belegen hat, oder es 
fann a Feſtſtellung einer ſolchen Summe dem Vorſtande vorbehalten werden. 

2. Bergl. $ 40 Abſatz 3, 4 des Gejepes. Innerhalb der dur die Vormundſchafts— 
ordnung oder durch Abſatz 4 eit. gezogenen Grenzen kann über die Belegung der Gelder 
durch das Statut Beitimmung getroffen werden. Um die Entſcheidung des Vorſtandes über 
die Art der Belegung zu erleichtern, wird es ſich empfehlen, die Belegungsarten, unter denen 
er wählen fann, durd) das Statut feitzuitellen. 
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$ 60. Die Kaffe ift [dur den Vorſtand] [durd den Vorfigenden des Bor: 
ftandes unter Zuziehung eines den Arbeitgebern und eines den Staflenmitgliedern 
angehörenden Vorftandsmitgliedes]. . . .. . [monatlid]') regelmäßig und jähr- 
lich mindeftens einmal unvermutheter Weile zu prüfen. Die Prüfung bat fich 
jedesmal auch auf die vorjchriftsmäßige Belegung des Kaſſenvermögens und auf 
die Verwahrung der Dinterlegungsicheine zu eritreden. 

$ 61. Das Nechnungsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zufammen. [Das 
erste Nechnungsjahr läuft von 1. Dezember 1884 bis zum 31. Dezember 1885.] 

Alsbald nach dem Jahresichluife und ſpäteſtens mit dem 31. Januar des 
Folgejahres find die Kaſſenbücher zu schließen und "die Jahresrechnung auf: 
zustellen. 

[Die Jahresrehnung ift nah Maßgabe der von der höheren Verwaltungs: 
behörde über Art und Form der Nehnungsführung erlaflenen Vorichriften auf: 
zuftellen und bis zum 15. Februar des Folgejahres einzureichen. |") 

Der PVorjtand hat die vorgängig von ihm zu revidirende?’) Rechnung ſammt 
Belegen bis zum I1. März] dem Nechnungsausihuß und demnächſt mit den 
von lesterem geftellten und nicht erledigten Erinnerungen der Generalverjammlung 
vorzulegen. 

Dieje beichließt nah Anhörung des Vorſtandes und des Nechnungstührers 
über die nicht erledigten Grinnerungen und nimmt — eintretendenfall® unter 
Vorbehalt der legteren — die Rechnung ab 

Nach Abnahme der Jahresrechnung ift ein Rechnungsabſchuß, wie folder 
der Aufjichtsbehörde einzureichen ift, durch das im 8 63 bezeichnete Blatt zu 
veröffentlichen [in den Herbergen der im 8 1 bezeichneten Gewerbözweige zur 
Einficht der Staffenmitglieder niederzulegen ].]?) 

$ 62. Die nad dem Jahresabichluß verbleibenden Ueberſchüſſe fließen dem 
Nejervefonds zu. Reichen nach dem Jahresabſchluſſe die Einnahmen der Kaſſe 
zur Dedung ihrer Ausgaben nicht aus, fo ift der Fehlbetrag dem Nejervefonds 
zu entnehmen. 

Der Neiervefonds iſt bis zur Höhe der durchſchnittlichen Ausgaben Der 
legten [drei] Nehnungsjahre!) anzufammeln und erforderlichenfalls bis zu dieſem 
Betrage zu ergänzen. So lange der Neiervefonds dieſen Betrag nicht erreicht, 


3. Bergl. $ 40 Abjap 2 des Geſetzes. 

4. Eine Beftimmung über die Aufbewahrung der Hinterlegungsicheine in diejer oder 
anderer Weije ijt rathiam. 

3u 8 60. 1. Bei Staflen von geringem Umfange wird eine jo häufige Reviſion 
nicht erforderlich jein. 

Zu 8 61. 1. Nah $ 23 Ziffer 7 des Gejepes muß das Statut Beitimmung über 
die Aufitellung und Prüfung der Jahresrehnung treffen. Sofern die höhere Berwaltungss 
behörde auf Grund des $ 41 Abiap 2 über Art und Form der Nechnungsführung Bor: 
jchriften erlajien bat, wird es meiltens genügen, im Statut auf dieje Vorjchriften zu vers 
weifen. Anderenfalls wird das Statut jelbitändige Beitimmungen über die Aufitellung der 
Rechnung enthalten müſſen, wobei zu berüdjichtigen iſt, daß die Art der Rechnungsauf— 
jtellung jedenfalls die Herftellung des im $ 41 Abſatz 1 des Geſetzes erwähnten Rechnungs 
abſchluſſes nach dem dafür vorgeichriebenen Formulare ermöglichen muß. 

2. Diefe vorgängige Revijion durch den Vorftand ift nicht nothwendig, aber bei größeren 
Kafien zwechmäßig, um die Aufgabe des Rechnungsausſchuſſes zu vereinfachen. 

3. Dieje Beftimmung empfiehlt ſich namentlid) da, wo die Generalverjammlung aus 
Vertretern bejteht und demnach nicht alle Kailenmitglieder an den Berhandlungen über 
die Rechnungsabnahme theilnehmen können. 

Zu $ 62. 1. Das Geſetz beftimmt in $ 32 nicht die Zahl der Jahre, nach welcher 
die durchichnittliche Nahresausgabe zu bemeiien ift. Im Statut wird eine jolhe Beſtimmung 
nit zu entbehren jein. 
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ift demielben mindeltens ein Zehntel des Jahreöbetrages der Stafjenbeiträge zuzu— 
führen. [Ergibt jih aus dem Abfchluffe eines Rechnungsjahres, in welchem der 
Kaſſe weder außerordentliche Ausgaben noch außerordentliche Einnahmeansfälle 
erwachten find, daß dem Neiervefonds zu der erforderlihen Anſammlung oder 
Ergänzung weniger ald 10 Prozent des Betrages der Kaſſenbeiträge zugefloffen 
find, oder der vorjchriftsmäßige Beitand deöfelben zur Dedung der Ausgaben hat 
angegriffen werden müſſen, jo hat ber Vorſtand bei der Generalverfammlung 
gleichzeitig mit der Vorlegung der SJahresrehnung Diejenigen Beichlüffe zu 
beantragen, welche nach der Vorichrift des $ 33 Abſall 1 des Geſetzes vom 
15. Juni 1883 erforderlich werben. 

Ergibt jih dagegen aus dem Jahresabichluffe ein Ueberſchuß der Jahres- 
einnahme über die Jahresausgabe, welcher vorausfichtlich dauernd jein wird, und 
bat der Reſervefonds bereit3 das Doppelte des Mindeitbetrages erreicht, jo hat 
der Vorftand bei der Generalverfammlung eine der Worichrift des 8 33 cit. 
Abſatz 2 entiprehende Beihlußnahme zu beantragen.]?) 


VII. Bekanntmachungen. 


8 63. Alle die Kaſſe betreffenden Bekanntmachungen, insbeſondere die Ein— 
ladungen zu Wahl- und Generalverſammlungen, die Bekanntmachungen über 
Statutenänderungen, über Aenderungen in der Höhe der Beiträge und Leiſtungen, 
iſt der Zuſammenſetzung des Vorſtandes, ſowie über die Melde- und Zahlſtellen, 
werden bis zu anderweiter Beſchlußnahme der Generalverſammlung in [Name 
des Blattes] erlaſſen. 


VII. Entſcheidung von Streitigfeiten. 


Ss 64.') [Streitigkeiten zwiſchen den Kaſſenmitgliedern und ihren Arbeit: 
gebern einerſeits und der Kaſſe andererfeits, über die Verpflichtung zur Leiftung 
oder Ginzahlung von Beiträgen oder über Unterftügungsaniprüche werden bon der 
Aufſichtsbehörde entichieden. 

Gegen deren Entſcheidung findet binnen zwei Wochen nad) Zuftellung der: 
jelben die Berufung auf den Rechtsweg mittelit Erhebung der lage ftatt. 

Die Entiheidung ift vorläufig vollftredbar, foweit es fih um Streitig- 
feiten über Unterftügungsaniprüche handelt ] 

$ 65. [Streitigfeiten zwiichen den Kaſſenmitgliedern und ihren Arbeit: 
gebern über die Berehnung und Anrehnung der von den erfteren zu leiftenden 
Beiträge werden |pon der Gemeindebehörde]?) [von dem Gewerbegerihte zu A.] 
[von dem gewerblichen Schiedögerihte ..- ...... | entjchieden. 


2. Durch diefe Beitimmung wird dem lrtbeile der höheren Berwaltungsbehörde darüber, 
ob einer der im 8 33 Abjag 1 und 2 bezeichneten Fälle vorliegt, nicht vorgegriffen. Es iſt 
aber anzunehmen, daß, wenn die Kaſſe nach derjelben verjährt, ein Eingreifen der höheren 
Verwaltungsbehörde auf Grund des S 33 Abiag 3 nicht eintreten wird. Für kleinere 
Kafien, welchen die Kräfte zur Beurtheilung der Frage, ob einer derim $ 33 Abjap 1 und 2 
bezeichneten Fälle vorliegt, nicht zur Verfügung ftehen, wird die Aufnahme einer derartigen 
Beitimmung in das Kaſſenſtatut auch unterbleiben fünnen. Die Kaſſe überläßt dann das 
Urteil über jene Frage von vornherein der höheren Verwaltungsbehörbe. 

Zu $ 64. 1. Die Beitimmungen jinden kraft Geſetzes ($ 58) Anwendung, auch 
wenn jie nicht im das Statut aufgenommen werden. Die Aufnahme derjelben in das Statut 
hat nur den Zwed, den Kajlenmitgliedern von dem Wege, auf welchem Streitigkeiten der 
fraglichen Art zum Ausdrud zu bringen find, Kenntniß zu geben. 

Zu $ 65. 1. Vergleiche Bemerkung 1 zu $ 64. 
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[Gegen die Enticheidung steht die Berufung auf den Rechtsweg binnen 
10 Tagen offen; die vorläufige Vollitrefung wird durd die Berufung nicht auf: 
gehoben.) 


IX. Beauffihtigung der Kaſſe. 


$ 66.) Die Aufficht über die Kalle wird nach Maßgabe der Borichriften 
des — vom 15. Juni 1883 unter Oberaufſicht der ........ . . bon 
RE RUE EIER ahrgenommen. 
[Das vorftehende Statut tritt mit dem 1. Dezember 1884 in Straft.] 


Entwurf des Statuts einer Betriebs- (Fabrik-) Brankenkaffe 
nad dem Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883. 


Borbemerfungen. 


1. Der Entwurf jol für die Aufſtellung wirklicher Statute für Betriebs: 
(Fabrik:) Krankenkaſſen einen Rahmen und eine Anleitung geben. Sein Inhalt 
ift in feiner Weile verbindlich, weder für diejenigen, welchen die Errichtung Des 
Kaſſenſtatuts obliegt, noch für die Behörden, weichen die Genehmigung zuſteht. 
Bei der großen Verjchiedenheit der Verhältniſſe, auf welche bei der Errichtung 
von Stafienjtatuten für Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſen Nückfiht zu nehmen ift, 
kann ein Gntwurf, welcher ohne Wenderungen für jede Betriebi: (Fabrik-) 
Krankenkaſſe verwendbar wäre, nicht gegeben werden. Es it daher nothwendig, 
jede Beltimmung darauf zu prüfen, ob fie unverändert in dad Statut für eine 
beitimmte Kaſſe aufgenommen werben kann. Die Bemerkungen, auf welde die 
dent a des Statut3 in Klammern () beigefügten Ziffern hinweiſen, werden 


. Die | Gier erwähnten Streitigkeiten werden nad) $ 53 Abjak 2 des Geſeges auf dem 
im * 120a der Gewerbeordnung vorgejehenen Wege enticieden. 

Danadı bildet die Hegel die Vorentſcheidung durch die Gemeindebehörde, gegen welche 
Berufung auf dem Rechtswege binnen 10 Tagen ſtattfindet. 

Beſteht ſür den Bezirk der Kaſſe und, für die derſelben angehörenden Gewerbszweige 
ein Gewerbegericht, jo entſcheidet dieſes. Ob gegen jeine Entſcheidung ein Rechtmittel ſtatt⸗ 
findet, hängt von der ? Verjaſſung des Gewerbegerichts ab. Die entſprechende Beſtimmung 
wird dann zweckmäßig in das Statut aufgenommen. 

Soweit für den Kaſſenbezirk und für die der Kaſſe angehörenden Gewerbszweige ein 
Schiedsgericht nach Maßgabe des $ 120a Abſatz 3 der Gewerbeordnung beſteht, enticheidet 
dieted. Ob und welches Nechtsmittel in dieſem Falle gegen die Entſcheidung ftattfindet, iſt 
aus dem für das Schiedsgericht errichteten Urtsjtatut zu entnehmen und die Bejtimmung 
darüber ” Stelle des legten Abjages diefes Paragraphen des Statuts aufzunehmen. 

2866. 1. Die Bezeichnung der Aufſichts- und Oberaufſichtsbehörde in das 
Statut aufzunehmen, ericheint zwedmähig, um jedem Kaſſenmitgliede Kenntniß davon zu 
geben, wohin es ſich mit etwaigen Beidyverden zu wenden bat. 

Die Aufnahme aller Beſtimmungen des Geſetzes über die Aufſicht in das Statut er 
icheint, joweit fte nicht in den trüberen Paragraphen des Statuts ichon erfolgt ijt, überflüffig, 
da dieſe Beitimmungen für die einzelnen Kafienmitglieder fein Anterejie baben und den 
Borjtandsmitgliedern vorfommendenfalls die Kinjict in das Geſetz wohl zugemutbet 
werden kann. 


E20. 202-0. 280 2 
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biefe Prüfung vielfach erleichtern. Cine genaue Beachtung derfelben muß bei dem 
Gebrauche des Entwurfs vorausgeſetzt werden. 

2. Bei Aufitellung des Entwurfs ift von der Vorausfegung auögegangen, 
dat eine Ausdehnung der Verfiherungspflicht auf die im $ 2 des Gejeges vom 
15. Juni 1883 bezeichneten Klaſſen von Perfonen nicht erfolgt ift; eine folche 
Ausdehnung kann übrigens nicht durch ein Kaſſenſtatut, fondern nur durd) 
die am angeführten Orte vorgeiehene beiondere ftatutariiche Negelung einer Ge: 
meinde oder eines weiteren Kommmunalverbandes ausgeiprocen werben. 

3. Was durch gelewliche Vorichrift in der Weile geregelt iſt, daß den ein- 
zelnen SKaflenftatuten ein Spielraum für bejondere Beitimmungen nicht gelaſſen 
wird, 3. B. die Vorfchriften über die Beauffihtigung und Schließung der Staffen, 
ift in da3 Statut nur fo weit aufgenommen, als es nothwendig erihien, um 
das Verſtändniß der getroffenen Beitimmungen zu fichern, oder den Kaſſenmit— 
gliedern eine ausreichende Kenntniß ihrer Rechte und Pflichten zu vermitteln. 
Wo es für zwedmähig erachtet wird, das Kaſſenſtatut in dieſer Veziehung zu 
bervollitändigen oder noch mehr zu vereinfachen, werden die erforderlichen Er: 
gänzumngen oder Streihungen an der Hand der Benterfungen leicht auszu— 
führen sein. 

4. Die im Terte des Statutö vorfommenden Klammern [ ] deuten, foweit 
fte nicht durch die Bemerfungen befonders erläutert werden, an, daß die in 
Klammern eingeichloffenen Worte nad) den Umſtänden beibehalten oder geitrichen 
werden fönnen, oder daß unter den mehreren in Sllammern eingeichloflenen 
Faſſungen, unter Berückſichtigung der Verhältniffe, die Wahl zu treffen ift. 


8 1. Name und Sist der Haile, 


Die Firma N. zu N. errichtet auf Grund des S 60 des Neichögefeges vom 
15. Juni 1883 für [die im ihrer Fabrit zu N. beichäftigten Perſonen eine 
Krankenkaſſe, welhe den Namen „Krankenkaſſe für die Fabrik der Firma N.“ 
führt und ihren Sie zu N. hat}.’) 


oder 
(für bereit3 beitehende Kaſſen) 
ffür ihre... 2.2.2... Kaffe ein neues Kaſſenſtatut, welches an Stelle des 
Statut vom... ... tritt. Die Kalle führt fortan den Namen: „Kranken— 


falle für die Fabrik der Firma N.“ und hat nach wie vor ihren Sig zu N.]?) 


$ 2. Zwangsweiſe Mitgliedidaft. 


Ale in genannter Fabrik gegen Gehalt oder Lohn beichäftigten Perſonen 
gehören mit dem Tage des Cintritts in die Beihäftigung ald verfiherung®s- 
pflihtige Mitglieder der Kaſſe an, [jorern die Beihäftigung nicht ihrer Natur 
nad eine vorübergehende oder durd den Arbeitsvertrag im voraus auf einen 
Zeitraum von weniger als einer Woche beichränft ift].') 





Zu 8 1. 1. Faſſung für neu errichtete Kaſſen. 
‚ Seitung für ſchon bejtehende Kaſſen. 

82, 1. Fällt aus, wenn die bier bezeichneten Perſonen durch ſtatutariſche Be— 
en auf Grund des 8 2 Ziffer 1 des Gejepes dem Verſicherungszwange unter: 
worfen jind. 

2, Wird in der Regel bei Fabrikbejtgern nicht vorkommen und deihalb ausfallen 
fünnen. 
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Befreit von diefem Zwange find: 

a) Betriebsbeamte, deren Arbeitsverbienft an Lohn oder Gehalt 6°/, Mart 
für den Arbeitstag überfteigt, 

b) diejenigen Perfonen, welche den Nachweis erbringen, daß fie Mitglieder 
einer den Anforderungen des $ 73 des Geſetzes entiprechenden Innungs— 
frantenfaffe, einer Knappichaftstaffe oder einer den Anforderungen des 
$ 75 des Geſetzes genügenden Hilfskaſſe find. 

Als Gehalt oder Lohn gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge. 

Auf ihren Antrag find von der Werfiherungspflicht zu befreien Perionen, 
welche im Stranfheitsfalle mindeitens für 13 Wochen [auf Verpflegung in der 
Familie des Arbeitgebers oder]’) auf Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes 
Anſpruch haben. 

Berlicherungspflichtige Mitglieder erhalten ſpäteſtens am eriten Löhnungs— 
tage nad ihrem Gintritt ein Gremplar dieſes Statutd. Sie müllen bei der 
Kaſſe verbleiben, jo lange ihre Beichäftigung in der Fabrik dauert, fönnen aber 
mit dem Schluß des Nehnungsjahres austreten, wenn fie den Austritt ſpäteſtens 
drei Monate vorher bei dem Vorjtande beantragen und vor dem Schluß des 
Rechnungsjahres nachweiſen, daß fie Mitglieder einer den Anforderungen bes 
8 75 des Neichögefetes genügenden Hilfskaſſe geworden find. 


5 3. Freiwillige Mitgliedidhaft. 


1. Alle nicht verficherungspflichtigen Perſonen, welche in der Fabrik be- 
ihäftigt ſind,) können der Kaſſe durch Ichriftliche oder mündliche Anmeldung bei 
dem Kaſſenvorſtande beitreten, erhalten aber feinen Anspruch auf Unterftügung 
im Falle einer bereitö zur Zeit diefer Anmeldung eingetretenen Erkrankung. 

[Der Kaſſenvorſtand fanıı den Gefundheitszuitand der freiwillig beitretenden 
Perſonen ärztlich unterfuchen laffen. Ergibt diefe Unterfuhung zwar feine bereits ein- 
getretene Erkrankung, aber einen nicht normalen Gelundheitszuitand, fo wird der 
Aniprud auf ranfenunterltügung erit nach Ablauf von [6] Wochen von ber 
bewirften Anmeldung ab erworben.]|?) 

Freiwillig beitretende Perlonen erhalten vom Borftande ipäteltens am erſten 
Yöhnungstage nad der Anmeldung eine Beicheinigung über dieſelbe mit einem 
(Sremplar dieles Statuts., 

2. Kaſſenmitglieder, welche aus der Beichäftigung in der Fabrik ausscheiden 
und nicht zu einer Beichäftigung übergehen, vermöge welcer fie Mitglieder einer 
anderen Betriebs: (Fabrik-), Orts:, Innungs- oder Bau-Krankenkaſſe oder einer 
Stnappichaftsfafje werden, bleiben jo lange freiwillige Mitglieder, als fie fich im 
Gebiete des Deutichen Reichs aufhalten, wenn fie ihre dabingehende Abſicht binnen 
einer Woche dem Kaſſenvorſtande anzeigen, Die Zahlung der vollen Kaſſenbei— 
jetge zum eriten Fälligkeitstermine gilt der ausdrüdlichen Anzeige gleich. 


Zu $ 3. 1. Außer diefen Perjonen, welden nad) $ 63 Abſatz 2 des Geſetzes das 
Necht, der Kaſſe beizutreten, zufteht, können nach 8 26 Abſatz 4 Ziffer 5 auch nod andere 
Perſonen, 3. B. Komtoiriſten, Fuhrleute, Tagelöhner, Dienjtboten des Fabrikherrn und ſeiner 
Beamten als freiwillige Mitglieder zugelaſſen werden. Geſchieht dies, ſo muß auf air 
Perſonen bei den Beſtimmungen über die Höhe und Leiſtung der Unterſtützungen ($$ 6, 
ſowie über die Höhe der Beiträge (S 17) Rückſicht genommen werden. 

2, Eine Karenzzeit von höchitens ſechs Wochen fann nad $ 26 Abſatz 3 Ziffer 4 
des Geſetzes für alle freiwilligen Witglieder jeitgejegt werden. Für zwangsweije der Kaſſe 
angehörende- Mitglieder fann nadı $ 26 Abjap 1 des Gejepes eine Karenzzeit von höchſtens 
ſechs Wochen nur für diejenigen Unterjtügungen fejtgefegt werden, welche über die gejeglichen 
Mindejtleiftungen der Kaſſe hinausgehen. 
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Die nad) dem Ausicheiden aus der Fabrik bei der Kaffe verbliebenen Per: 
fonen fünnen weder Stimmrechte ausüben, noch Kaſſenämter befleiden. 
3. Die freiwillige Mitgliedichaft erliicht 
a) durch mündliche oder Ichriftliche Austritt3erflärung an den Kaſſenvorſtand, 
b) wenn an zwei aufeinanderfolgenden SOHLURGBIEHUENEN nicht die vollen 
Beiträge geleiitet werden. 


[$ 4.] Eintrittsgeld.') 

[Ein Gintrittsgeld im Betrage des für [6]?) Wochen zu leiftenden vollen 
Staffenbeitrages wird nur von denjenigen freiwillig beitretenden Mitgliedern?) 
erhoben, welche das 45. Lebensjahr zurüdgelegt haben oder deren Gejundheit nad) 
der bei ihrer Anmeldung vorgenommenen Unterfuchung feine normale iſt 

Beireit von der Zahlung des Gintrittögeldes find diejenigen Mitglieder, 
welche nachweiien, daß fie innerhalb der ihrer Anmeldung vorhergehenden 13 Wochen 
einer anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge zur Gemeinde-Krankenverſicher— 
ung geleiftet haben.] 


$ 5. Ausſchluß. 
Der Boritand kann Mitglieder, welche die Kaffe wiederholt durch Betrug 
geichädigt haben, von der Mitgliedichaft ausichliehen. 


86. Krankenunterſtützung für die in der Fabrik beihäftigten 
Mitglieder. 
Als Serantenunterftügung gewährt die Kaſſe den in der Fabrik beichäftigten 
Mitgliedern: 

1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, freie Arznei, 
jowie Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel ;') 

2. im Falle der Erwerbsunfähigfeit vom dritten Tage nad dem Tage der 
Erkrankung ab für jeden Arbeitstag ein Stranfengeld in Höhe der 
Hälfte :?)?) 

(A) [des durchſchnittlichen Tagelohnes der Mitglieder. Dieier Tagelohn 
iſt zur Zeit feſtgeſetzt: 


a) für männliche Mitglieder über 16 Jahre auf... . » Mar, 
b) für weiblide Mitglieder über 16 Jahre auf... . . Mark, 
c) für männliche Mitglieder unter 16 Jahren und für Lehrlinge auf 
MEER Mar, 
r d) für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren auf... .. Mar. 





3u $ 4. 1. Diejer Paragraph kann auch ganz wegfallen. 

2. Der Betrag kann auch niedriger, aber nach $ 26 Abjab 2 des Geſetzes nicht höher 
bemejjen werden. 

3. Mit der aus Abjap 2 fich ergebenden Beſchränkung fann ein Eintrirtsgeld aud für 
alle Mitglieder jeitgejett werden. 

Zu 86. 1. Sollen nad $ 21 Abjap 1 Ziffer 2 des Geſetzes noch weitere als die 

im 5 6 Abjag 1 Ziffer 1 des Geſetzes bezeichneten Heilmittel gewährt werden, jo empfiehlt 

es jich, diejelben hier namentlid aufzuführen. 

2. Das Krankengeld kann aud) höher, bis zu Dreiviertel des Lohns ($ 21 Abjap 1 

Ziffer 2 des Geſetzes), aber nicht niedriger feſtgeſetzt werden. 

3. Der Bemeſſung des Ktrantengeldes kann zu Grunde gelegt werden: 

a) Nah $ 20 Abjap 1 Ziffer 1 des Geſetzes der durchichnittlihe Tagelohn ſämmt— 
liher SKajlenmitglieder, gejondert fejtgejtellt für männliche, weibliche, erwachſene 
und jugendliche Mitglieder. Die Sätze dürfen in dieſem Falle 3 Mark ar 
überjteigen. 
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Findet eine anderweite Feititellung der vorftehenden Säte durch die höhere 
Verwaltungsbehörde ftatt, fo treten die neuen Süße an die Stelle der voritehen: 
den. Diefelben find durch Anſchlag [in allen Werkftätten] [in allen Arbeits- 
räumen] der Firma befannt zu machen.) 

oder 
(B) [des durhichnittlichen Tagelohnes derjenigen der nachfolgenden Mit: 
gliederflaffen, welcher das Mitglied angehört: 
a) Werfmeiiter, Beamte 2c., deren durchſchnittlicher Tagelohn feſtge— 


jegt ift auf ... . Marf, 

b) Vorarbeiter, Maſchiniſten 2c., deren durchichnittlicher Tagelohn feit: 
gelegt ift auf... . Mark, 

c) ſonſtige männliche großjährige Arbeiter, deren durdhichnittlicher 
Tagelohn feitgejest it auf . . . . Mark, 

d) männliche Arbeiter von 16 bis 21 Jahren, deren durchichnittlicher 


Tagelohn feitgeiegt iſt auf . . .. Marf, 

e) *) Vorarbeiterinen, Aufſeherinen ꝛc., deren durchſchnittlicher Tage: 
lohn feſtgeſetzt iſt auf . . .. Mark, 

f) ſonſtige großjährige Arbeiterinen, deren durchſchnittlicher Tagelohn 


feſtgeſetzt iſt auf . . . . Mark, 

g) Arbeiterinen von 16 bis 21 Jahren, deren durchſchnittlicher Tage 
lohn feſtgeſetzt iſt auf . . .. Mark, 

h) männliche Arbeiter unter 16 Jahren und Lehrlinge, deren durch— 
Ichnittliher Tagelohn feſtgeſetzt iſt auf . . . . Marf, 

i) Arbeiterinen unter 16 Jahren, deren durchſchnittlicher Tagelohn 
feſtgeſetzt iſt auf . . .. Mark 


Findet eine anderweite Feſtſtellung der vorſtehenden Sätze durch 
die höhere Verwaltungsbehörde ftatt, jo treten die neuen Sätze an die 
Stelle der vorstehenden. Dielelben find durh Anſchlag [in allen Werf- 
ftätten] [in allen Arbeitsräumen] der Firma befannt zu machen.] 

oder 

(C.) ldes wirklichen Arbeitsverdienftes des Merficherten, ſoweit derſelbe 
4 Markt für den Arbeitstag nicht überfteigt. Für Mitglieder, deren 
Löhnung nach Akkordſätzen oder in wechjeinder Höhe erfolgt, wird der 
Durchſchnittsverdienſt der [drei] legten der Erkrankung voraufgegangenen 
Lohnzahlungsperioden oder, wenn das erfranfte Mitglied nicht während 
diefer ganzen Zeit im Betriebe beichäftigt war, der Durchſchnittsver— 
dienst eines im gleichartiger Beſchäftigung ftehenden Mitgliedes zu 
Grunde gelegt. Die Feltftellung erfolgt [auf Grund der Lohnliften] 
durch den Vorſtand.] 

b) Nach $ 20 Abſatz 2 dajelbit der durchſchnittliche Tagelohn, welcher unter Berück— 
jihtigung der umter den Kaflenmitgliedern hinfichtlih der Lohnhöhe beitehenden 
Verichiedenheiten klaſſenweiſe fejtgejegt wird. Derjelbe darf für feine Klaſſe über 
4 Mark und unter dem Betrage des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher 
Tagearbeiter feitgeitellt werden. 

Zu a und b erfolgt die Feititellung durd die höhere Verwaltungsbehörde. 

c) Nach $ 64 Ziffer 1 des Geſetzes der wirkliche Arbeitäverdienjt der Kalfenmitglieder, 
foweit er 4 Mark nicht überjteigt. 

Je nachdem a, b oder c ald Grundlage angenommen werden joll, ijt die 
Faſſung unter A, B oder C zu mählen. 
4. Die Klaſſeneintheilung kann auch fo erfolgen, daß es nicht erforderlich ift, für weib— 
liche Arbeiter beiondere Klaſſen zu bilden. 
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Unter Erkrankungen ſind auch Verletzungen einbegriffen. Der Tag der An— 
meldung der Krankheit gilt als Tag der Erkrankung, falls nicht ein früherer 
Tag zweifellos nachgewieſen werden kann. 

Das Krankengeld ift wöchentlich postnumerando zu zahlen. 

Die Kranfenunterftügung wird für die Dauer der Krankheit, jedoch höch— 
ftens bis zum Ablauf der [dreizehnten]?) Woche nah Beginn der Krankheit 
gewährt. 


8 7. Srantenunterftügung für nicht im Betriebe bejchäftigte 
Mitglieder. 

Mitglieder, welche nah ihrem Ausicheideh aus der Fabrif bei der Kaſſe 

verbleiben (8 3 Ziffer 2), erhalten als Stranfenunterftügung: 

1. fo lange fie fih im Bezirke der Gemeinde N. aufhalten, die Unterſtützung 
nah $ 6 [mach derjenigen Mitgliedsfaffe, welcher fie vor ihrem Aus— 
icheiden aus der Fabrik zulest angehört haben] ’) [nach dem Durchſchnitts— 
verdiente ber legten drei Yohnzahlungsperioden vor dem Ausiceiden aus 
der Fabrik); 

3. wenn fie fih nicht im Bezirke der Gemeinde N. aufhalten, unter Weg— 
fall der Interftügung nach 8 6 Ziffer 1 den anderthalbfacen Betrag des 
[wie vorftehend zu bemeifenden]?) Krankengeldes. 


$8 Verpflegung im Krankenhauſe. 

Der Vorjtand kann an Stelle der Ktranfenunteritügung der SS 6 und 7 
freie Kur und Verpflegung in einem Kranfenhauje gavähren und zwar: 

1. für diejenigen Mitglieder, welche verheirathet oder Glieder einer Familie 
find, mit ihrer Zuſtimmung oder unabhängig von derielben, wenn 
die Art der Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder Ber: 
pflegung stellt, welden in der Familie des Grfranften nicht genügt 
werden fann, 

2. für jonftige Erkrankte unbedingt. 

Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte Angehörige, deren Unterhalt 
er biöher aus jeinem Arbeitsverdienite ganz oder größtentheil® beitritten hat, 
fo ift neben der freien Kur und Verpflegung die Hälfte des in den 88 6 und 7 
feitgeiegten Stranfengeldes zu leilten. 

[Hat der in einem Krankenhauſe Untergebracdhte feine jolchen Angehörigen, To 
erhält derielbe neben freier Kur und Verpflegung ein Krankengeld in Höhe [eines 
Achtels)) de3 im $ 6 feitgelegten durchichnittlichen Tagelohnes.] 


$ 9. Unterftüßung der Wöchnerinen. 


Meiblichen Mitgliedern wird im Falle der Entbindung für die erften [drei]') 
Wochen nach derjelben das Stranfengeld?) gewährt. Grfrankungen, welche während 
der Dauer des Mochenbett3 eintreten, begründen denſelben Anſpruch auf Unter: 
ftügung, wie andere Grfranfungen. 


5. Die Dauer kann länger, bis zu einem Jahre ($ 21 Abſ. 1 Ziff. 1 des Geſetzes), 
aber nicht fürzer bemeſſen werden. 

3u 8 7. 1. Zuſaßt für den Fall, daß in $ 6 die Faſſung B gewählt wird. 

2. Zufag für den Fall, daß in $ 6 die Faltung C gewählt wird. 

3. Zuſatz für den all, daß in $ 6 die Faſſung B oder C gewählt wird. 

3u 8 8. 1. E3 kann aud eine niedrigere, nicht aber eine höhere Quote feftgefegt 
werden. 
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[Der Boritand fann Wöchnerinen unter den Vorauöfegungen des 8 8 freie 
Kur und Verpflegung in einem Stranfenhaufe oder in einem Aſyl für Wöchner: 
inen gewähren; bdiejelben haben alsdann nad Mabgabe des 8 8 Anſpruch auf 
Stranfengeld.] 

[Die Ehefrauen von Mitgliedern erhalten in gleicher Weile linterftügung 
biö zum Ablauf von [3]?) Wochen nach ihrer Niederkunft.]*) 


[8 10. Unterftügung erfrantter Familienangehöriger.!) 


[Die nicht ſelbſt dem Stranfenverficherungszwange unterliegenden Familien: 
angehörigen von verficherungspflichtigen Mitgliedern erhalten im Erkrankungs— 
falle freie ärztliche Behandlung, freie Arznei und fonftige Heilmittel. 

Als Fantilienangehörige find die im ſelben Haushalte mit den Mitgliedern 
lebenden und mit ihrem Unterhalt ganz oder größtentheil3 auf den Arbeitsver: 
dienst der Mitglieder angewiejenen Chegatten, Eltern und noch nicht erwerbs— 
fähigen Kinder derjelben anzuichen.] 


$ 11. Ullgemeine Pflichten aller Mitglieder bei Krankheit 
fällen. 

ar!) [jede Erkrankung muß alsbald dem Vorſitzenden des Vorſtandes oder 
der bon ihm bezeichneten Perſon angemeldet werden. 

[Ueber dieſe Anmeldung wird eine Beſcheinigung ausgeitellt, weldhe als 
Yegitimationsichein beim Kaſſenarzte dient.]?) 

Behufs Erlangung des Srantengeldes muß das Mitglied ein vom Kaſſen— 
arzte ausgeftelltes Atteft vorzeigen, in welchem Beginn und Dauer der Erwerbs: 
unfähigfeit beicheinigt werden. Erkrankte Perſonen müſſen die Vorichriften des 
Arztes gewiſſenhaft befolgen, fie dürfen feine Arbeiten, welche nach dem Urtheil 
des Arztes mit ihrem Zuſtande unverträglic find, noch fonftige ihrer Genelung 
binderlihe Handlungen vornehmen. Ohne Grlaubniß des Vorſtandes dürfen 
erfranfte Perſonen weder öffentlihe Lokale, noch Schantitellen befudhen, noch 
Erwerbsarbeiten vornehmen. 

Sobald ein Mitglied, welches Stranfengeld bezieht, wieder erwerbsfähig wird, 
oder jobald der Arzt eine erfrantte Berfon für genefen erklärt, it dem Vorſtande 
hiervon Anzeige zu eritatten. Der Vorſtand kann Mitglieder, welche einer der 
porjichenden Worjchriften zwwiderhandeln, in eine Strafe bis zu (5) Marf nehmen 
und außerdem die Stranfenunterftügung bis auf die geieglihen Mindeſtleiſtungen 
entzichen.] 


3u 859. 1. Es kann audı ein längerer Zeitraum bis zu ſech s Wochen feitgejtellt 
iverden. 

2. Da dieje Unteritügung unter der Vorausfegung gewährt wird, daß die Wöchnerin 
nicht erfrankt iſt, fo kann ſich diejelbe nicht auf Gewährung freier ärztlicher Behandlung 
und Arznei erjtreden. 

3. Wie unter 1. 

4. Sehört nicht zu den nothiwendigen Leiftungen der Kalle. 

Zu $ 10, 1. Unterſtützungen diefer Art gebören nicht zu den nothwendigen Yeiit- 
ungen der Kaſſe. 

Zu $ 11. 1. Sofern von einer Meldung jeder Krankheit beim Vorjtande abgeieben 
werden und nur die ohnehin erforderliche Meldung beim Kaſſenarzte ftattfinden joll — was 
meist von dem Umfange der Kalle und der beabfichtigten Regelung der Kranfenfontrole 
abhängen wird —, fann die Faſſung unter B gewählt werden, welche eine einfachere Regels 
ung enthält. 

2. Dieje Beicheinigung wird bei einfachen Verhältniſſen, wo eine Legitimation des 
Mitglieds gegenüber dem Kaſſenarzte nicht erforderlich, wegfallen künnen. 
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oder 

(8) [Das Stranfengeld wird nur gegen Beibringung eines vom Saffenarzte 
ausgeftellten Krankenſcheines ausgezahlt, in welchem die Zahl der Tage, während 
welcher der Erkrankte in der abgelaufenen Woche erwerbaunfähig war, anzugeben 
ift. In dem erftmalig beizubringenden Krantenicheine ift der Tag der Erkrank— 
ung, in dem legten der Tag des Wiedereintritts der Erwerbsfähigfeit anzugeben. 

Erkrankte Mitglieder müſſen die VBorichriften des Arztes gewiſſenhaft be— 
folgen, fie dürfen feine nad dem Urtheil desfelben ihrer Geneſung hinderliche 
Handlungen, und Arbeiten nur mit feiner ausdrüdlichen Genehmigung vornehmen, 
Deffentliche Lokale oder Schantitellen dürfen fie ohne Erlaubnik des Vorſtandes 
nicht beiuchen. Mitglieder, welche dieſen Borjchriften zumwiderhandeln, fönnen 
vom Vorſtande mit Orduungsitrafen bis zu [5] Mark belegt werden.] 


8 12. Befondere Pflichten der aus der Fabrik ausgeihiedenen 
Mitglieder in tranfheitsfällen. 

An Mitglieder der im 8 3 Ziffer 2 bezeichneten Art, welche ſich nicht im 
Bezirke der Gemeinde N. aufhalten, erfolgt die Auszahlung des Krankengeldes 
gegen Eoitenloje Einlieferung eines von einem approbirten Arzte ausgeftellen 
Stranfenicheines, in welchem die Zahl der Tage, während welcher der Erfrantte 
erwerbsunfühig war, und eritmalig auch der Tag der Erfranfung angegeben 
fein muß. 

Dem erftmaligen Krantenicheine iſt eine Beicheinigung der Gemeindebehörde 
des derzeitigen Aufenthaltöortes beizufügen, dab der Grfranfte nicht vermöge 
ſeiner derzeitigen Beichäftigung geleglich einer anderen Krankenkaſſe angehört oder 
thatjächlich einer ſolchen beigetreten ift. 

Das Strantengeld iſt bei der Kaffe durch einen Bevollmächtigten zu erheben, 
jofern das Mitglied nicht bei Einſendung des Stranfenicheines die Leberiendung 
des Stranfengeldes durch Poſtanweiſung auf feine Koften beantragt.') 

Der Borftand ift befugt, die im Abſaß 2 bezeichnete Beicheinigung aud von 
den im $ 3 Ziffer 2 bezeichneten Mitgliedern, welche fi) im Gemeindebezirte N. 
aufhalten, vor der Nuszahlung des Stranfengeldes zu fordern und für alle aus 
der Beihäftigung im der Fabrik ansgeichiedenen Mitglieder bejondere Stontrol- 
vorjchriften zu erlaffen. Die Nichtachtung ſolcher Kontrolvorſchriften berechtigt 
den Boritand, eine Strafe bis zu [5] Mark zu verhängen und die Zahlung des 
Ktranfengeldes zu beanftanden, bis das Recht auf deilen Bezug nachgewieſen iſt. 


$ 13. Kürzung der ranfenunterftüßung wegen Doppel: 
verfiherumg. 

Jedes Mitglied hat bei Vermeidung einer Strafe bis zu (5) Mark binnen 
6 Tagen nah den Beginn der Mitgliedichaft oder der ſpäter bewirften ander: 
weiten Krankenverſicherung dem Vorſtande Anzeige von feiner oder feiner Familien— 
angehörigen anderweiten Berlicherung gegen Krankheit zu machen und alle Fragen 
des Borftandes über dieſe anderweite Berficherung gewillenhaft zu beantworten. 
— Einem Mitgliede, welches gleichzeitig anderweitig gegen Krankheit verlichert 
ift, wird das Stranfengeld der SS 6 und 7 foweit gekürzt, als dasjelbe zuſammen 
mit dem aus anderweiter Berficherung bezogenen Krankengelde den vollen Betrag 
feines durchichnittlichen Arbeitsverdienftes ) [um "/,]”) überiteigen würde. 

3u 8 12. 1. Die Borichriit des $ 56 des Geſetzes, nach welcher Unterjtügungen 
nur auf qeichuldete Beiträge aufgerechnet werden fünnen, wird dieje Beitimmung nicht unzu— 
läfftg ericheinen laſſen. 
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$ 14. Entziehung und Siftirung der Kranfenunterftüßung. 


Der Vorſtand ift befugt, denjenigen Mitgliedern, welche ſich die Stranfheit 
vorfäglich oder durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, 
durh Trunkfälligkeit oder durch geichlechtliche Ausichweifungen zugezogen haben, 
das Stranfengeld der SS 6 und 7 gar nicht oder nur theilweile zu gewähren. 

[Sin Mitglied, welches die Stranfenunteritügung der SS 6 und 7 ununter- 
brochen [oder im Laufe eines Stalenderjahres] für [13]) Wochen bezogen hat, 
erhält bei Eintritt einer neuen Krankheit, fals zwiſchen demſelben und der legten 
Stranfenunteritügung weniger als 13 Wochen liegen, als Krankengeld nur bie 
Hälfte des durchichnittlihen Tagelohned. Derfelbe ift zur Zeit feitgelegt: 


a) für männliche Mitglieder über 16 Jahre auf... . Mar, 
b) für weibliche Mitglieder über: 16 Jahre auf. . Marf, 
c) fir männliche Mitglieder unter 16 Jahren auf. . Marf, 
d) für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren auf . . Marf.]?) 


8 15. Sterbegelb. 
Für den Todesfall eines Mitgliedes wird ein Sterbegeld im zwanzig— 
fahen Betrage des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter gezahlt. 
Derjelbe ift zur Zeit feitgeiekt: 
a) für männliche Mitglieder über 16 Jahre auf... . Marf, 


b) für weibliche Mitglieder über 16 Jahre auf... . Mar, 
e) fiir männliche Mitglieder unter 16 Jahren auf . .. . Mark, 
d) für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren auf . . .. Mare. 


Wird durch die höhere VBerwaltungsbehörde der ortsüblihe Tagelohn ander: 
weit feitgefegt, jo treten die neuen Süße an die Stelle der vorftehend aufge 
führten. Dieſelben find durh Anschlag in allen Werfitätten der Fabrif befannt 
zu machen. 

(Beim Tode der Ehefrau oder eine® noch nicht (14)jährigen Kindes eines 
Mitgliedes wird, falls dieſe Perfonen nicht felbit dem Verfiherungdzwange unter: 
liegen, gleichfalls ein Sterbegeld gezahlt. Daſſelbe beträgt beim Tode der Che 
frau [(zwei Drittel)], beim Tode eines Kindes (die Hälfte)] des für dag Mit- 
glied feitgeitellten Sterbegeldes.]') 

Das Sterbegeld wird innerhalb 24 Stunden nad der an den Vorfigenden 
des Vorftandes gemachten Anzeige, welcher eine amtliche Vefcheinigung des Todes- 
falle beizufügen ift, gezahlt, 

[a)] wenn ein Mitglied ftirbt, an deifen Wittwe oder fonftige nächſten Ange 
hörigen, welche die Beerdigung beforgen, 

[b) wenn die Ehefrau oder das Sind eines Mitgliedes ftirbt, an das Mit— 
glied. |?) 





Zu $ 13. 1. Die Kürzung wegen Poppelverficherung tritt gejeplih nur jo weit 
ein, als die Gefammtunterftügung den Betrag des durdichnittlihen Tagelohnes des in Frage 
jtehenden Mitgliedes — nicht desjenigen durchichnittlichen Tagelohnes, welcher den Map- 
jtab des Kranfengeldes bildet, — überjteigt. 

2. Die Kürzung kann durch das Statut gang oder theilweie ausgeichlofien werden. 

Nie 8 14. 1. Hier ift die in $ 6 feſtgeſetzte Dauer der Unterjtügung einzuſtellen. 

Dieſe Beſtimmung bat eine Bedeutung nur bei ſolchen Kaſſen, welche als Kranken: 
unterftüßung nıehr als die Mindeftleiitung gewähren, 

3u $ 15. 1. Dieje Unterjtügungen gehören nicht zu den nothiwendigiten Leiftungen 
der Kaſſe. 

2. Fällt fort, wenn Sterbegelder für Ehefrau und Kinder des Mitgliedes nicht ge 
zahlt werden. 
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$ 16. Unteritügung bei Erwerbslofigfeit. 


Mitglieder, welche erwerbslos werden, behalten für die Dauer der Erwerbs: 
lojtgfeit, jedoch nicht für einen längeren Zeitraum, als fie der Kaſſe angehört 
haben und höchitens für drei Wochen ihre Aniprüche auf die gefeglichen Mindeft- 
leiſtungen der Kaſſe. 


817. Beiträge. 


Die Beiträge werden feſtgeſetzt auf [3]') Prozent (Ay?) [des im 8 6 unter 

2 feſtgeſetzten durchichnittlichen Tagelohnes.] 

oder 
(B) [des im 8 6 unter 2 feitgejegten durchichnittlichen Tagelohnes der dort be= 
zeichneten Mitgliederklaffen.] 

oder 
(c) [ded3 nach $ 6 unter 2 ermittelten wirklichen Arbeitsverdienftes, ſoweit derſelbe 
vier Marf für den Arbeitstag nicht überfteigt.] 

Die Beiträge find an jedem [wöchentlichen] [vierzehntägigen) Löhnungstage 
für die abgelaufene Yöhnungsperiode für die in der Fabrik beichäftigten ver: 
fiherungspflichtigen Mitglieder von der Firma zur Kaſſe abzuführen. Die 
übrigen Mitglieder haben Ddiejelben zu dem gleichen Termine Eoftenfrei bei dem 
Kaſſenführer einzuzahlen. 

Rückſtändige Beiträge find auf demjelben Wege beizutreiben, auf welchem 
rüdjtändige Gemeindeabgaben beigetrieben werben. 

Für die Zeit der Erwerbsunfähigfeit werden feine Beiträge erhoben. 

(Bezüglich der Beitragspflicht wird jede Woche eine LYöhnungsperiode, ohne 
Rüdfiht auf etwaige Feiertage, zu 6 Mrbeitstagen gerechnet; Werktage, an 
welchen der Betrieb ruhte, werden dagegen nicht in Anrechnung gebradt. 


8 18, 

Die Firma ift berechtigt, bei jeder regelmäßigen Yohnzahlung der verjicher: 
ungöpflicdtigen Dlitgliedern zwei Drittel der für fie gezahlten Beiträge in Abzug 
zu bringen, foweit fie auf die Yohnzahlungsperiode antheilsweile entfallen. 

Auf Streitigfeiten zwilchen der Firma und den von ihr beichäftigten Ber: 


jonen über die Berehnung und Anrechnung der Beiträge der legteren findet 
$ 120a der Gewerbeordnung Anwendung. 


$ 19. Sonitige Einnahmen der Kaſſe. 

Außer etwaigen freiwilligen Zuwendungen, den in 88 116, 118 ber Ge: 
werbeordnung bezeichneten Forderungen und den auf Grund gefeglicher Beſtimm— 
ungen ihr zufallenden Gelditrafen fließen in die Kaffe die auf Grund dieles 
Statut3S vom PBorftande und die auf Grund der Fabrikordnung feitgejesten 


Zu $ 17. 1. Höher als 3 Prozent dürfen die Beiträge einſchließlich des Arbeit: 
geberzujchufies bei Errichtung der Kaſſe nur dann feitgejept werden, wenn es zur Dedung 
der Mindejtleiitung erforderlich ijt. ine niedrigere Bemeſſung it nicht ausgeichlojien, ſo— 
jern die Dedung der Mindejtleiftungen trotzdem gefichert ericheint. 

2. Je nachdem in $ 6 die Faſſung A, B oder C gewählt ift, ift aud) hier die Faſſung 
A, B vder C zu wählen. 

Zu $ 18. 1. Beiteht für den Bezirk, in welchem der Betricb befegen ijt, ein Ge— 
werbegericht oder ein auf Grund des $ 120a Abſatz 3 der Gewerbeordnung errichtetes 
Schiedsgericht, jo empfiehlt jich die Aufnahme einer Beitimmung, aus welcher zu erjehen it, 
von welder Stelle die Streitigkeiten der bier fraglichen Urt zu enticheiden ſind. 
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Strafgelder. Als Strafgelder jind die Erſatzgelder für Beichädigungen nicht 
anzujehen. 


8 20. Beſondere Rechte der Kaſſe.) 


Die Kaffe fann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Berbindlichfeiten 
eingehen, vor Gericht flagen und verklagt werden 

Für alle Verbindlichfeiten der Kaſſe haftet dem Stajfengläubiger nur das 
Vermögen der Kaſſe. 

Die den IUnterftügungsberehhtigten gegen die Kaffe zuftchenden Forderungen 
fönnen mit rechtlicher Wirkung weder verpfündet, noch übertragen, noch gepfändet 
und dürfen nur auf geichuldete Beiträge aufgerechnet werden. 


8 21. Kaflenführung und Nehnungslage. 


Die Firma beftellt unter ihrer Verantwortlichkeit und auf ihre Koſten einen Kaſſen— 
führer, welcher die gefanımte Rechnungs: und Mafjenführung wahrzunehmen bat. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Kaſſe find von allen den Sweden der 
Kaſſe fremden Vereinnahmungen und Verausgabungen getrennt feitzuitellen ; ihre 
Beitände find gefondert zu verwahren. 

Der Kaffenführer hat über alle Einnahmen und Ausgaben der Kaffe ein 
Staflenbuch zu führen, welches ſtets vollftändig berichtigt ein muß, To daß ber 
Beitand nad demſelben jederzeit richtig aufgenommen werden fann. Er jtellt 
den jährlichen Nechnungsabihluß und die vorgeichriebenen Ueberſichten über Die 
Mitglieder, über Krankheits- und Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge 
und die geleiiteten Unterſtützungen auf, welche fünmtlih vom Vorſtand geprüft 
und feitgeitellt und der Auflichtsbehörde eingereicht werben. 

Der Boritand hat die vom Kaſſenführer aufgeitellte Jahresrechnung feſtzu— 
jtellen, mit allen Belägen dem Reviſionsausſchuß (5 32 Nr. 1) zur Prüfung 
vorzulegen und jpüteitens bis zum [1. April) des nächiten Jahres die Abnahme 
der Jahresrechnung bei der Generalverfammlung zu beantragen. 


8 22. Anlage der Kaſſengelder. 

In der Kaffe muß zur Dedung der laufenden Ausgaben ftet3 ein ent: 
iprechender Baarbeitand vorhanden fein, welcher jedoch der Negel nad den Be- 
trag einer [Monats:] Ausgabe nicht überfteigen darf, Die hierüber hinaus— 
gehenden Beitände müflen auf den Namen der Kaffe nad Vorichrift des 8 40 
des Geſetzes vom 15. Juni 1883 angelegt werben. 

[Zujag für die nach $ 61 des Reichsgeſetzes errichteten Kaſſen: 

„Reichen die Beitände nicht aus, um die laufenden Ausgaben ber 
Kaffe zu deden, fo find von der Firma die erforderlichen Vorſchüſſe zu 
feiften, welche ihr aus etwaigen fpäteren Ueberſchüſſen erftattet werden.“ ] 

Werthpapiere der Kaffe, welche nicht lediglich zur vorübergehenden Anlegung 
zeitweilig verfügbarer Betriebsgelder für die Kaffe erworben werden, find bei bei 
Auffichtsbehörde oder nad) deren Anweiſung verwahrlid niederzulegen. Der 
Hinterlegungsicheine darüber find mit den Kaſſenbeſtänden zu verwahren. 


8 23. Reſervefonds. 
Die Kaſſe hat einen Reſervefonds im Mindeſtbetrage einer durchſchnittlichen 
Jahresausgabe anzuſammeln und erforderlichenfalls bis zu dieſer Höhe zu er— 


Zu $ 20. 1. Die VBeitimmungen diejes Paragraphen gelten kraft Gejeges, brauchen 
demnach in das Statut nicht aufgenommen zu werden. 
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gänzen. So lange der Reſervefonds dieſen Betrag nicht erreicht, iſt demſelben 
mindeltend ein Zehntel des Jahresbetrages der Kaſſenbeiträge zuzuführen. 


8 24. Erhöhung der Beiträge und Ermäßigung der Kaſſen— 
leiftungen. 


Ergibt ſich aus den Jahresabichlüffen, daß die Cinnahmen der Kalle zur 
Dedung ihrer Ausgaben einichließlih der Nüdlagen zur Anfanmlung und Gr: 
gänzung des Nejervefonds nicht ausreichen, jo müſſen!) ſentweder die Kaſſen— 
leiftungen bis auf den Mindeitbetrag des $ 20 des Reichsgeſetzes vom 15. Juni 
1883 gemindert oder] die Beiträge bis auf das Anderthalbfahe der im $ 17 
feftgejegten Säbße erhöht werden. [Eine Erhöhung dieler Beiträge über 3 Pros 
zent des durchichnittlihen Tagelohnes oder des Arbeitöverdienftes der verficher: 
ungspflichtigen Mitglieder hinaus ift indeilen, ſofern fie nicht zur Dedung ber 
Mindeitleiltungen erforderlih, nur zuläflig, wenn fie fowohl von der Firma 
als von der Mehrheit der Mitglieder der Generalveriammlung beichloflen wird.) 

Werden die geſetzlichen Meindeitleiftungen der Kaſſe durch die Beiträge, nach— 
dem dieje, ſoweit fie den verlicherungspflichtigen Mitgliedern zur Laſt fallen, 
3 Prozent des durchichnittlichen Tagelohnes oder Arbeitsverdienites erreicht haben, 
nicht gededt, jo hat die Firma die zur Dedung derielben erforderlihen Zuſchüſſe 
aus eigenen Mitteln zu leiften, für welche Zuſchüſſe fie auch bei jpäterem beſſeren 
Stand der Kaſſe feine Nüderitattung fordern kann. 


8 25. Grmäßigungen ber Beiträge und Erhöhung der Kaſſen— 
leiltungen. 


Ergibt fih aus den Jahresabfchlüffen, dab die Jahreseinnahmen die Jahres: 
ausgaben überiteigen, jo ift, falls der Nejervefonds das Doppelte einer durch: 
Ichnittlihen Jahresausgabe erreidyt hat, entweder eine Ermäßigung der Beiträge 
oder eine Erhöhung der Kaſſenleiſtungen herbeizuführen. 


8 26. Allgemeine Beitimmung über Beiträge und Kaſſenleiſtungen. 


Die Mitglieder jind der Kaſſe gegenüber lediglich zu den durch dieſes Statut 
feitgeltellten Beiträgen verpflichtet. Andere Beiträge dürfen von ihnen nicht 
erhoben werben. 

Zu anderen Zweden, als den ftatutenmäßigen linterftügungen, der ſtatuten— 
mäßigen Anlammlung und Ergänzung des Neiervefonds und der Dedung der 
Berwaltungskoften dürfen Werwendungen aus dem Vermögen der Kaſſe nicht 
erfolgen. 


8 27. Drgane der Kaſſe. 
Organe der Kaſſe find der Vorſtand und die Generalverfammlung. 


8 28. Zuſammenſetzung des Vorjtandes. 


Der Vorſtand der Kaſſe beiteht:') 

a) aus einem Vertreter der Firma als Borfigenden und dem Staflenführer, 
welcher zugleich Stellvertreter des Borligenden ift; beide werden auf bie 
Dauer von |2] Jahren von der Firma ernannt; 


Zu 5 24. 1. Die in Klammern eingejchlojienen Stellen diejes Abſatzes haben Be 
deutung nur für ſolche Kaſſen, deren Unterjtügungen über die gejeglichen Mindeſtleiſtungen 
hinausgehen. 
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b) aus [5]?) von der Generalverfanmlung ohne Mitwirkung der Vertreter 
der Firma aus der Mitte der ſtimmberechtigten Staffenmitglieder auf bie 
Dauer von [2] Jahren gewählten Beiligern. 
[Sobald die für Nehnung der Mitglieder zu zahlenden Beiträge ®/, der 
Gelammtbeiträge überfteigen, ift bei der nächiten Wahl?) ein ſechſter Beifiger und 
jobald fie 9, überfteigen, ein fiebenter Beifiger zu wählen.) 


Die Wahl der Beifiger kann durch Afklamation*) erfolgen, fofern nicht 
aus der Mitte der Wahlverfammlung Widerſpruch dagegen erhoben wird. In 
dieiem Falle erfolgt die Wahl durch verdedte Stimmzettel in der Weije, daß 
jeder Wählende jo viele Namen auffchreibt, wie Vorftandsmitglieder zu wählen 
find. Gemwählt find diejenigen, welche die meilten Stimmen erhalten.?) Stimmen, 
welhe auf nicht Wählbare fallen oder die Gewählten nicht deutlich bezeichnen, 
werben nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit enticheidet das vom Worfigenden 
zu ziehende Zoos. 

Die Wahl wird im Auftrage des PVorftandes von deſſen Worfigenden oder 
von einem zu Dielen Zwecke beitellten Wertreter geleitet. Nur die erite Mahl 
nah Errichtung der Kaſſe, jowie jpätere Wuhlen, bei welchen ein Boritand nicht 
vorhanden ift, werden von einem Beauftragten der Auffichtsbehörde geleitet. 

Jedes Jahr]®) jcheiden abwechjelnd [3] und |2) Beifiger aus. Die [3] Bei- 
iger, welche am Ende des eriten Stalenderjahres ausicheiden, werden durd das 
2003 beftimmt. Die Neuwahl findet im Dezember ftatt. Die Gewählten treten 
ihr Amt am 1. Januar des folgenden Jahres an. Bis zum Eintritt derjelben 
haben die Ausjcheidenden ihr Amt weiter zu führen. 


Zu $ 28, 1. Der Betriebsunternehmer bat Anſpruch auf Bertretung im Vorſtande 
nac) dem Verhältniß der von ihm aus eigenen Mitteln geleijteten Beiträge zur Geſammi— 
jumme aller Beiträge. Mehr als ein Drittel der Stimmen darf ihm nicht eingeräumt 
werden. Ob er mit einer geringeren Vertretung im Borjtande, als der Summe der aus 
eigenen Mitteln gefeijteten Beiträge entiprehen mürde, vorlieb nehmen will, hängt von 
feiner Entichliegung ab. Es empfiehlt fich, von vornherein ein Verhältnig der Betretung 
fejtzujegen, weldyes auch dann nicht geändert zu werden braucht, wenn die vom Unter: 
nehmer aus eigenen Mitteln „Bi zahlenden Beiträge infolge des Zutritts freiwilliger Mit 
glieder zur Kaſſe unter ein Drittel der Gejammtbeiträge finfen. Da die Kaſſe bei ihrer 
Begründung freiwillige Mitglieder in der Regel überhaupt nicht zählt, jo wird es zuläjfig 
fein, für die Vertreter des Arbeitgebers und der Ntafienmitglieder anfangs das Verhältniß 
von 2 zu 4 jeſtzuſtellen und in Abſatz 2 eine Vermehrung der Vertreter der letzteren auf 5 
alſo Berhältnih 2 zu Ri erjt für den Fall anzuordnen, dab die Summe der Beiträge des 
Arbeitgebers bis auf *ıs (das arithmetiihe Mittel zwiichen *s und */7) der Geſammtſumme 
aller Beiträge herabfintt. Ebenſo würde erit bei weiterer Verminderung der Beiträge des 
Arbeitgebers auf "ıs der rag der Beiträge (dem arithmetiſchen Mittel zwiſchen 
®;7 und die Zahl der Beifiger auf 6 zu vermehren ſein u. ſ. f. 

2. Wird hier eine höhere Zahl jejtgejegt, jo fann auch für den Berriebsunteruehmer 
unter a eine größere Zahl von Vertretern fejtgejept werden (aljo beiſpielsweiſe bei 7 
unter b, 3 unter a. 

3. Dem Geſetze wird genügt werden, wenn das don demielben geforderte Verhältnis 
bei der nächſten Wahl ‚bergeiteltt wird. Ohne dieje Einſchränkung würde leicht Unficherheit 
über ee Giltigfeit der Beſchlüſſe des Vorſtandes entitehen. 

4. Wahl durch Akklamation ijt durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen, wird aber nur 
unter der angegebenen VBorausiegung zuzulaſſen jein. 

5. Abgejehen von der Alflamation wird die hier vorgejehene die einfachſte Form der 
Wahl ſein. Soll für die Gewählten abſolute Stimmenmehrheit erforderlich ſein, ſo müſſen 
hier auch Beſtimmungen über engere Wahl für den Fall, daß im erſten Wahlgange abſolute 
Mehrheit nicht erreicht wird, getroffen werden. 

6. Wird die Amtszeit der Vorſtandsmitglieder unter à und b anders beſtimmt, jo 
werden auch die Berioden der Neuwahl anderweit feitzuiegen jein. 
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Scheiden mehr wie zwei Beifiger vor Ablauf ihrer Amtsdauer aus, fo muß 
alsbald eine Generalverlammlung zur Erjagwahl für alle ausgeichiedenen Beifiger 
berufen werden.) Die Amtsdauer der Grjagmänner erliiht mit dem Sahre, 
mit welchem diejenige der ausgejchiedenen Beifiger erlofchen fein würde. 

Ueber jede Wahlverhandlung ift ein Protofoll aufzunehmen. 

Der Borjtand hat über jede Aenderung in feiner Zuſammenſetzung und über 
en Ergebnig jeder Wahl der Aufficht3behörde binnen einer Woche Anzeige zu 
eritatten. 

[Sit die Anzeige nicht erftattet, jo fann die Menderung dritten Perfonen 
nur dann entgegengejegt werden, wenn bewieſen wird, daß fie legteren be- 
fannt war.) 


8 29. Rechte und Pflichten des Boritandes. 

Der Vorſtand vertritt die Kaſſe gerichtlich und außergerihtlih. Dieje Ver: 
tretung eritredt jih auch auf diejenigen Geichäfte und Rechtshandlungen, für 
welde nad den Gejeten eine Spezialvollmadht erforderlich iſt. 

[Berträge werden Namens der Kalle von dem Vorſitzenden des Vorſtandes 
und zwei Beiligern vollzogen. Bei allen übrigen Rechtsgeſchäften und Erklär— 
ungen vertritt der Vorfigende den Borftand nah außen. Gerichtliche Zuftellungen 
an den Vorſtand fünnen jeden Mitglied desjelben gemacht werden].!) Die Legi- 
timation des Vorſtandes oder ſeines VBorfigenden bei allen Rechtsgeihäften wird 
durch eine Beicheinigung der Auffichtsbehörde bewirkt. 

Der Voritand verwaltet alle Angelegenheiten der Kaffe, ſoweit dieſelben nicht 
durch Geieg oder Statut ausdrücklich der Generalverfammlung übertragen find. 

Der Borfigende beruft den Vorftand, jo oft dies die Lage der Geichäfte 
erfordert. Gr muß den Vorſtand binnen 10 Tagen berufen, wenn {brei] Bei- 
jiger dies beantragen. Die Berufung erfolgt durch Zirkular. Der Vorſitzende 
fann ein VBorjtandömitglied, weldes ohne genügende Entihuldigung aus der 
Vorſtandsſitzung wegbleibt, oder zu jpät ericheint, in eine Ordnungsitrafe bis 
zu (3) Mark nehmen. Der Voritand iſt beichlußfähig, wenn der Vorfigende 
oder fein Stellvertreter und mindeftens 3 Beifiger anweſend find. Die Beichlüffe 
werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit enticheidet 
der Vorſitzende. Die Beſchlüſſe find in einen beionderen Buche zu protofolliren. 

Jedem Borjtandsmitgliede ſteht das Necht zu, fi dur Krankenbeſuche von 
dem Gejundheitzuftand der als frank gemeldeten PBerjonen zu überzeugen. Much 
kaun der Vorſtand beiondere Krankenkontroleure beftellen. 

Die Boritandsmitglieder verfehen ihr Amt unentgeltlich. 

Die Mitglieder des Vorſtandes haften der Kaſſe für pflihtmäßige Ver: 
waltung wie VBormünder ihren Mündeln. 


$ 30. Zuſammenſetzung der Generalverjanmlung. 

Die Generalveriammlung beiteht :’) 

(A) [aus ſämmtlichen Staffenmitgliedern,?) welche großjährig und im Beſitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte find, mit Ausnahme derjenigen, welche der 
Kaſſe auf Grund des 8 3 Ziffer 2 angehören, jomwie aus einen |2, 3 2c.] 
Vertreter[n] der Firma. 


7. Ergänzung des Borftandes durch Kooptation ift uunzläſſig, da nad) dem Geſetze 
der — von der Generalverſammlung gewählt ſein muß. 

„829. 1. Dieſe Beſtimmungen find nach $ 35 des Geſetzes zuläſſig und em— 

piehlen ſich namentlih für umfangreichere Kaſſen zur Erleichterung der Geſchäſtsführung. 
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Jedes Kaffenmitglied führt eine Stimme. Der Vertreter der Firma 
führt [die Vertreter der Firma führen zufammen] für je zwei in ber 
Fabrik beihäftigte verficherungspflichtige und ftimmberechtigte Mitglieder 
der Generalverfjammlung eine Stimme. ] 

oder 


(B) [laus Bertretern der Kaffenmitglieder und der Firma. 

Für die Wahl der erjteren werben ſämmtliche Kaflenmitglieder in folgende 
Abtheilungen?) eingetheilt: 

L 


2. 
3. 


ꝛc. 

Für jede Abtheilung ‚wird in geſonderter Wahlhandlung auf je [30] Mit— 
glieder‘) ein Vertreter gewählt. Iſt die Zahl der Mitglieder nit durch [30] 
theilbar, jo ift für die überjchießende Zahl, wenn diefelbe [15] oder mehr beträgt, 
ein weiterer Vertreter zu wählen. 

Die Zahl der von jeder Abtheilung zu mwählenden Vertreter ift bei der Be- 
rufung der Wahlveriammlung, welche [3] Tage vor dem Wahltermin durch 
Anschlag in den Fabriträumen erfolgen muß, anzugeben. 

MWahlberehtigt und wählbar find die großjährigen, im Befig der bürger: 
lichen Ehrenrechte befindlichen Kaſſenmitglieder mit Ausschluß derjenigen, welche 
der Kaſſe auf Grund des 8 3 Ziffer 2 angehören. 

Die Wahl erfolgt nah Maßgabe der Beitimmungen im $ 28 Abſatz 3 und 4. 

Am Schluſſe jedes Stalenderjahres jcheidet die Hälfte der Vertreter aus. 


3n 8 30. 1. Je nachdem die Seneralverfjammlung neben den Vertretern des Arbeit: 
gebers aus jänmtlichen jtimmberechtigten Mitgliedern oder aus Vertretern derielben beftehen 
joll, ijt die Faſſung unter A oder B zu wählen. 

Die Generalverfammlung muß aus Vertretern bejtehen, wenn die Kaſſe 500 oder mehr 
Mitglieder zählt. Abgeſehen von anderen Verhältniſſen, welche auch bei geringerer Mit- 
gliederzahl die Bildung der Generalverfammlung aus Vertretern rathjam erjheinen laſſen 
fann, empfiehlt fich diejelbe jedenfalld dann, wenn die Möglichkeit einer Vermehrung der 
Stajjenmitglieder auf 500 oder darüber vorliegt, damit eine für dieſen Fall erforderliche 
Abänderung des Kafienjtatuts vermieden wird. 

2. Die Beichräntung der Seneralverjammlung auf männliche Kajlenmitglieder ift 
unzuläfig. 

3, Die Bildung von Abtheilungen ift nicht erforderlich, wird ich aber für Kaſſen von 
größerem Umfange jchon zur Bermeidung der Schwierigkeiten empfehlen, welche mit einer 
Wahl durd die Geſammtheit der wahlberehtigten Kafjenmitglieder verbunden find. 

Wird die Wahl nad) Abtheilungen beliebt, jo werden auch die Abtheilungen und die 
Vertheilung der Vertreter auf diefelben durd das Statut feitgejtellt werden müflen, da es 
mindeitens zweifelhaft ift, ob durd eine Beitimmung, nad) welcher die Abtheilungen für die 
jedesmalige Wahl durch den Vorſtand zu bilden find, der Vorjchrift des Geſetzes, nad) 
welcher das Statut Beitimmung über die Zujammenfegung der Generalverfanmlung zu 
treffen hat, genügt würde. 

Die Abtheilungen können örtli oder nad Mitgliederllaflen gebildet werden, 3. B. 
nach den verichiedenen Zweigen des Betriebes. 

4. Für die Zahl der zu wählenden Vertreter ift biernad) die Zahl ſämmtlicher der 
Abtheilung angehörenden Kafjenmitglieder (aljo 3. B. and) der minderjährigen) maßgebend. 
Dies ift nothiwendig, um für die Bemeſſung der Vertretung des Arbeitsgebers eine richtige 
Grundlage zu gewinnen. 

Die hier vorgefehene Art der Vertheilung der Vertreter auf die Abtheilungen wird vor 
der Zutheilung einer beftimmten Zahl von Vertretern an jede Abtheilung meiit den Vorzug 
verdienen, da fie die wechlelnde Zahl der in jeder Abtheilung vorhandenen Mitglieder berüd: 
fihtigt und zugleich eine bequeme Grundlage für die Bemeſſung des Stimmredts der Ver: 
tretung des Arbeitgebers in der Generalverjammlung bietet. 
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Die erjtmalig Ausicheidenden werden durch dad Loos beftimmt. Die Neuwahlen 
finden im Dezember für das folgende Stalenderjahr ftatt. 

Sceidet ein Vertreter vor Ablauf feiner Amtsdauer aus, jo findet durch 
die Abtheilung, von welder er gewählt war, für die übrige Zeit der Amts— 
dauer eine Neuwahl ftatt. 

In der Generalverfammlung führt jeder Vertreter der Kaffenmitglieder eine 
Stimme. Der Vertreter der Firma führt [Die Vertreter der Firma führen zu: 
ſammen] für je [60] in der Fabrik beichäftigte verficherungspflichtige Kafjenmit- 
glieder eine Stimme, höchſtens jedod ein Drittel ſämmtlicher Stimmen.) 


8 31. Geihäftsordnung der Generalverfammlung. 


Die Generalverfammlung wird vom BVorftande unter Angabe der Verhand- 
Iung3gegenftände durch einen mindeftens [3] Tage vorher zu bewirkenden An: 
ihlag in den Fabrikräumen berufen: 

Ordentliche Generalverfammlungen finden ftatt: 

1. im Dezember jeden Jahres zur Vornahme der Wahl des Reviſionsaus— 

ſchuſſes und der erforderlichen Neuwahlen für den PVorftand. 

2. im [April] jeden Jahres zur Beihlußfaflung über die Abnahme der 


Sahresrehnung. 
Außerordentliche Generalverfammlungen beruft der Vorftand nah Bedürfniß. 
[Die Berufung der Generalverfammlung muß binnen... . Wochen erfolgen, 


wenn der [zehnte] Theil ihrer Mitglieder es beantragt.]') 

Jede vorihriftsmäßig berufene Generalverjammlung ift beſchlußfähig. 

Die Leitung der Generalverjammlung fteht dem [Vertreter der Firma] [von 
der Firma zu bezeichnenden Vertreter derjelben] zu. 

Beichlüffe der Generalverfammlung werden, joweit für einzelne Gegenftände 
durch diefes Statut nicht etwas anderes beitimmt ift, mit einfacher Stimmen— 
mehrheit der in der Berfammlung vertretenen Stimmen gefaßt. Bei Stimmen: 
gleichheit entjcheidet die Stimme des VBorfigenden. 


$ 38. 


Außer den von ihr vorzunehmenden Wahlen zum Vorſtande liegt der 
Generalverfammlung ob:?) 


— — — 


Zu $ 31. 1. Die Beſtimmung iſt nicht — wie es nad dem Hilfskaſſengeſetz der 
Fall — geſetzlich nothwendig. 

Zu 8 32. 1. Nach $ 36 des Geſetzes fteht der Generalverfjammlung die Beichluß: 
nahme über alle Angelegenheiten zu, deren Wahrnehmung nicht nad) Vorſchrift des Gejepes 
oder Statutd dem Vorjtande obliegt. Die Abgrenzung der Befugnifie des Vorjtandes und 
der Generalverjammlung kann aber ohne Verlegung diefer Vorſchrift auch fo geichehen, daß 
die der Beihlugnahme der Generalverfjammlung vorbehaltenen Angelegenheiten aufgeführt 
werden und die Wahrnehmung aller übrigen dem Vorſtande übertragen wird, wie es hier 
und im $ 29 gejchehen ijt. Diefe Art der Abgrenzung verdient den Vorzug, weil die der 
Beihlugnahme der Generalverjammlung vorzubehaltenden Gegenjtände leichter erſchöpfend 
aufzuzählen find, ald die mannigfaltigeren Obliegenheiten des Borjtandes. 

Die unter Ziffer 1 bis 4 aufgeführten Gegenftände find diejenigen, welche der Be— 
ſchlußnahme der Generalverjammlung nad $ 36 und 68 Abſatz 3 des Gejeßes vorbehalten 
werden müjjen. 

Sollen noch andere Gegenjtände, z. B. Enticheidungen über Beſchwerden von Kafjen- 
mitgliedern, über Maßnahmen des Voritandes, Beſchlußnahme über die mit Merzten und 
Apotheten abzuichliegenden Berträge x., der Generalverjammlung vorbehalten werden, fo 
find jie unter weiteren Ziffern beizufügen. 
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1. Die Abnahme der Jahresrehnung und die Wahl eine Reviſionsaus— 
ſchuſſes von [3] Perfonen, welche nicht Kaffenmitglieder zu fein brauchen, 
zur Prüfung der Jahresrechnung. 

2. Beihlußnahme über die Verfolgung von Anſprüchen, welde der Kaſſe 
gegen Vorftandsmitglieder aus deren Amtsführung erwachſen, und die 
Wahl der damit zu beauftragenden Perſonen. 

3. Die Beihlußgnahme über Abänderung der Statuten, namentlich aud) über 
Abänderung der Unterftügungen und Beiträge, joweit fie nicht ftatuten- 
mäßig in Folge einer veränderten Feitiegung der durhjchnittlihen Tage: 
löhne eintreten. 

4. Beichlußnahme über Anträge der Firma auf Auflöfung der Kaſſe. 

Bei der Beihlußgnahme und bei den Wahlen zu 1 und 2 ruhen [ruht] die 
Stimme[n] der [des] Vertreter[3] der Firma. Die Verhandlungen werden in 
Abwesenheit derjelben [desjelben] von einem von der Generalverjammlung aus 
ihrer Mitte zu wählenden Vorfigenden geleitet.) Im Uebrigen finden auf Die 
Vornahme der erforderlihen Wahlen die Beſtimmungen in $ 28 Abjag 3 Ans 
wendung. 

Die Auflöfung der Kaffe kann nur mit zwei Drittel der vertretenen Stimmen 
beichlofjen werben. 


8 33. Gtreitigfeiten. 


Streitigkeiten, welche zwijchen den Mitgliedern oder der Firma einerjeit3 
und der Kaffe andererjeit3 über die Verpflichtung zur Leiftung oder Ginzahlung 
von Beiträgen oder über Unterftüßungsanfprüche entitehen, werben von der Auf: 
fihtsbehörde entichieden. Gegen die Entjcheidung findet binnen zwei Wochen 
nad) deren Zuftellung die Berufung auf den Rechtsweg mitteld Erhebung der 
Klage ftatt. Die Enticheidung ift vorläufig vollftredbar, ſoweit es fih um 
Streitigfeiten handelt, welche Unterftügungsaniprüce betreffen. 


8 34. Beauffihtigung der Haile. 


Die Auffiht über die Kaffe wird unter Oberaufficht [Bezeichnung der höheren 
Berwaltungsbehörde] zu N. von [Bezeihnung der Aufjicht3behörde] zu N. wahr: 
genommen. !)?) 


VBoritehendes Statut ift von der Firma N. zu N. nad Anhörung der in 


ihrer Fabrik zu N. beichäftigten Perfonen aufgejtellt worden und tritt am 1. . . .. 
18... in Kraft. 


2. Diefe Beitimmung ift nicht geſetzlich nothwendig, entjpricht aber der Natur der hier 
in Frage jtehenden Berhandlungen. 

u 8 34. 1. Die Bezeichnung der zuftändigen Auffichtsbehörde und Oberaufſichts- 
behörde im Statut empfiehlt ih, um jedem Kaſſenmitgliede Kenntniß davon zu geben, wo— 
hin etwaige Beſchwerden über die Kajienverwaltung zu richten find. 

2. Ueber die Aufjichtsbefugniffe vergl. SS 66, 67, 68 mit 44, 45 Abjap 1 bis 4 
des Geſetzes. 





Alphabefifhes Geſammf-Kegiſter 


über 


die Jahrgänge 1868 bis 1884 der „Annalen“. 


Borbemerfung. Das folgende Negifter ſoll die Benugung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverftändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das in pedantiicher Umftändlichfeitt Tauſende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das gejuchte 
Spezielle unter der Angabe des Generellen aufzufinden. 

Die fett gedrudten Zahlen 68, 69, 70, TI, 72, 73, 74, 75, 76, 77 
78, 79, 80, 81, 82, 83 und 84 bedeuten die ſiebzehn Jahresbände 1868 
bi3 1884; die mageren Ziffern bedeuten die Seitenzahl des betreffenden Bandes. 

Wir bitten bejonders darauf zu adhten, daß im Xaufe der ver- 
Ihiedenen Jahrgänge oft ein und derjelbe Gegenstand wiederholte 
Bearbeitung gefunden hat. Beim Nacjichlagen wird es fi) daher empfehlen, 
die legten bez. Publikationen immer zuerjt machzujehen, und erſt dann, 
wenn dieſe die gewünfchte Auskunft nicht oder unvollftändig enthalten, auf 
ältere Jahrgänge zurüdzugehen. 

Dies gilt insbejondere von der Abhandlung des Hrn. v. Aufſeß über 
die Zölle und Steuern des Reichs; hier ift nicht mehr der erſte Abdrud im 
Sahrgang 1873, jondern die Umarbeitung im Jahrgang 1880 zitirt; — ferner 
von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirehts von M. Seydel (Jahrgang 


1878 und 1881) u. ſ. w. 


U. 


Abrechnungen des Zollvereins 68, 13 und | 


32. 72, 1489. 78, 262. 487. 74, 97. ©. 
auch Kaflenweien, Zölle. 


Aderbau-Straifolonien und Fürjorge 
für entlafiene Sträflinge (Flärl) 83, 1,73. | 


Acquits-ä-caution 77, 535. 


Adrefje des nordd. Heihstags an den König | 


in Berjailles 70, 765. Antwort des Königs 
ib. 767. — Adreſſe au den Kaifer 71, 317, 
74, 145. 

Aemter, ſ. Behörden. 

Aenderung der Verfaſſung 71, 77. — ©. 
a. Rejervatrechte, Kompetenz ꝛc. 

Aerzte, in Preußen 76, 637, ſ. Abnahme 
derielben im Reihe 81, 152. S. a. Medi« 
zinalperfonen, Gewerbeordnung und Frei— 
zitgigfeit. 

Aeußere Berbältnifje, f. Gefandtichaften, 
Konfulatweien, Seerecht ꝛc. 


Agrarpartei, Programm derſelben, 76, 103. | 


Aktiengeſellſchaften, Geſetzgebung über 
dieſelben, 71, 216. 381. 72, 127. — Miß— 
bräuche des Aklienweſens, Denlſchrift der 





Die Herausgeber. 


Handelskammer zu Chemnitz 73, 605. — 
Verhaudlung im Reichstag 1873. 74, 306. 
— Materialien zur Reform des Altien- 
weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiffion, 
Leipziger Handelsfammer, Ad. Wagner, 
Ber, }. Sozialpolitif, Juriſtentag, Berrot). 
— Erörterungen von W. Endemann 74, 
388, 75, 1196. Statiſtik der preußiſchen 
A. 76, 640. 892. — Zur Kenntzeihnung 
des Altiengründungsweiens 77, 194, 240, 
— Umwandlung der Aktien in Reichswäbhr- 
ung 77, 638. — GStatiftif der Kurfe und 
Dividenden preußischer Altiengefellfchaften 
1858-75 77, 1075 fi. — Dentichrift der 
preußifchen Negierung 78, 4. — Gutachten 
der Handelsfammer zu Stuttgart 78, 1. — 
Bur Reform des Aktienrechts (Emdemann) 
81, 417. — Betrieb fonzeffionspflichtiger Ge— 
werbe durch A. 82, 620. — Materialien 
zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechts S4, 
79. — Gutachten der Handelskammer zu 
Hamburg 8, 121. — Aeußerungen bes 
rheinl.sweitiäl. Jnterefienvereins 84, 139; 
der Leipziger Handelskammer ib. 235; ber 
Münchener Handelskammer ib. 247; ber 
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Breslauer Handeläfammer ib. 253; Bericht | Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296. ©. a. Löhne. 


für den 12, Deutiden Handelstag ib. 265. 
Bol. a. Bodenkredit, Emiffionen, Kriſis zc. 
Aktienſtempel ſ. Stempelfteuer. 
Altersſtufen der preußiſchen Bevölkerung 
78, 658. 
Altersverſorgung der Arbeiter in Elfaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 
Amerifa. Staatsangehörigleitsvertrag vom 
22. Februar 1868 nebft Erläuterungen und 
dem Auslieferungsvertrag v. 1852, 68, 959, 
— Die Uebermwanderung in der norbameri- 
fantfhen Union (von Landgraff) 72, 508. 
— Konfularvertrag 74, 225. — Zur Kritif 
des Staatsangehörigfeitsvertrags (v. Marti) 
75, 793. 1113. (9. Wefendond) 77, 204. 
— Die wirtbichaftlihen Zuftände in den 
Bereinigten Staaten 77, 1052. 1123. — 
Wirthſchaftliche Konkurrenz mit Deutichland 
9, 965. — Die Unionsverfafjung (A. 
Haenel) 78, 796, — Die Wirkungen des 
Schutzzollſyſtems in den Vereinigten Staaten 
79, 805. — ©. a. Auswanderung, Krifis. 
Amtsbezirke, ſ. Kreisordnung. 


Annalen, Aufgabe derſelben, Vorwort zum | 


Jahrgang 1872, Ein Vorwort aus 
Defterreih (2. v. Stein) 76, 1. 213. 

Antragsdelilte 76, 83. 

Anleihen, fiehe Schuldenwefen, Sriegs- 
foften ꝛc. 

Anmwaltswejen 75, 1205. 

Apothefeumwefen, reichsrechtlihe Ordnung 
74, 1809. Gefegentwürfe und Denkfchrift 
vom Fahre 1877 77, 926. 

Arbeit, vollswirthichaftlicher Begriff der- 
jelben, 72, 529. 783, 809, 74, 11. Roesler 
75, 36. Häusliche Arbeit (Werth derfelben, 
Hirth) 75, 912. Preis und (Ertrag der 
Arbeit (Hirth) 75, 1296. — Preis der Ar- 
beit im Staatsdienfte 78, 439. — Belaft- 








ung der Arbeit in den zivilifirten Staaten | 


30, 79. ©. a. Gewerbeordnung. 
Arbeiter, jugendliche ac. 81, 695. 
Arbeiterbudgets, Eljähifche. Von P. Dehn 

79, 100. Deutſche: Sclefiihe 80, 581. 

Bayerifche ibid, 843. 81, 540, ©. a. Löhne. 
Arbeiterfrage, Materialien zur, 73, 1471. 

1494, 74, 33. 1195. Beſchäftigung von 

Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern im 

Großherzogthum Helfen 77, 258. — Die 

Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichs— 

lande (Ch. Grad) 82, 714— 768. — Val, 

a. Hülfstaffen, Kontraftbruh, Krankenver— 

fiherung, Unfallverfiherung ac. 
Arbeiterhilfstaffen 73, 1529. 74, 1195. 

Geſetzentwurf 75, 873, 
Arbeiterverfiderung 80, 492, 

Unfallverfiherung. 
Arbeiterwohunungen in Elſaß-Lothringen 

82, 732. 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 

Konferenz derfelben, 78, 1536. 
Arbeitsbücher 74, 427. 1195. 


S. a. 


Arbeitstheilung im Haufe 75, 928. 

Arbeitsvertrag 73, 1641. 75, 40. ©. a. 
Kontraltbruch. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 83. 430. 

Archivweſen, f. Reihsardiv. 

Areal des Zollvereins 69, 885. 80. 633. 

Argentiniſche Konföderation, Handels- 
vertrag 73, 316. 80, 621. 816. 

Arm Eelsenassrirte 73, 91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 

Armenpflege, Organifation derfelben (Seyf⸗ 
fardt-Erefeld) 82, 704. 

Armenrechtliche Yamilieneinheit 83, 449. 

Armenweſen, ſ. Unterftügungswohnfig. 

Armuth und Arbeit 83, 672. 

Artillerie, Neuformation derſelben, 78, 32. 
S. a. Militärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaſſung, 76, 83. 

Aufenthaltsgeſetz, ſ. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, f. e. 


Ausgaben des Reichs 73, 490. Bal. a. 


Finanzweſen xc. 

Ausland, Bertretung des Reichs im, ſ. Aus- 
wärtige Berbältnifje, Konfulatwejen, Ge— 
ſandtſchaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70 165. 
71, 300. 715. Etat desſelben 80, 20. — 
S. a. Verträge, Geſaudtſchaften, Koufulate zc. 

Auswärtige Berhältniſſe, verfaſſungs— 
mäßige Regelung und Leitung derſelben, 71, 
87. ©. a. Konſulatweſen, Geſandtſchaften, 
Vertragsrecht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auswanderung (von J. C. F. Neßmann) 
73, 1455. 75, 1099, 76, 243. Berichte 
über die Thätigfeit des Reichskommiſſars 
75, 1107. 76, 214. 77, 099. 78, 461. 79, 
552, 80, 593. SL, 345. 83, 189. S4, 515. 
— Ueberſicht 77, 805. 81, 245. 246. 350. 
— Einwanderung in Amerika 1874, 75, 
1549, — Auswanderung nad Amerifa 82, 
239. — S. a. Neichsangehörigfeit. 

Ausweifung, ſ. Freizigigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 

AUvderja für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
778. — ©. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 


Baarzahlung, f. Zahlungsreform. 

Baden. Beitritt zum deutihen Bund 70, 
768; zur Verfaſſung des deutjchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigleit ges 
bliebene Beftimmungen des Bertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 859. — Einführung 
nordd. Bundesgefege 71, 389. — Berech— 
nung der Matritularbeiträge 71, 702. 72, 
1624, — Bol. a. Einfommenfteuer, Zoll- 
verein, Wahlgeſetze, Wafferrecht zc. 

Bahnpolizeireglement 78, 338. 
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Bankweſen. Dentichrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Geſetz über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — Brome- 
moria der Direktoren der Braunfchweiger 
Bank zc., betreffend gemeinfame Notenaus- 
abe der Privatbanten 70, 119. — Das 


Id, jein Weſen und jeine wirtbichaftlichen | 


rg Ein Beitrag zur Löfung der 
anf-, Münz- und Währungsfrage von 
F. Perrot 70, 299. — Die Verwaltung der 
preußischen Bant 70, 216. — Erklärung 
des Minifters Delbrüd über die Zettelbanken 
in Württemberg und Baden 70, 757. — 
Neihsfompetenz über das Banlkweſen 71, 
192. — Die age Bon G. D. Augs- 
purg 71, 1045, — Die Berlängerung der 
Banfnoteniperre 72, 1334. — Nechtögut- 
achten im der Papiergeld- und Banfnoten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Banffrage 73, 615; Dent- 
Schrift der Bankkommiſſion des Handelstags 
(1870) 78, 617; vom fünften deutichen 
—— (1872) 73, 685; vom deutſchen 
andwirthſchaftsrath (Denlſchrift Richters) 
73, 695; Statiſtiſches über die deutſchen 
Zettelbanken 73, 721 (hierzu die graphiſche 
Darſtellung am Schluſſe des Jahrg. 1873); 
Geichäftsverkehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der Wechlelvertehr im deutichen 
Neiche 1872 73, 736. — Abermalige Ber- 
längerung der Banfnoteniperre 74, 300. — 
Ueberficht der geſetzlichen zc. Beftimmungen 
über die deutichen Zettelbanfen (amtlich) 
ib. 633. — Statiſtik der Notenemiffion 
1871—73 (W. Herbert) ib. 709. — Ber- 
waltungsbericht der preußischen Bant 1872/73 
74, 1111. — Der erite Entwurf eines 


! 


Neichsbanfgefeges (Juli 1874) ib. 1611. 


— Die Löſung der Banffrage vom redhtl. 
Standpunkt (Hirth) ib. 1631 und 1816, 
— Motenzirkulation der deutihen Banken 
Mitte 1874, 75, 151, — Materialien zum 
Reichsbankgeſetz: Bericht der Weichstags- 
fommiffion (Bamberger) 75, 835. 945, An 
lage 996. Das Geſetz jelbit, ib. 999. Das 
preußifche Gefeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Vertrag mit der bayer. Hypotheten- 
und Wechjelbanf, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Neichsbanfgejeg (2. Sonnemann) 75, 
1027, Bertrag über Abtretung der preuß. 
Bayf an das Weich, ib. 1563. Statut der 


Reichsbauk, ib. 1585. Statuten der bayer. 


Notenbank ib. 1581. — Das Bantgejet 
(Ueberfiht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Verwaltungsbericht der preuß. Banf 
pro 1874, 75, 1385. — Verordnung betr, 
die Anftellung der Reihsbanfbeamten 76, 
385; Penfionen u. Kautionen der legteren ib, 
387. Die drei großen fontinentalen Banken 
(v. Yucam) 76, 862. — Die preußifche 
Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der deutschen Bankinftitute pro 





1875, 76, 986. — Einheit in Miinz- umd 
Bantwejen (Wehrenpfennig) 77, 277. — 
Sahresbericht über Bankweſen und Geld- 
verfehr im Reihe für 1876 (C. Slevogt) 
77, 705. — Berwaltungbericht der Reichs- 
bant für 1876 77, 736; für 1877 78, 673; 
für 1878 79, 577; für 1879 80, 434; für 
1880 S1, 354; für 1881 82, 329; für 1882 
53, 600; für 1883 84, 193. — Ueberficht 
der Gejege und Verordnungen 77, 820. — 
Dividenden der Banten 1868/75 77, 1075. 
— ÖStatiftit der deutschen Notenbanten 83, 
646. — Bol, a. Münzfrage, Papiergeld. 

Bauffrement (Rechtsfall) 76, 139. 1022. 

Baummolleninduftrie. Geichäftliches und 
Statiftifches über die Lage derfelben im 
Zollverein vor, während und nach der Krifis 
(vom Herausgeber) 70, 533. — Die B. in 
Elfaß-Yorhringen 71, 999. — Deutihe 8. 
1863 bis 1874 75, 1391. — Die deutiche 
Baummollipinnerei 78, 661, — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 691. — Amerilkaniſche 
Baummollen- Produktion 82, 615. ©. a. 
Tertilinduftrie, Zolltarif zc. 

Baupolizeiredt, das deutiche. Bon C. E. 
Leuthold 79, 809, 

Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 
trages vom 23. November 1870 70, 746, 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deutfchen Reich 71, 37.— Die Einführung 
nordd. Bundesgefege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Reichstage ib. 382, 
Tabellariiche Ueberficht 389. — Die bayer. 
Gefetgebung über Gewerbsweſen, Heimat, 
Berebelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erflärung der bayeriichen 
Regierung vom 14, Oftober 1871 (Uufehl« 
barteit betr.) 72, 1—52. — Deutſche Reichs⸗ 
poſt und bayerische Boftverwaltung 72, 597. 
— Milttärverwaltung 78, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriegs— 
dienftgeieß 74, 186. — Genoffenichaftsgejet 
ib. 382. — Die Reform der bayerijchen 
direkten Steuern (8. Burkart) 74, 1681, 
— Die Bierbefteuerung 76, 61. — Han- 
Jels: und Genoffenichaftsregifter 76, 894. 
Neihsreht und Yandesredht in Bayern (9. 
A. Miller) 76, 840. — Beamtenbejold- 
ungen in Bayern 77,523. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484, — Bayer. Verkehrsan- 
ftalten 1877 79, 1077. — Die jtaatlidy ge- 
leiteten Berfiherungsanftalten in Bayern 
(Haag) 84, 65. — Die YandesfulturRenten- 
anftalt in Bayern 84, 316. — Vgl. auch 
Zollverein, Berfaffung, Nefervatrechte, Bolts- 
zäblung, Wahlgeſetze, Waſſerrecht :c. 

Beamte des Reichs 71, 304, — Bejoldungs- 
verbejlerungen 73,80. — Rechteverhältniſſe 
der Reihsbeamten 73, 345. 74, 223. 254, 
Erörterungen von W. Endemanu ib. 400, 
75, 1201. — Beamteneid 76, 84. — Das 
Reichs-Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thu« 
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dichum 76,261. I. Geſetz vom 31. März 1873 
nebft Kommentar ib. 265. (Allgemeine Be- 
ftimmungen 268; Berjegung in anderes 
Amt, Rubeftand ıc. 287; Benforicun 


Disziplin 308; vorläufige Dienftenthebung 


329; Defelte der Beamten 332; Anfprüde | 
gegen das Reich ıc. 338; Schlußbeftimm- | 


ungen 340). II, Die feit dem 1. Juli 1867 
ergangenen fonfligen Gejege und Beftimm- 
—— über Reichsämter und Redtsverbält- 
ni 


iffe der Neichsbeamten (ipezielle Ueberficht 


76, 397.) — Klaſſifiklation der Reihsbeamten 
76, 361. 374, — Berzeihniß der Neiche- 


292; , 





bebörden 76, 378. — Yaband’s Auffafjung | 
des Beamtenrechts (Meyer) 76, 667. — 


Ueberficht der über die Neichsbeamten er- | 


laffenen Gefete und Verordnungen 77, 841. 
81, 439. — Wittwen- und Waifenfürforge 
(Thudichum) 81, 551. — Grundfäße f. d. 
Belegung der Subalterns und Unterbeamten 
fielen bei den Keiche- und Staatebehörden 
mit Milttäranmwärtern 82, 556. ©. a. Be 
börden, Benftonen ꝛc. 

Beamtenbefoldungen in Preußen und 
Bayern 77, 520, 





Begleitfhein-Regulativ 69, 997. 78, | 


166, Bol. a. Bollgefeg, Zölle. 

Behörden. 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147. 671. — Die Neichsämter und die 
Reihabeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai« 
jerlich” ꝛc. 76, 351. — Berzeichniß der NR 
behörden 76, 378. — Ueberficht aller Geſetze 
und Berordnungen über Neichsbehörden 
77, 838. — (5. a. unter „Beamte“, ſowie 
die einzelnen Behörden und Beamten.) 


Die Kompetenzen und Perſo- 


— 


Belagerungszuſtand. Das preuß. Geſetz 


vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 
Belgien, Handelsvertrag 73, 319. 80, 818. 
Bergwerksproduktionim deutſchen Reiche 
75, 637. 1728. 78, 664. 


Berihtigumg (Knie gegen Roesler) 75, 792, | 
Handel und Induſtrie im Jahre 
Braunſchweig. Refjfortverhältniffe der Be- 


Berlin. 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im ‘fahre 1871 72, 971. Berlin’s Gewerbe- 
fleiß 78, 110. 

Berufszählung, vom 5. Juni 1882, 84, 43. 

Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Boftverwaltung zc. 

Beſitz, vollswirthſchaftlicher Begriff desſelben, 
72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwickelung 
des Beſitzes (Roesler) 75, 27. 

Befoldungsverbeiferungen 73, 80. — 
©. a. Mohnungsgelder. 

Beifemerftablfabrilation 76, 86. 78, 96. 


Betriebsfonds der Reichslaſſe 72, 1481. 


73, 415, 
Bevölkerung. Faltiihe und Hollabred- 
nungsbevölferung nah der Zählung von 


1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be: | 


völferung 68, 1101. — Ueberfiht der Be- 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
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ung bom Jentralbureau des Zollvereins) 
69, 855. — Statiftif der Bewegung der 
Bevölferung 70, 51. — Die Bevölferungs- 
zahl in der Bundesverfaffung 70, 445. — 
Die Berölferung von Elſaß-Lothringen 71, 
989, Vollswirihſchaftliche Bedeutung der 
Bevölkerung (Roesler) 75, 281. — Natürliche 
Zunahme der preuß. Bevölkerung v. 1872 bis 
1875, 76, 526. — Zufammenftellung der pro» 
duftiven Bevölferung in Europa 76, 783. — 
Wanderungen der gewerbtreibenden Bevöl— 
ferung Preußens 76, 891. — S. a. unter 
Volkszählungen, Statiftil, Areal. 

Bibliothelordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbeftenerung, ſ. Braumal;. 

Bismard, Fürft, j. Reichslanzler. 

Bodenfredit und Podenkreditanftalten mit 
befonderer Nüdfiht auf Hypothekenbanken 
(8. v. Stengel) 78, 841. 

Börsen, voltswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383. 

Branntwein Beſtimmungen des Zoll» 
vereinsvertrage 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergefeße v. 3. 1868 68, 701. 705. 
723. — Statiftif der Brauntweinſteuer 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
weinftener (von v. Aufjeß) 78, 220. 74, 95. 
75, 890. 76, 79. 90, 715. — Statiftit 
74, 920. 75, 905. 76, 99. 804. 806. — 
Vertrieb und Ausſchank in Preußen 78, 366. 
— Reform der Spiritusbefteuerung (Berrot) 
78, 613. Bgl. a. Berbrauchsfteuern, Yinanz- 
weſen ıc. 

Braumalz. Beitimmungen des Bollvereins- 
vertrags 68, 8. 20. 44. — Steuergeſetz v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699. — Statiſtik der Braumalzfteuer 
71, 585. — Reform der Bierbefteuerung 
72, 609; Geſetzentwurf 636. — Die Be 
flimmungen über die Braufteuer (v. Aufſeß) 
73, 210. 74, 94. 75, 889. 76, 794. 80, 
704. — Statiftit 74, 922. 75, 903. 76. 
98. 807. — Zur Reform der Bierbefteuer- 
ung (F. Boccius) 76, 52. — Bol. aud 
Berbrauchsfteuern, Finanzweſen ꝛc. 


hörden 70, 671. 

Bremen. Organiſation der Handelsſtatiſtil 
70, 407. Reſſortverhältniſſe der Behörden 
70, 699. — S. a. Auswanderung, Handels- 
ftatiftil, Zollausichlüffe, Preife ꝛc. 

Buchführung (häusliche, Hirtb) 75, 931. 

Budgetrecht des Reiches (BP. Yabaud) 73, 
524. ©. a. Finanzweſen, Militärbudget- 

Bund, norbdeutfcher, j. Berfafjung, Reichs- 
tag u. |. m. 

Bundesalte, deutfche, 71, 4. Der ehemalige 
deutihe Bund nach der Wiener Schlußahe 
ib. 5. NAuflöfung des deutſchen Bundes 
i. 3. 1866; 71, 19, 

Bundesangehbörigfeit, ſ. Neichsange- 
börigfeit. 

Bundesbehörden, f. Behörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325. 





über die Jahrgänge 1868- -1884 der „Annalen“, 


Bundesgericht, f. Gerichtshof. 

Bundesgejete, norddeutſche, Termine der 
ee derfelben 71, 359. 371. 
beilariiche Ueberfiht ib. 389, 72, 485. — 
S. a. Juſtizgeſetzgebung, Finanzweſen u. ſ. w. 

Bundesglieder 71. 54. — ©. a. Refervat- 
rechte. 

Bundespräſidium, ſ. Kaiſer, Verfaſſung, 
Thronreden. 

Bundesratb, verfaflungsmäßige Stellung 
desjelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 
Ueberficht der Entjchließungen desfelben auf 
Beſchlüſſe des Reichstags aus der Seſſion 
von 1872 783, 863; desgl. aus der Seſſion 
von 1873 74, 727. — Stellung des Reiche- 


kanzlers zum B. 82,9. — S. a. Berfaffung, | 
Eljaß- | 
| Dotationen der FFeldherren 74, 158. 

| Drei-Königs-Bündniß v. Jahre 1849, 


Verordnungsrecht, 
Lothringen ꝛc. 

Bundesſchulden-Kommiſſion, ſ. Schnl— 
denweſen. 


Reichslanzler, 


Bundesſtaat und Staatenbund 71, 7. 60. 


Ta⸗ 


| 








Die neueften Geftaltungen des Bundesſtaats- 


begriffes (M. Seydel) 76, 641. — Laband's 
Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
76, 657. — Zur Kritik der Begrifisber 
fiimmung des Bundesftaats (A. Hänel) 
77, 78. — Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesftaat (Born) 84, 453. ©. a. Bun— 
desrath, Vertragsrecht, Berfaffung x. 
Bundesftaaten, |. 
nungsrecht ꝛc. 


Verfaſſung, Verord— 


Buudesſteuern, ein ſchweizeriſches Urtheil 


über, 75, 785. 
Bundesverfaſſung, ſ. Verfaſſung. 
Bundesverſammlung, ſ. Bundesakte. 
Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


€, 


EChauffeegelder SO, 646. 

Chemifalien. Zölle auf diejelben, ſowie 
auf Farbewaaren 69, 632. Bgl. a. Zoll- 
tarif. 

Chemiſche Induſtrie 72, 394. 

Chili, Handelsvertrag 78, 318. SO, 718. 

China, Handelsvertrag 78, 316. 80, 717. 

Cholera. Unterjuhungsplan zur Erforſch- 
ung der Urſachen derfelben ꝛc. (Denlſchrift 
der Neichs-Cholera »- Kommiffion) 73, 1611. 


D. 
Dänemark, Markenſchutz 81, 404, 
Darlehenskaſſen 72, 1397. 
Dedhargirung, |. Kontrole, 
Defekte der Reihsbeamten 76, 332. 
Desinfeltionsverfahren, f. Beterinär- 
polizei, 
Diäten, für den Reichstag, 74, 159. 166, 
249, 


Dienfteid der Neichsbeamten 76, 346, 84, 
Dienftenthebung der NReichsbeamten 76, 
329. 


Dienftvergeben, j. Disziplinarbehörben. 
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Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917. 

Dienftinfiruftion für die Konjuln 71, 
095. 72, 1263. 

Diplomatifher Ausfhuß im Bundes- 
rath 70, 759. 71, 229. 

Disziplinarbehörden 76, 308. 367. 
Geſchäftsordnung derielben ib. 369. 877. 
— Yaband’s Auffaffung der Disziplinarge 
malt (Meyer) 76, 672. — Geſchäftsordnung 
für die Disziplinarbehörden 80, 489, 

Dispofition, zur, geftellte Offiziere 71, 
1006 


Doppelbefteuerung, Beleitigung der, 71, 
168, 76, 177. 

Dotation der Kreife u. Provinzen, ſ. Kreis- 
ordnung 78, 1392, 1444, 75, 1635. In 
Sadien 75, 1291. 


71, 12. 
Durchſchnittspreiſe, j. Preife. 


E. 


Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 

Egypten, ſ. Konſulatweſen. 

Eheſcheidungen in Sachſen 77, 252. 

Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beihränfungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Berfügung vom 20, Auguſt 1868, 68, 927, 
— Ausnahmebeftimmungen des Bertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das bayerilche 
Gefet iiber Berebelihung 71, 469. 487. 
— Gefchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 
— Statiftit 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 
79, 109. 378. — Eheſchließungen zwiſchen 
Blutsverwandten S2, 80. — Vgl. Zivilehe. 

Ehrengerichte (j. Offiziere) 74, 1808. 

Gihämter f. Maaf- und Gewichtsordung. 

Eid der Beamten 76, 84. 346. 

Einigungsämter 74, 434. 

Eigenthum (wirthſch. Begriff), 1. Beſitz; 
des Reiches, ſ. Vermögen. 

Einjährigfreiwillige, Lehrauſtalt 
Zeugnißberechtigung 76, 765. 

Einführ, ſ. Handelaftatiftit, Zölle. 

Einkommen, Begriff deſſelben, 72, 536. 
4, 997. 1793. (Rocsler) 75, 271. Ber- 
theilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirth) 75, 1270. 1283, 
Die vier Grundigpen der Einf,-Vertbeilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nah S. 1312.) 
Einfommensunterjchiede in Preußen und 
Sachſen 76, 239. Cintommensverhäftniffe 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 
Geeitemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. 

Einfommenfteuer 78, 846. 74, 25. — 
Materialien zu einer Reich®- Einfommenfteuer: 
Die Einfommenfteuer in Hamburg 74,101,75, 
335, Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußiiche Klaſſen- und Einfom- 
menftener ib, 927; Anlagen 944; Nachtrag 
1029. Aus den Gutachten des Vereins für 


mit 


798 


Sozialpolitit ib. 979. Bom Tandwirth- 
Ihaftlihen Kongreß ib. 985. 
Einfommenfteuer und ihre Gegner ib, 987. 
Vorſchläge zum Progreffionsmodus ib. 1015; 
zur Selbjteinihätung 1022. — Die Steuer- 
reform im Königreih Sachſen (von Genjel) 
74, 1373. 75, 1519. 


fteuer? (Hirth) 75, 115, 
Steuerreformwerein 75, 483, 


— Die Reform der | 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — | 
Matrifularbeiträge oder Reichs-Eintommen- | 
— Der deutiche | 
— Klaſſen- 


Die Neihe- | 





fteuer in Berlin pro 1875, 75, 485. — 
Ein ſchweizeriſches Urtheil über Bundes- | 


fteuern ib. 785. — Die Höchftbeftenerten 
in Berlin 75, 791. — Einfhätungs-Fn- 
ftruftion für das Königreih Sadfen 75, 


1534. — Die beftehenden Einfommenfteuern 
(vergl. Darftellung v. 8. Burkart) 76, 21. | 


682, 77, 219. 
fommensunterfchiede von S 


und Betition betr. den badiſchen — 
über Erwerbſteuer (F. Hecht) 76, 400; 

widerung zur Nechtfertigum 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels- 


der Negier- 


79, 1. SO, 914. 960, — Ein» | 
tadt und Pand in 
Preußen u. Sachſen 76, 239. — Dentichrift | 


fammer zu Maunbeim (Hecht) ib. 707. — | 


Die Stellung der Bermögens- und Ber- 


fehrsjteuern im Steuerſyſteme (v. Bilinsli) 
76, 719. — Veranlagungen in Preußen für | 
1876 77, 1014. 78, 262. — Iſt die direfte | 


Steuer ein übermwundener Standpunkt? 79, 
153. — Eintommenftener in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Eins 
fommenftener in Sachſen 1877 79, 1066; 
1878/79 80, 833. — Eintommensverhält: 


niffe ves preußischen Boltes 1877—81 82,484. | 


Einnahmen des Reiches 73, 496. — ©. 
a, Bölle ꝛc. 
Eifen. „Zölle und Produktion im Zollverein 


69, 623. 70, 369, 74, 84. Deutſche Eifen« 
induftrie i. J. 1874/75, 1547. 1661. 1695, 
1728. — Die Beflemer- Stahlfabritation 
76, 86. 
77, 237. 1119, — Die Yage der Eijenin- 
duftrie (Handelsfammer Köln) 77, 1054. — 
Dividenden der Eifenbüttenwerte x. 77, 
1076. 1078. — Die preuß. Eifeninduftrie 
im Dezember 1875 (Engel) 77, 1099. — 
Ein» und Ausfuhr 1877 78, 446. — Eifen- 
induftrie und Eifenenquete (Philippion) 9, 
649. — Votum der Minderheit in der Zoll- 
tariftommiffion 79, 654. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 713. — Deutfchlands 
Eifeneinfuhr und Durchfuhr (Laspeyres) 
80, 255. — Bol. a. Bergmwerksproduftion, 
Bolltarif, Zölle. 

Eijenbahnen. Weichsgejeßgebung über das 
Eifenbahnmeien 71, 205. 72, 128. 74, 302. 
1087. — Deuiſche Eiſenbahnſtatiſtik für das 
Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutich- 
lands Eifenbahnen 73, 875. — Eifenbahn- 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Gründ- 
ung des Neichseifenbahnamts 74, 302, 76, 





Eifeninduftrie und Submiffionen | 
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858. — Eifenbahn-Unterfuhungstommilfton 
(preußifche) 74, 359. — Reichs-Eifenbahn- 
geiegentwurf ib. 891. — Die Eontrole 
des Reichs über das Eifenbahntarifweien 
(5. Perrot) 74, 1087. — ———— 
für die Eifenbahnen Deutjchlands 78, 

74, 1147. 75, 1195. — Bericht des freie: 
Eifenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
bahntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiiche Beiträge zum Berftändniß des 
Eifenbahnmweiens (von Trommer) 75, 105. 
(I. Der fommerzielle Betrieb, II. der Uni— 
verjaltarif) 569. (Ill. Zarifigfteme, IV. 
über Güterverficherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßjftäbe, VIII. 
vom Sparen, IX. Auffaſſung des Trans- 
portwejens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? XI. Univerjaltarif gegen 
Publikum und Bahnverwaltung, XII. Zoll- 
einrichtungen und Eifenbahn, XIII. Schluß- 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (I. Bom 
Rationalısmus im üter- Tarif Erpeditions- 
wefen, Il. Werthnachnahmen, Ill. An» und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter zc. 
V. der Umiverfaltarif, VI der Pfennig» 
tarif, VII. Paket- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ausfagen des 
Präfidenten Maybah vor der Lasler ſchen 
re peig nefre re 75, 403. — Dent- 
Schrift des Weiche - Eiienbahnamts über die 
Zarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eifenbahn-Referm- 
verein 75, 935. — Eifenbahn-Polizeiregles 
ment 75, 1175. — VBorläufiger Entwurf 
eines Neichs-Eifenbahngefetes (April 1875) 
nebit amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Betriebsergebniffe der Eifenbahnen Deutjch- 
lands 1875 76, 244, der preußiihen Bahnen 
1874 76, 245, — Kautionen der eljaf- 
lotbringifhen Neichseifenbahnbeamten 76, 
352, — Statiftil der preußischen Eifenbabnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus- 
dehnung 425, 11. Anlagefapital 426, III. 
Transportmittel und Yeiftungen derſelben 
427, IV. Berfehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Referve- zc. Fonds, Beamten ꝛc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage- 
foften des deutihen Eifenbahuneges zu Au» 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Neichs- 
Eifenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Enquöte-Kom- 
miffion vom 13. Dezember 1875, ib. 463. 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
BVerzeihniß der vernommenen Sadverftän« 
digen 468.) — Gefeßentwurf, betr. die Er- 
werbung der preußiſchen Eijenbahnen durch 
das deutſche Reich. Nebſt Motiven 76, 470, 
— Für und wider bie Erwerbung der 
Eifenbahnen durch das Neich 76, 487, (Bor- 
bemerfung 487, Antaufspreis und Börfen- 


vw 


über die Jahrgänge 1868—1884 der „Annalen“. 


furswerth der preußischen Aktien-Eifenbahnen 
488, Promemoria des Dr. Viktor Böhmert 
489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußifchen Herrenhaujfe 494, Rede des Dr. 
Elben im württembergiichen Landtag 498, 
Berfuch einer objektiven Erwägung der ent- 
gegengefettten Standpunfte 513, Erflärung 
des * G. Bergmann 523, — Die 
Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Prengen und im deutfchen Neiche 76, 529: 
Das preußifche Geje Über die Eijenbahn- 
Unternehmungen vom 3, November 1838 
ib. 529, Wegulativ, die Eifenbahn-Kom- 
miffariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutichen Hanbelsgejegbuch 540. Aus dem 
Bundesgeſetz, betreffend die Kommandit« 
Gejellihaften anf Aktien und die Aftien- 
Geſellſchaften 542, Aus der — —— 
deutſchen Reichs 543. Verfügung des Mini— 
ſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausſchuß der Privat-Eiſenbahnen 
im deutſchen Reiche 544. Bericht der XIII. 
Kommiſſion des preußiſchen Abgeordneten— 
hauſes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eiſenbahn-Kommiſſariate 550. 
Die gegenwärtige Lage der Eiſenbahngeſetz— 
gebung Preußens 551, die feitherige Stell- 
ung der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554, Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General-Diskuffion 
557, Spezial-Diskuffion und Petitionen 561. 
Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Regulativ 
für das durch Richter verftärkte Reichs» 
Eifenbahnamt ib. 563. Eijenbahn-Betriebs- 
veglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei» Neglement für die Eijenbahnen 
Deutfchlande vom 4. Januar 1875 564. 
I. Zuftaud, Unterhaltung und Bewadhung 
der Bahn 564, Normal» Profil 565, II. 
Einrihtung und Zuftand der Betriebsmittel 
567, III. Einrichtungen und Maßregeln für 
die Handhabung des Betriebes 570, IV. 
Beſtimmungen für das Publikum 576, V. 
Bahnpolizeibeamte 578, VI. Beaufſichtig- 
ung 579, VII. Uebergangsbeſtimmung 579, 
VIII. Schlußbeſtimmung 579. Eiſenbahn— 
Poſtgeſetz, betr. die Abänderung des 54 
des Geſetzes über das Poſtweſen des deutſchen 
Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Rede des Generals 
poftmeifters Stephan) 580, das Geſetz 583. 
Bollzugsbeftimmungen zum Eifenbahn-Boft- 
eſetze vom 20. Dezember 1875, 587, 
eglement über die Benutung der innerhalb 
des deutſchen Neichstelegraphengebiets ge- 
legenen Eifenbahn-Zelegraphen zur Beför- 
derung folcher Telegramme, welche nicht den 
Eifenbahudienft betreffen, vom 8. März 1876, 
59. Aus dem Bericht der Tarifreform- 
Enquöte- Kommiffion vom 13. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung der Anhänger des natür- 
lihen Syſtems zu diefer Frage 596, 2, Stell» 


| 
| 
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ung der Anhänger der Klaſſifikation zur 
Spitemfrage 609, 3. die Stellung der An— 
hänger des gemijchten Syitems zur Syſtem— 
frage 620.) — Der Etat der preußifchen 
Eifenbahn-Berwaltung fiir 1876, 622, All- 
gemeine Erläuterungen zum Etat fiir 1876, 
622. A. Staats-Eifenbahnen 622, Zujam- 
menftellung der gleichnamigen Titel des Etats 
der cinzelnen Staatseifenbahnen für das 
Jahr 1875 unter Bergleihinng des Ergeb+ 
niſſes derjelben mit den entfprechenden Sum» 
men des Etats für das Jahr 1875 und des 
Rechnungsabſchluſſes für das Jahr 1874, 
627. B. Privat-Eifenbahnen, bei welchen 
der Staat betheiligt ift 630, Nachmweifung 
itber das bis zum Schluffe des Jahres 1874 
auf die Staatseifenbahnen verwendete An— 
lagelapital unter Bergleihung mit dem etatd- 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Ueberſicht 
der im Befitte des Staats befindlichen Eijen- 
bahn-Aftien 632, UWeberficht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633. — Bergleih der 
preußifhen und englifchen Eifenbahnen in 
den Fahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutjchen Eifenbahn-Reichsfrage (Al. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englifches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirtbihaft und die Eifenbahnen, 
Rede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert’schen Enquéteberichten. 
(5. Die Neichs- Eifenbahnfrage vor dem 
preußischen Yandtage 967. 6. Die Stell» 
ung des Fürſten Bismard und des Minifters 
Delbrüd zur NReihsbahnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordnetenhaufes 
zur Neichs-Eifenbahnfrage 981.) — Gut- 
achten der Münchener Handels» und Ger 
werbefammer 77, 109. — Bericht über 
Eiſenbahn- und Verkehrsweſen (Wehren- 
pfennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
NReichs-Eifenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußiihen Staatseifenbahnen 
im Jahre 1875 77, 696. — Ueberficht der 
Neichsgefege xc. 77, 812, — Tarifporjchriften 
für den Gütertransport 77, 874. — Ent 
ſcheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eifenbahn 77, 993. 
— Fahrgeihwindigfeit der Eifenbahnzüge 
und Dampfſchiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurfe und Dividenden der preuß. Eifen- 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eifenbahnichienen 77,1119, 
— Neues Syſtem der Sefundärbahnen be- 
jonders normal» und fchmalfpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Ehauffeen 78, 101. — Eifenbahnftatiftif für 
1876 78, 814. — Der zollpflihtige Eifen- 
bahnverfehr SO, 618. 659, — BZwangsvoll- 
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ftredung gegen Eifenbahnen 81, 402, 411. | Elfaß-Lothringifche Gejeggebung u. 
— Der franzöfiihe Eiſenbahnausſchuß 81, Verwaltung feit 1871. (Berichte des 
566. — Deutichlands Eifenbahnen 1868 bis Neichstanzlers, Gejege und Verordnungen). 


En 33, 642. Bol. a. Zollgeſetz, Zölle, 
Boft. 

Eifenzölle, j. Eijen. 

Elbzoll, j. Stromfdififahrt. 
Elementarfhulen, j. Vollsſchulweſen. 


Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig- 


ung mit dem deutichen Weiche (eingehende 
Mittheilung der Anfchlußverbandlungen im 
Neichstage) 71, 845— 958. Beitellung des 





Bundes» Oberhandelsgerichts zum oberften 


Gerichtähofe ib. 959, — Beihaffung von 


Betriebsmitteln für die Eifenbahnen in El | 


faß und Yothringen ib. 968. — Statiftijches 
über Eljaß und Lothringen (natürliche Be- 
Ichaffenheit, Wafferftraßen, franzöſiſche Ber- 
waltung, Kreis- und Ortsbevölferung, In— 
duftrie), von 8. Brämer 71, 969. — Die 
Sefeggebung vom 9. Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 5593—598. — Erfter 
Bericht des Neichsfanzlers über Gejetgeb- 
ung und Bermaltung für 1871/72, 72, 861. 
(Negelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Univerfität Straß- 
burg 72, 959. — Verlängerung der Di 
taturperiode (Beje vom 20. Juni 1872) 72, 
1291. — Die Neidhs-Eifenbahnen (reichs-, 
finanzrechtlih) 73, 414. — Die Stell 
ung von Elſaß-Lothringen im Neichsfinanz- 
recht (P. Yaband) 78, 562. — Geſetze und 
Verordnungen aus dem Berwaltungsjahr 
1872—1873, 78, 939. — Bmeite Fabres- 
überficht über die Geſetzgebung und Ber- 
waltung für 1872/73, 78, 967. — Ber 
.bandlungen im Neichstage über Elſaß-Loth— 
ringische Angelegenheiten in den Sejfionen 
1871—1873 74, 155, 292. — Einführ- 
ung der Neichsverfaflung 74, 294. — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Wegierung erlaffenen Gejege 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 
überfiht über Gefeggebung und Bermwalt- 
ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ver— 
ordnungen bierzu ib. 810. — Yaband über 
die Sonderftellung E.L.“s im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Oeffentlihes Recht u, Verwalt⸗ 
ungsgerichtsbarfeit in E.-. (v. Stengel) 76, 
808. 897. — Entwidelung der Gejeggebung 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Oberpräfidenten nad 
$ 10 des Berwaltungsgejeges (v. Stengel) 
78, 113. — Laband über das Wefen der 
veihsländiihen Geſetzgebung 78, 377. — 
Die direften Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Eh. Grad) 79, 114. — Gefeß betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Eljaß-Voth- 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Elſ.loth. Zollmeien 80, 633. 641. 795. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im 
Neichslande 82, 714. ©. a. Arbeiterbud- 
gets, Löhne u. ſ. w. 





Geſetz, betr. die Verkündung der Gefege u. 
Verordnungen 72, 553. 

I. Organifation der Verwaltung im All 
gemeinen, Berichte des Neichsfanzlers: 72, 
874. 73, 967. 74, 773. VBereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Verwaltung (Geſetz v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirtsrätben 73, 939; 
vor dem faiferl. Rath ib. 945. Befähig- 
ung fir den höheren Berw.-Dienft 73, 951. 
Umzugsfoften der Bivilbeamten 78, 951. 
Amtl. Gefhäftsiprade 78, 957. Kreisdirek⸗- 
toren 74, 774. 811, Nechtsverhältnifie der Be- 
amten und Lehrer 74, 813. Penſionen der 
Wittwen u. Waifen ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Berordnung betr. 
den Landesausſchuß 75, 481. 

Il. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Heichsfanzlers: 72, 869. 23, 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfajfung 
72, 566. 570. Etat der Yuftizverwaltuug für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Reichs- 
ſtrafgeſetzbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum höheren 
Juftizdienft 72, 591. Wecjelorduung und 
Handelsgejeßbuch 72, 1318. Erforderniſſe der 
Serichtöfchreiber und Gerichtsvollzieber 78, 
955. Neifegebühren der FFriedensrichter ib. 
957. Berfügungen zur todten Hand :c. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordunng 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenschaften 74, 834. Außer- 

erichtliche Theilungen und gerichtliche Ber- 
äufe von Piegenfchaften 74, 343. Bormund- 
Ichaftsverwaltung 74, 847. Eheicheidung 74, 
849. Verfchollenheitserflärung 74, 850. 

III. Milttär- Angelegenheiten. Berichte 
des Neichstanzlers 72, 867. 783, 973. 74, 779. 
Quartierleiftung 72, 576. Einführung reiche» 
geſetzl. Beftimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Sarnijonen 72, 596. Militärerjaginftruf- 
tion 72, 868. Kriegsgerichte, 74, 826. 

IV. Finanzweien, Zölle, Steuern. Be- 
richte 72, 885. 78, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutfchen 
Zoll- und Steuergejeggebung 72, 578; des 
Art. 33 der N.-Berf. 72, 579. Zollverkehr 
72, 580. Wechjelftempelfteuer 72, 580. Do 
pelbefteuerung 72, 581. Etat der Zollverwalt- 
ung 72, 581. Yandeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; für 1874 74, 858. Zumider- 
bandlungen gegen Zollgefege ꝛc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinjteuer 78, 
960. 966. Enregiftrement 78, 1001. 74,802. 

V. Innere Bermaltung, Polizei, Kom- 
munalangelegenheiten. Berichte des Reidhe- 
fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
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Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirts-, Kreid- u. 
Gemeindevertretungen 78, 952. 953. 74, 773. 
Statijtit 74, 785. 787. Gefängnißweſen 74, 
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VI. Unterrichtswefen und Kultus-Berichte 
des Reichskanzlers 72, 882. 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. das Unterrichtameien 78,958. Aus- 
führung defjelben 74, 852. Rechtsverhältniſſe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen umd 
Waifen ib, 816. Wittwen - Benfionen der 
Univerfität 74, 856. Kirchenverwaltung 72 
882. 73, 991. 74,800. Stiftungen des pro» 
teftantifchen Seminars 74, 857. 

VII. Boltswirthichaftlihe Verwaltung, 
(Forftweien, Bergwerle, Eifenbahnen, Bau— 
ten, Yandwirthichaft). Berichte des Reichs- 
fanzlers: 72, 879. 78, 74. Einrichtung d. 
Forftverwaltung 72, 582. Etat derjelben ib. 
584. Einrihtung und Zuftändigfeit der 
Bergbebörden 72, 584. Forſtweſen 72, 582. 
584. 783, 1001. 74, 805. Eiſenbahnweſen 
71, 968. 72, 586. 73, 414. 74, 792. 76, 
352. 356. 877. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584. 78, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
72, 561. 587. 78, 982. 74, 792. Fandwirth- 
Ihaft 73, 985. 74, 793. Poft- und Tele- 
en 72, 587. Maaf-, Geld- und 

anfmwejen 72, 588. 73, 984. Patentwejen 
73, 985. 74, 793, 

VIII. Regelung der Beziehungen zu 

ranfreih 72, 863. 73, 968. 74, 775. 

ption 72, 1293. 73, 971. 

IX. Bejeitigung der Kriegsichäden. 72, 
865. 73, 972. 74, 778. 

Emifjionen von 1870--76 78, 437. 

Enquéten über Eifen-, Baummoll«, Tabad- 
fabrifation zc, 80, 625, 627. — Bgl. a. die 
betr. Gegenftände. 


Entlajjungszeugniffe, Gejegentwurf 75, | 
789, 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolls- 





wirtbichaftl. Bemerkungen zur Reform des | 


E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (v. Helferich) 83, 702. — 
Entwurf eines Gejetes für die bäuerliche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimftätt, 84, 
482, — Reform des bäuerl. Erbredts in 
Baden (H. Schulze) 84, 484. 


Erbſchaftsſteuer (Hirth) 75, 1809. Ueber- 
tragung bderjelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberficht der in den 
deutfhen Staaten bejtehenden Erbſchafts— 
fteuern 79, 955. Tabelle hierzu Hinter 
S. 990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. 

Erfurter Barlament 71, 14. 

Erlaife, ſ. VBerordnungsredt. 

Ermland, Biſchof von, ſ. Kremeng. 

Ernteftatiftif, f. Getreide. 

Erſatzgeſchäft (Militär-) 75, 1447. 1513. 
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Ermwerbsgenojjenjhaften, |. 

ſchaftsgenoſſenſchaften. 

Etatsgeſetze, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht 
w 


Wirth⸗ 


u. ſ. w. 
Etatsüberſchreitungen 78, 337. 


F. 

Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Stage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe- 
ordnung, Unfallverfiherung ꝛc. 
abrifatftener 80, 688. 736. 

jabrifgeieggebung 72, 901. 73, 1471. 
74, 432. 78, 25. ©. a. Unfallverfiherung zc. 

Fabrifinjpeftoren, preußiihe 76, 997. 
Die deutfchen Fabrikinſpektoren (Weberficht 
von P. Dehn) SI, 153. 441. — Gefeßgeb- " 
ung (Seydel) 81, 714. — Die Zukunft der 
deutschen Fabritinjpeltion (PB Dehn) 82, 527. 
abrif- u. Waarenzeichen 74, 308. 
ahgericte, ftändige, 78, 1546. 
amılienbudget und häuslihe Buchführ— 
ung (Hirth) 75, 907 

Familienfideikommiſſe f. Fideilommiſſe. 

Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe Gecht) 
80, 304. (Endemann) 81, 410. 
älſchung von Lebensmitteln 78, 106. 
eſtungskommiſſion, deutſche, 72, 1579. 
eſtungen, Reichseigenthum an denſelben 
73, 433. — Umgeſtaltung derſelben 74, 262. 
— Garnijonen 74, 263. — Beichränfung 
des Örundeigenthbums 73, 342. 74, 1066. 
Feſtungsbaufonds 77, 387. 982. — Ueber 
die Berehnung der Erfagfumme nah $ 35 
des Gefeges vom 21. Dez. 1871 (Kegels— 
berger) 80, 241. 

Beitommie ve 73, 786. 77, 1117. 
ideifommiß des heſſiſchen Kurhauies 77, 
844. 1040. Die in den deutfchen Staaten 
beftehenden gefeglichen Beflimmungen über 
Familienfideitommiffe (von W. Yewis) 79, 
465. 

— — ſ. Finanzweſen. 
inanzweſen. Das Finanzweſen des nord» 
deutfchen Bundes (vollftändige Kodifizirung 
aller gejetlihen Beftimmungen und der 
Etats pro 1868 und 1869 :c.) 69, 161. 
Anhang: Die Finanzverhältniffe der Bundes- 
ftaaten 69, 303. — Dentichrift des kgl. 
preuß. yinanzminifters vom 18. Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatsfinanzen in 
den Jahren 1849 bis 1867, 69, 593. — 
Inſtruktion für den Bundes-Nechnungshof 
70, 157. — Bericht des Borftandes der 
national-liberalen Partei 70, 601. — Die 
verfaffungsmäßige Regelung der Reichs— 
finanzen 71, 126. — Der Neichshansbalts- 
etat für 1871, nebit Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des deutichen Reichs (von 
P. Yaband) 73, 405. (Einleitung, I. Das 
Neichsvermögen ib. 408, II. Die Finanz- 
gewalt ib. 447, Ill. Die Finanzwirthicaft 
ib. 487, IV. Tas Budgetrecht ib, 524.) 
— GSteuerlompetenz des Neihs 74, 30. — 
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Verhandlungen des Neichstags über Finanz- 
vorlagen 1871— 73 74, 167. 206. 274. 
— Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 
1105. — Einnahmen des Reichs 1873, 74, 
887. Steuerverwaltung in Preußen 1870 
bis 1872 (Bericht des ‚Finanzminifters) 74, 
897. — Zur Provinzial«, Kreis und Kom- 
munalfinanzftatiftit in Preußen 75, 1261. 
— Reichehaushalt vom Jahre 1875 77, 409. 
422. — Abihluß der Neihshaupttaffe für 
1876/77 77, 1114. — Reichshaushalt (Ber- 
theilung der Matrifularbeiträge für 1878/79) 
78, 696. — Berechnung der Matrikular- 
beiträge für 1879/80 79, 891. — Spezial. 
etats des Reichshaushalis für 1879/80 SO, 
1. 104. 161. — Berechnung der Matrifular- 
beiträge für 1880/81 80, 497. — Die Zölle 
und Berbraucsfteuern des Reiche (v. Auffeß) 
So, 609 ff. — Einfluß des Reichslanzlers auf 
die Finanzverwaltung 82, 45. — Yaband's 
Finanzrecht 82, 776. — Bol. a. VBerfaffung-, 
Schuldenweſen; Kriegsentihädigung, Kriegs: 
foften, Kaſſenweſen, Rechnungshof, Reſervat⸗ 
rechte, Zölle, Einkommenſteuer u. ſ. w. 

Fisfus des Reichs 78, 408. 74, 403. 75, 
1493. 77, 836. 

Flößerei, a von der, Aufbebungen 
in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 71, 
183. 380. 77,813. ©. a. Strom-Schifffahrt. 
lotte, j. Marine. 
lußſchifffahrt, deutfche, 75, 332. 

Flufſe, zollpflichtiger Verkehr 80, 657. 

Forſtſtatiſtik, deutiche, 74, 1677. 

Fortbildungsihulen 73, 837. 1504. 
1543. 74, 29. 1195. — Berordnung des 
preuß. Kultusminifterse 74, 1674. 

Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum zc. 

Franfenheim, traurige Zuftände, 76, 247. 

Frankfurt a. M., j. Nationalverfammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß ꝛc. 

Frankreich. Notiz über den Handelsver— 
trag 68, 226. 73, 326. — Statiſtik der 
Zölle und Verbrauchsſtenern 68, 156 bis 


218. — Organijation der Zoll- und Han- 
| Garantie zu Paften des Bundes, ſ. Schulden- 


delsftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
jailler Prälimimarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Mede dee Fürſten 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
ib. 876. 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976. — Con— 
vention vom 12, Oftober 1871, 72, 163. 
Dentichrift dazu ib. 169, Separatfon« 
vention ib. 173, Rede des Fürſten Bis- 
mard 176. Die Zulatsfonvention vom 11. 
Dezember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Gliaß-Lorhringen 72, 863. — ie 
Spezialtonvention v. 29. Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei-Milliarden-Anleibe ib. 
1476. — Die Uebereinfunft v. 15. März 
1873, 73, 893. — Ordnung der Bezieh- 
ungen Elſaß-Lothringens zu Frankreich 74, 
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775. — Einfluß des Kriegs auf die Be- 
wegung der Bevölkerung 75, 626. — Fran- 
zöftiches Gejeh zum Schu der Kinderarbeit 
76, 231. — Die franzöfiihe Rekrutenein— 
ftellung 76, 233, — Die Pariſer Omnibus 
gejellihaft 76, 234. — Die Steuern 3.8 
im Jahre 1875 76, 249. — Finanzielle 
Lage Frankreichs 77, 233. — Tabakmonopol 
78, 260, — Erbſchaften und Staatsein- 
nahmen 78, 262. — Handelsvertehr Deutfch- 
lands mit Frankreich 79, 383. 80, 576. —- 
Handelsvertrag SO, 825. — Eifenbabn-Aus- 
ſchuß 81, 566. — Stempelfteuern S1, 799. — 
Bewegung der Bevölkerung 82, 614. — ©.a. 
Kriegsentihädigung. 

Frauenarbeit in den Fabriken 72, 901. 
73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75 43. — 
S. a. Familienbudget. 

Freihäfen f. Zollausfchlüffe, Averfa, Ham- 
burg, Bremen ꝛc. 

Freihändler, das Programın der deutfchen, 
72, 895. 78, 840. 

Freibandel, f. Zolltarif, Zölle zc. 

Freizügigkeit. Gejeß vom 1. Nov. 1867 
nebit Erläuterungen und Ausführungsver- 
ordnungen 68, 467. 71, 408. — Die Landes- 
verweilung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Untertommen“ 68, 923. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Rönne 71, 161;-von M. Seydel 76, 
159. — Einführung in Süddeutſchland 71, 
374. — Erläuterungen von H. Stolp 71, 
408. — Baperifche Geſetzgebung 71, 469. 
491. — Ueberfidt 77, 804. — ©. a. Reichs- 
angebörigeit, joziale Frage. 

Friedensleiftungen (militärifche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedenspverträge. Bom Jahre 1866, 71, 
21. 34. Bom Jahre 1871, 71, 507. 876. 
72, 163. 447. 1467. ©. a. frankreich. 

Friendly Societies in England 76, 229. 

Fürftenlongreß zu Frankfurt a. M. 71, 16. 

Fuhrkoſten j. Tagegelder. 


®. 


mwejen. 


' Gafteiner Konvention 71, 17. 


Gebäudefteuer in Preußen 74, 901; in 
Bayern ib. 1688, 


' Gebiet, f. Areal. 


| 


Geburtsregifter, ſ. Zivilehe. — Statiftif 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. 
Gebührenordnung ſ. Recdtsanmaltsord- 


nung ꝛc. 
Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 
999, 


Geiftige Getränfe, ſ. Branntwein. 
Geiftlihe Amtshbandlungen 76, 78. 
Geiftliche, Vorbildung derielben, 74, 118, 
Geiftlihbes Amt, Mißbraud desjelben 
(Kanzelparagraph) 72, 988, 
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Geld, Gelbwirthichaft (Roesler) 75, 265, 
288 ff. (Hirth) 75, 918. 1266. — ©. a. 
Bankweſen, Münzfrage, Papiergeld. 

Gemeindefteuern, ſ. Kommunalfteuern. 

Gemeindevermwaltung f. Selbfiver- 
waltung. 

Generalzollfonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derfelben 73, 125. 80. 615. 
Genoſſenſchaftsweſen, das, in Deutſch— 
land, Frankreich und England, von Schulze 
Delitih, 72, 947. — Reichsgeſetzgebung 
74, 162. 382. 77, 637. — Ju Bayern 76, 
894. — ©. a. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 

Gerihtlihes Berfahren 72, 141. 78, 
345. 354. Ueberſicht der bis 1877 tiber das 
gerichtl. Verfahren erlaffenen Reichsgeſetze 
und Verordnungen 77, 828. — Bgl. aud 
Zivilprozeß, Schieds · und Handelsgerichte, 
Schöffen» und Schwurgericdhte zc. 

Gerichtshof, oberfter des Reichs. Die Er- 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377. Die Fortenwickelung 
deffelben 72, 150. Perſonal desjelben 70, 
161. — Etat für 1871, 71, 722. — Thä- 
tigkeit desfelben (Kritif) 78, 352. — Dis- 
ziplinarbefugnuffe desfelben 74, 407. — 
Regulativ für den Geihäftsgang desielben 
ib. 1537. — Das jchweizeriihe Bundes- 
gericht (Landgraf) 76, 105. — ©. a. Elfaß- 
Yothringen. 


Gerihtsorganifation des Reiches 71, 


85. 72, 150. 78, 348. 354. 75, 420. 1583, | 


— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaffung (Gorius) 
75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 


über das Reihsgeriht von W. Endemann | 


75, 1208. — Reihsjuftizamt 75, 1216. — 
Berlauf der Berhandlungen 77, 646. 79, 
502. 81, 394. — Uebergang von Geſchäften 
auf das Reichsgericht 81, 397. — Val. a. 
Juſtizgeſetzgebung, Handelsgerichte, Berwalt- 
ungsgerichte zc. 

Gefandtihaften im Auslande 70, 167. 
72, 1105. 73, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 
BZollfreiheit derjelben 80, 646. — Das 


deutjche Gefandtichaftsrecht (v. Zorn) 82, 81. | 


— S. a. auswärtige Berhältniffe. 
Geſchäftskriſen, ſ. Krifis, 
Geſchäftsordnung, ſ. Reichstag. 
Geſchichte des deutſchen Bundes, des nord» 

deutfchen Bundes und des deutſchen Neiches 

71, 1—44. (S. a. Reichstag, Berfaffung 

Zollverein x.) 

Geſellen f. Arbeiter. 


Geſetzgeber, Begriff desfelben (Endemann) | 


75, 1206. (Yaband) 78, 369. 
Gejetgebung. Ueberfiht der Gejege und 

Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 

der Reichtverfaffung 72, 485. 

über die Geſetzgebung 1867—70 (Raster) 


— Beridt | 











| 
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70, 563; 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
257 ff. — Ueberficht aller Gejete und Ber- 
ordnungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
77, 801. — ©. a. Bundesgejege, Juſtiz⸗ 
gelebgebung, Berfaffung, Reichstag, Reiche» 
anzler, Zollparlament, Preußen xc. 
Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- 
felben 78, 466. Etat 80, 12. 
Getreidezölle 78, 839. 80, 619. — Er- 
nährungsbilanz des deutſchen Weiche für 
1878/79 79, 462. — Erntemengen und 
Anbanfläcen 1878 79, 552. — Motive zum 
neuen Solltarif 79, 719. — Auternationale 
Statiftit 79, 1073. — Bodenbenugung in 
Freußen 79, 1075. — Bol. a. Bolltarif ꝛc. 
Gemwerbeanlagen (Seydel) 81, 624. 
Gewerbegerichte, ſ. Schiedsgerichte. 
Gewerbekammern, Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 925. 83, 201. 714. 
84, 294. S. a. Handelskammern. 
Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegeſetz 
vom 8. Juli 1868 nebſt Erläuterungen und 
Ausführungsverordnnungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (mebft 
Erläuterungen und alphabetiihem Sach— 
regifter) 69, 441. — Anmweifung zur Aus- 
führung derfelben in der preuß. Monardie 
69, 689. — Vorſchriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apothelker 69, 
919, — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutſchen Kauffahrteifchiffen 69, 
939, — Anweiſung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Umpberziehen) 68, 987. — Belanntmad)- 
ungen betr. Ärztliche und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thätigfeit der 
Reichsgewalt für die Ordnung des Gewerbe- 
berriebes 71, 194. — Das bayeriſche Ge- 
werbegejeß 71, 469. — Einführung der 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 78, 
759, — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeordnung 73, 1471. 74, 425. 1196. 
— Entwurf eines Gejetes, betr. Abände- 
rung einiger Beitimmungen der Gewerbe: 
ordnung 74, 1219. Berhandlungen des 
Neichstags darüber ib. 1233. Kommiſſions— 
beridht darüber ib. 1817. — Fragen zur 
Enqueöte über das Gewerbeweſen 75, 940. 
— Berhandlungen 1874, 75, 1199. — 
Die Öefetgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 
77,287; — (Endemann) 77, 643. — leber- 
fiht der Geſetze ac. bis 1877 77, 805. — 
Der Gefegentwurf der fozialdemofkratifchen 
Fraktion 77, 885. — Referate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein fiir Sozial: 
politif 78, 129. — Das Gewerbepolizeiredht 
nach der Reichsgewerbeordnung (M. Seybel); 
Inhaltsüberſicht 78. 952. 81, 569. — Ge- 
jeß betr. Abäuderung der Gewerbeordunng 
vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 534. — 
Die Hamburger Denkſchrift 79, 570. — 
Zur Reform der Junungen S1, 171. 600. 
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Wortlaut der Gew.-Ord. nad dem Stande 
von 1880 81, 724. — Der Betrieb konzef- 
fionepflicht. Gewerbe durch jurift. Berfonen 
(Seydel) 82, 620. — Das Normal-Fnnungs- 
ftatut 82, 644, — ©. a. Arbeiterfrage, Kon- 
traltbruch, Fabrikarbeiter, Gewerbeſtatiſtik, 


Schauſtellungen, Straßenmuſik, ſoziale 
Frage ꝛc. 
Gewerbepolizeirecht des Reichs (M. 


Seydel) 78, 529, 929, 952. — Neue Be. 
arbeitung des ganzen Gebietes (Seydel) 81, 
569. Alphabet. Regifter hierzu 81, 719, 
Gewerbeſchulen (Hirth) 77, 798. 
Gemwerbeftatiftif, Grundzüge zur Organi- 
fation derfelben 70, 58. — Die deutihen 
Gewerbe und ihre ſtatiſtiſche Darftellung 
72, 363. Syſtematiſche Ueberficht der Ge- 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ge- 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101. Ergebniffe 
der Gewerbezählung in Preußen v. 1. Des. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß, Gemwerbe- 
zählung (Samter) 78, 209. (Auffeß) 80, 757. 
Gemwerbefteuer 74, 905. 999, 1690. 75, 
129. 76, 400. 695. 77, 241. ©. a. Steuern, 
Gewichte, f. Maß- und Gewichtsordnung. 
— — der Arbeiter 82, 


Gleichheit, wirthſchaftliche (Hirth) 75, 1276. 

Goldwährung, ſ. Miünzfrage. 

Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1861 
nebft jpäteren Berabredungen 68, 478, An- 
wendung desfelben in Bayern 71, 366. 472. 

Gotthardbahn. Denkihrift an den Bun- 
desrath und Neichstag 70, 457. Neiche- 
finanzredhtliches darüber 73, 443. 

Örenzauffihtsbeamtes0, 678. 749. 782. 

Griechenland, Handelsverträge 80, 616. 

Großbritannien. Statiſtik der Zölle und 
Verbrauchsſteuern 68, 155—218. 79, 571. 
Drganifation der Handelsftatiftit 70, 407. — 
Handelsvertrag mit — 78, 320, 80, 819. 
Stempelfteuern S1, 803. 

Sroßinduftrie, ſ. Induſtrie. 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Gründungsweſen, ſiehe Aktiengeſellſchaften, 
Kriſis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei Fragen desſelben und 
ſeiner Zukunft, von L. v. Stein (beſpr. v. 
Stengel) 82, 70. 

Grundeigenthum, ſ. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufnahme derſelben in die 
Bundesverfaſſung 70, 750. 71, 50. 329, 

4, 146. 

Grundſteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 
81, 95. in Bayern 79, 1682, 

Güterumlauf (Roesler) 75, 263. ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth, 

Gymmafien, Maturitätszeugniffe 74, 1671, 
76, 765, 





Alphabetifhes Gefammt-Regifter 


9. 


Hafenregulative, Normativbeftimmungen 
für die, 72, 1507. 78, 168. 80, 661. 

Be gcies 74, 150. 81, 413, 
agelverjiderung (Bayriſcher Entwurf) 
53, 587, 

Hamburg. Handels» und Verkehrsſtatiſtik 
68, 1075. — Auſchluß an den Zollverein 
68, 1112. — Drganifation der Handele- 
ftatiftif 70, 407. — Die Hamburger Ein— 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. 
80, 568. 589. 81, 336. — Gewerbefleiß. 
78, 110, — Hauptfteueramt SO, 663. 748. 

Hamburgs Freihafenftellung und Zoll» 
anſchluß (H. A. Bued) 81, 314. — Alten- 
ftüde betr. den Zollanſchluß SI, 489, 516. 
Vgl. a. Preije, Zollausſchlüſſe, Auswander- 
ung ꝛc. 

Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, 
971. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels- 
ftatiftif ꝛc. 

Handelsbilanz, deutſche (Nafie) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 685. — 
Bemerkungen über die H. Deutjchlande- 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Handelsftatiftif. 

Handels- und Zollverträge, f. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Berträge 
abgeichloffen wurden. Bgl. die Ueberſicht 
68, 230. 70, 732. 72, 921. 78, 311. 80, 
812, — ©. a. Zollverein ꝛc., Vertragsrecht. 


Handelsgerihte. Beſchluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Bundes-Gerichtshofs für Handels- 
ſachen 69, 1057, — Die Organifation der 
— (aus dem 1874er Entwurf) 

5, 199, — Bol. auch Gerichtshof, Han- 
delsrecht. 

Handelskammern. Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 78, 925. Die Be 
fimmungen über die Handels: und Ge- 
werbefammern im den deutſchen Bundes- 
ftaateı 83, 201, 714. 84, 294. — ©. a. 
Handelstag. 

Handelsmarine des Meiches, Einheitlichkeit 
derjelben 71, 179. S. a. Konfulatwefen, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konfuln 71, 607. — Geſetz, betr, die Na- 
tionalität der Kauffahrteifchiffe 71, 657. — 
Die Nechtsverhältniffe der deutjchen Handels- 
marine (3. Reit) 74, 55. — Regiſtrirun 
der Kauffahrteiihiffe 74, 306. 381. — Die: 
deutihe Handelsflotte 1874, 75, 1709. — 
Beftand im Jahre 1875, 76, 216. — ©. a. 
Konfulatwejen, Schiffsunfälle xc. 

Handelspolitif, ſ. Zölle, Zolltarif, Zol- 
verein, Handelsftatiftil ac. 

Handelsregifter in Bayern 76, 894. — 
S. a. Handelsgerichte. 

Handelsredht. Die Einführung der allgem. 
deutfhen Wechfelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutjchen Handels-- 
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geſetzbuchs ald Bundesgejete 69, 1047. — | 
Einführung in Süddeutſchland 71, 875. 
Entwidelung des Handelsrehts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zulunft desfelben (Ende⸗ 
mann) 74, 417; (Juſtizausſchuß) ib, 1370, | 
— Bol. a. Hamdelsgerichte, VBerfaffung, | 
Aktiengefellichaften zc. 
Handelsftariftil. Zur Literatur derſelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutfchen Handelsſtatiſtik 
(vom Herausgeber) 69, 67. — Bon Berlin | 
69, 423. 70, 437. — Grimdzüge zur Or 
ganifation der Handelsftatijtif des Zollvereins 
70, 65. — Die Methoden der Zoll» und 
Handelsflatiftit in Cugland, Frankreich, 
Holland, Hamburg, Bremen und im Zoll 
verein (vom Herausgeber) 70, 407. — 
Theſen zur Reform der Handelsftatiftif des 
Zollvereins 70, 433. — Wertbbetrag der 
Baareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 621. Deutiche Handels» 
ftatiftif pro 1872/73, 75, 685. 731. — Die 
deutsche Handelebilanz (Sortberr) 75, 731. 
— Speztalhandel Fraufreihe mit Deutſch— 
land ib. 943, — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom- 
miſſion des valeurs 76, 88. — Werth der | 
Waarenausfuhr Deutschlands au Sanzfabris | 
faten 186875, 77, 348. Handelsver- 
fchr zwiſchen Deutſchland und Frankreich im 
Jahre 1875 77, 531. — Ein- und Aus- 
fuhr von Halb» u. Ganzfabrikaten 1875/76 | 
77, 1051. — Ueber die ftatiitiiche Gebühr 
bei der Waaren-Ein- und Ausfuhr 78, 526. 
— Ausweije für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angebliche Zunahmen des eng« 
liſchen Erports nach Deutſchland 78, 837. 
Deutſchlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854 — 77 78, 902. 964. — Ein- und Aus— 
fuhr der wichtigeren Artifel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Deutiche Hans 
delebilanz für 1877 79, 657. — Werth der | 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — | 
ge mit Frankreich 79, 383. — 
eutſche Handelsbilauz für 1579 8 , 249, 
Eim- und Ausfuhr in den Fahren 1872 — 
1579 8 „ 276. — Ein- und Ausfuhr wich— 
tiger Artikel in 1880 8, 284. Neform der | 
Haubdelsjtatiftit vom 1. Yan. 1880 81, 279, | 
— Einfuhr und Ausfubr im Jahre 1881 | 
82,565. — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1882 53, 107. — Bremens Handels: und 
Scifffahrtsverfehr 1882 83, 390, — Deute | 
Ihe Ein- und Ausfuhr, 1883 (Hauptergeb- 
niffe) S4, 447, (Spezialüberficht) ib, 523. 
Bal. a. Preife, Werthberehnung, Statiftif, | 
Zölle x. 
Handelsſyſtem des Reiches ſ. Zölle, Zoll- | 
tarif, Zollverein, Handelsſtatiſtik 2c. 
Handelstag, deutſcher. Statut und Be: 
ſchlüſſe desſelben im Ofttober 1868, 68, 971, 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — | 
Geſchäftsordnung 78, 91. — Wirkſamkeit 
Annclen des Deutichen Reichs. 1883, 














bis 1877 78, 93. — (Val. die Denkſchriften 
bes Handelstags bei den betr. DMaterien.) 
Haudelsverträge, internationale 79, 562. 
80, 812. ©. a. Oeſterreich, Zollverein zc. 
g andmwerf, moderne Arten desjelben, 77, 787. 
andbwerferfammern 74, 1195. 
Hannover Die hauptiädhlichften Staats- 
einfünfte des chem. Königreichs H. 69, 619. 
Verhäliniß zum Zollverein 80, 615. 618, 
&. a. Preußen. 
Haushaltungen im Reiche 78, 69. 
Haushalts-Etat, f. Finanzweſen. 
Haushaltungsbudgers Dehn) 79, 100, 
s0, 581, 843. 8 , 540. 82, 163. Ars 
beiterbupdgers, Buchführung ꝛc. 
Hausinduftrie, die, im deuiſchen Reiche. 
Von W. Stieda 84, 1—11. 
Haufirbandel 8,665. ©, a. Gewerbeord⸗ 
nung. 
ne 78, 607. 
Kein ea j. Unterftiigungsmohnfig. 
Heere, deutsche, Kriegsjtärte 1870/71, 72, 928, 
Heeresformation, |. Milttärperwaltung. 


Herz, Jnterpellation betr. das Unfehlbarteits: 


dogma x. 72, 3, 

Helfen. Vertrag mit dem nordd. Wunde, 
die Beftenerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
Organfation und Perſonalien der oberen 
Behörden 70, 283, — Beitritt zum deutfchen 
Bund 70, 768, zur Bundesverfaflung 70, 
771. 7,37. — Aufrecht erhaltene Ber 
ftimmungen des Bertrags vom 15. Nov. 
1870 7 , 359. Einführung norddeuticher 
Bundesgefege ib. 389. — Militärkonvention 
mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538. Bol. a. Zollverein, Volkszählung, 
Areal zc. 

Heſſiſches Kurhaus, ſ. Fideikommiß. 

Heuervertrag 74, 65. 

Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872 
72, 933. 


Holzinduſtrie 72, 398. HolzEin- und 


Ausfuhr 76, 223, 


| Hopfen (Broduftion u, Berbraud) 75, 1732. 


Hülfstafjen (Arbeiter) 73, 1529. 74, 322, 
Geſetzentwurf des Reichskanzleramts 75, 873. 
— Statiftit (Preußen) 75, 1722. 77, 544. 
643. — Der forporative Hilfstaffenzwang 
s2, 602. — Arbeiterbülfstafien in Ellaß- 
Vorbringen 82, 723. 

Hüttenmwerfe, ſ. Eifen. 

Hygieine, ſ. Cholera. 

Hypothekenbanken, ſ. Bodenkredit. 


J. 


Fapan, Handelsverträge 80, 631. 823, 
Impfgeſetz 75, 1173. St, 435. 
Indigenat, 5. Freizügigkeit, Reichs- und 
Staatsaugehörigkeit, Rechtshülfe xc. 
Induſtrie. Die Febensbedingungen der deut— 
ſchen Induſtrie fonft und jeßt (Hirth) 77, 
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777. — Die deuiſche Induſtrie und die 
Reichsregierung 77, 1032. — Umfang der 


Großinduftrie im deutſchen Reiche 82, 605, 
— S. a. Arbeiterfrage, Löhne, Fabriken, 
Gewerbe, Handel, Haudelsftatiftil, Hausin- 
duftrie, Baumwollinduſtrie, Elſaß Lothringenzc. 

Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 

Inhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 

Innungen, gewerbliche, ſ. Gewerbeordnung. 

Intereſſenvertretung, wirthſchaftliche 83, 
553. 

Interpretation, ſ. Motive. 

Invalidenfonds des Reichs 74, 257. 
88. 77, 316. 383. 391. 979. ©. 
Benfionen. 

Fnvalidenftiftung, Deutiche, 7 , 1085. 
S. a. Venſionen. 

Irrenanſtalten in Preußen 78, 443. 

Italien, Handelsvertrag 73, 321. 80. 820. 

Stempelſteuern 8, 808. 

Jefuiten, Petitionen im Reichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Gneift’sche Referat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233. 71, 230. 

Jungbolz, öfterr. Gemeinde 634. 786. 793, 

Jura singulorum, ſ. Nejervatrechte, 

Juſtiztommiſſion des Reichstags 75, 1202. 

Fuftizgefeggebung. Die 3. des nord» 
deutichen Bundes von Dr. W. Endemann 
69, 1. — Ueberficht der Thätigkeit ter Ju— 
ſtizgeſetzgebung im nordd. Bunde im Fahre 
1869, von Dr. W. Endemann, 70, 5. — 
Die Gerichtsorganifation des Reichs 7 „85. 
— Ueberſicht der Reichs-Juſtizgeſetzgebung 
7,212. — Entwidelung der Juitizgejeße 
gebung und Nechtöpflege bis Ende 1871 
(von Dr. W. Endemam) 72, 113. — Ber 
richt W. Eudemann’s fir das Jahr 1872 
73, 331; für das Jahr 1873 74, 379; für 
das Jahr 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für die Jahre 1877 und 1878 


75, 
a. 


79, 501; für die Jahre 1879 u. 1880 8, | 


394. — Die großen Gejeßentwürfe vom 
Jahre 1874 (Endemaun) 75, 1201. — Die 
Rechtseinheit (Wehrenpfeunig) 77, 274. — 
Anſprache des mationalliberafen Zentral: 
tomites 77, 444. — Nüchterne Betradt- 


ungen über die 18 Punkte des Kompromifies | 


(3. Bolt) 77, 450. — Bericht von W. Ende- 
mann 77, 647. Die Aufgaben des 
Neichsjuftizamts 77, 680. — ©. a. Nedhts- 
hülfe, Zivilprozeß, Zivilrecht, Strafrecht, 
Finanzrecht zc. 


8. 


Kadettenanftalten 74, 218. 264. 

Kaffee, Ueberficht der Preife, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 804. Vogl. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Kaiſer, deuticher, 70, 764. Aniprade an 
das deutihe Bolt 70, 770. Berfaffungs- 
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mäßige Nechte und Pflichten 7 , 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 374. Seine 
Stellung in Elſaß-Lothringen 7 , 847, 920. 
— Bgl. a. Verfaſſung, Berordnungsrecht, 
Bundesſtaat, Neichsfanzler, Reichstag zc. 

Kanalſchifffahrt, deutiche, 75, 332. 50. 646. 

Kanzelparagrapb, ſ. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 396. 
S. a. Wertb, Einfommen. 

Kapitalrentenfteuer (Bayern) 74, 1703. 

Karufjelbejiger, ſ. Schauftellungen. 

Kaſſenſcheine, ſ. Vapiergeld, Wechſel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481. — Das Abrechnungsweſen der 
Zolle und Steuerverwaltung (v. Aufieß) 73, 
262. 80, 774. — ©. a, Finanzweſen. 

Kathederjocialismus 78, 851. 

Katholiſche Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, Je— 
ſuiten, Orden u. ſ. w. 

Kauffähigkeit, j. Einfommen. 

Kauffabrteiichifie, ſ. Handelsmarine, Kon» 
julatweien. 

Kautionen 73, 440. Das Geſetz vom 2. 
Juni 1869 76, 341. Sonftige auf das 
Kautionswejen der Neichsbeamten bez. Be— 
ftimmungen ib. 844. 347. 350. 352. 357. 
368. 375. 387. 

Kinderarbeit in Fabriken 73, 1471. 74, 
S. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ꝛc. 1545. 
SO, 969. Franzöſiſches Geſetz 76, 231. 

Kirche, Verhäliniß des Staats zur, j. Un— 
fehlbarkeit, Jeſuiten, Strafgeieg, Sculauf- 
fiht, Namszanowsli xc. 

Kirchlich-politiſche Geſetzgebung (preuß. 
Maigeſetze) 74, 117. — Geſchichte der bez. 
Reichsgeſetzgebung 74, 187. 228. Die preuß. 
Geſetze vom Mai 1874 ib. 1151. 1578. 
Reichsgeſetz betr. Ausübung von Kirchen- 
ämtern ib. 1576. 75, 1174. Defterreichiiche 
Kirchengefege 74, 1584. — Geſetzgebung 
im Reichstag und preuß. Yandtag (Wehren- 
piennig) 77, 297. — Zorn's „Arcenftaats- 
rechtliche Geſetze“ 77, 349. — ©. auch Zivil- 
ebe, Schulaufſicht ꝛc. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76, 77. 

Kirchenſtaat. Handels- und Schifffahrtsver- 
trag mit dem K. 68, 675. 

Kirchenverfaſſung, evangeliſche (Wehren- 
piennig) 77, 304. 

Klage, öffentliche, 
Leuthold) 84, 378. 

Klafienfteuer, j. Einfommeniteuer. 

Klauenſeuche, f. Beterinärpolizei. 

Knappſfſchaftsvereine in Preußen 76, 989. 
S2, 610. 

Koalitionsfreiheit 68, 861. 872. 69, 475. 
507. — 3. a. Nrbeiterfrage, Konraftbrud zc. 

Koblenz, Kommmmalitenern, 76, 91. 

Koburg-Gorba. Nejiortverhältniffe der Be— 
börden 70, 678. 

Kommunalfteuern. Im Reg.Bez. Koblenz 
76, 91. — Theſen und Refolutionen vom 
Verein für Sozialpolitif 78, 248. — Statiftik 


im Bermwaltungsrechte 


über die Jahrgänge 1868— 1884 der „Annalen“. 


der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 265. 
— Die finanzielle Bedrängniß der preuß. 
Kommunalverbände 82, 608. -—- Die Finanz: 
lage der preuß. Gemeinden 84, 320. 564. 
644, 

Kommunismus 75, 23, 1280. 


Kompetenz des Neiches und die Ermweiter- 
ung derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 310. 
412. — S. a. Berfaffung, Juſtizgeſetzgeb 
ung, Reſervatrechte, Schulweſen, Finanze 
weſen ꝛc. 

Konfeſſionen, Gleichberechtigung derſelben 
in ſtaatsbürgerlicher Beziehung 71, 169. 
Einfluß der Konfeſſion bei den Wahlen 72, 
338. 359, 1018. Konf. in Preußen 75, 634. 

Kongregation, f. Orden. 

Konkursordnung 68, 978. 72, 149. 75. 
1220. 81, 405. 

Konfulatwejen. Werzeihnig der nordd. 
Konjuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein- 
heitliches Reichs-Konſulatweſen 7 , 183. — 
Abänderung des Geſetzes vom 8, Nov, 1867 
7,376. — Allgemeine Dienftinftruftion 
für die Konſuln des deutschen Neichs (vom 
6. uni 1871) enthaltend alle bez. geieß- 
lichen und VBerwaltungsporichriften 71, 595 
— Etat für das Konſulatweſen 69, 171. 
71, 719. Verzeichniß der Konfulate 
(Januar 1872) 72, 457. Alpbabetiiches 
Ortsregifter dazu 72, 481. — Inſtruktion 
vom 1. Mai 1872, betr. den Schutz im 
türfifchen Reihe, China und Japan 7%, 
1263. — Gejeß, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Koniulaten 72, 1268. 74, 
281. — Die Koniularverträge des deutichen 
Neihs von J. Neig, 72, 1281. Organi- 
fation der Bundestoniulate 74, 70. — Kon- 
fulargerichtsbarfeit in Egypten 75, 1176. 
77, 636. — Ueberſicht ſämmtl. Gefete ꝛc. 
77, 809, — Konfnlatsetat SO. 26. — Kon— 
jularverträge 90, 827. — Das Gejeg vom 
10. Juli 1879 über Konjulargerichtsbarleit 
81, 400. Das deutſche Konſularrecht 
(Pb. Zorn) 82, 400 - 483. — ©. a. Geſandt⸗ 
ſchaften, Handelsmarine ꝛc. 

Konſumtion Möoesler) 75, 283. (Hirth) ib. 
1269. 

Konſumvereine in Elſaß-Lothringen 82, 
745. — S. a. Genoſſenſchaftsweſen, Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften ꝛc. 

Kontingentsherrlichleit SO, 343. 


Kontraftbrucd der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Verhandlungen im 
Neichstag 74, 323. — Ausführungen W. 
Endemann’s 74, 410. — Gutachten der 
Yeipziger Handelsfammer ib. 427. — Ge- 
ſetzentwurf, Berbhaudlungen u. Kommiffions- 
bericht ib. 1219. 1233. 1340. — ©. a. 
Arbeitsvertrag. 

Kontrole des Bundesfinanzwejens 69, 283. 
71, 146. 689. 78, 552. 74, 99. — ©. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 


— 
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Konzefjionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derjelben, 52,620. ©. a. Gewerbeordnung xt. 

Krankenpflege, ſ. Unterftügungswobnfiß. 

Kranfenverjiherung der Arbeiter. Ge- 
feg- Entwurf vom April 1882 83, 223. 
Neichsgefeg vom 15. Juni 1983, 84, 728. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Betriebs— 
trankenkaſſen 84, 750. 

Kredit (Volksw. Wefen und Bedeutung 
Roebler) 75, 371. Kreditanftalten und 
Vereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649, 775. ©. a. Zahlungs- 
verfahren. 

Kredite, ſ. Zol- und Steuerfredite. 

Kreditlager WO, 664. 

Kreditregulativde SO, 776. 

Kreisordnung, die neue preußische. Geſetz 
vom 13. Dez. 1871 nebſt amtlichen In— 
firuftionen und erläutender Ueberſicht 73, 
1271— 1456. 3. a. Provinzialordnung. 

Krementz, Biſchof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegsentihbädigung, Die franzöfliche, 
ihre Berwendung und Bertbeilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Denk— 
ichrift vom ‚Februar 1874 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
Voltswirthichaft (Naſſe) 75. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Milliarden und ibre Ber- 
wendung (Webrenpfennig) 77, 260, 265. 
— Amtliche Leberfiht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberficht vom 
März 1879 79, 1034. Nachweiſung der 


Ausgaben bis 1878 79, 1042. © a. 
Kriegskoſten. 
Kriegskoſten. Denkſchrift über die Aus— 


führung der den Geldbedarf für die Krieg— 
führung (pro 1870/71) betr. Geſetze 72, 
1371. Tabellariſche Ueberficht der Kriegs— 
foften ib. 1399. — ©. auch Frankreich, 
Schuldenwejen, Kriegsentihädigung. 

Kriegsleiftungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 
77, 645. ©. a. Kriegsentihädigung. 

Kriegsminifterium, ſ. Kriegsweſen. 

Kriegsſchatz des Reiches 73, 415. 459 
74, 169. 77, 986. 

Kriegsweſen des Reiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung desjelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beitimmungen der Verträge mit den Süd— 

ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die 

Präjenzftärfe und die Milttärausgaben 72, 

426. — Die deutihen Militärgefege (Ueber: 

fiht 72, 498. — Das Paujhquantum für 

1872—74, 78, 2. — Die Nachläſſe an den 

Militärausgaben 73, 17. — Etatsftärfe um. 

Formation des Neichsheeres für das Jahr 

1873, 73, 21. — Die provijoriiche Neu— 

formation der Artillerie 73, 32. — Der 

Hauptetat für 1873 78, 36. — Das Ertra- 

ordinarium von 1851 — 1873 78, 49. — 

Milttärausgaben neben dem Pauſchaletat 

3, 69. — Geldverpflegung im Frieden 

713, 73. — Beloldungsverbefferungen für 

Offiziere 78, 76; für Beamte 73, 80. — 
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Geldverpflegung je eines Infanterie, Kar 
vallerie-, uud Artillerie-Regiments 73, 84. 
— Naturalverpflegung im Frieden 78, 87. 
— (Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, 90. ‚Friedensdislofation des 
deutichen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standauartiere ac. 73, 91. 95. — Reichs⸗ 
eigentbum in der Militärverwaltung 78, 
429. — Der Entwurf eines Reichsmilitär- 
eießes vom Mai 1873 78, 1549. — Ver— 
ann des Neichstags ber den Miltär- 
etat in den Jahren 1871 — 1873 74, 173. 
264. — Die Organijation des preußischen 
Kriegsminifteriums 74, 487. Revölfer- 
ung der Armeelorpsbezirte 74, 500, — Die 
preußischen Offiziers-Chrengerichte ib. 1808, 
— Entwurf eines Reichs-Militärgeſetzes 73, 
1449. — Das Kriegsweſen des deutſchen 
Reichs, rechtswiſſenſchaftlich dargeftellt von 
M. Seydel, Inhalt 75 ©. 1399. — Er— 
gebniffe des Mititär-Eriatgeichäfts 1871/74, 
75, 1513. Kautionsweſen 76, 847. 
Ueberſicht der auf Widerruf anzuftelleuden 
Beamten ib. 353. — Entwidlung der Ger 
ſetzgebung 1871— 76 (Webrenpfennig) 77, 
268. — Ueberſicht ſämmtl. Gefege u. Ver— 
ordnungen 77, 833. Etat für die Verwalt— 
ung des Neihäbeers 1879/80 80, 47. 104, 
161. — Edulbildung der Rekruten SO, 238. 
— Das Kriegsweſen in Yaband's Reichs— 
ftaatsrecdht (Meyer) SO, 337. — Die Marich- 
ronten für Kriegsverhältniſſe 82, 668. 
Kriſis, voltswirtbichaftliche, in Deutichland. 
Ein franz. Urtheil 76, 95. — Amerikanische 
Geſchäftskriſen 76, 235. — Unſere volls- 
wirthichaftliche Kriſis (Hirtb) 77, 187. 
(Wehrenpfennig ) 77, 319. Frangöftiche 
Stimmen über die Krifis in Deutjchland 77, 
346. a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung 2c. 
Balturfamet (Wehrenpfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Mechtsgleichbeit (vom 
Herausgeber) 73, 795. 823. — ©. aud 
Voltsbildung. 
Kulturzuftände (Frankenheim) 76, 247. 
Kunſthandwert ſ. Handwerf. 


L. 
Laband's „Neichsftaatsrecht” (beſprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 
Ladungsverzeichniife 70,419. — Bal. a. 
Zollgeſetz. 
Land, Stadt und, 74, 17. 
Yandesverordnungen zu Weichsgejegen 
(Seydel) 74, 1143. 76, 11. 
Laudeskaſſen, ſ. Kaſſenweſen. 
Landesverweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 
Vertrag. 
Laudſturmgeſetz 75, 655. 
Landtage der Bundesſtaaten, Berathungen 
über die Bundesverfaſſung 71, 29. 41. 


76. 239. 78, 73. 
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4, 202. 251. 
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Landwirthſchaft, j. Arbeitgeber, Yand, Ge- 
treide, Zölle ac. 

Lauenburg. Bundesftaatlihe Stellung des- 
jelben 71, 52. 709. 80, 622. 792. Be 
hördenorganifation 70, 256. 

Febensmittelverfälichung (Bresgen) 78, 
106. 

Lebensverſicherung, j. Verfiberungsmeien. 

?ebranftalten, ſ. Schulen, Einjährigfrei- 
willige. 

?ehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 
— S. a. Gewerbeorduung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

Liberalismus, Einfluß Ddesfelben auf die 
Geſetzgebung 77, 259. 

fiberia, Handelsvertrag 73, 322. 80, 821. 

Lippe-Detmold. Neflortverhältnifie der Be- 
börden 70, 693. Verfaſſungszuſtände 74, 320. 

Literatur, j. Stein, Yaband, Zölle xc. 

Löhne. Die Beichlaguahme der Yöhne (Er- 
läuterungen zum Gefeg vom 21. Juni 1869) 
69, 1069. Taglohnſätze für ländliche 
Arbeiter in Deutichlaud 45, 629. — Yöhne 
in Württemberg ib. 683. — Yöhne in El- 
faß-Yorbringen (Grad) 77, 772, — v. für 
weibl. Haudarbeiter im fandwirtbichaftlichen 
Gewerbe des deutichen Reichs (v. d. Golß) 


— 


77, 863. — Die Geſindelöhne im land- 
wirthſchaftl. Gewerbe des deutſchen Reichs 
(v. d. Goltz) ib. 897. — Arbeitelöhne in 


den Fabriken (Ch. Brad) 77, 772. 82, 61. 

a. Arbeit, Arbeitgeber u. |. w. 

Lothringen, j. Elſaß. 

Lotterieſtempel, ſ. « 

Lumpenzoll 0), 628, 

!uremburg. Eifenbabnen 74, 226, 291. 
— Anslteferungsvertrag 77, 636. Ber- 
hältuiß zum Zullverein 80, 616. 634. 641, 
756, 792. — U bereinfunft betr. Armenredt 
81, 402. 

Luxus (Begriff, Roesler) 75, 280. 

Luxusſteuer GBilinski) 76, 719. 

!übed. Anſchluß au den Zollverein 68, 1117, 
— KNeffortverhältniffe der Behörden 70, 696. 


M. 


Maaßweſen(wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286. 

Maaß und Gewichtsordnung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Reduttionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herger und Duste, 
Anhang zum III. Bd. Jahrgang 1870 der 
„Annalen“. — Die neuen Maafe und Ge- 
wichte 2, 185. Konferenz von Eichungs- 
beamten 74, 1813, — Weberficht aller 
jege und Werordnungen 77, 817. — Die 
Thätigkeit der deutichen Eichämter 1870/75 
77, 1111, 

Maifhraumfteuer SO, 717, 

Maltbufiihes Gefeg (Hirtb) 75, 1281. 

Malzauffhlag 80, 793. Malziurrogate 
Ss), 706, 711. 

Marine, Entwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 


— 
— if 
—* 


Stempelſteuer 


über die Jahrgänge 1868—1884 der „Annalen“, 


waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundesfanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
70, 127. — Neflortverhältuiffe und Perſo— 
nalien der Zentral-Marineverwaltung 70, 
188, — Berfaffungsmäßige Bejtimmungen 
71, 125. — Die deutihe Marine Akademie 
72, 925. — Neuer Fylottengründungsplan 


74, 272. — ÜEimjährig + freiwillige der 
Matrofendivifion 76, 85. — Kautionsweſen 
76, 349. — Ueberſicht der auf Widerruf 


anzuftellenden Beamten ib. 354. — lleber- 
fiht der Gefeggebung 77, 833. — Bal. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Berfaffung ꝛc. 
Markenſchutz. Beihluß des Handelstags 
1568 68, 979. — Das Reichsgeſetz (Endes 
manı) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
17, 527. ©. a, Muſterſchutz, Dänemarf ac. 
Marttverfehr 78, 608. SL, 677. 
Marihrouten f. Kriegsverhältniſſe 52, 668. 
Maſchineninduſtrie 72, 393. 
Matrifularbeiträge. Etat derfelben 69, 


253. Berichte des Ausſchuſſes des Bundes» 
raths für Rechnungsweſen vom 3. und 
15. Juli 1868 über die Zuläffigleit der 


Erhöhung derjelben 69, 274. — Statijtif 
derjelben 71, 690; Berechnung für 1871 
1,698. — Berechnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matrikularbeiträge vom finanzrecht- 


then Standpunft Laband) 73, 519. — 
Statiftit für 1868—1875 74, 1010. — 


Erſetzung derfelben durch Reichseinlommen— 
ſteuer Hirth) 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1850/81 50, 497; 
für 1883/84 8, 563, 

Maturitätszeugniffe der Gymnaſien 74, 
1671. 

Medlenburg. Zoll-Uebereinfommen mit 
Frankreich 68, 233. Anfchluß an den Zoll 
verein 68, 1117. Organiſation und 
Berional der oberen Behörden ev 291. 
Miltärfonvention mit Preußen 72, 1569, 
— S. a. Auswanderung, Bollsvertretungenzc. 


Medizinalperſonen im preuß. Staate 
76, 637. S. a. Aerzte. 
Medizinalpolizei, Ueberſicht 77, 804. 


Kurpfuſcherei 81, 435. Heilgewerbe 81, 681. 
Meßkonten SO, 668. 
Metallinduſtrie 72,392. — S. a. Eiſen ꝛc. 
Mexiko, Handelsvertrag 73, 325. 80. 825. 
Militärauwärter 16, 76. 82,556. S. a. 
Beamie. 
Militärbudget (Seybel) 
S. a. Kriegsweſen. 
Militärkonventionen (Preußens mit 
dentichen Bımmdesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— ©, ferner unter den betr. Bundesſtaaten. 
Militärgefeggebung, Sf. Kriegsweſen, 
Peuftonen, Invaliden, Berfafiung (XI. Ab- 
ſchnitth. 


1502. 


75, 
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Militärpenſionsérecht (Seydel) 75, 53. 
1507. 


Militärpflichtige, Rörperbefchaffenbeit 81, 
483 83 
Militärfonder rechte (Seydel) 75, 1483. 
Militärftrafgefetbud 73, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärvermwaltung, f. Kriegsweſen xt. 
Milliarden, ſ. Kriegsentichädigung. 
Milzbrand, f. Beterinärpofizet. 
Mintifterien der Bımdesitaaten, j. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sachſen u. ſ. w. 
Minifterverantwortlihteit 71, 
74, 252. 
Monographien, 
716, 213. 
Motive zu Gefetentwürfen, Bedeutung der— 
felben (Eudemann) 75, 1205. 
Münzmwefen. Beſchlüſſe des deutſchen Han- 
delstags vom Oktober 1868 68, 974. 
Währung und Münze, von Koh Prince» 
Smith 69, 143. — Denffchrift, betr. deutiche 
Miünzeinigung vom Ausfchuffe des deutfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
nebjt zahlreichen ftatiftifchen Beilagen und 
einer lithogr. Tafel 69, 729— 854, — Er: 
mwägungen umd Fragen zur Münzenquéte 
(Bromemeria des nordd. Bundesratbs) 70, 
451. — Die wirtbichaftlidden Geſetze des 
Uebergangs zur eis kn von G. D, 
Augspurg 71, 757. Zur Münzreform, 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln 71, 
825. — Das Gefeß, betr, die Yusprägung 
von Reichsgoldmünzen, vom 4. Der. 1871 
(vollftändige Wiedergabe der Reichstagsver— 
handlungen) 71, 647—857.  Dentichrift 
über die Ausführung des Geſetzes ib. 858. 
— Die Berlängerung der Banfnoteniperre 


280. 
rechtswiſſenſchaftliche, 


(Rede Bambergers) 71, 1333. — Gutachten 
der Kölner Handelstammer (Juni 1872) 
ib. 1351. — Verhandlungen des Reichs— 


iags über die Münzfrage 1871—73 74, 
180. 297. 354. — Das Münzgefeb vom 
9. Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
des Heichstags) 74, 545. — Zweite Dent- 
ſchrift des Reichslanzlers, Stattjtit der Aus» 
prägungen ꝛc. 74, 618; dritte Dentichrift 
ib. 875; vierte Dentichrift 76, 180. (Ans 
lagen und ſtatiſt. Ueberfichten hierzu ib, 191); 
fünfte Dentichrift 77,353. (Anlagen 2. 366): 
fechfte Dentichrift 79, 905; fiebente Dent- 
ſchrift 79, 923; achte Deufichrift 80, 508; 
neunte Denkichrift 82, 134. — Geſetz betr. 
Abänderung des Art. 15 des Münzgeſetzes 
76, 203. Die Wertbrelation der Edel» 
metalle (mirthichaftsgeichichtliche Skizze von 
Spetbeer) 75, 297. Miinzreform und 
Mechjelfurie (E. Naſſe) 75, 595. Ums« 
rehnung der Aktien in Reichsmarkwähr— 
ung 75, 1197. 76, 202. Stlberabfluß 
nah Oftaften. ib. 1708. — Das Sinken des 
Silberpreifes 76, 527. — Einheit im Miünz- 
weſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — Ueberfidht 
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aller Gefete 77, 817. — Das deutiche Münz— 
foftem in Gefahr? (Soetber) MW, 76. — 
Deutjche Dentihrift zur Barifer Münzlkon— 
ferenz 81, 474. — Zur Bährungsfrage 
(v. Debend?) 8, 401. — ©, a. Gel, 
Bankweſen, Bapiergeld ꝛc. 
Münzhoheit des Staats 73, 363. 
Münzvertrag vom 24. Yan. 1857 68, 129. 
Mufiziren im Umberzichen 76, 80. 
Muſterſchutzgeſetz, das deutiche, (3. Lande 
raf) 76, 743. (1. Einleitung 745, IL. wer 
at Auſpruch auf das neue Mufterichutgeieg 
745, III. was kann Gegenstand des Mufter- 
Ihutes fein? 746, IV. die formellen Vor— 
ausfeßungen des Mufterrehts 745, V. die 
Garantieen des Muſterrechts 752. Anlagen. 
A. Das Geſetz vom 11. Janunar 1876, 754. 
B Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung 
und den Seichäftsbetrieb der künſtleriſchen, 
pbotographiichen und gewerblichen Sach— 
verftändigen-Bereine 757. C. Beſtimmungen 
über die Führung des Mufterregiiters 708.) 
— Bericht von W. Endemann 77, 640. 


N. 


71, 706. 73, 17. 

Nahrungsmittel, Berfälichung derſelben. 
Dentichrift des d. Landwirthſchaftöraths 77, 
1079. — Geſetz von 1879 81,433. — Das 
Geſetz nebit Erläuterungen x. 83, 781. 

Namszanowski, Armeeprobſt 72, 1113, 

Natiomalitätsprinmzip, das, in der 
Staatenbildung, von R. Gneift 72, 929. 

Nationalverſaämmlung, franffurter, 71, 7. 

Naturalijation, ſ. Neichsangebörtgfeit. 

Naturalleiftungen im Frieden (Scydel) 
75, 1081, 1200, 

Niederlage:-Negulativ 69, 995. 73, 170, 

80, 3. Bgl. a. Zollgeſetz, Zölle, 

Niederlande, Handels» und Scifffahrts- 
vertrag 73, 314. 80, 815. Stempelfteuern 
81, 804. 

Norddeutiher Bund, j. 
Neichstag ꝛc. 

Nord-Oſtſee-Kanal 74, 273. 

Normal-Eichungskommiſſion 80, 11, 

Normativbefiimmungen (W. Endemann) 
73, 397. 

Notartatsorduung 72, 157. 

u il Begriff desjelben (Hirth) 75, 

293. 


Berfaffung 


O. 


Oberhaundelsgericht, ſ. Gerichtshof. 

Oberkircheurath, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213. 

Oberrechnungskammer, preußiſche 70, 
218. — ©. auch Finanzrecht. 

OD effentlidhes Recht ꝛc. ſ. Staat, VBerwalt- 
ungsrecht u. j. w. 

Defterreih. Friühere Verträge 68, 235. 
Handels: und „Zollvertrag mit Defterreich 


| Papiergeld. 
Nachläſſe an den Militäransgaben 69, 191. 





Alphabetifches Geſammt⸗Regiſter 


vom 9. März 1868 (mit Einleitung und 
Erläuterungen) 68, 545. 71, 546. 73, 322. 
— Abkommen wegen der Uebernahme Aus- 
zuweifender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Bauk (Lucam) 76, 862. — Denlſchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422. 
— Der Handelsvertrag vom 16. Dezember 
1878 79, 335; Denlſchrift dazu ibid. 609. 
— Verhältniß zum Bollverein 80, 629. 673. 
821. — Uebereinfunft wegen Urfundenbes 
glaubigung 81, 404. — Der Handelsver- 
trag von 1881 81, 517. 

Offiziere, ſ. Mititärverwaltung. 

Olympia, Ausgrabungen zu, Neichefubven- 
tion bierzu 80, 35. 

Ommnibusgeiellichaft, parifer, 76, 234. 

Option in Eljaß-forbringen 72, 1293. 73, 
971. 

Orden und Kongregationen der latholiſchen 
Kirche in Dentichland 75, 1381. — Z. a. 
Jeſuiten ꝛc. 


P. 


Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konfolidation des deutſchen Staatepa- 
piergeldes (vom Herausgeber) 71, 1103. — 
Rechtsgutachten von W. Endemanm 73, 361. 
— Berhandlungen des Reichstags 1873 74, 
300, — Die Ausgabe von Reichspavpiergeld 
(Hirtb) ib. 715; Tabelle 719. — Reichs- 
kafjenicheine, Münzreform und Reichsbauk 
(2. Bamberger) 74, 1601. — Weſen des 
Papiergelds (Roesler) 75, 374. — Reichs- 
kaſſenſcheingeſetz Endemann) 75, 1186. — 
2. auch Bankweſen, Münzfrage. 

Papit. Die deutiche Sefandtichaft beim Papft 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Bapft Pius IX. und das deutiche 
Reich (der Koloß und das Steinhen) 72, 
1227. — Kaiſer Wilhelm und der Papft 
(Briefwechiel) 74, 135, 

Paraguay, Handelsverrrag SO, 621. 


Paris. Die Nahrungsforgen des Parifers 
17, 254. 
Paßweſen. Geſetz vom 12, Oftober 1867 


68, 903. — Ueberfihht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Reichs- 
geſetzgebung 71, 210. 

Patentwefen, Uebereinktunft wegen Ertbeilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien v. 
21. September 1842 68, 139, — Moti- 
birter Antrag des Bundeskanzlers betr. die 
Neforn der Patentgejeggebung 69, 33. 
Denkſchrift von W. Siemens 69, 41. — 
Neichspatentgefeb 73, 357. Patenttaxe im 
deutichen Reiche 75, 625. — Entwurf eines 
Patentgefegpes 77, 325. — Dentichrift des 
Patentichutvereins 77,505. — Reichs Patent» 
geſetz v. 25. Mai 1877 77, 914; Berord» 
nungen ꝛc. hierzu 77, 921. 924. 1011. 
Erfahrungen mit dem Geſetz 79, 541. — 


über die Jahrgänge 1868— 1854 der „Annalen“. 


Etat Des Patentamtes SO, 14. — 
des Parentamts für 1878 80, 479. 

Pauſchſummen-Etat, ſ. Kaflenwejen, Mi— 
litärverwaltung u. ſ. w. 

Penſionen. Das Reichs-Militär-Penſions— 
geſetz vom 27. Juni 1871 und die Kaiſer 
Wilhelms-Invalidenſtiftung 71, 1001. Er— 
laß des Kriegsminiſters v. 27. Juni 1871 


Bericht 


72, 181. — Finauzrechtliches über Benfionen 
3, 41. — Das Miltärpenfionarecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Benfton 
16, 83. Das Penſionsrecht der Reichs— 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 434. — ©, a. Beamte, 


Invalidenfonds ꝛc. 

Perſien, Handelsvertrag 73, 316. 74, 100. 
308, 80, 816. 

Perſonalunion 71, 60. 

Perjonenitand, Vorichriften zur Feſtſtell— 
ung desſelben in den einzelnen Bundes— 
ſtaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Tranumgen im 
Preußen 77, 235. — Vgl. a. Zivilehe. 

Petroieumlager 80, 665. 

Betroleumfteuer, j. Zolltarii. 

Brandbriefe, zur Frage des Fauſtpfand— 
rechts Hecht) du, 304. 

Pferdebeſtand militäriſcher in Preußen 
247, 

Photographien, Urheberrecht 77, 640, 

Polizerlide Geſetzgebung des Reiches 71, 
209. ©. a. Gewerbeordnung, Veterinär— 
polizei ac. 

Portugal, Handelsvertrag 73, 328. 80, 826, 

Poſtüberſchüſſe, Wutbeile der Bundes— 
ftaaten daran 69, 2-41. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Urbuung deijelben 71, 198. 
Gefeßgebung über dafjelbe 72, 494. Reichs— 
eigenthum 73, 428. Berwaltungsfompetenz 
des Reiches 78, 492. — Berichmelzung der 
Telegrapbie mit der Poft 75, 1730. 76, 205. 
— Das Amtsblatt 76, 104, — Abgrenzung 
des Geſchäftskreiſes des General Bofimetjters 
2c. 76, 205. — Bezirls- Boft- und Tele 
graphenbebörden 76, 210. — Kautionen der 
Poſt⸗ und Telegrapbenbeamten 76, 344, 350, 
368. — lieberjicht aller Geſetze und Bere 
ordnungen bis 1877 77, 815. — Die revi— 
dirte Heichs: Poftordnung von 1879/83 83, 
491. — Berichtigung 83, 765. — S. a 
Bojtverwaltung, Telegrapbenvermwaltung. 

Boftipartafien 78, 807. — Zur Frage der 
Einführung derfelben (Dehn) 83, 649. 

Poitvermwaltung. tat derielben 69, 224, 
71, 693. — Statiftif der Poftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dal, pro 1869 70, 493. 
— Hefjortverhältniffe der Bundespoftbebör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gebaltsaufbejler- 
ungen und Reorganiſation des Beamten: 
wefens 71, 725. — Auszug aus dem Regle— 
ment für die Annahme und Anftellung von 


* 


22 


77. 
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Zivil- und Militäranwärtern 71, 733. — 
Grundſätze für die Ueberleitung der vorhan— 
denen Beamten in die neue Organiſation 
71. 738. — Herſtellung eines Dienſtgebäu— 
des für das Generalpoſtamt ib. 741. 
Die gemeinſamen Zentral-Poſtverwaltungs 
koſten 71, 746. Denkſchrift, betr. den 
allgemeinen Poſtkongreß 71, 751. — Deutſche 
Reichspoſt und bayeriſche Poftverwaltinig 72, 
597. — Das Reichspoſtgeſetz vom 28. Oft. 
1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut desſelben 
3, 1003. Erläuterungen dazu ib. 1237. 
— Die Neorgamifation des kaiſerlichen Ge 
neralpeftamts 73, 591. — Peftimmungen 
über den Verkehr mit Dev Neichspoft 78, 
1003. — Poftreglement nebii Ausführungs— 
beftimmungen 73, 1017. — Beſtimmungen 
über Den Poſttarif 73, 1127, — Zollamt— 
lihe Behandlung im Voſtverkehr 73, 1147. 
— Geldvermittelungsverkehr ib. 1163. — 
Portofretheitaweien 73, 1217. — Beichlag> 
nahme von Poſtſendungen 73, 1248. — 
Garantieleiſtungen 73, 1250. — Wechſel- 
verlehr mit Bayern, Württemberg, Leiter 
reich und Luxenaburg 73, 1255. — Ber- 
ſetznug von Poſtfekretären 74, 155. — Iſt 
die Rot im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
als Kaufmann zu betraten? ib. 1530. — 
Der internationale Poftvertrag vom 9. OR. 
74, 75, 451. Bericht Des Bundrsvatbsaus- 
ihufles dazu ib. 464. — Grlaß einer neuen 
Poſtordnung 75, 621. 1195, — Neue Bolt: 
tarifbeſtimmungen ib. 622. Ueberſicht 
der auf Widerruf anzuſtellenden Beamten 
76, 355. — Die Beruer Poſtkonferenz 1876, 
6, 780. — Ergebniſſe der Neichs: Boftver- 
waltung während der Jahre 1872— 1875, 
77, 120. 1069; im Sabre 1876 78, 36, 
— Poſtgeſetz v. 20, Dez. 1875 76, 583, 
587; 77, 642. — Aufnahme von Wechſel— 
protejten durch Poftbeamte 78, 42. — Porto— 
freiheit in Zoll: und Reichsdienſtſachen 80, 
647. — Hollabjertigung von Voſtgütern SO, 
662, 750. — Weltpofiverein: Uebereinkunft 
betr. Boftpadete 81, 477. — Die deutjchen 
Poſtwerthzeichen (Seydel) 82, 617. — Der 
Briefpeftverfehr der Erde im Jahre 1881 
(W. Schulze) 83, 393. 

Prämienverloojungen 72, 138, 74, 151, 

Präſenzſtärke des Reichsheeres 72, 426, 
3, 21. 1582. S. a. Kriegsweſen 
Militärverwaltung. 

Präzipuen, Wegfall derſelben 71, 545. 

Preisbildung (Roesler) 75, 392. Urſachen 
der Theuerung (Birth) 75, 918. Das 
jonveräne Geſetz der Preisbildung (Hirth) 
75, 1265. 

Breife Das Gefe des Preifes 532. 
— Roaaren-Duchichnittspreife in Hamburg 
(1847—1868) 69, 35 und 435; für 1869 
70, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mehrjährige Beit- 
räume von 1847 —75 77, 178; für 1876 


2, 


812 


und 1877 79, 81; Spezialüberficht für vier 
QDuartale 1877 79, 87; für die Jahre 1877 
bis 1879 80, 81, 856; für das Fahr 1880 
82, 127; für das Jahr 1881 82, 676; im 
Bremen (1851— 1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Löhne in Württemberg 75, 631.— 
Preife für den deutfchen auswärtigen Handel 
1872/73 75, 689. 695. — Durchſchnittepreiſe 
wichtiger Maaren im Großhandel 1879/80 
81, 195; desgl. im Jahre 1851 82, 517; 
desgl. im Jahre 1882 83, 739, — Ham: 
burger Waarendurchichnittspreife 1847 — 

. 1882 83, 753. Desgl. für 1882/83 84, 560. 
— ©. a. Werthberehnung. 

Prefſe. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzes 
über die Preffe, Referat von K. Bieder- 
mann 72, 85; Entwurf des Bereins „Ber- 
liner Breffe* 72, 107. 73, 357. — Ver— 
bandlungen im Weichstag 74, 160. 197. 
314. — Reichspreßgeſetz (Endemann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 
Uugehorfam 76, 84. — Das Neidhspref- 
gejeg Wehrenpfennig) 77, 178. 

Preußen Neffortverhältniffe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbebörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national« 
liberalen Partei über die Yegislaturperiode 
1868—70 des preußischen Abgeordneten- 
haujes 70, 563. — Aus dem Berwaltungs- 
bericht des Ministers für Handel, Gewerbe 
und öffentl. Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preufß. Staats 
(R, Gneift) 74,503. — Stenerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520, 78, 439. 
— Zur MWobhlhabenbeits- und Steuerftatiftif 
preuß. Städte 78, 442. — Nltersftufen 


der preuß. Bevölkerung 78, 658. — Innere | 
Reich, deutfches, Organismus desjelben (2. v. 


Wanderungen der preußischen Bevölkerung 
s2, 607. Ermerb und Berluft der 
Staatsangebörigfeit 82, 611. — ©. a, 
Volkszählung, Finanzweſen, Grundſtener, 
Einkommenſteuer, Kommunalſteuern, Ge— 
werbeſteuer, Gewerbeordnung, Subhaſta— 
tionsorduung, Unterſtützungswohnſitz, Volks— 
ſchulen, Schulaufſicht, kirchenpolitiſche Geſetz- 
gebung, Verwaltungsreform, Provinzial- und 
Kreisordnung ꝛc., Reiche angehörigkeit, Banf- 
weſen, Sparkaſſen, Wahlgeſetze, 
Privatrecht, ſ. Zivilrecht, Rechtsgebiete ac. 
Produftion (Begriff) 75, 8. 26. 1226, ©, 
a. Preisbildung, Werth. 
Produktivität (Roesler) 75, 259. 
PBrogreffion, ſ. Einfommenftener. 
Promulgation (Yaband) 78, 372, 
Provinzialbebörden in Preußen 70, 219, 
und 249. — 5, a. Kreisorduung. 
Provinzialordnung, preußiiche, 75, 1598. 
77, 305. 
Prozeßordnung, 7. 
prozeß. 


Zivilprozeß, Straf- 


SD. 
DQuartalsertrafte 9, 771. 


| 
| 
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Quartierleiftungen im Frieden 74, 1037. 
75, 1081. 1201, 


NRealunion 71, 60. 

Nealtion, die wirtbichaftlihe (Wehren— 
pfennig) 77, 319. 

Reblauseinfuhrsl, 434. — Fnternationale 
Neblausfonvention S2, 625, 83, 544—552. 

Rechnungsweſen, j. Kaffenmwefen. 

Nehnungsbof des Bundes 70, 157. 74, 
214. 257. — Inſtruktion für den R. des 
Reichs 75, 1253, 

Nehtsanwaltsordnung 79, 508. Ger 
bührenordnung 79, 1016. 81, 394. 

Nechtsgebiete, privatrechtliche, in Dentich- 
land 83, 575. 

Rechtsgleichheit. Weber Kulturpolizei und 
Nechtsgleichheit (vom Herausgeber) 73, 795. 
839. Grundſätze der Hechtsgleichheit (Ende- 
mann) 74, 419. 

Rechtshülfe. Bundesindigenat und Rechts— 
pflege (Ausichußberiht des Bundesraths 
nebit Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 
der Rechtshülfe im nordd. Bunde 69, 1031. 
— Modififation des Gejeges 71, 378. 72, 
158. — Rechtshülfe für Heichsangehörige 
(Seydel) 76, 170. — Ueberfiht 77, 833. 

Nectspflege, j. Juſtizgeſetzgebung u. |. m. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volfs- 
wirtbichaftslehre 72, 509. 73, 858. 74, 8. 
Aufgaben derjelben im Neiche 76, 6. — 
©. a. Juſtizgeſetzgebung. 

Rechtswiſſenſchaftliche Monographien 
76, 243. 

NReduttionstabellen, f. Maf- uud Ge- 
wichtsordnnung. 


Stein) 76, 5. — ©. a. Berfaffung, Reichs— 
tag u. ſ. w. 

Neihsangebörigfeit. Ausführungen zum 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgejeg von 
Dr. Tb. Yandgraff 70, 625. — Reichs- und 
Staatsangehörigkeit, von L. v. Röune 71, 
151. — Abänderung des Geſetzes 71, 381, 
Wortlaut des Geſetzes ib, 653. — Das 
Recht der Staatsangehörigfeit im inter 
nationalen Verkehr (v. Martitz) 75, 793. 
1113. — Erwerb und Berluft der Reiche» 
und Staatsangebörigfeit in Preußen 1873, 
75, 1383. — Die deutfche Reichs- und 
Staatsangehörigkeit (ſyſtemat. Darftellung 
von M. Seydel) 76, 135. (Spezielles Fu- 
baltsverzeihniß bierzu ib. 179.) Nachtrag 
zu Ddiefer Abhandlung S1, 67. Die 
Koften der Naturalifationsurkunden (Th. 
Landgraff) 76, 729. — Das deutſche Naturali- 
fationsverfabren (M. Seydel) 76, 733. — 
Der Fall Bauffremont (Th. Yandgraff) 76, 
1022. — Ueber den deutjch-amerifan. Ver— 
trag vom 22. Febr. 1868 (Wejendond) 77, 
204. Zur Frage der Entlaffung von Re— 
ferviften zc. aus dem Neicheverbande S1, 67. 





über die Jahrgänge 1868—1884 der „Annalen“. 


— Statiftifches SL, 482. 82, 611. — Zum 
Geſetz über Reichs- und Staatsangehörig- 
feit (Sendel) 83, 577. 

Reichsarchiv. Ueber die MWiederherftellung 
eines R's und über Reformen im Ardiv- 
weſen von Frhr. v. Hagke 68, 451. 

Reihsarmenredt, fiche Unterftügungs- 
wohnſitz. 

Reichsbank, ſ. Bankweſen. 

Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ꝛc. 

Reichsbevollmächtigte Zölle 
Steuern 80, 803. 

Reichsbürgerthum 74, 20. — Bgl. a. 
Reichsangehörigkeit ꝛc. 

Reichſseigenthum 72, 1447. 73, 412. 422. 
74, 255. 403. 

Reihseinfommenftener, ſ. Einflommen- 
fteuter. 

Reihseijenbahnamte, ſ. Eifenbahnen. 

Reichsgeſetzblatt 71, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Rönne 71, 45. 62. — S. a. Verfaſſung. 

Reichsgoldmünzen, ſ. Münzfrage. 

Reichshauptkaſſe 80, 786. 

Reichshaushaltsetat, ſ. Finanzweſen. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Milttärverwalt- 
ung x. 

Reichsjuſtizamt 7%, 1216. 77, 335. Die 
Aufgaben desfelben (Mede des Präf. Fried» 
berg) 77, 680. 

Reichskanzlei, Etat derfeiben 80, 3. 

Reichskauzler. Seine verfaflungsmäßige 
Stellung und Berantwortlichleit 71, 275. 
— Die Subititutionsbefugniß des Neiche- 
fanzlers nach deutſchem Staatsrecht (M. Feel) 


für und 


78, 402. — Rede des Fürſten Bismard 
78, 5038. — Das Stellvertretungsgefeg vom 


17 März 1878 78 (M. Jost) 78, 761. 
Das uene Wirthichaftsprogramm des Frürften 
Bismard 79, 219. — Beben des Fürſten 
Bismard: über die Reviſion der Reichsver— 
faffung 70, 324. 326; über die Krieystoften- 





Anleihe ib. 686; über den Frieden mit | 


Frankreich ib. 876; über den Anfchluß von 
Elſaß-Lothringen ib, 851. 928. 948; über 
die Konvention mit Frankreich 72, 176, — 


Finanzreformpläne des Fürſten Bismarck 


80, 626. 81,338. — Die Stellung des Keichs- 
fanzlera nach dem Staatsrechte des deutfchen 


Reichs (P. Henſel) 82, 1-60. — ©. a. aus: | 


mwärtige Berbältnifie, Bundesrath, Elſaß— 
Lothringen, Kaifer, Reichstag, Verordnungs— 
recht, Berfaffung xx. 

Reihsfanzleramt. Etat desfelben 69, 165. 
Erweiterung des Etats 71, 707. — Reſſort— 
verhältniſſe deſſelben 70, 156. 71, 285. — 
Organifation und Etat desfelben 77, 335. 838, 
80, 4. 

Reichskaſſe, ſ. Kaffenmwefen. 

Reichskaſſenſcheine, ſ. Papiergeld. 
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NReihstommiifariate SO, 8. 

Reihsfontrole für Zölle und Stenern 80, 
797. 810, 

Reichsmilitärgeſetz, 
78, 1549, 

Neihsoberhandelsgericht 73, 351. 
©. a. Serichtähof, 

Reichstag. (S. a. Berfaffung.) Der kon— 
ftituirende nordd. Neichstag 71, 28. Recht- 
liche Natur des Reichstags ib. 243; feine 
Zufammenfegung ib. 2455 Bedingungen und 
Dauer feiner Thätigfeit ib. 252; Rechte des 
Reichstags ib. 257; perjönliche Hechte feiner 
Mitglieder ib. 264. — Mitglieder desielben 
im jahre 1868 68, 433. Gefchäftsorduung 
bom 6. Juni 1868 68, 913. Geichäftsord- 
nung des deutichen Werchstags 71, 267. 
Thronreden zur Eröffnung und zum Schluffe 
des fonftituirenden Reichstags 68, 1061, der 
1. ordentlichen Seffion 68, 1066, der 2. 
ordentlichen Seifton 68, 1068, der 3, ordent- 
fidyen Seſſion 69, 1095, der 4. ordent— 
lihen Sefftion 70, 1. u. 617, der 1. außer: 
ordentlihen Seſſion 70, 717. tat des 
Neichstages 69, 170. — Bericht des Bor- 
ftandes der wattonalsliberalen Bartei (von 
Ed. Lasker) über die Vegislaturperiode 1967 
bis 70 70, 563. — Ueberſicht der Geſetz— 
gebung des nordd. Bundes und des Boll 
vereins 1867 bie 1870 70, 721. Die 
Gründung des neuen Reiches 70, 735. — 
Nichtgemeinjchaftlichkeit bei den Berathurngen 
der einzeluen Gegenftände 70, 755. — Er: 
Öffnung des erjten Ddeutichen Weichstags 
(Thronrede und Adrefle) 71, 313; Schluß 
deſſelben ib. 1041. — Thronreden zur Er— 
öffnuug der Tl. Seffion (1871) 72, öl, der 
III. Seffion (1872) 72, 1629. — Die Mit— 
glieder des deutichen Reichstags (biograph. 
Notizen) 72, 191-— 282 ; Frafttionsverzeichnif 
ib. 282. — Statiftil der Wahlen zum erften 
deutfchen Reichstag (von J. Kuorr) 72, 287. 
— Thronrede zur Eröffnung des Reichs: 
tags 1873 78, 1641. — Wüdblide auf die 
I, Yegislaturperiode des deutſchen Reichs— 
tags (1871 bis 75) 74, 130. Erfte Seffion 
ib, 142, Zweite Selfion ib. 162. Dritte 
Seſſion ib. 201. Vierte Seifion ib. 245, 
— Vorläufiger Bericht über die 1. Seffion 
IV. Yegislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede ib, 1129. Verhaft⸗ 
ung von Reichstagsmitgliedern während der 
Sitzungsperiode 76 82. — Bericht über 
die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77, 257. — Geſchäftsordnung des Neiche- 
tags nebſt Bibliotbefordnung 77, 490. — 
Ueberficht der Geſetze und Verordnungen 
über den Reichstag 77, 843. Ergebniß ber 
Neichstagswahlen 1878 79, 574, — (tat 
des Reichstags SO, 18, — Die Wahlen zum 
Reichſtag 1871-1875 80, 333. — Der 
deutiche Reichstag rechtswiſſenſchaftliche Dar- 
ftellung, Zeydel) SO, 352. — Stellung des 


Entwurf beilelben 
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Neichsfanzlers zum Reichstag 82, 15. — 
Statiftif der Neichstagswahlen 1881 82, 542. 

Reihstagsgebäude 74, 289. 

Reibsverordnungsredt,f. VBerordnungs- 
recht. 

Neihsverwaltung, 
76, 9. 

Neihsverfaifung, ſ. Verfaſſung. 

Religionsbekenntniß in Preußen 75, 634. 

Reſervatrechte in der Heihsverfaflung 72, 
423. Authentiſche Erflärungen ſüdd. 
Miniſter 72, 1585. — Der Begriff der 
Sonderrechte nach deutſchem Reichsrecht (von 
Laband) 74, 1487. — Die Sonderrechte 
der deutſchen Staaten und die Reichsver— 
faſſung (von Loening) 75, 337. — S. a. 
Bayern, Bundesſtaat, Verordnungsrecht, Ver— 
faſſung ꝛc. 

Reſtverwaltung 73, 5365. 

Retabliſſementskoſten 72, 
1466. 73, 70. 74, 261. 

Nettungsanjtalten 8%, 41. 

Neunk GFürſtenthümer). Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 691. 

Rhederei, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen ıc. 

Rheinbund, Geſchichte desfelben 71, 2. 

Rbeinihifffahre W, 658. 

Rinderpeſt, Geſetzgebung darüber 71, 210. 
717, 635. Dentichrift über deren Vor— 
fommen 1872 bis 1377, 78, 512, 629. — 
Betkanntmachung, Gebührniſſe und Koften- 
erftattung betr. 79, 602. ©. a. Beterinär- 
polizei. 

Robben, Sconzeit 77, 6.36. 

Rom, Casa Zuccari 80, 41. 

Roß, j. Veterinärpolizei. 

Rübenzuder, ſ. Zucer. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaſſenſchafts— 
regulirung 75, 1175. — Erbrechtsverhält- 


Charakter derſelben, 


1371. 1392. 


| 
| 
| 





niſſe Neichsangehöriger nad) der Konvention | 


von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Boll 
verhäliniffe 80, 528. 
S. 


Sachſen (Königreich). Behördenorganiſation 
und Perſonalien 70, 258. — Militärvertrag 


mit Preußen 71, 106. — Die Steuerreform | 


(F. Seniel) 74, 1373. 5, 1519. 76, 9. 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 

Salz. Uebereintunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mat 1867 68, 
119. — Bundesgeieg vom 12. Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftil der Zalzftener in den 
Sahren 1868-70 71, 575. — Die Bes 
ftimmungen über die Salzitener (vd. Aufſeß) 
73, 203. 74, 93. 75, 888. 76, 794. 80, 
621. 697. 704. — Statiftit 74, 916. 75, 
902. 76, 93. 802. 

Sanftion der Geſetze (Laband) 78, 351. 

Schatanweijungen 73, 44. — ©. a. 
Anleihen, Schuldenweſen ꝛc. 


| 


| 


Alphabetifches Gefammt-Kegifter 


Schauſtellungen 76, 79. 

Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434. 
1195. Gejegentwurf und Kommiſſiousbericht 
ib. 1219, 1317. — Das jdiederichterliche 
Berfahren nah dem Entwurf der Zwilpro— 
zeßordnung 75, 153. — Die g. Schieds- 
gerichte in Preußen 77, 96. — ©. Arbeiter 
frage, 

Schiffer, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen zc. 

Skhifffahrtsabgaben, Aufbebungen in 
Preußen 68, 238. ©. a. Flößerei. 

Schifffahrtsſtatiſtit. Organijarıon derielben 
0, 70. Bejtand der deutſchen Seeſchiffe 
Anf. 1883, 54, 62. 

Schifffabrtsverträge 80, 812. 

Schiffsbau. Beftimmungen über die Ge— 
wäbrung einer gollvergütung für Die ver- 
wendeten Materialien 71, 1530. 73, 186. 

Schifiemeldungen 81, 457. 

Schiffsunfölle an der deutſchen Küfte 
1867 —73, 76, 218. — Geiellichaft zur Rett- 
ung Schifjbrüdiger 78, 111. Berbütung 
des Zuſammenſioßens auf See SL, 437. 

Schleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwischen Preußen und Oeſterreich 71, 17. 
— Offiziere der ehem. Schleswig-Holftein- 
iſcheu Armee 73, 441. 

Schleuſengelder 80, 646. 

Schlußnotenftempel, j. Stempelfteuer. 

Schöffengerichte, Zuftändigfeit nad dem 
74er Entwurf, 75, 239. 

Schulaufſichtsgeſetz, das preußtiche, 72, 
1029— 1101. Erlaß zur Ausfübrung des» 
jelben ib. 1102. Die Ztellung der Geift- 
lichkeit zu dem Geſetze ib. 1103. 74, 24. 

Schulbildung in Preußen 75, 634. Schul- 
bildung der 1575—1879 in der beutfchen 
Armee eingeftellten Nefruten SO, 238. 

Schule, j. Fortbildungsichule, Gymnaſien, 
Boltsichule ac. 

Schulgeieggebung 73, 824. 74, 3. 

Schuldenweien des Reiches 69, 287. 
71, 147. Schulden der Bırndesftaaten 69, 
309. Die preufiihen Staatsfchulden 69, 
607, Die Bundesſchulden-Kommiſſion 
70, 160. — Die eriten drei Berichte der 
Bundesshulden-Kommiffion für die Jahre 
1868, 1869 und 1870 71, 665. — Die 
Kriegstoftenanleibe vom Jahre 1871 71, 
680. — Bericht der Reihsichulden-Kommil- 
fion für das Jahr 1871 72, 1359. — Die 
Neichsichulden (finanzrechtlidh, von P. Labaud) 
73, 435. 460. — Bericht der Reihsichulden- 
Kommilfion für 1875/76, 77, 380; für 
1876/77 ib. 973. 

Schuldhaft, Geſetz, betr. die Aufhebung 
derjelben vom 29. Mai 1868 68, 806. 
72,135. Frage der Wiedereinführung S1, 402, 

Schulzmwang, Theorie desjelben 74, 14. 

Schutzzoll, j. Zolltarif. 

Schuß und Trutzbündniſſe 
mit den Südftaaten 71, 33. 


Preußens 


über die Jahrgänge 1868— 1884 der „Annalen“. 


Schwarzburg-Sondershaufen. Reſſort— 
verhältmiife der Behörden 70, 687. 

Schweden, Zollvertrag 828. 

Schweiz, Handelsvertrag SO, 673. 823. — Die 
Bundesverfaſſung der Eidgenoſſenſchaft (Gar— 
— 75, 489. Bundesſteuern ib, 785. 

Das Bundesgericht (Laudgraff 76, 106. 


— (1874er Eutwurf) 75, 239. 
Seebehörden, Seeunfälle (Bereits) 76, 
1001. 


Seeleute ſ. Marine, Handelömarine, Horte 
inlatweien ⁊c. 
Scemannsorduung 78, 343. 74, 68. 


224, 380, 
Seerecht, j. Strandungserdimung zc. 
Seeverkehr, ſ. Hafeuregulative, Schiiffahrt zc. 
Selbſteinſchätzung, ſ. Einkommenſteuer. 
Selbſtmorde, ſ. Unfälle, 
Selbitverwaltung, Begriff derielben 73, 
1444, 74, 28 84, 283. 305, in 
Preußen (Webrenpfennig) 77, 305. 
Servis, ſ. Militärvermwaltung. 
ſSasigeſ etzgebung, ſ. Medizinal- und 
Veterinärpolizet, 
Siam, Handelsvertrag 73, 318, 
Silberwährung, ſ. Miünzfrage. 
Sonderrechte, ſ. Reſervatrechte, 
weſen ꝛc. 
Sonntagsarbeit 73, 1471. 
Sonutagsrube, Störung Derjeiben, 76, 76. 


— 
— 


N riegs⸗ 


Souperänetätn. Selbſtverwaltung Roſin) 
83, 265, 
Soziale Fra ge 3, 796. 1471, 1536, 74, 


9, 33. 322. — 5. 
Arbeiterfrage, Freihändler, 
Sozialdemofratie 73, 812. 74, 39. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Geſetz zur Abwehr ſozialdemokratiſcher Aus— 
Ichreitungen, Entwurf vom Mai 1878 78, 
757. — Preußiſcher Entwurf vom Auguft 
1878 78, 921. — Vorlagen an den Reiche» 
tag mit Motiven und Anlagen 78, 9839. — 
Bericht der IV. Kommiffien des Neiche- 
tags über den Entwurf 79, 27. Beſchlüſſe 
der Kommiſſion ib, 67. Aus Den Ber— 
handlungen ım Reichstage 79, 161-218 
und 225— 234, — Kommentar zum Sozi— 
aliftengefet v. 8. Gareis 79, 285; das Nad«- 
tragegejeg von 1880 80, 600, — Ueber— 
fiht Der verbotenen Vereine ib, 295, der 
verbotenen Schriften ib. 324, — Charafter- 
iftit des Geſetzes ( W. Endemann) 79, 543. 
81, 437. 
Sozialgejeßgebung Bayrıns, |. Bayern. 
Spanien. Handel» und Schiffahrtsvertrag 
mit Spanien 68, 669, 73, 322. 80, 522. 
Sparfajien in Preußen 76, 39. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157; in Württemberg 76, 
1057, — Einführung der Boitiparfaffen in 
Deutichland 78, 807, — Sparfafienweien 
und Vollsbanken in Eljaß-Yorhringen (Ch. 
Gradi 83, 426, 


Boltswirtbichaftslebre, 
Vollsbildung sc. 
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Spielbanten, Gejeg vom 1. 1868 
nebft Erläuterungen 68, 819. 

Spiellartenftempel SD, 643, 744, 786, 
797. 

Spiritusbefteuernug, ſ. Brauntwein. 

Staat uud Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, Feſuiten, 
Schwlanfficht, Namszanomeli x. — S. a. 
Sonveränetät, DEINTONTIRELENG, 

Staatenbildung, das Nationalitätsprinzip 
in der, von R. Gneiſt 72, 929, 

Staatenbund und Bımbdesitaat 7L, 8 u. 50, 

Staatsangehörigfeit, das Recht Ders 
jelben im internationalen Verkehr (F. d. 
Martit) 75, 763, 1113. Ueberſicht der Ge— 
fette ac. 4 803. Uebrigene ſ. Neichsange: 
börigteit, Vollsz zählung. 

Staatsbeamte in Preußen 77, 250. 


Juli 


Staatsbegriff (Hirth) 74, 5. 
Staatébürgerrecht, ſ. Reichdangehörigkeit. 
Staatsdtenft, rechtliche Natur desſelben 
nach deutſchem Staatsrecht, hiſt.-dogm. 
dargeſt. v. H. Rehm, 84, 565. 645. fi. 
un: Bapiergeld, Banks 
veſen, Minzfrage. 
— enkommiſſion, ſ. Schulden— 
weſen. 
Stadt und Land 74, 17. 76. 239. 78, 73. 


Stände, ſ. Wahlgejege, Volkevertretungen 

Stahl, ſ. Eiſen. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 351. 

ep ſ. Zwilehe, Berionenftand, 

Stationskontroleure 73, 304. 9), 808. 

Statiſtik. Bericht an den Zollbundesrath 
über die Reform Der Statiſtik des Yoll- 
verein: vom 28. Mat 1869 69, 641. — 
Die Kommilfion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftif Des Zollvereins und ihre Ar— 
beiten 70, 21. Ueber Gründung umd 
Einrichtung einer Neichsbehörde für Deutiche 
Statiſtik 72, 69. 1547. — Organtlation der 
Statiſtik der Zoll- und Steuerverwaltung und 


des Waarenverfehre (v. Aufſeß) SD, 755. 
— Organifation der Statiſtik in Italien 
und deu Niederlanden 79, 807. — Statift- 
iſche Gebühr SO, 623. 763. 786. Bgl. auch 


Bolfszäblung, Bevölkerung, Haudelsftatiftif, 
Verbrauchsitenern, Fiuanzweſen, Mitnzfrage, 
Eilenbabuen, Telegrapben- und Poſtverwalt— 
ung, Wahlen, Gewerbe u. ſ. w. 


Statiftiiches Amt Des Neiches 72, 69. 
1547, 80, 10. 759. — ©. Statiſtil. 
tatiftiiches Bureau in Berlin, Biblio— 


thet, 75, 938. Seminar 80, 831. 

Stein, L. v., deſſen Schrift über die Zukunft 
der Staats und Hechtswiflenschaft in Deutſch— 
land, beiprodhen von K. v. Stengel, 76, 251. 

Steinfoblenförderung in Preußen 69, 
639. 75, 637. 77, 1055. Val a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters 2c.) 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222, 

Stempeljteuer, Uebertraguug a. d. Reich 
77, 1036. Ueberficht der Stempelfteuer in 
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den dentfchen Bundesftaaten 79, 955. Reichs- 
geieg und Verordnungen S1, 768. 83, 198, 
— Ueberſicht ausländischer Beftimmungen 
81, 799. 

Sterbregifter, 
79, 109. 

Steuerlompetenz des Neiche, ſ. Finanz— 
weſen. 

Steuern, ſ. Verbrauchsſteuern. Zölle, Wechiel- 
ftempeljteiter, Bier, Brauntwein, Salz, Ta- 
bad, Einkommenſteuer, Stempel-, Erb» 
Ichaftsfteuern, Frankreich, Preußen, Elfaß- 
Fothringen, Finanzweſen ꝛc. 

Steuerpolitit, Grundſätze derſelben 
Schäffle), beſpr. v. Geffcken, 82, 681. 

Steuerreform im Reeiche, Deulſchrift des 
Keichsfanzlevs vom 17. März 1881 81, 388. 

Strafgeſetzbuch. Aus dem Entwurf des— 
jeiben 69, 657. — Zur Kritik des Geſetzes 
0, 580. — Einführung in Bayern 71, 379. 
— Kanzelparagrapb ($ 1302.) Mißbrauch 
des geifilichen Amtes 71, 983. 74, 187. 
Die Ztrafgefepnovelle vom 26. Febr. 1876 
16, 388. — Bol. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straffolonien und Fürſorge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) 83, 1. 73 

Strafprozegordnung, Vorbereitung dazu 
12, 148. 73, 348. 74, 421. 1533. — Ein» 
leitung zum 74er Eutwurf 75, 251. — Be» 
merkungen zum Eutwurf von W. Endemann 
76, 1218. Berlauf der Verbandlungen 
77, 646. — Strafverfahren in Zollſachen 
80, 679. 685, 696, 712. 730, Straf⸗ 
regiſter und wechſelſeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutſchen Reiche 82, 635. 

Strafrecht, Entwickelung desſelben 72, 121. 

73, 337. 75, 1172. 77, 632. 79, 519. — 

Ueberſicht der bis 1877 erlaſſenen reichs— 
rechtl. Geſeze und Berordnungen 77, 825. 

Strafregiſter (Nachweiſung der zur Führ— 
ung derſelben beſtimmten Behörden) 83, 199. 

Straudungsordnung 75, 1177. 80, 660. 

Straßburg, Gründung der Univerſität 28, 
959. 

Straßenmuſik 76, 80. 

Strifes 74, 33. — S. a. Arbeiterfrage. | 

Stromicifffahrt Bejchlüffe des Handels» | 

tags vom Öftober 1865 68, 975. — Der 
Elbzoll 69, 430. Ablöjung des Elbzolls 
(Etat der Entſchädigungen) 71, 709. 

Subbaftationsordpnung. Die preußiſche 
vom 15. März 1869 69, 635. 

Sprup, ſ. Zuder. 


j. Zivilehe. Statiftif 220. 76, 


T. 


Taback Materialen zur Tabadfteuerfrage (Ge— 
ſetzgebung bis zum Jahre 1868 und Stas 
tiſtil) 68, 357. Befteuerungsgeleg vom 26, 
Mai 1868 ib. 683 (Entwurf vom 7. Mai 
1368 ib. 685). #Bollvereinsländiiche Sta— 
tiftif pro 1867 68, 1098. Statiftit Der 
Tabaditeuer 1868— 1870 71, 578. — Die 





Alphabetifches Gefammt-Regifter 


Beftenerung des Tabads (Frhr. v. Aufieh) 
15, 387. 6, 793. — Zur Tabadjteuer- 
reform ( Statiftiiches und Befteuerungs- 
modus) 78, 741, 74, 93. — Statiftif 74, 
919. 75, 901. 1712. 76, 801. — Der 
Tabad im dentichen Zollgebiete (amtlicye 
Statiftil für 1876/77) 78, 214 - Bur 
Frage der Befteuerung des Tabackes (K. 
Schleiden) 78, 233. 273. — Das Tabad- 
monopol und die amerikaniſche Tabaditeuer 
(Feller) 78, 300. 449. — Das Tabadıno- 
nopol in Frankreich 78, 260. 658. 671. — 
Zur Frage der Einführung des amerifa- 
niihen Tabadjtempels in Deutſchland 78, 
621. — Wie fteht jib der Konfument beim 
Zabadmonopol 78, 672. — Ein neues Ta» 
badfteuerprojelt 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabackenquéte 78, 834. Aus dem 
Berichte der Enquéte-Kommiſſion 79, 456. 
— Der Geſetzentwurf vom April 1879 
79, 627. — Ueberficht der Beftenerung (v. 
Aufieh) SO, 6839. — Die Beftenernng bon 
1879/80 Geſetz, Bekanntmachung, Dienjt« 
vorschriften und Niederlageregulativ) SO, 
689, 875, Strafgeiegl. Beftimmungen 
S1, 435. — Materialien zur Monopolfrage 
S2, 177—236. 371-400. 489516. 

Tagegelder der Neichsbeamten 76, 381. 354. 

Tara, Beftimmungen über die, 72, 1541. 
74, W. 6, 780. 80, 655. 

Tarifreform, f. Zolltarif, Eiſenbahnen xc. 

Telegrapbenordnung 73, 310. Abänder- 
ungen 76, 761. 

Telegraphenverwaltung, Etat derfelben 
69, 243. — Btatiftif pro 1868 69, 719. 
— Zentralverwaltung (Berjonalien) 70, 164. 
— Rang der Telegrapbendireftoren 76, 351. 
— Der Worttarif der Telegramme 77, 1088, 
— Ergebniß der Verwaltung pro 1876 
78, 39, Entmwidelung des Reichstele— 
graphenweiens 79, 157. — Telegrapben- 
jtationen und Apparate 81, 486. Das 
Telegraphenweſen im deutjchen Heiche 82,237. 
— S. a. Poſt- und Telegraphenmeien. 

Telepbonie 78, 264. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Die — der⸗ 
ſelben 1872 —77 78, 751. . Baum- 
wollſpinnerei :c. 

Theuerung, ſ. Preisbildung, 

Thronrebe, ſ. Reichstag und Zollparlament. 

Thüringiiher Zoll- und Handels- 
verein 68, 33, 44. 241. 80, 614. 790. 798. 

TZollmwutb, f. Veterinärpolizei. 

Tranfitlager 80, 627. 664. 667. 

Transportweien. Denkichrift des Handels- 
tags 69, 51. 

Türlei, Handelävertrag 73, 318. SO, 818. 


u. 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21. 38. 43, 
71, 585. 73. 281. 74, 98. 75, 893. 80, 787. 

Ueberſichten, ſ. Verfaſſung, Zölle, Gefeg- 
gebung ꝛc. 


über die Jahrgänge 1868— 1884 der „Annalen“, 


Umzugstoften, ſ. Taggelder. 
Unfallverſicherung in Preußen 76, 994. 
Geſetz-Entwurf nebſt Motiven von Baare— 
Bodum 81, 69. — Die Reichs-Unfallver— 
fiherung (erſter Entwurf nebſt Begründung 
und Sutachten) S1, 97. 139. — Berunglüd- 
ungen in Preußen 1879 SL, 342. — Zmeiter 
Entwurf eines Reichsgeſetzes (Mai 1882) 
83, 323. — Grundzüge des Entwurfs vom 
Januar 1884, 54, 12. — Die Neichsunfall- 
verfiherung, (Geſetz vom 6. Juli 1884) 84, 
658. 
Unfälle :c. in Preußen 1874 75, 1724, 
Unfebibarfeit, Dogma der päpftlichen, 
Erklärung der bayr. Negierung v. 14. Oft, 
1871 72, 5. — Stellung dev preuß. Re— 
gierung zur fathol. Bewegung 72, 1011; 
Reden des Fürſten Bismard x. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug- 
niß der deutfchen Biſchöfe) 72, 1233. 
Unionsparlament zu Erfurt 71, 14. 
Unteroffiziere. Berbefferung ihrer Lage 
74, 266. 
Unterridtsanjtalten 
Neichslande 82, 71. 
Unterridbtsweien, ſ. Arbeiterfrage, Rultur« 
polizei, Volksſchulen ꝛc. 
Unterſtützungswohnſitz 71, 169. Zu— 
ſammenſtellung des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 
1870 mit dem preußiſchen Armenpflegegeſetz 
vom 8. März 1871, mit erläuternden An— 
merkungen von Dr. H. Stolp 71, 395. Al— 
phabetiſches Sachregiſter dazu ib. 436. 
Inſtruktion des preuß. Minifters-des Junern 
vom 10. April 1871 71, 443, — Das 
bayeriihe Heimats- und Armenpflegegeiet 
71, 469. 480. 495. — Unterftügung Reichs: 
angeböriger im Ausland 71, 632. — Etat 
des Bundesamts für das Heimatsweſen 71, 
713. — Präjudifate 76, 81. 86. — Das 
Neihsarmenrecht (vechtsmwifjenfchaftl, Mono— 
graphie von M. Seydel) 77, 545; Yuhalts- 
überficht hiezu S. 630. — Abänderung des 
Geſetzes über den U. 77, 1042, 

Urlaub der Neichsbeamten 76, 376. 
Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geiſt— 
igen Eigenthums 71, 217. 382. 72, 132, 

77, 638. Ueberſicht der Gefege zc. 77, 809. 
Urugiay, Handelsvertrag 73, 315. 75, 896, 
80, 816. — Auslieferungsvertrag 404. 


für Arbeiter im 


V. 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers 
82, 51. 
Berbrauchsftenern. Statiftit bis zum J. 


1866 68, 155— 218. — Gefetgebung vom 
Jahre 1868 68, 689. Statiftit für 1867 
68, 727. Statiftif für das erfte Semefter 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnahmen 
aus denielben 69, 216, — Die Gefeggeb- 
ung des Neiches 71, 30. — Statijtit für 
1868 bis 1870 71, 543. 694. — Die Zölle 


| 
| 
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und Berbrauchsfteuern ꝛ⁊c. des deutſchen 
Reichs, von Frhru. v. Aufieß SO, 609. — 
Bertrage- und verfaffungsmäßige Haupt» 
grundjäge für das Zoll- und Steuerwejen 
80, 637. — lebergangsabgaben und Ver- 
brauchsjtenergruppen 78, 251. — Vermwalt- 
ungsfompetenz des Reichs Laband) 73, 471. 
— Entwickelung der Gejepgebung 1873 (v, 
Aufjeß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den yamilienhausbalt (Hirth) 
75, 925. — Statiftif für 1870/74 74, 914. 
887. 75, 897. — Die Geſetzgebung 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 717, 282, — 
Ueberfiht 77, 820. — Zur Charafteriftit 


der Verbrauchsitenern 78, 927. (Bgl. a. 
Branntwein, Bier, Zölle :c.) 

VerbrebertdHum in Preußen, Statiſtik 
79, 74. — S. a. Straflolonien. 


Veredlungsverkehr W, 673. 
Verehelichung, ſ. Eheſchließung. 
Bereinigte Staaten, ſ. Amerifa, 
Vereinsgeſetzgebung 72, 131. 73, 346. 
74, 197. 242, 385. — Indilate des preuß. 
Obertribimals über politische Vereine 75, 145. 
Verfaſſung. Gründungsgefchichte des nordd. 
Bundes 71, 22. Die Verfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen von Dr. Metzel 
68, 1017. — Die Gründung des neuen 
Reiches (zur Geſchichte umd Interpretation 
der Verträge mir den Sildftaaten) 70, 735. 
— Die Berfaffung des deutſchen Neiches 
(Zuiammenftellung mit der nordd. Bundes- 
verfaffung) ib. 771. — Das Berfafjungs- 
vecht des deutſchen Neiches, biftorifch » Dog« 
matiſch dargeftellt von Dr. %. v. Rönne 
71, 1—312; jpezielles Inhaltsverzeichniß 
dazu 71, 311; Ergänzung dazu 72, 421. 
— Grundzüge der Berfaffung 71, 45. Kom— 
petenz des Meiches ib. 62; Berfafjungs- 
Henderung ib. 77. — Die revidirte Reichs— 
verfafjung vom 16. April 1871 nebſt den 
ergänzenden Bertragsbeitimmungen 71, 321. 
Tert der Neichsverfaflung ib. 334. Die 
ergänzenden Vertragsbeſtimmungen ib. 357. 
— Befugniffe des Neichs ac. in Bezug auf 
das Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. — 
Yaband’s „Staatsrecht des deutichen Reichs“ 
(beiproden von Meyer) 76, 656, 78, 369. 
— S. a. Bundesgejege, Bundesftaat, Bayern, 
Finanzweſen, Eljaß-Yothringen,Kaifer, Reiche: 
fanzler, Reichstag, Juſtizgeſetzgebung, Reſer— 
vatrecht ꝛc. 
Verjährungsfrift, einjährige 77, 228. 
Verkehr, volkswirthichaftliche Bedeutung des- 
jelben (Moesler) 75, 385. — ©. Handel, 
Transportwefen, WBoitverwaltung, Eiſen— 
bahnen, Telegraphen, Stromicifffahrt 2c. 
Bermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 403. 75, 1498. 
Berorduungsredht 74, 1143. 76, 7. — 
Das Neichsverordinungsreht (M. Seydel) 
76, 11. (Yaband, Meyer) 78, 376. 
Berjailler Berträge dl, 37. 359. 72, 1585, 
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Verfegung der Neihsbeamten 76, 287. 

Berjicherungsmeien. Beichlüffe des Han- 
delstags 1868 68, 979. — Die Vebensver- 
fiherung in Deutfchland (Statiftifches) 68, 
1011. — Geſetzgebung über Berfiherungs- 
recht 70, 19. 72, 129. — Ueberficht der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Keichs » Berfiherumgsgefeßgebung (von 
Th. Sendtner) 78, 773. — Wefrn und 
Arten der Berfiherung (Roesler) 75, 388, 
— Das Vebensverfiherungsgeichäft 18758 
So, 74. — Reichsgefetsliche Hegelung des 
Berfiherungsmweiens 80, 138. — Ueber 
Arbeiterverficherung 80, 492. — Die ftaat- 
lich geleitete Berf. » Auftalten in Bayern 
(Haag) 54, 65. S. a. Unfallverfiherung. 

Verträge, f. die einzelnen Staaten, mit 
melden diejelben abgefchloffen wurden. Val. 
die Ueberſicht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. SO, 812. 2. a. auswärtige Ver: 
hältuiſſe, Zollverein, Friedensverträge zc. 

Bertragsrecht des deutichen Reichs (F. 
Gorius) 74, 759. 75, 531. — (Paband ır, 
Dieyer) 78, 378. — Der Abſchluß völker— 
rechtlicher Verträge durch das deutiche Reich 
und deffen Einzelftaaten (M. Broebit) 82, 
241, 

Berwaltungsfompetenz des Neiches, von 
P. Yaband 73, 458. L. v. Stein 76, 5, 
— Meyer über Yaband 78, 382. — S. a. 
Verordnungsrecht. 

Vermwaltungsgerichte. Die Uebertragun 
der Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Das preußifhe Geſetz vom 3. Juli 1875 
75, 1619. — Bermwaltungsgerichtsbarfeit in 
Elſaß-Lothringen (Stengel) 76, 808. 897. 
— Geſetzgebung in Preußen (Wehrenpfennig) 
77, 305. 

Verwaltungsorganiſation in 
Lothringen 72, 554. 

Berwaltungsrecht, Reform desfelben 72, 
538. 75, 1307. — Deffentl. Intereffe und 
Öffentl, Klage im Verwaltungsredte (€. €. 
Feuthold) S4, 321. 

Berwaltungsreform in Preußen (Ueber- 
blid) 75, 329. — Denlſchrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver- 
bände (Sreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392, 1444, 75, 1635. — &, a. freie- 
und Provinzialordnung. 


Beterinärpolizei. Inſtruktion zum Ge» 
jete vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Beterinärpolizei-Öefeßgebung nach den reiche- 
gefeglihen Beftimmungen (Monogr. v. Ph. 
Göring) 8 , 809. Alphabetiiches Inhalts: 
berzeichniß biezu 973. S. a. Rinderpeft. — 
Beterinärpolizeilie Gejeßgebung SL, 432. 

Viehhandel, Gemwährleiftung im 78, 359. 

Viebſeuchen, ſ. Beterinärpolizei. 

Viehtransporte 77, 635. 

Bivifeltion SL, 435. 


Eljaß- 


Tr 


Alphabetiſches Gefammt-KHegifter 


| Bollsbanten, ſ. Sparlaſſenweſen, Genoffen- 


fchaften ꝛc. 

Volksbildung, Kulturpoligei und Nechts- 
gleichheit (von Hirth) 73, 795. 823. Das 
deutiche Reich und die Schule 74, 3. 

Volksſchulen, ftaatsrechtliche Stellung der- 
jelben 73, 823. — Die Reform der preuf. 
Voltsfhule vom 15. Oftober 1872 73, 897. 
— Das deuiſche Reih und die Schule (von 
Hirth) 74, 3. — Petition, betr. reichsrecht- 
liche Ordnung des Volksſchulweſens ib. 389, 
— GStatiftif der preußischen BVoltsihullehrer 
76, 237. — Das Volksſchulweſen in Breußen 
77, 93. 311. 82, 407. 

Vollsvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgeſetze deutfcher Bun- 
desftaaten (v. äL. A. v Müller) S1, 3. 

Voltswirthſchaftslehre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſeuſchaft (von H. Noesler) 72, 509. 
Ueber die Gejegmäßigfeit der volfswirth- 
ſchaftlichen Erſcheinungen (von Roesler) 75, 
1. 259. 371. — Die Bollswirtbichaftslehre 
als Wiffenfchaft (Hirth) 75, 1310. — ©. a, 
foziale ‚Frage. 

Volkswirthſchafterath, preußiſcher SO, 
961. Ernennungen hierzu 81, 91. 

Volkszählung. Reſultate der Volkszählung 
vom 3. Dezember 1864 68, 149. — Desgl. 
vom 3. Dezember 1867 (vorläufig, mit 
Aufzählung der Kreisbehörden in Preußen) 
88, 501. — Definitive Nejultate 68, 779. 
— Die ftaatsangehörige Bevölkerung fänmt- 
licher Staaten des nordd. Bundes (mitger 
tpeilt von Dr, Engel) 68, 1101. — Die 
leemännifche Bevölferung im preuß. Staat 
68, 1005. — Ueberfiht der Bevöllerung 
des Zollvereins (amtliche Anfftelung vom 
Zentralbureau des Zollvereins) 69, 855. — 
Die Zollabrechnungs-Bevölkerung für die 
Jahre 1868— 70 71, 544. — Organifation 
der Volkszählung für das Jahr 1871 70, 
24. — Bındesverfaffung und Volkszählung 
(Gutachten der nordd. Mitglieder der Kom- 
miffton zur weiteren Ausbildung der Statiftit 
des Bollvereins) 70, 445. — Vorläufige 
Ergebnuffe der Volkszählung vom 1. Dez.1871 
12, 902. — Definitive Ergebniffe mit den 
verfaffungs und geſetzmäßigen Unterjcheid- 
ungen 73, 1271. — Zoll-Dircktivbezirfe und 
Armeeforpsbezirte 74, 493. — Die V. am 
1. Dez. 1875 75, 1720, — — 
Ergebniß der V. vom 1. Dez. 1875 76, 888 
— Definitives Ergebniß 77, 471. 78, 49. 
178. 491. Anhäufung und Bewegung der 
Bevölferung in Preußen 78, 268. — Altere- 
ftufen der preuß. Bevölkerung 78, 658. — 
Bedeutung für die Zollabrechnung 80, 645. 
757. — GStädtebevölferungen in Preußen 
S1, 92, — Definitives Ergebniß der Volls— 
zählung vom 1. Dez. 1880 82, 146. — 
Bevölferungsbewegung in Deutfchland und 
Frankreich 82, 614. — Bl. auch Statiftik, 
Berufszählung, Bevölkerung ꝛc. 


über die Jahrgänge 1868—1884 der „Annalen“. 


Vollzichende Gewalt im Reihe (P. v 
Stein) 76, 5. S. a. Berfaſſung, Raifer, 
Bundesftaat x. 

Borlagen an den Reichstag 74, 162, 251, 

Borparlament in Frankfurt am Main 
71,9 


W. 


Waaren Ein- und Ausfuhr ꝛc.), ſ. unter 
Zölle, Zolltarif, Handelsſtatiſtik, Preiſe ꝛc. 

Waarenauktionen 77, 1064. 78, 738, 

Waarenverzeihuig, amtliches 75, 883. 
76, 82. 50, 655. 765. 

Baarenzeichen, ſ. Markenſchutz. 

Wahlberechtigung 72, 328. 

Wahlen, Statiftif derielben 72, 287, 
Reichstag. 

Wahlgeſetze deutſcher Bundesftaaten 
(Monographie v. L. A. Miller; S1, 3. — 
Das preußiſche Mahlge jeg für den Nordbund 
vom 15. Olt. 1866 65, 1053. — Wahlgeieg 
vom 31. Mai 1869 7, 245. 

Wahlkreiſe zum Reichstag 7 2, 291. 213. 

Wahlprüfungen 72, 347. 80, 386. 

Waifenfürforge, ſ. Bramte. 

Wanderlager i7, 1064. 78, 707. 

Wappen, kaiſerliches 76, 351. 

Waſſerrecht, das deutſche. Monographie v. 
R. Brüder 77, 1-77. 

Währung, ſ. Münzwefen. 

Wechſel (Weſen derfelben, Roesler) 75, 381, 
S. a. Banfmwejen, Papiergeld. 

Wechſelakzepte, Einbolung durch Poftauf- 
trag 77, 231. 

Wechſelfähigkeit, 
S1, 418 

Wechſelkurſe (E. Naffe) 75, 595. 

Wechſelordnung, ſ. Handelsrecht. 

Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben durch 
Poſtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Dentſchrift des Handels- 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. — Meodifikation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Statiſtik pro 
1870 71, 592. — Verwaltungskompetenz 
des Neichs (P. Laband) 73, 467. 497. — 
Statiftif der Wechfelftempelitener 73, 736. 
74, 725. Präjudifate 76, 81. — Page der 
Geſetzgebung 1880 80, 736. 786. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013, 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109. 75, 1431. 

Weingroßbandel SO, 666, 

Weinſteuer in Elſaß— Lothringen 73, 960. 
Projekt einer Reichsſteuer 74, 1002, — 
Einfuhr und Zollertrag von Wein im 
deutſchen Zollgebiet und Elſaß⸗ Lothringen 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zou— 
tarif ꝛc. 

Weltausstellung in Wien 1873 (Programm 
xc.) 72, 910, 

Weltpoftverein 


Beſchränkung derjelben 


‚ I Boftverwaltung. 





Württemberg. 
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Werth (Begriff) 75, 10. — Der Werth in 
feiner vollswirthſchaftlichen und gefellichaft: 
lichen Bedeutung (Nd. Samter) 8%, 457. — 
S. a. Preisbildung. 

Werthberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438. — lieber 
Werthermittelungen in der Handelsftatiftif 
70. 429. — Bgl. a, Handelsftatiſtik. Preife zc. 

Werthvertheilung (Noesler) 75, 268. 

Wiener Schlußakte 71. 4. 

Wilhelm-Luremburg-Eiſenbahnen 
74, 291. 

Wirihſchafthiche Intereſſenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

Birtpiaftsgenojienfhaften. Geſetz 
vom 4. Juli 1868 68, 825. 72, 130. Sta— 
tiſtik für die Jahre 1859-—1867 68, 843, 
— Statiſtik für 1873 (Pröbſt) 75, 391, — 
S. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

Wirthſchaftsſyſteme (geſchichtl., 
ler) 75, 15. 

Wittwenfürforge, ſ. Beamte. 

Wohnungsgeldzuſchüſſe 74, 267. 76, 
359. 361, 


H. Roes— 


Wolle, Wollenwaaren, ſ. Zölle, Zoll— 
tarif ꝛc. 
Wuchergeſetze, Aufhebung derſelben und 


der Schuldhaft 68, 799. 
von 1850 81, 423. 
Auſchluß an den deutſchen 
Bund 70, 769, an die Reichsverfaſſung 70, 
771. 71, 37. 41. Mihtärfonvention mit 
Preußen 71, 120. — Aufrechterhaltene Be- 
ftimmmmgen des Vertrags vom 25. Nov. 
1370 71, 359. — Einführung nordd. Bun— 
desgeſetze 71, 389. — Berechnung der Ma- 
trifularbeiträge für 1871 71, 701. — Mi— 
»itäretat 78, 46. Bierbeftenerung 6, 65. 
S. a. Wahigeſebe, Waſſerrecht, Zollverein 2c. 


Bablungsverfabren, 
76, 1031. 77, 228. 
Zeitfchrift, Aufgabe einer ftaatswiljenfchaft- 

lien 76, 3. 
Bentralbebörden, ſ. Bebörden. 
Zentralbureau des HZollvereins 72, 1586. 
73, 262, 


— Wuchergeſetz 


Reform desfelben, 


Zentralgewalt, proviforiihe im Sabre 
1848 71, 10. 
Zentrum, Reichstags-Fraktion 72, 1. 283, 


335. 1018, 74, 144, 

Bettelbanfen, J Bankweſen. 

Zeugenpflicht 82, 776. 

Zinsfuß 76, 882. S. a. Bankweſen. 

Zinſen, Geſetz, betr. die vertragsmäßigen, 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 

Zivilehe, obligatortihe 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und tommilfionsbericht von 
1873 74, 437. Das preußische Gefeg von 
1874 nebft Minifterial-Verfügungen zc. 74, 
1551. Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 
1875, 75, 641. Ausführungsverordnung 
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dazu, ib. 1553, — Bericht von W. Ende 
mann über das Geſetz 75, 1181. — Um 
waudlung von Geld» in Freiheitsſtrafen 76, 
84. — Bildung der Standesamisbezirke in 
Bayern 76, 85. — Ausführuugen v. M. 
Seydel 76, 172. S. a. Eheichlichung. 

Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 

uordd. Zivilprozeßordnuug 69, 649. Worar- 
beiten fiir Diefelbe 72, 143. 73, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das jchiedsrichterliche Ver- 
fabren, 75, 153. 1219. — ®erlauf d. Ber- 
haudluugen Endemaun) 77, 646. — Bol. 
a. Sufisgejetggebung. 

Zivilrecht, Enwickelung desfelben, 71, 125. 
73, 339, 74, 193, 310, Hede des Minifters 
Fäuſtle in der bayeriichen IL. Kammer 74, 
330. Das Neumayr'ſche Meferat ib, 339, 
— W. Endemann ib. 412, — Eine Feſt— 
‚tede Yasfer’s ib. 743. — Bericht des Fur 


jtizausschuffes über Plan und Methode bei | 


Ausarbeitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs 


‘4, 1329. Die Mitglieder der Zivilgejeg- 
buch Kommiſſion ib. 1680. Weiteres 
über den Eutwurf des Gejepbuchs (Eudemann) 
77, 1222. 77, 675. — Stand der Arbeiten 


für das Zivilgeſetzbuch im Zomuner 1876 


(P. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 


über die Arbeiten der Kommiſſion bie 1876 | 


77, 4235. — Ueberſicht der bis 1877 er- 


laſſenen zwilrechtl. Geſetze und Verordnungen | 


17, 822. — S. a. Koufursordnung, Juitiz- 
geſetzgebung ac. 

Zivilſtandsregiſter, ſ. Perfoneuftand. 

Zollausſchlüſſe, Bericht der Kommiſſion 
zur Erörterung der Frage betr. die Averſa 
sw, 531. Bei Aufſeß: 80, 634. 636. 748. 
91. 

Zoll und Handelsjyftem des Reiches, 
Einbeitlichfeit deifelben, 71, 171. 80, 633. 
— Ueberſicht fammtlicher Gefege ac. 77, 807. 
— 5. a. Zolltarif ꝛc. 

Zoll- und Steuerfredite, Abbirdung der- 
jelben 72, 1481. 74, 170. — Beftimme 
ungen über diefelben 73, 266, S. Kredite. 

Zölle Statiſtik für die Zeit bis 1868 68, 
165 — 222, Statiſtik für 1867 68, 729. 
— Statiftif für das erſte Zemefter 1868, 
68, 998. — Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnabmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organifation der 
Statiftif der Zölle 70, 71. — Statiftif der 
Zolleinnahmen zc. 1862 — 1869, 70, 343. 
— Die Reihs-Zollgefeßgebung 71, 130, 
72, 489. — Statiftif der Zölle und Waaren- 
Ein» und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und Berbraucsftenern 2c. des 
deutichen Reichs, von Frhr. v. Aufſeß SO, 
609. — Bertrags- und verfaſſungsmäßige 
Hauptgrumdiäte für das Zoll: und Steuer; 
weien 50, 637. — Bejondere Borichriften 
für Die Ein- umd Ausgangszölle SO, 650, 
— Das Abrehnungsweien 80, 769. — 


5° 


Alphabetiſches Gejammt- Hegifier 


Neichslontrole der Zoll- und Steuewerwalt- 
ung 80, 797. — Berwaltungsfompetenz des 
Reiches (Laband) 73, 471. 498. — Ent- 
widelung der Geſetzgebung 1873 — 74 (v. 
Auffeß) 74, 75. 75, 851. 76, 785. — 
Statiſtik 74, 911. 75, 897. 1389. 1701. 
16, 799. — Werth oder Gewichtzölle? 
(2. F. Seyfardt-Erefeld) 77, 135. — Die 
Sefepgebung über Zölle und Steuern 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — 
‚Ueber Schutzzölle (Hirth) 77, 896 — Han— 
-delepolitiiche Erflärung von 203 Reichs- 
tagsimitgliedern 79, 460. — Das handels- 
poſitiſche Programm des Reichetauzlers 
(Schreiben au den Bundesrath) 79, 219. 
— Eingabe des Freihandelsvereins an den 
Buudesrath 79, 358. — Nede des Herrn 
v. Riecke in der württembergijchen I. Kammer 
79, 370. — Die wichtigiten Finanzzölle in 
Deutichland und Großbritannien, 79, 571. 
Einnahmen 1879,50 50, 591. -- 2. a. 
Zolltarif, Zollverein, Zollgeſetz, Kaſſen- 
weien, Finanzweſen, Statiſtik und Handels 
ſtatiſtil, Zollausſchlüſſe sc. 
Zollbehörden in Deutſchland Reſſorwer— 
hältuiſſe derſelben, Ueberſicht der Aemter xc. 
68, 405. Die Vereiusbeamten des 
deutſchen Zollvereins (Anfang April 1870) 
70, 139. — Orgauiſation der Zoll- und 
Steuerverwaltung (v. Aufſeß) 80, 747. — 
Reichskontrole der Zoll- und Steuerverwalt- 
ung 73, 292. 74, 99. 75, 894. 80, 797. 


' Zollfartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 


Zullgebier 74, 79. 483. 75. 881. — Be 
grenzung und Bevölferung dev Zolldireftiv- 


bezgzirke 77, 478. 


Zollgeieg vom 23. Yan. 1838 68, 5l. — 
| Das Bereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 
(mit Erläuterungen und alphabetiihem Sadı- 
regifter) 69, 511. — Zur Ausführung des 
Bollgeieges (Anweisung des Buudesraths 
des BZollvereins) 69, 995. 80, 650. 


Zollordnung vom „Jahre 1838 68, 61. 
Denkfchrift des Handelstags betr. Reform 
des Zollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beitimmungen der 
Zollordnung und der Zollſtrafgeſetzgebung 
vom 18. Mai 1868 68, 679. — Bal. a. 
Zollgeſetz. 

Zollparlament. (S. a. Zollverein.) Mit- 
glieder desfelben 1868 68, 433. — Thron- 
reden zur Eröffnung und zum Schlufle der 
eriten Seſſion 68, 1070, der zweiten Seſſion 
69, 1100, der dritten Seſſion 70, 713. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Bartei (v. Ed. Laster) über die Pegislatur- 
periode 1867—70 70, 563. — Ueberficht 
der Geſetzgebung des nordd. Bundes und 
des Zollvereins in den Jahren 1867 —70 
70, 721. 

Zollftrafgeieß, Grundſätze, betr. das vom 
Jahre 1836 68, 115. — Bgl. a. Zollgeſetz. 








über die Jahrgänge 1868— 1884 der „Annalen“, 


Zolltarif (Vereins) vom 1. Juli 1865 
68, 93. Denkſchrift des deutichen Handels- 
tags über Neform des Bolltarifs 68, 249. 
Gefeß vom 25. Mai 1868 68, 649. Boll- 
tarif vom 1, Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Betroleumfteuerfrage 69, 
391. — Der Zolltarif zu Anfang des Jahres 
1870 70, 92. — Die Neform des Bereins- 
Zolltarifs vom Mai 1870 (nebft allgemeinen 
und jpeziellen Erläuterungen) 70, 325. — 
Der Zollarif vom 1. Juli 1870 an 70, 
379. — Beftimmungen über die Tara 72, 
1541. — Die Beitimmungen über den 
Zolltarif (v. Aufjeß) 73, 162. — Tarif 
reform vom Jahre 1873 74, 83. 282, — 
Redaktion des Zolltarifs vom 1. Öftober 
1873 (in der Martwährung) 77, 144. — 
har oder Schutzoll? Denkſchrift des 

orfteheramts der Königsberger Kaufmann— 
ſchaft 75, 1549. Zur Bertheidigung ge» 
mäßigter Schußzölle (%. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkichrift des Vereins der Eifenindu- 
ftriellen ib. 1695. — Ueberficht der haupt- 
ſächlichſten Schugzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Klaufel der „meiftbegünftigten 
Nation” 77, 534. — Die acquits-A-caution 
77, 535. — Der Bolltarifentwurf vom 
4. April 1879 79, 617. Motive dazu ibid. 
681 (ipezielle Ueberficht im Inhaltsverzeich- 
niß des Jahrg. 1879). Das Tarifgejeg 
vom 15. Juli 1879, 79, 993. — Lage der 
Geſetzgebung 1880 80, 623. 627. 653. — 
Abänderungen des Zolltarifgefeges in den 
Jahren 1880—82 82,674. — S. a. Zölle, 
Zollverein ꝛc. 


Zuder. 
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— Literatur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109. 71, 171. — Die Bollvereins- 
ejeggebung als Beftandtheil des Neichsver- 
Foffungsredie 71, 357. — Geſchichte des 
Bollvereins (v. Aufſeß) SO, 610. — Um- 
fang, Größe und Einwohnerzahl des Zoll- 
und Handelsgebiets des deutichen Heichs SO, 
633. — Bollvereinsbevollmächtigte 73, 306. 
— Boll», Handels: und Scifffahrtsverträge 
des deutichen Reichs mit fremden Staaten 
75, 89%. 80, 812. — Aus der Enauöte 
über die Haudelsverträge 77, 395. Gutachten 
der Handelsfammer zu Köln ib. 1049, — 
Ueberficht der deutſchen Handelsverträge 79, 
384. 562. — Bgl. a. Berfaffung (VI. Ab- 
ſchnitt), Zollparlament, Zollgejet, Bolltarif, 
Handelsftatiftit, Statiftit, Oeſterreich ac. 

Uebereinkunft wegen Beſteuerung 
des Niübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123, Befteuerung im Bollverein, in Groß- 
britannien und ‚Frankreich 68, 155. Denf- 
fchrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Neform der Zuderbefteuerung 68, 303, — 
Beſchluß des Handelstagge 68, 983. — 
Dentichrift zur Reform der Zuder- Zoll 
und Steuergefeggebung von E, Langen 69, 
361. — Die Zudefbeftenerung im Zoll— 
verein nah dem Geſetz vom 26. Juni 1869 
69, 905. — NRiübenzuderitenerftatiftif für die 
Jahre 1868—70 71, 573. — Die Beiteu- 
erung des Rübenzuckers (Frhr. v. Aufieß) 
73, 190. 74, 92. 80, 682 — Statiſtik ib. 
914. 75, 899, 1551. 76, 248. — Dent- 
Ichrift über die Reform der Zuder-Steuer 
von Witte-Roftod 83, 142. — Amtliche Be: 


Zollverein. Mittelbare Zollvereinsglieder 
68, 233. Bertrag vom 8. Juli 1867, die 
Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 
betreffend. Bericht für den nordd. Bundes- 
rath 68, 1 ff. Tert des Bertrags ib. 15. 


rihtigung zur Rübenzuder-Statiftit S4, 445. 
Zwangsverjidherung, f. Verſicherung zc. 
Bwangsvollftredung gegen Eifenbahnen 

s1, 411. 
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Sinladung zum Äbonnement 


auf das ſeit 1868 in G. Hirth's Verlag in München & Leipzig erſcheinende 


Staatsrechtliche, volkswirthfchaftliche und ftatiftifche Jahrbuch: 


Annalen des Dentihen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und SHtatifik. 
Staatswillfenfhaftlihe Zeilſchrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung von 


©. Frir. von Auffeß, Dr. £. von Bilinski, £. Boccius, MR. Burkart, Paul Dehn, Dr. I, 
v. Dorn, Dr. W. Endemann, Dr. €. Engel, Dr. X. flürl, Dr. £. Frommeit, Dr. K. Gareis, 
Dr, 3. Genfel, Dr. Bud. Gneiſt, Ph. Göring, Dr. £. Sorius, Ch. Grad, Dr. A. Hänel, Dr. 
Heine. Harburger, Dr. £. Gedt, M. Ioöl, Dr. Paul Laband, Dr. 3. Landgraf, Dr. Th. Land- 
graff, Dr. E. Laspeyres, Dr. €. E. Leuthold, Dr. 3. W. Lewis, Dr. E. Loening, Dr. £.v. Martik, 
Dr. Georg Meyer, Dr. K. 2. v. Müller, Dr. €, Naffe, 3. €. F. Wehmann, £. Perels, Dr. F. 
Perrot, Mar Pröbfl, Dr. £. Regelsberger, Dr. 3. Reit, Dr, BR. v. Riecke, Dr. ©. £rhr. von 
Ricthofen, Dr. Ludw. von Rönne, Dr. 9, Rösler, Dr. 9. Rofin, Dr. Paul von Roth, Dr. 9. 
v. Scheel, Dr. Bud. Schleiden, JZul. Schulze, Th. Sendtner, F. K. Seyffardt, Dr. €. Slevogt, 
Dr. Ad. Soetbeer, K. Sonnemann, Dr. £. v. Stein, 8. Frhr. v. Stengel, Dr. £. Thudichum, 
Dr. 9. Wefendond, Dr. Ph. Born u, A. 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar Seydel. 
Jährlich 12 ftarfe Monatshefte; vierteljährliger Abonnementspreis Marl 4.— 


Der Zwed der „Annalen ift: Mare und authentifhe Darftellung der ftaatlihen und wirth— 
ſchaftlichen Zuftände des Deutſchen Heiches; Verbreitung gründlicher Kenntniffe und fomit geläuterter 
Anfhauungen auf allen Gebieten des nationalen Staatsweſens. Durd ihre objektive Tendenz, durch 
ihre wifjenichaftlich. methodifhe und zugleih praktiſche Art und Weife der Stoffverarbeitung unter 
fheiden fih die „Annalen“ von allen anderen Publikationen politifchen Inhalts. Sie bilden 
gewiffermaßen ein fortlaufendes, den Alten der Gefeggebung und den auftaudenden Reform— 
projeften folgendes ſtaatsrechtliches, volkswirthſchaftliches und ſtatiſtiſches Handbud, das 
dem Beamten, Gelehrten, dem Politiker vom Fach, endlich jedem nach tieferer politif cher Einficht 
ftrebenden Gebildeten die unerläßlihen Grundlagen des Willens quellenmäßig und in praftiicher An- 
ordnung darbietet. Das Borurtheil, daß das Werk nur für Gelehrte und höhere Beamte von 
Werth fei, beginnt immer mehr zu ſchwinden; wie heutzutage jeder ehreuwerthe Mann berufen 
it, an den Öffentlichen Angelegenheiten lebendigen Antheil zu nehmen, jo wird fi auch diejes der 
politifhen Bildung und Aufklärung gewidmete Werk immer mehr in allen gebildeten Kreifen 
einbürgern. Auf fe Beftimmung der „Annalen werden Herausgeber und Mitarbeiter, ohne 
dem wiſſenſchaftlicheu Charakter der Publikation Abbruch zu thun, ganz befonders Rüdjiht nehmen. 

Regtswifienihaitlide Monographien, Kommentare zu Reichſgeſetzen, Berichte über Gele: 
gebung und Berwaltung, volks⸗ und ſtaatswirthſchaftliche Unterfugungen, amtlihe Publifationen, 
Denkſchriften, Handelskammerberichte, ftatiftifcde Ueberſichten, bilden Das Programm der Zeitidriit, 
die als praktiſch-wiſſenſchaftliches Quellenwerf wichtig für Minifterien, Bezirföregierungen, Gon- 
inlate, Gerihtsbehörden, Advofaten, Zollämter, Magifirate, Landratbämter, Handeld- und Ge 
werbefammern, für Reichstags: und Landtagsabgeordnete u. ſ. w. ift. 

Sntereffenten fteht ein vollftändiges Inhaltsverzeichniß Der Jahrgänge 1868—1884 oder aud 
ein completer Jahrgang zur Anfiht zu Dienften. 
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